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Liest man die jüngste Ausgabe des Schärdinger Stadtführers, so fällt auf, daß die Zeit 
von 1918 bis 1945 im Vergleich zu den vorangegangenen Epochen – das Kapitel Geschichte 
umfaßt etwa 25 Seiten – nur wenig Beachtung findet: 
Diese günstige Entwicklung [= der Aufschwung gegen Ende des 19. Jahrhunderts,
Anm. d. Verf.] wurde durch den Ersten Weltkrieg stark gehemmt und lief darnach in-
folge der Inflation, der Weltwirtschaftskrise sowie der schwierigen politischen Verhält-
nisse nur zögernd wieder an. Der Zweite Weltkrieg setzte dann erneut einen scharfen 
Einschnitt und brachte neben all dem Flüchtlingselend zu allerletzt noch Kampfhand-
lungen.1
„Austrofaschismus“ und Nationalsozialismus bleiben ausgespart – es ist lediglich von 
„schwierigen politischen Verhältnissen“ die Rede –, und der Zweite Weltkrieg wird auf die 
Kampfhandlungen der letzten Tage reduziert. 
Nun kann man zwar einwenden, daß es nicht Aufgabe eines Stadtführers ist, die Ver-
gangenheit kritisch zu durchleuchten, für mich aber zeigt dieses Beispiel zusammen mit der
Diskussion rund um die im Sommer 1997 unter Berufung auf einen Gemeinderatsbeschluß 
vom Spätherbst 1933 erfolgte Neubenennung des Platzes beim alten Zollamtsgebäude als 
„Hessen-Rainer-Platz“ einmal mehr, daß trotz der in jüngster Zeit geleisteten intensiven Auf-
klärungsarbeit – der Affäre um die Kriegsvergangenheit von Kurt Waldheim wird in diesem 
Zusammenhang gewöhnlich die Rolle eines Wendepunkts im österreichischen Prozeß der Be-
wußtseinsbildung zugeschrieben2 – der Umgang vieler Österreicher mit den dreißiger und 
vierziger Jahren des 20. Jahrhunderts immer noch durch Verdrängung und programmiertes 
Vergessen gekennzeichnet ist. In Erinnerung behalten wurden neben den Februar- und Juli-
ereignissen des Jahres 1934 die großen wirtschaftlichen Probleme der Ersten Republik sowie 
die von vielen damals „positiv“ erlebten Auswirkungen des „Anschlusses“ (der Abbau der 
Arbeitslosigkeit, die wirtschaftliche Besserstellung etc.), während sowohl die Zerstörung der 
parlamentarischen Demokratie und die Etablierung eines autoritären Regimes in Österreich 
ab 1933 als auch die Verbrechen der ersten Jahre nationalsozialistischer Herrschaft, beson-
ders aber die der „Kriegsjahre“ mit all ihren restriktiven Maßnahmen und soziostrukturellen 
Umgliederungen verdrängt wurden.3 Die daraus entstehende Brisanz dieser Jahre sowie die 
Tatsache, daß die Bildung einer politischen und kulturellen Identität ohne eine Auseinander-
setzung mit der eigenen Vergangenheit unmöglich ist, begründen die Notwendigkeit einer 
kritischen Zeitgeschichtsforschung.
Neben dem Wissen um diese Zusammenhänge waren sowohl „heimatkundliches“ als 
auch berufliches Interesse – Schärding ist mein Geburts- und Wohnort; ich unterrichte hier 
seit 1976 am Bundesgymnasium Deutsch und Geschichte – ausschlaggebend dafür, daß ich 
mich im Herbst 1990 zu einer Dissertation über die Entwicklung Schärdings im Sog des Na-
tionalsozialismus entschlossen habe. Dabei ging es mir weder um pauschale Schuldzuweisun-
gen an eine Generation noch um die Verurteilung einzelner, die das System aktiv oder durch 
1) Engl, Franz: Schärding am Inn. Ein Stadtführer. – Stadtgemeinde Schärding: 1991. S. 70 f.
2) Stuhlpfarrer, Karl: Eigenheit und Fremde. Die österreichische Transformation der NS-Vergangenheit. – In: 
Zeitgeschichte, 26 (1999), H. 1, S. 29.
3) Mulley, Klaus-Dieter: Modernität oder Traditionalität? Überlegungen zum sozialstrukturellen Wandel in 
Österreich 1938 bis 1945. – In: Tálos, Emmerich/Hanisch, Ernst/Neugebauer, Wolfgang (Hrsg.): NS-
Herrschaft in Österreich 1938–1945. – Wien: 1988. S. 26.
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ihren Mangel an Widerstand mehr oder weniger freiwillig unterstützt haben. Mein Anliegen 
war vielmehr, anhand der lokalen Gegebenheiten ein möglichst differenziertes Bild des Zu-
sammenwirkens von ideologischen, gesellschaftlichen, sozialpsychologischen und interessen-
spezifischen Faktoren zu zeichnen, um die Handlungsmechanismen aufdecken zu können, die 
zur Etablierung nationalsozialistischer Herrschaft in Österreich beigetragen haben, wobei hier 
gleich darauf hingewiesen sei, daß die in der vorliegenden Arbeit verwendeten personenbezo-
genen Bezeichnungen jeweils auch in ihrer weiblichen Form gelten.
Bei meinen Nachforschungen verhielt man sich mir gegenüber sowohl von offizieller 
als auch von privater Seite sehr entgegenkommend4, wofür ich mich an dieser Stelle bei allen 
Beteiligten herzlich bedanke. 
Danken möchte ich auch meinen Kollegen und Freunden, die mir vielfach wertvolle 
Ratschläge gaben und mir immer wieder Mut zusprachen, wenn ich angesichts der Fülle des 
Materials fast zu verzweifeln drohte. 
Mein besonderer Dank gilt aber meiner Familie und meinem Lebenspartner, ohne deren 
Verständnis und Unterstützung in jeglicher Hinsicht ich diese Arbeit neben meiner Berufs-
tätigkeit überhaupt nicht hätte in Angriff nehmen können. 
4) Der Zugang zum Archiv des ÖTB Schärding jedoch blieb mir verwehrt. Mein Ersuchen um Einsichtnahme 
wurde laut Telefonat mit Frau Dr. Christine Rockenschaub vom 17. 12. 1994, 17.45 Uhr, die sich in die-
ser Angelegenheit für mich verwendet hatte, vom Turnrat mit der Begründung abgelehnt, daß man „vom 
ÖTB aus nichts mit Frau Professor Weinzierl zu tun haben“ wolle. 
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Einleitung
Wie bereits aus der Themenstellung hervorgeht, ist die vorliegende Arbeit der Regio-
nal- bzw. Lokalgeschichte zuzuordnen. 
Regionalgeschichte wurde lange Zeit als „romantisierende Heimatgeschichtsschrei-
bung“1, als von Dilettanten betriebene, mit überschäumendem Lokalpatriotismus vermischte 
Heimatkunde2 abgelehnt. Sie galt als engstirnig, innovationsfeindlich und konservativ, weil 
sie sich mit der mehr oder weniger geglückten Sicherung von Fakten begnügte, vielfach an 
den Quellen kleben blieb und an einem Mangel an Bereitschaft zur theoretischen Reflexion 
litt.3
In den späten 60er Jahren aber – in Österreich erst Mitte der 70er Jahre – verschob sich 
angesichts des „Gefühl[s] der weitgehenden Abhängigkeit des einzelnen von den ‘Verhältnis-
sen’“ und der „elementare[n] Erfahrung von der Geschichtsmächtigkeit kollektiver, in Bewe-
gung geratener, sozioökonomischer Strukturen und Prozesse – im Unterschied zu individuel-
len Handlungen, zu staatlich-politischen Gebilden, zu Ideen oder auch zu überweltlichen 
Kräften“4 der Forschungsschwerpunkt von der „Ereignisgeschichte“ bzw. der „Handlungsge-
schichte“ auf die „Strukturgeschichte“. 
Dies führte zu einer Neubewertung der Regionalgeschichte, denn die im Rahmen der 
Strukturgeschichte unentbehrlichen Analysen übergreifender Wirkungsmechanismen in der 
Gesellschaft erforderten die Berücksichtigung politischer, wirtschaftlicher, sozialer und kul-
tureller Entwicklungen als einander bedingende Faktoren einer Gesamtentwicklung, was wie-
derum eine gründliche Kenntnis der lokalen, sozialen und kulturellen Zustände sowie der Ge-
schichte und der Traditionen voraussetzte. Deshalb wurde eine Beschränkung derartiger Un-
tersuchungen auf kleinere Gebiete notwendig.5
Der modernen Regionalgeschichte geht es demnach nicht um die Darstellung harmoni-
scher Ganzheit in der „Heimat“ und nicht darum, die lokale und regionale Geschichte jener 
Jahre um ihrer selbst willen zu erhellen oder in der Regionalgeschichte lediglich eine bloße 
Bestätigung gesamtstaatlicher Trends zu suchen, sondern sie soll einerseits die großen Kon-
flikte und Widersprüche von ihrer Abstraktion herabholen und sie am konkreten lokalen Bei-
spiel anschaulich, überschaubar und erfaßbar machen6 und andererseits ihre Ergebnisse auf 
übergreifende Entwicklungen beziehen, in allgemeine Fragestellungen einordnen und gegebe-
nenfalls neue Fragestellungen aufwerfen, die sich aus der größeren Nähe zu ihrem Gegen-
stand ergeben.7
Dabei kann dann auch die oft beträchtliche Kluft zwischen den (weitgehend nur basis-
empirisch feststellbaren) gesellschaftlich-politischen Erfahrungen und den mehr oder weniger 
abstrakten, vom jeweiligen Führungspersonal nationaler Großgruppen bestimmten Gesell-
1) Köllmann, Wolfgang: Zur Bedeutung der Regionalgeschichte im Rahmen struktur- und sozialgeschichtlicher 
Konzeptionen. – In: Archiv für Sozialgeschichte, 15 (1975), S. 49.
2) Hanisch, Ernst: Regionale Zeitgeschichte. Einige theoretische und methodologische Überlegungen. – In: Zeit-
geschichte, 7 (1979), S. 39.
3) Ders.: Neuere Literatur zur regionalen Zeitgeschichte in Österreich. – In: Zeitgeschichte, 11 (1984), S. 277.
4) Kocka, Jürgen: Theorieprobleme der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. Begriffe, Tendenzen und Funktionen 
in West und Ost. – In: Wehler, Hans-Ulrich (Hrsg.): Geschichte und Soziologie. – Köln: 1972. S. 312 f.
5) Hanisch, Ernst: Regionale Zeitgeschichte. S. 53.
6) Konrad, Helmut: Neue Wege in Forschung und Vermittlung von Geschichte. – In: Ehalt, Hubert Ch. (Hrsg.): 
Geschichte von unten. Fragestellungen, Methoden und Projekte einer Geschichte des Alltags. – Wien, 
Köln, Graz: 1984. S. 44.
7) Hanisch, Ernst: Neuere Literatur zur regionalen Zeitgeschichte in Österreich. S. 283.
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schaftstheorien aufgedeckt werden8, denn die geringere Distanz zu ihren Untersuchungsob-
jekten fördert bei der Regional- und Lokalgeschichte eine Sichtweise, die sich auf das Wirken 
„einfacher“ Menschen und anonymer Strukturen, auf die alltäglichen Sorgen, Bedürfnisse 
und Erwartungen der Bevölkerungsmehrheit richtet. Nicht die Handlungen einiger weniger 
und die Entscheidungen an der Spitze des Staates sollen untersucht werden, sondern die viel-
schichtigen Mechanismen, über die sich gesellschaftliche Interessen in Politik umsetzen und 
in denen die Politik dem einzelnen wiederum entgegentritt.9 Hat man anfangs allerdings bloß 
„objektiv“ ökonomische oder rechtliche Lebensbedingungen dargestellt, so versucht man 
heute, ihre Subjektivität zu rekonstruieren, indem man der Frage nachgeht, wie diese Bedin-
gungen von den Betroffenen wahrgenommen, erlebt und gestaltet werden. Diese Konzentrie-
rung auf die Subjektivität von Lebenserfahrungen steht im Zentrum der neuen Alltagsge-
schichte.10
„Alltag“ und „Region“ sind somit die neuen „Paradigmen“ der Geschichtsforschung11; 
und folglich ist auch die Erforschung des Nationalsozialismus von diesem Paradigmenwech-
sel betroffen.12
Die nationalsozialistische Propaganda hatte das Deutsche Reich unermüdlich als ein-
heitlichen, zentralistischen, monokratischen und unumschränkten „Führerstaat“ beschworen, 
dessen Geschlossenheit und Kraft sie demonstrativ der politischen Zerrissenheit und gesell-
schaftlichen Zerklüftung des Weimarer Parteienstaates entgegenhielt, sodaß die Masse der 
Zeitgenossen, die den Wirkungen der Propaganda und den vielfältigen Regelungs-, Eingriffs-
und Drangsalierungsmöglichkeiten des Regimes direkt ausgesetzt war, das NS-Regime ent-
sprechend der Parole „Ein Volk. Ein Reich. Ein Führer. Eine Weltanschauung“ als geschlos-
senen „Machtblock“ empfand.
Davon beeinflußt, war die frühe zeitgeschichtliche Forschung in ihrem Bemühen, Auf-
bau und Mechanismen der NS-Herrschaft zu erfassen, ausgesprochen reichs- und hitlerzen-
triert, stieß dabei aber schon bald auf eine eigentümliche Strukturlosigkeit, ein Kompetenzen-
und Ämterchaos im Spannungsfeld von Partei und Staat sowie auf konkurrierende Parteiorga-
nisationen, was zur Folge hatte, daß mit der Rückgabe beschlagnahmter Akten durch die Alli-
ierten und der allmählichen Erschließung weiterer Quellenbestände ab Ende der 50er Jahre 
der Blick stärker auf struktur- und sozialgeschichtliche Prozesse gerichtet wurde. 
Diese veränderte Forschungsrichtung ließ enorme Spannungen zwischen den einzelnen 
Machtgruppen sichtbar werden und warf die Frage auf, ob diese Rivalitäten lediglich für die 
Führungsspitze des Reiches galten oder ob sie nicht auch Auswirkungen auf mittlerer und un-
terer Ebene hatten, in den einzelnen Ländern, Landesteilen, Regionen und Orten, also dort, 
wo die Bevölkerung den Herrschaftsalltag des Dritten Reiches unmittelbar erlebte. 
Das Verhältnis von Nationalsozialismus und Region war jedoch zu Beginn der 60er 
Jahre noch nahezu unerforscht, weshalb sich seit Mitte der 60er Jahre, verstärkt aber seit den 
70er Jahren der Schwerpunkt der NS-Forschung zusehends von der Reichsebene auf die re-
gionale bzw. lokale Ebene verlagerte. 
8) Vgl. Ehalt, Hubert Ch. (Hrsg.): Geschichte von unten. S. 24.
9) Botz, Gerhard: Wien vom „Anschluß“ zum Krieg. Nationalsozialistische Machtübernahme und politisch-
soziale Umgestaltung am Beispiel der Stadt Wien 1938/39. – Wien, München: (1978). S. 38.
10) Ehalt, Hubert Ch. (Hrsg.): Geschichte von unten. S. 22.
11) Mulley, Klaus-Dieter: Zwischen Heimatkunde und Geschichtswerkstatt. Plädoyer für eine moderne, kritische 
zeitgeschichtliche Landeskunde. – In: Jahrbuch des Vereins für Landeskunde NF 50/51, 1984/85, S. 213.
12) Hehl, Ulrich von: Nationalsozialismus und Region. Bedeutung und Probleme einer regionalen und lokalen 
Erforschung des Dritten Reiches. – In: Zeitschrift für bayerische Landesgeschichte 56/1 (1993), S. 111–
129.
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Zu den Pionierarbeiten in diesem Zusammenhang zählen Rudolf Heberles Buch „Land-
bevölkerung und Nationalsozialismus“13 – eine Studie, die bereits 1934 fertiggestellt worden 
war, aber erst 1963 in Deutsch erschien und worin Heberle zu ergründen suchte, wie aus dem 
ursprünglich liberalen Schleswig-Holstein eine Hauptstütze des Nationalsozialismus werden 
konnte – und William Sheridan Allens Abhandlung von 1965/66 über die „Machtergreifung“ 
in der niedersächsischen Kleinstadt Northeim.14
In seiner Untersuchung ging W. S. Allen von der Überlegung aus, daß der Mikrokos-
mos eines einzelnen Ortes zwar nicht repräsentativ für das „Land“ schlechthin sei, daß er aber 
eine genaue Analyse der politisch-gesellschaftlichen Strukturen und eine exakte Beschrei-
bung der Geschehnisse und Akteure erlaube, und gelangte so zu der Einsicht, daß die Gründe 
für den Aufstieg und schließlich den Sieg der Nationalsozialisten nicht zuletzt in den örtli-
chen bzw. regionalen (und konfessionellen) Gegebenheiten gesucht werden müßten: 
Hitler, Goebbels und die andern nationalsozialistischen Führer lieferten die politischen 
Entscheidungen, die Ideologie, die Propaganda [...]. Doch in den Tausenden von Orten 
[...] in ganz Deutschland wurde die Revolution verwirklicht. Diese Orte bildeten das 
Fundament des Dritten Reiches.15
Wie aber sah die Situation in Österreich aus? Aufgrund der nach 1945 bestimmenden, 
die Realität jedoch verkürzenden These, daß Österreich das erste Opfer der nationalsozialisti-
schen Aggression gewesen sei, blieben die Jahre der NS-Herrschaft lange Zeit aus der öster-
reichischen Geschichte ausgeblendet. Unter Berufung auf die Annexion und das damit ver-
bundene Verschwinden Österreichs von der europäischen Landkarte konnte der Zeitraum von 
1938 bis 1945 als etwas dargestellt werden, was nicht zur österreichischen Geschichte gehör-
te, sondern von außen über das Land hereingebrochen war.16 Schuld an dem „Unglück“ hat-
ten dieser Auffassung zufolge ausschließlich die Aggressionen des deutschen Nachbarn, die 
Ambitionen Hitlers sowie das nach den österreichischen Wirtschaftskapazitäten strebende 
deutsche Kapital.17 Diese Haltung erlaubte es, die Mitverantwortung der Österreicher von 
vornherein weitgehend auszuklammern. Wurde dieses Thema dennoch aufgegriffen, so be-
schränkte man sich – ganz im Sinne der Ereignis- bzw. Handlungsgeschichte – auf den klei-
nen Kreis der obersten politischen Entscheidungsträger. Der „Anschluß“ war dann nur mehr 
eine diplomatische und militärische Operation, eine Angelegenheit der Verhandlungen zwi-
schen den Funktionären des „Ständestaates“, die sich den „Zwängen“ der außenpolitischen 
Umstände hatten beugen müssen, und den Nationalsozialisten, nicht aber ein Problem, das 
weit in die österreichische Gesellschaft hineinreichte.18
Da die österreichische Zeitgeschichte ihre Forschungsschwerpunkte zunächst auf ande-
re neuralgische Punkte der österreichischen Geschichte des 20. Jahrhunderts (wie den Zu-
13) Heberle, Rudolf: Landbevölkerung und Nationalsozialismus. Eine soziologische Untersuchung der politi-
schen Willensbildung in Schleswig-Holstein 1918–1932. – Stuttgart: 1963.
14) Allen, William Sheridan: „Das haben wir nicht gewollt!“ Die nationalsozialistische Machtergreifung in einer 
Kleinstadt 1930–1935. – Gütersloh: 1966.    
15) Ebda.: S. 280.
16) Botz, Gerhard: Eine deutsche Geschichte 1938 bis 1945? Österreichische Geschichte zwischen Exil, Wider-
stand und Verstrickung. – In: Zeitgeschichte, 14 (1986), S. 19–38.
17) Malina, Peter/Spann, Gustav: Der Nationalsozialismus im österreichischen Geschichtslehrbuch. – In: Tálos, 
Emmerich/Hanisch, Ernst/Neugebauer, Wolfgang (Hrsg.): NS-Herrschaft in Österreich. 1938–1945. –
Wien: 1988. S. 577–599.
18) Stuhlpfarrer, Karl: Eigenheit und Fremde. Die österreichische Transformation der NS-Vergangenheit. – In: 
Zeitgeschichte, 26 (1999), H. 1, S. 28–37.
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sammenbruch der Habsburgermonarchie, den Bürgerkrieg oder die Zerstörung der Demokra-
tie) gelegt hatte, begann sie sich erst ab den 60er Jahren – also relativ spät – mit jenen Fragen 
zu befassen, denen man sich hatte entziehen können, solange man an der Opferrolle Öster-
reichs festhielt, nämlich welchen Beitrag Österreich zum Konstituierungsprozeß des Natio-
nalsozialismus ganz allgemein geleistet hat, welche Voraussetzungen für die Resonanz des 
Nationalsozialismus gegeben waren und vor allem inwiefern den Nationalsozialisten die anti-
demokratischen Verwerfungen und autoritären Potentiale in der österreichischen Gesellschaft 
und der österreichischen politischen Kultur zustatten kamen.19
Mittlerweile liegt eine Fülle von Untersuchungen zu den wichtigsten Aspekten des Na-
tionalsozialismus in Österreich vor. Viele dieser Arbeiten sind regional- bzw. lokalgeschicht-
liche Studien, was ganz der Tatsache Rechnung trägt, daß die österreichische Politik, beson-
ders aber der österreichische Nationalsozialismus vor 1938 beträchtliche regionale Differen-
zierungen aufweist. Radomir Luža hat dazu in seinem Buch „Österreich und die großdeutsche 
Idee in der NS-Zeit“, das als einer der Vorläufer einer Gesamtdarstellung über die NS-Herr-
schaft in Österreich gilt, folgendes festgestellt20:
Die österreichische Politik nach 1918 – und natürlich auch der Nationalsozialismus –
ist nicht zu verstehen, wenn man sie nur vom Blickpunkt der Hauptstadt Wien betrach-
tet. Der Regionalismus war ebenso eine ständige Realität wie die nationale Politik. Die 
Unterschiede zwischen den Regionen herrschten vor, und oft konnte der österreichische 
Charakter am besten in regionalen Begriffen umrissen werden. So entsprach die Macht 
und das Ansehen der NS-Politiker den regionalen Vorstellungen, und der Lokalpatrio-
tismus konnte über Erfolg oder Mißerfolg des Gauleiters bestimmen. Die nationalsozia-
listischen Anführer errangen ihre Anerkennung im lokalen Bereich und die potentiellen 
nationalen Größen waren kaum fähig, ihr Ansehen über ihre Länder hinaus auszudeh-
nen. So schwächten einschränkende regionale Umstände die Macht der österreichi-
schen Partei und ließen allen Bemühungen, den vorherrschenden Einfluß von München 
und Berlin auszugleichen, wenig Aussicht auf Erfolg.
Bezieht man neben diesem „Regionalismus“ noch das Faktum mit ein, daß Orte bzw. 
Regionen nicht nur Adressaten der in den Machtzentren gefällten Entscheidungen und somit 
kleinräumige Widerspiegelungen der großen Politik sind, sondern diese Politik auch wesent-
lich mitformen21, so zeigt sich, daß man sowohl auf die jeweiligen lokalen und regionalen 
Voraussetzungen der „Machtergreifung“ durch die NSDAP als auch auf die Wechselwirkung 
zwischen lokalen und zentralen Entwicklungsprozessen einzugehen hat, wenn man eine mög-
lichst realistische Vorstellung von den Strukturen des NS-Herrschaftsgefüges bzw. von der 
Geschichte des Dritten Reiches gewinnen will. 
In diesem Sinne soll nun die Vorgeschichte des Nationalsozialismus in der Grenzstadt 
Schärding untersucht werden. 
Ausschlaggebend für die Wahl dieses Themas war die Frage, wie die wachsende Zu-
stimmung und die Unterstützung der breiten Bevölkerung für die NSDAP zustande kamen 
bzw. wie es den Nationalsozialisten im Falle Schärdings gelang, daß sie, die noch 1929 über 
19) Tálos, Emmerich/Hanisch, Ernst/Neugebauer, Wolfgang (Hrsg.): NS-Herrschaft in Österreich. S. XII.
20) Luža, Radomir: Österreich und die großdeutsche Idee in der NS-Zeit. – Wien, Köln, Graz: 1977. S. 29.
21) Konrad, Helmut: Arbeitergeschichte und Raum. – In: Konrad, Helmut (Hrsg.): Geschichte als demokratischer 
Auftrag. – Wien, München, Zürich: 1983. S. 52.
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keine eigene Ortsgruppe verfügten und daher anläßlich der Gemeinderatswahlen vom 14. 
April auch nicht als wahlwerbende Partei auftraten, knapp neun Jahre später bei der Volks-
abstimmung am 10. April 1938 einen „hundertprozentigen Wahlsieg“ erringen konnten.22
Ausgehend von der in einer Kleinstadt vorhandenen soziokulturellen Identität, die sich 
aus der gemeinsamen Geschichte, den gemeinsamen Alltagserfahrungen und den kommuni-
kativen Beziehungen – lokalisiert in Geschäften, Vereinen, Gasthäusern, Wohnungseinheiten 
und informellen Treffpunkten – zusammensetzt23, galt es also, einerseits die Wirkungsge-
schichte des Nationalsozialismus „von unten“, von der sozialen Basis her zu dokumentieren 
und andererseits zu zeigen, wie sich die Politik höherer und höchster Ebene in einer Klein-
stadt fortpflanzte, die sich durch ihre Lage an der deutschen Grenze und ihre Nähe zu Passau, 
dem Sitz der 1933 aus Linz geflohenen oberösterreichischen Gauleitung, im Spannungsfeld 
zwischen Nationalsozialismus und „Austrofaschismus“ befand und daher jede Veränderung 
der Beziehungen zwischen Österreich und dem Deutschen Reich unmittelbar zu spüren be-
kam. 
Als Grundlage der vorliegenden Arbeit dienten neben oberösterreichischen und nieder-
bayerischen Lokal- und Parteizeitungen – der wichtigsten Quelle in diesem Bereich, dem 
„Schärdinger Wochenblatt“, ist ein eigenes Kapitel gewidmet – Aktenbestände in bayeri-
schen, oberösterreichischen und zentralen Archiven24, Gemeinderatsprotokolle, Gerichtsak-
ten, Flugblätter, Biographien und Autobiographien, Pfarr-, Vereins-, Schul- und Familien-
chroniken, Fotos, Ausweise usw. 
Ergänzt wurden diese Dokumente der vorrangig unteren Ebene staatlicher und nicht-
staatlicher Stellen, die für die Rekonstruktion von Volksstimmungen und -reaktionen besser 
geeignet schienen als die eher abstrakten der mittleren oder höheren Stufe, durch mündliche 
Berichte von Zeitzeugen. Trotz all der Gefahren, die sich aus dem spezifischen Charakter 
mündlicher, kommunikativ produzierter Quellen ergeben (z. B. nachträgliche Rationalisie-
rung und gegenwartsbezogene Apologetik, weil der Erinnerungsprozeß zur Reflexion über 
22) „Innviertler Nachrichten“ vom 14. April 1938, Nr. 16, S. 11.
23) Vgl. Ehalt, Hubert Ch. (Hrsg.): Geschichte von unten. S. 27. Hier jedoch auf den „Stadtteil“ bezogen!
24) Nicht unproblematisch war in diesem Zusammenhang, daß man es ab 1933 mit einer behördlich verbotenen, 
im Untergrund agierenden politischen Partei zu tun hat und viele der Quellen – vor allem die Polizei-, die 
Gendarmerie- und die Sicherheitsdirektorenberichte, aber auch die Justizakten – den damaligen Ermitt-




vom 10. April 1938
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das Geschehene anregt und daher immer Interpretation, vielfach auch Typisierung und Ver-
einfachung bedeutet; oder Überforderung, vielleicht sogar Indoktrination des Interviewten 
durch den partiellen, fachspezifischen Wissensvorsprung des Interviewers, durch sein bloßes 
Ermitteln-Wollen von bestimmten Sachverhalten und Zusammenhängen, eventuell auch 
durch seine Fragestellung und sein Verhalten25), boten diese Berichte die Chance, Einblick in 
Wahrnehmungs- und Verhaltensformen, in Mentalitäten, Handlungsstrategien, Sozialisations-
stile etc. zu gewinnen. Die mündlichen Informationen halfen so, Aktenlücken zu schließen 
und Zusammenhänge aufzudecken, die aus den schriftlichen Unterlagen allein nicht zu erse-
hen gewesen wären. Damit allerdings das biographische Material in einen größeren sozialen 
und historischen Kontext eingeordnet werden konnte, war es notwendig, die Interviewergeb-
nisse mit allen zur Verfügung stehenden anderen Quellen zu vergleichen und dabei auch Un-
tersuchungen einzubeziehen, die auf „harten Daten“ basierten.
Die Auffindung der Interviewpartner erfolgte zum Teil über die in den Archivalien ent-
haltenen Namen, zum Teil durch Vermittlung seitens der Interviewten, wobei es sich als sehr 
vorteilhaft erwies, daß ich viele der in Frage kommenden Personen seit meiner Kindheit 
kannte. 
Die Gespräche wurden fast alle auf Tonband aufgezeichnet. Die Bänder befinden sich 
im Besitz der Verfasserin. Um die Anonymität der Befragten zu gewährleisten, werden die 
Interviews nach dem jeweiligen Aufnahmedatum zitiert. In der Regel wurde versucht, biogra-
phische Interviews in Form „offener“ Gespräche zu führen. Im Unterschied zum „geschlosse-
nen“ Interview, das meist nur kurze und direkte Antworten auf katalogartig aufgelistete Fra-
gen zuläßt, wird hier dem Befragten Raum zum Erzählen gegeben, wodurch sich diese Inter-
viewform besonders gut zur Erforschung von „Alltagsleben“ und „Lebensweise“ eignet: Das 
„offene“ Gespräch provoziert eine höhere Aktivität, fordert den Interviewten zu längeren Er-
zählpassagen heraus und überläßt ihm dabei durchwegs die Entscheidung, worüber und in 
welcher Reihenfolge gesprochen werden soll. Insofern erlaubt das „offene“ Interview auch 
eine gewisse Einsicht in die Wertigkeit der Probleme und die spezifischen thematischen Re-
levanzen im Bewußtsein des Befragten.26
Die Gespräche brachten nur selten grundsätzlich neue Informationen. Da sie aber nicht 
nur auf Mitglieder der politischen und wirtschaftlichen Eliten beschränkt waren, sondern 
auch Angehörige der unteren sozialen Schichten, der sonst häufig „schweigenden Masse“, 
umfaßten, deren Lebensäußerungen meist nur verzerrt und rudimentär als Objekt von Herr-
schaftsapparaten erscheinen27, erschlossen sie Varianten bzw. Sichtweisen, vermittelten At-
mosphäre, ermöglichten, bestimmte Erwartungshorizonte zu rekonstruieren, und erlaubten so, 
Lebenswirklichkeit in all ihrer Plastizität, mit ihren Widersprüchen und ihrer Subjektivität 
einzufangen.28
An gedruckter Literatur war nur wenig vorhanden.
25) Botz, Gerhard: Neueste Geschichte zwischen Quantifizierung und „Mündlicher Geschichte“. Überlegungen 
zur Konstituierung einer sozialwissenschaftlichen Zeitgeschichte von neuen Quellen und Methoden her. –
In: Konrad, Helmut (Hrsg.): Geschichte als demokratischer Auftrag. S. 28 ff.
26) Sieder, Reinhard: Bemerkungen zur Verwendung des „Narrativinterviews“ für eine Geschichte des Alltags. –
In: Zeitgeschichte, 9 (1982), S. 166 f.
27) Botz, Gerhard: Neueste Geschichte zwischen Quantifizierung und „Mündlicher Geschichte“. S. 29.
28) Hanisch, Ernst: Regionale Zeitgeschichte. S. 54.
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1. Das „Schärdinger Wochenblatt“ –
eine für die lokalen Belange unverzichtbare Quelle
Eine der ergiebigsten Quellen für die vorliegende Untersuchung war – sieht man von 
den Zeitzeugeninterviews ab – das „Schärdinger Wochenblatt“, eine Zeitung, die von 4. Jän-
ner 1902 bis 12. Jänner 1939 erschien (u. z. bis inklusive 1919 samstags, dann donnerstags 
und ab 1937 wieder samstags1) und somit den ganzen fraglichen Zeitraum abdeckt. 
Eigentümer, Herausgeber, Verleger, Drucker und verantwortlicher Redakteur des 
deutschnational ausgerichteten Blattes mit dem Untertitel „Zeitung für den Bauern-, Gewer-
be- und Handelsstand“ war Johann Vees2 aus Schärding. Dieser hatte die Wochenzeitung im 
Jahr 1902 auf Anregung des Advokaten Dr. Felix Lackenbacher gegründet.3 Die Anliegen des 
Blattes definierte Vees folgendermaßen4: 
Es ist ein ernster und ehrlicher Verteidiger des Mittelstandes, trägt allen Vorgängen 
auf dem Gebiete des volkswirtschaftlichen Lebens Rechnung, meidet alle Unwahrheiten 
und Aufbauschungen und bewährt sich in seinem schlichten Gewande als wahrer und 
treuer Freund des Volkes. Es ist das empfehlenswerteste Wochenblatt und sucht im be-
sten Sinne des Wortes all das zu leisten, was man von einem guten Provinzblatte ver-
langen kann.
Nach dem Tod von Johann Vees am 14. November 19235 führte seine Familie den Be-
trieb weiter. Als Inhaberin des Unternehmens zeichnete nunmehr seine Witwe Maria6, die 
Redaktion übernahm deren Bruder Friedrich Dicklberger.7
Das Blatt, dessen Umfang zwischen 8 und 12 Seiten betrug, behandelte – fast immer 
ohne Datum und Herkunft der Nachrichten bzw. Kommentare anzugeben – auf der Titelseite 
meistens die internationale oder nationale politische Lage. In der Spalte „Aus aller Welt“ 
wurden die Leser über internationale Neuigkeiten informiert, der Bereich „Aus Nah und
1) Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen in ihrer Entwicklung vom 
Ende der Monarchie bis 1965. – Diss. Wien: 1966. S. 145 und Schdg. WBl. 1919, Nr. 52, S. 1 bzw. 
Schdg. WBl. 1920, Nr. 1, S. 1.
2) Laut dem im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 22. November 1923 auf S. 3 veröffentlichten Nachruf wurde 
Johann Vees 1864 in Salzburg geboren, trat nach dem Schulbesuch als Lehrling in die Buchdruckerei 
Kiesel in Salzburg, ging nach dem Auslernen nach Meran in Stellung und kam später zu Mayerhofer in 
Schärding. Von da ging er nach Wien, dann wieder zurück nach Salzburg und endlich wieder nach Schär-
ding, wo er im Jahr 1896 die hiesige Buchdruckerei von Herrn Mayerhofer kaufte. Am 24. Juni 1906 
übersiedelte Vees mit seiner Buchdruckerei dann aus dem Eichbüchl auf den Oberen Stadtplatz. Schdg. 
WBl. 1906, Nr. 25, S. 9. 
Johann Vees engagierte sich auch parteipolitisch. So kandidierte er z. B. anläßlich der Gemeinderatswahl 
1919 für die Deutsche Freiheits- und Ordnungspartei (Schdg. WBl. 1919, Nr. 19, S. 5) und war später im 
Ortsausschuß der Großdeutschen Volkspartei Beisitzer (Schdg. WBl. 1922, Nr. 15, S. 6).
3) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. – Unveröffentl. Manuskript. – Schärding: 
1934. S. 247.
4) Werbung für den Bezug des 13. Jahrganges. Schdg. WBl. 1914, Nr. 2, S. 3.
5) Schdg. WBl. 1923, Nr. 46, S. 1.
6) Gustenau, Michaela: Mit brauner Tinte. Nationalsozialistische Presse und ihre Journalisten in Oberösterreich 
(1933–1945). (= Beiträge zur Zeitgeschichte Oberösterreichs. Bd. 13. Hrsg. vom Oberösterreichischen 
Landesarchiv). – Linz: 1992. S. 96.
7) Ob F. Dicklberger dabei durch Wenzel Müller, der 1919 in die Druckerei eingetreten war, unterstützt wurde 
oder ob die beiden nacheinander in dieser Funktion arbeiteten, konnte von mir nicht eruiert werden. Wen-
zel Müller jedenfalls schreibt in seinem Gesuch um Entregistrierung vom 13. Februar 1946, daß er nach 
dem Ableben des Herrn Vees das „Schärdinger Wochenblatt“ redigiert habe. Nachlaß Strebel.
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Fern“ war Berichten aus Oberösterreich vorbehalten, und in der Rubrik „Lokal-Nachrichten“ 
brachte man Meldungen aus Schärding und aus den bayerischen Nachbarorten8, weshalb das 
Blatt – wie z. B. folgendes Verzeichnis belegt9 – auch in der benachbarten bayerischen 
Grenzregion gerne gelesen wurde. Abgerundet wurde die Lokalberichterstattung häufig durch 
die in der Spalte „Eingesendet“ veröffentlichten Leserbriefe.10
8) Von Juni 1924 bis 1936 war dem Blatt außerdem ein vierseitiger Unterhaltungsteil mit dem Titel „Kleiner 
Anzeiger“ beigelegt. Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. 
S. 146.
9) Schdg. WBl. 1906, Nr. 7, S. 11.
10) Z. B. lieferten einander christlichsoziale, deutschnationale und sozialdemokratische Gemeindemandatare im 
Sommer 1920 in dieser Rubrik heftige Wortgefechte. Schdg. WBl. 1920, Nr. 32, S. 5 und Nr. 33, S. 5.
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Darüber hinaus gab es Börsenberichte, heimatkundliche und geschichtliche Beiträge 
über Oberösterreich, Gerichtssaalberichte, Kurioses und Informatives unter dem Titel „Aller-
lei Interessantes“, Buchvorstellungen, einen Fortsetzungsroman, Informationen zum Volks-
bildungswesen, Ankündigungen von Konzert-, Theater- und Kinoaufführungen sowie einen 
umfangreichen Anzeigenteil, der aufgrund der vielen Annoncen von Schärdinger Firmen und 
Betrieben aus der näheren Umgebung einen guten Einblick in das Wirtschaftsleben der Stadt 
erlaubt.
Obwohl das „Schärdinger Wochenblatt“ immer wieder beteuerte, „ein unabhängiges 
Sprachrohr aller erwerbenden Stände“ zu sein11, war seine politische Linie – wie bereits er-
wähnt – eindeutig deutschnational. Viele der Leitartikel und politischen Kommentare sind 
demnach geprägt von Anschlußsehnsucht, Verzweiflung über die politische und wirtschaftli-
che Lage, ohnmächtigem Zorn über den „Schandfrieden“ und das Verhalten der Sieger, ins-
besondere Frankreichs. Weitere Feindbilder waren die Tschechoslowakei, die Kommunisten, 
die italienischen Faschisten und die Wiener Sozialisten.12
In Wahlzeiten bekundete die Zeitung offen ihre Sympathien für die deutschnationalen 
Gruppierungen und ergriff sowohl auf Titelblättern als auch im lokalpolitischen Teil freimü-
tig für die Großdeutsche Volkspartei bzw. für den Landbund Partei. So wurde z. B. am 3. 
April 1924 die ganze Titelseite einem Wahlaufruf der Großdeutschen Volkspartei inklusive 
Kandidatenliste gewidmet13 und warb man am 14. Mai 1925 – ebenfalls auf der Titelseite –
für die gemeinsame Liste der Christlichsozialen Partei und des Verbandes der Großdeutschen 
und des Landbundes.14
Entsprechend seiner deutschnationalen Ausrichtung enthält das Blatt auch – vor allem 
unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg und in den dreißiger Jahren – jede Menge Polemik 
gegen das „Weltjudentum“, das „mit Hilfe der Freimaurer und des Bolschewismus am Zu-
sammenbruch des abendländischen Gesellschaftssystems“ arbeite. In diesem Zusammenhang 
wurde beispielsweise die „starke Verjudung der Sozialdemokratie“ hervorgehoben, die laut 
Wochenblatt selbst den Arbeitern schon zu weit gehe – „es antisemitelt bereits stark in ihren 
Reihen“ –, und der „verwässerte Antisemitismus der Christlichsozialen, der bei den getauften 
Juden aufhöre“, beklagt.15 Häufig kam man auch „auf den alles Deutsche überwuchernden 
jüdischen Intelligenznachwuchs“ zu sprechen, bedauerte dabei, daß „beinahe die ganze deut-
sche Presse in Judenhänden“ liege16, und gab überdies, wie folgender Kommentar mit dem 
Titel „Warum der Kampf gegen das Judentum?“17 zeigt, den Juden selbst die Schuld daran, 
daß der Antisemitismus immer wieder aufloderte: 
Ueber den immer wieder auflodernden Antisemitismus, besonders in den mitteleuropäi-
schen Ländern, empören sich nicht nur liberale Zeitungen, also die Judenpresse, son-
11) Schdg. WBl. 1925, Nr. 2, S. 3.
12) Zum Beispiel „Heim ins Reich!“ (Schdg. WBl. vom 11. Juni 1925, Nr. 24, S. 1), „Oesterreichs Anschlußwil-
le“ (Schdg. WBl. vom 13. August 1925, Nr. 33, S. 1), „Der faszistische Völkerrechtsbruch“ (Schdg. 
WBl. vom 18. Februar 1926, Nr. 7, S. 1) oder „Der Anschluß und die deutsche Wirtschaft“ (Schdg. WBl. 
vom 21. Oktober 1926, Nr. 42, S. 1). 
13) Schdg. WBl. 1924, Nr. 14, S. 1
14) Schdg. WBl. 1925, Nr. 20, S. 1.
15) Hier aus einem Bericht über eine Versammlung der „Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei“ vom 24. Ok-
tober 1919 im Aschenbrenner-Saale, bei der Nationalrat Pauly und Dr. Heidinger aus Linz als Redner 
auftraten. Schdg. WBl. 1919, Nr. 44, S. 6.
16) Aus einem Bericht über einen Vortrag Paul Poindeckers vor den versammelten Mitgliedern des „Bundes 
deutscher Frauen“ im Kapsreiter Bräustübl in Schärding am 3. September 1919 „über praktische Juden-
gegnerschaft“. Schdg. WBl. 1919, Nr. 36, S. 5 f.
17) Schdg. WBl. 1933, Nr. 51, S. 7 f.
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dern oft auch christlichsoziale Blätter. Stellt man sich aber die Frage, wer den Anti-
semitismus nährt, muß die Antwort erfolgen, daß es nur Juden sind, die immer wieder 
den Anlaß zur Hetze gegen das Judentum selbst geben. Es ist nicht zu leugnen, daß an 
der Vergiftung der politischen Atmosphäre in allen Staaten die Judenpresse die Haupt-
schuld trägt, denn ihr Lebenszweck ist Unfriedenstiftung.
In diesem Sinne wird in dem Artikel angeprangert, daß „der Judenpresse keine Lüge 
und Gemeinheit groß genug sein kann, wenn es sich darum handelt, ihnen nicht genehme Per-
sonen oder Bevölkerungsteile zu schädigen“, ja die „Wiener Judenpresse“ wird sogar bezich-
tigt, daß sie „vielfach auch tschechische und französische Schmiergelder für ihre deutsch-
bezw. volksfeindliche Schreibweise“ erhalte, und abschließend werden die anfangs erhobe-
nen Vorwürfe noch einmal bekräftigt:
Nichts ist uns Deutschen bei allem Bestreben nach reinlicher Scheidung in unserem 
Volke von Fremdrassigem ferner als Unduldsamkeit gegen Fremdstämmige. Auch Ju-
den sind und bleiben, das leugnen sie selbst nicht, Fremdstämmige. Würden sie sich 
nicht in die Belange unseres Volkstums eingemischt haben und noch einmischen, es 
wäre nie im deutschen Volke ein Antisemitismus zutage getreten. Darum muß immer 
wieder ausdrücklich erklärt werden, daß nur die Juden selbst an dem sich im Volke 
bemerkbar machenden Antisemitismus schuld sind.
Gegen Ende der zwanziger Jahre wurde das Wochenblatt immer offener zum Sprach-
rohr deutschnationaler Vereine, vor allem des „Turnvereins Schärding 1862“, und mit der 
Machtübernahme Hitlers im Nachbarstaat trat die Berichterstattung über das Deutsche Reich 
noch stärker in den Vordergrund. 
Dabei belegen prodeutsche Meldungen und negative Berichte über die Verhältnisse in 
Österreich, wem die Sympathien des Blattes damals gehörten. 
So kann man z. B. in der Nummer 11 vom 16. März 1933 unter dem Titel „Neues 
Deutschland – altes Oesterreich“18 u. a. lesen:
Nichts ist näherliegender, als den Blick auf die heimischen Verhältnisse zu werfen. 
Drüben ein neues Deutschland, hüben das alte Oesterreich mit all seinen Mängeln, 
Demagogien, Spitzfindigkeiten und auch Lächerlichkeiten. [...] Es war vorauszusehen, 
daß die Ereignisse in Deutschland auch bei uns ihre tieferen Spuren graben werden. 
Just in diesem Augenblicke, in dem drüben im Reiche ein neues Werden und Geschehen 
sich zeigt, just in solcher Zeit wird bei uns die alte Sünde gepflegt, verharrt man in
 übelsten Gewohnheiten, trotzen die Parteien gegen den Staat und legen die gesetzge-
bende Körperschaft lahm. Da malt man fortwährend das Schreckgespenst des Faszis-
mus an die Wand, erklärt sich als Hüter der Demokratie, um dann fast im gleichen Zu-
ge der Bevölkerung die Demokratie zu verekeln.
Daß derartige Artikel und die mitunter ziemlich unverhohlene Stimmungsmache für
einen gemeinsamen Weg der „Ostmark“ – „des Deutschen Reiches Augapfel“ – mit dem 
„großen Bruderreiche“19 bei den Behörden Anstoß erregten, verwundert nicht, und am 8. Juni 
1933 fiel die Zeitung der Zensur zum Opfer.20
18) Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S. 1.
19) Zum Beispiel im Leitartikel der Nummer 21 vom 25. Mai 1933, S. 1 f.
20) Die ersten Maßnahmen der Regierung Dollfuß, bereits wenige Tage nach der Ausschaltung des Parlaments, 
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Titelblatt der 2. Auflage des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 8. Juni 1933
hatten am 7. März 1933 der Einschränkung der Pressefreiheit gegolten: Mit Hilfe des „Kriegswirtschaft-
lichen Ermächtigungsgesetzes“ war die Vorzensur eingeführt worden, u. z. getarnt als wirtschaftliche 
Schutzmaßnahme, weil die Regierung darum bemüht war, das verfassungsrechtliche Verbot einer Zensur 
nach außen hin einzuhalten. 
Dementsprechend wurde die darauffolgende Flut weiterer Verordnungen mit dem Argument erlassen, 
Mißbräuche der Pressefreiheit unterbinden zu wollen. Aus Scheu davor, verfassungswidrig zu erscheinen, 
schob die Regierung dabei die eigentliche Unterdrückung in den administrativen Bereich ab. Zur Verfü-
gung standen den Behörden Maßnahmen wie gänzliche Einstellung von Zeitungen, Kolportageverbot, 
Beschlagnahme einzelner Nummern, Verhängung der Vorzensur, Geld- und Haftstrafen für Schriftleiter, 
Konzessionsentzug für Druckereien, Einsetzung eines Regierungskommissärs usw. 
Außerdem wurden – nach reichsdeutschem Vorbild – ein staatlicher Propagandadienst und eine amtliche 
Presseorganisation geschaffen. 
Gustenau, Michaela: Mit brauner Tinte. S. 20 f. und S. 33.
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Wie aus einem Informationsblatt der Bezirkshauptmannschaft Schärding an alle Gen-
darmerieposten-Kommanden hervorgeht, waren dafür folgende Stellen im Leitartikel „Der 
Bruderzwist“21 ausschlaggebend gewesen22:
Der unheilvolle leichtsinnig herbeigeführte Streit ...
Dieser schandvolle Bruderzwist vom Zaun gebrochen und unsere überaus diplomati-
schen Regierungsmänner brüsteten sich sogar damit, dass Deutschland den grösseren 
Schaden haben würde, wenn es uns zum Aeussersten treibe, denn diese Diplomaten 
liebäugelten ja schon mit dem Gedanken eines österreichisch-deutschen Zollkrieges ...
Diese Scharfmacher sind die Totengräber Oesterreichs ...
sie wollen nur offenen Zwist mit dem Brüdern im Reiche, um Liebediener der Franzo-
sen und der kleinen Entente zu sein. Wohl und Wehe unseres Volkes ist diesen Leuten 
Nebensache, Selbstzweck hingegen alles ...
In seiner Ausgabe vom 22. Juni 1933 verkündete das Blatt auf der Titelseite das Verbot 
der NSDAP23 in Österreich und brachte dann – als Nachdruck des „Welser Anzeigers“ – den 
Artikel „Hundertprozentig österreichisch und dennoch national!“, dessen Argumentation 
einen tiefen Einblick in die Denkungsweise der „nationalen Opposition“ erlaubt, der zugleich 
aber auch schon erahnen läßt, daß sich wohl viele österreichische NSDAP-Anhänger ange-
sichts der praktischen Durchführung des „Anschlusses“ in ihren Hoffnungen getäuscht sehen 
würden24:
[...] Zur Zeit versucht man, den Begriff „Oesterreich“ den Menschen, vor allem den 
Oesterreichern selbst, in verschiedensten Formen zu deuten. Es gibt Menschen, die sich 
für das „Nur-Oesterreichertum“ einsetzen und jedes andere Denken als „Verrat“ 
brandmarken wollen. Als ihre besonderen Gegner sehen sie jene Volksgenossen an, die 
gesamtdeutsch denken, die als Hochziel die Wiedereinschaltung Oesterreichs in das 
Deutsche Reich anstreben.
Es steht da natürlich Meinung gegen Meinung. Wir wollen leidenschaftslos daran-
gehen, zu untersuchen, welche Meinung die richtige ist. Vor allem steht fest, daß es ein 
Oesterreich gibt, und daß wir, die Bewohner dieses Staates, Oesterreicher sind. 
Oesterreich ist unser Vaterland und wir lieben es wohl alle ohne Unterschied der Welt-
anschauung. Während aber die eine Gruppe in unserem heutigen Lande jenes Oester-
21) Schdg. WBl. 1933, Nr. 23, S. 1.
22) OÖLA, Sch. 33, Zl. 112 res/1933.
23) In dem anonymen Artikel heißt es u. a.: „Was vorauszusehen war, ist eingetreten. In der Nationalsozialisti-
schen Partei bürgerten sich Elemente ein, die die Partei selbst in Mißkredit brachten und zum Extremen 
schritten. Es muß allerdings zugestanden werden, daß auch die anderen Parteien unlauteres Gelichter in 
ihren Reihen haben, doch können sie dortselbst nicht so in den Vordergrund treten, als dies in einer neuen 
Bewegung möglich war. Was aber die Auflösung der NSDAP. selbst anbetrifft, bedeutet sie natürlich 
einen momentanen Rückschlag für die nationale Bewegung, doch sind die nationalen Erneuerungsbestre-
bungen selbst nicht aufzuhalten und werden sich früher oder später dennoch Durchbruch verschaffen. Mit 
dem Verbote ist somit nur eine zeitweilige Hemmung eingetreten, eine Hemmung, wie sie ja anderen Par-
teien in Oesterreich und auch der Nationalsozialistischen Partei in Deutschland wiederholt zuteil wurde, 
der Befreiungsdrang ist aber nicht zu ersticken. Daß man aber eine Befreiung aus dem Joch volkschädi-
genden Parteiunwesens mit Terrorakten, die nichtschuldtragende Menschen vernichten, durchführen will, 
ist verdammenswert, wie man überhaupt solche Gewalttaten, kommen sie von welcher Seite immer, nicht 
streng genug verurteilen kann. Hoffen wir, daß endlich Vernunft platzgreift und letzten Endes die völki-
schen Befreiungsbestrebungen auf legalem Wege zum Siege gelangen.“ Schdg. WBl. 1933, Nr. 25, S. 1.
24) Ebda. S. 1 f.
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reich liebt, wie es sich in den Jahren ab 1866, oder vielleicht auch ab 1740, zeigt, so 
sehnt sich die andere Gruppe, die sich „national“ nennt, nach jenem Oesterreich, das 
„als fürnehmste Perle im Diadem des Deutschen Kaiserreiches“ glänzte.
So, nur so und nicht anders will der nationale Oesterreicher verstanden werden. Er 
wird nie und nimmer sein Oesterreich, sein Vaterland, verleugnen, wird es nie und 
nimmer aufgeben, sondern er will es zurückführen, von wo es gekommen ist: in den 
Bund deutscher Staaten, die das mächtige Deutsche Reich bilden.
Eifersüchtig würde jeder nationale Oesterreicher darüber wachen und mit allen Kräf-
ten daran arbeiten, daß Oesterreich im deutschen Staatenbund jene Rolle erhält, die 
ihm gebührt. Nicht die Aschenbrödelrolle, nicht das Armitschkerlchen würden und 
werden wir spielen. Man wird uns nicht herumstoßen können. Im Gegenteil! Wir brin-
gen so viel geistig Wertvolles, so viele Kulturgüter mit, daß wir niemals als „armer 
Verwandter“ empfangen werden könnten.
Unvergessen ist unsere reiche Geschichte, die immer deutsche Geschichte blieb, unver-
gessen ist, daß Oesterreich durch viele Jahrhunderte der führende Staat im deutschen 
Kaiserreiche war [...]. Richtig ist, daß eine gewisse kleindeutsche Geschichtsschrei-
bung Oesterreich schlecht behandelt hat und viel verschweigt. Aber der Fehler kann 
gutgemacht werden und er wird gutgemacht werden müssen.
Der Begriff „Anschluß“ oder „Zusammenschluß“ wird von der anschlußfeindlichen 
Gruppe sozusagen als eine „Gewalt-Operation ohne Narkose“ ausgepredigt und in 
einem Atem dazu gesagt, daß der Ausgang der Operation „unbedingt“ ein tödlicher 
sein wird. Also ein „Ende mit Schrecken“, das gewiß geeignet wäre, jedem guten 
Oesterreicher das Gruseln beizubringen und in ihm den Entschluß reifen zu lassen: 
„Niemals!“
Man soll aber doch endlich aufhören, die Preußen, Sachsen und andere „Norddeut-
sche“ als Menschenfresser zu schildern, die nachgerade nur darauf warten, zu jeder 
Mahlzeit ein paar Oesterreicher zu verzehren und die, sobald der letzte Oesterreicher 
vertilgt ist, sich unser Land als „Beute“ aneignen werden. Und man soll auch doch 
endlich aufhören, den Oesterreicher als „armes Waserl“ hinzustellen, der sich – so mir 
nichts, dir nichts – auch auffressen lassen würde. [...]
Wenn wir Oesterreicher wirklich österreichisch sind, wenn wir uns nicht als „lahmlak-
kerte Batzenlippl“ zeigen, sondern im Volksbewußtsein unseres Wertes und unserer 
Kraft uns im künftigen Gesamtdeutschland energisch und zielbewußt jenen Raum schaf-
fen, auf den wir mit Recht Anspruch erheben können, dann möge der Preuße oder sonst 
was sich zeigen, der es wagt, uns zu verweisen. Es wird aber keinen geben, weil ehrli-
cher Anspruch und ehrliche Arbeit anerkannt werden müssen.
Der nationale Oesterreicher sieht nichts, was er fürchten müßte. [...] Weder München 
noch Berlin könnte Oesterreich überflügeln. Ja nicht einmal für jene vielgelästerten 
und vielgerühmten spezifischen Eigenarten des Oesterreichers, die für ihn typisch sind, 
bestünde Gefahr.
Manche Oesterreicher stellen die Sache so hin, als würde bei einem Anschluß alles ver-
loren gehen, als würde der Name Oesterreich, seine Staatsfarben und mit ihnen also 
das symbolische und tatsächlich „Oesterreichische“ verloren gehen und nichts bleiben 
als eine Preußenkolonie. [...] In den mehr als 60 Jahren [seit der Reichsgründung] ist 
das [in bezug auf Bayern, Sachsen, Württemberg und die anderen nichtpreußischen 
Staaten; Anm. d. Verf.] aber nicht eingetreten. [...]
Eines nur würde sich geändert haben: Großdeutschland, das wirkliche, von Millionen 
Männern und Frauen ersehnte Großdeutschland, wäre dann erstanden! Und der Mahn-
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und Wahlspruch: „Ein Volk, ein Reich!“ fände seine Erfüllung. Das ist das eine große 
Ziel, von dem aber alle wissen, daß es infolge der politischen Machtverhältnisse nicht 
augenblicklich, sondern erst in der Zukunft erreicht werden kann.
Deshalb aber darf man dieses Ziel nicht aufgeben und sich aus verschiedenen Rück-
sichten das Wiedererstehen des blutleeren Altösterreich des letzten Jahrhundertbegin-
nes wünschen! [...].
Was hat Dr. Seipel, der christlichsoziale Politiker und große Staatsmann, der gesalbte 
und geweihte römisch-katholische Priester und Prälat, der Welt entgegengeschleudert, 
als man uns in eine Donaukonföderation locken wollte: „Keine Lösung ohne Deutsch-
land!“ Und das Seipelwort soll heute Hochverrat sein?
Es gibt im anderen Lager noch Leute, die klar sehen und ihre warnende Stimme erhe-
ben [...], wie schwerwiegend der Kriegszustand zwischen Oesterreich und Deutschland 
ist. So wie dieser Christlichsoziale [= der ehemalige Bundesrat Dr. Karl Gottfried Hu-
gelmann, Professor an der Wiener Hochschule; Anm. d. Verf.] denken viele andere sei-
ner Parteigenossen. Man sieht daraus, daß es auch einsichtige Leute gibt.
Einmal aber wird, trotz aller Fährnisse des Augenblicks, die Zeit kommen, da man in 
den weitesten Volkskreisen erkennen wird, daß „national“ und „österreichisch“ nicht 
zwei unvereinbare Begriffe sind, sondern daß sie zusammengehören für immerdar. Ver-
eint mit der schwarz-weiß-roten Flagge wird die rot-weiß-rote Flagge wehen und 
Oesterreich wird wieder sein: „eine fürnehme Perle im Diadem Großdeutschlands!“
Eine Woche später wurde das Blatt neuerlich beschlagnahmt, u. z. wegen eines Gedich-
tes von Dr. Leo Leixner, das aus der „Villacher Zeitung“ übernommen worden war25:
Verkennt uns nicht, wir sind nicht euresgleichen!
Mit Schimpf und Drohung macht ihr uns nicht kirre,
Uns liegt es nicht, nur einen Schritt zu weichen,
Wir lieben Kampf und siegreich Schwertgeklirre.
Darum, ihr Wackren, spart nicht Hieb und Stoß!
Verfolgung machte stets uns groß!
Verkennt uns nicht, wir sind nicht euresgleichen!
Schmäht uns „Verräter“, nennt uns „linke Schächer“,
Umsonst ist euer frommer, blinder Eifer!
Uns macht ihr nur den Nacken steifer!
Legt die in Ketten, die ihr grimmig haßt,
Schickt eure Späher aus in uns’re Reihen,
Verbindet uns das Maul, so oft ’s euch paßt,
Doch seht euch vor, daß nicht die Steine schreien!
Kein Ungemach sei uns von euch erspart!
Denn jeder Schlag macht uns nur hart!
Mit uns’rem Blute sind wir zugeschworen
Dem heiligen Ziel, das uns’re Blicke bannt.
Und eher das Leben, als dies Ziel verloren!
Nur drauf und dran! Wir halten euch schon stand!
Uns beugt ihr nicht mit Knebel, Lug und Kerker!
Was uns nicht umbringt, macht uns stärker!
25) Schdg. WBl. 1933, Nr. 26, S. 4 und Nr. 27, S. 6. Das Gedicht trug den Titel „Verkennt uns nicht!“ und war 
vom Verfasser „den Bekämpfern des völkischen Wollens“ gewidmet. 
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Diese Maßregelungen hatten zur Folge, daß man sich in den nächsten Monaten größte 
Zurückhaltung in der Berichterstattung auferlegte, um nicht abermals in Konflikt mit den Be-
hörden zu geraten. Ab dem Frühjahr 1934 schlug das Blatt jedoch – wie verschiedene andere 
„getarnte“ Zeitungen26 – wieder schärfere Töne an. Die Landespropagandastelle nahm dazu 
in einer am 28. Juni 1934 im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichten amtlichen Mittei-
lung folgendermaßen Stellung27:
Seit einiger Zeit erscheinen einige getarnte Provinzblätter Oberösterreichs wieder 
mehr aus der Reserve herauszugehen, um über Befehl Münchens mit Giftspritzen die 
allgemeine Offensive des Herrn Habicht zu unterstützen.
Alle Attentate werden, soweit sie gebracht werden, „objektiv“ gebracht, das heißt ohne 
jedes [sic!] Kommentar. Alles was geeignet erscheint, der Regierung eins aufs Zeug zu 
flicken, wird breitspurig einer „objektiven Kritik“ unterzogen. Alles was im Reiche ge-
schieht ist gut und genial. Alles was in Oesterreich geschieht, könnte viel besser sein, 
und wäre ebenso genial, wenn eben „die Hitler“ regieren würden.
Hätten wir nicht die ganze Taktik der NSDAP. bereits zur Genüge kennen gelernt, wür-
den wir nicht die ganze Lehrliteratur dieser Partei in unseren Händen haben, könnte 
man meinen, daß vielleicht Unverstand die Triebfeder dieser Schreibweise sei.
Dem ist aber nicht so. Diese Schreibweise wird bewußt und nach den Erfahrungen der 
letzten Zeit wahrscheinlich nicht aus Idealismus, sondern ebenso bezahlt wie die Bom-
benwerfer – betrieben. [...]
Während in dieser für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilung jedoch die Namen der 
betreffenden Zeitungen ausgespart blieben, geht aus einem Schreiben der Sicherheitsdirek-
26) Bei den sogenannten „getarnten“ Blättern handelt es sich zumeist um alteingesessene großdeutsch-liberal-
nationale Zeitungen, die – zwar gehemmt durch die verschärfte Kontrolle der Regierung, aber doch auf 
legalem Weg – mit unterschiedlicher inhaltlicher und stilistischer Radikalität nationalsozialistische Ge-
sinnung transportierten. Doch nicht nur alteingeführte nationale Blätter, sondern auch zwei nationalsozia-
listische Neugründungen sind der „getarnten“ NS-Presse zuzuordnen: die „Alpenländische Morgenzei-
tung“ und „Die neue Zeit“. Obwohl die Behörden mit all ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln gegen 
die „getarnte“ Presse vorgingen, erschienen die alten nationalen Blätter bis zum Anschluß. Neben der alt-
eingesessenen „Tages-Post“ und den beiden bereits genannten Blättern sowie der 1935 gegründeten 
„Landpost“ der Firma Haas in Wels gelten auch der bei Rudolf Heitzendorfer in Vöcklabruck erschiene-
ne „Oberösterreichische Gebirgsbote“, die Blätter der Firma Haas in Wels („Welser Anzeiger“ und 
„Schärdinger Wochenblatt“), der „Kremstalbote“ (gedruckt bei Leopold Ziegler in Kirchdorf/Krems), die 
„Innviertler Nachrichten“ (Nationaler Preßverein Innviertel) und das „Greiner Wochenblatt“ (Druckerei 
Agnes Hiebl, Grein) als „getarnte“ NS-Blätter. Die Propagandalinie war bei allen „getarnten“ Blättern 
gleich, was laut Hanns Schopper, dem illegalen niederösterreichischen NS-Gaupresseleiter, darauf zu-
rückzuführen war, daß die Blätter von zentralen Stellen mit Beiträgen und Material aus Deutschland ver-
sorgt wurden [Schopper, Hanns: Presse im Kampf. Geschichte der Presse während der Kampfjahre der 
NSDAP. (1933–1938) in Österreich. – Brünn, Wien, Leipzig: [1940]. S. 84]: Neben mehr oder weniger 
direkten Angriffen gegen die österreichische Regierung, Antisemitismus und Antibolschewismus nützten 
sie die wirtschaftliche und politische Situation in Deutschland, um den Lesern die „Unfähigkeit“ der 
österreichischen Regierung vor Augen zu führen. Ergossen sich manche kleine Wochenblätter geradezu 
in Lobeshymnen auf das Hitlerregime, mußten die auflagenstärkeren Tageszeitungen vorsichtiger vorge-
hen. Sie übernahmen Meldungen und Berichte zum Teil direkt aus reichsdeutschen Zeitungen, zitierten 
Reden reichsdeutscher Politiker ausführlich, oft sogar wörtlich, verwendeten aber auch subtilere Metho-
den. Die „Alpenländische Morgenzeitung“ z. B. stellte in ihrer Rubrik „Das Wichtigste“ die Berichter-
stattung über Deutschland vor das Kapitel „Ausland“ mit den übrigen außenpolitischen Beiträgen, wo-
durch das besonders enge Verhältnis zwischen Österreich und dem Deutschen Reich, ein „Wir-und-
Deutschland-gegen-die-Welt“ vermittelt werden sollte. Gustenau, Michaela: Mit brauner Tinte. S. 32 ff.
27) Schdg. WBl. 1934, Nr. 26, S. 2. 
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tion für Oberösterreich an die Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom 3. Juli 1934 her-
vor28, um welche Blätter es sich handelte. Neben den „Innviertler Nachrichten“ – laut Sicher-
heitsdirektion „eine der schlimmsten Giftspritzen der getarnten Nazipresse“ –, dem „O.Ö. 
Gebirgsboten“ und dem „Welser Anzeiger“ wird darin das „Schärdinger Wochenblatt“ aus-
drücklich angeführt29:
Es besteht ein Zusammenhang zwischen „Innviertler Nachrichten“, „O.Ö. Gebirgsbo-
te“, „Welser Anzeiger“ und „Schärdinger Wochenblatt“, da ich bereits wiederholt be-
obachtet habe, daß gewisse Artikel, auch Leitartikel, genau im Wortlaut in all den ge-
nannten Zeitungen erscheinen.
Übernommen vom „Welser Anzeiger“ wurden neben dem oben bereits ausführlich zi-
tierten Artikel „Hundertprozentig österreichisch und dennoch national!“ z. B. die (Leit-)Arti-
kel „Nicht aneinander vorbei“, „Um die deutsche Außenpolitik“ oder „Mehr Vernunft und 
weniger Haß“30, und manchmal stammten Artikel – z. B. die Studie „Erfassung der Steuer-
rückstände und ‘Zusätzliches Geld’ ohne Inflation“31 – von Josef Günther Lettenmair, dem 
Schriftleiter des „Welser Anzeigers“.
Ob die in dem Schreiben geäußerten Vermutungen bezüglich einer finanziellen Unter-
stützung aus dem Reich begründet waren, konnte von mir allerdings nicht eruiert werden. 
Bis in den Sommer 1936 hinein wurde das „Schärdinger Wochenblatt“ dann nicht mehr 
beanstandet. Am 9. Juli 1936 jedoch erging von seiten der Bezirkshauptmannschaft im „Hin-
blicke darauf, dass die in den letzten Nummern des Schärdinger Wochenblattes erschienenen 
Gedichte32 von Anton Gruber vielfach eine so deutlich betont nationale Note hatten und die 
darin vom Verfasser zum Ausdruck gebrachten Gedanken unverkennbar den Charakter einer 
politischen Demonstration gegenüber der vaterländischen Bevölkerung“ darstellten, an die 
Redaktion des Blattes die „Einladung, in Hinkunft jedes Gedicht des genannten Verfassers 
vor der Veröffentlichung dem hiesigen Amte zur Durchsicht vorzulegen“, um „von vornher-
ein die Gefahr einer allfälligen Beschlagnahme zu verhindern.“33 Der Schluß des Gedichtes 
„Zur Assentierung“ hatte z. B. folgendermaßen gelautet 34: 
Nun Brüder reicht die Hand zum Bunde, 
es soll gelten wie ein Schwur, 
Wehrpflicht heute hier und drüben, 
unsere Zukunft ist es nur.
Ist in Gefahr die Muttersprache 
werdet einem Sandwirt gleich,
schließt die Reihen wie anno 14: 
Deutschland und Deutschösterreich.
Nehmt diesen guten Rat entgegen 
und werdet euren Vätern gleich,
dann wirst unstreitig bald genesen, 
du, mein deutsches Oesterreich.
28) SD Zl. 96/7/P. – 1934. – Veröffentlicht in Schopper, Hanns: Presse im Kampf. S. 81 f.
29) Ebda. S. 82.
30) Schdg. WBl. 1933, Nr. 21, S. 1 f., Schdg. WBl. 1934, Nr. 13, S. 3 f. und Schdg. WBl. 1934, Nr. 24, S. 1 f.
31) Schdg. WBl. 1934, Nr. 20, S. 1 f.
32) Zum Beispiel Schdg. WBl. 1936, Nr. 22, S. 4 f. 
33) OÖLA, Sch. 30, Zl. 20/8–1936.
34) Schdg. WBl. 1936, Nr. 25, S. 4.
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Und in dem Gedicht „Grüaß die Gott, mei liabs Scharding“ hatte Anton Gruber einem 
lyrischen Ich, das auf seinem Rundgang durch die Stadt vom Schloßpark aus ins Deutsche 
Reich hinüberschaut, folgende Worte in den Mund gelegt 35:
[...] Am Schloßpark dö Aussicht, / schaut jeder gern an, 
gehst nöt so schnell aba, / dös sag i dir schon.
Sitzt ma drobm auf an Bankerl, / ös wißts ös ja eh, 
schaust dort so umananda, / frei ’s Herz tuat oan weh.
A Herr zoagt dö Gegend mir / im reichsdeutschn Land, 
daß mir so lang hab sand, / sagt er, dös is a Schand.
Da Seipel hätt recht ghabt, / sagt er mir ganz gschickt,
daß doch ohne Deutschland / a koa Oesterreich gibt.
Halt mir zamm, gibts an Aufstieg, / dös is amal gwiß, 
weil wir zammghörn und Deutsch / unsa Muatasprach ist.
An Inn siagst schön glanzn / vo weitn so fei, 
aufm Notgeld wars gstandn, / a so solls halt sei.
Ueber d’ Bruckn nach Neuhaus, / sagt er dann ganz keck, 
der Schrankbaum sollt nöt sei, / der ghörat halt weg. [...]
Hatte die Zeitung, deren Verbreitung sich im großen und ganzen auf das Innviertel be-
schränkte, 1926, 1928 und 1930 eine Auflage von 2.500 Stück gehabt, so lag sie 1935 nur 
mehr bei 1.800 Stück.36 Aufgrund der wirtschaftlichen Schwierigkeiten entschloß sich Maria 
Vees 1936, Schriftleitung und Verwaltung des Blattes an die Firma Haas in Wels abzuge-
ben.37 In der Nr. 52 vom 31. 12. 1936 teilte die Redaktion des „Schärdinger Wochenblattes“ 
den Lesern die Verlegung des Druck- und Erscheinungsortes nach Wels mit, und schon ab 
1. Jänner 1937 wurde die Zeitung bei Johann Haas in Wels als Nebenausgabe des nationalen 
„Welser Anzeigers“ speziell für das Innviertel gedruckt.38 Neuer Schriftleiter wurde Josef 
Günther Lettenmair.39 Das Blatt hieß nun im Untertitel „Zeitung für das Innviertel und die 
Grenzgebiete, dem Bauern-, Gewerbe- und Handelsstand zur Förderung“40, sein Format wur-
de vergrößert, die Seitenanzahl von zehn auf sechzehn erhöht und der Preis um 5 Groschen 
angehoben. Die Einzelausgabe des „Schärdinger Wochenblattes“ kostete nunmehr 25 Gro-
schen, das Vierteljahresabonnement 3 Schilling.41
35) Schdg. WBl. 1936, Nr. 22, S. 4 f. 
36) Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 146.
37) Laut Alois Strebel kaufte der „Welser Anzeiger“ das „Schärdinger Wochenblatt“ „um 500 Schilling (!!)“ auf.
38) Im Protokoll der GTS. vom 10. Mai 1937 hieß es dazu bedauernd: „Dadurch, dass die Schärdinger-Zeitung 
aufgelassen wurde, fehlen eben die Mittel zur Verständigung der Bevölkerung über Vorkommnisse in 
Gemeinde und Stadt, so dass die Bevölkerung über manches nicht orientiert ist und dann falsche Gerüch-
te oder Beurteilungen entstehen. Die Welserzeitung, welche in gewisser Hinsicht ja sehr reichhaltig ist, 
bringt über Schärding fast gar nichts mehr, und kann als ‘Schärdinger-Zeitung’ nicht mehr angesprochen 
werden. Das Auflassen der Schärdinger-Zeitung wurde in der Öffentlichkeit schon wiederholt bedauert, 
und auch die Gemeinde bedauert dies.“
39) Lettenmair war seit 1925 als Schriftleiter des „Welser Anzeigers“ und nach dem Anschluß als stellvertreten-
der Hauptschriftleiter aller Oberdonauer Heimatblätter im NS-Gauverlag in Linz tätig. Gustenau, Michae-
la: Mit brauner Tinte. S. 233.
40) Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 145.
41) Schdg. WBl. 1937, F. 1, S. 1.
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Tabelle 1: Preisentwicklung des „Schärdinger Wochenblattes“ in der Ersten Republik
Quellen: Schdg. WBl. 1919, Nr. 1, S. 6, Nr. 26, S. 1 und Nr. 52, S. 1 bzw. 1920, Nr. 11, S. 1 sowie Nr. 52, S. 1 
und Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen in ihrer Entwicklung vom 
Ende der Monarchie bis 1965. – Diss. Wien: 1966. S. 147.
Im März 1938 wurde das „Schärdinger Wochenblatt“ von den Nationalsozialisten über-
nommen42, und ab 7. Juli 1938 brachte man es wiederum in Schärding heraus. Auf dem Titel-
blatt der Nr. 27 vom 7. Juli 1938 heißt es dazu: 
Nach eineinhalb Jahren der Trennung tritt das „Schärdinger Wochenblatt“ heute zum 
ersten Male wieder von seiner alten Heimstätte aus unter die Leserschaft. Die Schika-
nen der Systemzeit haben das Blatt seinerzeit gezwungen, für die Zeit härtester Be-
drückung und Not auswärts Zuflucht zu suchen. Nur so konnte es sich am Leben erhal-
ten und herüberreten [sic!] in den herrlichen Morgen der großen nationalsozialisti-
schen Zeit.
Grußworte Hans Omingers anläßlich der Rückkehr des „Schärdinger Wochenblattes“
auf der Titelseite der Ausgabe Nr. 27 vom 7. Juli 1938
42) Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 232.
Jahr Monat Einzelstück  Vierteljahresabo.
1919 Jänner          20 H                  2,5 K
1919 Juli          26 H                  3,5 K
1920 Jänner     40 H                  5,0 K
1920 März          80 H                10,0 K
1921 Jänner            1 K                13,0 K
1923 Jänner        800 K         10.000,0 K
1924 Juni     1.200 K         15.000,0 K
1924 Oktober     1.600 K         20.000,0 K
1925 März          16 Gr.                2,00 S
1927 Jänner          20 Gr.                2,50 S
1937 Jänner          25 Gr.                3,00 S
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Sowohl Kreisleiter Karl Landwehr als auch Bürgermeister Hans Ominger brachten in 
ihren auf dem Titelblatt veröffentlichten Grußbotschaften ihre Freude über die Rückverle-
gung des Blattes zum Ausdruck, und Kreisleiter Landwehr nützte diese Gelegenheit, um die 
Bedeutung der Zeitung als „wertvolles Instrument der Benachrichtigung, der Anordnung und 
Aufklärung“ hervorzuheben, das die „Volksgemeinschaft“ zur „verläßlichen näheren Orien-
tierung in der Fülle der Neuordnungen“ brauche in einer Zeit, „in der für alles politische und 
wirtschaftliche Geschehen unter uns ein völlig neuer Boden gelegt wird“.43
Maria Vees trat schließlich die Verlagsrechte an den NS-Gauverlag ab, der das Blatt 
mit der Folge 2 vom 12. Jänner 1939 einstellte. Den Lesern des „Schärdinger Wochenblattes“ 
gegenüber wurde dies damit begründet, daß für „Deutschlands Zukunft die einheitliche Aus-
richtung des ganzen deutschen Volkes nach dem Willen des Führers notwendig“ sei.44 Im 
Aufruf des Schärdinger Kreisleiters Landwehr ist dazu u. a. zu lesen45:
Im Zuge der Neugestaltung des Pressewesens im Gau Oberdonau erschien es zweckmä-
ßig, das „Schärdinger Wochenblatt“ in dem größeren und stärkeren „Innviertler Hei-
matblatt“ in Ried im Innkreis, das dem NS.-Gauverlag (Linz) gehört, aufgehen zu las-
sen.
Mit vorliegender Ausgabe zieht das „Innviertler Heimatblatt bereits in unserem Kreis 
als Kreisblatt ein. Ich danke dem „Schärdinger Wochenblatt“ für die der Kreisleitung 
sowie allen Gliederungen der Partei erbrachte Unterstützung. […].
Wie folgender Ausschnitt aus der Titelseite der Nr. 3 des „Innviertler Heimatblattes“ 
zeigt, wurde der Zeitungstitel allerdings im Untertitel zum parteiamtlichen „Innviertler Hei-
matblatt“ weitergeführt. 
Was aber macht nun das „Schärdinger Wochenblatt“ so interessant für die vorliegende 
Untersuchung? Zum einen liegt die Bedeutung des Blattes – wie überhaupt der Lokalpresse46
– darin, daß es die Vergangenheit gleichsam stufen- bzw. schichtweise – also von der Ge-
schichte der Gesamtregion über die größerer regionaler Einheiten bis hin zum kleinsten Be-
43) Schdg. WBl. 1938, Nr. 27, S. 1.
44) Gustenau, Michaela: Mit brauner Tinte. S. 96.
45) „Innviertler Heimatblatt“ 1939, Nr. 3 vom 21. Jänner 1939, S. 1.
46) Malina, Peter: Lokalkommunikation und Regionalgeschichte. Zur Annäherung an die Geschichte lokaler 
Räume und ihrer Kommunikationsstrukturen. – In: Zeitgeschichte, 14 (1986–87), S. 80 ff.
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reich, der Stadt Schärding – erschließt und damit immer wieder Querverbindungen erlaubt; 
zum anderen leistet es insoferne sehr gute Dienste, als es aufgrund seines Bemühens, über al-
les zu informieren, was für den Leserkreis des Blattes Aktualität besaß, einen umfassenden 
Einblick in das gesamte Spektrum der lokalen Lebenswelt ermöglicht. 
So werden unter der Rubrik „Lokal-Nachrichten“ alle Ereignisse der bezirklichen und 
kommunalen Politik und Wirtschaft – wenn auch durch ein spezielles Medium gefiltert –
greifbar, was sich als nahezu unentbehrliche Quelle für den Nachweis der Selbstdarstellung 
der Parteien, der politischen Organisationen und Gruppierungen in der Öffentlichkeit, ihrer 
Programmatik, ihrer Ideologie und ihrer politischen Praxis erwies. Gerade die Aktionen der 
politischen Parteien auf der untersten Organisationsebene, die sozialen und ökonomischen 
Auswirkungen politischer Entscheidungen auf die unmittelbar Betroffenen, die Nachwirkun-
gen und Auswirkungen der „großen“ Geschichte und der Politik auf den eng umgrenzten Le-
bensbereich des einzelnen, aber auch die Tätigkeit politischer Kleingruppen ließen sich in 
vielen Fällen nur über die Auswertung der Lokalmeldungen rekonstruieren. Konkret handelt 
es sich dabei z. B. um Berichte über die Arbeit der lokalen Spitzenpolitiker, die Vorstellung 
der Kandidaten der verschiedenen Parteien, die Auflistung von Wahlergebnissen nach Stadt-
teilen, Berichte über Wahlveranstaltungen, regelmäßige Zusammenfassungen der Gemeinde-
ausschußsitzungen (die im Vergleich zu den Sitzungsprotokollen kaum Abweichungen auf-
weisen), aber auch um gewerkschaftliche Mitteilungen, Fragen der Sozialarbeit, Lageberichte 
zur Arbeitsmarktsituation im Bezirk, Informationen über größere Schärdinger Firmen, um 
Volksbildung und Heimatpflege, Schulwesen, Jugend, usw. 
Dazu kommt noch – und hier entfaltet sich der ganze Jahrmarkt der kleinstädtischen 
Eitelkeiten – eine umfassende Berichterstattung über gesellschaftliche Ereignisse wie Jubi-
läen oder kulturelle und sportliche Veranstaltungen sowie über die Tätigkeit der verschiede-
nen Vereine, ihre Zusammenkünfte und Feste. Dabei suchte man möglichst alle Gesell-
schaftsschichten zu erfassen, die zu den Lesern der Zeitung gehörten, weshalb die den Sozi-
aldemokraten oder den Christlichsozialen nahestehenden Vereine trotz der deutschnationalen 
Ausrichtung des Blattes keineswegs totgeschwiegen wurden, wenngleich über sie wesentlich 
weniger ausführlich berichtet wurde als etwa über die deutschnationalen Vereine wie den 
„Deutschen Turnverein Schärding 1862“ oder den „Deutschen Schulverein Südmark“. Da 
man in diesem Zusammenhang immer wieder auf die personelle Zusammensetzung der ver-
schiedenen Vereine einging – z. B. in Berichten über Jahreshauptversammlungen –, lassen 
sich viele Schärdinger anhand dieser Artikel den jeweiligen politischen Lagern zuordnen. 
Gegenstand der Berichterstattung waren aber auch administrative und verwaltungstech-
nische Fragen von regionaler bzw. lokaler Bedeutung. So finden sich z. B. Daten zur Volks-
bewegung, statistische Erhebungen, das Verkehrswesen betreffende Mitteilungen usw. 
Interessant sind darüber hinaus die Hinweise auf Versetzungen bei Ämtern und Behör-
den sowie bei Post und Bahn, weil sie für Einblicke in die Fluktuation der Beamten und somit 
für die Binnenwanderung aufschlußreich sind. 
In der in vielen Facetten erfaßten Wirklichkeit spiegelt sich demnach das alltägliche Le-
ben in Schärding wider, und eben darin liegt die Bedeutung des Blattes für die vorliegende 
Arbeit, obwohl man stets im Auge behalten muß, daß die Zeitung „öffentliches Bewußtsein“ 
im Sinne des Deutschnationalismus zu stiften suchte und daher auch entsprechende politi-
sche, gesellschaftliche, wirtschaftliche und „kulturelle“ Interessen kanalisierte. 
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2. Beschreibung der für das Thema relevanten Charakteristika Schärdings
2.1. Die Lage der Stadt
Schärding am Inn, der Hauptort und Verwaltungssitz des gleichnamigen politischen Be-
zirkes, liegt im Nordwesten Oberösterreichs im Übergangsgebiet zweier Landschaften, näm-
lich des fruchtbaren, dicht besiedelten Schlierhügellandes des mittleren Innviertels und des 
unwirtlichen, waldreichen Granitlandes, das als unteres Innviertel bezeichnet wird. 
Mit rund 4,08 km2 ist Schärding die kleinste Gemeinde des Bezirkes, der eine Gesamt-
fläche von 618,07 km2 umfaßt1 und in die Gerichtsbezirke Schärding, Raab und Engelhartszell 
unterteilt ist.
Ausschnitt aus der Karte des polit. Bezirkes Schärding
Bearbeitet von Hans Wimmer, Linz a. d. Donau
Verlag: Hans Weisheitinger, Schärding am Inn: 1937.
Die Stadt verdankt ihre Entwicklung der für frühere Zeiten außerordentlich vorteilhaften 
Schutz- und Brückenlage am Inn. 
Der Fluß, der bei Schärding auf bayerischer Seite die Rott und auf österreichischer Seite 
die Pram aufnimmt, bildet seit 1779 bzw. 1816 die Grenze zu Bayern. Die Lage der Stadt un-
mittelbar an der Grenze war eine wichtige Voraussetzung dafür, daß Schärding, eine im großen 
und ganzen ruhige Kleinstadt – laut Volkszählung vom 22. März 1934 hatte sie 4.236 Einwoh-
ner, und zwar 1.947 männliche und 2.289 weibliche2 –, ab 1933 für nationalsozialistische Agi-
tatoren interessant wurde.
Schärding, das in Grundriß und Architektur dem Typus der Inn-Salzach-Städte angehört, 
ist in Form einer hochgestellten Raute auf einem Granitsporn angelegt, der sich als Halbinsel 
zwischen Inn und Pram vorschiebt. 
1) Schneebauer, Ferdinand: Stadtgeographie von Schärding. – Diplomarbeit. Innsbruck: 1972. S. 56.
2) Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. Wien: 1935. S. 16.
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  Plan des Stadtkerns3
      1  Passauer Tor
      2  Ehem. Hl.-Geist-Kirche
      3  Wassertor
      4  Pfarrkirche
      5  Ort der ehem. Burg
      6  Burgtor, jetzt Museum
      7  Linzer Tor
      8  ehem. Sebastianskirche
      9  Kurhaus- (ehem. Kapuziner)kirche
      I.  Wieningerstraße
     II.  Unterer Stadtplatz
    III.  Oberer Stadtplatz
    IV.  Silberzeile
     V.  Innbruckstraße
    VI.  Denisgasse
  VII.  Pflieglgasse
Im Zentrum des dichtverbauten mittelalterlichen Stadtkerns mit seinen engen Gassen 
liegt der Obere Stadtplatz. Dabei handelt es sich um einen geräumigen Platz, der annähernd die 
Form eines Rechteckes hat und sich aufgrund seiner Breite von fast 80 Metern hervorragend 
für Kundgebungen und Aufmärsche eignet, wobei seine nördliche Längsseite, die sogenannte 
Silberzeile, eine geschlossene Häuserreihe mit geschweiften spätbarocken Giebeln, einen be-
sonders effektvollen Hintergrund bildet.
Ansichtskarte zum 10. April 1938: Der Obere Stadtplatz
(ab 15. August 1934 „Doktor Dollfußplatz“; ab 12. März 1938 „Adolf-Hitler-Platz“)
3) Aus: Hainisch, Erwin: Die Kunstdenkmäler Österreichs. Oberösterreich. (= Dehio-Handbuch: Oberöster-
reich). – 3., neubearb. Aufl. von Kurt Woisetschläger. – Wien: (1958). S. 298.
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Im Westen schließt der markante Querbau des alten Postgebäudes (heute Sparkasse) mit 
seinem hochgiebeligen Nebenhaus den Platz gegen den Unteren Stadtplatz hin ab. Wer die 
Stadt – von Osten kommend – durch das Linzer Tor betritt, dessen Blick fällt geradezu 
zwangsläufig auf diesen Gebäudekomplex, der sich somit hervorragend für Propagandazwecke 
verwenden läßt, und zwar wesentlich besser als das etwas zurückversetzte Rathaus (auf der 
Postkarte mit „Sparkasse“ beschriftet!).
Westseite des Oberen Stadtplatzes
Ansichtskarte mit Wahlwerbung zum 10. April 1938
Links vom Rathaus führt die sacht ansteigende Schloßgasse in den ehemaligen Burgbe-
zirk. Er nimmt die höchste Stelle des Granitsporns ein, der in diesem Bereich nahe an das Inn-
ufer heranrückt und an der West- und Nordwestseite in einem bogenförmigen Steilabfall endet. 
Von hier aus bietet sich ein weiter Blick nach Süden, Westen und Norden. 
Ansichtskarte mit Blick vom Schloßpark nach Bayern
-26-
Die Organisatoren nationalsozialistischer Parteiveranstaltungen jenseits der Grenze 
konnten demnach jederzeit darauf zählen, daß von ihren Propagandaaktionen in Schärding so-
wohl optisch als auch akustisch Notiz genommen wurde.4 Wie recht sie damit hatten, geht aus 
zahlreichen Beschwerdeschreiben an den Sicherheitsdirektor für Oberösterreich hervor, in de-
nen immer wieder darüber geklagt wurde, wie sehr man unter der direkten Beeinflussung von 
Bayern her – vor allem unter den Propagandaaktivitäten der sogenannten „Österreichischen 
Legion“ – leide. 
Von nicht unerheblicher Bedeutung für die nationalsozialistischen Agitatoren war in die-
sem Zusammenhang die Innbrücke. Die Tatsache, daß sie halb zu Bayern und halb zu Öster-
reich gehörte, erlaubte ihnen nämlich, die bayerische Hälfte für Propagandazwecke zu nützen. 
Dies wird u. a. durch den Lagebericht des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich vom 21. 
September 1933 bestätigt5: 
Wiederholt marschierten in letzter Zeit bei Ach–Burghausen, Braunau–Simbach und 
Schärding–Neuhaus, grössere Trupps von S.A.-Leuten oder Schulkindern bis zur Mitte 
der Brücken, wo unter Absingen nationaler Lieder und „Heil-Hitler“- und „Österreich 
erwache“-Rufen, Hackenkreuzfahnen [sic!] auf bayrischer Seite gehisst wurden. Bei 
solchen Gelegenheiten wurden mitunter auch Trutzlieder auf Österreich mit dem 
Schlussreim: „Wir fürchten Dollfuss und die Heimwehr nicht“ gesungen.
Aufmarsch auf der bayerischen Seite der Innbrücke anläßlich des von der Ortsgruppe der 
Neuhauser NSDAP veranstalteten Grenzlandtreffens am 19./20. August 1933
Im Osten der Stadt hat die Pram ein breites Tal gebildet und den Sporn in einem steilen 
Westufer teilweise abgeschnitten. Dadurch zeigt sich die Stadt – mit Ausnahme der im Süd-
4) Eine Vornbacher Zeitzeugin z. B. teilte mir in diesem Zusammenhang am 7. November 2003 folgendes mit: 
„[...], des war 37 – oder 36, in d’ Schuil bin i nu ganga, 36, 37 schätz ich war ‘s –, des war a Sonnwend-
feier, und da ham ma da obn am Berg so an Holzstoß angezündet, und da san ma [= die ganzen Schuilkin-
der und a d’ Bevölkerung vom Dorf; nachträgliche Anm. d. IP] naufganga und – mit Fackeln da – und 
dann hat der Holzstoß gebrannt, und da weiß i nu, daß unser Ortsgruppenleiter [des muaß der Sanladerer 
gwesn sei; nachträgliche Anm. d. IP] damals gsagt hat: ‘Möge er hinüberleuchten zu unsern Brüdern nach 
Österreich, auf daß sie heimkehren ins Reich.’ Des hab i nie vergessen!“
5) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 214.248/G. D.–1933.
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osten gelegenen Vorstadt – von allen Seiten erhöht, am meisten vom Inn aus gesehen, am we-
nigsten von Süden her, weil hier das Gelände nur mäßig ansteigt. 
An der Nord- und Ostseite Schärdings schiebt sich der reich gegliederte Südrand des 
Teiles der böhmischen Masse bis an die Stadt heran, der von Norden über die Donau greift. Es 
sind dies die Hügelzüge des Gaisberges, des Haraberges und des Kreuzberges bzw. im Westen 
– also schon auf bayerischem Gebiet – die Ausläufer des Neuburger Waldes. Hier wurde seit 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts der wegen seiner ausgezeichneten Härte sehr geschätz-
te Schärdinger Granit abgebaut, sodaß sich rasch eine florierende Granitindustrie entwickelte. 
Die Steinbrüche dieser Schärdinger Granitindustrie lagen zwar allesamt außerhalb der Ge-
meindegrenzen, nämlich in Allerding, Gopperding, Bubing, Wernstein und im bayerischen 
Neuhaus, im Wirtschaftsleben der Stadt aber stellten sie einen wichtigen Faktor dar, befanden 
sich doch die Firmensitze (Fa. Kapsreiter und Fa. Baumgartner/Spanlang) und die Wohnstätten 
vieler der in den Steinbrüchen Beschäftigten in Schärding.
Der Inn, der bei Schärding ungefähr 230 Meter breit ist, durchbricht diesen Granitriegel 
zwischen Vornbach und Wernstein und verengt sich dabei auf zirka 80 bis 90 Meter. Über die-
se Flußenge setzten sich von 1933 an immer wieder österreichische Nationalsozialisten ins 
Deutsche Reich ab. 
Begünstigt wurde dies durch eine kleine Insel bei Flußkilometer 12,5 gegenüber dem 
bayerischen Ort Vornbach, die trotz des Faktums, daß sie östlich des Innhauptarmes und nur 
ungefähr hundert Schritte vom österreichischen Ufer entfernt liegt, zu Bayern gehörte. Auf
österreichischer Seite wurde dieser Grenzverlauf zwar angezweifelt – z. B. vom damaligen 
Leiter der Schärdinger Zollwacheabteilung –, grundbücherliche Eintragungen bestätigten je-
doch eindeutig, daß es sich um bayerisches Gebiet handelte.6
Blick von Bayern über Schloß Vornbach auf das österreichische Ufer 
mit der vorgelagerten „Bernaschekinsel“
Dieser eigenartige Grenzverlauf hing damit zusammen, daß man hier seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts bis in die achtziger Jahre hinein umfangreiche Sprengungen vorgenommen 
hatte, um die gefährliche Engstelle mit ihren Felsklippen für den Schiffsverkehr – vor allem 
für Dampfschiffe – besser passierbar zu machen. Dadurch war die Stromlinie von der öster-
reichischen Seite auf die bayerische abgedrängt worden und hatte der westliche Flußarm den 
Hauptstromstrich erhalten. Da diese Verschiebung des Stromstrichs und die damit verbundene 
6) OÖLA, Sch. 34, Zl. 14 res/1935.
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Versandung des östlichen Armes aber nur allmäh-
lich vor sich gegangen waren, hatte man den Zeit-
punkt übersehen, an dem laut Staatsvertrag von 
18207 die Insel an Österreich gefallen wäre.8 Auf-
grund der guten Nachbarschaftsbeziehungen und 
der Bedeutungslosigkeit des etwa 600 Quadratmeter 
großen, mit Bäumen und Sträuchern bewachsenen 
Felsgebildes war diesem Umstand jedoch keine 
Beachtung geschenkt worden, 1933 aber, da sich 
die Differenzen zwischen Deutschland und Öster-
reich zuspitzten und viele Österreicher nach Bayern 
flüchteten, entpuppte sich dieses Versäumnis als 
schwerer Fehler, denn die Insel konnte von der österreichischen Seite aus leicht erreicht wer-
den und bot daher eine sehr gute Gelegenheit zum illegalen Grenzübertritt: Im Schutze des 
bewaldeten Anlandes war es möglich, ungesehen bis ans Flußufer zu gelangen, der seichte, 
schmale Nebenarm ließ sich mit 50 bis 100 Schritten mühelos durchwaten, ja manchmal sogar 
trockenen Fußes überqueren, und befand man sich einmal auf der Insel, die mittlerweile – für 
jedermann gut sichtbar – durch eine schwarzweißrote Flagge und eine Hakenkreuzfahne als 
deutsches Gebiet ausgewiesen und zudem bis etwa Mai 1934 meistens von SA-Leuten besetzt 
war, kam ein Eingreifen des österreichischen Grenzschutzes nicht mehr in Frage.9
Die SA-Männer (unter ihnen häufig auch österreichische Legionäre) nützten die Insel für 
Propagandazwecke – so verstanden sie es zum Beispiel am 8. April 1934, durch Schallplatten-
übertragungen des Horst-Wessel-Liedes, des Deutschlandliedes und einiger SA-Märsche die 
Aufmerksamkeit von zirka 150 österreichischen Ausflüglern auf sich zu lenken10 –, ihre 
Hauptaufgabe aber bestand darin, Flüchtlinge nach Vornbach überzusetzen.11
Dabei assistierten ihnen oftmals jugendliche Nationalsozialisten aus Schärding und 
Vornbacher Schiffsleute.12 Eine Vornbacher Zeitzeugin schildert diese Situation folgender-
maßen13:
Ja, da woar irgend so ein Kurier – oder wia ma da sagt –, der is runterkumma und hat 
jemand Bescheid gsagt: „Heut nacht kummt wieda einer“, und dann han die Vornbacher 
Burschen bis zur Insel rübergfahrn, und die Österreicher ham diese Flüchtlinge bis zur 
Insel gebracht. 
7) Damals [= Wiener Schlußakte vom 15. Mai 1820; durch die Dt. Bundesversammlung am 8. Juni bestätigt und 
zu einem der Bundesakte vom 8. Juni 1815 gleichzuachtenden Fundamentalstatut erhoben. – Mayer, Franz 
Martin: Geschichte Österreichs mit besonderer Rücksicht auf das Culturleben. 2. Bd.: Vom Jahre 1526 bis 
zur Gegenwart. – 2., vollst. umgearb. Aufl.– Wien und Leipzig: 1901. S. 537 bzw. Scheithauer, Erich/
Schmeiszer, Herbert/Woratschek, Grete: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. IV: Von 1815 bis 
1918. – Wien: 1976. S. 20 f.] war festgelegt worden, daß der Inn, und zwar die jeweilige Stromlinie, also 
seine tiefste Rinne, die Grenze zu bilden habe. Schdg. WBl. 1935, Nr. 40, S. 4.
8) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 306.501/G. D.–1935 bzw. Schdg. WBl. 1935, Nr. 40, S. 4.
9) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 306.501/G. D.–1935.
10) OÖLA, Sch. 29, Zl. 5/P–1934.
11) Manche der Flüchtlinge legten die Strecke zwischen der Insel und dem bayerischen Ufer schwimmend zurück. 
Dies war aufgrund der starken Strömung allerdings ein gefährliches Unterfangen. So erzählte mir z. B. eine 
Vornbacherin, die damals im Schloß Vornbach gearbeitet hatte, daß sie einmal Zeugin geworden sei, wie 
einer aus einer Gruppe von Flüchtlingen mitten im Inn ertrank. Interview vom 15. November 2003.
12) Bericht vom 28. August 1933 in der Chronik des Gendarmeriepostens Schärding.
13) Interview vom 7. November 2003.
Inserat im „Schärdinger Wochenblatt“
1913, Nr. 40, S. 10
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Dann san s’ eine Nacht bei uns [= im Gasthaus Neidlinger in Vornbach; Anm. d. Verf.] 
gwesn, über Nacht, ham was zum Essen kriagt – wer des zahlt hat, woaß i net, wahr-
scheinlich d’ Gemeinde, also, ja, i glaub scho, i woar damals vielleicht 14 Jahr, da hab i 
mi net so um des kümmert, aber i glaub, daß die Gemeinde des bezahlt hat. 
Das Gasthaus Neidlinger in den dreißiger Jahren
In Vornbach über Nacht geblieben seien nach Einschätzung meiner Interviewpartnerin 
insgesamt um die zwanzig Flüchtlinge, allerdings nicht ausschließlich im Gasthaus Neidlinger, 
sondern auch im Schloß Vornbach. Dann fährt sie fort:
Da is net viel gesprochen worden über des da, die Flüchtlinge san net groß empfangen 
wordn, na, na, gar nix. De san rüberkumma und san ins Wirtshaus, und dann ham die 
Jungen, de s’ rübergfahrn ham, gsagt: „Heut is wieda ein Herr da, der über Nacht 
bleibt“, und i denk mir, daß sich die Flüchtlinge da den andern Tag in der Kreisleitung 
in Passau gemeldet ham, und die ham s’ irgendwo hingschickt – des weiß ich net. [...] 
Aber da ham ma uns mia nimma weiter gekümmert. De san dann fort in der Früh, und 
dann war des ... – i weiß halt, daß a paar von Vornbach – drei so Junge warn ‘s allweil 
–, de mit ‘m Kahn auf die Insel gfahrn han und habn die rübergeholt. De ham scho so an 
Kahn ghabt, aus Holz, a Zille hat ma gsagt. Vo denen lebt niemand mehr [...]. I woaß 
net, ob i den Namen sagn soll, [...] auf alle Fälle Vornbacher warn s’, ja.
Daß dieser Fluchtweg über den Inn gerne benützt wurde, wird auch durch einen Brief 
vom 21. Feber 1935 belegt: Paul Freiherr von Schaezler14, der Besitzer des Schlosses Vorn-
14) Johann Lorenz Robert Paul Freiherr von Schaezler, geboren am 5. Januar 1868 im Schloß Vornbach am Inn, 
war Stützpunktleiter des aus den Ortschaften Pumstetten, Rotthof, Höchfelden, Niederschärding und Vorn-
bach bestehenden NSDAP-Stützpunktes Vornbach, den er im Jahr 1931 als Ortsgruppe Vornbach gegrün-
det hatte. Im Jahr 1934 wurde dieser Stützpunkt jedoch aufgelöst und als „Zelle“ Vornbach der Ortsgruppe 
Neuhaus am Inn einverleibt. Laut Schreiben des Kreisorganisationsleiters der Kreisleitung Passau Pg. 
Werrlein vom 28. März 1935 war der ehemalige Stützpunkt Vornbach im alphabetischen Gemeindever-
zeichnis von Mitte Juli 1934 bereits als „Zelle“ geführt. Schaezler selbst erfuhr von der Auflösung seines 
Stützpunktes jedoch erst Monate später, u. z. gelegentlich seiner Reklamation beim Gauorganisationsamt 
Bayreuth wegen des Ausbleibens der Gauamtlichen Rundschreiben anläßlich der Veranstaltung eines Ern-
tedankfestes in seinem Stützpunkt, und betrachtete diese Organisationsänderung als „einen ganz selbstän-
dig erfolgten Rache-Akt der Herren Pgg. Karl [Stellvertreter des Kreisleiters von Passau Land-Vilshofen 
Poxleitner] und Kastner [Ortsgruppenleiter von Neuhaus a. I.], um meine ihnen unbequeme Person da-
durch kalt zu stellen“ (Schreiben Schaezlers an Pg. Werrlein vom 2. Juli 1935), hatte doch die nunmehrige 
„Zelle“ Vornbach nahezu die gleiche Mitgliederzahl an Vollmitgliedern wie die „Ortsgruppe“ Neuhaus 
(nämlich 27), aber „ganz überwiegend mehr“ Mitglieder des Reichsnährstandes (u. z. 101); außerdem wies 
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bach, der viele der Flüchtlinge versorgte, bevor sie wei-
ter nach Passau gebracht wurden15, schreibt darin an 
Frau Trude Müller aus Schärding, daß mit Hilfe der Bri-
gade Oberösterreich General Geister, des deutschen 
Grenzschutzes (Sturmbannführer Bauer) und „durch un-
sere SA-Leute Friedl und Schachner“ schon an die 150 
Leute nach Bayern hinübergeholt worden seien.16
Unter ihnen befand sich auch der Linzer Schutz-
bundführer Richard Bernaschek, dessen Flucht aus dem 
Gefangenenhaus des Landesgerichtes in Linz am 3. 
April 1934 die Nationalsozialisten propagandistisch 
weidlich auszuschlachten wußten.17
Bernaschek selbst schilderte die Situation an der 
Grenze folgendermaßen18: 
Der Marsch ist anstrengend für alle. Jetzt noch einmal hinauf, die Straße überquerend, 
und hinunter zum Inn. Das knöcheltiefe Wasser wird durchwatet, wir sind auf der Insel.
Bayerisches Gebiet! Es ist halb sechs Uhr früh. Oben auf der Straße steht eine Heim-
wehrpatrouille und sieht auf die Insel und auf die uns aufnehmende Zille19 herunter. Zu 
spät! Sie hätte uns auch vorher nicht aufhalten können. Aber besser so. Dreimal fährt
die Zille. In Vornbach eine kurze, aber herzliche Begrüßung.20 Ein erfrischendes Gläs-
chen wird auf die gelungene Flucht geleert. Mit Auto geht es nach Passau; wo man uns 
schon erwartet.
Vornbach 21 SA-Leute, Neuhaus hingegen nur 7 auf (Schreiben Schaezlers an den Kreisorganisationsleiter 
der Kreisleitung Passau vom 25. März 1935). Da durch die Auflösung des Stützpunktes Schaezlers Amt als 
Stützpunktleiter nun aber von selbst erledigt war, die Gauleitung eine Degradierung eines „alten Ortsgrup-
penleiters aus der Kampfzeit“ zum „Zellenwart“ jedoch nicht billigen konnte, wurde Schaezler laut Verfü-
gung des Gaupersonalamtes Bayreuth vom 21. 2. 1935 rückwirkend vom 1. 1. 1935 ab zum Ortsgruppen-
Amtsleiter beim Stabe der Ortsgruppe Neuhaus am Inn z. b. V. mit den bisherigen Rangabzeichen ernannt. 
BArch (ehem. BDC), PK, Paul Freiherr von Schaezler, 5. 1. 1868.
15) In einem Schreiben der Bezirksleitung Schärding des Freien Wirtschaftsverbandes Österreichs vom 25. 10. 46, 
worin ersucht wurde, der Berufung Ernst Müllers stattzugeben, die Sperre seines Geschäftes aufzuheben 
und sich mit der Einsetzung eines öffentlichen Verwalters zu begnügen, wurde dieser Sachverhalt z. B. so 
dargestellt: „Herr Müller gehört seit 1932 der NSDAP an, folgte im Jahre 1934 einer Einladung des in 
Vornbach (Bayern) ansässigen Freiherrn v. Schätzler, bei welchen [sic!] er die Gutskanzlei übernehmen 
sollte und fuhr, da er keinen Grenzschein erhielt, mit seinem Paddelboot über den Inn in Reich[s]deutsches 
Gebiet. M. war dann 4 Wochen in der Gutskanzlei tätig und wurde dann von der SA-Brigade in Passau 
aufgefordert ins Flüchtlingslager Münchröden zu gehen.“ Nachlaß Ernst Dürr sen.
16) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 304.180/G. D.–1936.
17) Unter Beihilfe des Justizoberwachmannes Karl Dobler war Richard Bernaschek zusammen mit den Schutz-
bündlern Franz Schlagin und Otto Hruschka sowie den beiden Nationalsozialisten Ignaz Fastner und Karl 
Straßmayr in der Nacht vom 2. auf den 3. April 1934 die Flucht aus dem Gefangenenhaus des Landesge-
richtes in Linz gelungen. Schdg. WBl. 1934, Nr. 14, S. 4. 
18) Bernašek, Richard: Die Tragödie der österreichischen Sozialdemokratie. – In: Österreich, Brandherd Europas. 
– Zürich, Prag: 1934. S. 289 ff. – Zit. nach: Kykal, Inez/Stadler, Karl R.: Richard Bernaschek. Odyssee
eines Rebellen. – Wien: 1976. S. 121.
19) Im Ansuchen des Schärdingers Karl Eichinger um Nachsicht von der Registrierung nach § 27 des Verbotsge-
setzes (dat. mit 14. 2. 1946) heißt es dazu: „In der Nacht vom 3. auf 4. 4. 34 unterstü[t]zte ich die Flucht 
des Linzer Schutzbundführers Richard Bernaschek und seiner Kameraden[,] indem ich sie nach Bayern 
brachte. Ich tat dies auf Grund meiner sozialistischen Anschauung und aus Achtung vor dem Freiheits-
kampf des Schutzbundes, von dessen Kämpfern ich bereits einige Tage vorher, darunter Hüttl, Dobiasch, 
Eckstein, aus Holzleiten und anderen auf ihrer Flucht ins Ausland geholfen hatte.“ Nachlaß E. Dürr sen. 
20) Die Flüchtlinge wurden hier vom Adjutanten des Brigadeführers Fritsch empfangen. Kykal/Stadler: S. 122.
Freiherr von Schaezler
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Nicht zuletzt durch die Flucht dieses prominenten Sozialdemokraten wurde die Insel in 
den folgenden Wochen zu einem beliebten Ausflugsziel. Zum Beispiel besichtigten laut der 
„Wahrheit“ am Sonntag, dem 15. April 1934, etwa 200 Personen das Eiland, worauf sowohl 
dort als auch auf der Sandbank, die österreichisches Gebiet war, eine starke Patrouille der SA 
in Uniform erschien und die Heimatwehr Schärding, die auf der österreichischen Seite ihren 
Dienst versah, die ganze Umgebung räumte.21
Bernaschek (3. v. r.) nach geglückter Flucht im Park des Schlosses Vornbach
In der Schärdinger Bevölkerung, insbesondere unter den älteren Leuten, hielt sich aller-
dings hartnäckig die Meinung, daß es sich bei der Insel, die nun im Volksmund „Bernaschek-
insel“ genannt wurde, um österreichisches Gebiet handle und daß man daher die deutschen 
Hoheitszeichen widerrechtlich angebracht hätte. 
Dies war auch mit ein Grund dafür, daß in der Nacht zum 21. Oktober 1934 die Haken-
kreuzfahne, die dort seit etwa März 1934 gehißt war22, von Schutzkorpsleuten entfernt und 
nach Schärding gebracht wurde. Da nach damaliger Rechtslage die Insel aber als reichsdeut-
sches Gebiet galt, sah sich der oberösterreichische Sicherheitsdirektor gezwungen, seitens der 
österreichischen Behörden zur Vermeidung einer diplomatischen Intervention eine offizielle 
Entschuldigung für diesen Grenzzwischenfall zu verfügen.23 Der Streit um die Zugehörigkeit 
der Insel erhitzte die Gemüter jedoch weiterhin, sodaß sich bald auch die österreichische Pres-
se – allen voran die Linzer „Tages-Post“, aber auch Wiener und Salzburger Zeitungen – mit 
dem vermeintlichen „Inselraub“ beschäftigte24, was bayrische Blätter, z. B. die Bayernausgabe 
der „Sonntag-Morgen-Post“ vom 17. Februar 193525, veranlaßte, die Besitzverhältnisse vom 
reichsdeutschen Standpunkte aus zu beleuchten. 
Beigelegt werden konnte der Konflikt erst, nachdem am 27. September 1935 durch 
einen Notenwechsel zwischen der österreichischen Gesandtschaft und dem Auswärtigen Amt
in Berlin festgestellt worden war, daß die am Ostufer des Inn bei Vornbach gelegene Insel ent-
sprechend dem Staatsvertrag von 1820 auf österreichischem Gebiet liege.26
21) „Wahrheit“ vom 20. April 1934.
22) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 300.842/G. D.–1934.
23) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 306.501/G. D.–1935. Blatt 2.
24) Schdg. WBl. 1935, Nr. 7, S. 5 f.
25) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 306.501/G. D.–1935.
26) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. 1927–1938. (= Beiträge zur Zeitge-
schichte Oberösterreichs. Bd. 2. Hrsg. vom Oberösterreichischen Landesarchiv). – 2. Aufl. Linz: 1979. 
S. 294 und Schdg. WBl. 1935, Nr. 40, S. 4.
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Die deutschen Hoheitszeichen wurden nun von der Insel entfernt – in einem Schreiben 
vom 10. Dezember 1935 teilte das Bezirksamt Passau der Bezirkshauptmannschaft Schärding
mit, daß sie restlos beseitigt seien27 –, und dann kennzeichnete man das Eiland durch einen 
Pfeiler mit der Aufschrift „Bundesstaat Österreich“ als österreichisches Gebiet.
Am 9. April 1936 schließlich meldete das „Schärdinger Wochenblatt“, daß die Vorn-
bacher Insel bei der Eintragung im Grundbuch des Bezirksgerichtes Schärding den Namen 
„Fergeninsel“ erhalten habe.28 Damit war ein endgültiger Schlußstrich unter dieses Kapitel 
gezogen.
War Schärding schon wegen seiner unmittelbaren Grenzlage für die Nationalsozialisten 
sehr interessant, so konnten sie aus seiner Nähe zu Passau – laut Volkszählung vom 16. Juni 
1933 zählte die Dreiflüssestadt 25.151 Einwohner29 – noch zusätzliche Vorteile ziehen, hatte 
sich doch Andreas Bolek nach dem Verbot der NSDAP in Österreich mit der oberösterreichi-
schen – und vorübergehend auch mit der niederösterreichischen30 – Gauleitung in der nur etwa 
17 Kilometer entfernten Stadt etabliert.31 Außerdem befand sich in Passau ein wichtiger 
Stützpunkt der sogenannten „Österreichischen Legion“. 
Dabei handelte es sich um aus Österreich geflüchtete Nationalsozialisten, die zunächst 
im Lager Lechfeld bei Augsburg zusammengefaßt und militärisch ausgebildet worden waren. 
Nach der Auflösung dieses Lagers im Oktober und November 1933 wurden sie auf verschie-
dene Lager in Bayern aufgeteilt bzw. im Grenzgebiet gegen Österreich zur Grenzsicherung 
eingesetzt.32 So waren z. B. laut Lagebericht des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich vom 
30. Dezember 1933 in Passau 400 Mann stationiert.33
Die Österreichische Legion war in den folgenden Jahren ein wesentliches Mittel der „re-
volutionären“ Österreichpolitik Hitler-Deutschlands: 
Sie stellte aufgrund ihrer militärischen Stärke – neben der Schlagkraft der Reichswehr 
selbst – eine ständige Bedrohung für die Unabhängigkeit Österreichs dar. Viele Legionäre ab-
solvierten Sprengkurse und wurden dann als Leiter von Terrorgruppen in Österreich einge-
setzt. Außerdem versorgten sie die illegalen österreichischen Parteigänger mit Sprengstoff 
bzw. mit Papierböllern, wobei in den politischen Lageberichten des Sicherheitsdirektors für 
Oberösterreich mehrfach die Vermutung auftaucht, daß diese Papierböller im Braunen Haus in 
Passau hergestellt werden.34
Darüber hinaus schmuggelten die Legionäre Waffen nach Österreich, die hier zum Teil 
in Depots gelagert wurden, um im Falle eines Einmarsches nach Österreich die SA bewaffnen 
zu können.35 So wurden z. B. im Oktober 1933 in Münzkirchen 64 Stück Mausergewehre von 
der Gendarmerie gefunden und beschlagnahmt.36
27) Staatsarchiv Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1397.
28) Schdg. WBl. 1936, Nr. 14, S. 6.
29) Statistisches Jahrbuch für Bayern 20 (1934). S. 10.
30) Die „Passauer Zeitung“ vom 5. Juli 1933 veröffentlichte auf S. 7 einen Artikel mit dem Titel „Die ns. Front in 
Oesterreich unaufhaltsam im Vormarsch“ und gab an, daß er ihr von den „Gauleitungen Ober- und Nieder-
österreich, jetzt Passau, Bahnhofstraße 20“ zugegangen sei. Später führte Kurt Pfeil den Gau Niederöster-
reich für den im Anhaltelager Wöllersdorf in Haft befindlichen Gauleiter von Niederösterreich, Josef Leo-
pold, kommissarisch von München aus.
31) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. Die Nationalsozialisten 1934 in Österreich. – Graz, Wien, Köln: (1976). 
S. 33. 
32) Ebda. S. 36.
33) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 100.946/G. D.–1934.
34) AdR, BMfLV Präs.B. 1934, 15–5/10, Zl. 726, Folio 01 ff.
35) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 36.
36) AdR, BMfLV 15–2/5, Zl. 29.650/1933.
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Neben Waffen und Sprengstoff schleusten die Legionäre von Bayern aus aber auch im-
mer wieder nationalsozialistisches Propagandamaterial nach Österreich ein, wobei Passau in-
folge seiner guten Verkehrsverbindungen eine zentrale Rolle zukam37, und außerdem wurden 
die Legionäre auch zur Vorbereitung und Durchführung von Propagandaaktionen eingesetzt, 
wofür der Passauer bzw. der Schärdinger Grenzraum ein weites Betätigungsfeld bot. 
Abgesehen von ihrer unmittelbaren Ter-
ror- und Propagandatätigkeit, diente die Legi-
on den Nationalsozialisten jedoch auch als 
willkommenes politisches Instrument: 
Die Angst vor einem Einmarsch der Le-
gionäre auf österreichisches Staatsgebiet trug 
nämlich wesentlich zur ständigen Beunruhi-
gung der österreichischen Grenzbevölkerung 
bei und brachte damit die Regierung immer 
wieder in Zugzwang. 
So forderte z. B. der Schärdinger Bür-
germeister August Schmidbauer in seinem 
Ansuchen an das Bundesministerium für Hee-
reswesen vom 10. August 1933 die neuerliche 
dauernde Besetzung der seinerzeitigen Garni-
son in Schärding und begründete dies damit, 
daß „Schärding unbedingt als Einfallstor ei-
nes nationalsozialistischen Überfalls von 
Neuhaus und Passau angesehen werden“ müs-
se.38
Wie recht er mit dieser Einschätzung 
gehabt hatte, sollte sich schließlich am 12. 
März 1938 beim Einmarsch deutscher Trup-
pen über die Innbrücke zeigen.39
37) AdR, BMfLV Abt. I, Zl. 890–1/1933, Folio 1–8.
38) AdR, BMfLV 1–3/5, Zl. 19046/1933.
39) Bild Nr. 176 und Zitat aus: Hoffmann, Heinrich (Hrsg.): Wie die Ostmark ihre Befreiung erlebte. Adolf Hitler 
und sein Weg zu Großdeutschland. – Sammelalbum. – Berlin: 1940. S. 71
Vorder- und Rückseite des Bildes 
„Einfahrt in Schärding 
bei der Befreiung Österreichs“
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2.2. Schärding als Verkehrsknotenpunkt 
Seit den Grenzziehungen von 1779 bzw. 1816 war Schärding durch die Brücke über 
den Inn1 ein wichtiger Verkehrsknotenpunkt zwischen Bayern und Österreich: 
Hier überquerte die alte Reichsstraße, von Regensburg die Donau abwärts kommend, 
den Inn und führte das Pramtal aufwärts nach Wels, Linz und Wien. Sie kreuzte bei Neuhaus 
bzw. bei Schärding die beiden Nordsüdverbindungen, die auf bayerischer bzw. österreichi-
scher Seite über weite Strecken parallel zum Inn verliefen – die eine von Passau über Neu-
haus nach Simbach und weiter nach München oder Rosenheim, die andere von Passau über 
Schärding entweder nach Braunau und dann nach Salzburg oder nach Ried und weiter ins 
Salzkammergut. Darüber hinaus war Schärding durch die Straße nach Engelhartszell mit 
dem Donautal verbunden. 
Waren mit Stand vom 31. Dezember 1923 im politischen Bezirk Schärding insgesamt 
erst 44 Kraftfahrzeuge gemeldet (u. z. 12 Personen- und 10 Lastwagen sowie 22 Motorrä-
der)2, so weist die Kfz-Statistik von 1930 bis 1935, wie Tabelle 2 zeigt, bereits einen deutli-
chen Zuwachs an Kraftfahrzeugen aus: 









Rang unter den 
17 oö. Bez.
1930 31 30 133 127/223 13.
1931 42 37 180 112/165   12.*
1932 45 42 203   94/147 12.
1933 44 39 202   91/150 13.
1934 51 38 217   89/141 14.
1935 57 36 237   81/131 13.
*) ex aequo mit Eferding
Quellen: Bundesministerium für Handel und Verkehr (Hrsg.): Statistik der Kraftfahrzeuge in Österreich nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1930 (bzw. vom 31. Dez. 1931, vom 30. Sept. 1932, vom 30. Sept. 1933, vom 
30. Sept. 1934 und vom 30. Sept. 1935). – Wien: 1931 (bzw. 1932, 1933, 1934, 1935). S. 17 (bzw. S. 19, S. 25, 
S. 25 und S. 29).
Durch die zunehmende Motorisierung des Straßenverkehrs und die daraus resultieren-
de größere Mobilität der Bevölkerung – laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 12. Juni 1930 
passierten z. B. allein zu Pfingsten dieses Jahres 210 ausländische Autos die Innbrücke3 –
gewann Schärding als Verkehrsknoten noch weiter an Bedeutung, wovon auch die Gastge-
werbebetriebe der Stadt profitierten, legten doch viele der Durchreisenden hier einen Zwi-
schenstopp ein – darunter so bekannte Persönlichkeiten wie Staatskanzler Dr. Karl Renner4, 
1) Um die verschiedenen Meinungen über die Länge der Innbrücke zu klären, war sie Ende 1934 vermessen 
worden. Diese Messung ergab, daß die Brücke damals vom Zollhaus Schärding bis zu jenem von Neu-
haus genau 250 Meter maß. Schdg. WBl. 1935, Nr. 1, S. 6.
2) Kfz-Statistik der BH Schärding vom 31. Dezember 1923.
3) Schdg. WBl. 1930, Nr. 24, S. 6.
4) Staatskanzler Dr. Renner traf am 18. November 1919 mit dem Automobil von Passau hier ein, nahm im Hotel 
Altmann ein Mittagessen ein und fuhr nachmittags 2.15, da infolge des starken Schneefalls das Auto 
nicht mehr benützt werden konnte, mit einem Sonderzug wieder nach Wien. 
Schdg. WBl. 1919, Nr. 47, S. 5.
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Bundeskanzler Ernst von Streeruwitz5, Exkönig Alfons von Spanien6 und der deutsche Ge-
sandte Franz von Papen.7
Gesandter Franz von Papen anläßlich seines Aufenthalts in Schärding am 8. Juni 1937 
im Schanigarten des Hotels Baumann
Mit der zunehmenden Motorisierung zeigte sich nun allerdings, daß die Innbrücke 
einem stärkeren Verkehrsaufkommen nur bedingt gewachsen war. Man hatte sie nach den 
schweren Schäden, die das Hochwasser 1920 angerichtet hatte, lediglich notdürftig ausge-
bessert, sodaß ihr Zustand – wie z. B. Vizebürgermeister Kreutzer in der Gemeindeaus-
schußsitzung vom 10. Juni 1931 ausführlich darlegte – „auf der österreichischen Seite ein 
hohnsprechend schlechter“ war8: 
Durch die schlechte Beschaffenheit der Brücke erlitt ein fremdes Auto (Engländer) die-
ser Tage einen Achsenbruch, ein Radfahrer wurde hingeworfen, das Geländer läßt 
sich mit der Hand verschieben und so in Schwingung bringen, daß es unschwer hinun-
ter zu werfen ist, weshalb in der letzten Zeit von allen Seiten, sowohl von den Gästen 
der Kuranstalt, wie auch von allen Kreisen der Bevölkerung, insbesonders aber von 
Fahrzeugbesitzern Klagen über den unglaublichen Zustand der Innbrücke laut wur-
den. 
Im Rahmen der Debatte, die sich an diese Wortmeldung anschloß, gab Bürgermeister
Schmidbauer bekannt, daß er die Bezirkshauptmannschaft bereits auf die „Lebensgefährlich-
5) Dr. Streeruwitz passierte Schärding per Auto am 5. August 1929. Er kam von Ischl, wurde bei der Innbrücke 
von Hofrat Petrak, Bürgermeister Brandstätter, Zollamtsinspektor Koller sowie Gendarmerie-Bezirksin-
spektor Wimmer begrüßt und fuhr dann weiter nach Bayern. Schdg. WBl. 1929, Nr. 32, S. 6.
6) „Exkönig Alfons von Spanien ist am 11. Juni von Wien kommend mit seinem Auto hier eingetroffen. Nach 
Einnahme eines Mittagessens im Hotel Altmann erfolgte die Weiterreise nach Deutschland“, teilte das 
„Schärdinger Wochenblatt“ am 15. Juni 1933 in diesem Zusammenhang seinen Lesern mit. Schdg. WBl. 
1933, Nr. 24, S. 5.
7) Laut Schdg. WBl. 1937, F. 24, S. 6 nahm Franz von Papen am 8. Juni 1937 hier auf der Rückfahrt von der 
Brucknerfeier in Regensburg im Großgasthof „Zum goldenen Kreuz“ das Mittagmahl ein.
8) Schdg. WBl. 1931, Nr. 25, S. 4.
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keit der Brücke“ aufmerksam gemacht habe, worauf ihm schriftlich zugesichert worden sei, 
daß die Brückenstreubäume ausgewechselt würden und eine gründliche Reparatur der 
Brücke von 15. bis 18. Juli stattfinden werde, von einer Einsturzgefahr könne jedoch laut 
Auskunft des Bundesstraßenbauleiters keine Rede sein. Vizebürgermeister Kreutzer aber be-
harrte auf seiner Meinung, „daß der Zustand der Brücke auch heute noch für Fuhrwerke und 
Passanten ein gefährlicher ist“, und wies mit Bezug auf den eben erst anlaufenden Fremden-
verkehr darauf hin, „daß es für einen Staat ein Hohn ist, solch’ eine Brücke in diesem Zu-
stande zu belassen. Für die Stadt Schärding mit der neu eröffneten Kuranstalt und den dieser 
zureisenden auswärtigen Gäste [!] ist eine derartige Brücke gewiß keine Empfehlung. So 
wird der Fremdenverkehr nicht gehoben!“ Kreutzer riet außerdem, die Tragkraft der Brücke 
von 3.000 auf 10.000 Kilo zu erhöhen, denn oft mußten „Reiseautos oder Kraftwagen“ wie-
der umkehren und eine andere Strecke fahren, weil die Brücke für ihren schweren Wagen 
nicht passierbar war, und schließlich beantragte er, „alle Abgeordneten des Bezirkes auf den 
lebensgefährlichen Zustand der Innbrücke aufmerksam zu machen, dieselben zur sogleichen 
Besichtigung der Brücke einzuladen und sie aufzufordern, zu veranlassen, daß die Innbrücke 
in Schärding endlich einmal so hergerichtet wird, daß sie dem Verkehre entspricht und nicht 
alle Jahre wegen Reparatur auf längere oder kürzere Zeit gesperrt werden muß.“ 
Den Ausführungen des Vizebürgermeisters schloß sich der gesamte Gemeindeaus-
schuß an, und man einigte sich darauf, an maßgebender Stelle heftigen Protest gegen den 
schlechten Zustand der Brücke zu erheben, denn man könne „nicht warten und zusehen, bis 
ein Unglück passiert.“9
Doch sei es nun, daß man höheren Orts – vielleicht auch unter dem Eindruck der ange-
spannten Wirtschaftslage – von der Dringlichkeit des Problems nicht überzeugt war, oder sei 
es, daß sich die Verschlechterung des Verhältnisses zu den deutschen Nachbarn in dieser 
Angelegenheit negativ auswirkte, die Hoffnungen auf eine grundlegende Sanierung oder gar 
einen Neubau10 der Brücke erfüllten sich nicht, sodaß die Schärdinger auch in den folgenden 
Jahren mit der zeitweiligen Sperre der Brücke leben mußten.11
Der schlechte Zustand und die geringe Tragfähigkeit der Innbrücke spielten schließ-
lich auch beim Einmarsch der deutschen Truppen am 12. März 1938 eine nicht unerhebliche 
Rolle12:
9) Schdg. WBl. 1931, Nr. 25, S. 4.
10) Diesen hatte die Stadtgemeinde in einem dringenden Ansuchen an das Bundesministerium für Bauten und 
Verkehr am 4. November 1936 mit der Begründung gefordert, daß die Innbrücke dem wachsenden Lkw-
und Pkw-Verkehr nicht mehr gewachsen sei.
11) Wegen der „Vornahme von Instandsetzungsarbeiten“ war die Brücke z. B. in der Zeit vom 17. bis 21. Mai 
1932 bei Tag und Nacht und vom 23. bis 28. Mai 1932 von 6 bis 18 Uhr für den gesamten Verkehr ge-
sperrt. Schdg. WBl. 1932, Nr. 18, S. 6.
Im Jahr 1934 war sie vom 23. April bis 5. Mai bei Tag und Nacht für den gesamten Verkehr (Schdg. 
WBl. 1934, Nr. 17, S. 7) und vom 2. Juli bis 11. August für den Lastenverkehr mit mehr als 3000 Kilo-
gramm Gesamtgewicht gesperrt, weshalb größere Lasten stets über Passau zu leiten waren. 
An einzelnen Tagen, die jeweils den Zollämtern Schärding und Neuhaus bekanntgegeben wurden, war 
darüber hinaus auch jedweder Fuhrwerksverkehr in der Zeit von 6 bis 18 Uhr gesperrt. Schdg. WBl. 
1934, Nr. 27, S. 6.
Im Jahr 1935 blieb die Brücke, nachdem sie schon am 24. und 25. Juni von 6 Uhr früh bis 18 Uhr für 
den gesamten Verkehr gesperrt gewesen war (Schdg. WBl. 1935, Nr. 25, S. 7), fast den ganzen August 
über bei Tag und Nacht für den gesamten Verkehr gesperrt. Schdg. WBl. 1935, Nr. 31, S. 7. 
Von der Brückensperre war natürlich auch der Personenverkehr betroffen, doch konnten Fußgänger, 
„wenn es die Arbeitseinteilung gestattete“, die Brücke passieren. Schdg. WBl. 1934, Nr. 17, S. 7 und 
Schdg. WBl. 1935, Nr. 31, S. 7.
12) Schmidl, Erwin A.: März 1938. Der deutsche Einmarsch in Österreich. – Wien: 1988. S. 164.
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Das Kommando der Panzertruppen hatte es nämlich verabsäumt, die Tragfähigkeit der 
Brücken rechtzeitig zu überprüfen, weshalb man erst am Morgen des 12. März erkannt hatte, 
daß die Brücke bei Schärding nur für ein Gewicht von sechs Tonnen zugelassen war. Dies 
hatte zur Folge, daß lediglich leichtes Gerät die Brücke passieren konnte, während sowohl 
Panzer als auch schwere Fahrzeuge über Passau umgeleitet werden mußten, was für den Zeit-
plan des Vormarsches eine entsprechende Verzögerung bedeutete.
Einmarsch der deutschen Truppen über die Brücke Schärding–Neuhaus
Das dichte Straßennetz, das durch öffentliche Verkehrsmittel gut erschlossen war13, er-
wies sich für die Nationalsozialisten als überaus nützlich: 
13) Schon vor dem Ersten Weltkrieg hatte es Pläne gegeben, das an Naturprodukten – insbesondere an Holz –
reiche Hinterland Schärdings mit der Bezirkszentrale zu verbinden, wobei damals an eine elektrische 
Bahn gedacht war. Beschleunigt wurden diese Überlegungen durch das Gerücht, daß von deutscher Seite 
(u. z. von Passau aus) ebenfalls die Absicht bestehe, dieses Gebiet durch eine Bahn zu erschließen, in 
diesem Falle allerdings von Passau aus, wodurch natürlich der Verkehr von Schärding weg nach Passau 
gelenkt worden wäre. Da eine derartige Bahnlinie aber die Interessen Schärdings arg gefährdet hätte, be-
mühten sich drei Schärdinger, nämlich Primararzt Dr. Ernst Fuchsig, Notar Josef Miller und Weinhänd-
ler Anton Pfliegl, eine Vorkonzession zur Schaffung einer Schienenbahn-Linie zur erhalten, was ihnen 
auch gelang. Das Projekt mußte jedoch infolge des Krieges zurückgestellt werden. Erst im Sommer 1918 
wurden die Verhandlungen wiederaufgenommen. Die Trasse sollte, nachdem die anfangs projektierte 
Linienführung Schärding–Rainbach–Salling–Münzkirchen–St. Roman nach längerem Hin und Her fal-
lengelassen worden war, von Schärding durch das Dobltal über Eggersham und Lindenberg (wo die 
Bahn nahe an Schardenberg herangerückt werden sollte) nach einer Schleife über Dichthalling–Englha-
ming–Münzkirchen und Langendorf zur vorläufigen Endstation St. Roman und später nach St. Ägidi ge-
führt werden (Schdg. WBl. 1919, Nr. 16, S. 5). Am 31. Mai 1919 teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ 
seinen Lesern mit, daß das Staatsamt für Verkehrswesen der Stadtgemeinde Schärding – konkret dem 
Primararzt Dr. Ernst Fuchsig im Vereine mit dem Notar Josef Miller und dem Weingroßhändler und 
Hausbesitzer Anton Pfliegl, sämtliche in Schärding – die Bewilligung zur Vornahme der technischen 
Vorarbeiten für eine vollspurige Bahn niederer Ordnung von der Station Schärding über Schardenberg 
und Münzkirchen nach St. Roman auf die Dauer eines Jahres erteilt habe (Schdg. WBl. 1919, Nr. 22, S. 
5). Aufgrund der schlechten Wirtschaftslage konnte das Projekt jedoch weder 1920 noch 1921 in Angriff 
genommen werden. Das Bundesministerium für Verkehrswesen verlängerte zwar die erteilte Bewilligung 
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Es erlaubte durch seine Anbindung an wichtige bayerische Verkehrsadern einen ra-
schen Nachrichten- und Kurierdienst, ermöglichte ab 1933 vielen illegalen österreichischen 
Nationalsozialisten die Flucht ins Deutsche Reich und bot immer wieder Gelegenheit, Propa-
gandamaterial nach Österreich einzuschleusen, das dann – oft auf Schleichwegen und zu Fuß 
oder per Rad – von hier aus in den oberösterreichischen Zentralraum weiterbefördert wurde. 
Dieses Faktum wird auch durch den „Österreichischen Beobachter“ bestätigt. Unter 
„Kreisleitung Schärding“ findet sich in der Ausgabe vom 9. April 1938 der Hinweis, daß der 
Kreis Schärding „vor dem Putsch“ als Grenzbezirk stärkstens für den Transport von Propa-
gandamitteln für den größten Teil des Gaues eingesetzt war (wobei natürlich in Betracht ge-
zogen werden muß, daß die Angaben über das Ausmaß dieser Aktionen unter dem Aspekt 
des erfolgten „Anschlusses“ und der bevorstehenden Volksabstimmung durchaus etwas 
hochgegriffen sein können)14:
[...] es wurden manchmal ununterbrochen 10 bis 12 Tage täglich 8 bis 10 Mann zum 
Transport von der Grenze bis zum Durchzugsdepot in Wegstrecken von 15 Kilometer 
eingesetzt.
Neben der Einbindung in das bayerisch-österreichische Straßennetz war Schärding 
auch in den internationalen Eisenbahnverkehr integriert. Aufgrund der Grenze mußten hier 
nämlich fast alle Züge einen Zwischenstopp einlegen15, sodaß man sowohl Anschluß an die 
immer wieder, doch zeigte sich schon Ende 1921, daß das für den Ausbau der Linie notwendige Kapital 
– laut „Schärdinger Wochenblatt“ etwa 1¼ Milliarden Kronen – nicht aufzubringen war (Schdg. WBl. 
1921, Nr. 46, S. 5 f.), weshalb sich der Schärdinger Gemeindeausschuß in seiner Sitzung vom 20. Jänner 
1923 dafür aussprach, unter diesen Umständen die Innviertler Autogesellschaft in ihrem Anliegen zu un-
terstützen, eine „Autoomnibus“-Verbindung von Schärding nach Engelhartszell bzw. von Münzkirchen 
nach Passau einzurichten (Schdg. WBl. 1923, Nr. 4, S. 6). Am 24. Juli 1923 fand die Probefahrt statt, 
die über Münzkirchen, St. Roman, Engelhartszell, Schardenberg, Haibach und zurück nach Schärding 
führte (Schdg. WBl. 1923, Nr. 30, S. 6), und am 28. Juli nahm die Firma ihren regulären Betrieb auf 
(Schdg. WBl. 1923, Nr. 31, S. 5). Ende 1923 – die Firma war mittlerweile in den Besitz des Landes 
Oberösterreich übergegangen (Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. – Wien: 1987. S. 400) –
gab man bekannt, daß der Firmentitel in „Oberösterreichische Kraftwagen-Verkehrs-AG“ geändert wor-
den sei, weil man den Wirkungskreis über das Innviertel hinaus erstrecken werde (Schdg. WBl. 1923, 
Nr. 51, S. 7). 
Ab Frühjahr 1924 verkehrten nunmehr Autobusse der „Oberösterreichischen Kraftwagen-Verkehrs-AG 
Linz“ – kurz „Oberkraft“ genannt – im Innviertel, wobei von Schärding verschiedene Linien ins untere 
Innviertel bis zur Staatsgrenze bzw. an die Donau ausgingen (Schdg. WBl. 1924, Nr. 6, S. 6 und Nr. 23, 
S. 7 f.). 
Im Winter und im Frühjahr kam es jedoch witterungsbedingt immer wieder zu Schwierigkeiten. So muß-
te die BH Schärding z. B. im Februar 1936 bekanntgeben, daß zufolge „der durch die Schneeschmelze 
bedingten Auftauung der Straßen“ der Verkehr für Lastkraftwagen, deren betriebsfertiges Gewicht im 
beladenen Zustande 6 Tonnen übersteigt, sowie für Lastkraftwagen mit Anhängewagen überhaupt auf 
sämtlichen Bezirks- und Gemeindestraßen des politischen Bezirkes Schärding bis zum Eintreten trocke-
ner Witterung, jedenfalls zunächst bis zum 15. März 1936 ausnahmslos verboten sei. Schdg. WBl. 1936, 
Nr. 9, S. 6.
14) „Österreichischer Beobachter“ vom 9. April 1938, S. 15.
15) Einen solchen Zwischenstopp nützte z. B. der Schärdinger Fußballklub, um als erster österreichischer Verein 
die heimreisende Fußballnationalmannschaft nach ihren großen Erfolgen in England und Belgien zu be-
grüßen. Im „Schärdinger Wochenblatt“ hieß es dazu: „Die Durchreise der Nationalelf am Montag mit 
dem Nachmittag-D-Zug durch den beflaggten Bahnhof war dem Schärdinger Fußballklub Anlaß, unter 
Riesengefolgschaft die Wunderknaben zu begucken. Obmann Stockenhuber begrüßte im Namen des 
Vereines die Mannschaft auf österreichischem Boden und gratulierte zu dem großen Erfolge in England 
und Belgien, Sektionsleiter Fink überreichte dem Generalsekretär Verbandskapitän Hugo Meisl einen 
prächtigen Strauß Rosen und Nelken. Hocherfreut über den herzlichen Empfang dankte Tormann Hiden 
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Westbahn nach Wien als auch an das deutsche Bahnnetz hatte (Passau–Nürnberg–Frankfurt/
Main–Köln und weiter entweder nach Ostende oder in Richtung Hamburg und nach Skandi-
navien; ferner verkehrte täglich ein Zugpaar von Wien über Passau nach Berlin). Zudem 
stellte die Nebenlinie Schärding–Ried–Attnang eine Verbindung mit der Westbahn in Rich-
tung Salzburg und über die Salzkammergutbahn mit der Steiermark her. 
Die Stadt war durch ihren Grenzbahnhof jedoch nicht nur in den kontinentalen Eisen-
bahnverkehr eingebunden, sondern sie geriet durch ihn auch immer wieder in den Blickpunkt 
der Öffentlichkeit, weil er häufig Schauplatz politischer Ereignisse war: 
Wiederholt hieß man hier hochrangige Persönlichkeiten bei ihrer Einreise nach Öster-
reich willkommen – als z. B. Bundeskanzler Schober am 21. Jänner 1930 auf seiner Rückrei-
se von der Haager Konferenz um 16.30 Uhr Schärding mit dem Schnellzug passierte, wurde 
er durch Bezirkshauptmann Hofrat Petrak begrüßt und namens der Bevölkerung des Bezirkes 
zu seinem großen Erfolg herzlichst beglückwünscht; in Schobers Begleitung befand sich da-
mals auch Landeshauptmann Dr. Schlegel, der dem Kanzler bis Passau entgegengefahren 
war16 – oder brachte ihnen, wenn sie – vielleicht nach wichtigen Verhandlungen – ins Deut-
sche Reich zurückkehrten, zum Abschied ein Ständchen. Oft nützte man diese Gelegenheiten
auch zu politischen Kundgebungen.
So fanden sich zum Beispiel anläßlich der Überführung Georg von Schönerers nach 
Friedrichsruh am 27. März 1922 zahlreiche Turner und Turnerinnen des hiesigen bündischen 
Vereines und Herren des Verbandes alter Burschenschafter in Farben am Bahnhof ein, um 
Schönerer die letzten Grüße zu entbieten17:
Im Namen des Turnvereines sprach Dietwart B r u c k m a y r tiefempfundene Worte, 
die Schönerer Dank sagten für seine Volkstreue, für seine unermüdliche Volksarbeit, 
für die Erweckung des völkischen Gedankens in den Herzen Hundertausender [sic!]. 
Der Redner gab im Namen aller Anwesenden das Versprechen, stets im Sinne Schöne-
rers tätig sein und an der Wiederaufrichtung des deutschen Volkes mitarbeiten zu wol-
len. Hierauf erfolgte die Kranzniederlegung und ein stilles Verabschieden von dem 
wackeren Volksmanne.
Vielfach brachte man bei derartigen Anlässen auch den Wunsch nach einer Vereini-
gung mit den deutschen Nachbarn zum Ausdruck: 
Zum Beispiel wurde der deutsch-amerikanische Gesangsverein aus Brooklyn, der am 
17. Juli 1928 als erster ausländischer Verein auf seiner Fahrt zum 10. Deutschen Sängerbun-
desfest18 durch Schärding kam, im Beisein der Liedertafel und des Männergesangsvereins 
„Wiederhall“ von Anton Pfliegl, dem Obmann der Liedertafel, am festlich dekorierten Bahn-
hof mit folgenden Worten begrüßt19:
und brachte dem Schärdinger Fußballklub ein dreifaches Hipp-hipp-hurra dar, in das die ganze Reisege-
sellschaft jubelnd einstimmte. Die in einer großen Zahl sich eingefundenen Damen beschenkten die Elf 
mit kleinen Blumensträußchen, geflochten von der Sportabteilung der landw. Winterschule Otterbach. 
Der Aufenthalt war kurz, doch waren zwei Minuten auch genug, gesunde Mutterwitze hören zu dürfen. 
[...].“ Schdg. WBl. 1932, Nr. 50, S. 8. 
16) Schdg. WBl. 1930, Nr. 4, S. 4.
17) Schdg. WBl. 1922, Nr. 13, S. 6.
18) Das 10. Deutsche Sängerbundesfest fand anläßlich des 100. Todestages Franz Schuberts von 19. bis 23. Juli 
1928 in Wien statt und wurde zu einer großen Kundgebung für die deutsche Einheit umgestaltet. 
Scheithauer, Erich/Woratschek, Grete/Tscherne, Werner: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V: 
Die Zeit der demokratischen Republik Österreich von 1918 bis 1934. – Wien: 1983. S. 183.
19) Schdg. WBl. 1928, Nr. 29, S. 7. 
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In dieser kleinen Stadt betreten Sie Oesterreich und mancher von Ihnen vielleicht seit 
langem, langem wieder heilige Heimaterde. Der kleinen, aber 80jährigen Liedertafel 
Schärding und dem Bundesverein „Wiederhall“ ist es gegönnt, Ihnen die ersten Will-
kommgrüße entgegenzurufen. Die gesamte Sängerschaft Oesterreichs sowie dessen Be-
völkerung freut sich über Ihr großes Erscheinen. Wir wünschen Ihnen frohe Weiter-
fahrt, wir wünschen, das [sic!] Sie das 10. Deutsche Sängerbundesfest voll befriedigen 
wird und hoffen, daß Sie beim Betreten unseres Oesterreichs den Eindruck gewinnen, 
daß Sie zwar zu einem kleinen und armen Staat gekommen sind, aber zu einem Volk, 
welches nicht mutlos in die Zukunft blickt, vertrauend auf deutschen Geist und deut-
sche Arbeit, erhoffend den Anschluß aller Deutschen in Mitteleuropa und gestärkt 
durch die Pflege deutschen Wesens, deutschen Liedes und Ihrer deutschen Sänger-
freundschaft. Heil!
Manchmal jedoch waren politische Willensäußerungen jedweder Art unerwünscht, und 
man traf daher Vorkehrungen, um eventuelle Demonstrationen zu verhindern: So wies die 
Sicherheitsdirektion für Oberösterreich die Bezirkshauptmannschaft Schärding am 19. Fe-
bruar 1937 um 18 Uhr mittels Telefondepesche an, den Bahnhof wegen der Einreise des 
deutschen Reichsaußenministers von Neurath nach Österreich am 22. 2. 1937 um 4 Uhr 50 
zu sperren20:
Der D-Zug hält in Schärding, Wels und Linz. Diese Bahnhöfe sind bei der Durchfahrt 
für alle Reisenden und Besucher zu sperren, ausgenommen für solche Reisende, die 
eine Fahrkarte für diesen D-Zug aufweisen können. Auch diese sind zu kontrollieren. 
Zutritt haben ferner Mitglieder der deutschen Kolonie in den genannten Stationen, 
welche sich mit einem giltigen, nicht abgelaufenen deutschen Reisepaß ausweisen kön-
nen.
[...] Mit Ausnahme der oben erwähnten Personen dürfen keine Perronkarten zu diesem 
Zuge ausgegeben werden.
Daß diese Sicherheitsmaßnahmen begründet waren, zeigten die Massenkundgebun-
gen, die die NSDAP dem deutschen Reichsaußenminister zu Ehren in Wien organisierte, und 
die von der Vaterländischen Front bei seinem Abschied veranstalteten Gegendemonstratio-
nen, die darin gipfelten, daß von Neurath mit „Hoch Schuschnigg!“- und „Hoch Öster-
reich!“-Rufen überschüttet wurde und man sich schließlich sogar in „Nieder mit Hitler!“-Ru-
fen erging.21
Für die Rückreise am 23. Februar 1937 galten deshalb die gleichen Sicherheitsvor-
schriften; zusätzlich warnte die oberösterreichische Sicherheitsdirektion die Bezirkshaupt-
mannschaft Schärding aber noch in einer fernmündlichen Mitteilung vom 22. Februar 1937, 
17 Uhr 2022:
Nach hierortiger Information soll die Parole ausgegeben worden sein, daß aus Anlaß 
der Rückfahrt des Herrn Reichsministers Freiherrn von Neurath entlang der Strecke 
Hakenkreuzfeuer und andere Illuminationen angezündet werden sollen.
20) OÖLA, Sch. 31, Zl. 188/8–1937.
21) Mikoletzky, Hanns Leo: Österreichische Zeitgeschichte. Vom Ende der Monarchie bis zur Gegenwart. –
3., ergänzte Aufl. Wien: 1969. S. 350 f.
22) OÖLA, Sch. 31, Zl. 188/8–1937. 
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Die Bezirkshauptmannschaft Schärding beauftragte daraufhin die Gendarmerieposten 
Riedau, Andorf, Taufkirchen, Schärding und Wernstein, entsprechende Vorsichtsmaßnah-
men zu treffen. 
Außerdem wurde in diesem Zusammenhang angeordnet, die Eisenbahnstrecke, und 
zwar insbesondere Brücken und Durchlässe, durch die Gendarmerie zu sichern, denn gerade 
Verkehrseinrichtungen waren – wie die Anschläge auf der Bahnstrecke Schärding–Passau 
in der Nacht zum 6. Juli 193423 bzw. am 10. Oktober 193724 und am 7. April 1934 auf der 
Strecke Taufkirchen–Schärding25 bestätigen – immer wieder bevorzugtes Ziel für terroristi-
sche Aktionen. 
Der aufsehenerregendste Vorfall am Schärdinger Bahnhof ereignete sich jedoch sicher-
lich am 5. März 1933: Damals kam es zwischen Nationalsozialisten, die mit einem Sonder-
zug zur Reichstagswahl nach Passau unterwegs waren und hier wegen eines entgegenkom-
menden Zuges einen unvorhergesehenen Aufenthalt einlegen mußten, und einigen Sozialde-
mokraten aus Schärding, die mit einer Fahne und einer Tafel mit der Aufschrift „Wählet die 
Liste 2“ etwas außerhalb des Bahnhofes Aufstellung genommen hatten, um auf diese Weise 
bei den vorbeifahrenden Wählern für die sozialdemokratische Partei Deutschlands zu wer-
ben, zu einem schweren Zusammenstoß.26
In der „Wahrheit“, dem Wochenblatt der oberösterreichischen Arbeiterschaft, findet 
sich dazu der folgende Artikel, dessen expressive Sprache mit ihren Akkumulationen und 
Hyperbeln die aufgeheizte politische Atmosphäre gut widerspiegelt27:
Kurz nach 12 Uhr mußte ein Separatzug, um die Durchfahrt des Luxuszuges abzuwar-
ten, in der Station halten. Einige Wagen desselben waren mit Hakenkreuzen und dem 
Namen des Hakenkreuz-Messias beschmiert. Kaum waren die Insassen desselben unse-
rer Plakate ansichtig geworden, stürzten etwa hundert derselben mit heiserem Gebrüll, 
wie wir dasselbe aus den Hitler-Reden der letzten Tage im Radio kennen, über den 
Perron zum Bahnhofausgang. Stahlruten, Gummiwürste, Messer, kurz alle Instrumen-
te, mit denen die neuesten Träger der deutschen Kultur andersgesinnten Menschen ih-
re Ideen einbläuen [sic!] wollen, wurden geschwungen und ein wahrer Hagel von Stei-
nen ging auf unsere Plakatträger nieder, glücklicherweise ohne diese ernstlich zu ver-
letzen. Hier Widerstand zu leisten, wäre heller Wahnsinn gewesen und so zogen sich 
unsere drei Genossen, denen die Hakenkreuzbestien fruchtlos die Fahne zu entreißen 
trachteten, zurück.
Die Tatsache, daß Schärding an einer wichtigen Bahnlinie lag, wirkte sich aber noch in 
anderer Hinsicht aus: 
Der österreichische Nationalsozialismus – als direkter Nachfolger der altösterreichi-
schen „Deutschen Arbeiterpartei“, deren Anhängerschaft sich vorwiegend aus deutschspre-
23) Damals war von unbekannten nationalsozialistischen Parteigängern in der Nähe der „Ortschaft Allerheiligen“ 
[= Ortsteil von Schärding; Anm. d. Verf.] ein Bahnattentat versucht worden, wobei allerdings lediglich 
der zum Bahnsignal führende Draht abgerissen wurde. – AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 321.440–G.D. 2/36.
24) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 312.
25) Am 7. April 1934 wurde um ca. 19 Uhr gegen den Luxuszug L 51 auf der Strecke Taufkirchen–Schärding, 
vermutlich zwischen den Ortschaften Allerding und Gopperding, in der Fahrtrichtung Linz–Passau ein 
Stein geworfen, wodurch in einem Abteil des Schlafwagens, in dem sich der deutsche Gesandte von Bu-
karest, Baron Witzleben, befand, eine Fensterscheibe zertrümmert wurde. Der Schaden betrug 25 RM. 
Ein Täter konnte nicht ermittelt werden. OÖLA, BG-Akte, Sch. 638, Zl. 124/34.
26) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 127.788/G. D.–1933.
27) „Wahrheit“ vom 10. März 1933, Nr. 11, S. 13.
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chenden Eisenbahnern, Angestellten und Arbeitern Böhmens zusammengesetzt hatte – war 
nämlich in seiner Frühphase (und abgeschwächt auch in seiner weiteren Entwicklung bis et-
wa 1931) aufgrund dieses deutschböhmischen Erbes und durch seine enge personelle und 
organisatorische Verflechtung mit den „völkischen“ Gewerkschaften vor allem eine Partei 
der privaten Handelsangestellten und der öffentlich Bediensteten mit einem sehr hohen 
Eisenbahneranteil.28
Dies galt auch für die Schärdinger Ortsgruppe, doch soll der Frage nach der sozialen 
Zugehörigkeit ihrer Trägerschaft bzw. nach dem Einfluß der Eisenbahnbeamten innerhalb 
der Ortsgruppe erst später nachgegangen werden. 
Daß unter diesen Umständen natürlich auch die Bahn ab 1933 den Nationalsozialisten 
reichlich Gelegenheit bot, Propagandamaterial nach Österreich zu schmuggeln, liegt auf der 
Hand. 
Der Inn selbst schließlich, die dritte und in früheren Jahrhunderten wichtigste Ver-
kehrsader Schärdings, hatte in den dreißiger Jahren zwar als Wasserstraße – sieht man von 
gelegentlichen Ausflugsfahrten und Steintransporten für die Uferverbauungen ab – längst 
ausgedient, als Fluchtweg ins Deutsche Reich und Schmuggelroute vor allem für Propagan-
damaterial kam ihm jedoch – wie bereits erwähnt – zwischen 1933 und 1936 große Bedeu-
tung zu, sodaß man sich seitens der österreichischen Regierung im Sommer 1933 genötigt 
sah, Österreichern das Paddeln auf dem Inn (wie auch auf den anderen bayerisch-österreichi-
schen Grenzflüssen) zu verbieten.29
Dieses Verbot wurde dann Anfang September 1933 zwar wieder aufgehoben, ab die-
sem Zeitpunkt aber brauchten österreichische Bundesbürger, die ihren Wohnsitz oder stän-
digen Aufenthalt im Inland hatten, für Faltbootfahrten und Fahrten mit anderen Wasserfahr-
zeugen aller Art auf der Salzach, dem Inn und der oberen Donau30 eine Ausreisebewilli-
gung.31 Außerdem durften Abfahrt und Landung an den Pflichtlandeplätzen nicht in der Zeit 
von 20 bis 5.30 Uhr erfolgen.32
28) Botz, Gerhard: Faschistische Bewegungen und Lohnabhängige in Österreich. – In: Internationale Tagung der 
Historiker der Arbeiterbewegung („X. Linzer Konferenz“ 1974). – Wien: 1976. S. 336–345.
29) Mitteilung des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 13. Juli 1933. Schdg. WBl. 1933, Nr. 28, S. 6.
30) Zuerst für Fahrten von Passau bis Wesenufer, ab 3. Mai 1934 jedoch nur mehr von Passau bis Engelharts-
zell. Schdg. WBl. 1934, Nr. 19, S. 7.
31) Ebda. 
32) Schdg. WBl. 1936, Nr. 27, S. 6.
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2.3. Das Verhältnis zu den bayerischen Nachbarn 
Wirkten sich die guten Verkehrsverbindungen und die Lage der Stadt unmittelbar an 
der Grenze schon sehr positiv für die nationalsozialistischen Agitatoren aus, so schuf das be-
sondere Verhältnis der Schärdinger Bevölkerung zur bayerischen geradezu ideale Vorausset-
zungen für ihre Propagandatätigkeit. 
Tabelle 3: Eheschließungen nach der Herkunft der Brautleute






































1918   35   29        2  2         2 0 0 0
1919   73   49    8  8         3 0 1 4
1920   66 (1)   42 (1)        7  4         7 0 1 5
1921   47   33        3  4         5 1 0 1
1922   48   36        1  1         8 0 0 2
1923   30 (2)   19 (1)        1  0         8 (1) 1 0 1
1924   43 (3)   26 (3)        3  1       12 0 0 1
1925   45 (2)   29 (1)        5  0       11 (1) 0 0 0
1926   44 (1)   20 (1)        3  3       17 1 0 0
1927   39 (1)   20 (1)        5  2       12 0 0 0
1928   41 (1)   20        4  2       14 (1) 1 0 0
1929   50 (1)   24      10  2      12 2 (1) 0 0
1930   32   11        5  2       13 0 0 1
1931   47   18      10  3       16 0 0 0
1932   49   19      10  1       19 0 0 0
1933   39 (1)   20 (1)        7  1       11 0 0 0
1934   37   12        6  3       15 1 0 0
1935   48   22       4  1       19 0 0 2
1936   39   13        3  1       22 0 0 0
1937   41   20        7  2       10 2 0 0
 1938* 173 (47)   49 (35)      24 (10)       4 (2)       91 4 0 1
*) Von den standesamtlichen Trauungen sind in der Tabelle nur die Eheschließungen berücksichtigt, die Schär-
dinger betrafen. Konkret sind dies 47 Eheschließungen, wovon in 35 Fällen beide aus Schärding kamen, in 10 
Fällen eine/r aus Schärding und eine/r aus dem übrigen Österreich und in 2 Fällen eine/r aus Schärding und 
eine/r aus Bayern.
Die Zahlen in Klammern sind die – jeweils schon in den Gesamtzahlen enthaltenen – Zivilehen bzw. ab August 
1938 die ausschließlich standesamtlichen Trauungen.
Quellen: Trauungsbücher Tom. VI und VII des Kath. Stadtpfarramtes Schärding, Trauungsbuch III der Evange-
lischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1906–1951, Eheregister der Bezirkshauptmannschaft Schär-
ding, Familienbuch Jg. 1938, Bd. I und II der Bezirkshauptmannschaft Schärding.
Die jahrhundertelange Zugehörigkeit des Innviertels zu Bayern und die aus dem Mittel-
alter stammende Innbrücke hatten hier über den Fluß hinweg sehr enge politische, wirtschaft-
liche, kulturelle und zwischenmenschliche Beziehungen – wie z. B. Tabelle 3 über die Ehe-
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schließungen nach der Herkunft der Brautleute zeigt – entstehen lassen, die sich auch nach 
der Abtretung des Gebietes an Österreich als überaus festes Band zwischen hüben und drüben 
erwiesen, sodaß die Grenze – abgesehen von gewissen Einschränkungen in den Jahren 1921 
bis 19231 – im Alltag bis zum Verbot der NSDAP in Österreich im großen und ganzen bedeu-
tungslos blieb: 
♦ Einerseits besaßen Schärdinger im angrenzenden niederbayerischen Raum Wiesen 
und Felder und bewirtschafteten diese wie eh und je von Österreich aus2; anderer-
seits verfügten Neuhauser über Besitz in Schärding und/oder gingen hier ihrer Ar-
beit nach3, nützten das größere Angebot der Schärdinger Geschäfte, waren Mit-
glieder in Schärdinger Vereinen4, hatten teil am gesellschaftlichen Leben der Stadt 
und nahmen ihre sozialen Einrichtungen, wie zum Beispiel das Krankenhaus, in An-
spruch.
1) 1921/22 nützten viele Bayern und 1922/23 viele Österreicher die Valutaverhältnisse aus, um billig im benach-
barten Grenzgebiet einzukaufen. Dies löste bei der ortsansässigen Bevölkerung, die sowohl unter der an-
gespannten Situation auf dem Lebensmittelsektor als auch unter der Inflation erheblich litt, allgemein gro-
ße Verärgerung aus und führte zu heftigen Auseinandersetzungen, zu strengen Kontrollen an der Grenze 
und schließlich sogar zu einer Einschränkung des deutsch-österreichischen Nahreiseverkehrs. 
2) Am 25. Mai 1923 machte die Bezirkshauptmannschaft Schärding in ihrem „Amts-Blatt“ unter Z. 1344/1 u. 
2/B. auf die Erlässe der oö. Landesregierung vom 14. Mai 1923, Z. 1451/1 respektive 22. Mai 123, 
Z. 1451/2, betreffend den Weideverkehr mit Wiederkäuern und Pferden zwischen Oesterreich und Bay-
ern aufmerksam und fuhr dann fort: 
„Das bayerische Staatsministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 3. Mai 1923, Nr. 699 a 6, den 
Wirtschaftsbesitzern der zu angrenzenden österreichischen politischen Bezirken gehörigen Gemeinden 
den Weideverkehr mit Wiederkäuern und Pferden nach Bayern ohne Beibringung von Ursprungszeugnis-
sen und unter Wegfall der grenztierärztlichen Untersuchung bis auf Widerruf gestattet.
Jedoch haben die Besitzer oder an ihrer Stelle die Herkunftsgemeinden bei dem jeweiligen Uebertritt der 
Tiere aus Oesterreich nach Bayern der zuständigen deutschen Zollbehörde ein Verzeichnis der Tiere, 
welche sie auf die Weide bringen wollen, mit Angabe der Stückzahl und der charakteristischen äußeren 
Merkmale in doppelter Ausfertigung zur Prüfung und Beglaubigung vorzulegen. Außerdem ist durch ein 
amtliches Zeugnis der Bezirkshauptmannschaft der Herkunftsgemeinde oder des zuständigen Staatstier-
arztes der Nachweis zu liefern, daß der in Frage kommende politische Bezirk frei von Maul- und Klauen-
seuche und bei dem Weideverkehr mit Pferden frei von Rotz und Räude ist. Kann dieser Nachweis nicht 
beigebracht werden, so ist durch Vermittlung des österreichischen Veterinär-Delegierten rechtzeitig beim 
bayerischen Staatsministerium des Innern um besondere Genehmigung nachzusuchen.
Die gleiche Vergünstigung wird den bezeichneten Wirtschaftsbesitzern für die Zugtiere und für die 
Schweine gewährt, die sie bei der Bewirtschaftung […] benötigen. […]
Ferner hat das bayer. Staatsministerium des Innern im Einverständnisse mit dem bayer. Staatsministerium 
der Finanzen und für Landwirtschaft auf Grund der vom deutschen Reichsamte des Innern unterm 23. 
Mai 1915 erteilten Ermächtigung, den österr. Grenzbewohnern, die ihr Vieh zur Weide nach Bayern ver-
bringen, die Rückbringung ihres Weideviehs und die Ausfuhr der während der Weidezeit bei diesem 
Wirtschaftsbetrieb gewonnenen Milcherzeugnisse unter den erforderlichen Sicherungsmaßnahmen gestat-
tet.
Die Rückbringung der Tiere von der Weide nach den Herkunftsorten kann, die Seuchenfreiheit des Wei-
degebietes bis auf 20 Kilometer Entfernung vorausgesetzt, nach Feststellung ihrer Identität ohneweiters 
stattfinden. […]. „Amts-Blatt“ der BH Schärding, Nr. 21 vom 7. Juni 1923, S. 45 f.
Die Städtische Sicherheitswache Schärding erhob am 13. 7. 1946, daß zu diesem Zeitpunkt 17 Schärdin-
ger insgesamt über 25,453 ha Grundbesitz im angrenzenden Bayern (u. z. in Mittich, Neuhaus und Eggl-
see) verfügten. Bezirkshauptmannschaft Schärding, Zl. 1052.
3) Laut Verzeichnis über die in Neuhaus ausgestellten 281 Grenzscheine vom 13. März 1934 hatten z. B. 18 
Neuhauser ein Geschäft in Schärding. 
Staatsarchiv Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
4) So war z. B. der Zollwachebeamte Hans Grünauer aus Neuhaus Obmannstellvertreter des Männergesangsver-
eins „Widerhall“. Schdg. WBl. 1930, Nr. 24, S. 6.
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Diagramm 1: Prozentanteil der Personen mit Wohnsitz in Bayern an den Sterbefällen im 
Krankenhaus Schärding von 19275 bis 1938
Quellen: Totenbuch VII (1917 bis 1941) des Katholischen Stadtpfarramtes Schärding sowie Todtenbuch II und 
Totenbuch III der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach von 1858–1931 bzw. 1932–1966.
♦ Umgekehrt waren natürlich auch Schärdinger häufig im angrenzenden Bayern, trafen 
hier Verwandte und Freunde, gingen in die Rott baden und kehrten u. a. bei den be-
liebten Weißbierwirten ein. 
♦ Viele Schärdinger Mädchen besuchten das Institut der Englischen Fräulein in Neu-
haus, das neben einer Höheren Mädchenschule, einer dreiklassigen Handelsschule, 
einem einjährigen Privathandelskurs und ei-
ner einjährigen bürgerlichen Haushaltungs-
schule speziell für Österreicherinnen auch 
eine vierklassige Hauptschule sowie eine 
zweiklassige Handelsschule nach österrei-
chischem Lehrplan führte.6
Aus dem Jahresbericht für das Schuljahr 
1932/33 geht z. B. hervor, daß allein von 
den 45 Schülerinnen der Höheren Mädchen-
schule 17 aus Österreich, und zwar vor-
nehmlich aus Schärding selbst, kamen.7
Strebten hingegen Neuhauser oder Schärdin-
ger Buben eine höhere Schulbildung an, 
mußten sie sich – sofern sie nicht eine Inter-
natsschule besuchen wollten oder konnten –
ins etwa 17 Kilometer entfernte Passau be-
geben, wobei die Neuhauser Schüler von 
5) Im Totenbuch VII des Katholischen Stadtpfarramtes Schärding wurden bis 1925 nur der Geburtsort und die 
Zuständigkeit vermerkt. Erst im Jahr 1926 finden sich vereinzelt und mit Beginn des Jahres 1927 durch-
gehend Hinweise auf die Wohnadresse.
6) Schdg. WBl. 1931, Nr. 35, S. 5.
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Schärding und nicht etwa vom bayerischen Sulzbach aus nach Passau fuhren, und 
zwar deshalb, weil die Bahnstrecke Schärding–Passau kürzer war und einen günsti-
geren Fahrplan hatte.8
♦ Die Bahnstrecke Schärding–Passau wurde selbstverständlich auch von der übrigen 
Neuhauser Bevölkerung bevorzugt.
♦ Überdies leistete man einander in Notfällen Hilfe: So wurde zum Beispiel im Sit-
zungsprotokoll des Gemeindeausschusses Neuhaus vom 2. November 1929 unter 
Punkt 6 festgehalten, daß bei Bränden in Oberneuhaus die Motorspritze von Schär-
ding zur Verfügung gestellt werde9, und anläßlich des schweren Hagelunwetters, 
das sich am 18. Mai 1936 „mit einer selbst den ältesten Leuten bisher noch nie be-
kannt gewordenen Gewalt“ über unserer Gegend entlud, sammelten die Landwirte 
in Mittich, Eholfing und Hartkirchen innerhalb kürzester Zeit 120.000 Pflanzen ver-
schiedener Art zum Anbau für die vom Hagelschlag betroffenen Landwirte diesseits 
des Inn.10
Mit Passau stand man vorwiegend auf Vereinsebene und wegen der Anschlußbestre-
bungen in Verbindung, weshalb in diesem Zusammenhang nun näher auf die Anschlußfrage 
eingegangen werden soll. Um die Vielschichtigkeit der Überlegungen aufzeigen zu können, 
die hier eine Rolle gespielt haben, war es allerdings notwendig, ziemlich weit auszuholen.
Als sich im Herbst 1918 der Zerfall der Habsburgermonarchie immer deutlicher abzu-
zeichnen begonnen hatte und klar geworden war, daß sie in der bestehenden Form nicht mehr 
aufrechterhalten werden konnte, hatte es prinzipiell drei Möglichkeiten für eine Gestaltung 
der politischen Zukunft Deutschösterreichs gegeben, und zwar die Fortführung des Vielvöl-
kerstaates mit völliger Föderalisierung, den Zusammenschluß Deutschösterreichs mit 
Deutschland und die Schaffung eines selbständigen Staates Deutschösterreich11, doch gingen 
die Meinungen darüber, welchen dieser drei Wege man einschlagen bzw. welche künftige 
Staatsform man wählen sollte, nicht nur zwischen den verschiedenen Parteien, sondern zum 
Teil auch parteiintern weit auseinander: So sprachen sich z. B. bei den Sozialdemokraten 
Victor Adler und Karl Renner bis in den Herbst 1918 hinein für die Föderalisierung Alt-
österreichs aus, während Otto Bauer, das Haupt des linken Parteiflügels, für die Anschlußlö-
sung plädierte.12 Bauer argumentierte, daß eine Vereinigung zwischen den beiden Ländern 
die soziale Revolution vorantreiben und für Österreich den endgültigen Durchbruch der so-
zialistischen Bewegung mit sich bringen würde, weil „in Deutschland alle wirtschaftlichen 
und organisatorischen Voraussetzungen des Sozialismus vollkommener denn in jedem ande-
ren Lande erfüllt“ seien und Deutschösterreich somit in eine Gemeinschaft käme, „in der alle 
objektiven Voraussetzungen des Sozialismus schon erfüllt“ seien.13 Außerdem würde der An-
8) Interview vom 25. Jänner 1993.
9) Beschlußbuch für den Gemeindeausschuß Gemeindeverwaltung Neuhaus a. Inn vom 3. Dezember 1913 bis 
13. März 1935: Protokoll vom 2. November 1929. Die Schärdinger Feuerwehr kam aber auch außerhalb 
des unmittelbaren Nachbarortes Neuhaus zum Einsatz, z. B. anläßlich des Brandes der Zeintlmühle in 
Sulzbach am 8. November 1933 (Schdg. WBl. 1933, Nr. 46, S. 5), also auch in Zeiten größter Spannun-
gen zwischen Österreich und dem Deutschen Reich.
10) Schdg. WBl. 1936, Nr. 21, S. 4.
11) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. Der Anschluß. – Wien, München: (1978). S. 31.
12) Otto Bauer hatte schon vor dem Ausbruch des Weltkrieges die Ansicht vertreten, daß die Sprengung des alten 
Nationalitätenstaates für die soziale Revolution unvermeidlich sei. 
Stadler, Karl R.: Die Gründung der Republik. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 
1918–1938. Geschichte der Ersten Republik. 2 Bde. – Bd. 1. – Graz, Wien, Köln: 1983. S. 58.
13) Arbeiter-Zeitung vom 16. Oktober 1918. Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 42. 
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schluß den republikanischen Gedanken stärken, weil ein habsburgisches Österreich als Be-
standteil des Deutschen Reiches undenkbar gewesen wäre; und wirtschaftlich untermauerte 
Bauer seine Anschlußbestrebungen damit, daß Deutschösterreich allein nicht lebensfähig sei, 
denn es bleibe „ein Wirtschaftsgebiet übrig, das für unsere Industrie viel zu klein“ sei, ein 
„Wirtschaftsgebiet, dessen allzu enge Grenzen die weitere Entwicklung unserer Industrie sehr 
beengen“ würden.14 Neben diesen ideologischen und ökonomischen Gründen15 spielten in 
den Anschlußüberlegungen Bauers aber auch großdeutsche Gedanken eine Rolle. Vom Be-
ginn des Heiligen Römischen Reiches bis zum Ausscheiden Österreichs aus dem Deutschen 
Bund im Jahr 1866 waren die Länder, die später zur Republik Österreich zusammengeschlos-
sen wurden, immer ein Teil Deutschlands gewesen, und auch danach hatten die Österreicher 
nicht aufgehört, sich am Deutschen Reich zu orientieren. Obwohl sie zum größten Teil loyale 
Untertanen der Habsburger waren, fühlten sich viele deutschsprachige Österreicher den Deut-
schen kulturell und historisch enger verbunden als den Nichtdeutschen in der Doppelmonar-
chie, und je wirksamer die zerstörerischen Kräfte des Nationalismus innerhalb des Vielvölker-
staates wurden, umso stärker wurde – trotz aller Schwierigkeiten, die es zwischen den deut-
schen und den österreichischen „Waffenbrüdern“ im Verlauf des Ersten Weltkrieges gab –
das Zusammengehörigkeitsgefühl der deutschsprachigen Bevölkerung diesseits und jenseits 
des Inn.16 Allerdings sollte gerade in Hinblick auf die sozialdemokratische Basis die Tiefen-
wirkung dieser gesamtdeutschen Ideen nicht überschätzt werden. Bei vielen der oft erst seit 
einer Generation in „Deutschösterreich“ assimilierten Proletarier war nämlich aufgrund ihrer 
nationalen Herkunft die Idee des Anschlusses an das deutsche „Brudervolk“ nicht sehr popu-
lär. Wenn nicht ablehnend, so standen sie dieser Idee, die viele überdies für nicht aktuell hiel-
ten, eher gleichgültig gegenüber, sodaß sich Bauer mit der großdeutschen Parole im Partei-
volk nur schwer durchsetzen konnte.17
Während sich also auf sozialdemokratischer Seite Otto Bauer bemühte, Stimmung für 
den Anschluß zu machen, waren es deutschnationale und liberale Gruppen, die die Entwick-
lung in der Frage der künftigen Staatsform vorantrieben: Bürgerliche Demokraten, wie Zen-
ker und Blasel, hatten als erste in öffentlichen Versammlungen nach der Republik gerufen18; 
die Sozialdemokraten waren bald gefolgt. Die Christlichsozialen dagegen sprachen sich – bis 
auf kleine Gruppen der städtischen Intelligenz, die sich ebenfalls zum Anschluß bekannten –
für eine Donauföderation und die Beibehaltung der konstitutionellen Monarchie aus, wofür 
wohl mitentscheidend war, daß viele ihrer Anhänger als Katholiken dem protestantischen 
Norden sehr reserviert gegenüberstanden. 
Doch auch bei den Deutschnationalen konnte von einer einhelligen Anschlußbegeiste-
rung nicht gesprochen werden, denn die großdeutschen Gruppierungen, die hauptsächlich 
dem bürgerlichen Lager zuzuzählen waren, schreckten vor dem Gedanken einer Verbindung 
mit einem sozialistischen Deutschland zurück; nur die beiden Kleinparteien, die Deutsch-
14) Arbeiter-Zeitung vom 15. Oktober 1918. Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 36.
15) Otto Bauer wies auch – vor allem in Hinblick darauf, daß die sudetendeutschen Gebiete in den deutschöster-
reichischen Staat einbezogen werden sollten – auf die unhaltbare geographische Gestalt dieses neuen 
Staates hin, wenn es zu keinem Zusammenschluß mit Deutschland kommen sollte. Ebda. S. 35.
16) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. Ursprünge und Entwicklung in Österreich. – Wien: 
1988. S. 21 f.
17) Neck, Rudolf: Sozialdemokratie. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. –
Bd. 1. S. 229 und Haas, Hanns: Staats- und Landesbewußtsein in der Ersten Republik. – In: Tálos, 
[Emmerich]/Dachs, [Herbert]/Hanisch, [Ernst]/Staudinger, [Anton] (Hrsg.): Handbuch des politischen 
Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. – Wien: 1995. S. 481 f.
18) Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. – Wien, München: 
1992. S. 17.
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österreichische Unabhängigkeitspartei und die Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei, 
traten vehement und bedingungslos für die rascheste Vereinigung mit Deutschland ein.19
Angesichts derart divergierender Vorstellungen ließ sich eine Einigung in diesen Fragen 
nicht von heute auf morgen erzielen. Noch die Beratungen anläßlich der konstituierenden Sit-
zung der „Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich“ am 21. Oktober 1918 
spiegeln die großen Auffassungsunterschiede in diesen Fragen wider20, und auch am 30. Ok-
tober 1918, als in Wien die erste provisorische Regierung Deutschösterreichs als „Staatsrat“ 
installiert wurde und die Regierungs- und Vollzugsgewalt übernahm, wurde in diesen für die 
politische Zukunft des neuen Gemeinwesens so wichtigen Punkten keine Entscheidung ge-
fällt, denn die Frage der Staatsform sollte (wie bereits am 21. Oktober erklärt worden war) 
erst in einer aus freien Wahlen hervorgegangenen verfassungsgebenden Nationalversamm-
lung entschieden werden, und in bezug auf den Anschluß herrschte, obwohl zu diesem Zeit-
punkt schon klar war, daß der Weg einer Föderalisierung der Monarchie kaum mehr in Frage 
kam21, nach wie vor Uneinigkeit. 
19) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 37.
20) Der Sprecher der Christlichsozialen, der Tiroler Abgeordnete Josef Schraffl, verlangte das grundsätzliche 
Festhalten an der monarchischen Regierungsform und die Bildung eines Bundesstaates aus den neuen Na-
tionalstaaten; Abg. Dr. Steinwender trat als Vertreter des Verbandes deutschnationaler Parteien dafür ein, 
„uns in voller Einigkeit auf den Boden der Selbständigkeit“ zu stellen und dabei „überzeugte Anhänger 
der konstitutionell monarchischen Staatsform“ zu bleiben; Abg. Knirsch gab namens der Deutschen Na-
tionalsozialistischen Arbeiterpartei die Erklärung ab, daß die nationalen Sozialisten „den Gedanken an 
eine Vereinigung Deutsch-Österreichs zu einem Staatenbunde mit den aus dem alten Österreich erstehen-
den slawischen Staaten von vornherein“ ablehnten und im nationalen, sozialen und kulturellen Interesse 
„den staatsrechtlichen Anschluß Deutsch-Österreichs als Bundesstaat an des Deutsche Reich“ forderten; 
und Dr. Victor Adler, der Führer der österreichischen Sozialdemokratie, vertrat – nachdem er den slawi-
schen und romanischen Genossen „unseren brüderlichen Gruß“ entboten und sie dazu beglückwünscht 
hatte, daß ihre Völker der Verwirklichung ihres „so leidenschaftlich, so zäh, so opferbereit erstrebten 
Selbstbestimmungsrechtes“ endlich nahe seien – den Standpunkt, daß dieses Selbstbestimmungsrecht oh-
ne Vorbehalt und ohne Einschränkung anzuerkennen sei, daß es aber ebenso ohne Vorbehalte auch für 
„unser deutsches Volk“ gefordert werden müsse: 
Das deutsche Volk in Österreich solle „seinen eigenen demokratischen Staat, seinen deutschen Volksstaat 
bilden“, der vollkommen frei entscheiden möge, wie er „seine Beziehungen zu den Nachbarvölkern, wie 
er seine Beziehungen zum Deutschen Reiche regeln“ solle. Dieser Staat solle sich „mit den Nachbar-
völkern zu einem freien Völkerbund vereinen“, wenn die Völker dies wünschten. Lehnten sie aber eine 
solche Gemeinschaft ab oder wollten sie „ihr nur unter Bedingungen zustimmen, die den wirtschaftlichen 
und nationalen Bedürfnissen des deutschen Volkes nicht entsprechen“, dann werde der deutschösterrei-
chische Staat, „der, auf sich selbst gestellt, kein wirtschaftlich entwicklungsfähiges Gebilde wäre“, ge-
zwungen sein, „ sich als ein Sonderbundesstaat dem Deutschen Reiche anzugliedern“. Adler forderte „für 
den deutschösterreichischen Staat die volle Freiheit, zwischen diesen beiden möglichen Verbindungen zu 
wählen“, legte noch besonderen Nachdruck auf die Demokratisierung des neuen Staates auf der Grundla-
ge der Volkssouveränität und kündigte dann an, daß die Sozialdemokraten für eine demokratische Repu-
blik kämpfen würden. Über deren Errichtung sollte allerdings erst eine aus dem allgemeinen, gleichen 
und direkten Wahlrecht aller Männer und Frauen hervorgegangene konstituierende Nationalversammlung 
entscheiden. Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 17; 
Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. Österreich zwischen 1918 und 1938. – Wien: 1990. S. 20 
und Stenographische Protokolle über die Sitzungen der Provisorischen Nationalversammlung für Deut-
schösterreich, 21. 10. 1918. – Zit. nach: Stadler, Karl R.: Die Gründung der Republik. S. 68.
21) Die entsprechenden Fühlungnahmen mit den Nationalräten in Prag, Laibach und Agram hatten keine positi-
ven Ergebnisse gebracht. Zu lange war die Lösung des Nationalitätenproblems hinausgeschoben worden, 
zu stark waren bereits die Desintegrationskräfte – am 28. Oktober war in Prag die Republik ausgerufen 
worden, und am 29. Oktober hatten sich die südslawischen Gebiete der Monarchie zu einem unabhängi-
gen Staat zusammengeschlossen und wünschten den Anschluß an Serbien (Scheithauer, Erich [u. a.]: Ge-
schichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 18) –, als daß ein weiteres staatliches Beisammensein der 
Deutschösterreicher mit den slawischen und romanischen Völkern möglich gewesen wäre.
-49-
Der christlichsoziale Abgeordnete Josef Stöckler nahm damals als Vertreter der Bauern 
z. B. so zum Anschluß Stellung:
Wir müssen in erster Linie zur Selbsthilfe greifen und nicht wieder in den alten öster-
reichischen Fehler verfallen, immer über die Grenzen zu schauen und sogar beim täg-
lichen Brot uns vom Ausland abhängig zu machen. Es wäre ein Unglück, wenn wir die-
sen Fehler nicht reparieren wollten. Die Natur hat uns die Vorbedingungen gewiß ge-
schaffen. Wenn wir darangehen, unsere Landwirtschaft entsprechend zu unterstützen, 
wenn wir darangehen, unseren Boden intensiver zu bebauen und ertragfähig zu ma-
chen, wenn wir darangehen, die Steigerung der Produktion zu fördern, so wie es in 
allen anderen Ländern schon heute der Fall ist, die ungehemmt ihre Volkskraft ent-
falten können, dann glaube ich, können wir auch unser Volk in Deutsch-Österreich 
ernähren.22
Dazu kam noch, daß Graf Botho Wedel, der deutsche Botschafter in Wien23, dem Prä-
sidenten der Provisorischen Nationalversammlung Franz Dinghofer gegenüber interveniert 
hatte, „man solle den Gedanken des Zusammenschlusses mit dem Deutschen Reich jetzt nicht 
zum Ausdruck bringen, weil es beim Friedensschluß schaden könnte“.24
Auf reichsdeutscher Seite war man zwar dem Anschluß keinesfalls abgeneigt, weil er 
angesichts der niederschmetternden Kriegslage die Möglichkeit bot, die wahrscheinlichen 
Verluste an Territorium und Wirtschaftspotential einigermaßen wettzumachen und unter Be-
rufung auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker die bisherige imperialistische Außenpoli-
tik fortzusetzen25, man bemühte sich jedoch, die österreichischen Anschlußbestrebungen 
nicht offen zu fördern, um die Alliierten nicht zu provozieren. Man begnügte sich daher, im-
mer wieder Zeichen der Ermutigung zu setzen26, nach außen hin aber wollte man zunächst 
abwarten und den Anschluß erst nach dem Friedensschluß durchführen, um nicht härtere Be-
dingungen als im Waffenstillstand zu erhalten.
Unterdessen wurde die Entscheidung über die Staatsform immer dringlicher. Nach dem 
Abschluß des Waffenstillstandes am 3. November 1918 löste sich die k. u. k. Armee auf, und 
ein riesiger Strom von Heimkehrern der verschiedenen Nationalitäten überflutete Österreich 
auf dem Weg in die Heimat. Plünderungen und Gewalttaten waren an der Tagesordnung. Nur 
mit Mühe gelang es, Ruhe und Ordnung einigermaßen aufrechtzuerhalten, und die Stimmung 
der Massen für die Republik und für einen Anschluß an Deutschland wuchs. 
Es war allerdings weniger die oft zitierte „Stimme des Blutes“27, die in Österreich die 
Anschlußbewegung anschwellen ließ, als ein Gefühl der Ohnmacht und Schutzlosigkeit. 
22) Stenographische Protokolle über die Sitzungen der Provisorischen Nationalversammlung für Deutschöster-
reich, 30. Oktober 1918. – Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 38.
23) Er war 1916 ernannt worden. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 20.
24) Aus den Geheimprotokollen des Deutschösterreichischen Staatsrates. – Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der 
Griff nach Österreich. S. 45.
25) Schon 1916 hatte Fürst Bülow die diesbezüglichen Überlegungen auf deutscher Seite folgendermaßen ausge-
drückt: „Selbst wenn wir diesen Krieg verlieren sollten, werden wir die Partie doch gewinnen, denn wir 
werden Österreich annektieren.“ – Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 21.
26) Zum Beispiel sagte Gustav Stresemann als Führer des Bundes der Industriellen und als führendes Mitglied 
des Alldeutschen Verbandes dem Außenamt in einer Reichstagsrede vom 22. Oktober 1918 die volle Un-
terstützung des deutschen Großkapitals im Falle einer Annexion Deutschösterreichs zu, und auch Gustav 
Noske gab als Sprecher der deutschen Sozialdemokratie die eindeutige Erklärung ab, den Anschluß un-
eingeschränkt zu befürworten. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 44.
27) Bereits auf der ersten Seite seines Buches „Mein Kampf“ hatte Hitler die „Wiedervereinigung“ Österreichs 
mit Deutschland als „eine mit allen Mitteln durchzuführende Lebensaufgabe“ bezeichnet: „Deutschöster-
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Viele Deutschösterreicher empfanden die Auflösung der gut funktionierenden Wirtschaftsein-
heit des Donauraumes als schweren Schock, und sie bezweifelten, daß die der verbliebenen 
Industrie verlorengegangenen Rohstoff- und Absatzgebiete ersetzt werden könnten, sodaß 
bald das Wort von der „Lebensunfähigkeit“ Österreichs entstand, ein Wort, das sich rasch 
ausbreitete und das zusammen mit dem sozialen Elend breiter Kreise den Zeitgenossen die 
Zukunft in einem düsteren Licht erscheinen ließ.28
Als am 9. November 1918 in Deutschland die Republik ausgerufen wurde, verstärkte 
dies den Druck auf den Staatsrat, denselben Weg auch in Österreich einzuschlagen. Wenn-
gleich die Parteiführer es auch vorgezogen hätten, die Entscheidung einer konstituierenden 
Nationalversammlung zu überlassen, so drängte doch die brisante Situation auf eine rasche 
Lösung.29
Neben den Sozialdemokraten und den Deutschnationalen sprachen sich nun auch viele 
Christlichsoziale, insbesondere aus den bäuerlichen Schichten, für eine Änderung der Staats-
form aus.30 Nur die Wiener Gruppe der Christlichsozialen und der Wiener Kardinal Piffl setz-
ten sich noch für die Erhaltung der Monarchie ein. Prälat Hauser – er war am 24. März 1866 
in Kopfing im Innkreis, Bezirk Schärding geboren; sein Großvater war nach 1800 aus dem 
Passauer Raum nach Oberösterreich gekommen; in der Familiengeschichte Hausers spiegelt 
sich somit die vieler Innviertler wider31 – und Jodok Fink, die eigentlichen Führer der Christ-
reich muß wieder zurück zum großen deutschen Mutterlande, und zwar nicht aus Gründen irgendwelcher 
wirtschaftlichen Erwägungen heraus. Nein, nein: Auch wenn diese Vereinigung, wirtschaftlich gedacht, 
gleichgültig, ja selbst wenn sie schädlich wäre, sie müßte dennoch stattfinden. Gleiches Blut  gehört  
in ein gemeinsames Reich“;  und dann fährt Hitler fort: „Das deutsche Volk besitzt so lange kein 
moralisches Recht zu kolonialpolitischer Tätigkeit, solange es nicht einmal seine eigenen Söhne in einen 
gemeinsamen Staat zu fassen vermag. Erst wenn des Reiches Grenze auch den letzten Deutschen um-
schließt, ohne mehr die Sicherheit seiner Ernährung bieten zu können, ersteht aus der Not des eigenen 
Volkes das moralische Recht zur Erwerbung fremden Grund und Bodens. Der Pflug ist dann das Schwert, 
und aus den Tränen des Krieges erwächst für die Nachwelt das tägliche Brot.“ Hitler, Adolf: Mein 
Kampf. – 349.–351. Aufl. – München: 1938. S. 1. 
28) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 37 f.
29) Noch am 9. November ersuchte daher der deutschösterreichische Staatsrat den deutschen Reichskanzler um 
baldige Teilnahme Deutschösterreichs an der Neu- und Umgestaltung Deutschlands. Schausberger, Nor-
bert: Der Griff nach Österreich. S. 51.
30) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 23.
31) Johann Nepomuk Hauser wurde 1899 in einer Ersatzwahl des Wahlkreises Schärding erstmals in den ober-
österreichischen Landtag gewählt, dem er anschließend bis 1918 angehörte. In der Folge war Hauser 
Mitglied der Provisorischen Landesversammlung und dann gewählter Abgeordneter in zwei Legislaturpe-
rioden bis zu seinem Tod im Jahre 1927. Außerdem war er seit 4. Mai 1908 Landeshauptmann, eine 
Funktion, die er ebenfalls bis zu seinem Tod innehatte. In den Jahren 1899 bis 1908 war Hauser Mitglied 
des Finanzausschusses des Landtages, zwischen 1902 und 1904 Mitglied des Schulausschusses und zwi-
schen 1907 und 1908 Mitglied des Volkswirtschafts- und Wahlausschusses. Als Landesausschußmitglied 
hatte er seit 1902 u. a. die Agenden Gemeindeangelegenheiten der Bezirke Ried, Braunau und Schärding 
über.
Hauser engagierte sich darüber hinaus aber auch in der Bundespolitik: Am 28. Mai 1909 wurde er in den 
Reichsrat gewählt, dem er bis 1918 angehörte. Am 21. Oktober 1918 wurde Hauser von der Provisori-
schen Nationalversammlung in den 20gliedrigen Vollzugsausschuß berufen, und am 30. Oktober 1918 
wurde er zum 2. Präsidenten der Provisorischen Nationalversammlung gewählt. In der zweiten Sitzung 
des neugewählten Nationalrates am 5. März 1919 wurde Hauser mit 138 von 139 Stimmen neuerlich zum 
2. Nationalratspräsidenten gewählt. Nach der Wahl vom Oktober 1920, aus der die Christlichsozialen als 
stärkste Partei hervorgegangen waren, wurde Hauser der Posten eines Ersten Nationalratspräsidenten von 
der Christlichsozialen Partei angeboten, doch Hauser lehnte ab. Nach 1920 war er nur noch in verschie-
denen Ausschüssen tätig, so 1920/21 im Hauptausschuß und 1920 im Außenpolitischen Ausschuß, zu 
dessen Obmann er gewählt wurde. Eine Kandidatur für die Bundespräsidentenwahl im Jahre 1920 lehnte 
Hauser ebenfalls ab. Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht 1918 bis 1938. 
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lichsozialen, erklärten jedoch unter Berufung auf die Stimmung der Bauern in Tirol, Kärnten 
und Oberösterreich, daß die Entwicklung von einer Partei allein nicht mehr aufgehalten wer-
den könne, und votierten ebenfalls für die Republik.32
Unter dem Eindruck dieser Ereignisse verzichtete Kaiser Karl am 11. November 1918 
„auf jeden Anteil an den Staatsgeschäften“, versicherte, daß er im voraus die Entscheidung 
anerkennen werde, die Deutschösterreich über seine künftige Staatsform treffe, bestätigte, 
daß das Volk durch seine Vertreter die Regierung übernommen habe, und entließ am Nach-
mittag des 11. November in einem offiziellen Staatsakt die ihm bisher verantwortliche Regie-
rung.33 Am selben Tag beschloß der Staatsrat gegen drei christlichsoziale Stimmen die Aus-
rufung der Republik Deutschösterreich und gegen eine christlichsoziale Stimme, und zwar 
die des späteren Bundespräsidenten Wilhelm Miklas34, den Anschluß an die Deutsche Repu-
blik. Damit war nun der Weg frei für die Proklamation der Republik Deutschösterreich, die 
am 12. November 1918 nach der Annahme der Gesetzesvorlage über die Staats- und Regie-
rungsform von Deutschösterreich durch die Provisorische Nationalversammlung erfolgte. Das 
Gesetz, das nunmehr einstimmig angenommen worden war – Miklas wollte in diesem histori-
schen Augenblick die Einigkeit nicht stören –, beinhaltete als Artikel 235: 
Deutschösterreich ist ein Bestandteil der Deutschen Republik. Besondere Gesetze re-
geln die Teilnahme Deutschösterreichs an der Gesetzgebung und Verwaltung der Deut-
schen Republik sowie die Ausdehnung des Geltungsbereiches von Gesetzen und Ein-
richtungen der Deutschen Republik auf Deutschösterreich.
Trotz der Zustimmung, die die Proklamierung der Republik Deutschösterreich in fast 
allen Bevölkerungskreisen gefunden hatte, war der neue Staat für die meisten seiner Bürger 
eine unwillkommene Schöpfung: Adel, Beamtenschaft, Militär und große Teile des Bürger-
tums erlebten den „Umsturz“ (wie die einschneidenden Ereignisse des 12. November 1918 
im Volksmund genannt wurden) als Zusammenbruch der alten Ordnung, sodaß dieser Staat 
für sie keine Befreiung, sondern eine Strafe für den verlorenen Krieg darstellte. Herange-
wachsen in einem politischen und wirtschaftlichen Großraum, vermochten viele nur schwer 
umzudenken. Diesen Ressentiments gegen den neuen Staat, die von Konservativen und 
Deutschnationalen geteilt wurden, stand eine zögernde Einstellung seitens der Sozialdemo-
kratie gegenüber, die zwar in der Errichtung der Republik eines ihrer Hauptziele erreicht sah 
und den neuen Staat deshalb begrüßte, aus wirtschaftlichen Gründen aber ebenfalls ernste 
Zweifel an der Lebensfähigkeit Deutschösterreichs hegte und daher den sofortigen Anschluß 
an das republikanische Deutschland forderte.36 Weit davon entfernt, dem neuen Staat mit 
Freude und Optimismus zu begegnen, war also die Mehrheit der Österreicher überzeugt, ihr 
Land könne ökonomisch und politisch nur dann überleben, wenn es sich dem großen deut-
schen Nachbarn im sogenannten Anschluß verbinde37, und aus dieser Haltung heraus war die 
eben erst etablierte selbständige Republik Deutschösterreich zugleich mit ihrer Gründung zu 
(= Beiträge zur Zeitgeschichte Oberösterreichs. Bd. 3. Hrsg. vom Oberösterreichischen Landesarchiv). –
Linz: 1976. S. 119 ff.
32) Weinzierl, Erika: Zeitgeschichte im Überblick. – In: Dusek, [Peter]/Pelinka, [Anton]/Weinzierl, [Erika]: Zeit-
geschichte im Aufriß. Österreich seit 1918. – 3., ergänzte Aufl. – Wien: 1988. S. 179 f.
33) Stadler, Karl R.: Die Gründung der Republik. S. 72 und Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. 
S. 24.
34) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 30.
35) Ebda. S. 31. 
36) Stadler, Karl R.: Die Gründung der Republik. S. 56.
37) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 18.
-52-
einem Bestandteil der Deutschen Republik erklärt worden, was freilich „nur als der solenne 
Ausdruck eines Wunsches, einer politischen Forderung der Nationalversammlung“38 angese-
hen werden kann, denn die Verifizierung dieses Beschlusses hätte aufgrund eines völker-
rechtlichen Vertrages oder durch reziproke, einander entsprechende Gesetze in beiden Staaten 
erfolgen müssen.39 Die deutsche Regierung jedoch war vorher gar nicht konsultiert worden, 
und als sie der Staatsrat am 13. November ersuchte, die Anschlußerklärung zu unterstützen 
und Verhandlungen über die eheste Durchführung des Anschlusses aufzunehmen, ging sie auf 
dieses Angebot nicht ein, denn sie befürchtete, durch ein offenes Eintreten für eine Vereini-
gung der beiden Staaten einen negativen Eindruck bei Frankreich hervorzurufen und dadurch 
die eigene Position als Besiegter zusätzlich zu erschweren.40
Lediglich aus Bayern kamen positive Reaktionen. Hier hatte am 7. November 1918 
der aus Berlin gebürtige sozialistische Journalist Kurt Eisner die Macht übernommen, und in 
seinen Plänen41 spielte der österreichische Raum eine zentrale Rolle. Schon in seinem Regie-
rungsprogramm vom 15. November 1918 forderte der zum radikalen Föderalisten gewordene 
Preuße u. a.42:
Wir glauben und wollen, daß eine Vereinigung des Deutschen Reiches mit der 
deutschösterreichischen Republik unaufschiebbar ist. Wir sind ferner der Meinung und 
entschlossen, diese nationale Politik mit fester Hand durchzuführen, daß die Selbstbe-
stimmung Bayerns innerhalb des Ganzen erhalten und gesichert werden muß. Wenn wir 
das Ziel erreichen wollen, daß die Vereinigten Staaten von Deutschland, die Österreich 
einschließen, die einzige mögliche Lösung des nationalen Problems sind, so werden wir 
in nächster Zukunft eine zweckmäßige Gliederung der deutschen Staaten durchzufüh-
ren haben [...].
Eisner konnte jedoch mit seinem Engagement in der Anschlußfrage weder in Österreich 
noch im Deutschen Reich einen durchschlagenden Erfolg erzielen.43
38) Kelsen, Hans: Die Verfassungsgesetze der Republik Deutschösterreich. – Wien: 1919. S. 34.
39) Botz, Gerhard: Die Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich. Planung und Verwirklichung des poli-
tisch-administrativen Anschlusses (1938–1940). – 2., ergänzte Aufl. – Linz: 1976. S. 40. 
40) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 54 f.
41) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. Frühgeschichte der NSDAP. – Düsseldorf/Wien/New York/
Moskau: (1994). S. 14 ff.
42) Eisner, Kurt: Neue Zeit. – (München: 1919). S. 22 ff. – Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der 
Monarchie zur Republik. (1918–1927). (= Beiträge zur Zeitgeschichte Oberösterreichs. Bd. 1. Hrsg. vom 
Oberösterreichischen Landesarchiv). – Linz: 1975. S. 93.
43) Dafür waren verschiedene Gründe maßgeblich: Einmal standen bei der Berichterstattung in der ö. Presse 
mehr die revolutionären und blutigen Fakten als die Grundsatzerklärungen im Vordergrund. Zudem fan-
den die Vorstellungen Eisners in bezug auf Deutschösterreich keine uneingeschränkte Zustimmung. Eis-
ner wurde z. B. durch seinen politischen Ratgeber in der Schweiz, den bekannten Pädagogen Friedrich 
Wilhelm Foerster, ausdrücklich davor gewarnt, am Anschlußgedanken festzuhalten. Doch obwohl Foer-
ster darauf aufmerksam machte, daß eine Eingliederung Deutschösterreichs in den deutschen Reichsver-
band wegen des zu erwartenden Einspruches der Entente und wegen der wirtschaftlichen Orientierung 
Deutschösterreichs nach Südosten hin nicht ratsam sei, beharrte Eisner auf seinem Standpunkt und er-
suchte Foerster am 17. November 1918 in einem Telegramm, er möge gelegentlich aufklärend feststellen, 
daß dies Foersters Meinung sei, nicht die Eisners und der bayerischen Regierung (Telegramm Eisners 
vom 17. 11. 1918. GStAM MA I, 1009, Nr. 8. – Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der 
Monarchie zur Republik. S. 94). Die Haltung Eisners in der Österreichfrage aber verstimmte die übrigen 
süddeutschen Staaten, Württemberg, Baden und auch Hessen, die übereinstimmend der Meinung waren, 
daß Deutschösterreich als selbständiger Bundesstaat im Deutschen Reich willkommen sei, dies aber nicht 
zu einer Vergrößerung Bayerns durch Restösterreich führen dürfe. Ebda. S. 94.
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Der Artikel 2 des Republikgesetzes blieb daher staatsrechtlich ohne Folgen, außen- und 
innenpolitisch aber verlor die österreichische Regierung dadurch an Handlungsspielraum: 
Während nämlich Großbritannien und die USA kaum auf die Anschlußerklärung reagierten44, 
ließ Frankreich sofort wissen, daß es eine Stärkung Deutschlands durch einen Anschluß 
Österreichs mit allen Mitteln bekämpfen und gegebenenfalls das linke Rheinufer als Kom-
pensation fordern werde, und am 29. Dezember 1918 erklärte der französische Außenminister 
Stephen Pichon in einer Rede vor der Deputiertenkammer unverhohlen – nachdem er bereits 
am 19. Dezember 1918 betont hatte, daß Frankreich den Anschluß niemals zulassen würde, 
auch nicht unter dem „Deckmantel einer Zollunion“ –, daß der Sieg Rechte über die Besieg-
ten verleihe und daß das Selbstbestimmungsrecht der Gefahr einer Vergrößerung Deutsch-
lands untergeordnet werden müsse45:
Indem die Alliierten die neue Situation Deutschlands und des Überbleibsels von Öster-
reich regulieren werden, wird es von ihnen abhängen, Maßnahmen zu treffen, die, in-
dem sie Deutschlands Macht auf angemessene Grenzen zurückführen, es der Möglich-
keit berauben, durch den Zuwachs der österreichischen Bevölkerung zurückzugewin-
nen, was es durch die Weihung unseres Sieges unwiderruflich verloren hat.
Angesichts des massiven französischen Drucks rückte die deutsche Regierung nach 
außen noch deutlicher als bisher von allen Anschlußplänen ab und wagte es schließlich auch 
nicht, Deutschösterreich bei der Wahlausschreibung zur Nationalversammlung, die Ende 
1918 erfolgte, zu berücksichtigen.46 In Österreich aber war man verstimmt, daß seitens der 
deutschen Regierung positive Reaktionen in bezug auf die Anschlußerklärung ausgeblieben 
waren, und dies führte zu einer merklichen Abschwächung der eben erst aufgeschaukelten 
44) Arthur Balfour, der britische Außenminister, hatte bereits am 11. November 1918 in einem Brief an den Pri-
vatsekretär des Königs George V. folgenden Standpunkt vertreten: „Widerstand gegen die Vereinigung 
des deutschen Österreichs mit dem Rest der germanischen Völker zu leisten, ... würde eines der Grund-
prinzipien verletzen, für die die Alliierten gekämpft haben – das Recht auf Selbstbestimmung.“ Eine sol-
che Vereinigung wäre „politisch nicht ohne Vorteile“, denn sie hätte „eine beträchtliche Verstärkung des 
Gewichts von Süddeutschland gegenüber dem Norden“ zur Folge, und „die Führung könnte so den Hän-
den Preußens entgleiten“. (Zit. nach: Carsten, Francis L.: Die erste österreichische Republik im Spiegel 
zeitgenössischer Quellen. – Wien–Köln–Graz: (1988). S. 14 f.) Wie klar man auf britischer Seite das Pro-
blem bereits 1918 erkannt hatte und wie gering die Opposition in London gegen den Anschluß war, zeigt 
auch ein ungezeichnetes Memorandum über „Deutsch-Österreich“ vom 9. Dezember 1918, das vom Poli-
tical Intelligence Department des Foreign Office verfaßt worden war: „Wir können die Deutschösterrei-
cher nicht ausrotten, wir können nicht erreichen, daß sie sich nicht mehr als Deutsche fühlen. Sie müssen 
irgendwohin gehören. Nichts würde dadurch gewonnen, daß man sie zwingt, getrennt von Deutschland zu 
existieren. Eine solche erzwungene Trennung würde nur den deutschen Nationalismus fördern, könnte 
aber weder die Zusammenarbeit zwischen den beiden Zweigen verhindern noch ihre spätere Vereinigung. 
Schließlich ist die Vereinigung von Deutschösterreich mit Deutschland von unserem Gesichtspunkt aus 
nicht unvorteilhaft, weil sie das Gleichgewicht zwischen dem katholischen Süden und dem protestanti-
schen Norden wieder herstellen und dazu beitragen würde, dem Preußentum (Prussianism) in Deutsch-
land Einhalt zu gebieten. Der Plan, den Deutschösterreichern zu verbieten, sich an Deutschland anzu-
schließen, selbst wenn beide Seiten es wünschen, muß daher aufgegeben werden, sowohl aus prinzipiel-
len Gründen wie aus denen der Zweckmäßigkeit.“ Ebda. S. 15.
Die amerikanische Auffassung drückte Präsident Wilson auf der Überfahrt nach Europa im Dezember 
1918 dahingehend aus, daß seiner Meinung nach die österreichische Anschlußbewegung lediglich eine 
temporäre Erscheinung sei, die verebben werde, sobald die wirtschaftlichen Folgen des langen Krieges in 
Österreich geschwunden seien. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 588.
45) Zit. nach: Haas, Hanns: Österreich im System der Pariser Vororteverträge. – In: Tálos, E. [u. a.]: Handbuch 
des politischen Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. S. 666 f.
46) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 57.
-54-
Anschlußeuphorie und auch zu einer deutlichen Frontstellung der Länder gegen Wien47, das 
man für die Anschlußpolitik verantwortlich machte. 
Die Stimmung in den Bundesländern war jedoch nicht einheitlich.48 In Oberösterreich 
nahmen alle drei politischen Parteien anläßlich der Konstituierung der Provisorischen Lan-
desversammlung am 18. November 1918 zur Anschlußfrage Stellung: 
Nach der Wahl Johann Nepomuk Hausers zum Landeshauptmann – er hatte in seiner 
kurzen Grundsatzerklärung das Anschlußthema nicht erwähnt; äußerte sich Hauser jedoch zu 
dieser Frage, so sprach er meist von einem „Zusammenschluß“, wobei er davon ausging, daß 
eine derartige Verbindung die wirtschaftliche Gesundung Österreichs zur Voraussetzung ha-
be, damit Österreich als gleichwertiger Partner eines solchen „Zusammenschlusses“ auftreten 
könne49 – vertrat Dr. Max Mayr, der Sprecher der Christlichsozialen, in der anschließenden 
Parteienerklärung die Ansicht, daß das Land Oberösterreich in Zukunft gewiß „den Anschluß 
an größere Wirtschaftsgebiete suchen“ müsse, daß man aber überzeugt sei, „daß dieser An-
schluß leichter durchgeführt ist, wenn er nicht überhastet wird und wenn vorher die Verhält-
nisse im Lande in jeder Richtung geordnet sind.“ Abschließend erklärte Mayr, daß man sich 
„unter Zurückstellung aller politischen Gegensätze zur gemeinsamen Arbeit geeinigt“ habe 
und nun darauf hoffe, „nicht allein den Interessen unseres deutschen Heimatlandes am besten 
zu dienen, sondern auch die sicherste Grundlage zu schaffen für den endgültigen Zusammen-
schluß aller Deutschen.“ 
Der sozialdemokratische Landeshauptmann-Stellvertreter Gruber ging in dieser ersten 
Stellungnahme auf die Anschluß- bzw. Zusammenschlußfrage nicht ein, Landeshauptmann-
47) Das Bund-Länder-Verhältnis im neuen Staat war damals äußerst fragil. Zwar hatte die neue Verfassung 
Deutschösterreich schon am 30. Oktober 1918 als einen zentralistischen Einheitsstaat eingerichtet – als 
Gesetzgebungsorgan war die Provisorische Nationalversammlung und als oberstes Vollzugsorgan der 
„Deutschösterreichische Staatsrat“ eingesetzt worden –, diese einheitsstaatliche, zentralistische Verfas-
sung der Provisorischen Nationalversammlung wurde aber nie effektiv. Vielmehr bildeten sich parallel 
zur Staatsgründung der Zentralgewalt revolutionär die Staatsgewalten in den Ländern, indem sich provi-
sorische Landesversammlungen konstituierten und sich als effektive Träger der Staatsgewalt etablierten. 
Die Länder hatten als historisch-politische Einrichtungen den Zerfall des Habsburgerstaates überdauert. 
Sie gewannen nun – nach dem Wegfall der integrativen Kräfte (wie Kaiser, Armee, Zentralbürokratie) –
neben den politischen Parteien beträchtlichen politischen Spielraum und schufen, unbeeindruckt von den 
zentralstaatlichen Verfassungsaktivitäten, auf revolutionärem Weg neue (provisorische) Landesverfassun-
gen, nach denen zwischen 1918 und 1920 auch tatsächlich regiert wurde, was immer wieder zu Spannun-
gen zwischen Wien und den Landesregierungen führte. Weber, Karl: Föderalismus. – In: Tálos, E. [u. a.]: 
Handbuch des politischen Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. S. 124 f.
48) In Tirol setzte man alles daran, um die Einheit des Landes zu erhalten, wobei neben einem Anschluß an das 
katholische Bayern bzw. einem Anschluß an Deutschland oder an die Schweiz auch verschiedene andere 
Möglichkeiten erwogen wurden, wie die Bildung eines selbständigen Freistaates Tirol, die Ausrufung 
eines Kirchenstaates Tirol oder die Gründung eines „neutralen Alpenstaates“ gemeinsam mit Vorarlberg, 
Salzburg, Kärnten und der Steiermark (Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. 
Bd. V. – S. 38). Dagegen sprach sich allerdings Ende November Salzburg mit der Begründung aus, daß 
in dieser Frage von den Tirolern über Salzburg verfügt werden würde, wie dies die Tiroler der Wiener 
Regierung gegenüber Tirol zum Vorwurf machten, und daß überdies jeder Staat der deutschösterreichi-
schen Länder ohne Wien als „kulturellen Mittelpunkt“ undenkbar wäre, woran die Tatsache, daß auch 
Innsbruck eine Universität besäße, nichts ändere (Salzburger Volksblatt vom 20. November 1918. –
Zit. nach: Staudinger, Anton: Die Ereignisse in den Ländern Deutschösterreichs im Herbst 1918. – In: 
Jedlicka, Ludwig: Ende und Anfang. Österreich 1918/19. Wien und die Bundesländer. – Salzburg: 1969. 
S. 78). Kärnten bangte um seine südlichen Landesteile, und in Vorarlberg wurde durch den Lustenauer 
Lehrer Ferdinand Riedmann bereits am 13. November 1918 ein Werbeausschuß gegründet, dessen Ziel 
es war, möglichst viele Unterschriften für einen Anschluß Vorarlbergs an die Schweiz zu sammeln 
(Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 36).
49) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 123 f.
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Stellvertreter Langoth hingegen, der für die Großdeutschen und den österreichischen Bauern-
verein sprach, erklärte u. a.: „[...] der wiedergewonnene Zusammenhang mit der Gesamtheit 
des deutschen Volkes, das redliche Streben, mit den benachbarten Völkern in friedlichem 
Wechselverkehr zu leben, soll uns vor wirtschaftlicher und kultureller Verkümmerung be-
wahren.“ Schließlich einigten sich alle drei Parteien auf folgende gemeinsame Erklärung:
Die Provisorische Landesversammlung heißt insbesondere Schritte willkommen, wel-
che unternommen werden, um Deutschösterreich in den Verband des Deutschen Rei-
ches einzufügen und erwartet, daß hiebei auf die Bedürfnisse und wirtschaftliche Lei-
stungsfähigkeit der deutschösterreichischen Alpenländer Bedacht genommen werde.50
Graf Wedel, der von der republikanischen Regierung als Gesandter in seinem Amte be-
lassen worden war, kommentierte in seinem Lagebericht vom 19. November 1918 die Situa-
tion in Österreich damals folgendermaßen: 
Partikularismus in Tirol im Wachsen, auch übrige Alpenländer davon angesteckt. Ab-
neigung gegen Wiener Regierung sehr groß, wobei auch antisemitische Strömungen in 
den Alpenländern eine Rolle spielten. Kein Vertrauen zum Staatsrat und zur National-
versammlung. Neigung zu direktem Anschluß an Bayern oder unklare Vorstellungen 
von einer alpenländischen Eidgenossenschaft. Hier wachsender Zwiespalt zwischen So-
zialdemokratie und bürgerlichen Parteien.51
Doch während die Anschlußbewegung in der österreichischen Bevölkerung immer 
mehr abflaute52, hielten die verantwortlichen Politiker, allen voran Otto Bauer, der nach dem 
Tode Victor Adlers am 12. November 1918 das deutschösterreichische Staatssekretariat für 
auswärtige Angelegenheiten übernommen hatte, weiterhin am Anschlußprogramm fest und 
gingen daran, Vorbereitungen für die Verwirklichung dieses Vorhabens zu treffen.53
Begünstigt wurden diese Maßnahmen dadurch, daß nunmehr auch die deutsche Regie-
rung dazu übergegangen war, sich zwar mit aller gebotenen Vorsicht, aber offen in der An-
schlußfrage zu engagieren.
Es waren jedoch weniger die nationalen und wirtschaftlichen Wünsche der „Deutsch-
österreicher“ gewesen, die diese Kursänderung in der offiziellen deutschen Außenpolitik be-
wirkt hatten, als vielmehr die immer drängender werdenden Forderungen der deutschen Indu-
50) Sten. Prot. 1918/1919, 3, 4, 5, 6, 8. – Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur 
Republik. S. 90 f.
51) Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes in Bonn (= PA), Österreich 104, Bd. 10, A 49453 und A 50098, 
vom 19. November 1918. – Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 56.
52) Wedel berichtete z. B. am 24. Dezember 1918, daß selbst in der Sozialdemokratie „bolschewistische Agitati-
on“ die Anschlußbegeisterung bereits gedämpft habe und daß die Verfechter eines Zusammenschlusses 
aus nationalistischen Motiven durch „die Gleichgültigkeit der Deutschen“ vor den Kopf gestoßen seien.
PA, Österreich 95, Bd. 26, A 54512 vom 24. Dezember 1918. Schausberger, Norbert: Der Griff nach 
Österreich. S. 58. 
53) Demonstrative Akte in diese Richtung waren z. B. das im Staatsgesetzblatt vom 10. Jänner 1919, Nr. 15 ver-
lautbarte Gesetz, wonach den in Deutschösterreich wohnhaften deutschen Reichsangehörigen das Wahl-
recht zur zukünftigen konstituierenden Nationalversammlung Deutschösterreichs zugesprochen wurde 
(Jedlicka, Ludwig: Ende und Anfang. S. 89), und die Ernennung des sozialdemokratischen Abgeordneten 
und Universitätsprofessors Ludo Moritz Hartmann zum Gesandten für Berlin. Dieser war ein fanatischer 
Anschlußanhänger und wurde manchmal sogar von Bauer zur Mäßigung aufgefordert. 
Goldinger, Walter: Verwaltung und Bürokratie. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 
1918–1938. S. 196.
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strie bzw. führender deutscher Militärs, in deren wirtschaftspolitischen und militärstrategi-
schen Überlegungen Österreich als „Tor zum Südosten“ nach wie vor eine unverzichtbare 
Rolle spielte. Außerdem bot die Anschlußidee (zusammen mit der „Dolchstoßlegende“) die 
Möglichkeit, das schwer erschütterte Selbstbewußtsein des deutschen Volkes nach seiner 
Niederlage gegenüber den von vielen als dekadent verachteten westlichen Demokratien wie-
der einigermaßen zu stärken. Zu diesen ökonomischen, machtpolitischen und ideologischen 
Gründen kam noch, daß die Berichte des deutschen Gesandten in Wien bezüglich der Einstel-
lung der Österreicher zum Anschluß berechtigten Anlaß zur Sorge boten.54
Den fortgesetzten Interventionen militärischer und wirtschaftlicher Kreise sowie ihres 
Wiener Gesandten konnte sich die deutsche Regierung auf Dauer nicht ganz entziehen. 
Bereits am 7. Januar 1919 hatte sie daher durch Verordnung allen Angehörigen der 
Republik Deutschösterreich, die am 19. Januar das 20. Lebensjahr vollendet und ihren Wohn-
sitz in Deutschland hatten, das Recht eingeräumt, an den Wahlen zur Deutschen Nationalver-
sammlung teilzunehmen55, und am 6. Februar 1919 wurde anläßlich der Eröffnung der Wei-
marer Nationalversammlung zum ersten Mal offiziell zur Anschlußfrage Stellung genommen, 
indem Friedrich Ebert als Präsident der Versammlung erklärte, daß er im Namen der Natio-
nalversammlung die österreichische Anschlußerklärung „aufrichtig und voll Freude begrüße 
und sie mit gleicher herzlicher Brüderlichkeit erwidere“. Anschließend fuhr er fort:
Unsere Stammes- und Schicksalsgenossen dürfen versichert sein, daß wir sie im neuen 
Reich der deutschen Nation mit offenen Armen und Herzen willkommen heißen. Sie ge-
hören zu uns und wir gehören zu ihnen,
und danach verlieh Ebert der Erwartung Ausdruck, daß die Nationalversammlung die 
künftige Reichsregierung ermächtigen werde, „baldigst mit der Regierung des deutschöster-
reichischen Freistaates über den endgültigen Zusammenschluß zu verhandeln. Dann soll 
kein Grenzpfahl mehr zwischen uns stehen. Dann wollen wir sein ein einzig Volk von Brü-
dern.“56
Am 7. Februar erklärte der neugewählte Präsident der Nationalversammlung David, daß 
Deutschösterreich aufgrund des Selbstbestimmungsrechts zu Deutschland gehöre und die 
„Wiedervereinigung“ für alle Deutschen eine „Herzenssache“ sei, und am 11. Februar versi-
cherte Friedrich Ebert in der Nationalversammlung – nunmehr in der Funktion des Reichs-
präsidenten – in Anspielung auf die französische Opposition zum Anschluß unter lebhaftem 
Beifall der Abgeordneten, daß keine Volksgruppe gezwungen werden solle, der Republik an-
zugehören, daß aber auch niemand mit Gewalt von ihr getrennt werden möge, „den es zu ihr 
zieht und drängt“.57
54) Laut Wedel waren die österreichischen Verfechter der Anschlußbewegung schon in den ersten Tagen des 
neuen Jahres entmutigt, und ihre Zahl hatte daher – selbst unter den Sozialisten – „reißend“ abgenommen. 
Dies ließ ihn befürchten, daß der Anschluß „bald nur eine akademische Frage sein werde, für deren Ver-
wirklichung nur wenige gewillt sein würden, sich ernstlich einzusetzen, falls Deutschland nicht bald et-
was unternehme“. (PA, Österreich 95, Bd. 26, A 489 vom 5. Januar 1919. – Zit. nach: Schausberger, 
Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 58). Wiederholt urgierte Wedel daher im Auswärtigen Amt eine 
entschlossenere Anschlußpolitik, weil er – ganz eines Sinnes mit Industriellen und Militärs – von einer 
künftigen Auseinandersetzung um den ost- und südosteuropäischen Raum überzeugt war und Deutsch-
österreich als eine unentbehrliche Basis für diesen Kampf ansah. Ebda. S. 59 f.




Am 15. Februar 1919 schließlich richtete Deutschland eine Mittelstelle in Österreich 
ein, deren Aufgabe es war, durch „geeignete Propaganda in Deutsch-Österreich den An-
schlußgedanken zu vertiefen, aufklärend zu wirken und allgemein das Verständnis für reichs-
deutsches Wesen, reichsdeutsche Empfindungs- und Gesinnungsart wach zu rufen bzw. zu 
verstärken“58, wobei diese Propaganda vorwiegend das Mißtrauen bei all jenen politischen 
und sozialen Gruppen Österreichs beseitigen sollte, die schon früh gegen eine allzu forcierte 
Anschlußpolitik Bedenken gezeigt hatten, also bei den Christlichsozialen mit Teilen der Bü-
rokratie, der Bauernschaft und des übrigen Bürgertums.59 Für den Betrieb dieser Stelle, die 
direkt der deutschen Botschaft unterstand, waren von der Reichsregierung monatlich 10.000 
Kronen vorgesehen.60
Daß nun endlich auch die deutsche Seite in der Anschlußfrage aktiv wurde, wirkte sich 
auf die Stimmung in Österreich, das sich mittlerweile im Wahlkampf für die konstituierende 
Nationalversammlung am 16. Februar 1919 befand, positiv aus. 
Der Wahlkampf, der um die Jahreswende 1918/1919 einsetzte, stand ganz im Zeichen 
der wirtschaftlichen Notsituation und des Anschlußgedankens, zu dem sich vor allem die So-
zialdemokraten und die Großdeutschen bekannten, während die Christlichsoziale Partei eine 
eher indifferente Haltung einnahm. 
Obwohl sich also nicht alle Parteien gleichermaßen für eine Vereinigung mit Deutsch-
land aussprachen, gab es aber keine Partei, die offiziell gegen den Anschluß Stellung genom-
men hätte.61 Selbst die österreichischen Kommunisten, die den Anschluß an ein „reaktionä-
res“ Deutschland als „illusionär und konterrevolutionär“ ablehnten62, bekannten sich zu 
einem „Anschluß Sowjet-Österreichs an Sowjet-Deutschland“.63 Am stärksten wurden noch 
Bedenken und Widerspruch aus Wirtschaftskreisen laut, was für die Sozialdemokratie die 
Möglichkeit zu heftiger Polemik bot.64
Das Wahlergebnis vom 16. Februar 1919 brachte einen Wahlsieg der Sozialdemokrati-
schen Partei. Sie erhielt 72 Mandate. Ihr folgte mit 69 Mandaten die Christlichsoziale Partei, 
während die deutschnationalen Parteien, die bisher mit Abstand die meisten Mandatare ge-
58) Jedlicka, Ludwig: Ende und Anfang. S. 101.
59) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 50.
60) Jedlicka, Ludwig: Ende und Anfang. S. 101.
61) Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 74.
62) Sie vertraten die Auffassung, daß sich die bürgerlichen Parteien und die Sozialdemokratie nur deshalb für den 
Anschluß an Deutschland einsetzten, weil sie der „Gefahr der sozialen Revolution entgehen“ wollten. 
Protokoll des 4. Parteitages der KPÖ. – Wien: 1921. S. 67 ff. – Zit. nach: Steiner, Herbert: Die Kommu-
nistische Partei. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. S. 327.
63) Skalnik, Kurt: Auf der Suche nach der Identität. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 
1918–1938. S. 15.
64) So hieß es z. B. im Wahlaufruf der SDAP vom 29. 12. 1918: „Unsere bürgerlichen Parteien haben das al te
Deutschland geliebt: das Deutschland der Hohenzollern, der preußischen Junker, des völkermordenden 
preußischen Militarismus. Dieses Deutschland haben wir Sozialdemokraten gehaßt.
Aber jetzt ist ein neues Deutschland entstanden: die Hohenzollern sind verjagt, das deutsche Volk hat 
sich von der Herrschaft des Preußentums befreit, in der großen deutschen sozialistischen Volksrepublik 
ringt sich die deutsche Arbeiterklasse in gewaltigen Kämpfen zum Sozialismus empor! Dieses Deutsch-
land gefällt unseren besitzenden Klassen nicht. Fabrikanten und Bankherren, um ihre Profite zitternd, 
spinnen jetzt ihre Ränke gegen den Anschluß an Deutschland – der Geldsack, der sich immer deutschna-
tional gebärdet hat, fühlt nicht mehr deutsch, seitdem Deutschland rot ist! Wir aber wollen zu dem roten 
Deutschland! Die deutschösterreichische Republik soll sich als ein besonderer Bundesstaat der großen 
gesamtdeutschen Republik eingliedern! Der Anschluß an Deutschland ist jetzt Anschluß an den Sozialis-
mus!“ Protokoll des Parteitages im Jahre 1919. S. 41. – Zit. nach: Stadler, Karl R.: Die Gründung der Re-
publik. S. 81.
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stellt hatten65, nur noch 26 Mandate erringen konnten. Darüber hinaus schafften noch ein 
Tscheche, ein bürgerlicher Demokrat und ein Zionist den Einzug in die Konstituierende Na-
tionalversammlung, die Kommunisten hingegen gingen leer aus.66
Inwieweit für dieses Wahlergebnis die Anschlußfrage ausschlaggebend war, läßt sich 
schwer beurteilen. Wie dem auch sei, dadurch, daß die Sozialdemokratie nun demokratisch 
legitimiert an die Spitze der aus Sozialdemokraten und Christlichsozialen gebildeten Koaliti-
onsregierung treten konnte, ging die Politik des offiziellen Österreich in den bisherigen Bah-
nen weiter, und dies bedeutete auch ein Festhalten am Anschlußparagraphen, denn der Ge-
danke des Anschlusses gehörte nach wie vor zu den Hauptzielen der von Otto Bauer be-
stimmten Außenpolitik, sah er darin doch die Möglichkeit der Abwehr einer eventuellen Do-
nauföderation, deren Zentrum wohl Prag geworden wäre.67
Am 21. Februar 1919 nahm die Konstituierende Deutsche Nationalversammlung mit 
lebhafter Genugtuung von der Anschlußerklärung Deutschösterreichs Kenntnis, und am 24. 
Februar 1919 beschloß die christlichsoziale Fraktion in der Konstituierenden Nationalver-
sammlung ein Aktionsprogramm, in dessen „Politischen Leitsätzen“ sie im Punkt VI. in be-
zug auf den Anschluß forderte, daß die Verhandlungen über den Zeitpunkt und die Vorbedin-
gungen für die Verwirklichung des Anschlusses Deutschösterreichs an Deutschland unter Be-
dachtnahme insbesondere der vollkommenen Sicherung der wirtschaftlichen Interessen 
Deutschösterreichs ohne Verzug einzuleiten seien, wobei die Staatsbehörden diese Verhand-
lungen unter Beiziehung von Vertrauensmännern der Nationalversammlung führen sollten.68
Damit war nun der Boden für erste Verhandlungen bereitet, die schließlich vom 27. Fe-
bruar bis zum 2. März 1919 in Berlin zwischen Otto Bauer und dem Reichsaußenminister 
Graf Brockdorff-Rantzau stattfanden.69
65) Von den aus der Wahl des Jahres 1911 hervorgegangenen 232 Mandataren gehörten 102 dem Verband der 
deutschnationalen Parteien, 72 den Christlichsozialen und 42 den Sozialdemokraten an. 
Bihl, Wolfdieter: Der Weg zum Zusammenbruch. Österreich-Ungarn unter Karl I. (IV.). – In: Weinzierl, 
Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. S. 47.
66) Stadler, Karl R.: Die Gründung der Republik. S. 75. Allerdings ist in diesem Zusammenhang darauf hinzu-
weisen, daß die Nationalversammlung ursprünglich aus 255 Abgeordneten bestehen sollte, doch hatten 
sich weite Gebiete, die von fremden Truppen besetzt waren, an den Wahlen nicht beteiligen können. Be-
troffen davon waren Südtirol, Südkärnten, die Südsteiermark, vor allem aber Deutschböhmen und das Su-
detenland. In der von der Provisorischen Nationalversammlung am 18. Dezember 1918 beschlossenen 
Wahlordnung war vorgesehen gewesen, für die besetzten Gebiete Abgeordnete zu ernennen, über die sich 
die Parteien einigen sollten. Während aber dieses Verfahren für die Alpenländer angewendet wurde, wei-
gerten sich jetzt die Sozialdemokraten, in gleicher Weise für Deutschböhmen und das Sudetenland vor-
zugehen, weil der Westen eine so zusammengesetzte Körperschaft – 162 Gewählten wären 92 Ernannte 
gegenübergestanden – nicht ernst genommen hätte. Da man sich schließlich über das Wahlverfahren nicht 
einigen konnte, beschloß man, die Sache der Nationalversammlung zu überlassen, und diese entschied, 
von Ernennungen abzusehen. Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 
1918–1938. S. 28. 
67) Ebda. S. 75.
68) Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 2. Bd., 2. Teil: Das Werden und erste 
Wirken des Bauern- und Kleinhäuslerbundes. – Ried: (1956). S. 102 f.
69) Die beiden Staatsmänner gingen allerdings von völlig verschiedenen Voraussetzungen aus, wodurch sich 
bald unüberwindliche Gegensätze ergaben: Bauer erhoffte sich die Verwirklichung der großdeutschen 
Nationalstaatsidee von 1848, gekrönt durch die Vollendung der sozialistischen Revolution in einem neu-
en Großdeutschland; Brockdorff-Rantzau hingegen zeigte sich – stark beeinflußt von der Wiener Ge-
sandtschaft, die auf angebliche Lizitations- und Übervorteilungsmethoden der Österreicher hingewiesen 
hatte – eher zurückhaltend und ohne ideologische Zielsetzungen und ließ in der Verhandlungsführung 
überdies die Tendenz erkennen, durch zum Teil unannehmbare Forderungen den tatsächlichen Abschluß 
einer Anschlußvereinbarung so lange hinauszuzögern, bis einigermaßen günstige Friedensverträge er-
reicht wären. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 65 ff.
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Das Ergebnis der Verhandlungen wurde im sogenannten Berliner Protokoll vom 2. 
März 1919 festgehalten, über dessen Inhalt man aber weder die österreichische noch die deut-
sche Bevölkerung informierte, denn man wollte die Friedensverhandlungen nicht gefährden 
und hatte daher die beiderseitigen offiziellen Verlautbarungen völlig unverbindlich abgefaßt. 
Das Geheimprotokoll über einen Zusammenschluß des Deutschen Reiches und Deutschöster-
reichs enthielt im wesentlichen folgende Bestimmungen:
♦ Ein Staatsvertrag über den Zusammenschluß sollte „mit tunlichster Beschleunigung“ 
den Parlamenten beider Staaten vorgelegt werden.
♦ Deutschösterreich sollte als selbständiger Gliedstaat und als Ganzes, d. h. ohne   
Rücksichtnahme auf einzelne Länderwünsche, in das Reich eintreten.
♦ Wirtschaftspolitische Vereinbarungen sollten im allgemeinen später einvernehmlich 
hergestellt werden.
♦ Kommissionen unter deutscher Leitung sollten die Währungs-, Rechts- und Unter-
richtsangleichung vorbereiten. 
♦ Im Falle eines Zusammenschlusses war außerdem vorgesehen, Wien als zweite   
Hauptstadt des Reiches zu etablieren; hier sollte der Reichspräsident für einen Teil   
des Jahres seinen Sitz nehmen und der Reichstag alljährlich eine Tagung abhalten.
♦ Darüber hinaus war geplant, daß eine Reihe von Reichsämtern ihren dauernden Sitz   
hier nehmen sollte. 
Der tatsächliche Erfolg der Verhandlungen war jedoch gering, alles blieb abhängig von 
bindenden zweiseitigen Abmachungen. Das Berliner Protokoll ist daher gewissermaßen nur 
als Willenskundgebung anzusehen, konkrete Ergebnisse, außer der Abschiebung aller Proble-
me in diverse Kommissionen, von denen – nebenbei bemerkt – die meisten nie aufgestellt 
wurden, waren nicht zu verzeichnen.
Otto Bauer war sich sicherlich des geringen Erfolges seiner Mission bewußt, denn als er 
am 12. März 1919 vor der Konstituierenden Nationalversammlung Rechenschaft über die 
Verhandlungsergebnisse ablegte, konnte er keine konkreten Abmachungen vorweisen. Über 
Glaubensbekenntnisse und Phrasen von der „herzlichsten Bereitwilligkeit“ und dem „vollen 
Verständnis“ war man nicht hinausgekommen.70
Dennoch sprach sich, als an diesem 12. März 1919 das Gesetz über die Staats- und Re-
gierungsform in der neu gewählten „Konstituierenden Nationalversammlung“ nochmals zur 
Debatte stand, nur ein einziger Redner energisch gegen den Anschluß aus, nämlich Franz 
?????????????????????????? ???????????chen. In seiner durch viele Zwischenrufe und Geläch-
ter unterbrochenen Rede vertrat er – wie dies Heinrich Lammasch, der international aner-
kannte Völkerrechtler und letzte k. k. Ministerpräsident, und Josef Redlich, der letzte Finanz-
minister der Monarchie, schon im November 1918 vorgeschlagen hatten71 – die Idee einer 
Zukunft Österreichs als neutraler Kleinstaat sowie eine zumindest wirtschaftliche Koopera-
tion mit den Nachbarstaaten im Donauraum72 und rief u. a. aus73:
Vergessen Sie nicht, daß jede Verbindung Österreichs mit Deutschland katastrophal 
geendet hat. Schon das alte Österreich hat seine Gemeinschaft mit Deutschland mit 
70) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 67 f.
71) Verosta, Stephan: Die österreichische Außenpolitik 1918–1938 im europäischen Staatensystem 1914–1955. 
In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. S. 117.
72) Skalnik, Kurt: Auf der Suche nach der Identität. S. 12.          
73) Stenographisches Protokoll der 3. Sitzung der Konstituierenden Nationalversammlung für Deutschösterreich 
am 12. März 1919. 
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seiner Existenz bezahlt. Österreich könnte um zwei Jahre früher Frieden haben, ja es 
brauchte überhaupt keinen Krieg zu führen, wenn es nicht mit Deutschland in Verbin-
dung gewesen wäre.
Das Gesetz wurde aber wieder fast einstimmig und unter großem Beifall angenommen. 
Doch darf man – wie aus den Berichten Botschafter Wedels hervorgeht74 und wie Erich Biel-
ka-Karltreu in seinem Aufsatz „Wie viele Österreicher waren in der Ersten Republik für den 
Anschluß an Deutschland?“ dokumentiert hat75 – aufgrund dieser Abstimmung der Abgeord-
neten nicht annehmen, daß auch die Mehrheit der Bevölkerung für einen Anschluß eingetre-
ten wäre. Vor allem in den bürgerlichen Kreisen war es mittlerweile zu einer weiteren Ab-
schwächung des ohnehin nie sehr stark ausgeprägten Anschlußverlangens gekommen, und 
durch die Proklamierung der Räterepublik in Budapest am 21. März und in München am 5. 
April 1919 wurden zusätzlich viele darin bestärkt, von einer Vereinigung mit den deutschen 
Nachbarn gänzlich abzurücken. 
Bielka-Karltreu weist in diesem Zusammenhang neben einem streng vertraulichen Me-
morandum von Schumpeter76 auf einen Brief des Schweizer Gesandten Bourcart vom 22. 
Mai 1919 hin, worin dieser seine Regierung davon in Kenntnis setzt, daß der deutsche Bot-
schafter Wedel in Wien in der Anschlußfrage für eine vorsichtigere Gangart eintritt, denn bei 
einer Volksabstimmung „würde höchstens eine knappe Majorität zu erzielen sein, aber nie-
mals eine Majorität von 75 Prozent, wie dies bei einer so entscheidenden Frage notwendig 
wäre“. Bourcart folgerte daraus, „daß das Verlangen nach einer Volksabstimmung von den 
österreichischen Sozialisten gar nicht geäußert“ werde, denn auch „bei ihnen ist das Bewußt-
sein eines zweifelhaften Ausganges deutlich.“77
Wie recht er mit dieser Einschätzung hatte, geht aus Otto Bauers 1923 erschienenem 
Buch „Die österreichische Revolution“ hervor. Bitter beklagt sich Bauer darin über die man-
gelnde Unterstützung, ja die Sabotage seiner Anschlußpolitik durch die „Bourgeoisie“ sowie 
74) Schon am 15. März 1919 warnte Graf Wedel Berlin, daß sich die Österreicher mit der Unabhängigkeit oder 
Neutralisierung abzufinden bereit wären (PA, Österreich 95, Band 28, A 8531 vom 15. März 1919. – Zit. 
nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 69), und am 2. Mai 1919 meldete er, daß die 
Anschlußbegeisterung in Österreich weiter abnehme, während zugleich die Presse die Anschlußgegner-
schaft schüre. Wedel teilte mit, daß ihm Dr. Klein, der frühere Justizminister und ein starker Verteidiger 
der deutschen Vereinigung, Mitte April versichert habe, daß sechzig Prozent des österreichischen Volkes 
für den Anschluß stimmen würden. Wedel schätzte, daß der Prozentsatz jetzt, am 2. Mai, nicht mehr als 
fünfzig Prozent betrage. Er räumte zwar ein, daß sich Stimmung und Lage ändern könnten, „aber heute 
sieht es aus, als sei der Anschluß bereits im negativen Sinn entschieden“. PA, Österreich 95, Band 29, 
A 13683 vom 2. Mai 1919. – Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 72 f.
75) Bielka-Karltreu, Erich: Wie viele Österreicher waren in der Ersten Republik für den Anschluß an Deutsch-
land? – In: Geschichte und Gegenwart. – Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, Gesellschaftsanalyse und 
politische Bildung. – 7. Jg. H. 1. S. 40–52.
76) Bourcart, der diplomatische Vertreter der Schweiz in Wien, hatte dieses Memorandum, dessen Inhalt von 
dem mit ihm befreundeten Josef Schumpeter, dem Staatssekretär für Finanzen, stammte, im Mai 1919 an 
seine Regierung gesandt. Schumpeter, der ein scharfer Gegner des Anschlusses war und für eine enge 
Zusammenarbeit der Donaustaaten eintrat, weil es „ja augenfällig“ sei, „daß bei einer Vereinigung 
Deutschösterreichs mit Deutschland die Situation der Tschechoslowakei politisch und wirtschaftlich un-
haltbar“ werde und daß „Jugoslawien zwischen dem durch seine komprimierte Volkskraft unfehlbar ex-
pansiven Reich und dem nach Macht strebenden Italien in eine gefährdete Lage“ komme, schilderte darin 
die Stimmung innerhalb der Christlichsozialen Partei bezüglich des Anschlusses folgendermaßen: „Auch 
wagt es keiner der christlich-sozialen Abgeordneten wirklich energisch gegen den Anschluß aufzutreten. 
In Familienkreisen und Dinergesprächen ist fast ein jeder ein Gegner des Anschlusses. In der Öffentlich-
keit wagt er es nicht, es zu bekennen.“ – Zit. nach: Bielka-Karltreu, Erich: S. 42 f.
77) Ebda. S. 43.
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über das Aufkommen einer neuen – wie er es abschätzig nennt – „Österreich-Ideologie“, und 
in bezug auf eine Volksabstimmung in dieser Angelegenheit schreibt er78: 
Wir hatten die Absicht, eine Volksabstimmung über den Anschluß zu veranstalten, um 
die Sieger von der Einheitlichkeit und Festigkeit des Anschlußwillens des deutsch-
österreichischen Volkes zu überzeugen.[...] Wir konnten sie nicht wagen, da die heftige 
Gegenpropaganda der Anschlußgegner die Gefahr hervorrief, daß starke Minderhei-
ten, in einzelnen Ländern vielleicht sogar die Mehrheit der Stimmberechtigten, gegen 
den Anschluß gestimmt hätten.
Doch gerade als die Anschlußbegeisterung in Österreich und Deutschland auf einem ge-
wissen Tiefpunkt angelangt war, setzte – hauptsächlich aus Frankreich – ein wachsender 
Druck gegen weitere Anschlußpläne ein. Während Deutschland und Österreich ursprünglich 
angenommen hatten, es handle sich bei der Anschlußfrage um eine bilaterale Angelegenheit, 
die entsprechend der von den Alliierten laut verkündeten Maxime vom Selbstbestimmungs-
recht der Völker auch nur zwischen den beiden Staaten zu regeln sei, begann sich nun das 
Anschlußproblem zu internationalisieren.79
Ausschlaggebend für den französischen Widerstand gegen den Anschluß, der zwar 
schon seit Kriegsende spürbar gewesen war, der jetzt aber, als es nach den Berliner Verhand-
lungen ernst mit einer Vereinigung zwischen Deutschland und Österreich aussah, in Aktivität 
überging, war einerseits das französische Sicherheitsbedürfnis gegenüber Deutschland und 
andererseits die französische Hegemonialpolitik in Südosteuropa.80
Die Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit Österreichs oder seine Neutralisierung – die 
damals durchaus im Gespräch stand81 – oder vielleicht sogar seine Einfügung in ein von Paris 
beherrschtes Bündnissystem wurde daher zu einem Grundpostulat der französischen Außen-
politik, und in diesem Sinne waren auch die deutlichen Warnungen zu verstehen, die aus 
Frankreich an die Adresse Wiens gerichtet wurden.82
Seit März 1919 hatte Frankreich mit Henry Allizé einen diplomatischen Vertreter in 
Wien. Er war vom französischen Außenminister Pichon beauftragt, die Bedingungen zu er-
mitteln, unter welchen es möglich erschien, „den Anschluß des neuen österreichischen Staa-
tes an Deutschland zu verhindern und dem neutralisierten Staat die Mittel einer gesicherten 
Existenz zu garantieren“.83
Allizé empfahl zunächst die dauernde Neutralität Österreichs „sur le modèle de la 
Suisse“ und versuchte später, mit dem Anschlußverzicht Kompensationsgeschäfte zu ma-
chen.84 Er nahm mit den Gegnern des Anschlusses, vor allem mit Wirtschaftskreisen und der 
Presse, Kontakt auf, und waren es bisher nur vereinzelte Stimmen gewesen, die öffentlich ge-
78) Bauer, Otto: Die österreichische Revolution. – Wien: 1923. S. 150. 
79) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 69 f.
80) Nach der Auflösung der Vorkriegsordnung in Südosteuropa war nämlich dieser Raum zum Einflußgebiet und 
Wirkungsfeld vor allem Frankreichs geworden, das durch ein starkes kreditpolitisches und ökonomisches 
Engagement hier eine Barriere für den traditionellen deutschen Expansionsdrang nach Osten und Süd-
osten errichten wollte. Wenn Österreich – als strategische Brücke von Mitteleuropa nach dem Balkan und 
weiter sogar in den Vorderen Orient – durch einen Anschluß an Deutschland gefallen wäre, hätte dies 
Frankreichs Südostpolitik gänzlich zum Scheitern verurteilt.
81) Der Wiener Regierung wurde z. B. in fünf offiziösen Artikeln der Pariser Zeitung „Le Temps“ das Angebot 
der dauernden Neutralität gemacht. – Verosta, Stephan: Die österreichische Außenpolitik 1918–1938 im 
europäischen Staatensystem 1914–1955. S. 117.
82) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 70.
83) Zit. nach: Haas, Hanns: Österreich im System der Pariser Vororteverträge. S. 667.
84) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 71.
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gen den Anschluß Bedenken geäußert hatten, so konnte man nun bald in christlichsozialen 
Zeitungen lesen, daß Österreich durch einen Verzicht auf den Anschluß seine Chance wahren 
könnte, die strittigen deutschsprachigen Gebiete in Südtirol, Böhmen, Mähren, Schlesien, der 
Steiermark und in Kärnten zurückzuerhalten.85 Otto Bauer bemerkte dazu in seinem Buch 
„Die österreichische Revolution“ 86:
Wir suchten die Staatsmänner der Entente zu überzeugen, daß das ganze deutschöster-
reichische Volk den Anschluß wolle. Die französischen Diplomaten konnten uns leicht 
widerlegen, indem sie beinahe die ganze bürgerliche Presse Wiens und die Stimmungen 
in einem großen Teil der Alpenländer gegen uns als Zeugen führten. Frankreich
konnte in den Pariser Verhandlungen nunmehr darauf verweisen, daß den Anschluß in 
Deutschösterreich doch nur die Sozialisten und die Alldeutschen wünschten; Bürger-
tum und Bauernschaft wünschten ein selbständiges Österreich und hielten ein selbstän-
diges Österreich für durchaus lebensfähig.
Nach wie vor wurden allerdings innerhalb der Christlichsozialen Partei in der An-
schlußfrage unterschiedliche Auffassungen vertreten. Während insbesondere Wiener christ-
lichsoziale Kreise in Verbindung mit Fraktionen der österreichischen Wirtschaft den An-
schluß ablehnten und für eine Politik in Richtung einer Donaukonföderation eintraten, erhiel-
ten die eher anschlußorientierten christlichsozialen Politiker in den westlichen Bundesländern 
Salzburg, Tirol und Vorarlberg, aber auch in der Steiermark 
und in Oberösterreich sowohl die Perspektive des Anschlus-
ses eines Bundesstaates aufrecht als auch die eines länder-
weisen Anschlusses, u. z. in Postulierung der Landes-
eigenständigkeit und trotz der im Berliner Protokoll zwi-
schen Deutschland und Deutschösterreich eingegangenen 
Verpflichtung, Einzelanschlüsse österreichischer Bundeslän-
der zu verhindern.87
Unter den oberösterreichischen christlichsozialen 
Landtagsabgeordneten z. B. war es vor allem Ferdinand 
Frankenberger, der ziemlich unverhohlen gegen die Monar-
chisten und für einen Anschluß an Bayern Stellung nahm. 
Frankenberger war 1870 in Unterschwärzenbach in Nieder-
bayern geboren und hatte 1898 ins Meirgut in St. Florian am 
Inn – also in Schärdings Nachbarort – eingeheiratet. Seit 1898 war Frankenberger, dessen 
Bruder Reichstagsabgeordneter des Zentrums in Berlin war, österreichischer Staatsbürger. 
Zwischen 1909 und 1919 bekleidete er das Amt des Bürgermeisters von St. Florian. 1911 
wurde er in den Reichsrat entsandt, 1918 und 1919 vertrat er das Innviertel in der Provisori-
schen und der Konstituierenden Nationalversammlung. 1918/19 gehörte Frankenberger auch 
der Provisorischen Landesversammlung an.88
85) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 23.
86) Bauer, Otto: Die österreichische Revolution. S. 150. 
87) Staudinger, Anton: Christlichsoziale Partei. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–
1938. S. 258.
88) Slapnicka, Harry: Das Innviertel in den letzten hundert Jahren. – In: Oberösterreich. Kulturzeitschrift. 28. 
Jg./4/1978. S. 17; Rape, Ludger: Die österreichischen Heimwehren und die bayerische Rechte 1920–
1923. – Wien: 1977. S. 183 und Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. –
1. Bd., 1. Teil: Bäuerliche Bilder aus der Zeit vor 1918. – Ried: (1953). S. 484.
Ferdinand Frankenberger
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Noch im Laufe des Monats März ließ man in Paris die Idee einer Neutralisierung aber 
fallen, vermutlich, weil sie mit dem System der kollektiven Sicherheit und dem „Instrument 
der Sanktionen“ kollidierte. Man bemühte sich nun, die österreichische Unabhängigkeit durch 
Einfügung entsprechender Artikel in die Friedensverträge zu verankern, und konnte die ande-
ren Alliierten, die sich in dieser Frage eher gleichgültig verhielten, durch permanente Vor-
stellungen dafür gewinnen89, worauf die Hauptkommission für Gebietsfragen in Paris am 15. 
März 1919 entschied, „daß es ratsam wäre, Deutschland die Verpflichtung aufzuerlegen, kei-
nerlei Schritte politischer oder wirtschaftlicher Natur zu unternehmen, die die Unabhängig-
keit Österreichs schmälern könnten“.90
Am 16. April unterrichtete der britische Oberst Sir Thomas Cuninghame die österrei-
chische Regierung offiziell über die bevorstehenden strengen Friedensbedingungen, die u. a. 
besagten, daß Österreich sowohl auf den Anschluß an Deutschland verzichten als auch die 
Idee einer Donauföderation aufgeben müsse. Die österreichische Regierung aber hielt diese 
für sie noch unglaublichen Tatsachen vor der Öffentlichkeit geheim.91 Als jedoch Clemen-
ceau am 22. April im Rat der Vier die endgültige Formulierung des Anschlußverbots für den 
deutschen Friedensvertrag durchsetzte, dem zufolge sich Deutschland verpflichten mußte, die 
Unabhängigkeit der Alpenrepublik als „unabänderlich“ zu betrachten, „es sei denn, daß der 
Rat des Völkerbundes einer Abänderung zustimme“92, wurde klar, daß Otto Bauers An-
schlußpolitik gescheitert war. Rücksichten auf Frankreich, die Tschechoslowakei und Italien, 
dem die Durchsetzung seiner Wünsche in der Adria ungleich wichtiger schien als eine ge-
meinsame Grenze mit dem Deutschen Reich, hatten den Ausschlag gegeben.93
In Österreich führte das Scheitern der Anschlußidee zu unterschiedlichen Reaktionen: 
Während Teile der Sozialdemokratie und die Deutschnationalen weiterhin am Anschluß fest-
hielten, konnten sich die Christlichsozialen auf keine einheitliche Parteilinie einigen: Viele, 
vor allem Beamte und Bauern, sprachen sich entschieden gegen einen Anschluß aus, die 
Christlichsozialen in den westlichen Bundesländern aber teilten – gemäß ihren autonomi-
stischen, partikularistischen und isolationistischen Interessen – diese ablehnende Haltung 
nicht.94
In Oberösterreich erreichte die Anschlußbewegung einen ihrer Höhepunkte in einer 
kurz vor den ersten Landtagswahlen in Linz abgehaltenen Kundgebung gegen den „Gewalt-
89) Haas, Hanns: Österreich im System der Pariser Vororteverträge. S. 667.
90) Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 71.
91) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 57.
92) Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 71.
93) Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 73.
94) Die Tiroler Landesregierung, in der die Katholische Volkspartei als stärkste Partei den Ton angab, richtete 
am 1. Mai 1919 an die Regierung in Wien die dringliche Anfrage, ob sie mit einer selbständigen demo-
kratischen Republik Tirol das bestehende gemeinsame Rechts- und Wirtschaftswesen aufrechterhalten 
wolle, denn sie sehe in einem selbständigen Staat Tirol den einzigen Weg, die Zerreißung des Landes zu 
verhindern. Die Wiener Regierung äußerte gegen diese Pläne schwere Bedenken, erklärte sich aber 
schließlich bereit, Tirol aus dem Verband der Republik zu entlassen, sollten die Alliierten übereinkom-
men, Südtirol bei Tirol zu belassen. Daraufhin trat die Landesversammlung in Innsbruck am 3. Mai zu-
sammen und erklärte Tirol für selbständig. Es sollte einen neutralen Freistaat bilden, damit die Landes-
einheit gerettet werden könne. Würde aber Südtirol dennoch abgetrennt werden, so bliebe dem Rest des 
Landes nichts anderes übrig, als sich an Deutschland anzuschließen. 
Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 48 f.
In Vorarlberg fand am 11. Mai 1919 eine Volksabstimmung über einen Anschluß an die Schweiz statt, 
die 80,6 Prozent der Stimmen für den Anschluß ergab (Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. 
S. 72). Die Beteiligung war nicht allzu rege, doch ließ sich auch unter Berücksichtigung dieses Umstan-
des eine klare Zweidrittelmehrheit für den Wunsch feststellen, mit der Schweiz Verhandlungen aufzu-
nehmen. Ebda. S. 51 f.
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frieden der Entente gegen das deutsche Volk von Versailles“, zu der alle drei politischen Par-
teien des Landes aufgerufen hatten. Führende Politiker bekannten sich bei dieser Gelegenheit 
zum Anschluß. So erklärte z. B. der Großdeutsche Franz Langoth95:
Deutschösterreich soll in eine Zwangslage versetzt werden, die es verhindert, den ge-
wollten Anschluß mit dem Deutschen Reich durchzuführen. Dieser Anschluß ist aus na-
tionalen und wirtschaftlichen Gründen notwendig, er ist eine Lebensbedingung für das 
deutsche Volk [...]. Wenn ein Teil der Wiener großkapitalistischen und Juden-Presse 
gegen diesen Anschluß hetzt, verkündet diese Presse nicht die Stimme des Volkes, son-
dern nur einer Handvoll Großkapitalisten.
Auch der sozialdemokratische Landeshauptmann-Stellvertreter Gruber sprach sich nun 
eindeutig für den Anschluß aus96:
Das Selbstbestimmungsrecht will man in Deutschösterreich nicht geben, man will uns 
zu einer neutralen Republik machen. Deutschösterreich allein ist aber nicht existenz-
fähig, weil es keine Industrie hat. Mit der Hungerpeitsche will man uns zwingen, den 
Anschluß aufzugeben. Man will uns eine Donauföderation mundgerecht machen, die 
aber nur das alte Österreich in verschlechterter Form sein würde. Für uns gibt es nur 
eine Möglichkeit zu leben, und das ist der Anschluß an Deutschland.[...] Für Deutsch-
österreich ist der Anschluß an Deutschland eine unbedingte Notwendigkeit und nur 
die vom Kapital ausgehaltenen Wiener Blätter treten einem solchen Anschluß entge-
gen.
Für die Christlichsozialen nahm, weil Landeshauptmann Hauser am Erscheinen verhin-
dert war, Dr. Schlegel Stellung. Auch er verurteilte den „Gewaltfrieden“, die Anschlußfrage 
aber berührte er nicht. 
Trotz dieser Bekenntnisse scheinen sich die Parteien, vor allem angesichts der sich so 
rasch wandelnden politischen Verhältnisse in Mitteleuropa, der Meinung der von ihnen ange-
sprochenen Wählergruppen in der Anschlußfrage jedoch nicht sicher gewesen zu sein, denn 
in der Wahlwerbung für die Landtagswahl vom 18. Mai 1919 wurde der Schwerpunkt auf an-
dere Themen gelegt: 
Die Christlichsoziale Partei stellte mit ihrer Parole „Oberösterreich den Oberösterrei-
chern!“ vor allem das föderalistische Prinzip in den Vordergrund und begründete dies damit, 
daß der Zentralismus, der sich schon im monarchischen Zeitalter lähmend ausgewirkt und be-
sonders im Kriege seine „ungeheuerliche Schädlichkeit, zumal auf wirtschaftlichem Gebiet“, 
bewiesen habe, in Zukunft unbedingt ausgeschaltet werden müsse. Nur in der Autonomie der 
Länder nach dem Muster der freien Schweiz und der Vereinigten Staaten liege die Bürgschaft 
dafür, daß Oberösterreich nicht „dem traurigen Lose der Knechtung durch die Millionen 
Wiens“ anheimfalle und seinen Bewohnern die republikanische Freiheit nicht zur Karikatur 
herabgewürdigt werde.97
Gegen die Autonomiepropaganda der Christlichsozialen warfen die Sozialdemokraten 
die neue Republik und das sozialistische Wien in die Waagschale und standen damit eben-
falls abseits einer mit den Wahlen gekoppelten Anschlußpropaganda. 
95) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 91.
96) Ebda. S. 91 f.
97) LVBl 1919 Nr. 114. – Zit. nach ebda. S. 88.
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Lediglich die Deutsche Freiheits- und Ordnungspartei, eine aus Großdeutschen und 
freisinnigem Bauernverein gebildete politische Gruppierung, setzte in ihrer Wahlpropaganda 
in erster Linie auf einen Anschluß an das Deutsche Reich, doch auch sie verband die An-
schlußfrage mit dem Autonomieproblem. In ihrem in der Linzer „Tages-Post“ veröffentlich-
ten Wahlaufruf zur Landtagswahl vom 18. Mai 1919 hieß es98:
Unsere Partei tritt rückhaltlos für den Anschluß Deutschösterreichs an das Deutsche 
Reich, für eine Vereinigung der deutschen Gebiete zu einem Großdeutschland ein und 
erblickt darin die Sicherung der Lebensinteressen unseres Volkes. Die Zentralgewalt 
des Staates ist aber auf das notwendige Gemeinsame zu beschränken. Dem Lande muß 
die Autonomie, das Recht, sich selbst zu verwalten, in ausreichendem Maße gewahrt 
bleiben.
Tabelle 4: Wahlergebnisse der Nationalratswahl und der Landtagswahl 1919 im Gerichtsbe-
zirk Schärding in Prozent (auf Basis der gültigen Stimmen100)
Anmerkung: 
Vergleicht man die Ergebnisse, so ist zu berücksichtigen, daß die Deutschnationalen bei der Nationalratswahl in 
Form von zwei Parteien kandidierten, nämlich als bürgerlich orientierte Deutsche Volkspartei sowie als Deut-
sche Freiheits- und Ordnungspartei, die vor allem bäuerliche Interessen vertrat, während bei der Landtagswahl 
die beiden deutschnationalen Lager gemeinsam als Deutsche Freiheits- und Ordnungspartei vorgingen. Außer-
dem war die Wahlbeteiligung – sieht man von der Gemeinde Mairhof ab, wo die Ergebnisse der Nationalrats-
wahl mit denen der Landtagswahl (auch in absoluten Zahlen) identisch sind – bei der Landtagswahl durchwegs 
wesentlich geringer.
Abkürzungen: D.V. = Deutsche Volkspartei; CS = Christlichsoziale Partei; F.O.P. = Deutsche Freiheits- und 
Ordnungspartei; SD = Sozialdemokratische Partei; g. St. = gültige Stimmen.
Quellen: Eigene Berechnungen nach den im Schdg. WBl. 1919, Nr. 8, S. 1 und Schdg. WBl. 1919, Nr. 21, S. 1 
veröffentlichten absoluten Zahlen.
98) „Tages-Post“ 1919, Nr. 108. 
99) Das am 24. Mai an die BH Schärding übermittelte offizielle Resultat weicht davon allerdings geringfügig ab: 
g. St. 2.130 (F.O.P. 465 St. od. 21,83 %, CS 634 St. od. 29,77 %, SD 1.031 St. od. 48,40 %).
100) Angaben über die Zahl der Wahlberechtigten konnten von mir in diesem Zusammenhang nicht ermittelt wer-
den; laut „Innviertler Zeitung“ vom 23. Mai 1919, Folge 21, S. 6 betrug die Wahlbeteiligung bei der
LTW in der Gemeinde Schärding 87 Prozent. 
Nationalratswahl vom 16. Februar 1919 Landtagswahl vom 18. Mai 1919
g. St. D. V. F.O.P. CS SD g. St. F.O.P. CS SD
 Brunnenthal   522   4,79 32,38 15,52 47,32  Brunnenthal   470 39,57 15,96 44,47
 Eggerding   347   6,34 45,82 42,94   4,90  Eggerding   295 33,56 56,95   9,49
 St. Florian   800   3,38 27,13 41,88 27,63  St. Florian   780 30,51 39,49 30,00
 Freinberg   395   4,30   9,37 67,59 18,73  Freinberg   377 15,38 66,58 18,04
 St. Marienkirchen   795   0,63 45,66 45,03   8,68  St. Marienkirchen   698 37,25 51,15 11,60
 Mairhof   134   0,00 35,07 59,70   5,22  Mairhof   134 35,07 59,70   5,22
 Münzkirchen   743   0,40 26,38 62,99 10,23  Münzkirchen   662 18,58 75,83   5,59
 Rainbach   564   0,18 66,49 20,57 12,77  Rainbach   547 57,40 22,85 19,74
 Schärding 2132 27,86   2,58 25,61 43,95  Schärding99 2090 20,33 30,33 49,33
 Schardenberg   756   1,85 24,87 55,42 17,86  Schardenberg   751 24,37 57,39 18,24
 Suben   382 21,73 27,23 29,32 21,73  Suben   372 28,49 30,38 41,13
 Taufkirchen   988   0,30 51,01 31,48 17,21  Taufkirchen   964 45,02 30,39 24,59
 Wernstein 565   4,42 39,12 33,45 23,01  Wernstein   529 39,13 35,92 24,95
 Summe 9123   8,98 28,88 37,61 24,53  Summe 8669 30,91 40,69 28,40
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Der Wahlausgang brachte den Christlichsozialen im Vergleich zur Nationalratswahl 
einen erheblichen Stimmenzuwachs. Während sie am 16. Februar 46,20 % der Stimmen er-
halten hatten, lag ihr Anteil nun bei 51,98 %, was als eindeutiger Erfolg der Autonomiebe-
strebungen angesehen wurde. Die Sozialdemokraten kamen auf 27,54 % der Stimmen und 
konnten damit ihre Position gegenüber der Nationalratswahl mit 27,98 % fast behaupten. Die 
Deutsche Freiheits- und Ordnungspartei jedoch mußte große Verluste hinnehmen. Im Gegen-
satz zur Nationalratswahl mit 25,82 % erreichte sie nun nur noch insgesamt 20,48 % der 
Stimmen.
Diese Niederlage der Freiheits- und Ordnungspartei ließ nun die Frage des Anschlusses 
etwas in den Hintergrund treten, in unmittelbarer Grenznähe blieb die Anschlußbewegung 
aber nach wie vor aktuell. Zwar hatte die Freiheits- und Ordnungspartei auch hier deutlich 
verloren – wie Tabelle 4 zeigt –, doch bekannten sich im Grenzland alle Parteien zum An-
schlußgedanken. Bereits drei Tage nach den Landtagswahlen, am 21. Mai 1919, fand am 
Schärdinger Stadtplatz eine „feierliche Protestversammlung“ gegen den Deutschland und 
Deutschösterreich auferlegten Gewaltfrieden statt, zu der die Deutsche Freiheits- und Ord-
nungspartei, die Sozialdemokratische und die Christlichsoziale Partei „Frauen und Männer“ 
„ohne Unterschied der Partei“ aufgerufen hatten.101
Dr. Fuchsig, Ferdinand Brunner und Johann Hornisch sprachen dabei im Namen ihrer 
Parteien zu der in großer Zahl erschienenen Bevölkerung.
 Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 17. Mai 1919 veröffentlichter Aufruf 
zu dieser Protestveranstaltung102
Am Schluß der Kundgebung verlas Herr Paul Poindecker eine Resolution103, in der man 
sich ohne Unterschied der Parteizugehörigkeit für einen Anschluß an Deutschland aussprach 
und die anschließend an die Landesregierung weitergeleitet wurde. In dieser Resolution hieß 
es u. a.104:
Nach halbjährigem qualvollem Hinhalten bieten uns unsere Gegner einen Gewaltfrie-
den an, wie er teuflischer nicht erdacht werden könnte. Die auferlegten Bedingungen 
müßten zur vollständigen Verarmung und Vernichtung der letzten Volkskraft führen. 
Einig mit den in einer durch gewaltsames Ringen und Bluten besiegelten Schicksalsge-
101) Schdg. WBl. 1919, Nr. 20, S. 7.
102) Ebda.
103) „Innviertler Zeitung“ vom 29. Mai 1919, Folge 22, S. 3.
104) Schdg. WBl. 1919, Nr. 21, S. 4.
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meinschaft verbundenen Stämmen des deutschen Volkes erhebt auch die gesamte Be-
wohnerschaft der Grenzstadt Schärding ohne Unterschied der Parteizugehörigkeit 
flammenden Protest gegen die geplante, allen Begriffen von Recht und Menschlichkeit 
hohnsprechende Vergewaltigung, gegen einen Frieden, der mit den feierlich verkünde-
ten Grundsätzen der Völkerversöhnung und des Selbstbestimmungsrechtes der Völker 
im Widerspruche steht und den Keim neuer Kriege in sich birgt. Darum protestieren 
wir auch gegen jede Vergewaltigung in der Frage des Anschlusses an das große deut-
sche Vaterland; unsere Feinde können den Zusammenschluß wohl verzögern, aber 
nicht dauernd verhindern. Nur ein geeintes Deutschland bietet für die Zukunft die Ge-
währ eines dauerhaften Friedens in Mitteleuropa.
Ungeachtet aller Einwendungen und Klagen waren sich die Siegermächte nun jedoch in 
der Ablehnung des Anschlusses einig und verankerten das Anschlußverbot im mittlerweile 
fertiggestellten Friedensvertrag mit Deutschland. Die deutsche Delegation legte daraufhin 
Protest ein und gab am 29. Mai 1919 eine Gegenerklärung ab105:
Deutschland hatte niemals die Absicht und wird nie beabsichtigen, die deutsch-öster-
reichische Grenze mit Gewalt zu ändern. Für den Fall aber, daß das Volk von Öster-
reich [...] die Einheit mit Deutschland wiederherzustellen wünscht, [...] kann sich 
Deutschland nicht verpflichten, den Wünschen seiner deutschen Brüder in Österreich 
zuwider zu handeln. 
Auf österreichischer Seite sprachen sich in der ersten Junihälfte 1919 die beiden 
deutschfreiheitlichen Abgeordneten Sepp Straffner aus Innsbruck und der Linzer Franz Ding-
hofer in einer vertraulichen Sitzung dafür aus, daß sich im Falle einer Verhinderung des An-
schlusses Österreichs durch ein alliiertes Machtwort Tirol und Oberösterreich selbständig 
dem Reich anschließen würden, und der in Berlin lebende Sohn eines k. u. k. Generals, Fi-
scher-Poturzyn, informierte das Auswärtige Amt nach einem Besuch in Tirol und Vorarlberg, 
bei dem er mit maßgeblichen Landespolitikern zusammengekommen war, daß die Tiroler und 
Vorarlberger Politik auf eine gemeinsame Selbständigkeitserklärung des eineinhalb Millionen 
Einwohner umfassenden Länderblocks Tirol, Kärnten, Salzburg, Oberösterreich, zumindest 
aber des Innviertels hinsteuere. Aus Innsbruck schließlich berichtete der deutsche Konsul 
Hans von Kuelmer dem Auswärtigen Amt, der Abgeordnete Dr. Reuth-Nicolussi wünsche, 
daß der Anschluß an Deutschland mit aller Kraft betrieben werde, allein oder im Alpenstaat, 
jedoch als selbständiges Bundesland. Vorarlberg könne den Anschluß an Schwaben, Ober-
österreich auf eigenem Wege vollziehen.106 Die Alliierten hielten aber am Vereinigungsver-
bot fest und nahmen es als Artikel 80 in den endgültigen Vertrag auf, der am 28. Juni 1919 in 
Versailles unterzeichnet wurde. Dieser Artikel lautete107:
Deutschland erkennt die Unabhängigkeit Österreichs innerhalb der durch Vertrag zwi-
schen diesem Staate und den alliierten und assoziierten Hauptmächten festzusetzenden 
Grenzen an und verpflichtet sich, sie unbedingt zu achten; es erkennt an, daß diese Un-
abhängigkeit unabänderlich ist, es sei denn, daß der Rat des Völkerbundes einer Abän-
derung zustimmt.
105) Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 73 f.
106) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 94. 
107) Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 74.
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Verhielten sich die restaurativen Kräfte im Deutschen Reich bis zum Abschluß des 
Friedensvertrages relativ zurückhaltend, um nicht schlechtere Bedingungen zu provozieren, 
so traten sie jetzt wieder in den Vordergrund. 
Offen sprachen sie sich für die Revision des „Diktats von Versailles“ aus und bekann-
ten sich auch zu den alten Expansionsplänen in bezug auf Österreich und Ost- bzw. Südost-
europa. Die Reichsregierung schwenkte nun ebenfalls rasch auf die Revisionslinie ein und 
entfaltete – trotz der im Versailler Vertrag anerkannten unabänderlichen Unabhängigkeit 
Österreichs – eine ihrer ersten Aktivitäten in diesem Sinne in der Anschlußfrage, indem sie 
in den Artikeln 2 und 61 der Reichsverfassung vom 11. August 1919 folgendes festlegte108:
Art. 2. Das Reichsgebiet besteht aus den Gebieten der deutschen Länder. Andere Ge-
biete können durch Reichsgesetz in das Reich aufgenommen werden, wenn es ihre Be-
völkerung kraft des Selbstbestimmungsrechts begehrt.
Art. 61, Abs. 2. Deutschösterreich erhält nach seinem Anschluß an das Deutsche 
Reich das Recht der Teilnahme am Reichsrat mit der seiner Bevölkerung entspre-
chenden Stimmenzahl. Bis dahin haben die Vertreter Deutschösterreichs beratende 
Stimme.
Da die Alliierten im Artikel 61 jedoch eine Gleichstellung Österreichs mit den deut-
schen Ländern und damit eine Unvereinbarkeit mit der österreichischen Unabhängigkeit er-
blickten, erhoben sie sofort Protest dagegen und drohten, das rechte Rheinufer zu besetzen. 
Deutschland mußte nachgeben und sich in einem Protokoll vom 22. September 1919 ver-
pflichten, den umstrittenen Artikel der Weimarer Verfassung außer Kraft zu setzen. 
Das Vorgehen Deutschlands und die damit verbundene internationale Verstimmung 
hatten allerdings zur Folge, daß sich die Alliierten am 30. August einigten, in den endgültigen 
Text des Vertrages von St. Germain, dessen Fassungen vom 2. Juni und 20. Juli 1919 keine 
derartigen Bestimmungen enthalten hatten109, auch eine Anschlußklausel aufzunehmen. Im 
Artikel 88 des Friedensvertrags von St. Germain hieß es somit110:
Die Unabhängigkeit Österreichs ist unabänderlich, es sei denn, daß der Rat des Völ-
kerbundes einer Abänderung zustimmt. Daher übernimmt Österreich die Verpflichtung, 
sich, außer mit Zustimmung des gedachten Rates, jeder Handlung zu enthalten, die mit-
telbar oder unmittelbar oder auf irgendwelchem Wege, namentlich – bis zu seiner Zu-
lassung als Mitglied des Völkerbundes – im Wege der Teilnahme an den Angelegenhei-
ten einer anderen Macht, seine Unabhängigkeit gefährden könnte.
Der Artikel 88 richtete sich demnach nicht ausschließlich gegen einen Anschluß an das 
Deutsche Reich, sondern gegen jede Veränderung der 1918/19 in Mitteleuropa entstandenen 
Ordnung. Er verpflichtete Österreich zur Erhaltung seiner Unabhängigkeit und band die ande-
ren Vertragspartner im Interesse der neuen Ordnung in Mitteleuropa in die Bewahrung dieser 
Unabhängigkeit ein, indem die Unabhängigkeit der Republik unter die Kollektivgarantie des 
Völkerbundes gestellt wurde, dessen Mitglied Österreich im Dezember 1920 wurde. Der Ar-
108) Reichsgesetzblatt 1919 vom 11. August 1919, S. 1383. – Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach 
Österreich. S. 75 f.
109) Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 76.
110) Zit. nach: Verosta, Stephan: Die österreichische Außenpolitik 1918–1938 im europäischen Staatensystem 
1914–1955. S. 117.
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tikel 88 verlieh Österreich somit einen neutralitätsähnlichen Status.111  Der Passus über die 
Unabhängigkeit Österreichs wurde überdies in den Friedensvertrag von Trianon aufgenom-
men, sodaß nun einerseits ein Anschluß an Deutschland und andererseits ein Bündnis mit 
Ungarn bzw. eine Restauration eines beiden Ländern gemeinsamen Monarchen verhindert 
war.112
Neben zahlreichen anderen Bestimmungen beinhaltete der Vertrag von St. Germain –
er wurde am 10. September 1919 unterzeichnet und am 17. Oktober 1919 von der Konstituie-
renden Nationalversammlung angenommen – auch ein Verbot des Namens „Deutschöster-
reich“.113 Der junge Staat wurde daraufhin am 21. Oktober 1919 in „Republik Österreich“ 
umbenannt114 und erhielt nicht ganz ein Jahr später, nämlich am 1. Oktober 1920, seine Ver-
fassung. Diese stellte einen Kompromiß zwischen zentralistischen und föderalistischen Ideen 
dar und trat am 10. November 1920 in Kraft, womit Österreich nun auch der Verfassung nach 
eine demokratische Republik war. 
Obwohl die Anschlußbegeisterung der österreichischen Bevölkerung seit der Jahres-
wende 1918/19 kontinuierlich zurückgegangen war – vor diesem Hintergrund erhebt sich die 
Frage, ob in der Nacht vom 1. auf den 2. September 1919 tatsächlich „Ungebildete“ (wie im 
„Schärdinger Wochenblatt“ behauptet) die schwarz-rot-gelben Fähnchen auf dem Schärdin-
ger Bahnhof heruntergerissen hatten115 –, erzielte das von den Alliierten verhängte Anschluß-
verbot nun aber den gegenteiligen Effekt, denn in völliger Überschätzung des Selbstbestim-
mungsrechtes fühlten sich viele Österreicher aufgrund des „Diktatfriedens von St. Germain“ 
um die eigene Entscheidung betrogen, und sie begannen jetzt erst recht, ihr Heil in einem 
Anschluß an das Deutsche Reich zu sehen. Schon am 7. Juni 1919 hatten im Rahmen einer 
feierlichen Sitzung der Nationalversammlung Redner aller Parteien die Vorschläge der Alli-
ierten als unerträglich und als Todesurteil für Deutschösterreich bezeichnet116, und am 6. Sep-
tember hatte die Nationalversammlung nur „unter feierlichem Protest vor aller Welt“ und ge-
gen die Stimmen der Großdeutschen ihre Zustimmung zur Annahme der Friedensbedingun-
gen gegeben.117
Unfähig, sich mit der im Augenblick des militärischen Zusammenbruchs gebildeten 
Neuordnung Mitteleuropas abzufinden, und auch unwillig, sich einzugestehen, daß man sich 
monatelang unhaltbaren Illusionen hingegeben hatte, schrieben viele, tatkräftig unterstützt 
durch die deutschnationale Propaganda, all das Leid und die Härten der Nachkriegsjahre der 
Machtgier des siegreichen Feindes zu – „Durch den Frieden von St. Germain sind wir ein 
Sklavenvolk geworden, das von der Gunst der Sieger abhängt“, beschrieb z. B. Nationalrat 
Mayer in einer Versammlung der Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei am 20. März 
111) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 77 f.
112) Verosta, Stephan: Die österreichische Außenpolitik 1918–1938 im europäischen Staatensystem. S. 117.
113) Inoffiziell wurde der Begriff „Deutschösterreich“ bzw. „Deutsch-Österreich“ allerdings weiterhin verwendet.
114) Bei der Namensgebung der jungen Republik wurden Vorschläge wie „Hochdeutschland“, „Donau-Germa-
nien“, „Norische Republik“, „Deutsche Alpenlande“, aber auch „Treumark“, „Teutheim“ und „Deutsches 
Friedland“ vorgebracht. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 77.
115) Das „Schärdinger Wochenblatt“ vom 6. September 1919 schrieb damals: „Ungebildete Menschen haben in 
der Nacht vom 1. auf 2. September am Bahnhofe Schärding von der als Willkommgruß für die Schärdin-
ger Heimkehrer aufgestellten Tafel die schwarz-rot-gelben Fähnlein gewaltsam heruntergerissen. Die Tä-
ter wissen offenbar nicht, daß die deutsche Reichsverfassung diese Dreifarbe als Reichsfarbe erklärt hat 
und daß wir Deutschösterreicher den unbeugsamen Willen in der Brust tragen, durch unseren Anschluß 
an Deutschland mit den Brüdern im Reiche gemeinsam die schwarz-rot-gelbe Fahne hissen zu können.“ 
Schdg. WBl. 1919, Nr. 36, S. 6.
116) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 65.
117) Ebda. S. 73.
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1920 in der Kapsreiterhalle die Situation118 –, und diese Auffassung beherrschte die Beurtei-
lung der Pariser Konferenz von 1919/20 und im besonderen auch die des Vertrags von St. 
Germain während der gesamten Zwischenkriegszeit und wirkte sogar noch weit in die Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg hinein.119
Trotz der vertraglich fixierten Unabhängigkeit Österreichs setzten daher schon ab Okto-
ber 1919 vor allem in den westlichen Bundesländern neuerlich Kundgebungen für den An-
schluß an Deutschland und für die Zurückziehung des Anschlußverbots ein.120
In Schärding nahmen z. B. Nationalrat Pauly und Dr. Heidinger aus Linz am 24. Okto-
ber 1919 anläßlich einer sehr gut besuchten Versammlung der Deutschen Freiheits- und Ord-
nungspartei im Aschenbrenner Saal zu diesem Thema Stellung. Nationalrat Pauly geißelte da-
bei die „verfehlte Politik der schwarz-roten Koalitionsregierung, die den im März noch mög-
lich gewesenen Anschluß ans Deutsche Reich versäumt“ habe, und betonte, daß die „auf-
gezwungene westliche Orientierung“ „den im Volke bereits festgewurzelten Anschlußge-
danken“ nie mehr werde unterdrücken können. Dr. Heidinger schloß sich dieser Meinung an 
und vertrat die Ansicht, daß Deutschland Österreich nicht verlassen und der sehnlichst ge-
wünschte Anschluß später doch kommen werde.121
Genährt wurde diese Begeisterung für einen Anschluß an das Deutsche Reich haupt-
sächlich durch die katastrophale wirtschaftliche Lage des jungen Staates. Die Republik 
Österreich war auf 13,2 Prozent der Bodenfläche und 12,6 Prozent der Bevölkerung der 
Monarchie geschrumpft und hatte mit massiven Strukturproblemen zu kämpfen: Wichtige 
Rohstoffe mußten nun aus den neukonstituierten Nachbarstaaten eingeführt werden; die un-
terentwickelte österreichische Landwirtschaft konnte zunächst die Ernährung der Bevölke-
rung nicht sicherstellen; die Stahl- und Eisenindustrie war für einen Kleinstaat überdimensio-
niert, während die Zucker- und Textilindustrie nicht annähernd in der Lage waren, den In-
landsbedarf zu decken, usw. 
Auch im Agrarland Oberösterreich war die Versorgung der Bevölkerung nicht in aus-
reichendem Maße gewährleistet, und Hunger, Arbeitslosigkeit und Not kennzeichneten die 
Lage. Trotz der Einführung von Lebensmittelkarten kam es auch hier immer wieder zu Eng-
pässen in der Versorgung, was vor allem im Frühjahr 1920 zu einer Welle von Demonstratio-
nen und Plünderungen führte. 
Die wirtschaftlichen Probleme der jungen Republik waren unter den damaligen Bedin-
gungen zwar schwerwiegend, aber nicht unlösbar. Ihre allmähliche Behebung hätte allerdings 
einer zielstrebigen staatlichen Wirtschaftspolitik bedurft. Ansätze dazu gab es beim Ausbau 
der Wasserkraft und der Elektrifizierung der Bundesbahnen. Im großen und ganzen aber be-
schränkte man sich auf halbherzige Maßnahmen, überließ die Wirtschaft dem Spiel der frei-
en, marktwirtschaftlichen Kräfte und entwickelte kaum wirtschaftliche Zukunftsstrategien. 
Vor allem aber mangelte es den maßgeblichen Kreisen in Politik und Wirtschaft an einer 
positiven, bejahenden Einstellung zum neuen Staat. Man glaubte nicht an ihn, man be-
zweifelte seine „Lebensfähigkeit“ – Männer wie Friedrich Hertz, die auf die volkswirtschaft-
lichen Aktiva Österreichs (industrielle Ausstattung, Wasserkräfte, Fremdenverkehr, qualifi-
zierte Arbeiterschaft, Einkommen aus Auslandsbesitz usw.) hinwiesen, blieben in der Min-
118) Schdg. WBl. 1920, Nr. 14, S. 6.
119) Erst im Verlauf der sechziger Jahre begann – ausgehend von den Arbeiten K. R. Stadlers und F. Fellners –
in der österreichischen Geschichtswissenschaft die sachliche, vorurteilsfreie Erforschung der Pariser 
Friedenskonferenz, die zu einer Revision des Urteils über die Pariser Vororteverträge führte. 
120) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 88.
121) Schdg. WBl. 1919, Nr. 44, S. 6.
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derheit122 – und hämmerte den Menschen bei jeder Gelegenheit und mit unermüdlicher Be-
harrlichkeit ein, daß die einzige Rettung Österreichs im Zusammenschluß mit Deutschland 
liege. 
Der Komponist und Schriftsteller Ernst Krenek charakterisierte die Situation in seinen 
Memoiren folgendermaßen:
Die Österreicher, die stets zu Pessimismus und Selbstmitleid neigten, hatten damals 
[= nach dem Ersten Weltkrieg; Anm. d. Verf.] gute Gründe für beides, und in jenen 
Tagen wurde die Grundlage für künftige Nazipropaganda geschaffen, die letztendlich
Österreichs Existenz untergraben und ruinieren sollte. Jeder, von den Staatssekretären 
bis hinunter zum letzten Schornsteinfeger, glaubte fest an das Axiom, daß Österreich in 
seiner neuen Gestalt nicht lebensfähig sei.123
Die wirtschaftlichen Motive, die dafür ins Treffen geführt wurden, dienten dabei nicht 
selten lediglich der Verschleierung politischer und nationaler Ziele, aber sie zeigten Wirkung. 
Sie vertieften die pessimistische Grundstimmung der Bevölkerung nach den Schrecknissen 
des Krieges und ließen bei vielen ein „Staatsbewußtsein“ gar nicht erst aufkommen124, sodaß 
immer wieder der Ruf nach einer Verbindung mit dem Deutschen Reich laut wurde, wobei 
die Frage nach der staatsrechtlichen Form dieser Verbindung – also ob es sich z. B. um einen 
„Zusammen-“ oder einen „Anschluß“125, um eine länderweise Vereinigung oder den An-
schluß eines „Sonderbundesstaates“126, um ein wirtschaftlich-politisches Bündnis127
oder eine Vorstufe eines Anschlusses auf Basis verstärkter Wirtschafts- und Rechtsanglei-
chung128 bzw. wirtschaftlicher Durchdringung Österreichs129 handeln sollte130 – offengelas-
sen wurde.
122) Weber, Fritz: Hauptprobleme der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs in der Zwischen-
kriegszeit. – In: Kadrnoska, Franz (Hrsg.): Aufbruch und Untergang. Österreichische Kultur zwischen 
1918 und 1938. – Wien, München, Zürich: 1981. S. 601 f.
123) Krenek, Ernst: Im Atem der Zeit. Erinnerungen an die Moderne. (Aus dem Amerikanischen von Friedrich 
Saathen. Revidierte Übersetzung von Sabine Schulte). – Taschenbuchausgabe. – München: 1999. S. 231.
124) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 45.
125) Selbst am Höhepunkt der Anschlußbewegung 1918–1921 implizierte der Begriff „Anschluß“ aber stets eine 
freiwillige, gewaltfreie, von den Volksvertretungen beschlossene Vereinigung von zwei demokratischen 
Staaten unter Wahrung der weitgehenden Eigenständigkeit Österreichs. Schausberger, Norbert: Zur Vor-
geschichte der Annexion Österreichs. – In: „Anschluß“ 1938. Eine Dokumentation. Hrsg. v. Dokumenta-
tionsarchiv des österreichischen Widerstandes. – Wien: 1988. S. 1.
126) Wie dies Victor Adler am 21. Oktober 1918 dargelegt hatte.
Die Problematik einer derartigen Verbindung war allerdings bereits am 14. März 1919 durch den sozial-
demokratischen Abgeordneten Robert Preußler im österreichischen Parlament thematisiert worden. Hans 
Kelsen brachte sie später folgendermaßen auf den Punkt: „Ein Bundesstaat im Bundesstaat bedeutet orga-
nisationstechnisch eine heillose Komplikation.“ Kelsen, Hans: Die staatsrechtliche Durchführung des An-
schlusses Österreichs an das Deutsche Reich. – In: ZföR., Bd. 6. – Wien: 1927. S. 331.
127) Wie es z. B. das Projekt einer Zollunion zwischen der Republik Österreich und Deutschland im Jahr 1931 
vorsah.
128) Diese Angleichungsbestrebungen gingen von dem Grundsatz aus, den Anschluß einstweilen in einer „unbe-
strafbaren und nicht zu erfassenden“ Weise vorzubereiten, um „bereit zu sein, den Anschluß jeden Tag 
zu vollziehen“, wie der deutsche Reichstagspräsident Paul Löbe die Aufgabe der Anschlußfreunde aus-
drückte, „in welchem politischen Lager sie sonst immer auch stehen mögen“. (Zit. nach: Schausberger, 
Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 149.) 
In diesem Sinne faßte z. B. – laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 10. Februar 1927, Stichwort „Passau. 
(Für den Anschluß Oesterreichs.)“ – die neugewählte Industrie- und Handelskammer für Niederbayern 
zur Frage des wirtschaftlichen Anschlusses an Oesterreich folgende Entschließung: „Die Vollversamm-
lung der Industrie- und Handelskammer Passau für den Regierungsbezirk Niederbayern begrüßt die Be-
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Da jedoch weder die Regierung in Wien noch die 
in Berlin mit Rücksicht auf die schwierige politische 
und wirtschaftliche Position, in der sich beide Staaten 
befanden, offiziell etwas mit den Anschlußbestrebun-
gen zu tun haben wollten, liefen diese jetzt sowohl in 
Österreich als auch in Deutschland eher hinter den poli-
tischen Kulissen weiter. Die Fäden wurden dabei über 
diplomatische Kanäle, über Mittels- und Hintermänner, 
private Vereine und Vereinigungen, Tarnorganisationen 
und Zeitungen gesponnen. Das Geld aus Deutschland 
floß in dieser Angelegenheit aus vielerlei Quellen reich-
lich, gemäß dem schon bisher verfolgten Rezept, vom 
Anschluß möglichst nicht zu reden, ihn aber großzügig 
zu fördern und die Initiative dabei Österreich zu über-
lassen.131
So stellte sich jetzt z. B. der „Alldeutsche Ver-
band“132, der schon lange vor dem Krieg für die Ver-
einigung zwischen Österreich und dem Deutschen 
Reich eingetreten war, noch stärker in den Dienst des 
Anschlußgedankens. Er definierte in seinen neuformu-
lierten Satzungen vom 31. August 1919 die „Einglie-
derung Österreichs in das Deutsche Reich“ als eines 
seiner Ziele und wies in der Folgezeit durch entsprechende Vortrags- und Propagandatätigkeit 
unermüdlich auf diese Forderung hin. In Schärding erläuterte z. B. Wanderlehrer Josef Hoyer 
strebungen der wirtschaftlichen Annäherung an Oesterreich und hält den allmählichen Abbau der Zölle 
unter Mitwirkung der Kartelle, Konzerne und Syndikate mit dem Ziele der großdeutschen Zollunion nach 
dem Vorbilde des allgemeinen deutschen Zollvereines für den einzig gangbaren Weg, um die wirtschaft-
liche Krise unserer Stammesbrüder zu erleichtern und über den wirtschaftlichen Zusammenschluß die na-
tionale Einheit anzubahnen.“ Schdg. WBl. 1927, Nr. 6, S. 5.
129) Dabei sollten wichtige österreichische Banken und Industriebetriebe unter deutschen Einfluß gebracht wer-
den, um so die staatliche Selbständigkeit Österreichs zu unterminieren. 
Unter deutscher Kontrolle wurde z. B. die Alpine-Montan-Union, das größte österreichische Eisenunter-
nehmen, bald das Zentrum aggressiver faschistischer, antiösterreichischer und antisozialer Bestrebungen. 
Die außerordentlich radikale Entwicklung der obersteirischen Heimwehr wäre ohne die massive Unter-
stützung durch die von Deutschland abhängige Leitung des Alpine-Konzerns überhaupt nicht denkbar, 
ebenso wie die Bildung von Gegengewerkschaften und extrem arbeiterfeindliche Maßnahmen. Die Alpi-
ne-Montan wurde so zum Staat im Staate und konnte infolge ihres großen Einflusses das ökonomische 
Zentrum der Anschlußbewegung werden. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 137 f.
130) Botz, Gerhard: Die Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich. S. 40 ff.
131) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 87.
132) Der „Alldeutsche Verband“ war 1891 in Berlin als stark nationalistische Organisation gegründet worden. 
Ziel des Verbandes bis in den Ersten Weltkrieg hinein war es vor allem, das vaterländische Bewußtsein 
zu stärken und die deutsche Kolonialpolitik zu fördern. Der politische Einfluß des Verbandes beruhte 
nicht nur auf einer massiven Propaganda, sondern auch auf engen Kontakten zu wichtigen Kreisen in Mi-
litär und Wirtschaft. Nach der Gründung der Republik 1918 verstand sich der „Alldeutsche Verband“ als 
„nationale Opposition“. Er beteiligte sich an der Gründung von Freikorps und anderen Organisationen, 
wie dem radikal antisemitischen „Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbund“. Über einflußreiche 
Münchner Mitglieder wie Julius F. Lehmann, Paul Tafel oder den Polizeipräsidenten Ernst Pöhner unter-
stützte und finanzierte der „Alldeutsche Verband“  u. a. die NSDAP. Im Laufe der 1920er Jahre verlor 
der „Alldeutsche Verband“ allerdings rasch an Bedeutung. 1939 wurde er endgültig aufgelöst. 
München – „Hauptstadt der Bewegung“. – Katalog zu einer Ausstellung im Münchner Stadtmuseum vom 
22. Oktober 1993 bis 27. März 1994. – München: 1993. S. 54.
Propagandapostkarte des „Alldeutschen Ver-
bandes“ aus den frühen zwanziger Jahren 
 „Tor auf nach Deutschland!“
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am 28. Mai 1925 im Gasthof  Aschenbrenner in  einem  mehr als  zweistündigen  Vortrag 
unter der Devise „Heim ins Reich!“ im  Rahmen des „Alldeutschen Verbandes“133, warum 
die Österreicher den Anschluß an Deutschland forderten, und erklärte abschließend, daß ge-
rade die Gegner dieser Verbindung trotz des Faktums, daß der Anschluß sich nicht erzwingen 
lasse, wohl bald einsehen müßten, daß er „eine weltpolitische Naturnotwendigkeit“ bedeu-
te.134
Der Wunsch nach einer Vereinigung mit dem Deutschen Reich wurde also – wie u. a. 
die Aufschrift auf dem 60-Heller-Notgeldschein der Stadt Schärding aus dem Jahre 1920 be-
weist135 – nicht aufgegeben.
60-Heller-Notgeldschein der Stadt Schärding
Die Anschlußidee lebte natürlich auch in den politischen Parteien weiter: Die Sozial-
demokraten blieben, obwohl sie sich über die reale Durchführbarkeit des Anschlusses für die 
nächste Zukunft keiner Täuschung hingaben, nach wie vor eifrige Verfechter des Anschluß-
gedankens und nützten jede Gelegenheit – in Schärding z. B. am 13. März 1920 anläßlich 
einer sozialdemokratischen Volksversammlung im Aschenbrenner Saal –, um darauf hinzu-
weisen, daß „die Deutschnationalen und Bürgerlichen aus Furcht vor dem roten Deutschland“ 
gegen den Anschluß „gehetzt hätten“.136 Getragen wurde der Deutschnationalismus 
dabei primär von der Parteiführung und weniger von der Masse der organisierten Arbeiter-
schaft.137
133) Der Verband, der in Österreich seinen Sitz in Graz hatte, verfügte in Schärding ab 1920 über eine eigene 
Ortsgruppe. Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 159.
134) Schdg. WBl. 1925, Nr. 22, S. 5 und Nr. 23, S. 5.
135) Die Ausgabe von Notgeld zu 10, 20 und 50 Heller im Gesamtbetrag von 80.000 Kronen war in der Gemein-
deausschußsitzung vom 13. März 1920 beschlossen worden. (Schdg. WBl. 1920, Nr. 12, S. 6). Es ge-
langte ab 20. April zur Ausgabe. 
Aufgrund der lebhaften Nachfrage wurde in der Gemeindeausschußsitzung vom 30. April 1920 beschlos-
sen, eine 2. Auflage herauszubringen, u. z. 20-, 40-, 60- und 80-Heller-Scheine. Die Entwürfe für diese 
Auflage stammten (mit Ausnahme der Darstellung der Burg auf dem 80-Heller-Schein, die laut Interview 
vom 20. Mai 1992 auf Trude Müller zurückging) von Dr. Hans Poindecker.
Schdg. WBl. 1920, Nr. 33, S. 4.
136) Schdg. WBl. 1920, Nr. 12, S. 6.
137) Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 77.
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Die Nationalsozialisten forderten im Rahmen des zwischenstaatlichen Nationalsoziali-
stischen Parteitages in Salzburg Anfang August 1920, der richtungweisend für die künftige 
Arbeit in Österreich wurde und bei dem Adolf Hitler zum ersten Mal nach dem Weltkrieg 
wieder in seinem Heimatland auftrat, „ein Großdeutschland, den Zusammenschluß aller deut-
schen Stämme“.138
Die Großdeutsche Volkspartei – sie war durch einen Zusammenschluß von 17 nationa-
len Partei- und Ländergruppen entstanden139 – erklärte am 6. September 1920 im „Salzburger 
Programm“ den Anschluß Österreichs an das Deutsche Reich zum „unverrückbaren Leit-
stern“ ihrer Außenpolitik und führte dazu u. a. folgendes aus140:
Drohungen oder Versprechungen der Feinde unseres Volkes können uns ebensowenig 
in der unablässigen und zähen Verfolgung des Anschlußgedankens beirren, als Ände-
rungen in der Gestaltung der politischen Verhältnisse im Deutschen Reiche nach wel-
cher Richtung immer. Die Angleichung unserer Rechts-, Wirtschafts- und Verwaltungs-
einrichtungen hat den Anschluß vorzubereiten und zu erleichtern.
Am schwierigsten gestaltete sich die Situation jedoch für die Christlichsozialen. In ihrer 
Partei waren zwar die Anhänger eines eigenständigen österreichischen Staatsgedankens am 
stärksten vertreten, der Partei gehörten aber – wie bereits erwähnt – auch Politiker an, die den 
neuen Kleinstaat nicht von vornherein bejahten und für die die Interessen ihrer Bundesländer 
im Vordergrund standen. Auf diesen Umstand hatte die Partei Rücksicht zu nehmen, und sie 
erklärte deshalb z. B. im Wahlaufruf zur Nationalratswahl des Jahres 1920141:
Wir harren der Stunde, die uns die Freiheit der nationalen Selbstbestimmung wieder-
gibt und uns den Zusammenschluß mit den Brüdern im Reiche ermöglicht.
Tatkräftig unterstützt wurden die Anstrengungen der österreichischen Anschlußbefür-
worter auch in Bayern, wie z. B. folgender Bericht des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 18. 
September 1920 über eine Anschlußkundgebung in Passau belegt142:
Hier  fand eine öffentliche Kundgebung für den Anschluß Deutschösterreichs an das 
Deutsche Reich statt. Als Referent war Universitätsprofessor Rawiasky143 (München)
138) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 89.
139) Der Großdeutschen Volkspartei beigetreten war auch die Deutsche Freiheits- und Ordnungspartei. In Schär-
ding wurde die dadurch entstandene neue Situation am 12. September 1920 in einer allgemein zugängli-
chen Versammlung der Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei in der Kapsreiterhalle besprochen. 
Landeshauptmannstellvertreter Langoth stellte bei dieser Gelegenheit das Programm der Großdeutschen 
Volkspartei vor, und Landesrat Bichl, der als Wahlkandidat für den Bezirk Schärding ausersehen war, er-
örterte die wirtschaftliche Lage „Deutschösterreichs“, die laut Bichl nur dann wieder „zu neuem Leben 
erwachen könne, wenn einmal der Anschluß an Deutschland durchgeführt sei, denn nur an der Seite des 
Mutterlandes seien wir lebensfähig.“ Schdg. WBl. 1920, Nr. 38, S. 5.
140) Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 96.
141) Zit. nach: Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 77.
142) Schdg. WBl. 1920, Nr. 38, S. 4.
143) Hier dürfte ein Übertragungsfehler vorliegen. Ein Professor der Universität München namens Rawiasky 
konnte von mir nämlich nicht eruiert werden, fündig wurde ich jedoch unter „Nawiasky“ (www.ndb.-
badw-muenchen.de/NDB_Musterartikel_Nawiasky.htm): Nawiasky, Hans: geb. 24. August 1880 in Graz, 
gest. 11. August 1961 in St. Gallen in der Schweiz; Staatsrechtler. Ab 1914 Univ.-Prof. in Wien, ab 1919 
in München (z. B.: Nawiasky, Hans: Bayerisches Verfassungsrecht. – München: 1923). Gegen ihn, einen 
Demokraten und profilierten Gegner des Nationalsozialismus, wurden von nationalsozialistischen Stu-
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 erschienen, dessen klare, von großem politischen und wirtschaftlichen Wissen zeugen-
de Ausführung lebhafteste Zustimmung weckte. Als Vertreter der „Deutschen Wacht“ 
sprach der zweite Bürgermeister der Stadt, Rechtsrat Weiß und betonte, daß das Volk 
selbst der Träger des Anschlußgedankens werden müsse.144 Einstimmige Annahme fand 
eine Entschließung, in der die Versammlung die einmütige Ueberzeugung aussprach, 
daß der Anschluß Deutschösterreichs an das deutsche Mutterland ein notwendiges 
Glied in der Kette der Bestrebungen zur Wiedererhebung des gesamten deutschen Vol-
kes bildet.
Neben den hier angesprochenen großdeutschen Beweggründen ging es bei diesem En-
gagement in der Anschlußfrage hauptsächlich um die Stärkung des bayerischen Einflusses auf 
die Reichspolitik, ein Ziel, das sich vor allem die betont föderalistisch eingestellte Bayerische 
Volkspartei (BVP) – sie bildete bis 1933 die stärkste politische Fraktion im bayerischen 
Landtag – auf ihre Fahnen geheftet hatte. 
Ursprünglich eine Landesgruppe des Zentrums, war die BVP am 12. November 1918 
im Rahmen einer nach Regensburg einberufenen Tagung der Christlichen Bauernvereine 
von Dr. Georg Heim in der Absicht für unabhängig erklärt worden, „eine wahre Volkspartei 
zu gründen, die unter Ausschluß jedes Standes- und Klassen-Charakters alle Schichten des 
bayerischen Volkes auf dem Boden des christlichen Staatsgedankens umfaßt, den vaterländi-
schen Gedanken unter Hereinziehung der Stammesgenossen in Deutsch-Österreich wieder 
pflegt und das Deutsche Reich nach föderalistischen Grundsätzen zur Weckung aller Kraft-
denten regelrechte Krawalle inszeniert, bevor er wegen „politischer Unzuverlässigkeit“ aus dem Staats-
dienst entlassen wurde. Nawiasky emigrierte in die Schweiz und nahm eine Professur in St. Gallen an, 
von wo aus er mit publizistischen Mitteln den Kampf gegen den Nationalsozialismus fortsetzte. 
144) Der Volksbund „Deutsche Wacht“ wurde in Passau am 16. April 1912 gegründet. Über seine Ziele infor-
mierte die PZ vom 25. Juli 1912 in einem langen Artikel mit der Überschrift „Was will der Volksbund 
‘Deutsche Wacht’?“. Darin heißt es u. a.: „Aufklärung“, ausgehend davon, „daß das Vordringen der Sla-
ven und besonders der Tschechen eine Gefahr für das deutsche Volk ist, ja die größte Gefahr, die uns 
droht.“ „Es gilt zu verhindern, daß sich in Bayern längs der österreichischen Grenze tschechische Ansied-
lungen oder Herde bilden.“
„Die Deutsche Wacht richtet sodann ihr Bestreben darauf zu verhindern, daß im Deutschen Reiche und 
zumal in der angegebenen Grenzzone tschechische Zeitungen und Zeitschriften vertrieben werden, tsche-
chische Inschriften angebracht werden, in tschechischer Sprache abgefaßte Reklamen aufgenommen und 
verbreitet werden.“
„Vor allem dürfen tschechische Privatschulen auf reichsdeutschem Boden nicht errichtet werden.“
„Das Arbeitsfeld der Deutschen Wacht reicht aber über die Reichsgrenze hinüber. Dort stehen täglich 
viele Tausende deutscher Landwirte und Gewerbetreibender in zähem Verteidigungskampfe um ihre 
Nationalität, die auch die unsere ist. Welche Ermunterung muß es ihnen sein, zu wissen, daß auch die 
Reichsdeutschen sich zur Abwehr sammeln und ihnen Hilfe aus brüderlichem Herzen bieten. So oft die 
Deutschen, die im Osten des Böhmerwaldes wohnen, den Blick auf die mächtigen Waldberge richten, 
sollen diese verkünden, daß im Westen und ganz nahe bei ihnen die reichsdeutschen Brüder wohnen, die 
ihrer Not nicht vergessen, sondern bis zum letzten Mann und bis zum letzten Groschen hinter ihnen ste-
hen. Und wie in Böhmen, so soll in ganz Österreich jeder Deutsche wissen, daß 80 Millionen Deutsche 
jeden Angriff auf deutsche Sprache, Sitte und Wohlfahrt und auf deutsches Land abzuschlagen bereit 
sind.“ „Über dem Böhmerwald und über die Reichsgrenze hinüber sollen die engsten und dauerhaftesten 
Verbindungen jeder Art bestehen. Denn wir sind ein Volk und wollen eine Volkseinheit erhalten, weil sie 
allein uns Schutz bietet gegen die Gefahren der Zukunft und gegen die weitere Verminderung des deut-
schen Besitzstandes.“ Zit. nach: Kellermann, Heinz: Der Turnverein Passau 1862 bis zum Jahre 1962 mit 
Verzeichnissen der Vorsitzenden, Ehrenvorsitzenden und Ehrenmitglieder sowie einer chronologischen 
Zusammenstellung über die „Planung einer neuen Innbrücke von 1963 bis 1976 und mögliche Folgen für 
den TV Passau 1862“. – Unveröffentlichtes maschinschriftliches Manuskript (in der Staatl. Bibliothek 
Passau). Bd. 2. – Passau: 1997. Abschnitt 3 (1913 bis 1937), Teil 1 (1913 bis 1924), S. 7 f. 
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quellen in den deutschen Stämmen erneuert und einer moralischen Wiedergeburt zu-
führt.“145 Demzufolge hieß es im Punkt 7 ihres „Allgemeinen Parteiprogramms“ vom 15. 
November 1918, daß sich die Partei für den Anschluß aller „deutschen Brüder in Böhmen 
und in den deutsch-österreichischen Ländern an den deutschen Staatenbund“ einsetzen wol-
le.146
Als Interessenvertretung der christlich-konservativen Bürger und Bauern sah sich die 
BVP als politisches Sprachrohr der „christlichen Kultur Süddeutschlands“, deren Erhaltung 
gegen den „norddeutschen Bolschewismus“ mit äußerstem Einsatz verteidigt werden müs-
se.147 Mehr als jede andere politische Bewegung wurde die Partei dadurch zu einem Forum 
monarchistischer, föderalistischer und – in den ersten Jahren nach Kriegsende – sogar extrem 
reichsfeindlicher Kräfte, die allesamt um Bayerns historisch gewachsene Eigenständigkeit im 
Reich fürchteten. 
Während sich die bayerische Sozialdemokratie dem zentralistischen Kurs ihrer Berliner 
Parteiführung schließlich anpaßte, leistete die Bayerische Volkspartei dem Unitarismus der 
Reichsregierung erbitterten Widerstand und geriet durch ihren hartnäckigen Kampf für den 
Fortbestand der alten, von Bismarck geschaffenen föderalistischen Reichsverfassung immer 
stärker in Gegensatz zur neugegründeten Republik. 
Hatte Dr. Heim, der Führer der BVP, bereits im November 1918 mit dem Gedanken 
einer vorübergehenden Loslösung Bayerns vom „bolschewisierten“ Norddeutschland ge-
spielt148 und als mögliche Alternative eine Verbindung mit Österreich oder Teilen Öster-
145) Pfeiffer, Anton: Gedankenwelt und Tätigkeit der Bayerischen Volkspartei. (= Zentral-Archiv für Politik und 
Wirtschaft. Sonderheft 1). – München: 1922. S. 4.
146) In diesem letzten und zugleich wichtigsten Punkt des Parteiprogramms ging es um den Föderalismus und 
darum, wie die BVP sich in dieser Frage gegenüber der Reichspolitik verhalten wollte. Die Parole laute-
te: „Zusammenschluß der deutschen Staaten auf föderativer Grundlage ohne Vorherrschaft irgendeines 
Einzelstaates“, wobei man sich mit dem Ruf „Berlin darf nicht Deutschland werden und Deutschland 
nicht Berlin“ der Forderung nach Aufhebung aller Einzelstaaten und der Bildung einer „einheitlichen 
deutschen Republik“ massiv entgegenstellte. Ein Zusammenschluß der Einzelstaaten sollte nur dann ak-
zeptiert werden, wenn „die Grundlagen, welche das Wesen der politischen, kulturellen und wirtschaftli-
chen Selbständigkeit Bayerns bilden“, „verfassungsgemäß gewährleistet und gegen Verfassungsänderun-
gen“ abgesichert waren. Falls diese Voraussetzungen erfüllt wären, wünschte die BVP die „einheitliche 
Vertretung der gemeinsamen Interessen [...] nach außen“, die Einheit des Wirtschaftsraumes und der So-
zialgesetzgebung. 
Mommsen, Wilhelm (Hrsg.): Deutsche Parteiprogramme. (= Deutsches Handbuch der Politik 1). – Mün-
chen: 1960. S. 502–506.
147) Rape, Ludger: Die österreichischen Heimwehren und die bayerische Rechte 1920–1923. S. 16.
148) In seinem Aufruf vom 1. Dezember 1918 führte Dr. Georg Heim dazu folgendes aus: „Wir vom bayerischen 
Standpunkt müssen den engsten Zusammenschluß von Bayern Vorarlberg, Tirol, Steiermark, Oberöster-
reich wünschen. Abgesehen von der Stammeszugehörigkeit, dem gleichen Volkscharakter, dem gleichen 
Empfinden, ist diese Gruppierung vom wirtschaftlichen Standpunkt aus für Bayern außerordentlich wert-
voll. Darum muß die bayrische Politik darauf eingestellt sein, diese Länder möglichst rasch in engste Ver-
bindung mit Bayern zu bringen. Wenn feststeht, daß die Alliierten niemals zugeben werden, daß das alte 
Deutschland durch Österreich vergrößert wird, dann hat Bayern nur die Wahl zwischen zwei Möglichkei-
ten. Entweder es bleibt im Gefüge des alten Reiches, dann muß es auf diese glänzende Perspektive ver-
zichten oder Bayern erstrebt und vollzieht diesen Anschluß. Meiner Ansicht nach kann nur das letztere in 
Betracht kommen. Aber die Bedenken, die hiergegen sprechen könnten, sind folgende: Das neue Wirt-
schaftsgebiet hat keinen Zugang zum Meer, kein genügendes Erz- und Kohlenvorkommen, dagegen ge-
waltige Wasserkräfte. Tirol hat noch eine Million Pferdekräfte, die nicht ausgebaut sind. Hierfür gäbe es 
aber eine Lösung, kurz bezeichnet mit dem erweiterten alten deutschen Rheinbund, Hannover, West-
deutschland bis zur Elbe und Süddeutschland mit Österreich. Bayern muß sich mit der Hoffnung späterer 
Wiedervereinigung unbedingt abtrennen. Bei einer derartigen Neugruppierung des Reiches wird die 
Entente keine Schwierigkeiten machen.“ Zit. nach: Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. Frühge-
schichte der NSDAP. S. 466 f.
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reichs unter enger Anlehnung an die katholische Führungsmacht Frankreich befürwortet, so 
erhielt die Reichsverdrossenheit der Bayerischen Volkspartei dadurch, daß Reichswehrmini-
ster Noske Anfang Mai 1919 die faktisch noch bestehende bayerische Wehrhoheit kurzerhand 
beseitigte und die Nationalversammlung ihr Verfassungswerk schließlich trotz aller baye-
rischen Proteste streng unitarisch ausrichtete149, noch zusätzliche Nahrung. 
Dr. Heim kritisierte nun offen den angeblich „verhängnisvollen Geist“ der Weimarer 
Verfassung, die seiner Überzeugung nach „nicht auf dem Wege der Gesetzmäßigkeit“, son-
dern „durch Gesetzbruch und Gewalt“ zustande gekommen war, und fand mit dieser Ansicht 
in seiner Partei breiten Widerhall. Auf ihrem Parteitag im Januar 1920 richtete die BVP dar-
aufhin scharfe Angriffe gegen den Weimarer Einheitsstaat – wobei der „alle Stämme und 
Länder nivellierende Reichsunitarismus“ auch in Hinblick darauf abgelehnt wurde, daß die 
„deutsch-österreichischen Stammesbrüder“ nicht „verpreußt“ werden wollten150 –, und im 
September des gleichen Jahres forderte sie in einem offiziellen Programm die alten bayeri-
schen Reservatrechte zurück, allen voran Steuer- und Wehrhoheit und das Recht, im Rahmen 
der Reichsverfassung mit auswärtigen Staaten Verträge abzuschließen.151
Kräftige Schützenhilfe erhielt die BVP dabei durch die „Donau-Zeitung“152, die sich 
seit der Gründung der BVP im November 1918 der Linie der neuen Partei verschrieben hatte. 
Das Blatt setzte sich infolgedessen unermüdlich für den Föderalismusgedanken ein und ver-
knüpfte ihn – weil man sich gerade in der Grenzstadt Passau durch die geographische Nähe in 
besonderer Weise mit den Nachbarn im Südosten verbunden fühlte und sich die „Donau-
Zeitung“ als wichtigstes Presseorgan der Region auch aus diesem Grunde diesem Thema 
nicht verschließen wollte und konnte – häufig mit der Forderung nach einem Anschluß der 
„deutschen Brüder“153 in Deutsch-Österreich und den anderen Nachfolgestaaten der alten 
Donaumonarchie.154
149) Die Reichsverfassung wurde am 11. August 1919 durch die Nationalversammlung verabschiedet. Teile wie 
das Reichswehrgesetz waren jedoch schon früher in Kraft getreten.
150) Wie aus dem Leitartikel der „Donau-Zeitung“ Jg. 130, Nr. 111 vom 14. März 1920, S. 1 mit dem Titel „Die 
Treue zum Reich. Eine immerwährende Verleumdung“ hervorgeht, wurde nur in der Garantie einer 
„weitgehenden Selbständigkeit“ der Länder eine Möglichkeit zur Lösung der Anschlußfrage gesehen, 
weshalb die „föderalistische Tradition in der Gegenwart“ als „ehrwürdiger denn je“ erachtet wurde.
151) Rape, Ludger: Die österreichischen Heimwehren und die bayerische Rechte 1920–1923. S. 15 ff.
152) Die „Donau-Zeitung“ (DZ) war im Jahr 1847 durch die Fusionierung zweier Passauer Blätter, nämlich des 
konservativ-katholischen „Courier an der Donau“ und der fortschrittlich-liberal-vaterländischen „Passa-
via“, entstanden und entwickelte sich in den folgenden knapp hundert Jahren zur führenden Zeitung nicht 
nur in Passau, sondern in ganz Niederbayern. So hatte sie z. B. um die Jahrhundertwende eine Auflage 
von nahezu 9.000 Stück und unterhielt an 58 Orten 92 bezahlte Korrespondenten und Mitarbeiter. Von 
1909 bis Ende 1922 erschien die DZ sogar zweimal am Tag, u. z. als Morgen- und Vorabendblatt. Ihre 
Abonnentenzahl wuchs dabei bald auf rund 12.000 an und erreichte während des Ersten Weltkriegs mit 
ca. 15.000 den höchsten Stand in ihrer ganzen Geschichte. Konnte man noch 1920 selbstbewußt schrei-
ben, daß die DZ das meistgelesene und verbreitetste Blatt in Niederbayern sei (DZ 130/391 vom 26. Sep-
tember 1920, S. 5), sank infolge der Inflation die Zahl der Bezieher ständig, worauf die Zeitung ab Ende 
1922 nur mehr einmal pro Tag erschien. An Beziehern zählte das Blatt nun kaum mehr als 12.000. Nach 
der Stabilisierung der Währung im November 1924 erholte sich die DZ jedoch schnell wieder und konnte 
vom 25. April 1925 an in vergrößertem Format und mit regelmäßigen Beilagen erscheinen. Politisch ver-
focht die DZ bis 1918 die Bestrebungen und Ziele des Zentrums und dann bis zur Gleichschaltung der 
Presse durch die Nationalsozialisten die der BVP. Oswald, Josef: Zur Geschichte des Passauer Zeitungs-
wesens. – In: Ostbairische Grenzmarken 13 (1971), S. 144–160 und Bartl, Susanne: Die politische Hal-
tung der „Donau-Zeitung“ 1918–1933 unter besonderer Berücksichtigung der Auseinandersetzung mit 
dem Nationalsozialismus. – Diplomarbeit. Passau: (1989). S. 14. 
153) Mommsen, Wilhelm (Hrsg.): Deutsche Parteiprogramme. S. 505.
154) Die Zerschlagung der Donaumonarchie war nach Meinung der DZ „die größte Dummheit des Jahrhunderts“. 
DZ 130/462 vom 12. November 1920, S. 1.
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Schon in den Novembertagen 1918 nahm die „Donau-Zeitung“ daher zur Anschlußfra-
ge Stellung155 und griff dann die Anschlußproblematik vor allem in den ersten Jahren nach 
Kriegsende immer wieder auf: Man stellte einen engen Zusammenhang zwischen der Be-
handlung Deutsch-Österreichs in Weimar bzw. im Reich und der Frage nach der bayerischen 
Souveränität her156; übte am geringen Engagement „weiter Kreise in Norddeutschland“ für 
den Anschluß Kritik, dessen Ursache man im norddeutsch-kleindeutschen Protestantismus 
und Zentralismus sah157; bezweifelte die wirtschaftliche „Lebensfähigkeit“ des kleinen Staa-
tes158; forderte von der deutschen Außenpolitik die Stellungnahme für „ein neues, größeres 
Mitteleuropa“ von der Ostsee bis zum Mittelmeer und zum Schwarzen Meer zum Schutz ge-
gen „Großrußland“ und das „ausbeuterische England“, wobei sich die „kleinen westslawi-
schen Nationen“ „mit Deutschland zu einem starken Block gegen die halbasiatischen Ostsla-
wen“ verbünden sollten159, und lehnte den Reichsunitarismus ab, weil er den Österreichern 
den „Anschluß ans deutsche Mutterland“ erschweren, ja unmöglich machen werde.160
Der Kampf der Bayerischen Volkspartei um die Bewahrung der bayerischen Sonder-
rechte belastete jedoch nicht nur das Verhältnis Bayerns zum Reich, sondern auch das der 
BVP zur Sozialdemokratie, denn aufgrund des dominierenden Einflusses der SPD auf die 
Gründungsphase der Weimarer Republik sah die BVP in ihr die Hauptgegnerin der alten fö-
deralistischen Reichsverfassung und damit der Unabhängigkeit Bayerns. Die Folge war, daß 
die Spannungen innerhalb der Koalitionsregierung161 zunahmen und die BVP immer stärker 
ins Fahrwasser rechtsgerichteter antidemokratischer Kräfte – wie z. B. der Einwohnerwehr 
unter Escherich und Kanzler – geriet. 
Die Fronten zur MSPD waren damit klar abgesteckt: Der Koalitionspartner galt der 
BVP mithin nur mehr als Zweckverbündeter im Kampf gegen eine noch größere „marxisti-
sche Entartung“ Deutschlands, der jedoch ausgeschaltet werden sollte, sobald sich eine Mög-
lichkeit dazu bot162, und diese ergab sich durch den Kapp-Putsch in Berlin. 
Der Versuch Wolfgang Kapps, die parlamentarische Demokratie durch eine Diktatur 
der konservativen Rechten abzulösen, wurde von der konservativen bayerischen Öffentlich-
keit als langersehnte Abrechnung mit der verhaßten Weimarer Republik und den Linkspartei-
en lebhaft begrüßt und bildete nun den geeigneten Deckmantel, unter dem der Umsturz in 
Bayern ungestört durchgeführt werden konnte. Führende Angehörige der BVP, Offiziere des 
Reichswehrgruppenkommandos und die Leiter der Einwohnerwehr gingen dabei gemeinsam 
gegen den amtierenden sozialdemokratischen Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann vor. 
Noch in der Nacht vom 13. auf den 14. März 1920 setzte General Arnold von Möhl, der 
Reichswehrgruppenkommandeur in Bayern, zusammen mit Regierungspräsident Gustav von 
Kahr, dem Münchner Polizeipräsidenten Ernst Pöhner, dem Forstrat Georg Escherich, dem 
Stabsleiter der bayerischen Einwohnerwehr, Major Hermann Kriebel, und einigen Vertretern 
der Zeitfreiwilligenverbände Ministerpräsident Hoffmann massiv unter Druck, ihm, von 
Möhl, die Exekutivgewalt zu übertragen, worauf sich Hoffmann der militanten Gewalt der 
155) Zum Beispiel „Zum Anschluß Deutsch-Österreichs“ in der DZ 128/518 vom 14. November 1918, S. 1.
156) „Weimar und Deutsch-Österreich“ in der DZ 129/152 vom 3. April 1919, S. 1; „Für den Föderalismus!“ 
in der DZ 136/86 vom 16. April 1926, S. 1 f.
157) „Wer gefährdet die Einheit des Reiches?“ in der DZ 137/253 vom 4. November 1927, S. 1 f.
158) „Der Anschluß Deutsch-Österreichs ans Mutterland“ in der DZ 131/258 vom 25. Juni 1921, S. 1 f.
159) DZ 130/5 vom 5./6. Jänner 1920, S. 1.
160) DZ 130/111 vom 14. März 1920, S. 1.
161) Zweites Kabinett Hoffmann: Koalitionsregierung aus MSPD, BVP und DDP.
162) Rape, Ludger: Die österreichischen Heimwehren und die bayerische Rechte 1920–1923. S. 19.
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wittelsbachisch-monarchistischen Putschisten beugte und zurücktrat.163 Damit war der Weg 
frei für eine grundlegende Neuordnung: 
Die betont föderalistisch eingestellte konservativ-katholische BVP bildete nun mit der 
linksliberalen DDP und dem Bauernbund eine Koalition und machte Gustav Ritter von Kahr 
(1862–1934), den in rechten Kreisen besonders angesehenen, monarchistisch eingestellten 
Regierungspräsidenten von Oberbayern, am 16. März 1920 (also noch während des Kapp-
Putsches) zum Ministerpräsidenten.164
Er stützte sich, da er als Protestant in der BVP keinen großen Rückhalt hatte, in erster 
Linie auf die bayerische Reichswehr, die Wehrverbände und ganz besonders auf die mächtige 
Organisation der Einwohnerwehr und wurde in der Folgezeit zum Repräsentanten der „Ord-
nungszelle Bayern“165, die in Reaktion auf Revolution und Räterepublik eine scharfe Tren-
nungslinie nach links zog166 und den extremen Rechtsgruppen, den militanten Organisationen 
und Verbänden offiziell Schutz und Förderung durch die neue Regierung angedeihen ließ167, 
sodaß sich in Bayern zunehmend antidemokratische Tendenzen durchsetzen konnten und 
außerparlamentarische Kräfte wie die in vaterländischen Verbänden zusammengefaßten 
Rechten mehr und mehr Einfluß auf die Politik gewannen.
Durch ihr enges Verhältnis zu Ministerpräsident von Kahr168 gelang es vor allem der 
Einwohnerwehr unter Escherich und Kanzler, ihre Machtbasis weiter auszubauen und sich 
dabei auch die Voraussetzung für ihre Expansion über die bayerischen Landesgrenzen hinaus 
zu schaffen, denn nach dem Umsturz vom März 1920 und dem überwältigenden Erfolg der 
bürgerlichen Parteien bei den Wahlen vom Juni 1920 sahen viele der norddeutschen und der 
österreichischen Konservativen in Bayern ihr politisches Vorbild und im Einwohnerwehrver-
band den beispielgebenden Garanten von Ruhe und Ordnung. 
163) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. Frühgeschichte der NSDAP. S. 212–221 und Rape, Ludger: 
Die österreichischen Heimwehren und die bayerische Rechte 1920–1923. S. 34 f.
164) Gustav von Kahr wurde am 16. Juli 1920 durch den neugewählten Landtag als Ministerpräsident bestätigt 
und bekleidete dieses Amt dann bis zum 11. September 1921. 
165) Am 16. März 1920 erließ Oberst von Epp einen Befehl an seine Schützenbrigade, in dem es mit Blick auf 
die im Ruhrgebiet ausgebrochenen Kämpfe zwischen aufständischen Arbeitern und Militärs hieß: „Der 
Bolschewismus erhebt wieder sein Haupt. Das Reich steht in schwerer Erschütterung. Bayern ist ein 
mächtiger Pfeiler zur Wiedergewinnung der Ordnung. War es seiner Zeit in der Überraschung der Aus-
gangsplatz für den Umsturz, so muß es jetzt seinen Ruf wieder herstellen. Es muß ein Bollwerk für den 
Ordnungsstaat, die Reichswehr sein Betonkern sein.“ Zit. nach: München – „Hauptstadt der Bewegung“. 
S. 36.
166) Als Gegner wurde nun nicht mehr allein der Kommunismus aus der bayerischen Rätezeit hingestellt, son-
dern ebenso die Sozialdemokratie, der die gesamte Kriegs- und Nachkriegsmisere in die Schuhe gescho-
ben wurde. Gereizt durch die führende Rolle der Gewerkschaften bei der Niederschlagung des Kapp-Put-
sches, schlugen die Einwohnerwehrführer in ihrer Wochenzeitung „Heimatland“ im Sommer 1920 eine 
schärfere Tonart an und verdammten ohne Unterschied alle linken Parteien einschließlich der Sozialde-
mokraten. Die Kampfparole zielte ganz summarisch gegen die „marxistische Volksseuche“, den Novem-
berumsturz und die Weimarer Republik und wurde damit zum Ausdruck der in Bayern weitverbreiteten 
antidemokratischen Ressentiments. Rape, Ludger: Die österreichischen Heimwehren und die bayerische 
Rechte 1920–1923. S. 38.
167) So sahen Ministerpräsident Gustav v. Kahr und seine politischen Berater z. B. die NSDAP als eine zwar ge-
fährlich radikale, jedoch nützliche Partei an, durch die sie die extrem links eingestellten Arbeiter von ih-
rer klassenkämpferisch bestimmten Haltung heilen zu können glaubten, weshalb v. Kahr Hitler für sich zu 
gewinnen und einzuspannen suchte. Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. Frühgeschichte der 
NSDAP. S. 288.
168) Wie Dr. Heim vertrat auch von Kahr den Gedanken eines katholisch-süddeutschen Staates unter Einschluß 
Österreichs, um die Gegenrevolution in Mitteleuropa vorantreiben zu können, und fand dabei bald die 
volle Unterstützung österreichischer Rechtskreise sowie des Horthy-Regimes in Ungarn. Schausberger, 
Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 89 f.
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Österreichische bürgerliche Politiker suchten daher Verbindungen zur mächtigen bayri-
schen Organisation herzustellen und leiteten so eine Entwicklung ein, die es Escherich und 
Kanzler ermöglichte, ihre Verbandspolitik auch in Österreich ganz auf den „Kampf gegen 
den Bolschewismus“, das hieß also – entsprechend ihrer Ideologie – auf den Kampf gegen die 
gesamte sozialdemokratische Linke abzustellen169, und außerdem erlaubte ihnen der Hilferuf 
der österreichischen Konservativen, ihren Putsch über die Zusammenarbeit mit den österrei-
chischen Heimwehrverbänden auch nach Süden und Südosten hin gegen mögliche Umsturz-
versuche abzusichern und dem autoritär regierten bayerischen Staat dadurch eine erweiterte 
Einflußzone zu verschaffen. 
Escherich, Kanzler und den hinter ihnen stehenden konservativen bayerischen Politi-
kern eröffnete sich damit ein weites Feld differenzierter Ambitionen, die sich zwischen den 
Extremen eines unverhüllten bayerischen Annexionismus170 und betont großdeutschen Ziel-
setzungen bewegten. 
So rechtfertigte z. B. Rudolf Kanzler im September 1920 die bayrische Organisations-
tätigkeit auf österreichischem Boden vor einem internen Kreis von Einwohnerwehrfunktionä-
ren ausdrücklich als wichtige Voraussetzung für den späteren Zusammenschluß des Landes 
mit dem Deutschen Reich und als wirksame Barriere gegen die Politik aller anschlußfeindli-
chen, an einer Donaukonföderation interessierten Kräfte; er hatte zu diesem Zeitpunkt jedoch 
schon längst Schritte eingeleitet, die Bayerns beherrschende Rolle bei diesem Vorhaben un-
terstreichen und sichern sollten.171
Ungeachtet der Verträge von St. Germain und von Versailles war also weder diesseits 
noch jenseits des Inn das Anschlußthema fallengelassen worden, und am 1. Oktober 1920 
mußte sich anläßlich der letzten Sitzung der Konstituierenden Nationalversammlung auch das 
Parlament damit befassen, denn nach der Annahme des Bundesverfassungsgesetzes stellte der 
großdeutsche Abgeordnete Straffner den Antrag, über eine Resolution abzustimmen, in der 
die Regierung aufgefordert wurde, binnen sechs Monaten eine Volksabstimmung über den 
Anschluß an das Deutsche Reich anzuordnen. Diese Entschließung wurde einstimmig ange-
nommen, der Antrag, diese Volksabstimmung mit den Wahlen zum Nationalrat am 17. Okto-
ber 1920 zu koppeln, jedoch abgelehnt.172
Das Ergebnis der Nationalratswahl brachte dann aber eine politische Wende: Die 
Christlichsozialen erhielten 79 Mandate, die Sozialdemokraten 62, die Großdeutsche Volks-
partei und die Deutsche Bauernpartei kamen auf 18 Mandate, und die Bürgerlichen Demokra-
ten erzielten 1 Mandat.173 (Auch in Schärding lösten damals die Christlichsozialen die So-
zialdemokraten als stimmenstärkste Partei ab.) Die Hauptverantwortung für das weitere 
Schicksal des Landes war damit dem Bürgertum übertragen, und dadurch kam es auch zu 
einer Absage an eine allzu forcierte Anschlußpolitik. 
Während von Bayern aus die Bestrebungen abgeschwächt weiter anhielten, ein süddeut-
sches „Abwehrzentrum gegen den Marxismus“ unter Einbeziehung Österreichs zu schaf-
169) Rape, Ludger: Die österreichischen Heimwehren und die bayerische Rechte 1920–1923. S. 43.
170) Im Sommer 1920 trat General Ludendorff an die Spitze der bayerischen Bestrebungen, nicht nur nach Berlin 
zu marschieren, sondern die alten Donauraum-Pläne im Rahmen der Organisation Escherich und zusam-
men mit Ungarn wiederaufzunehmen. Im Hochsommer 1920 verdichteten sich diese Pläne zu konkreten 
generalstabsmäßigen Vereinbarungen, wobei festgelegt wurde, daß nach einem durch eingeschleuste 
deutsche Kräfte der Brigade Ehrhardt unterstützten Rechtsputsch in Österreich die Besetzung des Landes 
durch bayerische und ungarische Truppen erfolgen sollte.
Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 92 f.
171) Rape, Ludger: Die österreichischen Heimwehren und die bayerische Rechte 1920–1923. S. 63 f.
172) Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 78 f.
173) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 99.
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fen174, an dem nach wie vor auch das rechtsgerichtete Horthy-Regime interessiert war, erlegte 
sich die österreichische Regierung unter Michael Mayr aus Rücksicht auf die schwierige in-
ternationale Lage175 in der Anschlußfrage äußerste Zurückhaltung auf. Mayr geriet dadurch 
aber in Gegensatz zu den westlichen und südlichen Bundesländern, wo die Anschlußeuphorie 
um die Jahreswende 1920/21 hohe Wellen schlug.176
Einen Höhepunkt erreichte die Anschlußbewegung im Frühjahr 1921, als in Tirol und 
Salzburg inoffizielle Volksabstimmungen durchgeführt wurden, die in Tirol 98,8 % und in 
Salzburg 99,3 % der gültigen Stimmen für einen Anschluß177 ergaben.178
In Oberösterreich, wo Landeshauptmann Hauser gegenüber dem Leiter der deutschen 
Paßstelle in Linz, Konsul Wilhelm Müller, erklärte hatte, daß er, Hauser, zwar die einzige 
Rettung Österreichs in einem Zusammenschluß mit dem Reich sehe, daß er aber gegen die 
Volksabstimmungen sei, weil sie bei den Leuten nur Illusionen erweckten, und deshalb in 
Oberösterreich „keine Abstimmung des Anschlusses wegen“ stattfinden werde179, brachten 
damals die großdeutschen Abgeordneten Langoth, Bichl und Genossen einen Antrag ein, 
(ursprünglich einen „Dringlichkeitsantrag“, undatiert, eingelangt im Landtag am 2. März 
1921), in dem sie den Landtag aufforderten, eine Volksabstimmung über den Anschluß an 
das Deutsche Reich anzuordnen.180
Die „Bauern-Zeitung“, das Blatt der oberösterreichischen deutschfreiheitlichen Bauern-
bewegung181, unterstützte diese Forderung, so gut sie konnte. Zum Beispiel veröffentlichte 
sie in ihrer Nr. 14 vom 2. April 1921 unter der Rubrik „Bauernbriefe“ folgenden Aufsatz mit 
der Überschrift „Was wir Bauern über Monarchie und Anschluß denken“182:
174) Gestützt auf Einwohner- und Heimwehrbewegung, ventilierte Dr. Heim gegen Jahresende 1920 neuerlich 
den Plan der Gründung eines großen katholischen Staates „Süddeutschland“, der bis zur Mainlinie rei-
chen und Tirol, Salzburg sowie Oberösterreich umfassen sollte, worauf zum Jahresende 1920 – entgegen 
der offiziellen deutschen Außenpolitik, die den Anschluß zwar nach Kräften unterstützen, die Initiative 
dabei aber hauptsächlich den Österreichern überlassen wollte – in München und anderen Orten Bayerns 
große Anschlußkundgebungen unter Beteiligung der Orgesch und der Studentenschaft stattfanden. 
Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 97 f. 
175) Dabei ging es vor allem um die erwarteten Völkerbundkredite.
176) In Oberösterreich z. B. bekannten sich im Rahmen der Budgetdebatte am 20. Dezember 1920 führende Per-
sönlichkeiten aller drei im oberösterreichischen Landtag vertretenen Parteien zum Anschluß. Das „Schär-
dinger Wochenblatt“ gab dazu am 23. Dezember 1920 folgendes bekannt: „Der Landtag behandelte am 
20. d. M. den Landesvoranschlag für das Jahr 1921, der ein Erfordernis von 126 ½ Millionen Kronen 
und eine Bedeckung von 63 Millionen Kronen, somit einen Abgang von 63 ½  Millionen Kronen auf-
weist. Landeshauptmann-Stellvertreter Langoth erklärte, daß die großdeutsche Volkspartei angesichts der 
schwierigen Lage für das Budget stimmen werde und betonte die Notwendigkeit des Anschlusses an 
Deutschland. Landeshauptmann-Stellvertr. Gruber, Soz., erklärte, aus unserer traurigen Lage kann uns 
nur eines wenigstens teilweise retten, die Vereinigung mit Deutschland. Seine Partei müsse daher den An-
schluß an Deutschland mit aller Entschiedenheit fördern. Berichterstatter Dr. Schlegel, christlichsoz., 
schloß sich dem von den Vorrednern kundgegebenen Anschlußwillen an Deutschland an und bemerkte, 
wann es dazukommen werde, hänge von der Ansicht der Sieger ab.“ Schdg. WBl. 1920, Nr. 52, S. 6. 
177) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 108 bzw. S. 110.
178) Dazu ist allerdings anzumerken, daß diese Abstimmungen, die lange Zeit als eindeutige Beweise für den An-
schlußwillen breiter Kreise der Bevölkerung interpretiert wurden, heute als Musterbeispiele manipulierter 
Wahlen gelten. Vgl. Bielka-Karltreu, Erich: S. 45–49 bzw. Mierl, Susanne: „La question d’Autriche“. 
Die französische Österreichpolitik und die Anschlußfrage (1918–1922). – In: Zeitgeschichte, 27 (2000), 
H. 2, S. 67–86.
179) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 95.
180) Ebda. S. 98.
181) Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 175.
182) BZ, Nr. 14, 2. April 1921, S. 4.
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Gar viel wird über den Anschluß an das deutsche Bruderland gesprochen und geschrie-
ben, nur von Seite der Bauernschaft nicht. Nun hat Herr Nationalrat Bichl in klaren 
Worten den Willen der oberösterreichischen Bauern in der Nationalversammlung in 
Wien dargelegt. [...] Wir Bauern Deutschösterreichs fürchten nur, daß wir den einzi-
gen Vorteil, den wir aus dem Kriege gezogen, die Befreiung von Habsburgs Joch, wie-
der einbüßen werden. Daher wünschen wir den baldigen Anschluß an das Deutsche 
Reich. Wir wollen auf keinen Fall mehr kaiserlich habsburgische Bauern werden, auf 
ewig aber Bürger des großen Deutschen Reiches. Die Zukunft gebe es bald, das hoffen 
wir!
Die Parteileitung der oberösterreichischen Christlichsozialen hingegen sprach sich am 
11. April 1921 klar gegen eine Teilnahme an geplanten Anschlußkundgebungen aus und gab 
auch ihren Parteianhängern den Rat, sich an derartigen Demonstrationen nicht zu beteiligen, 
denn trotz des grundsätzlichen Festhaltens am Plan eines Zusammenschlusses sei eine An-
schlußdemonstration gegenwärtig „nicht bloß zwecklos“, sondern „sie werde eher schaden als 
nützen“.183
Dessenungeachtet griff der Gemeinde- und Verfassungsausschuß des Landtags den von 
den Großdeutschen eingebrachten Antrag auf, erinnerte an die von der Konstituierenden Na-
tionalversammlung beschlossene Abstimmung vom 1. Oktober 1920, wies darauf hin, daß die 
Bevölkerung Oberösterreichs den anderen Bundesländern in der Anschlußfrage nicht nach-
stehen wolle, und forderte Bundesregierung, Nationalrat und Bundesrat auf, das eingebrachte 
Bundesgesetz zur Durchführung einer Volksabstimmung über den Anschluß der Republik 
Österreich an das Deutsche Reich zur Verabschiedung zu bringen. Gleichzeitig wurde ange-
droht, daß Oberösterreich notfalls selbständig vorgehen würde. Dieser Antrag wurde im 
Landtagsplenum am 27. April 1921 behandelt und – laut „Donau-Zeitung“ Nr. 180 vom 30. 
April 1921, S. 1 „unter stürmischem Beifall“ – einstimmig beschlossen.184
Im Innviertel nahm damals der großdeutsche Rieder Bürgermeister-Stellvertreter Dr. 
Karl Graf185 Verhandlungen zum bayerischen Ministerpräsidenten von Kahr auf, der seiner-
seits Beamte zu Gesprächen nach Ried schickte. Für den Fall einer Aufteilung Österreichs 
war daran gedacht, die Bezirke Braunau, Ried und Schärding an Bayern anzuschließen186 –
u. z. geschlossen als neuer Landesteil und nicht als einzelne Landkreise187 –, worin sich nun 
183) LVBl. 1921, Nr. 82. Zit. nach: Slapnicka, Harry: Christlichsoziale in Oberösterreich. Vom Katholikenverein 
1848 bis zum Ende der Christlichsozialen 1934. (= Beiträge zur Zeitgeschichte Oberösterreichs. Bd. 10. 
Hrsg. vom Oberösterreichischen Landesarchiv). – Linz: 1984. S. 200 und 329.
184) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 98.       
185) Dr. jur. Karl Graf, geb. am 26. 8. 1869 in Vöcklabruck, gest. am 28. 5. 1931, Rechtsanwalt in Ried, wirkte 
durch 20 Jahre in der Rieder Kommunalpolitik, in den Jahren 1918/19 gehörte er aber auch der Proviso-
rischen Landesversammlung an. Dr. Graf war Mitglied der Großdeutschen Volkspartei, ihr Fraktionsfüh-
rer in der Gemeinde und Innviertler Sprecher. Als Obmann der Kreisparteileitung sowie als Vertreter 
des Innkreises war er auch Mitglied der großdeutschen Reichsparteileitung. Slapnicka, Harry: Oberöster-
reich – Die politische Führungsschicht. S. 104 f.
186) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 96.
187) Laut Mitteilung Dr. Reinhold Grafs (geb. 1902) – er hatte damals, noch als Hochschüler, über Wunsch sei-
nes Vaters die Versorgung der Teilnehmer an den Besprechungen im Hause Dr. Karl Grafs in Ried über-
nommen, damit kein Dienstbote das Zimmer betreten mußte – sollte der Anschluß unter möglichster 
Schonung der wirtschaftlichen Verhältnisse im Innviertel erfolgen. So wurde z. B. in der Frage des Wäh-
rungsumtausches ein günstiger Kurs vereinbart, daß den Innviertlern keine Verluste entstanden wären, 
und auch die Verwaltungsangleichung hätte nur Schritt für Schritt erfolgen sollen. Niederschrift über 
eine Mitteilung des Dr. Reinhold Graf. OÖLA, Sammlung Slapnicka: Material zur Geschichte Oberöster-
reichs ab 1918. Schachtel 7/1.
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wieder einmal die alten Sehnsüchte nach einer Vereinigung mit Bayern manifestierten, die 
seit der Unterzeichnung des Friedensvertrages von Teschen  am 13. Mai 1779 und der damit 
verbundenen Abtretung jenes „Districts von Baiern“ [...] der von den Flüssen Donau, Inn und 
Salzach begränzt ist“188, latent vorhanden waren, denn die Abtrennung des nun als „In[n]-
viertel“ bezeichneten Landstreifens östlich des Inn vom bayerischen Mutterland hatte in der 
Verwaltung viel Gewohntes und Vertrautes zerstört und war somit keineswegs schmerzlos 
vonstatten gegangen. Vor allem in Krisenzeiten ließ man daher gerne den Blick über den Inn 
schweifen, und gelegentlich wurde dabei – zum Teil von bayerischer Propaganda genährt –
der Wunsch nach einer Wiedervereinigung mit Bayern laut, sodaß die österreichische Regie-
rung noch fast ein Jahrhundert lang Sorgen wegen der bayerischen Tendenzen im Innviertel 
hegte und die Behörden alle bayernfreundlichen Äußerungen in diesem Landstrich sorgfältig 
und wachsam registrierten.189 So nährten z. B. die Französische Revolution und ihre Expan-
sion nach Deutschland die Hoffnungen der Untertanen im Innviertel, durch die kommenden 
Umwälzungen wieder zu Bayern zurückkehren zu können. Mit Unmut vernahm die ober-
österreichische Landesregierung im Jahre 1794, daß die Bauern im Innviertel, besonders an 
der Grenze, „sehnlichst wünschen, daß die Neufranken nach Baiern kommen“, damit sie sich 
hiedurch wieder mit Bayern vereinigen könnten.190
Tatsächlich wurde das Innviertel (mit Teilen des Hausruckviertels) im Verlauf der Na-
poleonischen Kriege 1809 wieder bayerisch – genaugenommen kam es am 14. Oktober 1809 
an die Franzosen und am 28. Februar 1810 an Bayern191 –, doch war seine Zugehörigkeit zu 
Bayern zu sehr an das Schicksal des Napoleonischen Empire gebunden, als daß sie nicht so-
fort beim Zusammenbruch des Kaiserreiches in Frage gestellt worden wäre. Zu dieser Zeit 
setzte naturgemäß eine probayerische Propaganda ein. 
So erschien z. B. 1814/15 in Braunau eine Flugschrift mit dem Titel „Der Inn, Baierns 
Strom, aber nicht Baierns Gränze“.192 Darin plädierte der anonyme Verfasser, der diese Pu-
blikation seinen „cisönanischen Landsleuten ganz besonders aber den Angränzern des Inn-
stroms“ gewidmet hatte, für den Verbleib des Innviertels und der 1809 abgetretenen Teile des 
Hausruckviertels bei Bayern, wobei er sich sowohl auf historische Fakten – „die Beyden Ufer 
des Inns und die umliegenden Länder müssen baierisch seyn wie sie sonst waren“193 – als 
auch auf die räumliche Lage berief, um die Notwendigkeit und die Naturgegebenheit der Zu-
gehörigkeit dieses Gebietes zum Königreich Bayern zu unterstreichen: 
Wo Ströme fließen [...] da senkt sich das Land in der Regel und flacht ab, es wird Ebe-
ne, und meistens auch fruchtbare Ebene, wo die meisten Menschen wohnen, die reiche-
sten Felder prangen, und die fettesten Herden weiden, wo sich also die wenigsten 
188) Zit. nach: Sturmberger, Hans: Das Innviertel und Bayern. – In: Ders.: Land ob der Enns und Österreich. 
Aufsätze und Vorträge. (= Mitteilungen des OÖ. Landesarchivs, Ergänzungsbd. 3). – Linz: 1979. S. 478.
189) So lösten z. B. die Josephinischen Reformen, die auch für die Bevölkerung in den alten Erbstaaten einen tie-
fen Einschnitt bedeuteten, bei den Innviertlern, die nach wie vor an den alten bayerischen Einrichtungen 
hingen, Mißmut und Unzufriedenheit aus. Besonders erbittert war man über die Josephinische Steuerge-
setzgebung, sodaß die Innviertler Landstände Kaiser Leopold II. schließlich in aller Deutlichkeit darauf 
hinwiesen, daß sie im Jahre 1779 nur auf die Versicherung Maria Theresias hin, die Herrschaften in ihren 
alten Rechten zu belassen, den Huldigungseid geleistet hätten. 
Polterauer, Karin: Wie das Innviertel zu Österreich kam. Ein Beitrag zur Geschichte des Landes Ober-
österreich. – Hall in Tirol: 1998. S. 146.
190) Sturmberger, Hans: Das Innviertel und Bayern. S. 479.
191) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph (1861 bis 1918). (= Beiträge zur Zeitgeschich-
te Oberösterreichs. Bd. 8. Hrsg. vom Oberösterreichischen Landesarchiv). – Linz: 1982. S. 63.
192) OÖLA, Flugschriften, Sammelbd. 18, Nr. 17.
193) Der Inn, Baierns Strom, aber nicht Baierns Gränze. – Braunau: 1814/15. S. 18.
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Schwierigkeiten finden, daß sich große Schaaren von Menschen unterhalten und von 
einer Seite des Stroms zur andern kommen können [...]. Flüße sind daher von der Natur 
selbst nie zu Scheide-Linien, sondern noch allenthalben zu Verbindungsmitteln der 
Völker bestimmt. Wo ein Meer oft von wenigen Schiffen, wo ein Gebirg von 3000 und 
10,000 Tapfern oft Monate lang gegen zehnfache Uebermacht vertheidiget werden 
kann, da können 100,000 andern 100,000 Mann selten den Uebergang über einen 
Strom verwehren. Also ist ein Strom keine Gränze weder für den Frieden noch für den 
Krieg. Im Frieden kommen die Menschen auf das leichteste an beyden Ufern zusammen 
und theilen einander Sprache und Sitten mit, sie werden und bleiben ein Volk. – Denn 
überall sind die Bewohner der Thäler jen- und dießseits einander freundliche Wesen: 
durch gleiche Sprache, gleiche Gebräuche und gleiche Sitten innigst untereinander 
verbunden. – Im Kriege giebt ein Strom keine – solche – Vertheidigungs-Gränze, wie 
ein Gebirg, oder ein Meer oder eine Wüste, er giebt sie nur künstlich, wenn er mit 
Festungen besetzt ist: ein solche Kunst-Gränze kann man auch anderswo machen.
Ungeachtet derartiger Überlegungen mußte Bayern aber laut Münchner Vertrag vom 
14. April 1816 das Innviertel wieder an Österreich abtreten. Damit war nun ein Schlußstrich 
unter die territoriale Neuordnung nach dem Sturz Napoleons sowie unter die jahrhundertealte 
Rivalität zwischen Habsburg und Wittelsbach gezogen, und die dynastische Freundschafts-
und Heiratspolitik zwischen den beiden Häusern unterstützte die Integration des zurückge-
wonnenen Gebietes noch zusätzlich, sodaß die alten Sehnsüchte vieler Innviertler, wieder mit 
Bayern vereint zu werden, für längere Zeit verstummten. 
Gerüchte über eine Wiederabtretung des Innviertels tauchten erst wieder im Jahre 1833 
auf. Der damalige oberösterreichische Landesherr Graf Ugarte versicherte jedoch, daß es sich 
bei den „Verbreitern dieser Gerüchte nur um wirklich einzelne, in Rückerinnerung schwel-
gende Untertanen handle, und daß dies vermutlich im Zusammenhang stehe mit der Zusam-
menkunft des Kaisers mit dem König von Bayern in Linz“.194 Trotzdem blieben gewisse Be-
fürchtungen bestehen, das Innviertel könnte neuerlich verlorengehen.195 Um dies zu verhin-
dern, stellte der oberösterreichische Landtag 1848 den Satz an die Spitze des Landesverfas-
sungsentwurfes, daß Oberösterreich „ein einziges unteilbares Erzherzogtum“ sei. 
Noch einmal tauchte das Problem Innviertel – Bayern auf, u. z. nachdem sich die Stel-
lung Österreichs in Deutschland aufgrund des verlorenen Krieges von 1866 grundlegend ge-
ändert hatte. Wieder wurden Gerüchte laut, daß die Bevölkerung im Innviertel für den An-
schluß an Bayern sei, und die Regierung befürchtete sogar, daß ausländische Agenten mit im 
Spiele seien. Die Berichte der Innviertler Bezirksämter an die Statthalterei bestätigten die 
starken Sympathien für Bayern.196
194) Polterauer, Karin: Wie das Innviertel zu Österreich kam. S. 206.
195) Wie berechtigt solche Sorgen tatsächlich waren, geht aus dem sogenannten „Kremsierer Verfassungsent-
wurf“ für den Kaiserstaat Österreich hervor, der den Anschluß des Innviertels an Salzburg vorsah.
Ebda. S. 206 f.
196) So wußte man z. B. aus Ried zu berichten, daß die Gerüchte über die Rückkehr des Innviertels an Bayern 
häufig geglaubt und von einzelnen freudig begrüßt würden. Der Rieder Bezirksvorsteher meinte in die-
sem Zusammenhang, daß die niedrigeren Steuern in Bayern eine starke Anziehungskraft bildeten und daß 
materielle Motive bei den Wünschen der Innviertler eine größere Rolle spielten als Sympathien und An-
tipathien bezüglich der Landeshoheit. Auch der Vorsteher des Bezirksamtes Mattighofen betonte damals –
es war 1867 – die warmen Sympathien der Innviertler für Bayern, wies aber zugleich darauf hin, daß das 
Innviertel noch zu kurz unter österreichischer Landeshoheit stehe, „als daß diese Sympathien für Baiern 
sich abgeschwächt hätten“. Sturmberger, Hans: Das Innviertel und Bayern. S. 481.
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All diese immer wieder aufkeimenden Anschlußwünsche wurzelten aber mehr in Sitte, 
Brauch und Gewohnheiten als in politischen Überlegungen, und vielfach entbehrten sie über-
haupt jeglichen politischen Akzents. 
In diesem Sinne konnte man daher – nachdem schon am 8. April 1879 alle Bewohner 
des Innviertels „ohne Unterschied des Standes oder der politischen Farbe“ dazu aufgerufen 
worden waren, laut und freudig Zeugnis zu geben, „daß wir Oesterreicher und gute Patrioten 
sind“ – anläßlich der Hundertjahrfeier der Zugehörigkeit des Innviertels zum Erzherzogtum 
Österreich ob der Enns197 der Apostolischen Majestät, dem Allergnädigsten Kaiser, das Ge-
löbnis „der unwandelbarsten Treue und Anhänglichkeit“ erneuern.198
Daß das Innviertel zu Österreich gehörte, stand also nach einem Jahrhundert völlig 
außer Zweifel, und dafür spricht auch, daß schließlich im Frühjahr 1921 lediglich für den Fall 
einer Aufteilung Österreichs daran gedacht war, die Bezirke Braunau, Ried und Schärding an 
Bayern anzuschließen. Die Aufgaben eines „Anschlußkommissars“ hätte Odo Neustädter-
Stürmer, der spätere österreichische Bundesminister, übernehmen sollen, der zu dieser Zeit 
Regierungskommissär bei der Bezirkshauptmannschaft Braunau war.199
Eine gemeinsame Abstimmung im gesamten Bundesgebiet, wie sie der oberösterreichi-
sche Landtag gefordert hatte, scheiterte jedoch am heftigen Widerstand der Alliierten.200
Ihr scharfer Einspruch bewirkte, daß sich nun auch Deutschland, das die Abstimmun-
gen in Tirol und Salzburg tatkräftig unterstützt hatte201, offiziell von der Anschlußbewegung 
distanzierte. Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 9. Juni 1921 heißt es dazu202: 
Der neue reichsdeutsche Reichskanzler Dr. Wirth hat über die österreichische Ge-
sandtschaft in Berlin die österreichische Bundesregierung ersucht, mit Rücksicht auf 
die gegenwärtige internationale Lage und die zur Ordnung anstehenden nationalen 
Fragen alles aufzubieten, damit weitere Abstimmungen in den einzelnen Ländern über 
den Anschluß unterbleiben.
Aufgrund der Interventionen der Alliierten203 ließ man schließlich auch weitere – be-
reits geplante – länderweise Abstimmungen fallen. 
Mit dem Verzicht der Steiermark auf eine Abstimmung am 23. Juni 1921 endeten die 
partikularistischen Bestrebungen der Bundesländer204, und in der Folgezeit verlor die An-
schlußbewegung zusehends an Dynamik.
197) Sie wurde am 12., 13. und 14. Mai 1879 in der „ehemaligen Kreisstadt Ried“ abgehalten.
198) Meindl, Konrad: Geschichte der Stadt Ried in Oberösterreich. 1. Bd. – München: 1899. S. 759 ff.
199) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 96.
200) In diesem Zusammenhang war z. B. auch zu hören, daß Gebiete Österreichs von ausländischen Truppen be-
setzt werden könnten. Vgl. Mierl, Susanne: „La question d’Autriche“. S. 77 f.
201) Vor allem von seiten der französischen Diplomatie und Presse war schon in der Vorbereitungsphase der An-
schlußplebiszite immer wieder auf die massive deutsche Propaganda in dieser Angelegenheit hingewiesen 
worden; und nach der Abstimmung in Tirol vertrat z. B. Pierre Lefèvre-Pontalis, der Nachfolger Henry 
Allizés in Wien, sogar die Meinung, die deutschen „Aufwiegler“ hätten die „Naivität der Bergbewohner“ 
ausgenützt. Ebda. S. 75.
Lediglich die französische Linke stand angesichts der katastrophalen wirtschaftlichen Lage Österreichs 
den Anschlußbestrebungen etwas aufgeschlossener gegenüber und kritisierte in diesem Zusammenhang 
wiederholt die Friedensverträge und die „kapitalistischen“ Regierungen Clemenceau und Lloyd George. 
Ebda. S. 73.
202) Schdg. WBl. 1921, Nr. 24.
203) Sie drohten offen, ihre Lebensmittelhilfen einzustellen und wirtschaftliche Sanktionen zu ergreifen.
204) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 111.
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Im unmittelbaren Grenzgebiet zu Bayern spielte dabei auch der Wertverfall der öster-
reichischen Krone eine wesentliche Rolle. Er erlaubte den Bayern, billig im benachbarten 
Grenzgebiet einzukaufen, und diese Chance nützten viele zum Kauf von Lebensmitteln, ins-
besondere von Fleisch. Dies aber verschärfte auf der österreichischen Seite die nach wie vor 
prekäre Situation auf dem Lebensmittelsektor205 und brachte die ortsansässige Bevölkerung, 
die nun abgesehen von den Versorgungsproblemen auch noch mit der fortwährenden Steige-
rung der Lebenshaltungskosten (siehe Tabelle 5) konfrontiert war, immer wieder gegen die 
bayerischen Nachbarn auf. 
Tabelle 5: Index der Lebenshaltungskosten (ohne Wohnung) der Paritätischen Kommission 
Quelle: Walré de Bordes, J. v.: The Austrian Crown. Its Depreciation and Stabilization. – London: 1924. S. 83. 
Zit. nach: Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 353.
In Schärding kam es z. B. in diesem Zusammenhang am 20. Februar 1921 zu schweren 
Ausschreitungen gegen Passauer Ausflügler, wobei einige von ihnen – zum Teil sogar be-
trächtliche – Verletzungen davontrugen. Das „Schärdinger Wochenblatt“ schreibt zu diesem 
Vorfall am 26. Februar unter dem Titel „Stänkerei mit unliebsamen [sic!] Ausgang“206:
Am 20 d. M. war wieder großer Zustrom von Passauern in unsere Stadt. Es wurden 
verschiedene Gast- und Weinhäuser besucht und natürlich ob der Billigkeit (für 1 Mark 
bekommt man 11 K) auch viele Viertel guten Weines hinter die Binde gegossen. Abends 
gegen 8 Uhr tat auch der Wein bereits seine Wirkung. Einige junge Herren gerieten in 
ihrem angeheiterten Zustande mit einigen hiesigen Herren auf dem Stadtplatze deshalb 
in einen Streit, weil sie Aeußerungen folgenden Wortlautes fallen ließen: „Oes d... 
Oesterreicher hobt’s eh nix, wir kaufen eng no aus, ös kinnts an Most saufen und wir 
trinken an Wein“. Einer rühmte sich sogar, indem er sagte: „I nehms mit 10 Schärdin-
gern auf!“ Die Folge dieser Anstänkerung war eine solenne Prügelei, bei der die Stän-
kerer tüchtig verhauen wurden und wie begossene Pudel das Hasenpanier ergriffen. 
Einer der Passauer Herren soll auch vier Stichwunden schwereren Grades erhalten 
haben. Wie uns ein Gewährsmann mitteilt, haben diese jungen Passauer Herren 
auch Frauen und Mädchen auf der Gasse belästigt und einer, der einen hiesigen 
205) Obwohl die Grundnahrungsmittel rationiert waren, kam es bis Anfang 1921 immer wieder zu Engpässen in 
der Versorgung; erst ab dem Frühjahr 1921 funktionierte die Lebensmittelversorgung wieder einigerma-
ßen normal.
206) Schdg. WBl. 1921, Nr. 9, S. 6.
Monat/Jahr Index der Lebenshaltungskosten
Juli 1914          1,0
Jänner 1919        28,4
Juli 1919        31,0
Jänner 1920    49,2
Juli 1920        63,8
Jänner 1921        92,2
Juni 1921      119,0
Dezember 1921      661,0




Bürger frozzelte, empfing von diesem kurzerhand eine schallende Ohrfeige. Es wäre 
wirklich sehr bedauerlich, wenn wegen einer gewissen Sorte von Menschen, die jeden 
Anstandes bar, das zwischen uns Grenzbewohnern bestehende gute Verhältnis gestört 
würde.
Damit in Hinkunft derartige Vorkommnisse unterblieben, ließ Bezirkshauptmann Pe-
trak eine Kundmachung veröffentlichen, worin er die Bevölkerung nachdrücklich davor 
warnte, „sich zu einer Wiederholung der sehr bedauerlichen Ereignisse des vergangenen 
Sonntag hinreißen zu lassen“, weil er sonst – bei allem Verständnis für die Verärgerung der 
Schärdinger über das „provozierende“ Verhalten vieler Passauer, die in Scharen in die Stadt 
strömten und hier Lebensmittel sowie sonstige Bedarfsartikel aufkauften – gezwungen wäre, 
„mit aller Strenge gegen die Schuldtragenden vorzugehen.“ Dann setzte er fort207:
Ich habe an den Herrn Bürgermeister der Stadt Passau eine Zuschrift gerichtet, in wel-
cher ich darauf hinzuwirken ersuchte, daß die Passauer den Besuch Schärdings in so 
großer Anzahl unterlassen und jede Provokation und Aufreizung der einheimischen Be-
völkerung streng vermeiden mögen und zugleich aufmerksam gemacht, daß der Einkauf 
und die Ausfuhr der rationierten Lebensmittel (Fleisch, Butter, Mehl, Eier ec) streng 
verboten ist.
Es werden die Passauer im hiesigen Stadtgebiete und am Bahnhofe kontrolliert wer-
den208 und wird Personen, welche mit rationierten Lebensmitteln betreten werden oder 
welche sich aufreizend benehmen, abgesehen von den etwaigen sonstigen Folgen, un-
nachsichtlich der Grenzschein abgenommen werden.
Ich ersuche daher die einheimische Bevölkerung nochmals die Ruhe und Besonnenheit 
zu bewahren und Vorfälle, welche geeignet wären, das bisherige gute Einvernehmen 
mit dem befreundeten Bayern zu trüben, streng zu vermeiden.
Natürlich aber war der schwierigen Situation in den Grenzbezirken zu Bayern durch 
Appelle allein nicht beizukommen, und daher erließ die Regierung eine Verordnung, der zu-
folge „mit Rücksicht auf den in bedrohlicher Weise überhand genommenen Schmuggel mit 
Pferden, Rind- und Kleinvieh über die Grenzen des Bundesgebietes nach § 24 des Zollgeset-
zes und § 24 der Zollvollzugsanweisung verschärfte Verkehrsbeschränkungen in den Grenz-
bezirken verhängt“ wurden.209 Doch auch diese Maßnahme trug nur wenig zur Entspannung 
der Lage bei, denn die bayerische Bewohnerschaft durfte, nachdem die Lebensmittelrationie-
rungen aufgehoben worden waren, im Rahmen des kleinen Grenzverkehres z. B. bis zu zwei 
Kilogramm Fleisch zollfrei aus Österreich einführen, und je tiefer der Kurs der Krone im 
Vergleich zur Mark fiel, umso mehr Fremde strömten ins Land, um sich hier zu günstigsten 
Bedingungen mit Waren aller Art einzudecken und außerdem in Gast- und Weinhäusern nach 
Herzenslust zu schlemmen. 
207) Schdg. WBl. 1921, Nr. 9, S. 7.
208) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ kursierte nach diesem Vorfall – als Messerheld war inzwischen ein Arbei-
ter aus Wernstein ausfindig gemacht worden – in der Stadt das Gerücht, daß sich die Passauer am näch-
sten Wochenende rächen wollten und zu diesem Zweck bereits Revolver angekauft hätten. Daraufhin 
wurden mehrere Gendarmeriebeamte zusammengezogen, um die in Schärding ankommenden Passauer 
auf Waffen zu kontrollieren. Alles verlief dabei in bester Ordnung, weshalb man hoffte, „daß die freund-
lichen Beziehungen, welche stets zwischen Schärding und Passau bestanden, nicht mehr durch solche un-
liebsame Streitigkeiten und Schlägereien gestört werden.“ Schdg. WBl. 1921, Nr. 10, S. 6. 
209) Schdg. WBl. 1921, Nr. 17, S. 6.
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Daß sich dabei manche dieser Besucher – vor allem in angeheitertem Zustande – auch 
noch abschätzig über die österreichischen Verhältnisse äußerten210, löste bei den Einheimi-
schen geradezu Verbitterung aus. 
Der Kursverfall der Krone ging jedoch ungebremst weiter211 und erreichte im Herbst 
1921 das Stadium der Hyperinflation. Nun setzte ein regelrechter Sturm auf die Geschäfte 
ein, sodaß sich die Finanzverwaltung angesichts des enormen Zudrangs von Käufern aus Bay-
ern genötigt sah, strengere Grenzkontrollen vorzunehmen und schließlich sogar eine teilweise 
Grenzsperre zu verhängen. Wie das „Schärdinger Wochenblatt“ am 13. Oktober 1921 ätzend 
feststellte, waren diese Schutzmaßnahmen allerdings erst zu einem Zeitpunkt ergriffen wor-
den, als „sich der Ausverkauf Oesterreichs zum Großteil schon vollzogen hatte.“212
Tabelle 6: Kurse des Auslandsgeldes nach der Notierung der Devisenzentrale in Wien von 
Mitte Februar bis Ende Juli 1922213
Stichtag Dollar Kronen Dt. Mark Kronen
13. Februar  1  6.348 100 3.187
21. März  1  7.475 100 2.550
25. April  1  7.675 100 3.050
  9. Mai  1  8.450 100 2.950
22. Mai  1  9.600 100 3.150
12. Juni  1 21.100 100 6.600
20. Juni  1 16.000 100 4.900
27. Juni  1 18.200 100 5.600
  3. Juli  1 20.844 100 4.845
18. Juli  1 38.600 100 8.700
31. Juli  1 42.300 100 6.500
Quelle: Schdg. WBl. 1922, Nr. 7 bis Nr. 31.
Um eventuellen Ausschreitungen vorzubeugen, richtete die Bezirkshauptmannschaft 
Schärding daher neuerlich ein Schreiben an den Stadtrat Passau, in dem sie darauf hinwies, 
„daß durch die Ausfuhr von Fleisch sich in der Bevölkerung Schärdings eine Erregung be-
merkbar mache, die zu unliebsamen Vorkommnissen führen könnte“, und daß man deshalb 
seitens der Bezirkshauptmannschaft nicht umhinkönne, die Ausfuhr von Fleisch und sonsti-
210) So berichtete das Schdg. WBl. am 25. 8., daß eine Gesellschaft bayrischer Burschen, die sich „den billigen 
österreichischen Rebensaft“ gut hatte schmecken lassen, in einem hiesigen Weinhause über die österrei-
chische Regierung hergezogen sei. „Nachdem der gute österreichische Tropfen seine Wirkung getan“ hat-
te, schrien „die biederen Bayern“ u. a., „daß die österr. Regierung nichts wert sei und eine Sch–ßregie-
rung ist, was man an den lumpigen österr. Kronen schon erkenne.“ Schdg. WBl. 1921, Nr. 35, S. 6.
211) Trotz ihrer Schattenseiten hatte die Inflation ja auch positive Auswirkungen und war daher vielen nicht un-
willkommen: Sie erlaubte nicht nur die Finanzierung großzügiger sozialer Reformen und die Verfolgung 
des kostspieligen Kurses der Subventionierung von Lebensmitteln, sondern sie erleichterte vielen Unter-
nehmern, mit einem rückständigen Produktionsapparat durch das Valutadumping internationale Konkur-
renzfähigkeit und Vollbeschäftigung zu erreichen, die bei stabiler Währung nicht aufrechtzuerhalten ge-
wesen wären. (Viele realwirtschaftliche Probleme wurden durch die Inflation aber bloß verdeckt, und 
manche Branchen, z. B. die Holz-, die Automobil- und die Schuhindustrie, gerieten nach Ende der Infla-
tionszeit erst recht in Schwierigkeiten.) Außerdem begünstigte die Inflation alle, die Schulden machten 
bzw. zurückzuzahlen hatten. Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. – In: Tálos, E. [u. a.]: Hand-
buch des politischen Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. – Wien: 1995. S. 23–42.
212) Schdg. WBl. 1921, Nr. 42, S. 6.
213) „Der Kurs des Auslandsgeldes“ war ab der Nr. 7 vom 16. Februar 1922 fixer Bestandteil des „Schärdinger 
Wochenblattes“ bzw. seiner „Unterhaltungs-Beilage“. 
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gen Lebensmitteln nach Passau zu verbieten.214 Damit gelang es nun fürs erste, die aufgeheiz-
te Stimmung etwas zu beruhigen, die österreichische Währung aber befand sich nach wie vor 
im freien Fall. Hatte man im Februar 1921 eine Mark mit 11 Kronen215 umgerechnet, so muß-
te man ein Jahr später für eine Mark schon fast den dreifachen Betrag aufwenden, und ein 
Ende dieser Entwicklung war nicht abzusehen. 
Wie außerordentlich schlecht die Währungslage war, geht auch aus einer Gegenüber-
stellung der Baumaterialpreise bzw. der Kosten für eine Maurerstunde in Deutschland und in 
Österreich im Vergleich zum Jahr 1914 hervor, die das „Schärdinger Wochenblatt“ in seiner 
Nr. 9 vom 2. März 1922 unter dem Titel „Das Bauen einst und jetzt!“ veröffentlichte und fol-
gendermaßen kommentierte216:
Es ist interessant, wie wir gegen Deutschland mit den Preisen der Baumaterialien fort-
geschritten sind [...]. Da kann man sagen, daß einem die Lust vergeht zu bauen.
Tabelle 7: „Das Bauen einst und jetzt!“ 
Baumaterialien/-kosten Deutschland (in Mark) Österreich (in Kronen)
1914 1922 1914 1922
100 Stück Maurerziegel     22,00      858,00      10,00       4.500
10.000 kg Zement   410,00   9.225,00    290,00   600.000
10.000 kg Weißkalk   155,00   5.182,00    300,00   300.000
1 m3 Holz     38,00   2.014,00      22,00     40.000
1000 kg Eisen (Träger)   110,00   6.160,00    240,00   420.000
1 m2 Glas       1,25        93,75        2,40       1.150
1 Maurerstunde       0,70        11,76        0,60          350
Quelle: Schdg. WBl. 1922, Nr. 9, S. 6.
Angesichts des dramatischen Wertverfalls der Krone und der daraus resultierenden 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten schieden sich nun unter den Anschlußbefürwortern die Gei-
ster, wie man sich in der Anschlußfrage verhalten solle: Während die einen dafür eintraten, 
die Vereinigung mit dem deutschen Bruderland jetzt – da die „Lebensunfähigkeit“ Öster-
reichs gleichsam bewiesen sei – noch vehementer als bisher voranzutreiben, setzten die ande-
ren eher darauf, den Anschluß vorerst zurückzustellen und sich unter Aufbietung aller Kräfte 
um die Sanierung der Wirtschaft zu bemühen. Letztere Meinung wurde auch im „Schärdinger 
Wochenblatt“ vertreten, wie z. B. folgendem Ausschnitt aus einem Kommentar zum Vertrag 
von Lana217 in der Ausgabe vom 26. Jänner 1922 zu entnehmen ist218:
214) Schdg. WBl. 1921, Nr. 43, S. 6.
215) Schdg. WBl. 1921, Nr. 9, S. 6.
216) Schdg. WBl. 1922, Nr. 9, S. 6.
217
??????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????kanzler Schober 
unterzeichnet und beinhaltete eine gegenseitige Gebiets- und Neutralitätsgarantie, die Anerkennung der 
Pariser Vororteverträge sowie die Gewährung eines tschechischen Kreditvorschusses auf die zu erwarten-
de Völkerbundanleihe in der Höhe von 500 Millionen Tschechenkronen. Aufgrund dieses Vertrags konn-
te außerdem die außenpolitische Isolierung Österreichs überwunden werden, in die Österreich durch die 
Bundesländer-???????????????????????????????????????????????????????????????????nalen Ansehens er-
freute, stellte die bisherige massive Anti-Österreich-Propaganda völlig ein und half entscheidend mit, ein 
positives Klima in der Frage der Völkerbundanleihe für die Alpenrepublik zu schaffen. Der von den An-
schlußanhängern vielgeschmähte damalige tschechische Ministerpräsident und Außenminister Eduard 
Beneš („Anschluß bedeutet Krieg“) waren an diesem Umschwung hauptbeteiligt und intervenierten in 
dieser Hinsicht mehrfach bei den Alliierten. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 107 f.
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Wir wollen nicht in Abrede stellen, daß vom nationalen Gesichtspunkte aus das Ab-
kommen von Lana entschieden zu verwerfen wäre, [...]. Wir sind [aber] der Meinung, 
daß Oesterreich vor allem dahin trachten muß, aus seinem wirtschaftlichen Elend her-
auszukommen. Haben wir uns erst einmal erholt, dann kann auch das nationale Pro-
blem wieder in entschiedener Weise ins Treffen geführt werden. Doch derzeit steht 
wohl im Vordergrunde des Volksinteresses die Magenfrage und solange diese nicht 
einer glücklichen Lösung zugeführt worden ist, müssen alle Nebenfragen in den Hin-
tergrund treten.
Die letzte Phase der Hyperinflation in Österreich setzte im Juni 1922 – etwa gleichzei-
tig mit dem Amtsantritt der Regierung Seipel219 – ein. Die weitgehende Entwertung der Kro-
ne in den Sommermonaten 1922220, die sich z. B. auch in der nebenstehenden Bekanntma-
chung der Fachgenossenschaft der Fleischhauer 
und Selcher des politischen Bezirkes Schärding im 
„Schärdinger Wochenblatt“ vom 6. Juli 1922 wi-
derspiegelt221, führte den politischen Entschei-
dungsträgern sowohl in Österreich als auch im 
Ausland die Notwendigkeit einer durchgreifenden 
Reform dramatisch vor Augen.222
Nachdem die Bemühungen des von Seipel 
als Vertrauensmann geholten Finanzministers Graf 
August Ségur zur Eindämmung der Inflation und 
zur Ankurbelung der Wirtschaft gescheitert waren, 
entschied sich der „Bürgerblock“ unter der Füh-
rung Seipels gegen eine „interne“ Lösung der 
österreichischen Finanzprobleme – für die die So-
zialdemokraten plädiert hatten223 – und für den „Weg nach Genf“, d. h. für die Durchfüh-
rung eines Sanierungsplanes unter der Ägide des Völkerbundes.224 Zu diesem Zweck ging 
218) Schdg. WBl. 1922, Nr. 4, S. 1.
219) Der Koalitionspakt vom Mai 1922, aufgrund dessen die Regierung aus Christlichsozialen und Großdeut-
schen unter der Führung Seipels gebildet wurde, überließ die Anschlußfrage der weiteren Entwicklung, 
stellte aber die verschiedenen Standpunkte der Partner fest: Die Großdeutschen konnten sich weiterhin 
offen zum Anschluß bekennen, während sich Seipel, durchdrungen von dem Gedanken einer österreichi-
schen Sendung gegenüber Slawen und Magyaren in Mittel- und Osteuropa, immer wieder (z. B. in seiner 
Regierungserklärung vom 31. Mai 1922 im österreichischen Nationalrat) als Gegner des Anschlusses de-
klarierte. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 113 f.
220) Im August 1922 z. B. fiel die Krone auf ein Siebzehntausendstel ihres Vorkriegswertes, und der Index der 
Lebenshaltungskosten erhöhte sich im selben Monat um das Doppelte. Ebda. S. 116.
221) Schdg. WBl. 1922, Nr. 27, S. 8.
222) So meldete der neue deutsche Gesandte in Wien, Max Pfeiffer, am 12. Juni 1922 an das Berliner Außenamt: 
„Lage katastrophal, Demonstrationen bevorstehend. Halte es für unbedingt notwendig, daß die Presse 
den Vorschlag Dr. Bauers über sofortigen wirtschaftlichen Anschluß sympathischer bespricht, und daß 
von deutscher Regierung zu erkennen gegeben wird: Tätige Teilnahme und Verständnis für die Lage 
Österreichs.“ Kurz darauf wies die deutsche Gesandtschaft in der Schweiz darauf hin, im Falle des Zu-
sammenbruchs der Republik Österreich bestehe Einvernehmen zwischen Bayern und der Tschechoslo-
wakei. Diese besetzt Wien und die beiden Österreich. Bayern nimmt sich Tirols und Salzburgs an. Even-
tuell fällt das Burgenland wieder an Ungarn. Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. 
S. 115.
223) Der von den Sozialdemokraten vorgelegte Sanierungsplan sah neben einer Reihe von Opfern für breite Be-
völkerungsschichten eine strenge Devisenbewirtschaftung, die Erschließung neuer Energiequellen, die 
Umstrukturierung der Industrie und den Ausbau der Landwirtschaft vor. Vor allem aber sollte eine Ver-
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Bundeskanzler Seipel in die Offensive. Er sicherte sich auf drei Reisen nach Prag, Berlin und 
Verona die Unterstützung der Tschechoslowakei, des Deutschen Reiches und Italiens beim 
Völkerbund und konfrontierte dann die Völkerbundversammlung in Genf mit der Frage einer 
politischen Neuordnung des Donauraumes. Indem er klarmachte, daß der Zusammenbruch 
Österreichs „ein Loch mitten in die Karte Europas reißen“ und „einen luftleeren Raum mitten 
in Europa schaffen“ würde, „der mit ungeheurer Saugkraft die Nachbarn erfassen und da-
durch das – auch abgesehen von Österreich – nur mit großer Kunst zwischen ihnen aufrecht-
erhaltene Gleichgewicht stören müßte“225, gelang es ihm, das ökonomische Problem Öster-
reichs zu einem politischen Problem Mitteleuropas umzudefinieren und die Großmächte von 
der Notwendigkeit einer Hilfeleistung für Österreich zu überzeugen. 
Der nach intensiven Verhandlungen am 4. Oktober 1922 zwischen Frankreich, Eng-
land, Italien, der Tschechoslowakei und Österreich abgeschlossene Sanierungsplan – die so-
genannten „Genfer Protokolle“ – garantierte Österreich eine Anleihe von 650 Millionen 
Goldkronen226 und die Aufrechterhaltung seiner territorialen und politischen Unabhängigkeit. 
Österreich seinerseits verpflichtete sich, gemäß Artikel 88 des Friedensvertrags von St. Ger-
main seine Souveränität in den nächsten zwanzig Jahren nicht aufzugeben und innerhalb 
eines Monats ein Reform- und Sanierungsprogramm auszuarbeiten, das binnen zwei Jahren 
ein dauerndes Budgetgleichgewicht herbeiführen sollte.227
Nach heftigen innenpolitischen Kontroversen228, in deren Verlauf sich die Gegensätze 
zwischen den beiden Großparteien weiter verschärften, einigte man sich schließlich auf den 
Kompromiß, die Vollmachten einem außerordentlichen Kabinettsrat zu übertragen, in dem 
einfache Mehrheit zur Beschlußfassung genügte.229 Damit war die Durchführung der Genfer 
Protokolle gesichert, und das Sanierungswerk konnte in Angriff genommen werden. Darauf 
soll hier aber nicht weiter eingegangen werden.
Lange bevor der Erlös der Anleihe der österreichischen Regierung zur Finanzierung 
von Staatsausgaben zur Verfügung stand und noch bevor erste Maßnahmen zur Beseitigung 
des Budgetdefizits getroffen wurden, kam der Wertverfall der Krone zum Stillstand. Hatte 
der Dollarkurs am 25. August 1922 mit 83.600 Kronen seinen höchsten Wert erreicht, so sta-
bilisierte sich der Kurswert der Krone im Herbst 1922 und fiel Ende des Jahres 1922 auf zirka 
70.000 Kronen pro US-Dollar, was dem 14.400stel des Vorkriegswertes entsprach. Die Er-
mögensabgabe geleistet werden, wobei auch daran gedacht war, die Banken, die enorme Spekulationsge-
winne gemacht hatten, zur Kasse zu bitten. Österreich sollte durch diese Maßnahmen die Krise ohne 
fremde Hilfe meistern und sich auf diese Weise seine wirtschaftliche und politische Handlungsfreiheit 
bewahren. Sanierungspläne, die in eine ähnliche Richtung wiesen, kamen auch vom ehemaligen k. u. k. 
Finanzminister Alexander Spitzmüller, der nun als Gouverneur der Österreichisch-Ungarischen Bank tä-
tig war, und vom liberalen Nationalökonomen Gustav Stolper. Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte 
Staat. S. 114.
224) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. – In: Weinzierl, Erika/Skal-
nik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. – Bd. 1. – S. 354. 
225) Aus der Rede Seipels vor der Völkerbundversammlung am 6. September 1922. Zit. nach: Verosta, Stephan: 
Die österreichische Außenpolitik 1918–1938 im europäischen Staatensystem 1914–1955. S. 124. 
226) Die Verantwortung für die Verwendung der Anleihe wurde einem vom Rat des Völkerbundes eingesetzten 
Generalkommissär übertragen, der weitreichende Vollmachten erhielt.
227) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 115 f. 
228) Entrüstet über das neuerlich ausgesprochene Anschlußverbot, die von Genf geforderte partielle Entmach-
tung des Parlaments und die ausländische Kontrolle, sprachen die Sozialdemokraten von „offenem Lan-
desverrat“ und einem „Ausverkauf Österreichs“; im Gegenzug werteten die Christlichsozialen diese Hal-
tung als Ablehnung des österreichischen Staates. Wolfram, Herwig (Hrsg.) Österreichische Geschichte 
1890–1990: Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. Österreichische Gesellschaftsgeschichte im 
20. Jahrhundert. – Wien: 1994. S. 282 und Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 119.
229) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 116.
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wartung, daß die ausländischen Financiers die „schrankenlose Ausgabenwirtschaft“ des Staa-
tes beenden würden, hatte zu einem abrupten Ende der Spekulation gegen die Krone ge-
führt.230
Tabelle 8: Kurse des Auslandsgeldes in der zweiten Hälfte des Jahres 1922 nach der Notie-
rung der Devisenzentrale in Wien
Quelle: „Schärdinger Wochenblatt“ 1922, Nr. 27 bis Nr. 51.
Kaum aber begann sich die Stabilisierung der Krone abzuzeichnen, ging es mit der 
Mark bergab (siehe Tabelle 8). Hatten – wie bereits erwähnt – 1921 viele Bayern zum Ärger 
der österreichischen Grenzbevölkerung den hohen Kurswert der Mark ausgenützt, um z. B. 
billig in Schärding einzukaufen, so veranlaßte nun der Sturz der Mark viele Österreicher, ih-
ren Bedarf an Lebensmitteln im benachbarten Bayern zu decken, was wiederum zu heftigen 
Auseinandersetzungen und zu strengen Kontrollen an der Grenze führte. 
Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 31. Oktober 1922 findet sich in diesem Zusam-
menhang z. B. folgender Bericht231:
Ein ganz eigentümliches Bild zeigte sich vorige Woche in den Straßen des benachbar-
ten Neuhaus. Ungefähr 15 Personen wurden in geschlossenem Zuge unter Bewachung 
von bayer. Finanzorganen zum Zollamte geführt. Bei näherer Betrachtung zeigte es 
sich, daß diese wie Gefangene Geführten Schärdinger waren, welche auf ihrer Rück-
reise von Passau am Bahnhofe in Sulzbach von den Finanzorganen gesammelt, in die-
sem Aufzuge von Sulzbach zum Zollamte in Neuhaus geführt wurden, um dort einer 
Untersuchung nach eventuellen zollpflichtigen Sachen unterzogen zu werden. Der 
plötzliche Sturz der Mark und der damit verbundene regere Grenzverkehr seitens der 
Bewohnerschaft Schärdings und Umgebung zwecks Ankauf von Lebensmitteln usw. hat 
die bayr. Finanzorgane in Aufregung versetzt und suchen die Letzteren durch schärfere 
Maßnahmen den Auskauf auf jede Art zu verhindern. Die hohen Eisenbahntarife bei 
uns bringen es nun mit sich, daß viele Schärdinger zur Fahrt nach Passau nicht die 
österreichischen Züge, sondern die Züge von Sulzbach aus benützen und auf derselben 
230) Kernbauer, Hans: Österreichische Währungs-, Bank- und Budgetpolitik in der Zwischenkriegszeit. – In: 
Tálos [u. a.]: Handbuch des politischen Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. S. 558.
231) Schdg. WBl. 1922, Nr. 43, S. 6.
Stichtag Dollar Kronen Dt. Mark Kronen
  3. Juli  1 20.844 100 4.845
18. Juli  1 38.600 100 8.700
31. Juli  1 42.300 100 6.500
  7. August  1 51.650 100 6.720
28. August  1 78.400 100 5.025
18. September  1 74.850 100 5.175
  2. Oktober  1 73.800 100 4.225
16. Oktober  1 73.350 100 2.575
27. Oktober  1 73.800 100 1.720
  6. November  1 73.300 100 1.180
27. November  1 71.250 100    930
11. Dezember  1 71.150 100    860
22. Dezember  1 70.520 100 1.065
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Strecke auch zurückkehren. Man sollte nun glauben, daß man ohne jeden Zwang den 
Weg bis zur Grenze zurücklegen kann. Dies ist aber nicht der Fall. Sobald nämlich 
Schärdinger in Sulzbach den Zug verlassen, werden sie von den dort aufgestellten Fi-
nanzorganen gesammelt und nach Neuhaus gebracht, um dort einer Untersuchung
nach zur Ausfuhr verbotenen Waren unterzogen zu werden. Gegen dieses eigentüm-
liche Vorgehen soll auch schon an maßgebender Stelle Einspruch erhoben worden 
sein.
Infolge des fortschreitenden Verfalls der deutschen Währung sah sich das Staatsmini-
sterium des Innern in München schließlich veranlaßt, den Verkehr mit Nahreisesichtvermerk 
aus den Ländern Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg nach Südbayern mit Wir-
kung von Sonntag, dem 12. November 1922, bis auf weiteres einzustellen. War von dieser 
Maßnahme der Übertritt mit Paß und ordnungsmäßig erteiltem Visum durch eine deutsche 
Paßstelle oder mit Grenzschein für die unmittelbar an der Grenze Wohnenden nicht betrof-
fen232, so wurde die Bevölkerung eine Woche später durch eine amtliche Mitteilung davon in 
Kenntnis gesetzt, daß über Verfügung der bayerischen Regierung die Überschreitung der 
Grenze mit Grenzscheinen nur mehr dann gestattet sei, wenn die Bezirkshauptmannschaft auf 
diesen Scheinen Grund und Notwendigkeit der Grenzüberschreitung bestätigt habe. Gleich-
zeitig wurde darauf aufmerksam gemacht, daß die Benützung der Bahnstrecke Sulzbach–
Passau und der Automobillinie Neuhaus–Passau mit Grenzscheinen nunmehr unbedingt un-
tersagt sei.233
Diese Verschärfung des Grenzverkehrs löste bei der österreichischen Grenzbevölke-
rung – auch angesichts der nach wie vor bestehenden Anschlußbestrebungen – begreiflicher-
weise großen Unmut aus, sie stieß aber auch auf bayerischer Seite (z. B. in der Passauer Ge-
schäftswelt234) auf wenig Verständnis:
Eigentümlich wird einen jeden Deutschösterreicher die Verfügung des bayerischen 
Staatsministeriums berühren, die dahin zielt, den Deutschösterreichern den Besuch 
Bayerns mit einem doch nur auf Gegenseitigkeit beruhenden Nahreisesichtvermerk 
nicht mehr zu gestatten aus dem Grunde, weil der „Selbsterhaltungstrieb“ dies ener-
gisch gebiete. Auf das Ausfuhrverbot von Nahrungsmitteln und Textilwaren ec. ist den 
benachbarten Oesterreichern nun auch kurzerhand die Grenzsperre auferlegt worden, 
damit sie ja nicht in Massen nach Bayern kommen und die Weißwürste wegessen und 
sich am bayerischen Bier gütlich tun. Selbstverständlich ist dieses Uebertrittsverbot 
nur für die Grenzbewohner von großem Nachteil, denn die bekannten Schieber und 
Prasser sind schon im Besitze eines Passes, der ihnen auch weiterhin den Genuß der 
bayerischen Kalbshaxen und Vollbiere gewährleistet.
Vor kaum Jahresfrist waren wir Oesterreicher in der angenehmen Lage, unser Land 
allen Nationen zum gänzlichen Ausverkauf preisgegeben zu sehen. [...] Weder unsere 
Regierung, noch Landes- oder Magistratsämter taten damals auch nur das Geringste 
gegen den uns drohenden Ausverkauf und besonders gegenüber unserem deutschen 
232) Schdg. WBl. 1922, Nr. 45, S. 7.
233) Schdg. WBl. 1922, Nr. 46, S. 7.
234) Laut Mitteilung des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 30. November 1922 protestierten auch die Reichen-
haller Kaufleute sowie die Geschäftsleute Traunsteins und anderer größerer Orte gegen die Grenzsperre, 
und der Chiemgauer Handels- und Gewerbebund richtete eine Eingabe an das Ministerium des Innern in 
München, in der er „die tunlichste Erleichterung im Grenzverkehre“ verlangte. 
Schdg. WBl. 1922, Nr. 47, S. 2.
-94-
Nachbarn herrschte das Bestreben, ihm nach Möglichkeit den Besuch unseres Landes 
zu erleichtern. Wenn wirklich Stimmen gegen den Fremdenverkehr laut wurden, dann 
waren sie meist nur gegen die sich einstellenden Alkoholexzesse gerichtet, die sich aus 
dem Uebergenusse von Wein usw. ergaben. Niemals wäre es aber den Oesterreichern 
eingefallen, unseren nachbarlichen Bayern den Uebertritt nach Oesterreich zu verbie-
ten oder auch nur zur erschweren.
Was also das arme ausgehungerte Oesterreich nicht tat aus Zusammengehörigkeitsge-
fühl, das mit Lebensmittel [sic!] gesegnete Bayern tut es „mit Rücksicht auf die Selbst-
erhaltung des Landes“. Dieser pharisäerhafte Bureaukratismus treibt jedem ehrlich 
denkenden Deutschen die Schamröte ins Gesicht, weil er sieht, mit welcher Rücksichts-
losigkeit Deutsche ihre deutschen Stammesgenossen behandeln. [...]
Aber wir wissen ganz genau, daß das bayerische Volk eigentlich mit dieser Verfügung 
ihres Staatsministeriums nichts gemein hat, daß es ihm ernstlich darum zu tun ist, mit 
uns Deutschösterreichern auch weiterhin an der Brücke zum endgiltigen Anschluß zu 
zimmern. Nur die verschiedentlichen Behörden, die den sich aus dem Tiefstand der 
Mark ergebenden Schwierigkeiten ebenso machtlos gegenüberstehen wie wir Oester-
reicher, begehen solche Kopflosigkeiten. Ein neuerlicher Beweis davon ist der, daß die 
Absicht besteht, alle Geschäftsleute, die an Ausländer (auch Oesterreicher) Ware ver-
kaufen, exemplarisch zu bestrafen. Mit voller Berechtigung hat die Geschäftswelt Pas-
saus dagegen in der „Donau-Zeitung“ entschiedene Stellung genommen, darauf ver-
weisend, daß die bayerische Bevölkerung ob der mißlichen Geldverhältnisse ihnen 
nichts abkauft und daß, falls sie auch den Oesterreichern nichts verkaufen dürfen, sie 
gezwungen sind, ihre Angestellten zu entlassen und die Geschäfte zu sperren. Durch 
den Geschäftsstillstand werden sie aber auch selbst dem Bankrotte nahegebracht. [...]
Wir hoffen, daß das bayerische Staatsministerium sich ehebaldigst seines ganz und gar 
undeutschen Vorgehens gegen uns Oesterreicher bewußt wird, und diese von einer 
egoistischen Engherzigkeit zeigende Verfügung aufhebt, zumal ja doch die bayerische 
Bevölkerung selbst dieses jedem völkischen Empfinden hohnsprechende Gebahren [!] 
verurteilt und der bayerische Fiskus eigentlich dadurch nur den Hauptschaden hat,
schrieb dazu das „Schärdinger Wochenblatt“ am 23. November 1922 unter dem Titel 
„Ein Faustschlag“.235
Aufgrund der heftigen Proteste hob die bayerische Staatsregierung die den kleinen 
Grenzverkehr betreffende Verfügung zwar wenig später wieder auf, u. z. zuerst zwischen 
Tirol und Salzburg einerseits und Bayern andererseits und kurz darauf – nachdem der ober-
österreichische Landeshauptmannstellvertreter Langoth bei der bayerischen Staatsregierung 
in dieser Angelegenheit interveniert hatte – auch für die oberösterreichischen Grenzbezirke 
Braunau am Inn, Ried, Schärding und Rohrbach236, in der Anschlußfrage aber war – wie 
235) Schdg. WBl. 1922, Nr. 46, S. 1.
236) Unter der Zahl 3203/5/A. teilte die Bezirkshauptmannschaft Schärding am 30. November 1922 in ihrem 
„Amts-Blatt“ dazu folgendes mit: „Die Landesregierung für Oberösterreich bringt hiemit zur Kenntnis, 
daß es ihren Bemühungen bei der bayerischen Staatsregierung gelungen ist, Erleichterungen im Grenz-
verkehr zwischen Oberösterreich und Bayern durchzusetzen. […] Die Erleichterungen bestehen darin, 
daß die Bewohner der Grenzbezirkshauptmannschaften Braunau a. I., Schärding, Ried i. Innk. und Rohr-
bach wieder mit Nahreisesichtvermerk, jedoch mit Zureisegenehmigung der bayr. Bezirkspolizeibehörde, 
in dringenden Ausnahmsfällen mit Vorgenehmigung der in Betracht kommenden Bezirkshauptmann-
schaft, die Grenze nach Bayern überschreiten können. Ebenso wird der Verkehr mit Grenzscheinen wie-
der freigegeben.“ 
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folgender Kommentar im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 30. November 1922 zeigt237 –
durch diesen „Grenzkrieg“ viel Porzellan zerschlagen worden:
Man hat unnötigerweise eine Verbitterung geschaffen, die zu beseitigen es angestreng-
ter Bemühungen weiterblickender deutscher Volksgenossen bedürfen wird. Frankreich 
mag sich ins Fäustchen lachen. Was all seine Drohungen und Gewaltmaßregeln nicht 
zu erzielen vermochten, hat unser heiliger Bureaukratismus zustande gebracht, nämlich 
weiteren Kreisen Oesterreichs die Anschlußfreudigkeit zu verekeln.
In der Nr. 24 des „Schärdinger Wochenblattes“ werden in diesem Zusammenhang unter 
dem ironischen Titel „Die Anschlußförderer“ auch schwere Vorwürfe gegen die „Donau-
Zeitung“ erhoben238: 
Die „Donau-Zeitung“, die eigentlich des öfteren ob ihres unfreundlichen Benehmens 
gegen die österreichischen Grenznachbarn einen Rüffler verdiente, kann nicht umhin, 
wieder einmal bei uns Oesterreichern nach ihrer Art Propaganda für den Anschluß 
zu machen, denn in der Hetze gegen Deutschösterreich ist sie den fremdnationalen 
Blättern ebenbürtig. Durch den Tiefstand der Mark (nicht durch das ungeahnte Stei-
gen der österr. Krone, wie die „D-Z“ behauptet) ist es auch uns Oesterreichern wieder 
einmal möglich geworden, im benachbarten Bayern Einkäufe zu besorgen. Dies benützt 
die „D-Z“, um von einem „schier unersättlichen, warenhungrigen Ausplündern“ der 
Stadt Passau durch die Oesterreicher zu sprechen. Als im Jahre 1921 unsere Stadt 
die Passauer täglich in Massen besuchten, gebrauchten wir ja gegen unsere nachbar-
lichen Volksgenossen auch nicht solche ungebührliche Aeußerungen und rügten nur 
zeitweise vorkommende Untaten. Im übrigen sind auch in Passau die Preise derzeit 
bereits so hoch, daß die Oesterreicher mit Ausnahme von Bier sich nicht viel preis-
werte Waren holen können, da die meisten ohnedies der Ausfuhr-Bewilligung unterlie-
gen.
Dazu kam noch, daß der Verfall der Mark ungebremst anhielt und vor allem in den 
Monaten September bis Dezember 1923 einen äußerst dramatischen Verlauf nahm: In Passau 
betrug z. B. am 1. Oktober 1923 die Miete „das 4 480 000fache der Friedensmiete“. Ein 
Pfund Blaukraut oder Tomaten wurde auf dem Wochenmarkt für 3 Millionen Mark angebo-
ten, und für ein Pfund Zwetschken hatten die Kunden 1,5 Millionen Mark zu zahlen.239 Der 
Geldwert verfiel so rasch240, daß weder die staatlichen Notenpressen noch die Gehalts- und 
Lohnberechnungen hinterherkamen. In einem am 24. Oktober 1923 in der „Donau-Zeitung“ 
veröffentlichten Artikel beschreibt der Landessekretär der Christlichen Gewerkschaften 
L. Funke die katastrophale Lage der Lohn- und Gehaltsempfänger folgendermaßen241:
Ein am Tage der Lohnverhandlung als ausreichend festgesetzter Lohn ist am Tage der 
Auszahlung bereits auf ¼ der Kaufkraft herabgesunken, [...] ist die Kaufkraft des Ar-
beitseinkommens am Ende der Verbraucherwoche auf wenige Pfennige zusammenge-
schmolzen. Die Umstände haben zu einer fürchterlichen Not der Lohn- und Gehalts-
237) Schdg. WBl. 1922, Nr. 47, S. 2.
238) Schdg. WBl. 1923, Nr. 24, S. 6.
239) DZ 133/266 vom 1. Oktober 1923, S. 2 und 3.
240) So kostete z. B. ein Liter Milch laut DZ 133/289 vom 27./28. Oktober 1923, S. 3 schon 3 Milliarden Mark.
241) DZ 133/286 vom 24. Oktober 1923, S. 2.
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empfänger geführt. Der am letzten Freitag, den 19. Oktober, ausgezahlte Lohn reicht 
nicht einmal mehr dazu, um am darauffolgenden Mittwoch einen Tagesbedarf an Brot 
zu decken.
Tabelle 9: Kurswerte im Jahr 1923 gemäß der Notierung der Devisenzentrale in Wien 
Quelle: „Schärdinger Wochenblatt“ 1923, Nr. 1 bis 1924, Nr. 1.
Die Notlage in Deutschland wurde in Österreich als so groß empfunden, daß sich über-
all in dem Land, das sich noch vor kurzem – „weil es nicht lebensfähig war“ – an Deutsch-
land hatte anschließen wollen, Hilfskomitees bildeten, um „die Brüder im Reich“ unterstüt-
zen zu können.242 Während die deutsche Regierung Seipel jede Kredithilfe verweigert hat-
te, organisierte das „arme“ Österreich 1923 eine „Deutschlandhilfe“, die weit über die Kräf-
te des Landes zu gehen schien.243 Sammelaktionen aller Parteigruppierungen für die hun-
gernden reichsdeutschen Kinder wurden veranstaltet, Hilfsaktionen der Gewerkschaften, 
der Angehörigen des Bundesheeres wurden eingeleitet, Kinderhilfszüge wurden organi-
siert244, wobei viele dieser Maßnahmen unter weitgehender Förderung der Regierung standen, 
242) Laut Schdg. WBl. 1923, Nr. 44, S. 2 war z. B. von 24. Oktober an täglich ein Waggon Lebensmittelpakete 
nach Deutschland abgegangen.
243) Der oö. Landesrat beschloß in seiner Sitzung vom 8. November 1923 über Antrag des Herrn Landeshaupt-
mannes Hauser einstimmig, gegen nachträgliche Genehmigung des Landtages für die Notleidenden in 
Deutschland den Betrag von 500 Millionen Kronen zu widmen. Schdg. WBl. 1923, Nr. 46, S. 6. 
In einem amtlichen Aufruf wandten sich die Landesregierung und das Bischöfliche Ordinariat dann an die 
oberösterreichische Bevölkerung, das „Elend unserer deutschen Brüder und Schwestern“ lindern zu hel-
fen. Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 2. Bd., S. 458 ff.
244) Im Schdg. WBl. 1923, Nr. 47 vom 22. November 1923 findet sich sowohl ein flammender Appell des Ober-
österreichischen Ausschusses für Deutschlandhilfe, den „Brüder[n] jenseits der Grenze“ zu helfen –
„Oberösterreicher! In schwerster Not Hunderttausender, denen der Hungertod droht, rufen wir Euch! 
Helft, seid Menschen, seid Christen!“ (S. 1) –, als auch ein Aufruf des „Deutschen Turnvereins Schär-
ding 1862“ an „all seine Mitglieder, Freunde und Gönner“, „Kinder unserer Bundesmitglieder im Reiche 
Stichtag Dollar Kronen Dt. Mark Kronen
  2. Jänner 1 69.875   100 945,00
22. Jänner 1 70.950        100 335,00
  5. Februar 1 70.850        100 155,00
  5. März 1 71.100        100 305,00
  9. April 1 70.740        100 320,00
14. Mai 1 70.675        100 151,00
  5. Juni 1 70.650        100 106,00
  3. Juli 1 70.910        100   45,00
  7. August 1 70.560        100     2,75
  4. September 1 70.560     1.000     6,00
17. September 1 70.560   10.000     4,00
  1. Oktober 1 70.560 100.000   25,00
16. Oktober 1 70.960 100.000   18,00
23. Oktober 1 70.560    1 Million      1,00
29. Oktober 1 70.560    10 Millionen     8,00
  6. November 1 70.560 100 Millionen   12,00
13. November 1 70.560     1 Milliarde   28,00
20. November 1 70.560     1 Milliarde   11,00
  4. Dezember 1 70.560     1 Milliarde   13,00
31. Dezember 1 70.560     1 Milliarde   14,50
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die durch einstimmigen Beschluß des Parlamentes aufgefordert worden war, die Hilfsaktio-
nen der Bevölkerung mit voller Kraft zu unterstützen.245
Daß angesichts der katastrophalen Verhältnisse in Deutschland die Anschlußbegeiste-
rung in Österreich auf einen Tiefpunkt sank, verwundert nicht, und dieses Faktum wurde 
auch durch den österreichischen Außenminister Alfred Grünberger bestätigt, indem er in 
einem Interview in Paris zur Anschlußfrage u. a. erklärte246: 
Jeder gesunde Österreicher finde sich mit seinem Zustande ab [...]. Der Gedanke, sich 
mit einem in eine Wirtschaftskrise verfallenden Deutschland zu verbinden, verliere 
mehr und mehr an Anhängern.
Mitverantwortlich für das Abflauen der Anschlußbewegung war aber auch, daß viele 
Österreicher infolge der Genfer Sanierung – trotz aller Belastungen, die das Sanierungspro-
gramm für die breite Masse der Bevölkerung mit sich brachte – allmählich Vertrauen zu ih-
rem jungen Staat zu fassen begannen und dadurch der Österreichgedanke starken Auftrieb 
erhielt. Wenngleich es unter diesen Umständen in den folgenden Jahren etwas ruhiger um 
den Anschluß wurde, kamen die Anschlußbestrebungen in Österreich aber niemals völlig 
zum Erliegen, denn sowohl die Sozialdemokraten247 als auch die deutschnationalen Partei-
en248 hielten ungeachtet dessen, daß sich der Anschluß wegen des Widerstandes im Ausland 
draußen“ bei sich aufzunehmen (S. 5), und schon eine Woche später konnte der oö. Ausschuß für 
Deutschlandhilfe mitteilen, daß er in der seit 14 Tagen durchgeführten Tätigkeit in der Lage gewesen sei, 
nahezu 500 Lebensmittelpakete im Werte von etwa 37 Millionen Kronen nach Deutschland zu vermitteln. 
Ferner habe die von ihm eingeleitete Sammlung bereits einen Betrag von über 50 Millionen Kronen erge-
ben. Schdg. WBl. 1923, Nr. 48, S. 5.
245) So wurde z. B. mit Erlaß der Landesregierung für Oberösterreich in Linz, Zl. 3039/2 Pol. vom 29. Jänner 
1924 der „Freien Lehrergewerkschaft Oesterreichs“ aufgrund ihres Ansuchens vom 17. Dezember 1923 
die „Bewilligung zur Vornahme einer Sammlung innerhalb der Lehrerschaft zu Gunsten der Linderung 
der Not des deutschen Volkes, insbesondere der deutschen Lehrerschaft“ erteilt („Amts-Blatt“ der Be-
zirkshauptmannschaft Schärding Nr. 4/5 vom 7. Februar 1924); und unter der Zahl 11/6 teilte die BH 
Schärding am 6. Februar 1924 mit, daß aufgrund eines Erlasses der Polizeiabteilung der oö. Landesregie-
rung in Linz dem „Bund der öffentlichen Angestellten Oesterreichs“ die Bewilligung erteilt worden sei, 
unter dem Titel „Gewerkschaftliche Beamtenhilfe für Deutschland“ eine Sammelaktion zugunsten der 
notleidenden deutschen Bevölkerung, insbesondere zugunsten der deutschen Beamtenschaft innerhalb 
der österreichischen Beamtenschaft zu veranstalten. „Amts-Blatt“ der Bezirkshauptmannschaft Schärding 
Nr. 6 vom 14. Februar 1924.
246) Le Figaro, Paris, am 15. Juni 1923. Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 122 f. 
247) Im „Linzer Programm“ vom 3. November 1926 hieß es zur Anschlußfrage nach wie vor: „Die Sozialdemo-
kratie betrachtet den Anschluß Deutschösterreichs an das Deutsche Reich als notwendigen Abschluß der 
nationalen Revolution von 1918. Sie erstrebt mit friedlichen Mitteln den Anschluß an die Deutsche Repu-
blik.“ Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 140.
248) So beteiligte sich die Großdeutsche Volkspartei von 1922 bis 1932 nur unter der Voraussetzung an den je-
weiligen Regierungskoalitionen, daß die Anschlußforderung beibehalten wurde. (Das Zugeständnis der 
Christlichsozialen an den Koalitionspartner läßt sich auf die Formel von der „Vermeidung aller Bindun-
gen, die die Errichtung eines Donaustaatenbundes oder die Einbeziehung Österreichs in eine deutsch-
feindliche Mächtegruppe beinhalten oder fördern“, bringen. Schausberger, Norbert: Der Griff nach 
Österreich. S. 114 f.) Die „nationalpolitischen“ Bestimmungen des Koalitionsvertrags vom Mai 1922 
können aber nicht ausschließlich als Zugeständnisse an den großdeutschen Koalitionspartner angesehen 
werden, gab es doch auch in den Reihen der Christlichsozialen nach wie vor entschiedene Anschlußbe-
fürworter. Gerade in Oberösterreich gehörten z. B. die führenden Christlichsozialen vielfach dem „natio-
nalen“ rechten Flügel der Partei an. Wandruszka, Adam: Das „nationale Lager“. – In: Weinzierl, Erika/ 
Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. S. 288. 
In diesem Sinne sprach z. B. im Rahmen einer Wählerversammlung der Christlichsozialen Partei am 18. 
April 1927 im Aschenbrenner Saal in Schärding ein Herr Müller aus der bayerischen Pfalz, Mitglied der 
-98-
vorerst nicht verwirklichen ließ249, weiterhin an einer Vereinigung zwischen Österreich und 
Deutschland fest250 und lehnten andere außenpolitische Konzepte wie den von Frankreich 
und der Kleinen Entente verfolgten Plan einer großen Donaukonföderation (mit der Tsche-
choslowakei, Ungarn, Südslawien und Rumänien) rundweg ab. 
In diesem Sinne erteilte z. B. das „Schärdinger Wochenblatt“ vom 24. November 1927 
auch der Empfehlung des nationalen Prager Blattes „Narodni Politika“, daß es für das „Wohl 
Oesterreichs“ am besten wäre, „wenn es sich entschließen würde, eine zweite Schweiz zu 
werden“, denn „Europa würde es begrüßen, wenn außer der Schweiz noch ein zweiter Staat 
einen neutralen Wall bilden würde“, eine klare Absage251:
Unseres Erachtens nach wäre wohl kein Staat zu diesem hochwichtigen Neutralitäts-
wall geeigneter als die Tschechei selbst, die von so vielen Nationalitäten bewohnt, un-
ter Einführung schweizerischer Verhältnisse erst eine Existenzberechtigung erlangen 
würde, die ihr gegenwärtig noch mehr mangelt als der von den Tschechen und Ungarn 
zertrümmerten österr.-ung. Monarchie. Oesterreich verzichtet auf die unsinnigen 
tschechischen Ratschläge, denn es ist reif genug, um zu erkennen, wo es sein Heil su-
chen muß.
BVP, zum Anschlußgedanken, „den seine Partei stets hochhält und die Christlichsozialen diesseits und 
jenseits der Grenze geistig verbunden hält“. Schdg. WBl. 1927, Nr. 16, S. 5.
Neben der GDVP und den NS (auf die ich erst später eingehen werde) bekannte sich auch der nationalli-
berale „Landbund für Österreich“ – er war am 6. Dezember 1922 durch den Zusammenschluß der beiden 
freiheitlichen Bauernorganisationen (der „Deutschösterreichischen Bauernpartei“ und des innerhalb der 
GDVP als selbständige Untergliederung bestehenden „Bundes deutschösterreichischer Bauern“) entstan-
den – zum Anschluß. Im Pt. 6 des Entwurfs der programmatischen Grundsätze hieß es demzufolge u. a.: 
„Der Landbund will das nationale Einheitsgefühl im deutschen Landvolke Österreichs heben und vertie-
fen. Der Zusammenschluß aller deutschen Stämme im geschlossenen deutschen Sprachgebiete zu diesem 
einigen deutschen Reiche bildet sein unverrückbares, außenpolitisches Ziel. Deutschösterreich muß sicht-
bar für alle Welt wieder das werden, was es bei seiner Gründung war: ‚Die Ostmark als Grenzmark des 
großen Deutschen Reiches’.“ Programmatische Grundsätze des Landbundes für Österreich. Entwurf als 
Grundlage für die Beschlußfassung. Maschinschrift, undat., wahrscheinlich 1922. (Nachlaß Schumy). –
Zit. nach: Feldmann, Angela: Landbund für Österreich. Ideologie – Organisation – Politik. – Diss. Wien: 
1967. S. 6–12. Da aber auch im Landbund klar war, daß eine politische Vereinigung mit dem Deutschen 
Reich aufgrund der außenpolitischen Gegebenheiten keinerlei Chance auf Verwirklichung habe, setzte er 
sich wie die GDVP vorerst für einen „Wirtschaftszusammenschluß mit Deutschland“ und die „Anglei-
chung an die reichsdeutsche Gesetzgebung“ ein. Schdg. WBl. 1927, Nr. 22, S. 1.
249) Der oberösterreichische Landeshauptmannstellvertreter und Landesparteiobmann der GDVP Franz Langoth 
z. B. wies auch immer wieder auf diesen Umstand hin. So hieß es beispielsweise im „Salzburger Bauern-
bündler“ vom 30. November 1922: „Die Großdeutschen betrachten als oberstes Ziel ihrer Politik die Ver-
einigung Oesterreichs mit Deutschland. Augenblicklich ist der Anschluß leider nicht durchzuführen. Wir 
sind wehrlos gemacht worden und müssen uns dem Diktate der Ententemächte unterwerfen. Es kommt 
aber die Stunde – davon sei Redner [= Langoth; Anm. d. Verf.] überzeugt – in welcher der Anschluß zur 
Tat gemacht wird..“ Zit. nach: Schuster, Walter: Deutschnational · Nationalsozialistisch · Entnazifiziert. 
Franz Langoth. Eine NS-Laufbahn. – Linz: 1999. S. 30.
250) Eine im Jahr 1929 mittels Fragebogen durchgeführte Umfrage unter den Mitgliedern des österreichischen 
Nationalrats ergab, daß zwei Drittel der Mandatare noch immer die Vereinigung mit Deutschland unter-
stützten. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 24. 
Allerdings war es bei den Anhängern des Anschlußgedankens mittlerweile zu einer Verschiebung gekom-
men: Während sich nämlich die Arbeiterschaft – mit Ausnahme der sozialdemokratischen Führung – nach 
dem Ausscheiden der Sozialdemokraten aus der deutschen Regierung 1923 und der Wahl des erzkonser-
vativen Paul von Hindenburg zum Reichspräsidenten im Jahr 1925 der Anschlußidee zunehmend ent-
fremdet hatte, fanden starke Kräfte des Bürgertums und der Intelligenz immer mehr Gefallen an dem re-
staurativer werdenden Deutschland. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 127.
251) Schdg. WBl. 1927, Nr. 47, S. 1.
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In den Jahren zwischen 1925 und 1930 kam es daher immer wieder zu Demonstratio-
nen zugunsten des Anschlusses, die im Grenzgebiet vielfach als „Verbrüderungsfeste“ ange-
legt waren. 
So berichtete das „Schärdinger Wochenblatt“ anläßlich der Eröffnung der Kraftwagen-
linie Münzkirchen-Passau am 27. April 1925, daß sich die Eröffnungsfeier „zu einem Ver-
brüderungsfeste mit den Passauern und zu einer Kundgebung für den Anschluß Oesterreichs 
an das Deutsche Reich“ gestaltet habe252:
Beim Frühstück in Münzkirchen entbot Bürgermeister Fasching dem Landeshauptmann 
Hauser den ersten Willkomm und gab seiner Freude Ausdruck, daß an Stelle der er-
träumten Bahnverbindung, die der Krieg begrub, wenigstens ein Autoverkehr nach 
Passau eingeleitet werde, mit dessen Bevölkerung die Innviertler immer freundnach-
barliche Beziehungen unterhielten. […] Kommerzialrat Martin-Passau betonte, es sei 
Tatsache, daß die Reichsdeutschen und die Oesterreicher eines Stammes, einer Seele 
und eines Sinnes sind und kein Diktatfriede könne das Gefühl der Zusammengehörig-
keit beider Völker aus der Welt schaffen. […] Bei der Ankunft in Schardenberg begrüß-
te der greise Pfarrer Pramer den Landeshauptmann, worauf sich die Autokolonne auf 
der Serpentinenstraße der alten Bischofstadt Passau näherte. Im […] Rathauskeller 
wurde das Mittagessen eingenommen, wobei Oberbürgermeister Dr. Sittler und Lan-
deshauptmann Hauser schwungvolle Ansprachen hielten, aus denen wir nur nachste-
hende Worte des Letzteren hervorheben: „Heute sind Oesterreicher und Bayern bei-
sammen. Tun wir heute den Schwur, der Einigkeit und der Größe des deutschen Volkes 
unser ganzes Denken und Fühlen, unseren letzten Herzschlag und unseren letzten 
Blutstropfen zu weihen“. Die Freinberger hatten die Teilnehmer an der Fahrt ebenfalls 
zu Gaste geladen […]; auch die Passauer Herren nahmen an dem Abstecher teil. Ge-
gen fünf Uhr nachmittags wurde sodann die Rückfahrt nach Passau und von hier über 
Neuhaus und Schärding nach Linz angetreten.
Von 29. bis 31. August 1925 fand in Schärding ein großes Soldatentreffen statt253, zu 
dem der Kameradschaftsbund alle ehemaligen Angehörigen des österreichischen Edelweiß-
korps und des bayrischen Alpenkorps, aber auch alle anderen Kriegsteilnehmer der näheren 
und weiteren oberösterreichischen und bayerischen Heimat sowie alle Krieger- und Vetera-
nenvereine in der Absicht eingeladen hatte, „ein reines Fest der in harten Zeiten so herrlich 
erblühten Kameradschaftlichkeit ohne Ansehnung der politischen Gesinnung und des Stan-
des, ein Fest der wahren Wiedersehensfreude, ein Fest des Anschlußwillens und damit eine 
würdige Kundgebung  der Zusammengehörigkeit  des  gesamten deutschen Volkes diesseits 
und jenseits des Inns“ abzuhalten.254 Schärding war dabei deshalb als Veranstaltungsort ge-
wählt worden, weil es sich seit seiner Gründung in wechselndem Besitz Österreichs und Bay-
erns befunden hatte und sich daher besonders gut für ein derartiges Vorhaben eignete.255
252) Schdg. WBl. 1925, Nr. 18, S. 6.
253) Festschrift Wiedersehens- und Verbrüderungs-Fest in Schärding, 29., 30. u. 31. August 1925. – Schärding: 
Buchdruckerei J. Vees. S. 1. 
254) Schdg. WBl. 1925, Nr. 24, S. 6.
255) Franz Hofer, Teuflau, verfaßte aus diesem Anlaß ein Gedicht, das das „Schärdinger Wochenblatt“ in seiner 
Nr. 35 vom 27. August 1925 im Rahmen seiner ausführlichen Berichterstattung über das Treffen auf der 
ersten Seite unter dem Titel „Willkommen!“ veröffentlichte. 
Die vierte Strophe dieses Gedichts lautet folgendermaßen: „Drum seid gegrüßet alle / In Schärding, der 
trauten Stadt, / Wo man uns Waffenbrüdern / Ein Fest bereitet hat. / Wir brauchen keine Grenzen. / Sind 
Deutsche wir nicht gleich? / Denn längst vereint gehörte / Oesterreich und ’s Deutsche Reich.“ 
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Das Fest, dem neben Landeshauptmann Hauser und Landesamtsdirektor Attems zahl-
reiche Ehrengäste (z. B. Bundesrätin Fanny Starhemberg und Oberst Rudolf Kenzian von 
Kenzianshausen, Ehrenbürger von Schärding) beiwohnten – Reichspräsident v. Hindenburg 
und der österreichische Generaloberst Dankl hatten 
Begrüßungsschreiben geschickt256 –, gestaltete sich 
„zu einer eindrucksvollen und erhebenden Kundge-
bung des Anschlußwillens der von nah und fern her-
beigeeilten österreichischen und bayerischen Kriegs-
kameraden“257: Schätzungen zufolge waren minde-
stens 15.000 Gäste – Dechant Scheiber spricht sogar 
von zirka 20.000 Personen258 – nach Schärding ge-
kommen. Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 3. 
September heißt es dazu259:
Alles in allem sei gesagt, daß die Veranstal-
tung trotz allen Unsternes, der über ihr waltete 
und sie bedrohte260, auf das Erhebendste und 
Schönste verlief und daß der wirkliche Beweis 
erbracht wurde, daß der Geist der alten Kame-
radschaft und Heimattreue noch immer – trotz 
allem – lebendig und daß auch das Band der 
Waffenbrüderschaft, das uns mit dem großen, 
deutschen Vaterlande verbindet, noch nicht 
zerriß, so daß wir hoffen können, daß der Vers: „Nicht mehr als Grenzstrom, du brau-
sender Inn, / Sollst du fürder an Schärding vorüberziehn!“ in Erfüllung gehen wird.
Zu Pfingsten 1927 fand dann unter der Schirmherrschaft des Prinzen Alphons, des Bru-
ders des bayerischen Kronprinzen Ruprecht, in Passau eine große deutsch-österreichische 
Wiedersehensfeier statt. Auch bei dieser Gelegenheit wurde in den offiziellen Ansprachen 
immer wieder auf das gleiche Blut, die gleiche Abstammung und die gleiche kulturelle wie 
geschichtliche Entwicklung hingewiesen. So betonte einer der Festredner laut „Schärdinger 
Wochenblatt“ z. B. die Notwendigkeit, „zu jeder möglichen Zeitlage die wirtschaftliche und 
politische Annäherung zu fördern, bis – dem Haßwillen der Feinde zum Trotz – der Zusam-
menschluß zur Tatsache geworden“.261
Von den Österreichern, die General Glöckner kommandierte, fiel im Festzug am 
Pfingstsonntag, dem 5. Juni, besonders der „stramme Paradezug“ des ehemaligen Linzer 
Hausregimentes „Hessen und bei Rhein Nr. 14“ auf. „Lauter ausgesuchte Innviertler, Pracht-
256) „Münchner Neueste Nachrichten“ Nr. 242 vom 2. September 1925, S. 7.
257) Ebda.
258) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. – Unveröffentl. Manuskript. – Schär-
ding: 1934. S. 237.
259) Schdg. WBl. 1925, Nr. 36, S. 2.
260) Infolge überaus heftiger Regenfälle war am 20./21. August die Pram und im Laufe der nächsten Tage auch 
der Inn über die Ufer getreten, sodaß sowohl Schärding als auch Neuhaus noch am Vortage der Feierlich-
keiten vom Hochwasser eingeschlossen waren, was zur Folge hatte, daß „eine mit illuminierten Kähnen 
veranstaltete Gondelfahrt am Inn“ und „ein großes Feuerwerk in Form eines Bombardements von Schär-
ding, erinnernd an die Beschießung der Stadt durch die Franzosen im Jahre 1809“ aus dem Festprogramm 
gestrichen werden mußten. Schdg. WBl. 1925, Nr. 33, S. 5 und Nr. 34, S. 6.
261) Schdg. WBl. 1927, Nr. 23, S. 5.
Von E. Uhlik anläßlich des Wieder-
sehensfestes gestaltetes Plakat
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kerle, denen die Montur wie angegossen saß. Die ehrwürdige Hessenfahne trug Zugsführer 
Sepp Heindl-Schärding und wurde dieser mit dem Wittelsbacher-Orden ausgezeichnet“, 
schreibt das „Schärdinger Wochenblatt“ in seiner Ausgabe vom 9. Juni 1927 über die Veran-
staltung und merkt dann noch an, daß der Passauer 
Oberbürgermeister Dr. Sittler anläßlich des Mittages-
sens der Führenden im Rathaussaal in seiner Festrede 
„in mannhaften, kernigen Worten“ „Freud und Leid der 
deutschen Nation“ zusammengefaßt und dabei die Hoff-
nung ausgesprochen habe, „daß aus den Verbrüderungs-
feiern reicher Erfolg für Volk und Vaterland ersprießen 
möge“. 
Bei den österreichischen Verbänden – sie speisten 
in Dorners Gasthof – wurden ebenfalls Reden gehalten, 
die laut Bericht des Wochenblattes allerdings „viel un-
geschminkter die Sehnsucht Oesterreichs nach endlicher 
Vereinigung – bei voller Wahrung der Eigenart – zum 
Ausdruck brachten.“262
Überaus rührig in der Organisation von Anschlußkundgebungen jedweder Art waren 
auch die deutschnationalen Vereine, deren Rolle als Wegbereiter des „Anschlusses“ ich in 
einem eigenen Kapitel beleuchten werde. Hier sei lediglich darauf hingewiesen, daß all diese 
Vereine über sehr gute Kontakte zu ihren bayerischen – vornehmlich Passauer – Schwester-
organisationen verfügten263 und diese Kontakte auch immer wieder in den Dienst der An-
schlußpropaganda stellten: 
So wurde z. B. am 6. März 1926 im Schmeroldkeller in Passau ein Gerätemannschafts-
kampf zwischen einer Mannschaft der völkischen Turnvereine Linz (alle „Deutscher Turner-
bund 1919“) und der Mannschaft des „Turnvereins Passau 1862“ („Deutsche Turnerschaft“) 
ausgetragen. Dr. Hiltermann hielt die Begrüßungsansprache: Er betonte, daß es sich bei die-
sem Treffen „nicht nur um einen turnerischen Wettkampf, sondern um ein Fest der Freund-
schaft“ handle, und ging anschließend darauf ein, daß die „Deutsche Turnerschaft“ und der 
„Deutsche Turnerbund“ ein gemeinsames Ziel verfolgten, nämlich die „Vereinigung aller 
Deutschen in einem großen, einigen, deutschen Vaterlande“. Für die österreichischen Gäste 
sprach dann Prof. Hirth. Er hob u. a. hervor: 
Wir deutsche Turner in Oesterreich werden auch fest eingreifen, wenn es einmal gilt, 
die Grenzen, die uns noch vom deutschen Mutterlande trennen, niederzureißen. Auch 
ein Mussolini wird uns daran nicht hindern! 264
Besonders enge Verbindungen gab es – wie z. B. anläßlich der Turner-Ehrung für den 
Schärdinger Bürgermeister Josef Brandstätter am 16. Juni 1928 festgestellt wurde265 – zwi-
262) Schdg. WBl. 1927, Nr. 23, S. 5.
263) Unter diesem Aspekt sah es z. B. der „Deutschvölkische Turnverein Schärding 1862“ als seine Pflicht an, 
am 26. Oktober 1930 an der Gründungsversammlung des deutschvölkischen Turnvereines (Deutscher 
Turnerbund) in Fürstenzell (Bayern) teilzunehmen (Schdg. WBl. 1930, Nr. 43, S. 6) und am 11. Jänner 
1931 dessen Gründungsfeier zu besuchen. Im „Schärdinger Wochenblatt“ hieß es dazu: „Der Turnverein 
Fürstenzell ist unser jüngster Bundesverein im Nachbarreiche, dem wir unsere Unterstützung angedeihen 
lassen sollen. Wir besuchen deshalb diese Veranstaltung und fahren am genannten Tage um ½ 7 Uhr ab 
Stadtplatz nach Fürstenzell.“ Schdg. WBl. 1931, Nr. 2, S. 6.
264) DZ 136/55 vom 8. März 1926, S. 6. 
265) Bei dieser Gelegenheit ergriff auch Tbr. Wenzel Dorner, der Obmann des „Deutschvölkischen Turnvereins 
Werbemarke
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schen dem „Deutschen Turnverein Schärding 1862“ und dem „Deutschvölkischen Turnverein 
Jahn Passau“.266 Letzterer war – laut Max Moosbauer267 – am 24. Januar 1924 durch Wenzel 
Dorner im Bräustüberl in Hacklberg gegründet worden268, um der aufgelösten nationalsozia-
listischen Passauer Ortsgruppe unter dem Deckmantel des Vereinsgesetzes ungestörte Zu-
sammenkünfte zu ermöglichen, wobei vorsichtshalber österreichische Parteifreunde und An-
hänger die Hauptarbeiten im Verein übernommen hatten. So war z. B. der österreichische 
Bundesbahnbeamte Dorner269 Dietwart und später auch Obmann.270
In engem Kontakt zueinander standen auch die Schärdinger und die Passauer Zweig-
stelle des „Sudetendeutschen Heimatbundes“271:
Man besuchte einander272, unternahm gemeinsam Ausflüge273 und veranstaltete Seite 
an Seite alljährlich in Erinnerung an die blutigen Ereignisse des 4. März 1919 sogenannte 
Jahn Passau“, das Wort und wies darauf hin, „daß der bündische Turnverein Passau seine Entstehung und 
Gründung sehr viel dem Wirken Brandstätters verdankt.“ Schdg. WBl. 1928, Nr. 25, S. 6.
266) Wie der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“ gehörte auch der „Deutschvölkische Turnverein Jahn Pas-
sau“ dem „Deutschen Turnerbund (1919)“ an. 
Auf dem Gauturntag in Regensburg am 28. März 1926 schlossen sich die nicht zum „Südwestdeutschen 
Turngau“ gehörigen Vereine des „Deutschen Turnerbundes (1919)“ zum „Turngau Bayern“ im „Deut-
schen Turnerbunde (1919)“ zusammen. In den Gauturnrat wurden damals einstimmig gewählt: Als Gau-
obmann: Wenzel Dorner (Dv. Tv. Jahn-Passau), als Gauobmann-Stellvertreter: Georg Wein d. Ä. (Tv. 
Neuhaus am Inn), als Gauturnwart: Wilh. Schneemann (Tv. Jahn-Nürnberg), als Gaudietwart: Josef 
Sippel (Dv. Tv. München), als Gauschriftwart: H. Horn (Dv. Tv. Jahn-Passau) und als Gausäckelwart: 
H. Eder (Tv. Guths Muths-Fürth in Bayern). Schdg. WBl. 1926, Nr. 14, S. 4.
267) Max Moosbauer, seit 1923 bzw. 8. August 1925 Mitglied der NSDAP, war u. a. ab 1933 Passauer Oberbür-
germeister. Stadtarchiv Passau: Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–
1933. – Maschinschriftliches Manuskript. Passau: o. J., S. 16 ff.
268) Die Satzungen des Vereins wurden am 23. Januar 1924 beschlossen. Gründungsvorsitzender war der Be-
zirksamtssekretär Josef Baumgartner. Am 5. Februar 1924 erfolgte die Eintragung ins Vereinsregister. 
Kellermann, Heinz: Der Turnverein Passau 1862 bis zum Jahre 1962 mit Verzeichnissen der Vorsitzen-
den, Ehrenvorsitzenden und Ehrenmitglieder sowie einer chronologischen Zusammenstellung über die 
„Planung einer neuen Innbrücke von 1963 bis 1976 und mögliche Folgen für den TV Passau 1862“. –
Bd. 2. – Abschnitt 3 (1913 bis 1937), Teil 1 (1913 bis 1924), S. 45.
269) Der in Eisenstraß in Böhmen geborene Wenzel Dorner hatte als österreichischer Bundesbahnbeamter am 25. 
August 1921 seinen Dienst beim Bahnbetriebsamt Passau angetreten und betätigte sich seit dieser Zeit in 
nationalsozialistischem Sinne. – Stadtarchiv Passau: II B, 1260: Antrag auf Einbürgerung im Deutschen 
Reich vom 1. Oktober 1935.
270) Allerdings bildete der Turnverein „Jahn“ bis 1933 nur eine Minderheit unter Passaus vorwiegend im Turn-
verein von 1862 versammelten Turnbegeisterten.
271) Um die Freundschaft zwischen den Mitgliedern der Schärdinger und der Passauer Ortsgruppe zu vertiefen, 
veranstalteten die beiden Zweigstellen am 11. September 1927 in Friedls Gasthaus in Wernstein ein Ver-
brüderungsfest, an dem neben Landesverbandsobmann Oberst Kraus aus Linz, Geschäftsführer Weigl aus 
Linz, Geschäftsführer Rückl aus Passau, Obmann Schmidt aus Passau und Obmann Müller aus Schärding 
sowohl viele Landsleute als auch viele deutsche Volksgenossen diesseits und jenseits des Inn teilnahmen. 
Geschäftsführer Rückl ging bei dieser Gelegenheit u. a. auch auf die Anschlußfrage ein und betonte, „daß 
es sicher noch der derzeitigen Generation vergönnt ist, den Anschluß zu erleben.“ 
Schdg. WBl. 1927, Nr. 37, S. 5.
272) Zum Beispiel erwähnt das „Schärdinger Wochenblatt“ in bezug auf den am 29. Mai 1924 abgehaltenen Hei-
matabend des Vereines, daß „einzelne vom völkischen Geiste getragene Reden, besonders von aus Passau 
anwesenden Mitgliedern der ‘Egalanda Gmoi’ gehalten“ wurden (Schdg. WBl. 1924, Nr. 23, S. 6), und 
hinsichtlich des Familienabends am 15. November 1930 im Aschenbrenner Saal, in dessen Rahmen Re-
dakteur Kleiner, der Obmann des „Sudetendeutschen Heimatbundes“ in Passau, „eine kernige Anspra-
che“ hielt, schreibt das Blatt: „Die Passauer Zweigstelle unterstützte ihren kleinen Bruderverein nicht nur 
durch Uebermittlung von Besten, sondern es fanden sich auch mehr als 30 Personen beim Familienabend 
ein.“ Schdg. WBl. 1930, Nr. 47, S. 6. 
273) Die beiden Zweigstellen des „Sudetendeutschen Heimatbundes“ organisierten z. B. am 14. Juni 1931 eine 
Zusammenkunft auf der Schardenberger Warte. Schdg. WBl. 1931, Nr. 24, S. 5.
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„Märzgefallenen-Feiern“, in deren Rahmen man immer wieder auf die Unterdrückung der 
Deutschen in der Tschechoslowakei aufmerksam machte und die Hoffnung auf eine Vereini-
gung in einem gesamtdeutschen Vaterlande aussprach.274 Als Redner trat bei diesen Veran-
staltungen in Schärding häufig Hans Rück(e)l aus Passau auf, der Geschäftsführer der „Deut-
schen Wacht“. 
Zu gemeinsamen Aktionen bezüglich des Anschlusses kam es darüber hinaus auch im 
deutsch-österreichischen Alpenverein275 und anläßlich verschiedener Sängerfeste.276
Den Höhepunkt all dieser grenzüberschreitenden Anschlußaktionen bildete aber zwei-
fellos die große nationale Kundgebung, die am 10. November 1928 aus Anlaß des zehnjähri-
gen Bestandes der Republik Österreich im Schmeroldkeller in Passau stattfand. 
Derartige Kundgebungen wurden in vielen größeren Orten Österreichs und Deutsch-
lands veranstaltet, um damit einerseits auf die Mißachtung des Selbstbestimmungsrechts des 
deutschen Volkes durch die Siegermächte hinzuweisen und andererseits den einmütigen An-
schlußwillen zum Ausdruck zu bringen. 
Davon hatte man in Schärding jedoch abgesehen, weil man es vorzog, sich an der Feier 
in Passau zu beteiligen. Begründet wurde dies damit, daß man als „Bewohner der benachbar-
ten österreichischen Schwesterstadt“ die Pflicht habe, „bei dieser Kundgebung unsere Brüder 
im Reiche nicht im Stich zu lassen“ und „ihnen in der Verfechtung unserer nationalen Rechte 
treu zur Seite“ zu stehen.277
Neben der Passauer Liedertafel, der Passauer Stadtkapelle und dem Turnverein „Jahn“ 
nahmen von Schärdinger Seite der Leiter der Bezirkshauptmannschaft, Hofrat Petrak, der 
Bürgermeister von Schärding, Brandstätter, und Bürgerschuldirektor König als Obmann der 
Ortsgruppe Schärding des „Deutschen Schulvereines“ sowie der „Deutschvölkische Turn-
verein Schärding 1862“ und der Männergesangsverein „Widerhall“ an dieser Veranstaltung 
teil.
Oberbürgermeister Dr. Sittler entbot namens der Stadtverwaltung allen Teilnehmern 
den herzlichen Willkommengruß der Stadt Passau. Hierauf ging er auf den Zweck der Tagung 
ein und gab dabei der Hoffnung Ausdruck, „daß die Sklavenketten, welche deutsche Uneinig-
keit und Feindesmacht um das deutsche Volk geschmiedet haben, endlich einmal gebrochen 
werden, was nur möglich sei, wenn in jedes deutsche Gehirn der Gedanke eingehämmert 
werde, daß nur wir Deutsche selbst uns Retter sein können. Diesen Gedanken in uns allen 
wachzurufen, möge das Hochziel der heutigen Kundgebung sein.“ 
Dann entbot Bürgermeister Brandstätter die Grüße der Schwesterstadt Schärding und 
drückte den Wunsch aus, daß das herzliche Einvernehmen zwischen den beiden Grenzstädten 
auch weiterhin fortbestehen möge. Den „Glanzpunkt der Kundgebung“ bildete die Gedenkre-
de, die Dr. Knoll von der Hochschule für Welthandel in Wien hielt.
274) Zum Beispiel nahmen an der „Märzgefallenen-Feier“, die am 7. März 1925 im Schmeroldkeller in Passau 
stattfand – der etwa 600 Personen fassende Saal war „bis auf das letzte Plätzchen gefüllt“ –, auch 30 
Schärdinger teil. Schdg. WBl. 1925, Nr. 11, S. 6.
275) So wurde anläßlich der Zusammenkunft der Alpenvereinssektionen Schärding und Passau am 13. September 
1925 im Gasthof Aschenbrenner in Schärding wiederholt der Wunsch nach einem baldigen Anschluß ge-
äußert, z. B. durch Landesgerichtsrat Müller aus München, den Vertreter des Hauptausschusses des 
deutsch-österreichischen Alpenvereines. Schdg. WBl. 1925, Nr. 38, S. 5.
276) Am ersten österreichisch-bayerischen Sängertreffen des MGV. „Widerhall“ in Schärding am 7. Juni 1931 
nahmen z. B. Abordnungen der bayerischen Vereine Altneuburg, Hartkirchen, Tettenweis, Eden, Obern-
zell, Vornbach, Pocking sowie des Männergesangsvereins Passau teil. Schdg. WBl. 1931, Nr. 24, S. 5.
277) Schdg. WBl. 1928, Nr. 44, S. 6. Aufgrund der Bemühungen Schuldirektor Königs schaltete die Staatsbahn-
direktion einen Sonderzug zu dieser Anschlußkundgebung ein. Schdg. WBl. 1928, Nr. 45, S. 5.
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Das „Schärdinger Wochenblatt“ faßte in seiner Nr. 46 die Rede Knolls folgendermaßen zu-
sammen278:
Die Jugend Oesterreichs werde [...] in den jetzigen Tagen zur Feier des zehnjährigen 
Bestandes der Republik zusammengerufen. Diese Feier könne aber nicht im Sinne 
einer Festlichkeit begangen werden und werde auch nicht in diesem Sinne begangen, 
weil der Schmerz, der sich durch alles deutsche Leben zieht, durch die Erinnerung 
wachgehalten werde, daß der Herzenswunsch des deutschen Volkes in Oesterreich, der 
uns mit allem Unglück versöhnt hätte, mit Deutschland vereint zu werden, bis heute 
noch nicht in Erfüllung gegangen sei. Darum seien es die Ueberlegungen, welche an 
diesem Erinnerungstage immer wieder angestellt werden: Warum sei es zu jenem 
furchtbaren Schicksalsschlage für das Ostmark-Deutschtum gekommen, warum habe 
man das Recht eines freien Volkes mit Füßen getreten, warum wurde das Selbstbestim-
mungsrecht der Völker, das man als letztes Ziel des Krieges erklärt hatte, allen anderen 
Nationen zugebilligt und nur den Deutschen versagt. Es sei Lug und Trug für die Deut-
schen, da man ja feindlicherseits niemals daran gedacht habe, den Deutschen zu geben, 
was ihnen nach natürlichem Recht und Gesetz gehöre. Es sei dies eine Rechtshandlung 
gewesen, die jeder Vernunft widerspreche. Die beiden von der Nationalversammlung 
im Oktober und November 1918 gefaßten Beschlüsse, durch die Oesterreich als Be-
standteil des deutschen Reiches erklärt wurde, bilden für uns die Rechtsgrundlage, auf 
der wir den Kampf um unser Selbstbestimmungsrecht weiterführen werden, bis Unrecht 
getilgt und Recht wieder Recht geworden sei. Vor Gott und dem Menschen könne es 
keine einfachere Rechtsauffassung geben, als die, daß Menschen eines Blutes und eines 
Stammes auf ihrer freien Scholle für ihre Zukunft nach ihrem Ermessen beschließen 
können. Dieses Recht wurzle in der Sittlichkeit und sei hiedurch die sittliche Grundlage 
unseres ganzen Handelns gegeben. Nach einjähriger Zugehörigkeit zum großen deut-
schen Reiche [!] habe uns der Machtspruch unserer Feinde wider alles Recht von un-
serem Mutterlande losgerissen. Aber Recht könne nicht durch Gewalt gebeugt werden 
und das Recht eines Volkes unterliege keiner Verjährung, solange dieses Volk um sein 
Recht kämpfe. Das deutsche Volk sei gewillt, diese Frage auf friedliche Weise zu lösen. 
Wir kämpfen diesen Kampf nicht nur um unser eigenes Recht, sondern für das Recht al-
ler Nationen und die Zubilligung dieses Rechtes bedeute das Unterpfand für eine glück-
liche Zukunft, für den Fortschritt und den Frieden der gesamten Menschheit. Der heu-
tige Tag soll uns mahnen, bei uns selbst Einkehr zu halten. Noch immer seien es die 
Parteien, die die erste Rolle spielen ... Auf der Plattform national, christlich und sozial 
könnten sich alle Deutschen finden. Der Deutsche sänge nur „Deutschland über alles“, 
der Engländer handle aber nach dem Spruch „England über alles“. Die Augen aller 
abgetrennten Deutschen seien voller Hoffnung auf ihre Brüder im großen Reiche ge-
richtet und sie erwarten mit Sehnsucht den Tag, an dem alle Deutschen in Europa in 
einem großen deutschen Vaterlande vereint sein werden. Dann werde aus dem Orche-
ster „Was ist des Deutschen Vaterland“ die mächtige Sinfonie „Das ganze Deutsch-
land soll es sein“ erschallen.
Später führten die Turnerinnen des „Turnvereines Schärding 1862“ noch den Walzer-
reigen „An der schönen blauen Donau“ auf, den sie wiederholen mußten, und Turner des 
„Turnvereines Schärding 1862“ stellten in sechs lebenden Bildern Deutschlands Helden-
kampf dar. Sämtliche Darbietungen fanden reichen Beifall. Laut „Schärdinger Wochenblatt“ 
278) Schdg. WBl. 1928, Nr. 46, S. 5.
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erreichte die Kundgebung, „die allerdings pflichtgemäß eine regere Teilnahme der Schärdin-
ger hätte aufweisen sollen“, den Höhepunkt der feierlichen Stimmung „in dem Augenblicke,
als sich nach der Gedenkrede sämtliche Anwesenden von den Sitzen erhoben und das 
Deutschland-Lied begeistert sangen.“279
Vom „Österreichisch-Deutschen Volksbund“ herausgegebene Anschlußkarte280
Zusammenfassend läßt sich also feststellen, daß sich die Anschlußidee wie ein roter Fa-
den durch die österreichische Außen- und Innenpolitik zog.281 Gespeist wurde sie über all die 
Jahre hin hauptsächlich aus zwei Quellen:
Ihren stärksten Impuls erhielt sie aus den Zweifeln über die wirtschaftliche Lebensfä-
higkeit Österreichs, was auch daran erkennbar ist, daß die Anschlußeuphorie beachtliche 
Schwankungen aufwies. Während nämlich in Krisenzeiten vielen Österreichern das Aufgehen 
ihres Landes in einem politischen und wirtschaftlichen Großraum geradezu als Existenzfrage 
erschien, ebbte die Anschlußbewegung in Phasen wirtschaftlicher Stabilisierung immer wie-
der merklich ab. 
Die Begeisterung für einen Anschluß an das Deutsche Reich wurde aber auch durch die 
Idee von einem gesamtdeutschen Nationalstaat genährt. Ständig konfrontiert mit Schlagwör-
tern wie „Brudervolk“, „Stammesbrüder“, „Menschen eines Blutes und eines Stammes“, 
„Schicksalsgemeinschaft“, die in ihrer ständigen Wiederholung beinahe den Charakter von 
279) Schdg. WBl. 1928, Nr. 46, S. 5.
280) Auf der Rückseite der Karte wird folgender Ausspruch Ludwig Uhlands in der Paulskirche 1848 zitiert: 
„Mag immerhin Österreich den Beruf haben, eine Laterne für den Osten zu sein, es hat einen näheren, hö-
heren Beruf: Pulsader zu sein im Herzen Deutschlands.“
281) Am eindeutigsten nahm die Kommunistische Partei Österreichs gegen den Anschluß Stellung. Hatte sich die 
KPÖ schon anläßlich ihres 4. Parteitages im Jänner 1921 klar gegen einen Anschluß Österreichs an 
Deutschland ausgesprochen, so faßte ihr Parteitag im September 1925 eine einstimmig angenommene 
Entschließung, in der „die Anschlußpropaganda als ein bürgerlich-sozialdemokratisches Betrugsmanöver 
gebrandmarkt“ wurde, „zu dem Zwecke, das österreichische Proletariat über die Ursachen seines Elends 
hinwegzutäuschen und vom notwendigen Kampf [...] abzulenken“. Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der 
Griff nach Österreich. S. 141. 
Es gab jedoch auch in den Reihen der Kommunisten zahlreiche Funktionäre, die von der Lebensunfähig-
keit Österreichs überzeugt waren und sich zwischen 1920 und 1930 und auch noch Jahre später zu einem 
„Anschluß Sowjet-Österreichs an Sowjet-Deutschland“ bekannten. Skalnik, Kurt: Auf der Suche nach der 
Identität. S. 15.
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Beschwörungsformeln annahmen, fühlte man sich dem deutschen Volk sprachlich, kulturell 
und historisch zugehörig – in diesem Sinne schloß z. B. der Schärdinger Bezirkshauptmann 
Hofrat Petrak seine Rede im Rahmen der Festsitzung anläßlich des zehnjährigen Bestandes 
des Republik Österreich am 12. November 1928 im Gemeindesitzungssaal mit den Worten 
Ernst Moritz Arndts: „Was ist des Deutschen Vaterland – das ganze Deutschland soll es 
sein.“282 – und brachte diese Verbundenheit mit den deutschen Nachbarn auch bei jeder Ge-
legenheit zum Ausdruck:
♦ So wurden z. B. anläßlich des 80. Geburtstages Generalfeldmarschalls von Hinden-
burg, des Präsidenten des Deutschen Reiches, auch diesseits des Inn vielerorts soge-
nannte Hindenburg-Feiern abgehalten. 
In Schärding fand diese Feier zu Ehren Hindenburgs allerdings erst am 15. Oktober 
statt (Hindenburgs Geburtstag war bereits am 2. Oktober gewesen), u. z. anläßlich 
eines Heimatabends der Zweigstelle Schärding des „Sudetendeutschen Heimatbun-
des“. Wie Finanzsekretär Kleindienst im Rahmen dieser Feier im Hotel Aschenbren-
ner betonte, hatte man „berufeneren Vereinen nicht vorgreifen“ wollen. Nachdem 
Kleindienst Hindenburgs „große Taten für das gesamte deutsche Volk“ geschildert 
und seine Rede „mit einem Heil auf Deutschlands weitere Aufwärtsentwicklung“ 
sowie dem Wunsche geendigt hatte, daß Hindenburg noch lange zum Nutzen 
Deutschlands dessen Reichspräsident sein möge, widmete Vizebürgermeister Brand-
stätter namens des Turnvereins dem Reichspräsidenten „ehrende Worte für dessen 
Großtaten“.283
♦ Anläßlich des deutschen Sieges bei der Abstimmung in Oberschlesien trug die Stadt 
Fahnenschmuck.284
♦ Jubel löste auch die am 30. Juni 1930 erfolgte vollständige Räumung des Rheinlan-
des durch die französischen Truppen aus.285 Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 
3. Juli 1930 heißt es dazu u. a.286:
Die Stadt Schärding nahm regen Anteil an dem Jubel der reichsdeutschen Be-
völkerung ob dieses großen und freudigen Ereignisses, denn die hiesige Bevöl-
kerung fühlt sich mit den reichsdeutschen Brüdern und Schwestern eins in ih-
rem Bestreben nach Wiederaufstieg und Besserung der Lage der gesamten 
deutschen Nation. Deshalb waren nicht nur die hiesigen öffentlichen Gebäude, 
sondern auch sehr viele Privathäuser am 1. Juli beflaggt.  
Wie viele der im vorliegenden Abschnitt angeführten Beispiele zeigen, kam gerade die-
ser zweiten Triebfeder der Anschlußidee im österreichischen Grenzraum am unteren Inn gro-
ße Bedeutung zu: Zum einen war die Bevölkerung in einem Gebiet, das ehedem zu Bayern 
gehört hatte, für die ethnische Argumentationslinie sehr empfänglich, handelte es sich doch 
bei den Nachbarn jenseits des Inn bisweilen ja tatsächlich um enge Verwandte oder Freunde 
und erwies sich auch der Begriff „Schicksalsgemeinschaft“ in Anbetracht der jahrhunderte-
282) Schdg. WBl. 1928, Nr. 46, S. 5.
283) Schdg. WBl. 1927, Nr. 41, S. 6 und Nr. 42, S. 6.
284) Schdg. WBl. 1921, Nr. 13, S. 5.
285) Schon am 20. Juni 1925 hatte der „Turnverein Schärding 1862“ sein Sonnwendfest „zum Andenken an die 
tausendjährige Zugehörigkeit der Rheinlande zum großen deutschen Mutterreich durch Entzündung zahl-
reicher Höhenfeuer in der nahen Umgebung“ gefeiert. Schdg. WBl. 1925, Nr. 24, S. 6.
286) Schdg. WBl. 1930, Nr. 27, S. 2.
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langen Zugehörigkeit des Innviertels zu Bayern durchaus nicht als leere Worthülse. Zum an-
deren fiel die ethnische Komponente der Anschlußidee hier auch wirtschaftlich ins Gewicht. 
Die guten Kontakte der Grenzorte zu den bayerischen Nachbarn und die Nähe zum Deut-
schen Reich veranlaßten nämlich viele Anschlußbefürworter – wie z. B. in der Eröffnungsre-
de anläßlich des 9. oberösterreichisch-salzburgischen Ärztetages ausdrücklich erwähnt wur-
de287 –, ihre Tagungen, Kundgebungen etc. nach Möglichkeit hier abzuhalten, wodurch es vor 
allem in Braunau und Schärding (bzw. auf bayerischer Seite in Passau) zu einer nachhaltigen 
Belebung des Fremdenverkehrs kam.
Erst als in den dreißiger Jahren in Deutschland die NSDAP die Macht übernahm – wie 
ich später ausführen werde, hatte die Passauer Ortsgruppe seit ihrer Gründung überaus enge 
Beziehungen zur österreichischen DNSAP bzw. später zur österreichischen NSDAP und da-
mit auch zur nationalsozialistischen Ortsgruppe Schärding – und deren Parteigänger in Öster-
reich eine von Sprengstoffattentaten begleitete propagandistische Großoffensive für die An-
gliederung Österreichs an das Deutsche Reich starteten, war ein Wendepunkt in der An-
schlußbewegung erreicht: Während viele der bisherigen Gefolgsleute des dritten historischen 
Lagers der österreichischen Innenpolitik, der deutschnationalen Großdeutschen Volkspartei 
und des Landbundes, nun mit fliegenden Fahnen zur Hitlerbewegung überliefen, entschlossen 
sich die österreichischen Sozialdemokraten angesichts der neuen politischen Verhältnisse im 
Deutschen Reich, den zwar schon reichlich Makulatur gewordenen, aber immer noch vorhan-
denen Anschlußparagraphen aus ihrem Parteiprogramm zu streichen.288
287) Dieser Ärztetag fand am 13./14. Juni 1931 in Schärding statt. Die Eröffnungsrede hielt Professor Dr. Stief-
ler, der Obmann des wirtschaftlichen Vereines der Ärzte Oberösterreichs. Daß Schärding als Veranstal-
tungsort ausgewählt worden war, begründete er darin folgendermaßen: 
„Seit 9 Jahren pflegen unsere beiden Vereine Salzburg und Oberösterreich gemeinsame Zusammenkünfte 
in den einzelnen Kurorten zu halten, um diese kennen zu lernen und die gewonnenen wissenschaftlichen 
Ergebnisse zum Wohle der Kranken zu verwerten. [...] Ein weiterer Umstand, der die Aerzte nach Schär-
ding führte, war die Nähe des deutschen Reiches, die Gelegenheit, mit Kollegen aus dem Nachbarlande 
Bayern zusammenzutreffen und sie begrüßen zu können. Wir fühlen uns auch innig verbunden mit dem 
deutschen Mutterlande. Mögen unsere Bestrebungen bald in Erfüllung gehen, auf daß wir ein einig Volk 
und ein Staat werden.“ 
Im Rahmen dieser Veranstaltung gingen später auch Sanitätsrat Dr. Deidersheimer aus Passau und Herr 
Dr. Narbeshuber, der Präsident der Reichsorganisation der Ärzte Österreichs, auf die Anschlußidee ein: 
Dr. Deidersheimer bedankte sich im Namen des ärztlichen Bezirksvereines Passau für die Einladung und 
führte an, daß man dem Ruf, der Tagung beizuwohnen, sehr gerne gefolgt sei, u. z. nicht nur der Wissen-
schaft wegen, sondern auch wegen der lieben Nachbarn aus Oberösterreich und Salzburg. Er dankte 
Herrn Primar Dr. Fuchsig für die stets bewiesene nachbarliche Freundschaft und fügte noch an, daß „die 
Akademiker schon lange keine Grenzpfähle mehr“ kennen würden, „daß sie sich als ein einiges Bruder-
volk diesseits und jenseits des Inn“ fühlten. Herr Dr. Narbeshuber überbrachte daraufhin die Grüße der 
Reichsorganisation der Ärzte Österreichs, führte aus, daß „die Aerzte einer sehr schweren Zeit“ entgegen-
gingen, „die von ihnen Opfer“ verlange [?], dankte dann den beiden Organisationen von Oberösterreich 
und Salzburg für ihre beispielgebende Arbeit und schloß seine Rede mit „dem feurigen Appell, daß die 
mustergiltige Arbeit zum Zusammenschluß führen möge, damit das kleine Oesterreich gefestigter und 
einig dastehe“. Darauf intonierte die Musik das „Deutschlandlied“, das von allen Anwesenden stehend 
mitgesungen wurde. Schdg. WBl. 1931, Nr. 25, S. 6.
288) Nachdem sich die Parteivertretung und der Abgeordnetenverband der Sozialdemokratischen Partei schon im 
Frühjahr 1933 für die Wahrung der Selbständigkeit Österreichs gegenüber dem faschistischen Deutschen 
Reich in Form der Neutralität Österreichs dem faschistischen Bündnissystem und der Kleinen Entente ge-
genüber ausgesprochen hatten, wurde auf dem außerordentlichen Parteitag der Sozialdemokratischen 
Partei am 14.–16. Oktober 1933 der Anschlußparagraph (Punkt 4 des Abschnittes 6) wegen des national-
sozialistischen Terrorregimes in Deutschland aus dem Parteiprogramm gestrichen. Ab diesem Zeitpunkt 
galt die Parole „Kein Anschluß an Hitler-Deutschland“. Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Öster-
reich 1918–1938. S. 1113 und Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. –
S. 226 und S. 233 f. 
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Waren erklärte Anschlußgegner vor diesem außenpolitischen Umschwung nur allzu 
leicht Gefahr gelaufen, als Volks- und Vaterlandsverräter verdächtigt zu werden, entstand 
nun aus dem Abwehrkampf gegen die Nationalsozialisten sowohl im christlichsozialen als 
auch im sozialdemokratischen Lager ein österreichischer Patriotismus.289
So findet sich z. B. in den 1934 abgeschlossenen Aufzeichnungen Dechant Scheibers 
über die „Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding“ in bezug auf den „Anschluss
Österreichs an Deutschland“ folgende kritische Stellungnahme290:
Die Entente verbot und verbietet heute noch den Anschluss Österreichs an Deutsch-
land, obwohl es eigentlich nach den 14 Artikeln Wilsons erlaubt sein müsste. Zu diesem 
Verbote möchte ich mir eine Bemerkung erlauben.
Der Anschluss Österreichs an Deutschland ist vielleicht recht wünschenswert, ja vom 
wirtschaftlichen Standpunkte sogar notwendig, aber es frägt sich, ob uns die deutschen 
Brüder draussen auch brüderlich aufnehmen wollen. Ich kenne die Einstellung der 
Reichsdeutschen gegen die Österreicher seit vielen Jahrzehnten und die war immer ein 
halb hochmütiges und ein halb mitleidiges Herabsehen auf uns Österreicher als eine 
minderwertige Gattung von Deutschen, ein ständiges Nörgeln und Spötteln über uns, 
auch in Büchern. Solange die Reichsdeutschen von uns keinen Vortheil erlangen, mö-
gen sie uns auch nicht. Von dieser meiner Überzeugung bringt mich nichts ab, auch 
nicht die schönen Reden in Versammlungen, auch die Verbrüderungen bei festlichen 
Anlässen und am wenigsten noch so schön geschriebene Zeitungsartikel. Was wissen 
denn die Herren im Innlande [!]? Freilich geht ihnen auch hie und da ein Licht auf. 
(Kino!) Die ganze Rederei und Schreiberei schaut einer Bettelei von unserer Seite so 
verflixt ähnlich, so dass uns die Reichsdeutschen für ein lästiges Anhängsel, für lästige 
Schmarotzer ansehen müssen. Das braucht es doch; so viel Selbstbewusstsein sollte 
doch jeder Österreicher aufbringen können.
Mit Süddeutschland wäre ein brüderliches Verhältnis wohl leichter möglich; ein herzli-
ches Verhältnis mit Norddeutschland halte ich für ganz ausgeschlossen. Ich weise nur 
hin auf die Jahrhunderte lange Rivalität zwischen Preussen und Österreich, die 
schliesslich zum Hinauswurfe Österreichs aus dem deutschen Reiche führte. Ein Aus-
kommen mit Preussen wäre wohl nur möglich, wenn Österreich zu allem Ja und Amen 
sagt, was Preussen wünscht. 
Daß die neue außenpolitische Situation natürlich auch im bayerisch-österreichischen 
Grenzraum nicht ohne Folgen bleiben konnte, leuchtet ein. 
Hatte die Grenze am unteren Inn infolge der seit langem bestehenden Verflechtungen 
im Alltag der hier Ansässigen, abgesehen von den oben besprochenen Irritationen zu Beginn 
der zwanziger Jahre und von gelegentlichen Beschwerden wegen allzu strenger Grenzkontrol-
289) Der Historiker Nikolaus Preradovich schildert diese Neuorientierung so: 
„Seit dem Beginn der dreißiger Jahre begann sich ein gewisser Wandel in der Auffassung abzuzeichnen. 
Bisher war der Gedanke, dem deutschen Volkstum anzugehören und damit letztlich die Idee des Zusam-
menschlusses, in allen Parteien – zumindest offiziell – verankert gewesen. Es hatte auch bisher neben den 
Anhängern dieses Gedankens, die in der Öffentlichkeit mehr oder weniger das Feld beherrschten, manche 
Gegner solcher Bestrebungen gegeben. Neu war jedoch, daß diese die Anschlußfreunde immer mehr als 
Staatsfeinde zu empfinden begannen.“ 
Preradovich, Nikolaus: Der nationale Gedanke in Österreich 1866–1938. – Göttingen: 1962. – Zit. nach: 
Skalnik, Kurt: Auf der Suche nach der Identität. S. 20.
290) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 228 f.
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len291, bisher nur wenig Bedeutung gehabt – ein Zeitzeuge beschreibt z. B. das besondere 
Verhältnis zwischen Schärding und Neuhaus folgendermaßen: „Des Schärding und Neihaus, 
des war von jeher a so ... [...], Schärding und Neihaus is oans gwen“292 –, so wurden die gut-
nachbarlichen Beziehungen ab dem Zeitpunkt, als die Nationalsozialisten im Deutschen 
Reich (unterstützt durch ihre Anhänger in Österreich) einen Wirtschafts- und Propaganda-
krieg gegen Österreich zu führen begannen, einer schweren Belastungsprobe ausgesetzt. 
Zwar versuchte man sowohl von Schärding als auch von Neuhaus aus – laut Volkszäh-
lung vom 16. Juni 1933 hatte Neuhaus 932 Einwohner293 – gegen die Maßnahmen der Natio-
nalsozialisten anzukämpfen, die darauf abzielten, das gewachsene gute Einvernehmen der 
Grenzbevölkerung zu stören, doch konnte man sich auf Dauer dem Druck von oben – vor al-
lem den Interventionen der von Linz nach Passau verlegten oberösterreichischen Gauleitung 
bei den verschiedenen Behörden in Passau und München – nicht widersetzen.
291) So wandte sich z. B. der Gemeinderat Neuhaus a. Inn aufgrund eines Gesuchs des Kaufmannes Obpacher, 
das dieser als Vertreter der Geschäftswelt von Neuhaus am 30. Mai 1927 an den Gemeinderat Neuhaus 
mit der Bitte um Weiterleitung an das Bezirksamt Passau gerichtet hatte, mit folgendem Schreiben an 
Herrn Oberregierungsrat Geist vom Bezirksamt Passau: 
„Während im oesterreichischem [!] Inlande ebenso wie im deutschem [!] Reiche selbst die eifrigste Pro-
paganda für den Zusammenschluss der beiden Länder betrieben wird, wird von Seite der österreichischen 
Grenzbehörden in Schärding bei der Kontrolle des Grenzverkehrs in einer Weise vorgegangen dass man 
hierin nicht freundnachbarliche Beziehungen, sondern nur Gehässigkeit erblicken kann.
Die österreichischen Grenzbeamten halten strenge Kontrolle dass jeder Passierende soweit er nicht orts-
bekannt ist seinen Grenzschein besitzt und verlangen von jedem der nicht im Besitze eines solchen ist 
1 Schilling für die Grenzübersch[r]eitung.
Diese Thatsache untergräbt den Verkehr von Oesterreich nach Bayern gewaltig und schädigt die bayeri-
sche Bevölkerung da erstens der an und für sich schwache Verkehr nach Bayern noch weiter unterbunden 
wird, während dagegen die bayerische Bevölkerung hemmungslos die Grenze passieren kann, und sich in 
Oesterreich in sehr stattlicher Anzahl in Wirtschaften und Caffees trifft, und mit Rauchmaterial reichlich 
eindeckt zum empfindlichem [!] Schaden der bayrischen Wirte und Händler.
Aus wiederholten Fällen ist klar ersichtlich dass verschiedene der Grenzbeamten sich so gar unterstehen 
im Amte gehässige Propaganda gegen den Besuch im bayerischen Nachbarlande zu betreiben, um auch 
durch dieses Mittel jeden Verkehr nach Bayern nach Möglichkeit zu verhindern.
Im Interesse und im Auftrage einer grossen Anzahl der Bürger richtet das unterzeichnete Gemeindeamt 
an Herrn Oberregierungsrat Geist das Ersuchen in dieser Angelegenheit zu Gunsten der Gemeinde Neu-
haus einzugreifen.
Sollten die oesterreichischen Grenzbeamten das begonnene Verfahren nicht sofort einstellen, so wird um 
die Ermächtigung gebeten in gleicher Weise beim Uebertritt der bayer. Bevölkerung nach Oesterreich 
vorgehen zu dürfen, da eine derartige Schädigung der diesseitigen Interessen auf die Dauer unmöglich 
ruhig hingenommen werden kann und hierorts sehr verbitternd wirkt.“
Staatsarchiv Landshut, Rep. 164/13, Nr. 1399.
292) Interview vom 29. Jänner 1993.
293) Bayerisches Statistisches Landesamt (Hrsg.): Amtliches Gemeindeverzeichnis für Bayern nach der Volks-
zählung vom 17. Mai 1939 und dem Gebietsstand vom 1. Oktober 1940. (= Bd. 127 der Beiträge zur Sta-
tistik Bayerns). – 2. Auflage. München: 1940. S. 26.
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2.4. Die sozioökonomischen Verhältnisse
Geht man der Frage nach, wie die wachsende Zustimmung der breiten Bevölkerung für 
die NSDAP zustande kam, werden in Interviews und in einem Teil der wissenschaftlichen 
Literatur immer wieder die schlechte wirtschaftliche Lage und die damit verbundene hohe 
Arbeitslosigkeit als wesentliche Voraussetzungen genannt, und die Tatsache, daß sich mit 
Beginn der dreißiger Jahre erste Ansätze einer massenhaften nationalsozialistischen Wähler-
mobilisierung herauskristallisierten, scheint den kausalen Zusammenhang zwischen der kri-
senhaften ökonomischen und damit sozial einschneidenden Entwicklung einerseits und den 
NSDAP-Erfolgen andererseits zu bestätigen.
Wie in den übrigen Ländern Mittel- und Westeuropas waren auch in der Alpenrepublik 
die Folgen und Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise unmittelbar oder indirekt zu spüren. 
Ganze Landstriche wurden – wie z. B. Jahoda/Lazarsfeld in ihrer vielbeachteten Studie über 
die Situation der Arbeitslosen von Marienthal1 überaus eindrucksvoll veranschaulicht ha-
ben – durch die sozialen und psychologischen Begleiterscheinungen der um sich greifenden 
Erwerbslosigkeit heimgesucht. Nicht in allen Staaten, die von der Wirtschaftskrise betroffen 
waren, hatten die faschistischen Bewegungen jedoch einen ähnlich starken Zulauf wie in 
Deutschland oder (politisch in zunächst abgeschwächter Form) auch in Österreich, was dar-
auf hinweist, daß nicht die Krise an sich bzw. die Tiefe der Krise automatisch der Impuls für 
die Radikalisierung und Faschisierung der Massen war, sondern offenkundig noch weitere 
Faktoren an der Entstehung und am Entwicklungsverlauf solcher Bewegungen beteiligt wa-
ren, wie politische Spaltungen in rechts und links; religiöse Unterschiede; Klassenschranken 
zwischen Arbeitern und Bürgern; berufliche Grenzen zwischen Menschen mit festem und 
denen mit unsicherem Einkommen; Bereiche, die den alteingesessenen Familien vorbehalten 
blieben und von denen später Zugezogene ausgeschlossen waren, etc. 
Eine Analyse der Entwicklung der örtlichen NSDAP setzt daher neben der Kenntnis 
der politischen Verhältnisse auch die der ökonomischen und sozialen Rahmenbedingungen 
voraus, denn diese wirkten nicht nur auf die soziale Lage der Schichten und auf das politi-
sche Klima ein, sondern sie beeinflußten in gewissem Maße auch die kräftemäßige Entwick-
lung der verschiedenen Parteien, waren doch viele der politischen Konflikte in der Sozial-
struktur verankert und fanden im Parteiensystem ihre Artikulierung.2
So unbestritten aber die Notwendigkeit einer Analyse der sozioökonomischen Verhält-
nisse Schärdings angesichts dieser Gegebenheiten ist, so schwierig gestaltet sich deren 
Durchführung, denn erstens entwickelt sich die regionale bzw. lokale Gesellschaft gerade in 
wirtschaftlichen und sozialen Belangen nicht autonom, sondern im Kontext übergreifender 
gesellschaftlich-politischer Rahmenbedingungen, weshalb die Mikro-Gesellschaft der Re-
gion nicht von der Makro-Gesellschaft der nächsthöheren Einheiten getrennt werden kann.3
Es war daher notwendig, die Sozial- und Wirtschaftsdaten der Stadt denen des Gerichtsbezir-
kes und des politischen Bezirkes gegenüberzustellen und sie auch – sofern dies möglich und 
sinnvoll war – mit den oberösterreichischen bzw. österreichischen Verhältnissen zu verglei-
chen. 
1) Jahoda, Marie/Lazarsfeld, Paul F./Zeisel, Hans: Die Arbeitslosen von Marienthal. Ein soziographischer Ver-
such mit einem Anhang zur Geschichte der Soziographie. 2., unveränderte Aufl. – Allensbach und Bonn: 
1960.
2) Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. Eine empirische Analyse ihrer politischen Herkunft und 
ihres Sozialprofils. (=Böhlaus Zeitgeschichtliche Bibliothek, Bd. 35). – Wien, Köln, Weimar: 1998. 
S. 19. 
3) Malina, Peter: Lokalkommunikation und Regionalgeschichte. S. 71.
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Zweitens ist gesellschaftliches Handeln von Kontinuitäten und Diskontinuitäten ge-
prägt, sodaß sich eine regionale Gesellschaftsanalyse nicht punktuell auf einen bestimmten 
Zeitraum beschränken läßt.4 In der Darstellung sollen deshalb Längsschnittanalysen, die zum 
Teil auch über die Zäsuren von 1918 und 1938 hinwegführen, mit Querschnittanalysen ver-
knüpft werden, die von der jeweiligen politischen Situation bestimmt sind. 
Drittens darf bei aller Betonung der überindividuellen gesellschaftlichen Strukturen 
und Prozesse nicht ignoriert werden, daß hinter den Zahlen und Tabellen „duldende, streben-
de und handelnde Menschen“ (Jacob Burckhardt)5 stehen, die diese Strukturen und Prozesse 
durch ihr Entscheiden und Handeln verändern können, wenn sie auch keineswegs generell 
ein volles Bewußtsein von jenen besitzen und deshalb der zu begreifende historische Zusam-
menhang nicht in dem aufgeht, „was die Menschen wechselseitig intendieren“6. Methodisch 
soll dem durch einen konsequenten Perspektivenwechsel Rechnung getragen werden, und 
zwar insofern, als auf Strukturanalysen immer wieder Wahrnehmungen und Stellungnahmen 
von Betroffenen folgen werden. 
Zu diesen drei Schwierigkeiten kam noch als viertes – und das war mit Abstand das 
Hauptproblem –, daß die Datenlage sehr kompliziert ist, denn zum einen bedeutete der Erste 
Weltkrieg das Ende der bisherigen kontinuierlichen Entwicklung des Volkszählungswesens7
und zum anderen sind in der im allgemeinen recht gründlichen österreichischen Volks- und 
Betriebszählungsstatistik für den Zeitraum der Ersten Republik wichtige Daten zur Sozial-
und Wirtschaftsstruktur – wenn überhaupt – vielfach nur bis auf die Verwaltungsebene der 
politischen Bezirke publiziert. 
Während des Bestandes der Ersten Republik8 wurden insgesamt drei Volkszählungen 
abgehalten, und zwar eine provisorische am 31. Jänner 19209 und zwei „ordentliche“ Zählun-
gen, am 7. März 192310 und am 22. März 193411, wovon jedoch nur letztere ausführlich ge-
4) Malina, Peter: Lokalkommunikation und Regionalgeschichte. S. 71.
5) Zit. nach: Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 45.
6) Habermas, Jürgen: Zur Logik der Sozialwissenschaften. – Erw. Neuaufl. – Frankfurt: 1970. S. 116. – Zit. 
nach: Kocka, Jürgen: Theorieprobleme der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. S. 318.
7) Ladstätter, Johannes: Wandel der Erhebungs- und Aufarbeitungsziele der Volkszählungen seit 1869. – In: 
Helczmanovszki, Heimold (Hrsg.): Beiträge zur Bevölkerungs- und Sozialgeschichte Österreichs. Nebst 
einem Überblick über die Entwicklung der Bevölkerungs- und Sozialstatistik. – Wien: 1973. S. 273. 
8) Die am 17. Mai 1939 im Rahmen des Deutschen Reiches durchgeführte Volkszählung kann wegen der außer-
ordentlichen Umstände, der stark abweichenden Gebietsstände und Systematiken nur sehr bedingt für 
Vergleichszwecke herangezogen werden. Helczmanovszki, Heimold: Die Entwicklung der Bevölkerung 
Österreichs in den letzten hundert Jahren nach den wichtigsten demographischen Komponenten. – In: 
Helczmanovszki, Heimold (Hrsg.): Beiträge zur Bevölkerungs- und Sozialgeschichte Österreichs. Nebst 
einem Überblick über die Entwicklung der Bevölkerungs- und Sozialstatistik. – Wien: 1973. S. 116.
9) Die außerordentliche Volkszählung vom 31. Jänner 1920, die nie die ordentliche Zählung hätte ersetzen sol-
len, die zum Ende des gleichen Jahres fällig gewesen wäre, führte dadurch, daß sie vom Anwesenheits-
prinzip ausging, aber noch nicht alle Kriegsgefangenen in ihre Heimat zurückgekehrt waren und viele 
Kinder auf Erholung im Ausland weilten, zu Untererfassungen. Dazu kam, daß die Aufarbeitung der be-
rufsstatistischen Daten eingestellt werden mußte, weil der Versuch, die großen Wirtschaftsabteilungen 
durch Selbsteinreihung der Bevölkerung zu ermitteln, gescheitert war. Außerdem stand noch die Frage 
der ungeklärten rechtlichen Seite der Staatsbürgerschaft der Personen im Raum, die aus nunmehr abge-
trennten Reichsteilen stammten. Ladstätter, Johannes: S. 274.
10) Diese Volkszählung hätte eigentlich Ende 1920 stattfinden sollen, war dann auf November 1921 verschoben 
worden und wurde schließlich am 7. März 1923 abgehalten. Sie war in der Auswertung ebenfalls höchst 
unvollständig. Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 139.
11) Auch diese Volkszählung hätte ursprünglich schon früher – u. z. 1930 – durchgeführt werden sollen, sie war 
aber wegen der finanziellen Knappheit im Staatshaushalt mehrmals verschoben worden. So informierte 
das „Schärdinger Wochenblatt“ seine Leser z. B. am 5. März 1931 unter dem Titel „Verschiebung der 
Volkszählung“ folgendermaßen: „Es war beabsichtigt, im heurigen Juni eine Volkszählung vorzunehmen. 
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gliedert und bis auf Gemeindeebene veröffentlicht wurde. Will man also wissen, inwiefern es 
Veränderungen im sozioökonomischen Bereich gegeben hat, ist es notwendig, die Volkszäh-
lung von 1910 als Vergleichsbasis heranzuziehen. 
Für Schärding kann dies jedoch nur in den Belangen geschehen, wo die Ergebnisse bis 
auf die Ebene der Gerichtsbezirke veröffentlicht sind. Der politische Bezirk Schärding um-
faßte 1910 nämlich die Gerichtsbezirke Engelhartszell, Peuerbach, Raab und Schärding, der 
Gerichtsbezirk Peuerbach wurde aber schon 1911, als der neue politische Bezirk Grieskir-
chen geschaffen wurde12, diesem zugeschlagen, sodaß bei Vergleichen zwischen den Volks-
zählungen von 1910 und 1934 immer die Daten des Gerichtsbezirkes Peuerbach berücksich-
tigt werden müssen.
Doch nicht nur zwischen den Volkszählungen von 1910 und 1934 gab es im Falle 
Schärdings Gebietsveränderungen, sondern auch zwischen denen von 1923 und 1934, denn 
1924 wurde – nach jahrzehntelangem Streit zwischen Schärding und Brunnenthal – ein Teil 
der Ortschaft Brunnwies nach Schärding eingemeindet.13 Dabei ging es in erster Linie um 
den Bahnhof Schärding und somit um wirtschaftliche Belange. 
Der Bahnhof gehörte nämlich – wie u. a. das von der Gemeinde Brunnenthal 1920 her-
ausgegebene Notgeld belegt – als Teil der Ortschaft Brunnwies zu Brunnenthal.
Notgeld der Gemeinde Brunnenthal mit der Ansicht des Bahnhofes Schärding
Schärding jedoch forderte seine Eingemeindung und machte wirtschaftliche Ansprüche 
geltend. Diese wiederum wurden aber von Brunnenthal entschieden zurückgewiesen. 
1923 unternahm man einen neuerlichen Vorstoß in der Frage der „Eingemeindung der 
Ortschaft Brunnwies nebst Bahnhof zur Gemeinde Schärding“ und wurde darin durch das 
„Schärdinger Wochenblatt“ tatkräftig unterstützt:  
Man hatte diesen Zeitpunkt gewählt, da zur selben Zeit auch in Deutschland eine Volkszählung geplant 
war. Nun wurde aber im Deutschen Reich infolge der bedrängten Finanzlage die Zählung verschoben. 
Daher soll die Zählung in Oesterreich in die zweite Hälfte dieses Jahres verlegt werden. Es wird dies die 
erste einwandfreie Volkszählung im neuen Oesterreich sein. Bekanntlich hat die Zählung 1920 nur sum-
marische Ergebnisse geliefert, während die Zählung 1923 wegen Einstellung der Kredite nicht aufgear-
beitet werden konnte. In der Monarchie wurde im Jahre 1910 zum letztenmal eine Volkszählung vorge-
nommen“ (Schdg. WBl. 1931, Nr. 10, S. 6); und am 13. August 1931 hieß es: „Von einer für die zweite 
Hälfte des Jahres 1931 vorgesehenen Volkszählung in Oesterreich wird aus Sparsamkeitsgründen abge-
sehen.“ (Schdg. WBl. 1931, Nr. 33, S. 1).
12) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. – Wien: 1987. S. 328.
13) Dieser Ortsteil hatte, seit er durch die Bahnlinie Wels–Passau von der Gemeinde Brunnenthal abgetrennt 
war – der Spatenstich zum Bau der Strecke war am 6. August 1860 erfolgt; eröffnet hatte man die Linie 
am 31. Juli 1861 –, faktisch zu Schärding gehört. Schdg. WBl. 1924, Nr. 13, S. 6.
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Wohl die wenigsten Reisenden, welche Schärding besuchen, wissen, daß, wenn sie in 
der Station Schärding aussteigen, sich eigentlich in Brunnenthal befinden, und noch 
ein gutes Stück bis zur Prambrücke gehen müssen, um wirklich in Schärding zu sein. 
Jedermann muß über diese Merkwürdigkeit den Kopf schütteln. Da das Gebiet diesseits 
der Bahn – das ist die Ortschaft Brunnwies nebst den Gebäuden des Bahnhofes – wirt-
schaftlich schon seit jeher auf die Stadt Schärding angewiesen ist, und für die Bewoh-
ner dieser Ortschaft die Gemeinde Schärding viel näher liegt als Brunnenthal, daher 
die Brunnwieser von jeher nach Schärding in die Kirche gehen, die Kinder auch schon 
lange Jahre nach Schärding eingeschult sind, so ist von den Bewohnern von Brunn-
wies, insbesonders aber auch von den vielen Beamten und Angestellten der Bundes-
bahn schon wiederholt die Eingemeindung nach Schärding verlangt worden. Aber 
auch die Stadt Schärding hat Interesse, daß der Bahnhof Schärding und der direkte 
Verkehrsweg zum Bahnhofe – die wichtigste Lebensader einer Stadt – dem Gemeinde-
gebiete Schärding angeschlossen werde.14
Da sich die beiden Gemeinden jedoch nicht einigen konnten, wurde schließlich durch 
den oberösterreichischen Landesrat für den 7. März 1923 eine kommissionelle Verhandlung 
in dieser Angelegenheit anberaumt. Das Protokoll dieser Sitzung erlaubt interessante Ein-
blicke in die Argumentation beider Seiten und sei hier daher auszugsweise wiedergegeben15:
Der Kommissionsleiter legt an der Hand der Akten die Sachlage eingehend dar, bringt 
die Gründe der Gemeinde Schärding und die Gegengründe der Gemeinde Brunnenthal, 
wie sie sich aus dem umfangreichen Aktenmaterial seit dem Jahre 1907 ergeben zur 
Kenntnis. Der Vertreter der Gemeinde Brunnenthal, Bürgermeister Perzl weist auf den 
Gemeindeausschußbeschluss hin, wonach sich die Gemeinde Brunnenthal auf jeden 
Fall – auch bei Gewährung von Kompensationen – gegen die Abtretung der Ortschaft 
Brunnwies ausspricht. [...]; der Gedenkmann Zauner verweist auf die Versorgung der 
Schärdinger Bewohner mit Lebensmitteln während der Kriegs- und Nachkriegszeit 
durch die Landwirte von Brunnenthal und hält es als undankbar wenn jetzt seitens der 
Gemeinde Schärding von der Gmd. Brunnenthal eine Gebietsabtrennung verlangt 
wird; auch die Strassenerhaltung im Gemeindegebiet Schärding sei nicht immer die 
beste gewesen, so die Strassenstrecke am Harraberg muss als schlecht bezeichnet wer-
den. [...]
Der Bahnvorstand von Schärding Herr Sallmann schliesst sich den Ausführungen des 
Herrn Dr. Birek [= des Bürgermeisters von Schärding; Anm. d. Verf.] vollinhaltlich 
an, und bringt noch folgende Punkte vor: Am Bahnhof Schärding befindet sich keine 
Polizei. Die Beleuchtung des Bahnhofes erfolgt durch die Gemeinde Schärding. Der 
Verschönerungsweg, der Hauptverbindungsweg zwischen Bahnhof und Stadt wird von 
Schärding erhalten und beleuchtet. Von der Prambrücke an, also auch im Gemeindege-
biet Brunnenthal wird für die Beleuchtung überhaupt nicht gesorgt. Die größten 
Schwierigkeiten bestehen aber für die Bahnverwaltung hinsichtlich der Wohnungen, 
die nur in Schärding zur Verfügung gestellt werden können. Weiter kommt in Betracht, 
die Heimatszuständigkeit sowie auch die Fürsorgeansprüche seitens der Bahnbedien-
steten. Die Lohnabgabe fliesst zur Gänze der Gemeinde Brunnenthal zu, leistet aber 
dafür wenig oder gar nichts. In einem halben Jahre wurden am Bahnamte allein für 
43 Bedienstete ein Betrag von 350 Millionen Kronen zur Auszahlung gebracht, von de-
14) Schdg. WBl. 1923, Nr. 11, S. 5.
15) Protokoll der Sitzung im Rathaus zu Schärding vom 7. März 1923.
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nen die Gemeinde Brunnenthal 4 % als Lohnabgabe erhält; auf der Strecke arbeiten 
mindestens 200 Leute die an Löhnen mindestens fünfmal soviel als das Bahnhofperso-
nal in Schärding bezieht. Die Summen die Brunnenthal ohne Gegenleistung bezieht, 
sind daher ganz gewaltig.
Gemeinderat Hager von Schärding schliesst sich den Ausführungen des Herrn Dr. Bi-
rek und des Herrn Sallmann vollinhaltlich an, bemerkt, daß die Grundbesitzer in Aller-
heiligen sich gegen die Eingemeindung nach Brunnenthal aussprechen, somit von 
einer Kompensation keine Rede sein kann. Die Gemeinde Schärding zahlt bei Schul-
angelegenheiten immer darauf. Es muß darauf hingewiesen werden, daß für Sanitäts-
wesen soweit der Krankentransport vom Bahnhofe Schärding aus in Betracht kommt, 
nichts vorgesehen ist.
Doch auch im Rahmen dieser kommissionellen Verhandlung konnte keine Einigung er-
zielt werden, sodaß die Entscheidung in dieser für Schärding so wichtigen Angelegenheit 
abermals vertagt werden mußte, nun aber dem oberösterreichischen Landesrat überlassen 
blieb. Dieser sprach sich schließlich am 4. Februar 1924 zugunsten Schärdings aus und be-
schloß die Abtrennung des fraglichen Teils der Ortschaft Brunnwies mit dem Bahnhof Schär-
ding von der Gemeinde Brunnenthal und die Eingemeindung dieser Gebiete zur Stadt Schär-
ding.16
Kundmachung des Beschlusses der oö. Landesregierung
16) Schdg. WBl. 1924, Nr. 6, S. 5. 
Die Gemeinde Brunnenthal wollte es dabei aber noch nicht bewenden lassen und verlangte nun, daß ihr 
Schärding als Kompensation für das verlorene Gemeindegebiet die Ortschaft Kreuzberg abtrete. Dieser 
Forderung wurde jedoch in der Gemeindeausschußsitzung (GAS.) vom 13. Dezember 1924 eine klare 
Absage erteilt: „Gegen diese Zumutung muß sich die Stadtgemeinde Schärding ganz entschieden verwah-
ren. Die Ortschaft Kreuzberg wurde nämlich erst im Jahre 1875 von der Gemeinde Brunnenthal abge-
trennt und zur Stadtgemeinde Schärding eingemeindet. Es würde daher sonderbar aussehen, wenn jetzt 
ohne äußeren Anlaß diese Eingemeindung rückgängig gemacht würde.“ Der Gemeindeausschuß der 
Stadt Schärding stellte daraufhin neuerlich das Ersuchen, dem rechtlich und sachlich unbegründeten Be-
gehren der Gemeinde Brunnenthal keine Folge zu geben (Schdg. WBl. 1924, Nr. 52, S. 5). In der GAS. 
vom 6. September 1927 konnte Vizebürgermeister Brandstätter schließlich bekanntgeben, daß die Lan-
desregierung die von Brunnenthal angestrebte Abtrennung der Ortschaft Kreuzberg von Schärding abge-
wiesen habe (Schdg. WBl. 1927, Nr. 36, S. 6), und damit war ein Schlußstrich unter die Gebietsstreitig-
keiten zwischen Brunnenthal und Schärding gezogen.
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Eingemeindung der Ortschaft Brunnwies nebst Bahnhof
Auszug aus der Katastermappe
Die Volkszählungsergebnisse konnten also aufgrund der genannten Fakten nur bedingt 
für die vorliegende Untersuchung herangezogen werden. Als wesentlich aufschlußreicher er-
wiesen sich Materialien der kirchlichen Verwaltung, obwohl auch ihre Verwendung verschie-
dene Probleme aufwarf, denn erstens wurde in den Pfarrmatriken vielfach die „Zuständig-
keit“17 und nicht der Wohnsitz festgehalten und zweitens stimmten Gemeinde- und Pfarr-
17) Bis 1938 war jeder Österreicher zu einer Gemeinde „zuständig“; das war normalerweise der Geburtsort, doch 
konnte man die Heimatgemeinde wechseln, wenn man sich in einem anderen Ort länger als 10 Jahre nie-
derließ oder ausdrücklich erklärte, hier den dauernden Wohnsitz nehmen zu wollen. Ein wesentlicher 
Aspekt dieser Heimatzugehörigkeit lag darin, daß für die Versorgung in Not geratener Bürger keine 
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grenzen nicht überein, sodaß sich die jährlichen Zusammenfassungen der Pfarre nicht eins zu 
eins übernehmen ließen, sondern jede Eintragung in Hinblick darauf untersucht werden muß-
te, ob die betreffende Person im Gemeindegebiet von Schärding wohnte. 
Die ergiebigste Quelle für die Untersuchung der sozioökonomischen Verhältnisse in 
Schärding war unter diesen Umständen – sieht man von den Zeitzeugeninterviews ab – das 
„Schärdinger Wochenblatt“. 
Damit steht nun der Erörterung der sozioökonomischen Verhältnisse Schärdings nichts 
mehr im Wege. Bevor ich mich aber dieser Aufgabe widme, möchte ich noch ein Letztes 
vorausschicken: Da es kaum einschlägige Vorarbeiten gibt, war es notwendig, hier weithin 
Ergebnisse eigener Detailforschung zu bringen. Dabei sollte und konnte in diesem Rahmen 
nicht der Anspruch auf eine erschöpfende Studie verfolgt werden, weshalb ich dort, wo die 
Detailforschung zu umfangreich geworden wäre, versuche, durch Übertragung von bereits 
vorliegenden Forschungsergebnissen, die sich allgemein auf Oberösterreich oder Österreich 
beziehen, Lücken zu schließen oder mich auf Zusammenfassungen des bereits Bekannten zu 
beschränken. 
Die Jahre von 1918 bis 1938 waren, in ihrer Gesamtheit betrachtet, für Österreich eine 
Zeit der Krisen und der wirtschaftlichen Stagnation18, wobei sich in der ökonomischen Ent-
wicklung der Ersten Republik vier Perioden unterscheiden lassen19:
♦ Die Phase der Nachkriegsinflation (1918–1922), die zum Schluß in das Stadium der 
Hyperinflation überging und an deren Ende die Genfer Sanierung stand. In diesen Jah-
ren verlief die Entwicklung in Österreich weitgehend unabhängig von der Weltkonjunk-
tur. Sowohl die Binnenkonjunktur als auch der Außenhandel wurden durch die Geld-
entwertung stimuliert.
♦ Die Zeit von der Stabilisierungskrise (1923/24) bis zum Ausbruch der Weltwirtschafts-
krise im Herbst 1929, in der Österreich den Anschluß an die europäische und Weltkon-
junktur fand, sodaß sich die heimische Wirtschaft – nach Überwindung der Rezession 
von 1926 und des dadurch verursachten Exportrückganges – kurz daran erfreuen konn-
te, am internationalen Boom teilzuhaben. 
♦ Die Periode der Weltwirtschaftskrise (1930–1933), von der Österreich als außenhan-
delsabhängiges Land stark in Mitleidenschaft gezogen wurde. Die Krise wurde durch 
den Zusammenbruch der Creditanstalt im Mai 1931 mit seinen Folgen für das Budget 
und die Währung und – in weiterer Folge – durch restriktive wirtschaftspolitische Maß-
nahmen zusätzlich verschärft. 
♦ Die Phase der gebremsten Erholung nach 1933, die bis zur Eingliederung in das Deut-
sche Reich im März 1938 dauerte und die durch ein Fortbestehen der hohen Arbeitslo-
sigkeit und das weitgehende Fehlen von Versuchen zur Ankurbelung der Wirtschaft 
charakterisiert ist.
staatliche Stelle, sondern eben diese Heimatgemeinde aufkommen mußte. Aus diesem Grund war die 
Aufnahme in einen Gemeindeverband mit Kosten verbunden. Slapnicka, H./Marckhgott, G: Aufbau der 
Demokratie. Politik und Verwaltung Oberösterreichs 1861–1918. – Linz: 1987. S. 32.
18) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. – In: Weinzierl, Erika/Skal-
nik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. Geschichte der Ersten Republik. – Bd. 1. – Graz, Wien, Köln: 
1983. S. 343 f. und Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 56.
19) Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. – In: Tálos/Dachs/Hanisch/Staudinger (Hrsg.): Handbuch des 
politischen Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. – Wien: 1995. S. 28.
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Mit der Auflösung der Habsburgermonarchie war nicht nur ein wichtiges politisches 
Gebilde auseinandergefallen, sondern auch ein organisch gewachsener, nahezu autarker, 
volkswirtschaftlich vorteilhaft aufgebauter Wirtschaftsraum, der durch einen hohen Grad an 
regionaler Arbeitsteilung gekennzeichnet war. Hatten bisher die Industriegebiete ihre Produk-
tion in den Agrarzonen abgesetzt und im Austausch dafür Nahrungsmittel und Rohstoffe 
bezogen20, so zerrissen die neuen Grenzen nun den Donau-, Sudeten- und Karpatenraum, 
trennten Rohstoffvorkommen von Verarbeitungsbetrieben, spalteten verschiedene Stufen des 
Produktionsprozesses voneinander ab und setzten eine Vielzahl von Märkten an die Stelle 
eines einheitlichen Absatzgebietes. Was bislang Binnenhandel in einem zirka 54 Millionen 
Menschen umfassenden Wirtschaftsgroßraum gewesen war, wurde nun zu einem beträcht-
lichen Teil Bestandteil des Außenhandels der etwa 6,5 Millionen Einwohner zählenden Re-
publik Österreich.21
Die junge Republik wies – gemessen an der Verteilung des Volkseinkommens – eine 
relativ günstige Startposition aus: Sie hatte 22,3 Prozent der Bevölkerung der westlichen 
Reichshälfte, aber 29,7 Prozent des Volkseinkommens geerbt (nur die Tschechoslowakei 
schnitt mit 34,3 Prozent der Bevölkerung und 44,7 Prozent des Volkseinkommens noch bes-
ser ab)22, was damit zusammenhing, daß das Territorium der österreichischen Republik ne-
ben der Tschechoslowakei zu den am meisten industrialisierten Teilen der Monarchie und da-
mit – wie Tabelle 10 zeigt23 – zu den wirtschaftlich stärksten Regionen dieses Raumes ge-
zählt hatte. 
Tabelle 10: Bruttosozialprodukt pro Kopf (US-Dollar 1960) in einigen ausgewählten Ländern 
1913 (Republik Österreich = 100)
Land 1913
Gebiet Republik Österreich 100
Westliche Reichshälfte   62




Rußland   48
Quelle: Good, David F.: Der wirtschaftliche Aufstieg des Habsburgerreiches 1750–1914. – Wien: 1986. S. 211. 
Zit. nach: Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 55.
20) Die österreichische Reichshälfte hatte z. B. im Jahr 1912 85 Prozent ihrer Getreide- und Vieheinfuhren aus 
Ungarn importiert, hingegen waren 60 Prozent ihrer Exporte der Textil-, der Konfektions- und der Leder-
industrie nach Transleithanien gegangen; bei Eisenwaren und im Maschinenbau hatte dieser Anteil 57 
Prozent ausgemacht. Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 26.
21) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 344.
22) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 56.
23) Während die Alpenländer fast an das Niveau des Deutschen Reiches herankamen, drückten die rückständigen 
Kronländer wie Dalmatien, Galizien und die Bukowina das Gesamtniveau der Monarchie deutlich hinun-
ter, sodaß die Donaumonarchie beinahe um die Hälfte unter dem deutschen Entwicklungsstand blieb, was 
nicht nur außenpolitische Konsequenzen, sondern auch Auswirkungen auf die kollektiven Mentalitäten 
hatte. Ernst Hanisch schreibt in diesem Zusammenhang: „Wenn Österreich-Ungarn vom Bündnispartner 
Deutsches Reich so oft von oben herab behandelt wurde, gleichsam als armer Vetter, geschah dies eben 
aus der Arroganz des ökonomisch und militärisch Mächtigeren. Und viele deutschsprachige Österreicher 
empfanden die rückständigen Gebiete wie Galizien auch wirtschaftlich als Klotz am Bein. Um so heller 
mußte dann eine ‘deutsche’ Zukunft erstrahlen!“ Ebda.
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Auf Österreich entfielen (nach dem Stand von 1910) rund ein Drittel aller Fabriken und 
Industriearbeiter Cisleithaniens. Bei den Großbetrieben war der Anteil etwas geringer, denn 
die österreichische Industriestruktur war damals wie heute durch Klein- und Mittelbetriebe 
geprägt. Von der aktiven Bevölkerung waren rund 39 Prozent in der Land- und Forstwirt-
schaft tätig, 32 Prozent in Industrie, Bergbau und Handwerk; 16 Prozent arbeiteten im Be-
reich Handel und Verkehr. Auf den öffentlichen Dienst und die privaten Dienstleistungen 
entfielen knapp 13 Prozent.24
Trotz dieser auf den ersten Blick günstigen Zahlen hatte die österreichische Wirtschaft 
aber nach dem Zerfall der Donaumonarchie infolge der Abschottung der Nachfolgestaaten 
mit zahlreichen Strukturschwächen zu kämpfen: Zwar verfügte das Land über reiche Eisen-
erz-, Graphit-, Salz- und Magnesitvorkommen sowie über riesige Holzreserven, es fehlte ihm 
aber an mineralischen Brennstoffen, vor allem war es – da die Erdölvorkommen noch nicht 
erschlossen waren und die Wasserkraft erst ausgebaut werden mußte – von tschechischen 
Kohlenlieferungen abhängig, die jedoch fürs erste gestoppt worden waren. Einige Industrie-
zweige – insbesondere die im Krieg stark ausgeweitete Rüstungsindustrie, die Eisen- und 
Metallindustrie sowie der Lokomotiv- und Waggonbau – waren für einen Kleinstaat überdi-
mensioniert und konnten sich außerdem nicht rasch genug auf Friedensprodukte umstellen, 
während andere – z. B. die Zucker- und die Textilindustrie – nicht annähernd in der Lage 
waren, den Inlandsbedarf zu decken. Insgesamt überwog im neuen Österreich die export-
orientierte Verarbeitungs- und Veredelungsindustrie, die Rohstoffe und Halbfertigwaren aus 
den anderen Teilen der Monarchie bezogen und ihre Fertigwaren dort abgesetzt hatte. Die 
meisten Industriezweige waren daher nach wie vor auf eine enge Kooperation mit dem „Neu-
ausland“ angewiesen, denn der innerösterreichische Zusammenhang der einzelnen Sektoren 
untereinander war so lose, daß ein zeitgenössischer Beobachter die Auffassung vertrat, man 
habe die „Summe der einzelnen Wirtschaftszweige“ 1918 gar „nicht als Volkswirtschaft“ 
bezeichnen können.25
Der Artikel 222 des Vertrags von St. Germain hatte zwar angesichts dieses Faktums 
eine gewisse wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den Nachfolgestaaten in Form von 
Präferenzverträgen für die Dauer von fünf Jahren vorgesehen, doch kam es aufgrund der ne-
gativen Haltung der Tschechoslowakei, die – im Besitz von 70 Prozent der Industrie Öster-
reich-Ungarns – glaubte, auf Präferenzen verzichten zu können, zu keiner organischen Über-
leitung vom alten zum neuen Zustand. 
Besonders nachteilig wirkte sich in diesem Zusammenhang aus, daß es im Donau- und 
Karpatenraum nicht gelungen war, bevölkerungsmäßig in sich geschlossene Staaten zu bil-
den, denn infolge dieses Sachverhalts hörten die Nationalitätenkämpfe nicht auf, und diese 
vergifteten die Beziehungen zwischen den Nachfolgestaaten.26
Ein weiteres gravierendes Problem bildete die Stellung Wiens im neu entstandenen 
Kleinstaat. Hier war die staatliche Bürokratie eines 50-Millionen-Reiches konzentriert, hier 
lag das Handels- und Finanzzentrum der Monarchie, hier hatten die großen Industrie- und 
Handelsunternehmungen, die wichtigsten kulturellen und wissenschaftlichen Institutionen, 
die auflagestärksten Zeitungen ihren Sitz. In Wien und Niederösterreich lebten 3,5 der nur 
noch 6,5 Millionen Einwohner des Landes, davon ungefähr 2 Millionen allein in der Haupt-
stadt. Der Anteil der im Dienstleistungssektor, im öffentlichen Dienst und in den freien Beru-
fen Beschäftigten war in diesen beiden Ländern wesentlich höher als im Westen und Süden 
Österreichs. Diese wirtschaftliche und kulturelle „Kopflastigkeit“ wurde in der „Provinz“ als 
24) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 344.
25) Ebda. 
26) Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 78.
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störend empfunden. Die Abneigung der ländlichen Bevölkerung gegenüber der Hauptstadt, 
die durch die politischen Gegensätze noch vertieft wurde – dem städtearmen, katholisch ge-
prägten „schwarzen“ Land stand die „rote“ Metropole gegenüber, in der 60 Prozent aller 
SDAP-Mitglieder konzentriert waren27 –, reichte von latenter Gegnerschaft bis zu offener 
Feindseligkeit. Man sprach vom „Wasserkopf“ Wien, vom großstädtisch-intellektuellen 
„Sündenbabel“. 
Verschärft wurde diese ohnehin schon schwierige Situation noch dadurch, daß die un-
terentwickelte österreichische Landwirtschaft die Ernährung der Bevölkerung zunächst nicht 
sicherstellen konnte, sodaß die kleine Republik trotz ihres stark agrarischen Charakters auf 
Lebensmittelimporte angewiesen war, die sich jedoch infolge der reservierten bis feindlichen 
Haltung der Nachfolgestaaten sehr schwierig gestalteten.28
Die notwendigen Lebensmittelimporte ihrerseits aber belasteten – zusammen mit den 
Importen von Brennstoffen – die Handelsbilanz schwer. Da es im Inland an Kapital fehlte, 
mußten zur Sicherstellung der elementarsten Lebensbedürfnisse Auslandskredite aufgenom-
men werden. Dadurch wurde Österreich in hohem Maße sowohl wirtschaftlich als auch poli-
tisch vom Ausland abhängig.29
Wie deprimierend all dies damals auf die Zeitgenossen gewirkt haben mag, spiegelt 
sich in der Bitterkeit wider, die aus den Ausführungen Dechant Scheibers in bezug auf den 
Vertrag von St. Germain und dessen Auswirkungen spricht: 
Also im Frieden von St. Germain wurde unsere Republik geboren. Als Aussteuer legte 
die Entente dem Sprösslinge in die Wiege: Verbot sich Deutschösterreich zu nennen; 
Verbot sich an Deutschland anzuschliessen; Verbot, jemals einen Habsburger als Lan-
desherren zu berufen; Verbot eines stehenden Heeres. Dafür die Erlaubnis, ein Söld-
nerheer in der Höchststärke von 30.000 Mann zu halten.
Ob das neue Staatengebilde, grösstentheils Gebirgsland, durch den lange dauernden 
Krieg völlig ausgesaugt, herausgerissen aus einem grossen Wirtschaftskörper, abge-
schnitten vom Meere, lebensfähig sei und wie es sein Leben friste: darüber liessen sich 
die Herren in Paris keine grauen Haare wachsen. Schon die alten Römer sagten: Vae 
victis! Und es sollten auch schwere Zeiten für unser Vaterland kommen!
Das arme Österreich musste für seine 6½ Millionen Einwohner Nahrungsmittel und 
Kohle kaufen. Das Ausland, das wenig Vertrauen zu diesem Zwergstaate hatte, liess 
sich seine Artikel gut bezahlen. So ging viel Geld ausser Land. Österreich hatte viele 
Kriegsinvaliden, Kriegswitwen und Kriegswaisen zu versorgen; das kostete viel Geld. 
Eine Menge abgebauter Offiziere hatten Anspruch auf Pension; das kostete wieder viel 
Geld. Viele deutsche Beamte in den Nachfolgestaaten wurden daselbst stellungslos 
oder kehrten freiwillig in das deutsche Mutterland zurück in der sicheren Erwartung, 
hier wieder eine Anstellung oder einen Ruhegehalt zu bekommen; das kostete wieder 
viel Geld. Dann gab es ein ganzes Heer von Arbeitslosen, die unterstützt werden muss-
ten; das kostete wieder viel Geld. Schliesslich liessen es sich die Mitglieder der ver-
schiedenen Kommissionen, die uns die Siegerstaaten zur Kontrolle nach Wien schick-
ten, auf Kosten des ausgebeuteten Österreichs recht gut gehen.
27) Hanisch, Ernst: Einleitung. Das politische System Erste Republik/Zwei Erklärungsmodelle. – In: Tálos/ 
Dachs/Hanisch/Staudinger (Hrsg.): Handbuch des politischen Systems Österreichs. S. 4.
28) Bekannt ist das groteske Beispiel, wonach Österreich Zucker aus Kuba und Java importieren mußte, während 
die Tschechoslowakei ihre Vorräte nach Amerika exportierte. – Hänisch, Dirk: Die österreichischen 
NSDAP-Wähler. S. 32.
29) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 44.
-120-
Diesen vielfachen Geldansprüchen konnte das gepeinigte Österreich auf die Dauer 
nicht entsprechen. Das Ausland schenkte uns nichts, gab nicht einmal genügend Kre-
dit.30
Angesichts der genannten strukturellen Probleme wird klar, daß Österreich 1918 nicht 
einfach den im Rahmen des Habsburgerreiches eingeschlagenen Weg fortsetzen konnte, son-
dern seine Volkswirtschaft den neuen Verhältnissen anpassen mußte. Dazu war es notwen-
dig, die Landwirtschaft zu entwickeln, die heimischen Energiequellen (insbesondere die 
Wasserkräfte) zu erschließen, die Industrie in höherem Maße auf die Verarbeitung heimi-
scher Rohstoffe umzustellen und den staatlichen Beamtenapparat sowie den gesamten 
Dienstleistungssektor der neuen Situation im Donauraum anzupassen.31
Um diese volkswirtschaftlichen Ziele zu erreichen, bedurfte es eines längeren Umstel-
lungsprozesses, dessen Dauer von einer Vielzahl von Faktoren abhängig war: von der welt-
wirtschaftlichen Konjunktur, von der Handelspolitik der Nachfolgestaaten, von einem ausrei-
chenden Zufluß ausländischer Kredite zur Finanzierung der Zahlungsbilanzdefizite, die für 
die Übergangsperiode zu erwarten waren, von der möglichst planmäßigen Inangriffnahme der 
Umstellung, von flankierenden Maßnahmen seitens der staatlichen Wirtschaftspolitik etc.32
Wenngleich eingeräumt werden muß, daß Österreich auf diese Faktoren nur zum Teil 
Einfluß nehmen konnte und die Lösung, ja schon die Inangriffnahme der anstehenden Proble-
me durch die Folgewirkungen des Krieges erschwert wurde – laut Kurt W. Rothschild war 
die Monarchie 1918 kein „solventes Unternehmen“ mehr33 –, so zeigt ein Vergleich inner-
halb des Donauraumes doch, daß Österreich den mit dem Zerfall der Donaumonarchie ver-
bundenen ökonomischen Strukturschock offensichtlich schlechter verkraftete als die anderen 
Nachfolgestaaten: 
Tabelle 11: Durchschnittliches Wachstum des Bruttonationalproduktes 1913–1938 (in Pro-
zent) in verschiedenen Nachfolgestaaten und in Europa







1913–1929 0,3 2,7 1,2 2,1 1,6 1,9
1929–1938 –1,8** –0,2** 1,1 1,3 0,4 1,1
*) Ohne UdSSR; **) 1929–1937
Quelle: Maddison, Angus: Economic Policy and Performance in Europe. – Glasgow: 1976. S. 453. Zit. nach: 
Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 29.
Hatte die jährliche Wachstumsrate pro Kopf in Österreich-Ungarn von 1870 bis 1913 
etwa 1,45 Prozent betragen (im Deutschen Reich 1,51 Prozent, in der Schweiz 1,32 Prozent 
30) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 229 f.
31) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 345.
32) Weber, Fritz: Hauptprobleme der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs in der Zwischen-
kriegszeit. – In: Kadrnoska, Franz (Hrsg.): Aufbruch und Untergang. Österreichische Kultur zwischen 
1918 und 1938. Mit einem Vorwort von Bundesminister Dr. Hertha Firnberg. – Wien, München, Zürich: 
1981. S. 594 f.
33) Rothschild, Kurt W.: Austria’s Economic Development Between the Two Wars. – London: 1947. S. 14. 
Zit. nach: Weber, Fritz: Hauptprobleme der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs in der 
Zwischenkriegszeit. S. 595.
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und in Rußland 0,62 Prozent)34, so schrumpfte die Volkswirtschaft in der Periode von 1913 
bis 1937 real um durchschnittlich 0,4 % pro Jahr, von 1929 bis 1937 sogar um 1,8 %.35
Tabelle 12: Reale Wachstumsraten pro Kopf und Jahr in Prozent 1913–1938
Land Prozent
Schweiz   2,3
Deutschland   1,4
Italien   1,2
Großbritannien   1,2
Frankreich   0,6
Österreich –0,4
Quelle: Schausberger, Norbert: Der Anschluß und seine ökonomische Relevanz. – In: Neck, Rudolf/Wandrusz-
ka, Adam (Hrsg.): Anschluß 1938: Protokoll des Symposiums in Wien am 14. und 15. März 1978. – München: 
1981. S. 252.
Die Alpenrepublik war damit das einzige Land Europas, das in der Zwischenkriegszeit 
insgesamt kein Wirtschaftswachstum, sondern eine Schrumpfung zu verzeichnen hatte, wo-
bei sich die österreichische Entwicklung außerdem – wie Tabelle 13 zeigt – durch starke 
Wachstumsschwankungen von der gesamteuropäischen Wirtschaftsentwicklung abhob.36
Tabelle 13: Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate des realen Sozialprodukts von 1913
bis 1938 (in Prozent)
Quelle: Ambrosius, Gerold/Hubbard, William H.: Sozial- und Wirtschaftsgeschichte Europas im 20. Jahrhun-
dert. – München: 1986. S. 136. Zit. nach: Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 58.
Österreich lag in den späten 1920er Jahren zwar fast 2 Prozentpunkte über dem euro-
päischen Niveau, diese relativ günstige Wirtschaftsentwicklung37 wurde aber durch die nach-
folgende schwere Depression überlagert und somit aus dem Gedächtnis gestrichen.38
Setzt man das Bruttonationalprodukt per 1913 mit 100 fest, so erreichte der Index 1920 
66,4 Punkte, 1924 88,5 und im Jahr 1929 den Höchststand mit 105,1 Punkten. 1933 lag er 
bei 81,5 und 1937 bei 90,0 Punkten. Nur kurzfristig, nämlich 1929, übertraf das Brutto-
nationalprodukt das Niveau von 191339, sonst lag es zum Teil weit darunter. 
34) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 56.
35) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 343.
36) Schausberger, Norbert: Der Anschluß und seine ökonomische Relevanz. S. 251.
37) Der Umsatz von Verbrauchsgütern stieg von 1924 bis 1929 um etwa 40 %, wobei die größten Umsatzsteige-
rungen in der Bekleidungsindustrie erzielt werden konnten. Die Arbeitslosigkeit, die zu Beginn des Jah-
res 1927 einen vorläufigen Höhepunkt erreicht hatte, begann allmählich zu sinken. Die Importe nahmen 
ab, die Exporte stiegen. Die Eisenproduktion erreichte 1929 zum erstenmal seit Kriegsende wieder ihre 
Normalposition. Andics, Hellmut: Österreich seit 1918. – (Wien – München – Zürich: 1968). S. 179.
38) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 58.
39) Doch auch damals wies die österreichische Wirtschaft noch starke Disproportionalitäten zwischen den ein-
zelnen Produktionsbereichen auf. Während die reale Wertschöpfung der Landwirtschaft, des Dienstlei-
stungssektors und der Elektrizitätserzeugung das Niveau von 1913 zum Teil beträchtlich überstieg, lag 
Land 1913–1919 1920–1929 1929–1938
Österreich 0,3 % 5,2 % –0,5 %
Deutsches Reich 1,1 % 4,5 %  3,9 %
Schweiz 2,8 % 3,7 %  0,6 %
Gesamteuropa (ohne Sowjetunion) 1,9 % 3,9 %  1,1 %
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Noch unerfreulicher verlief die Kurve der Industrieproduktion: In keinem einzigen Jahr 
wurde das Niveau von 1913 erreicht; den höchsten Wert verzeichnete man 1929 mit 98 Pro-
zent des Vorkriegsstandes, von 1929 bis 1933 jedoch fiel sie um nicht weniger als 38 %. Die 
Produktionskapazitäten waren zu keinem Zeitpunkt ausgelastet, und die Arbeitslosigkeit wies 
– nach einem ersten Höhepunkt im Jahr 1919 mit 355.000 Arbeitslosen und dem Tiefststand 
im Jahr 1921 mit 28.000 Arbeitslosen40 – seit 1923 eine steigende Tendenz auf. 






Anteil der u. A. 
a. d. Gesamtzahl
1919 355.000 147.196 18,4 % 44 %
1920   79.000 32.217   4,2 % 41 %
1921   28.000 11.671   1,4 % 42 %
1922 103.000 49.434   4,8 % 48 %
1923 212.000 109.786   9,1 % 53 %
1924 188.000   95.225   8,4 % 48 %
1925 220.000 149.980   9,9 % 68 %
1926 244.000 176.536 11,0 % 72 %
1927 217.000 172.478   9,8 % 80 %
1928 183.000 156.185   8,3 % 85 %
1929 192.000 164.477   8,8 % 86 %
1930 243.000 208.389 11,2 % 86 %
1931 334.000 253.367 15,4 % 76 %
1932 468.000 309.968 21,7 % 66 %
1933 557.000 328.844 26,0 % 60 %
1934 545.000 278.527 25,5 % 53 %
1935 515.000 261.768 24,1 % 51 %
1936 515.000 259.187 24,1 % 50 %
1937 464.000 231.320 21,7 % 50 %
Quelle: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen – am Beispiel 
Österreichs 1918–1938. – Berlin: 1979. S. 29.
Die Alpenrepublik lag dabei – gemessen an ihrer Bevölkerungszahl – auch in den be-
sten Zeiten der 20er Jahre immer im europäischen Spitzenfeld krasser Beschäftigungslosig-
keit, eine Tatsache, die Otto Bauer im Jahr 1931 z. B. zu folgender Feststellung veranlaßte41:
Es ist das Schlimme bei uns, daß wir seit Jahren an die Arbeitslosigkeit gewöhnt sind, 
daß wir darum gegen dieses entsetzliche Übel abgestumpft sind und daß deswegen die 
Öffentlichkeit die Schreckenszahlen der jetzigen Arbeitslosigkeit mit mehr Gleichmut 
hinnimmt, als das in anderen Ländern geschieht.
die Leistung von Gewerbe und Industrie noch immer – wenn auch nur knapp – unter dem Vorkriegs-
stand. Einigen Wachstumsbranchen, wie der Holzverarbeitung, der Papier- und der chemischen Industrie, 
standen stagnierende bzw. schrumpfende Industrien gegenüber. Kernbauer, Hans/März, Eduard/ Weber, 
Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 366.
40) Faßmann, Heinz: Der Wandel der Bevölkerungs- und Sozialstruktur in der Ersten Republik. – In: Tálos/ 
Dachs/Hanisch/Staudinger (Hrsg.): Handbuch des politischen Systems Österreichs. S. 20 f.
41) Bauer, Otto: Stenographische Protokolle des Nationalrats. 21. Sitzung. 6. 3. 1931, S. 670. Zit. nach: Schaus-
berger, Norbert: Sozialgeschichtliche Aspekte des März 1938. – In: Erziehung und Unterricht. Österrei-
chische Pädagogische Zeitschrift. 1987. Heft 9/10. S. 519. 
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So nahm Österreich mit 20 Arbeitslosen von je 1000 der Bevölkerung im Jahr 1923 die 
7. Stelle in Europa ein, 1924 mit 17 pro 1000 die 6., 1925 im ersten Jahr der Hochkonjunktur 
mit 27 pro 1000 aber bereits die 3. Stelle. 1926 lag es an 5. Stelle, 1927 wieder auf dem 3. 
Platz, 1928 auf dem 4., 1929 auf dem 5., 1930 und 1931 auf dem 3. und 1932 auf dem 5. 
Platz. Nur im Deutschen Reich, in Dänemark und Großbritannien war in diesem Zeitraum die 
Arbeitslosenquote höher als in der Alpenrepublik42, die hier ab 1922 nie unter 8 % sank, 
1933 mit 557.000 Arbeitslosen oder 26 % des Arbeitskräftepotentials ihren Höhepunkt er-
reichte und bis 1937 auf nur mehr etwas unter 22 % zurückging.43
Neben den strukturellen Problemen spielten dabei zwei weitere Umstände eine bedeu-
tende Rolle: Erstens drängten in den Jahren bis 1929 geburtenstarke Jahrgänge auf den Ar-
beitsmarkt, und zweitens gingen von 1923 bis 1929 durch Rationalisierungsmaßnahmen über 
100.000 Arbeitsplätze in der Industrie verloren, sodaß sich trotz des wirtschaftlichen Auf-
schwungs der Jahre 1927 und 1928 die Arbeitslosigkeit nur in bescheidenem Maße verringer-
te.44 Die Arbeitslosigkeit war damit eines der drängendsten Probleme der Ersten Republik. 
Zwar hatte dank der Arbeitslosenunterstützung bzw. der Arbeitslosenversicherung45 jeder 
krankenversicherungspflichtige Arbeitnehmer, der durch den Entgang seines Verdienstes im 
Lebensunterhalt gefährdet war, Anspruch auf eine staatliche Arbeitslosenunterstützung in der 
Höhe des Krankengeldes, doch konnte trotz dieser für damalige Verhältnisse großzügigen 
Fürsorgemaßnahme das Abgleiten breiter Schichten der Bevölkerung in unsagbare Not auf 
Dauer nicht verhindert werden. Erste Folgen der Arbeitslosigkeit zeigten sich bereits vor dem 
Ausbruch der Weltwirtschaftskrise46:
♦ Da die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter in die Arbeitslosenversicherung 
nicht einbezogen wurden47, kam es zu einer verstärkten Landflucht.
♦ Österreich wurde ein Auswanderungsland. Tausende, die keine Arbeit fanden, 
suchten sie in Übersee und verließen ihre Heimat. Auf dem Höhepunkt der Arbeits-
losigkeit ventilierte die Bundesregierung bei Großbritannien sogar den Plan einer 
österreichischen Kolonie, um das Problem zu lösen.
42) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen – am Beispiel Öster-
reichs 1918–1938. – Berlin: 1979. S. 20.
43) Bruckmüller, Ernst: Sozialstruktur und Sozialpolitik. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 
1918–1938. Geschichte der Ersten Republik. 2 Bde. – Bd. 1. – Graz, Wien, Köln: 1983. S. 408.
44) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 367.
45) Aufgrund des Arbeitslosenversicherungsgesetzes vom 24. März 1920, das die am 30. Oktober 1918 be-
schlossene Arbeitslosenunterstützung ersetzte, kamen alle Bürger, die mindestens 20 Wochen in einem 
kranken- oder pensionsversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis während des letzten Jahres gestanden 
waren, im Bedarfsfall zunächst höchstens 12 Wochen lang in den Genuß der Arbeitslosenunterstützung. 
Noch 1920 wurde die Unterstützungsdauer auf 30 Wochen verlängert, am Höhepunkt der Wirtschafts-
krise jedoch wieder auf höchstens 20 Wochen gekürzt. Nach Ablauf dieser Frist konnte der Arbeitslose 
nur mehr die Notstandshilfe beziehen, die ca. 80 % der Arbeitslosenunterstützung betrug. Nach 22 bis 52 
Wochen – die Dauer bestimmte die Industrielle Bezirkskommission, ein paritätisch aus Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern zusammengesetztes Gremium, das mit den Agenden Arbeitsvermittlung, Berufsberatung, 
Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge befaßt war und auch bei der Zuerkennung der Alters-
fürsorgerenten mitwirkte – erlosch auch diese Hilfe. Damit war der Arbeitslose „ausgesteuert“, d. h. er 
ging des Anspruchs auf Unterstützung verlustig und war auf die öffentliche Fürsorge der Gemeinden an-
gewiesen. Im allgemeinen machte die Unterstützung nur rund ein Viertel des normalen Arbeitseinkom-
mens aus und konnte höchstens die ärgste Not lindern. 
Schausberger, Norbert: Sozialgeschichtliche Aspekte des März 1938. S. 519.
46) Ebda.
47) Land- und forstwirtschaftliche Arbeiter hatten lediglich bis zum Februar 1919 Arbeitslosenunterstützung er-
halten. Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 52.
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♦ Durch die anhaltende Dauer und ständige Zunahme der Arbeitslosigkeit wurde bald 
die Finanzkraft des Staates überfordert, sodaß Anfang der 30er Jahre erste Re-
striktionsmaßnahmen getroffen wurden.
♦ Die wachsende Arbeitslosenzahl verminderte den Einfluß der Gewerkschaften, was 
sich auch in rückläufigen Mitgliederzahlen bemerkbar machte. 








1922 98.912   7.974 o. A.
1923 81.302   7.553 o. A.
1924 69.951   9.398 o. A.
1925 67.053   8.454 5.199
1926 63.229   8.574 5.167
1927 62.253   9.473 5.536
1928 62.698 16.345 5.573
1929 61.494 17.299 7.466
1930 55.141 18.577 6.807
1931 49.151 16.907 7.209
1932 42.972 15.488 7.151
*) Ab 1924 lautet die Bezeichnung „Deutscher Gewerkschaftsbund für Österreich“. Quellen: Bundesamt für Sta-
tistik (Hrsg.): Statistische Handbücher für die Republik Österreich. Jgg. V bis XIV. – Wien: 1924 bis 1933.
Diagramm 2: Entwicklung der vier stärksten Organisationen innerhalb der Freien Gewerk-









1923 1924 1925 1926 1927 1928 1929 1930 1931 1932
Metallarbeiter Eisenbahner
Bauarbeiter Chemische Industrie
Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistische Handbücher für die Republik Österreich. Jgg. V bis 
XIV. – Wien: 1924 bis 1933.
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Wie sowohl aus der Tabelle 15 als auch aus dem Diagramm 2 hervorgeht, ent-
wickelten sich die einzelnen Gewerkschaftsorganisationen dabei keineswegs im 
Gleichklang.
♦ Immer mehr Arbeiter waren „freiwillig“ bereit, kürzer oder unter dem Kollektivver-
tragslimit zu arbeiten. Lohnbewegungen blieben bescheiden, und die Streikhäufig-
keit ging – aus Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes – radikal zurück. 
♦ Ab 1927 stellte z. B. das größte Industrieunternehmen des Landes, die Alpine Mon-
tangesellschaft, keine gewerkschaftlich organisierten Arbeiter mehr ein. Die Heim-
wehr wurde aufgeboten, um sogenannte „gelbe“ Gewerkschaften zu gründen, die zu 
Keimzellen des Betriebsfaschismus wurden.
Das Ende der internationalen Hochkonjunktur, das durch den New Yorker Börsenkrach 
vom 24. Oktober 1929 eingeleitet wurde, wirkte sich in Österreich infolge der vorangegange-
nen Notzeit und des Zusammenbruchs der Bodenkreditanstalt im Oktober 1929 somit stärker 
aus als in den meisten europäischen Industrieländern. Die Wirtschaftskrise, die Ende 1929 in 
der Investitionsgüterindustrie ihren Anfang genommen hatte, griff im Laufe des Jahres 1930 
auch auf alle anderen Industriezweige über. Wie bereits erwähnt, fiel die industrielle Produk-
tion von 1929 bis 1933 um 38 %. In einigen Bereichen, wie der Eisenindustrie, sank sie noch 
tiefer. Hier war im November 1932 die Kapazitätsauslastung auf 8,1 % des Produktionspo-
tentials zurückgegangen. Die Arbeitslosigkeit nahm nunmehr katastrophale Ausmaße an und 
erreichte im Februar 1933 mit 580.000 Personen ihren Höchststand48, sodaß es nahezu keine 
Familie und keinen Haushalt gab, die nicht von Arbeitslosigkeit betroffen waren.49
Die Folge war, daß sich auch die Sozialausgaben dramatisch erhöhten und nun zahlrei-
che Maßnahmen (Leistungskürzungen, stark einschränkende Auslegung der Anspruchsbe-
rechtigungen usw.) zur Senkung dieser Ausgaben getroffen wurden.50
Tabelle 16: Anteil der Sozialausgaben an den Staatsausgaben in Prozent
Jahr Anteil Jahr Anteil
1923 10,7 1930 16,4
1924 10,6 1931 17,7
1925 14,3 1932 23,5
1926 15,6 1933 21,5
1927 14,4 1934 18,9
1928 13,8 1935   20,0*
1929 15,4 1936   19,7*
*) Voranschlag
Quelle: Bruckmüller, Ernst: Sozialstruktur und Sozialpolitik. S. 420.
Wie die materielle Situation der Betroffenen damals konkret aussah, zeigen die Lebens-
bedingungen für eine dreiköpfige Familie eines Notstandshilfebeziehers, der 1933 54 Schil-
ling Unterstützung im Monat erhielt und für die allernotwendigsten Bedürfnisse folgende 
monatliche Ausgaben zu verzeichnen hatte:
48) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 368 f.
49) Faßmann, Heinz: Der Wandel der Bevölkerungs- und Sozialstruktur in der Ersten Republik. S. 22.
50) Bruckmüller, Ernst: Sozialstruktur und Sozialpolitik. S. 421. 
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Tabelle 17: Monatliche Aufwendungen einer dreiköpfigen Familie für Nahrungsmittel und 
Wohnungsmiete im Jahr 1933 (in Schilling)
Lebensmittel und Wohnungsmiete Ausgaben
1 kg Zucker 1,42
1 kg Fett 2,70
14 kg Polentamehl 4,90
2 kg Brotmehl 1,10
3 kg Weizenmehl 2,55






Quelle: Schausberger, Norbert: Sozialgeschichtliche Aspekte des März 1938. – In: Erziehung und Unterricht. 
Österreichische Pädagogische Zeitschrift. 1987. Heft 9/10. S. 520.
Lediglich 60 Prozent aller Arbeitslosen erhielten in diesem Jahr auch eine Arbeitslo-
senunterstützung. Der Rest bezog entweder eine Frühpension oder wurde „ausgesteuert“. 
Etwa zwei Drittel aller unterstützten Arbeitslosen entfielen dabei auf den industriell-ge-
werblichen Sektor. Spitzenreiter war die Bauwirtschaft mit 78.000 unterstützten Arbeits-
losen, es folgten die Eisen- und Metallindustrie (60.000), die Holzindustrie (23.000), die Be-
kleidungs- (22.000), die Textil- (20.000), die Nahrungs- und Genußmittelindustrie (16.000), 
Steine und Erden (15.000). Im Dienstleistungssektor lag das Gast- und Schankgewerbe mit 
fast 16.000 vor dem Handel mit etwa 15.000 unterstützten Arbeitslosen.51
Zu den statistisch erfaßten Arbeitslosen muß noch eine große Anzahl von Jugendlichen 
dazugerechnet werden, die noch gar nicht in den Arbeitsprozeß einbezogen worden waren. 
So erhielten zum Beispiel 1927 nur 100 von 310 Bewerbern eine Lehrstelle, 1937 war die 
Relation 100 zu 383. Diese jugendlichen Arbeitslosen hatten aufgrund der fehlenden Arbeits-
zeiten keinen Anspruch auf Unterstützung und schienen daher in der offiziellen Arbeitslosen-
statistik nicht auf. Nach der Volkszählung von 1934 kann man aber eine Höchstzahl von 
150.000 jugendlichen Arbeitslosen vermuten.52
Wie deutlich der Anteil der Jugendlichen an den Beschäftigten zurückgegangen war, 
zeigt folgende Tabelle:
Tabelle 18: Beschäftigte bis zu 25 Jahren
Beschäftigte 1910 1934
Arbeiter  44,6 % 23,9 %
Angestellte  33,3 %   5,7 %
Staatsdienst    9,9 %   2,9 %
(26–30 J.) (17,2 %)   (5,7 %)
Quelle: Wirtschaftsstatistisches Jahrbuch. Hrsg. von der Kammer für Arbeiter und Angestellte in Wien. 11, 
1936. S. 241 f. – Zit. nach: Bruckmüller, Ernst: Sozialstruktur und Sozialpolitik. S. 410.
51) Bruckmüller, Ernst: Sozialstruktur und Sozialpolitik. S. 408.
52) Ebda. S. 409 f.
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Da man davon ausgehen kann, daß nun gerade diese jugendlichen Arbeitslosen noch 
nicht generell zu resignativen Haltungen neigten53, wird man in diesen Schichten ein wichti-
ges Rekrutierungsfeld der Nationalsozialisten suchen müssen, deren abenteuerlich-gewalttäti-
ges Auftreten gerade jungen Desperados entgegenkommen mußte.54
Abgesehen von der ständig drohenden Arbeitslosigkeit war ein beträchtlicher Teil der 
in der Industrie Beschäftigten von Kurzarbeit betroffen, sodaß schließlich Forderungen nach 
Einführung der 40-Stunden-Woche anstelle der 48-Stunden-Woche laut wurden, die aber von 
Regierung und Unternehmern unter dem Hinweis auf die Gefährdung der internationalen 
Konkurrenzfähigkeit abgewiesen wurden. Bereits 1930 mußten 13,8 % der österreichischen 
Arbeiter Kurzarbeit verrichten, in den Jahren der Weltwirtschaftskrise 20 bis 25 %.55 Im Jahr
1933 gab es in 28 % aller größeren Betriebe in Österreich Kurzarbeit. Sie bot ein innerbe-
triebliches Arbeitskräftereservoir, das man im Falle einer besseren Auftragslage ausschöpfen 
konnte, bevor man neue Arbeitskräfte einstellte.56 Statistisch war die Arbeitszeit dadurch –
auch ohne gesetzliche Neuregelung – insgesamt gesunken. Ob eine generelle Verkürzung 
Arbeitsplätze geschaffen hätte, muß bezweifelt werden, denn die österreichische Industrie-
produktion war aufgrund von Rationalisierungsmaßnahmen 1937 mit erheblich weniger Be-
schäftigten ungefähr auf dem Produktionsstand von 1929 angelangt.
Daß Österreich von der Weltwirtschaftskrise besonders schwer in Mitleidenschaft ge-
zogen wurde, lag jedoch nicht nur an spezifisch österreichischen Umständen wie dem Rück-
gang des privaten Konsums und der Einschränkung der öffentlichen Investitionen, sondern 
auch an der äußerst ungünstigen Entwicklung des Außenhandels. Infolge des Protektionismus
der bisherigen Handelspartner, die mit Hilfe von Importsperren, scharfen Devisenkontrollen 
usw. die eigene Wirtschaft zu schützen versuchten, befand sich nämlich der Außenhandel 
Österreichs nun in einem chronischen Ungleichgewicht: Während die Importnachfrage per-
manent hoch war, exportierte Österreich 1929 um 14 Prozent weniger als vor dem Ersten 
Weltkrieg.57 Dies führte schließlich dazu, daß auch Österreich den Weg der im internationa-
len Vergleich eher liberalen Außenhandelspolitik verließ und 1930 seine Zollsätze erhöhte, 
was vor allem der Landwirtschaft zugute kam.58
Zwar gab es immer wieder Vorstöße in Richtung Abbau der Schutz- und Präferenzzöl-
le, doch scheiterten die jeweiligen Projekte am Einspruch einzelner Staaten: So lehnten z. B. 
Deutschland und Italien den im Mai 1930 vorgebrachten Plan des französischen Außenmini-
sters Briand zur Gründung eines europäischen Staatenbundes ab, und die Bildung einer Zoll-
union zwischen Österreich und Deutschland im März 1931, der am 12. April 1930 ein 
deutsch-österreichischer Handelsvertrag vorausgegangen war, stieß auf massive Proteste 
Frankreichs, Italiens und der Tschechoslowakei, die darin einen Verstoß gegen die Genfer 
Protokolle von 1922 und eine Vorstufe zum Anschluß Österreichs an Deutschland sahen.59
Als im Mai 1931 bekannt wurde, daß der Zusammenbruch der Creditanstalt – sie war 
seit der Übernahme der Bodencreditanstalt im Herbst 1929 die größte Bank Österreichs und 
betreute einen Großteil der österreichischen Industrieunternehmen – mit einem Defizit von 
53) Im allgemeinen wurden durch anhaltende Arbeitslosigkeit politische Aktivitäten und Unternehmungsgeist der 
Betroffenen gedämpft, wodurch vielfach auch der revolutionäre Elan weitgehend verlorenging. Stiefel, 
Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 198 f.
54) Bruckmüller, Ernst: Sozialstruktur und Sozialpolitik. S. 410.
55) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 378.
56) Bruckmüller, Ernst: Sozialstruktur und Sozialpolitik. S. 410.
57) Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 23.
58) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 369 f.
59) Verosta, Stephan: Die österreichische Außenpolitik 1918–1938 im europäischen Staatensystem 1914–1955. 
S. 129.
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140 Millionen Schilling bevorstand, gewährte England der Österreichischen Nationalbank 
einen kurzfristigen Kredit in der Höhe von 150 Millionen Schilling, wobei die österreichi-
sche Regierung die Haftung für die Schulden der CA übernehmen mußte.60 Bemühungen um 
eine größere langfristige Völkerbundanleihe waren zunächst vergeblich, weil Frankreich aus 
politischen Gründen – es ging um die Verhinderung der zwischen Österreich und Deutsch-
land vereinbarten Zollunion – eine Hinhaltetaktik verfolgte. Schließlich gaben am 3. Septem-
ber 1931 Schober und der deutsche Außenminister Curtius in Genf die Erklärung ab, daß 
Österreich und Deutschland auf eine weitere Verfolgung der Zollunionspläne verzichteten. 
Am 5. September stellte der Haager Gerichtshof in einem vom Völkerbundrat angeforderten 
Gutachten mit 8:7 Stimmen die Unvereinbarkeit der deutsch-österreichischen Zollunion mit 
den Genfer Protokollen fest. Sechs Richter erblickten in der Zollunion zudem einen Verstoß 
gegen den Artikel 88 des Staatsvertrages, der die Unabhängigkeit Österreichs betraf.61 Damit 
war auch dieser Versuch einer Zollangleichung gescheitert.
Ende des Jahres 1931 unternahm der tschechoslowakische Außenminister Beneš einen 
weiteren Vorstoß in Richtung eines Wirtschaftsbündnisses. Er regte an, Österreich, Ungarn 
und die Tschechoslowakei in einem Wirtschaftsbündnis zu vereinigen, worüber Außenmini-
ster Schober im Ministerrat am 16. Dezember 1931 berichtete. Im Februar 1932 griff der 
französische Ministerpräsident Tardieu diese Idee auf und schlug einen wirtschaftlichen Zu-
sammenschluß Österreichs und Ungarns mit den Staaten der Kleinen Entente (Tschechoslo-
wakei, Jugoslawien, Rumänien) vor. Diese fünf Staaten sollten einander im Rahmen einer 
Donaukonföderation Vorzugszölle gewähren, wobei der Völkerbund ihnen eine langfristige 
Anleihe zur Verfügung stellen würde. Dieser sogenannte Tardieu-Plan wurde jedoch eben-
falls abgelehnt, u. z. wieder von Deutschland und Italien.62
Österreich bemühte sich unterdessen weiterhin um eine Völkerbundanleihe, weil die 
Sanierung der Creditanstalt schwer auf dem österreichischen Staatshaushalt lastete. Noch im 
September 1931 hatte sich die österreichische Regierung bereit erklärt, die Finanzlage des 
Bundes durch den Völkerbund prüfen zu lassen, worauf am 6. November 1931 der Holländer 
Rost van Tonningen als Kontrollor des Völkerbundes für die österreichische Finanzgebarung 
bestellt wurde.63 Am 15. Juli 1932 schließlich konnte Engelbert Dollfuß, der seit 20. Mai 
Bundeskanzler war, das „Lausanner Protokoll“ unterzeichnen, wodurch Österreich eine neue 
Völkerbundanleihe, die sogenannte „Lausanner Anleihe“, in Höhe von 300 Millionen Schil-
ling mit einer Laufzeit von 20 Jahren erhielt. Sie war – wie schon die Genfer Anleihe von 
1922 – an drückende Bedingungen gebunden: Der österreichischen Regierung wurde mit 
Rost van Tonningen ein „Berater“ vorgesetzt, der die oberste Finanzkontrolle ausübte. Der 
Staatshaushalt, der durch die Wirtschaftskrise und die Sanierungsaktion für die Creditanstalt 
aus den Fugen geraten war, mußte durch Steuererhöhungen und Einsparungen des Bundes 
sowie der Bundesbahnen wieder ins Gleichgewicht gebracht werden. Außerdem war man 
gezwungen, erneut den Verzicht auf den Anschluß Österreichs an Deutschland auszuspre-
chen.64 Erst Mitte 1933 floß der Erlös der neuen Anleihe ein. Entsprechend den Vertrags-
bedingungen mußten die Mittel zur Rückzahlung schwebender Schulden an das Ausland und 
zur Tilgung offener Schulden der Bundesverwaltung und der ÖBB an die Nationalbank ver-
wendet werden.65 Statt durch staatliche Investitionen die Wirtschaft zu beleben – der Bau der 
60) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 200 f.
61) Ebda. S. 203 f.
62) Ebda. S. 207 f.
63) Ebda. S. 205.
64) Ebda. S. 213.
65) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 371.
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Großglocknerstraße, der am 30. August 1930 begonnen wurde66, stellte eine der wenigen 
Ausnahmen dar –, fing man bei den Ausgaben zu sparen an, was einerseits die Auswirkungen 
der Weltwirtschaftskrise auf Österreich verschärfte und andererseits die seit Beginn der Er-
sten Republik vorhandenen autoritären Strömungen in der Politik intensivierte.
Im Herbst 1932 begann die Regierung Dollfuß – unter Umgehung des Parlaments – mit 
Notverordnungen auf der Grundlage des Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes vom 
24. Juli 1917 zu arbeiten67, wobei nach und nach – vor allem ab dem Zeitpunkt der Ausschal-
tung des Parlamentes im März 1933 – die sozialen Errungenschaften der Ersten Republik 
abgebaut wurden: 
♦ Die Arbeitslosenunterstützung wurde in Dauer (auf höchstens 20 Wochen) und Hö-
he gekürzt, die Unterstützung von Arbeitslosen unter 25 Jahren drastisch einge-
schränkt. Die Zahl der Ausgesteuerten nahm in der Folge sprunghaft zu, weil auch 
die Notstandshilfe rigoroser gehandhabt wurde.68
♦ Am 21. April 1933 wurde das Streikrecht durch die Regierungsverordnung über das 
Verbot von Arbeitsniederlegungen aufgehoben, wozu Heeresminister Vaugoin er-
klärte69:
Wir haben beschlossen, daß diejenigen, die sich an solchen ... Streiks beteili-
gen oder sie inszenieren, eingesperrt werden. Bis zu sechs Monate! Die Strafe 
wird nicht vom Gericht, sondern von der politischen Behörde verhängt. Wir 
haben ferner gesagt, daß die Gewerkschaftsführer, die verbotene Streiks ver-
anstalten, mit ihrem privaten Vermögen und mit ihrem Gewerkschaftsvermö-
gen für den Schaden aufkommen müssen.
♦ Im Dezember 1933 übernahmen laut Verfügung der Bundesregierung Funktionäre 
der christlichsozialen Arbeiterbewegung die Funktionen der sozialdemokratischen 
Gewerkschafter in den Arbeiterkammern.70
♦ Die Regierungsverordnung vom 24. Jänner 1934 ermöglichte die Ausschließung 
sozialdemokratischer Arbeiter von der Beschäftigung bei öffentlichen Arbeiten und 
bei Lieferanten an öffentliche Körperschaften.71
♦ Am 12. Februar 1934 wurde die Sozialdemokratische Partei für aufgelöst erklärt. 
Damit war der Motor der Sozialgesetzgebung ausgeschaltet.
♦ Das autoritäre Regime löste die freien Gewerkschaften auf und verfügte am 2. März 
1934 per Regierungsverordnung die Errichtung einer Einheitsgewerkschaft, die 
auch die Arbeiterkammern übernahm.
♦ Außerdem ergriff man Maßnahmen zur Verdrängung der Frauen aus dem Arbeits-
prozeß. So wurde durch eine Notverordnung die Eheschließung weiblicher Staats-
angestellter mit dem freiwilligen Dienstaustritt gleichgesetzt. Im März 1934 begann 
in Oberösterreich der Abbau verheirateter Lehrerinnen.
66) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 195.
67) Ebda. S. 214.
68) Schausberger, Norbert: Sozialgeschichtliche Aspekte des März 1938. S. 520.
69) Zit. nach: Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 224.
70) In Oberösterreich erhielt die Arbeiterkammer mit 1. Jänner 1934 als kommissarischen Leiter bzw. als Vorsit-
zenden des neuen Verwaltungsbeirates den bisherigen Landessekretär der christlichen Gewerkschafter, 
Franz Kriz. Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 179.
71) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 239.
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♦ Zur gleichen Zeit kam es zur praktischen Aufhebung des Mieterschutzes sowie zur 
Verschlechterung der Kollektivverträge. Von 1934 an sanken die Nettolöhne jähr-
lich um 5 bis 8 %, während die Massensteuern erhebliche Erhöhungen erfuhren. Da 
auch die Lebensmittelpreise kräftig angehoben wurden, stiegen die Lebenshaltungs-
kosten insgesamt. 
♦ Schließlich wurden vor dem Hintergrund der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit 
die gesetzlichen Bestimmungen über die Arbeitszeit, das Nachtarbeitsverbot, den 
Urlaub und die Sonn- und Feiertagsruhe immer weniger eingehalten.
Zu dieser sozialen Demontage kam noch, daß Deutschland mit einem Boykott des 
österreichischen Fremdenverkehrs die innenpolitische Lage verschärfte. 
Zwar begann sich die österreichische Wirtschaft ab 1934 wieder leicht zu erholen72, im 
Gegensatz zu anderen europäischen Ländern konnte der von der Weltwirtschaftskrise verur-
sachte schwere Rückschlag aber bis 1937 nicht wettgemacht werden. Der Lebensstandard er-
höhte sich kaum – die Masseneinkommen waren 1937 ungefähr auf dem Stand von 1913 –, 
und die Zahl der Arbeitslosen ging nur langsam zurück. 
Tabelle 19: Wirtschaftsentwicklung in Österreich, Deutschland und der Schweiz 
(1913 = 100)
Jahr Österreich Deutschland Schweiz
1929 105,1   98,6 143,4
1930 102,2   94,0 148,3
1931   94,0   83,7 134,1
1932   84,3   79,6 130,7
1933   81,5   90,3 132,3
1934   82,2   99,4 145,2
1935   83,8 111,9 152,4
1936   86,3 122,9 163,3
1937   90,9 135,6 174,2
Quelle: Butschek, Felix: Die österreichische Wirtschaft im 20. Jahrhundert. – Wien: 1985. S. 46. Zit. nach: 
Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 295.
Schuld an dieser unerfreulichen Bilanz hatte zu einem beträchtlichen Teil die dogmati-
sche Wirtschaftspolitik der Regierung, die heute vielfach als verfehlt beurteilt wird. Statt die 
Wirtschaft durch ein großzügiges öffentliches Investitions- und Arbeitsbeschaffungspro-
gramm über das Budget und den Kreditapparat anzukurbeln, betrieb sie eine rigorose Spar-
und Deflationspolitik. Wohl gelang es ihr dadurch, die Währung stabil zu halten („Alpendol-
lar“) und die Zahlungsbilanz ins Gleichgewicht zu bringen, der Preis dafür jedoch war hoch: 
Vielen Österreichern ging es schlecht. Die langandauernde Depression, die Massenarbeitslo-
sigkeit und der empfindliche Rückgang des allgemeinen Lebensniveaus aber wurden von gro-
ßen Teilen der österreichischen Bevölkerung mit Erbitterung registriert, zumal sich im be-
nachbarten Deutschland aufgrund der voll einsetzenden NS-Rüstungskonjunktur schon seit 
der Mitte der dreißiger Jahre eine deutliche Trendumkehr anzubahnen schien.73
Wie Tabelle 19 zeigt, hatte in Deutschland die Krise etwas früher begonnen. Die Wirt-
schaft hatte dort ihren Tiefpunkt im Jahre 1932 erlebt, einen Tiefpunkt, der noch unter dem 
72) Das Bruttonationalprodukt nahm von 1933 bis 1937 jährlich um knapp 3 Prozent, insgesamt um 12 Prozent 
zu. Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 214.
73) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 373 f.
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österreichischen Niveau lag. Mit Beginn der NS-Herrschaft setzte dann allerdings ein mar-
kanter Aufschwung ein, der das Deutsche Reich bereits 1935 über die Entwicklung des Jah-
res 1913 führte. In Österreich hingegen lag der Tiefpunkt im Jahre 1933. Der Beginn des au-
toritären Regimes riß Österreich keineswegs in einen Aufschwung. Die Daten besserten sich 
nur zähflüssig, sodaß Österreich auch noch 1937 unter dem Niveau von 1913 blieb.74
Auf das politische Bewußtsein und die nationale Identität vieler Österreicher wirkte 
sich die unterschiedliche Entwicklung in den beiden Staaten geradezu fatal aus: Der Natio-
nalsozialismus gewann an Attraktivität, und das böse Wort von der „Lebensunfähigkeit“ 
Österreichs, das zu Ende der zwanziger Jahre fast völlig verstummt war, kam wieder in Um-
lauf, sodaß viele trotz der massiven Regierungspropaganda für die österreichische Eigenstaat-
lichkeit ihr Heil wieder in einem Anschluß an das (nationalsozialistische) Deutsche Reich zu 
sehen begannen, denn nur die wenigsten begriffen, daß die Scheinblüte der deutschen Wirt-
schaft das Ergebnis der Vorbereitung für den totalen Krieg war.
Das Ende der Monarchie und die daraus resultierende Verkleinerung des Territoriums 
hatten also mit einem Schlag die Funktionsbedingungen der österreichischen Volkswirtschaft 
verändert und damit einen Wachstumsknick verursacht, von dem sich Österreich die ganze 
Zwischenkriegszeit über nicht erholte. Der Erste Weltkrieg und die Auflösung der Donau-
monarchie stellten demnach einen tiefen Einschnitt in die Entwicklung des Landes dar, und 
diese Zäsur machte sich natürlich auch im Kleinen bemerkbar. 
Tabelle 20: Zahl der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe nach der landwirtschaftlichen 
Betriebszählung vom 14. Juni 1930 gegenüber der Betriebszählung des Jahres 1902 in Ober-
österreich
















1902 81.308 14.640 11.002 14.574   9.636 15.724 14.448 1.006 163 64 15 36
1930 80.215 11.596 10.667 16.875 10.735 15.055 14.084    914 161 69 17 42
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich [= Bd. 10]. – Wien: 1932. S. 20.
Wenngleich Österreich ob der Enns nicht zu den Ländern der Monarchie gehörte, die 
unmittelbar Kriegsschauplatz waren, so brachte der Erste Weltkrieg doch auch diesem Kron-
land, das trotz des fortschreitenden Industrialisierungsprozesses damals noch vorwiegend ein 
Agrarland war – woran sich, wie die Tabellen 20 und 21 zeigen, auch in der Zwischenkriegs-
zeit nicht viel änderte75 –, eine Reihe von Einschränkungen, und die ständig eintreffenden 
Todes- und Vermißtenmeldungen76 sowie die vielen Musterungen77 ließen beileibe nicht den 
Eindruck entstehen, hier lebe man jenseits von Kriegsnot und Kriegsangst, sondern trugen 
74) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 58 bzw. S. 295.
75) Wie aus Tabelle 20 hervorgeht, hatte sich die Anzahl der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe zwischen 
1902 und 1930 kaum verringert, was die Betriebsgröße anbelangte, war es allerdings zu beträchtlichen 
Verschiebungen von den Zwergbetrieben zu den Betrieben zwischen 2 und 10 ha gekommen.
76) Die Kriegsverluste der oberösterreichischen Fronteinheiten blieben während des ganzen Krieges hoch, die 
schwersten gab es aber gleich im ersten Halbjahr. Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz 
Joseph. S. 392.
77) Im Verlauf der nächsten vier Jahre mußten 17 Musterungen durchgeführt werden. Ebda. 
-132-
dazu bei, daß die patriotische Begeisterung, die wie überall so auch in Oberösterreich beim 
Ausbruch des Krieges geherrscht hatte, rasch der Ernüchterung wich.78
Bereits im Jahr 1914 waren erste Maßnahmen zur Zwangsbewirtschaftung ergriffen 
worden, und schon bald mußte sich die Bevölkerung auf ein Leben mit Lebensmittel- und 
Kleiderkarten, mehreren fleisch- und fettlosen Tagen pro Woche und anderen durch Ver-
knappung und Rationierung bedingten Beschränkungen einstellen, wobei sich die neuen Zen-
tralstellen für die Lebensmittelversorgung und die Kommissionen, von denen bisweilen sogar 
behauptet wurde, daß sie die verschiedenen Getreidesorten nicht unterscheiden könnten, auf-
grund ihrer Praxisferne vor allem bei der Landbevölkerung wenig beliebt machten.79
Tabelle 21: Berufszugehörigkeit der Wohnbevölkerung in Österreich und Oberösterreich in 
den Jahren 1910, 1923 und 1934 in Prozentangaben
Sektor 1910 1923 1934
Ö. OÖ. Ö.* OÖ.** Ö.* OÖ. 
Land- und Forstwirtschaft 29,94 46,64 28,52 43,43 25,97 37,42
Industrie und Gewerbe 33,38 26,33 34,04 28,65 31,42 29,17
Handel und Verkehr 14,75   9,43 16,55 10,81 15,49 10,62
Häusliche Dienste   4,58   2,87   3,37   2,38   2,95   1,79
Öffentlicher Dienst u. freie Berufe   6,83   4,63   6,17   3,98   6,81   4,88
Berufstätigkeit ohne Betriebsangabe – – – –   2,31   2,07
Personen ohne Beruf 10,52 10,10 11,35 10,75 14,95 14,00
Personen ohne Berufsangabe – – – –   0,10   0,05
*) Ohne das Burgenland, denn infolge der methodischen Verschiedenheit der ungarischen Volkszählung 1910 
von der österreichischen können die Daten für dieses Bundesland nicht herangezogen werden. 
**) Laut Bundesamt für Statistik berechnet aufgrund der Entwicklung von 1910 auf 1923 in Niederösterreich, 
Kärnten und Tirol.80
Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für die 
Republik Österreich. VIII. Jg. – Wien: 1927. S. 22 f. und Statistisches Handbuch für den Bundesstaat
Österreich. XV. Jg. – Wien: 1935. S. 16 f.
Als eine „unnötige Belästigung“ empfanden viele auch die „Sommerzeit“, die durch 
eine am 22. April 1916 im Reichsblatt erschienene Verordnung im gesamten Reichsgebiet 
eingeführt worden war und im Jahr 1916 vom 1. Mai bis zum 1. Oktober galt.81
78) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 338.
79) „Es war z. B. theoretisch richtig, daß Getreide oder Mehl, wenn es direkt dem menschlichen Genusse ohne 
Umweg durch den Tierkörper zugeführt werde, eine doppelt so starke Ausnützung ergebe; mit dem Ent-
zuge jeglichen Körnerfutters im Viehstande ging aber die Milch-, Fett- und Fleischproduktion nachhaltig 
zurück, durch übermäßige Viehlieferungen trat Düngermangel ein, der die Ackererträge wesentlich ver-
minderte, wie überhaupt der Viehstand noch durch Mangel an Rauhfutter, an Aufzuchtfutter für Kälber 
und Schweine usw. sehr abnahm und an Zahl und Leistungsfähigkeit verminderte Ergebnisse aufwies“, 
äußerte sich Felix Kern in bezug auf die nicht wenigen Verordnungen der Behörden während des Krie-
ges, die „so sehr der Theorie huldigten“. – Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäusler-
bund. – 1. Bd., 1. Teil: Bäuerliche Bilder aus der Zeit vor 1918. – Ried i. I.: 1953. S. 297.
80) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für die Republik Österreich. VIII. Jg. – Wien: 1927. 
S. 22 f.
81) Schdg. WBl. 1916, Nr. 18, S. 6. 
Dechant Scheiber hielt dazu in seiner Chronik folgendes fest: „Das Landvolk kümmerte sich überhaupt 
nicht um diese künstliche Zeiteintheilung und konnte sich damit nicht befreunden, weil sie [!] mit der 
Sonne arbeiten muss.
Am grünen Tische hatte jemand ausgerechnet, dass durch die ‘Sommerordnung’ Licht und Kohle erspart 
werden könnte. Und gerade das Gegentheil ist wahr wenigstens bezüglich des Lichtes. Denn um 9 Uhr 
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Darüber hinaus förderten Zensurmaßnahmen – sie waren angesichts der weißen Flek-
ken in den Tageszeitungen für jedermann erkennbar – verschiedentlich die Entstehung von 
Gerüchten, so z. B. über Unmengen verdorbener Lebensmittel in den Magazinen oder aber, 
daß Schärdinger Butter für die Seifenherstellung verwendet werde.82
Abgesehen von Versorgungsschwierigkeiten in den städtischen und industriellen Bal-
lungsräumen, aber auch im Salzkammergut, blieb die Versorgungslage im Agrarland Ober-
österreich aber trotz des Rückgangs der landwirtschaftlichen Produktion – siehe Tabelle 22 –
und verschiedener Engpässe (beispielsweise bei der Versorgung mit Kohle) insgesamt relativ 
günstig.83
Tabelle 22: Anbauflächen und Ernteerträge (in Meterzentnern84 = q) in Oberösterreich in den 
Jahren 1913, 1917 und 1918
1913 1917 1918
Anbau- Ernte Anbau- Ernte Anbau- Ernte
fläche im ganzen pro ha fläche im ganzen pro ha fläche im ganzen pro ha
ha q q ha q q ha q q
Weizen 54.430    773.369   14,2 48.106     472.774   9,8 47.257   443.093   9,4
Roggen 84.893 1,197.397   14,1 80.167     651.573   8,1 78.467   758.513   9,7
Hafer 88.059 1,277.778   14,5 79.355     542.374   6,8 74.423   676.447   9,1
Hülsenfrüchte     322       4.830   15,0     592        5.957 10,1      363       3.760 10,4
Kartoffeln 31.768 4,037.859 127,1 26.947 2,519.671 93,5 23.254 1,415.074 60,9
Quelle: Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 1. Bd, 1. Teil: Bäuerliche Bilder aus 
der Zeit vor 1918. – Ried i. I.: 1953. S. 302.
Dennoch kam es ab 1915 immer wieder zu Protestaktionen und Demonstrationen der 
Bevölkerung (in Schärding z. B. am Ostermontag, dem 5. April 191585), wofür neben den 
Lieferengpässen und dem zeitraubenden Schlangestehen vor Einkaufsläden hauptsächlich die 
ständig steigenden Preise86 bei oft schlechter werdender Qualität und – gegen Ende des Krie-
ges – auch die Kriegsmüdigkeit verantwortlich waren. Der gefährlichste Unruheherd war 
dabei Steyr, eines der wichtigsten Rüstungszentren der Monarchie, doch auch in Linz, Ur-
gingen die Leute nicht schlafen, da es faktisch erst 8 Uhr war und hellichter Tag. Aber aufstehen musste 
man um eine Stunde früher als sonst. Zeigte die Uhr z. B. die 5. Tagesstunde, war es faktisch erst die 
vierte. Zu manchen Arbeiten und Hantierungen musste man noch Licht haben.
Trotz alles [!] Murrens und Protestierens mussten wir diese bürokratische Verfügung auch im Jahre 1917 
über uns ergehen lassen. Die ‘Sommerzeit’ war aber auf die Zeit vom 16. April bis zum 17. September 
verlegt. Und im Jahre 1918 war die ‘Sommerzeit’ vom 1. April bis 29. September. Im Jahre 1918 thaten 
die Nachbarn im deutschen Reiche nicht mehr mit.“ Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 
1890 in Schärding. S. 255 f.
82) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 401.
83) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 338.
84) 1 Meterzentner = 100 Kilogramm
85) An diesem Ostermontag versammelten sich vor der Schärdinger Bezirkshauptmannschaft gegen 150 größten-
teils dem Arbeiterstande angehörige Bewohner der Vorstadt sowie Arbeiter aus den Steinbrüchen von 
Allerding etc., um „gegen die auch unserer Meinung nach durch die Händler ganz unberechtigt hoch hin-
aufgetriebenen Fleischpreise“ sowie „wegen Regelung der Brot- und Mehlfrage“ in ganz ruhiger und 
sachlicher Weise zu demonstrieren. Schdg. WBl. 1915, Nr. 15, S. 9.
86) So kletterte z. B. der Kilopreis von Rindfleisch zwischen Juni 1914 und August 1918 von 1.80 auf 8.30 Kro-
nen, beim Kalbfleisch von 1.40 auf 5.20 und beim Schweinefleisch von 1.80 auf 19 Kronen. Der Butter-
preis stieg von 2 auf 8.40 Kronen, der Preis für einen Liter Vollmilch von 22 auf 50 Heller und der 
Eierpreis von 7 auf 32 Heller. Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 400.
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fahr, Bad Ischl und Ebensee kam es immer wieder zu Arbeitsniederlegungen87 und zu tu-
multartigen Ausschreitungen. 
Dadurch, daß Oberösterreich bei der Lebensmittelversorgung im Vergleich zu den an-
deren Kronländern einigermaßen günstig abschnitt und überdies am weitesten von allen 
Fronten entfernt war, wurden viele militärische und zivile Dienststellen aus besetzten und 
gefährdeten Gebieten hierher verlegt. Außerdem hatte das Land vorrangig Flüchtlinge und 
Kriegsgefangene aufzunehmen. Schon im August 1914 wurden erste russische Deserteure 
nach Linz gebracht, im Oktober mußten 659 russische Kriegsgefangene übernommen wer-
den, und bald folgten weitere Transporte.88 Die Kriegsgefangenen wurden im Bergbau, in der 
Industrie und in der Landwirtschaft eingesetzt, wobei der Einsatz in der Landwirtschaft für 
die Gefangenen gleichermaßen von Vorteil war wie für die österreichischen Bauern und die 
Lebensmittelversorgung. Ab 1916 arbeitete auf fast jedem Bauernhof ein Gefangener oder 
Internierter.89
Die Flüchtlinge, die nach Oberösterreich kamen, stammten in der Anfangsphase des 
Krieges aus den vom Kriegsgeschehen betroffenen oder gefährdeten Gebieten im Osten. So 
meldete z. B. das „Schärdinger Wochenblatt“ am 26. September 1914, daß am 23. d. M. über 
60 galizische Flüchtlinge in Schärding eingetroffen seien und man sie vorübergehend im al-
ten Bezirksgericht [heute Kuranstalt der Barmherzigen Brüder; Anm. d. Verf.] untergebracht 
habe90; und am 1. Jänner 1915 teilte das Blatt seinen Lesern mit, daß der Stadt Schärding von 
der Regierung am 27. Dezember 1914 „56 Köpfe ruthenisches Bauernvolk (Flüchtlinge) zur 
Bequartierung überwiesen“ worden seien.91
Ab 1915 kamen dann neben den Flüchtlingen aus den östlichen Teilen der Monarchie 
auch Südtiroler und Bewohner aus dem Raum von Trient nach Oberösterreich. Sie fanden 
vor allem im Raum Braunau Unterkunft, wo bald an die 15.000 Menschen von der Südgrenze 
der Habsburgermonarchie in Lagern lebten, die die Statthalterei hatte errichten lassen.92
Am 1. April 1918, also in der Schlußphase des Ersten Weltkrieges, gab es in Ober-
österreich insgesamt 17.920 unterstützte Flüchtlinge.93
Daß sowohl der Bezirk als auch die Stadt Schärding durch die Zuweisung von Flücht-
lingen angesichts der Lebensmittelknappheit vor nicht unbeträchtliche Probleme gestellt wa-
ren, mögen einige Zahlen dokumentieren: 
Am 1. Mai 1915 meldete das „Schärdinger Wochenblatt“, daß demnächst wieder eine 
große Anzahl galizischer Flüchtlinge, welche bisher in eigenen Lagern in Ungarn unterge-
87) Im Rahmen der großen Streikbewegung im Jänner 1918, die durch die Ankündigung der Regierung hervor-
gerufen worden war, daß die Mehlquote neuerlich herabgesetzt werden müsse, legten z. B. in Linz 9.000 
und in Steyr 13.000 Personen die Arbeit nieder. Schdg. WBl. 1918, Nr. 5, S. 4. 
88) Anfangs waren in Oberösterreich nur Russen und Serben untergebracht, später auch Italiener. Zuletzt gab es 
in Oberösterreich nicht weniger als sieben große Gefangenen- und Internierungslager: in der Katzenau 
bei Linz, in Aschach a. d. Donau, in Braunau am Inn, in Freistadt, Mauthausen, Marchtrenk und Schär-
ding. Russische Offiziere wurden in Mondsee einquartiert; Serben, meist sehr geschwächt, im Lager 
Mauthausen. In Baracken für je 400 Gefangene lebten hier bis zu 15.000, und bald gab es Ruhr, Typhus 
und Fleckfieber. Insgesamt starben im Kriegsgefangenenlager Mauthausen während des Ersten Weltkrie-
ges 11.000 Personen. Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 401 f.
89) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 402.
90) Schdg. WBl. 1914, Nr. 39, S. 8. 
91) Diese Flüchtlinge, Männer und Frauen, waren bis zu ihrer Abschiebung ins „Konzentrationslager“ nach 
Gmünd in Niederösterreich am 15. Februar 1915 (Schdg. WBl. 1915, Nr. 8, S. 7) ebenfalls im alten k. k.    
Bezirksgericht einquartiert und erregten mit ihrer originellen bunten Landestracht in der Stadt beträchtli-
ches Aufsehen. Schdg. WBl. 1915, Nr. 1, S. 7.
92) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 402.
93) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 339.
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bracht gewesen seien, nach Österreich zur Verpflegung und Unterbringung abgegeben wür-
den, wovon in den einzelnen Gemeinden des politischen Bezirkes Schärding gegen 3.000 
(in Schärding selbst 350) solcher Flüchtlinge Aufnahme finden sollten.94 Am 31. Mai 1915 
trafen 3.500 Flüchtlinge aus Südtirol hier ein, die im Bezirk verteilt wurden95, und am 8. Juli 
1916 gab das „Schärdinger Wochenblatt“ bekannt, daß 1.000 Flüchtlinge aus Ostgalizien und 
der Bukowina hier angekommen seien, die man auf die umliegenden Gemeinden verteilt ha-
be.96 Ende 1916 befanden sich den Berichten der jeweiligen katholischen Pfarrämter zufolge 
z. B. in Rainbach bei Schärding (mit 1.219 Seelen) 160 Südtiroler und 61 Galizier, in Wern-
stein (1.229 Seelen) 120 Flüchtlinge aus Tirol und der Bukowina und in Eggerding (1.427 
Seelen) 10 kriegsgefangene Russen als Arbeiter.97
Die Flüchtlinge wurden im allgemeinen freundlich aufgenommen, doch waren die 
Sympathien für die Südtiroler größer als für Ruthenen, Galizier und Juden, ja zwischen letz-
teren und der einheimischen Bevölkerung entstanden – wie z. B. ein Schreiben der Stadtge-
meindevorstehung Ried i. I. vom 26. Mai 1917 an die Stadtgemeindevorstehung Schärding 
belegt98 – immer wieder Spannungen. 
In diesem Schreiben wurde der Vorsitzende der Bürgermeisterkonferenz des politi-
schen Bezirkes Schärding gebeten, daß sich Schärding mit Ried „betreffend die Entfernung 
der jüdischen Flüchtlinge“ solidarisiere – und zwar „aus den dargelegten Gründen, welche 
sicherlich auch bezüglich der jüdischen Flüchtlinge Ihres Bezirkes zutreffen dürften“. Der 
Bezirk Schärding sollte in diesem Zusammenhang in der nächsten Bürgermeisterkonferenz 
eine ähnliche Entschließung fassen wie die Bürgermeisterkonferenz des politischen Bezirkes 
Ried i. I. am 22. d. M. und diese dann der k. k. Bezirkshauptmannschaft zur Weiterleitung an 
die k. k. Statthalterei vorlegen. In der abschriftlich beigelegten Entschließung der Bürgermei-
sterkonferenz des politischen Bezirkes Ried wurde die hohe k. k. Statthalterei dringendst 
ersucht, „dass die eheste Entfernung der im Bezirke Ried untergebrachten Flüchtlinge jüdi-
schen Stammes aus nachstehenden gewiss berechtigten Beschwerden der Bevölkerung ernst-
lich in Erwägung gezogen werde“. Diese „Beschwerden der Bevölkerung“ lauteten folgen-
dermaßen:
Die jüdischen Flüchtlinge scheuen nicht allein jede Arbeit, sie stehen den Landwirten, 
welche keine Arbeitskräfte mehr haben, in keiner Weise bei, vielmehr halten sie noch 
die Leute durch fortwährende Zudringlichkeit und Belästigungen von der Arbeit auf. –
Sie kaufen am Lande bei Ueberbietung der Höchstpreise Lebensmittel, so insbeson-
ders Geflügel, Eier, Butter u. dgl. auf und treiben damit einen förmlichen Lebensmit-
tel-Handel, wodurch für die heimische Bevölkerung die Gefahr besteht, dass durch die 
Lebensmittelverschleppung seitens dieser jüdischen Flüchtlinge Lebensmittel nur 
mehr schwer zu den Höchstpreisen zu bekommen sind, bezw. eingekauft werden kön-
nen. –
Das ganze Tun und Treiben der jüdischen Flüchtlinge durch ihre Arbeitsscheuigkeit, 
ihr äusserst zudringliches Wesen, Belästigungen, unlauteren Lebensmittelaufkauf- und 
94) Schdg. WBl. 1915, Nr. 18, S. 9.
95) Brunnenthal hatte damals z. B. 100 Personen, Taufkirchen a. d. Pram ebenfalls 100 Personen (Schdg. WBl. 
1915, Nr. 23, S. 7 und Nr. 24, S. 6) und Andorf 200 Flüchtlinge aufzunehmen (Hofinger, Max: Heimat 
Andorf. – Andorf: 1984. S. 219).
96) Schdg. WBl. 1916, Nr. 28, S. 7. Andorf nahm damals z. B. laut Hofinger (S. 219) 241 Flüchtlinge auf. 
97) Pesendorfer, Friedrich: Oberösterreich im Weltkrieg. Weltkriegs-Ehrenbuch des Kronlandes Oesterreich ob 
der Enns. – Linz: 1917. S. 151, S. 163 und S. 128.
98) BH Schärding, Zl. 576.
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Handel und anderes mehr, ist darnach angetan, die Aufrechthaltung der Ordnung in 
den Gemeinden zu gefährden und zudem werden von den Landwirten auch Beschwer-
den über die Gefährdung der Sicherheit des Eigentums seitens der jüdischen Flücht-
linge laut. –
Die jüdischen Flüchtlinge sind zur förmlichsten Landplage geworden, dessen Abhilfe 
einzig und allein durch Entfernung derselben aus dem Bezirke möglich ist und würden 
es die Gemeinden mit ihren Bewohnern nur freudigst begrüssen, wenn eine hohe k. k. 
Statthalterei die eheste Entfernung derselben in die Wege leiten würde.
Die Stadtgemeinde Schärding schloß sich in ihrer 54. Gemeindeausschußsitzung vom 
1. Juni 1917 unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Markus Hölzl den Forderungen der Rie-
der Gemeindevertretung vollinhaltlich an und sprach den Wunsch aus, daß dieser Gegen-
stand bei der nächsten Bürgermeisterkonferenz des Bezirkes verhandelt werde.99
Diese fand am 3. Juni 1917 unter dem Vorsitz des Reichsratsabgeordneten Ferdinand 
Frankenberger statt. Dabei schlossen sich alle Konferenzteilnehmer dem von den Gemeinden 
des politischen Bezirkes Ried zugesandten Beschluß betreffs Zentralisierung der jüdischen 
Kriegsflüchtlinge „im Hinblick auf die Schwierigkeit der Beistellung von Ernährungsproduk-
ten sowie Brennmaterial und allen anderen notwendigen Bedarfsartikeln“ an und stimmten 
der in dem Bericht „abverlangten Abhilfe“ zu, worauf der k. k. Bezirkshauptmannschaft100
eine entsprechende Entschließung vorgelegt wurde.101
Eine Rückkehr der Flüchtlinge in ihre Heimat war zu diesem Zeitpunkt jedoch noch 
gänzlich ausgeschlossen. Sie kam erst ab dem Frühjahr 1918 in Frage, dann aber suchte 
man – wie die folgenden Zeitungsausschnitte belegen – die Flüchtlinge möglichst rasch zur 
Abreise zu bewegen, u. z. manchmal auch durch entsprechend negative Stimmungsmache.
Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 4. Mai 1918 findet sich z. B. unter „Andorf“ fol-
gender Bericht102: 
Am letzten Sonntag reisten von hiesiger Gemeinde 20 jüdische Flüchtlinge in ihre Hei-
mat. Eine Anzahl dieser Persönlichkeiten bleibt bis auf weiteres in der Gemeinde. Ge-
päck hatten sie zahlreiches; als sie aber kamen, hatten sie nichts. Die großen staat-
lichen Unterstützungen brachten sie zu Wohlstand. Ein Aufatmen würde dann erst sein 
unter der Bevölkerung, wenn die Gesamtzahl der Juden die hiesige Gemeinde für im-
mer verlassen würde. Namentlich die ärmere Klasse, da die Juden immer zuerst befrie-
digt, die eigenen Leute aber warten müssen, was übrig bleibt, meistens aber nichts be-
kommen. Nachtrauern tut ihnen gewiß niemand. Zeit ihres Hierseins fröhnten [sic!] sie 
nur dem süßen Nichtstun[;]
99) Schdg. WBl. 1917, Nr. 24, S. 5.
100) Den k. k. Behörden wurde immer wieder vorgeworfen, daß sie die Juden bevorzugten. So findet sich z. B. 
in der Andorfer Pfarrchronik folgende kritische Eintragung von Dechant Anton Nöbauer: 
„Am 20. Dezember 1917 war im Schnürzerhaus [in Andorf; Anm. d. Verf.] eine Judenhochzeit, wobei 
es lustig herging. Die k. k. Bezirkshauptmannschaft unter k. k. Oberkommissar Franz Petrak bewilligte 
eine Extra-Viehschlachtung, damit die Juden Fleisch bekommen. Dazu wurden 20 Striezel Weißbrot be-
willigt. Bei den Bauern hingegen wird scharf requiriert. Die Einheimischen bekommen schwarzes Mehl 
oder Gerstenmehl, auch Roggen- und Weizenmehl gemischt zum Verkochen und das schon knapp be-
messen. Hingegen bekommen die den k. k. Behörden so lieben und teuren bevorzugten Juden alles nach 
Wunsch.“ 
Zit. nach: Hofinger, Max: Heimat Andorf. S. 220.
101) Schdg. WBl. 1917, Nr. 24, S. 5. 
102) Schdg. WBl. 1918, Nr. 19, S. 5.
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und in derselben Ausgabe des „Schärdinger Wochenblattes“ steht unter Schärding103:
Endlich ist von unserer Gegend ein größerer Transport wolhynischer Flüchtlinge in ih-
re Heimat abgegangen. Man wäre froh, wenn auch die anderen Hebräer und Genossen 
endlich verschwänden!
Am 19. August 1918 wurden laut „Schärdinger Wochenblatt“ 237 jüdische Flüchtlinge 
aus dem Bezirk Schärding in ihre Heimat abtransportiert104:
Es war dies bereits der vierte, von der Bezirkshauptmannschaft eingeleitete Transport; 
mit den früheren Transporten gingen 800 jüdische Flüchtlinge in ihre Heimat ab. Der 
derzeitige Stand der Flüchtlinge im Bezirke Schärding beträgt noch 519 Südtiroler, de-
ren Heimat für die Rückkehr noch nicht freigegeben ist und 166 jüdische Flüchtlinge, 
welche aus Gegenden stammen, die vom Feinde gänzlich verwüstet sind und welche 
daher mangels einer Unterkunft zur Rückkehr in die Heimat nicht verhalten werden 
können.
Am 12. Oktober 1918 schreibt das „Schärdinger Wochenblatt“ unter dem Stichwort 
„Esternberg (Judenplage)“ folgendes105:
Vor nicht gar langer Zeit konnte die hiesige Bevölkerung zur unbändigsten Freude, 
und diese war auch gerechtfertigt, den Auszug der hier einquartierten Israeliten miter-
leben. Ein unbeschreibliches Gefühl der Dankbarkeit bemächtigte sich der Bewohner 
ob dieser vollzogenen Tatsache. Obwohl sie bei jeder Gelegenheit sagten: „Der heilige 
Gott möcht’ geben, daß wir kommen bald nach Hause“, verschob sich ihr frommer 
Wunsch von Monat zu Monat. Noch belebten die unangenehmsten Erinnerungen die 
Gemüter, wird die genannte Gemeinde wieder von einer neuen Judeninvasion bedroht. 
Wie es heißt, sollen zur Entlastung anderer Gemeinden, die noch hier im Bezirke wei-
lenden Flüchtlingsfamilien aufgeteilt werden. Bedenke man: Ja, wie viele Mitglieder 
dieses edlen Stammes bevölkern denn noch immer die heimischen bedrängten Gaue? 
Oder wird man dieselben überhaupt noch einmal los? Nun werden sich die Lebensmit-
telverschleppungen bald wieder aufs unangenehmste fühlbar machen. Es wäre wohl 
die erste Pflicht eines jeden Landwirtes, den handelnden und schachernden Söhnen 
und Töchtern Israels jede Abgabe von Lebensmitteln zu verweigern und sollten sie 
auch ihrer Gewohnheit nach noch soviel dafür bieten. Kein Landwirt sollte etlicher 
mehr gezahlter Kronen halber sich einer solchen, das allgemeine Volkswohl schädi-
genden Handlungsweise, schuldig machen. Die Oberösterreicher haben gewiß ein gro-
ßes Mitleidsgefühl, es ist aber auch nicht ihre Sache, zuzusehen, wie Leute, die die 
Gastfreundschaft nur durch Faulheit und Trägheit quittieren, die hiesige Bewohner-
schaft nur als Ausbeutungsobjekte, bezw. als simple Wurzen betrachten[;]
und am 15. Oktober heißt es im „Rieder Sonntags-Blatt“ unter Andorf:
Judenfrei ist Andorf noch nicht, immer befinden sich noch Juden hier. Wie man hört, 
soll es ihnen in der lieben Heimat Galizien nicht recht wohl gehen. Wahrscheinlich 
103) Schdg. WBl. 1918, Nr. 19, S. 6.
104) Schdg. WBl. 1918, Nr. 35, S. 6.
105) Schdg. WBl. 1918, Nr. 42, S. 5.
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macht es der Kostwechsel, denn zum Hamstern haben sie nicht mehr so viel Gelegen-
heit, Arbeiten werden sie natürlich in der Heimat auch nicht. Der Lebenswandel im sü-
ßen Nichtstun ist viel angenehmer.106
Wann die verbliebenen jüdischen Flüchtlinge schließlich den Bezirk verließen, konnte
von mir nicht ermittelt werden; die 500 Südtiroler Flüchtlinge jedoch kehrten am 7. Dezem-
ber 1918 mit einem Extrazug in ihre Heimat zurück.107
Schärding hatte aber während des Ersten Weltkrieges nicht nur Flüchtlinge, sondern 
auch Militär aufzunehmen. Zu Kriegsbeginn waren hier Einheiten des Pferdesammelkom-
mandos Nr. 5 unter Rittmeister Altgraf zu Salm sowie ein Detachement (200 Mann) des 41. 
Feldkanonenregiments Nr. 7 stationiert.108 Außerdem wurden im hiesigen k. u. k. stabilen 
Pferdespital ab Herbst 1914 im Krieg verwundete Pferde versorgt.109
Dem großen Zeichner Alfred Kubin verdanken wir eine der eindringlichsten Schilde-
rungen von diesem „Tierlazarett“. In einem Brief an Fritz von Herzmanovsky-Orlando vom 
25. November 1914 schreibt er:
Vorgestern sah ich in Schärding in einem ungeheuren Notstall an 100 marode Pferde 
die vom Kriegsschauplatz zur versuchsweisen Erholung hierher transportiert waren: 
das ist bis jetzt mein stärkster Eindruck vom Krieg! Diese knochigen armen unschuldi-
gen Tierchristusse; bedeckt mit Beulen Schorf Ungeziefer fließendes Blut und Eiter. In 
einem dämmerigen Winkel lagen aufeinander geschichtet verendete, darunter ein unge-
heuer großer Schimmel – es packte mich ordentlich von Innen: mein Traumschimmel 
aus der anderen Seite. ----110
Ab Ende des Jahres 1914 hatte man sich in Schärding zudem um verwundete Soldaten 
zu kümmern, denn Ende Dezember 1914 war vom Roten Kreuz im Einvernehmen mit dem 
Militärkommando Innsbruck111 in Schärding ein Reservespital mit 130 Betten eingerichtet 
worden. 
Es war zum Teil im Krankenhaus, zum anderen Teil im Hackingerhaus (Wieningerstra-
ße Nr. 6) untergebracht112, und noch vor dem Jahreswechsel kamen die ersten Verwundeten 
in Schärding an.113 Primararzt Dr. Ernst Fuchsig, der nach kurzer Kriegsdienstleistung auf 
106) „Rieder Sonntags-Blatt“ 1918, Folge 41, S. 3.
107) Schdg. WBl. 1918, Nr. 51, S. 7.
108) Schdg. WBl. 1914, Nr. 33, S. 6 f. 
109) Am 19. April 1915 traf eine Kommission in Schärding ein, um wegen der Errichtung eines eigenen Pferde-
spitals Erhebungen zu pflegen. Die Kommissionsmitglieder besichtigten die für die Aufstellung des Spi-
tals in Aussicht genommenen Gründe im Grüntal, am Kreuzberg und in der Vorstadt Neustift. Aller Vor-
aussicht nach dürfte das Pferdespital auf den der Firma August Kapsreiter gehörigen, ehemaligen Hop-
fengründen in der Vorstadt Neustift zur Aufstellung gelangen; es sollen 45 Baracken zu je 20 Pferdestän-
den, also für 900 Pferde erbaut werden; außerdem waren zwei Mannschaftsbaracken für zusammen 400 
Mann sowie eine Schmiedebaracke zur Unterbringung der Futterartikel vorgesehen (Schdg. WBl. 1915, 
Nr. 17, S. 9), und schon am 19. Juni 1915 wurde berichtet, daß die Aufstellung der Barackenbauten, de-
ren Ausführung dem hiesigen Zimmermeister Schinagl übertragen worden war, rüstig vorwärtsschreite. 
Schdg. WBl. 1915, Nr. 25, S. 9.
110) Klein, Michael (Hrsg.): Fritz von Herzmanovsky-Orlando. Der Briefwechsel mit Alfred Kubin 1903 bis 
1952. (=Bd. VII der sämtlichen Werke in zehn Bänden). – Salzburg: 1983. S. 89 f.
111) Dem Militärkommando Innsbruck unterstanden alle militärischen Einheiten sowie alle Ersatzeinheiten von 
Vorarlberg, Tirol, Salzburg und Oberösterreich. Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie 
zur Republik. S. 54.
112) Schdg. WBl. 1915, Nr. 1, S. 7. 
113) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 223.
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Bitten der Gemeinde rückbeurlaubt worden war, und Dr. Mathias Spanlang übernahmen zu-
sammen mit Militärärzten ihre Behandlung.
Schon am 9. Jänner 1915 konnte das „Schärdinger Wochenblatt“ berichten, daß sich 95 
Verwundete in diesem Reservespital befanden114, und im Laufe der nächsten Monate ver-
wandelte sich Schärding immer mehr zu einem „kleinen Heerlager“.115 „Was früher vielen 
nur aus den Zeitungsberichten bekannt war, steht nun lebhaft vor uns ... das ist der Krieg!“, 
schrieb das „Schärdinger Wochenblatt“116 und ging in einem Artikel mit dem Titel „Schär-
ding, eine Militärstadt“ auf die neuen Verhältnisse in der Stadt ein117:
Der Krieg hat sozusagen gleichsam über Nacht ganz neues Leben in unser sonst so ru-
higes Städtchen gebracht. Seit Sonntag den 9. Mai herrscht bei uns wieder einmal ein 
militärisches Leben und Treiben, wie dies seit Jahrzehnten vielleicht nicht mehr der 
Fall war. An diesem Tage kamen nämlich ungefähr 700 Rekonvaleszenten aus einem 
südlichen Garnisonsorte bei uns an, um sich hier von ihrer Krankheit vollständig zu 
erholen und dann wieder ins Feld abzugehen. [...] 
Weiters wurde in unsere Stadt noch der Cadre vom 3. Landesschützenregiment ge-
bracht. Kommandant desselben ist Oberstleutnant Kenzian, welchem noch die nötigen 
Instruktions-, Rechnungs- und Verwaltungsoffiziere, sowie Unteroffiziere zugeteilt 
sind. Denn durch die Verlegung dieses Cadre in unsere Stadt ist dieselbe hiedurch als 
Abrichtungs- und Ausrüstungsstation für die zum Kriegsdienst geeignet befundenen 
Landsturmmänner bestimmt. Es trafen auch bereits über 2000 solche Kriegsdienst-
taugliche zur weiteren Ausbildung hier ein. Dieselben sind in entsprechenden guten 
Quartieren in der Stadt und Umgebung untergebracht118 und wird auch sonst in weit-
gehendstem Maße für deren leibliche Bedürfnisse Vorsorge getroffen. Kommandant 
und Offiziere sind in Privatwohnungen untergebracht. Großes Interesse erweckten 
beim Einzuge diese Truppen, insbesonders die Maschinengewehrabteilung und die 
fahrbaren Küchen. [...]
Die Ausbildungseinheit des Landesschützenregiments Nr. III  (1917 in Kaiserschützen 
umbenannt) war nach dem Kriegseintritt Italiens aus Innichen nach Schärding verlegt wor-
den. Die Soldaten – die Garnisonsstärke erreichte einmal an die 7.000 Mann119 – stammten 
aus allen Kronländern (Ungarn ausgenommen); laut Scheiber waren „sogar polnische Juden“ 
darunter. Den Grundstock bildeten jedoch Tiroler und Vorarlberger.120
114) Schdg. WBl. 1915, Nr. 2, S. 7. 
115) Anläßlich einer Christbaumfeier, die am 6. Dezember 1918 für die kranken und rekonvaleszenten Soldaten 
im Krankenhaus Schärding veranstaltet wurde, teilte Bezirkshauptmann von Hebenstreit mit, daß wäh-
rend der Kriegszeit in den beiden hiesigen Kriegerheilstätten über 8.000 verwundete und kranke Soldaten 
ärztlich behandelt worden seien; über 6.000 erlangten die volle Gesundheit wieder, 100 starben, und der 
Rest wurde gebessert oder mit unheilbaren Gebrechen entlassen. Schdg. WBl. 1918, Nr. 53, S. 5.
116) Schdg. WBl. 1915, Nr. 22, S. 7.
117) Schdg. WBl. 1915, Nr. 20, S. 7.
118) Laut Chronik des k. k. Gendarmeriepostens in Schärding waren die Soldaten in verschiedenen Objekten wie 
Volksschule, Wieningergebäude in der Passauerstraße und Wieningerkeller außerhalb des Linzertores, 
Kapsreiter Braustübl, Hotel Kaiserkrone, Aschenbrenner, Brauerei Baumgartner etc. einquartiert. Ein 
Teil wurde auch in St. Florian und ein Teil in der Ziegelei „Germania“ bei Otterbach untergebracht. 
Scheiber zufolge (S. 224) diente dem Militär die große, dem Ökonomierat Ferdinand Frankenberger von 
St. Florian gehörige Viehweide am Inn als Exerzierfeld. 
119) Chronik des k. k. Gendarmeriepostens in Schärding.
120) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 224.
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Die ausgebildeten Einheiten dieses Landesschützenregiments wurden in regelmäßigen 
Abständen vor ihrem Transport an die Front „feierlich verabschiedet“ – die letzte derartige 
Verabschiedung erfolgte am 28. September 1918121 –, wobei in diesem Zusammenhang dar-
auf hingewiesen sei, daß auch der spätere Landeshauptmann von Oberösterreich, Dr. Hein-
rich Gleißner, dessen Mutter Maria, geb. Ziegler, aus Kimpling im Innviertel stammte, Kai-
serschützenoffizier war und von Schärding aus mit einem Marschbataillon an die Front ging, 
worauf er anläßlich verschiedener Besuche in Schärding – z. B. im Rahmen seiner Rede bei 
der Grenzlandkundgebung der V. F. am 21. Mai 1934122 – immer wieder hinwies. 
Das Verhältnis zwischen Militär und Zivilbevölkerung war im großen und ganzen sehr 
gut. Man schätzte die Garnison – auch unter dem Aspekt des völlig lahmgelegten Fremden-
verkehrs123 – als wesentlichen Wirtschaftsfaktor124 und betonte immer wieder, daß viele Ar-
beiten – z. B. der Kanalbau im Grüntal und damit verbunden die Abtragung des Schneckl-
bergs, die Arbeiten an der Innlände und die Errichtung der Friedhofsmauer – ohne die Mit-
hilfe der Soldaten nicht möglich gewesen wären, eine Mithilfe, deren Zustandekommen all-
gemein dem Entgegenkommen und Engagement Oberst Rudolf Kenzians125 zugeschrieben 
wurde. 
Als im Februar 1918 bekannt wurde, daß das „allen liebgewordene Kaiserschützenregi-
ment Nr. III“ den Befehl erhalten habe, sich zur Abreise nach einem in Bosnien gelegenen 
Garnisonsort – u. z. nach Doboj126 – bereitzuhalten, und an ihrer Stelle ein südliches Regi-
ment – nämlich die 37er-Schützen aus Doboj127 – nach Schärding verlegt werde128, löste dies 
daher allgemeines Bedauern aus. 
Sowohl der Gemeinderat als auch der Reichsratsabgeordnete Frankenberger setzten 
sich dafür ein, daß die Abberufung der 3er-Schützen unterbleibe. Reichsratsabgeordneter 
Frankenberger sprach in diesem Zusammenhang in seiner Eigenschaft als Obmann der Be-
zirksgenossenschaft der Landwirte sogar beim Kriegsminister vor, verwies auf die Erntear-
beit, die von den 3er-Schützen geleistet worden war, und äußerte Zweifel, ob die Landwirte 
von der „mit der hiesigen Arbeitsweise nicht vertrauten Mannschaft“ der neuen Einheit eine 
ähnliche Unterstützung erwarten könnten, wie sie sie von den Kaiserschützen erfahren hat-
ten.129 Die Verlegung der 3er-Schützen nach Doboj im Gegenzug mit den 37er-Schützen aus 
diesem Ort konnte jedoch nicht verhindert werden, und schon ab 21. März trafen die ersten 
Teile der neuen Truppe unter Oberst v. Zahn in Schärding ein.130
121) Schdg. WBl. 1918, Nr. 41, S. 5.
122) Schdg. WBl. 1934, Nr. 21, S. 4.
123) In der 53. GAS. vom 24. April 1917 war beschlossen worden, die Hausbesitzer darauf aufmerksam zu ma-
chen, von der Vermietung der Wohnungen an Fremde, d. h. Sommergäste, Abstand zu nehmen, weil die 
Stadtgemeinde nicht in der Lage sei, für deren Verpflegung aufzukommen (Schdg. WBl. 1917, Nr. 20, 
S. 6); und am 4. Mai 1918 wurde im „Schärdinger Wochenblatt“ eine mit 28. April datierte Kundma-
chung der Stadtgemeinde-Vorstehung Schärding veröffentlicht, worin die Stadtgemeinde verlautbarte, 
daß im Hinblick auf die Lebensmittel- und Wohnungsknappheit auch heuer keine Fremden und Sommer-
gäste aufgenommen werden können. Schdg. WBl. 1918, Nr. 19, S. 5. 
124) Schdg. WBl. 1916, Nr. 20, S. 1.
125) Oberst Rudolf Kenzian, der 1916 als „Edler von Kenzianshausen“ in den erblichen Adelsstand erhoben 
worden war (Schdg. WBl. 1916, Nr. 32, S. 6), wurde in Anerkennung seiner Verdienste um die Stadt am 
26. Februar 1918 zum Ehrenbürger der Stadt Schärding ernannt. Schdg. WBl. 1918, Nr. 10, S. 5.
126) Schdg. WBl. 1918, Nr. 10, S. 5.
127) Laut Scheiber (S. 224) rekrutierte sich das Schützenregiment Nr. 37 größtenteils aus Südslawen, vor allem 
aus Dalmatien. 
128) Schdg. WBl. 1918, Nr. 9, S. 5.
129) Schdg. WBl. 1918, Nr. 12, S. 5.
130) Schdg. WBl. 1918, Nr. 13, S. 5.
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Laut Scheiber war ein wesentlicher Grund für die Verlegung der beiden Regimenter, 
daß man in Bosnien ein diszipliniertes Regiment hatte stationieren wollen, eine Eigenschaft, 
die Scheiber zufolge auf die 37er-Schützen damals nicht mehr unbedingt zutraf131: 
Bei diesem Regimente war die Disziplin schon sehr gelockert, ein schlimmes Zeichen 
beim Militär. Urlauber dieses Regimentes rückten nach Ablauf ihres Urlaubes zur 
Truppe einfach nicht mehr ein. Auch litt die Subordination schon schwer. 
Als es mit Österreich schon zu Ende gehen wollte, redete der Militär-Curat Don Gligo 
den schon halb meuternden Soldaten zu, ihren Fahneneid zu halten und auszuharren. 
Als Antwort schrie man ihm zu: er solle sich den Baum aussuchen, auf dem er gehängt 
werden wolle.
Sofort wurde ein Soldatenrath gebildet und der riess [sic!] das ganze Kommando an 
sich. Angst und Schrecken herschte [!] in der Stadt, weil es hiess, die 37er wollen vor 
ihrer Abreise die Stadt beschiessen. Dem rohen südslavischen Elemente wäre so etwas 
schon zuzutrauen gewesen. Zum Glücke wurden die grössten Schreier entwaffnet, die 
verschiedenen Nationen getrennt beherbergigt und so unnötige Reibungen vermieden. 
Bezeichnend für den Geist der 37er ist, dass ihr Oberst mündlich und schriftlich bitten 
musste, dass sie ihn samt Familie auf der Heimreise mitfahren liessen. Den Militär-Ku-
raten Don Gligo schlossen sie von der Mitfahrt überhaupt aus und weil er nach seiner 
Aussage in der Heimat des Lebens nicht sicher war, begab er sich von hier weg in die 
italienische Kriegsgefangenschaft.
Schärding athmete auf, als diese wilden Gäste aus dem Süden aus dem Gesichtskreise 
verschwunden waren. Im Gesellenvereinshause, wo die Herren Offiziere trotz meines 
Protestes ihre Tanzkränzchen hielten, blieben eine Menge leerer Schnapsflaschen und 
eine namhafte Zahl scharfer Patronen zurück, die ich in den Inn warf.
Ob – und wenn ja, wie weit – in diesem Bericht Ängste vor einer eventuellen revolu-
tionären Entwicklung mitschwingen und ob bei der Beurteilung der Situation etwa auch 
Fremdenfeindlichkeit eine Rolle spielt, sei dahingestellt, Faktum ist, daß die Nachricht von 
der Gründung des Staates Deutschösterreich sowohl von der Zivilbevölkerung als auch von 
den hier stationierten 37ern mit Freude und Genugtuung aufgenommen wurde und es seitens 
des abziehenden Regiments zu keinen Ausschreitungen kam. In der Chronik des k. k. Gen-
darmeriepostens Schärding findet sich in diesem Zusammenhang folgende Eintragung: 
Das Ersatzbataillon des 37. Schützenregimentes und die Maschinengewehrabteilung in 
Schärding mußte entwaffnet werden, weil die Soldaten und Offiziere dieser Truppe aus 
Jugoslawien stammten. Diese weigerten sich aber anfangs entschieden die Waffen ab-
zulegen und drohten sogar dagegen Gewalt auszuüben. Nur durch gütiges aber doch 
entschiedenes Zureden der wenigen deutschen Offiziere, unter Mitwirkung des Bezirks-
wachtmeisters Adolf Kranebitter, gaben die Jugoslawen nach und legten die Waffen 
ab. Die Entwaffnung ging dann anstandslos vor sich. Diese Truppe zog dann in Ruhe 
mittelst Bahn in ihre Heimat ab.
Das „Schärdinger Wochenblatt“ vom 9. November 1918 beschreibt die Lage in der 
Stadt damals folgendermaßen132: 
131) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 224 f.
132) Schdg. WBl. 1918, Nr. 46, S. 5.
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Die Nachricht von der Gründung des Staates Deutschösterreich erregte unter der Zi-
vilbevölkerung lebhafte Genugtuung, verspricht man sich doch von ihr, daß es der aus 
den drei stärksten Parteien gebildeten Regierung gelingen wird, dem durch den un-
glückseligen Krieg schwer darniederliegenden Land einen Frieden zu verschaffen, der 
ihm seine Existenz sichert, die tiefen Wunden, wenn auch nur allmählich, verharschen 
und das Volk an seiner Zukunft nicht verzweifeln läßt,
und fährt dann in bezug auf das 37. Schützenregiment fort:
Die deutschen Soldaten im hier garnisonierenden 37. Schützenregiment grüßten wohl 
mit den gleichen Gefühlen den neuerstandenen Staat, dessen Farben bald an Stelle der 
Rosette auf ihren Mützen prangten. Jubelnd und singend sahen die tschechischen, pol-
nischen und südslawischen Soldaten den alten Staat in Trümmer gehen und jubelnd 
und singend verließen sie – am Bahnhof von unserem Bezirkshauptmann und dem Bür-
germeister verabschiedet – die Stadt, um in ihre Heimat zu eilen. Wir geben ihnen die 
besten Wünsche mit auf den Weg.
Durch den Zerfall der Donaumonarchie wurde Oberösterreich, das bisher mit seinen 
11.982 Quadratkilometern und seinen 853.006 Einwohnern (laut Volkszählung 1910) ein 
kleines Kronland der Monarchie gewesen war – sein Flächen- und Bevölkerungsanteil war in 
der Doppelmonarchie fast bedeutungslos (1,77 Prozent und 1,65 Prozent) –, flächenmäßig 
nach Niederösterreich, der Steiermark und Tirol viertgrößtes Bundesland der neuen Republik 
Österreich. 
Gemessen an der Bevölkerungszahl lag Oberösterreich jetzt nach Wien, Niederöster-
reich und der Steiermark ebenfalls an vierter Stelle und zählte damit zu den großen und ge-
wichtigen Bundesländern: 
Bei unveränderter Fläche umfaßte Oberösterreich nun 14,29 Prozent der Gesamtfläche 
der Republik, sein Bevölkerungsanteil betrug 13,40 Prozent.133
Diagramm 3: Oberösterreichs gewandelte Stellung
Quelle: Slapnicka, Harry: Oberösterreich 1917–1977. Karten und Zahlen. (=Beiträge zur Zeitgeschichte Ober-
österreichs. Bd. 4. Hrsg. v. Oberösterreichischen Landesarchiv). – Linz: 1977. S. 9.
133) Slapnicka, Harry: Oberösterreich 1917–1977. Karten und Zahlen. (=Beiträge zur Zeitgeschichte Oberöster-
reichs. Bd. 4. Hrsg. v. Oberösterreichischen Landesarchiv). – Linz: 1977. S. 9 ff.
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Der Erste Weltkrieg stellte jedoch auch in der Bevölkerungsentwicklung selbst eine Zä-
sur dar: War die Bevölkerungszahl134 zwischen 1869135 und 1910 auf dem Gebiet der heuti-
gen Republik von 4,5 Millionen auf 6,65 Millionen gestiegen, so verminderte sich der Be-
völkerungsstand zwischen 1910 und 1923 um 114.000 Personen auf 6,53 Millionen. Rund 
180.000 Kriegsgefallene, 60.000 Ziviltote und ein kriegsbedingter Geburtenausfall hatten für 
eine Bevölkerungsabnahme gesorgt, die durch einen geringen Wanderungsüberschuß ein we-
nig abgeschwächt worden war. 
Zwischen den Volkszählungen von 1923 und 1934 hingegen nahm die Bevölkerung um 
225.000 Personen auf 6,76 Millionen zu. Damit war 1934 der höchste Bevölkerungsstand in 
der Ersten Republik erreicht, denn im darauffolgenden Jahrfünft verringerte sich die Bevöl-
kerung wieder, und zwar um rund 105.000 Personen, sodaß die Bevölkerungszahl Öster-
reichs kurz nach dem „Anschluß“ fast genauso groß war wie vor dem Zusammenbruch der 
Monarchie.136
Welche Faktoren dabei für die Zu- bzw. Abnahme der Bevölkerungszahl in den jewei-
ligen Zeitabschnitten ausschlaggebend waren, geht aus Tabelle 23 hervor. 
Tabelle 23: Demographische Bilanz Österreichs* 1869 bis 1939 (nach gerundeten Jahres-
durchschnitten)
Zeitraum Geburten Sterbefälle Geburtenbilanz Wanderungsbilanz Gesamtbewegung
1869–1880 162.000 142.000    20.000  22.000  42.000
1880–1890 168.000 142.000    26.000  19.000  45.000
1890–1900 180.000 139.000    41.000  17.000  58.000
1900–1910 184.000 134.000    50.000  14.000  64.000
1910–1923 137.000 147.000 – 10.000    1.000 – 9.000
1923–1934 119.000   95.000    24.000 – 3.000  21.000
1934–1939   93.000   91.000      2.000 – 3.000 – 1.000
*) heutiger Gebietsstand
Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt. Zit. nach: Helczmanovszki, Heimold: Die Entwicklung der 
Bevölkerung Österreichs in den letzten hundert Jahren. S. 120.
Der Gewinn von 2,15 Millionen Menschen auf dem Gebiet der Republik Österreich in 
den Jahren 1869 bis 1910 setzte sich zu zwei Dritteln aus dem Gewinn durch die positive Ge-
burtenbilanz (1,4 Millionen) und zu einem Drittel aus dem Gewinn durch die positive Wan-
derungsbilanz (0,75 Millionen Personen) zusammen.137
Zwischen 1870 und 1900 war die natürliche Bevölkerungsbewegung auf dem Gebiete 
der Republik Österreich durch die Zunahme des Geburtenüberschusses von jährlich 16.000 
auf 52.000 gekennzeichnet. Dies war das Resultat der Abnahme der Sterbefälle von durch-
schnittlich 144.000 auf 135.000, während die Zahl der Geburten von durchschnittlich 
160.000 auf 187.000 zunahm. 
134) Alle Analysen über die Bevölkerungsdynamik auf dem Gebiete der Republik Österreich zwischen 1869 und 
1918 beruhen auf nachträglich geschaffenen statistischen Grundlagen, weshalb die Daten, obwohl sie aus 
den offiziellen, veröffentlichten Statistiken stammen, manchmal beträchtlich voneinander abweichen. 
135) Am 31. Dezember 1869 wurde in Österreich die erste Volkszählung auf der Grundlage eines modernen 
Volkszählungsgesetzes durchgeführt. Helczmanovszki, Heimold: Die Entwicklung der Bevölkerung 
Österreichs in den letzten hundert Jahren. S. 117.
136) Faßmann, Heinz: Der Wandel der Bevölkerungs- und Sozialstruktur in der Ersten Republik. S. 11 f.
137) Helczmanovszki, Heimold: Die Entwicklung der Bevölkerung Österreichs in den letzten hundert Jahren. 
S. 118.
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Um die Jahrhundertwende setzte jedoch eine Änderung im generativen Verhalten der 
Bevölkerung Österreichs ein. Zwar nahm diese jährlich insgesamt noch weiter zu, und zwar 
um über 10 ‰, aber die Zahl der Geburten ging von jährlich 187.000 (1901/05) auf 168.000 
(1911/13), die der Sterbefälle von 135.000 auf 127.000 zurück; der Geburtenüberschuß be-
trug in diesen letzten Jahren vor dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges nur mehr 41.000 oder 
6,1 ‰.138
Während des Ersten Weltkrieges sank die Zahl der Geburten, die 1913 163.000 betra-
gen hatte, auf 162.000 (1914), 126.000 (1915), 99.000 (1916) und 92.000 (1917, 1918) und 
stieg dann wieder – 1919 auf 119.000 und 1920 auf 147.000 –, bis 1921 mit 151.000 der 
höchste Wert erreicht war. 
In den folgenden Jahren nahm die Geburtenzahl – wie Tabelle 24 zeigt – von Jahrfünft 
zu Jahrfünft dramatisch ab, sodaß man am Tiefpunkt dieser Entwicklung – im Jahr 1937 –
nur mehr 86.000 Geburten zählte. 
Nach den hohen durch den Ersten Weltkrieg verursachten Bevölkerungsverlusten – man 
zählte rund 180.000 Kriegsgefallene und 60.000 Opfer unter der Zivilbevölkerung – sank die 
Zahl der Todesfälle zwar ebenfalls, das Ausmaß dieser Abnahme war aber deutlich geringer. 
Innerhalb eines Jahrzehnts, zwischen 1925 und 1935, reduzierte sich der Geburtenüberschuß, 
der sich in der ersten Hälfte der zwanziger Jahre noch auf über 40.000 Menschen belaufen 
hatte, auf nahezu null, und gegen Ende der dreißiger Jahre übertraf die Zahl der Verstorbenen 
sogar jene der Geburten.139
Tabelle 24: Geburten, Sterbefälle und Geburtenüberschuß der Bevölkerung auf dem Gebiet 
der Republik Österreich 1910 bis 1938
Zeitabschnitt Geburten Sterbefälle Geburtenüberschuß
1911–13* 167.698 126.587  41.021
1921–25 145.393 103.377  42.016
1926–30 117.405   96.312  21.093
1931–35   97.045   90.936 6.109
 1936–38*   89.476   91.289 – 1.813
*) Dreijahresdurchschnitt
Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt. Zit. nach: Faßmann, Heinz: Der Wandel der Bevölkerungs-
und Sozialstruktur in der Ersten Republik. S. 13.
In seiner Studie über den „Wandel der Bevölkerungs- und Sozialstruktur in der Ersten 
Republik“ stellt Heinz Faßmann in Zusammenhang mit dem Rückgang der Geburtenzahlen 
folgendes fest140: 
Die triste ökonomische Situation vor Augen, verzichteten viele Väter und Mütter auf 
weiteren Nachwuchs oder beschlossen, überhaupt kinderlos zu bleiben. Die Geburten-
entwicklung spiegelt wie kein anderer Indikator die pessimistische Sichtweise der Be-
völkerung in bezug auf das, was die nächsten Jahrzehnte wohl bringen würden. Gegen 
Ende der Ersten Republik brachte jede Frau im Laufe ihres Lebens im Durchschnitt 
nur mehr 0,75 Mädchen zur Welt, das heißt, daß eine „Müttergeneration“ – statistisch 
138) Helczmanovszki, Heimold: Die Entwicklung der Bevölkerung Österreichs in den letzten hundert Jahren. 
 S. 126 f.
139) Faßmann, Heinz: Der Wandel der Bevölkerungs- und Sozialstruktur in der Ersten Republik. S. 11–13.
140) Ebda. S. 13.
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betrachtet – nur mehr zu rund 75 % durch eine „Töchtergeneration“ reproduziert war. 
Ein rasches Schrumpfen wäre die Folge einer Perpetuierung dieser extrem niedrigen 
Geburtenzahlen gewesen.
Es verwundert daher auch nicht, daß sowohl in der wissenschaftlichen Literatur als 
auch in der Tagespresse die Frage nach den Ursachen des für viele Zeitgenossen „be-
trüblichen Bevölkerungsgeschehens“ thematisiert worden ist.141 Für viele war das 
schlagartig einsetzende Ansteigen der Geburtenzahlen nach dem „Anschluß“ an das 
Deutsche Reich142 Ausdruck einer neuen, positiven und optimistischen Einstellung. Das 
Schrumpfen der Bevölkerung und die nach 1938 prompt ansteigenden Geburtenziffern 
wurden als demographischer Beweis für die angeblich mangelnde Lebensfähigkeit der 
Ersten Republik angesehen.
Wie Tabelle 25 zeigt, verlief die Bevölkerungsentwicklung in den einzelnen Bundes-
ländern allerdings nicht gleichmäßig. Klar tritt hier eine West-Ost-Differenzierung zutage: 
Die drei östlichen Bundesländer (Wien, NÖ und das Burgenland) verzeichneten in der Ersten 
Republik eine Stagnation bzw. eine Bevölkerungsabnahme, die westlichen und südlichen 
Bundesländer hingegen eine Zunahme, sodaß sich der Bevölkerungsschwerpunkt in Richtung 
der westlichen Bundesländer zu verlagern begann.
Tabelle 25: Geborene in den Jahren 1918–1926 im Verhältnis zum Jahr 1913 (1913 = 100)
Bundesländer 1913 1918 1919 1920 1921 1922 1923 1924 1925 1926
Wien 100 50 65  76  79  80 76 73 69 62
Niederösterreich 100 51 68  87  89  91 90 86 81 75
Oberösterreich 100 64 83 103 105 101 98 94 89 84
Salzburg 100 64 78 100 104 104 97 92 90 84
Steiermark 100 67 75  97  99  99 99 96 91 87
Kärnten 100 64 77  94  99  99 97 96 94 90
Tirol 100 58 72  85  88  87 83 86 83 80
Vorarlberg 100 44 64  82  90  89 87 88 85 85
Zusammen      100 57 72  89  92  92 89 87 83 77
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für die Republik Österreich. III. Jg. – Wien: 
1923. S. 8; V. Jg. – Wien: 1924. S. 11 und VIII. Jg. – Wien: 1927. S. 26.
Neben dem massiven Rückgang der Geburten sorgte während der gesamten Ersten Re-
publik die negative Wanderungsbilanz für eine weitere Reduktion der Bevölkerung:
Waren in den letzten Jahrzehnten der Monarchie alle Länder der heutigen Republik 
Österreich zu Einwanderungsländern geworden – die Mehrheit der Zuwanderer kam dabei, 
angezogen von den mannigfachen Erwerbsmöglichkeiten in der Reichs- und Residenzhaupt-
stadt, nach Wien –, so kehrten mit dem Zusammenbruch der Monarchie viele Zuwanderer in 
die neuentstandenen Nationalstaaten zurück. Viele unfreiwillige Migranten, vorwiegend Ju-
den aus den nordöstlichen Teilen der Monarchie, aber auch heimkehrende Familien von Be-
141) So schreibt z. B. das Schdg. WBl. 1931, Nr. 25 in seinem Leitartikel unter dem Titel „Geburtenrückgang 
und Volksvergreisung“ u. a.: „Sicher erschweren die gesteigerten Kosten der Lebenshaltung, der Lebens-
mittel, die Wohnungsnot, der harte Kampf ums Dasein, die große Unsicherheit unserer wirtschaftlichen 
Verhältnisse, die wachsenden Schwierigkeiten einer Kinderversorgung die Möglichkeit einer Familien-
gründung gewaltig.“ 
142) Im Jahr 1938 stieg die Zahl der Geburten auf 94.000, 1939 auf 138.000 und 1940 auf 146.000. Helczma-
novszki, Heimold: Die Entwicklung der Bevölkerung Österreichs in den letzten hundert Jahren. S. 130.
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amten und Militärs und schließlich deutschsprachige Bevölkerungsgruppen aus den abgetre-
tenen Randgebieten sorgten allerdings für einen mindestens ebenso zahlreichen „Gegen-
strom“. 
In der Ersten Republik übertraf dann jedoch das Ausmaß der Auswanderung das der 
Einwanderung bei weitem: Zwischen 1923 und 1934 verließen im Schnitt um rund 3.000 
Menschen mehr das Land, als zuwanderten. 
Noch stärker war der negative Migrationssaldo in der Zeit danach: Zu den vielen Öster-
reichern, die aus ökonomischen Gründen emigrierten – vorherrschend war die Meinung, daß 
ein „geschrumpftes“ Österreich für viele keine dauernde Existenzgrundlage bereitstellen 
könne; Arbeitslosigkeit und Staatsverschuldung wurden nicht als vorübergehende Krise an-
gesehen, sondern mit der „Kleinheit“ des Landes in Verbindung gebracht und daher als dau-
erndes Phänomen beurteilt –, kamen zwischen 1934 und 1939 auch noch all jene, die das 
Land verlassen mußten, weil sie aus politischen und nach dem „Anschluß“ aus „rassischen“ 
Gründen verfolgt wurden: 
Vor 1938 migrierten Nationalsozialisten ins Deutsche Reich, Sozialdemokraten und 
nach 1938 jüdische Mitbürger in das benachbarte Ausland und während des gesamten Zeit-
raums Österreicher aus wirtschaftlichen Motiven nach Übersee. Insgesamt betrug der negati-
ve Migrationssaldo rund 90.000 Menschen.143
Tabelle 26: Auswanderung aus Österreich nach außereuropäischen Ländern 1921–1937 nach 
Bundesländern
Jahr insges. B. K. NÖ. OÖ. Sbg. Stmk. T V. W
1921 5.176 1.873 102 429 99 25 452 25 189 1.982
1922 10.579 5.346 400 1.098 405 81 842 115 199 2.093
1923 15.497 6.683 783 2.086 712 138 2.121 240 188 2.546
1924 2.650 523 122 396 138 35 478 101 41 816
1925 4.627 601 177 714 960 42 865 100 118 1.050
1926 3.895 632 169 699 335 56 762 92 95 1.055
1927 5.339 1.555 354 574 447 67 910 125 133 1.174
1928 4.589 1.471 360 519 330 61 850 101 53 844
1929 4.850 1.477 286 678 295 56 855 98 126 979
1930 4.181 1.202 240 511 314 52 606 80 113 1.063
1931 2.585 163 71 409 246 15 252 27 24 1.378
1932 2.129 97 118 325 129 46 289 43 22 1.050
1933 1.404 113 35 168 65 18 140 102 7 756
1934 2.172 246 47 156 72 36 145 279 24 1.149
1935 2.246 480 58 161 76 26 144 119 28 1.154
1936 1.683 – – – – – – – – –
1937 1.550 – – – – – – – – –
insges. 75.152 22.462 3.322 8.923 4.623 754 9.711 1.647 1.360 19.089
Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt. Zit. nach: Faßmann, Heinz: Der Wandel der Bevölkerungs-
und Sozialstruktur in der Ersten Republik. S. 16.
143) Die meisten – nämlich 31.000 Personen – wanderten in die USA aus, rund 14.000 nach Brasilien und 
11.000 nach Argentinien. 1923 verließen rund 15.500 Menschen Österreich, in sämtlichen darauffolgen-
den Jahren waren es deutlich weniger: Die USA limitierten ab 1924 den jährlichen Zustrom mit einer re-
striktiven Einwanderungspolitik, andere Staaten – insbesondere Brasilien und Argentinien – waren von 
der ökonomischen Krise der 30er Jahre schwer betroffen und beendeten die aktive Anwerbungspolitik. 
Faßmann, Heinz: Der Wandel der Bevölkerungs- und Sozialstruktur in der Ersten Republik. S. 12 und 
S. 16 f.
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Oberösterreichs Bevölkerung hatte von 1869 bis 1910 im Vergleich zu Österreich nur 
mäßig zugenommen (1851: 715.919, 1900: 810.246, 1914: 857.807)144, wobei sich die ein-
zelnen Bezirke in ihrer Entwicklung z. T. deutlich voneinander abhoben (s. Diagramm 4).
Tabelle 27: Bevölkerungsentwicklung Österreichs*, Oberösterreichs und der Stadt Schärding 
1869 bis 1934 (1869 = 100)
Österreich* Oberösterreich SchärdingJahr
Bevölkerung Index Bevölkerung Index Bevölkerung Index
1869 4,498.985 100 736.557 100 2.962 100
1910 6,648.310 148 853.006 116 3.958 134
1920 6,426.294+ 143 858.795 117 4.003 135
1923 6,534.742 145 876.074 119 3.830 129
1934 6,760.233 150 902.318 123  4.236 ?
*) heutiger Gebietsstand
+) Für 1920 ist das einer amtlichen ungarischen Verlautbarung entnommene Ergebnis der ungarischen Volkszäh-
lung vom 31. Dezember 1920 eingesetzt; da aber das zugrundeliegende Gebiet nicht genau bekannt ist, ist das 
Ergebnis durch die kursive Schreibweise gekennzeichnet. Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Hand-
buch für die Republik Österreich. IV. Jg. – Wien: 1924. S. 2.
?) Um Verzerrungen durch die 1924 erfolgte Eingemeindung von Brunnwies zu vermeiden, ist hier die Bewoh-
nerschaft dieses Ortsteils (gut 200 Personen) abzuziehen, sodaß man hier einen Index von rund 136 erreicht. 
Quellen: Österreichisches Statistisches Zentralamt: Volkszählungsergebnisse. Schdg. WBl. 1934, Nr. 14, S. 7. 
Eigene Berechnungen.
Diagramm 4: Bevölkerungswachstum Oberösterreichs nach Bezirken von 1869 bis 1910 
in Prozent (1869 = 100) 
Quelle: Maurer, Herbert: Entwicklung der Bevölkerung 1869–1951. – In: Atlas von Oberösterreich. Erläute-
rungsband zur 2. Lieferung. – Linz: 1960. S. 62. Zit. nach: Slapnicka, H./Marckhgott, G: Aufbau der Demokra-
tie. Politik und Verwaltung Oberösterreichs 1861–1918. – Linz: 1987. S. 31.
144) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. – Wien: 1987. S. 340.
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Die Zunahme resultierte dabei aus der positiven Geburtenbilanz, denn die Abwande-
rung nach Niederösterreich und die Auswanderung in europäische und amerikanische Staa-
ten, die auch nach der Periode des Neoabsolutismus aus wirtschaftlichen Gründen fortbe-
stand, wurden durch die hauptsächlich aus Böhmen kommenden, vorwiegend in die Städte 
strömenden Einwanderer ziemlich ausgeglichen. 
Innerhalb der Landesgrenzen zog dabei der industrialisierte Zentralraum Oberöster-
reichs mit den großen Städten neben Einwanderern stets auch Zuwanderer aus den Randge-
bieten an. Eine starke Zunahme der Einwohnerzahlen verzeichneten die Städte Linz (1857 –
27.628, 1890 – 47.865, um 1914 – 64.190) und Steyr (10.752, 21.499, 17.672). Mit deutli-
chem Abstand folgten die Stadt Wels (6.026, 10.118, 16.200) und der Markt Bad Ischl 
(6.215, 8.472, 10.188).145 Die Stadt Schärding zählte 1869 2.962 Einwohner, 1880 waren es 
3.585, 1890 3.716, 1900 3.762, und 1910 hatte sie 3.958 Einwohner.146
Daß das Bevölkerungswachstum im Bezirk Schärding weit unter dem oberösterreichi-
schen Durchschnitt lag, hing einerseits mit seiner hohen Kindersterblichkeit und andererseits 
mit seiner Wirtschaftsstruktur zusammen: 
Bezüglich der Kindersterblichkeit hält z. B. Dechant Scheiber für die Stadt Schärding 
fest, daß von 1890 bis 1899 mit Einschluß der Totgeborenen 1.223 Kinder geboren wurden. 
Im gleichen Zeitraum starben einschließlich der Totgeborenen 497 Kinder unter 6 Jahren, 
also 40 Prozent. Von den zwischen 1890 und 1899 hier gestorbenen 1.342 Personen waren 
die 497 Kinder 37 Prozent. Von 1900 bis 1909 wurden 1.138 Kinder geboren, 390 (34 %) 
starben. Im gleichen Zeitraum starben 1.109 Personen, wovon die 390 Kinder 35 Prozent bil-
deten.147
Von seiner Wirtschaftsstruktur her war der politische Bezirk Schärding – wie aus Ta-
belle 28 hervorgeht – agrarisch dominiert. Industrie und Gewerbe spielten keine entscheiden-
de Rolle, und der Dienstleistungssektor war lediglich schwach entwickelt, sodaß sich die At-
traktivität Schärdings in bezug auf die Zuwanderung in Grenzen hielt. Innerhalb des sekundä-
ren Sektors herrschten zudem kleinstrukturierte Betriebe vor, und dieser Umstand war einer 
Zuwanderung ebenfalls nicht besonders förderlich, kam doch der Industrialisierung eine zen-
trale Bedeutung für das Wachstum einzelner Städte bzw. Regionen zu.
Tabelle 28: Berufliche Zugehörigkeit der Wohnbevölkerung des politischen Bezirkes 
Schärding laut der Volkszählung 1910 in Prozent
Sektor Prozentteile
Land- und Forstwirtschaft 59,6
Industrie und Gewerbe 19,3
Handel und Verkehr  6,8
Öffentl. und Militärdienst, freie Berufe, Berufslose 14,3
Quelle: Berufsstatistik nach den Ergebnissen der Volkszählung vom 31. Dezember 1910 in Österreich. Bd. 3. 
H. 1. – Wien: 1916. S. 94.
Zwischen 1910 und 1920 wuchs Oberösterreichs Bevölkerung trotz der schweren Wun-
den, die der Erste Weltkrieg dem Land geschlagen hatte – es gab allein 22.500 Kriegstote148 –, 
um etwa 5.000 Personen.
145) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 340. 
146) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. IV. – S. 169.
147) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 261.
148) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 394.
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Tabelle 29: Bevölkerungsentwicklung Österreichs* und Oberösterreichs 1869 bis 1934, ge-


















1869–1880    464,1    223,5   240,6 23,2 24,6 –   1,4
1880–1890    454,3    257,1   197,2 26,4   27,0 –   0,6
1890–1900    586,3    413,1   173,2 24,4   46,5 – 22,1
1900–1910    644,6    502,6   142,0 42,7   60,4 – 17,7
1910–1923 – 113,6 – 128,6     15,0 23,1 –  3,6    26,7
1923–1934    225,5    258,9 –  33,4 26,3   54,2 – 27,9
*) heutiger Gebietsstand
Quellen: Österreichisches Statistisches Zentralamt: Volkszählungsergebnisse. Zit. nach: Helczmanovszki, Hei-
mold: Die Entwicklung der Bevölkerung Österreichs in den letzten hundert Jahren. S. 119 und S. 122.
Oberösterreich und Tirol waren damit die einzigen Bundesländer, die in diesem Jahr-
zehnt einen Bevölkerungszuwachs aufzuweisen hatten, in allen anderen war die Bevölke-
rungszahl zurückgegangen, in Wien sogar um 190.000 Personen, also um mehr als 3 Pro-
zent.149 Wie Tabelle 29 zeigt, hatte zwar auch Oberösterreich zwischen 1910 und 1920 eine 
negative Geburtenbilanz aufzuweisen, diese wurde aber durch die positive Wanderungsbilanz –
eine Folge dessen, daß sich in der unmittelbaren Nachkriegszeit viele aus den Nachfolgestaa-
ten zurückkehrende Beamte und Militärs mit ihren Angehörigen in Oberösterreich niederge-
lassen hatten – mehr als wettgemacht, und dies entspricht auch – wie die Tabellen 29, 30 und 
34 veranschaulichen – den Gegebenheiten in Schärding. 
















1913 23 98 172  85 36 2   13
1914 19 96 190  86 30 3   10
1915 19 78 249 105 40 3 –27
1916 14 83 239 120 38 3 –37
1917 27 66 189 106 43 4 –40
1918 29 82 270 145 46 4 –63
*) In den Kriegsjahren wurden die hier verstorbenen Soldaten zu den Einheimischen gezählt.
Quellen: Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 264; Geburtsbuch IV der Evan-
gelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach von 1911–1945 und Todtenbuch II der Evangelischen Pfarrge-
meinde von 1858–1931. 
Auch hier sank die Zahl der Geburten – im Jahr 1917 z. B. auf zwei Drittel des Wertes 
von 1913 –, und die Todesfälle stiegen sprunghaft an. Laut Scheiber waren allein 53 Schär-
149) Slapnicka, Harry: Oberösterreich. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. Ge-
schichte der Ersten Republik. – Bd. 2. – Graz, Wien, Köln: 1983. S. 885.
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dinger gefallen, an Verwundungen in der Fremde oder in Schärding verstorben respektive als 
vermißt gemeldet worden150, und zu diesen unmittelbaren Kriegsopfern kam noch eine deut-
lich erhöhte Zahl an Todesfällen der Zivilbevölkerung, eine Folge der Engpässe in der Nah-
rungsmittelversorgung und der schlechten medizinischen Versorgung. So teilte z. B. das 
„Schärdinger Wochenblatt“ in seiner Nummer 30 vom 24. Juli 1915 in bezug auf die Volks-
bewegung im abgelaufenen Halbjahr, also von 1. Jänner bis 30. Juni, folgendes mit151:
47 Kinder erblickten das Licht der Welt und erhielten die heilige Taufe, 9 Paare traten 
in den Stand der heiligen Ehe und 130 hat der Tod von ihren Leiden erlöst; unter die-
sen Verstorbenen waren nicht weniger als 22 Kinder im zarten Alter von 1 Monat auf-
wärts bis zu 2 und 3 Jahren. Bei diesen mag vielfach die Unterernährung infolge des 
bei uns herrschenden Mangels an guten [sic!] Brot und Mehl die Todesursache gewe-
sen sein[;]
und in Hinblick auf das gesamte Kriegsjahr 1915 wurde die enorme Zunahme der Todesfälle 
(von 172 im Jahr 1913 auf 249 im Jahr 1915) folgendermaßen begründet: 
Diese große Zahl [der Todesfälle; Anm. d. Verf.] ist einerseits darin zu suchen, daß bei 
dem herrschenden Aerztemangel auf dem Lande viele meist schwer kranke Personen 
vom Lande in das hiesige Krankenhaus zur Heilung gebracht wurden, wo ihnen diese 
oft bei bestem Willen nicht mehr zu Teil werden konnte, anderseits auch – was kleine 
Kinder anbelangt – in der anfangs 1915 herrschenden „Maiszeit“. 152
Ab September 1918153 wütete zudem die spanische Grippe in Schärding, der hier insge-
samt 37 – vorwiegend jugendliche – Personen zum Opfer fielen.154 Der Verlauf dieser Epide-
mie läßt sich anhand des „Schärdinger Wochenblattes“ gut rekonstruieren: 
Am 5. Oktober 1918 wird gemeldet, daß die spanische Grippe, „deren häufiges Auftre-
ten gegenwärtig aus fast allen Ländern gemeldet wird und vielerorts zur Schließung der 
Schulen usw. geführt hat“, nun „auch in unserer Stadt zahlreiche Personen befallen und lei-
der in der letzten Zeit einige Todesopfer gefordert“ habe155:
In manchen Familien liegen sämtliche Angehörige. Bemerkenswert ist, daß von der 
Krankheit erfahrungsgemäß meist jugendliche Personen befallen werden. Es empfiehlt 
sich, beim Auftreten der ersten Krankheitszeichen (Kopfweh, Fieber, Schluckbeschwer-
den, rauher, „bellender“ Husten) sofort ärztliche Hilfe in Anspruch zu nehmen.
Eine Woche später heißt es: „Die spanische Grippe, an der in verschiedenen Familien 
der Stadt vier bis fünf Personen darniederliegen, zeigt noch keine Abnahme. Die Schule wur-
de bis 14. d. M. [= Oktober; Anm. d. Verf.] geschlossen.“156 Am 19. Oktober wird mitgeteilt, 
daß die spanische Grippe noch immer keine Abnahme zeige: „Zahlreiche Kranke befinden 
sich in Spitalspflege. Die Schule bleibt noch bis 21. d. M. geschlossen.“ In derselben Ausga-
150) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 225 f.
151) Schdg. WBl. 1915, Nr. 30, S. 8.
152) Schdg. WBl. 1916, Nr. 3, S. 7.
153) Das erste Todesopfer war laut Schdg. WBl. 1918, Nr. 41, S. 5 am 27. September 1918, laut Totenbuch VII 
des Kath. Stadtpfarramtes aber am 28. September 1918 zu beklagen. 
154) Totenbuch VII des Kath. Stadtpfarramtes v. 1917–1941.
155) Schdg. WBl. 1918, Nr. 41, S. 5.
156) Schdg. WBl. 1918, Nr. 42, S. 6.
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be findet sich außerdem ein Artikel, der sich mit der „Bekämpfung der Grippe im Anfangs-
stadium“ befaßt.157 Am 26. Oktober schreibt das Blatt158: 
Die spanische Grippe, die in der Stadt noch immer sehr stark auftritt, forderte in der 
abgelaufenen Woche wieder mehrere Todesopfer. Hauptsächlich werden jugendliche 
Personen und Kinder sehr heftig von ihr befallen. […] Unsere Aerzte haben infolge des 
starken Auftretens der Grippe alle Hände voll zu tun und stellen, was hiermit dankend 
anerkannt sei, ihr ganzes Wissen und Können in den Dienst der Leidenden[;]
und am 16. November 1918 konnte schließlich folgendes mitgeteilt werden159: 
Die spanische Grippe zeigt in der Stadt eine bedeutende Abnahme. Sehr heftig tritt sie 
jetzt unter der Landbevölkerung auf und fordert zahlreiche Opfer. Die meisten Todes-
fälle im Bezirke sind auf diese Seuche und ihre Folgekrankheiten zurückzuführen.










1918 35  78 4 270
1919 73  91 1 156
1920 66 109 2 141
1921 47  85 5 165
1922 48  90 4 135
1923 30  90 4 147
1924 43  98 5 155
1925 45  82 2 135
1926 44  87 8 144
1927 39  79 9 140
1928 41  74 5 143
1929 50  76 9 139
1930 32  89 7 135
1931 47  92 4 130
1932 49  84 1 113
1933 39  88 3 121
1934 37  86 4 124
1935 48  79 5 125
1936 39  83 3 105
1937 41  76 5 109
1938 173 108 5 134
Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Trauungsbücher Tom. VI und VII des Kath. Stadtpfarramtes 
Schärding, Trauungsbuch III der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1906–1951, Eheregi-
ster der Bezirkshauptmannschaft Schärding; Familienbuch Jg. 1938, Bd. I und II der Bezirkshauptmannschaft 
Schärding; Taufbücher XI, XII und XIII des Kath. Stadtpfarramtes Schärding, Geburtsbuch IV der Evangeli-
schen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1911–1945, Geburtsregister der Bezirkshauptmannschaft Schär-
ding für Personen, welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören; Toten-
buch VII des Kath. Stadtpfarramtes Schärding v. 1917–1941, Todtenbuch II und Totenbuch III der Evangeli-
schen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach von 1858–1931 bzw. von 1932–1966.
157) Schdg. WBl. 1918, Nr. 43, S. 5 f.
158) Schdg. WBl. 1918, Nr. 44, S. 6.
159) Schdg. WBl. 1918, Nr. 47, S. 6.
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Die Jahre 1914 bis 1918 waren also auch in Schärding durch hohe Verluste in der Be-
völkerung gekennzeichnet. Diesem Tiefpunkt in der Bevölkerungsentwicklung folgte aber in 
den ersten Nachkriegsjahren eine Phase des rasanten Aufholprozesses. 
Es kam zu einem massiven Zuwachs an Eheschließungen, und auch die Geburtenzah-
len stiegen signifikant an, beides wohl auch ein Indiz dafür, daß viele nun ihre Heiratsabsich-
ten bzw. Kinderwünsche verwirklichten, die sie angesichts der abnormalen Verhältnisse der 
Kriegsjahre zurückgestellt hatten.
So wurden z. B. allein am Sonntag, den 5. Oktober 1919 in der hiesigen Stadtpfarre 
nicht weniger als 12 Paare verkündet, welche beabsichtigten, die Ehe einzugehen.160 Insge-
samt gab es 1919 65 Eheschließungen von Einheimischen und 92 Geburten, und 1920 zählte 
man 53 Eheschließungen und 111 Geburten, eine Zahl, die später nur noch im Jahr 1938 mit 
113 Geburten übertroffen wurde.
Auffällig ist in diesem Zusammenhang der hohe Anteil der unehelich Geborenen, der –
sieht man vom Jahr 1918 ab – den ganzen untersuchten Zeitraum hindurch zumindest ein 
Viertel, meistens jedoch ein Drittel aller Geborenen ausmachte. Der Höchststand war im Jahr 
1930 mit 40,63 Prozent erreicht, dicht gefolgt vom Jahr 1932 mit 40,00 Prozent, worin sich 
deutlich die tristen wirtschaftlichen Verhältnisse widerspiegeln.


































Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Taufbücher XI, XII und XIII des Kath. Stadtpfarramtes Schär-
ding, Geburtsbuch IV der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1911–1945 und Geburtsregi-
ster der Bezirkshauptmannschaft Schärding für Personen, welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder Re-
ligionsgemeinschaft angehören.
Wie Diagramm 6 zeigt, lag Schärding dabei z. T. weit über dem österreichischen, aber 
auch über dem oberösterreichischen Prozentsatz. 
Warum dies so war, weiß ich nicht, es könnte jedoch damit zusammenhängen, daß hier –
im kleinstädtisch-ländlichen Raum – einerseits kaum über die Möglichkeiten der Empfängnis-
verhütung aufgeklärt wurde und andererseits – im Bereich der Landwirtschaft – Kindersegen 
in Hinblick auf künftige Arbeitskräfte damals nach wie vor erwünscht war, vielfach aber nur 
Hoferben heiraten konnten, und auch diese mußten meist damit warten, bis ihnen der Hof 
übergeben war.
160) Schdg. WBl. 1919, Nr. 41, S. 6.
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Diagramm 6: Anteil der unehelich Geborenen an den Gesamtgeborenen in Österreich*, 
















































*) bis inklusive 1921 ohne das Burgenland
Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistische Handbücher für die Republik Österreich und eigene Be-
rechnungen nach den Taufbüchern XI, XII und XIII des Kath. Stadtpfarramtes Schärding, dem Geburtsbuch IV 
der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1911–1945 und dem Geburtsregister der Bezirks-
hauptmannschaft Schärding für Personen, welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgemein-
schaft angehören.
Einen starken Rückgang gab es nach dem Weltkrieg – wie aus Tabelle 32 hervorgeht –
bei den Sterbefällen161: 1919 sind 156 und 1920 141 verzeichnet (davon 63 bzw. 69 Einhei-
mische). 
Mitverantwortlich für diesen Rückgang war die drastisch gesunkene Säuglings- und 
Kindersterblichkeit. 
Oberösterreich hatte um 1890 von allen österreichischen Ländern mit 245 ‰ die höch-
ste Säuglingssterblichkeit aufzuweisen gehabt und war damit weit über dem Durchschnitt 
(228 ‰) aller im Reichsrat vertretenen Länder gelegen.162
Ab 1918 besserte sich die Situation zwar etwas, Oberösterreich nahm aber immer noch 
einen Spitzenplatz auf dieser betrüblichen Skala ein: In den Jahren 1922, 1924 bis 1926 und 
1928 lag Oberösterreich hinter dem Burgenland an zweiter Stelle, im Jahr 1923 an dritter 
Stelle (1. und 2. Stelle ex aequo Burgenland und Kärnten), und im Jahr 1927 teilten sich 
Oberösterreich und die Steiermark ex aequo den dritten Platz (an 1. und 2. Stelle lagen wie-
der ex aequo das Burgenland und Kärnten).163
Innerhalb Oberösterreichs wiederum wiesen die Bezirke Braunau, Ried und Schärding 
die höchste Kindersterblichkeit auf – laut „Schärdinger Wochenblatt“ wurden sie in dieser 
Hinsicht nur durch Galizien übertroffen.164
161) Nach Franz Riedl, der am 8. Juni 1917 im Alter von 97 Jahren verstorben war – laut Schdg. WBl. 1917, Nr. 
25, S. 5 war er der älteste Bürger unserer Stadt –, erreichte im Zeitraum von 1918 bis 1938 Anna Knun-
bauer (geb. am 9. 6. 1841 in Schardenberg, wohnhaft in Schärding und hier am 28. 1. 1937 gest.) mit 95 
Jahren das höchste Alter.
162) Helczmanovszki, Heimold: Die Entwicklung der Bevölkerung Österreichs in den letzten hundert Jahren. 
S. 128.
163) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistische Handbücher für die Republik Österreich.
164) Schdg. WBl. 1918, Nr. 41, S. 5.
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1918 4 36 14 18 32 30 33 27 33 33   9 1
1919 1 26  3  6 13   8 18 15 24 30 11 1
1920 2 27  6  5   8   6 11 17 24 28   7 0
1921 5 22  6  7   9 10 12 18 34 27 14 1
1922 4 26  6  3   8   6 16 14 21 23   8 1
1923 4 23  3  5   9   9 14 24 24 27   5 0
1924 5 23  3  7   6   9 16 18 27 29 12 0
1925 2 19  4  2   5   7 19 23 22 21 11 0
1926 8 11  3  5 11 10 17 21 30 18   9 1
1927 9 14  7  3 10   6 13 14 34 20 10 0
1928 5 15 11  4   7   9 20 17 23 26   6 0
1929 9 12  4  5 11   9 15 10 34 19 11 0
1930 7 16  5  5 10   5 12 22 20 23   9 1
1931 4 13  7  4   7 10   6 21 22 25 11 0
1932 1 10  6  1   8   6 12 14 25 22   6 2
1933 3 13  4  5   8   7 10 18 24 17 12 0
1934 4 13  8  2   7   8 11 13 25 25  8 0
1935 5 12  5  1   3 11 15 24 20 18 11 0
1936 3 14  7  1   4 17   8 10 17 18   6 0
1937 5 15  4  2   9   9   8 13 15 22   6 1
1938 5 15  6  5   9 11 12 16 24 23   8 0
Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Todtenbuch II (1858–1931) und Totenbuch III (1932–1966) der 
Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern an der Trattnach sowie nach dem Totenbuch VII (1917 bis 1941) des 
Kath. Stadtpfarramtes Schärding, wobei sich die Abweichungen von den Gesamtzahlen im Totenbuch des Kath. 
Stadtpfarramtes Schärding daraus ergeben, daß Brunnwies, das ursprünglich zur Gemeinde Brunnenthal gehört 
hatte, im Jahre 1924 zum größten Teil der Stadt Schärding eingemeindet wurde, seine Bewohner jedoch nach 
wie vor Angehörige der Pfarre Brunnenthal blieben, sodaß sie zwar im Totenbuch aufscheinen, aber nicht mit-
gezählt sind. Überschneidungen mit der Pfarre Brunnenthal gab es auch am Kreuzberg. 
In Schärding lag im Jahr 1918 die Säuglingssterblichkeit bei 46,15 Prozent, weshalb 
immer wieder – auch aus der Sorge heraus, daß sich eine derart hohe Kindersterblichkeit zu-
sammen mit dem starken Geburtenrückgang und den hohen kriegsbedingten Verlusten an 
Menschenleben (die ja vor allem die arbeitsfähigen und erwerbenden Schichten der Bevölke-
rung getroffen hatten) überaus negativ auf die künftige Entwicklung der Volkswirtschaft aus-
wirken würde – die Forderung laut wurde, daß etwas geschehen müsse.
Tabelle 33: Säuglings- und Kindersterblichkeit in Schärding 1918 bis 1921
Jahr Totgeb. 0 bis 1 Kinder unter 6 J. 1 bis 10
1918 4 36 46 14
1919 1 26 25  3
1920 2 27 28  6
1921 5 22 27  6
Eigene Berechnungen nach dem Todtenbuch II (1858–1931) der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern an der 
Trattnach und dem Totenbuch VII (1917 bis 1941) des Kath. Stadtpfarramtes Schärding sowie Scheiber, Joa-
chim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 266.
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ehel. unehel. ehel. unehel. ehel. unehel.
1918 1 – – – 1 – –
1920 4 – –  3 (‡)  1 (‡) – –
1921 1 – – 1 – – –
1922 4 1 – 1 –  2 (‡) –
1924 1 – 1 – – – –
1925 1 – – – – –  1 (‡)
1929 1 – – – – 1 –
1930 2 –  2 (‡) – – – –
1931 3  1 (†) – – –  2 (†) –
1932 1 – – – – –  1 (†)
1933 1 – – 1 – – –
1934 2 1 – 1 – – –
1935 1 – – 1 – – –
1936 3 –  1 (†)  1 (‡) –  1 (†) –
1937 2 – – 1 –  1 (†) –
1938 0 – – – – – –
Legende: (‡) heißt, daß von einem Zwillingspaar beide Zwillingsgeschwister innerhalb des ersten Lebensjahres 
verstarben, (†) bedeutet, daß eines der beiden Kinder vor Vollendung des ersten Lebensjahres verstorben war.
Quellen: Taufbücher des Kath. Stadtpfarramtes Schärding, Tom. XI, XII und XIII.
Diagramm 7: Säuglingssterblichkeit in Österreich*, Oberösterreich und Schärding von 1918 
















*) bis inklusive 1921 ohne das Burgenland
Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistische Handbücher für die Republik Österreich und eigene Be-
rechnungen nach dem Totenbuch VII (1917 bis 1941) des Kath. Stadtpfarramtes Schärding sowie dem Todten-
buch II (1858–1931) der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern an der Trattnach.
Diese Forderungen nach Maßnahmen gegen die hohe Säuglingssterblichkeit – z. B. im 
Leitartikel des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 16. Oktober 1915, der den bezeichnenden 
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Titel „Zukunftssorgen des Innviertels“ trug165 – führten schließlich im Herbst 1918 zur Er-
richtung einer Mutterberatungsstelle in Schärding. 


































S äu g lin g ss t.
Eigene Berechnungen nach dem Totenbuch VII (1917 bis 1941) des Kath. Stadtpfarramtes Schärding sowie 
dem Todtenbuch II (1858–1931) und III (1932–1966) der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Tratt-
nach.
Am 5. Oktober 1918 informierte das „Schärdinger Wochenblatt“ seine Leser über diese 
„in anderen Städten schon gutbewährte Einführung“166:
Der Zweck der Mutterberatung besteht darin, den Müttern in allen Fragen der Pflege 
und Ernährung des Säuglings mit Rat und Tat an die Hand zu gehen. Neben der Ertei-
lung von Ratschlägen wird es sich die Mutterberatungsstelle auch angelegen sein las-
sen, bedürftigen Müttern durch Beistellung von Saugflaschen, Gummisaugern u. dgl., 
sowie nach Möglichkeit durch Verschaffung von guter Milch und anderen Nährmitteln 
unter die Arme zu greifen. Mütter, welche die Hilfe der Beratungsstelle in Anspruch 
nehmen wollen, können sich vom Tage der Eröffnung an, am 15. Oktober jeden Diens-
tag in der Zeit von 2 bis 3 Uhr im alten Bezirksgerichtsgebäude einfinden. Es werden 
dort die Aerzte Dr. Fuchsig und Dr. Holzinger und die Fürsorgeschwester Frl. Elsa 
Weixelbaumer anwesend sein. Die Erteilung von Ratschlägen ist für Unbemittelte voll-
ständig unentgeltlich. Die Kinder werden in regelmäßigen Zeitabschnitten gewogen, 
die jedesmalige Zunahme und das Wachstum festgestellt und der Gesundheitszustand 
ärztlich überprüft, um Krankheiten schon im Keime zu erkennen und zu unterdrücken. 
Die Fürsorgeschwester wird die Mütter auch in ihren Wohnungen aufsuchen, um ihnen 
bei der Durchführung der erteilten Ratschläge an die Hand zu gehen. Aerztliche Be-
handlung erkrankter Säuglinge und Kinder ist nicht Sache der Beratungsstelle, erweist 
sich diese als notwendig, so steht die Wahl des betreffenden Arztes frei. Es werden alle 
165) In diesem Leitartikel führte Dr. Wilhelm Gärtner aus Ried den Lesern des Wochenblattes die Dringlichkeit 
des Problems u. a. folgendermaßen vor Augen: „Hier muß etwas geschehen; gerade jetzt nach dem gro-
ßen Sterben auf den Schlachtfeldern, gerade jetzt, wo natürlicherweise durch die Abwesenheit so vieler 
Männer die Geburtenzahl zurückgegangen ist. Man erwartet wohl nach dem Krieg eine Zunahme der 
Eheschließungen und damit der Geburten, aber sie wird auf dem Lande nicht so groß sein und dann be-
denke man doch, daß es 20 Jahre braucht, ehe diese erwarteten Kinder im Wirtschaftsleben eine Rolle 
spielen werden.“ Schdg. WBl. 1915, Nr. 42, S. 1 f.
166) Schdg. WBl. 1918, Nr. 41, S. 5.
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Mütter eingeladen, sich mit ihren Kindern in der Beratungsstelle einzufinden und den 
Ratschlägen, die sie dort erhalten und die auf praktischen Erfahrungen aufgebaut sind, 
Folge zu leisten.
In welchem Ausmaß diese Mutterberatungsstelle, der 1922 auch eine „Kleinkinder-Für-
sorgestelle“ angegliedert wurde167, in Anspruch genommen wurde, konnte von mir nicht eru-
iert werden168, Tatsache ist aber, daß die Säuglings- und Kindersterblichkeit in den nächsten 
Jahren deutlich zurückging169, was allerdings auch daran lag, daß sich die Lebensbedingun-
gen nach den schwierigen Kriegsjahren allmählich zu bessern begannen.
Einen ungemein wichtigen Beitrag leistete in diesem Zusammenhang auch die Ameri-
kanische Kinderhilfsaktion (AKHA.), in deren Rahmen auf Basis eines von Clemens von 
Pirquet entwickelten Meß- und Wägeverfahrens zur Errechnung des Ernährungszustandes 
der Kinder170 von 1919 bis 1921 täglich an die 400.000 unterernährte Kinder in ganz Öster-
reich ausgespeist wurden.171 Für Oberösterreich172 hatten die im ersten Halbjahr des Jahres 
167) Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu in seiner Nr. 3 mit, daß das amerikanische Rote Kreuz vorläufig 
bis Juli l. J. die in Österreich bestehenden Säuglings-Fürsorgestellen übernommen habe und die Fürsorge 
nun auch auf die Kinder im vorschulpflichtigen Alter (1–6 Jahre) ausdehne. Auch der hiesigen Mutter-
beratungsstelle werde eine solche Kleinkinder-Fürsorgestelle angegliedert, weshalb die unbemittelten 
Mütter aufgefordert würden, sich mit ihren Kindern im Alter von 1–6 Jahren am Montag, den 23. Jänner, 
um 3 Uhr nachmittag im allgemeinen Krankenhause, Zimmer Nr. 5 (Mutterberatungsstelle, Eingang von 
der Reichsstraße) einzufinden, wo man die Kleinkinder untersuchen und die Mütter derselben ärztlich be-
raten werde. Eine Behandlung kranker Kinder finde zwar nicht statt, die Mütter würden durch fleißigen 
Besuch jedoch das Anrecht auf Bezug verbilligter Wäsche usw. erwerben.
Schdg. WBl. 1922, Nr. 3, S. 6.
168) Gelegentlich werden zwar im „Schärdinger Wochenblatt“ in diesem Zusammenhang Zahlen genannt – z. B. 
schreibt das Schdg. WBl. 1920, Nr. 28, S. 5, daß die Ortsgruppe Schärding der katholischen Frauenorga-
nisation vor kurzem einen größeren Betrag erhalten habe, um für arme Mütter und Säuglinge etwas zu 
besorgen, worauf 150 Personen ohne Unterschied der Partei aus der hiesigen Mutterberatungsstelle und 
verschiedene Ortsarme mit Mehl, Grieß und Zucker beteilt worden seien –, über eine systematische Auf-
stellung aber verfüge ich nicht.
169) Die Hebammentarife waren damals sozial gestaffelt: So hatten in Schärding und Umgebung z. B. im Jahr 
1921 Minderbemittelte 300 Kronen, Angehörige des Mittelstands 500 und Bessersituierte 800 bis 1000 
Kronen zu bezahlen. Schdg. WBl. 1921, Nr. 7, S. 8. 
170) Der Wiener Arzt Clemens von Pirquet (1874–1929) war, nachdem er von 1908–1910 als Professor der Kin-
derheilkunde in Baltimore gewirkt hatte, 1911 nach Wien zurückgekehrt und hatte hier mit der Ausarbei-
tung eines Ernährungssystems – des NEM(= Nahrungs-Einheits-Milch)-Systems – für alle Stufen des 
Kindesalters begonnen. Er nahm dabei an, daß ein Kilonem dem Nährwert von einem Liter Milch ent-
spreche, wobei der Bedarf des Kindes aus dem Quadrat seiner Sitzhöhe (= resorbierende Fläche des 
Darms) errechnet wurde. Lesky, Erna: Meilensteine der Wiener Medizin. Große Ärzte Österreichs in drei 
Jahrhunderten. – Wien, München, Bern: 1981. S. 196.
171) Zuständig für diese Aktion, die ursprünglich nur für drei Monate geplant gewesen war, war der Bevollmäch-
tigte der USA in der interalliierten Lebensmittelkonferenz, Herbert Clark Hoover, der spätere Präsident 
der USA. Im Lauf des Jahres 1920 machten dann die amerikanischen Vertreter der Kinderhilfsaktion die 
Fortführung des großzügigen Hilfswerks davon abhängig, daß Österreich selbst einen Teil der Lebens-
mittel beistelle. Die österreichische Regierung und die einzelnen Länder verpflichteten sich daraufhin, 
für den Mehlbedarf des Hilfswerks aufzukommen, worauf die Amerikaner zusicherten, bis Ende Mai 
1921 alle übrigen Lebensmittel in einem Ausmaß unentgeltlich zu liefern, daß die Zahl der verpflegten 
Kinder gegenüber der bisherigen ganz wesentlich erhöht werden konnte. Schdg. WBl. 1920, Nr. 39, S. 6.
172) Der Sitz des oö. Landeskommissariats der AKHA. befand sich im Hotel Weinzinger in Linz („Amts-Blatt 
der Bezirkshauptmannschaft und des Bezirksschulrates Schärding“ Nr. 35 vom 26. August 1920, S. 120), 
also ausgerechnet in jenem Hotel, in dem Hitler am 12. März 1938 Quartier nahm und am 13. März 1938 
bei Erbsensuppe und Reis das sogenannte „Anschluß“-Dokument unterzeichnete. 
Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. Eine Politik- und Sozialgeschichte von Linz 1908–1945. –
Frankfurt/New York: (1993). S. 246.
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1920 durchgeführten Aufnahmen des Ernährungszustandes der Kinder ergeben, daß von 
50.720 in 149 Ortschaften untersuchten Kindern 36.452, also 71 Prozent, als unterernährt 
bezeichnet werden mußten. Am schlechtesten genährt waren die Kinder im Salzkammer-
gut.173
In Schärding richtete die AKHA. ihre Ausspeisestelle im ehemaligen Wieningerhause, 
Stadt Nr. 146 [= Wieningerstr. 3; Anm. d. Verf.] ein. Die Räumlichkeiten hatte Herr Kapsrei-
ter unentgeltlich zur Verfügung gestellt, worauf am 19. Juli 1920 die Ausspeisung eröffnet 
werden konnte. Die Leitung hatte Herr Oberlehrer Kaiser übernommen, Wirtschaftsleiterin 
war seine Frau, und als Köchin waltete Frau Kletzl. Teilnehmen an dieser Ausspeisung konn-
ten alle Kinder, die eine „Gelidusizahl“ unter 93 aufwiesen, und zwar gleichgültig, ob sie 
vermögenden oder armen Familien entstammten.174
In den ersten Monaten konnten dank der AKHA. somit täglich 150 Schärdinger Kinder 
verpflegt werden, und ab 15. November 1920 gelang es sogar, die Anzahl der Kinder auf 200
zu erhöhen. Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu am 4. Dezember 1920 u. a. folgendes 
mit175: 
Im ersten Turnus mit 17 Ausspeisewochen wurden verbraucht 52 Kilo Kakao, 160 Kilo 
Zucker, 1163 Kilo Weizenmehl, 16 Kilo Kartoffelmehl, 295 Kilo Reis, 312 Kilo Bohnen, 
103 Kilo Bohnenmehl, 22½ Kilo Salz, 130 Kilo Schweinefett, 103 Kilo Dosen gez. und 
718 ungezuckerte Kondensmilch. Berechnet man den Wert dieser unentgeltlich über-
wiesenen Nahrungsmittel nach den heutigen Preisen, so repräsentiert dieses Geschenk 
einen Wert von rund 166.678 K. Es wurde mithin für 17 Wochen für jedes Kind ein Be-
trag von rund 1112 K geschenkt, oder per Woche rund 66 K oder per Tag 11 K. Im 
welchen Verhältnis steht aber die Gegenleistung? Anfänglich wurde pro Kind und Tag 
50 Heller und seit der 8. Ausspeisewoche pro Kind und Tag 1 K gezahlt. Bedenkt man, 
daß nur die Hälfte des eingezahlten Betrages an das Landeskommissariat abzuführen 
ist, während die 2. Hälfte zur Deckung der Küchenauslagen usw. verwendet werden 
darf, so muß es jedem einleuchten, welchen Dank wir den selbstlosen Spendern schul-
den. Wäre es da nicht angezeigt, daß vermögende Leute, und solche gibt es ja auch bei 
uns, durch Geldspenden176 die ganze Aktion im Interesse der Kinder und der Bevölke-
rung unterstützten, so daß sie auch fernerhin bestehen bleibt?
Abgesehen von der Verpflegung wurde im Rahmen der AKHA. aber auch Kleidung an 
bedürftige Kinder ausgegeben. So erhielten z. B. anläßlich einer von der AKHA. am 24. De-
zember 1920 veranstalteten Weihnachtsbescherung 30 Knaben und 30 Mädchen, Kriegswai-
sen und Kinder von Kriegsinvaliden, Schuhe und Wollunterkleider.177
Welch beachtliche Dimensionen dieses amerikanische Kinderhilfsprojekt hatte, bele-
gen die Zahlen, die das „Schärdinger Wochenblatt“ in seiner Ausgabe vom 8. Jänner 1921 
für das Jahr 1920 hinsichtlich Oberösterreichs veröffentlichte178: 
173) Schdg. WBl. 1920, Nr. 25, S. 5.
174) Schdg. WBl. 1920, Nr. 28, S. 5 und Nr. 30, S. 6 sowie Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 
1890 in Schärding. S. 256.
175) Schdg. WBl. 1920, Nr. 49, S. 6.
176) Tatsächlich gingen für die AKHA. immer wieder Spenden ein. So floß z. B. der Reingewinn, den der hiesige 
katholische Gesellenverein mit seiner Aufführung des Volksstücks „’s Nullerl“ von Morree am 25. April 
1920 erzielte, zur Gänze diesem Kinderhilfswerk zu. Schdg. WBl. 1920, Nr. 18, S. 6.
177) Schdg. WBl. 1921, Nr. 1, S. 6.
178) Schdg. WBl. 1921, Nr. 2, S. 6.
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An von Amerika vollkommen kostenlos gespendeten Lebensmitteln erhielt Oberöster-
reich bis Ende 1920: Kakao 65.781 kg, Zucker 147.164 kg, Kondensmilch gez. 512.410 
kg, Kondensmilch ungezuckert 96.537 kg, Mehl 725.501 kg, Bohnen 209.373 kg, Reis 
222.747 kg, Fett 79.897 kg, Speck 34.272 kg, Lebertran 3000 kg, Maismehl 63.135 kg, 
Bohnenmehl 29.206 kg, Suppenkonserven 9212 kg, Seife 17.190 kg, das sind zusammen 
2,215.425 kg und entspricht dies zu den niedrigsten Marktpreisen gerechnet, einem Ge-
samtwert von 148,625.430 K. Die Kleideraktion brachte Oberösterreich 10.000 Stück 
Mäntel, 18.400 Paar Schuhe, 18.281 Paar Strümpfe, 10.080 Knaben- und 6720 Mäd-
chen-Hemden, 6720 Knaben- und 5040 Mädchen-Unterhosen, mit einem Gesamtpreis 
von 22,650.050 K. Endlich die Dollarpaketaktion: durch sie kamen Lebensmittel, die 
einem Werte von 19,413.000 K entsprechen, in Oberösterreich zur Verteilung. Um bes-
ser darauf hinzudeuten, welch’ große Summen Oberösterreichs unterernährten Kin-
dern durch die hochherzige Hilfe Amerikas kostenlos zu Gute kamen, sei betont, daß 
die Waren nur ein Zug mit 250 Waggons von der Stelle schaffen kann. Der Bestand der 
AKHA. ist vorläufig bis 1. Juni 1921 gesichert, doch der nimmermüde Mr. Hoover, 
dem unser Land für all das Gute vollen Dank schuldet, hat eben jetzt in seinem Mutter-
lande Amerika die größte Sammlung eingeleitet, um Oesterreichs Kindern über den ge-
nannten Zeitpunkt hinaus noch helfen zu können.
Tabelle 35: Bevölkerungsentwicklung Oberösterreichs, des politischen Bezirkes und der 
Stadt Schärding 1910 bis 1934 (1910 = 100)
Oberösterreich  Polit. Bezirk Schärding SchärdingJahr
Bevölkerung Index Bevölkerung Index Bevölkerung Index
1910 853.006 100  44.7081 100 3.958 100
1920 858.795 101 44.423 99 4.003 101
1923 876.074 103 44.873 100 3.830   97
1934 902.318 106 45.706 102  4.2362 107
1) Hier reduziert um die Bevölkerung des Gerichtsbezirkes Peuerbach (11.584 Personen), weil dieser – wie 
oben bereits erwähnt – schon 1911 dem politischen Bezirk Grieskirchen zugeschlagen worden war.
2) Um Verzerrungen durch die 1924 erfolgte Eingemeindung von Brunnwies zu vermeiden, müßten hier aller-
dings die gut 200 Bewohner dieses Ortsteils abgezogen werden, womit Schärding ebenfalls einen Index von 
rund 102 erreichte.
Eigene Berechnungen nach: Österreichisches Statistisches Zentralamt: Volkszählungsergebnisse. 
Daß Schärding zwischen 1910 (damals zählte die Stadt insgesamt 3.958 Einwohner, 
u. z. 1.953 männliche und 2.005 weibliche) und 1920 einen Bevölkerungszuwachs zu ver-
zeichnen hatte, lag jedoch – wie oben bereits erwähnt – vor allem an der Zuwanderung, die 
aus dem Zerfall der Monarchie resultierte.179
179) Durch das im Staatsgesetzblatt vom 13. Dezember 1918, Nr. 91, verlautbarte Gesetz über das deutschöster-
reichische Staatsbürgerrecht konnten jene Personen, „die in einer außerhalb der Republik Deutschöster-
reich gelegenen Gemeinde des bisherigen Oesterreich, ausgenommen Dalmatien, Istrien und Galizien 
heimatsberechtigt sind“, die deutschösterreichische Staatsbürgerschaft erwerben, „wenn sie ihren Wohn-
sitz in Deutschösterreich haben oder doch bis zur Wirksamkeit eines endgültigen Gesetzes über das 
Staatsbürgerrecht nach Deutschösterreich verlegen.“ Die Erwerbung der Staatsbürgerschaft erfolgte 
durch die Abgabe einer Erklärung, „der deutschösterreichischen Republik als getreuer Staatsbürger ange-
hören zu wollen“. Diese Erklärung war schriftlich oder mündlich bei der politischen Bezirksbehörde des 
ordentlichen Wohnsitzes abzugeben. „Amts-Blatt“ der BH Schärding Nr. 6 vom 6. Februar 1919, S. 24. 
Durch den Staatsvertrag von St. Germain kam es in bezug auf die Erwerbsmodalitäten der österreichi-
schen Staatsbürgerschaft jedoch zu einer Veränderung:
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Zwar kann ich, was diesen Faktor anbelangt, auf keine offiziellen Daten zurückgreifen, 
doch gibt es einige Indizien, die die erfolgte Zuwanderung eindeutig belegen: 
Hatte es z. B. laut Volkszählung vom 31. Dezember 1910 in Schärding nur 14 Evange-
lische gegenüber 3.943 Katholiken gegeben180, so erhöhte sich ihre Anzahl nach dem Ersten
Weltkrieg vor allem durch den Zuzug aus den sudetendeutschen Gebieten auf etwa 60 Perso-
nen. Superintendent Jakob Ernst Koch aus Wallern erklärte sich daraufhin bereit, pro Monat 
einen Gottesdienst in Schärding abzuhalten. Der erste fand am 1. November 1921 statt181, ein 
Ereignis, das der damalige Stadtpfarrer und Dechant Joachim Scheiber182 – er selbst war in 
Schönau bei Oberplan in Südböhmen geboren [!] – folgendermaßen kommentierte183:
Nach dem Artikel 70 dieses Staatsvertrages erwarben nun „alle Personen, die das Heimatrecht in einem 
Gebiete besitzen, das früher zu den Gebieten der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie ge-
hörte“, „ohneweiters und unter Ausschluß der österreichischen Staatsangehörigkeit“ „die Staatsangehö-
rigkeit desjenigen Staates, der auf dem genannten Gebiete die Souveränität ausübt“. Hiemit fielen „alle in 
einer außerhalb der Republik Oesterreich gelegenen Gemeinde des ehemaligen Staates Oesterreich zu-
ständigen Personen, welche auf Grund des § 2 des Gesetzes vom 5. Dezember 1918, StGBl. Nr. 91, die 
österreichische Staatsbürgerschaft ohne eine hierländische Zuständigkeit erworben haben, von selbst wie-
der an jenen Staat zurück, dem sie nach ihrer Zuständigkeit vor der Abgabe der Erklärung angehörten“. 
All jene Personen, „welche die österreichische Staatbürgerschaft nur auf Grund der §§ 1 u. 2 des Geset-
zes vom 5. Dezember 1918, StGBl. Nr. 91, erworben haben und bis zum 16. Juli 1920 in keiner Gemein-
de das durch den Staatsvertrag von St. Germain abgegrenzten Republik Oesterreich [!] das Heimatrecht 
besaßen“, mußten nun das Optionsrecht ausüben, wenn sie weiterhin als österreichische Staatsbürger be-
handelt werden wollten. Jenen Personen, „die auf Grund ihrer nach obzitierten Gesetzesstellen erworbe-
nen österr. Staatsbürgerschaft vor dem 16. Juli 1920 die Heimatberechtigung in einer derzeit österr. Ge-
meinde erlangt haben“ und „nur auf das Gesetz vom 5. Dezember 1918, StGBl. Nr. 91, ihre österreichi-
sche Staatsbürgerschaft stützen, auch wenn sie seit dem 29. Oktober 1918 das Heimatrecht in einer nun-
mehr österreichischen Gemeinde erworben haben, vorher aber nicht besaßen“, wurde für den Fall, daß 
sie Österreicher bleiben wollten, die Ausübung des Optionsrechts nahegelegt. „Amts-Blatt“ der BH 
Schärding Nr. 41 vom 7. Oktober 1920, S. 141 f. 
Im „Brünner Vertrag“ vom 7. Juni 1920 zwischen Österreich und der Tschechoslowakei wurde dann eine 
neue Optionsmöglichkeit zugunsten des österreichischen Staates fixiert. Laut der Durchführungsverord-
nung der Bundesregierung vom 27. Mai 1921, BGBl. Nr. 297, konnten nun „alle Personen tschechoslo-
wakischer Staatsangehörigkeit ohne Unterschied des Geschlechtes und der Person, welche am 9. März 
1920 ihren Wohnsitz seit mindestens 10 Jahren im Gebiet der Republik Oesterreich haben“, für Öster-
reich optieren. Der Termin für diese Option endete am 9. März 1922. Mit der Optionsanmeldung wurde 
die österreichische Bundesbürgerschaft erworben. Die Bestätigung über die Anmeldung stellte die Be-
zirkshauptmannschaft aus. Über die Anmeldungen entschied der Landeshauptmann. „Amts-Blatt“ der BH 
Schärding Nr. 1 vom 1. Juli 1921, S. 1 f.
Wie zahlreiche Mitteilungen im „Linzer Volksblatt“ belegen, deutschten damals viele – in Schärding 
z. B. Richard Witt* – ihren slawischen Familiennamen ein, u. z. unabhängig von der Frage ihrer Staats-
bürgerschaft.
*) Richard Witt (geb. am 23. Dezember 1893 in Ried i. Innkreis; zust. nach Linz a. D.), dessen Vater aus 
Brünn stammte und als Ingenieur im Bereich der Staatsbahndirektion Linz gearbeitet hatte (in Linz und 
Ried), hieß ursprünglich Wlczek. Interview vom 15. Juli 2005.
180) K. K. Statistische Zentralkommission (Hrsg.): Spezialortsrepertorium der österreichischen Länder. Bearbei-
tet auf Grund der Ergebnisse der Volkszählung vom 31. Dezember 1910. Bd. II. Oberösterreich. – Wien: 
1916. S. 118.
181) Schdg. WBl. 1921, Nr. 45, S. 6.
182) Joachim Scheiber, geb. am 13. 5. 1859, trat nach Beendigung seiner Gymnasialstudien ins Priesterseminar 
Linz ein, wurde 1883 zum Priester geweiht und kam, nachdem er verschiedene Stellen als Kooperator 
(zuletzt in Andorf) innegehabt hatte, 1890 nach Schärding, wo er bis 1921 Benefiziat des Asingerschen 
Benefiziums und von 16. Juni 1921 bis 1. März 1926 Stadtpfarrer und Dechant war. 
Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 36 f. und Schdg. WBl. 1926, Nr. 
10, S. 5.
183) Chronik der Pfarre Schärding, S. 4.
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Die wenigen hiesigen Protestanten, durchwegs fremdländische Personen (wenigstens 
keine bodenständigen) fühlten auf einmal das Bedürfnis nach Abhaltung eines Gottes-
dienstes.
Tabelle 36: Ergebnis der Volkszählung 1920 in den Gemeinden des politischen Bezirkes 
Schärding in absoluten Zahlen und im Verhältnis zum Jahr 1910 (1910 = 100)
Gemeinde VZ 1910 VZ 1920 daher Index
St. Aegidi 1.292 1.303 +    11 101
Engelhartszell 1.113 1.017 –    96 91
Esternberg 1.823 1.794 –    29 98
Kopfing 1.465 1.545 +    80 105
St. Roman 1.351 1.303 –    48 96
Vichtenstein 520 496 – 24 95
Waldkirchen a. W. 1.288 1.299 +    11 101
Andorf 3.576 3.623 +    47 101
Altschwendt 686 712 +    26 104
Diersbach 1.902 1.870 –    32 98
Dorf 1.017 1.013 –      4 100
Enzenkirchen 1.471 1.484 +    13 101
Raab 2.206 2.236 +    30 101
Riedau 748 709 –    39 95
Sigharting 708 694 –    14 98
St. Willibald 950 808 –  142 85
Zell a. d. Pr. 2.391 2.330 –    61 97
Brunnenthal 1.172 1.144 –    28 98
Eggerding 881 920 +    39 104
Freinberg 1.025 1.014 –    11 99
St. Florian 1.803 1.807 +      4 100
St. Marienkirchen 1.780 1.669 –  111 94
Mayrhof 339 337 –      2 99
Münzkirchen 1.637 1.578 –    59 96
Rainbach 1.305 1.339 +    34 103
Schardenberg 1.823 1.859 +    36 102
Schärding 3.958 4.003 +    45 101
Suben 1.060 955 –  105 90
Taufkirchen 2.135 2.269 +  134 106
Wernstein 1.283 1.293 +    10 101
Summe 44.708 44.423 –  285 99
Eigene Berechnungen nach dem „Amts-Blatt der Bezirkshauptmannschaft und des Bezirksschulrates Schärding“
Nr. 10 vom 4. März 1920, S. 38.
Neben der Zunahme des Anteils der Evangelischen an der Gesamtbevölkerung belegt 
auch die Existenz einer Ortsgruppe des „Hilfsvereines für Deutschböhmen und die Sudeten-
länder“ die Zuwanderung aus diesen Gebieten: Die Gründung dieser Zweigstelle Schärding 
und Umgebung erfolgte – nach mehrmonatiger Vorbereitungszeit – am 22. Juli 1923. Das 
„Schärdinger Wochenblatt“, das in dieser Angelegenheit immer wieder eifrig die Werbetrom-
mel gerührt und an alle „hiesigen deutschen Heimatgenossen aus Böhmen, Mähren und 
Schlesien“ appelliert hatte, zu dieser Versammlung zu erscheinen184, teilte dazu am 24. Mai 
184) Z. B. Schdg. WBl. 1923, Nr. 19, S. 6 und Schdg. WBl. 1923, Nr. 20, S. 5.
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1923 u. a. mit185, daß sich zu der Besprechung, die am 18. Mai „zwecks Gründung eines ob-
genannten Vereines“ im Hotel Altmann abgehalten worden war, von „zirka 100 hiesigen Su-
detendeutschen über 30 eingefunden“ hatten. 
Daß viele der hier Ansässigen aus Böhmen, Mähren und Schlesien zugewandert waren, 
geht selbstverständlich auch aus den Pfarrmatriken hervor, doch habe ich die Daten unter die-
sem Aspekt nicht systematisch erfaßt. Zahlreiche Hinweise finden sich darüber hinaus auch 
im „Schärdinger Wochenblatt“.
1932 wurde in Anerkennung der vielen Sudetendeutschen, die mittlerweile hier ansäs-
sig geworden waren186, laut Beschluß des Gemeindeausschusses vom 24. Oktober die Straße 
vom Tummelplatz bis zum Marienheim in „Sudetendeutsche Straße“ umbenannt.187
Im Gegensatz zum politischen Bezirk Schärding188 hatte die Bevölkerungszahl Schär-
dings also zwischen 1910 und 1920 geringfügig zugenommen – das Minus von 80 Personen 
in der männlichen Bevölkerung war damals durch den Zuwachs von 125 Personen in der 
weiblichen Bevölkerung mehr als ausgeglichen worden –, bei der Volkszählung vom 7. März 
1923 mußte Schärding aber gegenüber der provisorischen Volkszählung vom 31. Jänner 
1920 einen massiven Bevölkerungsrückgang verzeichnen – 1920: 4.003 Personen (u. z. 1.873 
männlich und 2.130 weiblich); 1923: 3.830 Personen (u. z. 1.748 männlich und 2.082 weib-
lich) – und lag nun sogar weit unter dem Ergebnis von 1910.
Tabelle 37: Detailergebnisse der Volkszählung vom 7. März 1923 in Schärding
Ortsteil Häuser Wohnpartei-
en
männl. Pers. weibl. Pers. zusammen
Stadt 226    538    868 1.057 1.925
Vorstadt 204    420    727    852 1.579
Allerheiligen   32      77    125    138    263
Kreuzberg     8     14      28      35      63
Insgesamt 470 1.049 1.748 2.082 3.830
Quelle: Schdg. WBl. 1923, Nr. 12, S. 6.
Verantwortlich für diesen Bevölkerungsrückgang wie auch für die weitgehende Stagna-
tion des Bevölkerungswachstums in den folgenden Jahren – nach einer von Joachim Scheiber 
anhand der Kartothek der Polizei Schärding erstellten Übersicht hatte Schärding im Oktober 
1931 4.035 Einwohner189, und Ende 1931 zählte die Stadt laut „Schärdinger Wochenblatt“ 
4.014 Einwohner190 – war vor allem der massive Rückgang der Geburten.
185) Schdg. WBl. 1923, Nr. 21, S. 5 f.
186) Anläßlich der Volkszählung 1934 gaben im politischen Bezirk Schärding immerhin 490 Personen an, daß 
sie aus der Tschechoslowakei stammten. 
Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 34 f.
187) Schdg. WBl. 1932, Nr. 43, S. 5 f.
188) Für die teilweise beachtlichen Schwankungen zwischen den einzelnen Gemeinden des Bezirks habe ich kei-
ne Erklärung, erwiesen sich doch alle Versuche, hier aufgrund irgendwelcher gemeinsamer Kriterien –
der geographischen Lage, der Größe der Orte, der Verkehrsanbindung etc. – entsprechende Schlüsse zu 
ziehen, als nicht zielführend.
189) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 263 und S. 268.
Die mit Stichtag 9. Februar 1932 von Scheiber durchgeführte „neueste private Volkszählung nach der 
Kartothek der Polizei“ ergab dann allerdings, daß die „Seelenzahl der Stadtgemeinde Schärding“ 4.197 
betrug. Ebda. S. 269.
190) Schdg. WBl. 1932, Nr. 25, S. 6.
-163-
Tabelle 38: Vergleich der Ergebnisse der Volkszählungen 1920 und 1923 in den Gemeinden 
des politischen Bezirkes Schärding in absoluten Zahlen und im Verhältnis zum Jahr 1910 
(1910 = 100)
Gemeinde VZ 1920 VZ 1923 daher Index /1920 Index /1923
St. Aegidi 1.303 1.320 +    17 101 102
Engelhartszell 1.017 987 –    30 91 89
Esternberg 1.794 1.765 –    29 98 97
Kopfing 1.545 1.555 +    10 105 106
St. Roman 1.303 1.301 –      2 96 96
Vichtenstein 496 532 +    36 95 102
Waldkirchen a. W. 1.299 1.250 –    49 101 97
Andorf 3.623 3.661 +    38 101 102
Altschwendt 712 716 +      4 104 104
Diersbach 1.870 1.907 +    37 98 100
Dorf 1.013 1.023 +    10 100 101
Enzenkirchen 1.484 1.477 –      7 101 100
Raab 2.236 2.192 –    44 101 99
Riedau 709 721 +    12 95 96
Sigharting 694 706 +    12 98 100
St. Willibald 808 900 +    92 85 95
Zell a. d. Pr. 2.330 2.454 +  124 97 103
Brunnenthal 1.144 1.119 –    25 98 95
Eggerding 920 929 +      9 104 105
Freinberg 1.014 1.089 +    75 99 106
St. Florian 1.807 1.852 +    45 100 103
St. Marienkirchen 1.669 1.729 +    60 94 97
Mayrhof 337 331 –      6 99 98
Münzkirchen 1.578 1.573 –      5 96 96
Rainbach 1.339 1.337 –      2 103 102
Schardenberg 1.859 1.919 +    60 102 105
Schärding 4.003 3.830 –  173 101 97
Suben 955 1.195 +  240 90 113
Taufkirchen 2.269 2.191 –    78 106 103
Wernstein 1.293 1.284 –      9 101 100
Summe 44.423 44.845 +  422 99 100
Eigene Berechnungen nach dem „Amts-Blatt der Bezirkshauptmannschaft und des Bezirksschulrates Schärding“
Nr. 18 vom 17. Mai 1923, S. 38. 
Der massive Rückgang an Geburten konnte nämlich nun, da die Zuwanderung nach 
dem Zerfall der Habsburgermonarchie größtenteils abgeschlossen war, nicht mehr ausgegli-
chen werden.191
Dabei spielte auch eine Rolle, daß der Anteil der Totgeborenen – wie Diagramm 9 
zeigt – an der Gesamtzahl der Geburten im Vergleich zur Säuglingssterblichkeit nur kurzfri-
stig zurückgegangen war:
191) So schreibt z. B. das „Schärdinger Wochenblatt“ Anfang 1926, daß nach dem Taufbuch der Stadtpfarre im 
abgelaufenen Jahre nur 80 Kinder gegenüber 101 im Vorjahre getauft worden seien und daß dies „die ge-
ringste Zahl seit ungefähr 100 Jahren“ sei. 



















































Diagramm 9: Anteil der Totgeborenen an der Gesamtzahl der Geburten (in Prozent)
Eigene Berechnungen nach dem Totenbuch VII (1917 bis 1941) des Kath. Stadtpfarramtes Schärding und den 
Todtenbüchern II (1858–1931) und III (1932–1966) der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach.
Im Jahr 1927 belief sich der Anteil der Totgeborenen an der Gesamtzahl der Geburten 
auf 10,23 und im Jahr 1929 sogar auf 10,59 Prozent und lag damit – wie folgendes Dia-
gramm zeigt – weit über der oberösterreichischen Quote:
Diagramm 10: Vergleich des Anteils der Totgeborenen zwischen Schärding und Oberöster-
reich im Zeitraum 1918 bis 1932 (in Prozent)
Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistische Handbücher für die Republik Österreich sowie eigene Be-
rechnungen nach dem Totenbuch VII (1917 bis 1941) des Kath. Stadtpfarramtes Schärding und den Todtenbü-
chern II (1858–1931) und III (1932–1966) der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach.
Das höchste Geburtendefizit gab es im Jahr 1928, das zweithöchste im Jahr 1930. Das 
Jahr 1931 wies eine ausgeglichene Bilanz auf, und im Jahr 1932 schien sogar ein leichtes 
Plus auf. Dieses resultierte allerdings nicht aus einem Anstieg der Geburtenzahl, sondern aus 









































Tabelle 39: Geburten, Sterbefälle, Geburtenüberschuß bzw. -defizit in Schärding von 1927 
bis 1938192
Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Taufbücher XI, XII und XIII sowie Totenbuch VII des Kath. 
Stadtpfarramtes Schärding; Geburtsbuch IV sowie Todtenbuch II und Totenbuch III der Evangelischen Pfarr-
gemeinde Wallern a. d. Trattnach und Geburtsregister der Bezirkshauptmannschaft Schärding für Personen, 
welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören.
Auf eine Auswertung der im Totenbuch aufgelisteten Sterblichkeitsursachen habe ich 
verzichtet. Erhoben habe ich jedoch die in Verbindung mit der Wirtschaftskrise immer wie-
der erwähnten Selbstmordzahlen. 

































Quellen: Totenbuch der Stadtpfarre Schärding, Tom. VII (1917–1941) sowie Schdg. WBl. 1919, Nr. 6, S. 5; 
Schdg. WBl. 1922, Nr. 5, S. 6 und Schdg. WBl. 1922, Nr. 49, S. 6.
192) Im Totenbuch VII des Kath. Stadtpfarramtes Schärding wurden bis 1925 nur der Geburtsort und die Zustän-
digkeit vermerkt. Erst im Jahr 1926 finden sich vereinzelt und mit Beginn des Jahres 1927 durchgehend 
Hinweise auf die Wohnadresse der Verstorbenen, sodaß erst ab diesem Zeitpunkt ein direkter Vergleich 





1927 71 73 –   2
1928 55 74 – 19
1929 62 70 –   8
1930 61 76 – 15
1931 68 68       0
1932 59 52 +   7
1933 66 67 –   1
1934 61 67 –   6
1935 53 59 –   6
1936 64 60 +   4
1937 60 64 –   4
1938 71 57  + 14
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Die höchste Selbstmordrate gab es demnach im Jahr 1938 mit 3,73 Prozent – Hinweise 
auf einen eventuell bestehenden Zusammenhang mit den politischen Ereignissen liegen mir 
nicht vor –, die zweithöchste im Jahr 1931 mit 3,08 Prozent. 















1919 1 – – – – – – – – 1 (?) –




– – – – – – – –




1 (50) – – – – 1 (40) – –
1924 1 – – – 1 (70) – – – – – –




1 (73) – – – – – – –




– – 1 (47) – – – – –
1929 1 – 1 (43) – – – – – – – –




1932 1 – – 1 (69) – – – – – – –
1933 2 – 1 (26) – – – – 1 (26) – – –
1934 1 – – – – – – – 1 (79) – –
1935 3 – – 1 (50) 1 (69) 1 (57) – – – – –
1936 1 – 1 (39) – – – – – – – –
1937 2 – – – – – – 1 (20) 1 (51) – –





– – – – – – –
Legende: Die Zahlen in Klammern geben das Alter an.
Der empfindliche Geburtenrückgang, der im Jahr 1935 mit 53 Geburten seinen Tief-
punkt erreichte, spiegelte sich – entsprechend zeitversetzt – natürlich auch in den Schülerzah-
len wider:
So teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. im Herbst 1934 zum Besuch der hiesigen 
Schulen u. a. folgendes mit193: 
Auffallend gering ist die Zahl der Neueingetretenen. Die 1. Klasse der Knabenvolks-
schule besuchen nur 32 Kinder, um mindestens 20 weniger als im Vorjahre, die 1. 
Klasse der Mädchenvolksschule nur 35 Kinder, etwa 10 weniger als im vergangenen 
Jahre.
193) Schdg. WBl. 1934, Nr. 40, S. 6.
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In Schärding gab es eine Knaben- und eine Mädchenvolksschule und ab dem Schuljahr 
1920/21194 auch eine Bürger– bzw. Hauptschule.195 Letztere wurde, da sie die einzige Haupt-
schule im Bezirk war, auch von Kindern aus der Umgebung besucht. Interessant ist in diesem 
Zusammenhang, daß die Schülerzahlen der Hauptschule zwischen 1930 und 1935 zwar kon-
tinuierlich ansteigen – und damit das verstärkte Bedürfnis nach einer besseren Schulbildung 
dokumentieren –, ihr Anteil an der Gesamtzahl der Schulpflichtigen jedoch im Jahr 1931 
deutlich abnimmt und dann bis 1934 unter dem Niveau von 1930/31 bleibt.
Tabelle 41: Anteil der Hauptschüler an der Gesamtzahl der Schulpflichtigen des politischen 








1930/31 6.273 213 3,40
1931/32 7.291 226 3,10
1932/33 7.125 235 3,30
1933/34 7.317 246 3,36
1934/35 7.055 248 3,52
Quellen: Schdg. WBl. 1930, Nr. 39, S. 6; 1931, Nr. 39, S. 6; 1932, Nr. 39, S. 5; 1933, Nr. 40, S. 5 und 1934, 
Nr. 40, S. 6. 
Höhere Schulen existierten – wie im Abschnitt „Das Verhältnis zu den bayerischen 
Nachbarn“ bereits erwähnt – weder in der Stadt noch im Bezirk Schärding, und entsprechend 
niedrig war die Zahl der Kinder, die eine höhere Schule besuchen konnten: Im Schuljahr 
1930/31 waren es im Bezirk Schärding bei einer Gesamtzahl von 6.273 schulpflichtigen Kin-
dern 93, was einem Anteil von 1,48 Prozent entsprach.196 Im nächsten Schuljahr verringerte 
sich dieser ohnedies schon äußerst niedrige Anteil noch weiter – wohl eine Folge der tristen 
wirtschaftlichen Situation, war doch der Schulbesuch auswärts (abgesehen von der Schule 
der Englischen Fräulein im benachbarten Neuhaus für Schärdinger Mädchen) zusätzlich noch 
mit Fahrt- und/oder Internatskosten verbunden – und lag nun mit 59 von 7.291 schulpflich-
tigen Kindern nur mehr bei 0,81 Prozent.197 1932/33 besuchten dann mit 102 von 7.125 
194) Die Bürgerschule war zwar schon im Jahr 1910 bewilligt worden, ihre Errichtung hatte sich aber wegen un-
gelöster Raumprobleme immer wieder verzögert. Schdg. WBl. 1920, Nr. 24, S. 5.
Am 26. Oktober 1920 wurde die Eröffnung der Schule in aller Stille vorgenommen, weil zu diesem Zeit-
punkt – die Gemeinderatswahl war am 17. Oktober 1920 gemeinsam mit den Nationalratswahlen abge-
halten worden – die neue Gemeindevertretung noch nicht im Amt war. Schdg. WBl. 1920, Nr. 44, S. 5.
Die feierliche Eröffnung fand dann erst zwei Jahre später statt, u. z. am 19. Oktober 1922 im festlich ge-
schmückten Turnsaal des Schulgebäudes. Im Beisein der Vertreter des Bezirksschulrates und der Stadt-
gemeinde nahm Direktor König damals mit seinem Lehrkörper (darunter Fachlehrer Marian) und den 
Schülern die Begrüßung der Gäste vor, worauf Landesregierungsrat Petrak als Vorsitzender des Bezirks-
schulrates und Bürgermeister Dr. Birek, der laut „Schärdinger Wochenblatt“ „als Freund und Förderer 
der Bürgerschule sich große Verdienste um deren Zustandekommen erworben“ hatte, ihre Festanspra-
chen hielten. Schdg. WBl. 1922, Nr. 42, S. 7.
195) Durch Bundesgesetz vom 2. August 1927 wurden die Bürgerschulen in Hauptschulen umgewandelt. Diese 
schlossen an die 4. Volksschulklasse an und wiesen ebenfalls vier Jahrgänge auf. 
Das Institut der Englischen Fräulein in Neuhaus trug dieser Entwicklung Rechnung und führte ab 15. 
September 1927 privat ebenfalls die erste Klasse der Hauptschule ein. Schdg. WBl. 1927, Nr. 36, S. 6.
196) Laut Schdg. WBl. 1930, Nr. 52, S. 5 gab es damals im Bezirk „3 taubstumme, 1 blindes, 10 schwachsinnige, 
3 krüppelhafte und 28 [Kinder], die aus anderen Gründen vom Unterrichte befreit“ waren.
197) 4 Kinder wurden im Schuljahr 1931/32 zu Hause unterrichtet, und 56 waren „wegen eines körperlichen oder 
geistigen Gebrechens“ „zum Schulbesuche unfähig“. Schdg. WBl. 1931, Nr. 44, S. 6.
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Schulpflichtigen wieder etwas mehr Kinder höhere Schulen, nämlich 1,43 Prozent198, ihr An-
teil an der Gesamtzahl lag aber nach wie vor unter dem des Schuljahres 1930/31. 
Für 1933/34 liegen mir in bezug auf den Besuch höherer Schulen keine Zahlen vor199, 
was u. U. mit den damaligen Schwierigkeiten rund um den Auslandsschulbesuch zusammen-
hängen könnte. Mit Erlaß vom 7. Oktober 1933 hatte das Bundesministerium für Unterricht 
nämlich verfügt, daß „mangels einer Gewähr für die Erziehung österr. Kinder im vaterländi-
schen Sinne durch die reichsdeutschen Schulen Auslandsschulbesuche schulpflichtiger 
österr. Kinder abzustellen sind“200, und mit einem Nachtragserlaß201 war auch der Besuch hö-
herer Unterrichtsanstalten im Deutschen Reiche seitens österreichischer Kinder, die im Inlan-
de wohnten, für unzulässig erklärt worden.202
In diesem Nachtragserlaß war der oberösterreichische Landesschulrat jedoch ermäch-
tigt worden, in einzelnen Fällen Ausnahmen zu bewilligen. Bedingung war allerdings, daß 
die betreffenden Kinder mindestens einmal wöchentlich durch eine österreichische Lehrper-
son Unterricht in österreichischer Geographie, Geschichte und Heimatkunde erhielten. 
In einem Schreiben an den oberösterreichischen Sicherheitsdirektor vom 29. Juni 1934 
stellte Hofrat Petrak die Situation im Bezirk Schärding folgendermaßen dar203:
Es war im hiesigen Grenzbezirke seit jeher üblich, dass in der Stadt Schärding und den 
Grenzgemeinden wohnhafte Eltern ihre Kinder besonders zur höheren Ausbildung in 
die nahen bayrischen Schulen gegeben haben, da sie dadurch nicht nur die Kinder in 
eigener Obhut behalten konnten, sondern auch bedeutende Kosten ersparten. [...] Von 
dem allgemeinen Verbote wurden im Bezirke 70 Kinder betroffen, von denen 23 das In-
stitut der Englischen Fräuleins in dem der Stadt Schärding gegenüber liegenden Neu-
haus am Inn, 43 Volks-, Mittelschulen und andere Lehranstalten in Passau und 4 die 
Volksschule in Obernzell a/d Donau besuchten.
Dann ging Hofrat Petrak näher auf die Schule der Englischen Fräulein ein:
Das Institut der Englischen Fräuleins in Neuhaus umfasst 4 Lehranstalten und zwar
1.) eine 4klassige österreichische Hauptschule; der Lehrplan dieser Schule ist der 
österreichische, zum Unterrichte werden österreichische Lehrbücher benützt und die 
Schülerinnen haben am Schlusse eines jeden Jahrganges eine Prüfung in Oesterreich, 
und zwar an der Hauptschule in Wels abzulegen. Diese Schule wurde von 17 Mädchen 
aus der Stadt Schärding und Umgebung besucht.
2.) ein 6klassiges Mädchenlyzeum, das von 13 Oesterreicherinnen frequentiert wurde;
3.) eine 2klassige österreichische Handelsschule, von 9 Mädchen besucht und
4.) eine bayrische Handelsschule, von 2 Oesterreicherinnen besucht.
Da die Erziehung in dem genannten Institute eine einwandfreie, sittlich-religiöse ist 
und nachweisbar auf die vaterländischen Gefühle der österr. Schülerinnen weitge-
198) 1932/33 wurden 29 Kinder zu Hause unterrichtet, und 48 waren zum Schulbesuche unfähig. Schdg. WBl. 
1932, Nr. 51, S. 7.
199) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 26. Oktober 1933 heißt es damals u. a.: „23 Knaben und 13 Mädchen 
können wegen physischer od. geistiger Unfähigkeit ihrer Schulbesuchspflicht nicht entsprechen. Blinde 
oder taubstumme Kinder sind derzeit nicht unter den schulpflichtigen Kindern des Bezirkes.“ 
Schdg. WBl. 1933, Nr. 43, S. 6.
200) Erlaß vom 7. Oktober 1933, Zl. 27439/I/4. – Zit. nach: AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 199.566/G. D.–1934.
201) Erlaß vom 7. November 1933, Zl. 30970/I/4. – Zit. nach: Ebda. 
202) Schdg. WBl. 1933, Nr. 44, S. 5.
203) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 199.566/G. D.–1934.
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hendst Rücksicht genommen wird, hat das Bundesministerium über eine Ei[n]gabe der 
Institutsleitung und persönliche Vorsprache des Religionslehrers in Wien den Weiter-
besuch dieses Institutes bis auf Widerruf mit Erlass vom 27. Jänner 1934 Zl. 5969/I/4 
bewilligt.
Schließlich verwies er noch darauf, daß aufgrund von Interventionen aus Elternkreisen 
mit Erlaß vom 20. Feber 1934 Zl. 6058/I/4 der Besuch der übrigen Unterrichtsanstalten in 
Bayern bis zu dem in Bayern geltenden Schulschlusse Ende März 1934 gestattet worden sei, 
und ergänzte, daß in der Zwischenzeit nun mehrere Eltern Ansuchen um die Bewilligung des 
weiteren Schulbesuches ihrer Kinder in Bayern für das mit 1. Mai begonnene Schuljahr ein-
gebracht hätten und daß aus Gründen der schweren wirtschaftlichen Schädigung der Eltern 
und Erschwerung des Unterrichtes der Kinder diese Bewilligung mit dem Erlasse des Bun-
desministeriums vom 21. April 1934 Zl. 11296 über Antrag des Bezirksschulrates Schärding 
und des oö. Landesschulrates an 37 Kinder erteilt worden sei, wodurch nun mit 29. Juni 1934 
insgesamt 60 Kinder mit Bewilligung des Bundesministeriums bayrische Schulen besuch-
ten.204 Im Schuljahr 1934/35 gingen dann von 7.055 schulpflichtigen Kindern 85 in eine hö-
here Schule (1,20 Prozent).205
Neben den beiden Volksschulen und der Hauptschule gab es in Schärding noch eine 
gewerbliche Fortbildungsschule und im benachbarten Otterbach bis 1921 eine landwirtschaft-
liche Frauen- und Haushaltungsschule sowie ab 1920 für die männliche bäuerliche Jugend 
die „OÖ. Landes-Winterschule für Landwirtschaft“. 
An anderen Bildungseinrichtungen standen den Schärdingern noch die christliche 
Volksleihbibliothek206, die Bibliothek der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei207 sowie ver-
schiedene kleinere Vereinsbibliotheken208 zur Verfügung. 
204) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 199.566/G. D.–1934.
205) Im Schdg. WBl. 1934, Nr. 46, S. 6 finden sich dazu u. a. noch folgende Angaben: 2 Kinder befanden sich in 
Privatschulen, 2 genossen Privatunterricht, 82 Kinder waren wegen körperlicher Gebrechen vom Schul-
besuch befreit, 24 Kinder standen im vorschulpflichtigen Alter und 2 waren über 14 Jahre alt.
206) Diese Bibliothek war im Jahr 1919 vom Benefiziaten Karl Rubenzer als Zweigverein der „Wiener Lesehal-
le“ gegründet worden. Ihr erstes Lokal befand sich im Haus Kirchengasse 4. Im Jahr 1926 übersiedelte 
sie dann in den adaptierten ehemaligen Pfarrhofstadel. Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 
1890 in Schärding. S. 157. Laut Schdg. WBl. 1921, Nr. 49, S. 6 verfügte die Bibliothek, bei der „beson-
derer Wert darauf gelegt“ wurde, „daß nur einwandfreie und literarisch vollwertige Bücher an die Ent-
lehner hinausgegeben“ wurden, über fast 2.000 Bände und wurde sowohl von der Stadt- als auch von der 
Landbevölkerung stark frequentiert: Hatte man im Jahr 1920 insgesamt 5.600 Entlehnungen gezählt, so 
waren nun – am 1. Dezember 1921– schon 6.240 erreicht. 
207) Laut den Aufzeichnungen A. Strebels war bereits im Jahr 1897 ein sozialistischer Leseverein gegründet 
worden. Im Jahr 1933 umfaßte die Bibliothek 517 Bände. Mit der Auflösung der Partei im Februar 1934 
wurden die Bücher – darunter Werke Goethes, Schillers, Lessings, Heines, Freiligraths, Zolas, aber auch 
politische Literatur wie verschiedene Parteiprogramme, 12 Jahrgänge von „Der Sozialdemokrat“, alle 
Jahrgänge von „Der Kampf“ usw. – beschlagnahmt.
208) Über eine vereinseigene Bibliothek verfügten nachweislich der „Dv. Turnverein 1862“, der „Arbeiter-Turn-
und Sportverein“ (laut der Auflistung des Inventars anläßlich der Auflösung des Vereins im Februar 1934 
waren es 117 Bücher Turn- und Sportliteratur) sowie die Sektion Schärding des „Deutschen und Öster-
reichischen Alpenvereins“. Ob auch noch andere Vereine einen eigenen Buchbestand hatten, ist mir nicht 
bekannt. Ende 1936 wurde dann noch in der Amtsstelle Schärding der oö. Arbeiterkammer eine Tochter-
bibliothek der Kammerbibliothek Linz errichtet. Anfangs verfügte sie über 500 Bände. Die Einschreibge-
bühr betrug für in Arbeit stehende Arbeiter und Angestellte 1 S, für Arbeitslose 50 g, die Lesegebühr für 
die ersteren pro Woche und Buch 10 g (für neue Bücher 20 g), für Arbeitslose 5 g. Die Bücherausgabe 
fand sonntags von 8 bis 11 Uhr und mittwochs von 18 bis 20 Uhr in der Amtsstelle statt. Außerdem wur-
den mittwochs Lese- und Diskussionsabende abgehalten (Schdg. WBl. 1936, Nr. 49, S. 6). Ob diese 
Bibliothek mit der in einem Schreiben der BH Schärding erwähnten „Gewerkschaftsbücherei der Arbei-
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Entleihen konnte man Bücher gegen ein geringes Entgelt überdies auch in der Buch-
handlung Josef Heindl.209
Ab 31. Jänner 1927 gab es dank der Bemühungen Schuldirektor Fritz Holzingers in 
Schärding außerdem eine Ortsgruppe des Volksbildungshauses „Wiener Urania“.210 Dabei 
handelte es sich um einen Verein, der sich satzungsgemäß von jeglicher Parteipolitik distan-
zierte und sich in den Dienst der Erwachsenenbildung stellte, entsprechend der Grundidee, 
daß die „Volksbildung dem Gesundungsprozeß in der allgemeinen, totalen Krise dient, damit 
wieder aus widerstreitenden Gruppen ein Volk werden 
könne. Alle wirtschaftlichen, politischen und erzieheri-
schen Kräfte müssen zusammenwirken. Vom kleinen 
Kreis ist auszugehen. Bildung richtet sich auf alle Le-
bensbereiche, auf den ganzen Menschen.“211 In diesem 
Sinne wurden Vorträge gehalten, Dias und Filme ge-
zeigt und sogar Reisen organisiert. In Schärding stieß 
dieses Angebot auf reges Interesse, sodaß bereits im 
Rahmen der Gründungsversammlung, die im Zeichen-
saal der Bürgerschule stattfand, 130 ordentliche Mit-
glieder aufgenommen werden konnten.212
Drei Jahre später zählte der Verein – wie anläß-
lich seiner Hauptversammlung am 29. Dezember 1930 
unter dem Vorsitz Bürgermeister Brandstätters durch 
Obmann Schuldirektor Holzinger mitgeteilt wurde – be-
reits 367 Mitglieder. Die 25 Veranstaltungen, die die 
„Urania“ im abgelaufenen Vereinsjahr abgehalten hatte, 
waren von insgesamt 6.345 Personen besucht wor-
den.213
Wie nebenstehende Einladung aus dem Jahr 1934 
zeigt, engagierte sich der Verein auch in sozialen Belan-
gen und widmete immer wieder einen Teil seiner Ein-
nahmen städtischen Fürsorgeeinrichtungen, im vorlie-
genden  Fall beispielsweise der Winterhilfe. 
Doch zurück zur Bevölkerungsentwicklung: Der empfindliche Geburtenrückgang, der 
wie die Selbstmordrate und alle übrigen Bevölkerungsdaten im „Schärdinger Wochenblatt“ 
immer wieder ausführlich zur Sprache kam214, wurde auch von Dechant Joachim Scheiber 
tergewerkschaft“ identisch ist, konnte ich nicht eruieren. In diesem mit 16. August 1938 datierten Schrei-
ben an den oö. Landesschulrat betreffend „Oeffentliche aber nicht gewerbliche Büchereien im Bezirke 
Schärding“ heißt es in bezug auf diese Bücherei, daß sie bei der Kreisleitung untergebracht und der Ge-
werkschaftsbücherei der D.A.F. angeschlossen sei, ca. 1.000 Bände umfasse, derzeit aber nicht in Betrieb 
sei. Als Leiter wird Amtsrat i. R. Hans Pachmann genannt. Wie lange diese Arbeitergewerkschaftsbüche-
rei allerdings schon existierte, geht aus diesem Schreiben nicht hervor. BH Schärding, Zl. 726/8–1938. 
209) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 250.
210) Schdg. WBl. 1927, Nr. 5, S. 5.
211) Pöggeler, F.: Handbuch der Erwachsenenbildung. Bd. V. – Wien: 1979. S. 571.
212) Schdg. WBl. 1927, Nr. 5, S. 5.
213) Schdg. WBl. 1931, Nr. 1, S. 6.
214) Am 20. August 1931 z. B. gab das Blatt unter dem Titel „Eine trübe Statistik“ bekannt, daß dem oberöster-
reichischen Pressedienst im ersten Halbjahr 70 Personen gemeldet worden seien, die Selbstmord verübt 
hatten, u. z. 54 Männer, 13 Frauen, 2 Knaben und 1 Mädchen. Schdg. WBl. 1931, Nr. 34, S. 6.
Im Schdg. WBl. 1932, Nr. 32, S. 2 wurden die Daten der „Bevölkerungsbewegung in Oesterreich im Jah-
re 1931“ folgendermaßen mit der wirtschaftlichen Situation in Zusammenhang gebracht:
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thematisiert. Laut der Volkszählung 1934 waren von den 7.107 im politischen Bezirk Schär-
ding von 1890 an bestehenden Erst-Ehen 1.527 (21,49 Prozent) kinderlos, 1.484 (20,88 %) 
hatten ein Kind, 1.320 (18,57 %) zwei Kinder, 926 (13,03 %) drei Kinder, 692 (9,74 %) vier 
Kinder, 409 (5,76) fünf Kinder, 286 (4,02 %) sechs Kinder, 187 (2,63 %) sieben Kinder, 124 
(1,74 %) acht Kinder, 70 (0,99 %) neun Kinder und 82 (1,15 %) zehn und mehr Kinder. Auf 
eine Erst-Ehe kamen im politischen Bezirk Schärding demnach durchschnittlich 2,43 Kinder, 
womit der Bezirk deutlich über dem oberösterreichischen Durchschnitt mit 2,18 Kindern, 
aber auch über dem der beiden anderen Innviertler Bezirke Braunau (2,28) und Ried (2,15) 
lag.215 In seinen Aufzeichnungen beschreibt Dechant J. Scheiber die Situation in bezug auf 
Schärding folgendermaßen216: 
Von einer Bevölkerungszunahme Schärdings aus sich selbst heraus, kann man eigent-
lich nicht reden. Denn eine namhafte Anzahl Eheleute haben überhaupt keine Kinder, 
bei einer noch grösseren Anzahl von Eheleuten ist der Kindersegen auf eines höch-
stens zwei Kinder beschränkt geblieben. Die kinderreichen Familien können den ent-
standenen Ausfall nicht wettmachen, da manche ihrer Kinder durch ihren Beruf, durch 
ihre Stellung, oder durch Aufsuchen eines Arbeitsplatzes Schärding für immer verlas-
sen.
In diesem Zusammenhang macht Dechant Scheiber auch auf den großen Schaden auf-
merksam, den der Erste Weltkrieg „in moralischer Hinsicht“ hinterlassen hat: 
Ich nenne nur die grosse Zahl der unglücklichen Ehen, die er am Gewissen hat. Ich 
glaube nicht ausführlicher und deutlicher werden zu müssen.217
Deutlicher wurde hingegen das „Schärdinger Wochenblatt“, das in seiner Ausgabe vom 
12. Juni 1920 unter dem Stichwort „Ehescheidungen“ folgendes festhielt218:
So wie anderorts wurden auch in unserer Stadt sogenannte Kriegstrauungen vorge-
nommen. Viele traten hauptsächlich in den Ehestand, um in den Genuß der Kriegsfür-
„Die Zahl der Geborenen ist im Jahre 1931 weiter auf 106.661 zurückgegangen, wobei zu den dauernden 
Triebkräften des Geburtenrückganges auch die Verschärfung der wirtschaftlichen Lage beigetragen ha-
ben mag. Dieser wirtschaftliche Grund ist vermutlich auch an der Erhöhung der Sterbefälle beteiligt. In-
folge dieser beiden Bewegungen ist der Geburtenüberschuß (+ 12.815) fast auf die Hälfte des Vorjahres 
und auf weniger als ein Drittel des Jahres 1913 (+ 38.966) gesunken. Diese Bewegungen treten auch in 
den Verhältniszahlen zutage. Die Ziffer der Lebendgeborenen ist von 16.8 Promille des Vorjahres auf 
15.8 Promille gesunken, die Gestorbenenziffer von 13.5 Promille des Vorjahres auf 13.9 Promille gestie-
gen, die Geburtenüberschußziffer von 3.3 Promille im Jahre 1930 (von 5.7 Promille im Jahre 1913 und 
9.4 Promille im Jahre 1902) auf 1.9 Promille im Jahre 1931 gesunken.
Mit dieser Geburtenüberschußziffer ist Oesterreich dem Zeitpunkt nahegerückt, in dem die noch immer 
vorhandene geringe Bevölkerungszunahme in eine Bevölkerungsabnahme umschlagen wird. [...]“; 
und in der Nummer 13 des Jahres 1936 findet sich auf Seite 2 folgende Mitteilung: „Der Geburtenüber-
schuß in Österreich betrug 1931 noch 12.815, im Jahre 1934 noch 5.546, hat sich aber im Jahre 1935 in 
einen Abgang von 2.957 umgewandelt infolge erhöhter Sterblichkeitsziffer in Wien.“
215) Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 144 f.
216) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 262
217) Ebda. S. 236. 
In seiner „privaten Volkszählung“ kommt Dechant Scheiber z. B. mit Stichtag 9. Februar 1932 auf 80 
Geschiedene. Ebda. S. 269.
218) Schdg. WBl. 1920, Nr. 24, S. 5.
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sorge-Unterstützung zu gelangen. Bei manchen hat das eheliche Glück nicht lange ge-
dauert, denn Ehescheidungen sind auch bei uns jetzt an der Tagesordnung. Ja, der 
Krieg hat so manches mit sich gebracht!





insg. ledig verw. gesch. insg. ledig verw. gesch.
1918   35   30 5 0   35   31   4 0
1919   73   65 8 0   73   66   7 0
1920   66   62 3 1   66   61   5 0
1921   47   42 4 1   47   46   1 0
1922   48   44 4 0   48   42   6 0
1923   30   22 7 1   30   21   8 1
1924   43   34 8 1   43   38   5 0
1925   45   32 11 2   45   34 11 0
1926   44   36 8 0   44   41   2 1
1927   39   35 4 0   39   36   2 1
1928   41   38 3 0   41   37   4 0
1929   50   44 5 1   50   46   4 0
1930   32   30 2 0   32   32   0 0
1931   47   39 8 0   47   43   4 0
1932   49   41 8 0   49   46   3 0
1933   39   32 6 1   39   37   2 0
1934   37   32 5 0   37   35   2 0
1935   48   41 7 0   48   47   1 0
1936   39   39 0 0   39   39   0 0
1937   41   37 4 0   41   41   0 0
1938 173 149 6 15* 3 173 148   7 14* 4
*) Aus den standesamtlichen Aufzeichnungen ab 8. August 1938 geht nicht hervor, ob jemand – falls es sich um 
die zweite oder eine weitere Eheschließung handelte – verwitwet oder geschieden war. In Schärding trifft dies 
auf 15 Bräutigame und 14 Bräute zu. 
Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Trauungsbücher Tom. VI und VII des Kath. Stadtpfarramtes 
Schärding, Trauungsbuch III der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1906–1951, Eheregi-
ster der BH Schärding sowie Familienbuch Jg. 1938, Bd. I und II der BH Schärding.
Mit sich gebracht hatte die neue Zeit u. a. die – von seiten der katholischen Kirche 
z. T. als „verabscheuenswürdiges Konkubinat“220 angesehene und daher wie die „Sexualhäre-
sie“221 heftig bekämpfte – Zivilehe. 
219) Bis einschließlich 1937 galt das konfessionell geregelte Eherecht, wonach es Ehescheidungen und -trennun-
gen gab. „Scheidung“ bedeutete die Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft, „Trennung“ die Lösung des 
Ehebandes. Seit 1938 kennt das österreichische Eherecht keine „Scheidung von Tisch und Bett“ mehr; 
„Scheidung“ bedeutet heute das, was früher „Trennung der Ehe dem Bande nach“ genannt wurde. 
Statistisches Handbuch für die Republik Österreich. – Hrsg. vom Österreichischen Statistischen Zentral-
amt. XXXI. Jg., N. F. – Wien: 1980. S. 33.
220) „Linzer Diözesanblatt“, 1922, S. 115–119. 
221) Mit diesem Ausdruck benannte Bischof Gföllner die von ihm bei vielen Gelegenheiten beklagte Einschrän-
kung der Kinderzahl. So führte Gföllner z. B. in seinem Hirtenbrief zur 800-Jahr-Feier des heiligen Leo-
pold den Gläubigen dessen vorbildliches Eheleben vor Augen, das jener trotz aller Verlockungen des 
Hoflebens geführt habe. Dabei verwies Gföllner u. a. darauf, daß Leopold, der „große Fürbitter Öster-
reichs am Throne Gottes“, 18 Kinder gehabt habe, eine Tatsache, die sich „vom heute praktizierten Ein-
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So brachte z. B. Kardinal Piffl beim Mödlinger Bezirkskatholikentag am 4. Juli 1920 
die Sorgen der Kirche bezüglich Ehe und Schule folgendermaßen zum Ausdruck222: 
Schule und Ehe sollen der kirchlichen Einflußnahme vollständig beraubt werden. Der 
Geist des göttlichen Kinderfreundes, des größten Erziehers der Menschheit, soll aus 
der Schule verbannt werden und die Ehe aus dem geheiligten Boden der sakramentalen 
Gnade entwurzelt wieder in den Sumpfboden der Sinnlichkeit verpflanzt werden, um 
schließlich zur Vielweiberei und zum Dirnenkult herabzusinken[;]
und Bischof Gföllner, der sich am häufigsten von allen Bischöfen mit Ehe- und Fami-
lienfragen bei harter Verurteilung der Dispensehen beschäftigte, äußerte sich bei der Gene-
ralversammlung des Katholischen Volksvereins für Oberösterreich im Frühjahr 1920 so223: 
Unsere Ehereformer heißen nicht Baron Hock und Leuthner, sondern Matthäus und 
Paulus. Diese erklären Ehetrennung und Wiederverehelichung Geschiedener im Na-
men Christi als Ehebruch. Diese Macht hat nicht einmal Rom, geschweige denn Wien. 
Die Zivilehe ist keine Ehe, sie ist ein Konkubinat. Sie Ehe zu nennen wäre Lüge.
Im Sommer 1920 widmete Bischof Gföllner der Ehefrage einen eigenen Hirtenbrief, in 
dem er unter Zitierung Bischof Rudigiers, seines kämpferischen Amtsvorgängers aus der li-
beralen Kulturkampfzeit, die Zivilehe neuerlich dem Konkubinat gleichsetzte. In diesem Hir-
tenbrief vom 1. Juni 1920 kam Gföllner immer wieder auf den sakramentalen Charakter, auf 
die göttliche Einsetzung der Ehe zurück. Wer die Ehe störte, war nach Gföllners Ansicht da-
her ein Verbrecher, der sogar den Staat ernsthaft gefährdete.224 Hervorzuheben ist in diesem 
Zusammenhang allerdings, daß Kardinal Piffl trotz seiner ablehnenden Haltung gegenüber 
der Zivilehe dem Klerus 1922 im Wiener Diözesanblatt empfahl, die in Dispensehen, also 
oder Zwei-Kindersystem wohltuend“ unterscheide und ein Vorbild biete („Linzer Diözesanblatt“, 1924, 
S. 39); und auch in seinem Hirtenbrief vom 22. Februar 1925 setzte sich der Bischof mit diesem Ehepro-
blem auseinander. Außerdem sprach er sich bei dieser Gelegenheit auch scharf gegen die Abtreibung aus: 
„Die Ehe krankt an zwei Grundübeln: Dem Mißbrauch der Ehe und dem Verbrechen gegen das keimende 
Leben. Der erste, wesentliche Zweck der Ehe heißt: Wachset, vermehret Euch und erfüllet die Erde.
Den Eheleuten ist es nicht gestattet, die Ehe so zu gebrauchen, daß von vornherein die Bildung neuen 
Menschenlebens verhindert wird. Die Mutter muß eher das Schicksal des Todes ertragen, als daß sie in 
den Mord des Kindes einwilligt. Das war von Anfang an der Standpunkt des Christentums. Der sittliche 
Grundsatz, um keinen Preis eine Todsünde, das gilt auch für jede Mutter. Hier haben nicht Ärzte, son-
dern Priester das entscheidende Wort, dem sich die Ärzte vor den unbeugsamen Grundsätzen des Sitten-
gesetzes beugen müssen. [...].“ Zit. nach: Kutschera, Richard: Johannes Maria Gföllner. Bischof dreier 
Zeitenwenden. – Linz: 1972. S. 59 f.
222) Zit. nach: Hanisch, Ernst: Das System und die Lebenswelt des Katholizismus. – In: Tálos/Dachs/Hanisch/ 
Staudinger (Hrsg.): Handbuch des politischen Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. – Wien: 
1995. S. 452. 
223) „Volksvereinsbote“, Linz, 16. 5. 1920. Zit. nach: Kutschera, Richard: Johannes Maria Gföllner. S. 35.
224) In dem Hirtenbrief hieß es u. a.: 
„Die Ehe ist ein Sakrament des Neuen Bundes. Eine christliche Ehe, gültig geschlossen und ehelich voll-
zogen, kann niemals aufgelöst werden, außer durch den Tod eines der beiden Gatten.
Bigamie, auch wenn als sogenannte Zivilehe vor der weltlichen Behörde geschlossen, ist kirchlich ungül-
tig, macht beide Teile ehrlos. Sie können weder als Tauf- noch als Firmpaten fungieren.
Der Bischof ist verpflichtet, zu mahnen, dieses unerlaubte Verhältnis aufzugeben, sowie Kirchenstrafen, 
in schweren Fällen den Ausschluß aus der kirchlichen Gemeinschaft, auszusprechen.
Das große Sakrament der Ehe sei dem katholischen Volke heilig und unantastbar immerdar.“ „Linzer Di-
özesanblatt“, 1920, S. 20. Zit. nach: Kutschera, Richard: Johannes Maria Gföllner. S. 57.
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kirchlich nicht anerkannten Ehen, lebenden Katholiken „um der Kinder willen“ nicht schroff 
ablehnend zu behandeln.
In Schärding fand die erste Ziviltrauung am 21. Dezember 1920 statt. Über diese „er-
ste nach dem neuen Gesetze rechtsgiltige Zivilehe, die in Schärding geschlossen wurde“, be-
richtete das „Schärdinger Wochenblatt“ in seiner Ausgabe vom 23. Dezember 1920 u. a. fol-
gendes225: 
Am 21. Dezember 1920 fand die Ziviltrauung des hiesigen Hausbesitzers und Seifensie-
ders Roman Jäger mit seiner langjährigen Wirtschafterin Frl. Marie Meier statt. [...] 
Der Trauungsakt fand in der hiesigen Bezirkshauptmannschaft statt und wurde vom 
Herrn Bezirkshauptmann Petrak durchgeführt. Aus diesem Anlasse war die Amtskanz-
lei mit Blattpflanzen geschmackvoll dekoriert. Vor der eigentlichen Amtshandlung er-
läuterte der Bezirkshauptmann die gesetzlichen Bestimmungen der Zivilehe, worauf die 
Eheschließung in feierlicher Form vollzogen wurde.
Tabelle 43: Zivilehen nach der Religionszugehörigkeit der Brautleute und ihrem Familien-
stand vor der Eheschließung im Zeitraum 1918 bis 1937
Religionszugehörigkeit der Brautleute und Familienstand vor der Eheschließung 















1920 x x x x
1923 x x x x
1923 x x x x
1924 x* x*
1924 x x x x
1924 x x x x
1925 x x x x
1925 x x x x
1926 x x x x
1927 x x x x
1928 x x x x
1929 x x x x
1933 x x x x
Quelle: Eheregister der BH Schärding. Allerdings dürften hier nicht alle Zivilehen von Schärdingern erfaßt sein, 
denn eine laut Chronik des Kath. Stadtpfarramtes Schärding (S. 35) am 14. August 1929 vor dem Standesamt 
Passau geschlossene Ziviltrauung zwischen einem gesch. Kath. und einer Evang. (gesch. od. verw.), beide 
wohnhaft in Schärding, scheint hier nicht auf. In den Jahren 1934, 1935, 1936 und 1937 wurden in Schärding 
keine Zivilehen geschlossen.
*) Hier handelte es sich um ein Ehepaar, das nach ungarischem Recht bereits miteinander verheiratet war und 
sich nun der Eheschließung nach österreichischem Recht unterzog.
Relevant war in Zusammenhang mit den Eheschließungen auch, daß nach dem Krieg 
die Volljährigkeit von 24 auf 21 Jahre herabgesetzt worden war. Dadurch konnten nun – wie 
Dechant Scheiber in Verbindung mit der damals in Schärding herrschenden Wohnungsnot 
feststellt – „die jungen Leute als Herren ihrer Entschlüsse mit 21 Jahren ohneweiters heira-
ten; und nicht wenige thaten es“.226
225) Schdg. WBl. 1920, Nr. 52, S. 6.
226) In den Aufzeichnungen Scheibers heißt es dazu: „Ein anderes Übel, das uns der unglücklich verlaufene 
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Tabelle 44: Durchschnittsalter der Brautleute nach dem Familienstand vor der Eheschließung 
von 1918 bis 1938
Familienstand vor der Eheschließung
des Bräutigams der BrautJahr
ledig verw. gesch. insg. ledig verw. gesch. insg.
Alters-
unterschied
1918 29,17 52,80 – 32,54 28,61 28,75 – 28,63 3,91
1919 30,69 44,63 – 32,22 26,08 40,00 – 31,25 0,97
1920 29,42 56,00 48,00 30,91 26,03 42,40 – 30,48 0,43
1921 27,33 47,75 50,00 29,55 26,24 57,00 – 26,89 2,66
1922 29,55 45,25 – 30,85 26,31 44,00 – 28,52 2,33
1923 30,67 51,86 39,00 36,07 26,75 36,63 30,00 29,59 6,48
1924 29,82* 49,50 39,00 33,70 28,32* 38,40 – 30,19 3,51
1925 29,25 51,91 41,00 35,31 28,79 46,64 – 33,16 2,15
1926 28,42 51,13 – 32,55 27,76 55,00 50,00 29,50 3,05
1927 29,77 48,25 – 31,67 27,61 36,50 29,00 28,10 3,57
1928 29,63 54,67 – 31,46 27,13 33,50 – 27,76 3,70
1929 29,00 53,20 37,00 31,58 25,91 47,00 – 27,60 3,98
1930 27,50 43,50 – 28,50 25,47 – – 25,47 3,03
1931 30,08 52,25 – 33,85 26,19 44,75 – 27,77 6,08
1932 28,15 45,13 – 30,92 26,37 50,33 – 27,84 3,08
1933 28,75 59,83 31,00 33,59 29,03 46,00 – 29,90 3,69
1934 28,53 50,40 – 31,49 26,86 47,50 – 27,97 3,52
1935 28,59 53,43 – 32,21 29,34 45,00 – 29,67 2,54
1936 30,59 – – 30,59 26,08 – – 26,08 4,51
1937 29,95 45,75 – 31,49 27,41 – – 27,41 4,08
1938 30,77 51,33 ? 43,00 ? 33,22 27,64 41,43 ? 35,00 ? 29,77 3,45
*) Darunter ein Ehepaar, das nach ungarischem Recht bereits miteinander verheiratet war und sich nun der Ehe-
schließung nach österreichischem Recht unterzog.
?) Wie oben bereits erwähnt, ist aus den standesamtlichen Aufzeichnungen nicht ersichtlich, ob jemand im Falle 
einer zweiten oder weiteren Eheschließung vorher verwitwet oder geschieden war. Das Durchschnittsalter der 
15 Bräutigame, die in Schärding davon betroffen waren, beträgt 48,50 Jahre, das der 14 Bräute 44,93 Jahre.
Quellen: Eigene Berechnungen nach den Trauungsbüchern Tom. VI und VII des Kath. Stadtpfarramtes Schär-
ding, dem Trauungsbuch III der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1906–1951 sowie dem 
Eheregister und dem Familienbuch Jg. 1938, Bd. I und II der Bezirkshauptmannschaft Schärding.
Im Zeitraum von 1926 bis 1929 war das Durchschnittsalter der vor ihrer Eheschließung 
ledig gewesenen Bräutigame in Schärding um annähernd zwei Jahre niedriger als im ober-
österreichischen Durchschnitt, das der Bräute hingegen lag nur geringfügig darunter. Die 
jüngsten Bräute (insgesamt zwei) waren im Zeitraum 1918–1938 16 Jahre, die jüngsten Bräu-
tigame (ebenfalls zwei) 19. Viele der Brautleute kamen – wie Tabelle 3 zeigt – nicht aus 
Schärding, was mit ein Indiz für die erfolgte Zuwanderung ist, offizielle Daten über die Her-
kunft der Bevölkerung Schärdings liegen mir jedoch lediglich auf Bezirksebene vor:
Krieg hinterlassen hat, ist die Wohnungsnot. Man sollte eigentlich meinen, dass infolge der vielen Todes-
fälle im Weltkriege Wohnungen leerstehen werden. Aber das Gegentheil ist wahr. Es ist schon gesagt 
worden, dass nach dem Untergange der alten österreichischen Monarchie zahlreiche deutsche Beamte in 
das nunmehr kleine Stammland Österreich zurückgewandert sind; diese brauchten Quartiere. Durch den 
Frieden von St. Germain wurde in Österreich das stehende Heer abgeschafft; daher gibt es bei uns keine 
Stellungs- und keine Wehrpflicht mehr. Und weil seit dieser Zeit die Grossjährigkeit beider Geschlechter 
mit dem vollendeten 21. Lebensjahre beginnt, so konnten die jungen Leute als Herren ihrer Entschlüsse 
mit 21 Jahren ohneweiters heiraten; und nicht wenige thaten es. Diese jungen Ehepaare brauchten natür-
lich Wohnungen.“ Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 235.
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Tabelle 45: Gebürtigkeit der Wohnbevölkerung des politischen Bezirks Schärding nach der 
Volkszählung 1934 in absoluten Zahlen






















  insg. 45.706  25.342 20.261 11.489 5.978 1.200 1.594 103
   m.   22.444 12.917 9.469 5.227 2.764 709 769 58
   w.    23.262 12.425 10.792 6.262 3.214 491 825 45
Quelle: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 34 f.
Vergleicht man die Situation im politischen Bezirk Schärding mit den oberösterreichi-
schen Verhältnissen, sieht man sofort, daß der Bezirk Schärding hinsichtlich der Zuwande-
rung mit seinen 44,33 Prozent außerhalb der Wohngemeinde Geborenen deutlich – nämlich 
um 5,5 Prozent – hinter dem oberösterreichischen Prozentanteil zurückblieb. Dazu kommt 
noch, daß im Bezirk Schärding mit 25,14 Prozent ein hoher Prozentsatz der außerhalb der 
Wohngemeinde Geborenen im eigenen Bezirk gebürtig war.
Tabelle 46: Gebürtigkeit der Wohnbevölkerung Oberösterreichs und des politischen Bezirks 
Schärding nach der Volkszählung 1934 in Prozent 























  insg. 100,00 50,03 49,83 18,99 20,34 6,33 4,17 0,14
   m.   48,89 25,59 23,23 8,57 9,60 3,08 1,98 0,07
   w.  51,11 24,44 26,60 10,42 10,74 3,25 2,19 0,07
Schdg. 45.706
  insg. 100,00 55,44 44,33 25,14 13,08 2,62 3,49 0,23
   m.   49,11 28,26 20,72 11,44 6,05 1,55 1,68 0,13
   w.    50,89 27,18 23,61 13,70 7,03 1,07 1,81 0,10
Eigene Berechnungen nach: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volks-
zählung vom 22. März 1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 34 f.
In den Aufzeichnungen Dechant Scheibers über die Geburten- und Sterbefälle in 
Schärding findet sich dazu folgendes aufschlußreiche Detail:
Nach dem Gesagten gäbe es in Schärding noch immer einen nennenswerten Zuwachs 
der Bevölkerung, wenn es sich bei den in Schärding gebornen Kindern um lauter 
Schärdinger Kinder handeln würde. Aber in den letzten Jahren ist es Mode geworden, 
dass verheiratete und besonders ledige Frauenspersonen der Umgebung das hiesige 
Krankenhaus aufsuchen, um daselbst ihre Entbindung abzuwarten. Ist diese vorüber 
verlassen sie dann das Krankenhaus und begeben sich mit ihren Sprösslingen wieder 
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dorthin, woher sie gekommen sind. Diese Kinder zählen also nicht mit für uns und es 
sind in manchen Jahren nicht wenige; im Jahre 1930 waren es über 30.227
Nebenbei sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, daß damals die Hausge-
burten durch die Geburten im Krankenhaus immer stärker zurückgedrängt wurden.




















































Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Taufbücher XI, XII und XIII des Kath. Stadtpfarramtes Schär-
ding, Geburtsbuch IV der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1911–1945 und Geburtsregi-
ster der Bezirkshauptmannschaft Schärding für Personen, welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder 
Religionsgemeinschaft angehören.
Insgesamt waren im Bezirk Schärding 80,58 Prozent der Wohnbevölkerung des Be-
zirks auch hier geboren, in Oberösterreich hingegen nur 69,02 Prozent. Woher die 1.200 Be-
wohner des politischen Bezirkes Schärding kamen, die laut der Volkszählung vom 22. März 
1934 in einem anderen Bundesland geboren waren, geht aus folgender Tabelle hervor: 
Tabelle 47: Gebürtigkeit der in einem anderen Bundesland geborenen Wohnbevölkerung des 
politischen Bezirks Schärding nach Bundesländern und Geschlecht in absoluten Zahlen 
Insges. o. A. Wien NÖ. Sbg. Stmk. K. Tirol Vbg. Bgl.
  insg. 1.200 18 368 296 193 152 38 101 20 14
   m.   709 11 216 176 101   85 28  66 16 10
   w.    491  7 152 120   92   67 10  35  4  4
Quelle: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 34 f.
Auffällig ist in diesem Zusammenhang, daß im Bezirk Schärding bei den in den ande-
ren Bundesländern Geborenen die Männer deutlich in der Überzahl waren, während sowohl 
bei den aus dem gleichen Bezirk als auch bei den aus einem anderen Bezirk Oberösterreichs 
(Tabellen 44 und 45) Gebürtigen die Frauen überwogen. Oberösterreichweit hingegen lagen 
in allen Bereichen die Frauen voran.
227) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 261.
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Diagramm 13: Vergleich der in einem anderen Bundesland geborenen Wohnbevölkerung 










o. A. Wien NÖ. Sbg. Stmk. K. Tirol Vbg. Bgl.
Oberösterreich
Schärding
Eigene Berechnungen nach: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volks-
zählung vom 22. März 1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 34 f.
Die 37.660 Bewohner Oberösterreichs respektive die 1.594 des politischen Bezirkes 
Schärding, die laut der Volkszählung vom 22. März 1934 im Ausland geboren waren, 
stammten aus folgenden Ländern: 
Tabelle 48: Gebürtigkeit der im Ausland geborenen Wohnbevölkerung Oberösterreichs und 











OÖ. 7.627 22.966 932 1.022 421 1.601 2.044 356 691
Schdg.   980     490  10     10    5     18     45  18  18
Quelle: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 34 f.
Daß im Grenzbezirk Schärding mit Abstand die meisten – nämlich 61,48 Prozent – der 
im Ausland Geborenen im Deutschen Reich gebürtig waren, kann nicht überraschen und be-
stätigt auch die nunmehr schon vielfach angeführten engen Beziehungen zu den bayerischen 
Nachbarn. Die zweite Stelle nahmen – und darin spiegelt sich die ebenfalls schon mehrfach 
erwähnte Zuwanderung aus den sudetendeutschen Gebieten wider – mit 30,74 Prozent die in 
der Tschechoslowakei Geborenen ein. An dritter Stelle lagen – mit 2,82 Prozent allerdings 
weit abgeschlagen – die in Italien Gebürtigen. Der Anteil der in Polen, Ungarn, Rumänien, 
Südslawien, der Schweiz und in anderen Staaten Geborenen bewegte sich im 1-Prozent-Be-
reich und darunter. Oberösterreichweit führten die in der Tschechoslowakei Geborenen mit 
60,98 Prozent, während der Anteil der im Deutschen Reich Gebürtigen nur bei 20,25 Prozent
lag. Die dritte Stelle nahmen mit 5,43 Prozent die in Italien Geborenen ein, gefolgt von den 
in Südslawien Geborenen (mit 4,25 %). In Ungarn waren 2,71 Prozent und in Polen 2,48 Pro-
zent geboren, während die in der Schweiz Geborenen lediglich 0,95 Prozent ausmachten. 
Aus anderen Staaten stammten 1,83 Prozent.
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Diagramm 14: Gebürtigkeit der im Ausland geborenen Wohnbevölkerung Oberösterreichs 





















































Eigene Berechnungen nach: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volks-
zählung vom 22. März 1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 34 f.
Daß der politische Bezirk Schärding auch in der Zwischenkriegszeit hinsichtlich der 
Zuwanderung im Vergleich zu Oberösterreich weniger attraktiv war, hing mit seinem nach 
wie vor stark agrarischen Charakter zusammen: 
Laut der landwirtschaftlichen Betriebszählung vom 14. Juni 1930 gab es im politischen 
Bezirk Schärding 5.282 land- und forstwirtschaftliche Betriebe228, u. z. im Gerichtsbezirk 
Engelhartszell 1.245, im Gerichtsbezirk Raab 2.083 und im Gerichtsbezirk Schärding 
1.954.229
Wie die Tabellen 49 und 50 zeigen, fielen dabei sowohl im politischen Bezirk als auch 
im Gerichtsbezirk Schärding die Zwergbetriebe (unter 2 ha) zahlenmäßig stark ins Gewicht.
228) Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb im Sinne der mit Bundesgesetz vom 25. Februar 1930, BGBl. Nr. 
64 beschlossenen, aufgrund der Verordnungen vom 9. März 1930, BGBl. Nr. 69 sowie vom 24. April 
1930, BGBl. Nr. 137 am 14. Juni 1930 durchzuführenden Betriebszählung war damals jeder Betrieb an-
zusehen, der eine land- oder forstwirtschaftliche Kulturfläche als solche nutzte. Ferner zählten hiezu die 
land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetriebe, die nicht aufgrund eines Gewerbescheines geführt wurden 
(landwirtschaftliche Brennereien, Sand- und Schottergruben, Steinbrüche u. dgl.), die land- und forstwirt-
schaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, z. B. Milch-, Molkerei-, Brennereigenossen-
schaften, und schließlich jene Betriebe, die auch ohne Grund und Boden Tierhaltung (jedoch nur Rin-
der-, Schweine-, Geflügel- und Bienenhaltung) betrieben, sofern ihr Rohertrag (Bruttoeinnahme) minde-
stens 1000 S pro Jahr betrug. Einbezogen in die Zählung waren auch die Betriebe und Unternehmungen 
des Bundes, der Bundesländer, der Gemeinden, der sonstigen öffentlichen Körperschaften und der kirch-
lichen Rechtssubjekte. Dagegen war für Kleingärten, Schrebergärten u. dgl. mit einer vorwiegend für die 
Bedürfnisse des Haushaltes bewirtschafteten Fläche unter 5 Ar = 500 Quadratmeter kein Fragebogen 
auszufüllen. 
Die rechtlichen Grundlagen der Betriebszählung sowie Erläuterungen zum Fragebogen für die landwirt-
schaftliche Betriebszählung. – In: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung 
in der Republik Österreich vom 14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich. [= Bd. 10]. – Wien: 
1932. S. 6–12. 
229) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. 
Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932. S. 20
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Tabelle 49: Größengliederung der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe nach der landwirt-
schaftlichen Betriebszählung vom 14. Juni 1930 in Österreich, in Oberösterreich und im poli-
tischen sowie im Gerichtsbezirk Schärding in absoluten Zahlen
Österreich Oberösterreich Polit. Bez. Schdg. Gerichtsbez. Schdg.Größenstufen 
nach der 
Gesamtfläche Betriebe Gesamtfl. Betriebe Gesamtfl. Betriebe Gesamtfl. Betriebe Gesamtfl.
Unter 2 ha 118.783    111.393 22.263      21.376 1.411   1.541    573      607
    2 bis   10 ha 174.038    870.623 27.610    131.801 1.825   8.319    613   2.785
  10 bis   20 ha 73.446 1,058.550 15.055    223.316   975 14.503    296   4.548
  20 bis 100 ha 61.073 2,098.344 14.998    461.499 1.067 31.388    471 14.030
100 ha und mehr 6.020 3,489.557     289    305.016       4   1.400        1     218
Zusammen 433.360 7,628.467 80.215 1,143.008 5.282 57.151 1.954 22.188
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich [= Bd. 10]. – Wien: 1932. S. 36 und Bundesamt für Statistik 
(Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. Juni 1930. Ergebnisse für 
Oberösterreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932. S. 38 und 41.
Tabelle 50: Größengliederung der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe nach der landwirt-
schaftlichen Betriebszählung vom 14. Juni 1930 in Prozent 
Österreich Oberösterreich Polit. Bez. Schdg. Gerichtsbez. Schdg.Größenstufen 
nach der 
Gesamtfläche Betriebe Gesamtfl. Betriebe Gesamtfl. Betriebe Gesamtfl. Betriebe Gesamtfl.
Unter 2 ha 27,4   1,5 27,7   1,9 26,7   2,7  29,3   2,7
    2 bis   10 ha 40,2 11,4 34,4 11,5 34,5 14,6  31,4 12,6
  10 bis   20 ha 16,9 13,9 18,8 19,5 18,5 25,4  15,1 20,5
  20 bis 100 ha 14,1 27,5 18,7 40,4 20,2 54,9  24,1 63,2
100 ha und mehr    1,4 45,7 0,4 26,7   0,1  2,4    0,1   1,0
Eigene Berechnungen nach: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Repu-
blik Österreich vom 14. Juni 1930. Bd. 10, S. 36 und Bd. 3, S. 38 und 41.
Zusammen mit den klein- (2 bis 5 ha) und den mittelbäuerlichen (5 bis 20 ha) Betrie-
ben machten diese Betriebe im politischen Bezirk Schärding rund 80 Prozent – im Gerichts-
bezirk Schärding gut drei Viertel – aller landwirtschaftlichen Betriebe aus. 
Bewirtschaftet wurden von ihnen jedoch nur etwas über 40 Prozent (im politischen Be-
zirk) bzw. ein gutes Drittel der Gesamtfläche (im Gerichtsbezirk). Mehr als die Hälfte bzw. 
fast zwei Drittel der Gesamtfläche wurden von großbäuerlichen Betrieben bewirtschaftet, 
Großbetriebe hingegen gab es im ganzen Bezirk nur vier, und ihr flächenmäßiger Anteil 
spielte daher fast keine Rolle.230
Von den Besitzverhältnissen her stand nahezu die gesamte land- und forstwirtschaftli-
che Fläche des Bezirks im Eigenbesitz. War Oberösterreich mit seinem Eigenbesitzanteil von 
97,8 Prozent schon das Bundesland, in dem der Eigenbesitz am stärksten vertreten war, so 
wurde dieser Anteil – wie Tabelle 51 zeigt – im politischen Bezirk Schärding mit 98,6 % 
bzw. im Gerichtsbezirk Schärding mit 98,9 % sogar noch übertroffen. 
230) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. 
Juni 1930. Bd. 3, S. 38 und 41.
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Tabelle 51: Land- und forstwirtschaftliche Besitzverhältnisse in Prozent
Von 100 ha der Gesamtfläche entfallen aufBesitzverhältnisse 
Eigenbesitz Pachtland Gemeinschaftsland Sonstiges Land
Österreich 92,8 4,5 2,0 0,7
Oberösterreich 97,8 1,5 0,1 0,6
Polit. Bez. Schdg. 98,6 1,1 0,1 0,2
Gerichtsbez. Schdg. 98,9 0,9 0,1 0,1
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich [= Bd. 10]. – Wien: 1932. S. 21 sowie eigene Berechnungen 
nach: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. 
Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932. S. 14.
Mit Stichtag 14. Juni 1930 waren in den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben des 
politischen Bezirks Schärding mit seinen drei Gerichtsbezirken insgesamt 20.657 Personen 
beschäftigt. Nach ihrer Stellung in den Betrieben teilten sie sich folgendermaßen auf:
Tabelle 52: Beschäftigte Personen der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe im politischen 



























Polit. Bezirk 20.657 6.223 8.220 7.269 951 6.214 5.249 965
   Engelhartszell 4.676 1.541 2.096 1.740 356 1.039 882 157
   Raab 7.956 2.511 3.088 2.849 239 2.357 2.032 325
   Schärding 8.025 2.171 3.036 2.680 356 2.818 2.335 483
in Prozent
Polit. Bezirk 100,00 30,13 39,79 35,19 4,60 30,08 25,41 4,67
   Engelhartszell 100,00 32,96 44,82 37,21 7,61 22,22 18,86 3,36
   Raab 100,00 31,56 38,81 35,81 3,00 29,63 25,54 4,09
   Schärding 100,00 27,05 37,83 33,39 4,44 35,12 29,10 6,02
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932. S. 20 f. sowie eigene Berechnungen.
Von den 10.311 männlichen und 10.346 weiblichen Personen, die in den land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben des politischen Bezirks Schärding beschäftigt waren – darun-
ter 476 Personen unter 14 Jahren, u. z. 83 ständig und 319 fallweise mitarbeitende Familien-
angehörige sowie 74 ständige familienfremde Arbeitskräfte231 –, entfielen demnach gut zwei 
Drittel (69,92 Prozent) auf die Besitzerfamilie und 30,08 Prozent  auf familienfremde Perso-
nen. 
231) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. 
Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932. S. 20 f.
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Damit wies der Bezirk Schärding einen wesentlich höheren Anteil an familienfremden 
Arbeitskräften auf, als dies österreichweit – 73,4 Prozent Familienangehörige zu 26,6 Prozent
Familienfremden232 – der Fall war.233
Tabelle 53: Gliederung der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe im politischen Bezirk 
Schärding mit seinen Gerichtsbezirken nach den Kategorien, zu denen ihre Beschäftigten 
gehörten
Davon
Betriebe, in denen beschäftigt sind

















































Polit. Bezirk 5.282 6 643 2.459 2.139 35
   Engelhartszell 1.245 1 211    576    450  7
   Raab 2.083 – 182 1.019    874  8
   Schärding 1.954 5 250    864    815 20
in Prozent
Polit. Bezirk 100,00 0,11 12,17 46,56 40,50 0,66
   Engelhartszell 100,00 0,08 16,95 46,27 36,14 0,56
   Raab 100,00 0,00  8,74 48,92 41,96 0,38
   Schärding 100,00 0,26 12,79 44,22 41,71 1,02
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932. S. 20 sowie eigene Berechnungen.
Tabelle 54: Zugehörigkeit der Wohnbevölkerung Oberösterreichs und des politischen Bezirks 
Schärding zu den Sektoren Land- und Forstwirtschaft, Industrie und Gewerbe sowie Handel 
und Verkehr 1910 und 1934 in Prozent
Volkszählung 1910 Volkszählung 1934
OÖ. Schdg. OÖ. Schdg.*
Land- u. Forstwirtschaft 46,87 59,62 Land- u. Forstwirtschaft 37,42 50,78
Industrie und Gewerbe 26,68 19,29 Industrie und Gewerbe 29,17 23,60
Handel und Verkehr 11,18    6,81 Handel und Verkehr 10,62   6,98
*) Hier inklusive der Daten des Gerichtsbezirks Peuerbach. 
Quellen: Berufsstatistik nach den Ergebnissen der Volkszählung vom 31. Dezember 1910 in Österreich. 1. Heft 
des dritten Bandes der Volkszählungsergebnisse. Hauptübersicht und Besprechung der Ergebnisse. – Wien: 
1916. S. 94 sowie eigene Berechnungen nach: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der öster-
reichischen Volkszählung vom 22. März 1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 6 f. und S. 14–17. 
232) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. 
Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich [= Bd. 10]. – Wien: 1932. S. 24.
233) Mit seinem Gesindeanteil von 24,26 % lag der Bezirk Schärding damals nach St. Veit (31,70 %), Linz-Land 
(31,14 %), Zell am See (28,74 %), Judenburg (28,49 %), Ried im Innkreis (28,01 %), Murau (27,16 %), 
Steyr-Land (26,87 %), Amstetten (26,08 %), Tamsweg (24,92 %) und Wels (24,89 %) an der 11. Stelle 
aller österreichischen Bezirke. Ortmayr, Norbert (Hg.): Knechte. Autobiographische Dokumente und so-
zialhistorische Skizzen. – Wien, Köln, Weimar: (1992). S. 360 f.
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Wie Tabelle 54 belegt, hatte zwar der Anteil der Beschäftigten in der Land- und Forst-
wirtschaft gegenüber 1910234 zugunsten des Beschäftigtenstandes in Industrie und Gewerbe 
deutlich abgenommen, er lag aber immer noch weit über dem oberösterreichischen Anteil.
Daß nahezu die Hälfte der Berufszugehörigen235 des Bezirks dem primären Sektor zu-
zurechnen war, spiegelt sich auch in der Bevölkerungszahl seiner Gemeinden wider: 
Tabelle 55: Gliederung der Gemeinden des politischen Bezirks Schärding und ihrer Wohn-















Zahl der Gemeinden 30 25 1 6 18 5
Wohnbevölkerung 45.706 30.613 318 4.522 25.773 15.093
in Prozent 100,00 66,98 0,70 9,89 56,39 33,02
Eigene Berechnungen nach: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volks-
zählung vom 22. März 1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 25.
Stand der agrarische Charakter des Bezirks einer Zuwanderung in größerem Ausmaß 
schon im Wege, so bot auch der überwiegend kleinstrukturierte sekundäre Sektor Zuwande-
rungswilligen kaum Anreize.
Tabelle 56: Beschäftigte Personen nach Betriebsgrößenklassen im politischen Bezirk Schär-
ding laut der gewerblichen Betriebszählung 1930
Betriebsgröße Anzahl der Betriebe Beschäftigte Personen
Betriebe ohne eigenes Personal      62 –
Betriebe mit 1 Person 1.293 1.293
Betriebe mit 2 bis 5 Personen    813 2.058
Betriebe mit 6 bis 10 Personen      43    324
Betriebe mit 11 bis 20 Personen      12    163
Betriebe mit 21 bis 50 Personen      21    746
Betriebe mit 51 bis 100 Personen        6    420
Betriebe mit 101 bis 300 Personen        5    678
Gesamtsumme der Betriebe 2.255 5.682
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Gewerbliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. Juni 
1930. Ergebnisse für Oberösterreich. – Wien: 1932. S. 14 f.
Laut der gewerblichen Betriebszählung des Jahres 1930236 hatten die meisten der 2.255 
Betriebe, u. z. 1.293 (57,34 %), nur einen Beschäftigten, 813 der Betriebe (36,05 %) beschäf-
234) Berufsstatistik nach den Ergebnissen der Volkszählung vom 31. Dezember 1910 in Österreich. Bd. 3. 
H. 1. –  Wien: 1916. S. 94. 
235) Unter Berufszugehörigen sind die Erwerbspersonen und ihre Angehörigen ohne Hauptberuf zu verstehen. In 
der österreichischen Volkszählungsstatistik von 1934 gab es diesen Begriff nicht. Man sprach statt des-
sen vereinfacht von Wohnbevölkerung. Auch die Bezeichnung Erwerbspersonen (Erwerbstätige plus Ar-
beitslose) war unbekannt. Anstatt dessen war im Sinne der Ständeideologie von Berufsträgern die Rede. 
Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 20.
236) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Gewerbliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. Juni 
1930. Ergebnisse für Oberösterreich. – Wien: 1932. S. 32 ff.
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tigten zwei bis fünf Personen, und 62 der Betriebe (2,75 %) hatten überhaupt kein eigenes 
Personal. Lediglich fünf – also 0,22 Prozent – der 2.255 gewerblichen Betriebe beschäftigten 
mehr als 100 Personen. Von den insgesamt 5.682 Beschäftigten waren 218 Familienangehö-
rige des Betriebsinhabers (59 weiblich), davon 22 (7 weibl.) unter 18 Jahren.
Wie sich die Einwohnerschaft der Stadt, des Gerichtsbezirkes und des politischen Be-
zirkes Schärding laut der Volkszählung vom 22. März 1934 hinsichtlich ihrer Berufszugehö-
rigkeit konkret zusammensetzte, zeigt folgendes Diagramm:
Diagramm 15: Sektorenzugehörigkeit der Wohnbevölkerung der Stadt, des Gerichtsbezirkes 












































































































Quelle: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 14–17.
In der Stadt Schärding bildete der sekundäre Sektor mit 39,59 Prozent vor Handel und 
Verkehr (21,67 %) mit Abstand den wichtigsten Bereich im Wirtschaftsleben, während der 
primäre Sektor, die Land- und Forstwirtschaft, verständlicherweise nur eine geringe Rolle 
spielte. Im Gerichtsbezirk bzw. im politischen Bezirk hingegen führte der primäre Sektor mit 
39,85 bzw. 48,09 Prozent vor der Sparte Industrie und Gewerbe (27,26 bzw. 24,06 %). Per-
sonen ohne Beruf237 nahmen in der Stadt den vierten Rang ein, im Gerichtsbezirk bzw. im 
237) Zur Kategorie der Berufslosen gehörten außerordentlich uneinheitliche und von ihrer Stellung her gegen-
sätzliche Schichten und Gruppen: Neben den Pensionisten des öffentlichen Dienstes umfaßte sie nämlich 
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politischen Bezirk den dritten. Freie Berufe und öffentlicher Dienst hielten einander in der 
Stadt – wie die absoluten Zahlen in Tabelle 57 zeigen – fast die Waage.
Tabelle 57: Sektorenzugehörigkeit der Wohnbevölkerung der Stadt, des Gerichtsbezirkes und 
des politischen Bezirkes Schärding nach der Volkszählung 1934 in absoluten Zahlen
Berufszugehörigkeit Stadt Gerichtsbezirk  Polit. Bezirk
Land- und Forstwirtschaft    151  8.228 21.982
Industrie und Gewerbe 1.677  5.629 10.997
Handel und Verkehr    918  1.933   3.439
Geld-, Kredit- u. Versicherungswesen      57 72        92
Öffentlicher Dienst    242     685   1.130
Freie Berufe    240     403      673
Häusliche Dienste      88     158      236
Ohne Beruf    724  2.757   5.636
Ohne Berufsangabe    139     784   1.521
Summe 4.236 20.649 45.706
Quelle: Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 158 f.
Insgesamt stellte sich die Bevölkerungsentwicklung gegenüber der Volkszählung des 
Jahres 1910 damals somit folgendermaßen dar: 
Tabelle 58: Bevölkerungsentwicklung Oberösterreichs, des politischen und des Gerichtsbe-
zirks sowie der Stadt Schärding 1910 bis 1934 (1910 = 100)
Bevölkerung 1910 Index Bevölkerung 1934 Index
Oberösterreich 853.006 100 902.318 106
Politischer Bezirk Schärding*  44.708* 100 45.706* 102*
Politischer Bezirk Schärding°   56.292° 100   63.795°   113°
Gerichtsbezirk Schärding  20.201 100  20.649 102
Stadt Schärding    3.958 100    4.236 ?
*) Hier um die Daten des Gerichtsbezirkes Peuerbach reduziert.
°) Hier mit den Daten des Gerichtsbezirkes Peuerbach.
?) Geht man vom offiziellen Volkszählungsergebnis aus, kommt man auf einen Index von 107, ohne die gut 200 
Bewohner des Ortsteils Brunnwies jedoch auf einen Index von rund 102. 
Quellen: Die Ergebnisse der Volkszählung vom 31. Dezember 1910 in den im Reichsrate vertretenen Königrei-
chen und Ländern. 1. Heft: Die summarischen Ergebnisse der Volkszählung. – Wien: 1912. S. 4 und Statistik 
des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 1934. – Heft 5: 
Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 158 f.
In seiner Nr. 14 vom 5. April 1934 veröffentlichte das „Schärdinger Wochenblatt“ fol-
gende Übersicht, die zeigt, wie sich die 4.450 Personen, die bei der Volkszählung am 22. 
März 1934 in Schärding anwesend waren – in der Tabelle des Wochenblattes scheinen dabei 
allerdings um zwei Personen mehr auf als im offiziellen Volkszählungsergebnis – im Ver-
gleich zur Volkszählung 1923 auf die einzelnen Stadtteile verteilten238:
Sozialrentner, Personen, die ein Ausgedinge erhielten, in Armenpflege Befindliche und Privatpensioni-
sten ebenso wie Hausbesitzer und Rentiers. Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 20.
238) Schdg. WBl. 1934, Nr. 14, S. 7. 
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Tabelle 59: Ergebnis der Volkszählung 1934 in der Gemeinde Schärding aufgeschlüsselt 
nach Ortsteilen








Stadt 205 1.925 227 1.975
Vorstadt 198 1.579 234 1.758
Allerheiligen   29    263   50    414




o. A.    185   29    220
Summe 4.015 554 4.452
Das Bevölkerungswachstum blieb also sowohl im politischen Bezirk Schärding als 
auch in der Stadt Schärding gegenüber Oberösterreich, aber auch gegenüber dem Gerichtsbe-
zirk Peuerbach deutlich zurück. Dechant Scheiber schätzte die Situation in Schärding damals 
folgendermaßen ein239:
Die Zunahme der Bevölkerung muss von ausserhalb Schärding kommen. Freilich darf 
man sich auch da keinen zu rosigen Hoffnungen hingeben, weil Schärding nicht viel 
Arbeitsmöglichkeit bietet.
In seiner mit Stichtag 9. Februar 1932 erstellten „privaten Volkszählung nach der Kar-
tothek der Polizei“ schlüsselt Scheiber neben dem Familienstand auch die Zuständigkeit der 
„Manns- und Frauenspersonen“ Schärdings auf und kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
Tabelle 60: Gliederung der Schärdinger Bevölkerung hinsichtlich ihrer Zuständigkeit (mit










Insgesamt 4.197 1.876 1.665 370 77 209
männl. Personen 1.935 855 765 180 39 96
 weibl. Personen 2.262 1.021 900 190 38 113
hier zust. Mannspersonen 1.141 512 501 79 18 31
hier zust. Frauenspersonen 1.332 620 579 80 16 37
ortsfremde (ö.) Mannspers. 679 280 230 87 20 62
ortsfremde (ö.) Frauenspers. 814 341 279 95 22 77
Ausländer 114 63 34 14 1 2
Ausländerinnen 117 60 42 15 – –
Quelle: Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 269.
Von den 4.197 Einwohnern der Stadt besaßen mithin 58,92 Prozent in Schärding das 
Heimatrecht, 35,57 Prozent waren Ortsfremde und 5,51 Prozent Ausländer bzw. Auslände-
rinnen. Die Bevölkerung der einzelnen Stadtviertel setzte sich damit folgendermaßen zusam-
men:
239) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 262.
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Diagramm 16: Gliederung der Schärdinger Bevölkerung nach Stadtvierteln und Zuständig-






































Hierher Zuständige Hier Ortsfremde Ausländer u. Ausländerinnen 
Quelle: Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 269.
Auf die Gebürtigkeit der Schärdinger Bevölkerung geht Scheiber in dieser detaillierten 
Aufstellung allerdings nicht ein. Diesbezüglich findet sich jedoch im „Schärdinger Wochen-
blatt“ ein Hinweis: In seiner Nr. 10 vom 12. März 1936 gab das Blatt nämlich bekannt, daß 
Schärding „nach der soeben erfolgten Aufnahme der Einwohnerliste“ 4.320 Einwohner habe, 
„von denen 2.552 die Zuständigkeit in unserer Stadt besitzen und 226 Ausländer sind.240 Nur 
1.524 Einwohner wurden auch in Schärding geboren.“241 Der Anteil der in Schärding Gebür-
tigen machte demnach mit 35,28 Prozent – gegenüber der Wohnbevölkerung Oberösterreichs 
mit 50,03 und des politischen Bezirks Schärding mit 55,44 Prozent (siehe Tabelle 46) – le-
diglich etwas mehr als ein Drittel der Gesamtbevölkerung aus. 
Hinweise enthält das „Schärdinger Wochenblatt“ darüber hinaus auch zur Wanderungs-
bewegung: So teilte das Blatt z. B. in seiner Nr. 11 im Jahr 1923 unter dem Stichwort „Aus-
wanderungen“ folgendes mit242:
Vor zirka 6 Wochen sind Herr Karl Blaboli, gew. Bundesbahnangestellter und Stanis-
laus Spadoni jun. und am 10. d. M. Herr Karl Hasibeder, Spediteurssohn, nach Rio de 
Jainero [sic!] (Brasilien) ausgewandert, um dort ihr Glück zu suchen. Wollen wir den 
Herren nur wünschen, daß sie in fremdem Lande vom Glück begünstigt werden und ih-
re Heimat nicht vergessen[;]243
und in der Nr. 30 des Jahres 1926 hieß es244:
240) Prozentuell hatte sich mithin gegenüber der Aufstellung Scheibers aus dem Jahr 1932 kaum etwas geändert: 
Heimatberechtigt waren hier nun 59,07 Prozent der Gesamtbevölkerung, der Anteil der Ortsfremden be-
trug 35,70 Prozent und der der Ausländer und Ausländerinnen 5,23 Prozent. 
241) Schdg. WBl. 1936, Nr. 10, S. 7.
242) Schdg. WBl. 1923, Nr. 11, S. 5.
243) Im Jahr 1925 gab das Blatt dann bekannt, daß sich Karl Blaboli nunmehr in Argentinien befinde. Schdg. 
WBl. 1925, Nr. 24, S. 6. 
244) Schdg. WBl. 1926, Nr. 30, S. 6.
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Wie wir erfahren, sind am 26. Juli abgereist die Steinhauer Alois Ortner, Josef Asböck, 
Georg Ortner und Johann Doblhammer aus St. Florian, Johann Auer, Georg Schredl 
und Johann Reisinger aus Schärding sowie Franz Stranzinger aus Brunnenthal. Ar-
beitsmangel in der Heimat veranlaßte sie, ihr Glück in der Fremde zu suchen und zwar 
ist ihr Reiseziel Brasilien. Hoffentlich gelingt es ihnen, in fremdem Lande eine bessere 
Existenz zu gründen.245
Im Nachlaß des langjährigen Funktionärs der SDAP Alois Strebel, der damals u. a. als 
Schriftführer der „nicht wenigen Auswanderungslustigen aus Schärding u. Umgebung“ fun-
gierte und daher auch über Details informiert war, hat sich folgender Bericht mit dem Titel 
„Auswanderungsfieber!“ aus der Feder Strebels erhalten, in dem er die Situation in Schärding 
schildert und dabei viele der Probleme anspricht, mit denen ein Großteil der Auswanderungs-
willigen konfrontiert war: der Notwendigkeit, die ganze Habe verkaufen zu müssen, „um die 
teuere Reise erschwingen zu können“, dem Scheitern an der mangelnden Vorbereitung der 
Auswanderung, den dubiosen Versprechungen von Auswanderungsvereinen, dem fehlenden 
Kapital für einen Neustart usw.246:
Mitte der zwanziger Jahre dachten viele Arbeiter aus Schärding u. Umgebung dem Ar-
beitslosenelend dadurch entgehen zu können, daß sie auswanderten. In verschiedenen 
Zusammenkünften wurde zu diesem Vorhaben Stellung genommen. Gen. Strebel, der an 
diesen Zusammenkünften teilnahm, erklärte, bevor ein solcher Schritt unternommen 
werde, müssen die Auswanderer Garantien haben, daß sie an ihrem Ziele bessere Ar-
beits- u. Lebensbedingungen vorfinden werden wie hier. Die meisten der Auswande-
rungslustigen wußten nicht, wohin sie gehen wollten, ob in die brasilianischen Urwäl-
der als Kolonisten oder als Arbeiter in Industrieunternehmungen Brasiliens. Als erste 
wanderte aus die auch hier bekannte Lehrersfamilie Graf [Karl und Martha; Anm. d. 
Verf.] aus Engelhartszell, drei Söhne, Vater und Mutter. Die Söhne waren um diese 
Zeit schon großjährig. Die Familie verfügte durch Verkauf eines kleinen Anwesens u. 
Erhalt von Abfertigungen – der Vater u. die drei Söhne waren Lehrer – über ein schö-
245) Neun Wochen später meldete das Blatt, daß Herr Georg Ortner, Steinhauer in Gopperding, kurz nach der 
Ankunft in Brasilien an Herzschlag gestorben sei. Schdg. WBl. 1926, Nr. 39, S. 6.
246) Im Jahre 1920 ließ die amtliche „Auskunftsstelle für Auswanderer“ einen Beitrag veröffentlichen („Die Or-
ganisierung der Auswanderung“. – In: Der Arbeiterschutz 1920, Nr. 12, S. 87 f.), in dem vor überstürzten 
Auswanderungen, blindem Vertrauen in Auswanderervereine und unüberlegten, selbstorganisierten 
Gruppenauswanderungen gewarnt wurde. Ähnliche aufklärende Beiträge zum Schutze Auswanderungs-
williger erschienen damals in vielen Zeitschriften und Zeitungen. Die Warnung der Auskunftsstelle für 
Auswanderer richtete sich dabei nicht gegen die Auswanderung als solche, sondern gegen die „künstliche 
Nährung des Auswanderungsfiebers“ durch publizistische Aktivitäten und fragwürdige Projekte von Aus-
wanderungsvereinen, Siedlungsgenossenschaften und Kolonialgesellschaften. Die Auswanderung selbst 
erschien der österreichischen Regierung durchaus als ein probates Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit; doch sollte die Auswanderung geregelt werden, u. z. durch bilaterale Vereinbarungen über An-
siedlungen und Unternehmensgründungen, verstärkte Beratung und Betreuung von Auswanderungswilli-
gen durch staatliche Stellen sowie durch Fachleute, die „unter Beihilfe der in Betracht kommenden staat-
lichen Stellen“ in den Auswanderungsländern die notwendigen Vorbereitungen für eine wirtschaftlich er-
folgreiche Emigration treffen. Die Hoffnungen, das Problem der Arbeitslosigkeit durch Auswanderung 
zu lösen, haben sich jedoch als ebenso illusionär erwiesen wie die Vorstellungen, über bloß ökonomische 
Vereinbarungen einen „Erfolg“ der Auswanderung zu garantieren.
Neyer, Gerda: Auswanderungen aus Österreich. Ein Streifzug durch die „andere“ Seite der österreichi-
schen Migrationsgeschichte. – In: Horvath, Traude/Neyer, Gerda (Hrsg.): Auswanderungen aus Öster-
reich. Von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart. Mit einer umfassenden Bibliographie zur 
österreichischen Migrationsgeschichte. – Wien, Köln, Weimar: (1996). S. 13. 
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nes Barvermögen. Sie ließen sich, wie aus Briefen an hiesige Genossen hervorging, in 
der Nähe von Blumenau nieder u. kauften eine Mühle mit Sägewerk. Die Grafs wußten 
nur Gutes zu berichten. Bald ließen sie die Braut Walter Grafs – Riedi [?] Sumbauer –
nachkommen. Mit ihr reiste der Tischler Loidolt; seine Frau blieb hier. Die guten 
Nachrichten wurden immer mehr. Schließlich entschlossen sich auch die Steinarbeiter 
Alois Ortner, Josef Aspöck, Johann Doblhammer, Joh. Auer, Georg Schredl, Johann 
Reisinger u. Franz Stranzinger zur Ausreise. Sie waren von einem Steinbruchunterneh-
men als Fachkräfte engagiert worden.
Genosse Strebel wurde zum Schriftführer der noch zurückgebliebenen, nicht wenigen 
Auswanderungslustigen. Er mußte bald bemerken, daß vielen unter ihnen der notwen-
dige „Ernst“ fehlte. Um sich genauer über die Sache zu orientieren, fuhr er auf eigene 
Kosten nach Wels, um mit dortigen Auswanderern über ihre Vorbereitungen zur Aus-
wanderung zu sprechen. Er kam in eine ziemlich große Gesellschaft, aus der er bald 
herausgerufen wurde. Man wollte wissen, ob er Geld habe, wenn ja, könne er schon in 
einigen Wochen mit einer Gruppe, die über Geldmittel verfüge, nach Südamerika als 
Kolonist ausreisen. Strebel wurde gesagt, daß viele der anderen Auswanderungslusti-
gen kein Geld hätten u. mit ihnen nichts zu machen sei. Um sich noch besser zu unter-
richten, ließ sich Gen. Strebel ein Buch des sozialdemokratischen Nationalrates Preis-
Vorarlberg247 kommen, aus dem er viel Nützliches für Auswanderungslustige entneh-
men konnte. Preis hatte durch zwei Jahre die einschlägigen Verhältnisse in Brasilien 
studiert u. hielt mit seinen Erfahrungen nicht zurück. [...]. Im Konsum lernt Gen. Stre-
bel um diese Zeit einen älteren Mann kennen. Er sagt, er sei aus Passau [...]. Der 
Mann stellte sich schließlich als Konsul Kostenjewitsch vor, dabei hinzufügend, daß er 
als solcher 15 Jahre in Brasilien wirkte. Strebel nahm die Gelegenheit beim Schopf u. 
wollte wissen, wie die Aussichten des Kolonisten resp. der Auswanderer dort seien. 
Kostenjewitsch sagte: Einzelauswanderer halten sich drüben, wenn sie eine mehrköpfi-
ge Familie – hauptsächlich schon arbeitsfähige Mädel haben – am besten, Auswande-
rergesellschaften streiten bereits bevor sie in Hamburg eintreffen. Während der Fahrt 
wird weitergestritten u. bei der Landung rennt die ganze Gesellschaft auseinander. 
Schließlich wollte Kostenjewitsch wissen, ob Strebel Auswanderungsabsichten habe. 
Die Antwort lautete: Eventuell ja! Nun eröffnete ihm der Konsul: Ich besorge Ihnen die 
kostenlose Fahrt nach Brasilien auf einen großen gräflichen Besitz (Spanier). Sie erhal-
ten ein geräumiges Holzhaus mit mehreren Joch Grund; Ihre Kinder werden alle in Ar-
beit genommen. Sie werden es gut treffen – aber nehmen Sie keine Gesellschaft mit. –
Einige Wochen nach dieser Unterredung lagen auf dem Verkaufstisch des Konsum 
die Schiffskarten für Strebel und Familie (Freifahrt u. Verpflegung bis zum Ankunfts-
ort). Strebel schickte sie zurück. Er hatte nicht die Absicht auszuwandern. Vor Eintref-
fen der Karten hatte Strebel den Konsul in seinem netten Holzhaus in Passau aufge-
sucht.
Von einem seiner Bekannten, dem bereits erwähnten Tischler Loidolt, erhielt Strebel 
wiederholt Briefe aus Brasilien, [...]. Er schreibt, daß es ihm gut gehe, daß er als 
Tischler in einer Stadt arbeite, daß er sich eine große Kolonie gekauft habe u. sie von 
Holzarbeitern zur Kolonisation herrichten lasse, daß er auch die Familie Graf wieder-
holt aufgesucht habe. Einige Zeit später blieben die Briefe von ihm aus.
Die ausgewanderte Familie Graf hatte sich bei ihrem Sägewerksunternehmen einen 
Brasilianer als Kompagnon genommen. Sie kam mit ihm in Streit, das Gericht ent-
247) Hier handelt es sich um den sozialdemokratischen Landesrat Fritz Preiß und seine sehr informative Broschü-
re: Preiß, Fritz und Mathilde: Brasilien als Asyl für Auswanderer deutscher Zunge. – Bregenz: 1925. 
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schied zugunsten des Brasilianers. Die Familie stand fast mittellos da. Die Frau des al-
ten Graf verschied nach längerer Krankheit248 in Blumenau u. liegt dort begraben. 
Österreichische Freunde streckten den Hilfesuchenden die Gelder zur Überfuhr vor 
(unter anderen Gen. Razima). Sie fanden wieder Aufnahme im Schuldienst. Nur der 
jüngste Graf blieb in Brasilien. Er betätigte sich, nachdem er einige Kenntnisse im Ve-
terinärdienst hatte, bei den Urwaldbauern als Tierarzt.
Von den ausgewanderten Steinarbeitern starb Georg Ortner in der Nacht des Eintref-
fens an seinem Arbeitsort. Er soll einem Herzschlag erlegen sein. Andere Nachrichten 
besagen, er sei im Streit erschlagen worden, wieder andere, er hätte sehr viel getrun-
ken u. sei am andern Tag tot aufgefunden worden.
Von den Steinarbeitern kamen bald wieder zurück Joh. Reisinger, Schärding und Franz 
Stranzinger, Brunnenthal.
Ein Bierbrauer – Lechner – wollte nach Rußland auswandern. Er hatte in der Kriegs-
gefangenschaft eine Russin geheiratet. Diesem Vorhaben opferte der Mann seine gan-
zen Ersparnisse. Die Auswanderergesellschaft (in Wien), von einigen Offizieren gelei-
tet, ging zugrunde u. damit das eingezahlte Vermögen vieler Leichtgläubiger.
Etwas später berichtet Alois Strebel dann noch von einem weiteren gescheiterten Aus-
wanderungsprojekt, u. z. dem der Familie Späth: Nachdem in der Gemeindeausschußsitzung 
vom 11. Juni 1927 das Ansuchen des Friedrich und des Johann Späth um Unterstützungsbei-
träge249 zur „Auswanderung nach Brasilien und Gründung einer Existenz dortselbst“250
248) Das „mörderische“ Klima und gesundheitliche Probleme tauchen auch in einem Interview auf, das ich am 
30. Mai 1993 geführt habe. Meine Interviewpartnerin (geb. 1923), die als Kind mit ihren Eltern und einer 
Schwester nach Brasilien, u. z. in die Nähe von Blumenau, ausgewandert ist, beschreibt die Situation so: 
„Wir sind [im Jahr 1927; Anm. d. Verf.] nach Brasilien ausgewandert. In Brasilien ist dann mein Bruder 
geboren. Er war ein sehr schwächliches Kind. Meine Mutter hat das Klima net vertragen. Sie hat nur 
mehr um die 40 Kilo g’habt, und der Arzt dort hat g’raten: ‘Entweder zurück nach Europa oder Sie müs-
sen rechnen, daß ...’ Da hat sich der Vater entschlossen, daß er uns rübergebracht hat. Wir sind dann zu-
rück [nach Schärding], das war 1929 – im späten Oktober. Er war dann ein Jahr herüben. Er hat natürlich 
– es war das Jahr 1929, die allerschlechteste Zeit – hier keine Arbeit bekommen, nur fallweise, einmal 
im Steinbruch ein bisserl, und dann hat er sich einmal verletzt, und dann hat er überhaupt keine Arbeit 
mehr bekommen, und wir haben ja drüben noch den Besitz g’habt, und dann [1931] ist er wieder 
rüberg’fahren. [...] Das Klima war mörderisch! Im Sommer hat man net barfuß gehen können, weil man 
sich die Füße verbrannt hätt’. Man hat auf einem Stein z. B. eine Eierspeis machen können. Mittags hat 
man überhaupt net rauskönnen. Jeden Tag waren schwerste Gewitter, und alles hat dann gedampft. Ich 
denk’ oft daran zurück, wenn s’ heut die Regenwälder so abholzen. [...] Mein Vater ist dann im Krieg 
zurückgekommen, so 1939/40. Er war schon sehr schwer krank. Er hat sich dort allein durchgewurstelt, 
die schwere Arbeit und Fleisch nur in getrockneter Form, luftgetrocknetes Rindfleisch, das er mit der 
Hacke hat bearbeiten müssen und dann zwei Stunden kochen, sehr gesalzen, sonst hat ’s net viel geben, 
weil die Hitze einfach zu groß war. Wir haben halt immer fleißig Milch kriegt – wir haben a paar Kühe 
g’habt drüben – dadurch sind wir Kinder über die Runden gekommen, und mein Bruder, der war von 
Anfang an kränklich, den haben die Ärzte sterben lassen bis zu seinem 5. Lebensjahr, erst nachher hat 
er sich erholt.“
249) Schdg. WBl. 1927, Nr. 24, S. 5.
250) Bis 1926/27 hatte die brasilianische Regierung Einwanderungswilligen Freipassagen vom Heimatland bis 
zum jeweiligen Bestimmungsort in Brasilien gewährt. Diese hatten dann in fünf bis acht Jahren abgezahlt 
werden müssen. Diese Freipassagen hatten vielen Österreichern die Auswanderung nach Brasilien er-
möglicht, die sie sonst nicht hätten finanzieren können. Später mußten die Einwanderungswilligen die 
Kosten selbst tragen. Eine Schiffspassage kostete um 1928 600–800 Schilling, das entsprach zwei bis 
drei Monatslöhnen eines Industriearbeiters. Prutsch, Ursula: Brasilien – Die Suche nach einer neuen 
Heimat. Die Auswanderung von ÖsterreicherInnen nach Brasilien 1918–1938. – In: Horvath, Traude/
Neyer, Gerda (Hrsg.): Auswanderungen aus Österreich. S. 113.
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„mangels Geldmittel abgewiesen“ worden war, faßte Johann Späth den Entschluß, mit seiner 
Frau und seiner Tochter nach Äthiopien auszuwandern. Unter dem Titel „Die Familie Späth 
will nach Abessinien!“ teilt A. Strebel dazu folgendes mit:
Eine sehr arme Familie – Späth, Fleischhauer – wollte nach Abessinien auswandern, 
Mann, Mutter u. Tochter. Sie verlangte von Bürgermeister Brandstätter eine Unterstüt-
zung der Gemeinde, einige hundert Schillinge. Der Bürgermeister war bereit, sie zu 
geben. Er vertrat die Sache in einer Gemeinderatssitzung. Gen. Strebel opponierte: 
Unsinn. Mit einigen hundert Schillingen kommen die Leute nicht bis ans Meer (Triest). 
Bgm. Brandstätter erklärte, daß eine größere Auswanderergruppe („Wardanieri“) bei-
sammen sei, einer helfe den andern. Strebel meinte: Da hat einer so wenig wie der an-
dere. Der Führer dieser Gruppe sei ein gewisser Waller in Wien, der in vielen Zeitun-
gen als „Wodosch“ Waller bezeichnet wird u. als nicht normal gilt.251
Ich warne, die Familie Späth zu unterstützen. Die Christlichen glaubten, Brandstätter 
unterstützen zu müssen. Nun riet Strebel: Die Gemeinde soll sich durch die Bezirks-
hauptmannschaft an das italienische Konsulat in Wien wenden, um in Erfahrung zu 
bringen, welches Schicksal die Auswanderer in Erithräa [sic!] erwartet, vielleicht 
schon an der italienischen Grenze. Die Antwort lautete: Die Auswanderer kommen 
nicht über die italienische Grenze, sie werden schon in der Gegend von Villach ver-
ständigt werden, sie haben keine Pässe, kein Durchreisevisum, keine Mittel usw. –
Trotzdem erhielt die Familie Späth eine Gemeindeunterstützung u. kam bis in die Ge-
gend von Villach; dort wurden die Späth u. viele andere Auswanderer per Schub in ih-
re Heimatsgemeinden zurückbefördert, wo sie wieder die Hilfe ihrer Heimat in An-
251) Dabei handelte es sich um Peter Waller. 1891 in Budapest geboren, war der Sohn eines Beamten des k. u. k. 
Kriegsministeriums im Jahr 1900 mit seiner Familie nach Wien gekommen, hatte später eine Kadetten-
schule in Preßburg besucht und war 1913 Leutnant und 1916 Oberleutnant geworden. 1918 schloß er 
sich der Wiener „Roten Garde“ an und zog 1919 mit dem „Freikorps Bamberg“ gegen die bayerischen 
Spartakisten zu Felde. Dann machte er wiederholt als politischer Abenteurer, Populist, Phantast und 
Schöpfer eigenwilliger Bezeichnungen von sich reden. So gründete er Ende 1926 in Wien seine „Warda-
nieri“-Kompanie. Ihr Ziel war es, nach dem Muster des Heiligen Römischen Reiches das „Reich Mora“, 
das Paradies auf Erden, zu errichten. Es sollte in Abessinien sein. Wallers Zielgruppe waren vor allem 
Arbeitslose in Österreich und den einstigen Kronländern. Deutsche – vor allem Bayern – und Luxembur-
ger stießen dazu. Um das Unternehmen zu organisieren, verkündete „Wodosch“ Waller – dies war ein 
von Waller erfundener Titel – auf der Donauinsel Lobau vor Tausenden Arbeitslosen seine Heilslehre. 
Die Mitglieder der Wardanieri-Bewegung trugen eine Art Uniform – grüne Hemden, braune Schulter-
riemen und ein grünes Barett als Kopfbedeckung, ihr Erkennungszeichen waren dreieckige Wimpel mit 
goldenem Mittelstreifen. Unter dem Leitspruch „Kopf hoch, Nase zu, mittendurch...!“ versuchte Waller 
seine Anhängerschaft für die Auswanderung nach Äthiopien zu mobilisieren. Am 3. Mai 1928 machten 
sich die ersten „Wardanieri“ aus Wien und München singend und bettelnd zu Fuß in Richtung Abessini-
en auf den Weg. In Kärnten sollten die beiden Gruppen aufeinandertreffen, gemeinsam nach Triest wei-
termarschieren und von dort per Schiff durch den Suez-Kanal und das Rote Meer nach Abessinien wei-
terreisen. Die Wiener Gruppe umfaßte etwa 140 uniformierte Mitglieder der Bewegung in grünen, pfad-
finderähnlichen Uniformen. Waller hatte keinerlei praktische Vorbereitungen für die Reise getroffen und 
auch Geldmittel standen nicht zur Verfügung. Am 1. Mai 1928 wurde Waller von der Polizei verhaftet 
und unter dem Verdacht auf „konfabulatorische Manie“ in die Universitätsklinik für Psychiatrie und 
Neurologie eingeliefert. Mehr als zweihundert Personen versuchten, über den Semmering nach Italien 
und von dort nach Abessinien zu gelangen. An der italienischen Grenze war der Versuch zu Ende. Die 
Italiener wollten die Arbeitslosen nicht passieren lassen. Nach dem Scheitern des Projekts faßte Waller 
andere Destinationen ins Auge, ein Wanderungsprojekt brachte er jedoch nicht mehr zustande. 
John, Michael: Arbeitslosigkeit und Auswanderung in Österreich 1919–1937. – In: Horvath, Traude/
Neyer, Gerda (Hrsg.): Auswanderungen aus Österreich. S. 107 und Anderl, Gabriele: Auswanderung 
nach Äthiopien. – In: Ebda. S. 675–679.
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spruch nehmen mußten, hatten sie doch alle ihre Habseligkeiten verkauft, hatten sie 
doch keine Wohnung mehr u. mußten wieder von vorne anfangen – ärmer als wie zu-
vor!252
Daß man von diesen Mitteilungen Strebels oder den Pressemeldungen allerdings kei-
nen Anspruch auf Vollständigkeit ableiten kann, geht aus folgender Nachricht aus dem 
„Schärdinger Wochenblatt“ hervor:
Wie noch erinnerlich sein dürfte, ist vor etwa 5 Jahren Frau Luzie Ringel, ehemals Ge-
schirrhändlerin und Besitzerin des Hauses Nr. 92 in der Vorstadt nach Südamerika 
ausgewandert.253 Nun kommt von dort die Nachricht, daß dieselbe am 31. Juli in Mon-
tevideo, Republik Uruguay, an Grippe starb254[;]
und dasselbe gilt natürlich auch für die Berichterstattung hinsichtlich der teils wirt-
schaftlich, teils politisch bedingten Emigration in andere europäische Staaten sowie hinsicht-
lich der Binnenwanderung. 
Nach den Aufzeichnungen des Österreichischen Wanderungsamtes, das 1919 als Aus-
kunfts- und Informationsstelle für Auswanderungswillige gegründet worden war, verließen 
von 1919 bis 1937 insgesamt 80.164 Personen Österreich in Richtung außereuropäischer 
Staaten, nahezu die Hälfte von ihnen migrierte in den Jahren 1919 bis 1923. Die vom Öster-
reichischen Wanderungsamt registrierten Auswanderer stellen jedoch nur einen Teil der tat-
sächlich – temporär oder permanent – ausgewanderten Österreicher der Zwischenkriegszeit 
dar. Vor allem die Zahl der Auswandernden in andere europäische Staaten wurde nur punk-
tuell erfaßt. 1922 z. B. registrierte das Wanderungsamt 8.167 Österreicher, die in europäische 
Länder migrierten; in anderen Jahren dürfte die Zahl beträchtlich darüber gelegen sein.
Wichtigstes Aufnahmeland war Deutschland, gefolgt von einigen osteuropäischen Län-
dern wie Rumänien und der Sowjetunion sowie Frankreich und Belgien. Zwischen 1925 und 
252) Die Tochter Späths (geb. 1915) erinnert sich: „Inzwischen san ma ja ausg’wandert, mit de Wardanieri, nach 
Abessinien. Da hat der Vater all’s verkauft, weil da eh so a große Arbeitslosigkeit war. Vielleicht kriagat 
ma ’s besser, hat er g’moant – na ja, wia ma tuat, is halt verkehrt, gel! 
Da san ma abig’fahrn nach – i woaß jetzt net – war ’s Mödling oder Wiener Neustadt – und da drunt 
hab’n se alle troffn, de da umi ham wolln; und da san vom Burgenland der Großvater und sein Enkelin 
san kemma, ganz a alter Mann und so a Madl wia i halt war; na und von Frankreich san a oan kemma, 
von Wien a, Wiener Zuckerbäcker, fesche Burschn, ja, vül Leut’ warn [vielleicht a hundert oder so; spä-
tere Erklärung der Interviewpartnerin]; na und des hat g’hoaßn – de Wardanieri. Da ham ma gehn 
müaßn; des is so militärisch herganga, da ham s’ a Fahne tragn voran, und alle ham gehen müaßn, nur 
wer halt verwundet war, am Fuß oder irgendwie, der hat fahrn derfn. Na ja, in St. Veit a. d. Glan ham ma 
allweil Kartoffelsuppn kriagt, und da bin i halt ganga um mei’ Menage, und dann bin i g’stürzt heraußda 
der Kuchl schon und hab ma all’s aufig’schütt’, de hoaße Suppn. Da san d’ Gendarm kemma und habn 
g’fragt, ob mi wer g’stoßn hat. Na, hat mi niemand g’stoßn, na, und so san ma weita, und dann san ma da 
ins Windische einikemma. Bauern san am Feld gwen, und da Vater hat g’fragt, ob s’ wen brauchn zum 
Arbeiten. Ja, habn s’ g’sagt, sie solln nur hergehn! Der Vater und die Mutter habn g’holfen, und i bin 
dort am Ottoman g’legen, weil i ja verbrennt war. Jetzt hat s’ g’sagt, was habts denn allweil zum Essen? 
Hat da Vater g’sagt: ‘Allweil, alle Tag a Erdäpfelsuppn!’ Is wirklich wahr gwen. Jetzt is’ herganga auf 
d’ Nacht und hat uns wieder a Erdäpfelsuppn g’macht. Da hat der Vater g’sagt: ‘Des Luder! De hat uns 
nur ausg’nutzt!’ 
[...], und so san mia ganga bis Villach, i bin dann g’fahrn, und bis Villach san ma halt ganga; und in Vil-
lach, dann an der Grenz’, der Italiener, der hat uns net durchlassn, und jetzt hat si all’s aufg’löst wieder. 
[...] Es is a Mordstourerei g’wesn.“ Interview vom 7. Juni 1993.
253) Dazu fehlt sowohl bei Strebel als auch im „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. jeglicher Hinweis.
254) Schdg. WBl. 1931, Nr. 39, S. 7.
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1930 wanderten rund 10.000 Arbeiter zu Erwerbszwecken nach Frankreich aus. Mindestens 
4.000 Österreicher gingen in den Jahren 1929–1935 als Arbeitskräfte in die UdSSR. 1937 
fanden 20.000 österreichische Arbeitssuchende Beschäftigung im nationalsozialistischen 
Deutschland.255 Als besonders anziehend erwies sich dabei im unmittelbaren Grenzbereich, 
daß das Lohnniveau in Bayern wesentlich höher als das im Raum Schärding war.256
255) Das Deutsche Reich war nicht nur aufgrund seiner forcierten Beschäftigungspolitik attraktiv für Österrei-
cher, sondern auch aus politischen Gründen. Nach Schätzungen der österreichischen Polizei hielten sich 
Anfang 1936 rund 63.000 aus Österreich geflohene Personen in Deutschland auf. 
Nach der Zerschlagung der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung im Februar 1934 flohen die führen-
den Mitglieder der politischen Linksparteien und zahlreiche ehemalige Schutzbündler aus Österreich. 
Die Zahl der aus politischen Gründen in den Jahren 1934–1938 emigrierten Österreicher wird auf rund 
3.000 geschätzt. Etwa 1.200 Schutzbündler fanden Aufnahme in der Tschechoslowakischen Republik; 
zirka 100 Schutzbündler gelangten nach Jugoslawien, andere in die Schweiz, nach Frankreich und Nor-
wegen. Etwa 1.000 Migranten, unter ihnen Familienangehörige geflohener Schutzbündler, folgten der 
Einladung, sich in der Sowjetunion niederzulassen. Ein Teil dieser Flüchtlinge schloß sich später den 
Internationalen Brigaden an. 
Nach dem Juliputsch 1934 flohen viele illegale Nationalsozialisten, überwiegend Männer, aus Österreich. 
Darüber hinaus migrierten zahlreiche österreichische Kommunisten und Sympathisanten eines kommuni-
stischen Staates in die UdSSR; Anhänger der zionistischen Bewegung wanderten nach Palästina aus. An-
dere dagegen folgten der Idee des Nationalsozialismus und gingen nach Deutschland. Neyer, Gerda: Aus-
wanderungen aus Österreich. S. 17–22.
256) Einer meiner Zeitzeugen – er hatte im Juli 1931 im Alter von 13 Jahren bei einem Bauern in Oberhofen 
[Gemeinde St. Florian am Inn] als „Kucherl“ zu arbeiten begonnen [„Kucherl“ = Küchenmädchen, in der 
Rangordnung der weiblichen Dienstboten an letzter Stelle; Anm. d. Verf.; IP: „Da hat ma abwaschn 
müaßn und in da Kuchl arbeitn und Kaibl fuadern und lauter so Sachn machn.“ „War das üblich, daß das 
ein Mann gemacht hat?“ IP: „Na, des war net üblich, aber de ham mi halt wolln, und bei mia dahoam, de 
ham mi a weiterham wolln, weil all’s arbeitslos war; dort san ma nu dahoam g’wesn unsera vieri – drei, 
na eigentlich zwoa, zwoa jüngere Schwestern – de ältere war a schon weg – und i –, und da Vater arbeits-
los. Er war Stoanmetz. Er hat in Allerding bei da ‘Bayrischen’ – hat ’s dazumals g’hoaßn – g’arbeit; er is 
aber arbeitslos g’wesn [...]; und dann ham s’ g’schaut, wann halt oans a weng arbeitn kinna hat, dann hast 
schon gehn müaßn zu an Bauern und arbeitn, daß da dein Essen selber verdient hast“] und war bis 1934 
dann noch bei zwei anderen Bauern beschäftigt gewesen, wobei er im Monat jeweils 12 Schilling ver-
dient hatte – beschreibt die Situation folgendermaßen: „Des war [19]34, und dann hab i g’hört, drübn in 
Bayern zahln s’ mehr, [...]; und da hab i mi im Februar 35 entschlossen – weil im Februar hat ma immer 
Posten g’wechselt in der Landwirtschaft –, daß i nach Bayern geh’, weil da drübn hab i schon glei in der 
Wochn – da ham s’ alle Wochn auszahlt da drübn, net im Monat, sondern alle Wochn – da hab i zwoa 
Mark kriagt in der Wochn, des warn vier Schilling bei uns oder 4,40 Schilling oder so, so is de Mark 
g’standn.“ „Aber wie sind Sie denn da überhaupt darauf gekommen? Hat man da bei uns geworben, daß 
man nach Bayern geht?“ „Na, g’worbn hat ma a net, aber da san schon mehr drent g’wesn, i war ja net 
der erste, der umiganga is, und wia ma aso zsammkummt, ham s’ g’sagt: ‘Du, i bin da, i kriag so vül 
zahlt, und i bin da, i kriag so vül zahlt.’ Na, und i bin da und hab grad so vül! ‘Du wirst do net deppert 
sei und wirst so billig arbeitn! Kumm a zu uns uma!’ Und genau aso hab i ’s a g’macht.“ „Mit der Legion 
hat das aber nichts zu tun gehabt?“ IP: „Na, na, des hat überhaupt nix z’ toan g’habt! I hab heit nu mein 
Paß drobn, den altn. [...]. I bin ganz offiziell umig’fahrn und wieder offiziell uma.“ Einen Unterschied 
zwischen „drent und herent“ gab es nach den Ausführungen meines Interviewpartners auch in der „Zua-
kehrung“: Dabei handelte es sich um ein zusätzliches Entgelt in Naturalien, das die Dienstboten am Jah-
resende neben dem Lohn erhielten. IP: „Herent, da hast zum Jahresend zum Lohn dazu – den Lohn hast 
allweil kriagt – nu oan Paar Schuach kriagt, oan Wochatagshosn und zwoa Hemdn, und drübn hast a des 
gleiche kriagt, a zwoa Hemdn, a oan Wochatagshosn und zwoa Paar Schuach! Da hast da oan Paar Feier-
tagsschuach nehma kinna und oan Paar Arbeitsschuach, hast dazumals kriagt im Jahr von an Bauern, und 
bei uns war ’s schon in de 30er Jahr, daß schon vül Bauern g’sagt ham: ‘Zuakehrung sozusagn gib i nim-
ma her.’ Da hast dann koane Schuach nimmer kriagt und koane Hemdn, nix mehr, des ham s’ schon 
ag’strichn, da ham s’ schon g’spart, weil s’ ja gnug Leit g’habt ham. Des war a schon a Vorteil, weil i 
ma g’sagt hab, i kriag zwoa Paar Schuach. Ja, da hast schon kalkuliern müaßn. [...].“ „Waren da eigent-
lich mehrere Österreicher da von uns drüben?“ IP: „Ja, von uns da san vül drübn g’wesn, ja, ja, da san 
vül drübn g’wesn.“ Interview vom 27. Juli 1992. 
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Die Zu- und Abwanderung läßt sich in der Stadt somit zwar für einzelne Personen (teils 
sogar mit Datum) nachweisen, und sie spielte auch in politischer Hinsicht eine wichtige Rolle 
– so entzogen sich z. B. nationalsozialistische Funktionäre nach dem Parteiverbot im Jahr 
1933 ihrer Verhaftung, indem sie ins Deutsche Reich flüchteten257, und auch später setzten 
sich immer wieder Nationalsozialisten ins Nachbarland ab, worauf die BH Schärding z. B. 
am 17. September 1933 40 Personen, die zuletzt im Bezirk wohnhaft gewesen waren, wegen 
unbefugter Ausreise ins Deutsche Reich die oberösterreichische Landesbürgerschaft aber-
kannte258, wodurch sie auch die österreichische Bundesbürgerschaft verloren259 –, eine stati-
stische Erfassung der Wanderungsbewegung ist aber nicht möglich.
In demographischer Hinsicht bildete der Erste Weltkrieg also eine scharfe Zäsur. Es be-
gann sowohl politisch als auch wirtschaftlich eine unruhige Zeit, deren Höhen und Tiefen 
sich deutlich in der Bevölkerungsentwicklung widerspiegelten, wobei von österreichischer 
Seite auch in diesem Zusammenhang immer wieder bewundernde Blicke auf das Deutsche 
Reich gerichtet wurden. So schreibt das „Schärdinger Wochenblatt“ im Februar 1936260:
Deutschland hat mit den bisherigen Maßnahmen zur Unterstützung von Eheschließun-
gen und kinderreichen Familien gute Ergebnisse erzielt. Nicht nur die Zahl der Ehe-
schließungen, sondern auch die Geburtenzahl ist beträchtlich angestiegen. Kinderrei-
che Familien werden auch fürderhin unterstützt.
Bestätigt werden die Erfahrungen meines Interviewpartners durch den periodischen Bericht des Landes-
gendarmeriekommandos an das Bundeskanzleramt für den Monat März 1935. Unter dem Punkt IX „Ver-
hältnisse an der Bundesgrenze“ heißt es da u. a.: „Seit anfangs dieses Jahres sind aus dem diesseitigen 
Grenzgebiete bemerkenswerte Abwanderungen von landwirtschaftlichen Arbeitern nach Bayern feststell-
bar. Anfangs war die Nachfrage seitens der bayrischen Landwirtschaftsbesitzer vorwiegend nach jungen 
Leuten, 14 bis 16 Jahre. In letzter Zeit wurden aber auch vollwertige männliche und weibliche Dienst-
nehmer angeworben. Aus dem Postenrayon Ostermiething allein sind im heurigen Jahre bereits 25 land-
wirtschaftliche Dienstnehmer mit behördlicher Bewilligung nach Bayern ausgewandert. Auch von ande-
ren Grenzposten werden derartige Wahrnehmungen gemacht. Landwirte des diesseitigen Gebietes haben 
über den Winter unter dem Vorwande der schlechten wirtschaftlichen Lage zahlreiche Dienstposten aus-
gestellt, welche nun von den bayrischen Landwirten angeworben werden. Es wird der Vermutung Raum 
gegeben, dass die Einstellung österreichischer Dienstboten in Bayern mit der dort eingeführten allgemei-
nen Wehrpflicht im Zusammenhange steht. Nach Mitteilungen, die auf ihre Richtigkeit allerdings nicht 
überprüft werden konnten, sollen einerseits viele landwirtschaftliche Arbeiter in Deutschland in der Rü-
stungsindustrie Beschäftigung gefunden haben und anderseits gewärtigt ein Teil dieser Arbeiter in näch-
ster Zeit die Einberufung zum Militär. Die dadurch sich ergebenden Abgänge trachten die bayrischen 
Landwirte schon jetzt durch österreichische Dienstboten zu ersetzen. Daß hinter dieser Bewegung eine 
nationalsozialistische Tarnung steht, konnte bisher nicht festgestellt werden.“ Periodische Berichterstat-
tung des Landesgendarmeriekommandos an das Bundeskanzleramt, Generaldirektion für die öffentl. Si-
cherheit v. 8. April 1935. AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 328.272/G. D.–1935.
257) Schdg. WBl. 1933, Nr. 24, S. 6.
258) Am 24. August 1933 hatte das „Schärdinger Wochenblatt“ bekanntgegeben, daß das Bundesgesetz vom 30. 
Juli 1925 über den Erwerb und den Verlust der Landes- und Bundesbürgerschaft mittels einer Verord-
nung abgeändert worden sei. Diese Verordnung der Bundesregierung vom 16. August 1933 (BGBl. 369/ 
1933) bestimmte laut „Schärdinger Wochenblatt“ u. a., „daß derjenige mit dem Verlust der Staatsbürger-
schaft zu rechnen hat, der im Ausland offenkundig auf welche Weise immer österreichisch-feindliche 
Handlungen unterstützt, fördert oder an Handlungen teilnimmt oder wenn er sich zu diesem Zwecke ohne 
Ausreisebewilligung ins Ausland begeben hat, falls eine solche vorgeschrieben ist. Gleichzeitig kann 
auch das Vermögen des aus diesen Gründen der Staatsbürgerschaft verlustig Gewordenen beschlagnahmt 
und zugunsten des Bundesschatzes für verfallen erklärt werden.“ Abschließend schrieb das „Schärdinger 
Wochenblatt“ dann: „Es sollen nunmehr zahlreiche Verfahren gegen Personen, die nach Deutschland ge-
flüchtet sind, in Gang gesetzt werden.“ Schdg. WBl. 1933, Nr. 34, S. 2.
259) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 211.919–1/1933 und Schdg. WBl. 1933, Nr. 38, S. 6. 
260) Schdg. WBl. 1936, Nr. 8, S. 2.
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Die überproportionale Zunahme der Eheschließungen in den ersten Monaten nach dem 
„Anschluß“ – von den 173 Eheschließungen, die im Jahr 1938 in Schärding stattfanden, ent-
fielen 12 auf den Zeitraum vor dem „Anschluß“, eine Trauung war am 28. März, und die 
übrigen Eheschließungen wurden ab 18. April vorgenommen261 – ist somit nicht nur ein 
Ausdruck für eine neue optimistische Einstellung, sondern sie zeigt auch, welch große Hoff-
nungen auf eine Verbesserung ihrer sozialen Lage viele damals in das Deutsche Reich setz-
ten.262
Laut der am 17. Mai 1939 im Rahmen des Deutschen Reiches durchgeführten Volks-
zählung kam Schärding schließlich auf 1.408 Haushalte und 4.560 Einwohner (davon 2.081 
männlich), und der die Amtsgerichte Engelhartszell, Raab und Schärding umfassende Land-
kreis Schärding zählte 11.003 Haushalte und 46.374 Einwohner (davon 22.813 männlich).263
Wie aber war es nun in wirtschaftlicher Hinsicht um die Stadt bestellt? In der unmittel-
baren Nachkriegszeit ging es natürlich auch hier in erster Linie darum, die überaus schwieri-
ge Versorgungslage in den Griff zu bekommen264, um die größtenteils hunger- und notleiden-
261) Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Trauungsbuch VII des Kath. Stadtpfarramtes Schärding, 
Trauungsbuch III der Evangelischen Pfarrgemeinde Wallern a. d. Trattnach v. 1906–1951, Eheregister 
der BH Schärding sowie Familienbuch Jg. 1938, Bd. I und II der BH Schärding.
262) Laut den Statistischen Nachrichten 1938, Nr. 16, S. 162 stellte sich die Situation in Österreich damals fol-
gendermaßen dar: „Im ersten Vierteljahr 1938, in dessen drittem Monat sich der Umbruch vollzog, hatte 
sich die Zahl der Eheschließungen gegenüber dem gleichen Zeitraum im Vorjahr um 958, d. i. um rund 
10 v. H. erhöht. Im zweiten Vierteljahr stieg aber die Zahl der Eheschließungen so außerordentlich an, 
wie es ähnlich nur nach dem Weltkrieg zu beobachten war. Fast 20.000 Ehen wurden von April bis Juni 
1938 in Österreich geschlossen, d. i. um rund 50 v. H. mehr als im zweiten Vierteljahr 1937, in dem nur 
13.139 Ehen geschlossen wurden. [...].“ Zit. nach: Mulley, Klaus-Dieter: Modernität oder Traditionali-
tät? S. 28.
263) Gemeindeverzeichnis für die Reichsgaue der Ostmark auf Grund der Volkszählung vom 17. Mai 1939 nach 
dem Gebietsstand vom 1. Januar 1940. Hrsg. vom Statistischen Amt für die Reichsgaue der Ostmark. 
Ausgabe 2. – Wien: 1940. S. 56.
264) Damit den sich abzeichnenden Problemen besser begegnet werden konnte, war durch Reichsratsabg. Ferdi-
nand Frankenberger schon im Frühjahr 1918 die Gründung einer Lagerhausgenossenschaft angeregt wor-
den. Am 9. April berief er dazu eine größere Anzahl von Vertretern des landwirtschaftlichen Bezirksver-
eines, der landwirtschaftlichen Bezirksgenossenschaften Schärding, Raab und Dorf, die Bürgermeister 
der Gemeinden des Gerichtsbezirkes Schärding und Raab sowie die Herren Einkaufskommissäre zu einer 
Vorbesprechung ein, anläßlich der er im Beisein der Herren Oberlandesrat Dr. Frisch vom Landesaus-
schuß als Genossenschaftsreferent und Statthaltereikonzipist Kolbe als Vertreter der k. k. Bezirkshaupt-
mannschaft Schärding auf den großen Umschwung in allen wirtschaftlichen Verhältnissen durch den 
Krieg hinwies und ausführte, daß der kleinere Grundbesitz sich „gegen das Aufdrängen des jüdischen 
Großkapitales“ nur schützen könne, wenn er sich ohne Rücksicht auf politische Gesinnung in allen Orga-
nisationen fest zusammenschließe. Er betonte, daß nur eine große kapitalkräftige Genossenschaft den 
Kampf für die berechtigten Standesinteressen, aber auch für die Konsumenten aufnehmen könne, worauf 
von der Versammlung die Gründung eines vorbereitenden Ausschusses beschlossen wurde. Schdg. WBl. 
1918, Nr. 16, S. 6. 
Am 27. April 1918 machte Reichsratsabg. Frankenberger im „Schärdinger Wochenblatt“ unter dem Titel 
„Die große Bedeutung der landw. Genossenschaften“ auf die geplante Gründung aufmerksam. In diesem 
Artikel schrieb er u. a.: „Der Weltkrieg geht in nicht allzuferner Zeit bestimmt seinem Ende entgegen. 
[...] Wenn wir auch nicht im geringsten im Zweifel sind, daß wir uns einem wirtschaftlichen faulen Frie-
den unterwerfen müssen, so ist doch sicher, daß uns dieser schreckliche Krieg gewisse Mißstände hinter-
lassen hat, welche nicht nur jetzt im Kriege, sondern namentlich beim Uebergang in die Friedenswirt-
schaft äußerst gefährlich auftreten würden.
Es ist daher eine unserer größten Aufgaben, die durch die Kriegsverhältnisse maßlosen Uebergriffe des 
jüdischen Zwischenhandels mit den schärfsten Gegenmaßnahmen zu bekämpfen. Schon vor dem Kriege 
hat Oesterreich unter diesem ausbeuterischen jüdischen Zwischenhandel geseufzt und gelechzt [!] und 
während des Krieges mußten wir die Wahrnehmung machen, daß diese Ausbeutung unter der Patronanz 
der Regierung erst zur höchsten Blüte gelangte, nachdem ihr fast alle Lebensmittel und Bedarfsartikel 
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de Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und Bedarfsgütern versorgen zu können, denn obwohl 
das Agrarland Oberösterreich265 bei der Lebensmittelversorgung im Vergleich zu den ande-
ren Bundesländern immer noch einigermaßen günstig abschnitt, war es auch hier – wie Ta-
belle 61 zeigt – zu einem empfindlichen Rückgang in der landwirtschaftlichen Produktion 
gekommen. 
Tabelle 61: Anbauflächen und Ernteerträge (in Meterzentnern = q) in Oberösterreich in den 
Jahren 1913, 1918 und 1919
1913 1918 1919
Anbau- Ernte Anbau- Ernte Anbau- Ernte
fläche im ganzen pro ha fläche im ganzen pro ha fläche im ganzen pro ha
ha q q ha q q ha q q
Weizen 54.430    773.369   14,2 47.257   443.093   9,4 49.255 518.605  10,5
Roggen 84.893 1,197.397   14,1 78.467   758.513   9,7 76.613 653.750   8,2
Hafer 88.059 1,277.778   14,5 74.423   676.447   9,1 76.320 748.109   9,8
Hülsenfrüchte     322       4.830   15,0      363       3.760 10,4     287      2.674   9,3
Kartoffeln 31.768 4,037.859 127,1 23.254 1,415.074 60,9 27.405 1,820.686 66,4
Quelle: Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 1. Bd, 1. Teil: Bäuerliche Bilder aus 
der Zeit vor 1918. – Ried i. I.: 1953. S. 302 und 308.
Schon am 5. November 1918 hatte sich Landeshauptmann Hauser mit folgendem Ap-
pell an seine Landsleute gewandt: 
durch die Form der Zentralwirtschaft zur Verteilung an die breiten Konsumentenmassen zugewiesen wur-
den.
Wer garantiert uns, ob nicht der Staat unter dem Zwang der Verhältnisse auf die Monopolisierung der 
landwirtschaftlichen Produkte greift, dann wäre aber die Gefahr umso bestimmter vorhanden, daß diese 
Monopole auf den jetzt bestehenden Zentralen aufgebaut werden. Wollen wir uns aber dieser rücksichts-
losen Ausbeutung nicht auch weiterhin unterwerfen, so ist eine Abhilfe nur durch großangelegte Ver-
kaufsgenossenschaften zu erwarten. 
Wenn wir dem Staat Gelegenheit bieten, auch bei uns jedes Quantum an Lebensmitteln und Rauhfutter 
zur Verfügung zu haben, dann können wir verlangen, die Zentralen in ihrem Wirkungskreis einzuengen, 
[...].“ Anschließend richtete er unter dem Motto „In der Eintracht liegt unsere Macht und unsere Zu-
kunft!“ an alle, ob Groß- oder Kleinbauern, die Einladung, durch ihren Beitritt dieser Genossenschaft zu 
einem gewaltigen Durchbruch zu verhelfen, „um unseren schönen leistungsfähigen Bezirk vor jeder wirt-
schaftlichen Erpressung dieser jüdischen Machtfaktoren zu schützen“. Schdg. WBl. 1918, Nr. 18, S. 5. 
Die Gründungsversammlung dieser „Lagerhausgenossenschaft Schärding“ fand schließlich am 23. Mai 
1918 im Gasthof Aschenbrenner in Schärding statt (Schdg. WBl. 1918, Nr. 20, S. 7), und schon am 6. 
Juli 1918 konnte das „Schärdinger Wochenblatt“ bekanntgeben, daß die neue Genossenschaft über rund 
270 Mitglieder verfüge und es ihr gelungen sei, das nächst der Bahn gelegene Ziegelwerk „Germania“ 
käuflich zu erwerben, um es nach Maßgabe der Verhältnisse zu einem Lagerhaus auszubauen. Zum Ge-
schäftsführer der Genossenschaft war mittlerweile Herr Karl Siehs ernannt worden, der als langjähriger 
Wanderlehrer der Simmentaler Zuchtgenossenschaft in weiten Kreisen gut bekannt war. Schdg. WBl. 
1918, Nr. 28, S. 5.
265) Trotz eines starken Gewerbes und einer im Aufbau befindlichen Industrie blieb Oberösterreich in der Zwi-
schenkriegszeit noch überwiegend Agrarland. Die Struktur des Landes hatte sich gegenüber der Vor-
kriegszeit nicht wesentlich verändert: 38 Prozent waren Äcker, 37 Prozent Waldland, 20 Prozent Wiesen 
und 2 Prozent Weideland und Gärten, wobei weder Klein- noch Großgrundbesitz dominierten, sondern 
die mittleren und großen Bauern mit einem Besitz zwischen 10 und 100 Hektar (61 %). Die Landes-
hauptstadt Linz spielte als Sitz der Behörden eine wichtige Rolle, hatte jedoch als Industrieort keine 
übermäßige Bedeutung. Im Jahre 1934 verzeichnete sie 108.484 Einwohner. Mit gewaltigem Abstand 
folgten Steyr mit 20.477, Wels mit 16.314 und Gmunden mit 7.788 Einwohnern. Slapnicka, Harry: 
Oberösterreich. S. 885 und Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 398.
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Die gewaltigen Ereignisse der letzten Tage haben die freigewählten Vertreter des deut-
schen Volkes in Oesterreich gezwungen, an die Schaffung des unabhängigen Staates 
Deutschösterreich zu schreiten. Alle Kräfte müssen zusammenwirken, auf daß dieser 
unser Heimatstaat sich stark und mächtig entwickle und die Freiheit und Sicherheit 
seiner Bürger gewährleisten kann. In erster Linie liegt es auch an Euch, Landwirte, 
schwere Gefahren, die dem jungen Staatswesen drohen, abzuwenden, indem Ihr alles 
aufbietet, um die Verpflegung seiner Bürger sicherzustellen. Die fremden Nationen, 
Ungarn an der Spitze, haben uns im Stich gelassen. Wir haben vorläufig nur das zu 
essen, was der deutsche Bauer erzeugt und abliefert. Darum wende ich mich an Euch 
mit der dringenden Bitte, kommt Euren Verpflichtungen hinsichtlich der Ablieferung 
der Lebensmittel im vollen Umfange nach und seid überzeugt, daß Ihr damit nicht nur 
für die Städter vorsorgt, sondern auch für die Sicherheit Eures Besitzes, für die Gel-
tung unserer Währung und überhaupt für den Bestand unseres freien Staates. Die pro-
visorische Landesregierung Oberösterreichs verpflichtet die Beamten der bisherigen 
politischen Behörden durch Angelobung ihres Amtes als Beauftragte des Staates 
Deutschösterreich weiterhin zu walten.266 Ihre Anordnungen sind deßhalb [sic!] wie 
bisher bindend für alle Staatsbürger. Landwirte, verlaßt Euer Vaterland nicht im Au-
genblicke der größten Gefahr! 267
Dabei galt es vor allem anfangs, unter Aufbietung aller Kräfte Ruhe und Ordnung auf-
rechtzuerhalten und Plünderungen zu verhindern. Zu diesem Zweck war – über Auftrag der 
provisorischen Landesregierung – bereits am 6. November ein Sicherheitsausschuß für die 
Stadt gebildet worden268, dem neben Bürgermeister Markus Hölzl als Vorsitzendem und 
Stadtsekretär Ide als Schriftführer Josef Baumgartner, Martin Holhut, Franz Pinter, Johann 
Hornisch und Ferdinand Rauscher angehörten.269
266) Betreffend „die Legitimierung und die Berechtigungen der Ernährungsaufsichts- und sonstigen Kontrollor-
gane des kriegswirtschaftlichen Ueberwachungsdienstes in Oberösterreich“ hatte die provisorische Lan-
desregierung am 5. November 1918 verlautbart, daß „die von der k. k. o.-ö. Statthalterei seinerzeit be-
stellten Ernährungsaufsichts- und sonstigen Kontrollorgane des kriegswirtschaftlichen Ueberwachungs-
dienstes in Oberösterreich“ weiter in Funktion seien: „Ihre Legitimierung hat bis auf weiteres noch im-
mer durch das in der Kundmachung der k. k. o.-ö. Statthalterei vom 9. Juni 1917, L.-G.- u. V.-Bl. Nr. 45, 
näher beschriebene, mit der fortlaufenden Nummer des betreffenden Organes versehene Dienstabzeichen 
(ovales Zinkblechschild mit dem Doppeladler und der schwarz geätzten Umschrift ‘Kriegswirtschaftli-
cher Ueberwachungsdienst der k. k. o.-ö. Statthalterei’) sowie durch eine von der Statthalterei ausgefer-
tigte, mit deren altem Amtssiegel versehene, die Photographie des Inhabers enthaltende oder auf dessen 
Staatsbediensteten-Legitimation mit Photographie verweisende ‘Legitimation’ zu erfolgen. Den derart 
legitimierten Organen hat jedermann (Zivil- oder Militärpersonen) unweigerlich die verlangten Auskünf-
te über vorhandene Vorräte, mitgeführte Waren, vorgeschriebene und erfüllte Lieferungen, bezahlte, ge-
forderte oder angebotene Preise zu erteilen, bezw. von diesen Organen sein Gepäck, eventuell seine Ge-
schäftsräume, Erzeugungs- und Lagerstätten sowie seine Geschäftsaufzeichnungen und bei Vorweis eines 
besonderen schriftlichen Auftrages der Behörde auch seine Privatwohnung und deren Nebenräume 
durchsuchen zu lassen. Im Falle der vorläufigen Beschlagnahme von Waren haben die in Rede stehenden 
Organe der Partei eine ‘Beschlagnahme-Bestätigung’ unter Benützung einer diesbezüglichen Drucksorte 
auszufertigen, deren Uebernahme die Partei in der dem Kontrollorgane verbleibenden Kopie über Ver-
langen zu bestätigen hat. Die definitive Entscheidung über die beschlagnahmten Waren trifft stets die 
kompetente Behörde, welche die Partei hievon schriftlich verständigt. Zuwiderhandlungen werden stren-
ge bestraft.“ Schdg. WBl. 1918, Nr. 48, S. 7.
267) „Rieder Sonntags-Blatt“ vom 22. November 1918, Folge 46, S. 5 und „Amts-Blatt der Bezirkshauptmann-
schaft und des Bezirksschulrates Schärding“ Nr. 47 vom 14. November 1918. 
268) Im Nachbarort St. Florian wurde ein derartiger Sicherheitswehrausschuß am 10. November unter der Lei-
tung des Bürgermeisters Ferdinand Frankenberger gebildet. Schdg. WBl. 1918, Nr. 47, S. 6.  
269) Protokoll vom 6. November 1918, aufgenommen bei der Bezirkshauptmannschaft Schärding.
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Dieser Ausschuß gründete im Einvernehmen mit der Gendarmerie eine Sicherheitswehr 
aus „vollkommen verläßlichen und gut beleumundeten Personen“, die gegen Verpflegung 
und einen Tageslohn von 5 Kronen als Verstärkung der Gendarmerie dienten.270
Kaum hatten nämlich die 37er-Schützen Schärding verlassen, machten schon Gerüchte 
über versteckte, lagerartige Vorräte an Mehl, Zucker, Reis und sonstigen Lebensmitteln aus 
den Beständen des abgezogenen Schützenregiments die Runde271, worauf es aufgrund der 
herrschenden Lebensmittelknappheit – und z. T. wohl auch unter dem Eindruck, daß ange-
sichts des innenpolitischen Machtvakuums, das durch den Zerfall der Donaumonarchie ent-
standen war, Vorschriften und Gesetze nicht mehr beachtet werden müßten272 – immer wie-
der zu Übergriffen auf die Magazine des abgezogenen Regimentes kam. 
Die Beamten sowie das übrige Personal des hiesigen Bezirksgerichtes hatten zwar be-
reits am 11. November die Angelobung als Funktionäre des Deutschösterreichischen Staates 
in die Hände des Landesgerichtsrates und Gerichtsvorstehers Dr. Karl Nedobity geleistet273, 
die Angelobung der Beamten und Angestellten der Bezirkshauptmannschaft Schärding als 
Bedienstete des Deutschösterreichischen Staates konnte jedoch erst erfolgen, nachdem die 
Vorstände der Bezirkshauptmannschaften angelobt worden waren. Diese Angelobung fand 
am 14. November im Sitzungssaal der provisorischen Landesregierung in Linz statt. Wäh-
rend manche der adeligen Beamten damals ihren Dienst quittierten, blieb Georg Ritter v. He-
benstreit274, der bisherige Schärdinger Bezirkshauptmann, weiterhin im Amt.275
Am 18. November leisteten dann die Beamten und Angestellten der Bezirkshaupt-
mannschaft Schärding ihre Angelobung, wobei das „eidesstättige Gelöbnis“ mittels Hand-
schlag von Bezirkshauptmann Georg Ritter v. Hebenstreit entgegengenommen wurde.276
Von den drei Klammern des alten Staates – der Dynastie, dem Heer und der Bürokra-
tie – war also die dritte, die Verwaltung, im großen und ganzen intakt geblieben. „Sie arbei-
tete unverdrossen weiter und half so dem neuen Staat Deutschösterreich über die ersten Ge-
burtswehen hinweg“, beschreibt Walter Goldinger277 die Lage in Österreich im Spätherbst 
270) Schdg. WBl. 1918, Nr. 46, S. 5.
271) Schdg. WBl. 1918, Nr. 47, S. 6.
272) Der „Umsturz“ und die „Ausrufung der Republik“ brachten „alles außer Rand und Band und glaubte ein 
Großteil der Bevölkerung kein Gesetz und keine Vorschriften mehr beachten zu brauchen und meinten 
auch viele, die Behörden und Organe haben keine Rechte mehr. Infolge dessen mehrten sich auch die 
strafbaren Handlungen zusehends“,  heißt es in diesem Zusammenhang in der Chronik des k. k. Gendar-
meriepostens Schärding.
273) Schdg. WBl. 1918, Nr. 47, S. 5. Dr. Karl Nedobity hatte am 8. Jänner 1900 den Dienst als Bezirksrichter 
beim hiesigen Gerichte angetreten. Schdg. WBl. 1919, Nr. 9, S. 5.
274) Georg Ritter von Hebenstreit zu Glunhör, Mohrenfeld und Mauern hatte mit 16. März 1914 die Leitung der 
k. k. Bezirkshauptmannschaft Schärding und des k. k. Bezirksschulrates Schärding übernommen. Schdg. 
WBl. 1914, Nr. 5, S. 6 und Nr. 12, S. 7.
275) Mit Erlaß vom 5. April 1919, Z. 12305 wurde er dann allerdings mit der Leitung der BH Linz betraut, wor-
auf er mit 5. Mai 1919 die Agenden der BH und des Bezirksschulrates Schärding an den mit der Leitung 
der BH Schärding betrauten Bezirksoberkommissär Franz Petrak übergab. Im „Amts-Blatt“ der BH 
Schärding nahm G. v. Hebenstreit dazu u. a. so Stellung: „Schwerem Herzen [!] scheide ich nach fünfjäh-
riger Tätigkeit aus dem politischen Bezirke Schärding und aus dem mir so lieb gewordenen Wirkungs-
kreise, innerhalb welchem ich stets bestrebt gewesen bin, die Interessen des Bezirkes und seiner Bewoh-
ner nach besten Kräften zu wahren und zu fördern und insbesonders die Härten und Lasten der Kriegszeit 
nach Tunlichkeit zu mildern. [...]. Möge dem polit. Bezirke Schärding nach den Stürmen der Revolution 
und dem Aufbau unseres Deutschösterreichischen Vaterlandes ein glückliches Gedeihen und seiner Be-
völkerung das beste Wohlergehen für die Zukunft beschieden sein! [...].“„Amts-Blatt der Bezirkshaupt-
mannschaft und des Bezirksschulrates Schärding“ Nr. 18 vom 1. Mai 1919. 
276) Schdg. WBl. 1918, Nr. 48, S. 6.
277) Goldinger, Walter: Verwaltung und Bürokratie. – In: Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 
1918–1938. Geschichte der Ersten Republik. – Bd. 1. – Graz, Wien, Köln: 1983. S. 195.
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und Winter 1918/19, und dies entspricht auch den Gegebenheiten in Schärding.278 Das 
„Schärdinger Wochenblatt“ schildert in seiner Ausgabe vom 9. November 1918 die Situation 
u. a. folgendermaßen279:
Mit der Gründung des Staates Deutschösterreich verschwanden allerorts die Symbole 
des zusammengebrochenen Habsburger-Reiches; auch unsere Behörden, Aemter usw. 
haben diese Abzeichen280 in aller Stille abnehmen lassen[;]
und in der Chronik des k. k. Gendarmeriepostens Schärding findet sich dazu – nach 
einem kurzen Kommentar in bezug auf den verlorenen Krieg281 – folgende Eintragung: 
Der „Umsturz“ und Ausrufung der Republik brachte „alles außer Rand und Band“ 
und glaubte ein Großteil der Bevölkerung kein Gesetz und keine Vorschriften mehr be-
achten zu brauchen und meinten auch viele, die Behörden und Organe haben keine 
Rechte mehr. Infolge dessen mehrten sich auch die strafbaren Handlungen zusehends.
[...] Nun wurden die hiesigen Militärmagazine geradezu ausgeplündert. Einzelne Ma-
gazine wurden vom Pöbel zumeist aus der hiesigen Vorstadt – Feld, erbrochen, resp. in 
diese eingebrochen und alles, wie Bettdecken, Leintücher, Monturssorten, Schuhe dann 
Waffen weggeschleppt und unter der Landbevölkerung verkauft. Auch Militärwägen 
und Pferde eigneten sich diese Leute an.
Bezirkshauptmann v. Hebenstreit ließ daraufhin am 9. November 1918 im „Schärdin-
ger Wochenblatt“ einen Aufruf an die „Einwohner des polit. Bezirkes Schärding“ veröffent-
lichen, worin er klarstellte, daß es sich bei den geraubten bzw. entwendeten Gegenständen 
um Staatseigentum handle und daß über diese sowie über „alle seinerzeit dem Militärärar ge-
hörigen Ausrüstungsgegenstände“ die provisorische Landesregierung in Linz das ausschließ-
liche Verfügungsrecht habe, weshalb „alle Besitzer solcher Gegenstände, gleichgültig, ob 
dieselben von den Magazinen in Schärding stammen oder aus dem Felde oder den Garniso-
nen mit nach Hause genommen wurden, ob sie direkt entwendet oder durch Kauf erworben 
278) Dr. Richard Rußegger (geb. 1875 in Kohlgrube bei Wolfsegg) blieb bis zu seinem Tod am 3. August 1921 
an der Spitze der Bezirkssteuerbehörde Schärding, die er seit Anfang 1910 geleitet hatte. Schdg. WBl. 
1921, Nr. 32, S. 6.
In den Ruhestand hingegen trat mit Beginn des Jahres 1919 nach mehr als 45jähriger Gesamtdienstzeit 
der Vorstand des hiesigen Postamtes, Herr Oberpostverwalter Franz Lorenzoni. Wie Oberpostkontrollor 
Karl Pelikan als damaliger Leiter des Amtes im Rahmen einer Feier zu Ehren Lorenzonis am 26. Jänner 
1919 ausführte, war dieser am 5. Mai 1896 zur Leitung des neu ärarisierten Postamtes Schärding berufen 
worden und hatte diese somit durch mehr als 22 Jahre in ersprießlichster Weise durchgeführt. 
Schdg. WBl. 1919, Nr. 5, S. 5.
279) Schdg. WBl. 1918, Nr. 46, S. 5.
280) Z. B. die kaiserlichen Wappen an der Bezirkshauptmannschaft, am Bezirksgericht und an der Innbrücke.
281) „Auf allen Schlachtfeldern siegreich, tief im Feindeslande stehend, mußten die Zentralmächte die Waffen 
strecken, weil es die Politik der alten Regierungen nicht zuwege brachte, durch Entgegenkommen an die 
Feinde rechtzeitig Frieden zu schließen. Diese selbstherrliche Politik machte den Krieg unbekümmert um 
die ungeheure Not des Volkes, zu einem ‘Va Banque-Spiel’, das sie mit dem Eingreifen Amerikas in den 
Krieg verlor“, ist hier zu lesen, und dann schreibt der namentlich nicht genannte Chronist des Gendarme-
riepostens Schärding weiter: „Immerhin bleiben die Heldentaten der Völker am Schlachtfeld und nicht 
minder die Opfer der Angehörigen im Hinterlande ein erhebendes Gedenken daran, was Menschen Gro-
ßes an Hingabe und Entsagung vollbringen können. Ist auch daraus nicht der Sieg im Kriege entstanden, 
so deuten doch alle Zeichen darauf hin, daß der Sieg über den Krieg daraus hervorgeht und daß eine ähn-
liche Katastrophe die Menschheit nicht mehr heimsuchen wird. Dann war der größte Krieg aller Zeiten 
nicht vergebens.“ 
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worden sind“, aufgefordert seien, „dieselben ohne Verzug bei dem nächsten Gendarmerie-
Posten-Kommando unaufgefordert und straffrei abzugeben.“ Andernfalls drohe den Besitzern 
strengste Bestrafung.282
Die aus den Militärmagazinen geplünderten Sachen, dazu Pferde und Wägen konnten 
schließlich unter außerordentlicher Mühe allmählich wieder zustande gebracht, beschlag-
nahmt und zurückgebracht werden. In der Chronik des Gendarmeriepostens Schärding heißt 
es dazu nicht ohne Stolz:
Hiebei waren die notwendigen Hausdurchsuchungen an der „Tagesordnung“. Ganze 
Fuhren Militär- resp. Staatsgut aller Art brachten die Gendarmen zurück, wobei es 
die Leute an Widersetzlichkeiten und Widerstand nicht fehlen ließen, doch drangen 
die Gendarmerieorgane unter Aufbietung aller Energie überall mit Erfolg durch. Der 
Herr Dienstchef und auch der Herr Richter sprachen wiederholt ihre Bewunderung 
und den Dank dem Bezirkswachtmeister Adolf Kranebitter gegenüber aus. Auch die 
ruhige und besonnene Bevölkerungsschicht zollte der Gendarmerie für ihre unermüd-
liche Leistung und für den getanen Schutz ungeteilten Dank und Anerkennung. Oft 
und wiederholt kam uns zu Ohren, daß die Besitzer sagten: „O, Gott sei Dank, daß 
wir unsere brave Gendarmerie haben, hätten wir diese nicht, da ging es uns schlecht, 
die hält noch her, nur von der Gendarmerie haben wir noch einen Schutz, sonst von 
niemandem.“ 
Bezirkswachtmeister Adolf Kranebitter und die am Lokoposten283 eingeteilten Gendar-
merieorgane Gabriel Felber, Georg Hufnagl und Matthias Sassmann standen damals laut 
Chronik des k. k. Gendarmeriepostens Schärding Tag und Nacht im Einsatz, „um die beson-
nene Bevölkerung, insbesonders die Besitzer vor Gewalttaten und ihr Eigentum zu schüt-
zen.“ In Anbetracht der ernsten Lage – neben der Lebensmittelknappheit gab es auch große 
Probleme in der Stromversorgung284 und in der Bereitstellung von Heizmaterialien285 – ver-
282) Schdg. WBl. 1918, Nr. 46, S. 6.
283) Laut Chronik des Gendarmeriepostens Schärding wurde das Bezirksgendarmeriekommando mit 1. Juli 1918 
vom Lokoposten getrennt, und zwar wurde der Lokoposten selbständig und war derselbe von nun ab wie 
die auswärtigen Posten zu behandeln. Auch die Postenvisitierungen fanden auf den Lokoposten Anwen-
dung, sodaß der Bezirksgendarmeriekommandant den Lokoposten ebenso bereiste wie die übrigen Po-
sten. Dem Bezirkskommandanten wurden auch eigene Protokolle und eine eigene Kanzlei zugewiesen.
284) Aufgrund von Schwierigkeiten im Betrieb des Elektrizitätswerks – die längst angeforderten Ersatzteile für 
den Dieselmotor konnten mangels nötiger Metalle nicht geliefert werden, und die Akkumulatoren mußten 
besonders geschont werden, weil Blei und Schwefelsäure zu diesem Zeitpunkt nicht ersetzbar waren –
waren am 27. November 1918 in der Sitzung des Elektrizitäts-Ausschusses drastische Stromsparmaß-
nahmen beschlossen worden: So wurde von 8 bis 16 Uhr die Stromzufuhr gänzlich eingestellt und elek-
trischer Strom für Motorenbetrieb bis auf weiteres ausgeschaltet. Nur in allerdringlichsten Fällen – also 
nur, wenn Gesamtinteressen oder Lebensmittelfragen in Betracht kamen – konnte nach vorheriger An-
meldung bei der Stadtgemeinde Strom für kurze Zeit abgegeben werden. Die öffentliche Straßenbeleuch-
tung wurde in der Lampenzahl um die Hälfte reduziert. Auch in den öffentlichen Anstalten, z. B. im 
Krankenhaus, sollte elektrische Kraft nur in „dringlichsten unabwendbaren Fällen“ in Anspruch genom-
men werden. Gast- und Kaffeehäuser mußten um 22 Uhr geschlossen werden, und übermäßiger Strom-
verbrauch in Privathäusern sollte, wenn er mittels Stromzähler nachgewiesen werden konnte, den Entzug 
des Lichtstromes zur Folge haben. Schdg. WBl. 1918, Nr. 51, S. 6.
Laut Beschluß der Gemeindeausschußsitzung vom 6. Dezember mußten schließlich auch die Kinovor-
stellungen – ab 1904 wurden in Schärdinger Gasthäusern fallweise Stummfilme gezeigt; mit 1. Septem-
ber 1912 begannen die regelmäßigen Vorführungen in „Froschauers Kino“ (Schdg. WBl. 1912, Nr. 35 
und 36) – eingestellt werden, „bis Verhältnisse eintreten, welche die Abgabe von Strom für diesen Zweck 
ermöglichen.“ Schdg. WBl. 1918, Nr. 51, S. 5.
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bot die Stadtgemeinde öffentliche Musik- und Tanzveranstaltungen286 und verwies wieder-
holt auf die Notwendigkeit, die Sperrstunde – 22 Uhr – genau einzuhalten.287
Darüber hinaus wurde im Auftrag des Militärkommandanten von Linz in Schärding ein 
Volkswehrbataillon in der Stärke von 300 Mann aufgestellt.288 Gegen täglich 6 Kronen Löh-
nung und 5 Kronen Menagegeld verpflichteten sich die Wehrmänner, im Falle einer Bedro-
hung der Stadt durch Plünderer etc. für Ruhe und Ordnung zu sorgen und sich für die Sicher-
heit des Lebens und des Eigentums der Staatsbürger einzusetzen.289
Dem Volkswehrbataillon stellte sich eine größere Anzahl Schärdinger Bürgerssöhne 
unter Verzicht auf jederlei Löhnung oder Kostgeld für den Fall eines Alarms zur Verfügung. 
Sie galten als außerordentliche Mitglieder der Volkswehr und wurden weder kaserniert noch 
zu irgendwelchen Wachdiensten in ruhigen Zeiten herangezogen.290 Die schlechte Disziplin 
vieler Volkswehrmänner291 gab jedoch des öfteren Anlaß zu Klagen und machte wiederholt 
285) Im Schdg. WBl. 1918, Nr. 47 vom 16. November 1918 wurde z. B. auf S. 6 hinsichtlich der „Kohlenversor-
gung pro November 1918“ folgendes bekanntgegeben: „Pro November wurden der Stadtgemeindevorste-
hung Schärding 17 Waggon Kohle zugewiesen. Ueber 2 Waggon hievon behält sich die Bezirkshaupt-
mannschaft die Verfügung vor. Die geringere Zuweisung gründet sich auf der Bevorrätigung. Der Tag 
von dem an die Heizperiode beginnt, wird erst bekanntgegeben werden. Die Kohlenabgabestellen Wey-
land und Scharinger wurden verständigt, daß der Zimmerbrand von dem Beginn der Heizperiode an nur 
mehr mit 15 kg Braunkohle oder 12 kg Steinkohle, der Küchenbrand nur mit 20 kg Braunkohle oder 
16,5 kg Steinkohle eingelöst werden darf. Bis auf weiteres dürfen nur die Küchenbrandkarten eingelöst 
werden. Wegen der voraussichtlichen äußersten Kohlenknappheit dürfen Bezugsscheine nur höchstens zu 
zwei Drittel eingelöst werden. Endlich sind die Bevorrätigungsscheine bezüglich ihrer Gültigkeitsdauer 
insoferne zu erstrecken, als den bevorrätigten Parteien erst von dem Zeitpunkte an, bis zu dem sie mit der 
Vorratsmenge nach der oben angegebenen Zimmer- und Küchenbrandquote und nach dem erst bekannt-
werdenden Zeitpunkte des Beginnes der Heizperiode zu rechnen hätten.“
286) Anfang 1919 wurde dieses Verbot durch die provisorische Landesregierung noch erweitert. Im Schdg. WBl. 
Nr. 6 vom 8. Februar 1919 findet sich dazu auf S. 6 folgende Mitteilung: „Im Hinblicke auf die derzeiti-
ge allgemein ungünstige Versorgungslage in den Städten und Industrialorten verbietet die provisorische 
Landesregierung bis auf weiteres für ganz Oberösterreich die – mit einem übermäßigen Lebensmittelver-
brauch für Einzelne verbundene – Abhaltung von Tanzunterhaltungen, Hochzeits- und Leichenschmau-
sen, sowie ähnlicher Gastereien. Die Nichtbeachtung dieses sofort in Kraft tretenden Verbotes wird – so-
fern nicht ein strenger zu ahndender Tatbestand vorliegt – an den Veranstaltern, den beteiligten Gastwir-
ten und allen anderen Mitschuldigen mit einer Geldstrafe bis 200 K oder Arrest bis zu 14 Tagen geahn-
det. Nach Zulaß der in Betracht kommenden Spezialbestimmungen werden überdies die vorgefundenen 
Lebensmittel beschlagnahmt und für Zwecke der Volksversorgung für verfallen erklärt werden.“
287) Schdg. WBl. 1918, Nr. 47, S. 6.
288) Zu diesem Zweck wurde im Auftrag des Militärkommandanten von Linz in Schärding eine Werbekanzlei 
eingerichtet. Sie befand sich im Hotel Kaiserkrone [= Haas-Haus in der Innbruckstraße; Anm. d. Verf.]. 
Schdg. WBl. 1918, Nr. 50, S. 5.
289) Dieser Aufgabenbereich wurde mit Erlaß vom 28. November 1918 noch erweitert: Das Volkswehrkomman-
do Schärding erhielt den Auftrag, alle aus Südböhmen über Bayern geflüchteten Wehrfähigen deutsch-
österreichischer Nation in Schärding zu sammeln und eigene südböhmische Volkswehrformationen zu 
organisieren. Die Grenzkontrollstelle Passau wurde ersucht, alle derartigen Flüchtlinge nach Schärding 
zu senden, denn es war beabsichtigt, diese Abteilungen, sobald sie in entsprechender Stärke organisiert 
waren, zur Sicherung gegen die Tschechoslowakei an die Nordgrenze zu verlegen. 
Schreiben des D.Ö. Volkswehrkommandos in Linz an die Bezirkshauptmannschaft Schärding vom 28. 
November 1918. – E. Nr. 865.
290) Schdg. WBl. 1918, Nr. 51, S. 6.
291) Die Volkswehr war trotz eines hohen Anteils von sozialdemokratischen Partei- und Soldatenratsfunktionä-
ren anfangs „ein recht bunt zusammengewürfelter Haufe armer, unwissender, durch den Krieg verrohter 
Menschen“, die – durch den Sold in die Kasernen gelockt – leicht für politisches Abenteurertum zu ge-
winnen waren und glaubten, „man brauche nur ein paar hundert Bewaffneter und ein paar Maschinenge-
wehre, um von Ternitz oder von Traisen aus die Gesellschaftsordnung Europas umzustürzen.“ 
Bauer, Otto: Die österreichische Revolution. S. 99.
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das Einschreiten der Gendarmerie notwendig, sodaß laut Chronik des Gendarmeriepostens 
das Volkswehrbataillon die Arbeit der Gendarmerie eher erschwerte als unterstützte:
Zu dieser Truppe wurden zumeist Männer verschiedenen Alters aus dem Bezirke auf-
genommen, darunter viele oft und schwer vorbestrafte Individuen, die dann auch als 
Volkswehrmänner die verschiedensten strafbaren Handlungen hauptsächlich Diebstäh-
le, darunter Einbruchsdiebstähle, dann Schmuggel und Schleichhandel begingen und 
machten sohin der Gendarmerie nur mehr Arbeit und mußte gegen diese wiederholt 
eingeschritten werden und hatte die Gendarmerie von der Volkswehr nicht die gering-
ste Unterstützung, im Gegenteile wurde der Dienst nur bedeutend erschwert.
Der Kommandant dieser Volkswehr, in welcher gar keine Disziplin herrschte und tat 
was wollte [sic!], wurde von seinen eigenen Leuten und zwar vom gebildeten „Solda-
tenrate“ darunter auch wiederholt vorbestrafte Individuen, „gestürzt“ bezw. abgesetzt 
und wieder ein anderer gewählt. Der letzte Kommandant war Hauptmann Hugo Bu-
chinger, ein geborener Schärdinger[,] Sohn eines Gerichtsdieners aus Schärding. Die-
ser sympathisierte mit seinen Leuten[,] war ein Trinker und Schwärmer[,] sohin für 
seine „Untergebenen“ vollkommen geeignet. Ein gutes Einvernehmen mit der Volks-
wehr zu pflegen, war daher ganz ausgeschlossen.
Wenngleich im konkreten Fall die Vorwürfe der Gendarmerie berechtigt waren, so darf 
in diesem Zusammenhang aber keinesfalls übersehen werden, daß die eher konservativ ein-
gestellten Sicherheitsorgane den überwiegend links orientierten Volkswehrmännern292 mit 
ihren radikaldemokratisch-sozialrevolutionären Forderungen gegenüber vielfach eine gewisse 
Voreingenommenheit an den Tag legten und deren Aktionen nicht immer mit der nötigen 
Objektivität beurteilten. 
Als schließlich nichtgeladene Volkswehrmänner am 11. Dezember 1918 eine Vertrau-
ensmännerversammlung der Christlichsozialen Partei im Schärdinger Bräustübl sprengten, 
rief dies schärfste Proteste hervor. Die Vertreter aller drei politischen Parteien des Landes 
distanzierten sich von diesem Vorfall und wiesen ausdrücklich darauf hin, daß die Volks-
wehr zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung da sei, nicht aber, um Politik zu machen. 
Die Landesregierung leitete, wie aus einem Schreiben an die Bezirkshauptmannschaft Schär-
ding vom 18. Dezember ersichtlich ist – sein Briefkopf trug noch die Aufschrift „K. k. Statt-
halterei in Oesterreich ob der Enns“ –, eine genaue Untersuchung ein und teilte mit, daß die 
Schuldigen aus der Volkswehr ausgestoßen würden. Außerdem wurde bei dieser Gelegenheit 
festgestellt, daß in der Stadt Schärding mit 398 Mann eine unverhältnismäßig große Anzahl 
von Volkswehrleuten angesammelt sei, die dringend reduziert werden müsse, und zwar auf 
einen Höchststand von 240 Mann für das Gebiet des politischen Bezirkes Schärding. In be-
zug auf die Stadt vertrat man die Auffassung, daß ungefähr 30 bis 40 Mann vollkommen aus-
reichend seien, und erteilte daher den Auftrag, unverzüglich an den Abbau der Volkswehr-
formationen im Sinne der bestehenden Weisungen zu schreiten, wobei nach folgenden 
Grundsätzen vorzugehen war293:
 1) Jene Elemente der Schärdinger Volkswehr die sich terroristische Eingriffe in die 
von der Republik allen Staatsbürgern gleichermassen gewährleisteten Rechte und 
292) Laut den Aufzeichnungen des langjährigen Funktionärs der SDAP Alois Strebel zählte die Volkswehr hier 
über 250 Mann, „die ohne Ausnahme zu unserer Partei gehörten“. Nachlaß Strebel.
293) Schreiben der oö. Landesregierung an die Bezirkshauptmannschaft Schärding vom 18. Dezember 1918 be-
treffend den Standesabbau beim Volkswehrkommando Schärding. – Nr. 6967/IV.
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Freiheiten (Versammlungsfreiheit) zu schulden kommen ließen, und sich gegen die 
Grundgesetze des neuen Staates vergangen haben, sind sofort und ohne weiteres aus-
zuscheiden.
2) Bei der Verringerung des Standes ist auf die Existenzfrage der einzelnen Volks-
wehrmitglieder Rücksicht zu nehmen. Es sollen bei der Volkswehr zunächst Existenz-
lose verbleiben können, wenn sie den allgemeinen Bedingungen entsprechen, d. h. sol-
che, welche militärisch gedient haben, im Gebiete der Bezirkshauptmannschaft ansäs-
sig sind, sich den bestehenden Vorschriften unterwerfen und auch die Verpflichtung 
übernehmen, nicht nur in dem ständigen Wohnort sondern auch außerhalb desselben, 
doch innerhalb des Landes Oberösterreich der Volkswehr je nach Notwendigkeit und 
den eventuell ergehenden Befehlen der Volkswehr Dienst zu leisten.294
Das wirksamste Mittel, Ausschreitungen zu verhindern und eine nachhaltige Entspan-
nung der Lage herbeizuführen, bestand jedoch darin, die Bevölkerung ausreichend mit Le-
bensmitteln zu versorgen, weshalb immer wieder – oft geradezu dramatische – Appelle an 
die Bauern gerichtet wurden, damit diese unter den nunmehr veränderten politischen Verhält-
nissen weiterhin ihrer Ablieferungspflicht nachkamen.295 Nachdem Landeshauptmann Hau-
ser – wie bereits erwähnt – schon am 5. November 1918 in seinem Aufruf an die Landwirte 
ausgeführt hatte, daß es in erster Linie an ihnen liege, „schwere Gefahren, die dem jungen 
Staatswesen drohen, abzuwenden“, indem sie „die Verpflegung seiner Bürger“ sicherstellten 
und ihren „Verpflichtungen hinsichtlich der Ablieferung der Lebensmittel im vollen Umfan-
ge“ nachkamen, traten zwei Tage später die provisorische Landesregierung, der Landeskul-
turrat für Oberösterreich, die Landwirtschaftsgesellschaft für Oberösterreich sowie der Land-
wirtschaftliche Verband für Verwertung und Bezug in einem gemeinsamen Aufruf an die 
Bauern heran, um ihnen noch einmal die Dringlichkeit des Problems nahezubringen und da-
bei auch nach außen hin Geschlossenheit in dieser sensiblen Frage zu demonstrieren. Neben 
der Auflistung der Produkte, die möglichst rasch abzuliefern waren, bringt dieser Aufruf vom 
7. November ansatzweise bereits vieles von dem zur Sprache, was in den folgenden Monaten 
das Hauptaugenmerk aller politisch Verantwortlichen erfordern sollte, nämlich die Abkehr 
von der Kriegswirtschaft, den Konflikt Interessen der Länder/Anliegen des Gesamtstaates, 
die Abgrenzung von den anderen Nachfolgestaaten, das Aufkommen eines bisher weitgehend 
verdeckten Antizentralismus – der sich bald mit Antisozialismus und Antisemitismus verbin-
den würde – sowie das Problem des Schleichhandels und der Preistreiberei, und gibt daher 
einen guten Einblick in die allgemeine Stimmung296:  
Deutsche Bauern Oberösterreichs!
Unserem neuen Staate Deutschösterreich und unserem Heimatlande Oberösterreich 
droht eine große Gefahr: der Mangel an Nahrungsmitteln.
294) Als schließlich die Reichswehr gebildet bzw. die Volkswehr in die Reichswehr umgewandelt wurde, kam 
das Volkswehrbataillon von Schärding weg – laut Gendarmeriechronik war es „eine große Erleichte-
rung“, als die Bevölkerung die Volkswehr ganz abziehen sah –, und Schärding blieb dann, nachdem am 
23. Mai 1919 auch das seit vier Jahren hier stationiert gewesene Ersatzbataillon des ehemaligen Kaiser-
schützen-Regiments Nr. 3 nach Imst in Tirol abgegangen war („Innviertler Zeitung“ 1919, F. 22, S. 5), 
bis in die 30er Jahre ohne Garnison.  
295) Um der drückenden Versorgungsprobleme Herr zu werden, war das im Weltkrieg geschaffene Zwangsbe-
wirtschaftungssystem beibehalten worden, wobei die Volkswehr sowie Arbeiter- und Soldatenräte die 
Ablieferung und Verteilung der Lebensmittel kontrollierten. Haider, Siegfried: Geschichte Oberöster-
reichs. S. 398.
296) Schdg. WBl. 1918, Nr. 47, S. 1.
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Wir fühlen uns daher verpflichtet, beherzigenswerte Worte an Euch zu richten. Von 
Euch hängt die ruhige und ordnungsmäßige Entwicklung unseres Landes ab und damit 
auch Eure eigene Sicherheit.
Unter vielen Landwirten ist die Ansicht verbreitet, daß die Lieferungen von Kartoffel, 
Getreide, Schlachtvieh und Rauhfutter jetzt gänzlich aufhören können, weil es keine 
Armee mehr gibt. Dies ist ein gewaltiger Irrtum, denn schon bisher hat nur ein kleiner 
Teil dieser Lieferungen für das Militär gehört und dürfen diese Lieferungen jetzt nicht 
aufhören oder nachlassen, sondern müssen im Gegenteile regelmäßig und möglichst 
rasch fortgesetzt werden.
Diese Lieferungen gehören für die Versorgung des eigenen Landes, insbesondere der 
Städte und Märkte und ist der Bedarf für das Zivil infolge der Heimkehrer sogar ge-
stiegen.
Es müßte unabsehbare Folgen haben, wenn die Bevölkerung ohne Nahrung dasteht 
und die hungernden Massen gezwungen sind, dem Selbsterhaltungstrieb gehorchend, 
auf dem Lande beim Bauern sich selbst das zu suchen, was sie in der Stadt nicht be-
kommen können. Dann aber zerbricht die öffentliche Ordnung und es erscheint in er-
ster Linie Hab und Gut und das Leben des Landwirtes bedroht und gefährdet. Gebt da-
her, was immer Ihr nur imstande seid und gebt rasch. [...] 
Auch die Lieferung von Heu und Stroh darf nicht eingestellt werden, wenn auch für das 
Militär nur mehr ein kleiner Teil gehört. Das Heu und Stroh wird für die Versorgung 
der Städte benötigt, welche sonst den ganzen Fuhrwerksverkehr einstellen müßten und 
für die übrigen Fuhrwerksbesitzer im Lande, deren Betrieb unbedingt aufrecht erhalten 
werden muß. Ferner versorgt unser Land zu einem kleinen Teil auch die Stadt Wien mit 
Heu und hängt dieselbe ganz von uns ab, so daß die Einstellung der Heusendungen 
nach Wien die schwersten Folgen haben müßte.
Selbstverständlich muß besonders im Interesse der Kinder und Kranken die Milchliefe-
rung aufrecht bleiben und darf die Versorgung mit Fett nicht auslassen.
Alle diese Produkte, Kartoffel, Getreide, Vieh und Rauhfutter, Milch und Fett gehören 
also zum größten Teile für die Versorgung unseres eigenen Heimatlandes Oberöster-
reich, zu einem kleinen Teile für das übrige Deutschösterreich. Irgendwo andershin 
wird selbstverständlich nichts geschickt. [...] 
Die Landesregierung wird sich auch dafür einsetzen, daß anderseits auch Ihr die von 
Euch benötigten Gegenstände, in erster Linie Leder, Zucker und Petroleum usw. be-
kommt.
Deutsche Bauern Oberösterreichs! Weist auch die Versuchungen der Schleichhändler 
von Euch und vermeidet alles, was zu Preistreibereien Anlaß gibt, die ernsteste Zeit 
darf nicht zu Bereicherungen benützt werden. Deutsche Bauern Oberösterreichs! Vie-
les und Gewaltiges, die Existenz unseres Landes, auch Euer Hab und Gut und Leben 
steht auf dem Spiel.
Die Lieferungen werden auch bedeutend leichter gemacht dadurch, daß die blutigen 
Kriegsopfer zu Ende sind, daß eine Volksregierung die Waren vernünftig und mit mög-
lichster Einschränkung der Gefahr des Verderbens verwaltet und gewissenhaft verteilt, 
daß die Lebensmittel nur den eigenen Landsleuten oder Deutschösterreichern zu gute 
kommen, ferner daß die Gewinner der Zentralen nunmehr ausgeschaltet werden und
alles von Volk zu Volk fließt.
Deutsche Bauern Oberösterreichs!
Das ganze Land, das ganze Volk vertraut auf Euch, tut Eure Pflicht und helft dem Lan-
de über die schwierige Zeit.
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Bezirkshauptmann Georg Ritter v. Hebenstreit297 und Statthaltereikonzipist Alfred Kol-
be von Schärding, die sich beide – im Unterschied zu manch anderen Bezirkshauptleuten 
bzw. Beamten der unteren Verwaltungsebene in Oberösterreich298 – nach wie vor allgemein 
hoher Wertschätzung erfreuten299, waren in den nächsten Wochen unermüdlich tätig, um die 
Bevölkerung über die neuen politischen Verhältnisse aufzuklären und vor allem bei den 
Bauern unter Berufung auf die Kundmachungen vom 5. und 7. November 1918 um Verständ-
nis dafür zu werben, daß entgegen den Erwartungen, die gerade sie an das Kriegsende ge-
knüpft hatten, eine Aufhebung der strengen Bewirtschaftungsmaßnahmen noch nicht in Frage 
kam. 
So sprachen Bezirkshauptmann v. Hebenstreit und Statthaltereikonzipist Alfred Kolbe 
z. B. am 15. November 1918 in Baumgartners Brauhaus in Schärding vor ungefähr 200 
Landwirten, die sich hier über Einladung der Bezirkshauptmannschaft aus den Gemeinden 
Brunnenthal, St. Florian, Rainbach und Wernstein eingefunden hatten300, am 28. November 
bei einer Versammlung in St. Roman, „die sich eines Massenbesuches erfreute“301, am 1. De-
zember bei einer landwirtschaftlichen Versammlung in Raab, die von über 300 Landwirten 
besucht war302, und am 6. Dezember anläßlich einer landwirtschaftlichen Versammlung im 
Feichtnerischen Gasthause in Andorf, „die großen Besuch hatte“303, wobei sowohl Bezirks-
297) Georg Ritter von Hebenstreit zu Glunhör, Mohrenfeld und Mauern war am 11. Jänner 1917 – zusammen mit 
Landeshauptmann Hauser – in Anwesenheit der Herren Bezirkskommissär Petrak und Konzipist Kolbe in 
sämtlichen Landgemeinden des Gerichtsbezirkes Schärding zum Ehrenbürger ernannt worden. Schdg. 
WBl. 1917, Nr. 5, S. 5. 
298) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 16 ff.
299) „Bezirkshauptmann Hebenstreit wie Konzipist Kolbe haben sich während der Kriegszeit durch ihr stets 
freundliches Entgegenkommen das Vertrauen der ganzen Bevölkerung gewonnen, was bei dieser Ver-
sammlung [einer landwirtschaftlichen Versammlung, die am 1. Dezember vor über 300 Landwirten in 
Raab abgehalten wurde; Anm. d. Verf.] so recht zum Ausdruck kam“, schreibt z. B. das „Rieder Sonn-
tags-Blatt“ am 6. Dezember 1918, Folge 48, S. 6. 
300) Bezirkshauptmann v. Hebenstreit erörterte dabei die politische Lage und insbesondere „den Begriff der 
durch die neue Staatsform gewährleisteten politischen Freiheit“. Dann betonte er, daß auch im nunmehri-
gen Staatswesen die Gesetze und Verordnungen genau befolgt werden müssen, um Ordnung und Ruhe 
aufrecht zu erhalten, und daß es jedermanns Pflicht sei, beim Aufbau des deutschösterreichischen Staates 
mitzuwirken. „Das allerwichtigste für die nächsten Wochen bilde die Frage der Volksernährung, da Ruhe 
und Ordnung sowie Sicherheit der Person und des Eigentums nur dann bestehen können, wenn der Be-
völkerung der großen Städte die unbedingt notwendigen Lebensmittel zugeführt werden. Der Bezirks-
hauptmann richtete zum Schlusse einen warmen Appell an die anwesenden Landwirte, ihrer Lieferungs-
pflicht voll und ganz nachzukommen, denn jeder Landwirt, der in dieser so schwierigen Zeit seine Ueber-
schüsse rasch und ohne Zwang abgibt, schützt sich selbst und seinen Besitz.“ Im gleichen Sinn wandten 
sich dann auch Abg. Bürgermeister Ferdinand Frankenberger aus St. Florian und Abg. Bürgermeister 
Markus Hölzl aus Schärding an die Anwesenden. Anschließend verlas Statthaltereikonzipist Kolbe einen 
Aufruf der provisorischen Landesregierung, des Landeskulturrates, der Landwirtschaftsgesellschaft und 
des landwirtschaftlichen Verbandes für Verwertung und Bezug, in dem die deutschen Bauern Oberöster-
reichs aufgefordert wurden, ihre Pflicht zu tun und dem Land über die schwierige Zeit hinwegzuhelfen. 
Der Redner besprach anhand dieses Aufrufes „die besondere Wichtigkeit der raschen Anlieferung der 
Kartoffel mit Rücksicht auf die herannahende Kälte“, weiters die Notwendigkeit der Lieferung von But-
ter, Milch und Fett sowie von Schlachtvieh. Schließlich bedauerte er noch den vorläufigen Mangel an 
Zucker, weil „Deutsch-Oesterreich über keine Zuckerfabrik verfüge und die Verhandlungen mit dem 
tschecho-slowakischen Staat wegen Lieferung von Zucker vorläufig zu keinem Resultat geführt haben.“ 
301) Schdg. WBl. 1918, Nr. 50, S. 5.
302) „Rieder Sonntags-Blatt“ 1918, Folge 48, S. 6.
303) Im Rahmen dieser Versammlung legten Bezirkshauptmann v. Hebenstreit und Konzipist Kolbe den Bauern 
z. B. nahe, „wie notwendig es in Anbetracht der darbenden Bevölkerung in den Städten ist, auch jetzt 
noch so viel als möglich zu liefern, damit dieselben nicht vor äußerster Not zur Plünderung greifen.“ 
„Rieder Sonntags-Blatt“ 1918, Folge 49, S. 5.
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hauptmann Hebenstreit als auch Konzipist Kolbe immer wieder an die Bauern appellierten, 
„ihrer Lieferungspflicht voll und ganz nachzukommen“, um so „dem Lande über die schwie-
rige Zeit hinwegzuhelfen“.304
Während diese Appelle von seiten der Bauernschaft anfangs durchwegs wohlwollend 
aufgenommen wurden und sich z. B. die Bauern der Gerichtsbezirke Schärding und Raab aus 
Solidarität mit der notleidenden Bevölkerung in den Städten sogar bereit erklärten, auf Prä-
mien zu verzichten, die ihnen die Landesregierung zugesichert hatte305, schwand dieses Ver-
ständnis aber, je länger die Lebensmittelknappheit anhielt, und bald waren trotz eindringli-
cher Warnungen306 und empfindlicher Strafen307 Preistreiberei und Schleichhandel an der
Tagesordnung.308
Immer wieder hatten die Behörden nun gegen „lieferfaule Landwirte“ vorzugehen309, 
und die Gendarmerie war tagaus, tagein damit befaßt, die mit der Lebensmittelfrage in Ver-
bindung stehenden Delikte aufzuklären.310
304) Schdg. WBl. 1918, Nr. 48, S. 6.
305) Am 16. November 1918 fand unter dem Vorsitz des Bürgermeisters und Abgeordneten Frankenberger im 
Gasthaus Weisheitinger in Schärding im Beisein v. Hebenstreits eine Bürgermeisterkonferenz statt. Da-
bei brachte Frankenberger eine Anregung der Bauernversammlung vom Vortag zur Sprache, die dahin 
lautete, daß die Landwirte der Gerichtsbezirke Schärding und Raab auf die ihnen von der Landesregie-
rung gewährten Kartoffelprämien von zwanzig Kronen per 100 Kilogramm verzichten sollten, um den 
Konsumenten dieses wichtige Nahrungsmittel in möglichst billiger Weise zu verschaffen. Sämtliche Bür-
germeister und Gemeinderäte – es waren alle Gemeinden der beiden Gerichtsbezirke vertreten – stimm-
ten daraufhin dieser Anregung zu. Schdg. WBl. 1918, Nr. 48, S. 6.
306) In einem im Schdg. WBl. 1919, Nr. 10, S. 6 veröffentlichten Aufruf des Landeskulturrates und der Land-
wirtschafts-Gesellschaft z. B. heißt es dazu u. a.: „Wir beschwören die Landwirte im eigenen Standesin-
teresse von der Versorgung des gewerbsmäßigen Schleichhandels abzusehen und dafür nur die amtlichen 
Sammelstellen zu beliefern. Das Wuchergeld bringt kein Glück und gefährdet nur unsere Zukunft.“
307) Verurteilte wurden nicht nur mit Geld- und Arreststrafen belegt, sondern auch in der Presse namentlich an-
geprangert.
308) Im März und April 1919 z. B. wurden von den Organen des Soldatenrates und der Volkswehr im Vereine 
mit den Kontrollorganen der Bezirkshauptmannschaft beschlagnahmt: 641 Kilo Fleisch, 5.179 Kilo Ge-
treide und Mehl, 191,8 Kilo Butter, 5.043 Stück Eier, 10 Hühner, 3 Enten etc. Das Getreide wurde den 
Getreidekommissionären, die Lebensmittel den verschiedenen Gemeindeabgabestellen übergeben, die sie 
auf die Karten an die Bevölkerung abgab. Schdg. WBl. 1919, Nr. 18, S. 5.
Insgesamt wurden im Lauf des Jahres 1919 im Bezirk Schärding 280.992 kg Butter, 457.397 kg Fleisch, 
22.046 Stück Eier, 32 Gänse, 27 Enten, 211 Hühner, 7 Kitze, 5 Säcke Kaffee, 448 Pakete Kaffee u. a. 
beschlagnahmt. Schdg. WBl. 1920, Nr. 5, S. 6.
309) Als besonders „wirkungsvoll“ erwiesen sich dabei militärische Zwangseinquartierungen. So berichtet das 
„Schärdinger Wochenblatt“ z. B. am 22. März 1919, daß die Bezirkshauptmannschaft eine zwangsweise 
Einquartierung auf dem Häuslmairgut in Haraberg verfügt habe, weil dessen Besitzer sich geweigert hat-
ten, der ihnen vorgeschriebenen Lieferung nachzukommen: „12 Mann der hiesigen Volkswehr kamen am 
18. d. M. auf dieses Gut, wo ihnen volle Verpflegung verabfolgt werden mußte. Unter diesem Drucke ka-
men die obgenannten Besitzer der vorgeschriebenen Lieferungspflicht nach und konnte die Einquartie-
rung wieder aufgehoben werden“ (Schdg. WBl. 1919, Nr. 12, S. 6); und zwei Wochen später schreibt das 
Blatt unter der Schlagzeile „Militärische Einquartierung bei lieferfaulen Landwirten“: „Die immer mehr 
und mehr um sich greifende Lebensmittelnot, die insbesondere durch die Verweigerung der behördlichen 
Lieferungen von Seite der Bauern genährt wird, machte auch in der Gemeinde Kopfing ein energisches 
Einschreiten der Behörde notwendig. Nachdem trotz vorheriger Warnung und Drohung mit der Beset-
zung nichts geliefert wurde, mußte die Einquartierung von Schärdinger Volkswehrmännern bei einzelnen 
Bauern vorgenommen werden. Die Ergebnisse waren überraschende und der Erfolg trat sofort ein.“ 
Schdg. WBl. 1919, Nr. 14, S. 7. Betroffen waren von dieser Aktion in Kopfing laut Schdg. WBl. 1919, 
Nr. 17, S. 5 87 Parteien. 
310) So gelang ihr zum Beispiel am 27. Februar 1919 unter Bezirksinspektor Adolf Kranebitter die Verhaftung 
einer 23köpfigen Diebsbande. Chronik des Gendarmeriepostens Schärding.
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Weitere Probleme ergaben sich aus der akuten Wohnungsnot311 sowie aus dem Mangel 
an Bekleidung und Brennmaterial.312 Um die Not der Ärmsten zu lindern – Ende des Jahres 
1918 zählte man in Oberösterreich 17.350 Bedürftige (das waren rund zwei Prozent der Ge-
samtbevölkerung), die der Armenfürsorge der Gemeinden unterstanden313 –, wurden im Fe-
bruar 1919 gegen behördliche Bezugsscheine Kleidungsstücke, Wäsche und Schuhe aus den 
Restbeständen der für Südtiroler und jüdische Flüchtlinge dem Bezirk zugeteilten Bekleidung 
ausgegeben314, und die provisorische Landesregierung verfügte – laut „Schärdinger Wochen-
blatt“ vom 26. April 1919 auf Anregung des Arbeiterrates – den Verkauf von ungefähr 200 
Raummetern Brennholz aus den ärarischen Innauen oberhalb St. Florians an Schärdinger 
Minderbemittelte zu mäßigem Preis.315 Seitens der Stadtgemeinde, die damals überdies stän-
dig mit den Forderungen einzelner Kaufleute konfrontiert war, daß die städtischen Lebens-
mittelverkaufsstellen aufgelassen und die betreffenden Artikel dem Handel zugewiesen wer-
den mögen316, versuchte man die Situation dadurch in den Griff zu bekommen, daß man 
Fremden, die sich ohne genügende Begründung in Schärding aufhielten und hier Lebensmit-
telkarten bezogen, einen Endtermin zur Abreise bis Ende Februar festsetzte.317
Angesichts der angespannten Versorgungslage – erst mit Verordnung der provisori-
schen Landesregierung vom 22. Mai 1919 wurde das Einreiseverbot in Oberösterreich außer 
Kraft gesetzt318 – mußte Dr. Ferdinand Rodler319, der Besitzer der hiesigen Wasserheilanstalt, 
311) In der am 7. März 1919 unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Markus Hölzl abgehaltenen 72. Gemeinde-
ausschußsitzung wurden die Herren Wagner, Hornisch und Strebel dazu bestimmt, bei in Betracht kom-
menden Hausbesitzern zur Aufbringung von eventuell noch verfügbaren Wohnungen persönlich vorzu-
sprechen, um wenigstens die allerdringlichsten Beamtenwohnungen, für deren Besorgung die Stadtge-
meinde in gewissem Sinne verantwortlich war, zur Verfügung stellen zu können (Schdg. WBl. 1919, Nr. 
11, S. 5 f.). Trotz ihrer Bemühungen suchten im Jänner 1920 laut der „Innviertler Zeitung“ 1920, F. 9, 
S. 3 aber immer noch über 50 Wohnparteien der Stadt eine Wohnung, was damals folgendermaßen kom-
mentiert wurde: „Nur eine rege Bautätigkeit könnte hier abhelfen, doch diese ist derzeit ausgeschlossen, 
wenn man Arbeitslöhne, den Preis des Baumaterials (1000 Stück gewöhnliche Mauerziegel, die im Frie-
den 34 bis 40 Kr. kosteten, sollen auf 2000 Kr. zu stehen kommen) in Betracht zieht.“  
312) Ab Ende Oktober 1919 kam es infolge der durch den Kohlenmangel notwendigen Sparmaßnahmen bei der 
Bezirkssteuerbehörde Schärding sogar zu einer Einschränkung der Amtsstunden für den normalen Partei-
enverkehr. Schdg. WBl. 1919, Nr. 43, S. 5.
313) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 406.
314) Schdg. WBl. 1919, Nr. 7, S. 5.
315) Schdg. WBl. 1919, Nr. 17, S. 5.
316) Im Rahmen der am 6. Dezember 1918 abgehaltenen Gemeindeausschußsitzung wurden die Ansuchen der 
Kaufleute und Krämer z. B. folgendermaßen beantwortet: „Die Stadtgemeinde hat die Lebensmittelstel-
le – wie schon wiederholt dargetan – niemals angestrebt, sie wurde vielmehr seitens der politischen Be-
hörde der Stadtgemeinde im Interesse des allgemeinen Konsums derselben zugewiesen“; und dann wurde 
erklärt, daß man diesen behördlich angeordneten Lebensmittelverkauf aber gern zurücklegen werde, 
wenn die Anlieferung der Waren in ausreichendem Maße erfolge. Schdg. WBl. 1918, Nr. 51, S. 5 f.
317) Laut Beschluß der Gemeindeausschußsitzung vom 7. Februar 1919.
318) Der Aufenthalt in einer Gemeinde über drei Tage bedurfte jedoch weiterhin der Bewilligung der Bezirksbe-
hörde und eine Verweildauer über acht Tage der der Landesregierung. Schdg. WBl. 1919, Nr. 25, S. 6.
319) Er hatte 1914 die hier im Jahr 1891 nach dem Vorbild Wörishofens von Dr. Otto Ebenhecht gegründete 
Wasserheilanstalt käuflich erworben. 
Angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung der Anstalt waren nach dem Tode Ebenhechts am 2. Jänner 
1910 von verschiedenen Seiten Anstrengungen unternommen worden, die nunmehr stillgelegte Kneipp-
anstalt wiederzubeleben. Namentlich bemühte sich der Hausbesitzer und Vizemesner Johann Wimmer, 
den Orden der Barmherzigen Brüder zur Übernahme der Ebenhechtschen Kneippanstalt zu gewinnen, 
und auch die Gemeinde Schärding wurde sowohl im Interesse ihrer Bürger als auch im eigenen Interesse 
tätig. Sie ersteigerte am 29. März 1910 die herrenlose Heilanstalt. Noch am selben Tag traten dann die 
Gemeinderäte Apotheker Eduard Kyrle und Bräuer Georg Wieninger in einem amtlichen Schreiben vom 
29. III. 1910 Zl. 671 an den Orden der Barmherzigen Brüder in Wien mit der Bitte heran, die von der 
-208-
die beabsichtigte Wiederaufnahme des Kurbetriebs320 bis in den Sommer hinein verschieben, 
und auch dann – in der Gemeindeausschußsitzung vom 19. Juli 1919 – genehmigte ihm die 
Gemeindevertretung lediglich den Aufenthalt von 30 Fremden.321 Gleichzeitig ließ Bürger-
meister Ferdinand Brunner damals folgende Kundmachung veröffentlichen322:
Laut § 5 des Landesgesetzes vom 22. Mai 1919 Nr. 72 dürfen sich Fremde höchstens 
bis 3 Tage in einer oberösterr. Gemeinde aufhalten.
Es wird die Wahrnehmung gemacht, daß in letzter Zeit sowohl in Gasthöfen als auch in 
Privathäusern sehr viele Fremde sich länger als 3 Tage aufhalten. Die Folge davon ist, 
daß sich die einheimische Bevölkerung mit Recht über diese ungesetzlichen Vorgänge 
allgemein beschwert und Abhilfe verlangt, da die Fremden – wie zu beachten ist – viel-
fach ihren Aufenthalt auch zur Hamsterei und Preistreiberei benützen.
Um Abhilfe zu schaffen, ergeht der Auftrag, allen Fremden, welche sich nicht mit 
einer ausdrücklichen Bewilligung der Stadtgemeinde zum längeren Aufenthalte aus-
weisen können, unbedingt nicht länger als höchstens 3 Tage Aufenthalt zu gewähren.
Die Gastwirte und alle Unterkunftgebenden sind gehalten, mitzuwirken, daß der Frem-
denzuzug verhältnissehalber soviel als möglich eingedämmt wird.
Allen Fremden, welche sich länger als 1 Tag hier aufhalten wollen, ist zu bedeuten, 
daß ihnen von gemeindeämtlichen Kontrollorganen eine Meldebestätigung gegen Er-
lag einer Gebühr von 2 K erfolgt wird, ohne welcher [!] dieselben nicht weiter behal-
ten werden dürfen.
Uebertretungen werden im 1. Falle mit 100 K bestraft; bei Privathäusern im Wieder-
holungsfalle mit 200 K. Bei Gastwirten erfolgt die Anzeige an die politische Behörde 
und Antrag auf Gewerbeentziehung.
Da sich der Lebensmittelmangel aber trotz all dieser Maßnahmen nicht von heute auf 
morgen beheben ließ, entzündete sich am „Fremden-Wesen“ – im Jahr 1919 dauerte die 
Fremdensaison in Oberösterreich bis 1. September; Dr. Rodler erhielt für seine Wasserheil-
Gemeinde erworbene Kaltwasserheilanstalt zu übernehmen. Nach der Besichtigung der leerstehenden 
Anstalt durch den Provinzial (laut Bericht des „Linzer Volksblattes“ Nr. 77 vom 6. IV. 1910) lehnte der 
Orden die Übernahme für das Jahr 1910 jedoch ab, ließ aber die Hoffnung auf eine Übernahme im Jahr 
1911 in Schwebe. Als die Barmherzigen Brüder im Jahr 1911 dann aber nichts von sich hören ließen, 
war klar, daß sie dieses Projekt fallengelassen hatten. 
Nunmehr wandte sich die Gemeinde an Dr. Rodler, der die Leitung der Anstalt übernahm und diese 
schließlich 1914 käuflich erwarb. Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. 
S. 184–186.
320) Bereits am 14. Juni 1919 berichtete das „Schärdinger Wochenblatt“, daß Dr. Rodler die Wiedereröffnung 
der Kuranstalt beabsichtige und zu diesem Zwecke die verschiedenen „Centralen“ erfolgreich kontaktiert 
habe. Das Arbeitsministerium werde die notwendige Kohle beistellen, und das Volksernährungsamt habe 
die Lieferung von Nahrungsmitteln für ungefähr 200 Kranke zugesagt. Nunmehr müsse nur noch die Ge-
meindevertretung zu dieser Frage Stellung nehmen, und dann hieß es weiter: „Die Wiedereröffnung der 
Anstalt wäre nur zu begrüßen, zumal bei der sichergestellten Lebensmittelzufuhr eine Verkürzung der 
einheimischen Bevölkerung [sic!] nicht eintreten würde. Auch im Interesse der bereits vorliegenden mas-
senhaften Ansuchen sowie des guten Rufes unserer Stadt wäre die Eröffnung der Kuranstalt zu begrü-
ßen.“ Schdg. WBl. 1919, Nr. 24, S. 6.
321) Das Ansuchen Dr. Rodlers um Eröffnung der Kaltwasserheilanstalt wurde damals in dem Sinne erledigt, daß 
30 Fremden der Aufenthalt in Schärding gegen Erlag einer Taxe von 2 K für 3 Tage, von 20 K bis 8 Ta-
ge und von 40 K zu vier Wochen bewilligt wurde, jedoch nur immer 15 Personen zum Kurgebrauche. 
Schdg. WBl. 1919, Nr. 30, S. 6.
322) Schdg. WBl. 1919, Nr. 30, S. 8.
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anstalt jedoch über diesen Zeitpunkt hinaus die Bewilligung, Fremde zu beherbergen323 –
immer wieder heftige Kritik, und in diese Kritik mischten sich – wie folgender Leserbrief 
Paul Poindeckers324 im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 23. August 1919 zeigt – vielfach 
antisemitische Töne. Unter dem Titel „Schärdings Not“ heißt es in diesem Leserbrief325:
Ich folge gerne der Aufforderung einer Gruppe notleidender Schärdinger und spreche 
gewiß aus den Herzen aller hier Einheimischen, wenn ich mir im Nachstehenden er-
laube, eine kurze Kritik des Ernährungs- und Fremden-Wesens unserer Stadt der örtli-
chen Presse zu übergeben.
Das Land, wo Milch und Honig fließt, ist unser Oberösterreich schon längst nicht mehr 
und wir Schärdinger trügen gewiß mit viel Aufopferung und leerem Magen die Last, 
die uns jeder kommende Tag aufbürdet, wenn wir mehr Willen sehen würden, daß un-
serer Not wirksam gesteuert werde. Die Rationierung der Verpflegsmittel, die wir als 
dringend geboten wohl oder übel anerkennen und gutheißen müssen, versetzt uns in 
genau dieselbe Lage, wie etwa die Wiener, die ebenfalls mit ihrer Kartenverpflegung 
nicht die Kraft zur täglichen Arbeit finden können. Während nun den Großstädten 
dank der „rührigen“ Arbeit unseres Ernährungsamtes im Wege des Kompensations-
verfahrens (Ausfuhr von Holz, das zum Großteile unser Oberösterreich liefert) Lebens-
mittel aus dem Auslande zur Verfügung gestellt werden, von denen wir eben blutwenig 
zu sehen bekommen, bleibt uns Provinzlern die schon recht schmale Ergiebigkeit unse-
res Flachlandes zur Aufbesserung unserer mangelhaften Ernährung übrig. Es wird 
kein Mensch bestreiten, daß wir alle aufs „Hamstern“ angewiesen sind und wir leug-
nens auch gar nicht, daß wir zuweilen einige Kronen über den Höchstpreis bieten, 
um unter möglichster Schonung des redlich erworbenen Sparvermögens doch soviel 
Fett, Eier, Fleisch und dergl. aufzutreiben, daß wir nicht wie die Schachtelhalme ein-
schrumpfen.
Der einzige Weg nun, der uns zur Fristung unseres genügsamen Lebens noch offen 
steht, die beschwerliche und höchst unangenehme Hamsterei, wird uns unter den gegen
wärtigen Fremdenverhältnissen Schärdings beinahe unmöglich, zumal die Fremden –
was ja schließlich begreiflich ist – die Hamstertätigkeit fleißig mit uns teilen, um auch 
ihren Angehörigen in der Großstadt zuweilen einen oberösterreichischen Bissen zu-
kommen zu lassen. Daß wir Schärdinger dieserart zu kurz kommen müssen, liegt klar 
auf der Hand, denn die ruhebedürftigen Fremden haben zweifellos mehr Zeit, die 
323) Aufgrund des Beschlusses des Landeswirtschaftsrates vom 25. August 1919 erklärte die oberösterreichische 
Landesregierung die Fremdensaison für das Land Oberösterreich mit 1. September für beendigt. Alle 
über diesen Termin hinausreichenden Aufenthaltsbewilligungen für Sommergäste wurden damit außer 
Kraft gesetzt. Zur Abreise aus Oberösterreich wurde den fremden Sommergästen eine Frist von 8 Tagen 
– also bis zum 8. September – eingeräumt. Wer bis zu diesem Zeitpunkt Oberösterreich nicht verlassen 
hatte, wurde mit einer Geldstrafe bis zu 5.000 K belegt und außerdem zwangsweise abgeschafft. Die glei-
che Strafe sollte diejenigen treffen, die zum Aufenthalt nicht berechtigte Fremde nach diesem Zeitpunkt 
beherbergten bzw. aufnahmen. Außerdem verwies man noch darauf, daß man Verkehrsschwierigkeiten 
nicht als Entschuldigungsgrund für einen weiteren Aufenthalt akzeptieren würde, und warnte heimkeh-
rende Kurgäste und Sommerfrischler neuerlich vor jeder Lebensmittelverschleppung. (Schdg. WBl. 
1919, Nr. 35, S. 5 f.) In der GAS. vom 30. August u. 1. September 1919 faßte man daraufhin den Be-
schluß, sich streng an den Erlaß der Landesregierung hinsichtlich des Aufenthaltes der Fremden zu hal-
ten, dem Ansuchen Dr. Rodlers jedoch dahin Folge zu geben, daß dieser auch noch weiterhin ungefähr 
15 kurbedürftige Fremde in seiner Anstalt aufnehmen könne, und an die Landesregierung heranzutreten, 
daß auch sie das Ansuchen Dr. Rodlers in zustimmendem Sinn erledige. Schdg. WBl. 1919, Nr. 36, S. 5.
324) Paul Poindecker trat damals oft als Redner bei Versammlungen der Deutschen Volkspartei auf.
325) Schdg. WBl. 1919, Nr. 34, S. 6 f.
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Bäuerinnen zu besuchen, als die tagsüber beschäftigten Einheimischen und weiters ist 
es wohl auch selbstverständlich, daß die Gastgeber unter allen Umständen und jeden-
falls auch zu jedem Preise Lebensmittel zur Verpflegung ihrer zahlungskräftigen Som-
mergäste zu beschaffen bemüht sein müssen. Unserer Bäuerin ist der Wiener schon 
längst nicht mehr fremd und seit sie seine gespickte Geldtasche kennen lernte, auch gar 
nicht mehr unsympatisch [!], weshalb ein einheimischer Hamsterer, der ungeschick-
terweise um den Preis fragt, zumeist mit leerem Rucksacke den Heimweg antreten muß. 
Der berufsmäßige Schleichhandel soll, wie aus den Zeitungen zu lesen ist, bereits ein-
gestellt sein und durch die Sommergäste findet er in anderer Form sein Weitergedei-
hen.
Abhilfe tut not! Unsere Stadtväter haben beschlossen, nur 30 Fremden jeweils den Auf-
enthalt in Schärding zu gestatten. Mit denen wollen wir uns abfinden, sie sollen als 
Kurbedürftige nach ärztlicher Weisung im Betriebe der Kaltwasserheilanstalt Aufnah-
me finden, aber jeder einzelne darüber hinaus ist unrechtmäßig hier und daher schleu-
nigst – auszuweisen.
Man sage nicht etwa, wir Schärdinger werden uns durch eine derart strenge Maßnah-
me den zukünftigen Fremdenzustrom verderben, denn die Fremden, die uns gegenwär-
tig beehren, sind nur zum geringsten Teile langjährige Sommergäste und werden uns 
zu besseren Zeiten den Rücken kehren, weil es ihnen bei ihren Glaubensgenossen in 
Ischl oder St. Gilgen besser behagt, als in unserer sonst gottseidank judenreinen Stadt. 
Wir haben auch nicht Lust, uns die Lebensmittelpreise überbieten und verteuern zu las-
sen, weil wir mit unserem bürgerlichen Vermögen dem jüdischen Börsenkapital, das 
ebensoleicht ausgegeben, als es eingenommen wird, nicht standhalten können. Auch 
sehen wir nicht ein, warum gerade Schärding herhalten muß, wenn jüdische Staats-
männer Erholung suchen und ihren Anhang hinter sich herziehen. Wer zählt die Völ-
ker, nennt die Namen, die alle da zusammen kamen!
Wollen wir uns den traurigen Spaß noch bis Ende August ansehen und empfehlen wir 
hauptsächlich den p. t. Kriegsgewinnern, sich bis zu diesem Zeitpunkte zu – verduften, 
denn die Geduld hängt bekanntlich nur an einem Faden und ich bin überzeugt, daß das 
nicht geistig verjudete Volk Schärdings gerne Anlaß nehmen wird in den ersten Sep-
tembertagen in Form einer großen Heerschau seinen unbeugsamen Willen zur Aus-
weisung der volksfremden Elemente zu bekunden.
Neben dem Mangel an Lebensmitteln – angesichts der Engpässe in der Zuckerversorgung 
wurde nach ersten Besprechungen im Sommer 1919326 Ende 1919 beschlossen, in Suben eine 
326) Bereits am 25. Mai 1919 hatte Ing. Dr. Hubinger, Sekretär des Landeskulturrates in Linz, anläßlich der 
Vollversammlung der Bezirksgenossenschaft der Landwirte Schärdings – ihr Obmann war Nationalrat 
Ferdinand Frankenberger – in Weisheitingers Gasthaus über die Frage des Zuckerrübenbaus in Ober-
österreich referiert und dabei darauf verwiesen, wie sehr es zu begrüßen wäre, „wenn uns die Loslösung 
von der tschechischen Tyrannei gelingen würde, da es gerade in der letzten Zeit so weit gekommen ist, 
daß die Tschechen an England 2000 Waggon Zucker lieferten, während wir nicht einmal das Notwendig-
ste haben.“ Schdg. WBl. 1919, Nr. 22, S. 5 f.
Dr. Josef Schwinner, der Obmann des wirtschaftlichen Ausschusses, trat mit dem landwirtschaftlichen 
Verband, der Vereinigung aller landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, dafür ein, daß die geplante 
oberösterreichische Zuckerfabrik im Raum Linz/Marchtrenk errichtet werde. Für die Umsetzung dieser 
Idee wurde in vielen Versammlungen intensiv geworben, z. B. anläßlich der am 25. November 1919 in 
Weisheitingers Gasthaus in Schärding unter ihrem Obmann Nationalrat Frankenberger abgehaltenen Ge-
neralversammlung der Lagerhausgenossenschaft Schärding durch die beiden Rübenbauinspektoren Kö-
nig und Porsch (Schdg. WBl. 1919, Nr. 47, S. 8 und Nr. 48, S. 6), und bald wurden im ganzen Land Rü-
benbaugenossenschaften gebildet, die sich zusammen mit dem Land Oberösterreich, der Genossen-
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Zuckerfabrik zu errichten; das Zentralbüro dieser „Ersten oberösterreichischen Bauern-
Zuckerfabrik-Aktiengesellschaft Suben“ befand sich in der Lamprechtstraße 80 [heute Nr. 
11; Anm. d. Verf.] in Schärding327 – rief auch die schlechte Qualität vieler Nahrungsmittel 
schafts-Zentralkasse, der Bank für Oberösterreich und Salzburg sowie dem oö. landwirtschaftlichen Ver-
band an der Zuckerfabriksgesellschaft beteiligten, die ihrerseits durch den Landeskulturrat und die 
Landwirtschaftsgesellschaft unterstützt wurde. Schdg. WBl. 1919, Nr. 49, S. 6. 
In Schärding fiel der Entschluß zur Gründung einer derartigen Genossenschaft im Anschluß an die La-
gerhaus-Ausschußsitzung vom 1. Dezember 1919. Zum provisorischen Obmann derselben wurde damals 
Herr Nationalrat Frankenberger aus St. Florian und zum Obmannstellvertreter Herr Landesrat Leopold 
Gruber aus Schulleredt bei Andorf berufen. (Ebda.) 
Gegen den Plan der Errichtung der Zuckerfabrik im Zentralraum setzte jedoch eine lebhafte Agitation für 
eine Zuckerfabrik in Suben ein. An der Spitze dieser Bewegung stand der Schärdinger Hausbesitzer Mo-
ritz Proksch. So findet sich z. B. am 22. November 1919 im „Schärdinger Wochenblatt“ in einem Artikel 
über die Zuckernot Deutschösterreichs bereits folgender Hinweis: „Unsere Aussichten auf die Versor-
gung mit Zucker wären sehr ungünstig, wenn sich nicht die Bauernschaft des Bezirkes Schärding ent-
schlossen hätte, selbst eine Zuckerfabrik in Suben zu bauen und sich so zur Aufgabe gestellt hätte, unsere 
Bevölkerung mit Zucker zu versorgen. Interessenten, welche sich für das kommende Jahr mit Zucker ver-
sorgen wollen, würden gut tun, sich beim Herausgeber dieses Blattes, Herrn Vees, anzumelden, welcher 
aus Gefälligkeit gerne bereit ist, nähere Auskunft zu geben.“ Schdg. WBl. 1919, Nr. 47, S. 5.  
327) Laut Mitteilung Moritz Prokschs im Schdg. WBl. 1920, Nr. 2, S. 1 war die Gründung des Subener Unter-
nehmens in der am 10. Juli 1919 abgehaltenen Bauernversammlung besprochen worden. Landesbauern-
rat Matthias Reifinger habe sich dann der Zuckerfabriksgründung in aufopferndster Weise angenommen 
und in fast allen Gemeinden des Bezirkes Schärding Versammlungen abgehalten. Zugleich seien in den 
Zeitungen diesbezügliche Berichte veröffentlicht worden.
Am 2. Dezember 1919 referierte Moritz Proksch in Baumgartners Gasthaus in Schärding in einer Ver-
sammlung, bestehend aus den Spitzen der Behörden, der Kaufmannschaft und den Führern aller Parteien, 
ausführlich über die Gründung der ersten oö. Zuckerfabrik in Suben und fand damit allgemeine Zustim-
mung (Schdg. WBl. 1919, Nr. 49, S. 5 f.), worauf am 8. Dezember 1919 in Baumgartners Brauhaus in 
Schärding die Versammlung des Gründungskomitees der 1. oberösterr. Zuckerfabrik in Suben stattfand. 
Schdg. WBl. 1919, Nr. 51, S. 5 f. 
Trotz heftiger Angriffe von seiten der Befürworter der Zuckerfabrik in Marchtrenk angesichts der „Son-
derbestrebungen im Bezirke“ (Ebda.) – so mahnte z. B. Nationalrat Frankenberger in einer Versammlung 
in Schnelldorf bei Suben am 21. Dezember 1919 in Hinblick auf Moritz Proksch alle anwesenden Bauern 
„zur Vorsicht vor Leuten, die nicht einmal in unserer gewohnten Mundart verkehren können und nicht in 
der Lage sind, offen zu sagen, in welchem Auftrage und mit welchem [!] Geld- und Kreditmitteln ihr Un-
ternehmen geschaffen und betrieben werden soll“ (Schdg. WBl. 1919, Nr. 52, S. 1 f.); außerdem wurde 
Proksch zu Unrecht immer wieder als landfremder Jude und Tscheche hingestellt (Schdg. WBl. 1920, 
Nr. 2, S. 1) – wurde die Zuckerfabrik 1920 in der aufgelassenen Brauerei Machtlinger in Suben einge-
richtet und durch ein Industriegeleise mit dem Bahnhof in Suben verbunden, worauf nach der kommissio-
nellen Begehung am 29. September 1920 durch Sektionsrat Dr. Günther vom Staatsamt für Volksernäh-
rung, Hofrat Lausch des Staatsamtes für Finanzen, Direktor Gietl der Zuckerstelle und Oberdirektor Hau-
ser als Zuckerfabriksbaufachmann mitgeteilt werden konnte, daß ab Mitte November 1920 der erste 
oberösterreichische Zucker dem Konsum zugeführt werden könne. Schdg. WBl. 1920, Nr. 40, S. 6.
Proksch wurde Generaldirektor des Unternehmens und hatte sein Büro in seinem Haus in der Lamprecht-
straße (Schdg. WBl. 1921, Nr. 14, S. 6); sein Privatsekretär und Kassier war der ehemalige Oberstleut-
nant Dragotin, der – wie die Gegner des Projekts hervorhoben (Schdg. WBl. 1919, Nr. 52, S. 2) – „im 
Leben nie Landwirt war und nun der Bauernschaft den Rübenbau im Sinne Proksch [er]klären soll“; Prä-
sident der Aktiengesellschaft war Josef Bauchinger, zuerst Landtagsabg. der FOP und dann des Landbun-
des (Gugerbauer, Anna: Der Landbund in Oberösterreich. S. 16 f.). Am 12. Juni 1920 wandte sich letz-
terer mit einem großen Aufruf im „Schärdinger Wochenblatt“ an seine „Standesgenossen“, worin er 
darüber informierte, daß mit der am 16. März 1920 in Ried abgehaltenen Generalversammlung der Rü-
benproduzenten nunmehr die Vorarbeiten, die zur Gründung der Ersten oberösterreichischen Bauern-
Zuckerfabrik in Suben geführt hatten, abgeschlossen seien, und die Bauern ersuchte, dieses Projekt, an 
dem sich neben dem Innviertel auch die Bezirke Vöcklabruck und Grieskirchen beteiligten, zu unterstüt-
zen (Schdg. WBl. 1920, Nr. 24, S. 6). Nach anfänglichen Erfolgen – am 9. Jänner 1923 besuchte Landes-
hauptmann Hauser mit den Landeshauptmannstellvertretern Schlegel, Langoth und Gruber sowie Natio-
nalrat und Ökonomierat Bichl die Fabrik, wobei sich die Herren sehr lobend über dieselbe aussprachen 
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Verbitterung bei der Bevölkerung hervor. Nachdem von seiten der Arbeiterschaft bereits am 
21. Juli 1919 gegen den Ententekapitalismus gestreikt worden war328, fand z. B. am 21. Sep-
tember 1919 am Stadtplatz eine große Demonstration wegen schlechten Brotes und Mehls
statt, wobei Bezirkshauptmann Petrak – wie bereits erwähnt, hatte er am 5. Mai 1919 Be-
zirkshauptmann Hebenstreit abgelöst329 – beruhigend auf die aufgebrachte Menge einwirkte 
und versprach, sich bei der Landesregierung für eine Verbesserung der Situation einzuset-
zen.330
Probleme verursachte jedoch nicht nur die Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungs-
mitteln und Bedarfsgütern – so mußte z. B. infolge der herrschenden Mehlknappheit Ende 
November 1919 auf Anordnung des Staatsamtes für Volksernährung resp. der oberöster-
reichischen Landesregierung die Wochenmehlquote von 500 auf 250 Gramm herabgesetzt
werden331 –, sondern auch die Umstellung der Wirtschaft von den Erfordernissen der Kriegs-
zeit auf die der Friedenszeit: Es galt, Industrie und Gewerbe mit den notwendigen Rohstof-
fen zu versorgen bzw. auf die nach dem Zusammenbruch der Monarchie neuen staatlichen 
Verhältnisse in Mitteleuropa umzustellen sowie die große Zahl der Kriegsheimkehrer und 
Soldaten in das Wirtschaftsleben einzugliedern. Während jedoch letzteres vor allem auf-
grund der agrarischen Struktur des Landes weitgehend gelang332, sodaß es in den Jahren
und Direktor Proksch zu dem musterhaften Betrieb gratulierten (Schdg. WBl. 1923, Nr. 2, S. 5) – gin-
gen die Erträge der Fabrik dann aber von Jahr zu Jahr zurück, und schließlich mußte 1926, nachdem 
Bauchinger bereits Anfang 1925 seine Stelle als Präsident niedergelegt und im Laufe des Jahres ein Un-
tersuchungsausschuß belastendes Material wie Unkorrektheiten und gefälschte Bilanzen zu Tage geför-
dert hatte, ein Ausgleichsverfahren eingeleitet werden. Ein Ausgleich kam jedoch nicht zustande, sodaß 
das Unternehmen mit 15 Milliarden Defizit in Konkurs ging. Der bei der Versteigerung erzielte Betrag 
wurde vom Ausgleichs- bzw. Konkursverfahren verschlungen, die Aktien waren wertlos geworden, und 
die Aktionäre hatten das Nachsehen. Dechant Scheiber hielt dazu in seiner Chronik auf S. 167 fest: 
„Es war ein schlechter Trost für die um ihr Geld Gekommenen, dass die Leitung der Zuckerfabrik in Un-
tersuchung beim Kreisgerichte in Ried kam und dass der oberste Leiter der Fabrik laut Entscheid des ge-
nannten Gerichtes vom 12. II. 1929 wegen fahrlässiger Krida und mangelhafter Buchführung gebüsst 
wurde.“
328) Unter dem Titel „Der Generalstreik“ findet sich im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 26. Juli 1919 dazu fol-
gende Mitteilung: „Die Arbeiterdemonstration am 21. d. M., womit die deutschösterreichische Arbeiter-
schaft ihre Solidarität mit der Internationale der ganzen Erde durch eine Demonstration gegen den Ge-
waltfrieden der Entente und ihr Vorgehen gegen die Sowjetregierung in Rußland und Ungarn bekunden 
wollte, ist bei uns in vollster Ruhe verlaufen. Es hatten nur die größeren Betriebe die Arbeiten eingestellt, 
während in mehreren kleinen Betrieben gearbeitet wurde. Die Geschäftsinhaber hielten ihre Geschäfte 
offen. Im Gasthause ‘zum grünen Baum’ hatten die Demonstranten eine Zusammenkunft.“ Schdg. WBl. 
1919, Nr. 30, S. 6.
329) Anläßlich seiner Amtsübernahme wandte sich Franz Petrak folgendermaßen an die Öffentlichkeit: „[...] Ich 
bin der Bevölkerung kein Fremder, da ich dem hiesigen Amte bereits durch volle 11 Jahre angehöre. Daß 
mir jetzt dessen Leitung übertragen wurde, ist mir nicht nur Ehre und Befriedigung, sondern bereitet mir 
auch aus dem Grunde besondere Freude, weil mir dadurch gegönnt ist, auch weiterhin in dem mir so lieb 
und zur zweiten Heimat gewordenen politischen Bezirke Schärding zu verbleiben.
Ich ersuche die Gemeinde-Vorstehungen, hochw. Pfarrämter, Ortsschulräte und Schulleitungen mir ihr 
Vertrauen entgegenzubringen und mich in meiner Amtsführung tatkräftigst zu unterstützen und gebe mei-
nerseits die Versicherung, daß ich jederzeit bestrebt sein werde in strenger Unparteilichkeit zum Wohle 
der Bevölkerung zu wirken und die Interessen des Bezirkes und seiner Bewohner zu vertreten und zu 
fördern.“ „Amts-Blatt“ der BH Schärding Nr. 19 vom 8. Mai 1919. 
330) Schdg. WBl. 1919, Nr. 39, S. 5.
331) Schdg. WBl. 1919, Nr. 48, S. 5.
332) So hatte z. B. die oberösterreichische Landwirtschaftsgesellschaft „angesichts der durch die Umstände her-
beigeführten ungeregelten Abrüstung der Truppen“ zur Sicherung der künftigen Wirtschaftsführung so-
wohl an ihre Mitglieder als auch an alle übrigen Landwirte schon am 14. November 1918 im „Rieder 
Sonntags-Blatt“ folgenden Appell gerichtet: „Durch die plötzlich erfolgte Abrüstung werden eine Menge 
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1918 und 1919 – auch dank der durch das Staatsamt für soziale Fürsorge sofort eingeleiteten 
entsprechenden staatlichen Maßnahmen zur Unterstützung und Vermittlung der Arbeitslo-
sen333 – in Oberösterreich zu keiner gefährlichen Zuspitzung hinsichtlich der Arbeitslosigkeit
Arbeitskräfte, insbesonders der industriellen und gewerblichen Berufe frei, welche unter den gegenwärti-
gen Verhältnissen, bei dem Mangel an Rohstoffen und Betriebsmitteln in Industrie und Gewerbe nur zum 
kleinsten Teil Arbeit und Beschäftigung finden, daher dem Hunger und der Verzweiflung freigegeben 
sind. Hier ist es Pflicht, helfend einzugreifen, um die Sicherheit auf dem Lande nicht noch mehr zu ge-
fährden. Jeder Landwirt kann und soll für die schwierigste Zeit des Ueberganges, das ist für die ersten 
zwei bis drei Monate, ein bis zwei Arbeitskräfte deutsch-österreichischer Nationalität in Arbeit nehmen, 
bis sie in ihrem eigenen Berufe ein Tätigkeitsgebiet gefunden haben. Nachdem die Kriegsgefangenen als 
Arbeitskräfte nicht mehr in Betracht kommen, wird es auch in den Wintermonaten nicht an Beschäfti-
gung fehlen. Durch diese Aktion vermindern wir das Heer der Unzufriedenen und sichern die ungestörte 
Fortführung der landwirtschaftlichen Produktion.“ „Rieder Sonntags-Blatt“ 1918, Folge 45, S. 6.
333) Bereits mit 6. November 1918 hatte das Staatsamt für soziale Fürsorge die Verfügung getroffen, den Ar-
beitslosen eine Unterstützung auf Staatskosten zu gewähren. Die zur Durchführung dieser Unterstützun-
gen für Oberösterreich und Salzburg eingesetzte Industrielle Bezirkskommission mit dem Sitz in Linz 
hatte zu diesem Zweck mindestens am Standorte einer jeden BH ein Arbeitsvermittlungs- oder Arbeitslo-
senamt aufzustellen. („Rieder Sonntags-Blatt“ vom 22. November 1918, Folge 46, S. 3.) Mit Schreiben 
vom 8. Jänner 1919 gab die Industrielle Bezirkskommission, Ortsstelle Schärding, der Gemeinde dann 
die Errichtung einer Arbeitsvermittlungsstelle bzw. eines Arbeitslosenamtes für gewerbliche und indu-
strielle Arbeiter bekannt und forderte die Gemeindevorstehungen auf, die Ortsstelle Schärding in ihrer 
Tätigkeit tatkräftigst zu unterstützen und im Bereich der Gemeinde selbst als Arbeitsvermittlungsämter 
und Meldestellen zu fungieren. Ansuchen von gewerblichen und industriellen Arbeitern (Heimkehrern) 
um Arbeitslosenunterstützungen waren demnach in Hinkunft nicht mehr der BH, sondern der Industriel-
len Bezirkskommission, Ortsstelle Schärding, zu übersenden. Für land- und forstwirtschaftliche Arbeiter 
hingegen war das landwirtschaftliche Arbeitsvermittlungs- und Arbeitslosenamt in Schärding (Teebutter-
zentrale gegenüber Bahnhof) zuständig. („Amts-Blatt“ der BH Schärding Nr. 4 vom 23. Jänner 1919.) 
Am 24. Mai 1919 wurde im Schdg. WBl. 1919, Nr. 21, S. 5. schließlich mitgeteilt, daß das Staatsamt für 
soziale Fürsorge dem Arbeitslosenamt Schärding nunmehr wie allen größeren Städten eine Arbeits- und 
Dienstvermittlungsstelle angegliedert habe, „woselbst Stellengesuche und Angebote in der Landwirt-
schaft, Handel, Industrie, Gewerbe und Haushaltung sowohl für den Arbeitgeber, als auch für den Arbeit-
nehmer vollkommen kostenlos vermittelt“ werden sollten. Für Dienstnehmer, die in der Stadt Schärding 
einen Arbeitsplatz finden würden, ihren Wohnsitz aber nicht in Schärding hatten, leitete man damals die 
Errichtung einer Einheitsküche in die Wege, die gegen einen vom Arbeitslosenamt erhältlichen Ausweis 
bei mäßigem Preise in Anspruch genommen werden konnte. 
Untergebracht war das Arbeitslosenamt anfangs im Gasthaus Weisheitinger am Unteren Stadtplatz. In 
der Gemeindeausschußsitzung vom 12. Juni 1920 wurde dann jedoch bekanntgegeben, daß man für die 
Industrielle Bezirkskommission im Gasthause Zauner, Vorstadt Nr. 9 [Feldwirt, heute Gasthof Ebner in 
der Linzerstraße; Anm. d. Verf.] ein passendes Lokal für das Arbeitslosenamt ausfindig gemacht habe, 
das diesem somit als Amtslokal zugewiesen werde. Schdg. WBl. 1920, Nr. 26, S. 6. 
Die ersten Unterstützungen aufgrund der „Vollzugsanweisung über die staatliche Unterstützung der Ar-
beitslosen“ wurden bereits am 18. November 1918 ausbezahlt. Ihre Höhe betrug sechs Kronen pro Tag 
und entsprach der Höhe des täglichen Krankengeldes. Die Dauer der Unterstützung wurde zunächst auf 
sechs Wochen beschränkt, später jedoch auf zwölf und dann auf dreißig Wochen erhöht. Anspruchsbe-
rechtigt war jeder nach Deutschösterreich zuständige Arbeiter ohne Unterschied des Geschlechts, der bis-
her im Gewerbe oder Bergbau tätig und krankenversicherungspflichtig war, sowie jeder anläßlich der 
Demobilisierung aus dem Militärdienst entlassene ehemalige Arbeiter, der zur Zeit der Einrückung in 
Krankenversicherungspflicht war. Schdg. WBl. 1918, Nr. 47, S. 5. 
Die bürgerlichen Parteien kritisierten diese Maßnahme heftig. Sie befürchteten eine Aushöhlung der 
Staatsfinanzen. Das war jedoch nicht der Fall. Von November 1918 bis März 1920 wendete der Staat für 
die Arbeitslosenunterstützung etwa 500 Millionen Kronen auf, was einem täglichen Aufwand von etwa 
einer Million gleichkam. Die gesamten Staatsausgaben betrugen im Finanzjahr 1919/20 nicht ganz 8,5 
Milliarden Kronen. Die Aufwendungen für die Arbeitslosen machten also nicht einmal 3 Prozent des 
Budgets aus. Die Arbeitslosenunterstützung wurde im März 1920 in eine Arbeitslosenversicherung um-
gewandelt, zu der Staat, Unternehmer und Arbeiterschaft je ein Drittel der Kosten beisteuerten. 
Eine zweite sozialpolitische Maßnahme im Zeichen des Kampfes gegen die Arbeitslosigkeit war das im 
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kam334, geriet die Versorgung mit den notwendigen Rohstoffen infolge der neu gezogenen 
Grenzen immer wieder ins Stocken. 
Inserat im „Schärdinger Wochenblatt“ 1919, Nr. 21, S. 7
Als besonders problematisch erwies sich in diesem Zusammenhang der eklatante Man-
gel an Kohle: Aufgrund der gänzlich ungenügenden Kohlenlieferungen aus dem nunmehri-
gen Ausland335 brach nämlich der Eisenbahnverkehr – wie die beiden folgenden auf den 
Dezember 1918 von der Provisorischen Nationalversammlung beschlossene Gesetz über den achtstündi-
gen Arbeitstag. Das Gesetz war zeitlich begrenzt und beschränkte sich auf Betriebe mit maschineller Ein-
richtung, die mehr als zwanzig Arbeiter beschäftigten. Es schloß also das Kleingewerbe zunächst aus. 
Ende 1919 wurde sein Wirkungsbereich dann aber auf alle Arbeiter mit Ausnahme der in landwirtschaft-
lichen oder in Forstbetrieben Beschäftigten ausgedehnt und das ursprüngliche Provisorium in eine end-
gültige Lösung umgewandelt. Die Verteilung der Arbeitsstunden auf die einzelnen Tage blieb jedem Be-
trieb überlassen, wobei in den meisten Fällen dem Wunsch zahlreicher Arbeiter nach einem freien Sams-
tagnachmittag Rechnung getragen wurde. Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 66 f. 
334) Daß die Situation aber auch hier nicht einfach war, geht z. B. aus folgender Meldung im „Schärdinger Wo-
chenblatt“ Nr. 53 vom 28. Dezember 1918, S. 6 hervor: „Dem Staatsamte für Verkehrswesen und den 
Staatsbahndirektionen kommen in den letzten Wochen zahlreiche Ansuchen von Stellenbewerbern um 
Aufnahme in den Dienst der deutschösterreichischen Staatsbahnen zu. Diese Ansuchen müssen, möge es 
sich um Stellen des niederen oder höheren Eisenbahndienstes handeln, ausnahmslos abgewiesen werden, 
da ein überaus großer Personalüberschuß eingetreten ist. Es empfiehlt sich daher, Ansuchen um Verlei-
hung einer Stelle bei den deutschösterreichischen Staatsbahnen als zwecklos zu unterlassen.“
335) Die österreichischen Eisenbahnen waren damals fast zur Gänze auf die Verwendung von Kohle als Energie-
träger angewiesen, die zum überwiegenden Teil aus den schlesischen und nordböhmischen Abbaugebie-
ten bezogen werden mußte. Mit dem Zusammenbruch der Monarchie ergaben sich hierbei jedoch große 
Schwierigkeiten, über deren Ursachen immer wieder Diskussionen entstanden: Während die einen – fi-
xiert auf ein wie immer geartetes negatives Wirken der Nachfolgestaaten – der Verschwörungstheorie 
huldigten, wonach die Nachfolgestaaten aufgrund ihrer Unzufriedenheit mit der territorialen Aufteilung 
der Monarchie die Republik Österreich durch Kohlenexportstopps nachhaltig zu schädigen trachteten, 
vertraten andere die Meinung, daß die Probleme aus einer Benachteiligungspolitik der Siegermächte ge-
genüber Österreich am Eisenbahnsektor resultierten. Tatsächlich verantwortlich für die Brennstoffkrise 
aber waren finanzökonomische Gründe (sowohl Polen als auch die Tschechoslowakei forderten – u. z. 
völlig rechtmäßig – die Bezahlung der Exportkohle, so sie nicht durch den gegenseitigen Außenhandel 
abgedeckt war, in harter Währung, also in Goldkronen, sodaß der durch die Engpässe verursachte hohe 
Kohlenpreis einen über Gebühr hohen Devisenabfluß zur Folge hatte), die zeitweilige Unmöglichkeit, 
den österreichischen Erfordernissen aufgrund erhöhten Eigenbedarfs nachkommen zu können, sowie ein 
deutlicher, auch kriegsbedingter Mangel an Rollmaterial und die damit verbundene Angst jedes Nachfol-
gestaates, angesichts der deregulierten zwischenstaatlichen Beziehungen der unmittelbaren Nachkriegs-
zeit Rollmaterial nach dem Grenzübertritt nicht mehr zurückzuerhalten, sodaß jedes Land Waggonvorrä-
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„Leistungs-Ausweisen“ des Bahnbetriebsamtes Schärding336 beruhenden Tabellen über den 
Zugsverkehr in Schärding in den Jahren 1918 bis 1921 zeigen – zeitweilig fast völlig zu-
sammen. 
Tabelle 62: Zugsverkehr am Bahnhof Schärding in den Jahren 1918 und 1919 















T N T N T N T N T N T N
Jänner 143 31 386 102 154 20 120 – 308 26 120 –
Februar 116 28 402 116 147  2 97 – 235 19 97 –
März 117 22 417 86 141  2 43 – 249 6 43 –
April 124 30 397 98 155  1 73  1 317 11 72 1
Mai 120 31 400 93 153 – 71 – 300 27 72 –
Juni 116 30 396 96 150 – 94     7 307 38 100 –
Juli 137 35 429 123 174  3 103   11 341 38 107 1
August 135 31 424 101 167 – 92     8 337 53 99 –
September 128 30 403 108 161 – 103   10 271 44 111 1
Oktober 133 14 355 69 148 – 85     6 278 37 90 1
November 120 1 383 134 120  2 53     8 191 23 52 7
Dezember 127 – 372 84 127 – 58   10 213 33 58 10
Zusammen 1516 283 4764 1210 1797 30 992 61 3347 355 1021 21
T = Tag, N = Nacht
Anmerkung: Als Nachtzüge galten nur jene Züge, die in der Zeit zw. 9 Uhr abends und 6 Uhr früh verkehrten. 
Quellen: K. k. Staatsbahndirektion Linz: K. k. Bahnbetriebsamt Schärding: Leistungs-Ausweis der Station 
Schärding pro 1918 sowie Staatsbahndirektion Linz: Bahnbetriebsamt Schärding: Leistungs-Ausweis der Sta-
tion Schärding pro 1919.
Im „Schärdinger Wochenblatt“ finden sich folglich in den Jahren 1919 und 1920 im-
mer wieder Hinweise auf Einschränkungen im Zugsverkehr: 
So werden die Leser z. B. am 1. März 1919 darüber informiert, daß die Eisenbahn-
verwaltung wegen der gänzlich ungenügenden Zufuhr von Eisenbahndienstkohle zu weitge-
henden Einschränkungen im Güterverkehr gezwungen sei und daher bis auf weiteres auf den 
deutsch-österreichischen Staats- und Privatbahnen als Frachtgut nur Lebensmittel, Tierfut-
termittel, Kerzen, Petroleum, Benzin, Zündhölzer, leere Emballagen, Tabak- und Tabak-
fabrikate, ferner Zeitungsdruckpapier usw. zur Beförderung zugelassen würden337; und eine 
te hortete, die eigentlich für den internationalen Warentransport benötigt worden wären. Die Alliierten 
ihrerseits bemühten sich daher in den Friedensverhandlungen nachgerade, die Repartition der Fahrbe-
triebsmittel nicht zur Zwangsrequirierung werden zu lassen, und legten der Fahrparkaufteilung schließ-
lich den Winterfahrplan 1913 bzw. die Sommerfahrordnung 1914 zugrunde, was Österreich, wie der Pro-
test der polnischen und jugoslawischen Delegierten zeigte, sehr entgegenkam. Staudacher, Peter: Die 
österreichischen Eisenbahnen 1918–1938. Problemgeschichte eines Transportsystems. – In: Schmid, Ge-
org/Lindenbaum, Hans/Staudacher, Peter: Bewegung und Beharrung. Transport und Transportsysteme in 
Österreich 1918–1938: Eisenbahn, Automobil, Tramway. – Wien, Köln, Weimar: (1994). S. 18–24.
336) Diese mit den Daten des Vormonates ausgefüllten Leistungs-Ausweise, die neben der Anzahl der Züge und 
der verkauften Fahrkarten auch genaue Angaben über die transportierten Frachten enthielten, waren je-
weils am 15. jeden Monats an die (K. k.) Staatsbahndirektion Linz, Abteilung für den Verkehrsdienst zu 
senden.
337) Schdg. WBl. 1919, Nr. 9, S. 5 f.
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Woche später wird mitgeteilt, daß ab 8. März die Züge nach Ried am Mittwoch und Sonntag 
eingestellt seien.338 Im Frühjahr und Sommer 1919 entspannte sich die Situation zwar wie-
der, schon im August traten aber neuerlich Schwierigkeiten auf. So mußte ab 19. August 
1919 infolge gänzlich unzureichenden Steinkohleneinlaufs und Fehlens jeglicher Vorräte der 
gesamte Schnellzugsverkehr im Bereich der Staatsbahnen vorübergehend eingestellt wer-
den.339
Im Oktober 1919 wurden die Reisenden darauf aufmerksam gemacht, sich bei Eisen-
bahnfahrten mit warmer Kleidung zu versehen, weil ab 25. Oktober 1919 die Zugsbeheizung 
gedrosselt werden müsse340; und ab 6. November 1919 war die Staatsbahndirektion Linz wie-
der zu einschneidenden Einschränkungen gezwungen: Sonntags entfiel nun jegliche Perso-
nenbeförderung, in der Richtung Passau–Linz–Wien verkehrte jeden Tag nur noch ein Zug, 
und der Schnellzug wurde bis auf weiteres ganz eingestellt.341
Ab 19. November 1919 gab es mittwochs und freitags wieder eine Schnellzugsverbin-
dung zwischen Passau und Wien342; zwischen 21. und 28. Dezember 1919343 sowie im Jän-
ner und Februar 1920 mußte dann der Personenverkehr aber gänzlich eingestellt werden.344
Tabelle 63: Zugsverkehr am Bahnhof Schärding in den Jahren 1920 und 1921















T N T N T N T N T N T N
Jänner 35 41 216 45 58 18 161 37 442 84 182 19
Februar 35 31 170 24 62 2 140 33 365 71 156 20
März 39 31 193 8 69 – 148 32 458 110 166 15
April 31 32 247 29 61 1 157 36 478 139 180 20
Mai 44 36 302 34 75 5 145 41 380 92 171 16
Juni 48 40 229 37 81 7 192 68 371 180 186 67
Juli 48 43 372 58 80 10 237 62 470 219 237 62
August 56 38 381 62 86 7 231 62 468 193 232 62
September 52 33 382 70 81 3 235 65 474 175 233 64
Oktober 46 40 398 68 74 12 251 62 484 193 251 62
November 118 30 417 69 140 10 243 61 444 174 243 61
Dezember 133 35 413 85 159 18 257 68 483 175 257 68
Zusammen 685 430 3720 589 1026 93 2397 627 5317 1805 2494 536
T = Tag, N = Nacht
Quellen: Staatsbahndirektion Linz: Bahnbetriebsamt Schärding: Leistungs-Ausweis der Station Schärding pro 
1920 und 1921.
Erst ab dem Sommer des Jahres 1920 normalisierte sich der Zugsverkehr wieder, und 
dies spiegelt sich auch – wie Tabelle 64 zeigt – in der Anzahl der am Bahnhof Schärding ver-
kauften Fahrkarten wider:
338) Schdg. WBl. 1919, Nr. 10, S. 7.
339) Schdg. WBl. 1919, Nr. 34, S. 6.
340) Schdg. WBl. 1919, Nr. 43, S. 5.
341) Schdg. WBl. 1919, Nr. 45, S. 5. 
342) Schdg. WBl. 1919, Nr. 47, S. 6.
343) Schdg. WBl. 1919, Nr. 51, S. 5.
344) Schdg. WBl. 1920, Nr. 4, S. 6 und Nr. 5, S. 5.
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Tabelle 64: Verkaufte Fahrkarten am Bahnhof Schärding in den Jahren 1918 bis 1921
Jahr 1918 1919 1920 1921
Jänner 9.395 9.211 5.823 13.862
Februar 9.820 8.972 7.068 13.670
März 9.970 9.270 6.972 18.170
April 9.766 9.596 7.562 19.077
Mai 9.583 9.772 8.998 19.760
Juni 9.678 9.886 9.497 20.640
Juli 9.792 10.326 12.979 24.000
August 10.170 14.170 13.420 24.750
September 10.286 14.296 14.370 24.990
Oktober 10.112 10.920 13.590 17.307
November 10.070 9.920 14.460 19.270
Dezember 8.986 9.670 14.720 16.338
Zusammen 117.628 126.009 129.459 231.834
Anmerkung: Die Tour- und Retourkarten wurden einfach gerechnet.
Quellen: K. k. Bahnbetriebsamt Schärding: Leistungs-Ausweis der Station Schärding pro 1918 sowie Bahnbe-
triebsamt Schärding: Leistungs-Ausweise der Station Schärding pro 1919, 1920 und 1921.
Aufgrund der gänzlich ungenügenden Kohlenlieferungen war aber nicht nur der Eisen-
bahnverkehr – und damit auch die Zulieferung wichtiger Rohstoffe – stark beeinträchtigt, 
sondern es kam auch, weil andere Energiequellen vielfach erst erschlossen werden mußten345, 
zu massiven Einbrüchen in der industriellen Produktion.346 So sprach am 17. Mai 1920 unter 
der Führung des Herrn Frixeder eine Abordnung der Ziegeleiarbeiter aus Andorf bei der Be-
zirkshauptmannschaft Schärding vor und teilte mit, daß den Ziegeleibetrieben keine Kohle 
mehr geliefert werden könne und es deshalb zu Entlassungen gekommen sei. 
Wirkten sich all diese Probleme schon äußerst negativ auf die Stimmung der Bevölke-
rung aus – um wenigstens den Fremdenverkehr wieder einigermaßen anzukurbeln, auf den 
Schärding damals vorwiegend angewiesen war, wurde in der Gemeindeausschußsitzung vom 
17. Juni 1920 einstimmig beschlossen, für den Sommer 1920 50 Kurgästen einschließlich der 
Begleitpersonen sowie 50 anderen Sommergästen, zusammen also 100 Fremden Aufenthalt 
in Schärding zu gewähren347 –, so war die Bevölkerung im Jahr 1920 neben großen von Na-
345) Ab 1925 wurde z. B. zwischen Taufkirchen a. d. Pram bzw. Andorf und Schärding in geringen Mengen Erd-
öl gefördert. Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 403.
346) Schdg. WBl. 1920, Nr. 21, S. 5.
347) Ursprünglich war Herrn Dr. Ferdinand Rodler am 31. Mai 1920 in einer außerordentlichen GAS. unter dem 
Vorsitz des Herrn Vizebürgermeisters Johann Hornisch lediglich der Aufenthalt von 25 Kurgästen bewil-
ligt worden. Außerdem war man damals übereingekommen, 35 erholungsbedürftigen Personen nach 
Maßgabe der vorhandenen Wohnungen den Aufenthalt zu gestatten. An Fremdensteuer war für die Dauer 
von 3 bis 8 Tagen eine Gebühr von 100 K und für jede weiteren 8 Tage um 100 K mehr pro Person zu 
entrichten. Die Höchstdauer eines Aufenthaltes wurde auf vier Wochen festgesetzt. In „berücksichti-
gungswürdigen Fällen“ sollte die Aufenthaltsgebühr ermäßigt oder ganz erlassen werden. Familienange-
hörige von Einheimischen bis zum 2. Grade waren von der Aufenthaltstaxe befreit. Schdg. WBl. 1920, 
Nr. 25, S. 6. 
Mehrfachen Anregungen zufolge wurde dieser Beschluß der GAS. vom 30. Mai 1920 dann aber in der 
GAS. vom 17. Juni 1920 insoferne abgeändert, als für den Sommer 1920 50 Kurgästen einschließlich der 
Begleitpersonen sowie 50 anderen Sommergästen Aufenthalt in Schärding gewährt wurde. Außerdem 
wurde in dieser Sitzung auch die Fremdentaxe neu festgesetzt. Für einen 3tägigen Aufenthalt waren nun
2 K, für einen 8tägigen Aufenthalt 50 Kronen und für einen Aufenthalt über 8 Tage 100 Kronen pro Per-
son zu entrichten. Schdg. WBl. 1920, Nr. 27, S. 5.
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turgewalten verursachten Schäden348 und den Folgen der Maul- und Klauenseuche349 außer-
dem noch mit einer ungeheuren Teuerungswelle konfrontiert: Nachdem bereits im Jänner 
eine hundertprozentige Verteuerung von Brot und Mehl in Kraft getreten war, stiegen die 
Fleischpreise mit 1. Mai fast um das Dreifache. 
Als sich dann Anfang Mai 1920 zu all dem auch noch die Nachricht verbreitete, daß 
die Mehl- und Brotpreise neuerlich um mehr als das Doppelte erhöht würden, kam es am 8. 
Mai zu einer großen Protestkundgebung der Staatsangestellten, Staatsbahnbediensteten, Leh-
rer und Pensionisten in der Kapsreiter Sommerhalle, die zwar „ruhig und in einer dem Ernste 
der Sache würdigen Weise ohne jeden politischen Einschlag und ohne jeden Ausfall auf ein-
zelne Berufsstände“ verlief, die „aber auch in unzweideutiger Weise zum Ausdrucke“ brach-
te, „daß die Teilnehmer gesonnen sind, zu den schärfsten Mitteln zu greifen, wenn ihrem 
Standpunkte“ – also ihrer Forderung nach der sofortigen Wiederherstellung des alten Fleisch-
preises und ihrer Warnung vor jeder weiteren Erhöhung der Lebensmittelpreise – „nicht rest-
los Rechnung getragen werde.“350
Trotz dieser Proteste – am 6. Juni 1920 fand im Kapsreitersaal (wie auch in Wien und 
in vielen anderen österreichischen Städten und Orten) eine Versammlung der Pensionisten, 
Witwen und Waisen statt, die den Zweck hatte, „gegen das neue Pensionsgesetz, welches 
namentlich die Altpensionisten wenig befriedigt, Stellung zu nehmen, und die Gleichstellung 
der Alt- mit den Neupensionisten sowie die eheste Nachzahlung der mit 1. Jänner giltigen 
Pensionsnachzahlung zu beanspruchen, um wenigstens der Not der Pensionisten vorläufig 
abzuhelfen“351 – stiegen die Lebenshaltungskosten jedoch ungebremst weiter. 
348) Im Jänner tobten schwere Stürme, die am 14. ihren Höhepunkt erreichten. Der Wind wütete so furchtbar,
„daß nicht bloß viele Fenster zertrümmert und in die Gassen geschleudert, sondern auch eine Anzahl 
Dächer, besonders jenes unserer Stadtpfarrkirche, stark beschädigt wurden. Auch die elektrische Strom-
leitung wurde an mehreren Stellen zerrissen. In der Straßenallee gegen St. Florian wurden einige Pappeln 
umgeworfen, wodurch auch die Telegraphenleitung beschädigt wurde.“ Schdg. WBl. 1920, Nr. 3, S. 6.
Im September wurde Schärding von einem Hochwasser heimgesucht. In der Nacht vom 7. zum 8. Sep-
tember stieg das Wasser rapide an und erreichte in den Morgenstunden des 9. September mit 8,65 Me-
tern den Höchststand. Durch das Hochwasser wurde die Innbrücke schwer in Mitleidenschaft gezogen: 
Ein angeschwemmter Stadel drückte auf der Neuhauser Seite einen Brückenteil durch, was zur Folge hat-
te, daß drei Brückenjoche von den Wassermassen fortgerissen wurden. Auf österreichischer Seite fielen 
dem Hochwasser 2 Joche zum Opfer, sodaß der Verkehr nach Bayern eingestellt werden mußte. Erst am 
2. Oktober konnte die Innbrücke durch die Errichtung eines Notsteges für Fußgänger wieder eröffnet 
werden. Schdg. WBl. 1920, Nr. 37, S. 3.
349) Die Maul- und Klauenseuche war im Juli 1920 aus Bayern eingeschleppt worden. Bis Ende November brei-
tete sie sich über 11 oberösterreichische Bezirke bzw. 66 Gemeinden aus, 312 Gehöfte waren betroffen. 
(Schdg. WBl. 1921, Nr. 7, S. 6). Vom 23. September an machte die Landesregierung wegen des äußerst 
bösartigen Auftretens der Seuche in den Bezirken Braunau, Ried und Schärding das Betreten der ver-
seuchten Gebiete von einer besonderen Bewilligung abhängig, die allerdings nur ausnahmsweise erteilt 
wurde. Alle Personen, die das Sperrgebiet verlassen wollten, mußten sich einer Desinfektion unterziehen. 
Den Landwirten entstand ein ungeheurer Schaden, und die Allgemeinheit hatte unter der Verschärfung 
der Milchknappheit zu leiden. Schdg. WBl. 1920, Nr. 44, S. 6.
Erst im Jänner 1921 konnte das Gebiet des politischen Bezirkes Schärding – laut Kundmachung der 
oberösterreichischen Landesregierung vom 18. Jänner – aus dem Sperrgebiet ausgeschieden werden. 
Schdg. WBl. 1921, Nr. 5, S. 6.
350) Schdg. WBl. 1920, Nr. 20, S. 6.
351) An dieser Versammlung nahmen auch zahlreiche aktive Staatsangestellte teil. Diese erklärten sich mit den 
Forderungen der Pensionisten solidarisch und sprachen sich dafür aus, sie nach Kräften zu unterstützen. 
Der vom Vorsitzenden, Herrn Staatsbahn-Oberrevident i. P. Karl Hofmann, verlesene Notruf der Pensio-
nisten wurde zum Beschluß erhoben und zur Absendung an die maßgebenden Stellen gebracht. National-
rat Frankenberger sicherte den Pensionisten kräftige Unterstützung zu. Anwesend waren auch die Vertre-
ter der Bezirkshauptmannschaft und Militär-Gagisten. Schdg. WBl. 1920, Nr. 24, S. 6.
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Als es schließlich Anfang Dezember 1920 zu einer neuerlichen Verteuerung der Milch-
und Butterpreise kam – ein Liter Milch kostete nun statt einer Krone 3 K, in der städtischen 
Milchausgabestelle hatte man für einen Liter sogar 4,20 K zu bezahlen; Landbutter war auf 
50 K, Molkereibutter auf 60 K und Butterschmalz auf 68 K erhöht worden352 –, sah sich das 
„Schärdinger Wochenblatt“ zu folgendem Kommentar veranlaßt353: 
Nur so weiter! Eine ungeheure Teuerungswelle zieht durch das Land und man muß 
wirklich staunen, daß unser Volk eine solche Lammesgeduld besitzt, die ihm auferleg-
ten Lasten nur mit einigem Murren auf sich zu nehmen. Holz, Kohle und Zucker haben 
eine enorme Steigerung erfahren und nun kommt auf einmal auf Milch eine Teuerung 
von mehr [als] 250 Prozent, die Butter wurde teurer, das elektrische Licht und Strom 
und auf Grund dessen natürlich auch alle gewerblichen Erzeugnisse. Arbeiter und 
Festbesoldete sind gezwungen, Lohnerhöhungen zu fordern, aber was nützen die gan-
zen Zulagen, denn wenn eine Teuerungszulage gewährt wird, so kommen auch gleich 
mehr als 100 Prozent Teuerungen nach. Kein Arbeiter, Festangestellter und Pensionist 
kann sich das Notwendigste mehr beschaffen und manche Hausfrau weiß sich keinen 
Rat mehr, um den täglichen Tisch zu decken und die hungrigen Mäuler zu befriedigen. 
Nur so weiter! Die Milch, die Hauptnahrung der Kinder und Kranken momentan zu 
einem solchen Preise hinaufzuschrauben, ist einfach gewissenslos [sic!]. Nur so wei-
ter!
Am 30. Dezember 1920 erschien eine Deputation von Frauen beim Bezirkshauptmann, 
um wegen einer Reduzierung der „übermäßig hohen Fleischpreise“ vorstellig zu werden. Be-
zirkshauptmann Petrak nahm „die gewiß berechtigten Beschwerden“ entgegen, erklärte je-
doch, daß er in der Sache selbst nichts unternehmen könne, weil die Preise von der Landes-
regierung festgesetzt seien, er werde aber die vorgebrachten Wünsche an die kompetente 
Stelle weiterleiten.354
Darauf zu hoffen, daß die Preise herabgesetzt werden könnten, erwies sich allerdings 
rasch als Illusion. Obwohl die Grundnahrungsmittel nämlich nach wie vor rationiert waren, 
kam es noch Anfang des Jahres 1921 immer wieder zu Engpässen in der Versorgung – wo-
bei in den Grenzbezirken zu Bayern die angespannte Situation auf dem Lebensmittelsektor 
noch dadurch verschärft wurde, daß aufgrund der Valutaverhältnisse sowohl die Ausfuhr als 
auch der Schmuggel von Lebensmitteln nach Bayern in bedrohlicher Weise zunahmen355 –, 
und als die Lebensmittelversorgung dann ab dem Frühjahr 1921 endlich wieder einigerma-
ßen normal zu funktionieren begann, sodaß die zentrale Zwangswirtschaft allmählich gelok-
kert und schließlich bis auf die Kohlenbewirtschaftung356 ganz aufgegeben werden konn-
352) Schdg. WBl. 1920, Nr. 49, S. 5.
353) Ebda.
354) Schdg. WBl. 1921, Nr. 2, S. 6.
355) Wie im Abschnitt „Das Verhältnis zu den bayerischen Nachbarn“ bereits erwähnt, kam es in diesem Zu-
sammenhang am 20. Februar 1921 zu schweren Ausschreitungen gegen Passauer Ausflügler und in der 
Folge zu einer Reihe von Verkehrsbeschränkungen.
Geschmuggelt wurde damals aber auch von Bayern nach Österreich: So wird z. B. im Schdg. WBl. 1921, 
Nr. 34, S. 6 mitgeteilt, daß am 11. August von den Finanzorganen an der Innbrücke auf einer Heufuhre 
von Neuhaus nach Schärding ein Sack mit zirka 300 Paketen Rauchtabak beschlagnahmt worden sei.
356) Am 1. September 1921 wurde im „Schärdinger Wochenblatt“ amtlich mitgeteilt, daß aufgrund der Ergebnis-
se einer im Bundesministerium für Handel und Gewerbe abgehaltenen Beratung aller Interessentengrup-
pen dieses Ministerium entschieden habe, die staatliche Kohlenbewirtschaftung noch über die Winter-
monate beizubehalten und sie erst mit 1. März 1922 aufzuheben. Schdg. WBl. 1921, Nr.  36, S. 5 f.
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te357, machte sich der Wertverfall der Krone in einem ständig steigenden Preisniveau be-
merkbar, was neuerlich zu Unruhen in der Bevölkerung führte. 
So fanden sich z. B. am 18. April 1921 um 11 Uhr vormittag zirka 2.000 Personen vor 
der Bezirkshauptmannschaft in Schärding ein, um gegen die fortwährende Steigerung der Le-
bensmittelpreise zu demonstrieren und in Anschluß daran dem Bezirkshauptmann, Regie-
rungsrat Petrak, eine Resolution zu übergeben, in der die „gesamte Arbeiterschaft, sämtliche 
Staatsangestellten und Lehrpersonen des Bezirkes Schärding“ auf das schärfste „gegen die 
geplanten neuerlichen maßlosen Verteuerungen der notwendigsten Lebensmittel, welche ge-
eignet sind, die Existenzmöglichkeit aller Konsumenten aufs schwerste zu gefährden“ prote-
stierten. Man wies darauf hin, daß die „unabweislichen Folgen derartiger wahnwitziger Preis-
erhöhungen“ neuerliche schärfste Lohnkämpfe und Gehaltsforderungen wären358, „welche 
eine vollständige Zerrüttung der Volks- und Geldwirtschaft des Staates herbeiführen“ müß-
ten, ergänzte, daß das „bereits bestehende namenlose Elend in den Konsumentenkreisen“ un-
ter keinen Umständen weitere finanzielle Belastungen vertrage, „die mit elementarer Gewalt 
zu Verzweiflungsakten treiben müßten“, und erklärte, daß die an der Demonstration beteilig-
ten Kreise nicht gesonnen seien, „über ihre Köpfe hinweg neuerliche durch nichts begründete 
Preissteigerungen ruhig hinzunehmen“.359
Regierungsrat Petrak richtete daraufhin beruhigende Worte an die Versammelten und 
versprach, daß er die in der Resolution niedergelegten Forderungen an die Landesregierung 
357) Nachdem am 23. Juni 1921 der Verkehr von Zucht-, Nutz- und Schlachtrindern sowie von Wurstwaren in-
nerhalb von Oberösterreich freigegeben worden war (Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Mon-
archie zur Republik. S. 179) und am 7. Juli 1921 durch Verordnung des Bundesministeriums für Volks-
ernährung alle bisher in Geltung gestandenen Verordnungen und Bestimmungen über die Regelung des 
Verkehrs mit Kartoffeln außer Kraft gesetzt worden waren (Schdg. WBl. 1921, Nr. 36, S. 5), konnte das 
„Schärdinger Wochenblatt“ am 28. Juli 1921 bekanntgeben, daß die Landesregierung die Verordnungen 
betreffend die Einschränkungen des Verbrauches von Fleisch und Fett, mit welchen die fleischlosen Tage 
eingeführt und die Erzeugung von Wurstwaren geregelt worden waren, außer Kraft gesetzt habe (Schdg. 
WBl. 1921, Nr. 31, S. 6). Mit 10. August 1921 gab die oberösterreichische Landesregierung den Vieh-
und Fleischverkehr zwischen Oberösterreich und den übrigen Bundesländern vollkommen frei (Schdg. 
WBl. 1921, Nr. 34, S. 7), und am 14. Oktober 1921 erfolgte die Freigabe des Verkehrs von Kartoffeln 
innerhalb Oberösterreichs (Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 180). 
Im Jahr 1922 wurden dann mit 26. Jänner die Beschränkungen hinsichtlich des Verkaufs von Eiern auf-
gehoben (ebda. S. 181), und ab 1. Juni wurde schließlich auch der Verkehr mit Milch und Molkereipro-
dukten innerhalb Oberösterreichs freigegeben. Nach wie vor durfte man aber Butter nicht in Mengen 
über ein halbes Kilo und Milch über zwei Liter über die Landesgrenzen bringen (Schdg. WBl. 1922, Nr. 
22, S. 6).
Aufgrund der Entspannung der Situation auf dem Lebensmittelsektor kam es im Sommer 1921 dann auch 
zu Erleichterungen im Fremdenverkehr. Sonderbewilligungen brauchte man nun nur noch bei einem Auf-
enthalt von mehr als acht Tagen (Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. 
S. 179). In Schärding wurde damals in der GAS. vom 18. Juni 1921 zwar der Antrag der Gastwirtegenos-
senschaft um Zulassung von Sommergästen neuerlich zurückgestellt, das Ansuchen des Roten Kreuzes 
um Zulassung von „kurbedürftigen Mittelständlern außer den bewilligten 50 Kurgästen“ wurde jedoch 
dahin erledigt, daß noch weitere 10 Personen zum Kuraufenthalt zugelassen wurden. Schdg. WBl. 1921, 
Nr. 26, S. 5.  
358) Tatsächlich traten Anfang Juli 1921 die hiesigen Maurergehilfen wegen einer Lohnforderung in Streik, und 
diesem Streik schlossen sich am 11. Juli 1921 auch die Zimmerer an. Schdg. WBl. 1921, Nr. 29, S. 6.
Von 24. Mai bis 18. Juni 1922 befand sich die Arbeiterschaft der Firma Jakob Welz in Dobl wegen 
Lohndifferenzen im Ausstand (Schdg. WBl. 1922, Nr. 22, S. 6; Nr. 24, S. 7 und Nr. 25, S. 6); im August 
1922 streikten die Arbeiter in der Zuckerfabrik Suben, und im September 1922 traten die Buchdrucker 
14 Tage lang in den Ausstand, was u. a. zur Folge hatte, daß das „Schärdinger Wochenblatt“ bloß im 
Umfang von 4 Seiten erscheinen konnte. Schdg. WBl. 1922, Nr. 36, S. 1 und Nr. 37, S. 1.
359) Schdg. WBl. 1921, Nr. 17, S. 6.
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weiterleiten werde.360 Dann zogen die Demonstranten zum Rathaus, um auch hier ihr Anlie-
gen vorzubringen. Bürgermeister Dr. Birek versicherte, daß die Stadtgemeinde ihr möglich-
stes zur klaglosen Ernährung der Stadtbevölkerung tun werde, worauf sich die Versammlung 
auflöste.
Bald jedoch zeigte sich, daß die Regierung weder die Arbeitslosigkeit361 – mit Stichtag 
1. März 1922362 gab es in Oberösterreich 8.710 Arbeitslose, von denen 7.821 Arbeitslosenun-
terstützung bezogen; im Bezirk Schärding zählte man damals 507 Arbeitslose (in Braunau 
714, in Eferding 385, in Freistadt 242, in Gmunden 114, in Ischl 97, in Kirchdorf 271, in 
Linz 2.291, in Perg 895, in Ried 546, in Rohrbach 
127, in Steyr 1.756, in Vöcklabruck 222 und in 
Wels 543) – noch die Inflation in den Griff bekam.
Als letztere im Herbst 1921 das Stadium der Hy-
perinflation erreichte und nun eine Preis- bzw. 
Gebührenerhöhung363 die nächste jagte, setzte ein 
regelrechter Sturm auf die Geschäfte ein – und 
zwar auch aus Bayern, sodaß sich die Finanzver-
waltung schließlich sogar genötigt sah, zum 
Schutz der einheimischen Konsumenten strengere 
Grenzkontrollen vorzunehmen und eine teilweise 
Grenzsperre zu verhängen. Unter dem Titel 
„Angstkäufe“ nahm das „Schärdinger Wochen-
blatt“ am 13. Oktober 1921 dazu folgendermaßen 
Stellung364:
Wie andernorts hat auch die Flucht vor der Krone in unserer Stadt einen wahren Sturm 
auf die Läden der Geschäftsleute bewirkt, so daß sich die Warenlager derselben bereits 
stark gelichtet haben. Der Hochstand der Mark hatte uns in der Vorwoche einen enor-
360) Diese Forderungen lauteten: „Lebendviehpreis höchstens 35 K pro Kilo, Eier höchstens 5 K pro Stück, 
Milch höchstens 6 K ab Stall für Produzenten, welche Lieferungsverträge eingehen und Belassung des 
bisherigen Stallpreises für Zwangslieferer. Ferner sofortige Verbesserung des Brotes, Aufhebung der 
staatlichen Bewirtschaftung der Eier und Verbesserung der Fleisch- und Milchlieferung, Beschränkung 
des Fremden-Verkehres nur auf Kurorte und Bäder.“ Schdg. WBl. 1921, Nr. 17, S. 6.
361) Nach den Bestimmungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes war jeder in Unterstützung stehende Ar-
beitslose verpflichtet, sich wöchentlich wenigstens zweimal zu Kontrollzwecken beim zuständigen Ar-
beitslosenamt zu melden. Diese Meldepflicht stellte vielfach eine empfindliche Belastung des Arbeitslo-
sen dar. Im Jänner 1922 wurde daraufhin beschlossen, daß in jenen Fällen, in denen der Wohnort des Ar-
beitslosen vom Arbeitslosenamt sehr weit entfernt war, die Meldung beim Arbeitslosenamt nur einmal in 
der Woche (nämlich am Tag der Auszahlung der Unterstützung) vorzunehmen war, während die übrigen 
Meldungen beim zuständigen Gendarmerieposten des Wohnortes des Arbeitslosen stattfinden konnten. 
Nach dem Erlaß der oö. Landesregierung vom 21. Jänner 1922 kamen im Gerichtsbezirk Schärding dafür 
die Gendarmerieposten Eggerding, Freinberg, Münzkirchen, Schardenberg, Suben, Taufkirchen und Hai-
bach in Betracht. Schdg. WBl. 1922, Nr. 10, S. 6.   
362) Schdg. WBl. 1922, Nr. 13, S. 6.
363) War z. B. die Hundetaxe in der GAS. vom 29. Oktober 1921 für männliche Haushunde mit 100 K, für weib-
liche mit 300 K, für den ersten weiteren männlichen Hund oder einen Luxushund mit 500 K bzw. für 
einen weiblichen mit 1.000 K und für alle weiteren Hunde mit 1.000 K festgesetzt worden (Schdg. WBl. 
1921, Nr. 46, S. 5), so hatten Hundebesitzer ein gutes Jahr später gemäß einem Beschluß der GAS. vom 
9. Dezember 1922 für männliche Haushunde 5.000 K, für weibliche Haushunde 10.000 K, für jeden 
zweiten Hund oder Luxushund männlich 10.000 K, weiblich 30.000 K, für jeden weiteren Hund ohne 
Rücksicht auf das Geschlecht 50.000 K zu bezahlen. Schdg. WBl. 1922, Nr. 51, S. 5.
364) Schdg. WBl. 1921, Nr. 42, S. 6.
Inserat im „Schärdinger Wochenblatt“
1921, Nr. 45, S. 7
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men Zudrang von Käufern aus Bayern zugeführt, die hier staunend billig einkaufen 
konnten. Die Gefahr des Ausverkaufes in unserem Lande nötigte die Finanzverwaltung 
eine strengere Grenzkontrolle zu üben und eine teilweise Grenzsperre zu verhängen. 
Leider haben diese Schutzmaßnahmen erst zu einer Zeit eingesetzt, in der sich der Aus-
verkauf Oesterreichs zum Großteil schon vollzogen hatte. Die Folge des Ausverkaufes 
und der Angstkäufe ist natürlich ein rapides Emporschnellen der Preise.
Als besonders ärgerlich wurde von den heimischen Konsumenten nun auch empfunden, 
daß nach der Aufhebung der Beschränkungen im Vieh- und Fleischverkehr jetzt viel Vieh 
außer Landes gebracht wurde und sie somit das Nachsehen hatten. Das „Schärdinger Wo-
chenblatt“ schreibt in diesem Zusammenhang z. B. am 10. November 1921365: 
Der sich immer mehr geltend machende Fleischmangel infolge des großen Abtrans-
portes des Viehes hat mit einer einzigen Ausnahme unsere Fleischhauer veranlaßt, 
den Fleischpreis wieder hinauf zu regulieren. Während am Donnerstag der Preis noch 
den ohnehin schon hohen und für manche fast unerschwinglichen Betrag von 280 K 
betrug, mußten die Kunden am Samstag den Betrag von 380 K per Kilo zahlen. Unbe-
dingt muß da seitens der Landesregierung und den kompetenten Behörden dagegen 
Stellung genommen werden. Denn es kann nicht geduldet werden, daß sich einige ge-
wissenlose Händler auf Kosten der Allgemeinheit bereichern und viele andere ehrlich 
Arbeitende der Not und dem Elend preisgegeben werden. Wenn man hört, welche Prei-
se diese gewissenlosen Händler für das Vieh zahlen und man sehen muß, wieviel Vieh 
beispielsweise in Wernstein und Andorf zur Verladung kommt und außer Land ge-
bracht und so den [!] heimischen Konsum entzogen wird, muß man wohl ernstlich er-
wägen, ob denn da nicht einmal ein entsprechendes Exempel statuiert werde, diesem 
Treiben der Händler Einhalt zu tun, die nur auf ihren eigenen Geldsack bedacht sind, 
denen es aber ganz gleichgiltig ist, wenn ihre Mitmenschen in Not und Elend zu Grun-
de gehen.
Ein Ende der Teuerungen war zu diesem Zeitpunkt jedoch noch nicht abzusehen366, 
und auch im Jahr 1922 ging der Wertverfall der Krone – wie hier anhand einiger Beispiele 
gezeigt werden soll – ungebremst weiter: 
♦ Hatte man aufgrund einer Verordnung des Landeshauptmannes im Gebiet der Stadt 
Schärding und in den Ortschaften Brunnwies, Dobl, Kreuzberg und Haraberg der 
Gemeinde Brunnenthal Anfang Februar 1922 100 K für einen Liter Milch be-
zahlt367, so mußte man Anfang Juni bereits 250 K dafür ausgeben. 
365) Schdg. WBl. 1921, Nr. 46, S. 6.
366) Unter dem Titel „Teuerung ohne Ende“ schreibt das „Schärdinger Wochenblatt“ am 8. Dezember 1921: 
„Durch die unerhörte Steigerung der Tabakfabrikate mußten sich viele zwangsweise das Rauchen, wel-
ches sie die Sorgen des Lebens leichter ertragen ließ, abgewöhnen. Die unerwartet eingetretene 100%ige 
Bierpreiserhöhung zwingt viele, die nach des Tages Arbeit und Mühe vielleicht im Kreise von Bekann-
ten einige Stunden verbrachten, nun auch auf dieses Vergnügen zu verzichten. Nun folgt eine weitere 
Steigerung aller wichtigen Lebensmittel. Die Landesregierung hat, der andauernden Steigerung der Be-
triebskosten der Broterzeugungsbetriebe Rechnung tragend, eine entsprechende Erhöhung der Brotpreise 
beschlossen. Auch eine ziemliche Milchpreiserhöhung ist bereits erfolgt und Hand in Hand damit natür-
lich eine Erhöhung der Butter- und Fettpreise. Von der ungeheueren Steigerung der Mehl-, Zucker- und 
Fleischpreise läßt sich überhaupt nicht sprechen. [...].“ Schdg. WBl. 1921, Nr. 50, S. 6.
367) Schdg. WBl. 1922, Nr. 6, S. 7.
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♦ Der Brotpreis stieg von 250 Kronen Anfang Jänner auf 6.000 Kronen Ende Sep-
tember und lag damit laut „Schärdinger Wochenblatt“ sogar über dem der Groß-
stadt Graz, wo in der Innenstadt der Laib Brot nur 5.600 Kronen, in den übrigen 
Stadtteilen gar nur 5.500 Kronen kostete.368
♦ Die Fleischpreise wurden Ende Juni innerhalb einer Woche um nahezu 1.000 Kro-
nen pro Kilo erhöht, worauf die Fachgenossenschaft der Fleischhauer und Selcher 
des politischen Bezirkes Schärding am 6. Juli 1922 im „Schärdinger Wochenblatt“ 
bekanntgab, daß ihre Mitglieder in Zukunft nicht mehr in der Lage seien, ihre Ware 
gegen monatliche oder auch nur wöchentliche Abrechnung abzugeben369: 
Die stetige Entwertung unserer Valuta, welche eine fortwährende Erhöhung 
der Viehpreise bedingt, zwingt die Fleischhauer zu dieser Maßnahme.
Diejenigen Kundschaften, welche auf Beibehaltung der bisherigen Büchel be-
stehen, werden aufmerksam gemacht, daß ihnen bei Abrechnung der am Ver-
rechnungstage geltende Tagespreis in Anrechnung gebracht wird.
♦ Die Kraft- und Lichtstrompreise, die per Beschluß der Gemeindeausschußsitzung 
vom 14. Jänner rückwirkend ab 1. Jänner 1922 um 100 % auf 15 K pro Hektowatt-
stunde erhöht worden waren370, wurden in der GAS. vom 8. Juli 1922 rückwirkend 
ab 1. Juli 1922 auf 35 Kronen angehoben.371 In der GAS. vom 9. September 1922 
beschloß der Gemeindeausschuß dann angesichts „der wöchentlich sich enorm er-
höhenden Gestehungskosten“, vom bisherigen Modus der Strompreisbestimmung 
auf einen Monat im voraus abzugehen und die Strompreise von jetzt ab erst am En-
de jeden Monats auf Basis der Gestehungskosten neu zu bestimmen.372 Aufgrund 
dieses Beschlusses wurde z. B. in der GAS. vom 14. Oktober 1922 der Preis für 
eine Hektowattstunde für September mit 250 K festgesetzt.373
♦ Die Verpflegsgebühren des Krankenhauses, die in der GAS. vom 25. Februar 1922 
pro Person und Tag in der ersten Klasse auf 2.500 K, in der zweiten auf 1.500 K
und in der dritten Klasse auf 1.000 K erhöht worden waren374, wurden – nach wei-
teren Tarifanpassungen im Verlauf der nächsten Monate – in der GAS. vom 14. 
Oktober 1922 in der ersten Klasse mit 30.000 K, in der zweiten mit 20.000 K und 
in der dritten Klasse mit 12.000 K festgesetzt.375
♦ Eine enorme Steigerung erfuhren auch die Hebammentarife: Hatten in Schärding 
und Umgebung Minderbemittelte im Jahr 1921 300 K, Angehörige des Mittelstands 
500 und Bessersituierte 800 bis 1.000 K zu bezahlen gehabt376, so galten ab 1. Sep-
tember 1922 folgende Tarife: 50.000 K für Minderbemittelte, 100.000 bis 150.000 
K für Angehörige des Mittelstands und 250.000 K für Besserbemittelte. „Am Lan-
368) Schdg. WBl. 1922, Nr. 41, S. 6.
369) Schdg. WBl. 1922, Nr. 27, S. 8.
370) In der gleichen GAS. wurde auch der Wasserbezugspreis um 100 % erhöht. Schdg. WBl. 1922, Nr. 3, S. 5. 
371) Schdg. WBl. 1922, Nr. 28, S. 5.
372) Schdg. WBl. 1922, Nr. 37, S. 6.
373) Schdg. WBl. 1922, Nr. 41, S. 6.
374) Mit Rücksicht auf die finanziell schwierige Lage des Krankenhauses wurde damals beschlossen, neuerlich 
an die Landesregierung und an das Bundesministerium um die Liquidierung eines entsprechenden Be-
triebskapitales heranzutreten; sollte diese Hilfe im Lauf des Monats März nicht erfolgen, wäre eine Sper-
re des Krankenhauses ab 1. April zu gewärtigen. Schdg. WBl. 1922, Nr. 10, S. 5.
375) Schdg. WBl. 1922, Nr. 41, S. 6.
376) Schdg. WBl. 1921, Nr. 7, S. 8.
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de“ konnten damals – wie im „Schärdinger Wochenblatt“ 1922, Nr. 35, S. 8 mitge-
teilt wurde – „je nach Vereinbarung an Stelle des Geldes auch 50 Kilogramm Edel-
getreide und 2 Kilogramm Butter gegeben werden“.
Wie folgendes Diagramm zeigt, verlief der Anstieg der Lebenshaltungskosten dabei 
nicht in allen Phasen des Inflationsprozesses gleichmäßig, sondern wies Perioden der raschen 
Steigerung auf, denen wiederum Monate einer geringeren Entwertung folgten.
Diagramm 17: Inflation und Währungsentwertung in Österreich 1914–1922 (Semilogarith-
mischer Maßstab)
Quelle: Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 353.
Unter der Inflation hatten besonders die alten Leute zu leiden, die krankheitshalber oder 
wegen ihres hohen Alters keine Möglichkeit fanden, zu ihrem fixen Renteneinkommen etwas 
dazuzuverdienen. Um die für diese Bevölkerungsgruppe katastrophale Lage etwas zu mil-
dern, wurden in der Stadt immer wieder Wohltätigkeitsveranstaltungen und Sammlungen 
zugunsten notleidender Pensionisten organisiert.377 Außerdem war bereits Anfang des Jahres 
1922 durch die Bundesregierung eine Hilfsaktion für Kleinrentner ins Leben gerufen worden, 
für die sie namhafte Beträge zur Verfügung stellte. Am 23. Februar 1922 wurden daraufhin in 
Linz im Rahmen einer Besprechung unter dem Vorsitz Landeshauptmann Hausers die 
377) So konnte z. B. im Rahmen eines aus allen Kreisen der Schärdinger Beamtenschaft sehr gut besuchten Fami-
lienabends, den die hiesige Finanzwache am 7. Jänner 1922 in Baumgartners Brauhaus zugunsten notlei-
dender Pensionisten veranstaltet hatte, nach der Festrede Oberkommissär Huebers, in der er „in warmen 
Worten an den Wohltätigkeitssinn der Versammelten“ appelliert hatte, „zur Linderung des Pensionisten-
elends ihr Scherflein beizusteuern“, durch eine sogleich eingeleitete Sammlung ein Betrag von 5.000 K 
aufgebracht werden (Schdg. WBl. 1922, Nr. 2, S. 6); und im Februar 1922 spendete die Kegelklub-Ge-
sellschaft Schärding aus dem Erlös des Zipfelhaubenballs 10.000 K für den Armenfond Schärding und 
aus dem Erlös des Kegelklub-Maskenballs vom 11. Februar 25.000 K zum Holzeinkauf für die Armen 
der Stadt. Schdg. WBl. 1922, Nr. 6, S. 7 und Nr. 7, S. 6.  
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Grundlinien für die Durchführung dieser Aktion festgelegt. Entsprechend diesen Grundlinien 
sollten in jedem politischen Bezirk eigene Komitees gegründet werden, die sich mit den ein-
zelnen Gemeinden ins Einvernehmen zu setzen hatten. Auch im Bezirk Schärding wurde ein 
solches Komitee gebildet, das aus einem Vorsitzenden und je vier Vertretern der politischen 
Parteien bestand, wodurch man gewähr-
leisten wollte, daß jegliche Parteipolitik aus-
geschlossen war. Vorsitzender dieses Hilfs-
komitees war Bezirkshauptmann Petrak, 
Steueramtsdirektor Pachmann sein Stellver-
treter. Kassier wurde der Kaufmann Johann 
Hornisch und Schriftführer der Lehrer Fritz 
Holzinger.378 Zur Unterstützung dieses Ko-
mitees wurden in allen Gemeinden des Be-
zirks Ortskomitees gebildet, deren Aufgabe 
es war, Verzeichnisse der Unterstützungsbe-
dürftigen anzulegen und die jeweiligen 
Sammlungen durchzuführen. 
In Schärding selbst bildete das Be-
zirkskomitee zugleich das Ortskomitee. Die 
Ergebnisse der Sammlungen wurden, wie 
unter anderem nebenstehender Ausschnitt 
zeigt379, jeweils im „Schärdinger Wochen-
blatt“ veröffentlicht. 
So teilte das „Schärdinger Wochen-
blatt“ 1922 z. B. in seiner Nr. 19 mit, daß 
die zugunsten der Kleinrentner Schärdings 
veranstaltete Sammlung bisher den Betrag 
von 345.338 Kronen und diverse Naturalien 
ergeben habe380; in seiner Nr. 37 wird ge-
meldet, daß die Sammlung für die hiesigen 
Stadtarmen den namhaften Betrag von 
962.108 K erbracht habe381, und in seiner 
Nr. 51 schreibt das Blatt unter dem Titel 
„Das Christkind der Kleinrentner“, daß der 
Hilfsverein für Kleinrentner unter dem Vor-
sitz des Landesregierungsrates Petrak am 
22. Dezember im Sitzungssaal der Gemein-
de Spenden an 80 Kleinrentner verteilt habe. 
Allein die Summe der eingelaufenen Geld-
spenden betrug damals 3,466.943 K:
Der Anblick der greisen Frauen und Männer, von denen viele einst bessere Tage gese-
hen, war rührend. Nach einer tiefempfundenen Ansprache des Vorsitzenden Landesre-
gierungsrat Petrak, bei welcher fast kein Auge trocken blieb, bekam jeder Kleinrentner 
378) Schdg. WBl. 1922, Nr. 12, S. 6.
379) Schdg. WBl. 1922, Nr. 23, S. 6.
380) Schdg. WBl. 1922, Nr. 19, S. 6.
381) Schdg. WBl. 1922, Nr. 37, S. 6.
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25.000 K, 9 Kilo Mehl, ¼ Kilo Zucker, eine Anweisung auf ½ – ¾ Kilo Fleisch, 1 Laib 
Brot und 1 Weihnachtsstriezel. Außerdem gelangten 24 Pakete zu ???????????????f-
fee, 38 Pakete Malz- und Feigenkaffee, 5 Kilo Nudeln, 100 Kilo Aepfel, 10 Fläschchen 
Kognak, 2 m3 Holz, 200 Kilo Kohle und einige Bekleidungsstücke zur Verteilung. Alle 
Spender, welche in hochherziger Weise zum Gelingen dieser Veranstaltung beigetra-
gen haben, hätten sich reichlich belohnt gefühlt, wenn sie die Freude der Alten über 
die reiche Bescherung gesehen hätten. Das Bezirkskomitee beehrt sich hiemit, allen 
Spendern für die Unterstützung der Aktion auf diesem Wege seinen wärmsten und herz-
lichsten Dank zum Ausdruck zu bringen.382
Schwer in Mitleidenschaft gezogen wurden durch die Inflation auch alle anderen Bezie-
her fester Einkommen, nämlich die Staatsangestellten, deren Gehälter (in Gold gerechnet) 
stark herabgedrückt wurden; die Hausbesitzer (durch die Aufrechterhaltung des Mieterschut-
zes) und die alte bürgerliche Rentiersklasse, die ihre Ersparnisse in Staatspapieren – insbe-
sondere Kriegsanleihen – oder in anderen festverzinslichen Wertpapieren bzw. als normale 
Spareinlagen angelegt hatte; zu den Verlierern zählten aber auch alle Lohnabhängigen, deren 
Erfolge in den Lohnverhandlungen durch die Inflation immer wieder zunichte gemacht wur-
den, die meisten Angehörigen der freien Berufe, deren Einkommen sanken, weil ihre Klientel 
verarmte, sowie der Handels- und Gewerbestand.383
Dechant Scheiber beschreibt die Situation in seinen Aufzeichnungen folgenderma-
ßen384: 
Die Zeit der Überschwemmung mit minderwertigem Gelde ist die Zeit der berüchtigten 
Inflation. Wer diese miterlebt hat, der wird sie nie vergessen, am wenigsten der Han-
dels- und Gewerbestand. Heute setzten sie Waaren und Erzeugnisse um, und morgen 
konnten sie für das eingenommene Geld nur mehr einen Bruchtheil des Verkauften er-
setzen. Die Ersparnisse wurden nun angegriffen, aber die Waarenlager schmolzen 
dennoch zusammen. Die Handels- und Gewerbetreibenden waren gezwungen, Bank-
gelder aufzunehmen und zwar gegen Zinsen, die die Geldverleiher in normalen Frie-
denszeiten wegen Wucher mit dem Gerichte in Konflikt gebracht hätten. So war das 
ganze mühe- und sorgenvolle Arbeiten der Geschäftswelt nur ein Robotten für die Ban-
ken, die allen Gewinn aufsaugten. Und dadurch wurden sogar altbewährte Kaufhäuser 
und Geschäfte oft genug zahlungsunfähig. Und über dieses um seine Existenz ringende 
Österreich fielen die lieben Nachbarn mit ihrer besseren Valuta her und kauften es un-
barmherzig aus (1922). Österreichs Regierung duldete es. 
382) Schdg. WBl. 1922, Nr. 51, S. 5 f. 
Ein Jahr später, am 21. Dezember 1923, fand im Rahmen der Kleinrentnerhilfe neuerlich eine Weih-
nachtsbescherung im Rathaus statt, diesmal für 63 Frauen und Männer. Dabei erhielt jede Person 50.000 
K, ferner 5 kg Mehl, ½ kg Fleisch, 1 Laib Brot; die Männer bekamen dazu noch 2 Päckchen Tabak und 
1 Zigarre. Außerdem gelangten zur Verteilung 20 Kilo Zucker, ferner Kaffee, Kakao und andere Natura-
lien, weiter Blusenstoffe, Schuhdoppler, 2 Paar Hausschuhe, 1 Hemd, 1 Schal, Brennholz, Kohle, Brief-
papier und Bleistifte, Kalender etc. Schdg. WBl. 1924, Nr. 1, S. 5.
Zu Weihnachten 1924 war es dann aufgrund der staatlichen Zuwendungen möglich, 83 hilfsbedürftige 
Kleinrentner des Bezirks Schärding mit einem Gesamtbetrag von über 18 Millionen Kronen zu beteilen. 
Schdg. WBl. 1925, Nr. 3, S. 6.
383) Weber, Fritz: Hauptprobleme der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs in der Zwischen-
kriegszeit. S. 604.
384) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 231.
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Während all jene, die Schulden hatten – der Staat sowie viele Bauern und Unterneh-
mer –, von die Geldentwertung profitierten, weil sie ihre Kredite nun zu einem Bruchteil des 
Realwertes tilgen konnten, und sich all jene, die ihr Vermögen rechtzeitig in „Sachwerten“ 
hatten anlegen können oder auf Kredit Realvermögen erworben hatten, den negativen Aus-
wirkungen der Inflation weitgehend zu entziehen vermochten385, verlor der sogenannte „Mit-
telstand“ durch den Wertverfall der Krone somit nahezu sein gesamtes Vermögen, und daran 
konnte auch die im Herbst 1922 durch die Regierung Seipel mit Hilfe des Auslands erreichte 
Stabilisierung der Krone nichts ändern. 
Wie gesagt [...] hatte die österreichische Krone ihren Wert nahezu eingebüsst. Mit ih-
rem Sinken an Wert hielten im Sinken gleichen Schritt auch alle Wertpapiere: als 
Kriegsanleihen, Staatspapiere, die Einlagen in den Sparkassen und dadurch wurden 
die Besitzer solcher scheinbarer Werte faktisch zu Bettlern.
Es nützte auch nichts, dass, wie vorhin erwähnt wurde, Dr. Seipel die Krone stabili-
siert hatte. Er hatte damit nur erreicht, dass die Krone nicht mehr weiter sank, dass 
sie den Wert behielt, den sie im Herbste 1922 hatte – wenn man vom Werte überhaupt 
noch reden konnte. Denn man musste auch jetzt weit mehr als 10.000 Kronen hergeben 
für eine Sache, die man früher um 1 K haben konnte. Was bedeuteten also 100.000 K? 
Nicht einmal 10 K. Die Stabilisierung der Krone half also den Besitzern österreichi-
scher Wertpapiere nichts. Aber auch diejenigen, welche ihr Geld an Private ausgelie-
hen hatten, kamen um ihr Geld, weil sie sich nicht helfen konnten, wenn ihnen ihr Gut-
haben in guten Kronen mit entwerteten Kronen zurückgezahlt wurde. Denn der dama-
lige österreichische Finanzminister Schumpeter stellte den Grundsatz auf: „Krone ist 
Krone“[,]
schreibt Dechant Scheiber und nennt in diesem Zusammenhang dann noch weitere 
„Leidtragende“ der Inflation386:
Zu diesen Leidtragenden gehören auch die Waisenkinder, die kirchlichen Stiftungen 
und die Kirchen selber, welche ihr Baarvermögen in Staatspapieren anlegen mussten, 
welche durch die Inflation wertlos wurden. Dies wirkt sich auch in Schärding bitter 
aus. Früher deckte die Kirche Schärding ihre Auslagen durch die Interessen ihrer in 
Staatspapieren angelegten Kapitalien spielend leicht, heute braucht sie das Sammel-
geld vom Klingelbeutel notwendig, weil sie in Ermangelung anderer Einnahmen auf 
die Schillinge und Groschen angewiesen ist, die früher für die Armenfürsorge verwen-
det wurden.387
385) Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 34.
386) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 232 f.
387) Unter diesem Aspekt sind auch die Unstimmigkeiten zu verstehen, die es zwischen dem Orden der Barm-
herzigen Brüder und der Stadtpfarre hinsichtlich der Abhaltung feierlicher Gottesdienste gab. Im „Ge-
denkbuch des Konventes der Barmherzigen Brüder in Schärding am Inn“ heißt es dazu auf S. 14: „Wir 
wurden beim Linzer Ordinariate angeklagt, wir würden durch unsere feierlichen Gottesdienste Gläubige 
von der Pfarrkirche abziehen, außerdem bedeute unsere Kirche immerhin eine Einbusse für den Klingel-
beutel der Stadtpfarrkirche. Eine persönliche Vorsprache des P. Prior u. Prokurator beim Herrn Dechant 
hatte keinen Erfolg, da Herr Dechant wünschte, daß außer um 7 Uhr keine feierlichen Gottesdienste mehr 
stattfinden sollen. P. Prior richtete ein längeres Schreiben an das bischöfliche Ordinariat, worin er auf die 
großen Kosten hinwies, die die Erhaltung und Ausbauung der alten Kapuzinerkirche dem Orden kostete, 
sowie auf die Gepflogenheit des Ordens hinwies, den Gottesdienst möglichst feierlich zu gestalten, bat P. 
Prior Gerechtigkeit auf beiden Seiten walten zu lassen und auch uns die Abhaltung eines Spätgottesdien-
stes zu gestatten. Die Antwort des Ordinariates erfolgte am 4. Dezember [1931; Anm. d. Verf.]. Es heißt 
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Daß die Bevölkerung im unmittelbaren Grenzraum zu Bayern im Herbst 1922 infolge 
des damals einsetzenden rapiden Verfalls der Mark (siehe Tabelle 8 und 9) überdies noch mit 
einer Verschärfung des Grenzverkehrs konfrontiert war388, habe ich im Abschnitt „Das Ver-
hältnis zu den bayerischen Nachbarn“ bereits ausführlich dargelegt. 
Der mit dem wirtschaftlichen Niedergang verbundene soziale Abstieg des alten „Mit-
telstands“389 – bei gleichzeitigem rasanten gesellschaftlichen Aufstieg der „nouveaux riches“, 
der „Neureichen“, einer kleinen Schicht von Schiebern und Spekulanten, die sich zuerst den 
allgemeinen Warenmangel zunutze gemacht hatten, um Übergewinne zu akkumulieren, und 
sich dann vorwiegend der Devisen- und Valuten- bzw. Aktienspekulation zugewandt hatten –
aber prägte das politische Bewußtsein der durch die Inflation so schwer Geschädigten: Viele 
übersahen, daß der Niedergang schon während des Krieges eingesetzt hatte. Sie hatten nur 
die „gute alte Zeit“ in Erinnerung und schlossen von ihrem eigenen sozialen Abstieg auf den 
notwendigen Untergang des ganzen Landes. Sie blickten in die Vergangenheit, waren monar-
chistisch oder sehnten sich nach einem „Ständestaat“, in dem die Mittelschichten ihre ange-
stammten Privilegien wieder genießen würden. Der typische Ideologe dieser Richtung war 
Othmar Spann. Andere hofften auf den „Anschluß“ an Deutschland.390
Da es unter den Spekulanten viele Juden gab, waren die Juden vielen verhaßt – in die-
sem Zusammenhang erhoben sich z. B. in Schärding immer wieder „warnende“ Stimmen, die 
davon zu berichten wußten, daß es von seiten verschiedener „Großbanken mit durchwegs 
daselbst im Punkt 1.) Den Barmherzigen Brüdern steht es frei, an gewissen Festen einen feierlichen Got-
tesdienst in ihrer Ordenskirche abzuhalten; diese Ämter müssen jedoch zu einer Stunde angesetzt wer-
den, zu welcher der pfarrliche Hauptgottesdienst in allen Fällen zu Ende ist, entweder um 10 Uhr oder 
nach Belieben auch später. Laut Kapitelbeschluß einigten sich die Religiosen, an Festtagen fürderhin das 
feierliche Hochamt um 10 Uhr abzuhalten.“
388) Dechant Scheiber kommentierte diese Einschränkung des deutsch-österreichischen Nahreiseverkehrs in sei-
nen Aufzeichnungen folgendermaßen: 
„[...] über dieses um seine Existenz ringende Österreich fielen die lieben Nachbarn mit ihrer besseren Va-
luta her und kauften es unbarmherzig aus (1922). Österreichs Regierung duldete es. Als dann [...] das 
deutsche Reich die Inflation durchmachen musste und Papiergeld bis zu einer Billion Mark Nennwert in 
Verkehr setzte, verstanden die Herren jenseits der Gränzpfähle keinen Spass mit denen, welche auch 
einmal einen billigen Gelegenheitskauf machen wollten. Ja der Anschluss!“ Scheiber, Joachim: Gescheh-
nisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 231.
389) Im Jahr 1923 bot Oberösterreich in bezug auf die Beschäftigtenstruktur folgendes Bild: Von den 477.443 
Personen, die damals einer Beschäftigung nachgingen, taten dies 287.077 (60,12 %) in der Land- und 
Forstwirtschaft (davon 68.648 als Selbständige, 125.448 als Arbeiter bzw. Tagelöhner und fast 92.000 
als mithelfende Familienangehörige), 109.327 (22,89 %) in Industrie und Gewerbe (davon 23.914 als 
Selbständige, 3.259 als Beamte bzw. Angestellte, 68.865 als Arbeiter, Werkführer bzw. Tagelöhner, 
2.286 als mithelfende Familienangehörige und 11.003 als Lehrlinge), 45.526 (9,53 %) in Handel und 
Verkehr einschließlich Gast- und Schankgewerbe (davon 13.317 als Selbständige, 7.846 als Beamte bzw. 
Angestellte, 17.964 als Arbeiter, Werkführer bzw. Tagelöhner, 5.603 als mithelfende Familienangehöri-
ge und 796 als Lehrlinge), 16.447 (3,44 %) im häuslichen Dienst sowie 19.066 im öffentlichen Dienst 
und in freien Berufen (davon 562 als Selbständige, 3.939 als Beamte bzw. Angestellte, 2.104 als Arbei-
ter, Werkführer bzw. Tagelöhner und 5 als mithelfende Familienangehörige). Insgesamt wurden 107.569 
Selbständige, 99.847 mithelfende Familienangehörige, 235.315 Arbeiter, 22.768 Beamte bzw. Angestell-
te und 11.944 Lehrlinge gezählt. 
Dabei ist allerdings festzuhalten, daß es sich bei all diesen Zahlen um Berechnungen auf der Basis der 
Volkszählung 1910 und der in Niederösterreich, Kärnten und Tirol im Jahr 1923 beobachteten Entwick-
lungen handelt, weil die Daten für Oberösterreich, Salzburg, die Steiermark und Vorarlberg in der Volks-
zählung vom 7. März 1923 nicht bearbeitet worden sind. Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches 
Handbuch für die Republik Österreich. IX. Jg. – Wien: 1928. S. 9.
390) Weber, Fritz: Hauptprobleme der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs in der Zwischen-
kriegszeit. S. 604 ff.
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nicht arischem Einschlage“ Bestrebungen gebe, sich hierorts niederzulassen391 –; und die Ar-
beiter machte man für den eigenen sozialen Abstieg verantwortlich. Das war umso zweckmä-
ßiger, als viele bekannte Sozialdemokraten Juden waren. 
Ein Konglomerat aus Antisemitismus und Antimarxismus kennzeichnete somit das po-
litische Credo dieser vielfach zutiefst verunsicherten Kleinbürger, auf die nun im Rahmen 
der „Genfer Sanierung“ durch die Erhöhung von bestehenden bzw. durch die Einführung von 
neuen Steuern392, durch die kräftige Anhebung der Tarife aller öffentlichen Unternehmen393, 
durch das Absinken der Reallöhne sowie durch den Abbau von Zehntausenden von Arbeits-
plätzen – vor allem im öffentlichen Dienst – eine weitere Belastungswelle zukam394, und es 
ist daher kein Zufall, daß es gerade diese Schichten waren, die in der Folgezeit eine „starke 
Hand“ zur Schaffung von „Sicherheit“ und „Ordnung“ herbeisehnten.395
So führte z. B. Gewerbebund-Sekretär Schöberl aus Linz anläßlich einer äußerst gut be-
suchten Versammlung der Schärdinger Handel- und Gewerbetreibenden am 30. Oktober 
1922 im Gasthaus Weisheitinger aus, 
daß wir imstande sind, Österreich auf die Beine zu helfen, wenn wir die Kraft aufbrin-
gen, die wir im Kriege aufgebracht haben. Wir müssen militärisch sein in dem Sinne, 
daß wir Disziplin halten, den Anordnungen der Regierung uns fügen, wenn sie auch 
hart sind. Wir haben die Arbeitszeit gekürzt, ja, es mag recht sein, aber dann müssen 
wir diese Arbeitszeit wenigstens voll und ganz ausnützen. Es wird heute eine Unmenge 
Alkohol konsumiert, eine unerfreuliche Tatsache, es geht von einem Vergnügen ins an-
dere und die Wenigsten kümmern sich darum, ob dies dem Staate, dem Allgemeinwohle 
zum Nutzen oder zum Schaden gereicht. 
Schließlich wies Schöberl noch darauf hin, daß überall dort, „wo es halbwegs angeht“, 
Personal eingespart werde, worauf er angesichts der Frage, wozu „ein so kleiner Staat wie 
Oesterreich“ 70 Nationalräte brauche, die Forderung erhob, daß auch Nationalräte abgebaut 
werden sollten.396
391) So wendet sich z. B. die Handels- und Gewerbekasse Schärding in ihrer im „Schärdinger Wochenblatt“ ver-
öffentlichten Einladung zur Generalversammlung am 13. Juni 1921 u. a. folgendermaßen an die Handel-
und Gewerbetreibenden: „Da in der letzten Zeit verschiedene Großbanken mit durchwegs nicht arischem 
Einschlage bestrebt waren, sich hierorts niederzulassen, um hiedurch die Gelder aus dem Bezirke für die 
gewiß erträglicheren Geschäfte in Wien abzuschöpfen, erscheint es als ein Gebot der Notwendigkeit, daß 
in letzter Stunde zum Ausbaue der heimischen Kreditgenossenschaft geschritten wird, um die Geldbe-
stände unserer engeren Heimat zur Deckung des Kreditbedürfnisses des bodenständigen Handels und Ge-
werbes sicherzustellen.“ Schdg. WBl. 1921, Nr. 24, S. 7.
392) Die im April 1923 eingeführte Warenumsatzsteuer, die den Massenkonsum schwer belastete, erbrachte z. B. 
im Jahr 1923 über 80 Millionen Schilling oder etwa 9 % der gesamten Bundeseinnahmen. 
Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 357.
393) Die „Innviertel Kraftwagenverkehrs-Aktiengesellschaft“, die hier am 28. Juli 1923 den regulären Betrieb ih-
rer „Autoomnibus“-Verbindung aufgenommen hatte, erhöhte z. B. mit 24. September 1923 „infolge hö-
herer Regie, bedingt durch den schlechten Zustand der Straße“ den Fahrpreis für die Strecke Schärding –
Engelhartszell auf 45.000 K und den für die Strecke Schärding – Münzkirchen auf 20.000 K. Schdg. 
WBl. 1923, Nr. 38, S. 6 und Nr. 39, S. 6.
394) Am 9. November 1922 kündigte das „Schärdinger Wochenblatt“ seinen Lesern in bezug auf das Sanierungs-
programm an, daß es zu tiefgreifenden Einsparungsmaßnahmen im Verwaltungsdienst und damit verbun-
den zu einem Abbau von rund 100.000 öffentlich Bediensteten kommen werde, „was etwa 40 % des ge-
genwärtigen Standes entspricht“. Dieser Abbau sollte in drei Abschnitten erfolgen, u. z. bis Ende 1922 
25.000, im Jahre 1923 50.000, im Jahre 1924 25.000 Staatsangestellte. Schdg. WBl. 1922, Nr. 44, S. 1.
395) Weber, Fritz: Hauptprobleme der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs in der Zwischen-
kriegszeit. S. 606.
396) Schdg. WBl. 1922, Nr. 44, S. 1 f.
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Im Bezirk Schärding wurde im Zuge der „Genfer Sanierung“ Ende Jänner 1923 das 
Steueramt Engelhartszell397 und Ende August 1923 das Steueramt Raab aufgelassen.398 Die 
Agenden der beiden Ämter wurden dem Steueramt Schärding übertragen, dem damals vom 
aufgelösten Steueramt Engelhartszell Johann Patoczka und vom aufgelösten Steueramt Raab 
Karl Fischer und Leopold Novak zugeteilt worden waren. 1925 wurde schließlich noch der 
Steueroberverwalter Franz Kornmüller von Frankenmarkt hierher versetzt.399 Zu einem Per-
sonalabbau im Steueramt Schärding selbst scheint es meinen Quellen zufolge nicht gekom-
men zu sein.400
 „In Durchführung der allgemeinen Ersparungsmaßnahmen“ seiner Stelle enthoben 
wurde hingegen Eduard Kozell vom Eichamt Schärding, u. z. Ende Februar 1923.401
Ende August 1923 wurde außerdem das Postamt Brunnenthal aufgelassen und der bis-
herige Postbezirk Brunnenthal ab 1. September in den Außenbezirk des Postamtes Schär-
ding I einbezogen402, und schließlich wurde noch – trotz intensiver Bemühungen der Ge-
meindevertreter, dies abzuwenden403 – mit 31. Dezember 1924 das Finanzinspektorat Schär-
ding aufgelassen.404
Österreichweit verringerte sich aufgrund der „Genfer Sanierung“ der Personalstand in 
der Hoheitsverwaltung (mit Heer und Polizei) und in den Bundesbetrieben (mit Bahn und 
Post) bis März 1925 um ungefähr 73.000 Bedienstete. Diese Abbauaktion, die nach schema-
tischen Kriterien durchgeführt wurde – alle Dienstnehmer, die das 54. Lebensjahr erreicht 
und das 30. Dienstjahr vollendet hatten, wurden in Pension geschickt405 –, belastete trotz des 
momentanen Einsparungseffekts, auf lange Sicht gesehen, den Staatshaushalt (Pensionszah-
lungen)406 und war für viele der Betroffenen – wie die folgenden „Sanierungs-Gstanzeln“ 
zeigen, die sich im Nachlaß Alois Strebels erhalten haben – ein schwer verkraftbarer finan-
zieller Aderlaß mit tiefgreifenden sozialen und politischen Folgen.407
397) Schdg. WBl. 1923, Nr. 3, S. 7.
398) Schdg. WBl. 1923, Nr. 31, S. 6.
399) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 117.
400) Aus der Bezirkssteuerbehörde schied im Jahr 1923 allerdings Amtsrat Julius Geitner (geb. 1876) aus, der 
von 1919 an hier seinen Dienst versehen hatte. Ebda. S. 116. Ob dieses Ausscheiden mit allfälligen Per-
sonaleinsparungen zu tun hatte, ist mir jedoch nicht bekannt.
401) Schdg. WBl. 1923, Nr. 9, S. 5.
402) Schdg. WBl. 1923, Nr. 36, S. 6.
403) Schon in der Gemeindeausschußsitzung vom 3. März 1923 war in bezug auf die geplante Aufhebung der 
Bezirkssteuerbehörde, des Steueramtes und des Finanzinspektorates der einstimmige Beschluß gefaßt 
worden, mit allen zulässigen Mitteln dagegen Stellung zu nehmen und insbesondere auch die zuständigen 
Abgeordneten ohne Unterschied der Partei zu ersuchen, alle notwendigen Maßnahmen zu treffen, daß 
diese Aufhebung, die für die Bevölkerung schwere wirtschaftliche Folgen hätte, unterbleibe. Schdg. 
WBl. 1923, Nr. 10, S. 5.
404) Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 121. Oberfinanzrat Dr. Roman Iser, 
der diese Behörde seit 7. Juni 1913 geleitet hatte, kam daraufhin als Hofrat in die Bezirkssteuerbehörde 
Schärding. 
405) In Schärding z. B. wurden im Jahr 1922 bei der Finanz- bzw. bei der Zollwache Karl Fraueneder und Jo-
hann Hueber sowie Alois Leeb pensioniert. Ebda. S. 126 f.
406) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 80.
407) So übernahm z. B. der von mir bereits erwähnte, im Jahr 1922 pensionierte Finanzwacheoberkommissär 
Karl Fraueneder – er war mit 7. September 1918 von Engelhartszell nach Schärding versetzt worden; 
1920 findet sich hier sein Name auf der Unterschriftenliste der „National-sozialistischen Partei“, die am 
7. Oktober 1920 anläßlich der für den 17. Oktober 1920 festgesetzten Gemeindewahlen in Schärding 
vorgelegt wurde – im Jahr 1925, als der Landbund hier eine Geschäftsstelle errichtete, den Posten eines 
Bezirkssekretärs (Schdg. WBl. 1925, Nr. 8, S. 6). 1930 wurde Fraueneder dann, nachdem das Bezirksse-
kretariat Schärding nach Ried verlegt und dort ein Kreissekretariat für das Innviertel errichtet worden 
war, Kreissekretär (Schdg. WBl. 1930, Nr. 7, S. 6 f.) und übersiedelte nach Ried. Dort setzte er seinem 
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Sanierungs-Gstanzeln
Seitdem der Seipel uns regiert, / Wern mir von hint’ und vorn saniert,
Und Pfaff und Bankjud Arm in Arm / Bewuchern uns, daß Gott derbarm.
Denn Oesterreich wird ewig stehn – / In Zürich auf null-null-null-zehn.
D’r Beamte hat bekanntlich nix – / Und das hat er heut nicht mehr fix.
Beim Abbau gibt es kein’n Pardon – / Außer es hat einer Protektion!
Drum fragt das Volk heut schon recht laut: / Wann wird der Seipel abgebaut?
Ihm g’schieht ja nix, es bleibt ihm ja / Auf jeden Fall – die Kongrua.
Wie aus diesen Gstanzln hervorgeht, wurde Bundeskanzler Ignaz Seipel also keines-
wegs von allen als der „Retter Österreichs“ gesehen, als den ihn die bürgerliche Presse feier-
te408, und auch sein Reformwerk fand keine einhellige Zustimmung.409
Dies hing damit zusammen, daß die Genfer Sanierung innenpolitisch äußerst umstritten 
war und in wirtschaftlicher Hinsicht Stückwerk blieb. Während nämlich die Stabilisierung 
der Währung gelang – wobei der mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 1925 als neues Zahlungsmit-
tel eingeführte Schilling das Vertrauen der Bevölkerung in die Währung zusätzlich festigte 
(„Alpendollar“)410 – und auch das Staatsbudget binnen kurzem saniert werden konnte411,
wurde die Sanierung der österreichischen Volkswirtschaft nicht erreicht, denn der Abbau von 
Zehntausenden von Beamten, die Lohnkürzungen für zahlreiche Arbeitnehmer sowie die 
Verteuerung vieler Waren verringerten die Kaufkraft der Bevölkerung, die Stabilisierung des 
Leben am 26. April 1931 nach dem schlechten Abschneiden des Landbundes bei der Landtagswahl vom 
19. April 1931 durch einen Kopfschuß ein Ende. Das „Schärdinger Wochenblatt“ schreibt damals u. a.: 
„Der im 52. Lebensjahre stehende Mann war bekanntlich erst im Herbst von Schärding nach Ried über-
siedelt, da er das Sekretariat des Landbundes inne hatte. Seine allerdings selbstveranlaßte vorzeitige Pen-
sionierung hatte schon damals bei ihm einen abnormalen Zustand hervorgerufen und das Landtagswahl-
Resultat scheint auf ihn ungünstig eingewirkt zu haben, denn er äußerte sich gegenüber seiner Gattin, daß 
es besser wäre, wenn er nicht mehr leben würde. Fraueneder fürchtete infolge Abbau des Landbund-Se-
kretariats eine Verminderung seines Einkommens.“ Schdg. WBl. 1931, Nr. 18, S. 5.
408) Von seiten der Sozialdemokraten wurde Seipel z. B. als „Reichsverderber“ und „machtgieriger Pfaffe“ be-
zeichnet. Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 283.
409) Die Sozialdemokratie entfachte eine maßlose Polemik gegen die Sanierung. So sprach z. B. Otto Bauer von 
„offenem Landesverrat“, und Robert Danneberg interpretierte die Sanierung als eine Aktion, getragen 
„von einem infernalischen Haß gegen die Arbeiter“. Zit. nach: Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des 
Staates. S. 282.
410) Dechant Scheiber schreibt in diesem Zusammenhang: „Mit der zwar stabilisierten aber faktisch fast wertlo-
sen Krone war es schwer, zu rechnen; man brauchte beim Kaufe und Verkaufe immer Tausende und Mil-
lionen. Das Rechnen mit so grossen Zahlen war auch zeitraubend, denn ein Verzählen und immer wieder 
Nachrechnen war fast unvermeidlich. Daher beschloss der Nationalrath (früher Reichsrath) im Vereine 
mit dem Bundesrathe (eine Art früheres Herrenhaus) eine neue Währung einzuführen, in der auch Zehner 
und Einer zur Geltung kommen. Man einigte sich auf Schilling und Stüber. Weil aber das Wort ‘Stüber’ 
zu sehr an den Nasenstüber erinnerte, den Österreich durch die Inflation erhalten hatte, wählte man statt 
des Stübers den Groschen. Und so haben wir seit 1925 als geringste Münze den Groschen (g) und zwar 
1 g und 2 g aus Bronçe, 10 g aus Weissmetall, ½ Schilling (S) und 1 S aus Silberlegierung, Goldmünzen 
zu 25 S und 100 S, doch sieht man diese letzteren nur in den Auslagefenstern der Banken. Papiergeldno-
ten sind in 5 S, 10 S, 20 S, 50 S, 100 S und 1000 S im Umlauf.“ Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit 
dem Jahre 1890 in Schärding. S. 233 f.
411) Im Jahr 1925 konnte bereits ein Überschuß erzielt werden. Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. 
S. 283.
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Wechselkurses gegenüber den Währungen der Goldwährungsländer beseitigte mit einem 
Schlag den künstlichen Konkurrenzvorteil der inländischen Unternehmen und die einseitige, 
auf Währungsstabilität ausgerichtete Wirtschaftspolitik hielt den Geldumlauf niedrig („De-
flation“), sodaß der Antrieb für die Schaffung von Arbeitsplätzen fehlte.412 Der „Mittelstand“ 
bildete in den 20er Jahren somit „ein gefährliches Ferment sozialer Unruhe“, beseelt von 
„Revanchegedanken gegen die Republik, die Arbeiterschaft und die jüdische Minderheit“, 
„kurz, gegen alle, die für den eigenen sozialen Niedergang verantwortlich gemacht werden 
konnten. Daraus schlugen all jene politisches Kapital, die sich als gnadenlose Retter des Va-
terlandes oder als rabiate antisemitische Führer zu präsentieren wußten.“413
Dies alles machte sich auch in Schärding bemerkbar. So wies z. B. das „Schärdinger 
Wochenblatt“ am 12. Juni 1924 in einem Artikel mit dem Titel „Die teuerste Stadt Oester-
reichs“ darauf hin, daß in Schärding „nicht allein der Preis der Milch“414 „in einem schrei-
412) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 117. 
Am 22. Februar 1924 gab die Bezirkshauptmannschaft Schärding bekannt, daß das Bundeskanzleramt 
angesichts der im Inland herrschenden Arbeitslosigkeit die bereits für die Staaten Italien, Polen, Ungarn, 
Jugoslawien, Schweiz und Tschechoslowakei bestehenden Einschränkungen des Zuzuges fremdländi-
scher Arbeiter mit Rücksicht auf die durch die Wirtschaftskrise in Deutschland hervorgerufene Arbeits-
losigkeit und des damit verbundenen stärkeren Zustromes von reichsdeutschen Arbeitern und Angestell-
ten nach Österreich auch auf Deutschland erstreckt habe und daher angeordnet werde, daß vor der Ver-
längerung des Paßsichtvermerkes an Personen aus den angeführten Staaten und aus Deutschland, die sei-
nerzeit den Sichtvermerk zur Einreise nach Österreich entweder mit Zustimmung der Auskunftsstelle für 
Auswanderer oder infolge Verschweigens des Umstandes, daß sie sich zum Zwecke des Stellenantrittes 
oder der Arbeitssuche nach Österreich begeben wollen, ohne Einholung der Zustimmung der Auskunfts-
stelle für Auswanderer erhalten und in Österreich eine Stelle angetreten haben, nun stets bei der Aus-
kunftsstelle für Auswanderer in Wien anzufragen ist, ob die Verlängerung des Sichtvermerkes vom 
Standpunkte der Lage des Arbeitsmarktes zulässig erscheint. Abschließend heißt es: „Dieser zum Schutz 
des heimischen Arbeitsmarktes notwendige Vorgang ist unbedingt zu beobachten und erhalten die Ge-
meinden den Auftrag, die dort vorsprechenden Sichtvermerkwerber auf vorstehende Bestimmungen auf-
merksam zu machen und sie zur Vorlage eines mit einem 2000 K-Stempel versehenen Gesuches um 
Sichtvermerksverlängerung anzuweisen.“ „Amts-Blatt der Bezirkshauptmannschaft und des Bezirks-
schulrates Schärding“ Nr. 8 und 9 vom 28. Februar 1924, S. 16 f.
Unter dem Eindruck der katastrophal anschwellenden Arbeitslosigkeit gegen Ende des Jahres 1925 nahm 
der Nationalrat in seiner letzten Sitzung des Jahres 1925 schließlich das Inlandsarbeiterschutzgesetz an, 
das „Gesetz über die zeitweilige Beschränkung der Beschäftigung ausländischer Arbeiter und Angestell-
ter“ vom 19. 12. 1925, BGBl. Nr. 457, das für die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer, die nach 
dem 1. 1. 1923 eingewandert waren, eine behördliche Arbeitsbewilligung vorsah. Dieses „befristete“ Ge-
setz von 1925 blieb bis zum Ende der Ersten Republik in Geltung. Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. So-
ziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 124 f.
413) Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 34.
414) Ausgehend von einer Mitteilung der Preisprüfungsstelle Wels vom 25. V. 1924, daß der Milchpreis für das 
Belieferungsgebiet Wels ab 1. Juni 1924 um 400 K per Liter ermäßigt wurde und der Preis der Milch da-
her ab 1. Juni 1924 ab Stall 2800 K und im Kleinverschleiß ab Wels 3600 K per Liter koste, wird in be-
zug auf Schärding festgestellt, daß im Gegensatz dazu in Schärding die Absicht einer neuerlichen Preis-
erhöhung bestanden habe, die nun allerdings „infolge anderortigem Milchpreisabbau“ fallengelassen 
werden mußte, und dann heißt es weiter: „Daß ob der bei uns neuerdings projektiert gewesenen Milch-
preiserhöhung sich der Konsumentenschaft keine geringe Erregung bemächtigte, erscheint aus dem 
Grund begreiflich, weil in Schärding mit oder ohne Zustimmung der Preisprüfungsstelle Ried schon ein 
Stallpreis von 4000 K gezahlt werden muß, während in Wels ein solcher im Betrage von 3200 K verlangt 
werden durfte. Zieht man noch in Betracht, daß Schärding fast gar keine Industrie im Verhältnis zu Wels 
besitzt, die Milchproduktion bei erstklassigen Feldern und Wiesen eine mindestens ebenso reichliche wie 
in Wels sein muß, so erscheint der heute bestehende Milchpreisunterschied um 1200 K per Liter als völ-
lig unberechtigt und unhaltbar. Wie verlautet, sind auch seitens der politischen Behörde Schritte bei den 
Gemeindevorstehungen unternommen worden, die Verhandlungen mit den Milchproduzenten bezüglich 
Beseitigung dieses krassen Mißverhältnisses bezwecken.“ Schdg. WBl. 1924, Nr. 24, S. 3.
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enden Kontraste zu den Preisen in allen anderen österreichischen Städten ohne Ausnahme“ 
stehe, sondern auch fast alle übrigen Artikel „andernorts bei reichlicher Auswahl billiger als 
bei uns“415 seien, und schnitt in diesem Zusammenhang auch die fehlende Kaufkraft eines 
Großteils der Schärdinger Bevölkerung an:  
Bei dem Umstande, daß ja Schärding als kleines Landstädtchen höhere Preise in fast 
allen Bedarfsartikeln aufweist als Wels und selbst Linz, erscheint die Annahme nicht 
von der Hand zu weisen, daß Schärding zur Förderung des für dasselbe lebensnotwen-
digen Fremdenverkehres bemüht ist, den Ruhm zu erringen, als teuerste Stadt unseres 
Bundesstaates zu gelten. Allerdings wird ihm dieser Ruhm nicht den Fremdenzustrom 
vermehren, zumal die Schieber und Börsenmakler am Aussterbeetat stehen und Leute 
ehrlichen Erwerbes Landaufenthalt nehmen, wo man ihnen annehmbarere Preise 
macht. Die hiesigen Festbesoldeten, Arbeiter, Kleinrentner und viele Gewerbetreiben-
de aber sind bei ihrem im Verhältnis zur Vorkriegszeit niedrigen Einkommen nicht 
kaufkräftig genug, dem hiesigen Handels- und Gewerbestande soviel Ware abzuneh-
men, als zu dessen Existenz notwendig wäre. Und so muß der allgemeine Geschäftsver-
kehr unter den weit über der Goldparität verharrenden Preisen aller Lebensnotwendig-
keiten leiden.416
Wie schlecht es vielen damals ging, spiegelt sich wohl auch darin wider, daß im Jahr 
1924 die Weihnachtsbescherung für arme Schulkinder entfiel, weil „das Sammelergebnis für 
den Schulchristbaum 1924 samt dem Erträgnisse des Krippenspieles ein zur Veranstaltung 
eines Christbaumes für 15 Schulklassen völlig unzureichendes“ war.417
Am 18. Mai 1925 traten in den im Gemeindegebiete von St. Florian gelegenen Stein-
brüchen der Firma Kapsreiter, der Bayrischen Granit-Aktiengesellschaft und des Markus 
Hölzl in Schärding 274 Arbeiter in den Streik, weil ihnen eine geforderte Lohnerhöhung von 
30 % nicht bewilligt worden war. Am 19. Mai griff dieser Streik auf die Steinbrüche der Fir-
ma Kapsreiter in Allerding über, sodaß die Zahl der Streikenden auf insgesamt 394 Mann an-
wuchs. Am 11. Juni nahm dann ein Teil der Steinarbeiter in Allerding, nachdem ihnen eine 
5%ige Lohnerhöhung zugesichert worden war, die Arbeit wieder auf.418 Eine größere Anzahl 
Steinritzer aus verschiedenen Brüchen aber reiste ab, um in Deutschland (Baden) Arbeit an-
zunehmen, und der Großteil der Arbeiter – die Führer der Streikenden waren die Genossen 
Josef Schlager, Josef Gansmeier und Alois Ortner – streikte weiter. Erst nach weiteren Ver-
handlungen, die der Obmann des Steinarbeiterverbandes mit den Unternehmern führte, kam 
es zu einer Einigung, in der von beiden Seiten Zugeständnisse gemacht wurden, worauf die 
Arbeit in allen Brüchen wieder aufgenommen wurde.419
415) Daß der Elektrizitätsausschuß der Gemeinde Schärding in seiner Sitzung vom 30. Dezember 1922 beschlos-
sen hatte, den Strompreis pro Dezember für Licht von 250 K auf 220 K und für Kraftzwecke von 250 K 
auf 200 K pro Hektowattstunde herabzusetzen (Schdg. WBl. 1923, Nr. 1, S. 6), fiel angesichts der übri-
gen Preissteigerungen kaum ins Gewicht.
416) Schdg. WBl. 1924, Nr. 24, S. 3.
417) Das gesammelte Geld wurde daraufhin vorsorgend für das Weihnachtsfest 1925 in die hiesige Sparkasse ge-
legt. Schdg. WBl. 1925, Nr. 3, S. 6.
418) Von den Gewerkschaften gingen bis einschließlich 10. Juni für die im Streik stehenden Steinarbeiter Spen-
den im Gesamtwert von 2,903.000 K ein, darunter z. B. von den Eisenbahnern 985.000 und 220.000 K, 
von den Metallarbeitern 334.000, 204.000, 40.000, 135.000 und 180.000 K und von den Ziegeleiarbei-
tern 275.000 K. „Wahrheit“ 1925, Nr. 25, S. 12. 
419) Schdg. WBl. 1925, Nr. 21, S. 5; Nr. 22, S. 6; Nr. 24, S. 6 sowie Aufzeichnungen A. Strebels aus seinem 
Nachlaß.
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Schon im Herbst ergaben sich jedoch neuerlich Schwierigkeiten in der Steinindustrie. 
Im Oktober 1925 mußte nämlich in den Steinbrüchen der Bayrischen Granit-Aktiengesell-
schaft in Gopperding wegen zu geringen Materialabsatzes eine Einschränkung des Betriebes 
vorgenommen werden, und deshalb wurden 40 Arbeiter entlassen, und zusätzliche Kündi-
gungen waren zu befürchten.420
Diagramm 18: Anteil der unterstützten Arbeitslosen der Industriellen Bezirkskommission 
















































Quellen: Bundesministerium für Soziale Verwaltung: Statistiken der Arbeitslosenfürsorge 1919–1929. – Wien: 
1930 und Monatsberichte des Österreichischen Instituts für Konjunkturforschung. – 1938, S. 42. 
Zit. nach: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 33.
Hatte der Stand der Arbeitslosen beim Arbeitslosenamt Schärding mit Stichtag 15. Juli 
1925 182 Personen betragen421, wurde Ende 1925, Anfang 1926 die Arbeitslosigkeit damit 
auch hier zum Problem. 
Das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. nahm damals in seinem Leitartikel anläßlich der 
Jahreswende 1925/1926 – er trug den Titel „Ins neue Jahr!“ – zur wirtschaftlichen Situation 
u. a. folgendermaßen Stellung422: 
Die wirtschaftliche Not, die ständig zunehmende Verarmung breiter Volksschichten 
und die enorme Arbeitslosigkeit werden auch im kommenden Jahre noch erschrecken-
de Fortschritte machen und es werden große Anstrengungen des Einzelnen sowie der 
Gesamtheit sich als nötig erweisen, um diese epidemisch auftretende Wirtschaftskrise 
zu überwinden.
Angesichts der tristen Lage vieler Arbeitsloser – wie bereits erwähnt, wanderte auf-
grund der schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse im Sommer 1926 eine Gruppe von 
Steinarbeitern nach Brasilien aus – wurde in der außerordentlichen Gemeindeausschußsit-
420) Schdg. WBl. 1925, Nr. 44, S. 5.
421) Die 11.329 mit Stichtag 15. Juli 1925 in Oberösterreich gezählten Arbeitslosen verteilten sich folgenderma-
ßen auf die einzelnen Arbeitslosenämter: Braunau 728, Eferding 133, Freistadt 95, Gmunden 530, Bad 
Ischl 261, Kirchdorf 170, Linz 4.973, Perg 447, Ried 164, Rohrbach 137, Schärding 182, Steyr 1.715, 
Vöcklabruck 656 und Wels 1.138. Schdg. WBl. 1925, Nr. 34, S. 6.
422) Schdg. WBl. 1925, Nr. 53, S. 1.
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zung vom 6. Februar 1926 (sie war wegen des Grundankaufs zur Erbauung eines Feuerwehr-
depots einberufen worden) über Antrag des Gemeindeausschußmitgliedes Strebel zur Linde-
rung der Not der Arbeitslosen des Stadtgebietes von der Stadtgemeinde eine Mehlverteilung 
bewilligt. Die Anweisungen dazu wurden am Freitag, dem 12. Februar, im Arbeitslosenamt 
ausgegeben, u. z. pro Kopf 1 Kilo Weizenmehl bei einem beliebigen Kaufmann.423
Am 22. Juni 1926 abends fand eine Demonstration gegen die Schneidersche Schulre-
form424 und die Unterbrechung der Arbeitslosenunterstützung statt, an der zahlreiche hiesige 
und auch auswärtige sozialdemokratische Arbeiter teilnahmen. Von der Promenade bewegte 
sich der Zug zum Rathaus, eine Deputation wurde im Gemeindeamt vorstellig und brachte 
die Wünsche der Arbeiterschaft vor. Nach Ansprachen vom Balkon des Rathauses an die De-
monstranten löste sich der Zug an der Promenade wieder auf.425
Im November 1926 stellte August Kapsreiter den Betrieb seiner etwa zwei Jahre zuvor 
eingerichteten Eisen- und Stahlwarenfabrik wegen Absatzmangels ein. Die Firma, für die 
Kapsreiter Spezialarbeiter aus Solingen angeworben hatte – die Hilfsdienste waren von 
Schärdingern ausgeführt worden –, hatte Messer, Taschenmesser, Rasiermesser und Scheren 
hergestellt und neben dem inländischen Markt auch Ungarn, Jugoslawien, Italien und die 
Schweiz beliefert. Die Solinger Arbeiter kehrten daraufhin bis auf einen (nämlich Adolf 
Breuer426) in ihre Heimat zurück, in Schärding aber wurden damit weitere 40 Arbeiter und 
Arbeiterinnen – unter ihnen auch einige Lehrlinge – brotlos.427
Ende 1926 mußte außerdem die im Jahr 1921 auf dem Gelände der stillgelegten Zünd-
holzfabrik errichtete Eisen- und Stahlwarenfabrik Bremhorst und Comp., die hauptsächlich 
landwirtschaftliche Geräte (vor allem Heu- und Düngergabeln) erzeugte, Konkurs anmelden, 
wodurch nun wieder zirka 50 Arbeiter ihren Arbeitsplatz verloren. Da die Fabrik aber noch 
über entsprechende Arbeitsaufträge aus Rußland verfügte – monatlich hatte die Firma damals 
zwei Waggons (20.000 Stück) liefern können428 –, fanden sich Arbeiter, die sich ohne Rück-
sicht auf die vielen Arbeitslosen – mit Stichtag 15. Dezember 1926 zählte man im Bezirk 
Schärding 925 Arbeitslose gegenüber 854 am 15. November 1926429 – freiwillig zur Leistung 
von Überstunden meldeten und auf jegliche höhere Entlohnung verzichteten.430
Am 15. Februar 1927 war schließlich mit 1.242 gemeldeten Arbeitslosen der vorläufige 
Höhepunkt der Arbeitslosigkeit erreicht.431
423) Schdg. WBl. 1926, Nr. 6, S. 6.
424) Dr. Emil Schneider war am 31. Mai 1922 als Bundesminister in der Regierung Seipel I mit der Leitung der 
Angelegenheiten des Unterrichts und Kultus betraut worden und war dann auch in den Regierungen Sei-
pel II und III sowie Ramek I und II bis zu seinem Rücktritt am 16. Juni 1926 Bundesminister für Unter-
richt. Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. Geschichte der Ersten Republik. –
Bd. 2. S. 1071 f.
425) Schdg. WBl. 1926, Nr. 25, S. 6.
426) Adolf Breuer eröffnete im Jahr 1928 in der Theatergasse 108 [heute Sebastian-Kneipp-Gasse 4; Anm. d. 
Verf.] eine eigene Feinschleiferei. Schdg. WBl. 1928, Nr. 19, S. 7.
427) Schdg. WBl. 1926, Nr. 47, S. 6; „Wahrheit“ 1926, Nr. 48, S. 8 und Aufzeichnungen Alois Strebels aus sei-
nem Nachlaß.
428) „Rieder Volkszeitung“ 1949, Nr. 5, S. 6.
429) Schdg. WBl. 1926, Nr. 52, S. 5. 
Mit Stand vom 1. November 1926 waren im Bereich der Industriellen Bezirkskommission Linz insge-
samt 18.558 Personen arbeitslos gemeldet. Diese verteilten sich folgendermaßen auf die einzelnen Ar-
beitslosenämter: Braunau 1.189, Eferding 291, Freistadt 364, Gmunden 1.064, Bad Ischl 643, Kirchdorf 
522, Linz 4.991, Perg 1.023, Ried 704, Rohrbach 335, Schärding 895, Steyr 2.764, Vöcklabruck 1.491 
und Wels 2.282. Schdg. WBl. 1926, Nr. 47, S. 5.
430) Auch in dieser Firma waren Spezialarbeiter aus Deutschland (u. z. aus Württemberg) beschäftigt. „Wahr-
heit“ 1926, Nr. 48, S. 8.
431) In ganz Oberösterreich gab es damals 30.485 Arbeitslose. Schdg. WBl. 1927, Nr. 9, S. 6.
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Die Auszahlung der Arbeitslosenunterstützung erfolgte beim Steueramt in Schärding. 
Die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung beim Arbeitslosenamt432 und beim Steueramt 
an den Auszahlungstagen – an manchen Tagen reichte die Schlange der Wartenden433 hier bis 
zum Schulgebäude434 – lag anfangs in den Händen der städtischen Polizei. Diese war jedoch 
nicht imstande, sich den nötigen Respekt zu verschaffen, sodaß es des öfteren Anstände gab. 
Im Dezember 1926 erging daher seitens der Stadtgemeinde und des Steueramtes an den Be-
zirkshauptmann in Schärding das Ersuchen, den Aufsichtsdienst der Gendarmerie zu übertra-
gen, die denselben auch tatsächlich bis Mitte Februar 1927 versah.
Das Schärdinger Amtsgebäude, in dem sich u. a. auch 
das Steueramt befand, und im Hintergrund das Schulgebäude 
Am 10. und 11. Februar 1927 fanden dann in Schärding Versammlungen der Arbeitslo-
sen des ganzen Bezirkes statt, in denen, nachdem Konsumvereinslagerhalter Gen. Strebel 
anstelle des nicht erschienenen Linzer Referenten den Zweck und den Wirkungskreis der ge-
planten Einrichtung erklärt hatte, ein Komitee zur Vertretung der gemeinsamen Interessen 
gewählt und im weiteren auch der Beschluß gefaßt wurde, um die Aufhebung der Gendarme-
rieassistenz anzusuchen und den Ordnerdienst durch ein aus den Arbeitslosen gewähltes Ord-
nerkomitee versehen zu lassen. Nach der Versammlung erschien eine Abordnung des ge-
wählten Komitees435 zunächst beim Gendarmeriepostenkommandanten in Schärding, der 
432) Im Herbst 1928 übersiedelte das Arbeitslosenamt in die nunmehr im eigenen Haus Vorstadt Nr. 179 [Pram-
höhe 3; Anm. d. Verf.] – es war im Jahr 1927 angekauft worden – eingerichteten Amtsräume. Schdg. 
WBl. 1928, Nr. 34, S. 6. 
433) Wie früh sich manche hier einfanden, geht aus einem Artikel der „Wahrheit“ über „unseren Advokaten Dr. 
Ritz, den kleinen Großdeutschen mit dem wallenden Andreas-Hofer-Bart“, und dessen „rüdes Auftreten“ 
den Arbeitslosen gegenüber hervor. Darin heißt es u. a.: „Kürzlich brachte er [= Dr. Ritz; Anm. d. Verf.] 
dem Gotte Gambrinus bis um 3 Uhr früh wieder gar viele Opfer und in der Katzenjammerstimmung traf 
er an der Tür des Gerichtsgebäudes mit den dort der Auszahlung harrenden Arbeitslosen zusammen.“ 
„Wahrheit“ vom 10. April 1927, Nr. 10, S. 13 f.
434) Interview vom 10. September 1992.
435) In das Komitee waren folgende Personen gewählt worden: Alois Huber, Suben (Obmann); Franz Kogler, 
Schärding (Stellvertreter); Michael Karl, Schärding und Josef Peterl, Allerding (Beisitzer); als Ersatz-
männer fungierten: Johann Wiesbauer und Karl Karl, Schärding, Johann Schafrath, Allerding, Karl Rei-
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dieselbe an den Bezirkshauptmann verwies. Dort stellte die Abordnung nun an den Bezirks-
hauptmann das Ersuchen, die Gendarmerieassistenz einzuziehen und den Aufsichtsdienst 
dem gewählten Ordnerkomitee zu überlassen, und begründete dies damit, daß es die Arbeits-
losen als beschämend empfänden, von einem Gendarmen in voller Rüstung überwacht zu 
werden. Die Abordnung erklärte ausdrücklich, daß die geschaffene Interessenvertretung eine 
unpolitische sei und die Beschlüsse in der erwähnten Versammlung von Arbeitslosen aller 
Parteirichtungen gefaßt worden und sowohl im gewählten Arbeitslosenkomitee als auch im 
Ordnerausschuß Angehörige aller politischen Parteien vertreten seien. Zudem erklärte die 
Abordnung, daß sie sich für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung bei den Auszah-
lungen verbürge. 
Im Hinblick darauf, daß eigene Ordnungskräfte erfahrungsgemäß über großen Einfluß 
verfügten, und auch angesichts dessen, daß die stundenlange Assistenzleistung eine starke 
Belastung des Gendarmeriepostens darstellte, stimmte der Bezirkshauptmann der Auflassung 
der Gendarmerieassistenz und der Übernahme des Ordnerdienstes durch das gewählte Komi-
tee zu.
Das Ordnerkomitee trat zum erstenmal am 24. und 25. Februar, das zweite Mal am 10. 
und 11. März 1927 in Aktion. Schon am 10. März meldete der Bezirksgendarmerieinspektor 
am Nachmittag bei seiner Dienstbehörde, er habe in Erfahrung gebracht, daß am Vormittag 
ein Ordner in der Uniform des republikanischen Schutzbundes Dienst gemacht habe. Bereits 
am 13. März erschien daraufhin in der Nummer 58 der Linzer „Tages-Post“ ein Artikel, in 
dem über den „Unfug“ berichtet wurde, daß „Mitglieder des republikanischen Schutzbundes, 
teils in voller Uniform, teils mit Armbinden versehen“, anläßlich der Auszahlung der Unter-
stützung an die Arbeitslosen beim Schärdinger Steueramte Ordnerdienste verrichteten.
Unter dem Titel „Schutzbündler als Gendarmen“ griff auch die „Reichspost“ in ihrer 
Nummer 71 vom 13. März 1927 diese Angelegenheit auf, worauf das Bundeskanzleramt am 
14. März das Amt der oberösterreichischen Landesregierung beauftragte, über den Sachver-
halt zu berichten. Die sofort eingeleiteten Erhebungen ergaben, daß am 24. Februar, also an 
dem Tag, an dem das Ordnerkomitee zum erstenmal in Aktion getreten war, ein Ordner in 
der Uniform des republikanischen Schutzbundes den Dienst versehen hatte und am 25. Fe-
bruar einer in Zivilkleidung. Der am 10. März diensthabende Ordner hatte nur die Kappe des 
republikanischen Schutzbundes getragen, die aber nicht mit der Kokarde desselben, sondern 
mit dem Parteiabzeichen versehen gewesen war, und am 11. März hatte wieder ein Ordner in 
Zivilkleidung den Dienst versehen.
Da aber sowohl der Bezirksparteileiter der sozialdemokratischen Partei, Steuerdirektor 
Hans Pachmann, der damals zugleich Vorstand des Steueramtes in Schärding war, als auch 
der Obmann des Arbeitslosenkomitees beim Bezirkshauptmann in Abrede stellten, daß die 
sozialdemokratische Partei mit dem Arbeitslosen- bzw. dem Ordnerkomitee irgend etwas zu 
tun habe, und der Obmann des Arbeitslosenkomitees die bindende Zusage machte, derartige 
„Ungehörigkeiten“ abzustellen, und bat, aus dem Vorgefallenen vorläufig keine Konsequen-
zen zu ziehen, stimmte der Bezirkshauptmann der weiteren Belassung des Ordnerdienstes 
tinger, Steinbach, Jakob Höller, Diersbach. Von den Arbeitslosen aus der Münzkirchner Gegend sollte 
erst noch ein sechster Ersatzmann namhaft gemacht werden. Das Ordnerkomitee bestand aus sechzehn 
Personen, die abwechselnd Dienst zu machen hatten.
Das Arbeitslosenkomitee stellte sich noch am gleichen Tag dem Arbeitslosenamtsleiter vor und erhielt 
die Zusicherung, bei den Sitzungen zur Aufteilung von Spenden (Landesspende) u. dgl. mit beratender 
Stimme beigezogen zu werden.
Das Komitee nahm an jedem Auszahltag die Anliegen der Arbeitslosen entgegen, um sie, soweit es ging, 
auf kurzem Wege einer Erledigung zuzuführen. Der Sitz des Komitees befand sich im Gasthaus Stelzer 
(Baumgartner-Keller). „Wahrheit“ vom 20. Februar 1927, Nr. 8, S. 13.
-238-
durch das Ordnerkomitee mit dem ausdrücklichen Bemerken zu, daß diese Zusage sofort wi-
derrufen und der Aufsichtsdienst wieder durch die Gendarmerie versehen werde, wenn es 
sich noch einmal ereignen sollte, daß ein Ordner in voller oder teilweiser Uniform des repu-
blikanischen Schutzbundes Dienst machen sollte.436 Der Gendarmerieposten wurde beauf-
tragt, an jedem Auszahlungstag diesbezüglich zu kontrollieren.437
Für Aufsehen sorgte im Jahr 1927 überdies der 18wöchige Streik im zweitgrößten In-
dustriebetrieb Schärdings nach der Steinindustrie, in der Maschinenfabrik Behams Nachfol-
ger im Dobl, Gemeinde Brunnenthal, In-
haber Jakob Welz. Aufgrund von Unstim-
migkeiten in der Frage des Entgelts nach 
Krankheitsfällen waren am 11. März vor-
mittags sämtliche 45 männlichen Arbeiter 
in den Streik getreten.438 Nach wiederhol-
ten ergebnislosen Bemühungen wurde 
schließlich bei Verhandlungen am 6. Ju-
li439 vor der Bezirkshauptmannschaft eine 
Plattform gefunden, auf der man sich eini-
gen konnte, wodurch der monatelange 
Streik sein Ende fand. Am 11. Juli wurde 
dann die Arbeit wieder aufgenommen.440
Abgesehen von diesem Streik, ver-
ging im Jahr 1927 kaum eine Woche, in 
der im „Schärdinger Wochenblatt“ nicht 
von einer Zwangsversteigerung zu lesen 
war, sodaß sich bei vielen angesichts der anhaltend schlechten wirtschaftlichen Lage – diese 
spiegelt sich beispielsweise auch im Bierausstoß der Firma Kapsreiter wider441 (siehe Dia-
gramm 20) – und der Verschärfung der politischen Gegensätze ein Gefühl der Resignation 
auszubreiten begann. So schreibt z. B. das „Schärdinger Wochenblatt“ in seinem „Jahres-
Rückblick“ 1927442:
Wenn wir auf das vergangene Jahr zurückblicken, müssen wir uns gestehen, daß das-
selbe gegenüber seinen Vorgängern kein besonders besseres war. Das deutsche Volk 
436) In dem von mir bereits erwähnten Artikel der „Wahrheit“ über Dr. Ritz wird berichtet, daß dieser die Ord-
nungskräfte, die rote Armbinden trugen und überdies Spenden einsammelten, mit folgenden Worten zum 
Verlassen des Platzes aufgefordert habe: „Das ist heiliger Boden, den lasse ich nicht durch parteipoliti-
sche Umtriebe entweihen – macht, daß ihr fortkommt!“ Die Ordner begaben sie daraufhin zur Bezirks-
hauptmannschaft, schilderten dort das wütende Auftreten von Dr. Ritz, erklärten den Zweck ihrer Samm-
lung und wurden verständigt, daß sie ruhig auf ihren Platz zurückkehren könnten, was sie auch taten; und 
dann heißt es weiter: „Später wurden sie [= die Ordner; Anm. d. Verf.] noch einmal auf die Bezirks-
hauptmannschaft beordert und der Leiter derselben äußerte den Wunsch, die roten Armbinden der Ord-
ner möchten durch andersfarbige ersetzt werden, ein Wunsch, dem das Arbeitslosenkomitee im Hinblick 
auf das bisherige Wohlwollen des Hofrates Petrak gerne entsprechen wird. [...].“ „Wahrheit“ vom 10. 
April 1927, Nr. 10, S. 13 f. 
437) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 107.343–8/1927.
438) Schdg. WBl. 1927, Nr. 11, S. 6.
439) Laut der „Wahrheit“ vom 10. Juli 1927, Nr. 28, S. 11 war der Streik bereits am 2. Juli beigelegt worden.
440) Schdg. WBl. 1927, Nr. 28, S. 6.
441) Laut der „Wahrheit“ vom 22. Mai 1927, Nr. 21, S. 13 wurden aufgrund der damals notwendigen Betriebs-
einschränkung in der Brauerei Kapsreiter drei Genossen arbeitslos. 
442) Schdg. WBl. 1927, Nr. 52, S. 1.
  Inserat im „Schärdinger Wochenblatt“
  1927, Nr. 28, S. 8
Inserat im „Schärdinger Wochenblatt“
1927, Nr. 28, S. 8
Inserate im „Schärdinger Wochenblatt“ 
1927, Nr. 13, S. 7 und Nr. 28, S. 8
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sah in diesem Jahre gar manche auf dasselbe gestellte Hoffnung schwinden und für 
uns Oesterreicher steht die Sache so ziemlich noch auf derselben unhaltbaren Basis 
wie vor Silvester 1926. Vor 9 Jahren erfolgte der Friedensschluß nach dem von eini-
gen geldhungrigen Leuten angezettelten Weltkriege [!], man atmete trotz der uns dik-
tierten Friedensverträge erleichtert auf, war man doch der felsenfesten Ueberzeugung, 
daß friedlicher Wandel und Verkehr, wenn auch nicht sofort, aber doch nach einigen 
Jahren ein Aufblühen aller Erwerbszweige und den Abbau des Völkerhasses bringen 
werden.
Doch weit gefehlt! Weder das eine, noch das andere ist eingetroffen, die Wirtschafts-
lage war auch im vergangenen Jahre eine äußerst mißliche und der Völkerhaß zeitigte 
noch nie solche Blüten wie zur Jetztzeit. [...]; 
und dann heißt es unter Bezug auf den „Juli-Putsch in Wien mit seinen Ausläufern in 
die Provinz“:
Da predigen gewisse Leute beständig die Demokratie und sind doch selbst die größten 
Feinde derselben, weil sie das Gedeihen des Pöbels fördern. Das österreichische Par-
lament ist bekanntlich ob der monatelangen Verneinungspolitik der Sozialdemokraten 
zur produktiven Arbeit nicht befähigt, denn scheinbar [!] ist es einem Großteil der Na-
tionalräte weniger um eine volkswirtschaftsfördernde Arbeit, als vielmehr um das Ein-
sacken hoher Diäten zu tun, mag auch die Wählerschaft darben oder gar hungern. Das 
alles sind die Früchte unseres Wahlsystems, das ein Parteienparlament, aber kein 
Volksparlament schuf. [...]
Wenn wir unser Vaterland vor dem Untergang bewahren wollen, wenn wir unseren 
Bundesstaat solange über Wasser halten wollen, bis der sehnlichst erwünschte An-
schluß an das lebensfähige und lebenskräftige deutsche Reich durchführbar ist, dann 
heißt es, eine vernünftige Wirtschaftspolitik und nicht Parteipolitik treiben. Ein Zu-
sammenwirken aller staatserhaltenden Elemente wäre imstande, die staats- und volks-
wirtschaftsfeindlichen Elemente in den Hintergrund zu drängen und zwar dergestalt, 
daß sie der Allgemeinheit nicht mehr gefährlich werden könnten. [...]
Abschließend gab das Blatt seinen Lesern noch folgenden Spruch Friedrich Hebbels 
aus dem Jahr 1851 mit auf den Weg:
An die Deutschen
Eins, hofft’ ich, sollt’ euch einig machen: / Der offen aufgesperrte Rachen
Des Ungeheuers, das euch droht. / Doch nein, ihr wollt euch erst vertragen,
Wenn ihr schon steckt in seinem Magen, / Doch seid ihr dann erquetscht und tot.
Im Lauf des Jahres 1928 besserte sich dann die wirtschaftliche Lage zwar etwas und 
auch auf dem Arbeitsmarkt trat eine leichte Entspannung ein, doch kaum begann sich ein 
gewisser Wirtschaftsoptimismus auszubreiten, wurde die österreichische Wirtschaft – und 
damit natürlich auch Oberösterreich – von der 1929 einsetzenden Weltwirtschaftskrise er-
faßt. 
Diese erstreckte sich sowohl auf den industriellen Sektor als auch auf den Agrarbereich 
und hatte einen katastrophalen Schrumpfungsprozeß zur Folge, der durch den Zusammen-
bruch der Bodencreditanstalt im Oktober 1929 sowie die Krise der Creditanstalt im Mai 1931 
noch zusätzlich beschleunigt wurde. 
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In Oberösterreich, dessen führendes Geldinstitut, die Bank für Oberösterreich und Salz-
burg (Oberbank), mit beiden Banken eng verbunden war, bedeutete dies u. a., daß der Be-
schäftigtenstand in der Industrie in den nächsten Jahren um mehr als die Hälfte zurück-
ging.443
Tabelle 65: Anzahl der Betriebe und der Beschäftigten in den einzelnen Gewerbeklassen 
im politischen Bezirk Schärding nach der gewerblichen Betriebszählung 1930
Gewerbeklassen Betriebe Beschäftigte
Gesamtsumme des politischen Bezirkes 2.255 5.682
Zweige der Urproduktion
Nichtlandw. Gärtnerei, Tierzucht, Fischerei 6 19
Verarbeitende Gewerbe und Industrien
Industrie in Steinen, Erden, Ton, Glas 55 919
Baugewerbe samt Hilfs- u. Nebengewerbe 50 860
Elektrizitätsw., sonst. Kraftanl., Wasserw. 6 22
Eisen- und Metallindustrie 169 362
A. Eisen- und Metallgewinnung – –
B. Eisen-, Stahl- und Metallwaren 141 251
C. Maschinen- u. Fahrzeugbau, Optik 28 111
Ind. in Holzwaren u. ä., Tapezierergewerbe 289 594
A. Holzindustrie 270 438
B. Verwandte Gewerbe der Holzindustrie 18 155
C. Tapezierergewerbe 1 1
Erzeugung u. Bearbeitung v. Leder u. Häuten 29 45
Textilindustrie 14 30
Bekleidungs- und Putzwarenindustrie 406 584
Papiererzeugung und –verarbeitung 1 1
Graphische Industrie 6 16
Chem. Ind. samt Linoleum- u. Gummiindustrie 3 20
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 196 576
Verarbeitende Gewerbe u. Industrie zusammen 1.224 4.029
Dienstleistungen
Hotel-, Gast- und Schankgewerbe 235 453
Handel 635 921
A. Warenhandel 625 911
B. Agenturen, Auskunfteien 10 10
Verkehr 35 59
Geldverkehr, Kredit, Privatversicherung 8 25
Handel u. Verkehr zusammen 678 1.005
Körperpflege, Reinigungsbetriebe 28 56
Heilkunde, Krankenpflege, Heilbäder 69 86
Unternehmg. f. Bildung, Kunst, Unterhaltung 9 15
Rechtsanwaltskanzleien, techn. Büros 6 19
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Gewerbliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. Juni 
1930. Ergebnisse für Oberösterreich. – Wien: 1932. S. 54.
Laut der Volkszählung vom 22. März 1934 waren im politischen Bezirk Schärding 
57,0 % der Bevölkerung der Sparte Land- und Forstwirtschaft zuzurechnen (im Gerichtsbe-
zirk Schärding 48,1 %), 28,5 % der Sparte Industrie und Gewerbe (bzw. 32,9 %), 8,9 % 
443) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 404.
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(bzw. 11,3 %) dem Bereich Handel und Verkehr, 0,2 % (bzw. 0,4 %) dem Geld-, Kredit- und 
Versicherungswesen, 3,0 % (bzw. 4,0 %) dem öffentlichen Dienst, 1,8 % (bzw. 2,4 %) den 
freien Berufen und 0,6 % (bzw. 0,9 %) den häuslichen Diensten.444
Wie Tabelle 65 zeigt, war ein hoher Anteil der 4.029 Berufsträger des Sektors Industrie 
und produzierendes Gewerbe in der Bau- bzw. Steinindustrie tätig445, was mit den im Bezirk 
vorhandenen Granitsteinbrüchen und Ziegeleien zusammenhing. 
Laut der Volkszählung 1934 gab es hier 237 Steinmetze bzw. Steingraveure (97 von 
ihnen waren damals arbeitslos), 3 Steinschleifer bzw. Maschinenarbeiter der Steinbearbei-
tung (2 arbeitslos), 67 Ziegelbrenner bzw. -arbeiter (52 arbeitslos) und 276 Personen, die 
sonstige Berufe der Stein-, Erden- und Tonindustrie ausübten (165 von ihnen waren arbeits-
los).446
Tabelle 66: Jahresdurchschnitt der unterstützten Arbeitslosen in Österreich in den Jahren 
1923 bis 1933 nach Berufsklassen 
Berufsklassen
Jahr Industrie in Steinen usw. Eisen- und Metallindu-
strie
Baugewerbe
1923   1.486 22.318 13.718
1924   1.391 15.941 12.199
1925   2.549 23.464 22.087
1926   3.399 26.997 27.585
1927   3.509 24.721 24.056
1928   3.494 19.140 22.004
1929   7.243 24.445 46.742
1930   7.958 37.374 47.138
1931 10.752 48.417 56.615
1932 13.110 61.978 67.742
1933 13.569 63.574 67.607
Quellen: Statistiken zur Arbeitslosenversicherung. Bundesministerium für Soziale Verwaltung. Wien: 1930, 
1932, 1934. – Zit. nach: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen –
am Beispiel Österreichs 1918–1938. – Berlin: 1979. S. 30 f.
Neben der Eisen- und Metallindustrie – 1930 zählte man im Bezirk in diesem Bereich 
362 Berufsträger447 – war es aber gerade die Bau- bzw. Steinindustrie, auf die sich die Wirt-
schaftskrise in erster Linie auswirkte, sodaß Schärding sehr rasch ihre Auswirkungen zu 
spüren bekam.448
444) Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 158. 
445) Allein die Ortsgruppe Schärding der Gewerkschaft Bau- und Steinarbeiter, die das Gebiet von Schärding, 
Andorf und Raab umfaßte, zählte bei ihrer Jahresversammlung am 26. Jänner 1930 nach der Aufnahme 
von 146 neuen Mitgliedern insgesamt 224 Personen, von denen 92 Ziegelarbeiter, 66 Steinarbeiter und 
65 Bauarbeiter waren. „Wahrheit“ vom 9. Februar 1930.
446) Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 1934. S. 72–76.
447) 1934 belief sich die Zahl der Berufsträger in der Eisen- und Metallindustrie auf 439. Ebda. S. 81–91.
448) In einer Arbeitslosenversammlung, die am 27. Februar 1930 im Bräustübl stattfand und von zirka 200 Per-
sonen besucht war, sprach Dr. Hiermann von der Arbeiterkammer in Linz über die 23. Novelle des Ar-
beitslosenversicherungsgesetzes und gab in seinen Ausführungen wichtige Aufschlüsse über Arbeitslo-
senfragen. Nach der Versammlung konnte Dr. Hiermann vielen Arbeitslosen Aufklärungen in gestellten 
Fragen geben. „Wahrheit“ 1930, Nr. 9, S. 13.
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Anhand folgender Graphik, die auf den jeweils im „Schärdinger Wochenblatt“ mit 
Stichtag 15. Jänner bzw. 15. Juli veröffentlichten Arbeitslosenzahlen beruht, sieht man, wie 
sich die Arbeitslosigkeit im Bezirk Schärding von 1927 bis 1937 entwickelt hat449:







1927 1928 1929 1930 1931 1932 1933 1934 1935 1936 1937
Winterarbeitslosigkeit (Mitte Jänner)
Sommerarbeitslosigkeit (Mitte Juli)
Daß trotz der hohen Winterarbeitslosigkeit in den Sommermonaten ein starker Rück-
gang der Arbeitslosenzahl verzeichnet werden konnte, hing mit der Beschäftigtenstruktur zu-
sammen. Der offizielle Höhepunkt der Arbeitslosigkeit war im Jänner 1931 mit insgesamt 
2.112 Beschäftigungslosen erreicht.450 Von ihnen bezogen 1.913 Personen Arbeitslosenunter-
stützung, 131 befanden sich in der produktiven Arbeitslosenfürsorge451 und 68 standen ohne 
Unterstützung in Arbeitsvormerkung.452
449) Bedauerlicherweise waren in den mir zugänglichen Quellen für Sommer 1937 keine Angaben zu finden.
450) In Oberösterreich war nach 37.419 Arbeitslosen am 1. Jänner 1931 mit 42.095 Arbeitslosen am 28. Feber 
1931 der Höchststand erreicht. Das Baugewerbe mit seinen Hilfs- und Nebengewerben stand damals mit 
42,7 % an erster Stelle. Hierauf folgten die Eisen- und Metallindustrie mit 12,4 %, die Gruppe „Verschie-
dene Berufe“ mit 7,5 %, sodann die Industrien in Steinen, Erden, Ton und Glas mit 7,4 %, das Holz- und 
Tapezierergewerbe mit 5,1 %, das Hotel-, Gast- und Schankgewerbe mit 4,5 %, die Textilindustrie mit 
3,8 %, die Bekleidungs- und Putzwarenindustrie mit 3,3 %, weiters die Nahrungs- und Genußmittelindu-
strie und die Gruppe „Verkehr“ mit je 2,8 % aller Unterstützungsempfänger. Kammer für Handel, Gewer-
be und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1931 in Oberösterreich. – Linz: 1932. S. 10 f.
451) Schon bald nach der Einführung der Arbeitslosenversicherung waren Stimmen laut geworden, man solle die 
bedeutenden Mittel, die für die Unterstützung der Arbeitslosen aufgewendet wurden, produktiv verwen-
den und damit den Arbeitslosen nicht nur Unterstützung, sondern auch Beschäftigung verschaffen. Dem-
entsprechend fand der im Jahr 1922 gestellte „Antrag von Abgeordneten Hanusch und Genossen auf Ein-
führung einer produktiven Erwerbslosenfürsorge“ ohne weiteres eine Mehrheit im Nationalrat. (Sten. 
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Die von der Arbeitslosigkeit besonders betroffene Steinindustrie hatte jedoch – wie fol-
gender Bericht der Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie über das Wirtschaftsjahr 
1930 in Oberösterreich belegt453 – bereits im Lauf des Jahres 1930 empfindliche Einbußen 
erlitten, weil einerseits trotz der Vorteile der Pflasterung gegenüber der Asphaltierung der In-
landsbedarf an Pflastersteinen für den Straßenbau infolge Geldmangels stark zurückgegangen 
war – nach wie vor lautete das Credo der Wirtschaftspolitik ja Stabilität der Währung, ausge-
glichenes Staatsbudget sowie keine oder zumindest nur geringe staatliche Investitionen454 –
und sich andererseits die Exportchancen für Granitpflaster verringert hatten:
Die Anerkennung dieses vorzüglichen Straßenbelages breitet sich immer mehr und 
mehr aus, da die Erkenntnis durchbricht, daß die Kleinsteinpflasterungen im Verhält-
nisse zu den sogenannten „modernen schwarzen Straßen“ infolge ihrer großen Halt-
barkeit und geringen Erhaltungskosten wesentlich wirtschaftlicher sind und überdies 
das aufgewendete Kapital im Inlande bleibt. Die Bundesverwaltung hat im Berichts-
jahre um etwa 30 % weniger gepflastert, als im Vorjahre, da in dem [sic!] diesjähri-
gen Ausbauplan hauptsächlich die Herstellung von Straßen mit geringem Verkehr fie-
len, [...]. 
Jugoslawien hat ein Einfuhrverbot erlassen, obwohl die Erzeugungsmöglichkeit ihrer 
eigenen Industrie weitaus nicht den Inlandbedarf deckt. Die tschechoslowakische Re-
publik besitzt eigene Granitvorkommen und hat wesentlich niedrigere Arbeitslöhne als 
die österreichische Industrie, weshalb letztere dort nicht wettbewerbsfähig ist. Ungarn 
verwendet seine Basalte, die, wenn auch dem Granit nicht ebenbürtig, so doch im In-
land aufgebracht werden können; Deutschland leidet infolge des eigenen wirtschaftli-
chen Tiefstandes so sehr, daß die bayrischen Steinbrüche zum Teile stillgelegt sind. 
Für die Ausfuhr kommt daher nur mehr die Schweiz in Betracht, doch ist auch nach 
diesem Lande die Ausfuhr durch Zollschranken und hohe Eisenbahntarife sehr er-
schwert.
Angespannt war die Situation im Jahr 1930 aber auch im Baugewerbe. Dieses beschäf-
tigte laut der gewerblichen Betriebszählung von 1930 zusammen mit seinen Hilfs- und Ne-
bengewerben im Bezirk 860 Personen.455 Stellt man diesen Beschäftigten die Anzahl der im 
Jahr 1930 fertiggestellten Wohnungen gegenüber, so kann man ungefähr das Ausmaß der 
Krise in diesem Bereich abschätzen: Bis Ende 1930 waren in Oberösterreich 2.282 Wohnun-
gen und 98 Ledigenzimmer geschaffen worden, wovon nur 9 Wohnungen auf Schärding ent-
fallen waren.456
Protokolle des Nationalrats, 19. 7. 1922, S. 4146, V. Novelle zum Arbeitslosenversicherungsgesetz, 
BGBl. Nr. 534). Die produktive Arbeitslosenfürsorge sah vor, daß Ländern, Bezirken oder Gemeinden 
für die Durchführung volkswirtschaftlich nützlicher Arbeiten eine finanzielle Beihilfe gewährt werden 
konnte, wenn diese sonst unterblieben und bei diesen Arbeiten unterstützte Arbeitslose Beschäftigung 
fanden. Die Subventionierung wurde in Form von Zuschüssen in der Höhe der ersparten Arbeitslosenun-
terstützung gewährt, in beschränktem Rahmen auch in Darlehen. Die Bewilligung erfolgte über Vor-
schlag der Industriellen Bezirkskommission durch das Bundesministerium für Soziale Verwaltung. Stie-
fel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 80.
452) Schdg. WBl. 1931, Nr. 4, S. 6.
453) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1930 in Oberösterreich. – Linz: 
1931. S. 41 f. 
454) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 296.
455) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Gewerbliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. Juni 
1930. Ergebnisse für Oberösterreich. – Wien: 1932. S. 54.
456) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1930 in Oberösterreich. S. 215. 
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Noch anläßlich der Volkszählung 1934, als man den Höhepunkt der Arbeitslosigkeit 
also bereits überschritten hatte, waren im Bezirk Schärding 257 von 415 Maurern, 124 von 
329 Zimmerleuten, 10 von 26 Malern, Lackierern und Anstreichern sowie 121 von 248 Per-
sonen, die sonstige Berufe des Baugewerbes ausübten, arbeitslos.457 Wie hoffnungslos die 
Aussichten im Baugewerbe und in der Bau- bzw. Steinindustrie waren, zeigen auch die Lehr-
lingszahlen: Laut der Volkszählung 1934 gab es im ganzen Bezirk nur 3 Maurerlehrlinge (2 
von ihnen arbeitslos), 2 Lehrlinge des Zimmererhandwerks und einen Malerlehrling458 sowie 
5 Steinmetz- bzw. Steingraveurlehrlinge, von denen 2 arbeitslos waren.459
In Anbetracht der schlechten Wirtschaftslage stellte Vizebürgermeister Strebel in der 
Gemeindeausschußsitzung vom 12. Mai 1930, nachdem der Bürgermeister ein Schreiben der 
Landesregierung über Vorkehrungen gegen die Arbeitslosigkeit verlesen und Strebel ange-
merkt hatte, daß er schon wiederholt auf eine strengere Handhabung des Inländerschutzge-
setzes hingewiesen habe, den Antrag, ausländische Arbeiter, die hier in Arbeit treten woll-
ten, durch die Polizei kontrollieren zu lassen, ob sie vom Wanderungsamt die Bewilligung 
zur Arbeit in Österreich haben. Ohne diese Bewilligung sollten fremde Arbeitskräfte hier 
nicht geduldet werden. Ausgenommen von dieser Maßnahme sollten die Arbeiter aus dem
benachbarten Grenzgebiet sein. Dieser Antrag wurde ohne eine weitere Debatte angenom-
men.460
Neben der Einhaltung des Inlandsarbeiterschutzgesetzes wurde in Hinblick auf die ho-
he Arbeitslosigkeit auch immer wieder die Beseitigung des „Doppelverdienertums“ gefor-
dert. Die Schwierigkeiten einer generellen Regelung waren jedoch beträchtlich, war doch 
schon der Begriff „Doppelverdiener“ außerordentlich dehnbar. Der „typische Doppelverdie-
ner“ im ursprünglichen Sinn war ein einzelner Arbeitnehmer, der mehr als einen Arbeits-
platz innehatte. Häufig handelte es sich dabei um Angestellte bzw. Beamte oder Pensioni-
sten, die mit dem Nebenerwerb ihren unzureichenden Hauptverdienst aufzubessern suchten. 
Bei dem umfangreichen Beamtenabbau in Österreich nach dem Ersten Weltkrieg waren vie-
le wegen der geringen Pensionsansprüche sogar auf diesen Weg angewiesen. Damit bekam 
der Kampf gegen die Doppelverdiener aber eine sozial bedenkliche Seite. Während der 
Blick an sich auf die höheren Einkommen der öffentlichen und privaten Angestellten gerich-
tet war, wären von einer allgemeinen gesetzlichen Regelung überwiegend „kleine Leute“ 
betroffen gewesen. Es war daher nicht leicht, Abhilfe zu schaffen „ohne gegen die einen, 
nämlich die Arbeitslosen, oder gegen die anderen, nämlich die Pensionisten und öffentli-
chen Angestellten, die mit ihren Gehalten oder Pension nicht leben können, ungerecht zu 
werden“.461
Trotz dieser Schwierigkeiten verstummte der Wunsch nach gesetzlichen Gegenmaß-
nahmen jedoch nicht. Unter dem Titel „Arbeitslosigkeit und Doppelverdiener!“ untermauert 
A. Strebel seine Forderungen in diese Richtung, nachdem er darauf verwiesen hat, daß „der 
Staat die Beamten u. Pensionisten so entlohnen müßte, daß sie von Gehalt oder Pension le-
ben können“, und daß es „verwerflich“ sei, „daß Beamte u. Pensionisten infolge unzuläng-
licher Einkommen sich gezwungen sehen, den Arbeitslosen die Arbeitsstellen wegzuneh-
men“, z. B. folgendermaßen462: 
457) Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 1934. S. 76–78.
458) Ebda. 
459) Ebda. S. 72.
460) Protokoll der GAS. vom 12. Mai 1930 sowie handschriftliche Aufzeichnungen Strebels.
461) Otto Bauer, Sten. Protokolle des Nationalrats, 118. Sitzung, 29. 1. 1930, S. 3410. – Zit. nach: Stiefel, Die-
ter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 127.
462) Handschriftliches Schreiben Strebels aus seinem Nachlaß (datiert mit 1930). 
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In großen Städten wird es wenig bemerkt, wenn Menschen, die über eine ausreichende 
Pension verfügen, sich Nebenverdienste verschaffen, in kleinen Städten und Orten, wo 
einer dem anderen in die Suppenschüssel schaut, wird es sehr schmerzlich empfunden 
(von Arbeitslosen usw.), wenn sich gutsituierte Pensionisten zu Arbeitsstellen drängen 
u. zu Lohndrückern u. Schädigern der Arbeitslosen werden.
Anschließend führt Strebel einige Beispiele aus Schärding an: 
Ein Gemeindesekretär betreibt neben seiner gutbezahlten Tätigkeit als solcher Versi-
cherungsgeschäfte, verfaßt Gesuche, betätigt sich [als] Agent für Buchdruckereiarbei-
ten (Partezettel, Sterbebilder usw.) u. verschafft sich damit gute Einnahmen; in der 
Pension setzt er dieses Treiben fort. [...]
So wie dieser Gemeindesekretär betrieben es viele im Bezirk. Für die Bestellung von 
Lagerdrucksorten für ihre Gemeinde erhielten sie Prozente. [...]
Verschiedene Eisenbahner arbeiten in dienstfreier Zeit als landwirtschaftliche Arbeiter 
während der Erntezeit (aktive und Pensionisten, letztere auch als Gelegenheitsarbeiter 
in Gärten, Holzspalter usw.)
Dieser Personenkreis war aber nur ein Teil der angefeindeten Doppelverdiener. Dane-
ben wurde der Begriff häufig auch auf Ehepaare, auf die „eheweibliche Erwerbstätigkeit“463
ausgedehnt, die schon weltanschaulich von vielen Seiten abgelehnt wurde, in der Weltwirt-
schaftskrise ihre Berechtigung aber scheinbar völlig verloren hatte.464 Auch dafür nennt 
Strebel ein Beispiel465: 
Ein Schlosser erhält über Verlangen unserer Partei einen Posten im Städt. Elektrizi-
tätswerk (Maschinist); er versteht einiges von Reparatur elektrischer Leitungen usw. 
Damit verschafft er sich Nebenverdienst auf dem Lande u. auch in der Stadt. Seine 
Frau ist fast 15 Jahre in der Apotheke als Laborantin angestellt [...].
Am Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise versuchte die Regierung schließlich durch das 
„Bundesgesetz über außerordentliche Maßnahmen zur Erleichterung der Lage auf dem Ar-
beitsmarkt durch Einschränkung des Doppelverdienerwesens“466 eine Lösung dieser Frage 
463) Schlesinger, Therese: Doppelverdiener. Arbeit und Wirtschaft. 1926. S. 93. – Zit. nach: Stiefel, Dieter: Ar-
beitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 127.
464) Laut Stiefel läßt sich in dieser Frage keine eindeutige Frontstellung erkennen. Die Meinungen waren selbst 
innerhalb der Frauenorganisationen geteilt, und auch die Gewerkschaften schwankten zwischen dem 
„Recht auf Arbeit“ und „Die Frau gehört ins Haus“. Wenn selbst die Frauenverbände die allgemeine 
„Animosität gegen die außerhäusliche Erwerbsarbeit der Frau“ teilweise unterstützten, so geschah dies 
entweder aus pragmatischen Gründen mit dem Argument: „Solange die Arbeitslosigkeit nicht zu beseiti-
gen ist, müssen Männer als Familienerhalter und zukünftige -gründer bevorzugt in Beschäftigung gesetzt 
werden“ (Verteilung der Arbeitsplätze, 3. Folge, Frauenarbeit. – In: Soziale Praxis, 1933, 42. Jg., H. 43, 
S. 1237) und Frauen, „deren wirtschaftliche Versorgung anderweitig gesichert ist und die einen wichti-
gen Wirkungskreis in ihrer Familie zu erfüllen haben“ (Katholische Frauenorganisation der Erzdiözese 
Wien: Vorschläge zur Arbeitsbeschaffung, Verwaltungsarchiv, Sozialpolitik, 2910/33) sollten daher von 
ihrem Dienstposten ausscheiden; oder aber, um in aufopfernder Weise „um der Kinder willen“ selbst die 
Forderung nach gesetzlichem Verbot der Erwerbsarbeit verheirateter Frauen zu erheben. Stiefel, Dieter: 
Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 185.
465) „Arbeitslosigkeit und Doppelverdiener!“ Nachlaß Strebels. 
466) Amtliche Nachrichten des Bundesministeriums für Soziale Verwaltung, 1932, S. 23. Die Geltungsdauer des 
Gesetzes sollte vorläufig bis Ende 1932 beschränkt sein. In § 1 hieß es : „Wer in einem privatrechtlichen 
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herbeizuführen. Da man sich in wichtigen Punkten jedoch nicht einigen konnte, waren die 
tatsächlichen Resultate eher bescheiden. Der Gesetzesentwurf kam zwar 1932 in den Natio-
nalrat, wurde auch mehrfach abgeändert, er gelangte aber nie wirklich zur Beratung. Umge-
setzt wurde 1934 hingegen die ebenfalls umstrittene „Aktion zur Ausscheidung verheirateter 
weiblicher Bediensteter“, beschränkt auf „die öffentlichen Angestellten, die man auf die Ein-
haltung solcher Vorschriften leichter verpflichten“ konnte.467 Wie bereits erwähnt, wurde in 
Oberösterreich aufgrund dieser „Aktion“ im März 1934, nachdem die Landesregierung zur 
Linderung der Not der stellenlosen Lehrpersonen bereits Ende 1932 verfügt hatte, dem An-
suchen von im aktiven Dienst stehenden verheirateten Lehrerinnen um Versetzung in den 
Ruhestand auch ohne Nachweis der Dienstfähigkeit stattzugeben468, der Abbau verheirateter 
Lehrerinnen beschlossen, diese partielle „Lösung“ des Doppelverdienerproblems hatte sich 
aber weit von den ursprünglichen Absichten entfernt, und die Zahl der Stellen, die dadurch 
für die Arbeitslosen frei wurden, muß eher als gering angenommen werden.
Waren am 15. November 1929 beim Schärdinger Arbeitslosenamt 879 Personen als ar-
beitslos gemeldet gewesen (538 im Unterstützungsgenuß, 61 in der produktiven Arbeitslo-
senfürsorge und 280 ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung), so zählte man am 15. No-
vember 1930 schon 1.627 Beschäftigungslose (u. z. 1.484 in Arbeitslosenunterstützung, 86 in 
der produktiven Arbeitslosenfürsorge und 57 ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung).469
Am 31. Dezember war mit 2.045 Arbeitslosen (1.968 unterstützt und 77 ohne Unterstützung) 
der Höchststand des Jahres 1930 erreicht.470
Angesichts der hohen Arbeitslosenzahlen kann es nicht verwundern, daß das sozialde-
mokratische Volksbegehren betreffend die Arbeitslosenunterstützung und die Einführung 
einer Invaliden- und Altersfürsorge471 im September 1930 trotz massiver Gegenpropagan-
da472 allein in Schärding von 1.411 Personen gezeichnet wurde, und zwar im Wahlsprengel I 
Dienstverhältnis steht, darf für die Zeit, während der dieses Dienstverhältnis besteht, ein anderes privat-
rechtliches Dienstverhältnis nicht eingehen, wenn das durchschnittliche Gesamteinkommen im Monat 
den Betrag von 400 Schilling übersteigen würde.“ Zit. nach: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, po-
litische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 128. 
467) Diese Verordnung der Bundesregierung über den Abbau weiblicher Personen im Bundesdienst (Verordnung 
der Bundesregierung vom 15. 12. 1933, BGBl. Nr. 545 über den Abbau verheirateter weiblicher Perso-
nen im Bundesdienst; Novellierung 8. Juni 1934) verfügte: „Verheiratete weibliche Bedienstete sind ab-
zubauen, wenn ihr Mann in einem aktiven, mit Pensionsanspruch verbundenen Dienstverhältnis steht und 
ein monatliches Diensteinkommen von mehr als 340,– Schilling hat.“ Die Verordnung sah ferner weitge-
hende Beschränkungen für die Aufnahme verheirateter Personen in den Dienst des Bundes vor. Die Ver-
ehelichung einer im aktiven Dienstverhältnis stehenden Frau war „dem freiwilligen Dienstaustritt bzw. 
der Kündigung des Dienstverhältnisses gleichzuhalten.“ Zit. nach ebda S. 189.
468) Schdg. WBl. 1932, Nr. 51, S. 6.
469) Schdg. WBl. 1930, Nr. 48, S. 7.
470) Schdg. WBl. 1931, Nr. 3, S. 6.
471) In der „Wahrheit“ vom 14. September 1930 wurde darüber u. a. folgendermaßen informiert: „Auch Ober-
österreich wird möglichst viele Unterschriften aufbringen. Gerade in unserem Lande haben wir ja eine 
immens große Zahl von Arbeitslosen; gerade bei uns ist für die alten und invaliden Arbeitsmenschen in 
gar keiner Weise vorgesorgt! Wollen etwa die Knechte und Mägde auch wieder in die Einlage gehen?
Arbeiter und Arbeitersfrauen, bei diesem Volksbegehren handelt es sich darum, daß Ihr Euch die Ar-
beitslosenunterstützung sichert und Euch die Altersversorgung schafft. Euer Schicksal ruht in Eurer 
Hand, hängt ab von der Menge der Unterschriften!
Als Tag für die Einsammlung der Unterschriften ist der 14. September bestimmt. Es muß so rasch als 
möglich gehen, muß spätestens am 21. September abgeschlossen sein.“ „Wahrheit“ 1930, Nr. 37, S. 1.
472) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ faßte die Christlichsoziale Partei das von den Sozialdemokraten eingeleite-
te Volksbegehren wegen Verbesserung der Arbeitslosenfürsorge und wegen Inkrafttreten der Altersversi-
cherung als „Probemobilisierung für die bevorstehenden Wahlen“ auf und wollte dem ein Volksbegehren 
wegen der Abgabenteilung entgegenstellen. Schdg. WBl. 1930, Nr. 38, S. 1.
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(Stadt) von 152 Frauen und 110 Männern, im Wahlsprengel II (Stadt) von 126 Frauen und 
141 Männern, im Wahlsprengel III (Vorstadt) von 188 Frauen und 179 Männern, im Wahl-
sprengel IV (Neustift) von 105 Frauen und 84 Männern, im Wahlsprengel V (Allerheiligen, 
Brunnwies, Kreuzberg) von 140 Frauen und 145 Männern, im Nachtrag aus den verschiede-
nen Wahlsprengeln und von Auswärtigen von 19 Frauen und 22 Männern.473 Im Vergleich 
dazu erhielt die SDAP bei der Nationalratswahl am 9. November 1930 883 Stimmen.
Das Jahr 1931 brachte weder für das Baugewerbe noch für die Steinindustrie474 eine 
Erholung. Am 15. Juli 1931 gab es 474 unterstützte Arbeitslose, 87 Personen befanden sich 
in der produktiven Arbeitslosenfürsorge und 23 ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung. 
Von den unterstützten Arbeitslosen bezogen 297 Arbeitslosenunterstützung, die bis zu 30 
Wochen gewährt werden konnte, und 177 Notstandsaushilfe. Im Vergleich dazu hatte es am 
15. Juli 1930 245 unterstützte Arbeitslose gegeben, 66 hatten sich in der produktiven Arbeits-
losenfürsorge befunden, und 13 waren ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung gewesen.
Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde diese Situation so kommentiert 475:
Wie schon aus obiger Zusammenstellung ersehen werden kann, hat sich die Lage des 
Arbeitsmarktes im hiesigen Sprengel auch weiterhin beträchtlich verschlechtert. Der 
Die Landesparteileitung der GDVP für Oberösterreich ließ folgende aufklärende Zeilen im „Schärdinger 
Wochenblatt“ veröffentlichen: „Die Sozialdemokraten schicken ihre Vertrauensleute von Haus zu Haus, 
um für ihr Volksbegehren Unterschriften zu sammeln. Wie wir erfahren, versuchen solche die Wähler ir-
rezuführen, indem sie um die Unterschrift im ‘Auftrage der Gemeinde’ ersuchen. Das ist natürlich 
Schwindel. Es kann sich um keinen Auftrag der Gemeinde handeln. Die sozialdemokratischen Agitatoren 
suchen einen solchen Auftrag nur vorzutäuschen, um die Unterschriften zu erreichen. Die Unterschriften-
sammlung dient lediglich zur sozialdemokratischen Parteipropaganda.
Wähler und Wählerinnen, die Ihr nicht Sozialdemokraten seid, übt Vorsicht und fällt in diesem [!] plum-
pen Täuschungsversuch nicht hinein!“ Schdg. WBl. 1930, Nr. 38, S. 7;
und die Landesleitung der NSDAP verlautbarte zu dem von der SDAP veranstalteten Volksbegehren fol-
gendes: „Es handelt sich den Sozialdemokraten nicht um die Sicherung der Arbeitslosenfürsorge und 
auch nicht um die Alters-, Invaliditäts-, Witwen- und Waisenversicherung, sondern einzig und allein um 
die Gewinnung eines Wahlschlagers für die kommenden Wahlen.
Die Kämpfer gegen den Kapitalismus wollen nicht die Voraussetzungen schaffen für eine Besserung der 
schlechten Wirtschaftslage des Volkes, sondern im Gegenteil, durch die Verwendung der Mittel aus der 
Investitionsanleihe für die Arbeitslosenfürsorge, es unmöglich zu machen, daß die Arbeitslosigkeit durch 
Wohnbauförderung und andere Investitionen gemindert wird. Sie wollen, daß der Staat neue Schulden 
macht, um dann mit der sozialistischen Gesetzgebung ganz im Elend zu versinken. Das ist schamloseste 
Demagogie, mit der den Arbeitslosen eher geschadet als genützt wird und die letzten Endes es überhaupt 
unmöglich macht, daß die Alters- und Invaliditätsversicherung eingeführt wird.
Kein vernünftig denkender und um das Elend der Arbeitslosen besorgter Mensch macht daher den 
Schwindel der Sozialdemokraten mit. Kein Antimarxist unterschreibt daher die jüdische Wahlpropagan-
da der Sozialdemokratie.“ Ebda.
473) Schdg. WBl. 1930, Nr. 39, S. 6.
Insgesamt wurde dieses Volksbegehren von 1,666.623 Personen unterzeichnet. 177.609 der Unterschrif-
ten (10,66 Prozent) entfielen dabei auf Oberösterreich. Bei der Nationalratswahl am 9. November 1930 
erhielt die SDAP österreichweit 1,517.251 Stimmen (135.988 in Oberösterreich). Parteivertretung der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Deutschösterreichs (Hrsg.): Jahrbuch der österreichischen Arbeiter-
bewegung 1930. – Wien: 1931. S. 104 f. und S. 111.
474) Zwar waren aufgrund des Beschlusses des Landes Oberösterreich, „für die notleidende Granitindustrie eine 
Winterbestellung auf 9000 Tonnen Kleinsteine hinauszugeben“, alle oberösterreichischen Granitwerke 
bis Ende April 1931 „auskömmlich“ beschäftigt, wodurch die Arbeitslosigkeit in Oberösterreich deutlich 
verringert werden konnte, im Lauf des Jahres 1931 verschlechterte sich die Lage der Pflastersteinindu-
strie jedoch wesentlich. Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1931 
in Oberösterreich. S. 26.
475) Schdg. WBl. 1931, Nr. 30, S. 5.
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Tiefstand an Arbeitslosen, der im Vorjahre ungefähr in diesen Zeitpunkt gefallen ist, 
dürfte aller Voraussicht nach im heurigen Jahre bereits überschritten sein, beträgt 
doch die Zunahme an Arbeitslosen im Vergleich zum Vorjahre bereits jetzt über 90 
Prozent. Zurückzuführen ist die gewaltige Zunahme wohl auf die schlechte Konjunktur 
der Steinindustrie, wodurch es sich auch erklären läßt, daß 43 Notstandsunterstützten 
des Vorjahres heuer 177 Notstandsaushilfebezieher gegenüberstehen, die sich zum 
überwiegenden Teile aus Steinarbeitern rekrutieren. Nachdem bereits einzelne Unter-
nehmungen des Baugewerbes ihren Stand an Arbeitskräften reduzieren, muß mit einem 
weiteren Zuwachse gerechnet werden.
Zwei Wochen später – am 31. Juli 1931 – konnte das „Schärdinger Wochenblatt“ zwar 
eine leichte Besserung des Arbeitsmarktes melden476, vor allem hatte sich die Situation in der 
Steinindustrie etwas entspannt, dieser Besserung stand aber eine weitere Verschlechterung im 
Baugewerbe gegenüber477:
Infolge mangelnder Aufträge wurden bereits jetzt in der Ziegelindustrie Entlassungen 
vorgenommen und es ist in allernächster Zeit mit der völligen Einstellung der Arbeit in 
den meisten Ziegeleien zu rechnen. Die durch die produktive Arbeitslosenfürsorge er-
möglichten Straßenbauten gehen gleichfalls ihrer Vollendung entgegen. Sollten die 
Aufnahmen in der Steinindustrie nicht einen größeren Umfang annehmen, so wird der 
Stand der Unterstützten auch im laufenden Monate wieder gewaltig ansteigen.
Die Hoffnungen, die man in die Steinindustrie gesetzt hatte, erfüllten sich jedoch nicht, 
denn die von der Landesregierung für den Winter 1931/32 angekündigte Kleinsteinbestellung 
wurde wegen der sinkenden Steuereingänge verschoben.
Die Bestellungen des Bundes, der übrigen Länder und der größeren Städte im ersten 
Halbjahr waren wie in den vergangenen Jahren gut, doch brachen diese Geschäfte 
plötzlich ab, so daß im Laufe des Herbstes große Entlassungen vorgenommen werden 
mußten und alle Werke mit Winterbeginn fast gänzlich zum Stillstand kamen,
heißt es dazu im Bericht der Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie über das 
Wirtschaftsjahr 1931 in Oberösterreich.478 Neben den Arbeitslosen aus der Stein- und Ziegel-
industrie sowie aus dem Baugewerbe waren im Sprengel Schärding aber auch aus anderen 
Bereichen Arbeitslose gemeldet, u. z. aus der Nahrungs- und Genußmittelbranche, der Me-
tallindustrie und aus dem Gast- und Schankgewerbe.479
Am 15. Dezember 1931 zählte man beim Arbeitsamt Schärding 1.943 unterstützte Ar-
beitslose (284 von ihnen erhielten die Notstandsaushilfe), in der produktiven Arbeitslosen-
fürsorge befand sich damals niemand, und 130 Personen waren ohne Unterstützung in Ar-
beitsvormerkung.480
476) Das Arbeitslosenamt wies damals allerdings im selben Bericht darauf hin, daß es sich bei dieser leichten 
Besserung der Lage des Arbeitsmarktes im hiesigen Sprengel nur um eine „scheinbare“ Besserung han-
delte, denn aufgrund der 27. Novelle zum Arbeitslosenversicherungsgesetz hatten die in den letzten Ta-
gen zur Aufnahme gelangten Anmeldungen unberücksichtigt bleiben müssen. Schdg. WBl. 1931, Nr. 32, 
S. 5.
477) Ebda. S. 6.
478) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1931 in Oberösterreich. S. 26.
479) Meldung des Arbeitsamtes Schärding am 31. Oktober 1931. Schdg. WBl. 1931, Nr. 45, S. 6.
480) Schdg. WBl. 1931, Nr. 51, S. 6.
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Aufgrund der hohen Arbeitslosenzahlen wandte sich die Interessenvertretung der Ar-
beitslosen des Bezirkes Schärding Anfang des Jahres 1932 mit folgender Kundmachung an 
die „Arbeitslosen und Altersrentner der Stadt Schärding“481:
Die Sparkasse der Stadt Schärding hat [...] auch heuer wieder482 einen ansehnlichen 
Betrag (400 S) zur Beteilung der im Stadtgebiete wohnenden Arbeitslosen und Alters-
rentner gespendet. Diese Summe reicht jedoch nicht aus, allen Arbeitslosen und Alters-
rentnern, so wie im Vorjahre, Anweisungen auf je ein Kilogramm Mehl für sich und ih-
re Angehörigen zu geben, da deren Zahl leider viel höher ist wie zu Beginn des Jahres 
1931. Es ergeht daher an alle jene Arbeitslosen und Rentner, welche wirtschaftlich 
besser situiert sind (Hausbesitzer), an die Söhne und Töchter besser situierter Famili-
en, an die Arbeitslosen, von denen Mann und Frau die Unterstützung beziehen und die 
keine Kinder haben, sowie an jene Arbeitslosen, von denen ein Gattenteil in vollent-
lohnter Arbeit steht, die herzliche Bitte, zugunsten jener Arbeitslosen, die außer der 
Unterstützung über kein wie immer geartetes Einkommen oder Vermögen verfügen, auf 
die Mehlspende zu verzichten. Alle jene Arbeitslosen und Rentner, welche nach Würdi-
gung des Vorstehenden glauben, auf die Mehlspende Anspruch erheben zu können, 
wollen ihren Anspruch am Dienstag, den 12. Jänner, in der Zeit von 8 bis 12 Uhr im 
Gemeindeamte geltend machen. Sie werden in eine Liste eingetragen, welche von drei 
Gemeindeausschußmitgliedern und der Interessenvertretung der Arbeitslosen überprüft 
wird. Nur jene können die Mehlspende erhalten, welche wirklich zu den Bedürftigsten 
gehören. 
In der Folgezeit blieb die Arbeitsmarktlage – wie anläßlich vieler Veranstaltungen im-
mer wieder thematisiert wurde – anhaltend schlecht.483 So ging man z. B. im Rahmen der am 
31. Jänner 1932 im Bräustübl abgehaltenen Jahresversammlung der Ortsgruppe Schärding 
der „Oesterreichischen Baugewerkschaft“ auf die Krise in der Steinindustrie und ihre Aus-
wirkungen auf die Gewerkschaftsbewegung ein, und dann erstattete Gen. Üblacker aus Linz 
sein Referat zum Thema „Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit“, worin er u. a. zu dem 
Schluß kam, daß die Zeit nicht mehr ferne sei, „wo an Stelle der kapitalistischen Wirtschafts-
ordnung die sozialistische Planwirtschaft treten müsse“, denn „die furchtbaren Krisen, die 
heute die ganze Welt durchtoben und die Ratlosigkeit der ‘Wirtschaftführer’ zeigen, daß der 
Kapitalismus am Ende seines Lateins angekommen sei“484; und zwei Wochen später meldete 
die „Wahrheit“ anläßlich der Jahresversammlung der Lokalorganisation Schärding der 
SDAP, daß Obmann Gen. Strebel in seinem Tätigkeitsbericht über das abgelaufene Vereins-
jahr u. a. darauf hingewiesen habe, daß der Mitgliederstand „infolge der Krise – zum ersten-
mal seit acht Jahren – etwas zurückgegangen“ sei, „doch zeigen die Beitritte in der letzten 
Zeit, daß der Rückgang bald wieder ausgeglichen sein wird.“485
481) „Wahrheit“ 1932, Nr. 3, S. 11.
482) Laut der „Wahrheit“ vom 14. 12. 1930 war über Antrag der sozialdemokratischen Beisitzer des Sparkassen-
ausschusses am 3. Dezember 1930 beschlossen worden, aus Mitteln der Sparkasse in der Weihnachtswo-
che jedem Arbeitslosen, Altersrentner und deren Familienangehörigen, ebenso den Ausgesteuerten und 
deren Familienangehörigen je ein Kilo Mehl in den hiesigen Geschäften verabfolgen zu lassen. Diese 
Aktion hatte sich auf alle im Stadtgebiet wohnenden Arbeitslosen erstreckt. 
483) Mit Stichtag 15. April 1932 gab es 1.594 unterstützte Arbeitslose (382 von ihnen bezogen die Notstands-
aushilfe), niemanden in der produktiven Arbeitslosenfürsorge und 12 ohne Unterstützung in Arbeitsvor-
merkung. „Wahrheit“ 1932, Nr. 17, S. 10. 
484) „Wahrheit“ vom 7. Februar 1932, Nr. 6, S. 10.
485) „Wahrheit“ vom 21. Februar 1932, Nr. 8, S. 11 f.  
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Wie Tabelle 67 belegt, sollte sich diese Hoffnung jedoch nicht erfüllen: Hatte die 
Partei bereits im Jahr 1931 einen starken Mitgliederschwund zu verzeichnen gehabt – „Das 
Jahr 1931, das Jahr stark fortschreitender Wirtschaftskrise, ist naturgemäß auch an unserer 
Parteiorganisation nicht ohne Wirkung vorübergegangen. [...] Schon die Tatsache des größe-
ren Verlustes bei den Männern beweist, daß es die fortdauernde, immer schärfer werdende 
Wirtschaftskrise ist, die den Mitgliederverlust herbeiführt“, heißt es dazu im „Jahrbuch 
der österreichischen Arbeiterbewegung 1931“486 –, so setzte sich dieser Mitgliederrückgang 
auch im Jahr 1932 fort, im Vergleich zum Jahr 1931 allerdings deutlich gebremst, ja in Ober-
österreich, wo die SDAP im Jahr 1931 mit 15,86 Prozent die meisten Mitglieder verloren 
hatte, und in Wien gab es sogar einen kleinen Mitgliederzuwachs von 0,06 bzw. 0,43 Pro-
zent487: 
Tabelle 67: Übersicht über die Zahl der Mitglieder der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
1927–1932 in Österreich, in Oberösterreich und im politischen Bezirk Schärding
+ und – an Mitgliedern + und – an Mitgl. in %Anzahl der Mitglieder
am 31. Dezember im Vgl. zum Vorjahr im Vgl. zum VorjahrJahr
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Quellen: Jahrbücher der österreichischen Arbeiterbewegung. Hrsg. von der Parteivertretung der Sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei Deutschösterreichs. Jgg. 1926–1932. – Wien: 1927–1933. 
Im politischen Bezirk Schärding waren im Jahr 1931 von den 841 männlichen Partei-
mitgliedern 339 arbeitslos. Dies entsprach einem Anteil von 40,31 Prozent. Von den 232 
weiblichen Parteimitgliedern waren damals 112 – also knapp die Hälfte – arbeitslos. Insge-
486) Österreichweit hatte die SDAP 44.576 Mitglieder verloren, wobei die Entwicklung der Partei in den ein-
zelnen Bundesländern beträchtliche Unterschiede aufwies: Am besten schnitt die SDAP in Wien ab, wo 
sie nur 3,95 Prozent ihres Mitgliederstandes verlor. Dann folgten Tirol mit 4,13 %, die Steiermark mit 
6,69 %, Kärnten mit 7,24 %, Salzburg mit 8,74 % und das Burgenland mit 9,35 %. Mehr als zehn Pro-
zent ihres Mitgliederstandes büßten Niederösterreich (10,30 %), Vorarlberg (11,89 %) und Oberöster-
reich (15,86 %) ein. Parteivertretung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Deutschösterreichs 
(Hrsg.): Jahrbuch der österreichischen Arbeiterbewegung 1931. – Wien: 1932. S. 78 f. 
487) Parteivertretung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Deutschösterreichs (Hrsg.): Jahrbuch der österrei-
chischen Arbeiterbewegung 1932. – Wien: 1933. S. 80.
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samt waren damit 42,03 Prozent der SDAP-Mitglieder im Bezirk arbeitslos. Im Jahr 1932 
verschlechterte sich die Situation noch weiter, denn nunmehr waren 403 (49,75 Prozent) der 
810 männlichen SDAP-Mitglieder und 102 (49,04 Prozent) der 208 weiblichen Mitglieder
arbeitslos, sodaß sich der Anteil der arbeitslosen Parteimitglieder insgesamt auf 49,61 Pro-
zent belief488, und diese Entwicklung spiegelt sich auch in der rückläufigen Zahl der Abon-
nenten sozialdemokratischer Parteiblätter wider:
Tabelle 68: Stand der sozialdemokratischen Parteiblätter im politischen Bezirk Schärding 
1922 bis 1931
Abonnenten Auf je 100 Mitgl. entfallen LeserJahr Zahl der Partei-
mitglieder* Tagblatt Wochenblätter Tagblatt Wochenbl. Zusammen
1922    985 144   75 15   8 23
1923 1.079 104 107   9 10 19
1924 1.005 111 108 11 11 22
1925    912   98 132 11 14 25
1926 1.107 118 132 11 12 23
1927 1.100 136 152 12 14 26
1928 1.191 116 139 10 12 22
1929 1.193 110 128  9 11 20
1930 1.171 113 125 10 11 21
1931 1.073 103 103 10 10 20
*) Von 1922 bis inklusive 1925 mit Stichtag 30. Juni, ab 1926 mit 31. Dezember.
Quellen: Tätigkeits-Berichte der Sozialdemokratischen Partei Oberösterreichs für die Zeit vom 1. Juli 1922 bis 
31. Dezember 1931. – Linz: 1923–1932 sowie eigene Berechnungen auf Basis dieser Tätigkeits-Berichte.
Lohnsenkungen im Baugewerbe im Frühjahr 1932 zur „Belebung der Baulust“489 und 
eine „Prämienaktion zur Rücküberführung Arbeitsloser in die Landwirtschaft“490 konnten an 
der schlechten Arbeitsmarktlage nur wenig ändern. Am 15. Mai 1932 waren beim Arbeitslo-
senamt Schärding491 noch immer 1.085 unterstützte Arbeitslose, 9 Personen in der produkti-
488) Tätigkeits-Berichte der Sozialdemokratischen Partei Oberösterreichs für die Zeit vom 31. Dezember 1931 
bis 31. Dezember 1932. – Linz: 1932 und 1933.
489) Das „Schärdinger Wochenblatt“ gab dazu am 21. April 1932 bekannt: „In fast sämtlichen größeren Orten 
Oberösterreichs fanden Lohnverhandlungen im Baugewerbe statt, die fast überall eine Lohnverminde-
rung um 6 bis 12 Prozent herbeiführten. In den wenigen Orten, wo keine Einigung zustande kam, be-
stimmt der Unternehmer die Löhne. Wegen Ermäßigung der wichtigsten Baumaterialien schweben Ver-
handlungen. Ein Abbau der ungeheuer hohen Baukosten ist zur Erzielung einer Belebung der Baulust 
unbedingt notwendig.“ Schdg. WBl. 1932, Nr. 16, S. 6.
490) Der Landeskulturrat für Oberösterreich teilte dazu im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 19. Mai 1932 mit, 
daß aufgrund der Prämienaktion, die das Bundesministerium für soziale Verwaltung für die Umschulung 
Arbeitsloser zur Landarbeit eingeleitet habe, von den oberösterreichischen Arbeitslosenämtern Arbeitslo-
se nunmehr zur Umschulung für landwirtschaftliche Arbeiten angefordert werden könnten. Die Arbeits-
losenämter würden außer den in Unterstützung stehenden Arbeitslosen auch jugendliche Arbeiter, die 
noch keine Unterstützung erhielten, zur Umschulung zuweisen. Landwirte würden auch für diese jugend-
lichen Arbeiter die Umschulungsprämie bekommen, die pro Person und Zeitdauer ausbezahlt würden, 
u. z. 150 Schilling für 6 Monate bzw. 50 S für 6 Wochen Beschäftigung in der Landwirtschaft, 25 S für 
4 Wochen Beschäftigung bei der Getreideernte und 30 S für 6 Wochen Beschäftigung bei der Rüben-
oder Hackfruchternte. Die Zuweisung dieser Prämien, die zwischen dem Landwirt und dem Umschu-
lungsarbeiter nach einem entsprechenden Schlüssel aufzuteilen waren, erfolgte an den Arbeitgeber. Die 
Entlohnung selbst richtete sich nach den ortsüblichen Löhnen. Schdg. WBl. 1932, Nr. 20, S. 1.
491) Die Leitung des Amtes war am 30. April 1932 durch Herrn Mansuet Gaisbauer übernommen worden. 
Schdg. WBl. 1932, Nr. 20, S. 5.
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ven Arbeitslosenfürsorge und 9 ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung verzeichnet.492
Am 31. Mai 1932 wies das Arbeitslosenamt nach der Bekanntgabe der aktuellen Arbeitslo-
senzahlen (924 unterstützte Arbeitslose, 9 in der produktiven Arbeitslosenfürsorge und 6 oh-
ne Unterstützung in Arbeitsvormerkung) darauf hin, daß der Betrieb der Firma J. Vitkowits, 
Erzeugung von Perlmuttergalanteriewaren, vollkommen geschlossen worden sei, wodurch 
4 bis 6 weibliche Arbeitskräfte stellungslos geworden seien493; und am 7. Juli 1932 kommen-
tierte das Arbeitsamt Schärding die Arbeitslosenzahlen vom 30. Juni 1932 – damals zählte 
man 862 unterstützte Arbeitslose, in der produktiven Arbeitslosenfürsorge 44, ohne Unter-
stützung in Arbeitsvormerkung 4; am 15. Juni 1932 waren es 868 unterstützte Arbeitslose 
gewesen, in der produktiven Arbeitslosenfürsorge 12, ohne Unterstützung in Arbeitsvormer-
kung 6 – im „Schärdinger Wochenblatt“ folgendermaßen494: 
Aus vorstehender Aufstellung ergibt sich ein Rückgang der Unterstütztenzahl um 6 Be-
zieher. Da aber während der Berichtszeit mehr als 6 Arbeitslose ausgesteuert wurden 
und diese Abmeldung und die Beurteilung der Arbeitsmarktlage nicht angerechnet wer-
den dürfen, – muß mitten im Sommer – ein Anwachsen der Arbeitslosigkeit festgestellt 
werden. Im Vergleiche zum Vorjahre hat sich der Stand mehr als verdoppelt, eine Tat-
sache, die ihre Begründung vorwiegend in der äußerst geringen Bautätigkeit und in 
der fast vollkommen darniederliegenden Steinindustrie findet. Eine kleine Belebung er-
fuhr der Arbeitsmarkt durch Bedarf an Arbeitskräften bei den beiden produktiven Stra-
ßenbauten in Engelhartszell und St. Aegidi, wobei zirka 44 Mann Beschäftigung gefun-
den haben. Bei weiterem Rückgang der Beschäftigungsmöglichkeit dürfte beim hiesi-
gen Amte der geringste Arbeitslosenstand des Jahres 1932 erreicht sein.
Daß die Arbeitslosenzahlen nicht noch höher waren, hing also damit zusammen, daß 
viele Arbeitslose nach Ablauf der Notstandshilfe „ausgesteuert“ wurden und dadurch in der 
offiziellen Arbeitslosenstatistik nicht mehr aufschienen. Mit Stichtag 31. Juli 1932 gab es im 
Sprengel des Arbeitsamtes Schärding 784 unterstützte Arbeitslose, 36 Personen befanden 
sich in der produktiven Arbeitslosenfürsorge und 4 ohne Unterstützung in Arbeitsvormer-
kung, womit man noch einmal einen geringfügigen Rückgang der Arbeitslosigkeit hatte ver-
492) Laut Mitteilung des Arbeitsamtes Schärding betraf der Rückgang der Arbeitslosigkeit damals fast aus-
schließlich die Arbeitnehmer in der Steinindustrie und im Baugewerbe, in allen anderen Berufen hatte es 
kaum Veränderungen gegeben, was im Vergleich zum Vorjahr (715 unterstützte Arbeitslose, 96 in der 
produktiven Arbeitslosenfürsorge und 43 ohne Unterstützung) „eine erschreckende Verschlechterung des 
Arbeitsmarktes“ darstellte. Schdg. WBl. 1932, Nr. 20, S. 7.
493) Schdg. WBl. 1932, Nr. 24, S. 5. Die Arbeitslosenunterstützung für Frauen war in der Regel bedeutend ge-
ringer als die ihrer männlichen Kollegen. Das lag einerseits an den allgemein niedrigeren Löhnen, die im 
Extremfall sogar geringer sein konnten als die Arbeitslosenunterstützung, und andererseits daran, daß der 
Anteil der ungelernten Hilfsarbeiterinnen hoch war. Im Durchschnitt 1930 bis 1933 bezogen 78 % der 
arbeitslosen Männer, aber nur 35 % der arbeitslosen Frauen den höchsten Unterstützungssatz. Bei der 
Notstandsunterstützung betrug das Verhältnis 83 % zu 39 %; und je länger die Krise dauerte, umso mehr 
wurden die Frauen bei der Arbeitslosenunterstützung benachteiligt. Frauen wurden Notstandsunterstüt-
zungen nur mehr in geringem Maße oder überhaupt nicht gewährt, und auch die 1931 vorgenommene 
Verlängerung der Anwartschaftszeit zur Arbeitslosenunterstützung – dabei wurde die Berechtigung auf 
Arbeitslosenunterstützung an eine dreijährige, ununterbrochene Beschäftigung in einem arbeitslosenver-
sicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis innerhalb der letzten zwölf Jahre gebunden –, die an sich eher ge-
gen die ländlichen Arbeiter gerichtet war, wirkte sich negativ aus und wurde geradezu als „Frauenpara-
graph“ bezeichnet. Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkun-
gen. S. 186 f.
494) Am 30. Juni 1931 hatte es 428 unterstützte Arbeitslose gegeben, 85 hatten sich in der prod. Arbeitslosenfür-
sorge befunden und 21 ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung. Schdg. WBl. 1932, Nr. 27, S. 7.
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zeichnen können.495 Die Zahlen für Mitte August zeigten dann fast das gleiche Bild (783 un-
terstützte A., 38 in der prod. Arbeitslosenfürsorge und 5 ohne U. in Arbeitsvormerkung)496, 
schon Ende August 1932 aber erhöhte sich die Zahl der Arbeitslosen wieder (799 u. A., 39 in 
der prod. Arbeitslosenfürsorge und 5 ohne U. in Arbeitsvormerkung). Das Arbeitsamt Schär-
ding gab damals folgendes bekannt497:  
Langsame Zunahme der Arbeitslosigkeit, es dürfte somit der diesjährige tiefste Arbeits-
losenstand überschritten sein und ist in der Folgezeit mit einem sehr raschen Ansteigen 
des Standes zu rechnen. Die Zuwüchse stammen vorwiegend aus dem Bau- und Ziege-
leigewerbe, weil man bereits die Bauten und Ziegeleibetriebe einzustellen beginnt. 
Einige Beschäftigungsmöglichkeit bietet sich noch bei Oberbauten der Streckenleitung 
der Bundesbahn und konnten daher einige Zuweisungen erfolgen. Bemerkenswert ist 
die trotz der zahlreichen Abweisungen unverhältnismäßig große Zahl der Notstands-
aushilfebezieher, die für die äußerst geringe Beschäftigungsmöglichkeit in der diesjäh-
rigen Saison ein stummes Zeugnis ablegt.
Da sich Regierung und Opposition aber nach wie vor darin einig waren, daß die Ursa-
chen dieser „schrecklich würgenden Krise, dieser furchtbar wirkenden Arbeitslosigkeit“498
außerhalb Österreichs lagen, u. z. einerseits in den Friedensverträgen, die mit Österreich 
einen „Wirtschaftskrüppel“499 in die Welt gesetzt hatten, und andererseits in der „Weltkrise, 
auf die uns leider kein Einfluß möglich ist“500, herrschte auch weitgehend Konsens darüber, 
daß eine grundsätzliche Lösung des Problems nicht im Rahmen der Handlungsmöglichkeiten 
der österreichischen Politik liege, sondern nur von „außen“ kommen könne und man daher 
nicht mehr dagegen tun könne, als bereits getan werde. Verstärkt wurde diese Tendenz zum 
Nichthandeln501 noch durch die liberale Wirtschaftsauffassung, den Aufschwung den Kräften 
des Marktes zu überlassen, statt eine staatlich induzierte antizyklische Konjunktur zu betrei-
ben.502 Was blieb, war der Kampf um die Milderung der Arbeitslosigkeit sowie um die Lin-
495) Schdg. WBl. 1932, Nr. 32, S. 6.
496) Schdg. WBl. 1932, Nr. 34, S. 7. 
497) Schdg. WBl. 1932, Nr. 38, S. 6.
498) Paul Richter, Sten. Protokolle des Nationalrats, 149. Sitzung, 30. 6. 1926, S. 3659. – Zit. nach: Stiefel, Die-
ter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 45.
499) Josef Wagner, Sten. Protokolle des Nationalrats, 138. Sitzung, 11. 6. 1930, S. 3890. – Zit. nach ebda.
500) Hans Schmitz, Sten. Protokolle des Nationalrats, 21. Sitzung, 6. 3. 1931, S. 680. – Zit. nach ebda.
501) So stellte z. B. Bundeskanzler Dr. Otto Ender 1931 fest, daß man sich bemühen werde, das Übermaß an Ar-
beitslosigkeit zu verringern, „bis die bessere Konjunkturgestaltung in Europa von selbst wieder eine ver-
mehrte Beschäftigung von Arbeitern herbeiführt“. Otto Ender, Sten. Protokolle des Nationalrats, 21. Sit-
zung, 6. 3. 1931, S. 662. – Zit. nach ebda. S. 46.
502) Auch die Sozialdemokratie teilte diese Ansicht der Regierung. So heißt es z. B. in ihrem am 13. September 
1931 als Denkschrift der Partei und Gewerkschaften veröffentlichten „Programm zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit“ u. a.: „Die Parteivertretung der deutschösterreichischen Sozialdemokratie und der Bun-
desvorstand der Freien Gewerkschaften haben in den letzten Tagen gemeinsam beraten, welche Maßre-
geln gefordert und ergriffen werden müssen, um die Wirtschaftskrise zu mildern, die Arbeitslosigkeit ein-
zudämmen.
Die Wirtschaftskrise ist international. Die größten und reichsten Länder der kapitalistischen Welt ringen 
mit der Arbeitslosigkeit. Es gibt kein Wundermittel, die Krise in unserem kleinen, armen, in die Welt-
wirtschaft eingeflochtenen Lande zu überwinden, solange sie in der ganzen Welt fortdauert.
Wohl aber kann und muß sehr viel geschehen, um die Wirtschaftskrise in unserem Lande zu mildern, die 
Arbeitslosigkeit einzuschränken, für ihre Opfer vorzusorgen.“ Parteivertretung der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei Deutschösterreichs (Hrsg.): Jahrbuch der österreichischen Arbeiterbewegung 1931. S. 14.  
Erst 1933 deutete sich ein Umschwung an, als Otto Bauer in einer großen Rede vor der Gewerkschaft die 
-254-
derung der sozialen Folgeerscheinungen, wodurch sich die politische Diskussion um die Ar-
beitslosigkeit zusehends von der Ebene der Wirtschaftspolitik auf die der Sozialpolitik verla-
gerte und die Sozialpolitik zum zentralen Streitpunkt zwischen Regierung und Opposition, 
zum Teil aber auch zwischen Bund und Land wurde.503
Vorder- und Rückseite eines Flugzettels der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei504
Beträchtliche Differenzen gab es z. B. in bezug auf die Höhe und die Dauer der Ar-
beitslosenunterstützung sowie hinsichtlich des Personenkreises, der unter die Unterstützung 
Gefahr ausmalte, daß ein ganzes Volk körperlich und seelisch zugrunde gehe, und angesichts dieser Be-
drohung nun dafür eintrat, „alle Möglichkeiten der Kreditausweitung und Kreditschöpfung im Interesse 
der Arbeitsbeschaffung“ auszunützen. Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 296 f.
503) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 46.
504) Laut dem „Jahrbuch der österreichischen Arbeiterbewegung 1932“ spornte die „zügellose Agitation der Ha-
kenkreuzler“ die Organisationen der SDAP zu vermehrter Werbetätigkeit an. Den sichtbaren Ausdruck 
dieser größeren Aktivität bildete nicht nur die Gründung einer eigenen Propagandastelle, sondern auch 
die Schaffung eines eigenen neuen Kampfabzeichens. Der Parteivorstand veröffentlichte in diesem Zu-
sammenhang am 14. August 1932 folgenden Aufruf mit dem Titel „Tragt die Drei Pfeile! Das neue 
Kampfzeichen“: „In dem Kampf, den die deutschen Arbeiter um die Freiheit führen, ist ein neues Zei-
chen entstanden. Die Drei Pfeile, in Deutschland das Abzeichen der Eisernen Front, sind der Ausdruck 
des Kampfwillens gegen Barone und Hakenkreuzler, gegen die junkerliche Reaktion und den blutigen 
Faschismus.
Die österreichische Arbeiterschaft, dem deutschen Proletariat in brüderlicher Solidarität und gleichem 
Kampfwillen verbunden, hat dieses Zeichen mit Begeisterung übernommen.
Der Parteivorstand der deutschösterreichischen Sozialdemokratie hat beschlossen, allen Parteigenossen 
das Tragen des neuen Kampfzeichens zu empfehlen, das als Sinnbild einiger, aktiver, disziplinierter Ab-
wehr neben unser Parteiabzeichen tritt.
Die Drei Pfeile sollen den Gegner treffen! Der erste Pfeil gilt dem Kapitalismus, der zweite Pfeil dem 
Faschismus, der dritte Pfeil der Reaktion in allen ihren Gestalten. Den Willen, diese Gegner der Freiheit 
und der Arbeiterklasse zu besiegen, drücke das neue Kampfzeichen aus!
Die Drei Pfeile sollen das Hakenkreuz überwinden! In Deutschland sind die gegenwärtigen geschichtli-
chen Tage erfüllt von dem Kampf der Eisernen Front gegen die blutige Barbarei des Faschismus. In 
Österreich soll kein Hakenkreuz gegen die eiserne Front der Arbeiterklasse aufkommen!
Tragt die Drei Pfeile, allen Feinden zum Trotz, auf der Gasse!
Zeigt sie auf jedem Plakat, auf jedem Flugzettel, bei jeder Veranstaltung!
Im neuen Zeichen führen wir den alten Kampf!
Es lebe der Kampf! Es lebe die Freiheit!“
Parteivertretung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Deutschösterreichs (Hrsg.): Jahrbuch der öster-
reichischen Arbeiterbewegung 1932. S. 71.
Die SDAP wandte sich aber auch gegen die damals immer stärker werdenden monarchistischen Bestre-
bungen. So brachte die Partei z. B. im Jahr 1932 durch die Genossen Josef Gruber, Anton Weidinger und 
Ferdinand Fageth einen Gesetzesentwurf gegen den „Unfug der Ernennung landesverwiesener Habsbur-
ger zu Ehrenbürgern“ ein. Ebda. S. 214.
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fallen sollte. So wandten sich z. B. die Sozialdemokraten im oberösterreichischen Landtag im 
Jahr 1932 immer wieder gegen Maßnahmen des Ministeriums für soziale Verwaltung, die 
eine Verschlechterung der Lage der oberösterreichischen Arbeitslosen bedeuteten505, wobei 
sie teilweise auch Unterstützung aus den bürgerlichen Parteien erhielten506; und in der Frage 
der Einbindung der Landarbeiter in die Arbeitslosenversicherung507 sprachen sich sowohl die 
Sozialdemokraten508 als auch der Arbeiterflügel der Christlichsozialen Partei509 dafür aus, 
505) So schilderte z. B. Genosse Franz Sichlrader am 8. Juni 1932 im oberösterreichischen Landtag angesichts 
der durch Minister Resch erlassenen Richtlinien über die Kürzung der Notstandsaushilfe die traurigen 
Konsequenzen für die darbenden Arbeiter der Saisongewerbe, für die Berg- und Steinarbeiter und trat 
dann für die Fortsetzung der Hilfsaktion des Landes für die Steinarbeiter ein. Parteivertretung der Sozial-
demokratischen Arbeiterpartei Deutschösterreichs (Hrsg.): Jahrbuch der österreichischen Arbeiterbewe-
gung 1932. S. 212 f. 
506) Im „Jahrbuch der österreichischen Arbeiterbewegung 1932“ heißt es dazu: „Die Genossen Strasser und 
Sichlrader brachten gemeinsam mit dem Christlichsozialen Dr. Lorenzoni einen Dringlichkeitsantrag ein, 
in dem die Landesregierung ersucht wurde, ihren ganzen Einfluß aufzubieten, um die eheste Rückgängig-
machung schon eingetretener Kürzungen der Notstandsaushilfen sowie von Aussteuerungen bei der Bun-
desregierung durchzusetzen. Im Antrage wurde darauf hingewiesen, daß die Zoneneinteilung der Richtli-
nien, die Anrechnung des Einkommens entfernter Verwandter auf die Notstandsunterstützung, das Aus-
scheiden der Frauen aus der Unterstützung, wenn der Mann in ihrem Bezuge steht, die zu enge Fassung 
der Bestimmungen über die Überprüfung Ausgesteuerter, die vor dem 1. Jänner 1932 Ausgesteuerte un-
berücksichtigt lassen, die Befristung der Unterstützung der Jugendlichen ungeheure, aber begreifliche Er-
bitterung der Arbeitslosen hervorriefen. Der Dringlichkeitsantrag, der im Landtag durch den Genossen 
Strasser energisch und unter Verwertung reichen einschlägigen Materials vertreten wurde, fand die ein-
hellige Zustimmung aller Landtagsabgeordneten.“ 
Von den übrigen Anträgen der Sozialdemokratischen Fraktion, die sich ebenfalls mit der traurigen Lage 
der Arbeitslosen und Ausgesteuerten befaßten und die Milderung ihres Elends bezweckten, sei hier noch 
der Antrag der Genossen Weidinger, Dr. Jetzinger und Sichlrader erwähnt, in dem die Abstattung von 
Grundsteuerrückständen in Brennholz guter Qualität sowie die unentgeltliche Aufteilung des geleisteten 
Holzes auf Ausgesteuerte, Arbeitslose, Altersrentner und Gemeindearme gefordert wird. Ebda. S. 213.
507) Die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter waren 1920 bewußt aus der Arbeitslosenversicherung herausge-
halten worden, weil man der Meinung war, daß „von einer Arbeitslosigkeit in der Landwirtschaft als 
einer sozial bedeutsamen Erscheinung nicht die Rede sein kann, vielmehr erfahrungsgemäß ein Mangel 
an landwirtschaftlichen Arbeitern zu beobachten ist“. Es erschien somit „weder erforderlich noch zweck-
mäßig, ihnen einen Anspruch auf die Unterstützung einzuräumen“ (Erläuternde Bemerkungen zum Ar-
beitslosenversicherungsgesetz, S. 17), und so waren sie zur Erleichterung des ländlichen Arbeitsmarktes 
von der Arbeitslosenversicherung ausgeklammert geblieben. Diese Maßnahme verkehrte sich jedoch ge-
radezu ins Gegenteil und entpuppte sich bald als zusätzlicher starker Anreiz zur Landflucht. Es wurde 
zwar versucht, durch mehrere Novellen zur Arbeitslosenversicherung das Einströmen von Arbeitern aus 
der Landwirtschaft in den Kreis der unterstützten Arbeitslosen zu unterbinden – etwa durch die Bestim-
mung, rein ländliche Gemeinden aus der Arbeitslosenversicherung überhaupt auszunehmen –, und auch 
die Gewerkschaften forderten 1930 „Maßnahmen zur Verhinderung der Aufnahme von Landarbeitern in 
die Schwerindustrie, die Bundesbahnen und öffentliche Betriebe“ (Memorandum der Gewerkschaften an 
die Bundesregierung vom 8. 1. 1930, Österreichischer Volkswirt, Bd. 1. 1929/30. S. 419) nicht zuletzt in 
eigenem Interesse, weil diese Arbeiter meist nicht organisiert waren, die Entwicklung der Unterstützten-
zahlen aber zeigte, daß diesen Versuchen kein durchgreifender Erfolg beschieden war. Stiefel, Dieter: 
Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 76.
508) Die Sozialdemokraten, unter deren Sozialminister das Gesetz zur Arbeitslosenversicherung ausgearbeitet 
worden war und die diesem 1920 inklusive Ausschluß der Landarbeiter zugestimmt hatten, machten sich, 
kaum daß sie in der Opposition waren, zum Sprecher der Land- und Forstarbeiter und traten dafür ein, 
diese in die Versicherung einzubeziehen: „Wir halten es für unbedingt notwendig, daß sich die Arbeitslo-
senversicherung auf alle Schichten der Arbeitenden erstreckt.“ Anton Hölzl, Sten. Protokolle des Natio-
nalrats, 19. 7. 1922. S. 4151. – Zit. nach ebda. S. 77 f.
509) Für Leopold Kunschak z. B. war die Einbeziehung der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter in die Ar-
beitslosenversicherung eine Frage, die vom sozialen, die vom ethischen und auch vom rechtlichen Stand-
punkt aus nicht verneint werden könne. Sten. Protokolle des Nationalrats, 8. Sitzung, 30. 12. 1930, 
S. 177. – Zit. nach ebda. S. 78.
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diese Berufsgruppe in die Versicherung mit einzubeziehen, während es vor allem im Land-
bund, aber auch im christlichsozialen Lager heftigen Widerstand dagegen gab. In den Augen 
der agrarischen Vertreter510 galt die Arbeitslosengesetzgebung nämlich als „eine jener mise-
rablen Verlockungen, die unsere Leute vom gesunden Lande eben weg- und den Städten zu-
treibt“.511 Vor allem Saisonarbeiter, Zimmerleute, Maurer etc. waren ja zum Teil ursprüng-
lich „aus der Landwirtschaft hervorgegangen und haben Gelegenheit, sich in der Landwirt-
schaft auch in der arbeitsarmen Zeit zu betätigen“.512 Trotzdem konnten sie Arbeitslosenun-
terstützung beziehen. Während die Bauern immer schwerer Arbeitskräfte bekamen, „kehren 
die ehemaligen landwirtschaftlichen Dienstboten der Landwirtschaft deshalb den Rücken, 
damit sie sobald wie möglich in den Bezug der Arbeitslosenunterstützung kommen“.513 Die 
Forderung des Landbunds in diesem Zusammenhang lautete daher: „Ordnung machen und 
hinaus mit denjenigen, die nicht hineingehören“514; und all diese Auseinandersetzungen 
rund um die Arbeitslosenversicherung nahmen an Heftigkeit zu, je höher die finanziellen 
Aufwendungen dafür wurden.515
510) So sprach man im Landbund von der Verzweiflung der Bauern, „die arbeiten und schuften und dabei sehen 
müssen, wie Leute unterstützt werden, die noch vor kurzem in der Landwirtschaft tätig waren und die 
man jetzt bei der Eisenbahn und so weiter sieht“. Karl Striessnigg, Sten. Protokolle des Nationalrats, 118. 
Sitzung, 29. 1. 1930, S. 3419. – Zit. nach: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirt-
schaftliche Auswirkungen. S. 78.
511) Josef Wagner, Sten. Protokolle des Nationalrats, 138. Sitzung, 11. 6. 1930, S. 3847. – Zit. nach ebda.
512) Karl Striessnigg, Sten. Protokolle des Nationalrats, 118. Sitzung, 29. 1. 1930, S. 3419. – Zit. nach ebda.
513) Hubert Dewaty, Sten. Protokolle des Nationalrats, 139. Sitzung, 24. 11. 1930, S. 3855. – Zit. nach ebda.
514) Karl Striessnigg, Sten. Protokolle des Nationalrats, 118. Sitzung, 29. 1. 1930, S. 3419. – Zit. nach ebda.
515) Da hinsichtlich des Ausmaßes der Landflucht genaue Angaben fehlten, wandte sich der Bauernbund Anfang 
1930 schriftlich an alle oö. Gemeinden und ersuchte sie, in ihrem Gemeindegebiet am 15. Februar 1930 
den Stand der freien Dienstplätze in den landwirtschaftlichen Betrieben zu ermitteln. 
Im Innviertel mit seinen neun Gerichtsbezirken und seinen 113 Gemeinden stellte sich die Situation auf-
grund der Erhebungen in 106 Gemeinden – 7 hatten keine Antwort gegeben – folgendermaßen dar:
Insgesamt waren 1.937 freie landwirtschaftliche Dienstplätze gezählt worden. Diese verteilten sich fol-
gendermaßen auf die einzelnen Gerichtsbezirke: Braunau 184, Engelhartszell 105, Mattighofen 196, 
Mauerkirchen 337, Obernberg 254, Raab 186, Ried im Innkreis 277, Schärding 267 und Wildshut 131.
Umgerechnet auf die Einwohnerzahl der Gerichtsbezirke (ohne die drei Innviertler Städte Braunau, Ried 
i. I. und Schärding) ergab sich für das Innviertel die Verhältniszahl 1.39 (für das Hausruckviertel 1.49):
Am größten war die Landflucht demnach im Gerichtsbezirk Mauerkirchen mit der Verhältniszahl 1.90. 
Dann folgten Braunau mit 1.77, Schärding mit 1.65 und Obernberg mit 1.50. Da im Gerichtsbezirk 
Schärding das Ergebnis der Gemeinde St. Florian a. I. und im Gerichtsbezirk Obernberg jenes der beiden 
Gemeinden Geinberg und Mühlheim fehlte, lagen die tatsächlichen Verhältniszahlen zwar etwas höher, 
sie dürften die Zahl von Mauerkirchen aber nicht erreicht haben. Unter die Durchschnittszahl des ganzen 
Viertels fielen die Gerichtsbezirke Wildshut mit der Verhältniszahl 1.27, Ried i. I. mit 1.15, Engelharts-
zell und Raab mit je 1.19 und Mattighofen mit 1.07. Da im Gerichtsbezirk Wildshut die Gemeinde Oster-
miething und im Gerichtsbezirk Braunau die Gemeinde Schwand fehlten, dürften auch diese beiden Ge-
richtsbezirke eine Landflucht aufgewiesen haben, die sich über dem Durchschnitt des ganzen Innviertels 
bewegte. 
Was das Verhältnis des Abgangs von männlichen und weiblichen Dienstnehmern anbelangte, stellte sich 
die Situation folgendermaßen dar: In den Gerichtsbezirken Obernberg (105 männliche und 149 weibli-
che), Mattighofen (89 männliche und 107 weibliche) und Raab (80 männliche und 106 weibliche) waren 
mehr weibliche Dienstplätze frei als männliche. In den Gerichtsbezirken Braunau (94 männliche und 90 
weibliche), Wildshut (69 männliche und 62 weibliche) und Engelhartszell (55 männliche und 50 weibli-
che) hielten sich die Dienstplätze für männliches und weibliches Personal fast die Waage, wenngleich die 
freien männlichen Dienstplätze etwas höher waren. In den Gerichtsbezirken Mauerkirchen, Ried i. I. und 
Schärding überwogen die fehlenden männlichen Dienstboten bedeutend: Mauerkirchen hatte etwa 205 
männliche und 132 weibliche, Ried i. I. etwa 145 männliche und 132 weibliche und Schärding 150 
männliche und 117 weibliche freie Dienstplätze.
Die Ergebnisse der 3 Gerichtsbezirke des polit. Bezirkes Schärding lauteten im Detail folgendermaßen: 
-257-
Ursprünglich hatte der Bund ein Drittel der Gesamtkosten zur Arbeitslosenversiche-
rung übernommen. Der Rest war durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge aufzubrin-
gen. 1920 reduzierte der Staat seinen Anteil auf 20 %, 1923 auf 16 % und 12 %. 1926 wurde 
dann jede Zuschußleistung des Bundes zur Arbeitslosenversicherung gestrichen und nur 
mehr ein Drittel der Verwaltungskosten aus Bundesmitteln bestritten. Bei der Notstandsun-
terstützung hingegen übernahm der Bund die Hälfte der Kosten. Erwartete Defizite der Ar-
beitslosenversicherung wurden von 1926 an vom Bund der Arbeitslosenversicherung vorge-
schossen und tatsächliche Defizite vorschußweise gedeckt. 
Dies führte allerdings dazu, daß im Jahr 1931 die Schulden der Arbeitslosenversiche-
rung an den Bund bereits mehr als 150 Millionen Schilling betrugen. 1932 mußte sich der 
Bund endgültig dazu entschließen, auf diese „Vorschüsse“ zu verzichten und wieder einen 
Beitrag zur Arbeitslosenversicherung zu leisten, u. z. in Form eines Krisenbeitrages. Die wei-
tere Verschärfung der Weltwirtschaftskrise führte dann aber zum völligen Zusammenbruch 
der Arbeitslosenversicherung und der begleitenden Fürsorgemaßnahmen, worauf sich der 
Bund gezwungen sah, rigorose Sparmaßnahmen durchzuführen, sodaß alle Reformmaßnah-
men der Arbeitslosenunterstützung ab 1932 ausschließlich unter dem Zeichen der Sparten-
denz und Leistungskürzung standen, die die Arbeitslosenunterstützung weit von einer Ver-
sicherung wegführten.516 Hatte Bundeskanzler Dollfuß schon im Rahmen seiner Regierungs-
erklärung im Mai 1932 seine Absicht erklärt, die Sozialpolitik einzuschränken:
Es werden neue Wege gesucht werden müssen, um den Ansprüchen der Not gerecht zu 
werden, wie es uns das Gewissen gebietet und andererseits die Staatskasse vor einer 
Gefährdung zu bewahren, die wieder nur neues Elend erzeugen würde517[,]
so sah dann der Ständestaat eine seiner Aufgaben darin, die Sozialpolitik von der 
„Schlacke“ zu befreien, die aus „parteipolitischem Prestige hineingetragen worden war“518, 
„Engelhartszell: Dieser von der Eisenbahn so weit abgelegene Gerichtsbezirk wies gleichfalls hohe Zah-
len freier Dienstplätze auf: Von den 7 Gemeinden des Bezirkes hatte nur die Gemeinde Vichtenstein kei-
nen Abgang. Auf die übrigen 6 Gemeinden entfielen 105 freie Dienstposten (etwa 55 männliche und 50 
weibliche). Davon kamen auf die Gemeinden Engelhartszell 15, Esternberg 17, Kopfing 20, St. Ägidi 11, 
St. Roman 25 und Waldkirchen am Wesen 17. In der Gemeinde Esternberg waren von den 17 freien Stel-
len 15 Knechtposten unbesetzt gewesen. Dabei zählte diese Gemeinde am 15. Februar 52 Arbeitslose, 
darunter 11 Ledige.
Raab: Die Gemeinde Raab lieferte keinen Bericht. Die Marktgemeinde Riedau erstattete eine Fehlanzei-
ge. Auf die übrigen 8 Gemeinden des Gerichtsbezirkes fielen 186 freie Dienstposten (etwa 80 männliche 
und 106 weibliche). Sie verteilten sich auf die einzelnen Gemeinden wie folgt: Altschwendt 32, Andorf 
46, Diersbach 26, Dorf an der Pram 11, Enzenkirchen 37, St. Willibald 13, Sigharting 5 und Zell an der 
Pram 16. Selbst für den an sich großen Gerichtsbezirk sind das hohe Zahlen.
Schärding: Von den 13 Gemeinden des Gerichtsbezirkes berichteten 12. Sankt Florian am Inn fehlte. Nur 
in der Stadt Schärding waren alle landwirtschaftlichen Dienstposten besetzt, sonst fehlten überall Leute, 
so in Brunnenthal 18, Eggerding 43, Freinberg bei Schärding 30, Mayrhof 8, Münzkirchen 12, Rainbach 
bei Schärding 23, St. Marienkirchen bei Schärding 52, Schardenberg 10, Suben 12, Taufkirchen an der 
Pram 38 und Wernstein 21. Eggerding lieferte eine genaue Übersicht, nach Ortschaften geordnet, und be-
merkte, daß die freien Dienstposten durch die Zahl der in der Gemeinde vorhandenen Arbeitslosen zu er-
setzen wäre. Die Gemeinde Münzkirchen wies am Stichtage über 70 Arbeitslose (auch Ledige) auf.“
Zit. nach: Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 2. Bd., 2. Teil: Das Wer-
den und erste Wirken des Bauern- und Kleinhäuslerbundes. S. 1152–1156.
516) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 60–62.
517) „Ein Programm des Lebenswillens – Die Regierungserklärung im Nationalrat“, „Reichspost“ vom 28. 5. 
1932. – Zit. nach ebda. S. 48 f. 
518) Dobretsberger, Josef: Sozialpolitik im neuen Staat. – Wien: 1936. S. 4. – Zit. nach: ebda. S. 49.
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was in der Praxis bedeutete, daß die Regierung Dollfuß, gestützt auf das Kriegswirtschaftli-
che Ermächtigungsgesetz aus dem Jahr 1917, im „Kampf gegen die sozialen Lasten“519 eine 
Reihe von Verordnungen erließ520, die darauf abzielten, die sozialen Errungenschaften der 
Ersten Republik – auch als Einrichtungen der Sozialdemokratischen Partei – möglichst zu 
beseitigen oder zumindest einzuschränken521, was u. a. zur Folge hatte, daß im Jahr 1937 nur 
mehr jeder zweite Arbeitslose in Unterstützung stand.522
So wurde z. B. im Frühjahr 1932 vielen beschäftigungslosen Arbeitern, die aus der 
Landwirtschaft gekommen waren, der Anspruch auf eine Arbeitslosenunterstützung aber-
kannt. Die „Wahrheit“, das Wochenblatt  der oberösterreichischen Arbeiterschaft, gab dazu 
am 24. April 1932 in Hinblick auf den Bezirk Schärding bekannt523:
519) Die Hauptkritik an den sozialen Lasten ging dabei von der Wirtschaft, vor allem von der Industrie aus. Hatte 
sich diese schon bisher gegen den „Systemfehler der Arbeitslosenunterstützung“ gewandt, der die sozia-
len Lasten gerade in wirtschaftlich schlechten Zeiten am größten werden ließ, wodurch die Situation der 
Industrie neuerlich verschlechtert werde, so wurde der Kampf um die sozialen Lasten umso heftiger, je 
länger die Krise dauerte. In den „Innsbrucker Nachrichten“ vom 4. Juli 1932 wurde es klipp und klar for-
muliert: „Es darf aber auch nicht verschwiegen werden, daß die in Österreich geübten Methoden der So-
zialpolitik die Wirtschaft erschlagen haben. Die Sozialpolitik, so notwendig sie an und für sich ist, be-
deutet für Österreich, dem ärmsten der im Kriege unterlegenen Staaten, keine Wohltat, sondern eine Stra-
fe. Es kann in diesem Zusammenhang auf die Fülle ‘der Sozialgesetze’ gar nicht eingegangen werden. Es 
sei nur soviel gesagt, daß der Lohn-Schilling vor dem Kriege mit sieben Groschen sozial belastet war, 
nach dem Krieg aber mit 30 bis 40 Groschen. Die Folge davon ist, daß die österreichische Wirtschaft zu 
teuer produziert, daß sie immer mehr an Konkurrenzfähigkeit verliert und dadurch weiterhin ihre Kapazi-
tät einbüßt. Die Steuerüberlastung durch den Staat zwingt die Industrie geradezu, ihre Betriebe abzusto-
ßen, sie lahmzulegen, die Arbeiterschaft zu entlassen oder mindestens zu einer Rationalisierung zu grei-
fen, die mit jeder einzelnen Arbeitsstunde sparen muß.“ Zit. nach: Dusek, Peter: Zeitgeschichte im Auf-
riß. – In: Dusek, [Peter]/Pelinka, [Anton]/Weinzierl, [Erika]: Zeitgeschichte im Aufriß. Österreich seit 
1918. – 3., ergänzte Aufl. – Wien: 1988. S. 142 f. 
Tatsächlich entsprachen die sozialpolitischen Belastungen jedoch durchaus denen anderer europäischer 
Länder – Österreich war nur unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg in der Sozialpolitik führend, Mitte 
der zwanziger Jahre aber eher europäischer Durchschnitt –, sodaß die Lohnpolitik der Industrie eher auf 
eine Art „soziales Dumping“ zielte, um im Export einen Konkurrenzvorteil zu erreichen und so die 
Strukturprobleme, denen sich die österreichische Wirtschaft nach 1918 gegenüber sah, besser bewältigen 
zu können. Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 70.  
520) Z. B. änderte der Ständestaat die Aufbringung der Mittel für die Arbeitslosenunterstützung, indem er die 
Beitragspflicht der Arbeitgeber aufhob und die Finanzierung der Arbeitslosenunterstützung neben den 
Arbeitnehmerbeiträgen durch einen 100%igen Zuschlag zur Warenumsatzsteuer zu sichern versuchte. 
Allerdings führte diese „konsumdämpfende Maßnahme“ zu einer Schrumpfung des Verbrauchs und die 
Ergebnisse blieben weit hinter den Erwartungen zurück. Ebda. S. 62.
Für den einzelnen Arbeitnehmer war die Belastung dabei nicht unerheblich, machten doch allein die di-
versen Beiträge zur Arbeitslosenunterstützung etwa 6 % seines Bruttolohnes aus. Zwar mögen diese so-
zialen Aufwendungen im Zeichen der Solidarität für die Arbeitnehmer verständlich gewesen sein, die 
Beitragshöhe wurde aber dennoch von vielen als hart empfunden, zumal sie aufgrund der Bedürftigkeits-
klausel nicht einmal sicher sein konnten, ob und wie lange sie bei Arbeitslosigkeit auch eine Unterstüt-
zung erhalten würden. Ebda. S. 68.
521) Wie bereits erwähnt, wurden z. B. noch im Jahr 1933 die Arbeiterkammern, die durch Gesetz im Jahr 1920 
als gesetzliche Interessenvertretung der Arbeitnehmer und als Gegengewicht zu den Handelskammern 
geschaffen worden waren, unter die Aufsicht einer Verwaltungskommission gestellt und damit praktisch 
ausgeschaltet, wodurch auch die Zusammenarbeit von Arbeiterkammern und Gewerkschaften bei der 
Vertretung der Arbeitnehmerinteressen unmöglich wurde. Drastische Einschränkungen gab es auch bei 
den Mitbestimmungsrechten der Arbeitnehmer bei Lohnverhandlungen und der Festlegung von Arbeits-
bedingungen. Tálos, Emmerich: Sozialpolitik im Austrofaschismus. – In: Tálos, Emmerich/Neugebauer, 
Wolfgang (Hrsg.): „Austrofaschismus“. Beiträge über Politik, Ökonomie und Kultur 1934–1938. – 4., 
ergänzte Aufl. – Wien: 1988. S. 162 ff.
522) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 23.
523) „Wahrheit“ vom 24. April 1932, S. 10.
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Von einer harten Maßnahme wurden in den letzten Tagen fast 300 Arbeitslose des Be-
zirkes betroffen. Von der Industriellen Bezirkskommission Linz wurde ihnen mitgeteilt, 
daß sie als nicht überwiegend in der Industrie tätige, aus der Landwirtschaft kommen-
de Arbeiter in der Zeit vom 1. April bis 30. September keine Unterstützung erhalten 
können. Diese Leute stehen mit ihren Familien direkt vor dem Nichts und müssen sich 
hilfesuchend an ihre Heimatsgemeinden wenden, denn in der Landwirtschaft ist heute 
so wenig Arbeit zu finden wie in der Industrie. Aus vielen Orten des Bezirkes wird ge-
meldet, daß zahlreiche landwirtschaftliche Arbeiter und Arbeiterinnen keinen Posten 
finden können.
War ursprünglich vorgesehen gewesen, diese Einschränkung für aus der Landwirtschaft 
kommende Arbeitslose mit 30. September wieder auslaufen zu lassen, galt sie dann aber auch 
nach dem 30. September, wie folgende Feststellung im „Schärdinger Wochenblatt“ anläßlich 
der fast gänzlichen Betriebsstillegung in den Ziegeleien Andorf und Riedau im Oktober 
1932524 beweist:
Der dadurch bedingt gewesene hohe Stand wurde nicht erreicht, da vielen von den ar-
beitslos gewordenen Hilfsarbeiterinnen als ehemals landwirtschaftliche Arbeiter die 
Unterstützung nicht gewährt werden konnte.525
Da nun einerseits der Personenkreis der Bezugsberechtigten stark eingeengt war und 
andererseits infolge der kurzfristigen Arbeitsverhältnisse526 vielfach kein Anspruch527 auf Ar-
beitslosenunterstützung erworben werden konnte, lassen die offiziellen Arbeitslosenzahlen528
die Lage auf dem Arbeitsmarkt wesentlich rosiger erscheinen, als sie tatsächlich war. 
So teilte das Arbeitsamt Schärding z. B. am 10. November 1932 mit, daß sich die wei-
tere Erhöhung der Arbeitslosen aus dem Bau- und Ziegeleigewerbe „im Stande nicht im vol-
len Maße auswirkt, da das Amt noch immer in vielen Fällen genötigt ist, Abweisungen vom 
Bezuge der Unterstützung mangels Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen vorzuneh-
men“529; und in der „Wahrheit“ vom 20. Jänner 1933 wurde dazu folgendes festgestellt: 
524) Beschäftigungsmöglichkeiten boten sich damals laut der „Wahrheit“ 1932, Nr. 43, S. 12 noch beim Bau 
der Eisenbahnbrücke über die Pram an der Strecke Attnang–Schärding in Pramerdorf, beim Bau einer 
Gemeindestraße in Schardenberg und teilweise auch im Bau- und Zimmereigewerbe.
525) Schdg. WBl. 1932, Nr. 42, S. 6.
526) Das Arbeitsamt Schärding verwies in diesem Zusammenhang z. B. auf die kurze Bausaison des Jahres 1932, 
doch gab es auch in der Steinindustrie viele befristete Arbeitsverhältnisse: So heißt es hier beispielsweise 
am 15. November 1932, daß in der Berichtszeit „zirka 50 Arbeitslose, wenn auch nur voraussichtlich für 
kurze Zeit,“ in der Steinindustrie Beschäftigung gefunden haben. Schdg. WBl. 1932, Nr. 47, S. 6. 
527) Wie bereits erwähnt, hatten Arbeitslose nur dann einen Anspruch auf Unterstützung, wenn sie während des 
letzten Jahres mindestens 20 Wochen in einem unter die Arbeitslosenversicherung fallenden Arbeitsver-
hältnis gestanden waren. 
528) Am 30. November 1932 waren 1.211 unterstützte Arbeitslose, 32 Personen in der prod. Arbeitslosenfürsor-
ge und 4 ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung gemeldet. Schdg. WBl. 1932, Nr. 50, S. 7.
529) Mit Stichtag 31. Oktober 1932 zählte das Arbeitsamt Schärding 1.036 unterstützte Arbeitslose, in der prod. 
Arbeitslosenfürsorge befanden sich 55 Personen und ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung 4. Am 
15. Oktober 1932 waren es im Vergleich dazu 954 unterstützte Arbeitslose gewesen, 53 in der produkti-
ven Arbeitslosenfürsorge und ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung ebenfalls 4. Von den am 31. 
Oktober 1932 unterstützten 1.036 Personen bezogen über die Hälfte, nämlich 532, die Notstandsaushilfe. 
Beschäftigungsmöglichkeiten boten sich laut Arbeitsamt nur mehr im Zimmereigewerbe, bei öffentlichen 
Bauten und in der produktiven Arbeitslosenfürsorge sowie in den nicht saisonmäßig geführten Betrieben. 
Schdg. WBl. 1932, Nr. 45, S. 5.
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Der Unterstütztenstand bleibt hinter dem des Vorjahres stark zurück, woraus aber 
durchaus nicht der Schluß auf eine bessere Lage des Arbeitsmarktes gezogen werden 
darf. Der verhältnismäßig niedere Stand ist, wie schon des öfteren erwähnt wurde, le-
diglich auf die stark verminderte Anspruchsberechtigung und in weiterer Folge auf die 
in großer Zahl erfolgenden Abweisungen zurückzuführen.
Welches Ausmaß diese Abweisungen annahmen und wie hoffnungslos die Lage für die 
Betroffenen Anfang 1933 war530, geht aus folgendem Bericht des Arbeitsamtes hervor:
Die Zahl der Aufnahmen in den Bezug kann der der Abweisungen fast nicht mehr die 
Waage halten, eine Tatsache, die sich in einem nicht so krassen Verhältnis schon durch 
Monate feststellen läßt. Aus diesem Grunde dürfte auch heuer nicht annähernd der Ar-
beitslosenstand des Vorjahres erreicht werden. Anders steht es mit jenen Arbeitslosen, 
welche nicht im Bezuge der Unterstützung stehen, denn in diesem Belange dürfte der 
Stand des Vorjahres um ein ganz Beträchtliches überschritten sein. Beschäftigungs-
möglichkeit bietet sich fast überhaupt nicht mehr.531
Die durch die Verschärfung der Bezugsbedingungen und die Ankündigung der Einfüh-
rung einer Fahrradsteuer532 in der Arbeiterschaft ausgelöste allgemeine Unruhe – allein in 
Schärdings Nachbargemeinde St. Florian/Inn z. B. waren, wie anläßlich der Jahresversamm-
lung der sozialdemokratischen Lokalorganisation am 11. Jänner 1933 mitgeteilt wurde, 70 
Prozent der Mitglieder arbeitslos533 – wurde von der Regierung dadurch abgefangen, daß sie 
einen Teil der harten Maßnahmen im Winter 1932/33 aussetzte.534
So konnte das Arbeitsamt Schärding z. B. anläßlich der Bekanntgabe der Arbeitslosen-
zahlen für den Stichtag 15. Februar 1933 – damals gab es hier 1.523 unterstützte Arbeitslose, 
niemanden in der produktiven Arbeitslosenfürsorge und 5 Personen ohne Unterstützung in 
Arbeitsvormerkung – u. a. darauf hinweisen, daß „ein nunmehr erschienener Erlaß des Bun-
desministeriums für soziale Verwaltung, betreffend die Behandlung der aus der Landwirt-
schaft stammenden Arbeitslosen“, „für diese Kategorie von Arbeitslosen einige Erleichte-
rungen“ bringe, sodaß erwartet werden könne, daß „die Auswirkung desselben einer nicht 
unbeträchtlichen Zahl bisher Abgewiesener die Zuerkennung der Unterstützung bringen“ 
werde.535
530) Der Bau der Eisenbahnbrücke in Pramerdorf (öffentliche Arbeit der Bundesbahnen) war mittlerweile fertig-
gestellt und der Ausbau der Donauuferstraße in Kasten hatte wegen schlechter Witterung eingestellt wer-
den müssen. Schdg. WBl. 1933, Nr. 2, S. 5.
531) Schdg. WBl. 1933, Nr. 5, S. 6.
532) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 15. Dezember 1932 findet sich dazu folgender Kommentar: „Ein un-
mögliches Attentat bereitet die Landesregierung auf die Taschen der Bevölkerung vor: durch ein neues 
Gesetz soll der Gebrauch von Fahrrädern mit einer Steuer bedacht werden. Wir verschließen uns der 
Schwierigkeiten der Gemeinden nicht, aber diese famose Fahrradabgabe von je 5 S und die Einführung 
von Fahrradkennzeichen ist einerseits eine Frivolität, andererseits ein Schildbürgerstück. Fahrräder sind 
heute kein Luxusgegenstand mehr, in vielen Fällen sind sie sogar unentbehrliches Berufswerkzeug! Mit 
ebensoviel fadenscheiniger Berechtigung könnte man auch jede in Verwendung stehende Schreibmaschi-
ne, ja sogar jeden neuen ‘Schuhdoppler’ besteuern. Diese Vorlage ist ein im höchsten Maße unsozialer 
Anschlag, der hoffentlich nachdrücklichsten Widerstand finden wird, denn er trifft fast ausschließlich 
Kleinerwerbende, bezw. das bescheidenste Vergnügen der Minderbemittelten und auch vieler Arbeitslo-
ser. Schdg. WBl. 1932, Nr. 50, S. 7.
533) „Wahrheit“ vom 17. Februar 1933.
534) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 199.
535) Schdg. WBl. 1933, Nr. 9, S. 7.
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Nur zwei Wochen später mußte das Arbeitsamt seine Prognose jedoch schon wieder 
zurücknehmen536: 
Der Unterstütztenstand537 hat wieder nur einen geringen Zuwachs erfahren, begründet 
durch die andauernd, in verhältnismäßig großer Zahl erfolgenden Abweisungen. Wie 
die Praxis zeigt, bieten die neuen erleichterten Bestimmungen nur wenigen Ausgesteu-
erten die Möglichkeit, wieder in den Bezug der Unterstützung zu gelangen. Die Lage 
des Arbeitsmarktes ist andauernd schlecht und dürfte mit einer Besserung vor Eintre-
ten der warmen Witterung nicht zu rechnen sein. Eine Besserung wird erst wieder bei 
Inangriffnahme einiger öffentlicher und produktiver Bauten erfolgen[;]
und am 15. März 1933 heißt es u. a.:
Der Unterstütztenstand538 weist wieder eine geringfügige Veränderung auf, eine Tatsa-
che, die die Lage auf dem Arbeitsmarkte einerseits und die derzeitigen verschärften 
Anweisungsbestimmungen anderseits klar zum Ausdruck bringt. 
Einen ersten Rückgang der Arbeitslosenziffer konnte man schließlich erst Ende März 
bekanntgeben539, gleichzeitig wurde damals aber darauf hingewiesen, daß die „leichte Bele-
bung des Arbeitsmarktes“ „jedoch noch vorübergehend sein dürfte“ und „mit einer etwas 
fühlbareren Abnahme der Unterstützten“ erst bei „Wiedereintritt schöner Witterung“ zu rech-
nen sein dürfte. Am 20. April 1933 teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ dann mit540, daß im 
Land Oberösterreich nunmehr – nach erfolgreichem Abschluß der Verhandlungen zwischen 
der oö. Landesregierung und den Bundesministerien für soziale Verwaltung und Finanzen 
sowie aufgrund der Beistellung entsprechender Landesmittel – mit großzügigen Straßener-
haltungsarbeiten auf dem 2400 Kilometer langen Straßennetz der Autostraßen begonnen wer-
de. Ab Osterdienstag [= 18. April; Anm. d. Verf.] 1933 könne man daher 1.200 von den ein-
zelnen Arbeitsämtern den Straßenverwaltungen zugewiesene Arbeiter beschäftigen.541 Vom 
Arbeitsamt Schärding fanden bei diesen im Rahmen der produktiven Arbeitslosenfürsorge 
durchgeführten Erhaltungsarbeiten des Landesbauamtes Linz und der Bundesstraßenverwal-
tung schon im April rund 150 Arbeitslose Arbeit542, und in den folgenden Wochen erhöhte 
sich ihre Zahl noch beträchtlich – eine größere Anzahl von Arbeitern war auch bei den öf-
536) Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S. 6 f.
537) Mit Stichtag 28. Februar 1933 waren 1.548 unterstützte Arbeitslose gemeldet, und 4 Personen befanden sich 
ohne Unterstützung in Arbeitsvormerkung. Ebda. 
538) Am 15. März 1933 gab es hier 1.566 unterstützte Arbeitslose, 14 Personen befanden sich in der produktiven 
Arbeitslosenfürsorge – u. z. bei den Erhaltungsarbeiten des oö. Landesbauamtes – und 4 ohne Unterstüt-
zung in Arbeitsvormerkung. Schdg. WBl. 1933, Nr. 12, S. 5. 
539) Mit Stichtag 31. März 1933 waren beim Arbeitsamt Schärding 1.463 unterstützte Arbeitslose gemeldet, 25 
Personen befanden sich in der produktiven Arbeitslosenfürsorge und 4 ohne Unterstützung in Arbeitsvor-
merkung. Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 6.
540) Der Bürgermeister von Altschwendt, der Landtagsabgeordnete Franz Altmann, hatte bereits im Rahmen der 
am 6. April 1933 in Schärding abgehaltenen Konferenz der Bürgermeister des politischen Bezirks Schär-
ding Herrn Hofrat Petrak von der BH Schärding, die erschienenen Gemeindevertreter und -sekretäre so-
wie Herrn Gaisbauer, den Leiter des Arbeitsamtes Schärding, darüber informiert, daß man seitens des 
Landes „vor allem in unserem Bezirke Straßenarbeiten als Krisenbauten in Betracht gezogen“ habe, um 
der Arbeitslosigkeit zu steuern. Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 5. 
541) Schdg. WBl. 1933, Nr. 16, S. 1.
542) Mit Stichtag 30. April 1933 waren hier 1.278 u. Arbeitslose gemeldet, 148 Personen befanden sich in der 
prod. Arbeitslosenfürsorge und 4 ohne U. in Arbeitsvormerkung. Schdg. WBl. 1933, Nr. 19, S. 6.
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fentlichen Arbeiten der Steinindustrie untergekommen543 –, sodaß mit Stichtag 31. Mai 1933 
beim Arbeitsamt Schärding 300 Personen in der produktiven Arbeitslosenfürsorge aufschie-
nen.544
Positiv auf den Arbeitsmarkt wirkte sich auch aus, daß das Land Oberösterreich Betrie-
ben, die neue Arbeitsplätze schufen, ab Sommer 1932 eine Steuerbegünstigung und eine Er-
mäßigung der Strompreise gewährte.545 Als dann aber im Juni 1933 die mit Hilfe der produk-
tiven Arbeitslosenfürsorge durchgeführten Erhaltungsarbeiten des Landesbauamtes Linz ein-
gestellt wurden, kletterten die Arbeitslosenzahlen neuerlich in die Höhe: Mit 15. Juni 1933 
waren beim Arbeitsamt Schärding 1.004 unterstützte Arbeitslose und 4 Personen ohne Unter-
stützung in Arbeitsvormerkung gemeldet, und eine maßgebliche Verbesserung der Lage auf 
dem Arbeitsmarkt ließ weiter auf sich warten.546
Durch Einstellung der mit Hilfe der produktiven Arbeitslosenfürsorge durchgeführten 
Erhaltungsarbeiten des Landesbauamtes Linz und die damit in Zusammenhang stehen-
de Entlassung von ungefähr 300 Straßenarbeitern muß ein merkliches Ansteigen des 
Arbeitslosenstandes festgestellt werden. Eine beginnende Besserung der Arbeitsmarkt-
lage zeigt sich in der Steinindustrie, wogegen die Beschäftigungsmöglichkeit im Bau-
gewerbe sogar hinter der des Vorjahres zurückbleibt, eine Tatsache, die sich auch in 
der Ziegelindustrie stark auswirkt[,] 
heißt es dazu im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 29. Juni 1933.547 Am 15. Juli 1933 
waren beim Arbeitsamt Schärding 919 unterstützte Arbeitslose gemeldet, von denen 664 die 
Notstandsaushilfe bezogen, was folgendermaßen kommentiert wurde548:
Der Unterstütztenstand ist zu einem Zeitpunkte, zu welchem in früheren Jahren die 
günstigste Arbeitsmarktlage zu verzeichnen war, angewachsen. Dies und die Tatsache, 
daß heute mehr als zwei Drittel der Arbeitslosen im Bezuge der Notstandsaushilfe ste-
hen, läßt darauf schließen, daß der fast gänzliche Ausfall der Bautätigkeit auch alle 
damit im Zusammenhange stehenden Gewerbezweige in hohem Maße beeinträchtigt. 
543) Schdg. WBl. 1933, Nr. 21, S. 6.
544) Darüber hinaus waren beim Arbeitsamt Schärding 923 unterstützte Arbeitslose und 4 Personen ohne Unter-
stützung in Arbeitsvormerkung gemeldet. Schdg. WBl. 1933, Nr. 26, S. 6.
545) Diese Maßnahme war am 7. Juli 1932 durch Landeshauptmann Dr. Schlegel vorgeschlagen worden und sah 
vor, neuerrichteten Betrieben oder bestehenden Betrieben für zusätzlich eingestellte Arbeitskräfte eine 
Begünstigung bei der Lohnsteuerabgabe von 50 Prozent zu gewähren. Dabei sollten die Arbeitskräfte aus 
Oberösterreich stammen und die notwendigen Rohmaterialien und Betriebsstoffe aus oberösterreichi-
schen Erzeugungsstätten gewonnen werden. Diese Maßnahme, die ursprünglich Ende 1933 hätte abge-
schlossen werden sollen, wurde dann immer wieder verlängert. Auch wenn Landeshauptmann Dr. Gleiß-
ner sich in seiner Regierungserklärung vom 28. November 1934 zu einer „rigorosen Sparsamkeit“ be-
kannte, zu der er sich umso mehr verpflichtet fühlte, als vorerst eine Kontrolle durch den Landtag fehlte, 
erklärte wenig später der Berichterstatter des Finanzausschusses, Handel, ausdrücklich, daß sich die Be-
günstigung bei der Lohnabgabe bewährt und auch finanziell für die Landeskasse „günstig“ ausgewirkt 
habe. Ende Dezember 1934 erklärte Landeshauptmann Dr. Gleißner dann vor dem Landtag: „Ich möchte 
fast sagen, wir begrüßen es viel mehr, auch nur einen Arbeitslosen untergebracht als eine Revolte gewon-
nen zu haben“. Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 213.
546) Im Rahmen einer sehr gut besuchten §2-Versammlung der SDAP am 11. Juni 1933, bei der Landtagsabge-
ordneter Anton Weidinger  über „Zeitfragen“ sprach, thematisierte Gen. Strebel daraufhin u. a. wieder 
das Verlangen nach Schaffung eines Doppelverdiener-Gesetzes. „Wahrheit“ 1933, Nr. 25, S. 15.
547) Schdg. WBl. 1933, Nr. 26, S. 6.
548) Schdg. WBl. 1933, Nr. 30, S. 7.
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Das nahezu völlige Ausbleiben von Aufträgen für die Steinindustrie ließ die ohnedies 
schon hohe Arbeitslosenzahl Ende Juli dann noch weiter ansteigen: Am 31. Juli 1933 war 
mit 947 unterstützten Arbeitslosen der Höhepunkt der Sommerarbeitslosigkeit im Sprengel 
des Arbeitsamtes Schärding erreicht. Von den 947 Personen bezogen 740 – also 78,14 Pro-
zent – die Notstandsaushilfe.549 Damit war nun nicht einmal während der Sommermonate, 
die bisher immer eine Entspannung der Lage auf dem Arbeitsmarkt gebracht hatten, eine we-
sentliche Verbesserung eingetreten. 
Tabelle 69: Beschäftigte im Freiwilligen Arbeitsdienst von Ende Mai 1933 bis Ende April 
1934 österreichweit und im Bereich der Industriellen Bezirkskommission Linz (in absoluten 
Zahlen und in Prozent)
Beschäftigte Arbeitsdienstwillige zu Ende des Monats
Mai Juni Juli August September Oktober
Österreich 1.185  2.701 7.264 12.412 17.344 20.359
Industr. Bez.K. Linz      35    438    702   1.203   1.966   2.377
Anteil in Prozent   2,95 16,22   9,66     9,69   11,34   11,68
Beschäftigte Arbeitsdienstwillige zu Ende des Monats
November Dezember Jänner Februar März April
Österreich 19.633 16.454 14.106 12.872 14.838 15.569
Industr. Bez.K. Linz   2.327   1.727   1.741   1.281   1.287   1.380
Anteil in Prozent  11,85   10,50  12,34     9,95     8,67    8,86
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für den Bundesstaat Österreich. XV. Jg. –
Wien: 1935. S. 178 sowie eigene Berechnungen.
Dazu kam noch, daß auch die Hoffnungen, die viele bisher nicht unterstützte Arbeits-
lose bzw. Ausgesteuerte auf eine Aufnahme in den Freiwilligen Arbeitsdienst550 gesetzt hat-
549) Schdg. WBl. 1933, Nr. 31, S. 6.
550) Im Ende 1932 eingeführten Freiwilligen Arbeitsdienst (F.A.D.) erfuhr die produktive Arbeitslosenunterstüt-
zung, dem deutschen Beispiel folgend – im „Schärdinger Wochenblatt“ war z. B. schon am 16. Juni 1932 
unter dem Titel „Freiwilliger Arbeitsdienst“ darauf hingewiesen worden, daß in Deutschland gegenwärtig 
an die 50.000 Arbeitslose auf diese Weise beschäftigt seien (Schdg. WBl. 1932, Nr. 24, S. 1) –, eine 
ideologische Erweiterung: Der Hauptzweck des F.A.D. lag dabei weniger auf wirtschaftlichem als auf 
ethisch-pädagogischem Gebiet, denn der F.A.D. wollte „die durch den wirtschaftlichen Tiefstand zur Ar-
beitslosigkeit verdammte Jugend einer Beschäftigung zuführen, ihr somit den Sinn für Arbeit und nützli-
che Beschäftigung nicht verkümmern lassen“. (Resch, Josef: Der Freiwillige Arbeitsdienst. – In: „Reichs-
post“ vom 21. 8. 1932). Der F.A.D. wurde daher als reine Fürsorgemaßnahme nicht von der Arbeitslo-
senversicherung, sondern vom Bund getragen. Die Jugend sollte „zum Nutzen der Gesamtheit im ge-
meinsamen Dienst freiwillige ernste Arbeit leisten und sich zugleich körperlich und sittlich ertüchtigen“. 
Art. 1 der deutschen Durchführungsverordnung über den Freiwilligen Arbeitsdienst vom 16. Juli 1932. 
Die Nähe zur Arbeitsdienstpflicht und zu „frühmilitärischen Erziehungsmethoden“ ließ den Sozialdemo-
kraten diese sozialpädagogische Einrichtung aber eher bedenklich erscheinen. Tatsächlich war auch der 
ideologische Hintergrund des F.A.D. kaum zu übersehen, obwohl schwer festgestellt werden kann, in-
wieweit dieser bis in die einzelnen Arbeitsdienstlager durchgedrungen war. 
Jaromir Diakow, der Leiter des österreichischen Arbeitsdienstes, umriß die Ziele seiner Organisation 
1933 z. B. folgendermaßen: „In ernster sinnvoller Arbeit, im engen Pflichtkreis des Arbeitslagers, wo al-
les Trennende versinkt und das Einigende emporsteigt, findet der arbeitslose Junge wieder zu Volk, Staat 
und Gott zurück, erhält sich eine Arbeitskraft und findet das Leben, das den Sinn bereits für ihn verloren 
hatte, wieder sinnvoll.“ 
SDAP, Arbeiterkammer und freie Gewerkschaften forderten daher statt des F.A.D. eine großzügigere 
Ausgestaltung der produktiven Arbeitslosenfürsorge, das Gesetz über den F.A.D. konnten sie jedoch 
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ten, fürs erste enttäuscht worden waren551, und entsprechend groß war – wie verschiedene 
Stellungnahmen, aber auch Flugzettel widerspiegeln – die Verbitterung in der Arbeiterschaft. 
Vorzeitige Entlassungen im Baugewerbe und die vorübergehende Einstellung der Ar-
beiten des Flußbauamtes Braunau a. Inn ließen im August ein weiteres Anwachsen des Un-
terstütztenstandes befürchten – außerdem traten mit 6. August einschneidende Kürzungen in 
der Arbeitslosenversicherung in Kraft552 –, tatsächlich aber sank die Arbeitslosenzahl trotz 
der andauernd ungünstigen Lage des Arbeitsmarktes553 leicht, weil „zufolge der außerordent-
lich günstigen Witterung zahlreiche Arbeitslose vorübergehend bei den Erntearbeiten Be-
schäftigung“ fanden.554
Um neue Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen, wurde im Herbst 1933 der Bau von Güter-
wegen forciert, wodurch im Sprengel des Arbeitsamtes Schärding auf 12 Baustellen – u. a. in 
nicht verhindern. Aufgrund des großen Zulaufs war der F.A.D. dann aber anfangs nicht imstande, alle 
Arbeitsdienstwilligen aufzunehmen, sodaß zu Beginn des Jahres 1933 an die 13.000 Arbeitsdienstwillige 
vertröstet werden mußten, bis man entsprechende Möglichkeiten für Unterbringung und Arbeit geschaf-
fen hatte. Während nämlich bei der Produktiven Arbeitslosenfürsorge die Arbeit zusätzlich, aber produk-
tiv, d. h. volkswirtschaftlich und nach wirtschaftlichen Grundsätzen gerechtfertigt sein mußte, war für 
den F.A.D. noch zusätzlich Gemeinnützigkeit vorgeschrieben. Die Produktive Arbeitslosenfürsorge war 
daher bei Straßenbauten, Siedlungs- und Kraftwerksbauten einzusetzen, während der F.A.D. zumindest 
anfangs eher für Sportanlagen, Gartenanlagen oder bei Hochwasserschäden einzusetzen war. Gemeinnüt-
zigkeit und Zusätzlichkeit standen somit einer großzügigeren Anwendung des F.A.D. im Weg, weshalb 
das Gesetz im Juni 1933 eine Novellierung erfuhr, wodurch der F.A.D. nunmehr in die allgemeinen Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen des Bundes eingegliedert wurde. Der Unterschied zwischen F.A.D. und 
Produktiver Arbeitslosenfürsorge war damit auf die Art der Entlohnung reduziert: Während bei der Pro-
duktiven Arbeitslosenfürsorge der Träger der Arbeit die Zuschüsse zur Ermäßigung der kollektivvertrag-
lichen Löhne benützen konnte, waren sie beim F.A.D. für Unterkunft und Verpflegung bestimmt. Die 
beiden Institutionen erschienen damit durchaus gleichwertig, ja der F.A.D. war sogar billiger, und somit 
standen beide in Konkurrenz zueinander. 
Ende 1933 erschien es daher notwendig, vom Sozialministerium aus eine Aufteilung der geförderten Ar-
beiten vorzunehmen, um einem Übergewicht des F.A.D. entgegenzuwirken: „Im Interesse der Beschäfti-
gung der Familienerhalter, für die sich der Freiwillige Arbeitsdienst weniger eignet, wäre zu trachten, 
mehr Arbeit mit der Produktiven Arbeitslosenfürsorge durchzuführen.“ Außerdem hatten inzwischen Be-
rechnungen ergeben, daß es meist sogar billiger kam, Arbeiten in freier Lohnarbeit zu vergeben. So wa-
ren in OÖ. bei Flußregulierungsarbeiten im F.A.D. die Kosten für einen Kubikmeter bewegte Erde mit 
2,70 S erhoben worden, die sich in freier Arbeit auf 2,10 S belaufen hätten. Stiefel, Dieter: Arbeitslosig-
keit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 86–91.
551) Am 25. Mai 1933 war im „Schärdinger Wochenblatt“ bekanntgegeben worden, daß laut Mitteilung des 
hiesigen Arbeitsamtes die begründete Hoffnung bestehe, daß „in der allernächsten Zeit eine größere Zahl 
von Baustellen (Lagern) des freiwilligen Arbeitsdienstes ins Leben gerufen“ werde. Zu diesem Zweck 
sollten sich alle „in Schärding wohnhaften Personen, insbesonders Jugendliche, welche sich für den frei-
willigen Arbeitsdienst melden wollen“, bis längstens 26. Mai 1933 im Gemeindeamt Schärding vormer-
ken lassen (Schdg. WBl. 1933, Nr. 21, S. 6). Von den 100 Arbeitern, die sich laut GAS. vom 27. Mai 
1933 gemeldet hatten (Schdg. WBl. 1933, Nr. 22, S. 6), waren dann aber bis Ende Juni im hä. Sprengel 
lediglich 10 Personen in den Freiwilligen Arbeitsdienst aufgenommen worden. Schdg. WBl. 1933, Nr. 
28, S. 7.
552) Schdg. WBl. 1933, Nr. 31, S. 6.
553) In der GAS. vom 24. Juli 1933 hatte Bürgermeister Schmidbauer unter dem Punkt „Allfälliges“ mitgeteilt, 
daß nach seinen Verhandlungen mit der Landesregierung bzw. mit deren Straßenreferenten die Pflaste-
rung der Passauerstraße für das nächste Jahr zugesagt worden sei. Ebenfalls auf das nächste Jahr ver-
schoben worden war das Pramregulierungsprojekt, von dessen Umsetzung sich viele eine Belebung des 
Arbeitsmarktes versprochen hatten. Schdg. WBl. 1933, Nr. 30, S. 5 f. 
554) Mit Stichtag 15. August 1933 waren beim Arbeitsamt Schärding 924 unterstützte Arbeitslose gemeldet, 
5 Personen befanden sich in der produktiven Arbeitslosenfürsorge und 6 ohne Unterstützung in Arbeits-
vormerkung. Im Freiwilligen Arbeitsdienst hatten bis zu diesem Zeitpunkt 21 Mann untergebracht wer-
den können. Schdg. WBl. 1933, Nr. 34, S. 7.
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den Gemeinden Esternberg, St. Roman, Engelhartszell555, Diersbach, Enzenkirchen und 
St. Willibald – zirka 300 Arbeitslose beschäftigt werden konnten.556 In Schärding selbst wur-
de im September 1933 durch den Verschönerungsverein Schärding für die Restaurierung der 
Innlände und der übrigen Spazierwege Schärdings ein „offenes“ Lager des F.A.D. eröffnet, 
in dem ab 4. September täglich zehn Arbeitsdienstwillige Beschäftigung fanden.557
Die große Anzahl der in der produktiven Arbeitslosenfürsorge Beschäftigten – am 15. 
Oktober 1933 waren es 344 Personen und am 31. Oktober sogar 487558 – und die Abweisun-
gen von Kleinhäuslern, deren Lebensunterhalt durch ihre Besitzverhältnisse einigermaßen ge-
sichert schien559, ließen die Zahl der unterstützten Arbeitslosen stark zurückgehen560: 
Der Unterstütztenstand bleibt um nahezu 25 Prozent hinter dem des Vorjahres zurück 
und unterbietet den geringsten Stand des Vorjahres um fast 100 Arbeitslose, [...].
555) Unter dem Titel „Der Freiwillige Arbeitsdienst und das o. ö. Landesbauamt“ teilte Ing. Hans Häupl dazu im 
September 1934 im „Arbeitsdienst“, der Zeitschrift des F.A.D., u. a. folgendes mit: „[...] eine Bewegung, 
die in ihrer Größe und in ihren Aufgaben der Notzeit des Volkes entsprungen ist, hat einen gewaltigen 
Aufstieg genommen. Ganz vorne, auf ganz neuer Grundlage mußte begonnen werden; galt es doch, tau-
sende junge Menschen, die nichts zum Fristen ihres Lebens hatten, junge Menschen, um die sich nie-
mand gekümmert hatte, deren Sinn für das Leben verloren schien, die aber ein Recht auf Arbeit hatten, 
zu erfassen. [...] Als eine der Ersten [sic!] in Oberösterreich eröffnete das o. ö. Landesbauamt am 16. Ju-
ni 1933 einen Führerschulungskurs im Trappistenkloster in Engelszell. Die Grundpfeiler der neuen Ent-
wicklung wurden dort beim Umbau der Donaustraße herangebildet und Aufgabe dieser Führerschichte 
war es, den Arbeitsdienst mit zu einer Sache des Volkes zu machen.
Die Führerschule vermittelte der jungen Führerschichte neben dem Erlebnis des Lagers die erforderli-
chen Fertigkeiten und Kenntnisse, die zur organisatorischen Vorbereitung und Führung eines Arbeitsla-
gers notwendig sind, sowie die Erlangung eines Ueberblickes über die Aufgaben des Arbeitsdienstes in 
der Wirtschaft, die Verwendung und Ausgestaltung der Freizeit, allgemeine Hygiene, erste Hilfeleistung 
u. dgl. in dem nötigsten Ausmaße. Im Lebenskampf erprobte Männer und Jugendliche aller Berufsgrup-
pen waren aus allen Gegenden zusammengekommen, geeint in dem festen Willen, ein neues Leben zu 
schmieden und mitzuarbeiten am gemeinsamen Dienst für die Gesamtheit.
Nach Beendigung des Führerkurses wurde Engelhartszell als erstes Lager des o. ö. Landesbauamtes er-
öffnet. Der heute noch im Lager stehende Obergruppenführer Ignaz Maier begann mit dreißig Arbeits-
dienstwilligen die über einen Kilometer lange Umlegung des in schwierigem Gelände gelegenen, mit 
zahlreichen Böschungssicherungen, Entwässerungen, Felsabbrüchen verbundenen Straßenbaues. Am 6. 
November 1933 übernahm der F.A.D. die Obliegenheiten eines Trägers des Dienstes und führt sie bis zur 
Beendigung im Herbst 1934 durch.“ „Arbeitsdienst. Ein Blatt der Jungen“. Hrsg. vom Verein „Freiwilli-
ger Arbeitsdienst“: 1. Jg., F. 6 vom September 1934. – Wien: 1934. S. 7.
556) Mit Stichtag 30. September 1933 waren im Sprengel des Arbeitsamtes Schärding 42 Personen im F.A.D. be-
schäftigt. Schdg. WBl. 1933, Nr. 41, S. 6.
557) Schdg. WBl. 1933, Nr. 38, S. 5 und Nr. 39, S. 6. 
558) Schdg. WBl. 1933, Nr. 43, S. 6 und Schdg. WBl. 1933, Nr. 46, S. 7.
559) Einer meiner Zeitzeugen teilte mir z. B. in bezug auf seinen Vater, der damals wiederholt arbeitslos war, fol-
gendes mit: „Er war Stoanmetz. Er hat in Allerding bei da ‘Bayrischen’ – hat ’s  dazumals g’hoaßn –
g’arbeit; er is aber arbeitslos g’wesn. Da is er amoi a ganz Jahr hindurch arbeitslos g’wesn oder zwoa 
Jahr, daß überhaupt koan’ Arbeit gebn hat. Wir ham ja a grad de zwoa Küah g’habt und a weng a Erdäp-
fel ham ma uns allweil ang’setzt, daß ma a Sau a zwoa fuadern ham kind, aber trotzdem, für fünf Leit war 
des zweng. [...] Er hat überhaupt nix kriagt, weil s’ g’sagt habn: ‘Du hast eh a Haus dahoam und de 
Landwirtschaft!’ Der hat koan Groschn Geld kriagt, aber einzahlt hat er schon allweil in de Arbeitslose, 
aber kriagt hat er nix. Des war in de 30er Jahr. Er hat schon ab und zu dazwischen immer wieder g’arbeit 
draußn [= im Steinbruch in Allerding; Anm. d. Verf.], vielleicht übern Sommer oder a übern Winter amoi 
oder a paar Monat’, und dann is er wieder arbeitslos g’wesn, des war ganz verschieden, so genau woaß i 
des heit a nimma. Er hat teilweis schon wieder g’arbeit, aber richtig d’ Arbeit is erst anganga, wia ma ’n 
Anschluß g’habt ham.“ Interview vom 27. Juli 1992. 
560) Am 15. Oktober 1933 waren hier 703 unterstützte Arbeitslose vermerkt. Von ihnen bezogen 489 die Not-
standsaushilfe. Schdg. WBl. 1933, Nr. 43, S. 6.
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Am 31. Oktober 1933 waren 584 unterstützte Arbeitslose verzeichnet – im Vergleich 
zum Jahr 1932 bedeutete dies einen Rückgang um nahezu 50 % –, womit Schärding von allen 
Arbeitslosenämtern Oberösterreichs den niedrigsten Unterstütztenstand aufwies.561
Mit Stichtag 15. November 1933 konnte dann zwar noch ein weiterer geringfügiger 
Rückgang der Arbeitslosigkeit gemeldet werden – nämlich auf 579 unterstützte Arbeitslo-
se562 –, im Laufe des Winters 1933/34 kletterte die Zahl der Unterstützten infolge der gänz-
lichen Einstellung aller mit Hilfe der produktiven Arbeitslosenfürsorge geförderten Straßen-
bauten sowie der Arbeitseinstellung der Strombauleitung in Aschach und des Flußbauamtes 
Braunau aber wieder auf einen Stand von 1.304 Personen (Stichtag 15. Jänner 1934) – von 
denen 647 die Notstandsaushilfe bezogen.563 Insgesamt blieb der Unterstütztenstand jedoch 
weit hinter dem der Vorjahre zurück564, eine Erscheinung, die sich aus den inzwischen viel-
fach verschärften Bestimmungen der Arbeitslosenunterstützung erklären ließ565: 
Unter den 14 oberösterreichischen Arbeitsämtern lag Schärding mit 1.298 unterstütz-
ten Arbeitslosen Ende Dezember 1934 nun nach Rohrbach (913 u. A.), Freistadt (955 u. A.) 
und Ried i. I. (1.162 u. A.) an vierter Stelle. Dann folgten Kirchdorf (1.308 u. A.), Perg 
561) Schdg. WBl. 1933, Nr. 45, S. 6.
562) Schdg. WBl. 1933, Nr. 47, S. 5. Um die Bautätigkeit zu heben, entschloß sich damals das Ortskartell der 
christlichen Vereine Schärdings, seine 18 Wiesenparzellen im Ausmaße von 160 bis 200 m2 in der Steu-
ergemeinde Vorstadt-Schärding, die sich auch als Bauparzellen sehr gut eigneten, unter gewissen Vor-
aussetzungen an Minderbemittelte und sogar auch an Unbemittelte abzutreten. Ebda. S. 6.
563) Schdg. WBl. 1934, Nr. 4, S. 6. Mit Stichtag 31. März 1934 gab es hier dann 1.115 unterstützte Arbeitslose, 
von denen 708 die Notstandsaushilfe bezogen. Im Schdg. WBl. 1934, Nr. 16, S. 6 heißt es dazu: „Der 
Rückgang der Unterstütztenziffer ist, im Vergleiche zum Vorjahre, als außerordentlich günstig zu be-
zeichnen und wird durch die verhältnismäßig frühzeitige Inangriffnahme der Straßenbautätigkeit in den 
einzelnen Gemeinden bedingt. Allerdings läßt diese vorläufig günstige Entwicklung des Arbeitsmarktes 
nicht auf ein Anhalten während des ganzen Sommers schließen, da einzelne Straßenbauten schon in 3 bis 
4 Wochen wieder beendet sein werden. Im Hochbaugewerbe konnte noch keine wesentliche Entlastung 
des Arbeitsmarktes festgestellt werden, wogegen die Steinindustrie günstige Ansätze zeigt.“ 
564) Mit Stichtag 30. Juni 1934 waren hier 629 unterstützte Arbeitslose und 109 Personen in der prod. Arbeitslo-
senfürsorge gemeldet, wobei der „starke Rückgang der Arbeitslosigkeit“ laut Kommentar des Arbeits-
amtes Schärding „durch zahlreiche Zuweisungen zu den Straßenbauten in den Gemeindegebieten von 
Kopfing, Münzkirchen und St. Aegidi“, „durch eine leichte Belebung der Stein- und Ziegelindustrie“ so-
wie durch die „teilweise Wiederaufnahme der Arbeiten seitens der Strombauleitung Braunau“ bedingt 
war. Eine „nicht unbedeutende Beeinflussung des Unterstütztenstandes“ mußte „jedoch auch in der Tat-
sache erblickt werden, daß in der letzten Zeit sehr viele Kleingrundbesitzer auf die Dauer der Sommer-
monate vom Bezuge der Notstandsaushilfe abgewiesen wurden.“ Schdg. WBl. 1934, Nr. 27, S. 6.  
Öffentliche Arbeiten sowie Straßen- und Güterwegbauten, die mit Hilfe der produktiven Arbeitslosenfür-
sorge durchgeführt wurden, trugen dann auch in den folgenden Monaten dazu bei, daß die Arbeitslosen-
zahlen relativ niedrig blieben: So gab es z. B. mit Stichtag 1. Oktober 1934 501 u. Arbeitslose und 255 
Pers. in der prod. Arbeitslosenfürsorge (Schdg. WBl. 1934, Nr. 41, S. 6). Mit der fast gänzlichen Still-
legung des Betriebs in den Steinbrüchen der Stuag und der bayr. Granitwerke in Schärding, des weiteren 
in den Ziegeleien und im Baugewerbe ab Ende November boten sich nach der Fertigstellung des Straßen-
baus in St. Aegidi (Umlegung der Kesslastraße) Beschäftigungsmöglichkeiten nur mehr in kleinem Um-
fang, u. z. bei den noch im Bau befindlichen Güterwegbauten in den Grenzgebieten und beim Ausbau der 
Donauuferstraße in Kasten–Felsen, sodaß die Arbeitslosenzahlen wieder stark zunahmen, nämlich von 
977 u. Arbeitslosen und 130 Pers. in der prod. Arbeitslosenfürsorge (Stichtag 30. November; Schdg. 
WBl. 1934, Nr. 50, S. 6) auf 1.086 u. Arbeitslose und 92 Pers. in der prod. Arbeitslosenfürsorge (Stich-
tag 15. Dezember 1934; Schdg. WBl. 1934, Nr. 51, S. 7) und nach der witterungsbedingten Einstellung 
des Ausbaus der Donauuferstraße sogar auf 1.350 u. Arbeitslose und 12 Pers. in der prod. Arbeitslosen-
fürsorge (Stichtag 15. Februar 1935). Beschäftigungsmöglichkeiten boten sich damals fast nur mehr bei 
den Eisarbeiten der Brauereien und bei Gastgewerbetreibenden. Schdg. WBl. 1935, Nr. 9, S. 6. 
565) So wurde z. B. im Schdg. WBl. 1934, Nr. 1, S. 1 bekanntgegeben, daß der Ministerrat das Gesetz über den 
F.A.D. dahin abgeändert habe, daß ledige Arbeitslose unter 25 Jahren sich im F.A.D. betätigen müssen, 
widrigenfalls ihnen die Notstandsaushilfe verweigert oder entzogen werden könne. 
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(1.407 u. A.), Urfahr (1.634 u. A.), Braunau (1.801 u. A.), Traun (2.061 u. A.), Vöcklabruck 
(2.608 u. A.) sowie Gmunden (3.441 u. A.) und schließlich – mit deutlichem Abstand – Wels 
(4.224 u. A.), Steyr mit Sierning (5.602 u. A.) und Linz (6.596 u. A.).566
Die jahrelange schlechte Wirtschaftslage ging natürlich auch an der Stadtgemeinde 
nicht spurlos vorüber, und die Folge war, daß die Stadt wie viele andere Gemeinden – mit 1. 
Jänner 1930 waren von den 505 oö. Gemeinden (ohne Linz und Steyr) 309 verschuldet, u. z. 
insgesamt mit 19,592.178,81 Schilling567 (siehe Tabelle 70) – finanziell in Schwierigkeiten 
geriet. 
Tabelle 70: Schuldenstand der oberösterreichischen Gemeinden (ohne die Statutargemeinden 





mit einem Betrag 
von
Braunau 47 19    784.693,09
Eferding 12 11    352.846,00
Freistadt 39 30    926.025,36
Gmunden 19 18 5,558.171,00
Grieskirchen 36 26 1,214.761,00
Kirchdorf a. d. Kr. 22 17 1,132.720,60
Linz-Land 25 17 1,286.563,00
Perg 42 25    343.100,00
Ried i. I. 36 17    785.676,47
Rohrbach 51 31    515.440,00
Schärding 30 19 1,067.671,29
Steyr-Land 24 16 1,499.324,00
Urfahr-Umgebung 39 20    276.300,00
Vöcklabruck 58 32 2,209.772,00
Wels 25 11 1,639.115,00
Quelle: Merkblätter für die Buch- und Kassenführer der Gemeinden, hrsg. von der oberösterreichischen Landes-
regierung. – Zit. nach: Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 2. Bd., 2. Teil: Das 
Werden und erste Wirken des Bauern- und Kleinhäuslerbundes. – Ried i. I.: (1956). S. 788 f.
Obwohl die Gemeindevertreter damals ständig danach trachteten, neue Einnahmequel-
len zu erschließen568, immer wieder an der Gebührenschraube drehten569 und sparten, wo 
566) Insgesamt gab es demnach mit 31. Dezember 1934 in ganz Oberösterreich 35.010 unterstützte Arbeitslose. 
Dies waren um rund 2.500 mehr als Mitte Dezember 1934. Schdg. WBl. 1935, Nr. 2, S. 7.
567) Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 2. Bd., 2. Teil: Das Werden und erste 
Wirken des Bauern- und Kleinhäuslerbundes. – Ried i. I.: (1956). S. 789.
568) So schlug Vizebürgermeister Strebel z. B. in der GAS. vom 16. Juni 1930 vor, für fremde Autos einen 
Standplatz zu errichten und dort eine Gebühr einzuheben, wodurch einerseits der Verkehr erleichtert und 
andererseits der Gemeinde eine neue Einnahmequelle erschlossen werde. Eine Entscheidung darüber 
wurde jedoch vertagt. Protokoll der GAS. vom 16. Juni 1930. 
569) Auf Empfehlung der Landesregierung wurde z. B. in der GAS. vom 22. Dezember 1930 die Hundesteuer er-
höht, u. z. auf 10 S pro Jahr für einen männlichen und auf 15 S für einen weiblichen Hund. Für jeden 
weiteren Hund betrug die Steuer 15 S. Protokoll der GAS. vom 22. Dezember 1930.
In der GAS. vom 10. Juni 1931 wurden aufgrund der Geldnotlage der Stadtgemeinde mit 1. Juli 1931 die 
Anerkennungszinse für einfache Tankstellen, deren Zapfsäulen sich auf öffentlichem Grund befanden, 
von jährlich 150 S auf 200 S und die für doppelte Tankstellen von jährlich 250 S auf 400 S erhöht. Pro-
tokoll der GAS. vom 10. Juni 1931 und Schdg. WBl. 1931, Nr. 25, S. 4. In der GAS. vom 23. Juli 1931 
wurde der Anerkennungszins für eine Doppeltankstelle dann allerdings wieder reduziert, u. z. auf 300 S 
pro Jahr. Schdg. WBl. 1931, Nr. 31, S. 3. 
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sich nur sparen ließ570, wies das Budget der Stadt ein chronisches Defizit auf571, was die Lan-
desregierung zu einer scharfen Rüge veranlaßte. Laut Bericht der oberösterreichischen Lan-
desregierung über die im Juli 1930 erfolgte Revision der Gemeindegebarung waren die Ein-
nahmen gegenüber den Ausgaben viel zu niedrig gehalten, außerdem hatte man nicht alle 
Einnahmequellen erfaßt. Besonders kritisiert wurde, daß zwischen dem Erlös aus dem Ver-
kauf des alten Bezirksgerichtes an die Barmherzigen Brüder und den Kosten des daraus re-
sultierenden Wohnhausbaus ein zu großer Abgang entstanden sei.572
Nach langwierigen Verhandlungen hatte der Orden der Barmherzigen Brüder Anfang 
Januar 1928 die Realität des ehemaligen Kapuzinerklosters gekauft. Das im 17. Jahrhundert 
errichtete Kloster war 1784 unter Kaiser Joseph II. aufgehoben worden und hatte später als 
Bürgerspital, dann als Fronfeste und ab 1851 als Bezirksgericht gedient. 1909 war der ganze 
Gebäudekomplex samt Gärten von der Gemeinde Schärding erworben worden, die darin Po-
lizeiarreste und Wohnungen unterbrachte, sich aufgrund ihrer schlechten Finanzlage aber 
schon bald wieder um den Verkauf des Areals bemühte. Die mit den Barmherzigen Brüdern 
in dieser Angelegenheit aufgenommenen Verhandlungen scheiterten anfangs jedoch an den 
zu hohen Preisvorstellungen der Stadtgemeinde.573
570) In der GAS. vom 17. August 1929 z. B. wurde infolge der tristen wirtschaftlichen finanziellen Lage der 
Gemeinde die Anschaffung eines Dienstfahrrades für die Polizei mit 14 gegen 8 Stimmen abgelehnt. Pro-
tokoll der GAS. vom 17. August 1929.
571) In der GAS. vom 17. August 1929 war zur Bedeckung des Abgangs im Gemeindevoranschlag über Antrag 
der sozialdemokratischen Fraktion nach heftigen Auseinandersetzungen mit den Christlichsozialen die 
Anhebung der Grundsteuer auf das 2½fache mit 13 Pro- und 10 Gegenstimmen (die CS stimmten mit 
9 Stimmen geschlossen dagegen; mit ihnen stimmte auch der Landbündler Moßhammer) und die Anhe-
bung der Gebäudesteuer auf das 6fache mit 13 Pro- und ohne Gegenstimmen beschlossen worden. Im 
Rahmen der Debatte hatte Gemeinderat Kinzl (cs.) erklärt, daß die hiesigen Landwirte eine mehr als 
zweifache Erhöhung nicht tragen könnten, und brachte dann zur Kenntnis, daß laut einer Umfrage bei 
gleichartigen Städten Oberösterreichs nirgends eine so hohe Grundsteuerbelastung aufscheine; er verwies 
darauf, daß der Landwirtschaft in Anerkennung ihrer tristen Lage sowohl vom Bund als auch von der 
Landesregierung unter die Arme gegriffen werde, während man hier eine hohe Besteuerung derselben 
beabsichtige, die im Verhältnis zur Erhöhung der Gebäudesteuer als Unrecht empfunden werde. Vize-
bürgermeister Strebel (sd.) entgegnete darauf, daß in Schärding in Relation zu gleichgroßen Städten der 
Milchpreis am höchsten sei und die Bauern über nicht geringe Einkünfte aus dem Verkauf von Butter, 
Eiern, Mehl usw. verfügten. Da die Landesregierung ein Defizitbudget zurückweisen würde, müßten 
auch die Landwirte ihren Beitrag zu einem aufrechten Voranschlag leisten. Jeder solle der Gemeinde ge-
ben, was nötig ist, man könne Verpflichtungen nicht immer nur den anderen zumuten. Vizebürgermeister 
Schmidbauer (cs.) erwähnte daraufhin, daß sich die Landwirtschaft Schärdings eben im einseitigen 
Grenzgebiete entfernt vom inländischen Absatzzentrum befinde und sich daher benachteiligt fühle, wenn 
sie eine höhere Grundsteuer als in anderen Städten zahlen solle. Strebel stellte dann den Antrag auf die 
Anhebung der Grundsteuer und der Gebäudesteuer. GA. Binderberger (großdt.) schloß sich diesem An-
trag mit der Begründung an, daß es vom größten Teil der Bevölkerung Schärdings als Unrecht empfun-
den würde, wenn nur die Landesgebäudesteuer, nicht aber auch die Grundsteuer erhöht werde. GA. Ritz-
berger (großdt.) sprach im gleichen Sinne. Protokoll der GAS. vom 17. August 1929 und Schdg. WBl. 
1929, Nr. 34, S. 4.
Laut den Aufzeichnungen Strebels war die Zustimmung der Großdeutschen zur Erhöhung der Grund-
steuer damals durch die SDAP damit „erkauft“ worden, daß die SDAP sich bereit erklärt hatte, für 
Brandstätter als Bürgermeister zu stimmen. Nachlaß Strebel.
572) Schdg. WBl. 1930, Nr. 41, S. 5.
573) Am 29. Jänner 1926 hatte Bürgermeister Dr. Franz Birek den damaligen Ordensprovinzial Amatus Cyron 
und den Definitor Gebhard Seitz schriftlich eingeladen, Kloster und Kirche der ehemals hier wirkenden 
Kapuziner auf ihre Eignung als Kaltwasserheilanstalt zu besichtigen. Am 2. Februar 1926 bekundete dar-
aufhin der Orden sein Interesse an der Liegenschaft. 
Anfang Mai 1926 beschlossen die Sozialdemokraten in einer in der Kapsreiterhalle abgehaltenen Ver-
sammlung, die Zustimmung zum Verkauf des alten Bezirksgerichtsgebäudes zu erteilen, falls für dassel-
be ein Verkaufspreis von 150.000 S erzielt würde. Schdg. WBl. 1926, Nr. 18, S. 5. 
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Da die Gemeinde das alte Bezirksgericht aber unbedingt veräußern wollte, wurde 
schließlich in der Gemeindeausschußsitzung vom 10. Dezember 1927 – nach vielen Kontro-
versen vornehmlich zwischen Christlichsozialen und Sozialdemokraten574 – der einstimmige 
Beschluß gefaßt, die ganze Liegenschaft (also die ehemalige Kapuzinerrealität samt dem da-
zugehörigen Garten sowie den sogenannten Wieningergarten mit dem darauf befindlichen 
Gartenhaus der Stadt und den Glashäusern) um 35.000 Schilling an die Barmherzigen Brüder 
zum Zwecke der Errichtung einer Heilanstalt zu verkaufen.575
Am 3. Mai befaßte sich eine außerordentliche Gemeindeausschußsitzung mit dem anstehenden Verkauf 
der Liegenschaft. In dieser Sitzung wurden die Punkte einstimmig beschlossen, unter denen die Gemein-
de Schärding das ehemalige Kloster samt Kirche den Barmherzigen Brüdern zu überlassen willens war:
a) Die zu errichtende Heilanstalt müsse nach dem Muster von Wörishofen errichtet werden. 
b) Der Orden dürfe in der Anstalt kein Gewerbe betreiben und als Arbeiter nur Bodenständige be-
schäftigen.
c) Die Verproviantierung habe im Falle der Konkurrenzfähigkeit in Schärding zu erfolgen.
d) Licht, Kraft und Wasser seien von der Gemeinde zu beziehen.
e) Nur deutsche Ordensmitglieder dürften verwendet werden.
f) Aufgrund von 100.000 S werde in Verhandlung getreten. (Dieser Punkt wurde nur mit Stim-
menmehrheit beschlossen.) 
Dieses Protokoll sandte Bürgermeister Birek am 4. Mai 1926 an den damaligen Ordensprovinzial Ama-
tus Cyron. Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 187.
Dieser lehnte mit Schreiben vom 10. Mai 1926 dieses Angebot wegen Geldmangels jedoch ab. Schdg. 
WBl. 1926, Nr. 24, S. 5.
Nach einer Phase des Stillstands startete GA. Karl Kreutzer einen neuen Anlauf und schrieb am 7. Sep-
tember 1927 in dieser Angelegenheit nochmals an den Ordensprovinzial, worauf die Verhandlungen zwi-
schen dem Orden und der Gemeinde wieder in Gang kamen. Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem 
Jahre 1890 in Schärding. S. 187 f. 
574) Noch in der GAS. vom 1. Dezember 1927 war durch Vizebürgermeister Strebel ein Memorandum der sozi-
aldemokratischen Partei zur Verlesung gebracht worden, worin die eventuellen Nachteile eines Verkaufs 
der Kapuzinerrealität für die Arbeiterschaft und für die minderbemittelten Schichten der Bevölkerung 
aufgelistet waren und worin die Partei zwar ihre grundsätzliche Bereitschaft zum Verkauf der Liegen-
schaft erklärt hatte, zugleich aber massive Bedenken dagegen geäußert hatte, „daß man einen so großen 
Besitz – welcher öffentliches Gut darstellt – zu so billigen [!] Preis abgibt“. GA. Kreutzer empfahl da-
mals namens der Christlichsozialen den Verkauf der Realität im Interesse der Stadt und aller Geschäfts-
leute. GA. Dr. Fuchsig (GDVP) sprach sich dafür aus, daß „die Gemeinde nicht kleinlich sein und ein 
Opfer bringen“ solle, um „das für die Zukunft der Stadt Schärding von größter Wichtigkeit scheinende 
Werk zu ermöglichen“; und andere Redner der bürgerlichen Parteien wie die GA. Rohrmayer, Schmid-
bauer und Hornisch wiesen darauf hin, daß „das ganze Geschäfts- und Wirtschaftleben der Stadt“ brach 
darniederliege und eine Besserung nur durch den Fremdenverkehr zu erwarten sei. Protokoll der 36. 
(außerordentlichen) GAS. vom 1. Dezember 1927.
575) Alois Strebel, der in seiner Eigenschaft als Vizebürgermeister damals an den Verhandlungen teilgenommen 
hatte, hielt dazu folgendes fest: „Im Jahre 1927 trat Kreutzer an Vizebürgermeister Gen. Strebel heran, 
die Partei für den Verkauf um den oben angegebenen Preis [zuerst 45.000 S und dann 30.000 S, was 
Strebel so kommentiert: „Wie man zu diesem Preis für die ausgedehnte Realität kam, war nie zu ergrün-
den“; Anm. d. Verf.] zu gewinnen. Strebel erklärte, daß wir gegen den Verkauf nichts einzuwenden hät-
ten, jedoch müsse ein angemessener Preis für die Realität bezahlt werden. Kreutzer, der Hilfe der Groß-
deutschen im Gemeindeausschuß sich bewußt, erklärte: ‘Mehr wie 30.000 S werden nie bezahlt werden –
ich würde die Realität kostenlos an die Barmherzigen abgeben!’ Strebel: ‘Bei der tristen Finanzlage der 
Gemeinde?’ Kreutzer: ‘Wir werden später aus der Anstalt profitieren!’“ Unter der Bedingung, daß für die 
im alten Bezirksgericht wohnenden Familien neue Wohnungen geschaffen und sowohl das schon lange 
versprochene Feuerwehrdepot als auch die notwendige Schule gebaut würden, stimmten die Sozialdemo-
kraten schließlich zu („Wahrheit“ vom 18. 12. 1927, Nr. 51, S. 14), worauf sich drei Gemeindevertreter –
Hornisch für die Christlichsozialen, Aschenbrenner für die Großdeutschen und Strebel für die Sozialde-
mokraten – zu bindenden Verhandlungen mit den Barmherzigen Brüdern nach Linz begaben. Strebel 
schreibt: „Letzterer [= Strebel; Anm. d. Verf.] bekam bald den Eindruck, daß die Sache bereits entschie-
den war. Pater Gebhardt bot für die Realität 25.000 S. Strebel antwortete: Bei diesem Preis werden wir 
kein Geschäft machen! Gebhardt: Man hat uns gesagt, wir erhalten die Realität überhaupt geschenkt! 
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Abgesehen davon, daß man damit dem Orden preislich sehr entgegengekommen 
war576 – und ihm dann auch günstige Zahlungsmodalitäten einräumte577 –, verzichtete die 
Gemeinde fünf Jahre lang auf die Lohnabgabe für die Angestellten578 und befreite den Or-
den außerdem auf zehn Jahre mit Ausnahme der Fremdenzimmerabgabe von allen sonstigen 
Gemeindeabgaben. 
Im Gegenzug mußte sich der Orden jedoch verpflichten, sowohl beim Bau der Heilan-
stalt als auch beim Betrieb derselben den Bedarf in erster Linie bei Schärdinger Geschäftsleu-
ten zu decken, soferne diese konkurrenzfähig waren, und auch beim Bau und bei sonstigen 
anfallenden größeren Arbeiten nur Schärdinger Gewerbetreibende zu berücksichtigen und 
zudem keine eigenen Handwerksbetriebe einzurichten. Ausgenommen davon waren lediglich 
die im Betrieb und Haushalt vorkommenden kleineren Reparaturen, welche von den Ange-
stellten des Hauses selbst besorgt werden konnten.
Weiters wurde vereinbart, zum Bau und bei späteren Gelegenheiten ausschließlich 
heimische und ortsansässige Arbeiter (ausgenommen Spezialarbeiter) zu verwenden, soweit 
der Bedarf im Ort gedeckt werden könne, und sie nach dem bestehenden Kollektivvertrag zu 
bezahlen.579
Strebel: Wer hat Ihnen das gesagt? Gebhardt: Kann ich mich nicht mehr erinnern. Hornisch und Aschen-
brenner wußten fast nichts zu sagen. In dieser Phase der Verhandlungen wurde Pater Gebhardt abberu-
fen. Es erschien der Prior. Die Verhandlungen begannen von Neuem. Strebel sprach von einem Kauf-
preis von mindestens 35.000 S. – Teuer, meinte der Prior. – Strebel: Kennen Sie die Realität, die Sie 
kaufen wollen? – Nein!!! – Da läßt sich allerdings schwer verhandeln (Strebel). – Der Prior geht, es er-
scheint wieder Gebhardt, der in kurzer Zeit wieder abberufen wird. Strebel zum Prior: Was werden Sie 
aufwenden? – Na, sagen wir 35.000 S. – Darauf entfernt sich der Prior. Die drei Schärdinger Unterhänd-
ler bleiben längere Zeit allein. Schweigen; jeder überlegt: Sollen die Verhandlungen scheitern? – Pater 
Gebhardts Erscheinen macht dem Zaudern ein Ende. Strebel: Euer Prior hat uns soeben 35.000 S gebo-
ten, nicht der dreißigste Teil von dem, was die Realität wert ist. – Gebhardt erwiderte: Man wollte sie uns 
schenken! – Strebel: Es hatte niemand das Recht, ein solches Versprechen zu geben! Wer machte Ihnen 
dieses Versprechen? – Gebhardt: Kann ich mich momentan nicht erinnern!!! – Strebel: Euer Prior bot 
uns soeben 35.000 S. – Gebhardt: Der hat schon öfter etwas gesagt; gilt nicht!!! – Strebel: Dann sagen 
Sie uns, wer für die Barmherzigen etwas Festes vereinbaren kann! – Gebhardt zuckt die Achseln. –
Strebel: Sie sind der Kassier; machen Sie uns ein Angebot, bedenken Sie dabei das Bibelwort ‘Du sollst 
nicht übervorteilen deinen Bruder im Handel!’ Gebhardt lächelt: Wir sind Geschäftsleute! ... Schließlich 
willigt er in den Preis von 35.000 S.“ Wieder in Schärding, erstatteten die drei dem Gemeindeausschuß 
über den Ausgang der Verhandlungen Bericht. GA. Hornisch unterstrich dabei den Einsatz Strebels, was 
dieser – mit einem Anflug von Bitterkeit – folgendermaßen kommentierte: „Herr Hornisch, Sie verken-
nen vollständig die Rolle, die ich dort spielte, ich versuchte zu retten, was noch zu retten war! Schallen-
des Gelächter. – Die Gemeinde Schärding hat, trotz schwerster finanzieller Nöte oder gerade deswegen, 
ein wertvolles Stück Gemeindeeigentums verkaufen müssen u. dafür einen Preis erzielt, der sich nicht 
damit vereinbaren läßt, was Gen. Strebel dem Kassier der Barmherzigen (!!) sagte: Du sollst nicht über-
vorteilen deinen Bruder im Handel.“ Nachlaß Strebel. 
576) Auf Ansuchen des Konvents vom 8. Jänner 1930 wurde den Barmherzigen Brüdern in der GAS. vom 10. 
Jänner 1930 schließlich noch der Platz vor der Kapuzinerkirche unentgeltlich überlassen. Die Brüder 
mußten sich damals allerdings verpflichten, daß der Zutritt zur Kirche während der ortsüblichen Zeit für 
jedermann auch weiterhin nicht behindert werde. Schdg. WBl. 1930, Nr. 3, S. 5.
577) 5.000 S waren sofort bei der Unterfertigung der getroffenen Vereinbarungen zu übermitteln, 10.000 S waren 
Ende März 1928 fällig, 10.000 S im Oktober 1928, und die Restsumme von 10.000 S mußte bis Mai 
1929 bezahlt werden. Protokoll der GAS. vom 10. Dezember 1927.
578) Am 8. Jänner 1937 beschloß der Gemeinderat dann einstimmig, die Barmherzigen Brüder auf die Dauer von 
weiteren 5 Jahren ab 15. Mai 1936 von der Zahlung des die Gemeinde treffenden Anteils von 45 % der 
Lohnabgabe für die eigenen Angestellten zu befreien. Protokoll der GTS. vom 10. März 1937.
579) Laut den Aufzeichnungen Scheibers wurden beim Bau der Anstalt, der von Oktober 1928 bis November 
1930 dauerte und „in den eigentlichen Baumonaten“ durchschnittlich 100 Arbeiter pro Tag beschäftigte –
die Bauleitung war dem Schärdinger Baumeister August Steinbichler übertragen –, tatsächlich viele 
Schärdinger Firmen mit Aufträgen bedacht: So lieferte z. B. die Fa. August Kapsreiter einen Großteil der 
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Zudem erklärten sich die Barmherzigen Brüder bereit, ihre Bäder während der Winter-
monate – von Oktober bis Mai – der Schärdinger Bevölkerung zu billigen Preisen zugänglich 
zu machen, vorausgesetzt, daß der Betrieb der Anstalt während dieser Zeit überhaupt aufrecht 
erhalten werden könne.
Schließlich wurde der Gemeinde für den Fall, daß die Heilanstalt aufgelassen oder ver-
kauft würde, noch das Vorverkaufsrecht eingeräumt und vereinbart, daß die Realität ohne 
Zustimmung der Gemeinde anderen Zwecken wie etwa der Errichtung eines Klosters, einer 
Schule oder dgl. nicht zugeführt werden dürfe.580
Dem Verkauf des Areals stand somit nichts mehr entgegen, und Anfang 1928 erwarben 
die Barmherzigen Brüder die gesamte Liegenschaft. Die Gemeinde aber hatte nun ihrerseits 
dafür zu sorgen, daß für die mehr als zwanzig Mietparteien, die bisher im alten Bezirksge-
richt gewohnt hatten, rasch neue Wohnhäuser gebaut wurden, wodurch sich die finanzielle 
Lage der Gemeinde, die aufgrund verschiedener anderer unbedingt notwendiger Arbeiten 
sowieso schon sehr angespannt war, derart verschlechterte, daß sich die Landesregierung zu 
der oben bereits erwähnten scharfen Rüge veranlaßt sah. 
Beanstandet wurde in diesem Zusammenhang auch, daß die Armenauslagen mit 72.000 
Schilling bei Gesamteinnahmen von zirka 287.000 S gegenüber anderen etwa gleich großen 
Gemeinden viel zu hoch seien. Damit in Hinkunft jede überflüssige Ausgabe vermieden wer-
de, ordnete die Landesregierung an, daß die vom Gemeindeausschuß bestimmten Revisoren –
Karl Kreutzer, Hans Watzl und Ferdinand Hasibeder – allmonatlich die Überprüfung der Ge-
barung vorzunehmen und an die Landesregierung zu berichten hatten. Schließlich wurde 
noch ausdrücklich betont, daß der Voranschlag für das Jahr 1931 kein Defizit mehr aufwei-
sen dürfe.581
Trotz der schwierigen finanziellen Lage der Stadtgemeinde wurde 1930 die schon seit 
Jahren aufgeschobene Renovierung des Rathauses unumgänglich. Schwere Schäden an der 
Fassade und am Dach bedurften einer sofortigen Behebung. Dadurch ergab sich nun die Ge-
legenheit, die Fassade, die seit einem im neugotischen Stil erfolgten Umbau in den Jahren 
1875/76 die Geschlossenheit des Stadtbildes empfindlich störte, stilgerecht zu adaptieren. 
Das Bundesdenkmalamt erklärte sich unter der Bedingung, daß die Rathausfassade 
dem Stadtbild angeglichen werde, bereit, der Stadtgemeinde eine Subvention von 5.000 S zu 
gewähren, worauf für den 27. August eine außerordentliche Gemeindeausschußsitzung mit 
dem einzigen Tagesordnungspunkt Renovierung bzw. Adaptierung des Rathauses einberufen 
Mauerziegel. An Leopold Reitmayr wurde die Lieferung von Innsand vergeben, während der Granitsand 
von August Kapsreiter und der Bayerischen Granit-Aktien-Gesellschaft bezogen wurde. Die Mauersteine 
für das neue Gebäude lieferte ebenfalls die Fa. August Kapsreiter, das Portal der Kirche die Fa. Baum-
gartner (Spanlang). Träger und Betoneisen wurden von der Eisenhandlung Otto Weyland bezogen. Die 
Dachdeckung – die ca. 125.000 Dachziegel waren in Wels hergestellt worden – übernahm der Schärdin-
ger Dachdecker Rudolf Bittner. Sämtliche Zimmermannsarbeiten wurden dem Schärdinger Zimmermei-
ster Johann Schinagl übertragen, die Bautischlerarbeiten führten die Schärdinger Tischler und die Firma 
Uzel in Ried aus. Als Schlosser arbeiteten die Schärdinger Johann Roithner und Josef Wagner, die Gla-
serarbeiten machten die beiden Brüder Franz und Karl Palfinger von hier. Die Malerarbeiten besorgten 
die Schärdinger Maler Hermann Bauer, Kajetan Fischer, Johann Oblinger und Eugen Rieger. Die Bild-
hauerarbeiten stammten aus dem Atelier des Bildhauers Furthner in Zell a. d. Pram. Die Bettwäsche (für 
80 Betten) wurde bei Anton Aschenbrenner gekauft, Josef Aschenbrenner lieferte die Gartensonnenschir-
me, und der hiesige Spediteur Ferdinand Hasibeder wurde mit dem Transport der verschiedenen Bau-
und Einrichtungsgegenstände beauftragt. Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schär-
ding. S. 191–193.
580) Protokoll der GAS. vom 1. Dezember 1927 und der GAS. vom 10. Dezember 1927 sowie Scheiber, Joa-
chim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 188.
581) Schdg. WBl. 1930, Nr. 41, S. 5.
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wurde. Im Rahmen dieser Sitzung kam es zu harten Auseinandersetzungen: Die Christlichso-
zialen vertraten den Standpunkt, daß man – in Hinblick auf die Anordnung der Landesregie-
rung, keine wie immer gearteten Schulden mehr zu machen – erst dann bauen könne, wenn 
man über die nötigen Mittel verfüge. Sie sprachen sich deshalb gegen eine Änderung der Fas-
sade aus und schlugen vor, daß man nur die allernotwendigsten Ausbesserungsarbeiten und 
die Färbelung vornehme. Die Sozialdemokraten und die Großdeutschen hingegen traten für 
eine umfassende Restaurierung nach den Plänen des Oberbaurates Ing. Emil Ladewig582 ein, 
erstere u. a. mit dem Argument der Arbeitsbeschaffung, letztere mit dem Hinweis, daß dann 
endlich „diese das Stadtbild geradezu beleidigende Stilwidrigkeit des Rathausäußeren“ ver-
schwinde und „eine das Stadtbild verschönernde Ansicht geschaffen“ werden könne583, was 
wiederum dem Fremdenverkehr zugute kommen werde. Die Abstimmung ergab schließlich 
17 Stimmen für und 6 gegen den Umbau. Den Aufbau des Rathausturmes und die Erneue-
rung des Daches stellte man allerdings aus Kostengründen zurück. 
Die Umbauarbeiten wurden sofort begonnen und schritten aufgrund der Tatsache, daß 
zwanzig Arbeiter eingesetzt waren, rasch voran, sodaß bereits Mitte September 1930 die Fra-
ge der Färbelung, der Anbringung der Aufschriften, des Wappens usw. in Angriff genommen 
werden konnte. 
Da der Museal- und der Verschönerungsverein jedoch weiterhin für das Turmbaupro-
jekt eintraten und sich schließlich GA. Holzinger und Prof. Dr. Georg Kyrle im Rahmen 
einer Besprechung am 21. September dafür verbürgten, die erforderlichen Mittel ausschließ-
lich durch Spenden aufzubringen, wurde in der Gemeindeausschußsitzung vom 6. Oktober 
1930 mit Stimmenmehrheit584 beschlossen, dem Museal- und dem Verschönerungsverein der 
Stadt die Bewilligung zur Anbringung eines Turmes zu erteilen, u. z. unter der Bedingung, 
„daß der Gemeinde die Versicherung gegeben wird, daß derselben aus dem Titel des Turm-
baues keinerlei wie immer namenhabende Kosten oder Verbindlichkeiten erwachsen dür-
582) Oberbaurat Ing. Emil Ladewig aus Wien war vom Bundesdenkmalamt als Sachverständiger nach Schärding 
entsandt worden und hatte hier einen Plan zur Restaurierung ausgearbeitet: Das heimische Giebelmotiv 
sollte an zwei Seiten des Rathauses Verwendung finden; entsprechend der früheren Gestaltung sollte 
beim Eingang ein kurzer Laubengang angelegt werden, und um das Rathaus gegenüber den anderen Häu-
sern hervorzuheben, war ein Uhrtürmchen vorgesehen.
583) Schdg. WBl. 1930, Nr. 36, S. 5 f.
584) Die Sozialdemokraten hatten sich am 24. September 1930 aufgrund einer Zuschrift des Aktionskomitees zur 
Schaffung des Rathausturmes neuerlich mit der Turmbaufrage befaßt. Dabei war ausdrücklich festgestellt 
worden, daß sie keine Gegner des Projektes seien und daß dasselbe aus Zweckmäßigkeitsgründen in eini-
gen Jahren vielleicht unter günstigeren Verhältnissen mit der Dachreparatur durchgeführt werden solle. 
Als schließlich während der Versammlung noch bekannt wurde, daß die Wirtschaftsvereinigung der 
Sparkassen der Gemeinde die Schuld von 110.000 S zur Rückzahlung aufgekündigt habe und die hiesige 
Sparkasse es ablehne, der Gemeinde auch dieses Geld noch zu leihen – mit dieser Kündigung gestaltete 
sich die finanzielle Lage der Gemeinde geradezu katastrophal –, wurde dies von den sozialdemokrati-
schen Vertrauensmännern als neues Moment betrachtet, auf ihrer ablehnenden Haltung in der Turmfrage 
zu beharren, „würde es doch von der Bevölkerung nicht verstanden werden, einen Turm auf das Rathaus 
zu setzen, während in demselben die schwerste Sorge lauert.“ In bezug auf eine in der Zuschrift des Ak-
tionskomitees erwähnte allgemeine Sammlung und die Abhaltung von Festen, deren Ertrag dem Turm-
baufonds zugute kommen sollte, heißt es dann: „Hier geht die Meinung der Vertrauensmänner dahin, daß 
man die Schärdinger Arbeiterschaft mit solchen Unternehmungen verschonen soll. Seit einigen Jahren 
wird durch ‘Stadtrummel’ Geld für die Autospritze zusammengebracht, ohne daß es bis jetzt gelungen 
ist, die Spritze abzuzahlen, nun soll für den Turm das Gleiche gemacht werden. Wer die hiesigen Ver-
hältnisse kennt, weiß, daß in der Steinindustrie der Großteil der Arbeiter feiert, in kurzer Zeit geht die 
Bausaison und die Ziegelerzeugung zu Ende, da die Arbeiter noch mit Sammlungen und Festen belästi-
gen, heißt ihre triste Lage ganz und gar verkennen. Auch die hiesige Geschäftswelt wird uns beipflichten, 
wenn wir sagen, daß durch diese ständigen Sammlungen und Feste nur die Kaufkraft unserer herzlich 
schlecht bezahlten Arbeiter empfindlich geschwächt wird.“ „Wahrheit“ 1930, Nr. 40, S. 17.
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fen.“585 Noch am selben Tag verfaßte das eingesetzte Turmbaukomitee – ihm gehörten je ein 
Vertreter der vier Parteien, Vertreter des Museal- und des Verschönerungsvereines sowie 
Frau Direktor Hillischer als Schriftführerin und Herr Anton Pfliegl als Kassier an586 – ein 
Rundschreiben, in dem die beiden Vereine an die Bürger der Stadt appellierten, „durch eine 
Spende mitzuhelfen, das Werk, das ein Wahrzeichen treuer Heimatliebe und lebendigen Ge-
meinsinnes werden soll, zur vollen Durchführung zu bringen“. Unterzeichnet war dieses 
Schreiben von Fritz Holzinger namens des Musealvereines und von Hofrat Petrak namens 
des Verschönerungsvereines. 
Trotz der sofort eingeleiteten Spendenaktion konnte jedoch die benötigte Summe von 
7.000 Schilling entgegen allen Erwartungen im Lauf des Jahres nicht mehr aufgebracht wer-
den – wohl mit ein Indiz dafür, daß sich die hohe Arbeitslosigkeit auch auf die Schärdinger 
Geschäftsleute auswirkte –, weshalb der Bau des Rathausturmes auf das Jahr 1931 verscho-
ben werden mußte. Der Arkadenvorbau wurde ebenfalls erst im Jahr 1931, u. z. Anfang 
März, in Angriff genommen, weil die BH Schärding die Baubewilligung hiefür erst am 19. 
November 1930 gegeben hatte und die Ausführung zu diesem Zeitpunkt witterungsbedingt 
nicht mehr möglich war.
Am 9. November 1930 fanden die letzten Nationalratswahlen in der Zwischenkriegs-
zeit statt. Hatten sich schon anläßlich der Debatte über die Rathausrenovierung große politi-
sche Gegensätze abgezeichnet, so verschärfte sich das politische Klima vor den Wahlen, die 
ganz im Zeichen der Weltwirtschaftskrise und damit der steigenden Arbeitslosenzahlen stan-
den, noch beträchtlich.
Wie das Jahr 1930 stand jedoch auch das Jahr 1931 ganz im Zeichen der Wirtschafts-
krise. Hatte Bürgermeister Brandstätter noch anläßlich der Nationalratswahlen vom 9. No-
vember 1930 für den „Schober-Block“ kandidiert, so ließen ihn die anhaltenden wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten und die daraus resultierende katastrophale Finanzlage der Gemeinde 
resignieren. Am 10. Februar 1931 erklärte er seinen Rücktritt als Bürgermeister und legte 
auch sein Ausschußmandat nieder. Am 15. März wurde daraufhin der bisherige 1. Vizebür-
germeister, der Christlichsoziale August Schmidbauer, Oberdirektor im hiesigen Bezirksge-
richt, zum neuen Bürgermeister gewählt.587 Sein Motto hieß laut A. Strebel: „Es muß un-
barmherzig, erbarmungslos gespart werden!“588
Im Anschluß an die Wahl ging Bürgermeister Schmidbauer sofort auf die besorgnis-
erregende Entwicklung des Gemeindehaushalts ein. Der Schuldenstand belief sich laut Pro-
tokoll der Gemeindeausschußsitzung vom 9. März 1931 auf 908.396 Schilling. Dazu kam 
noch ein unbedeckter Abgang von 108.524,05 Schilling für das laufende Jahr. Bürgermeister 
Schmidbauer erklärte, daß die enorme Schuldenlast nur durch den Verkauf eines größeren 
Objektes zu mindern sei, und gab bekannt, daß er in diesem Zusammenhang bereits mit ver-
schiedenen Krankenpflege-Ordenskongregationen Verhandlungen wegen einer Veräußerung 
des Krankenhauses angebahnt habe.589
Fürs erste blieben Erfolge jedoch aus, und auch der sehnlichst erwartete allgemeine 
wirtschaftliche Aufschwung stellte sich nicht ein. Wie in den Jahren zuvor ging zwar die Ar-
beitslosigkeit aufgrund der Beschäftigtenstruktur im Sommer wieder stark zurück, doch lag 
sie mit den am 15. Juli 1931 gemeldeten 474 unterstützten Arbeitslosen um über 90 Prozent 
585) Protokoll der GAS. vom 6. Oktober 1930.
586) Schdg. WBl. 1930, Nr. 39, S. 6.
587) Schdg. WBl. 1931, Nr. 12, S. 6.
588) Handschriftliche Aufzeichnungen A. Strebels aus seinem Nachlaß.
589) Protokoll der GAS. vom 9. März 1931 und Schdg. WBl. 1931, Nr. 12, S. 6.
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höher als im Jahr 1930.590 Vor diesem Hintergrund ist zu verstehen, daß das große Stadtfest, 
das der Museal- und der Verschönerungsverein gemeinsam mit den anderen Schärdinger 
Vereinen am 1. und 2. August 1931 anläßlich der Eröffnung des Rathausturmes am Oberen
Stadtplatz veranstalteten, nicht den erhofften Reingewinn erbrachte. Der Erlös aus diesem 
Fest wäre dafür bestimmt gewesen, die Restschulden aus dem Turmbau abzudecken und die 
Anschaffung einer elektrischen Turmuhr zu finanzieren, was nun nicht möglich war. Erst am 
31. August 1932 konnte das Turmbaukomitee den ausstehenden Betrag bei Baumeister Schi-
nagl begleichen.
Im Herbst 1931 wurden Gerüchte laut, daß der Bund beabsichtige, aus Ersparnisgrün-
den verschiedene Ämter in Schärding abzubauen. So sollte Zeitungsberichten zufolge zum 
Beispiel das hiesige Steueramt aufgelassen und dem Steueramt Ried angegliedert werden. 
Bürgermeister Schmidbauer wandte sich daraufhin mit dem Ersuchen an Nationalrat Mat-
thias Duscher591, beim Bundeskanzleramt und beim Finanzministerium in dieser Angelegen-
heit zu intervenieren. In der Gemeindeausschußsitzung vom 28. September 1931 empfahl 
Schmidbauer außerdem, eine Resolution gegen den geplanten Ämterabbau in Schärding ein-
zubringen, was vom Gemeindeausschuß einstimmig angenommen wurde.592
Die Bemühungen Bürgermeister Schmidbauers, das unproduktive Krankenhaus im 
Lauf des Jahres 1931 zu verkaufen und damit die Gemeinde einigermaßen von ihrer Schul-
denlast zu befreien, scheiterten an den Preisvorstellungen. Anstatt der erhofften 800.000 
Schilling waren lediglich 180.000 Schilling geboten worden. Da die Gemeinde aber ihren 
finanziellen Verpflichtungen kaum noch nachkommen konnte und an eine Konsolidierung 
des Budgets aus eigenen Kräften nicht mehr zu denken war – in der Gemeindeausschußsit-
zung vom 16. November 1931 gab Bürgermeister Schmidbauer bekannt, daß die Gemeinde 
sich aufgrund der diesbezüglichen Gesetzesbestimmungen und Erlässe der Landesregierung 
zur Kürzung der Bezüge der Gemeindeangestellten entschlossen habe593 –, faßte man auf An-
regung der Landesregierung die Verpachtung des städtischen Elektrizitätswerks ins Auge. 
Nach langwierigen, letzten Endes aber erfolglosen Verhandlungen mit dem bisherigen 
Stromlieferanten, den „Österreichischen Kraftwerken“, fand man schließlich in den „Ueber-
landwerken Antiesenhofen“ (Inhaber Alois Müller) einen geeigneten Pächter. 
In der Gemeindeausschußsitzung vom 29. Dezember 1931 wurde daraufhin einstimmig 
beschlossen, das städtische Elektrizitätswerk mit 1. Jänner 1932 für die Dauer von 50 Jahren 
an die Ueberlandwerke zu verpachten. Neben einem einmaligen Betrag von 710.000 Schil-
ling hatte die Firma Müller eine monatliche Pachtgebühr zu entrichten (in den ersten 5 Jah-
ren 10.000 S, in den nächsten 9 Jahren 16.000 S, weitere 5 Jahre lang 26.000 S, dann 5 Jahre 
30.000 S und die restliche Pachtdauer bis zum 31. 12. 1981 jährlich 20 Prozent der gesamten 
590) Schdg. WBl. 1931, Nr. 30, S. 5.
591) Matthias Duscher, geb. am 9. 1. 1891 in St. Florian am Inn, gest. am 14. 12. 1967 in Linz, Besitzer des Hof-
baueranwesens in St. Florian am Inn Nr. 15, vertrat sowohl im wirtschaftlichen als auch im politischen 
Bereich in erster Linie die Interessen der Kleinbauern. 1919 war Duscher nach seiner Rückkehr aus ita-
lienischer Gefangenschaft sofort Mitglied des Gemeinderates von St. Florian geworden, dem er durch 41 
Jahre angehörte (1919 bis 1938 und 1945 bis 1967), mehrere Jahre (1959 bis 1967) war er auch Bürger-
meister seiner Heimatgemeinde. Mitglied des Nationalrates war Duscher zwischen 18. Mai 1927 und 
2. Mai 1934, anschließend gehörte er zwischen 1934 und 1938 dem Bundeswirtschaftsrat an. Zwischen 
1932 und 1938 war Duscher außerdem Landwirtschaftskammerrat. Nach dem Zweiten Weltkrieg nahm 
Duscher seine umfassende politische und wirtschaftliche Tätigkeit wieder auf. So wirkte er z. B. zwi-
schen 1945 und 1955 als Landtagsabgeordneter, zugleich war er bis 1961 Erster Vizepräsident der Land-
wirtschaftskammer und zwischen 1945 und 1962 Obmann des oberösterreichischen Kleinhäuslerbundes. 
Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 69.
592) Protokoll der GAS. vom 28. September 1931.  
593) Schdg. WBl. 1931, Nr. 47, S. 5.
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Bruttoeinnahmen aus Licht- und Kraftstrom, u. z. monatlich mindestens 30.000 S, höchstens 
aber 35.000 Schilling). Die Firma Müller verpflichtete sich überdies, unentgeltlich für die 
Beleuchtung der Straßen, der öffentlichen Gebäude (Fürsorgehäuser, Schulen etc.) sowie der 
Stadtpfarrkirche zu sorgen und kostenlos Kraftstrom für die städtischen Wasserwerke bis zu 
einem jährlichen Höchstausmaß von 55.000 Kilowattstunden zu liefern. Sollte die Stadtge-
meinde damit nicht das Auslangen finden, so würde sie auf den Mehrverbrauch einen 50pro-
zentigen Preisnachlaß erhalten.594
Aufgrund der Verpachtung des Elektrizitätswerks gelang es der Stadtgemeinde, sich ih-
rer drückendsten Schulden zu entledigen, das Budget war aber durch die außergewöhnlich 
hohen Ausgaben für die Armenfürsorge nach wie vor schwer belastet595: Für das Jahr 1931 
waren 74.000 S für Armenlasten veranschlagt gewesen596, tatsächlich beliefen sich die Aus-
gaben dann aber auf 90.524,80 S, was einem Anteil von 32,27 Prozent an den Gesamtausga-
ben von 280.531,99 S entsprach597; und im Jahr 1932 schlugen die Armenauslagen mit 
105.516 S bei Gesamtausgaben von 311.896,85 S (33,83 Prozent) zu Buche598, wodurch der 
präliminierte Betrag von 104.184,00 S599 neuerlich überschritten wurde.600
Angesichts der nach wie vor angespannten Finanzlage wurde in der Gemeindeaus-
schußsitzung vom 10. April 1933 über Antrag der Finanz- und Rechtssektion einstimmig die 
Einhebung einer Abgabe auf Sodawasser, Limonaden u. a. künstlich bereitete Getränke be-
schlossen, zu der die oberösterreichischen Gemeinden mit Landesgesetz vom 16. Dezember 
594) Protokoll der GAS. vom 29. Dezember 1931.
595) Daran konnten auch großzügige Spenden an den Armenfonds – wie die 300 S, die die Familie Kapsreiter an-
läßlich des Ablebens des Herrn Josef Kapsreiter dem Fonds gewidmet hatte (Schdg. WBl. 1931, Nr. 31, 
S. 4), oder die „schöne Summe von 110 S“ aus der Sammelbüchse, die in der Fleischhauerei des Herrn 
Franz Moßhammer aufgestellt war (Schdg. WBl. 1931, Nr. 53, S. 5) – nur wenig ändern. 
Im Jahr 1932 brachte diese Sammelbüchse nur noch einen Erlös von 80 Schilling, was wohl auch auf die 
schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse hinweist. Schdg. WBl. 1932, Nr. 52, S. 4.
596) Protokoll der GAS. vom 9. März 1931.
597) Protokoll der GAS. vom 22. März 1932.
598) Schdg. WBl. 1933, Nr. 8, S. 5. In der GAS. vom 10. April 1933 brachte der Bürgermeister den Erlaß der 
Landesregierung über das Ergebnis der Amtsrevision der Gemeinde Schärding zum Vortrag, worin her-
vorgehoben wurde, daß die Wirtschaft und die Amtsgebarung der Gemeinde anstandslos erschienen. 
Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 5.
599) Schdg. WBl. 1932, Nr. 43, S. 5.
600) Schon in der GAS. vom 25. Jänner 1932 hatte GA. Konrad darauf hingewiesen, daß die Zahl der Armen-
schüler eine Einschränkung erfahren müsse, wenn man dem Ortsschulrat dafür keine größeren Mittel zur 
Verfügung stellen könne. In der Bürgermeisterkonferenz vom 26. November 1931 war in Zusammen-
hang mit den hohen Kosten für die Lehrmittel der Armenschüler überdies darüber geklagt worden, „daß 
heute Schiefertafel, Griffel und Bleistift in der Schule verschwunden ist, und selbst in den ersten Schul-
klassen nur mehr mit Feder und Tinte gearbeitet wird“, worauf mit „Rücksicht auf die wirtschaftliche Not 
in allen Gemeinden“ angeregt worden war, daß auch die Bedürfnisse in den Schulen nach Möglichkeit 
eingeschränkt werden. Protokoll der BMK. vom 26. November 1931.
Anläßlich der Weihnachtsbescherung an die Schulkinder schreibt damals das „Schärdinger Wochen-
blatt“: „Wie in jeder einzelnen Familie fällt heuer auch die Weihnachtsbescherung für unsere armen 
Schulkinder klein aus. Hätte nicht in letzter Stunde die hiesige Sparkasse 400 S zu dem Sammelergebnis-
se von 545 S dazugelegt, dann wäre dieselbe noch spärlicher ausgefallen. Die Zahl der Armenschüler un-
serer Schule erreicht heuer die große Zahl von 152. Dazu melden sich aber immer noch Kinder, die zwar 
nicht in der Liste der Armen aufscheinen, aber auch gerade so arm, ja vereinzelt noch ärmer als diese 
sind. Alle wollen beteilt werden. Fast ????????????????????????????????????????????????????????????????
eine Unmöglichkeit, denn es kommen im Durchschnitte nur höchstens 1 bis 2 Paar Schuhe auf die Klas-
se, alle anderen müssen, soweit die Mittel reichen, mit anderen Kleidungs- und Wäschestücken vorlieb 
nehmen. Den Spendern, insbesonders aber unserer Sparkasse, die trotz der wirtschaftlich so schweren 
Lage, mit einer so namhaften Summe hier helfend eingriff, muß recht herzlicher Dank gesagt werden.“ 
Schdg. WBl. 1931, Nr. 51, S. 5.
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1932 ermächtigt worden waren601; und nachdem die Finanz- und Rechtssektion in ihrer Sit-
zung vom 17. Juli 1933 den Beschluß gefaßt hatte, die Fahrradsteuer – sie war den Gemein-
den ebenfalls mit Landesgesetz vom 16. Dezember 1932 bewilligt worden602 – in Schärding 
unbedingt einzuheben, und dem Gemeindeausschuß die Annahme empfohlen hatte, weil „die 
Stadtgemeinde ohnedies auf jeden Groschen angewiesen ist“, einigte man sich in der Ge-
meindeausschußsitzung vom 24. Juli 1933 darauf, auch diese Steuer – 5 S pro Rad und Jahr –
einzuführen.603 Die Einnahmen aus dieser Steuer hatten ausschließlich für Armenauslagen 
Verwendung zu finden, wobei 4 S den Gemeinden zufallen sollten und 1 S dem Land. Den 
Gemeinden war außerdem die Entscheidung darüber überlassen, wen sie von dieser Steuer 
ausnehmen wollten.604
In Schärding wurden damals nach einer „lebhafte[n] Wechselrede“, an der sich laut 
Protokoll die Herren Strebel, Oblinger, Ritzberger und Diethör beteiligten, „besitzlose Ar-
beiter, welche ihr Fahrrad dazu benützen um an ihren Arbeitsplatz zu gelangen und nicht 
ganzjährig in Arbeit und Verdienst stehen“ sowie Arbeitslose und Ausgesteuerte von der 
Entrichtung der Fahrradsteuer befreit. Darüber hinaus wurde der Bürgermeister ermächtigt, 
in ganz besonders berücksichtigungswürdigen Fällen diese Steuer ganz oder teilweise nach-
zusehen. Mit Stimmenmehrheit wurde dann beschlossen, daß die Einhebung einmalig erfol-
gen und mit der Kontrolle der Abgabe die städtische Polizei betraut werden solle. Als Er-
kennungszeichen der Abgabe-Entrichtung wurde – entgegen den gesetzlichen Bestimmun-
gen, die Erkennungskarten vorsahen – eine auf dem Fahrrad zu befestigende Marke einge-
führt.605
601) Für jeden Liter Sodawasser wurde somit rückwirkend ab 1. April 1933 eine Abgabe von 3 Groschen und für 
jeden Liter Limonade sowie für jeden Liter natürliches oder künstliches Mineralwasser eine Abgabe von 
6 Groschen eingehoben. Protokoll der GAS. vom 10. April 1933 sowie Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 5.
602) Beide Gesetze waren gegen den Widerstand der sozialdemokratischen Abgeordneten im oberösterreichi-
schen Landtag beschlossen worden. Im „Jahrbuch der österreichischen Arbeiterbewegung 1932“ heißt es 
dazu auf S. 214: „Zwei Gesetzesvorlagen, in den letzten Tagen des verflossenen Jahres eingebracht, wur-
den von uns scharf bekämpft: jene über die Fahrradabgabe, durch die das Vehikel der ärmsten Bevölke-
rungsschichten, vor allem der Arbeiter und Angestellten, getroffen wird, die das Rad dringend brauchen, 
um den oft sehr weiten Weg von der Wohnung zur Arbeitsstätte zurücklegen zu können, und das Gesetz 
über die Verbrauchsabgabe auf alkoholfreie Getränke, das dem volksschädlichen Alkoholismus Vor-
schub leistet. Der Nachweis des unsozialen, gehässigen Charakters der Fahrradabgabe wurde in der De-
batte durch die Genossen Strasser und Weidinger erbracht, während Genosse Sichlrader auf das minima-
le Erträgnis der Abgabe hinwies, die überdies den Fremdenverkehr und die Produktion schädigen würde. 
Genosse Weidinger empfahl statt der Einführung der Fahrradsteuer die Änderung des Jagdgesetzes und 
die Überweisung der Jagdpachtschillinge an die Gemeinden. Mit überzeugender Begründung wurde von 
Genossen Aigner die Abgabe auf alkoholfreie Getränke angegriffen, die, vom Standpunkt der Volks-
wohlfahrt und Volksgesundheit gleichermaßen verwerflich, die Nüchternheitsbewegung beeinträchtigen 
und dabei im ganzen Lande ein Erträgnis von kaum 50.000 Schilling abwerfen würde. Alle diese Gründe 
prallten aber an den Christlichsozialen ab und die beiden von den Sozialdemokraten bekämpften Gesetze 
(über die aber das letzte Wort noch nicht gesprochen ist) wurden von der christlichsozialen Mehrheit an-
genommen.“ 
603) Im Protokoll der GAS. vom 27. März 1934 findet sich der Hinweis, daß diese Steuer auch für Kinderräder 
zu entrichten war.
604) Protokoll der BMK. vom 16. Februar 1933 sowie Schdg. WBl. 1933, Nr. 18, S. 5. In der BMK. vom 24. Ju-
li 1933 konnte dann aber verlautbart werden, daß das Land auf seinen Anteil an der Fahrradsteuer ver-
zichtet habe, sodaß nun die 5 S zur Gänze den Gemeinden zufielen. 
Mit 1. Jänner 1937 wurde dann in Oberösterreich allgemein eine Fahrradsteuer von 5 S eingeführt, deren 
Einnahmen zur Gänze in die Arbeitsbeschaffung flossen. Die Hälfte des einfließenden Betrages hatte da-
bei auf die Herstellung von Güterwegen zu entfallen. Schdg. WBl. 1936, Nr. 49, S. 7.
605) Protokoll der GAS. vom 24. Juli 1933 sowie Schdg. WBl. 1933, Nr. 30, S. 5. 
Auf Antrag Schmidbauers wurde dann in der BMK. vom 24. Juli 1933 einstimmig beschlossen, die Fahr-
radabgabe auch in allen anderen Gemeinden des politischen Bezirkes Schärding einzuführen. 
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Trotz dieser zusätzlichen Einnahmen blieb die Finanzlage der Stadt aber nach wie vor 
besorgniserregend, sodaß sich die Gemeinde in ihrem Voranschlag für das Jahr 1934 zu dra-
stischen Einsparungen gezwungen sah. In seiner Eigenschaft als Finanzreferent gab Bürger-
meister Schmidbauer in der Gemeindeausschußsitzung vom 6. November 1933 in diesem Zu-
sammenhang folgende Erklärung ab606: 
Die finanzielle Lage der Stadt Schärding mit 1. Oktober 1933 ist hoffnungslos. Die 
Eingänge der Stadtgemeinde verringern sich von Monat zu Monat, während die Aus-
gaben eine steigende Tendenz aufweisen. Die finanzielle Lage ist derart, daß Vorkeh-
rungen getroffen werden müssen, um für das Jahr 1934 das Auskommen finden zu kön-
nen. Die Ertragsanteile des Bundes im Jahre 1933 sind gegenüber 1932 um nicht weni-
ger als 17.000 S gesunken. Diesen neuerlichen Ausfall hereinzubringen, ist einfach 
unmöglich. Schwieriger stellt sich die Finanzlage noch für das Jahr 1934, wenn nicht 
ganz gewaltige Vorsichtsmaßregeln getroffen werden. In diesem Jahre müssen, um die 
großen Ausfälle der Einnahmen auf der einen Seite und die ungemein großen Ausgaben 
auf der anderen Seite in Einklang zu bringen, ohne an Erhöhungen der Umlagen den-
ken zu müssen, was ja bei der schweren Zeit heute unmöglich ist, erbarmungslos ganz 
gewaltige Abstriche in allen Kapiteln des Voranschlages vorgenommen werden. Zu 
diesen weitgehenden Einschränkungen zwingt uns die Not, da es vollkommen ausge-
schlossen erscheint, daß sich zu unserem ganz bedeutenden Schuldenstande noch all-
jährlich unbedeckte Abgänge bis zu 40.000 S gesellen. Die Stadtgemeinde würde un-
bedingt wieder in ganz kurzer Zeit in dieselben trostlosen finanziellen Zustände 
versetzt werden, in welchen sie sich bereits vor einigen Jahren befand und aus wel-
cher Lage sie sich nicht mehr retten könnte. 
Um dies zu vermeiden, schlug Bürgermeister Schmidbauer namens des Finanzkomitees 
dem Gemeindeausschuß vor, das „in allen Ausgabenkapiteln erbarmungslos gekürzte Präli-
minare für das Verwaltungsjahr 1934“ anzunehmen, „nach welchem es möglich sein wird, 
ein ausgeglichenes Budget für 1934 erhalten zu können“. Nach der Erstattung des Vor-
anschlages führte Bürgermeister Schmidbauer dann noch weiter aus, daß es „sozusagen ein 
Selbstbetrug und eine Illusion“ wäre, wenn man aufgrund der Tatsache, daß er als Finanzre-
ferent ein ausgeglichenes Budget für das Verwaltungsjahr 1934 zur Genehmigung unterbrei-
ten könne, annehmen würde, daß sich vielleicht gar die Finanzlage der Stadtgemeinde gebes-
sert habe. Als Finanzreferent müsse er unbedingt trachten, mit den ihm zugewiesenen Ein-
nahmen auch haushalten zu können, und demnach müßten die Ausgaben unbarmherzig derart 
gekürzt werden, daß sich dieselben mit den Einnahmen decken, denn nur dies könne eine 
gesunde Wirtschaftsführung genannt werden. Da die Stadtgemeinde aber eine neuerliche Be-
lastung, und sei sie noch so klein, oder einen Ausfall aus den Einnahmen „absolut nicht mehr 
ertragen“ könne, ersuche er die Gemeindeausschußmitglieder, „die gewaltigen Kürzungen 
der Ausgabenseite“607 zu verstehen. Dann stellte er den Antrag, den Voranschlag für das 
Verwaltungsjahr 1934 in allen seinen Teilen zu genehmigen. Nach diesen Ausführungen 
fragte Vizebürgermeister Strebel, ob jemand gegen den Voranschlag Einwendungen erheben 
606) Schdg. WBl. 1933, Nr. 45, S. 4.
607) Hinsichtlich der Kürzung der Bezüge der Gemeindeangestellten für das Verwaltungsjahr 1934 wurde in der 
GAS. vom 5. Februar 1934 beschlossen, entsprechend dem Sanierungsgesetz die Bezüge der Gemeinde-
angestellten um 6 % zu kürzen, das heißt, es wurden die gleichen Abzüge gemacht wie in den vorherge-
gangenen zwei Jahren. Schdg. WBl. 1934, Nr. 6, S. 4.
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wolle, und da dies nicht der Fall war, schritt man zur Abstimmung, die eine einstimmige An-
nahme des Voranschlags ergab.608
Einstimmig angenommen wurde auch der Jahresabschluß für das Verwaltungsjahr 
1933, der in der Gemeindeausschußsitzung vom 5. Februar 1934 vorgelegt wurde, wobei Vi-
zebürgermeister Kreutzer damals, nachdem er seiner Freude über den äußerst günstigen Jah-
resabschluß Ausdruck verliehen hatte, ausdrücklich betonte, daß „das Jahr 1933 in der Ge-
meindestube ein ruhiges war“ und daß alle Parteien „einträchtig zusammengearbeitet“ hatten. 
Daher rühre auch der Erfolg. Im Auftrag und im Namen sämtlicher im Gemeindeausschuß 
vertretenen Parteien sprach er dann Bürgermeister Schmidbauer für seine Mühe und Ausdau-
er sowie für sein erfolgreiches Wirken – aufgrund größter Sparsamkeit waren Einsparungen 
von mehr als 26 % erzielt worden – den besonderen Dank aus und bat ihn, „auch fernerhin 
zum Wohle der Stadtgemeinde und der Bevölkerung zu arbeiten, damit wir einer besseren 
Zukunft entgegengehen“.609 Laut Jahresabschluß beliefen sich die Gesamtausgaben auf 
272.432,74 S. Davon waren 96.229,19 S für die Armenfürsorge aufgewendet worden. Im 
Vergleich zum Vorjahr waren die Armenlasten damit zwar deutlich zurückgegangen, da aber 
auch die Gesamtausgaben gesunken waren, entsprachen die Armenauslagen nun einem An-
teil von 35,32 Prozent an den Gesamtausgaben.610
Erschwerend wirkte sich in diesem Zusammenhang aus, daß der Anteil der abgabe-
pflichtigen Personen kontinuierlich zurückging: Hatte die Zählung der steuerpflichtigen Per-
sonen am 1. Februar 1933 noch 2.602 Personen ergeben, von denen 590 Arbeitslose und 442 
Arme abgezogen werden mußten, sodaß 1.570 zur Besteuerung übriggeblieben waren611, so 
kam man mit Stichtag 1. Februar 1934 nur mehr auf 2.597 Steuerpflichtige, von denen nun 
570 Bezieher der Arbeitslosenunterstützung und 485 in Armenunterstützung stehende Perso-
nen abgezogen werden mußten, sodaß sich die Zahl der Steuerpflichtigen nunmehr auf 1.542 
Personen belief.612
In Anbetracht der großen Not der Arbeitslosen hatte GA. Arthur Möschl613 schon in der 
Gemeindeausschußsitzung vom 28. September 1931 die Anfrage gestellt, ob irgendwelche 
Vorkehrungen getroffen worden seien, eine Wohlfahrts- bzw. Notstandsaktion ins Leben zu 
rufen, damit man den Härten des kommenden Winters einigermaßen begegnen könne. 
Bürgermeister Schmidbauer gab daraufhin bekannt, daß er sich bereits mit verschiede-
nen Städten ins Einvernehmen gesetzt habe, um nach Möglichkeit ein gemeinsames Vorge-
hen abzusprechen. Da dieses Vorhaben jedoch nur ein schwaches Echo gefunden hatte und 
die Gemeinde selbst infolge ihrer Armut nicht in der Lage war, den Arbeitslosen zu helfen –
laut Schmidbauer nahmen die täglichen Vorsprachen um Arbeit oder Arbeitsvermittlung, um 
Wohnungen bzw. billigere Wohnungen oder um Gewährung eines Wohnungsbeitrages stän-
dig zu –, appellierte man an die hiesigen Unternehmer, nur hiesige Arbeiter zu beschäftigen. 
608) Protokoll der GAS. vom 6. November 1933 sowie Schdg. WBl. 1933, Nr. 45, S. 4.
609) Schdg. WBl. 1934, Nr. 6, S. 4.
610) Im Bericht der Landesregierung über die in der Zeit vom 16. bis 19. Jänner 1934 vorgenommene Revision 
der Gebarung der Stadtgemeinde wurde dazu u. a. festgestellt: „Trotz aller Sparmaßnahmen sind aber die 
Armenlasten, obwohl sie von S 23.19 auf S 21.23 pro Kopf gesunken sind, noch als hoch zu bezeichnen, 
da sie die Ertragsanteile noch immer um S 9.81 übersteigen. Mehr als ein Drittel des Gesamtaufwandes 
entfallen auf die Armenfürsorge.“ Protokoll der GAS. vom 5. Februar 1934.
Im Jahr 1934 machten die Armenausgaben dann sogar 37,30 Prozent (S 97.774) der Gesamtausgaben 
(S 262.112,78) aus. Protokoll der GAS. vom 4. Februar 1935.
611) Protokoll der GAS. vom 20. Februar 1933.
612) Protokoll der GAS. vom 5. Februar 1934.
613) Arthur Möschl war in der GAS. vom 28. September 1931 für GA. Emil Gschwandtner nachgerückt. Dieser 
hatte der christlichsozialen Fraktion angehört, war wegen seiner Übersiedelung nach Wels aber aus dem 
Gemeindeausschuß ausgeschieden. Protokoll der GAS. vom 28. September 1931.
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Vizebürgermeister Strebel verwies darauf, daß das Heimatarbeitergesetz nachdrücklich zu 
handhaben sein werde614, und dann einigte man sich darauf, ein Notstandsaktionskomitee zu 
gründen.615 Dieses Komitee, dem neben Bürgermeister Schmidbauer und Vizebürgermeister 
Kinzl die Gemeindeausschußmitglieder Möschl, Steinacker, Lehner, Holzinger und Jäger an-
gehörten616, machte zunächst in einem Aufruf an die Bevölkerung auf die Schwierigkeiten 
aufmerksam und leitete dann Lebensmittel- und Brennmaterialsammlungen ein. Aufgrund 
der Opferbereitschaft der Bevölkerung617 gelang es schließlich, eine öffentliche Ausspeise-
stelle für Ausgesteuerte und Minderbemittelte einzurichten. Sie befand sich im ehemaligen 
Gasthaus des Herrn Froschauer, Denisgasse Nr. 4 und wurde am 25. November 1931 eröff-
net. Als Köchin war Frau Steiner bestellt worden.618 Am 26. November 1931 gab das „Schär-
dinger Wochenblatt“ dazu u. a. folgendes bekannt619:
Es wurde 25 Erwachsenen ein warmes, kräftiges Mittagessen kostenlos geboten. Die 
Zahl 25 wird sich aber bereits in den nächsten Tagen beträchtlich erhöhen, da ein Teil 
der in Betracht kommenden Personen die Ausspeisekarte noch nicht behob und für den 
anderen Teil über die Aufnahme in die Aktion noch keine Entscheidung getroffen wer-
den konnte. Das nötige Eßgeschirr ist in die Ausspeisestelle selbst mitzubringen. Da 
der Ausspeiseraum ziemlich klein ist, können dort nur wenige die Mahlzeit einnehmen. 
Neben den Erwachsenen hatten sich auch zahlreiche Kinder gemeldet, die eines aus-
reichenden Mittagtisches entbehren. Auch hier haben sich bereits Wohltäter gefunden, 
die entweder einem oder mehreren Kindern im eigenen Hause ein Mittagessen verab-
reichen oder an die Gemeinde für ein oder mehrere Kinder einen Beitrag leisten. Es ist 
für ein Kind täglich 30 Groschen zu bezahlen. Durch diesen niedrigen Betrag ist 
selbstverständlich nur ein Teil der Gestehungskosten gedeckt. Mögen alle jene, denen 
es die Mittel erlauben, hier helfend eingreifen, denn es geht hier um das Wohl der Ju-
gend und damit um die Zukunft unseres Volkes!
Beendet wurde diese Winternotstandsaktion – kurz „Winterhilfe“ genannt – am 30. 
April 1932. Laut Bericht Bürgermeister Schmidbauers in der Gemeindeausschußsitzung vom 
9. Mai 1932 waren durch Sammlungen von Haus zu Haus, durch freiwillige monatliche 
Spenden und durch die Unterstützung der oberösterreichischen Landesregierung620 – auf die 
614) Schdg. WBl. 1931, Nr. 40, S. 4 f.
615) Protokoll der GAS. vom 28. September 1931.
616) Schdg. WBl. 1931, Nr. 40, S. 5.
617) Die Fleischhauer der Stadt hatten in ihrer Innungssitzung am 12. Dezember 1931 einstimmig beschlossen, 
zugunsten der Notstandsaktion von der seit Jahren üblichen Ausgabe der sogenannten „Mettenwürste“ an 
ihre Kunden diesmal Abstand zu nehmen und dafür regelmäßig, alltäglich – jeden Tag der Woche ein 
anderer Fleischhauer – eine bestimmte Menge an Fleisch oder dgl. an die Ausspeiseaktion unentgeltlich 
abzuführen. Schdg. WBl. 1931, Nr. 51. S. 5.
Auch die Bäcker stellten sich in den Dienst der Notstandsaktion. Sie faßten in ihrer Innungsversammlung 
am 15. November 1931 den einstimmigen Beschluß, regelmäßig wöchentlich 10 Laib Brot unentgeltlich 
an die Hilfsaktion abzuliefern. Ebda.
618) Schdg. WBl. 1932, Nr. 46, S. 6.
619) Schdg. WBl. 1931, Nr. 48, S. 6.
620) Für die von der Landesregierung initiierte Nothilfe des Landes Oberösterreich hatte die im politischen 
Bezirk Schärding durchgeführte Sammlung, an der sich bis auf die Gemeinde Zell an der Pram alle Ge-
meinden des Bezirks beteiligt hatten, den Betrag von 3.624,21 S ergeben. Schärding widmete der Lan-
desnothilfe damals 250 S. Altschwendt spendete 112,20 S, Andorf 271,94 S, Brunnenthal 50 S, Diers-
bach 174,20 S, Dorf an der Pram 129,50 S, Eggerding 247,27 S, Engelhartszell 10,60 S, Enzenkirchen 
89,40 S, Esternberg 131,70 S, Freinberg 104,90 S, Kopfing 150 S, Mayrhof 43,20 S, Münzkirchen 48,50 
S, Raab 407,60 S, Rainbach 52 S, Riedau 25 S, St. Aegidi 144,20 S, St. Florian 97,10 S, St. Marienkir-
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Fürsprache Hofrat Petraks hatte die Stadtgemeinde für diese Aktion eine Landeshilfe von 
2.000 S sowie einen Waggon Kohle zur Verteilung an Bedürftige erhalten621 – insgesamt 
6.867,47 S aufgebracht worden. An Naturalien hatte man 507 kg Mehl, 8 kg Grieß, 64 kg 
Speck, 258 kg Fleisch, 5.450 kg Kartoffeln, 885 Stück Eier, 34 kg Butter, 165 Laib Brot, 
Würste, ein Reh, einen Hasen, 15 Tauben u. a. wie Kraut, Gemüse usw. gespendet. Außer-
dem waren 500 kg sogenannte „Bundeswurst“ bestellt und in der „Bundeswurst- und Gu-
laschaktion“ – im Rahmen dieser Aktion wurde Fleisch, das man wegen seiner minderen 
Qualität nicht absetzen konnte, den Arbeitslosen zur Verfügung gestellt – an die Notleiden-
den und Bedürftigen verteilt worden.622 Aufgrund dieser Spenden hatte man vom 25. No-
vember 1931 bis zum 30. April 1932 an 101 Personen 8.115 Portionen Mittagessen völlig 
kostenlos ausgeben können. Außerdem waren 81 Kinder in Privathäusern623, Brau- und Gast-
häusern, im Krankenhaus und in der Kuranstalt verpflegt worden, wofür der Bürger-meister 
allen Spendern624 aus nah und fern – auch aus Andorf, Altschwendt, Diersbach, Eggerding, 
Esternberg, Mayrhof, St. Marienkirchen, St. Florian, Brunnenthal, St. Aegidi, St. Roman, 
Suben, Vichtenstein und Zell a. d. Pram waren reichlich Naturalspenden eingegangen – herz-
lich dankte. Abschließend bedankte sich Bürgermeister Schmidbauer auch noch beim Akti-
onskomitee, bei Hofrat Petrak, den Herren Direktor Holzinger und Roman Jäger sowie bei 
den Aufsichtsdamen Gabriele Petrak, Marie Holzinger, Marie Pfliegl, Fr. Lindinger, Rosa 
Kreutzer, Fr. König, Rosa Lindlbauer und Franziska Hornisch, die sich fünf Monate hindurch 
unentgeltlich in den Dienst dieser Aktion gestellt hatten.625
Vizebürgermeister Strebel schloß sich namens der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
diesem Dank an, wies aber gleichzeitig darauf hin, daß wegen der hoffnungslosen Lage in 
den Granitsteinbrüchen nach wie vor viele Arbeiter in Schärding, St. Florian, Wernstein, 
Brunnenthal und Taufkirchen ohne Arbeit und Verdienst seien und nicht wüßten, wovon sie 
ihren Lebensunterhalt bestreiten sollten. Er stellte daher den Antrag, die Gemeinde Schärding 
und Umgebung zum Notstandsgebiet zu erklären und bei der Industriellen Bezirkskommis-
sion in Linz um die Anerkennung als Notstandsgebiet zu ersuchen, was einstimmig ange-
nommen wurde. Eine derartige Anerkennung als Notstandsgebiet bewirkte, daß Arbeiter un-
ter 50 Jahren nicht mehr ausgesteuert werden konnten, wodurch die furchtbare Not der be-
treffenden Gemeinden, die ja für die Ausgesteuerten aufkommen mußten, einigermaßen hätte 
gemildert werden können. 
chen 135 S, St. Roman 106,60 S, St. Willibald 95,70 S, Schardenberg 109,50 S, Sigharting 55,40 S, Su-
ben 70,20 S, Taufkirchen 280,50 S, Vichtenstein 56,30 S, Waldkirchen 54 S und Wernstein 121,70 S. 
Schdg. WBl. 1932, Nr. 3, S. 5.
621) Dankschreiben der Stadtgemeinde-Vorstehung Schärding an Hofrat Franz Petrak, den Leiter der Bezirks-
hauptmannschaft Schärding, datiert mit 24. Mai 1932. Nachlaß Hofrat Petrak.
Am 19. und 20. Februar 1932 erhielten ausgesteuerte und arbeitslose Ernährer kinderreicher Familien 
aus dem vom Lande zugewiesenen Waggon Kohle je 100 Kilogramm. Auch Kartoffel kamen damals zur 
Verteilung, u. z. erhielt jeder Anspruchsberechtigte 20 bis 25 Kilogramm. „Wahrheit“ 1932, Nr. 7, S. 11.
622) Laut Interview vom 30. November 1992 war diese „Bundeswurst“ allerdings so hart, „daß s’ net zum 
Schneiden war“.
623) Eine meiner Zeitzeuginnen erzählte mir in diesem Zusammenhang, daß ihre Mutter jeden zweiten Tag bei 
der Winterhilfe Essen abholen konnte und daß sie selbst ein Jahr lang kostenlos bei den am Unteren 
Stadtplatz wohnhaften kinderlosen Eheleuten Kajetan Hain essen durfte. In welchem Jahr dies war, er-
wähnte meine IP allerdings nicht. Interview vom 30. Mai 1993.
624) Anfang Jänner 1932 kam z. B. eine Spende der Firma Julius Meinl AG. zur Ausgabe. Dabei wurden in der 
hiesigen Meinl-Filiale 110 Pakete mit je ½ kg Reis, ½ kg Zucker, ½ kg Teigwaren, ????????????????????
kg Tee an kinderreiche Familien von Arbeitslosen in Schärding und Umgebung verteilt. Schdg. WBl. 
1932, Nr. 2, S. 5.
625) Protokoll der GAS. vom 9. Mai 1932.
Auch in den folgenden Jahren wirkten die meisten der Genannten an dieser Aktion mit.
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Die Industrielle Bezirkskommission aber lehnte diesen Antrag ab, und die finanzielle 
Lage mancher Gemeinden verschlechterte sich so, daß laut Protokoll der am 28. April 1932 
im Schärdinger Rathaus unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Franz Altmann aus Alt-
schwendt im Beisein der Vertreter aller Gemeinden des politischen Bezirkes Schärding (mit 
Ausnahme der Gemeinden Suben und Rainbach) abgehaltenen Bürgermeisterkonferenz „fast 
die ganzen Einnahmen der Gemeindeumlage auf Konto der Armenlasten“ aufgingen. Unter 
dem Tagesordnungspunkt 3, der dem Thema „Sanierung der Gemeinden“ gewidmet war, 
heißt es hier626:
Bürgermeister Schmiedbauer [!] von Schärding referiert über die Not der Gemeinden, 
bringt einen Bericht über die finanziellen Verhältnisse der Gemeinde Schärding, wel-
cher ein Bild über die trostlose Lage derselben gibt, und welche nur durch die heutige 
Arbeitslosigkeit, durch die vielen Aussteuerungen bedingt ist. Die Anforderungen an 
den Armenfond sind dadurch ungeheuer und ins Unermessliche gewachsen, und stei-
gen noch immer mehr. Es ist soweit, daß fast die ganzen Einnahmen der Gemeindeum-
lage auf Konto der Armenlasten aufgehen.
Wenn nicht den Gemeinden durch den Bund oder durch das Land bald Hilfe geleistet 
wird, müssen diese zusammen brechen.
Nachdem es in den Landgemeinden überall gleich aussieht, wird einstimmig die beilie-
gende Resolution beschloßen [!], und der Vorsitzende in seiner Eigenschaft als Land-
tagsabgeordneter ersucht und ermächtigt, diese Resolution an maßgebender Stelle zu 
unterbreiten, und Hilfe für die Gemeinden zu erwirken.
Es wird auch dem Unmute allgemein Ausdruck gegeben, daß so viele wirklich dürftige 
und notleidende Arbeitspersonen ausgesteuert werden, hingegen so manche Personen, 
die weniger dürftig sind, oft 3 bis 4 Kühe im Stall haben die Arbeitslosenunterstützung 
weiter fort bekommen. Diese ausgesteuerten Notleidenden werden einfach an die Ge-
meinde gewiesen, und so ist es begreiflich, daß die Gemeinden diesen unendlichen An-
forderungen unterliegen müssen.
Selbstverständlich ergab sich eine lebhafte Wechselrede in dieser Angelegenheit, an 
welcher sich fast alle Gemeindevorsteher beteiligten, und die in den einen Ruf nach 
Abhilfe ausklang.“
Diesem Protokoll liegt eine „Anregung zur Erlassung eines Eheverbotes für geistig 
Minderwertige und für Personen, welche voraussichtlich die Familie nicht ernähren können, 
sowie von kranken Personen“ bei: Darin wird einleitend festgestellt, daß die Gemeinden un-
ter den Lasten der Armenversorgung fast zusammenbrächen und daß bei fast jeder Bürger-
meisterkonferenz darüber geklagt werde, ohne daß aber ein Ausweg oder eine Erleichterung 
gefunden werden könne. Nach dem Hinweis, daß auch das Land und der Staat durch die Ko-
sten für die „Inanspruchnahme der Krankenhäuser und anderer Fürsorgeanstalten“ durch die 
Armen sehr in Mitleidenschaft gezogen seien, heißt es dann:
Die Ursachen dieser heute furchtbaren Not und Zustände sind sicher auf den Umstand 
rückzuführen, dass heute jedermann ohne jede Einschränkung des Alters, des Gesund-
heitszustandes und der wirtschaftlichen Aussichten heiraten kann. Die Folgen dieser 
Freiheit müssen sich nicht nur für die Familien sondern auch für die Gemeinden 
höchst unglücklich auswirken.
626) Niederschrift über die Verhandlungen bei der BMK. am 28. April 1932 in Schärding.
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Beispiele aus der eigenen Gemeinde: 
Eine Witwe mit mehreren Kindern erhält Erziehungsbeiträge. Nach Erreichung des 14. 
Lebensjahres werden wohl die Erziehungsbeiträge eingestellt, die Mutter ist aber in-
zwischen alt geworden, braucht weiter die Unterstützung die nun in Form der Armen-
pfründe oder anderen Versorgung gewährt wird. Nach einigen Jahren schon heiraten 
die Kinder und gründen einen eigenen Haushalt. Die Mutter kann somit von vorne her-
ein schon nicht mehr auf die Hilfe der Kinder rechnen und bleibt weiterhin der Ge-
meinde zu Last.
Kaum ist geheiratet, so kommen meist schon solche Leute zunächst um eine billigere 
Wohnung an die Gemeinde. Schon beim ersten Kind muss die Gemeinde die Hebam-
men und Entbindungskosten zahlen, weiterhin auch wieder Erziehungsbeiträge leisten 
u. s. geht es fort. Eltern, Kinder und Kindeskinder hängen zeitlebens an der Gemeinde. 
Schulsachen muss die Gemeinde zahlen, Medikamente, Arzt, Krankenhaus kurz alles 
geht zu Gemeindelasten, ohne dass die Gemeinde etwas dagegen tun kann.
Gerade bei den heutigen Zeiten, wo es Zufall ist Arbeit und Verdienst zu finden, könnte 
und müsste schon auf gesetzlichen [!] Wege vorgesehen werden, dass man – Aus-
nahmsfälle abgesehen – nur solche Personen heiraten lässt, die
1. ein gewisses Alter erreicht haben
2. den Nachweis der Gesundheit in körperl. u. geistiger Hinsicht erbringen kön-
nen,
3. aber auch wenigstens einige Gewähr geben können, dass sie nicht schon in 
jungen Jahren und beim ersten Kind der Gemeinde kommen müssen.
Die nach längerer Wechselrede schließlich einstimmig angenommene Resolution hatte 
dann aber folgenden Wortlaut627:
Durch die zunehmende Verschärfung der wirtschaftlichen Verhältnisse wachsen die 
Armenlasten der Gemeinden ins Unendliche! Die Gemeinden sind nicht mehr in der 
Lage, diesen sozialen Anforderungen gerecht zu werden, wenn denselben nicht ehe-
stens neue Einnahmsmöglichkeiten erschlossen werden.
Die Bürgermeister des pol. Bezirkes Schärding sind der Ansicht, daß eine teilweise Sa-
nierung der Gemeindehaushalte dann möglich wäre, wenn den Gemeinden
1. der gesamte Erlös der Verbrauchsabgabe für alkoholische Getränke (Bier, 
Wein etc.) die seinerzeit als Notopfer für die Landwirtschaft eingeführt wurde 
und nun vom Lande eingehoben bezw. verwendet wird, den Gemeinden überwie-
sen würde.
Die Bürgermeister bitten daher die o.ö. Landesregierung dringenst [!], geeignete 
Schritte zu unternehmen, damit ehestens die angeführten Einnahmsquellen für 
die Gemeinden geschaffen werden.
627) Anhang zur Niederschrift über die Verhandlungen bei der BMK. am 28. April 1932 in Schärding.
Die Idee, den Gemeinden ein Mitspracherecht bei Eheschließungen einzuräumen, tauchte allerdings in 
der BMK. vom 6. April 1933 wieder auf, worauf durch die BMK. beschlossen wurde, „an kompetenter 
Stelle Schritte zu unternehmen, daß bei Eingehen von Ehen ein Nachweis zu erbringen sei, daß der Bräu-
tigam bezw. die Braut imstande sind, in Zukunft auch eine Familie erhalten zu können und auch ein be-
stimmtes Alter vorgesehen werde, wann in eine Ehe eingegangen werden darf. In dieser Hinsicht soll den 
Gemeinden ein Recht eingeräumt werden, zu solchen Handlungen Stellung nehmen zu können. Dringend 
wird auch verlangt, daß das Alter der Großjährigkeit von 21 auf 24 Jahre hinaufgesetzt wird.“ Schdg. 
WBl. 1933, Nr. 15, S. 5.
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2. daß gemäß dem Beispiele anderer Länder ein Ausgleichsfond zu schaffen wä-
re, aus dem jene Gemeinden zu beteilen sind, deren Armenlasten 50 % der Ge-
meindeumlage überschreiten,
3. der Schaffung produktiver Arbeitsmöglichkeiten haben die Gemeinden im Ein-
vernehmen mit der Landesregierung das größte Augenmerk zuzuwenden.
Im Laufe des Sommers verschärfte sich die Lage der Gemeinden schließlich so, daß 
Bürgermeister Schmidbauer am 24. August 1932 anläßlich der in Schärding unter dem Vor-
sitz des Landtagsabgeordneten Franz Altmann aus Altschwendt abgehaltenen Konferenz der 
Bürgermeister und Gemeindevertreter des politischen Bezirks Schärding bekanntgeben muß-
te, daß sämtliche Gemeinden aufgrund der enormen Armenlasten – in vielen Gemeinden ver-
schlangen sie bereits zwei Drittel der gesamten Einnahmen und in manchen Gemeinden so-
gar alle Einnahmen; allein der Stadtgemeinde Schärding seien laut Schmidbauer im letzten 
Monat 53 Armenansuchen vorgelegen – am Ende ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit ange-
langt seien und einige Orte des Bezirks seit 1. August ihren Zahlungsverpflichtungen nicht 
mehr nachkommen könnten.628 Sämtliche Gemeinden vertraten die Ansicht, daß die Bevöl-
kerung weitere Umlageerhöhungen nicht mehr tragen könne. Außerdem sei die Unterstüt-
zung der Ausgesteuerten nach der Bundesverfassung unbedingt und einzig und allein Sache 
des Bundes und nicht Aufgabe der Gemeinde-Armenfürsorge. Der Bund sei daher verpflich-
tet, den Gemeinden zur Fürsorge der Ausgesteuerten umgehend Mittel zur Verfügung zu stel-
len, worauf man sich neuerlich mit der dringenden Bitte um Unterstützung an Bund und Land 
wandte. Die Gemeindevertreter Pretzl aus Freinberg und Leitner aus Engelhartszell verwie-
sen in diesem Zusammenhang dann noch darauf, daß die DDSG. für den Personen-
dampferverkehr Passau–Linz vom Bund 3 Millionen Schilling an Subvention erhalte, obwohl 
der  Betrieb nur einige Monate aufrechterhalten werde. Wenn nur die Hälfte dieses Betrages 
im Rahmen der produktiven Arbeitslosenfürsorge für den Ausbau der seit langem gewünsch-
ten Donauuferstraße629 verwendet werden würde, könnte man Arbeitsgelegenheiten schaffen, 
628) Laut Protokoll der BMK. vom 24. August 1932 hatten viele Gemeinden des Bezirks schon am 1. August die 
Gemeindeangestellten nicht mehr entlohnen können. 
629) Schon am 29. Dezember 1926 hatte Abg. Dir. Kern im „Linzer Volksblatt“ unter dem Titel „Die Donauufer-
straße“ u. a. festgestellt: „Beim Wiederaufbau Oesterreichs darf auf den Ausbau und die Instandsetzung 
unseres Straßennetzes nicht vergessen werden. Wir Oberösterreicher haben schon hervorragende Werke 
des Wiederaufbaues geschaffen. [...] im oberen Donautal soll wieder ein neues Werk des Wiederaufbaues 
auf verkehrstechnischem Gebiete entstehen: die neue Donauuferstraße.
Ein lange gehegter und viel begehrter Wunsch soll damit in Erfüllung gehen, ein Werk geschaffen wer-
den, das bestimmt ist, nicht allein im engeren Heimatverkehr, sondern auch im internationalen Verkehr 
eine große Rolle zu spielen. Das obere Donautal, diese Perle Oberösterreichs, lange abseits des großen 
Verkehres und abgeschlossen von den Hauptverkehrsstraßen, soll aus seinem Dornröschenschlaf erwa-
chen. [...]. Die letzte Landtagssitzung vom 22. d. beschäftigte sich mit der Schaffung einer Donauufer-
straße. Es wurde vom Schreiber dieser Zeilen Bericht über die Petition der Donauufergemeinden um Er-
bauung einer Donauuferstraße als Landstraße erstattet. Der o.-ö. Landtag nahm auch den gestellten An-
trag einmütig an. Die o.-ö. Landesregierung wird nach diesem mit der Ausarbeitung eines Projektes be-
auftragt, [...]. Landeshauptmann Hauser überreichte seinerzeit persönlich die Petition der Donauuferge-
meinden dem o.-ö. Landtage. [...].
Die Donauuferstraße soll von der bayrischen Grenze bei Passau angefangen in einer Länge von beiläufig 
62 Kilometer am rechten Donauufer bis Eferding geführt werden. Hier mündet sie in die Schärdinger 
Bundesstraße ein. Damit würden die an der Straße und die in nächster Nähe gelegenen Ortschaften wie 
Oesterreichisch-Haibach, Freinberg bei Passau, Esternberg, Vichtenstein, Engelhartszell, Wesenufer, 
Waldkirchen am Wesen, Haibach bei Aschach a. d. D., um nur die nächstliegenden zu nennen, eine di-
rekte Verbindung mit der Landeshauptstadt Linz und über Eferding an die Eisenbahnknotenpunkte Linz 
und Wels bekommen. [...].“ „Linzer Volksblatt“ Nr. 298 vom 29. Dezember 1926, S. 1.
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und zudem wäre den Donaugemeinden mit einer ordentlichen Straße mehr gedient als mit 
dem nur vier Monate währenden Dampfschiffverkehr. Die Redner ersuchten die Ver-
sammlung, für den Ausbau dieser Straße zu stimmen sowie Schritte zu unternehmen, daß 
diese Straße endlich einmal gebaut werde, und fanden damit uneingeschränkte Zustim-
mung.630
Angesichts der großen Not der Arbeitslosen und Ausgesteuerten rief Bürgermeister 
Schmidbauer in der Gemeindeausschußsitzung vom 20. September 1932 die Schärdinger 
Bevölkerung zu einer neuerlichen Winterhilfsaktion auf und richtete im besonderen an alle 
Pfarrämter und Frauenorganisationen im Bezirk die Bitte, sich an dieser Aktion zu beteili-
gen.631 Trotz der allgemein schlechten Wirtschaftslage gingen innerhalb kürzester Zeit neben 
namhaften Geldbeträgen auch zahlreiche Sachspenden (Lebensmittel, Kleidung und Wäsche, 
Brennmaterial usw.) ein, sodaß die „schon von vielen mit Sehnsucht erwartete städtische 
Ausspeisestelle“ am 21. November 1932 wieder eröffnet werden konnte.632
In der Gemeindeausschußsitzung vom 28. November 1932 sprach der Bürgermeister 
dafür allen Beteiligten seinen herzlichen Dank aus und stellte dabei stolz fest, daß Schärding 
bisher die einzige Stadt sei, die in dieser Art den Notleidenden segensreich Hilfe leiste.633
Vor allem die Bäcker- und die Fleischerinnung waren in diesem Zusammenhang neuerlich 
hervorzuheben, weil ihre allwöchentlichen größeren Spenden ab 21. November 1932 wie 
schon im Vorjahr wieder die sichere Basis für die öffentliche Ausspeisung im Hause Frosch-
auer bildeten. Beachtlich war jedoch auch die Hilfsbereitschaft der Ortsgruppe Schärding der 
Katholischen Frauenorganisation (KFO.) unter ihrer Obfrau Rosa Lindlbauer. Nachdem 
schon anläßlich der am 14. November 1932 im Gesellenvereinssaal Schärding abgehaltenen 
Bezirkstagung der KFO. durch den Referenten, Herrn Dr. Enkner aus Otterbach, darauf hin-
gewiesen worden war, daß die öffentliche Fürsorge allein nicht ausreichen werde, um die vie-
len Notleidenden zu unterstützen634, beteilte die Ortsgruppe, die laut Bericht der Bezirksob-
frau Oberlehrerin Wambacher anläßlich der Generalversammlung am 5. Feber 1933 473 Mit-
630) Protokoll der BMK. vom 24. August 1932 und Schdg. WBl. 1932, Nr. 35, S. 5.
Diesen Überlegungen erteilte Landesrat Felix Kern, in dessen Ressort damals das Straßenwesen fiel, in 
der BMK. vom 22. Juni 1933 jedoch eine klare Absage: Gerade diese Straße würde infolge der teuren 
Grundablösen ungeheuer viel Geld kosten, sodaß derzeit gar nicht daran zu denken sei. Dagegen gehe 
man von seiten des Landes jetzt daran, die bestehenden Gemeindestraßen längs der Donau zu verbessern 
und instand zu setzen. Protokoll der BMK. vom 22. Juni 1933.
631) Protokoll der GAS. vom 20. September 1932.
632) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ konnte dort an diesem 21. November 1932 bereits 55 Erwachsenen und 23 
Kindern ein warmes Mittagessen, bestehend aus Nudelsuppe und Bratknödel mit Sauerkraut, verabreicht 
werden. Für jedes dieser Kinder wurde von Kinderfreunden ein monatlicher Regiebeitrag von 9 S gelei-
stet. Außer diesen 23 in der städtischen Ausspeisestelle verpflegten Kindern konnte für weitere 47 Kin-
der im Krankenhaus, in der Kuranstalt, in den Brauereien Kapsreiter und Baumgartner, in verschiedenen 
Gast- und Privathäusern ein „Mittagtisch“ gewonnen werden. Es wurden somit am Eröffnungstag 55 Er-
wachsene und 70 Kinder, also zusammen 125 Personen verköstigt. Schdg. WBl. 1932, Nr. 47, S. 5.
633) Protokoll der GAS. vom 28. November 1932.
634) Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde das Referat Dr. Enkners folgendermaßen zusammengefaßt: „Ausge-
hend von den Ursachen und Grundübeln, Not, Elend und Arbeitslosigkeit auf der einen, unbegründete 
Anhäufung des Kapitals einiger Weniger auf der anderen Seite, wies der Referent in klarer und eindeuti-
ger Weise auf die Mittel und Wege hin, wie Katholiken der Tat, besonders aber katholische Frauen, diese 
schreckliche Not wenigstens einigermaßen lindern können. Die öffentliche Fürsorge allein reicht nicht 
aus. Jeder Besitzende hat die Pflicht, das ihm anvertraute Gut im richtigen Sinne zu verwalten, es nicht 
für sich zu erwerben und zu verwenden, sondern auch auf seinen notleidenden Nächsten bedacht zu sein. 
Das Almosengeben im materiellen Sinne allein genügt nicht, auch geistig und seelisch, von Mensch zu 
Mensch, müssen wir dem in Not befindlichen Nächsten zu helfen trachten, das ist gottgewollte Karitas 
nach dem Grundsatze: Das Höchste aber ist die Liebe.“ Schdg. WBl. 1932, Nr. 47, S. 7.
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glieder umfaßte635, im Rahmen der Winterhilfsaktion 1932/33 64 Bedürftige mit je 10 S, gab 
Lebensmittelpakete im Gesamtwert von 283 S aus und stattete 43 Kinder sowie 30 Erwach-
sene mit Kleidungsstücken, Wäsche und Schuhen aus, wobei für die Kinder 172 S und für 
die Erwachsenen 150 S aufgewendet wurden. Außerdem wurden von der Ortsgruppe 13 
Raummeter Holz und Kohlen im Wert von 300 S verteilt. Für 10 arme Kinder wurde der Mit-
tagstisch in der öffentlichen Ausspeisestelle bezahlt, und zwar pro Tag und Kind 30 Gro-
schen; und schließlich übernahmen Mitglieder des Ausschusses der KFO. auch Arbeiten in 
der öffentlichen Fürsorge und in der Ausspeisestelle.636
Da wegen der übergroßen Zahl der Hilfsbedürftigen sehr sparsam mit den vorhandenen 
Mitteln umgegangen werden mußte, um die Hilfsaktion den ganzen Winter hindurch auf-
rechterhalten zu können, wurde vereinbart, einen Wochenspeiseplan zu erstellen, von dem 
nur in „allerdringendsten Fällen“ – wenn zum Beispiel leichtverderbliche Lebensmittel ein-
gegangen waren – abgewichen werden durfte. Er lautete folgendermaßen637:
Montag: Suppe, Tiroler- oder Bratknödel, eventuell Leberknödel in der Suppe, sodann 
Sauerkraut oder Krautsalat und Kartoffel. Dienstag: Suppe, Speckwurst mit Kraut und 
Kartoffelschmarrn. Mittwoch: Suppe, Gröstl (Fleisch mit Kartoffel vermengt), Krautsa-
lat. Donnerstag: Grießsuppe, Speckknödel mit Kraut- [sic!] oder Krautsalat. Freitag: 
Gemüsesuppe, dann Reis- oder Grießschmarrn, oder Wuchtel, oder Gramlknödl. Sams-
tag: Lüngerl (Beuschl) mit Knödel und Erdäpfel. Sonntag: Suppe, Rindsbraten oder 
Rindfleisch (im Falle Geselchtes wäre Reis in die Suppe einzukochen), Kartoffelsalat, 
eventuell eingebrannte Kartoffel.
Waren 1931/32 insgesamt 8.115 Portionen Mittagessen ausgegeben worden, so kam 
man nun vom 21. November 1932 bis zum 30. April 1933 auf 19.520 Portionen, wodurch 
135 Personen kostenlos verpflegt werden konnten. Außerdem waren 96 Kinder in Privathäu-
sern zum Mittagessen aufgenommen worden.638 Die Mittel hiefür hatte man wie schon im 
Winter 1931/1932 durch freiwillige Spenden639, durch Haussammlungen und durch die Un-
terstützung der Landesregierung aufbringen können.640 Außerdem wurden zugunsten der 
Winterhilfe immer wieder Wohltätigkeitsveranstaltungen durchgeführt. So gingen zum 
Beispiel durch ein Benefizkonzert der Kapelle Schröckeneder am 21. Jänner 1933, an dem 
635) Schdg. WBl. 1933, Nr. 6, S. 6.
636) Chronik des Katholischen Stadtpfarramtes Schärding, S. 47.
637) Schdg. WBl. 1932, Nr. 46, S. 6.
638) Protokoll der GAS. vom 27. Mai 1933.
639) Das „Schärdinger Wochenblatt“ konnte in seiner Nr. 1 des Jahres 1932 z. B. bekanntgeben, daß der oö. 
Molkereiverband (die Teebutterzentrale) den Entschluß gefaßt habe, der Winterhilfsaktion bis Ende März 
jede Woche eine entsprechende Menge Eier unentgeltlich zuzuführen. Schdg. WBl. 1932, Nr. 1, S. 5.
640) Am 19. Jänner 1933 war dazu im „Schärdinger Wochenblatt“ folgende Klarstellung veröffentlicht worden: 
„Da bei einzelnen Personen die Meinung verbreitet ist, Bund und Land hätten für unsere Ausspeisestelle 
Spenden an Geld oder an Lebensmitteln gegeben, so sei hier nachdrücklichst festgestellt, daß bis heute 
für die Winterperiode 1932/33 außer dem Waggon Kohle, weder Bund noch Land in irgend einer Form 
Zuschüsse oder Spenden gegeben haben. Alle bisher für die städtische Ausspeisestelle gemachten Auf-
wendungen (an Geld allein 2.640,66 S) stammen einzig und allein aus freiwilligen Spenden der Bewoh-
ner unserer Stadt und vieler Gemeinden des Bezirkes. Nur der hervorragenden Opferwilligkeit und Hilfs-
bereitschaft vieler edler Menschenfreunde ist es zu verdanken, daß die Ausspeisestelle für unsere notlei-
denden Mitmenschen überhaupt eröffnet und in der bisherigen Form geführt werden konnte.“ Schdg. 
WBl. 1933, Nr. 3, S. 5. Hinsichtlich der Kohlenspende der oö. Landesregierung meldet das „Schärdinger 
Wochenblatt“ am 2. Februar 1933, daß bei der „in der Vorwoche vorgenommenen Verteilung“ 241 Par-
teien mit 704 Einzelpersonen – also „fast 18 % der Gesamtbevölkerung unserer Stadt“ – beteilt worden 
seien. Schdg. WBl. 1933, Nr. 5, S. 6.
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30 Musiker teilnahmen, neben 301,31 Schilling an Bargeld auch 50 kg Kartoffeln, 30 kg Reis 
und 10 kg Powidl ein, und durch ein „großes maskiertes Faschings-Bürgerschlittenfahren“ 
am 29. Jänner floß der Winterhilfe ein Betrag von 140,75 Schilling zu.641
Tabelle 71: Übersicht über die in der städtischen Ausspeisestelle in den Jahren 1931 bis 1937 




1931/1932  25. Nov. – 30. April   8.115
1932/1933  21. Nov. – 30. April 19.520
1933/1934 4. Dez. – 1. Mai 16.088
1934/1935 3. Dez. – 1. Mai 23.206
1935/1936 2. Dez. – 1. Mai 27.230
1936/1937 7. Dez. – 1. Mai 26.360
Quellen: Protokolle der Gemeindeausschußsitzungen vom 9. Mai 1932, vom 27. Mai 1933, vom 14. Mai 1934, 
vom 29. Juli 1935, vom 25. Mai 1936 und vom 10. Mai 1937.
Die so segensreiche Einrichtung der Winterhilfe wurde dann – wie Tabelle 71 zeigt –
auch in den folgenden Jahren beibehalten642, wobei man immer wieder an „die stets hilfsbe-
reite Bewohnerschaft unserer Stadt“ appellierte, sich vor allem der hungernden Kinder anzu-
nehmen und für sie „Mittagtische“ zu geben oder zu stiften. Unter dem Titel „Helft den hun-
gernden Kindern!“ schrieb das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. in seiner Ausgabe vom 16. 
November 1933643: 
Die Not und das Elend unter den vielen Ausgesteuerten, in Notstandsunterstützung ste-
henden Arbeitslosen und den Mindestbemittelten hat gegenüber dem Vorjahre nicht 
abgenommen, ja hat sich noch in mancher Beziehung verschärft. Um den zahlreichen 
Hilfsbedürftigen wenigstens in der allergrößten Not beizustehen und hier lindernd und 
helfend einzugreifen, will auch heuer wieder die Stadtgemeinde eine Hilfsaktion in 
Form einer Ausspeisestelle für die Wintermonate ins Leben rufen. Neben den Erwach-
senen tritt auch die Not in besonderer Weise an unsere Kinder, an das wertvollste Gut, 
das wir für die Zukunft haben, heran. Sollen diese nicht körperlich und geistig verküm-
mern oder gar zu Grunde gehen, dann müssen wir uns auch dieser annehmen. Wie in 
den zwei verflossenen Jahren wird auch heuer wieder an die stets hilfsbereite Bewoh-
nerschaft unserer Stadt die eindringliche Bitte gerichtet, für die Kinder Mittagtische zu 
geben oder für sie solche zu stiften. Wer in der Lage ist, einem Kinde während der 
Wintermonate einen Freitisch in seinem Hause zu geben, oder monatlich den Regie-
beitrag von 9 S bei der Stadtgemeinde zu erlegen, damit ein Kind in der städtischen 
Ausspeisestelle ein bescheidenes, aber auskömmliches Mittagessen erhält, der melde 
dies der Schule oder dem Gemeindeamte. 84 Parteien mit 134 Kindern hätten um ein 
Mittagessen gebeten. Geben wir, damit wenigstens ein Teil davon befriedigt werden 
kann. Es wird strenge darauf geschaut werden, daß nur würdige und bedürftige Kinder 
an dieser Ausspeiseaktion teilnehmen.
641) Schdg. WBl. 1933, Nr. 4, S. 5, „Wahrheit“ 1933, Nr. 4, S. 13 und Schdg. WBl. 1933, Nr. 5, S. 6.
642) Als Köchin war 1933 die Gastwirtin Frau Gattinger gewonnen worden. Protokoll der GAS. vom 18. De-
zember 1933. 
643) Schdg. WBl. 1933, Nr. 46, S. 5.
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Trotz dieser Aufrufe gelang es im Winter 1933/34 aber bei weitem nicht, all die Kin-
der, für die um ein Mittagessen angesucht worden war, zu verköstigen: In der Gemeindeaus-
schußsitzung vom 18. Dezember 1933 teilte Bürgermeister Schmidbauer dazu u. a. mit, daß 
die Haussammlung für die Winterhilfe an Geldspenden mit 1.439,80 S um 824 S weniger als 
im Vorjahr ergeben habe, und wies anschließend darauf hin, daß zur Teilnahme an der Hilfs-
aktion mittlerweile 140 bedürftige Kinder vorgemerkt seien, man bisher jedoch nur 58 habe 
unterbringen können – u. z. 15 in der Ausspeisestelle (neben den 56 Erwachsenen) und 43 in 
Privathäusern, im Krankenhaus, in der Kuranstalt sowie in Brau- und Gasthäusern.644 Schul-
direktor Holzinger ergänzte sodann, daß zu den 140 Aufnahmegesuchen noch ständig neue 
dazukämen, sich bisher aber nur 20 Wohltäter gefunden hätten, die für ein Kind das Essen 
bezahlten, ja daß überhaupt viel weniger Geldspenden als im Vorjahre eingingen, aber mehr 
Erwachsene und Kinder um die Ausspeisung angesucht hätten, weshalb er alle Gemeinde-
ausschußmitglieder ersuche, um neue Wohltäter zu werben. Hernach richteten beide Herren 
neuerlich die „dringendste Bitte“ an die Öffentlichkeit, die Aktion „im größtmöglichsten 
Ausmaße“ [sic!] zu unterstützen.645
Tatsächlich konnte die Zahl der verpflegten Personen in den folgenden Wochen dann 
erheblich gesteigert werden, sodaß schließlich im Winter 1933/34 allein in der städtischen 
Ausspeisestelle täglich durchschnittlich 109 Personen „eine gute, kräftige und reichliche 
Mahlzeit“ erhielten.646
Dies war nun zwar deutlich weniger als im Winter 1932/33, angesichts dessen aber, 
daß die Hauptlast dieser Hilfsaktion trotz der Spenden des Bundes, des Landes, der städti-
schen Sparkasse und der umliegenden Gemeinden nach wie vor auf der Bewohnerschaft der 
Stadt lag647, die – wie das „Schärdinger Wochenblatt“ damals schrieb648 – „gegenwärtig auch 
recht hart um ihre wirtschaftliche Existenz ringt“, stellten die in der städtischen Ausspeise-
stelle ausgegebenen 16.088 Mittagessen zusammen mit den rund 7.400 Essensportionen, die 
in Privathäusern an Kinder gegeben worden waren, doch eine beachtliche karitative Leistung 
dar.649
Unabhängig von dieser auf die Wintermonate beschränkten Hilfsaktion wurde laut In-
terview vom 30. November 1992 durch die Barmherzigen Brüder regelmäßig eine sogenann-
te Klostersuppe ausgegeben:
Beim Tor ins Grüntal außi, rechts bei der scharfn Eckn, da is jeden Mittag, da san 
zwoa Pater kumma mit an großn Hefn, und da is Suppn ausg’speist wordn und Brot. 
Da san de vom Eichbüchl und vom Bruaderhaus kumma, z’ Mittag und auf d’ Nacht. 
Da san Kinder und Erwachsene hinganga, und da hat ma a Suppn kriagt und a Brot. 
644) Im Rahmen der Winterhilfe 1932/33 hatten sich 120 Kinder beworben und 75 hatte man sofort unterbringen 
können. Insgesamt waren dann – wie bereits erwähnt – 96 Kinder verköstigt worden. Protokoll der GAS. 
vom 28. November 1932 und vom 27. Mai 1933.
645) Protokoll der GAS. vom 18. Dezember 1933 und Schdg. WBl. 1933, Nr. 51, S. 5.
646) Im Jänner 1934 erhielten z. B. 38 Kinder und 85 Erwachsene in der städtischen Ausspeisestelle ein kosten-
loses Mittagessen und 48 Kinder bei Privaten (Schdg. WBl. 1934, Nr. 6, S. 5); und im März wurden in 
der städtischen Ausspeisestelle neben 66 Erwachsenen sogar 50 Kinder versorgt und weitere 49 Kinder 
bei Privaten (Schdg. WBl. 1934, Nr. 14, S. 5).
647) Für die Winterhilfsaktion 1933/34 hatte die Stadt allein an Geldmitteln 9.201,31 S aufzuwenden gehabt. 
Protokoll der GAS. vom 14. Mai 1934. Im Winter 1932/33 waren es 9.108,97 S gewesen. Protokoll der 
GAS. vom 27. Mai 1933.
648) Schdg. WBl. 1934, Nr. 19, S. 6.
649) Protokoll der GAS. vom 14. Mai 1934 und Schdg. WBl. 1934, Nr. 19, S. 6.
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1934/35 wurden im Rahmen der Winterhil-
fe in der Zeit vom 3. Dezember 1934 bis zum 1. 
Mai 1935 an 185 Personen unentgeltlich 23.206 
Portionen Mittagessen verabfolgt.650 Ermöglicht 
worden war diese Ausweitung der Ausspeiseak-
tion dadurch, daß nunmehr sowohl der Bund als 
auch das Land beträchtliche Mittel für die Win-
terhilfe zur Verfügung stellten651 und auch immer 
wieder an die Mitbürger und Mitbürgerinnen ap-
pellierten, die Notleidenden zu unterstützen. In 
einem am 4. Oktober 1934 im „Schärdinger Wo-
chenblatt“ veröffentlichten Aufruf Landeshaupt-
mann Gleißners an die Bevölkerung von Ober-
österreich hieß es z. B.652:
[...] Durch die stattlichen Mittel von Bund 
und Land konnte seit Jahren eine Fülle von 
Not und Elend gemildert und den bedräng-
testen Opfern der Wirtschaftskrise Hilfe ge-
bracht werden; in Oberösterreich allein 
haben im Vorjahre die Beiträge von Bund 
und Land, die Spenden der Bevölkerung an 
Geld und Naturalien annähernd eineinhalb Millionen Schilling ergeben. Aber die wirt-
schaftliche Not, die nun seit Jahren auf Stadt und Land liegt, die trotz des Bemühens 
650) In der Schlußsitzung des Winterhilfskomitees am 2. Mai 1935 gab Bürgermeister Schmidbauer einen aus-
führlichen Bericht über die Winterhilfsaktion 1934/35. Demnach waren an Geldspenden eingegangen: 
durch eine Sammlung von Haus zu Haus 1.221,40 S, durch verschiedene Spenden und Zuwendungen 
1.686,69 S, durch Einzahlungen für Mittagstische an Kinder 1.482,70 S, 6.500 S an Bundes- und Lan-
deshilfe, 1.000 S durch die Sparkasse Schärding, zusammen 11.890,79 S. Die Ausgaben betrugen 
12.284,37 S. An Lebensmittel- und Sachspenden listete Schmidbauer folgendes auf: 10 Rindsköpfe, 26 
kg Beuschel, 45 kg Fleisch, 15½ kg Geselchtes, 16 kg Speck, 412 Stück Würste, 181 Wecken Brot, 
12.585 kg Kartoffeln, 2.585 kg Äpfel, 352 Krauthäuptel, 70 kg Korn, 502 kg. Mehl, 313 kg Reis, 84 kg 
Teigwaren, 160 kg Sauerkraut, 290 kg Gemüse, 67 kg Zwiebeln, 250 Stück Eier, 55 Liter Milch, 16 kg 
Schmalz und Fett, 52 kg Kaffee gebrannt, 5 kg Zucker, 20 kg Zwetschken gedörrt, 10 kg Brein, 5 kg 
Marmelade, 3 kg Malzkaffee, 16 Lebensmittelpakete, 5 Klafter Wied, 7 Meter Brennholz, 16.500 kg 
Kohle sowie Schuhe und diverse Spenden an Kleidern und Wäsche. Durch die Kinderhilfe erhielten 114 
Kinder Mittagessen in Privathäusern, im Krankenhaus, in der Kuranstalt, im Fürsorgehaus, in den Brau-
und Gasthäusern, in der Küche des Heimatschutzkorps sowie in der Notstandsküche selbst. Etliche Kin-
der durften außerdem weiterhin in privaten Häusern zum Mittagstisch kommen. In verschiedenen Ausga-
ben wurden an Dürftige verteilt: an 130 Personen je 9 kg Äpfel, desgleichen auch an Kinder, an 171 Per-
sonen 3.085 kg Kartoffel, 235 Pakete gebrannten Kaffee (Spende der Firma Blaimschein), 16 Lebens-
mittelpakete (Spende der Firma Meinl), an 482 Personen 15.000 kg Kohle (Spende der oö. Landesregie-
rung). Außer der hiesigen Bevölkerung unterstützten die Aktion durch Spenden an Lebensmitteln die 
Nachbargemeinden, die Bäcker- und Fleischhauergenossenschaft, die 1. oö. Molkereigenossenschaft, die 
Heimatschutzkompagnie u. a. Schdg. WBl. 1935, Nr. 19, S. 7 und Schdg. WBl. 1935, Nr. 31, S. 5.
651) So konnte z. B. Ende des Jahres 1934 im Schdg. WBl. 1934, Nr. 51, S. 6 bekanntgegeben werden, daß das 
Land OÖ. mit „Rücksicht auf die Not der Zeit“ zur Durchführung der Winterhilfe für diesen Winter 
einen Betrag von 170.000 S zur Verfügung gestellt habe, wovon 20.000 S zur Unterstützung von Land-
und Forstarbeitern verwendet werden sollten, die nicht im Genuß der Arbeitslosenunterstützung standen; 
und am 17. Jänner 1935 teilte das Blatt mit, daß österreichweit seit 15. Oktober 1934 1,430.000 ¼-Kilo-
Portionen Schmelzkäse an die Arbeitslosen abgegeben worden seien. Schdg. WBl. 1935, Nr. 3, S. 2.




der verantwortlichen Stellen, Arbeit und Erwerb zu bringen, nur allzu langsam in ih-
rem Druck nachläßt, weil immer wieder schwerste Störungen den wirtschaftlichen Auf-
stieg beeinträchtigen, ruft nach verstärkter Hilfe.
So wendet sich auch heuer die oberösterreichische Landesregierung an alle, denen die 
Sorge um den nötigsten Lebensunterhalt erspart ist, mit der herzlichen Bitte, ihre 
Hilfsbereitschaft für die Aermsten unserer Mitbürger mit einer Spende am allgemeinen 
Hilfswerk zu beweisen. Bund und Land werden tun, was in ihren Kräften steht, aber 
angesichts der großen Not und der Zahl der Bedürftigen können die öffentlichen Fak-
toren der privaten Mithilfe nicht entbehren. [...]
Oberösterreicher! Lassen wir keinen Volksgenossen im kommenden Winter hungern 
und frieren, jeder Gegensatz schweige, Menschlichkeit und Hilfsbereitschaft haben an-
gesichts der großen Not das Wort!
Wesentliche Mittel aber kamen nach wie vor von der Bevölkerung der Stadt und ihrer 
Umgebung653; und auch Vereine und Firmen stellten sich immer wieder in den Dienst der 
Hilfsaktion. So erklärte sich z. B. der hiesige Sportklub bereit, am 15. November 1934 zu-
gunsten der Winterhilfe ein Wettspiel gegen den Sportverein Attnang auszutragen654, und das 
Personal der Ueberlandwerke in Schärding beschloß, drei Prozent des Lohnes bzw. Gehaltes 
im Monat November – dies waren etwa 60 Schilling – der Winterhilfe in Schärding zu-
zuwenden.655
Von der Vaterländischen Front herausgegebenes Plakat
Im Jahr 1935 wurde dann der Schwerpunkt der Hilfsaktionen auf die Unterstützung be-
dürftiger Kinder gelegt. Nachdem bereits im Sommer im Rahmen des Kinderferienwerks der 
653) Seinen am 25. Oktober 1934 im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichten Spendenaufruf hatte Bürger-
meister Schmidbauer folgendermaßen eingeleitet: „ Schon mehren sich die Anzeichen, daß der Winter 
sich nähert und wieder erhebt sich die bange Sorge, wie werden, wie können wir den vierten Winter der 
großen Notzeit überdauern.
Wenn es auch gelungen ist, einem Teil der Arbeitslosen in Steinbrüchen etc. Arbeit zu verschaffen, konn-
te doch ein Teil derselben keine Arbeit finden und es ist die Zahl der Dürftigen und die Not sowie das 
Bild des Elendes heute groß geworden. [...].“ Schdg. WBl. 1934, Nr. 43, S. 6.
654) Mit „Rücksicht auf den edlen Zweck dieser Veranstaltung“ bat das Gemeindeamt der Stadt Schärding die 
Bewohnerschaft, dieses Spiel durch einen besonders zahlreichen Besuch auszuzeichnen. Außerdem floß 
auch der Reinerlös aus dem am gleichen Tag abends im Saal des Schärdinger Bräustübls stattfindenden 
Tanzkränzchen der Winterhilfe zu. Schdg. WBl. 1934, Nr. 46, S. 6.
655) Schdg. WBl. 1934, Nr. 48, S. 6.
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Vaterländischen Front unter dem Motto „Schafft Gesundheit für Österreichs Zukunft“ öster-
reichweit 51.400 Kinder „einer zweckdienlichen Erholung zugeführt“ worden waren – in 
Schärding hatten damals „20 gesundheitlich und wirtschaftlich bedürftige Kinder der Ge-
burtsjahrgänge 1922 bis 1926“ an dieser vierwöchigen Ferienaktion teilnehmen dürfen656 –, 
rief Bundeskanzler Schuschnigg die Österreicherinnen und Österreicher im Herbst 1935 ein-
dringlich dazu auf, sich an der neugegründeten Kinderhilfsaktion „Nehmt hungernde Kinder 
zum Mittagstisch“ zu beteiligen657: 
[...] Es war der Herzenswunsch meiner in Gott ruhenden Gattin658, die Kinder Notlei-
dender vor dem Hunger zu schützen. Dies war das Ziel ihres Strebens, und noch kurz 
vor ihrem Tode begann sie mit den Vorarbeiten für das bereits bekannte große Hilfs-
werk: „Nehmt hungernde Kinder zum Mittagstisch.“
Alles zu tun, damit diese einem Werk der Nächstenliebe dienenden Bestrebungen ver-
wirklicht werden, erscheint mir als eine heilige Pflicht und als die Erfüllung eines Ver-
mächtnisses. Aus diesen Gründen habe ich den Ehrenschutz des Hilfswerkes übernom-
men. Die Hilfsbereitschaft der Bevölkerung hat sich immer bewährt, sobald die öffent-
liche Fürsorge nicht ausreichte, um Darbende vor der ärgsten Not zu schützen. [...] Ich 
richte daher an alle Oesterreicher, insbesondere an die Frauen, die Bitte, das gute 
Werk nach Kräften zu unterstützen.
Wer ein armes Kind zum Mittagessen nimmt, der hilft nicht nur Not und Elend lindern, 
sondern gibt auch einen Baustein für ein Werk, das bestimmt ist, einer großen Idee zu 
dienen: Dem Frieden in unserer Heimat Oesterreich!
Alles für unsere Jugend!
Abgesehen von der Herma-Schuschnigg-Fürsorgeaktion „Nehmt hungernde Kinder 
zum Mittagstisch“659, half man bedürftigen Kindern aber auch im Rahmen der Winterhilfe 
1935/36660, für die wiederum sowohl von öffentlicher Seite als auch von privaten Sponso-
656) Um an dieser Aktion teilnehmen zu können, mußte die Arbeitslosenbescheinigung des Vaters oder der Mut-
ter oder ein Mittellosigkeitszeugnis vorgelegt werden. Außerdem war ein Elternbeitrag von 10 Schilling 
zu bezahlen. Dieser Beitrag konnte in „berücksichtigungswerten Fällen“ allerdings auf 6 Schilling ermä-
ßigt werden. Schdg. WBl. 1935, Nr. 21, S. 6.S ermäßigt werden. Schdg. WBl. 1935, Nr. 21, S. 6.
657) Schdg. WBl. 1935, Nr. 39, S. 4.
658) Herma von Schuschnigg (geb. Masera) war am 13. Juli 1935 bei einem Autounfall zwischen Linz und Asten 
tödlich verunglückt. Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. 
S. 400.
659) In Schärdings Nachbarort Brunnenthal z. B. wurde anläßlich dieser Fürsorgeaktion während der Wintermo-
nate 30 Armenkindern der Gemeinde zum Teil täglich, zum Teil wöchentlich einmal ein warmes Mittag-
essen verabreicht. Schdg. WBl. 1936, Nr. 10, S. 5.
Österreichweit wurden im Winter 1935/36 durch die Hilfswerke der Herma-Schuschnigg-Fürsorgeaktion 
„Weihnacht der Heimat“ und „Nehmt hungernde Kinder zum Mittagstisch“ 20.000 Kinder mit vollständi-
ger Winterkleidung beteilt und an die 150.000 erhielten Mittagstische. Schdg. WBl. 1936, Nr. 38, S. 2 
und Nr. 49, S. 2.
660) Bundeskanzler Schuschnigg hatte seinen im Oktober 1935 veröffentlichten Aufruf folgendermaßen eingelei-
tet: „Angesichts des nahenden Winters rufe ich euch neuerdings zum Kampfe gegen Hunger und Kälte 
auf. Der Winter erhöht die Arbeitslosigkeit und vermehrt die Not und die Leiden der Arbeitslosen. Für 
sie und ihre Familien zu sorgen, ist unsere heiligste Pflicht. Darum richte ich an alle Männer und Frauen, 
an jung und alt, die dringende Bitte: Gedenket der Winterhilfe!
Helft den Bedürftigen, wo immer ihr könnt und soviel ihr könnt. Jede Gabe ist willkommen.
Nehmt euch vor allem auch der armen Kinder an.
Erweckt und nährt in ihren zarten Herzen den Glauben an die Hilfsbereitschaft der Mitmenschen. [...].“ 
Schdg. WBl. 1935, Nr. 45, S. 1.
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ren661 beträchtliche Mittel zur Verfügung gestellt wurden.662 So führte man z. B. vom 8. bis 
15. Dezember 1935 in ganz Österreich eine Werbewoche für die Winterhilfe durch, und vom 
9. bis 14. Dezember wurden in allen Orten Österreichs mit Garnisonen durch das Bundesheer 
– in Schärding am 14. Dezember durch die Schutzkorpskompagnie – Kleider, Wäsche, Schu-
he etc. gesammelt.663
Gesammelt wurde im Winter 1935/1936 und weiter bis Ende Juni 1936 aber auch, um 
Arbeitslose und Sozialrentner im Rahmen des Kohlenhilfswerks wie bisher mit Brennstoffen 
beteilen zu können.664 Außerdem wurden – wie schon 1933 und dann auch in den Jahren 
1936 und 1937 – zugunsten der Winterhilfsaktion der Bundesregierung Sonderpostmarken 
herausgegeben, deren Verwendung der Bevölkerung wärmstens empfohlen wurde.665
Sondermarkenserie „Winterhilfe“ 1935
In Schärding gab man 1935/36 insgesamt 27.230 Portionen Mittagessen aus, wobei der 
Höchststand der in der Winterhilfsküche Verpflegten damals 216 Personen betrug.666
661) Die Firma Julius Meinl z. B. unterstützte die Winterhilfsaktion der Bundesregierung wie schon im Winter 
1934/1935 durch eine Spende von 20.000 S. Schdg. WBl. 1935, Nr. 50, S. 6. 
662) Laut einem am 25. Juni 1936 im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichten Dankschreiben Bundeskanzler 
Schuschniggs, das dieser anläßlich des Abschlusses der Winterhilfe 1935/36 erlassen hatte, waren nach 
vorläufigen Berichten fast 25 Millionen Schilling in den Dienst der Winterhilfe gestellt worden, wovon 
mehr als 20 Millionen von der Winterhilfe der Bundesregierung und mehr als 4½ Millionen von privaten 
Wohlfahrtsvereinigungen aufgebracht worden waren. Schdg. WBl. 1936, Nr. 25, S. 1.
663) Schdg. WBl. 1935, Nr. 50, S. 7.
664) Die Post- und Telegraphendirektion Linz teilte dazu Anfang November 1935 u. a. folgendes mit: „Für diese 
Sammlung werden die Postzusteller auf ihren Dienstgängen und die Schalterbeamten an den Schaltern 
Spenden entgegennehmen und als Empfangsbestätigung Kohlenspendemarken ausfolgen. Der Erlös aus 
dem Kohlenhilfswerk wird ausschließlich jenen Bundesländern zugute kommen, aus denen die Spenden 
stammen. Die Kohlenspendemarken können jedoch zum Freimachen von Postsendungen nicht verwendet 
werden. Da es sich bei dem Kohlenhilfswerk um einen hervorragend wohltätigen Zweck handelt, lädt die 
Postverwaltung ein, zum Erfolge dieses Werkes durch Ankauf von Kohlenspendemarken nach Kräften 
beizutragen.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 45, S. 6. 
665) Schdg. WBl. 1935, Nr. 46, S. 6.
666) Laut Protokoll der GTS. vom 25. Mai 1936 hatte der Aufwand für die im Rahmen der Winterhilfsaktion 
1935/36 ausgegebenen 27.230 Portionen Essen 14.184,05 Schilling betragen. Weiters hatten 195 Partei-
en aus der Kleider- und Wäschesammlung beteilt werden können. Zu Neujahr erhielten 33 Parteien je 
5 S und ein Lebensmittelpaket. Am 3. Jänner 1936 wurden an 161 Parteien 4.800 kg Kartoffeln und 161 
Pakete gebrannten Kaffees (Spende der Firma Blaimschein) ausgegeben. An 34 Parteien wurden 17½ m 
Brennholz und  auch Wied verteilt. Am 7. Jänner und 19. Februar gelangte die von der oö. Landesregie-
rung für die Winterhilfe zur Verfügung gestellte Kohle von 30.000 kg zur Verteilung. Außerdem erhiel-
ten im Rahmen der Kinderaktion 115 Kinder Mittagstische.
Neben der Fleischer- und der Bäckerinnung, der hiesigen Kaufmannschaft und den Geschäftsleuten, der 
Molkereigenossenschaft, der Schutzkorpskompagnie, den hiesigen Schulen (Schdg. WBl. 1936, Nr. 18, 
S. 6) und verschiedenen hiesigen Vereinen (z. B. floß der Großteil des Reingewinns der Silvesterfeier 
des MGV. „Wiederhall“ der städtischen Winterhilfe zu; Schdg. WBl. 1935, Nr. 50, S. 6) wurde die Akti-
on auch wieder von auswärts unterstützt (wie in den vorangegangenen Jahren hatte Hofrat Petrak anläß-
lich der BMK. vom 28. November 1935 die Anwesenden um Mithilfe ersucht; Schdg. WBl. 1935, Nr. 
49, S. 7). So spendeten z. B. die Landwirte-Berufsgenossenschaften u. a. 21.000 kg Kartoffeln.
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Im Winter 1936/37 behielt man dann trotz der 
Verbesserung der wirtschaftlichen Situation diese 
Einrichtung, die sich nun schon über fünf Jahre her-
vorragend bewährt hatte667, bei und erweiterte sie 
noch um die sogenannte Volkskohlenaktion.668
Gleichzeitig mit dem Aufruf zur Winterhilfe wurde 
in Schärding damals ein Sammlungsverbot verhängt. 
Begründet wurde dies folgendermaßen669:
Mit Rücksicht auf die in naher Zeit bevorste-
hende Sammlung für die Winterhilfe, wird mit 
Ausnahme der in den nächsten Tagen zur 
Durchführung kommenden Sammlung für die 
oö. Luftstaffel jede Sammlung in Schärding, für 
was immer für Zwecke, untersagt. Diese Maß-
nahme ist notwendig, damit die allgemeine öf-
fentliche Sammlung für das Winterhilfswerk 
keine Einbuße erleidet. Erst nach Abschluß der 
Winterhilfe-Sammlung können andere Wohltä-
tigkeits- und Weihnachtssammlungen stattfin-
den.
Zuständig für die Notstandsküche, in der man 
1936/37 täglich bis zu 223 Personen unentgeltlich 
mit Mittagessen versorgte, waren unter der Leitung 
Frau Rosa Kreutzers Vizebürgermeistersgattin Aloi-
sia Diethör, Arztensgattin Marie Holzinger, Majors-
witwe Fanni Höpfler, die Privaten Franziska Hor-
nisch und Rosa Lindlbauer, Kommerzialratsgattin 
Marie Pfliegl und Frl. Josefine Wilk. Insgesamt gab 
man von 7. Dezember 1936 bis einschließlich 1. Mai 
1937 26.360 Portionen Mittagessen aus.670 Dies war
667) Landeshauptmann Gleißner hatte in seinem Aufruf an die Bevölkerung von Oberösterreich u. a. folgendes 
erklärt: „Bund, Land und Gemeinden werden auch für die Winterhilfe 1936/37 tun, was in ihren Kräften 
steht, den vollen Erfolg der Aktion kann aber nur die private Mithilfe sichern.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 
42, S. 4.
668) Im Rahmen dieser von Bundeskanzler Schuschnigg für ganz Österreich ins Leben gerufenen Aktion konnten 
Minderbemittelte, z. B. Kleinrentner, Altersrentner, Arbeiter, Angestellte und Kleinbesitzer in ungünsti-
gen Einkommensverhältnissen, verbilligte Kohle beziehen. Schdg. WBl. 1936, Nr. 45, S. 5.
In Schärding gelangte solch verbilligte Volkskohle – sie wurde ohne Unterschied der Sorte zum Preis 
von 3,60 S pro 100 kg abgegeben – zwischen 1. Dezember 1936 und 31. März 1937 gegen Vorlage 
einer Anweisung bei den hiesigen Kohlenhandlungen A. Weyland und Scharringer zur Ausgabe. Ausge-
folgt wurden den Bedürftigen diese Anweisungen im Gemeindeamt, wobei insoferne eine Einschränkung 
bestand, als die Einzelanweisung auf nicht mehr als höchstens 300 kg lauten durfte und während der 
Heizperiode pro Haushalt nicht mehr als insgesamt 1.500 kg in entsprechenden Intervallen bezogen wer-
den konnten. Eine Abgabe dieser Volkskohle für gewerbliche oder industrielle Zwecke war ebenso unzu-
lässig wie jede Weitergabe der bezogenen Kohle, u. z. gleichgültig, ob entgeltlich oder unentgeltlich. 
Schdg. WBl. 1936, Nr. 48, S. 6.
669) Schdg. WBl. 1936, Nr. 41, S. 6.
670) Protokoll der GTS. vom 10. Mai 1937. 
Aufruf im „Schärdinger Wochenblatt“  
            vom 15. Oktober 1936
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nun zwar deutlich weniger als im Vorjahr, zugleich aber war es auch ein Indiz dafür, daß es 
der Bevölkerung wirtschaftlich etwas besser ging.  
Tabelle 72: Anteil der Armenlasten an den Gesamtausgaben der Stadtgemeinde Schärding in 
den Jahren 1930 bis 1937 (in Schilling)
Jahr Gesamtausgaben Armenlasten
Anteil an den Ge-
samtausgaben in % 
1930 307.108,57   74.000,00 24,10
1931 280.531,99   90.524,80 32,27
1932 311.886,85 106.000,00 33,99
1933 272.432,74   96.229,19 35,32
1934 262.112,78   97.774,00 37,30
1935 272.469,91   91.092,50 33,43
1936 282.297,51   84.899,03 30,07
1937 314.615,70   88.144,00 28,02
Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Protokolle der GAS. vom 9. März 1931, vom 22. März 1932, 
vom 20. Februar 1933 und vom 5. Februar 1934, Protokolle der GTS. vom 4. Februar 1935, vom 17. Februar 
1936, vom 1. Februar 1937 und vom 7. Februar 1938 sowie Schdg. WBl. 1931, Nr. 11, S. 5 und Schdg. WBl. 
1933, Nr. 8, S. 5.
Obwohl man sich also sehr bemühte, die in Not Geratenen so gut wie möglich zu ver-
sorgen671 – wie Tabelle 72 zeigt, machten die Armenlasten z. B. im Jahr 1934 37,30 Prozent 
der Gesamtausgaben der Gemeinde aus –, waren doch viele darauf angewiesen, sich und ihre 
Familien durch Betteln über Wasser zu halten. 
Einer der von mir interviewten Zeitzeugen (geb. 1920) – er hatte ursprünglich bei sei-
nen Großeltern im Burggraben gewohnt, weil seine Eltern arbeitslos gewesen waren und kei-
ne Wohnung gehabt hatten, und war erst im Alter von 12 Jahren, als seine Eltern im Hopfin-
gerhaus [im Haus Eichbüchl Nr. 3; dort waren laut den Ausführungen meines IP damals ne-
ben dem Hausherrn 15 Parteien untergebracht gewesen, wobei jede Partei zwei Räume zur 
Verfügung gehabt hatte; Anm. d. Verf.] eine fixe Bleibe gefunden hatten, zu ihnen übersie-
delt – teilte mir dazu z. B. folgendes mit672: 
Da Vater war Elektriker [...]; und d’ Mutter, de war zu der Zeit – so ungefähr [19]32 
wird ’s gwen sei – da hat de beim Gesierich ang’fangt [Konditorei in der Innbruckstr. 
Nr. 12 und 14; Anm. d. Verf.], zuerst zum Putzn und Saubermachn, und dann ham s’ 
amoi koan Bedienung g’habt, und dann hat sie ’s probiert, und dann hat sie ’s g’macht
[...]. Na ja, da Vater, der is ewig lang arbeitslos gwesn. [...]. Dann ham sie s’ wieder 
amoi zum Straßenbau – da ham s’ halt g’arbeit, oder man hat eahn’ g’sagt, du kriagst 
nix. ’m Vater is erst richtig guat ganga nach ’m Umsturz, da hat er a Arbeit kriagt. 
Weil sagn ma von de 15 Parteien san mindestens sechse bettln ganga.
Um einem Überhandnehmen des Hausbettels entgegensteuern zu können und um „un-
würdige Elemente“ möglichst auszuschließen – wiederholt war in diesem Zusammenhang 
671) In der GAS. vom 9. Mai 1932 hatte Bürgermeister Schmidbauer z. B. mitteilen können, daß an Arbeitslose, 
Ausgesteuerte sowie Bedürftige das Fleisch mit 70 Groschen je Kilo abgegeben werde. Der reguläre 
Preis betrug damals 1,50 Schilling. Schdg. WBl. 1932, Nr. 19, S. 5 f.
672) Interview vom 30. November 1992.
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von arbeitsunwilligen „Landstreichern und Professionsbettlern“ die Rede673 –, hatte man 
in der Gemeindeausschußsitzung vom 28. November 1932 auf Anregung des Schärdinger 
Handelsgremiums beschlossen, sogenannte „Wohlfahrtsscheine“ auszugeben. 
Dabei handelte es sich um Gutscheine zu 2, 5 und 10 Groschen, die durch die städti-
sche Sicherheitswache in Blocks zu 20 oder zu 50 Scheinen an Interessenten abgegeben 
wurden.674 Bettlern konnten diese Scheine anstelle von Bargeld ausgefolgt werden. Diese 
Scheine waren dann bei der städtischen Sicherheitswache einzulösen, wodurch eine genaue 
Kontrolle der vielfach orts- und landfremden Bettler möglich wurde und man bei übermä-
ßiger oder unrechtmäßiger Inanspruchnahme der öffentlichen Wohltätigkeit einschreiten 
konnte. 
Die Klagen darüber, daß auch Personen bettelten, die dies „nicht nötig hätten“675, rissen 
aber trotzdem nicht ab, und je stärker der Bettel zunahm, desto lauter wurden die Forderun-
gen nach einem schärferen Vorgehen gegen das „Bettlerunwesen“676, denn obwohl die Be-
völkerung im großen und ganzen Verständnis für die Not der Arbeitslosen hatte und ihnen 
auch nach Kräften half, empfanden viele die Scharen von Bettlern – bei einer im Herbst 1935 
in Oberösterreich durchgeführten „Landstreife“ wurden z. B. 915 Personen festgenommen, 
doch hatten angeblich unmittelbar vorher bereits 4.000 bis 5.000 Bettler Oberösterreich ver-
673) Im Schdg. WBl. 1934, Nr. 4, S. 7 wurde z. B. darauf hingewiesen, daß sich das Justizministerium aufgrund 
der Zunahme der Landstreicher und Bettler veranlaßt gesehen habe, Erlässe herauszugeben, in denen auf-
gefordert wird, die Vorschriften gegen das Bettlerunwesen mit aller Schärfe durchzuführen. Dieses schär-
fere Vorgehen werde zur Folge haben, daß Landstreicher und Professionsbettler in ein Arbeitshaus ge-
steckt werden.
674) Schdg. WBl. 1932, Nr. 49, S. 6. Laut Protokoll der GAS. vom 28. November 1932 war man damals über-
eingekommen, 200 Block mit 50 Scheinen zu 2 g, 100 Block mit 20 Scheinen zu 5 g und 50 Block mit 
20 Scheinen zu 10 g zu bestellen. Der Erlös aus den verfallenen und uneingelösten Wohlfahrtsscheinen 
sollte der Winterhilfsaktion zufließen. Gebrauch machen von dieser Einrichtung sollten sowohl Ge-
schäftsleute als auch Privatpersonen und öffentliche Stellen. Jeder Käufer der Wohlfahrtsscheine sollte 
zugleich auch eine Karte mit dem Aufdruck „Hier werden keine Geldunterstützungen, sondern nur Wohl-
fahrtsscheine ausgegeben“ erhalten, die bei der Eingangstür angebracht werden sollte. 
675) Im Rahmen der BMK. vom 16. Februar 1933 brachte z. B. Bürgermeister Selker aus Rainbach vor, daß so-
gar Hausbesitzer, die 2 bis 3 Kühe zu Hause haben, betteln gehen. Außerdem wurde beanstandet, daß 
manche Bettler das erhaltene Brot zur Schweinefütterung verwendeten, worauf Bürgermeister Schmid-
bauer, der ebenfalls darauf hingewiesen hatte, daß die öffentliche Mildtätigkeit in ganz ungeheurer Weise 
ausgenützt werde, beantragte, an die Landesregierung heranzutreten, daß diese eine Norm schaffe, um 
den unbefugten Bettel abzustellen. Schdg. WBl. 1933, Nr. 8, S. 5. In dem von Bürgermeister Landtags-
abg. Altmann in dieser Angelegenheit an die oö. Landesregierung gerichteten Schreiben vom 21. Februar 
1933 hieß es dann u. a.: „In der Bürgermeisterkonferenz Schärding am 16. Februar 1933 wurde von 
Herrn Bürgermeister Selker, Rainbach, hingewiesen, daß jetzt tägl. oft 30 bis 40 Personen an den Hof 
kommen, und um Fleisch und Fett betteln. Brot wird nicht verlangt, auch wenig geachtet.
Es ist offensichtlich, daß viel Mißbrauch getrieben wird, indem auch oft Leute vorsprechen, die es gewiß 
nicht nötig hätten betteln zu gehen, und die oft selbst Besitzer von kleinen Anwesen sind. An wirklich 
dürftige Personen wird angesichts der großen Not gerne gegeben, wenn Maß und Ziel gehalten wird. 
Von den Bürgermeistern der Landgemeinden wurden die Angaben des Herrn Bürgermeisters von Rain-
bach voll und ganz bestätigt, und es wurde der Wunsch ausgedrückt, daß an wirklich dürftige Personen 
von den Aufenthaltsgemeinden Kennzeichen (Legitimationen) ausgegeben werden, um dieser Art Miß-
bräuche zu verhindern. Dies müsste natürlich im ganzen Lande gleichmässig ein- und durchgeführt wer-
den. [...].“ Anhang zum Protokoll der BMK. vom 16. Februar 1933.
676) Nachdem Bürgermeister Selker aus Rainbach bereits in der BMK. vom 16. Februar 1933 darauf hingewie-
sen hatte, daß das Bettlerunwesen auf dem Lande in unerträglichem Maße zunehme, teilte er in der 
BMK. vom 6. April 1933 mit, daß eben an diesem Tag vormittags schon wieder 42 Personen in seinem 
Hofe um Gaben (Lebensmittel) vorgesprochen hätten, worauf er forderte, daß diesem „Überhandnehmen 
der Bettelei“ „unbedingt zu steuern“ sei. Protokoll der BMK. vom 6. April 1933.
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lassen677 – sowie die ständigen Sammelaktionen als unzumutbare Belästigung, ja manche 
fühlten sich durch allzu aufdringliche Bettler geradezu bedroht.678
In diesem Zusammenhang schlug der Sicherheitsdirektor für Oberösterreich, Hans von 
Hammerstein-Equord, z. B. am 29. Jänner 1934 in seinem Lagebericht an das Bundeskanz-
leramt daher folgendes vor679: 
Dem Bettel, der in vielen Gegenden zur Landplage ausartete, sollte mit radikalen Mit-
teln entgegengetreten werden. Arbeitsunwillige wären zwangsweise der Arbeit zuzufüh-
ren[;]
und im „Innen-Lagebericht für den Befehlsbereich des 4. Brigadekommandos für die 
Zeit vom 11. XII. 1934 bis 5. I. 1935“ heißt es680: 
Der Sicherheitsdirektor für Oberösterreich681 berichtet an das Bundeskanzleramt über 
das außerordentliche Anwachsen des Bettlerunwesens und über die ungezählten Sam-
melaktionen für alle möglichen Zwecke, die „eine Landplage“ zu werden beginnen. 
Diese Sammeltätigkeit kann infolge ihrer Zersplitterung und Vielgestaltigkeit kaum be-
friedigende Ergebnisse zeitigen. Eine größere Einheitlichkeit und die Beschränkung 
auf einige wenige Zwecke wäre erwünscht.
In Hinblick auf die Erhaltung von Ruhe und Ordnung wurde schließlich die Eindäm-
mung des Bettels unumgänglich. In der Bürgermeisterkonferenz vom 7. Februar 1935 kam
man daraufhin überein, zur Steuerung des Bettlerunwesens wirklich Bedürftigen Ausweise 
auszustellen.682 Diese Ausweiskarten sollten sich nur auf die Gerichtsbezirke beschränken 
677) Schdg. WBl. 1935, Nr. 36, S. 6. Laut der „Wahrheit“ vom 13. September 1935 waren bei der auch im Be-
zirk Schärding durchgeführten Bettlerrazzia 62 Personen angehalten worden, von denen 12 Angehörige 
des Deutschen Reiches waren. Diese und 28 landesfremde Bettler wurden sofort in ihre Heimatgemein-
den abgeschoben. „Wahrheit“ 1935, Nr. 37, S. 14.
678) Unter dem Titel „Der Bettler von heute“ heißt es dazu im Schdg. WBl. 1933, Nr. 18, S. 7 u. a.: „Der Bettler 
von heute ist nicht mehr der Mann, der um mildtätige Spenden bittet – er ist Bettler von Beruf. Sein Be-
rufsstolz oder der Geist einer neuen Zeit – (wie immer man das nennen will), verbietet ihm zu ‘betteln’, 
er fordert ganz einfach. Aus dem Bittenden ist ein Fordernder geworden. Der Bettler von heute betrachtet 
seine Tätigkeit als ausgesprochen legitimen Beruf. Vielfach weist er Naturalien zurück und verlangt mit 
Nachdruck blanke Münze. Es soll hier ausdrücklich festgestellt werden, daß die zum Himmel schreiende
Not manchen auf diesen Weg brachte, der ihn sonst nie beschritten hätte und daß deshalb, aus allge-
meinen sozialen Gründen jeder die Pflicht hat, zu helfen, soweit er es nur irgendwie imstande ist. Doch 
auch das muß gesagt werden, daß das Problem der wirtschaftlichen Not nicht an der Wohnungstür gelöst 
werden kann. Fälle, wie sie in letzter Zeit an der Tagesordnung sind, mahnen zum Nachdenken, [...].“
679) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 113.970/34.
680) AdR, BMfLV Abt. 1, 15–5/3, Zl. 38.257, Präs. B. 1934.
681) Nach der Ernennung Hammerstein-Equords zum Staatssekretär für das Sicherheitswesen wurde mit Kund-
machung vom 4. August 1934 Landesrat Peter Revertera-Salandra, einer der Vertrauensmänner der 
Heimwehr in der Landesregierung, Sicherheitsdirektor von Oberösterreich und blieb es dann bis 1938. 
Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 105. 
682) In einem mit 1. Februar 1935 datierten Schreiben an die BH Schärding hatte Bürgermeister Schmidbauer die 
h.ä. Meinung zum Thema „Eindämmung des Bettlerunwesens“ folgendermaßen dargelegt: „Die Klagen 
über das Ueberhandnehmen des Bettlerunwesens, insbesonders durch Leute die es gar nicht notwendig 
haben zu betteln sind vollkommen berechtigt. Die dortämtl. Anordnung zur Ausstellung von Unterstüt-
zungsausweisen an alle dürftigen Bewohner der Gemeinde, ist nach h.ä. Meinung undurchführbar, weil
1.  hier gar nicht oder nur teilweise bekannt ist, wer sich dem Bettel hingibt, daher die wirklich Bedürf-
     tigen und auch Würdigen nicht so ohneweiters erfasst werden können. Anderseits gibt es aber viele
     Dürftige, die sich dennoch nicht dem Bettel hingeben wollen,
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und vom Inhaber bei jedem Gemeindeamte, wo er betteln ging, vidiert werden. Nur wer im 
Besitz eines derartigen Ausweises war, sollte berechtigt sein, an drei Tagen in der Woche, die 
von jeder Gemeinde selbst zu bestimmen waren, Gaben zu erbitten683, u. z. deswegen, „weil 
die Bauersfrauen schon gleich die ganzen Tage der Woche beim Fenster stehen dürften, um 
die Bettler abzufertigen“.684
Als aber auch dann die Klagen über ein allzu forsches Auftreten vieler Bettler nicht 
verstummten – vor allem in vereinzelt stehenden Bauernhöfen konnte man sich der „uner-
wünschten Gäste“, die oft mit Drohungen die Leute einzuschüchtern suchten, kaum erwehren 
– und überdies eine Erhebung ergeben hatte, daß 80 Prozent dieser Bettler gar nicht aus 
Oberösterreich stammten und auch zu einem hohen Prozentsatz gar keine österreichischen 
Staatsbürger waren685, beschloß die oberösterreichische Landesregierung im Sommer 1935, 
zur Bekämpfung des Landstreicher- und Bettlerunwesens in Schlögen ein Bettlerhaftlager 
einzurichten.686 Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde dazu am 11. Juli 1935 unter dem Titel 
„Haftlager für Bettler und Landstreicher“ u. a. folgendes bekanntgegeben687: 
Wie schon berichtet, wird das Land Oberösterreich, das schon auf vielen Gebieten den 
anderen Bundesländern beispielgebend vorausgegangen ist, demnächst Haftlager für 
Bettler und Landstreicher errichten. Der Träger dieses Gedankens war vom Anfang an 
Landesrat Sicherheitsdirektor Graf Revertera, der bereits seit dem Winter die notwen-
digen, umfangreichen Vorarbeiten in Angriff nahm. [...].
Bestimmend war vom Anfang an, jedem Akt gegen Bettler und Landstreicher die Härte 
zu nehmen; die zum Großteil ohne eigene Schuld aus dem Arbeitsprozeß ausgeschalte-
ten Unglücklichen sollen vielmehr wieder der Arbeit zugeführt werden, soweit sie dabei 
unwillig sind, eben mit Zwangsmitteln, damit die menschliche Gesellschaft sie wieder 
als nützliche Elemente aufnehmen kann. Durch das Landstreicher-, Bettler- und Ar-
menwesen sind außerdem die Gemeinden zu teilweise finanziell kaum mehr erträgli-
chen Belastungen gekommen. Das Bundesland Oberösterreich hat insoferne am 
schwersten zu leiden, als es im Vergleich zu den anderen Bundesländern von Bettlern 
und Landstreichern am meisten aufgesucht wird. Im Durchschnitt sind 75 von 100 der 
in Oberösterreich herumziehenden Bettler nicht nach Oberösterreich zuständig. [...]. 
Das Land Oberösterreich konnte zwar seinen Standpunkt nicht ganz durchsetzen, hat 
aber immerhin die Möglichkeit, die Inhaftierung, wenn auch nur für einen Zeitraum 
von sechs Wochen zu veranlassen. [...] Die Kosten des Haftlagers werden bei vollem 
2.  die hier als ‘dauernd dürftig’ anzusehenden Personen entweder in der geschlossenen Armenfürsorge
     in Verpflegung stehen oder Armengeld beziehen und in den Armenhäusern untergebracht sind,
3.  aber die durch die Arbeitslosigkeit dürftig gewordenen Personen entweder geldliche Unterstützung
     beziehen, oder aber in den Wintermonaten in der hiesigen Notstandsküche verpflegt werden, so dass 
  eigentlich keine Notwendigkeit zum Bettel vorliegt.
Würde man an all die Vorgenannten Ausweiskarten ausstellen, so würden diese geradezu zum Bettel an-
gehalten. Durch den Betrieb der hiesigen Notstandsküche soll ja dem Bettel gesteuert werden. 
Der richtige Weg Abhilfe zu schaffen ist nach h.ä. Meinung der, dass die Landwirte durch ortsübliche 
Verlautbarung aufgefordert werden, dass über behördliche Verfügung an Personen, welche keine Aus-
weiskarte vorweisen, nichts mehr abgegeben werden darf.
Die Gemeinden haben dann Gelegenheit, über die zur Gemeinde kommenden Bewerber um eine Aus-
weiskarte Erhebungen über die Dürftigkeit und Würdigkeit zu pflegen.“ BH Schärding, Zl. 109/8–1935.
683) Schdg. WBl. 1935, Nr. 7, S. 7.
684) Protokoll der BMK. vom 7. Februar 1935.
685) Schdg. WBl. 1935, Nr. 25, S. 6.
686) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 292.
687) Schdg. WBl. 1935, Nr. 28, S. 3.
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Belag (durchschnittlich 100 bis 150 Häftlinge) mit einem Jahresbetrag von 400.000 S 
veranschlagt, der durch die Kopfsteuer von 4 Groschen monatlich hereingebracht wer-
den kann. Es ergibt sich damit fürs erste eine finanzielle Entlastung der Gemeinden 
[...]. Eine Entlastung ergibt sich auch für die gesamte Bevölkerung und für den Frem-
denverkehr. Mit dem Stichtag ist dann außerdem allen Bettlern und Landstreichern von 
der gesamten Bevölkerung jegliche Unterstützung zu verweigern. Gleichzeitig am 
Stichtag wird in ganz Oberösterreich eine umfangreiche Razzia durch die gesamte 
Ordnungsmacht, u. a. auch mit Aufgebot von Schutzkorpsmannschaften, durchgeführt. 
Die Streifungen beschränken sich nicht auf einen einzigen Tag, sondern werden dann 
öfter und überfallsartig unternommen.
Vorläufig wird nur ein Haftlager, und zwar im Raume der oberen Donau bei Schlögen 
geschaffen. Die Häftlinge werden fürs erste zu Steinbruch- und Straßenarbeiten ver-
wendet (Nibelungenstraße). Arbeitswillige, die in der Zeit ihres Aufenthaltes im Haft-
lager sich entsprechend verhalten, werden nach Möglichkeit in die große Arbeitsfront 
eingestellt werden. In diesem Sinn ist das Haftlager als soziales Werk anzusehen. [...]. 
Eine Absicht, die wirklich notwendigen Armenlasten abzubauen, besteht nicht. Die Be-
strebungen der Landesregierung gehen vielmehr dahin, der Seuche des Bettlerunwe-
sens endlich mit starker Hand Einhalt zu gebieten. [...]. Bei der Frage der Verkösti-
gung für die Lagerhäftlinge wurde über das notwendige Minimum in der Nahrungsauf-
nahme nicht hinausgegangen. Auf die Annehmlichkeit eines sorgenlosen Daseins kann 
deshalb kein Haftlagerinsasse rechnen.
Naturgemäß werden durch die neuen Bestimmungen, wenn das Ausführungsgesetz be-
schlossen ist, auch die Straßensänger und -Musikanten betroffen. Unberührt bleiben 
die durch Unterstützungsausweise oder Zwischenscheine amtlich legitimierten Armen, 
darunter auch die durch körperliche Gebrechen von Geburt aus zu jeglichem Erwerb 
unfähigen Personen.
Am 1. August 1935 meldete das Blatt dann, daß die Vorarbeiten für das Bettlerhaftla-
ger so weit gediehen seien, „daß bereits in der allernächsten Zeit mit der Eröffnung des Be-
triebes begonnen“ werde688; am 5. September 1935 konnte in Zusammenhang mit einer „in 
der Vorwoche in Oberösterreich“ durchgeführten allgemeinen Razzia nach „Berufsbettlern“ 
u. a. mitgeteilt werden689:
[...]. Die ersten Bettlertransporte trafen schon in Schlögen ein. Für 200 Insassen ist 
bereits in zwei Baracken Platz, eine dritte Baracke wird soeben aufgestellt690[;] 
688) Schdg. WBl. 1935, Nr. 31, S. 7.
689) Die Gesamtzahl der Angehaltenen betrug damals 915, darunter 16 „schwere Kerle“. Die Fremden wurden 
abgeschoben, gegen die heimischen Verheirateten ging man vorerst nur mit einer Warnung vor. Schdg. 
WBl. 1935, Nr. 36, S. 6.
690) Eine Woche später wurden dann anläßlich eines Besuchs von Vertretern der Wiener Presse, die auf Einla-
dung des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich das Lager besichtigten, u. a. noch folgende Angaben 
nachgetragen: „Am 15. Juli haben Sicherheitsdirektor Revertera und einige Vertreter der Landesregie-
rung und der umliegenden Gemeinden den Platz besichtigt und am 24. August war alles, mit Hilfe des 
freiwilligen Arbeitsdienstes aufgebaut, fertig. Schutzkorpsbaracke, Küche, Tag- und Schlafbaracken der 
Häftlinge, dauernd bewohnbar, stehen, blitzblank und sauber eingerichtet, am Hang an der Donau, über-
ragt von dem noch im Bau begriffenen Wachtturm, der ganz oben einen rotierenden Scheinwerfer tragen 
wird, um auch des Nachts das schwierige Gelände übersehen zu können. [...].
Derzeit befinden sich 121 Häftlinge, vom ungelernten Hilfsarbeiter bis zum Akademiker, im Lager, das 
fast genau 1 Joch Land bedeckt. Weitere 120 Mann finden noch Platz, wenn die restlichen zwei Barak-
ken aufgestellt sind. Der Tagesablauf ist folgender: 5.30 Uhr Tagwache und Betten lüften; 5.35 Uhr 
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und schon am 17. Oktober 1935 – also nicht einmal zwei Monate nach der Eröffnung des La-
gers in Schlögen – wurde in der Bürgermeisterkonferenz in Schärding einmütig die Ansicht 
vertreten, „daß zur Steuerung des Bettlerunwesen[s] viel getan wurde, und daß man tat-
sächlich als Erfolg wahrnehmen und mit Wohltat empfinden kann, daß das Heer der Bettler 
verschwunden ist. Wenn auch noch Vieles zu ändern, verbessern ist, so muß man doch mit 
dem bisher Geschaffenen zufrieden sein“.691
Abschließend wurde dann noch angeregt, „öftere unvermutete Bezirksstreifungen“ 
durchzuführen, denn diese würden „viel zur Beunruhigung der Bettlergilde beitragen“, „wo-
durch eine dauernde Fernhaltung vieler Bettler zu erwarten wäre“.692
Was für eine Erleichterung die Eindämmung des Bettels damals vor allem für viele 
Bauern bedeutet haben muß, kann man anhand der Ausführungen des von mir oben schon er-
wähnten Zeitzeugen ermessen693: 
IP: [...] Weil – sagn ma – von de 15 Parteien san mindestens sechse bettln ganga. De 
san – sagn ma zum Beispiel nach Taufkirchen oder wo – in ihre Heimatgemeinde gan-
ga und ham g’sagt: „Bitte, bitte, i brauch was!“, und de Gemeinde hat g’sagt: „Mia 
ham selber nix. Da hast an Bettlschein, du kannst im Bezirk bettln gehn.“ Weil wann s’ 
wen ohne Bettlschein dawischt ham, den ham s’ eing’sperrt, der is ins Bettlerlager 
kemma.
Verf.: Wissen Sie, hat Ihr Vater damals auch betteln gehen müssen?
IP: Na! O mei! Na, na, da war’ der lieba dahungert, na, na, des hat er gar net wissn 
derfn, daß mia a ganga san, mia Kinder mit de Erwachsenen. Da war der N. N., den 
ham Sie eh kennt, dem sein Stiefvater hat an Bettlschein g’habt, und da ham uns mia 
Exerzieren und Gelenksübungen; 6.10 Uhr Waschen und Betten richten; 6.30 Uhr Frühstückausgabe, 
Sperrung der Schlafbaracken; 6.50 Uhr Fahnenappell und Abmarsch zur Baustelle; 11 Uhr bis 11.20 
Reinigung; 11.45 Uhr Menageausgabe; 12.50 Uhr Abmarsch zur Baustelle; 17.45 Uhr Hausdienstarbei-
ten; 18 Uhr Rapport; 18.30 Abendessen; 19 Uhr Freizeitgestaltung (Musik, Gesang, Vorträge); 20 Uhr 
Oeffnen der Schlafbaracken und Sperrung der Tagbaracke; 21 Uhr Nachtruhe. Am Samstag dauert die 
Arbeitszeit bis 12 Uhr. Der Nachmittag ist dem Wäscheumtausch, dem Bad und der Freizeitgestaltung 
vorbehalten. Eine strenge Lagerordnung sorgt für die nötige Ruhe und Disziplin, sie sieht vor, daß derje-
nige, der sich gut aufführt, außer seinen Rationen täglich fünf Zigaretten faßt und 50 Groschen Taggeld 
gutgeschrieben erhält, für die er bei seiner Entlassung nach sechswöchigem Aufenthalt Kleidungsstücke 
und Wäsche mitbekommt. Das Lager ist mit einem 2.50 Meter hohen Stacheldrahtzaun umgeben. Die 
Häftlinge tragen einheitliche Kleidung, die sie leicht kenntlich macht und einen Fluchtversuch sehr er-
schwert. An Strafen für Arbeitsverweigerung, Renitenz und dergleichen sind hartes Lager, Dunkelarrest 
und Kostkürzung vorgesehen, außerdem kann bei schlechter Haltung Verlängerung der Haft ausgespro-
chen werden. [...].“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 37, S. 2.
691) Protokoll der BMK. vom 17. Oktober 1935.
Am selben Tag veröffentlichte das „Schärdinger Wochenblatt“ folgenden Bericht über das Haftlager: 
„Das Bettlerhaftlager Schlögen ist nunmehr seit mehreren Wochen in Vollbetrieb. Gegenwärtig zählt es 
153 Insassen, die sich sehr gut und folgsam in das Lagerleben schicken. Zufrieden ist auch die Straßen-
bauleitung der Nibelungenstraße, die die Lagerinsassen als brauchbare Straßenarbeiter schätzt. Dank der 
guten Aufführung konnte ein Teil der Insassen bereits in den Freiwilligen Arbeitsdienst überführt, einige 
auch anderweitig an Arbeitsstellen untergebracht werden. Die Landwirtschaft begrüßt daher die Schaf-
fung dieses Lagers ganz besonders. Es zeigt sich, daß bei den wöchentlichen Hauptschüben die Zufüh-
rung von Bettlern sehr klein ist. Aber auch in anderen Bundesländern wurden verhältnismäßig wenig 
Oberösterreicher bei Bettlerrazzien aufgegriffen. Die Ueberwachungsmaßnahmen der Bundes-, Landes-
und Gemeindestraßen bleiben weiterhin aufrecht.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 42, S. 7.
692) Protokoll der BMK. vom 17. Oktober 1935 und Schdg. WBl. 1935, Nr. 43, S. 5.
Tatsächlich wurden in den nächsten Wochen in ganz Oberösterreich immer wieder „Bettlerstreifungen“ 
vorgenommen, u. z. – wie z. B. das Schdg. WBl. 1935, Nr. 45 auf S. 7 schrieb – „mit großem Erfolge“. 
693) Interview vom 30. November 1992.
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ang’schlossn, weil wann de Polizei kemma ist oder d’ Gendarm’, dann ham ma an Aus-
weis g’habt, er und a paar Buam; und wann i da heut so dran denk, da denk i ma oft, 
wie ham de Bauern existiert. Da hat ma oft g’schaut, halt – da kinn ma net zuwi, da 
stengan schon oan, und danach ham ma g’wart, bis de weg san. Da hat oaner dem an-
dern de Tür in d’ Hand gebn.
Verf.: Wo waren Sie da z. B.? In der Umgebung oder in Schärding?
IP: Da hat ’s an ganz an großn Rayon gebn, aber den san wenige ganga, de meistn 
ham g’sagt: „A Pramaridl.“
Verf.: Was war das?
IP: Auf der einen Seite der Pram raus und dann über d’ Brückn und auf der anderen 
Pramseite wieder rein, des ganze Gebiet da. Da is ma nur zu de Bauern ganga. Haupt-
sächlich is ma eh Brot bettln ganga, oder z’ Ostern – sagn ma – da ham unsere Eltern, 
de ham so große Glasgläser g’habt, und da ham s’ de Kalkeier einig’legt, und de Kal-
keier de ham mia alle z’ Ostern bettlt, de zwoa, drei Tag’, da ham ma allweil Eier 
bettlt. Da ham ma den ganzn Winter von de Eier g’lebt.
Verf.: Brot hat man also bekommen, und Milch vielleicht auch?
IP: Na, da hat ma an Topf mitg’habt, da ham s’ da an Löffl voll Schmalz einig’haut 
oder in a Sackl an Löffl voll Mehl oder eben a Scherzl Brot.
Da warn so vül unterwegs, daß oans dem andern Tür in d’ Hand druckt hat, daß ma oft 
g’sagt ham: „Mensch, jetzt kinn ma da net hingehn, da stengan ja eh nu oan unter der 
Haustür.“ Wann ma jetzt so z’ruckdenkt, de Bauern ham alls herg’schenkt. Wahr-
scheinli ham s’ eh net vül anbracht, weil si ’s neamd kaufn hat kinna.
Verf.: Hat es da auch Leute gegeben, von denen man gewußt hat, dort bekommt man 
nichts?
IP: Ja, hat ’s a gebn. I sag Eahna was, des ham s’ schon lesn kinna am Türstock. Da 
hat ’s oan gebn, de ham genau oan Groschn außagebn. Da ham so Berufsbettler des 
mit Bleistift hing’schriebn. Wann ma mit N. N. ganga san, der hat genau g’wußt, der 
hat dann g’sagt, mia müassn uns tummeln und durt und durt bei dem Bauern sein, da 
ham ma z’ Mittag sogar an Leberbunkl zum Essn kriagt. Des war so [19]34, [19]35, 
[19]36. [...].
Verf.: Wissen Sie etwas von den sogenannten Wohlfahrtsscheinen, die in der Stadt aus-
gegeben wurden?
IP: Na, dazu woaß i nix. Aber von uns is ja in Schärding koaner bettln ganga, da hätt’ 
si ja a jeder g’schamt – und da Vater ... –, und da draußt am Land, da kennt an ja koa-
ner.
Daß bedürftige Schärdinger kaum in der Stadt selbst betteln gingen, wird auch durch 
das Schreiben der Stadtgemeinde Schärding an den Österreichischen Städtebund vom 26. 
September 1935 bestätigt, in dem Bürgermeister Schmidbauer eine Anfrage des Städtebundes 
vom 24. September d. J. bezüglich der „Auswirkungen des Bundesgesetzes 1935 betreff. 
Heimatsgesetznovelle“ beantwortet: 
Eingangs stellt Schmidbauer fest, daß in der Hauptsache die Landgemeinden von der 
Neuregelung profitierten, da diese erstens „von den Bettlern mangels genügender polizeil. 
Ueberwachung am meisten belästigt“ und „auch in der Sicherheit von Hab und Gut gefähr-
det“ gewesen seien und zweitens durch die geringeren Einwohnerzahlen zur Erhaltung der 
Bettlerlager (4 g pro Einwohner und Monat) entsprechend weniger leisten mußten; und dann 
fährt er fort: 
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Anders steht die Lage in den Stadtgemeinden, die keine Bauernschaft haben. Das Bett-
lerunwesen wirkte sich in letzter Zeit für Landgemeinden nicht mehr so arg aus wie in 
früheren Jahren, weil ja in mehreren Bezirken von Oberösterreich schon Unterstüt-
zungsausweise nur an jene Personen ausgestellt wurden, die wirklich bedürftig waren. 
Diese Unterstützungsausweise bewirkten, dass nur mehr 1 Familienmitglied an gewis-
sen Tagen in den benachbarten Landgemeinden um Brot und Lebensmittel vorsprechen 
durfte, während vorher einfach die ganze Familie (Eltern und Kinder) jeden Tag bet-
teln giengen [!], und oft so viel heimbrachten, daß davon Handel getrieben, auch 
manchmal damit Schweine gefüttert wurden. Diese Maßnahme brachte für die Landge-
meinden eine große Erleichterung. Schärding hatte 77 solche Unterstützungsausweise 
an Dürftige ausgestellt.
Nach der neuen Gesetzgebung darf nur mehr in der eigenen Gemeinde, aber nicht 
mehr in Nachbargemeinden gebettelt werden. Dies wirkt sich hier und wahrscheinlich 
auch in anderen ähnlichen Orten wie Schärding katastrophal aus. In Schärding sind 
keine Bauern, die hiesigen Dürftigen waren auf die Nachbar-(Land-)Gemeinden ange-
wiesen. Das Fazit ist nun, dass die 77 dürftigen Personen nunmehr ganz, oder in er-
höhtem Masse wieder der Armenversorgung anheim fallen. Für Schärding und ähnli-
che Orte also brachte das neue Gesetz in dieser Hinsicht eine Verschlechterung. Am 
Lande kennt man auch in den seltensten Fällen eine Armenversorgung durch Geldun-
terstützung oder geschlossene Armenpflege, weil dort die Armen von den Bauern genug 
Lebensmittel aller Art bekommen, um sich mit Familie anstandslos versorgen zu kön-
nen.
Die Weisungen der o. ö. Landesregierung an die Gemeinden, den aus den Haftlagern 
Entlassenen entweder eine Arbeit zuzuweisen, oder ihnen den unentbehrlichsten Le-
bensunterhalt für die Zeit der Erwerbslosigkeit zu verschaffen, werden wohl die wenig-
sten Gemeinden erfüllen können. Diese Bestimmung ist wohl geeignet den Gemeinden 
die grössten Schwierigkeiten und Verdruss zu bereiten. [...].
Natürlich wirkten sich all diese aus der Wirtschaftskrise resultierenden Probleme auch 
auf die Schärdinger Geschäftswelt aus. Gewerbetreibende und Kaufleute hatten unter der 
verminderten Kaufkraft der Bevölkerung zu leiden und setzten daher alles daran, um die we-
nigen Kunden im Ort zu halten. 
In diesem Zusammenhang wurde z. B. nach wiederholten Klagen, daß trotz des beste-
henden Vertrages mit den Barmherzigen Brüdern bei den Bauarbeiten im Kurhaus „immer 
und immer wieder auswärtigen Handwerkern und Firmen die Arbeiten übertragen werden“, 
auf die Einhaltung der vertraglichen Bestimmungen gepocht.694
Außerdem wurde über mehrfaches Ansuchen sowohl des Handelsgremiums Schärding 
als auch des Landesverbandes der Handelsgremien Oberösterreichs in der Gemeindeaus-
schußsitzung vom 26. März 1930 einstimmig beschlossen, zum Schutz der Schärdinger Ge-
schäftsleute im Gemeindegebiet von Schärding ein Hausierverbot für auswärtige Hausierer 
zu erlassen695, und auch bei größeren Veranstaltungen achtete man seitens der Gemeinde im-
mer wieder streng darauf, daß nicht Fremde ihre Waren feilboten. 
694) In dieser Angelegenheit wandte sich der Bezirksverband der Gewerbegenossenschaften des politischen Be-
zirks Schärding Ende April 1930 schriftlich an die Stadtgemeindevorstehung, damit diese alle Schritte 
ergreife, „den von ihr aufgestellten Vertragspunkten zu ihrem Rechte zu verhelfen“, und so dazu beitra-
ge, „die Erregung, welche unter den Handwerkerkreisen derzeit herrscht, zu beseitigen“.
695) In Oberösterreich ansässige und berechtigte Hausierer waren von diesem Verbot allerdings nicht betroffen. 
Protokoll der GAS. vom 26. März 1930 und Schdg. WBl. 1930, Nr. 14, S. 5.
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So wurde beispielsweise anläßlich der am 23. Juli 1933 in Schärding durch Bischof Jo-
hannes Maria Gföllner abgehaltenen Firmung (damals zählte man hier 947 Firmlinge696) 
schon Wochen vorher mittels Kundmachung verlautbart – z. B. im „Schärdinger Wochen-
blatt“ vom 29. Juni 1933697 –, daß „fremden Geschäftsleuten das Feilbieten von Waren“ in 
Schärding an diesem Tag verboten sei.698
Veröffentlichung der Kundmachung im Schdg. WBl. 1933, Nr. 26, S. 8
Das „Schärdinger Wochenblatt“ stellte sich jedoch auch selbst in den Dienst der heimi-
schen Gewerbetreibenden und Kaufleute und veröffentlichte immer wieder Aufrufe und Ar-
tikel, die zum Einkauf in bodenständigen Geschäften – und oft auch zum Kauf österreichi-
scher Produkte – aufriefen. 
Aufruf im Schdg. WBl. 1931, Nr. 50, S. 7
So riet das Blatt z. B. am 5. November 1931 in seinem vom „Welser Anzeiger“ über-
nommenen Leitartikel mit dem Titel „Setzt eine Tat an Stelle der Worte!“ – einzelne Passa-
gen erinnern dabei an Ph. W. Hörnigks „Österreich über Alles, wann es nur will“ – jedem 
Österreicher und jeder Österreicherin, zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit österreichische 
Waren zu kaufen.699
696) Schdg. WBl. 1933, Nr. 30, S. 6.
697) Zum Beispiel im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 29. Juni 1933, Nr. 26, S. 8.
698) Schdg. WBl. 1933, Nr. 26, S. 8.
699) In dem Artikel heißt es u. a.: „Solange der Oesterreicher nicht einsieht, daß er durchaus keine fremden Wei-
ne zu trinken braucht, solange die Hausfrau nicht begreift, daß es Hochverrat am eigenen Volke ist, wenn 
sie ausländisches Mehl – auch wenn es nur ein einziges Kilo war – statt inländischen [!] kauft, solange 
die jungen Mädchen ‘echt Krokodil’ und ‘echt Hermelin’ tragen, sich mit echt französischen Wohlgerü-
chen bestäuben müssen, solange der junge Fant, der noch dem Vater in der Tasche liegt, nur Kleider aus 
echt englischen Stoffen tragen will – und es ließen sich noch tausend andere Beispiele anführen – solan-
ge ist unserem Volke nicht zu helfen! [...] Eine gesetzliche Möglichkeit, die Einfuhr gewisser Artikel zu 
verbieten, gibt es für das vom Auslande beherrschte Oesterreich nicht. Das Volk als gesetzgebende Kör-
perschaft kann da keine Abhilfe schaffen, aber das Volk aus sich selbst heraus, von unten herauf, kann 
sich helfen, wenn es den ernstlichen Willen dazu hat. [...] Bisher waren es nur Worte. Nun aber zeigen
wir ein Ziel und auch den gangbaren Weg, der zu diesem Ziele führt [...]. Das Ziel heißt: so vielen Ar-
beitslosen als nur möglich Arbeit dadurch zu geben, daß sich jeder Oesterreicher und jede Oester-
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Aufruf im Schdg. WBl. 1933, Nr. 50, S. 6
Aufruf im Schdg. WBl. 1933, Nr. 50, S. 6
Neben der guten Beratung durch einen 
reellen Kaufmann hob man dabei die hohe 
Qualität der Waren hervor, pries die Mög-
lichkeit, aus einem reichen Warenangebot in 
Ruhe auswählen und probieren zu können, be-
tonte die Rücksichtnahme der heimischen 
Kaufleute auf die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit ihrer Kunden und warnte gleichzeitig 
vor „fremden, unbefugten Wanderagenten, 
unbefugten Reisenden und unbefugten Hau-
sierern“, deren Waren entweder minderwertig 
oder bei gleicher Qualität aufgrund der Reise-
und Hotelspesen doppelt so teuer wie beim 
bodenständigen Kaufmann seien. Statt beraten 
zu werden, werde man zum Kauf gedrängt700:
Der unbefugte Agent will in der Regel 
nur einmal mit Ihnen ein Geschäft ma-
chen. Sie werden ihn wahrscheinlich in 
Ihrem ganzen Leben nicht mehr zu Ge-
sicht bekommen. Es liegt ihm daher 
nichts daran, ob Sie mit der gelieferten 
Ware zufrieden sind oder nicht. [...] Der 
unbefugte Agent überredet die Parteien 
reicherin (Dreiviertel aller Einkäufe besorgt die Frau) freiwillig verpflichtet, überflüssige ausländische 
Waren nicht zu kaufen, [...]. Der schwache Wille des einzelnen, diese Bedingungen zu erfüllen, muß zu 
einem starken Willen der Gesamtheit werden. Dies kann nur durch Organisation geschehen. 
Alle guten Oesterreicher und Oesterreicherinnen sollen sich zusammenschließen und geloben, dem Va-
terlande den einen selbstverständlichen Dienst zu leisten, österreichische Arbeit und Ware zu kaufen. [...]
Es gibt eine Menge ausländische Dinge, die wir kaum entbehren können. So wird es niemanden [!] ein-
fallen, etwa Reis, Tee, Kaffee oder Kakao unter die ‘verbotenen Dinge’ zu setzen. [...] Ganz sicher aber 
wird man z. B. mit dem Bananenunfug, mit den teuren ausländischen Delikatessen, ausländischen Spiri-
tuosen, Weinen und mit den tausenden Luxusartikeln aufräumen müssen, die noch immer von dem armen 
Oesterreich gekauft werden. Oesterreichisches Obst, österreichischer Käse, inländische Produkte aller 
Art müssen an ihre Stelle treten. Sollten sie ihren Platz scheinbar nicht so ausfüllen wie die ‘echt auslän-
dischen’ Sachen, so macht das gar nichts. Wir sind arm geworden und sollen uns endlich bescheiden ler-
nen! Aber den einen Erfolg werden wir buchen können: daß viele, viele tausende arme Teufel wieder zu 
Arbeit und Verdienst kommen, daß viele Tränen getrocknet, viele Kinder vor dem Hungertode gerettet, 
viel Elend gelindert und – daß das Staatswesen gefestigt wird. Denn man gebe sich keiner Täuschung 
hin: eine Million hungriger Menschen sind eine Gefahr für alle, für das ganze Land. Wenn die Hände 
Arbeit haben, der Leib gesättigt ist, dann ist auch der Friede des Landes gesichert.
Wir richten daher nochmals an alle guten Oesterreicher die Aufforderung, sich diese Zeilen zu Herzen zu 
nehmen. Insbesonders aber gilt unser Aufruf den Bürgermeistern aller Gemeinden, sowie den Obmän-
nern und Funktionären der vaterländischen und wirtschaftlichen Vereinigungen. Bildet in jedem Ort ei-
nen kleinen Ausschuß und handelt! Setzt Taten statt Worte! Die einheimische Kaufmannschaft wird Euch 
Dank wissen, wenn sie viele ausländische Waren nicht mehr führen braucht, die sie bisher führen mußte, 
weil ihr sie immer verlangt habt. Sie wird Euch gute österreichische Ware anbieten und an dem Erfolg 
mit teilhaben durch größeren Umsatz infolge höherer Kaufkraft des Volkes.
Es geht, wenn Ihr wollt! Nur um das Wollen handelt es sich jetzt [...]. Dann wird auch langsam das Dich-
terwort wieder Wahrheit werden: Der Oesterreicher hat ein Vaterland, er liebt es und hat auch Ursach’, 
es zu lieben.“ Schdg. WBl. 1931, Nr. 45, S. 1 f.
700) Schdg. WBl. 1931, Nr. 10, S. 1.
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in der Eile des Geschäftsabschlusses zur Erteilung von Aufträgen, die weit über den 
momentanen Bedarf hinausgehen, die Sie zu jahrelangen Ratenzahlungen verpflichten 
und Ihnen schwere wirtschaftliche Sorge machen.
Weiters verwies man darauf, daß die Tätigkeit der Agenten, die Privatkunden besuchen 
und dort Bestellungen aufnehmen, ohne daß sie einen ausdrücklichen schriftlichen Auftrag 
zur Vorsprache aufweisen können, gesetzwidrig sei, sich der Auftragnehmer nach der Gewer-
beordnung strafbar mache und daß daher vielfach in Zusammenhang mit solchen Geschäften 
polizeiliche Erhebungen und Nachforschungen der Gendarmerie erforderlich würden, die für 
Privatpersonen nie angenehm seien, woraus man schließlich folgerte:
Darum gebt fremden, unbefugten Agenten keine Unterschrift auf Bestellscheinen! Ver-
ständigt Polizei und Gendarmerie, teilt jeden einzelnen Fall auch dem Landesverband 
der Handelsgremien und Handelsgenossenschaften mit. Schützt damit Euch selbst, die 
heimischen Geschäfte und heimischen Arbeitskräfte! 
Inserat im „Schärdinger Wochenblatt“ 1932, Nr. 37, S. 8
Dem wurde von seiten der Konsumenten allerdings immer wieder entgegengehalten, 
daß die Lebenshaltungskosten in Schärding unverhältnismäßig hoch seien. Zum Beispiel hat-
te man sich bereits im Rahmen einer Monatsversammlung der Sozialdemokraten im Februar 
1930 dafür ausgesprochen, „daß im Stadtgebiete ein Lohn von 80 bis 85 Groschen pro Stun-
de gefordert werden müsse, denn das Leben in Schärding sei sehr teuer701 und die Entwick-
lung zur Kurstadt werde das Leben hier sicher nicht verbilligen.“702
701) Ein im „Schärdinger Wochenblatt“ am 3. September 1931 veröffentlichter Vergleich der Lebenshaltungsko-
sten in verschiedenen österreichischen Städten vom Juli 1931 bestätigte dies. Der Aufwand in Schilling 
war damals so beziffert: Wien 95.70, Baden 104.40, Krems 96.48, Mödling 101.80, St. Pölten 97.63, 
Wiener-Neustadt 102.97, Braunau 99.73, Freistadt 92.96, Gmunden 103.85, Grieskirchen 104.32, Linz 
103.96, Ried 86.51, Schärding 102.39, Steyr 94.74, Vöcklabruck 98.84, Wels 97.67, Salzburg 103.60, 
Graz 113.78, Bruck a. M. 96.10, Leoben 103.16, Klagenfurt 107.29, Villach 109.26, Innsbruck 110.44, 
Bregenz 103.33, Dornbirn 102.44. Ried war demnach die billigste Stadt. Der Lebensaufwand betrug dort 
pro Kopf und Monat um 16.38 S weniger als in Schärding. Schdg. WBl. 1931, Nr. 36, S. 1.
702) „Wahrheit“ vom 2. März 1930, Nr. 9, S. 13.
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Konnte man derartige Äußerungen noch als gewerkschaftliche Argumentation zur 
Durchsetzung von Lohnerhöhungen einstufen – und damit übergehen –, so löste das „Schär-
dinger Wochenblatt“ am 14. Juli 1932 durch die Veröffentlichung eines Artikels mit dem Ti-
tel „Ried als billigste Stadt“, in dem es um die Lebenshaltungskosten in einzelnen Städten 
Österreichs ging und in dem Schärding schlecht abschnitt703, einen Sturm der Entrüstung in 
der Schärdinger Geschäftswelt aus, die – wie z. B. aus den Aufzeichnungen der Schärdinger 
Handels- und Gewerbekasse hervorgeht – zum Teil bereits hart um ihre wirtschaftliche Exi-
stenz zu ringen hatte. 
Schon am 24. Februar 1931 hatte dieses Geldinstitut insgesamt 67 Ansuchen um einen 
Kredit bzw. um die Erhöhung bestehender Kredite zu behandeln gehabt, wobei sich das Ge-
samtvolumen dieser Kredite auf 628.477,00 Schilling belaufen hatte.704 Nachdem man im 
Sommer 1931 verschiedene Kreditgesuche „mit Rücksicht auf die gegenwärtige Geldknapp-
heit“ hatte ablehnen müssen705, wurde am 7. Oktober 1931 – bedingt durch „die gegenwärti-
ge und sich vielleicht weiter verschärfende Geldknappheit“ – einstimmig beschlossen, „in der 
Krediteintreibung, insbesonders bei Kreditüberziehungen in Hinkunft mit aller Schärfe“ vor-
zugehen706; und in der Verhandlungsschrift vom 25. November 1931 heißt es:
Der Bericht über die Geldknappheit, man muss sie heute schon Geldnot taufen, wurde 
zur Kenntnis genommen. Zu bedauern ist der Spar-Einlagenrückfluss, der zurzeit noch 
immer anhält und gerade in den letzten Tagen besorgniserregende Formen annahm.
Ende des Jahres 1931 begannen sich dann die Meldungen über verspätete oder ausste-
hende Zinsenzahlungen und Kontoüberziehungen zu häufen.707 Angesichts der wachsenden 
Schwierigkeiten bei den Kredit- und Zinsenrückzahlungen – allein in der Verhandlungs-
schrift vom 27. September 1932 scheinen 7 Anträge auf eine Zwangsversteigerung und über 
20 Fälle von Kreditüberziehungen auf – einigte man sich z. B. am 15. März 1932 darauf, von 
einem Schärdinger Gewerbetreibenden an Stelle eines Ausgleichsverlustes „Holz zu neh-
men“ und einen anderen mit den Tischlerarbeiten für die Neugestaltung des Kassenraumes zu 
beauftragen708, worauf am 28. Juni 1932 die erfolgte „Kontoregulierung durch Lieferung von 
Holz für die vorgenommenen Arbeiten im Kassenlokal“ bestätigt wurde.709
Aufgrund der angespannten wirtschaftlichen Verhältnisse sah sich die Handels- und 
Gewerbekasse aber auch in der Folgezeit immer wieder veranlaßt, ihren Kunden möglichst 
entgegenzukommen, was ihr übrigens sogar eine Rüge des Revisors des Österreichischen Ge-
nossenschaftsverbandes einbrachte. Im Protokoll der Generalversammlung vom 29. April 
1933 heißt es dazu unter 7) „Vortrag über wirtschaftliche Tagesfragen vom 25. April 1933“:  
703) Nach den „Statistischen Nachrichten“ gestalteten sich die Lebenskosten pro Monat und Kopf im Mai in S 
folgendermaßen: Wien 95.73, Baden 104.93, Krems 96.46, Mödling 101.98, Neunkirchen 88.40, St. Pöl-
ten 97.04, Wiener-Neustadt 101.19, Braunau 97.83, Freistadt 90.10, Gmunden 102.65, Grieskirchen 
104.26, Linz 103.19, Ried 87.57, Schärding 101.54, Steyr 94.97, Vöcklabruck 98.16, Wels 100.32, Salz-
burg 103.16, Graz 112.86, Bruck a. M. 93.32, Knittelfeld 99.68, Leoben 100.71, Klagenfurt 104.88, Vil-
lach 87.33, Innsbruck 110.42, Bregenz 107.14, Dornbirn 102.01. Schdg. WBl. 1932, Nr. 28, S. 6.
704) Verhandlungsschrift über die Vorstands- und Aufsichtsratsitzung der Schärdinger Handels- und Gewerbe-
kasse vom 24. Februar 1931. 
705) Verhandlungsschrift vom 21. Juli 1931.
706) Verhandlungsschrift vom 7. Oktober 1931.
707) In der Verhandlungsschrift vom 29. Dezember 1931 wird in diesem Zusammenhang z. B. festgestellt: „Die 
Kredit- und Zinseneintreibungen bringen teilweise überhaupt keinen Erfolg, weil oftmals der beste Kre-
ditnehmer nicht in der Lage ist, den Verbindlichkeiten zeitgerecht nachzukommen.“
708) Verhandlungsschrift vom 15. März 1932.
709) Verhandlungsschrift vom 28. Juni 1932.
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Herr Robert Wieser, Revisor des Österreichischen Genossenschaftsverbandes, Wien, 
[...] bekritisierte aber besonders die hohen Kredite, die verschiedenen Kreditüberzie-
hungen, die teilweise Nachgibigkeit [!] in der Eintreibung der Ueberziehungen, die 
knappen Geldbestände und weist besonders daraufhin [!], dass bei allen Krediten in 
Hinkunft Abzahlungen zu leisten sind, dass die Wirtschaftslage des Einzelnen die Ge-
werbekasse in ihren Entschliessungen nicht beeinflussen darf, weil das Wohl der Ge-
werbekasse unbedingt über den Wünschen der Parteien stehen muss.
Daß in dieser für die Geschäftswelt schwierigen Lage also besagter Artikel über die 
hohen Lebenshaltungskosten in Schärding bei vielen Geschäftsleuten für Aufregung sorgte, 
läßt sich nachvollziehen. Am 26. Juli 1932 nahm Bürgermeister Schmidbauer daraufhin im 
Rahmen der Gemeindeausschußsitzung zu diesem Thema Stellung:
Bürgermeister Schmidbauer berichtet über die in der letzten Zeit bekanntgegebenen 
Indexziffern der verschiedenen Städte, wobei Schärding mit einer etwas hohen Index-
ziffer aufscheint. Über Einschreiten der Handels- und Gewerbetreibenden wurde fest-
gestellt, daß weder die Gemeinde noch die Bezirkshauptmannschaft um die erforderli-
chen Unterlagen zur Berechnung der Ziffer befragt wurden. Es ist nun festzustellen, 
wo diese den Tatsachen nicht entsprechenden Indexziffern errechnet wurden.710
Der Obmann der Gastwirtegenossenschaft, Herr Hager, teilte mit, daß die Preise in den 
Gasthöfen reduziert worden seien und nun ein Mittagstisch um 1.80 bis 2 Schilling und volle 
Pension von 15 Schilling an zu haben sei711, worauf das „Schärdinger Wochenblatt“ schließ-
lich folgende Entgegnung veröffentlichen mußte712: 
Um unrichtigen Auslegungen [...] entgegentreten zu können, fühlen sich die Körper-
schaften von Handel und Gewerbe veranlaßt, zur Steuer der Wahrheit bekanntzugeben, 
daß die angeführten Daten vorerst einmal veraltet und dann erst auf ihr wirkliches Zu-
treffen untersucht werden müßten, da diese Daten lediglich der Festsetzung der Orts-
klasseneinteilung dienen, sonst aber den Tatsachen nicht entsprechen. 
Abschließend folgte neuerlich ein Appell, weiterhin bei den Schärdinger Geschäftsleu-
ten einzukaufen713:
Als Tatsache kann konstatiert werden, daß alle Kreise des Handels und des Gewerbes 
bemüht sind, die Konsumentenschaft mit bester Qualität zu billigsten Preisen zu ver-
sorgen, was umsomehr erreicht werden wird, wenn die Konsumenten ihren Bedarf 
beim heimischen Geschäftsmann eindecken und fremden Agenten und Aquisiteuren 
[sic!] die Türe weisen.
Verschärft wurde die ohnehin schon schwierige Situation der Handel- und Gewerbe-
treibenden noch dadurch, daß im Zusammenhang mit dem deutsch-österreichischen Handels-
vertrag vom 12. April 1930 eine Neuregelung des kleinen Grenzverkehrs vorgenommen wor-
den war. 
710) Schdg. WBl. 1932, Nr. 30, S. 6.
711) Protokoll der GAS. vom 26. Juli 1932.
712) Schdg. WBl. 1932, Nr. 29, S. 6.
713) Ebda.
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Im Artikel 7 dieses Abkommens hieß es nämlich, daß die Zone nach Maßgabe der Be-
dürfnisse von den beiderseitigen Regierungen bestimmt werden könne. Während aber der 
Neuhauser Gemeindeausschuß „in Anbetracht der hier überwiegenden Arbeiterbevölkerung“ 
die „Bedürfnisfrage betreffs Gewährung der Grenzverkehrserleichterungen, wie sie im Art. 7. 
Abs. 1 des Entwurfes für ein neues deutsch-österreichisches Abkommen über den kleinen 
Grenzverkehr vorgesehen“ waren, am 24. Mai 1930 mit zehn gegen eine Stimme bei drei 
Stimmenthaltungen bejahte714, bemühten sich die Passauer Gewerbetreibenden, vor allem die 
Fleischhauer, nun sofort um die Ausgrenzung Passaus aus dem kleinen Grenzverkehr, weil 
bisher zahlreiche Passauer wegen der niedrigeren Preise in Österreich eingekauft hatten und 
z. B. Fleischmengen bis zu 3 Kilogramm zollfrei eingeführt werden durften. 
Um zu verhindern, daß die Passauer bis zur Neuregelung des kleinen Grenzverkehrs so 
viel wie bisher in Österreich einkauften, stellte der Passauer Oberbürgermeister Dr. Sittler im 
Passauer Stadtrat zum Schutz der Passauer Gewerbetreibenden außerdem sofort den Antrag, 
die Gebühr für die Hausstandskarten von einer Mark auf 10 Mark zu erhöhen. Dieser Antrag 
wurde in der Form angenommen, daß die Gebühr, nach dem Einkommen gestaffelt, in Hin-
kunft zwischen 50 Pfennig und 10 Mark betragen sollte.715
Bot sich den Passauer Geschäftsleuten durch den Artikel 7 des Abkommens die Chan-
ce, die unliebsame österreichische Konkurrenz auszuschalten, so bedeutete diese Maßnahme 
für den Bezirk Schärding eine große Härte. Der Bezirksverband der Gewerbegenossenschaf-
ten setzte daher alles daran, um diese künstliche Drosselung des kleinen Grenzverkehrs zu 
verhindern, und wandte sich im Namen seiner 2.840 Mitglieder mit einer Eingabe an das 
Bundeskanzleramt, in der auf die großen Gefahren für die Gewerbetreibenden und Landwirte 
an der Grenze hingewiesen und darum ersucht wurde, alle Schritte zu unternehmen, „damit 
derartig einseitige Bestrebungen, die sich zum Schaden der Grenzbevölkerung auf österrei-
chischer als auch auf deutscher Seite auswirken, nicht berücksichtigt werden und das alte 
Verhältnis, das sich durch Jahrzehnte bewährt hat“, bestehen bleibe716:
Wie dem gefertigten Verband als Spitzenorganisation sämtlicher Gewerbetreibender 
des politischen Bezirkes Schärding bekannt wurde, ist im Entwurfe des sogenannten 
kleinen Grenzverkehrsabkommens zum deutsch-österr. Handelsvertrag als neue Be-
stimmung enthalten, daß jede Regierung für ihren Bereich das Grenzgebiet, welches im 
allgemeinen 15 km beträgt, unter Rücksichtnahme nach den örtlichen Bedürfnissen 
bestimmen kann. Die Bestimmung bringt nun große Gefahren für die Gewerbetreiben-
den und Landwirte an der Grenze mit sich, da Bestrebungen einzelner Organisationen 
der nahen Stadt Passau dahin zielen, die Stadt Passau aus dem sogenannten kleinen 
Grenzverkehr herauszuziehen, was den Ruin einer Unzahl von Gewerbetreibenden an 
der österr. Grenze herbeiführen müßte. Die dem Verbande als gesetzliche Pflichtorga-
nisation angeschlossenen 2840 Gewerbetreibenden erheben daher gegen diesen Ent-
wurf, mit welchen [!] alle Grenzorte deutscherseits dem kleinen Grenzverkehr entnom-
men werden können, energischen Protest und begründen damit, daß die nunmehrigen 
österreichischen Grenzorte in unmittelbarer Nähe von Passau sich unter einer Zeit 
entwickelt haben, wo das Innviertel zu Bayern gehörte, also keine Grenze vorhanden 
714) Die Hausstandskarten, die zum Kauf bestimmter Lebensmittel in beschränktem Maße in den nahe gelegenen 
oberösterreichischen Ortschaften berechtigten, sollten aber nur an Bedürftige ausgegeben werden. Proto-
koll vom 24. Mai 1930: Pt. 1) Kleiner Grenzverkehr. – In: Beschlußbuch für den Gemeindeausschuß, 
Gemeindeverwaltung Neuhaus a. Inn vom 3. Dez. 1913–13. 3. 1935.
715) Schdg. WBl. 1931, Nr. 5, S. 6.
716) Schdg. WBl. 1930, Nr. 18, S. 5.
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war und daher mit Recht behauptet werden kann, daß diese Siedlungen dem Bedürfnis 
der Bevölkerung der Stadt Passau entsprangen. Es ist auch erwiesen, daß die gewerb-
lichen Betriebe in diesen Grenzorten zur Zeit der Angliederung des Innviertels an 
Oesterreich bereits bestanden haben und ihr natürliches Absatzgebiet für ihre Erzeug-
nisse in Passau haben. Durch eine Erklärung deutscherseits, daß die Stadt Passau 
nicht in das Gebiet des kleinen Grenzverkehres gehört, würden nicht nur zahlreiche 
Existenzen bedroht, sondern auch ein durch Jahrzehnte nachweisbares natürliches Be-
dürfnis der Bevölkerung von Passau künstlich gedrosselt. Der Verband und seine an-
geschlossenen Genossenschaften, insbesonders die Fleischhauer und Bäcker, erheben 
daher gegen eine derartige, den tatsächlichen Verhältnissen widersprechende Bestim-
mung des Grenzgebietes energischesten Protest und ersuchen ein hohes Bundeskanz-
leramt, alle Schritte zu unternehmen, damit derartig einseitige Bestrebungen, die sich 
zum Schaden der Grenzbevölkerung auf österreichischer717 als auch auf deutscher Sei-
te auswirken, nicht berücksichtigt werden und das alte Verhältnis, das sich durch Jahr-
zehnte bewährt hat, bestehen bleibt.
Trotz all dieser Bemühungen hatte man aber keinen Erfolg. Am 2. Februar 1932 trat 
der Artikel 7 des deutsch-österreichischen Abkommens über den kleinen Grenzverkehr vom 
12. April 1930 vollends in Kraft. Demnach durften nun deutsche Grenzbewohner Lebensmit-
tel nur mehr dann zollfrei aus Österreich einführen, wenn ein „örtliches Bedürfnis“ vorlag. 
Dieses Bedürfnis wurde jedoch für die ganze Stadt Passau mit Ausnahme einiger gegen die 
Grenze zu gelegener Ortschaften verneint. Ferner waren künftig die Bewohner von Neuhaus, 
Obernzell und Wegscheid sowie verschiedener anderer kleiner Orte des Hauptzollamtsbezir-
kes Passau vom kleinen zollfreien Grenzverkehr ausgeschlossen.
Wie schwer die österreichische Grenzbevölkerung dadurch getroffen wurde, kann man 
z. B. daraus ersehen, daß allein Passau im Jahr 1931 rund 150.000 Kilo Fleisch und 260.000 
Kilo Brot und Mehl aus den benachbarten Ortschaften in Österreich eingeführt hatte718, und 
es ist daher nicht verwunderlich, daß man sich auf österreichischer Seite weiterhin darum be-
mühte, die äußerst geschäftsschädigenden Verfügungen bezüglich der Aufhebung des kleinen 
Grenzverkehrs zu mildern, wenn nicht gänzlich zu beseitigen.
Bereits am 3. Februar 1932 fanden sich die gewerblichen Genossenschaftsverbände der 
beiden Grenzstädte Schärding und Braunau in Schärding ein, um zu beraten, wie man in die-
ser Angelegenheit vorgehen könnte. Dabei wurde beschlossen, neuerlich an die maßgebli-
chen Stellen mit der Forderung heranzutreten, den Artikel 7 des deutsch-österreichischen 
Handelsvertrages abzuändern.719
717) Unter dem Titel „Ungünstige Auswirkung des neuen Handelsvertrages mit Deutschland“ schreibt das 
„Schärdinger Wochenblatt“ in seiner Ausgabe vom 1. Mai 1930 u. a.: „[...] Wenn Passau aus dem klei-
nen Grenzverkehr ausscheidet, erleiden die Fleischhauer von Schardenberg und Freinberg großen Scha-
den, mittelbar aber auch die Landwirte der Gemeinden Freinberg, Schardenberg, Esternberg, Kopfing, 
St. Roman, Vichtenstein usw., weil dieselben ihr Vieh fast ausnahmslos an die Fleischhauer in Scharden-
berg und Freinberg lieferten. Bürgermeister Pretzl und Gemeinderat Mayrhofer aus Freinberg sprachen 
deshalb beim Landwirtschaftsminister Födermayr und der deutschen Gesandtschaft in Wien vor. Der Ab-
ordnung wurde zugesagt, daß alle Schritte unternommen werden, um die Verhältnisse zu ändern. Auch 
der Milchzoll wurde erhöht und da auch das Geschirr mitgewogen wird, kommt praktisch ein Zoll von 11 
Groschen pro Liter in Frage. Betroffen sind da die Gebiete gegenüber Passau, Burghausen und Tit[t]mo-
ning. Auch das österreichische Außenamt unternahm durch unsere Gesandtschaft in Berlin diesbezügli-
che Schritte. Man nimmt an, daß bis zur entgültigen [!] Regelung der Milchfrage der bisherige Zustand 
aufrechterhalten bleibt und der fällige Zoll gestundet werden wird.“ Schdg. WBl. 1930, Nr. 18, S. 5.
718) Schdg. WBl. 1932, Nr. 5, S. 6.
719) Schdg. WBl. 1932, Nr. 6, S. 6.
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Am 8. Februar 1932 wies Kammerrat Bruckmayr anläßlich einer weiteren Versamm-
lung der Handel- und Gewerbetreibenden zu diesem Thema darauf hin, daß in Passau 111 
Bundesbahnbeamte und -angestellte am Bahnhof und 38 Angestellte im Heizhaus tätig seien. 
Außerdem stünden 28 Zollbeamte und 6 Polizeibeamte in Dienst und 50 österreichische Pen-
sionisten lebten in Passau, die alle österreichische Steuergelder erhielten, nun aber gezwun-
gen seien, ihren Bedarf an Lebensmitteln etc. in Bayern abzudecken. Bruckmayr stellte fest, 
daß dies eine schreiende Ungerechtigkeit sei. Nach einer ausführlichen Debatte mit den Ver-
tretern aus Haibach, Schärding und Bayern kam man überein, unter den gegebenen Umstän-
den von der Regierung eine Verlegung der in Bayern befindlichen österreichischen Haupt-
zollämter und Grenzbahnhöfe nach Österreich zu verlangen720, und dann wurde der Beschluß
gefaßt, mit Vertretern aus den anderen Grenzbezirken gemeinsam beim Bundeskanzler vor-
zusprechen. Der Redner aus Bayern erklärte sich mit den Österreichern solidarisch. Er teilte 
mit, daß sowohl die Landwirtschaft als auch die Gewerbetreibenden in Neuhaus unter der 
Absperrung der Grenze durch die deutsche Regierung schwer litten und sie sich daher der 
Gegenaktion anschlössen.721
Am 10. Februar 1932 kam es in Wien zur geplanten Aussprache mit dem Bundeskanz-
ler. Die Vertreter des Gewerbestandes, darunter der Hauptverbandsvorsteher Nationalrat 
Elend, Hofrat Dr. Stadler, Dr. Kraft, von der Handelskammer Linz Dr. Mahal, die Kammer-
räte Kaufmann Max Bruckmayr, Schärding, Hans Aspöck, Braunau, Bezirksverbandsvorste-
her August Ritzberger, Schärding, die Bürgermeister einiger Grenzorte, betroffene Gewerbe-
treibende und auch ein Gewerbetreibender aus Bayern trugen unter Führung der Herren Lan-
desrat Felix Kern und Nationalrat Duscher dem Bundeskanzler ihre Forderungen vor und 
verlangten ehestes Einschreiten bei der deutschen Reichsregierung. Bundeskanzler Buresch 
versprach, sich baldigst mit der deutschen Gesandtschaft in Verbindung zu setzen und die 
Wünsche der Gewerbetreibenden dort vorzubringen.722
Neben den Handel- und Gewerbetreibenden war aber auch die Landwirtschaft im poli-
tischen Bezirk Schärding von der Neuregelung schwerstens betroffen. Hatten die Landwirte 
nämlich ihr Vieh bisher größtenteils in Bayern abgesetzt, weil infolge der wirtschaftlichen 
Rezession der Fleischbedarf in Österreich stark zurückgegangen war – am 19. Jänner 1933 
gab das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. bekannt, daß sich in Österreich ein außerordentlich 
starker Rückgang des Fleischverbrauches bemerkbar mache, der gegenüber dem Vorjahr 30 
bis 40 Prozent betrage723 –, so blieb ihnen nun dieser Markt versperrt.
720) Überlegungen, den österreichischen Grenzbahnhof – oder zumindest Teilbereiche – von Passau auf österrei-
chisches Gebiet zu verlegen, hatte es auch schon Mitte der 20er Jahre gegeben. So teilte z. B. die DZ am 
8. März 1926 unter dem Titel „Oesterreichische Bahnhofverhältnisse“ folgendes mit: „Die österr. Bun-
desbahn trägt sich mit dem Gedanken, ihren Güterbetrieb von Passau wahrscheinlich nach Wernstein zu 
verlegen, und zwar sowohl aus betriebstechnischen, als aus finanziellen Gründen. Die österr. Verwaltung 
zahlt nämlich an die deutsche Reichsbahn enorme Pachtsummen für die ganzen Geleise, für die Gebäude 
und für den Betrieb selbst, da kein einziger Schienennagel österr. Besitz ist. Außerdem sieht sich auch 
die Deutsche Reichsbahn auf dem hiesigen Bahnhof sehr beengt. Der gesteigerte Verkehr und die Unzu-
länglichkeit der Bahnanlagen haben bekanntlich schon die Reichsbahn veranlaßt, in Plattling einen Ab-
stellbahnhof einzurichten.“ DZ vom 8. März 1926, Nr. 55, S. 5.
721) Schdg. WBl. 1932, Nr. 6, S. 6.
722) Schdg. WBl. 1932, Nr. 7, S. 6.
723) Schdg. WBl. 1933, Nr. 3, S. 2. Laut den haushaltsstatistischen Erhebungen der Wiener Arbeiterkammer in 
den Jahren 1932–1935 ging der Fleischverbrauch gegenüber 1929 im Arbeiterhaushalt um 17 Prozent
und im Arbeitslosenhaushalt sogar um 55 Prozent zurück. Zusätzlich zeigte sich noch ein Ausweichen 
auf billigere Fleischsorten und mindere Qualitäten. Auch der Konsum von Wurst war stark rückläufig: Im 
Durchschnitt wurde 1932–1935 nur mehr 86 Prozent soviel Wurst verzehrt wie 1929. Bei den Arbeitslo-
senhaushalten lag der Verbrauch an Wurstwaren im Verhältnis zum Jahr 1929 im Jahr 1932 bei 78 %, 
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Tabelle 73: Verteilung der land- und forstwirtschaftlichen Fläche auf die verschiedenen Kul-
turgattungen im politischen Bezirk Schärding sowie in seinen Gerichtsbezirken Engelharts-
zell, Raab und Schärding im Vergleich zur Verteilung in Oberösterreich (in Prozent)



























Oberösterreich* 1,143.008 33,23 21,57 1,83 1,98 0,63 35,05 0,81 0,47 4,34 0,09
Polit. Bezirk     57.151 42,13 31,78 1,84 0,43 0,00 23,08 0,01 0,58 0,09 0,06
  Engelhartszell 17.050 28,27 29,78 1,10 0,16 0,00 40,17 0,01 0,37 0,06 0,08
  Raab     17.913 50,26 34,06 2,30 0,39 0,00 12,22 0,01 0,70 0,05 0,01
  Schärding     22.188 46,21 31,48 2,03 0,66 0,00 18,72 0,01 0,65 0,15 0,09
*) Oberösterreich war nach Niederösterreich das Bundesland mit dem zweitgrößten Anteil sowohl an Ackerland 
als auch an Kulturfläche ohne Wald. Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in 
der Republik Österreich vom 14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich [= Bd. 10]. – Wien: 1932. S. 38 f.
Eigene Berechnungen nach: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Repu-
blik Österreich vom 14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932. S. 10–15. 
Wie bereits erwähnt, waren in den 5.282 land- und forstwirtschaftlichen Betrieben724
des Bezirks 20.657 Personen bzw. 48,09 Prozent der Wohnbevölkerung beschäftigt. Daß die-
ser Anteil so hoch war, hing einerseits mit der hier vorherrschenden Großviehhaltung zusam-
men, weil ja das Vieh der steten Pflege bedurfte und auch durch die regelmäßig anfallende 
Milch die Notwendigkeit zur raschen Verarbeitung bestand, und war andererseits darin be-
gründet, daß die Betriebe damals einen äußerst geringen Mechanisierungsgrad aufwiesen: 
1930 gab es im Gerichtsbezirk Schärding in der Landwirtschaft lediglich fünf Kraftfahrzeu-
ge, u. z. einen Lastkraftwagen, drei Traktoren und einen Motorpflug, mit einer gesamten 
Nennleistung von 150 PS; in den beiden anderen Gerichtsbezirken des politischen Bezirks 
Schärding waren damals überhaupt keine Kraftfahrzeuge vorhanden.725
1933 bei 74 %, 1934 bei 63 % und 1935 bei 62 %. Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische 
und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 153 f.
724) Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb im Sinne der mit Bundesgesetz vom 25. Februar 1930, BGBl. 
Nr. 64 beschlossenen, aufgrund der Verordnungen vom 9. März 1930, BGBl. Nr. 69 sowie vom 24. 
April 1930, BGBl. Nr. 137 am 14. Juni 1930 durchzuführenden Betriebszählung war damals jeder Be-
trieb anzusehen, der eine land- oder forstwirtschaftliche Kulturfläche als solche nutzte. Ferner zählten 
dazu die land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetriebe, die nicht aufgrund eines Gewerbescheines ge-
führt wurden (landwirtschaftliche Brennereien, Sand- und Schottergruben, Steinbrüche u. dgl.), die land-
und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, z. B. Milch-, Molkerei-, Brennerei-
genossenschaften, und schließlich jene Betriebe, die auch ohne Grund und Boden Tierhaltung (jedoch 
nur Rinder-, Schweine-, Geflügel- und Bienenhaltung) betrieben, sofern ihr Rohertrag (ihre Bruttoein-
nahme) mindestens 1000 S pro Jahr betrug. Einbezogen in die Zählung waren auch die Betriebe und Un-
ternehmungen des Bundes, der Bundesländer, der Gemeinden, der sonstigen öffentlichen Körperschaften 
und der kirchlichen Rechtssubjekte. 
Dagegen war für Kleingärten, Schrebergärten u. dgl. mit einer vorwiegend für die Bedürfnisse des Haus-
haltes bewirtschafteten Fläche unter 5 Ar = 500 Quadratmeter kein Fragebogen auszufüllen. Die rechtli-
chen Grundlagen der Betriebszählung sowie Erläuterungen zum Fragebogen für die landwirtschaftliche 
Betriebszählung. – In: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Re-
publik Österreich vom 14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich. – Wien: 1932. S. 6–12. 
725) In ganz Oberösterreich zählte man 1930 in den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 40 Lastkraftwagen, 
73 Traktoren und 12 Motorpflüge mit einer Gesamtleistung von 2.916 PS. Ebda.: Ergebnisse für Ober-
österreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932. S. 32 f.
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In absoluten Zahlen verteilte sich die land- und forstwirtschaftliche Fläche des Bezirks 
folgendermaßen auf die verschiedenen Kulturgattungen: 
Tabelle 74: Verteilung der land- und forstwirtschaftlichen Fläche auf die verschiedenen Kul-
turgattungen im politischen Bezirk Schärding sowie in seinen Gerichtsbezirken Engelharts-




























Polit. Bezirk 57.151 24.077 18.164 1.049 245 13.193 3 334 52 34
  Engelhartszell 17.050   4.820   5.077    187   28   6.850 1   64 10 13
  Raab 17.913   9.003   6.102    412   71   2.189 1 125  9   1
  Schärding 22.188 10.254   6.985    450 146   4.154 1 145 33 20
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. S. 14 f. 
Wie aus Tabelle 75 hervorgeht, war der weitaus größte Teil der durch die Betriebszäh-
lung 1930 erfaßten 5.282 land- und forstwirtschaftlichen Betriebe – nämlich 5.203 – mit 
Viehhaltung verbunden. Dies entsprach einem Anteil von 98,50 Prozent. Österreichweit lag 
dieser Anteil bei 95,14 Prozent und in Oberösterreich bei 97,58 %.
Tabelle 75: Viehbestand des politischen Bezirkes Schärding sowie der Gerichtsbezirke En-






























































Polit. Bezirk 79 5.203 4.687 43.249 28.507 529 740 865 97.204 4.933 8.529 4.994
   Engelhartszell 18 1.227    671   9.282   4.802 205 305 146 17.393 1.134    625    971
   Raab 18 2.065 1.817 16.444 11.053 162 304 297 40.391 1.929 3.777 1.808
   Schärding 43 1.911 2.199 17.523 12.652 162 131 422 39.420 1.870 4.127 2.215
VH = Viehhaltung
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. S. 26–28.
726) Bei den in der Tabelle angeführten Daten handelt es sich nicht um den gesamten Viehbestand, wie er durch 
die mit der Volkszählung verbundene Viehzählung erfaßt wurde, sondern lediglich um das Vieh, das zu 
einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gehörte und seinen Zwecken diente. Nicht inbegriffen sind
also die ausschließlich in industriellen, Handels-, Verkehrs- und anderen nichtlandwirtschaftlichen Be-
trieben verwendeten Tiere sowie solche, die überhaupt keinem privatwirtschaftlichen Zweck dienen, wie 
Polizei-, Luxuspferde u. dgl.; dagegen galt der ausgegebenen Weisung gemäß als landwirtschaftlicher 
Betrieb in diesem Zusammenhang auch die reine Tierhaltung, die nicht mit der Nutzung einer Kulturflä-
che verbunden war, jedoch nur die Rinder-, Schweine-, Geflügel- und Bienenhaltung, deren Jahresroher-
trag mindestens 1000 S betrug. Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in 
der Republik Österreich vom 14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich [= Bd. 10]. S. 27.
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Neben den in der Tabelle 75 aufgelisteten Tieren wurden in den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben des politischen Bezirkes Schärding noch insgesamt 22 Maulesel/
Maultiere/Esel, 18 Büffel und 578 Trut- und Perlhühner gehalten.727 Nach Betriebsgrößenstu-
fen ergab sich hinsichtlich der drei Hauptviehgattungen – Ziegen, Schafe, Geflügel u. a. wur-
den auf der Bezirks- bzw. Gerichtsbezirksebene in den Ergebnissen der Zählung nicht nach 
Betriebsgrößenstufen aufgeschlüsselt – im politischen Bezirk demnach folgendes Bild: 





Insgesamt 4.687 43.249 20.833 28.507
Unter 2 ha      35   2.287   2.089   2.371
    2 bis    10 ha    396   8.394   5.486   5.926
  10 bis    20 ha 1.425 12.163   5.090   7.455
  20 bis  100 ha 2.812 20.240   8.112 12.605
    über  100 ha      19      165        56      150
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. S. 41.





Unter 2 ha   0,75   5,29 10,03   8,32
    2 bis    10 ha   8,45 19,41 26,33 20,79
  10 bis    20 ha 30,40 28,12 24,43 26,15
  20 bis  100 ha 60,00 46,80 38,94 44,22
    über  100 ha   0,40   0,38   0,27   0,52
Eigene Berechnungen nach: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Repu-
blik Österreich vom 14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. S. 41.
Über die Dichte des Viehbestandes im Verhältnis zur Kulturfläche des Bezirks ohne 
Wald (K.o.W.) gibt schließlich Tabelle 78 Aufschluß. 
Wie die beiden anderen Innviertler Bezirke – Braunau 90,0 Rinder (45,8 Kühe) und 
Ried 109,4 Rinder (56,4 Kühe) auf 100 ha728 – lag der Bezirk Schärding mit seiner Dichte 
von 99,3 Rindern weit über der Marke für Oberösterreich, das seinerseits – wenn man Wien 
außer Betracht läßt – mit 81,4 Rindern (darunter 43,0 Kühe) auf 100 Hektar bundesweit mit 
Abstand die höchste Dichte an Rindern aufwies, gefolgt von der Steiermark mit 66,1 Rindern 
(darunter 30,5 Kühe) und von Niederösterreich mit 57,1 Rindern (darunter 32,3 Kühe). 
Hinsichtlich der Pferdedichte lag Oberösterreich mit 8,1 Pferden hinter Niederöster-
reich mit 8,7 und dem Burgenland mit 8,6 Pferden auf 100 Hektar und bezüglich der Schwei-
nedichte mit 53,8 Schweinen hinter der Steiermark mit 69,2 Schweinen, hinter Niederöster-
reich mit 67,8 und hinter dem Burgenland mit 58,9 Schweinen auf 100 Hektar.729
727) Ebda. Bd. 3. S. 26–28.
728) Ebda. S. 38 und S. 40.
729) Ebda. Bd. 10, S. 28.
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Tabelle 78: Dichte des Viehbestandes im Verhältnis zur Kulturfläche ohne Wald in Öster-
reich, Oberösterreich und im politischen Bezirk Schärding mit seinen Gerichtsbezirken









































Österreich   6,1   57,4 30,0 48,8 4,9 6,8 3,3 147,5   7,0   4,6
Oberösterreich   8,1   81,4 43,0 53,8 3,6 3,8 1,7 190,1   4,0   6,6
Polit. Bezirk 10,8   99,3 47,9 65,5 1,2 1,7 2,0 223,3 11,3 19,6
   Engelhartszell   6,6   91,8 41,6 47,5 2,0 3,0 1,4 172,0 11,2   6,2
   Raab 11,7 105,5 51,6 70,9 1,0 2,0 1,9 259,1 12,4 24,2
   Schärding 12,3   98,3 48,2 70,9 0,9 0,7 2,4 221,0 10,5 23,1
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich [= Bd. 10]. – Wien: 1932. S. 28 und eigene Berechnungen nach 
S. 49 sowie nach: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Öster-
reich vom 14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. S. 26–28. 
Wie aber stand es nun überhaupt um den primären Wirtschaftssektor? Nach der Erho-
lung der oberösterreichischen Landwirtschaft in den unmittelbaren Nachkriegsjahren, war 
Hand in Hand mit der Aufwärtsentwicklung eine verschärfte Wettbewerbssituation entstan-
den730 – hatte es laut der Viehzählung vom 7. März 1923 z. B. im politischen Bezirk Schär-
ding 41.659 Rinder (darunter 18.063 Kühe) gegeben731, so zählte man hier am 14. Juni 1930 
43.249 Rinder (darunter 20.833 Kühe) –, und dies schlug sich ab dem Jahr 1927 in einer Ab-
satzkrise mit Preisverfall bei Getreide und Vieh nieder.732
Dazu gesellten sich ab 1929 die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise, und die Folge 
war, daß viele Höfe bald wieder schwer verschuldet waren und Pfändungen und Zwangsver-
steigerungen enorm zunahmen.733
Gleichzeitig stieg auch die Unzufriedenheit vieler Bauern. So beklagte z. B. Gemeinde-
rat Karl Kinzl aus Schärding in einem im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 26. Februar 1931 
veröffentlichten ausführlichen Artikel zur „Agrarkrise in Oesterreich“, daß weder im öster-
reichischen Parlament noch in der österreichischen Landwirtschaft eine einheitliche Meinung 
bezüglich der Maßnahmen zur Bekämpfung der Agrarkrise bestehe. In Hinblick auf die be-
reits in Gang befindlichen Handelsvertragsverhandlungen mit Ungarn sowie den mit 30. Juni 
1931 auslaufenden Handelsvertrag mit Jugoslawien und die anstehenden Verhandlungen über 
einen neuen Vertrag sprach sich Kinzl dann dafür aus, alles daran zu setzen, um „unsere 
730) Aufgrund der schwierigen Verhältnisse kam es 1927 zur Fusionierung der OÖ. Landwirtschaftsgesellschaft, 
des OÖ. Landwirtschaftlichen Verbandes für Verwerter und Bezug (Lagerhausgenossenschaften) und des 
Verbandes der ländlichen Elektrizitäts-Genossenschaften mit dem Landeskulturrat. Außerdem wurde die 
Abteilung Warenvermittlung des Landeskulturrates, die auch die Lagerhäuser umfaßte, in eine offizielle 
Handelsfirma umgewandelt. Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 402.
731) Statistisches Handbuch für die Republik Österreich. Jg. V. – Wien: 1924. S. 142 f.
732) Zwischen 1929 und 1934 ging z. B. der Preis für Mastochsen um 40 % und der für Fleischschweine um etwa 
50 % zurück. 
733) Schon im Jahr 1927 betrug die Verschuldung in den bäuerlichen Betrieben durchschnittlich 91.40 S je Hek-
tar landwirtschaftlicher Nutzfläche. Im Verlauf der Weltagrarkrise wurde diese Verschuldung mehr als 
verdoppelt und lag z. B. 1931 durchschnittlich bei 189.40 S pro Hektar. Haiden, Rene Alfons: Österrei-
chische Landwirtschaft und Agrarpolitik der letzten drei Jahrzehnte. – Diss. – Wien: 1953. S. 49.
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Rinderzucht, Schweineproduktion und Molkereiproduktion zu schützen und dafür, weil es 
ohne Kompensation nicht geht, bei Getreide entgegenzukommen“:
Es wäre dadurch sicher möglich, die Agrarier auf ein Ziel zu einigen und auch der 
Widerstand der Konsumenten wäre leichter überwunden, wenn man ihnen billiges 
Brot und Mehl beläßt. [...] Ja, ich wage die Behauptung, daß, wenn die Rinder- und 
Schweinezucht sowie Molkereiprodukte entsprechend geschützt sind, etwa 90 % aller 
landwirtschaftlichen Produzenten in ihrer Existenz gesichert erscheinen. Eine genaue 
Erhebung würde sicher diese Behauptung bestätigen, denn in den letzten Jahren haben 
sich weite Gebiete umgestellt auf Viehzucht, Molkereiwirtschaft, Zuckerrübenbau und 
dergl. Zum Beispiel vom Innviertel, das zum Großteil ausgesprochen guten Getreide-
boden besitzt, bin ich überzeugt, wenn gute Viehpreise sind, kommt keine Klage wegen 
der niedrigen Getreidepreise. [...].734
Ausgehend von den Ergebnissen des Erntejahres 1929 kamen von den insgesamt 
24.077 Hektar Ackerland des politischen Bezirks Schärding 4.005 ha auf Weizen, 4.104 ha 
auf Roggen, 2.932 ha auf Gerste, 4.290 ha auf Hafer und 2.654 ha auf Kartoffeln.735 Auf die 
Hauptkörnerfrüchte allein entfielen demnach 63,67 Prozent des Ackerlandes, wobei der An-
bau von Hafer mit 17,82 Prozent und der von Roggen mit 17,05 Prozent im Vordergrund 
standen. Geordnet nach Betriebsgrößen ergibt sich somit folgendes Bild:
Tabelle 79: Verteilung der Ackerfläche (aufgeschlüsselt nach den Hauptfeldfrüchten), des 





















Insgesamt 5.282 24.077 4.005 4.104 2.932 4.290 2.654 18.409 13.193
Unter 2 ha 1.411 240 13 28 10 22 116 1.141 58
      2 bis    10 ha 1.825 3.155 497 545 377 479 519 3.711 1.170
    10 bis    20 ha 975 7.187 1.293 1.176 953 1.247 759 4.440 2.497
    20 bis  100 ha 1.067 13.402 2.190 2.338 1.582 2.524 1.248 8.984 8.326
      über  100 ha 4 93 12 17 10 18 12 133 1.142
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 
14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. S. 41.
Die staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der schweren Krise in der Landwirtschaft 
bestanden in Subventionen für den Getreidebau, in einer Exportförderung und in einer Unter-
stützung der Viehwirtschaft sowie im 1930 beschlossenen Notopfergesetz736 zur Linderung 
734) Schdg. WBl. 1931, Nr. 9, S. 1.
735) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. 
Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. S. 41.
736) Dieses Bundesgesetz über außerordentliche Hilfsmaßnahmen zur Linderung des landwirtschaftlichen Not-
standes, das als sogenanntes Notopfer der Landwirtschaft 96 Millionen Schilling aus Staatsmitteln zu-
wendete und durch die Erhöhung der Bier- und Zuckersteuer gedeckt wurde, war am 16. Juli 1930 verab-
schiedet worden. Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 2. Bd., 2. Teil: Das 
Werden und erste Wirken des Bauern- und Kleinhäuslerbundes. – Ried i. I.: (1956). S. 868.
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der Not in der Landwirtschaft und der unter der ausländischen Konkurrenz leidenden Müh-
lenindustrie, wobei letzteres allerdings keineswegs in allen Teilen der Bauernschaft Beifall 
fand. 
So nahm z. B. der Nationalratsabgeordnete Hubert Dewaty, einer der neun Vertreter 
des Landbundes im Parlament737, auf der Landvolktagung vom 8. September 1930 in Wels 
folgendermaßen zu diesem Gesetz Stellung738:
Das Notopfer liefert uns den Beweis dafür, daß wir zu Bettlern geworden sind. Aber 
mit dem Notopfer ist den Bauern nicht mehr zu helfen. Das ist eine bloße Flickarbeit. 
(Beifall.) Wir brauchen eine ganze Lösung. Wir stehen vor dem Abschluß neuer Han-
delsverträge. Der Landbund hat eine Generalrevision der Handelsverträge im Sinne 
einer Einfuhrregelung und Drosselung der eingeführten landwirtschaftlichen Artikel 
gefordert. Zuerst müssen für unsere Erzeugnisse der Absatz und anständige Preise 
gesichert sein, damit unser Bauernsterben aufhört, bevor der Landbund einer anderen 
Zollregelung seine Zustimmung gibt. (Beifall.) Wir sind und bleiben die Grundlage 
des Staates in jeder Hinsicht, deswegen fordern wir, daß wir auch den uns gebühren-
den Schutz erhalten. Bezüglich des Notopfers verlangen wir, daß es gerecht aufgeteilt 
werde. Berg- und Flachlandbauern stehen auf dem Standpunkt der Solidarität. Rasche 
und gerechte Verteilung ist unsere Forderung an die Regierung bezüglich des Notop-
fers.
Zu diesen Subventionen kamen ab 1931 noch verschiedene marktwirtschaftliche Len-
kungsmaßnahmen durch Gesetze zur Stabilisierung der Produktion und der Preise besonders 
bei Vieh739 und Milchprodukten.740
737) Laut www.parlament.gv.at/portal war Hubert Dewaty, geb. am 22. 10. 1892 in Deutschfeistritz, vom 18. 
Mai 1927 bis zum 1. Oktober 1930 und dann von 2. Dezember 1930 bis zum 2. Mai 1934 Mandatar des 
Landbundes im Parlament. 1933 übernahm er zudem die Funktion des Obmannes des parlamentarischen 
Klubs des Landbundes. 1934 wurde ein Hochverratsprozeß gegen ihn angestrengt, das Verfahren wurde 
jedoch eingestellt, worauf er 1935 enthaftet wurde. 1936 flüchtete er nach Deutschland, kehrte aber noch 
im selben Jahr zurück und war dann illegaler Propagandaleiter der NSDAP.
738) „Bauern-Zeitung“ Nr. 37 vom 11. September 1930, S. 1.
739) Durch das Viehverkehrsgesetz vom 30. Oktober 1931, BGBl. 337, wurden geschützte Märkte geschaffen 
und mehrfach Maßnahmen getroffen, um den Import einzuschränken und den heimischen Auftrieb zu 
forcieren. Dazu war allerdings die Bewilligung der österreichischen Viehverkehrsstelle notwendig, ohne 
die in Orten mit geschützten Märkten kein Ankauf von Vieh und Fleisch erfolgen konnte. 
Gemäß dem Viehfondsgesetz vom 22. Dezember 1932, BGBl. 367, mußte beim Absatz von Vieh auf ge-
schützten Märkten eine Abgabe geleistet werden, die je nach den wöchentlichen Auftrieben von der 
Viehverkehrsstelle festzusetzen war. Die dadurch eingenommenen Mittel wurden zur Verbilligung von 
Fleisch für Minderbemittelte und zur Förderung des inländischen Viehabsatzes verwendet. 
Die Regelung des Viehverkehrs brachte eine gewisse Besserung der Preis- und Absatzverhältnisse, wobei 
sich vor allem die Abhaltung von Auslandszufuhren günstig auswirkte. Haiden, Rene Alfons: Österrei-
chische Landwirtschaft und Agrarpolitik der letzten drei Jahrzehnte. S. 29.
740) Die Ordnung des Milchmarktes wurde von drei Säulen getragen, u. z. vom Milchfondsgesetz, von der 
Milchpreisverordnung und vom Milchverkehrsgesetz.
Der Milchausgleichsfonds war durch das Bundesgesetz vom 17. Juli 1931, BGBl. 224 geschaffen wor-
den. Sein Zweck war eine gleichmäßige Belieferung der Märkte. Der Frischmilchproduzent mußte beim 
Absatz seiner Erzeugnisse in Orten mit über 5.000 Einwohnern eine Abgabe von 2 bis 3 Groschen je Li-
ter Trinkmilch leisten. Dieser Betrag wurde dem Fonds mit dem Ziel zugeführt, die Erzeuger und Verar-
beitungsbetriebe von Werkmilch zu stützen. Die Verarbeitungsmilch sollte vom Markt ferngehalten wer-
den, um den Frischmilchpreis nicht durch ein Überangebot zu gefährden. Dabei wurden Verarbeitungs-
zuschüsse gewährt zur Gewährleistung gleicher Preise für Werk- und Frischmilch und Preisausgleichszu-
schüsse für die Milch, die in weniger großen Orten abgesetzt werden mußte. 
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Darüber hinaus wurde der Schutz des Getreidebaus verstärkt, indem ab 1932 neben 
Einfuhrverboten auch Zollsätze741 bis zu 16 Goldkronen je 100 Kilogramm festgelegt wur-
den.742
1932 schließlich gab es außerdem eine organisatorische Veränderung, u. z. wurde da-
mals der Landeskulturrat mit seinen Bezirksgenossenschaften und den örtlichen Berufsgenos-
senschaften der Landwirte in die Landwirtschaftskammer für Oberösterreich umgestaltet und 
damit eine autonome Berufsvertretung des Bauernstandes zum Zweck der besonderen Förde-
rung der Landwirtschaft geschaffen743, was die „Bauern-Zeitung“ am 14. Juli 1932 voller
Freude so kommentierte744: 
Nun hat endlich auch Oberösterreich eine Landwirtschaftskammer. Jahrelang haben 
wir um die Landwirtschaftskammer gekämpft, nun ist sie am Donnerstag, den 7. Juli, 
durch einstimmigen Landtagsbeschluß geschaffen worden. 
Wie katastrophal sich nun die gänzliche Aufhebung des kleinen Grenzverkehrs auf die 
Landwirtschaft im Bezirk Schärding auswirkte, die ohnehin schon unter der verminderten 
Kaufkraft der von der Arbeitslosigkeit betroffenen Bevölkerung und dem damit verbundenen 
Konsumrückgang schwer zu leiden hatte, geht u. a. aus der Bürgermeisterkonferenz vom 11. 
Februar 1932 hervor, die unter dem Vorsitz des Landtagsabgeordneten Altmann aus Alt-
schwendt im Beisein der Obmänner der landwirtschaftlichen Bezirksgenossenschaften im 
Gemeindesitzungssaal in Schärding stattfand und an der neben Bezirkshauptmann Petrak Na-
tionalrat Duscher aus St. Florian/Inn, Dr. Gleißner vom Landeskulturrat und Ing. Marady als 
Vertreter des Simmentaler Zuchtverbandes Schärding teilnahmen.745
In seinem Referat über das Viehverkehrsgesetz führte Dr. Gleißner aus, daß in norma-
len Zeiten die Gebirgsbauern Jungvieh herangezogen und dieses als Nutzvieh an die Land-
wirte am flachen Lande verkauft hatten, während diese Schlachtvieh auf die Märkte nach 
Wien, Urfahr – für den Salzburger und Tiroler Markt – und besonders im Innviertel nach 
Bayern geliefert hatten. Nun aber sei die Grenze gesperrt, weshalb der Absatz dorthin zur 
Gänze weggebrochen sei, und auch in Urfahr gebe es kaum noch Absatzmöglichkeiten, weil 
Tirol und Salzburg ihren Bedarf an Schlachtvieh aus den eigenen Ländern deckten. Dennoch 
Da sich jedoch ungeachtet dieser Regelung die Marktmilchmenge weiter erhöhte, erging am 10. August 
1933, BGBl. 373, die Milchpreisverordnung, die die Preise und Preisspannen für den Milchsektor genau 
festlegte: Der sogen. Grund- oder Übernahmspreis, der ein Mindestpreis für Käufer nicht molkereimäßig 
behandelter Milch war, betrug 30 Groschen je Liter; der Einstell- oder Großhandelspreis, den Wiederver-
käufer zu entrichten hatten, war mit 35 Groschen festgesetzt; und der Detailpreis, der bei entgeltlicher 
Abgabe an Endverbraucher verlangt wurde, wurde als ein Mindest- und Höchstpreis mit 40 bis 42 Gro-
schen fixiert. Zu dieser Preisregelung kam mit dem Milchverkehrsgesetz vom 17. August 1934, BGBl. 
210, noch eine Kontingentierung der Absatzmengen, wobei nach einem vom Landwirtschaftsministerium 
ausgearbeiteten Plan den einzelnen Produzenten bestimmte Lieferkontingente zugewiesen wurden. Jede 
über fünf Liter hinausgehende Milchmenge bedurfte nunmehr einer Genehmigung in Form eines Anliefe-
rungsscheines. Haiden, Rene Alfons: Österreichische Landwirtschaft und Agrarpolitik der letzten drei 
Jahrzehnte. S. 28 f.
741) Die Zollgebühren kletterten von 1929 bis 1933 für Weizen um 200 und die für Rindfleisch gar um 250 Pro-
zent. Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 297.
742) In diesem Zusammenhang wurde auch eine eigene Zentralstelle errichtet, deren Aufgabe in der Lenkung des 
Brotgetreideangebotes und in einer Kontrolle der Einfuhr bestand. Damit war es möglich, die Getreide-
preise bis 1938 stabil zu halten, ja z. T. sogar geringfügig zu verbessern. Haiden, Rene Alfons: Österrei-
chische Landwirtschaft und Agrarpolitik der letzten drei Jahrzehnte. S. 30 f.
743) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 402.
744) „Bauern-Zeitung“ Folge 28 vom 14. Juli 1932, S. 1.
745) Protokoll der BMK. vom 11. Februar 1932.
-316-
zwinge der Futtermangel viele Landwirte, Vieh abzustoßen, was angesichts der großen wirt-
schaftlichen Not und der damit in Verbindung stehenden Verringerung des Fleischkonsums 
äußerst schwierig sei. Gegenwärtig liefere Oberösterreich wöchentlich 500 Stück Schlacht-
vieh auf den Wiener Markt, es werde jedoch getrachtet werden, dieses Kontingent auf 700 
Stück zu erhöhen. Den Landwirten im Bezirk Schärding aber, die bisher einen Großteil ihres 
Viehs nach Bayern verkauft hatten, müsse besonders geholfen werden, weil gerade dieser 
Bezirk der viehreichste sei und durch die Grenzsperre hier jeglicher Absatz stocke.746
Einstimmig wurde daraufhin beschlossen, in Form einer Eingabe an das Bundesmini-
sterium für Landwirtschaft auf die unhaltbaren Verhältnisse hinzuweisen und um eine Erhö-
hung des Ablieferungskontingents an Vieh für den Bezirk Schärding zu ersuchen.747
Am 29. März 1932 kam Landwirtschaftsminister Dr. Engelbert Dollfuß in Begleitung 
des Bauernbundobmannes Landesrat Mayrhofer und des Präsidenten des oberösterreichi-
schen Landeskulturrates Bundesrat Kreilmeir nach Schärding, wo er mittags eine Bezirks-
bauernbundversammlung und nachmittags die Generalversammlung des Simmentaler Rin-
derzuchtverbandes besuchte. 
Dollfuß nützte diese Gelegenheit, um in einer großangelegten Rede zur österreichi-
schen Agrarpolitik Stellung zu nehmen. Er ging dabei unter anderem auch auf das Viehver-
kehrsgesetz ein und betonte, daß dieses Gesetz – trotz aller momentanen Härten für Ober-
österreich durch den Ausfall an Viehlieferungen nach Salzburg und Bayern – insgesamt ge-
sehen doch „ein Segen für die Landwirtschaft“ sei.748
Von diesem Segen war hier allerdings wenig zu bemerken, und die durch den Art. 7 
des deutsch-österreichischen Handelsvertrages ausgelöste zusätzliche Absatzkrise verursach-
te in der zum Teil bereits schwer verschuldeten Landwirtschaft einen eklatanten Bargeldman-
gel, sodaß die Bauern vielfach zur Naturalwirtschaft zurückkehren mußten, was nun vor al-
lem die Geschäftsleute und zum Teil auch die Angehörigen freier Berufe zu spüren bekamen. 
Dies wird u. a. durch folgende Interviews bestätigt: 
Die Bauern, die waren ja damals sehr schlecht dran. Die haben finanziell sehr gelitten 
in diesen Jahren. Die sind damals zum Tauschhandel übergegangen, und dadurch war 
das Geschäft so schwer zu führen, weil die Lieferanten Geld gewollt haben, das ist 
klar, und wir haben aber unsere Hauptkundschaft bei den Bauern von der Umgebung 
gehabt – wir waren ja halbseitig geschlossen, weil wir in Österreich waren und die 
Grenze gehabt haben, und dadurch haben wir wirtschaftlich immer unter der Grenze 
gelitten. Solange ich mich erinnern kann, war immer irgendeine Schwierigkeit durch 
die Grenze. 
Ich kann mich erinnern, die Bauern haben so viel Holz eintauschen wollen, aber was 
tun wir mit so viel Holz? Wir haben ja nicht so viel verbrennen können. Da hätte mein 
Vater den Onkel von der Butterzentrale einmal angesprochen, ob nicht die Holz kaufen 
könnten von uns. Wir haben so viel, und was sollen wir damit tun? 
746) Protokoll der BMK. vom 11. Februar 1932.
747) Ebda. und Schdg. WBl. 1932, Nr. 7, S. 5 f.
748) In diesem Zusammenhang wies Minister Dollfuß darauf hin, daß sich die Zahl der aus Oberösterreich auf 
den Markt gebrachten Schweine von 23.000 im Jahr 1930 auf 90.000 im Jahr 1931 und bei Rindern von 
18.500 auf 27.000 erhöht habe. Die Auslandseinfuhr an Vieh habe sich dagegen gewaltig vermindert. 
Durch den Milchausgleichsfonds sei die Landwirtschaft überdies vor einem katastrophalen Sturz des 
Milchpreises bewahrt worden. Es sei besser, 2 Groschen pro Liter an den Fonds abzuführen, als 10 und 
mehr Groschen pro Liter zu verlieren. Mit der Mahnung an die Züchter, auf ihren klugen Sinn zu ver-
trauen und sich nicht durch Schlagworte irreführen zu lassen, schloß Bundesminister Dr. Dollfuß dann 
„seine mit starkem Beifall aufgenommene Rede“. Schdg. WBl. 1932, Nr. 14, S. 4.
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Er hat es aber abgelehnt, und dadurch weiß ich auch, daß sehr viel Holz eingetauscht 
worden ist, und dann überhaupt – auch Lebensmittel! Sie wollten eigentlich immer nur 
tauschen, Anten und Gäns’ wollten sie zum Beispiel im November bringen.749
Die Bauern haben uns auch zum Teil statt Geld Eier gebracht oder andere Lebensmit-
tel; manchmal mehr als der Mama lieb war. [... ] –
Ist bei Ihnen auch mit Holz bezahlt worden? –
Bei uns wurde interessanterweise primär in Lebensmitteln gezahlt. Vielleicht auch ver-
einzelt mit Holz, aber viel Holz haben wir nicht gebraucht, weil wir viel Kohle geheizt 
haben, aber Lebensmittel sehr viel: Butter, Eier, Mehl, Hühner. –
Gänse vielleicht auch?–
Ja, Gänse auch, aber das war eigentlich mehr der Auszugsbauer, der hat ja früher 
nicht eine derartige Pension gehabt wie heute. Der Innviertler Bauer hat sich einen 
großen Auszug schreiben lassen. [...] Die Enten und die Gänse, also einen Teil ihres 
Auszuges, haben sie verkauft. Sie sind in die Stadt gekommen, haben da die Leute be-
sucht und beliefert, und das war Teil ihres Taschengeldes, denn mitgegessen hat der 
Bauer sowieso zu Hause.750
Wir waren ja wirklich ein armer Haufen damals. [...] Die Geschäfte haben ja über-
haupt schon fast kein Geschäft mehr gehabt. Bei uns haben die Bauern gar kein Geld 
g’habt. Des waren die ärmsten Leut’. Die haben nur in Naturalien gezahlt. Ja, mein 
Gott, von den Äpfeln der Bauern, von den 3 bis 400 Kilo habe ich mir meine Magenge-
schwüre g’holt, von der Apfelsäure. Und so war ‘s: Wir haben Sauerkraut und Blau-
kraut und Weißkraut, nur Kraut und wieder Kraut gegessen. Ja, irgend etwas hat 
g’scheh’n müss’n damit. Und wir hätten ja auch das Geld gebraucht. Es ist uns damals 
sehr schlecht gegangen, weil kein Mensch a Geld g’habt hat. Ich weiß noch, am 10., 
wenn die Steuer zu zahlen war, bin ich mit meinen Bücheln von den Leuten, die uns 
was schuldig waren, bin ich gerannt und hab’ ums Zahlen gebeten, damit ich meine 
Ware bezahlen konnte.751
In Schärding selbst, das aufgrund seines geringen Anteils am agrarischen Sektor (siehe 
Tabelle 57) in bezug auf die Viehhaltung natürlich kaum ins Gewicht fiel, wurden in Zusam-
menhang mit der Volkszählung 1934 in Hinblick auf den Tierbestand der Stadt die von mir 
in Tabelle 80 vorgelegten Zahlen veröffentlicht. 
Die in Anbetracht der Ergebnisse der Viehzählung 1930 geäußerte Vermutung Felix 
Kerns, daß der „nicht unbedeutende Rückgang der Ochsen“ „vor allem auf die Umstellung 
von der Ochsen- auf die Pferdebespannung zurückzuführen gewesen sein“ dürfte, sodaß man 
„auch in Österreich den Ochsen und nicht das Pferd als das vom Motor verdrängte Haustier 
bezeichnen mußte“752, findet hier ihre Bestätigung, wenngleich anzumerken ist, daß auch der 
Pferdebestand gegenüber dem Jahr 1923 bereits deutlich zurückgegangen ist. 
Stark zugenommen hatte hingegen die Zahl der Kühe, der Schweine – was gerade in 
der inneren Stadt angesichts der damit verbundenen Geruchsbelästigung immer wieder für 
749) Interview vom 19. 8. 1992.
750) Interview vom 15. 10. 1993.
751) Interview vom 20. 5. 1992.
752) Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 2. Bd., 2. Teil: Das Werden und erste 
Wirken des Bauern- und Kleinhäuslerbundes. S. 850. 
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Ärger sorgte753 – und der Hühner, wobei die Zunahme im Bereich der Kleintierhaltung wohl 
auch in Zusammenhang mit der allgemeinen Wirtschaftskrise stehen dürfte.754
Tabelle 80: Tierbestand in der Stadt Schärding nach der im Rahmen der Volkszählung 1934 

































Jungpferde – –    2 – – 2 8
Stuten    7    3 –    1 – 11 19
Hengste    3    2    1 – – 6 16
Wallache  20    6    3 – – 29 36
zusammen 48 79
Stierkälber     2 – – – – 2 8
Kuhkälber unter 1 Jahr    1 –    6    1 – 8 19
Stiere    1    1 –    1 – 3 8
Kalbinnen über 1 Jahr    1  21    3    1    1 27 44
Kühe  75 114  29  31    7 256 184
Ochsen 1–3 Jahre –    1 – – – 1 1
Ochsen über 3 Jahre    6 – – – – 6 19
zusammen 303 283
Ziegen unter 1 Jahr –  12    3 –    6 21 27
Ziegen über 1 Jahr    7  38    6    1    8 60 118
zusammen 81 145
Schafe – – – – – – 27
Ferkel  35  32  21  11 – 99 97
Jungschweine 6 Mon. 127  70  18  21    4 240 172
Schweine 6–12 Mon.  44  13    7    3    1 68 49
Schweine über 1 Jahr  14    4 –    1 – 19 –
zusammen 426 318
Hühner 327 1.309 405 247 217 2.505 1.681
Enten –  15    2 –    1 18 13
Bienenstöcke –  31    8    4  19 62 35
Kaninchen – – – – – – 40
Quelle: Schdg. WBl. 1934, Nr. 14, S. 7.
All die Bemühungen, die im Artikel 7 des deutsch-österreichischen Grenzverkehrsab-
kommens enthaltene Bestimmung über das „örtliche Bedürfnis“ aufzuheben und damit die 
753) Im Protokoll der GAS. vom 12. Mai 1930 ist z. B. vermerkt, daß Ing. Dr. Reich namens der Hausbesitzerin 
Laura Kudrnka um ein Verbot der Schweinehaltung durch den Nachbar Karl Eichinger [heute Raiffeisen-
bank; Anm. d. Verf.] angesucht habe, daß dieses Ansuchen aber hinfällig geworden sei, „da Herr Eichin-
ger inzwischen die Schweinehaltung aufgelassen hat“. 
754) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 11. April 1935 wurde z. B. unter dem Titel „Kaninchenzucht lindert die 
Not!“ folgendes ausgeführt: „Bei dem Wiederaufbau Oesterreichs will auch die Kleintierzucht emsig mit-
arbeiten; kein anderer Zweig der Kleintierzucht hat für die Volksernährung solche Bedeutung als die 
Nutzkaninchenzucht. Sie ist geeignet, bei rationeller Wirtschaft einen bescheidenen Nebenverdienst ab-
zuwerfen. […] Sehr zu wünschen wäre es, daß sich die Volks- und Hauptschulen sowie die verschiede-
nen Jugendverbände in den Dienst der Kaninchenzucht stellen. Wenn dies geschieht, so braucht uns um 
das Wohl der unbemittelten Volksschichten nicht zu bangen. […].“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 15, S. 4.
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alten Handelsbeziehungen wiederherzustellen, blieben jedoch erfolglos: Am 24. Oktober 
1932 verlas Bürgermeister Schmidbauer im Rahmen einer Gemeindeausschußsitzung eine 
Zuschrift der Bezirkshauptmannschaft Schärding, aus der hervorging, daß eine Abänderung 
des derzeitigen Grenzverkehrs nicht möglich sei. Als einziges Zugeständnis hatte sich die 
deutsche Regierung bereit erklärt, Härten zu mildern, wenn ihr konkrete Fälle bekanntgege-
ben würden.755 Trotz dieser ablehnenden Haltung der deutschen Regierung gab man sich auf 
österreichischer Seite aber noch nicht geschlagen. 
Am 9. Februar 1933 fand im Hotel Aschenbrenner eine vom Bezirksverband der Ge-
werbegenossenschaften und des Handelsgremiums Schärding einberufene Protestversamm-
lung statt, die sich neuerlich mit den unhaltbaren Zuständen im kleinen Grenzverkehr befaß-
te. Im Rahmen dieser Sitzung, an der neben vielen Handel- und Gewerbetreibenden des 
Grenzgebietes auch Hofrat Petrak, Bürgermeister Schmidbauer, Kammerrat Bruckmayr und 
der Vertreter der Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie in Linz, Amtsdirektor Regie-
rungsrat Katzwendel, teilnahmen, wurde neuerlich eine Entschließung angenommen, worin 
die Regierung ersucht wurde, alles zu unternehmen, „was geeignet ist, den Artikel 7 des
‘deutsch-österreichischen Grenzverkehrsabkommens vom Jahre 1931’ derart abzuändern, 
daß die darin enthaltene Bestimmung über das ‘örtliche Bedürfnis’ aufgehoben und raschest 
der frühere Zustand im kleinen Grenzverkehr, wie er vor dem 2. Februar 1932 bestand, wie-
der hergestellt wird“.756
Nach der Annahme der Entschließung schilderte Friseur Josef Wiesner die schlechte 
Lage der Handel- und Gewerbetreibenden. Er wies darauf hin, „daß diese staatserhaltenden 
Stände am Ende ihrer Kraft sind und die derzeitigen Belastungen nicht mehr tragen können, 
zumal auch die Substanz in den allermeisten Fällen bereits dem Fiskus verfallen ist“. Dann 
forderte er „den radikalen Abbau der enormen Spitzengehälter, die der Not breitester Volks-
schichten Hohn sprechen“, und empfahl abschließend die Annahme einer Resolution, die fol-
gende Forderungen beinhalten sollte: eine 50%ige Ermäßigung der Warenumsatzsteuer so-
wie eine 50%ige Ermäßigung aller sonstigen Steuern, die Herabsetzung des Leihzinsfußes 
auf 6 %, den größten Schutz von Handel und Gewerbe durch strenge Durchführung der Vor-
schriften der Gewerbe-Ordnung und die Mitteilung, daß die Handel- und Gewerbetreibenden 
aus Not gezwungen wären, alle Zahlungen für den Staat einzustellen, falls ihren Forderungen 
binnen 14 Tagen nicht Entsprechung zuteil würde.757
Die Ausführungen Wiesners deckten sich dabei weitgehend mit dem Leitartikel des 
„Schärdinger Wochenblattes“ vom 2. Februar 1933. Unter dem Titel „Notschreie“ war hier 
u. a. folgendes zu lesen gewesen758: 
Die Unruhe im Gewerbe und im Kaufmannsstande dauert an. Es geht allen schlecht, 
die ganzen erwerbenden Kreise leiden unter dem Steuerdruck, den Abgabenerhöhun-
gen, und den mannigfach verfehlten Maßnahmen der verschiedenen Regierungen. Kein 
Tag vergeht, ohne daß nicht ein Erwerbstand seinen Unwillen äußern und seinen Not-
schrei hinausschreien würde. [...]. Die selbständigen Handwerker und kleinen Meister 
darben, sie können nicht einmal mehr ihre Genossenschaftsumlage bezahlen und wis-
sen vielfach nicht mehr ein und aus. 
Im Unterschied zu den Überlegungen Wiesners heißt es dann weiter:
755) Protokoll der GAS. vom 24. Oktober 1932.
756) Schdg. WBl. 1933, Nr. 7, S. 4 f.
757) Ebda.
758) Schdg. WBl. 1933, Nr. 5, S. 1.
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Natürlich: Steuern müssen gezahlt werden und es geht nicht an, daß eine Gruppe um 
die andere einfach erklärt: Staat, hol dir das Geld dort, wo du willst, nur nicht bei 
uns. Der Staat könnte dann nicht mehr seine Funktionen erfüllen und müßte abdan-
ken. Das wäre die reine Anarchie. So weit darf es selbstverständlich nicht kommen, 
die Regierung hat die Pflicht, den Staat zu schützen und seine Funktionsfähigkeit zu
sichern.
Ein Staat, dem die Steuern nicht mehr oder nicht mehr im nötigen Ausmaß zufließen, 
könnte unter anderem auch die Gehalte [!] der Beamten nicht bezahlen. Damit käme 
der Gewerbestand erst recht unters Rad, denn es würden die Kunden immer spärlicher 
werden und schließlich ganz ausbleiben. Also darüber, daß der Staat über Einkünfte 
verfügen muß und Steuern gezahlt werden müssen, kann es gar keine Frage geben.
Nach dieser prinzipiellen Klarstellung geht der anonyme Verfasser des Artikels jedoch 
hart mit der österreichischen Wirtschaftspolitik ins Gericht: Zuerst wirft er die Frage auf, ob 
das ganze Steuersystem überhaupt gerecht aufgebaut sei, dann weist er auf das leidige „Kapi-
tel der aufgeblähten Verwaltung“ mit den „nutzlos vertanen Kosten“ hin759, und schließlich 
fällt er ein vernichtendes Urteil über die wirtschaftlichen Maßnahmen der öffentlichen Hand, 
die seiner Meinung nach hauptsächlich parteipolitischen Zielen dienten: 
Es ist hunderte Male schon gesagt worden: mit der Ausbalancierung des staatlichen 
Budgets ist es nicht getan. Wenn unter der Last der Steuern die erwerbenden Stände 
zusammenbrechen, eine Unternehmung nach der anderen pleite geht, die Geschäftswelt 
mit Exekutionen drangsaliert wird, dann nützen dem Staate alle schönen Zahlen rein 
gar nichts, sie bleiben Zahlen, denn die errechneten Einkünfte bleiben doch aus. Man 
komme uns nicht immer nur mit der Weltwirtschaftskrise. Die trägt allerdings auch 
einen großen Teil an unserem Elend Schuld. Daneben aber leiden wir unter nur uns 
eigentümlichen Zuständen und Maßnahmen. Es gibt ein österreichisches Spezialelend, 
759) Wann immer nach der „Genfer Sanierung“ die Sanierung des defizitären Budgets zur Sprache kam, wurde 
der Ruf nach Beamteneinsparungen, Gehaltskürzungen und einer Änderung (d. h. Verschlechterung) des 
Beamtendienstrechtes laut, und tatsächlich mußten die Beamten infolge der Wirtschaftskrise zu den Ein-
bußen, die ihnen in der Sanierungszeit auferlegt worden waren und die trotz anderslautender Verspre-
chungen nicht zurückgenommen worden waren – wie die Erhöhung der Dienstzeit von 35 auf 40 Jahre 
bzw. von 30 auf 35 Jahre, die Senkung der Pensionsbemessungsgrundlage von 90 Prozent auf 78,3 Pro-
zent und die Verlängerung der täglichen Arbeitszeit – auch noch weitere Belastungen hinnehmen: Die 
Zahl der Beamten wurde noch einmal verringert und sank von 208.500 im Jahr 1925 auf 183.000 im Jahr 
1932 und auf 169.000 im Jahr 1933. Außerdem kam es im Zuge der durch den Zusammenbruch der Cre-
dit-Anstalt notwendig gewordenen Budgetsanierung zu Gehaltskürzungen und Steuererhöhungen. Das 
autoritäre Regime verfügte 1935 dann noch eine Beförderungssperre und einen Vorrückungsstopp, schuf 
eine Diensttaxe und führte eine Beurlaubung gegen Wartegeld (Versetzung in den Ruhestand mit Zuer-
kennung von fünf Dienstjahren) ein. Zudem wurde der Beamtenschaft im Ständestaat ein neuer Diensteid 
abverlangt, der Eintritt der Staatsdiener in die „Vaterländische Front“ war ratsam.
Die freien Beamtengewerkschaften, die es bis 1934 gab, sprachen sich wohl gegen diese Verschlechte-
rungen aus und setzten dagegen auch Schritte, mußten sie aber letztlich hinnehmen. Die Folge war eine 
zunehmende Pauperisierung der Staatsangestellten und der Verlust jeglichen Nimbus, einer sozialen Elite 
anzugehören und Repräsentanten staatlichen Glanzes und herrschaftlicher Autorität zu sein. Das Selbst-
bewußtsein der Beamten litt, je mehr ihr Ansehen in der Bevölkerung schwand, die zunehmende „Verpo-
litisierung“ ihres Standes machte vielen Beamten zusätzlich zu schaffen, und all dies ließ vor allem die 
unteren und mittleren Schichten der Beamtenschaft für die Ideen des Nationalsozialismus empfänglich 
werden. Goldinger, Walter: Verwaltung und Bürokratie. S. 204–206; Weissensteiner, Friedrich: Der un-
geliebte Staat. S. 80 f. sowie Heindl, Waltraud: Bürokratie und Beamte. – In: Tálos/Dachs/Hanisch/Stau-
dinger (Hrsg.): Handbuch des politischen Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. S. 101 f.
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sozusagen eine Austrokrise. Daß der begehrliche Kommunalfiskus kein Segen für den 
Mittelstand war und ist, darüber gehen die Meinungen aller nicht durch die Partei-
schlagworte Gebundenen kaum mehr auseinander. Der Mittelstand ist und bleibt für 
die Wirtschaft und das Erwerbsleben die stärkste Stütze. Wo der verelendet oder gar 
schon so gut wie abgesägt ist, muß auch manches Gewerbe in Kalamitäten kommen 
oder ganz zugrundegehen.
Es gäbe auf diesem weiten Gebiete so viel zu klagen. Das Gewerbe leidet unter dem 
hohen Zinsfuß, es kommt so vielfach zu Schaden, weil die öffentliche Hand sich allzu 
stark in den Bereich der Privatwirtschaft drängt und dieser das Betätigungsfeld ein-
engt oder gar vollkommen versperrt. Wie sollen denn die Steuern aufgebracht werden, 
wenn den Steuerträgern der Erwerb unterbunden wird?! Und dann noch das Aller-
schönste: die öffentlichen Betriebe werden schließlich notleidend und ihr Defizit muß 
gedeckt werden, gedeckt werden von denselben Steuerträgern, denen man die Existenz-
möglichkeit untergräbt. Es ist wahrlich kein Wunder, wenn die Erregung bei den Er-
werbständen wächst. Man hat die an den meisten Mißständen hauptsächlich Schuld 
tragende Parteienwirtschaft, das ganze Treiben des Parteibonzentums bis zum Halse 
satt. Keine Woche, wo nicht irgendeine bisher im Schlepptau der politischen Parteien 
befindliche gewerbliche oder kaufmännische Standesvereinigung ihre Loslösung von 
bisheriger Bevormundung ankündigen oder fordern würde, heute da und morgen dort, 
heute die Handwerker und morgen die Handelsleute. Die gesamte Bewegung ist ein 
Zeichen dafür, daß es unter den erwerbenden und werktätigen Kreisen gärt, daß man 
diese Parteienwirtschaft mit verantwortlich macht für die schwere Bedrängnis unserer 
Wirtschaft und unseres Staates. Es sind wahre Notschreie, man höre sie, bevor es zu 
spät ist und noch mehr zugrundegeht.
Drei Wochen später hieß es dann im Leitartikel des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 
23. Februar 1933 – er trug den Titel „Des Elends Quelle“ –, daß „die Unzufriedenheit“ „gera-
de unter den kleinen Leuten des Handels- und Gewerbestandes“ mittlerweile „eine derartige 
Erregung“ geschaffen habe, „daß es eigentlich nicht des Eingreifens radikaler Elemente mehr 
bedarf, um das Pulverfaß zur Explosion zu bringen“.760 Am selben Tag griff Nationalratsab-
760) Für die „Verelendung des Gewerbe- und Handelsstandes“ werden hier neben der internationalen Wirt-
schaftskrise folgende Ursachen genannt: die Konkurrenz durch den Staat, der in dem Bestreben, sich mit 
seinem aufgeblähten Verwaltungsapparat und seinem jahrelangen Verschwendungssystem Einnahmen zu 
verschaffen, Geschäfte auf eigene Faust betreibt, „die natürlich ebenfalls nur mit Defizit arbeiten“; die 
erhöhten Abgaben, die aus der Defizitwirtschaft der staatlichen Betriebe resultieren; der „ungesunde Zu-
strom von Außenstehenden“ (z. B. von Offizieren und Pensionisten) zum Handels- und Gewerbestand in 
der Nachkriegszeit und besonders in der Zeit der Inflation, der „besonders im Handelsstande“ eine „un-
gesunde Vermehrung“ zur Folge gehabt habe; sowie die „fabriksmäßig“ erzeugten Waren, die „zum gro-
ßen Schaden und als empfindliche Konkurrenzartikel für die soliden handwerksmäßigen Erzeugnisse“ „in 
erhöhtem Maße“ „auf den Markt geworfen“ würden. Die „eigentliche Quelle unseres Elends“, heißt es 
dann, liege jedoch in der „Parteienmißwirtschaft“. Mit „den Parteien der Jetztzeit, mit ihren geradezu 
staatsgefährlichen Auswüchsen, ist den erwerbenden Ständen nicht gedient, denn nur durch deren unge-
sunde Einstellung, durch ihre Einseitigkeit sind wir in das gegenwärtige Elend geraten. Wohl werden die 
verschiedenen Parteibonzen und -Bönzchen, ob rot, schwarz, blau, grün usw., erklären, wir waren und 
sind nur im Volksinteresse tätig, aber die andern stellten sich allen unseren Reformvorschlägen energisch 
entgegen, so daß wir nichts erreichen konnten. Aber mit diesen abgedroschenen Phrasen bleibe man uns 
vom Leibe. Das heutige Parteiensystem ist derart verfahren, das Bonzentum hat sich zu einer Form aus-
gebildet, daß heute nicht mehr die Masse die Partei darstellt und ihre Ideen verficht, sondern nur einige 
Führer, und die Masse, nämlich die Parteimitglieder, sind dem Diktat dieser Führer, den Bonzen, rück-
haltslos unterworfen. Ein gesunder Geist kommt nur immer aus dem Volke und nicht von Personen, die 
nicht entsprechende Kenntnisse vom eigentlichen Volksleben besitzen und nur diese sind unseres Elends 
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geordneter Matthias Duscher die Frage des kleinen Grenzverkehrs im Nationalrat auf. In sei-
ner Rede, in der er auch auf die über Jahrhunderte gewachsenen Verhältnisse im Innviertel 
hinwies, führte er u. a. folgendes aus761:
Hohes Haus! Auch eine andere und zwar sehr dringende Bitte hätte ich noch an die ho-
he Regierung, insbesondere auch an den Herrn Bundesminister für Handel und Ver-
kehr, und zwar betrifft das den kleinen Grenzverkehr mit dem Deutschen Reich. Es ist 
ja begreiflich und ganz natürlich, daß sich an der deutschen Grenze, insbesondere aber 
längs der Grenze des Innviertels ein sehr reger Verkehr im engeren Grenzgebiet ent-
wickelt hat, das ist natürlich und begreiflich, nicht nur deswegen, weil jenseits der 
Grenze Menschen wohnen, die gleichen Stammes und Blutes sind, sondern auch aus 
ganz natürlichen Verhältnissen heraus. Wenn z. B. die österr. Landgemeinden bis an 
die Stadttore der Stadt Passau heranreichen, ist es ganz natürlich und begreiflich, daß 
die österr. Landwirte aus dem österr. Grenzgebiet die Stadt Passau mit Lebensmitteln 
und agrarischen Produkten versorgen und daß die Handels- und Gewerbebetriebe auf 
den Verkehr mit Passau eingestellt sind. Ganz die gleichen Verhältnisse wie bei Passau 
treffen auch bei Schärding, bei Braunau und bei Burghausen usw. zu.
Nun wurde aber am 2. Feber 1932 durch eine willkürliche Auslegung eines Wortes im 
Vertrage über den kleinen Grenzverkehr, und zwar des Wortes „örtliches Bedürfnis“, 
der kleine Grenzverkehr, der seit Menschengedenken bestanden hat, mit einem Schlag 
vollständig eingestellt. Diese Einstellung bedeutet nicht nur eine Schädigung der Land-
wirtschaft der angrenzenden Gebiete, sondern den Ruin von Hunderten von Handel-
und Gewerbetreibenden, deren Existenz ja auf den Verkehr mit dem nächstliegenden 
bayerischen Grenzgebiet aufgebaut ist. Seit dem Tage der Schließung der Grenze für 
den kleinen Grenzverkehr, seit dem 2. Feber 1932, wehrt sich die Grenzbevölkerung, 
Hunderte von Eingaben wurden gemacht, Protestversammlungen wurden abgehalten, 
Vorsprachen bei der Bundesregierung und beim Bundeskanzler haben stattgefunden, 
aber leider war das Ergebnis nur ein sehr mageres. Es wurde nur im Vertrage von Re-
gensburg im Oktober 1932 eine kleine Erleichterung für den Grenzverkehr bei Passau 
erreicht, so daß wieder ein kleiner Gebietsteil der Stadt Passau in den kleinen Grenz-
verkehr einbezogen wurde.762 Mehr wurde leider bis jetzt nicht erreicht. Und nun set-
zen die Hunderte von schwerbedrohten Existenzen ihre Hoffnungen auf die Vertrags-
verhandlungen mit dem Deutschen Reich, die derzeit [...] im Gange sind. Sie hoffen, 
daß es der österr. Regierung gelingen werde, den alten Zustand, der Jahrzehnte hin-
durch, ja seit Menschengedenken bestanden hat, in diesen Vertragsverhandlungen wie-
der herzustellen. Diese Hoffnung ist die letzte Hoffnung der Grenzbevölkerung, deren 
Existenz vielfach von einem guten Ausgang der Vertragsverhandlungen abhängt, die 
bezüglich des kleinen Grenzverkehres geführt werden. Deswegen stelle ich an die hohe 
Quelle. Hätten wir wirkliche Volksvertreter und nicht Parteienvertreter, die nur ihre persönlichen, aber 
keine Volksinteressen vertreten, hätten wir Männer von echtem Schrot und Korn, keine Duckmäuser und 
Parteibönzchen, hätten wir Abgeordnete, die wirklichen Einblick in das Volkselend, das viele schon zur 
Verzweiflung treibt, besitzen, dann würde und müßte es anders werden, dann würde ein Ausweg aus dem 
österreichischen Wirtschaftselend gefunden werden. So aber sind wir auf Gedeih und Verderb den uns 
immer mehr ins Elend hineintreibenden Parteibonzen ausgeliefert und das allein ist der Quell unseres 
Elends.“ Schdg. WBl. 1933, Nr. 8, S. 1.
761) Schdg. WBl. 1933, Nr. 9, S. 4.
762) Aufgrund dieser Regelung durften die Bewohner der am rechten Innufer gelegenen Stadtteile Innstadt und 
Beiderwies wieder Fleisch in Mengen von nicht mehr als 2 Kilogramm täglich zollfrei aus Österreich ein-
führen. Schdg. WBl. 1933, Nr. 1, S. 6. 
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Bundesregierung und insbesondere an den Herrn Bundesminister für Handel und Ver-
kehr die Bitte, er möge alles daran setzen, damit bei den Vertragsverhandlungen die 
Worte „örtliches Bedürfnis“ wieder so ausgelegt werden, wie sie bis zum 2. Feber 
1932 ausgelegt wurden. Diese Bitte stelle ich namens der Grenzbevölkerung meines 
Wahlkreises Innviertel an die hohe Bundesregierung und ich hoffe und wünsche, daß 
diese dringende Bitte, dieser Hilferuf der so schwer leidenden Grenzbevölkerung nicht 
ungehört verhallen möge und daß die hohe Bundesregierung alles daransetze, in den 
Handelsvertragsverhandlungen mit dem Deutschen Reich diese Frage in einer für die 
Grenzbevölkerung günstigen Form zu erledigen. 
Die Reichsregierung aber, die inzwischen verstärkt dazu übergegangen war, Österreich 
wirtschaftlich unter Druck zu setzen, um das Land politisch in die Knie zu zwingen – daher 
war nach dem Viehimport mittlerweile763 auch die Holzeinfuhr aus Österreich fast ganz un-
terbunden worden764 –, war an einem Einlenken in dieser Frage nicht interessiert, und als 
dann die deutsche Regierung am 27. Mai 1933 als Antwort auf die Ausweisung des deut-
schen Ministers Frank und auf die Drohung der österreichischen Bundesregierung, sie werde 
wegen der Propaganda der NSDAP für den Anschluß vor den Völkerbund gehen, die soge-
nannte „1000-Mark-Sperre“ über Österreich verhängte – das „Schärdinger Wochenblatt“ 
hatte angesichts in Passau und Lindau am Bodensee gehaltener Reden des bayerischen 
Staatsministers Esser bereits am 25. Mai 1933 vor den Folgen „eines durch politische Heiß-
sporne (hüben wie drüben) hervorgerufenen (wenn auch geheimen) Wirtschaftskrieges“ ge-
warnt765 –, mußte man nicht nur jegliche Hoffnungen auf eine entscheidende Verbesserung 
763) Schdg. WBl. 1933, Nr. 10, S. 2.
764) Am 6. April 1933 wurde z. B. im „Schärdinger Wochenblatt“ mitgeteilt, daß Österreichs Holzexport nach 
Deutschland gegenüber dem Jahr 1928 von 95 Millionen Schilling auf 2,3 Millionen Schilling gesunken 
sei. Schdg. WBl. 1933, Nr. 14, S. 2. 
Österreichweit entfielen 39 Prozent der gesamten durch die landwirtschaftliche Betriebszählung vom 14. 
Juni 1930 erfaßten Fläche auf Waldungen. Österreich war daher auf den Holzexport angewiesen. 
Im politischen Bezirk Schärding gab es damals 3.374 forstwirtschaftliche Betriebe [als solche galten alle 
Betriebe, die überhaupt eine Waldfläche, wenn auch von kleinem Umfang, benützten; Bundesamt für 
Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. Juni 1930. Bd. 
10, S. 33] mit einer Gesamtfläche von 53.034 Hektar (darunter Kulturfläche ohne Wald 39.361 ha, 
13.193 ha Waldungen und 42 ha unproduktiv). Von den 13.193 ha Waldfläche entfielen 3.022 ha auf 
Niederwald (dies entsprach einem Anteil von 22,90 %), 2.319 ha (17,58 %) auf Laub- und 7.852 ha 
(59,52 %) auf Nadelhochwald. Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in 
der Republik Österreich vom 14. Juni 1930. Bd. 3, S. 46.
765) Darin hatte er laut „Schärdinger Wochenblatt“ 1933, Nr. 21, S. 2 u. a. erklärt: „Wir in Deutschland und 
Bayern werden uns nicht in die österreichischen Verhältnisse einmischen. Wenn aber die österreichische 
Regierung die Reichsdeutschen nicht gerne sieht, so kann sie nur in ihren Bestrebungen von der bayeri-
schen Regierung unterstützt werden.“ 
In Lindau hatte Staatsminister Esser laut DZ Nr. 117 vom 22. Mai 1933, S. 2 anläßlich des Abschlusses 
der Bayernfahrt der Auslandspressevertreter folgendes ausgeführt: „Die Vertreter der Auslandspresse 
hätten gesehen, daß von der Großstadt bis ins kleinste Dorf hinein eine einzige Gesinnung herrsche und 
daß die Menschen ergriffen seien von dem großen Geschehen der letzten Monate. Er hoffe, daß die 
Reise dem großen Ziele der Annäherung der Völker dienen werde. Von diesem Ziele lasse sich die bayer. 
Regierung nicht abbringen durch Reden und hetzerische Artikel, auch nicht durch unser nächsten Nach-
barn. Wir in Deutschland und Bayern könnten diese Entwicklung in Oesterreich vertragen. Uns schädige 
sie nicht, sie könne uns nur innerlich wehe tun. Was in den letzten Tagen bezüglich der Ausweisung 
Deutscher aus Oesterreich geschah, sei so unerhört, daß er in Anwesenheit von Vertretern anderer Län-
der darüber nicht sprechen könne. Wenn man sage, daß man auf Besuche von Deutschen verzichten 
könne, daß man kein Braunhemd sehen wolle, dann werde man verstehen, daß die bayer. Regierung 
auch ihrerseits Maßnahmen treffen werde. So habe sie beantragt, daß der Reisestrom von Deutschland 
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der Handelsbeziehungen im Rahmen des kleinen Grenzverkehrs begraben, sondern hatte sich 
nun – kaum daß die strengen Devisenvorschriften gelockert worden waren, die sich hier 
äußerst negativ ausgewirkt hatten und für deren Beseitigung man daher vehement eingetreten 
war766 – auch noch auf empfindliche Einbußen im Fremdenverkehr einzustellen. 
her nach Oesterreich, in ein Land, wo der Deutsche heute nicht mehr als vollwertig anerkannt werde, ab-
gedämmt werde. ‘Es tut uns für Oesterreich leid, aber wir wissen, daß eine solche Entwicklung in Bayern 
nichts schadet, vielleicht sich nicht unangenehm auswirken wird.’ Aber auch in dieser Frage streben wir 
am Ende eine freundliche Lösung an; denn das Streben sei: Allen Völkern in Europa den Frieden, den sie 
brauchen!“
766) Schon im Dezember 1931 hatten die Vertreter der politischen Bezirke Braunau, Ried, Schärding und Rohr-
bach eine Resolution an die oö. Landesregierung überreicht, worin sie beklagten, daß sich in letzter Zeit 
in Auswirkung der neuen Devisenordnung im sogenannten kleinen Grenzverkehr mit Bayern eine neuer-
liche Drosselung bemerkbar mache. Nach den Bestimmungen dieser Devisenverordnung konnten 500 S 
im Reiseverkehr und 50 S im kleinen Grenzverkehr mitgenommen werden. Schdg. WBl. 1931, Nr. 52, S. 5.
Am 4. Februar 1932 teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ seinen Lesern mit, daß verschärfte Vorschrif-
ten in bezug auf die Mitnahme von Geld über die Grenze nach Deutschland in Wirksamkeit getreten sei-
en: „Mitgenommen werden dürfen von jetzt ab nur mehr, wer im Reich verkehrt, 200 S, außerdem Aus-
landsgeld im Werte von 500 S. Im Kleinen Grenzverkehr dürfen nur noch 20 S oder Auslandsgeld im 
Werte von 50 S mitgeführt werden. Personen, die mehr Geld mit sich führen, wird dieses abgenommen.“ 
Schdg. WBl. 1932, Nr. 5, S. 5.
In den folgenden zwei Ausgaben setzte sich das „Schärdinger Wochenblatt“ dann mit den Schwierigkei-
ten auseinander, die sich daraus ergaben: Unter dem Titel „Gefahr im Verzuge!“ schrieb das Blatt in der 
Nr. 6 vom 11. Februar 1932: „Diesen Mahnruf sollte man in großen Buchstaben an der Innbrücke anbrin-
gen, denn wirklich ist die Gefahr für jedermann, dem es etwa einfällt, einmal nach Neuhaus zu gehen, 
sehr groß, besonders für seine Geldtasche. Am sichersten ist vor dieser Gefahr derjenige, dessen Geld-
börse eine trostlose Leere aufweist, denn ihm kann nichts genommen werden. Hast du aber 6 Schillinge 
Silbergeld in der Tasche, dann bist du schon Valutenschieber, und versteigst du dich gar, den Protzen zu 
spielen und mehr als 20 Schilling Taschengeld bei dir zu haben, dann bist du samt dem Gelde unrettbar 
verloren und verfällst den ‘amtlichen’ Gewalttaten, weil bei der allgemeinen Notlage der Besitz von 
mehr als 20 S im kleinen Grenzverkehr den österreichischen Staat finanziell ins Wanken bringen kann, 
zumal man angebliche ‘kleine Diebe’ fangen muß, damit man die ‘wirklichen und großen Diebe’ laufen 
lassen kann. Also bleibe im Lande, dann bist ‘etwas’ sicherer. Nach den Bestimmungen der Devisenord-
nungen darf man im kleinen Grenzverkehr nur 20 S (darunter höchstens 5 S in Münzen) sowie fremde 
Münzen im Werte von 50 S mitführen, im Reiseverkehr mit Paß 200 S und für 500 S ausländische Zah-
lungsmittel. Bekanntlich sind aber ausländische Zahlungsmittel an die Nationalbank abzuliefern und es 
ist somit nicht möglich, daß man fremde Zahlungsmittel ins Ausland mitnehmen kann. Mit 200 S Bargeld 
kann aber niemand eine entsprechende Geschäftsreise oder eine mehrtägige Vergnügungsreise unterneh-
men und übrigens erscheint es sehr fraglich, ob dem betreffenden Reisenden im Ausland die Schillinge ge-
wechselt bezw. in Zahlung genommen werden. Aber auch im kleinen Grenzverkehr bestehen Verpflichtun-
gen gegenüber Behörden, Schulen oder geschäftlicher Natur, deren Erfüllung aber unter den gegenwärti-
gen Verhältnissen unmöglich ist. Unter diesen Umständen dürfte es wohl, nachdem ja auch der freie Ver-
kehr von Lebensmitteln und täglichen Bedarfsartikeln gänzlich eingestellt wurde, besser sein, vorläufig 
den gesamten Verkehr auf der Brücke einzustellen, damit unsere paar Schillinge nicht alle vollends ins 
Ausland wandern und wir das alte Notgeld wieder hervorsuchen müssen.“ Schdg. WBl. 1932, Nr. 6, S. 6.
Im zweiten Artikel – er trug den Titel „Zur ‘Förderung’ des Fremdenverkehres“ – befaßte sich das Blatt 
dann mit den negativen Auswirkungen der Devisenverordnung auf den Fremdenverkehr: 
„[...] Der Fremdenverkehr ist vielleicht die größte Aktivpost unserer Wirtschaft. Man sollte meinen, daß 
man auch höheren Ortes alles tun wird, um den Fremden die Einreise nach Oesterreich zu erleichtern. 
Aber, was kann dem Fremden alles passieren, wenn er in unser Land kommt und dann wieder hinaus 
will? Kommt jemand im kleinen Grenzverkehr mit dem Auto nach Schärding und will sich bei uns ein 
wenig unterhalten, da erlaubt ihm Bayern 200 Mark mitzunehmen. Wenn er aber wieder hinüberfährt, 
darf er nicht mehr bei sich haben als höchstens 30 Mark. Es ist sicher nur ein freundliches Entgegenkom-
men unserer Grenzbeamten, wenn sie den Fremden auf diese unsinnige Vorschrift aufmerksam machen. 
Wird eine solche Vorschrift den Fremdenverkehr fördern? Was erwartet nun den Fremden an der Gren-
ze? Zuerst kommt einmal die Kontrolle der Reisedokumente, das geht meist gut vorüber. Dann kommt 
der österreichische Zollbeamte mit der Frage: Wieviel haben Sie Geld bei sich? Ist es nicht für jeden 
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Dies war umso bitterer, als man sich gerade in den letzten Jahren um den Ausbau des 
Fremdenverkehrs sehr bemüht hatte: So hatte Bürgermeister Brandstätter gleich zu Beginn 
seiner Amtstätigkeit mit einem großen Erfolg aufwarten können: Mit 1. März 1928 war eine 
Verordnung der oberösterreichischen Landesregierung in Kraft getreten, der zufolge für aus-
wärtige Fahrzeuge eine Landesabgabe eingehoben wurde, und zwar für Krafträder, Omnibus-
se, Lastwagen und Zugmaschinen 5 Schilling und für Kraftwagen 8 Schilling. Diese Verord-
nung wirkte sich äußerst negativ auf das Schärdinger Wirtschaftsleben aus.767 Durch eine 
Vorsprache bei Landeshauptmann Dr. Schlegel am 16. März 1928 konnte nun Bürgermeister 
Brandstätter für Schärding insofern eine Erleichterung erreichen, als ausländische Kraftfahr-
zeuge, die sich nur im Stadtgebiet von Schärding aufhielten bzw. auf oberösterreichischem 
Boden nur eine Fahrt im Höchstausmaße von 4 Kilometern unternahmen, lediglich eine Ab-
gabe von 1 Schilling zu entrichten hatten.768
Außerdem hatte man im Zuge der Errichtung der Kaltwasserheilanstalt der Barmherzi-
gen Brüder große Anstrengungen unternommen, die Stadt in Anknüpfung an die Ebenhecht-
sche Kneipptradition769 als ein „österreichisches Wörishofen“770 zu positionieren und Schär-
Reisenden etwas peinlich, vor den Augen seiner Mitreisenden die Geldtasche öffnen zu müssen und seine 
Geldmittel vorzuweisen. Eine Dame hat um 3 Schilling zu viel Silbergeld und will sich noch in Schär-
ding dafür Zigaretten kaufen. Sie wird von Grenzbewohnern aufmerksam gemacht, dies nicht zu tun, weil 
man ihr diese ganz sicher an der Grenze abnehmen wird. Der österreichische Grenzbeamte ist vielleicht 
vernünftiger als die Grenzvorschriften und wird der Dame die 3 Schilling lassen, aber wie vielen, die sich 
für eine lange Reise Rauchmaterial mitgenommen haben, wurde dieses schon von bayerischen Grenzbe-
amten abgenommen. Der Eindruck, den der Fremde jetzt beim Passieren der Grenze mit nach Hause 
nimmt, wird vielleicht mitbestimmend sein für seine Sommerferien. Bei den gegenwärtigen Grenzver-
hältnissen bleibt bei keinem Fremden ein guter Eindruck haften und so müssen wir damit rechnen, wenn 
diese Grenzvorschriften nicht ehestens beseitigt werden, daß der Fremdenverkehr im heurigen Jahr noch 
einen bedeutenderen Rückgang erleiden wird zum Schaden der österreichischen Volkswirtschaft.“ Schdg. 
WBl. 1932, Nr. 7, S. 6 f. Angesichts der Beeinträchtigungen für den Fremdenverkehr entschloß sich die 
österreichische Bundesverwaltung dann jedoch zu einer Lockerung der Devisenvorschriften im Reisever-
kehr, worauf das „Schärdinger Wochenblatt“ am 25. Februar 1932 bekanntgeben konnte: „1. Jeder Rei-
sende kann nach Oesterreich eingebrachte Zahlungsmittel nichtösterreichischer Währung (auch Gold-
und Silbermünzen nichtösterreichischer Währung) binnen zwei Monaten im vollen Betrage ohne Bewil-
ligung der Oesterr. Nationalbank aus Oesterreich wieder mitnehmen. Hiezu ist jedoch unbedingt erfor-
derlich, daß er sie sich bei der Einreise in seinem Reisepaß durch die österreichischen Grenzkontrollor-
gane eintragen läßt. 2. Außerdem können von Kreditunternehmungen außerhalb Oesterreichs ausgestellte 
Kreditbriefe und Akkreditive ohne Bewilligung der Oesterreichischen Nationalbank und ohne Eintragung 
im Reisepaß aus Oesterreich wieder ausgeführt werden.“ Schdg. WBl. 1932, Nr. 8, S. 6.
767) Im Protokoll der GAS. vom 14. März 1928 heißt es dazu u. a.: „So sehr diese Abgabe – welche offenbar zur 
Erhaltung der o.ö. Strassen verwendet wird – zu begrüssen ist, bildet die Einhebung dieser Abgabe eine 
schwere wirtschaftliche Schädigung der Grenzorte, so auch für Schärding. Täglich, insbesonders aber an 
Sonn- und Feiertagen besuchen Autos von den Grenzorten Bayerns ausflugsweise Schärding, um nach 
Einnahme eines Imbisses oder Besorgung von Geschäften nach einigen Stunden wieder [zu]rückzufah-
ren. Seit Einführung der neuen Abgabe bleiben diese Auto-Ausflügler aus. Dies bedeutet für die Ge-
schäftsleute und auch für die Stadt Schärding eine große wirtschaftliche Schädigung. Es wird daher be-
schlossen, sich mit anderen Grenzstädten wie Braunau, Freistadt ins Einvernehmen zu setzen und eine 
gemeinsame Aktion einzuleiten. Die persönliche Vorsprache und Fühlungnahme mit den Abgeordneten 
wird am besten gehalten. Der Bürgermeister wird ermächtigt, die notwendigen Schritte in dieser Angele-
genheit einzuleiten, und vielleicht deputativ bei der Landesregierung vorzusprechen.“
768) Schdg. WBl. 1928, Nr. 13, S. 6.
769) Im Jahr 1929 hatten die Barmherzigen Brüder von Dr. Ferdinand Rodler die Ebenhechtsche Badeanstalt mit 
676 m2 Bau- und 2.248 m2 Gartengrund um den Preis von 32.000 S erworben. Scheiber, Joachim: Ge-
schehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 198.
770) Unter diesem Titel wurde im Schdg. WBl. 1929, Nr. 42 auf S. 7 auf einen Artikel in der „Münchner Zei-
tung“ verwiesen, worin es u. a. hieß: „Der Geist Pfarrer Kneipps war schon seit Jahrzehnten in Schärding 
lebendig, und kaum eine Stadt deutscher Zunge, mit Ausnahme von Wörishofen, hatte sich eines solchen 
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ding damit als Kurstadt zu etablieren771: Hausfassaden wurden renoviert und frisch gefärbelt; 
zusätzliche Fremdenzimmer wurden geschaffen772, sodaß schließlich – neben den 62 Frem-
denzimmern im Kurhaus – in der Stadt 120 und in Neuhaus 80 Zimmer für Fremde zur Ver-
fügung standen773; Buchhändler Sepp Heindl jun. eröffnete ein Reisebüro774; verschiedene 
Taxiunternehmen wurden gegründet775 und Omnibusse für Gesellschaftsfahrten und -reisen 
angeschafft776; für Fahrten vom und zum Bahnhof wurde eine Omnibusverbindung eingerich-
tet777; die Wanderwege erhielten neue Markierungen; und im Grüntal und an der Innlände 
wurden durch den Verschönerungs- und Fremdenverkehrsverein zahlreiche Ruhebänke auf-
gestellt.778 Am 14. Mai 1931, dem Fest Christi Himmelfahrt, wurde im Beisein zahlreicher 
Ehrengäste – auch Bundespräsident Wilhelm Miklas779 und Landeshauptmann Dr. Josef 
Schlegel nahmen an dem Festakt teil – die Kaltwasserheilanstalt der Barmherzigen Brüder 
eröffnet. Bevor man den hohen Besuch jedoch im Festzug zur Kuranstalt geleitete, wurde 
ihm im Rathaus ein feierlicher Empfang bereitet, zu dem sich auch der Oberbürgermeister 
von Passau und der Bürgermeister von Neuhaus eingefunden hatten.780
Diesem Empfang waren allerdings heftige Auseinandersetzungen vorausgegangen. Als 
nämlich Bürgermeister Schmidbauer in der Gemeindeausschußsitzung vom 2. Mai 1931 aus 
dem Gemeindebudget die Bereitstellung von 600 Schilling für Dekorationszwecke forderte, 
sprach sich Vizebürgermeister Alois Strebel namens der sozialdemokratischen Fraktion we-
gen der angespannten Finanzlage der Stadtgemeinde und in Hinblick auf die große Not der 
Arbeiterschaft energisch dagegen aus. Anschließend stellte Strebel den Antrag, auf die Aus-
schmückung des Rathauses, des Linzertores und des Bahnhofes zu verzichten und die projek-
Zustromes von Fremden zu erfreuen wie Schärding zu den Zeiten Dr. Ebenhechts, eines der hervorra-
gendsten Kenner der Kneippschen Heilmethode. Für die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stadt Schär-
ding und auch unseres Marktes wird die neue Heilstätte zweifellos von großer Bedeutung sein.“
771) Laut Protokoll der GAS. vom 22. Dezember 1930 wurde eine Zuschrift der Barmherzigen Brüder betreffend 
die Aufnahme von Juden in die hiesige Kuranstalt zur Kenntnis genommen und „einem Besuche der Kur-
anstalt seitens der Juden nichts in den Weg gelegt.“
772) So war z. B. in der Ausschußsitzung des Verschönerungs- und Fremdenverkehrsvereins am 11. Juni 1930 
nach der Wahl der Vereinsfunktionäre – Obmann wurde damals Hofrat Petrak, Stellvertreter Primar Dr. 
Fuchsig, Schriftführer Schuldirektor Holzinger, Kassier Buchhändler Heindl jun., Sachwalter Stadtkäm-
merer Kinzl; auch Dechant Wallnstorfer wurde bei dieser Gelegenheit gebeten, in den Ausschuß einzu-
treten – angeregt worden, mit den hiesigen Geldinstituten in Fühlung zu treten, damit diese gegen Sicher-
stellung all jenen, welche für Kurgäste in jeder Beziehung erstklassige Fremdenzimmer schaffen wollten, 
verbilligte Kredite einräumten. Schdg. WBl. 1930, Nr. 25, S. 5.
773) Laut dem Statistischen Handbuch für die Republik Österreich, XIII. Jg., 1932, S. 54 standen in Schärding 
im Fremdenverkehrsjahr 1930/31 in 11 Gasthöfen insgesamt 141 Betten zur Verfügung. Dazu kamen 
188 Betten in 156 Privathäusern und 70 Betten in der Kuranstalt. 
774) Protokoll der GAS. vom 2. Mai 1931.
775) In der GAS. vom 8. Juli 1929 wurde der Beschluß gefaßt, den verschiedenen Mietautobesitzern als Stand-
platz für ihre Autos den Platz vor den Häusern Eichinger und Kudrnka [heute Raiffeisenbank und Reich; 
Anm. d. Verf.] zuzuweisen, weil die Aufstellung auf den bisherigen Standplätzen in der Nähe der Eisen-
handlung Baldi aus Verkehrsrücksichten nicht mehr weiter gestattet werden konnte. Protokoll der GAS. 
vom 8. Juli 1929. 
776) Protokoll der GAS. vom 9. März 1931.
777) Protokoll der GAS. vom 17. September 1928 und Schdg. WBl. 1930, Nr. 28, S. 6.
778) Schdg. WBl. 1930, Nr. 25, S. 5.
779) Bundespräsident Miklas war den Schärdingern kein Unbekannter, weil er von 1907 bis zum Kriegsausbruch 
mit seiner Familie jährlich mehrere Wochen im Gasthof Hötzeneder zum Sommeraufenthalt und Kurge-
brauch verbracht hatte. Schdg. WBl. 1928, Nr. 50, S. 7.
Am Nachmittag des 14. Mai besuchte Bundespräsident Miklas u. a. dann noch das Krankenhaus sowie 
die Teebutterzentrale und das Landesgut Otterbach. Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 
1890 in Schärding. S. 198.
780) Ebda. S. 197.
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tierten Dekorationskosten zur Hälfte den Stadtarmen und Arbeitslosen zuzuwenden. Dabei 
vertrat er die Ansicht, daß der Bundespräsident es sicher begrüßen werde, wenn anläßlich 
seines Besuches in Schärding dieserart der Notleidenden gedacht werde. Der Antrag Strebels 
wurde jedoch von den Christlichsozialen und den Großdeutschen abgelehnt.781
In die neue Kuranstalt setzte man allgemein große Hoffnungen, weil man sich von den 
Kurgästen einen kräftigen Impuls für das Geschäftsleben der wirtschaftlich darniederliegen-
den Grenzstadt erwartete. Deshalb appellierte man immer wieder an die Bevölkerung, auf 
Reinlichkeit und Ordnung im ganzen Stadtgebiet zu achten und Wege sowie Parkanlagen in 
tadellosem Zustand zu halten. In diesem Zusammenhang forderte man auch immer wieder –
z. B. in der Gemeindeausschußsitzung vom 10. Juni 1931782 – die längst fällige gründliche 
Sanierung der Innbrücke, war doch ein Teil der Kurgäste im benachbarten Neuhaus unterge-
bracht.783 Tatsächlich erfreute sich die neue Kuranstalt schon im ersten Halbjahr ihres Beste-
hens eines regen Zuspruchs – vom 15. Mai bis zum 7. Dezember 1931 verzeichnete man ne-
ben den ortsansässigen Besuchern 474 Gäste (unter ihnen 77 aus dem Ausland)784 –, sodaß 
es durch den Kurbetrieb zu einer beachtlichen Steigerung der Nächtigungszahlen kam. 
Tabelle 81: Nächtigungsbilanz der Gemeinde Schärding in den Jahren 1929 bis 1937
davon DeutscheZeitraum Fremde
in abs. Z. in %
Übernachtungen
1. Nov. 1929 – 31. Okt. 1930 8.373 1.366 16,31   9.380
1. Okt.  1930 –   1. Okt. 1931 9.375 1.414 15,08 21.463
1. Nov. 1931 – 31. Okt. 1932 8.931 1.238 13,86 22.713
1. Nov. 1932 – 31. Okt. 1933 7.798*   o. A.  o. A.   18.889*
1. Nov. 1933 – 31. Okt. 1934 7.353    151   2,05 19.977
1. Nov. 1934 – 31. Okt. 1935 7.359    163   2,22 24.939
1. Nov. 1935 – 31. Okt. 1936 7.064* 213+   3,02   24.782*
1. Nov. 1936 – 31. Okt. 1937  7.830*    o. A.  o. A.   24.556*
Quellen: Die mit * bezeichneten Daten sind Aufzeichnungen des Statistischen Zentralamtes (nach Halbjahren 
für die Gemeinde Schärding). Die mit + bezeichneten Daten aus: Bundesamt für Statistik: Statistisches Hand-
buch für den Bundesstaat Österreich. XVII. Jg. – Wien: 1937. S. 35. Bei den übrigen Daten handelt es sich 
um die jeweils im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichten Nächtigungszahlen.
Diese erfreuliche Entwicklung – im Jahr 1932 war die Kuranstalt bereits von 644 Kur-
gästen besucht worden, von denen 85 aus Deutschland gekommen waren785 – wurde dann je-
doch durch die „1000-Mark-Sperre“ jäh unterbrochen.
781) Protokoll der GAS. vom 2. Mai 1931.
782) Schdg. WBl. 1931, Nr. 25, S. 5.
783) Das „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichte ab seiner Nr. 21 vom 21. Mai 1931 regelmäßig sogenannte 
Kurlisten, worin neben dem Namen, dem Beruf und dem Wohnort auch angegeben wurde, wo die Kurgä-
ste jeweils Quartier genommen hatten. So waren z. B. von den 108 Kurgästen, die in der Kurliste vom 
15. bis 21. Juli 1931 aufschienen, 62 im Kurhaus untergebracht, 37 waren in der übrigen Stadt unterge-
kommen, und 9 hatten sich in Neuhaus einquartiert (u. z. bei Barth, Kanzler, Obpacher, Schweiger und 
im Zollhaus). Schdg. WBl. 1931, Nr. 30, S. 7.
784) Schdg. WBl. 1931, Nr. 50, S. 4 f. 
Im Gedenkbuch des Konventes der Barmherzigen Brüder in Schärding am Inn (S. 17) ist die Frequenz 
der Kurgäste im Jahr 1931 allerdings mit 482 angegeben. 
785) Schdg. WBl. 1933, Nr. 1, S. 5. An anderen Nationalitäten waren damals vertreten: 3 aus Italien, 1 aus Polen, 
3 aus der Schweiz, 8 aus der Tschechoslowakei, 3 aus der Türkei und 17 aus Ungarn. Gedenkbuch des 
Konventes der Barmherzigen Brüder in Schärding am Inn. S. 24.
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Aufgrund dieser Neuregelung, die mit 1. Juni 1933 in Kraft trat und von der deutschen 
Regierung damit begründet wurde, daß man Störungen der freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen Österreich und dem Reich vermeiden wolle786, hatte nun jeder Reichsangehörige 
mit Wohnsitz oder ständigem Aufenthalt im Deutschen Reich vor jeder Reise in oder durch 
das Gebiet der Republik Österreich einen Ausreisesichtvermerk einzuholen, der gegen Zah-
lung einer Gebühr von 1000 Mark erteilt wurde. Ausnahmen hievon wurden nur für den ord-
nungsmäßigen Geschäftsverkehr zwischen beiden Ländern und für den kleinen Grenzverkehr 
im Sinne der Zollgesetzgebung, nicht aber für den Ausflugsverkehr gewährt.787
Für den österreichischen Fremdenverkehr, der mittlerweile – wie aus der Gegenüber-
stellung mit Italien788 hervorgeht – zu einem der volkswirtschaftlichen Hauptfaktoren der Al-
penrepublik geworden war und größtenteils vom deutschen Gast lebte, erwies sich diese Ver-
ordnung der deutschen Regierung als schwerer Schlag.789







Quelle: Meixner, Erich Maria: Wirtschaftsgeschichte des Landes Oberösterreich. Bd. II. S. 369 f.
786) Von deutscher Seite war zu dieser Verordnung folgende Mitteilung verlautbart worden: „Die gegen die na-
tionalsozialistische Bewegung in Oesterreich auf dem Notverordnungswege erlassenen Maßnahmen der 
österreichischen Regierung, die in dem absoluten Verbot aller Uniformen, Fahnen, Abzeichen und son-
stigen Embleme der nationalsozialistischen Bewegung gipfeln, haben die Gefahr heraufbeschworen, daß 
die als Gäste in Oesterreich weilenden reichsdeutschen Nationalsozialisten in Unkenntnis über Bestim-
mungen in Konflikt mit den österreichischen Behörden geraten, was zwangsläufig zu einer Störung der 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen Oesterreich und dem Reich führen müßte.“ Der Reichsinnen-
minister werde daher in dem „Bestreben, solche Reisende vor unliebsamen Zwischenfällen zu bewahren 
und alles zu vermeiden, was zu einer Störung des Verhältnisses der Reichsregierung zur österreichischen 
Bundesregierung führen könnte“, eine „den Reiseverkehr nach Oesterreich betreffende Verordnung erlas-
sen“, „wonach ab 1. Juni 1933 die Ausreise von Reichsdeutschen nach Oesterreich von der Erteilung 
eines Ausreisesichtvermerkes abhängig gemacht wird, der gegen Zahlung einer Gebühr von 1000 Mark 
erteilt wird.“ 
Laut der „Reichspost“ wurde zu dieser Verordnung seitens des Deutschen Reiches von „zuständiger Stel-
le“ betont, „daß es angesichts der gegen den Nationalsozialismus in Oesterreich ergriffenen Maßnahmen 
für die Deutsche Regierung unmöglich geworden ist, den Fremdenverkehr nach Oesterreich so zu über-
wachen, daß in Oesterreich keine Zusammenstöße zwischen deutschen Nationalsozialisten und österrei-
chischen Regierungs- und Polizeiorganen erfolgen. Die deutsche Regierung ist nicht in der Lage, die Rei-
senden an der Grenze nach Nationalsozialisten und Nichtnationalsozialisten zu sortieren, so daß die deut-
schen Reisenden in Oesterreich der peinlichsten Situation ausgesetzt werden, als lästige Ausländer zu 
gelten und als solche eventuell ausgewiesen zu werden. Da zwischen Oesterreich und Deutschland bisher 
ein besonders enges freundschaftliches Verhältnis besteht, ist die Reichsregierung bemüht, dieses nicht 
zu stören, und sie wird daher auch alles unterlassen, was den Anschein erwecken würde, als ob Deutsch-
land eine Weltanschauung, die längst die Staatsauffassung geworden, Oesterreich aufoktroyieren wolle.“ 
„Reichspost“ Nr. 147 vom 28. Mai 1933, S. 1.
787) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 228 und „Reichspost“ Nr. 147 
vom 28. Mai 1933, S. 1.
788) Italien war damals neben der Schweiz das wichtigste Fremdenverkehrsland Europas.
789) Eine der ersten Auswirkungen war, daß die Pfingsttagung des „Vereins für das Deutschtum im Ausland“, die 
in Klagenfurt hätte stattfinden sollen und in deren Rahmen mit dem Besuch von 10.000 bis 12.000 
Reichsdeutschen gerechnet worden war, nach Passau verlegt wurde. Schdg. WBl. 1933, Nr. 22, S. 2.
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Wie Tabelle 83 zeigt, gab es hinsichtlich des Anteils der Deutschen an den Gesamt-
übernachtungszahlen790 zwischen den einzelnen Bundesländern allerdings beträchtliche Un-
terschiede, und entsprechend unterschiedlich waren natürlich auch die Auswirkungen der 
„1000-Mark-Sperre“. 
Tabelle 83: Anteil der Deutschen an der Gesamtübernachtungszahl (GÜZ) in den einzelnen 
Bundesländern im Fremdenverkehrsjahr 1931/1932
Gesamtüber-
nachtungszahl
Hievon Ausländer Hievon Deutsche
Anteil der Deut-
schen an der GÜZ
Burgenland 197.000 26.000 2.400   1,22
Kärnten 1,657.000 483.000 243.000 14,67
Oberösterreich 1,947.000 393.000 187.000   9,60
Niederösterreich 4,815.000 462.000 77.000   1,60
Salzburg 1,897.000 952.000 689.000 36,32
Tirol 2,676.000 1,884.000 1,605.000 59,98
Vorarlberg 735.000 529.000 451.000 61,36
Wien 4,081.000 3,736.000 588.000 14,41
Anmerkung: Die Angaben für die Steiermark fehlen.
Quelle: Reichhold, Ludwig: Kampf um Österreich. Die Vaterländische Front und ihr Widerstand gegen den 
Anschluß 1933–1938. Eine Dokumentation. Mit einer Einleitung von Fritz Bock. 2. Aufl. – Wien: 1985. S. 122.
In Tirol und Salzburg z. B. gingen die Übernachtungen nun um fast 60 Prozent zurück. 
Hatte z. B. Tirol von 1929 bis 1932 1,147.665 gemeldete Reichsdeutsche mit 4,433.200 
Übernachtungen vorzuweisen gehabt, so waren es von 1933 bis 1937 nur noch 131.510 
Reichsdeutsche mit 508.700 Übernachtungen. Bei einem Durchschnittsverbrauch von 12 
Schilling pro Kopf und Tag ergab sich damit ein Umsatzrückgang von etwa 53 Millionen 
Schilling auf etwa 6 Millionen Schilling.791
Insgesamt sank der Anteil der Deutschen an den Übernachtungszahlen von 60 Prozent 
im Fremdenverkehrsjahr 1931/32 auf 11 Prozent im Fremdenverkehrsjahr 1934/35.792
Entgegen der von offizieller österreichischer Seite anfangs vertretenen Meinung, daß 
die Verordnung der deutschen Regierung nicht sonderlich ins Gewicht fallen werde793, ver-
setzte die „1000-Mark-Sperre“ der österreichischen Wirtschaft damit einen empfindlichen 
790) Laut der amtlichen „Politischen Korrespondenz“ vom 30. Mai 1933 gliederte sich die im Fremdenverkehrs-
jahr 1931/1932 in Österreich erzielte ausländische Übernachtungszahl von 8,9 Millionen folgenderma-
ßen: Deutsches Reich 3,9 Millionen, Tschechoslowakei 1,7 Millionen, Ungarn 0,7 Millionen, Polen 0,4 
Millionen, Vereinigte Staaten 0,3 Millionen und Italien 0,3 Millionen. Die übrigen Auslandsstaaten blie-
ben unter dieser Grenze. AdR, AVA/MRP 866/878, Kart. 162/163. – Zit. nach: Reichhold, Ludwig: 
Kampf um Österreich. Die Vaterländische Front und ihr Widerstand gegen den Anschluß 1933–1938. 
Eine Dokumentation. Mit einer Einleitung von Fritz Bock. 2. Aufl. – Wien: 1985. S. 121.
791) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 228.
792) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 299.
793) Im „Schärdinger Wochenblatt“ Nr. 22 vom 1. Juni 1933, S. 1 hieß es dazu: „Von regierungsfreundlicher 
Seite wird die durch das reichsdeutsche Ausreiseverbot geschaffene Situation als nicht schwerwiegend 
erklärt. In Wirklichkeit betrug aber im Vorjahr der deutsche Anteil im österreichischen Fremdenverkehr 
748.885 Fremdenmeldungen, das sind 56.4 Prozent der Ausländer überhaupt“; und eine Woche später 
berichtete das Blatt, daß der österreichische Gesandte in Prag tschechischen Pressevertretern erklärt ha-
be, „daß die 1000 Mark-Taxe der Reichsregierung ihren Zweck nicht erreichen werde, da die reichsdeut-
schen Besucher nicht allein ausschlaggebend für Oesterreich seien“. Der Gesandte forderte dann die 
Tschechen auf, zur Reisesaison nach Österreich zu kommen, dort würden sie gerngesehene Gäste sein. 
Schdg. WBl. 1933, Nr. 23, S. 2.
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Stoß, deckten doch die Einnahmen aus dem Fremdenverkehr einen beträchtlichen Teil des 
chronischen Handelsbilanzdefizits ab.794 Nach den anfänglichen Bagatellisierungsversuchen 
traf man daher eine Reihe von Gegenmaßnahmen:
 So genehmigte z. B. der Ministerrat am 31. Mai 1933 die Erlassung einer Verordnung, 
der zufolge österreichische Bundesbürger, die das Gebiet des Deutschen Reiches unmittelbar 
oder über fremdes Staatsgebiet zu betreten beabsichtigten, einer Bewilligung bedurften. Die-
se Bewilligung, die von der nach dem Aufenthaltsort des Bewerbenden zuständigen Paßbe-
hörde gegen Erlag einer Gebühr von 5 Schilling ausgestellt wurde und beim jeweiligen 
Grenzübertritt vorzuweisen war, wurde zunächst jedoch nur für Reisen erteilt, die nachgewie-
senermaßen aus geschäftlichen Interessen oder bei Todesfällen und schweren Krankheitsfäl-
len naher Verwandter unternommen werden mußten. Die geltenden Bestimmungen über den 
kleinen Grenzverkehr wurden durch die neue Verordnung nicht berührt, wohl aber betraf die 
Verordnung den Ausflugsverkehr.795
Um den Ausfall der deutschen Touristen zu kompensieren, warb man intensiv um neue 
aus- und inländische Gäste796 und gründete zu diesem Zweck eine Zentralorganisation der 
gesamten österreichischen Fremdenverkehrsorganisation, die durch das Bundesgesetz vom 9. 
Oktober 1934 als „Oesterreichische Verkehrswerbung, Werbedienst des Bundesministeriums 
für Handel und Verkehr“ (Oe.V.W.) gesetzlich verankert und mit entsprechenden Mitteln, im 
Jahr 1934 mit fast zwei Millionen Schilling, dotiert wurde.797 Außerdem bemühte man sich 
in diesem Zusammenhang auch, durch verschiedene Ermäßigungen zusätzliche Anreize für 
Touristen zu schaffen.798
794) Im Jahr 1924 z. B. mehr als ein Viertel und im Jahr 1934 sogar über die Hälfte. Meixner, Erich Maria: Wirt-
schaftsgeschichte des Landes Oberösterreich. Bd. II. S. 369.
795) Schdg. WBl. 1933, Nr. 22, S. 7 und Nr. 23, S. 2 sowie Reichhold, Ludwig: Kampf um Österreich. S. 122 f.
796) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 31. August 1933 z. B. wurde den Bundesangestellten und Bedienste-
ten der Bundesbahnen nahegelegt, „während ihres Urlaubes nicht ausländische Orte, sondern österreichi-
sche Sommerfrischen aufzusuchen, um dadurch an der Ueberwindung der wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten dieser Orte nach Möglichkeit mitzuhelfen.“ Schdg. WBl. 1933, Nr. 35, S. 1. Im Mai 1934 wurde be-
kanntgegeben, daß die Vaterländische Front unter dem Titel „Oesterreicher verbringen ihren Urlaub in 
Oesterreich“ für die kommende Reisesaison eine großzügige Aktion unternehmen werde, „die in erster 
Linie den Zweck verfolgt, den österreichischen Kurorten und Sommerfrischen den Zuzug des österreichi-
schen Reisepublikums zu sichern und von Reisen ins Ausland abzuhalten.“ (Schdg. WBl. 1934, Nr. 20, 
S. 3); und im Juni 1934 wurde verlautbart, daß den öffentlichen Angestellten nur mehr bei besonders trif-
tigen Gründen die Verbringung ihres Urlaubes im Ausland gestattet sei. Schdg. WBl. 1934, Nr. 24, S. 2.
797) Die Organisation der Oe.V.W. umfaßte die Errichtung und Erhaltung von Auslandswerbestellen, die Be-
schickung von Ausstellungen und Messen, die Veranstaltung von Informations- und Vortragsreisen und 
besonders den Propagandadienst durch die ausländische Presse. Außerdem versorgte eine eigene Presse-
stelle wöchentlich ungefähr 550 Zeitungen in zehn europäischen Staaten mit Informationen, und ein Son-
derdienst gab besonders aktuelle und wichtige Ereignisse auch fernmündlich an die In- und Auslands-
presse weiter. Darüber hinaus lieferte ein Photodienst Bildmaterial für die Presse und für Broschüren, 
Werbehefte und Plakate, die in Hunderttausenden von Exemplaren nach Europa und Übersee verschickt 
wurden, und schließlich drehte man auch noch Werbefilme, um möglichen Gästen die Schönheit unseres 
Landes eindringlich vor Augen führen zu können. Jordan, E. H. (Referent des Heimatdienstes): Der 
Fremdenverkehr. – In: Kimmel, Josef: Das österreichische Staatsbürgerbuch. Ein Handbuch der Staats-
und Rechtskunde für jedermann. – Wien: 1936. S. 532–536.
798) So hatten sich z. B. die Österreichischen Bundesbahnen laut Mitteilung der Generaldirektion der ÖBB in 
der „Wiener Zeitung“ vom 9. Juni 1933 bereit erklärt, „in Würdigung der insbesonders in den westlichen 
Bundesländern bestehenden außerordentlichen Verhältnisse zur Hebung des Fremdenverkehrs und des 
Besuches der Kur- und Sommerfrischenorte bedeutende Opfer auf sich zu nehmen.“ Im Rahmen dieser 
Maßnahmen sollten z. B. Reisende, die nachgewiesenermaßen durch zehn Tage in einem über 300 Kilo-
meter von der Reiseantrittsstation (Grenzstation) gelegenen österreichischen Orte Aufenthalt nehmen 
würden, eine 14 Tage gültige Halbpreiskarte für sämtliche Strecken der ÖBB erhalten. Reichhold, Lud-
wig: Kampf um Österreich. S. 123 f.
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Waren bereits im Jahr 1932 im Interesse des Fremdenverkehrs zur Wahrung von Ruhe 
und Ordnung Aufmarsch- und Versammlungsverbote verfügt worden – in Oberösterreich am 
15. Juli 1932, u. z. für die Zeit zwischen 18. Juli und 30. September 1932 –, so wurde nun, 
nachdem am 7. März 1933 im Ministerrat neuerlich ein allgemeines Aufmarsch- und Ver-
sammlungsverbot beschlossen worden war, mit 12. Juni 1933 für 130 Orte und verschiedene 
Bezirke auch noch ein allgemeines Uniformverbot verhängt.799 In Oberösterreich waren von 
diesem verschärften Verbot, das bis 31. Oktober 1933 galt und auch die Heimwehruniformen 
einschloß, Linz, Bad Hall, Gallspach, Schärding, Schönau (mit Bad Schallerbach) und Steyr 
sowie die politischen Bezirke Gmunden und Vöcklabruck betroffen.800
Da aber all diese Maßnahmen die verheerenden Auswirkungen der „1000-Mark-Sper-
re“ auf den österreichischen Fremdenverkehr nur zum Teil auffangen konnten801, widmete 
die österreichische Regierung zur Stützung der Fremdenverkehrsbetriebe einen Betrag von 
8 Millionen Schilling.802 In Oberösterreich, wo laut der gewerblichen Betriebszählung vom 
14. Juni 1930 insgesamt 13.226 Personen in 4.827 Betrieben des Hotel-, Gast- und Schank-
gewerbes beschäftigt waren803, gestaltete sich die Situation damals folgendermaßen: Hier hat-
te bereits 1920 ein bescheidener, vorwiegend von Inländern getragener Sommerfremdenver-
kehr eingesetzt – 1929/1930 konnten fast 550.000 Gäste gezählt werden804 –, und auch in 
Schärding war mit der Wiedereröffnung der Wasserheilanstalt Dr. Rodlers im Sommer 1919 
der Fremdenverkehr nach der durch den Ersten Weltkrieg verursachten tiefen Zäsur rasch 
wieder in Schwung gekommen. 1929 bis 1937 entwickelten sich die Nächtigungszahlen so: 
Tabelle 84: Nächtigungsbilanz in Oberösterreich und in Schärding von 1929 bis 1937
Übernachtungen in OÖ. Davon Deutsche Übernachtungen in Schdg. 
Zeitraum
in Tausend°  % v. Ö. in Tausend° in % in absol. Z. % v. OÖ.  
1929/30 2.189,0 11,18 304,7 13,92   9.380 0,43
1930/31 2.012,0   9,77 198,2  9,85 21.463 1,07
1931/32 1.947,0   9,79 187,1  9,61 22.713 1,17
1932/33 1.751,5 10,60   51,0  2,91   18.889* 1,08
1933/34 1.865,6 11,73   17,4  0,93 19.977 1,07
1934/35 2.241,2 12,03   27,3  1,22 24.939 1,11
1935/36 2.252,4 11,47   38,9  1,73   24.782*  1,10
1936/37 2.313,6 11,23   70,6  3,05   24.556* 1,06
Quellen: Die mit ° bezeichneten Daten aus: Biffl, Anna: Der Fremdenverkehr in Österreich von 1875 bis 1985. 
– Wien: 1987. S. 87 f. Die mit * bezeichneten Daten sind Aufzeichnungen des Statistischen Zentralamtes (nach 
Halbjahren für die Gemeinde Schärding). Bei den übrigen Daten handelt es sich um die jeweils im „Schärdinger 
Wochenblatt“ angegebenen Nächtigungszahlen.
799) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 258 f. und S. 267.
800) Schdg. WBl. 1933, Nr. 24, S. 1. Zur „Förderung des Fremdenverkehrs und zur Wahrung der hiemit aufs 
engste verbundenen wirtschaftlichen und geschäftlichen Interessen“ wurde aber auch später immer wie-
der ein Versammlungsverbot verhängt, z. B. vom 6. Juli bis einschließlich 15. September 1935 (Schdg. 
WBl. 1935, Nr. 24, S. 6) und vom 20. Juni bis 30. September 1936 (Schdg. WBl. 1936, Nr. 22, S. 6).
801) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 15. Juni 1933 hatte die Hauptversammlung des Zentralverbandes der 
Hoteliers Österreichs an die Regierung mittlerweile bereits das dringende Verlangen gerichtet, sie möge 
bei der deutschen Reichsregierung intervenieren, um eine sofortige Aufhebung der Ausreisesperre zu er-
reichen. Schdg. WBl. 1933, Nr. 24, S. 1 f.
802) Reichhold, Ludwig: Kampf um Österreich. S. 123.
803) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Gewerbliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. Juni 
1930. Ergebnisse für Oberösterreich. – Wien: 1932. S. 14.
804) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 405.
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Der Anteil der Deutschen an den Übernachtungszahlen war also auch hier massiv zu-
rückgegangen – so waren z. B. von den 583 Personen, die im Jahr 1934 die Kuranstalt der 
Barmherzigen Brüder in Schärding besucht hatten, nur 10 aus Deutschland gekommen805; 
im Jahr 1935 war das Verhältnis 691 zu 6806 und ein Jahr später 762 zu 12807 –, dank entspre-
chender Bemühungen um andere Gäste808 gelang aber bereits 1934/35 wieder ein deutlicher 
Aufschwung. 
Quelle: Kimmel, Josef: Das österreichische Staatsbürgerbuch. Ein Handbuch der Staats- und Rechtskunde für 
jedermann. – Wien: 1936. S. 535.
805) Schdg. WBl. 1935, Nr. 3, S. 6. Die übrigen ausländischen Gäste stammten aus folgenden Ländern: 2 aus 
Italien, 1 aus Jugoslawien, 1 aus den Niederlanden, 6 aus Polen, 2 aus Rumänien, 1 aus der Schweiz, 10 
????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????rzigen Brüder in 
Schärding am Inn. S. 36.
806) Schdg. WBl. 1936, Nr. 3, S. 6.
807) Die übrigen ausländischen Gäste stammten aus folgenden Ländern: 2 aus Bulgarien, 1 aus Frankreich, 1 aus 
????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????
und 9 aus Ungarn. Gedenkbuch des Konventes der Barmherzigen Brüder in Schärding am Inn. S. 59. 
808) Die Kuranstalt z. B. hatte seit ihrer Eröffnung im Mai 1931 bis Juli 1935 25.000 Prospekte verbraucht, von 
denen 400 nach Budapest, Bern, Belgrad sowie Prag und 200 nach Kattowitz (Polen) versandt worden 
waren. Ebda. S. 42 f.
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Die „1000-Mark-Sperre“ wirkte sich jedoch nicht nur auf die Beherbergungsbetriebe809
negativ aus, sondern sie traf, weil ja auch im Ausflugsverkehr Ausreisesichtvermerke einzu-
holen waren, auch das Schankgewerbe hart – laut der Volkszählung 1934 gab es im politi-
schen Bezirk Schärding einen Hotelier und 243 Gastwirte, 48 Kellner (16 von ihnen arbeits-
los) und einen Kellnerlehrling, 120 Köche (unter ihnen 1 Lehrling und 13 Arbeitslose) sowie 
3 Personen Schankpersonal (eine Person arbeitslos)810 –, und dieses hatte schon bisher unter 
der schlechten Wirtschaftslage besonders zu leiden gehabt. 
War laut Wirtschaftsbericht der Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie bereits das 
Jahr 1930 ein ausgesprochenes Krisenjahr für das Gast- und Schankgewerbe gewesen811, so 
hatte sich die Situation im Lauf des Jahres 1931 aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit und 
der damit verbundenen Einkommensverringerung breiter Bevölkerungsschichten noch be-
trächtlich verschärft. Öffentliche Veranstaltungen wiesen einen starken Besucherrückgang 
auf oder wurden aus Rücksicht auf die allgemeine Notlage überhaupt abgesagt. So gab bei-
spielsweise der „Deutschvölkische Turnverein Schärding 1862“ Anfang Jänner 1931 be-
kannt, daß der alljährliche Ball diesmal entfalle, und begründete dies folgendermaßen812:
Ein Verein, der Pflege vaterländischer Gesinnung und deutschen Volksbewußtseins auf 
sein Banner geschrieben hat, verstieße gegen seinen Zweck, würde er in der Zeit größ-
ter deutscher Volksnot (Millionen Deutscher schmachten unter drückender Fremdherr-
schaft, Millionen sind arbeitslos und sie sowie viele andere leben in kärglichsten Ver-
hältnissen!) eine Veranstaltung solcher Art abzuhalten. In richtiger Würdigung der 
Härte der Zeit sind übrigens in einem großen Teile Deutschlands und in Vorarlberg 
Faschingunterhaltungen amtlich teilweise, ja sogar gänzlich verboten und sehen viele 
Vereine in Oesterreich freiwillig davon ab.
Auch der Bericht über die Silvesterfeier des Arbeiterturnvereins Schärding in der 
„Wahrheit“ vom 10. Jänner 1932 spiegelt die triste Situation wider813:
So gut der Besuch auch heuer wieder war, vermißten wir bei der Feier doch viele unse-
rer treuesten Genossen. Die Arbeitslosigkeit zwang sie, zu Hause zu bleiben. Wir kön-
nen es uns nicht versagen, ihnen hier an dieser Stelle unsere besten Wünsche zum neu-
en Jahre darzubringen!
Als besonders nachteilig für die Gastronomie erwiesen sich die empfindlichen Einbu-
ßen im Bierverbrauch, weil „im Gastwirtschaftsbetrieb immer der Ausschank den Großteil 
des Erfolges bildet und die Speisenverabreichung wirtschaftlich nebensächlich zu behandeln 
ist.“814 Im Wirtschaftsbericht über das Jahr 1931 findet sich dazu folgender Kommentar:
Der Bierverbrauch hat sich im vergangenen Jahr gegenüber dem Jahre 1930 nicht 
mehr gebessert, sondern ist um ein Bedeutendes schlechter geworden; dies ist vollkom-
men klar, wenn man bedenkt, daß einerseits die Arbeitslosigkeit immer größer gewor-
809) Laut dem Statistischen Handbuch für den Bundesstaat Österreich, XVI. Jg., 1936, S. 36 standen in Schär-
ding im Fremdenverkehrsjahr 1934/35 in 27 Gasthöfen insgesamt 138 Betten zur Verfügung. Dazu ka-
men 130 Betten in 120 Privathäusern und 74 Betten in der Kuranstalt.
810) Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 1934. S. S. 119 f.
811) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1930 in Oberösterreich. S. 155.
812) Schdg. WBl. 1931, Nr. 2, S. 6.
813) „Wahrheit“ vom 10. Jänner 1932, Nr. 2, S. 11.
814) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1931 in Oberösterreich. S. 130.
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den ist, anderseits aber auch die Lohn- und Gehaltskürzungen der noch in Arbeit Ste-
henden dazu führen mußten, daß sich jeder nach Tunlichkeit in erster Linie in seinen 
Ausgaben im Gastgewerbebetrieb einschränkt. Es dürfte kaum einen besseren Grad-
messer für die allgemeine Wirtschaftslage geben als das Gastgewerbe; [...].815
Den Rückgang des Bierverbrauchs816 führte man jedoch nicht nur auf die wirtschaftli-
che Schwäche der Konsumenten817 zurück, sondern man nannte dafür noch eine Reihe ande-
rer Gründe: Neben der Verteuerung des Bieres wegen der anläßlich des Notopfers für die 
Landwirtschaft erfolgten Biersteuererhöhung beklagte man die ungeheure Zunahme der Bu-
schenschanken infolge der reichen Wein- und Obsternte sowie den unbefugten Ausschank 
bzw. Verkauf von Wein und Most818:
[...] Eine ungeheure Zunahme weist in Oberösterreich der Buschenschank mit Most 
auf, der schon jene Formen annimmt, die wir in früheren Berichten bezüglich des un-
befugten Ausschankes von Flaschenbier angenagelt haben. Es werden nicht nur Ein-
standsfeiern, Konzerte und Tanzveranstaltungen abgehalten, sondern auch Tauf- und 
Hochzeitsfeierlichkeiten usw. Eine straffere Handhabung der bestehenden Vorschriften 
hätte hier unbedingt Platz zu greifen. Aber auch der Verkauf von Most über die Gasse, 
nicht nur durch Bauern, sondern auch durch Greisler [!] und sonstige Unbefugte, hat 
stark zugenommen und beeinträchtigt die Preisbildung der Gastwirte ganz erheblich. 
Eine Neufassung der für den Buschenschank geltenden Bestimmungen wäre dringend 
am Platze. 
Die Hauptursache für den stark rückläufigen Bierabsatz im Gast- und Schankgewer-
be819 sah man jedoch im Flaschenbierhandel, den man in zahlreichen Beschwerden u. a. auch 
der Umgehung des Alkoholverbotes für Jugendliche bezichtigte:
[...] Durch den mörderischen Konkurrenzkampf, den die Brauereien untereinander 
führen, um einen immer größeren Kundenstock und ein immer ausgedehnteres Absatz-
815) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1931 in Oberösterreich. S. 130.
816) Nebenbei bemerkt hatte auch die Tabakregie einen Rückgang im Konsum zu beklagen. Im Schdg. WBl. 
1931, Nr. 29, S. 1 heißt es in diesem Zusammenhang: „ Zum erstenmal seit dem Jahre 1923 stellt die Ta-
bakregie einen Rückgang im Konsum fest, der im Vorjahre einen Einnahmeausfall von 5.95 Millionen 
Schilling ergab. Schuld trägt hauptsächlich die Arbeitslosigkeit. Am stärksten trat der Konsumrückgang 
in den Industriegebieten zutage, während z. B. die agrarischen Gebiete Ried und Schärding sogar eine 
Einnahmesteigerung brachten.“ 
817) Erich Maria Meixner hält in seiner Wirtschaftsgeschichte des Landes Oberösterreich in diesem Zusammen-
hang folgendes fest: „Der Absatz der Brauindustrie wurde durch die ungünstigen Einkommensverhältnis-
se großer Teile der Arbeitnehmerschaft und durch die Arbeitslosigkeit in jenen Jahren recht nachteilig 
beeinflußt, war doch der Bierkonsum in allen Ländern seit jeher mit ein Wertmesser für den allgemeinen 
Lebensstandard der Bevölkerung. Allerdings zog man in Oberösterreich den Most immer schon, beson-
ders im Landvolk, als billigen Haustrunk vor allem an Werktagen anderen Getränken vor und in Zeiten 
besonderer Geldknappheit stieg daher der Mostkonsum auf Kosten des Bieres ebenso wie der Verbrauch 
an Kaffeesurrogaten auf Kosten des Bohnenkaffees, [...].“ Meixner, Erich Maria: Wirtschaftsgeschichte 
des Landes Oberösterreich. Bd. II: Männer, Mächte Betriebe. Von 1848 bis zur Gegenwart. – Salzburg: 
1952. S. 364. 
818) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1931 in Oberösterreich. S. 128 f.
819) So heißt es z. B. in der periodischen Berichterstattung des Bezirksgendarmeriekommandos Schärding an das 
Gendarmerieabteilungskommando Nr. 6 in Wels vom 1. April 1935: „Der Besuch der Gaststätten geht 
stets zurück, was hauptsächlich auf die Geldknappheit und auf die vorjährige reiche Obst- und Mosternte 
zurückzuführen ist.“ OÖLA, Sch. 34, Zl. 34/1935.
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gebiet zu finden, wird dem Gast- und Schankgewerbe der Hauptverdienst durch un-
zählige Flaschenbierhandlungen abgeschnitten; wir sind heute in Oberösterreich so 
weit, daß es beinahe viermal so viel Flaschenbierhandlungen gibt, als konzessionierte 
Gastgewerbebetriebe. Hiebei ist es besonders der unbefugte Ausschank, der hier am 
meisten Schwierigkeiten bereitet. Nicht so sehr der Verkauf von Flaschenbier durch 
den gelernten Kaufmann untergräbt die wirtschaftliche Kraft des Gast- und Schank-
gewerbes, sondern jene kleinen Verschleißstellen, in denen in der Wohnung des Han-
delsberechtigten die Arbeiter, Knechte und Mägde zu nächtelangen Gelagen zusam-
menkommen und die oftmals der Herd aller möglichen Gesetzesverletzungen sind. 
Eine Überwachung dieser Betriebe findet nicht statt, so daß weder Polizeistunde, noch 
das äußerst segensreiche Alkoholverbot für Jugendliche eingehalten werden. Dieser 
Unfug hat einen solchen Umfang angenommen, daß viele kleinere Gastwirte am Abend 
keine Gäste haben, während es bei diesen „Flaschenbierwirten“ drunter und drüber 
geht. Nicht nur die Bauernschaft hat sich gegen diese Schankstätten ablehnend ausge-
sprochen, auch einzelne Bezirkshauptmannschaften sind in Eingaben an die Behörden 
um Abhilfe herangetreten. Auch von Fortbildungslehrern wurde wiederholt auf die
Umgehung des Alkoholverbotes für Jugendliche durch Flaschenbierhändler aufmerk-
sam gemacht und um Abhilfe ersucht. Diese Stimme hat auch bewogen, neuerlich den 
Versuch zu unternehmen, durch eine Regierungsvorlage die Konzessionierung des 
Flaschenbierhandels und seine Bindung an den Lokalbedarf anzustreben. Leider oh-
ne Erfolg.820
Waren anfangs die Forderungen nach einer Konzessionierung des Flaschenbierhandels 
erfolglos geblieben und hatte man auch seine Bindung an den Lokalbedarf abgelehnt, so führ-
ten die ständigen Klagen über den sich immer stärker ausweitenden Flaschenbierhandel 
schließlich doch zu einer Neuregelung: 
Am 6. April 1933 konnte Hofrat Petrak anläßlich einer Bürgermeisterkonferenz in 
Schärding bekanntgeben, daß der Flaschenbierhandel aufgrund der Novelle zur Gewerbeord-
nung vom 2. März 1933 kein freies Gewerbe mehr darstelle und der Verschleiß von Fla-
schenbier nur mehr an jene verliehen werde, die die Berechtigung zur Ausübung des Ge-
mischtwarenhandels haben.821
Laut einem Verzeichnis der Bezirkshauptmannschaft gab es im September 1933 in 
Schärding 28 Betreiber einer Gastgewerbe- bzw. Kaffeehauskonzession und 17 Flaschen-
bierverschleißer, von denen 9 das Bier von der Brauerei Baumgartner bezogen, 5 von der 
Brauerei Kapsreiter, einer von beiden Schärdinger Brauereien, einer von der Brauerei Neu-
markt und von Baumgartner und einer von der Brauerei Neumarkt.822
Abgesehen von der allgemein schlechten Wirtschaftslage, dem hohen Bierpreis sowie 
der Konkurrenz durch Buschenschanken und Flaschenbierhandel führte man noch zwei wei-
tere Gründe für den Rückgang des Bierkonsums in den Gastwirtschaften bzw. für das gänz-
liche Fernbleiben der Gäste an, die heute zwar eher kurios anmuten, in ihrer Auswirkung 
aber sicher nicht unterschätzt werden dürfen, nämlich das „Überhandnehmen des Rundfunk-
820) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1930 in Oberösterreich. S. 156 f.
821) Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 5.
822) Von den 28 Gastgewerbebetrieben deckten 16 ihren Bierbedarf bei der Brauerei Kapsreiter, 5 bei der 
Brauerei Baumgartner und 3 bei beiden Schärdinger Brauereien. Ein Betrieb schenkte Baumgartner und 
Gösser Bier aus, einer Kapsreiter und Schwechater Bier und einer Kapsreiter und Poschacher Bier. Ver-
zeichnis der Brauereien, Gastwirte u. Flaschenbierhandl. in Schärding aufgenommen im September 1933. 
BH Schärding, Zl. 1536/33.
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wesens“ und die zunehmende sportliche Betätigung vor allem jüngerer Personen, die – laut 
Wirtschaftsbericht der Handelskammer – „ebenfalls einen unwiederbringlichen Schaden auf 
unser Gewerbe ausübt, weil doch erfahrungsgemäß mit den meisten sportlichen Betätigungen 
auch die Abstinenz823 zum Großteile Hand in Hand geht.“824
Der Rückgang des Bierkonsums beschränkte sich jedoch keineswegs auf das Gast- und 
Schankgewerbe825: War der durchschnittliche Bierverbrauch im Jahr 1929 bei 21,6 Litern pro 
Kopf gelegen, so reduzierte sich der Verbrauch z. B. im Jahr 1935 im Durchschnitt aller 
Haushalte auf 7,59 Liter, und bei den Arbeitslosenhaushalten – als solche galten Haushalte, 
deren Familienerhalter länger als 240 Tage des Jahres arbeitslos war – wurde im Jahr 1934 
nur mehr ein Verbrauch von 1,13 Litern oder 5 Prozent des Standes von 1929 festgestellt.826
Tabelle 85: Bierverbrauch in Liter pro Kopf und Jahr von 1932 bis 1935
Jahr 1932 1933 1934 1935
Arbeitslosenhaushalt   4,76   2,19   1,13 1,49
Durchschnitt aller Haushalte 14,30 10,95 10,28 7,59
Quelle: Wirtschaftsstatistisches Jahrbuch der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien. 1933 bis 1937. –
Zit. nach: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 158.
Gemessen am Jahr 1929 lag der durchschnittliche Bierverbrauch im Jahr 1935 somit 
bei 35 Prozent und im Arbeitslosenhaushalt gar nur bei 7 Prozent. 
823) Für eine Abkehr vom Alkohol setzte sich auch die „Deutsche Gemeinschaft für alkoholfreie Kultur“ ein. 
So wandte sich ihre Schärdinger Ortsgruppe – sie war 1922 gegründet worden (Scheiber, Joachim: Ge-
schehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. S. 158) – z. B. am 25. Juni 1931 unter dem Titel „Alkohol 
und Alkoholgenuß“ folgendermaßen gegen einen in der Nr. 24 des „Schärdinger Wochenblattes“ veröf-
fentlichten „alkoholfreundlichen Artikel“: 
„[...] Es ist zweifelhaft, ob es seit Erstehung der Welt [...] Alkohol und Alkoholgenießer gegeben hat. Da-
gegen finden wir ganz zweifellos in vielen von Menschenhand zubereiteten Lebensmitteln geringe Alko-
holspuren. [...] Sehr unwahrscheinlich dagegen ist die aufgestellte These, daß der Rausch ebenso alt sei 
als die Welt. Ob wohl die alten Inder, deren Nachfolger sich heute noch verzweifelt gegen die Einfuhr 
geistiger Getränke aus England wehren, einige Jahrtausende, bevor das klassische Zeitalter seinem Dio-
nys-Bacchus Verehrung zollte, auch schon Schnaps-, Wein- und Bierräusche hatten?
Große starke Führer und Kämpfer, wie Jahn und Nansen, der kühne Durchforscher des nördlichen Polar-
eises, kannten die Sehnsucht nach diesem Menschenfreund nicht, verzichteten gerne auf seine Wirkung 
am eigenen Körper und scharten sich, statt um ihn, eine Reihe tüchtiger Männer um sich.
Ob es Getränke gibt, die auch nur im entferntesten den Alkohol ersetzen können? Abgesehen von den 
ganz vorzüglichen unvergorenen Fruchtsäften und dem Süßmost, der in der Schweiz, die in wirtschaftli-
cher Beziehung in beneidenswerter Höhe steht, überall getrunken wird, kommt der Milch und ihren über-
aus zahlreichen Verwendungsmöglichkeiten die größte Bedeutung zu. Der Nährwert der Milch ist unge-
fähr zehnmal größer, ihr Preis nicht halb so hoch als der des Bieres. Die notleidende Landwirtschaft wür-
de dem mehr Milch verbrauchenden Städter danken.
Wem diese Auswahl alkoholfreier Getränke nicht genügt, der möge sich zu seinem Schweinsbratl einen 
guten, nur schwach gesüßten Tee bereiten und ihn mit Zitronensaft würzen. [...] 
Die Erziehung der Jugend zu rauch- und rauschgiftfreier, einfacher Lebensweise, durch ihre Belehrung 
über die Schäden des Alkoholgenusses, durch Beispielspädagogik ihrer Lehrer und Erzieher sollen die 
kommenden Generationen einst ein kerniges, wetterfestes Volk werden!“ Schdg. WBl. 1931, Nr. 26, 
S. 4.
824) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1930 in Oberösterreich. S. 159.
825) So hatte sich die österreichische Bierproduktion insgesamt z. B. im Braujahr 1931/32 von 4,385.371 Hekto-
liter auf 3,058.386 Hektoliter vermindert. Schdg. WBl. 1933, Nr. 5, S. 2.
826) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 155.
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Tabelle 86: Anteil des Bierverbrauches pro Kopf in bezug auf das Jahr 1929
Jahr 1932 1933 1934 1935
Arbeitslosenhaushalt 22 % 10 %   5 %   7 %
Durchschnitt aller Haushalte 67 % 51 % 48 % 35 %
 Quelle: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 155.
In Oberösterreich standen im Braujahr 1930/31 – also von 1. September 1930 bis 31. 
August 1931 – 47 Brauereien mit einer Gesamtjahreserzeugung von 821.554 Hektolitern in 
Betrieb.827 Gegenüber dem Vorjahr bedeutete dies einen Rückgang um 78.342 Hektoliter 
bzw. um 8,6 Prozent, und die Abnahme hielt weiterhin an.
Vom 1. September bis zum 31. Dezember 1931 betrug der Rückgang zum Vergleichs-
zeitraum des Vorjahres in Oberösterreich bereits etwa 40 Prozent (in der gesamten österrei-
chischen Brauindustrie ungefähr 38 Prozent)828, wobei zu erwähnen ist, daß im Vergleichs-
abschnitt des Jahres 1930 gegenüber 1929 schon um 36.315 Hektoliter weniger produziert
worden waren, was einem Rückgang von etwa 16,5 Prozent entsprach.829
Vom 1. September 1933 bis 31. August 1934 belief sich der Bierausstoß der mittler-
weile nur mehr 44 oberösterreichischen Brauereien auf 459.369 Hektoliter, was nun einem 
Anteil von 18,99 Prozent an der österreichischen Gesamterzeugung entsprach, und im Jahr 
darauf kamen die nunmehr 43 oberösterreichischen Brauereien lediglich auf eine Produktion 
von 374.326 hl oder 16,37 Prozent an der österreichischen Gesamterzeugung. 
Die Bierproduktion war also erheblich zurückgegangen830, und diese Entwicklung 
spiegelt sich nicht nur im Bierausstoß der Schärdinger Brauerei Kapsreiter (siehe Diagramm 
20) wider – von der zweiten in Schärding ansässigen Brauerei, der Brauerei Baumgartner, 
liegen mir, abgesehen vom Jahr 1936, in dem der Bierausstoß dieser Brauerei bei der Schär-
dinger Handels- und Gewerbebank mit ca. 16.000 Hektoliter angegeben wurde, keine kon-
kreten Zahlen vor –, sondern auch darin, daß bei der Volkszählung 1934 von den 38 Bier-
brauern im Bezirk Schärding 7 als arbeitslos aufschienen und man damals keine Lehrlinge 
ausbildete.831
827) Die Zahl der industriellen Brauereien hatte sich im Zuge eines fortschreitenden Konzentrationsprozesses 
von rund 150 um die Jahrhundertwende auf 54 Betriebe im Jahr 1927 verringert. Meixner, Erich Maria: 
Wirtschaftsgeschichte des Landes Oberösterreich. Bd. II. – S. 363.  
Laut Mitteilung der Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie waren im Wirtschaftsjahr 1930 in den 
oberösterreichischen Brauereibetrieben etwa 185 Angestellte und ungefähr 1.150 Arbeiter beschäftigt. 
Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1930 in Oberösterreich. S. 148.
828) Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1931 in Oberösterreich. S. 117 f.
829) Österreichweit war in diesem Zeitraum die Biererzeugung um 21,9 % zurückgegangen. Kammer für Handel, 
Gewerbe und Industrie (Hrsg.): Das Wirtschaftsjahr 1930 in Oberösterreich. S. 144.
830) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für den Bundesstaat Österreich. XVI. Jg. – Wien: 
1936. S. 73.
Im Braujahr 1935/36 konnte dann die Bierproduktion aber wieder wesentlich gesteigert werden: Vom 1. 
IX. 1935 bis 31. VIII. 1936 wurden damals in den 42 oberösterreichischen Brauereien 417.939 hl Bier 
erzeugt. Dies entsprach nun einem Anteil von 18,14 % an der österreichischen Gesamterzeugung. Bun-
desamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für den Bundesstaat Österreich. XVII. Jg. – Wien: 
1937. S. 76. 
Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde in diesem Zusammenhang am 19. November 1936 bekanntgege-
ben, daß Wien, Niederösterreich, Tirol und die Steiermark im abgelaufenen Braujahre einen weiteren 
Rückgang der Biererzeugung aufwiesen, während Oberösterreich und Salzburg eine Erhöhung um insge-
samt 62.000 Hektoliter verzeichneten. Schdg. WBl. 1936, Nr. 46, S. 1.
831) Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 1934. S. 116.
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Diagramm 20: Bierausstoß der Brauerei Kapsreiter in den Jahren 1926 bis 1938
Quelle: Schriftliche Mitteilung Herrn Ferdinand Breinbauers vom 19. September 1990
Für das bereits schwer angeschlagene Gast- und Schankgewerbe bedeutete die Einfüh-
rung der „1000-Mark-Sperre“ daher eine zusätzliche enorme Belastung, und entsprechend 
bitter fielen die Kommentare dazu aus. Das „Linzer Volksblatt“ beispielsweise schrieb am 
30. Mai 1933832: 
[…] Die Regierung Hitler hat damit auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs über Öster-
reich die Blockade verhängt. Dieses Wort ist vom Weltkrieg her noch in traurigster Er-
innerung: die Blockade ist eine furchtbare, aber auch eine feige Waffe, weil sie ein 
ganzes Volk, weil sie nicht nur die Kämpfenden, sondern auch Weib und Kind trifft. 
Das Kind des Zimmerkellners irgendwo in einer Sommerfrische wird es am schmäler 
werdenden Stück Brot zu spüren bekommen, wenn der Vater wegen des Ausbleibens 
der deutschen Gäste brotlos wird. Das ist die Waffe des Boykottes, die Waffe der wirt-
schaftlichen Blockade, die von der Berliner Regierung rücksichtslos über Österreich 
verhängt wird, weil Österreich sich nicht „gleichschalten“ lassen, sich nicht einsak-
ken, sich nicht unter die Knute des Hakenkreuzes beugen will. Solch ein Schauspiel hat 
die Welt wohl noch nie erlebt, daß ein Staat einen Nachbarstaat gleichen Stammes, 
gleicher Sprache mit den Mitteln der Aushungerung zwingen will, seine staatliche 
Selbständigkeit aufzugeben. […]
Der Schritt der deutschen Regierung ist und bleibt als Ausfluß eines häßlichen Bruder-
kampfes eine tief beklagenswerte Tatsache. Sie läßt uns leider erkennen, daß all die 
schönen Worte von „Volksverbundenheit“ und wie das so hieß, leerer Schall waren. 
Jetzt heißt es auf einmal: „Und bist du nicht willig, so brauch ich Gewalt.“ […].
832) Zit. nach: Kern, Felix: Oberösterreichischer Bauern- und Kleinhäuslerbund. – 2. Bd., 3. Teil: Unter autoritä-

























Hatte man sich auf österreichischer Seite zur Förderung des Fremdenverkehrs noch im 
Frühjahr 1933 intensiv um den Ausbau der Donauuferstraße bemüht833 und war durch die 
österreichische Bundesbahn nach umfangreichen Vorbereitungen und einer Probefahrt am 
14. März 1933834 am 15. Mai 1933 eine Autolinie zwischen Braunau, Schärding und Passau 
in Betrieb genommen worden, so kam nun der Ausflugsverkehr aus Bayern schlagartig zum 
Erliegen.835 Wie groß der Schaden war, der dadurch vor allem den Orten im oberen Donautal 
zugefügt wurde, läßt sich z. B. anhand des folgenden Artikels ermessen, den das „Schärdin-
ger Wochenblatt“ am 15. Juni 1933 unter dem Titel „Folgen der deutschen Grenzsperre“ ver-
öffentlichte.836 Darin heißt es u. a.:
833) Unter dem Titel „Wo bleibt die Nibelungenstraße?“ hatte das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. am 23. Fe-
bruar 1933 den schon längst versprochenen Ausbau der 70 Kilometer langen Strecke Passau–Aschach 
eingemahnt und in diesem Zusammenhang auch auf die Vorteile der Erschließung des oberen Donautals 
für den Fremdenverkehr hingewiesen: „Bauet Straßen und fördert den Fremdenverkehr! Das ist die im-
mer wiederkehrende Forderung unser[er] Volkswirtschaftler; und das mit Recht. Oesterreich als export-
armes Land ist zum großen Teil auf den Fremdenverkehr angewiesen, es ist daher die Hebung und Förde-
rung des Fremdenverkehrs für uns eine Lebensnotwendigkeit. Man sollte also glauben, daß es Bund und 
Land, die selbst die Notwendigkeit der Förderung des Fremdenverkehrs immer betonen, an nichts fehlen 
lassen und dieser, für unseren kleinen Staat erkannten Lebensnotwendigkeit jedes mögliche Opfer brin-
gen würden. Dem ist aber nicht so! Eine der an Naturschönheiten reichsten Gegenden unseres Landes 
scheint die Regierung gar nicht zu kennen oder für sie kein Interesse übrig zu haben, sonst wäre es nicht 
möglich, daß diese Gegend heute noch von jedem Verkehr abgeschlossen und nur in den Sommermona-
ten mit dem Schiff erreichbar ist. Es ist das das obere Donautal zwischen Passau und Aschach. [...] 
Seit Jahren bemühten sich die Ufergemeinden um eine ordentliche Straße. Eine Abordnung hat seinerzeit 
in dieser Sache sogar bei [...] Bundeskanzler Schober vorgesprochen, der auch die Bedeutung und Not-
wendigkeit der Straße anerkannte und sie auch zusagte. Doch ist bis heute nichts geschehen. Kanzler 
Schober mußte gehen und für die nachfolgenden Regierungen scheinen die Belange und Bedürfnisse der 
Ufergemeinden nicht schwer genug zu wiegen. Wenn dem aber schon so ist, so sollte die Regierung doch 
die Bedeutung einer Donauuferstraße durch dieses herrliche Donautal für den Fremdenverkehr nicht un-
terschätzen. Es ist mit hundertprozentiger Sicherheit anzunehmen, daß eine Autostraße von Passau bis 
Aschach längs der Donau Tausende von Fremden, die gewohnt sind, im eigenen Kraftwagen zu reisen, 
nach Oesterreich ziehen würde, ja, daß eine solche Straße geradezu ein Magnet für die Fremden sein 
würde. [...] 
Wenn es Land und Bund also wirklich um die Hebung und Förderung des Fremdenverkehrs zu tun ist, 
dann bringe man den Bau dieser Autostraße endlich zur Ausführung und hole ein Versäumnis nach, 
durch das unserer Volkswirtschaft schon viele Millionen entgangen sind.“ Schdg. WBl. 1933, Nr. 8, S. 3.
834) Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu am 16. März 1933 u. a. mit: „Um nun die Verkehrsverhältnisse 
auf der neuen Strecke kennen zu lernen und um die Wünsche der einzelnen Gemeinden und der an der 
Strecke liegenden Verkehrsverbände zu erfahren, fand am 14. März eine Probefahrt statt. Am genannten 
Tage fuhren nach 9 Uhr vormittags die Vertreter der Bundesbahn, der politischen Behörden, der Gemein-
den, der Fremdenverkehrsvereine auf einem prächtigen Fiatwagen von Braunau fort, nahmen Aufenthalt 
im Schloß Katzenberg und kamen nach ½ 12 Uhr in Schärding an. Nachdem mehrere Vertreter unserer 
Stadt den Wagen bestiegen hatten, ging die Fahrt über den Kreuzberg nach Passau, wo man um ½ 1 Uhr 
am Bahnhofe anlangte. Die Eröffnung des Autobetriebes auf der Strecke erfolgt voraussichtlich am 1. 
Mai. Um Erfahrungen zu sammeln, ist der gedachte Fahrplan nur für kurze Zeit ein provisorischer. Die 
Fahrtdauer Braunau–Passau wird rund 2 Stunden betragen.“ Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S. 7.
835) Am 15. Juni 1933 gab das „Schärdinger Wochenblatt“ daraufhin die Einstellung der Teilstrecke Schärding–
Passau der Bundesbahn-Kraftwagenlinie Braunau–Passau bekannt. Schdg. WBl. 1933, Nr. 24, S. 6.
836) Schon eine Woche vorher hatte sich das Blatt mit der Schädigung der Donauuferorte durch die Grenzsperre 
befaßt und dabei u. a. darauf hingewiesen, daß die zwischen Linz und Passau verkehrenden Personen-
dampfer bisher ihren Bedarf an Lebensmitteln in den anzufahrenden Stationen eingekauft hatten, wo-
durch den Geschäftleuten dieser Orte jährlich fixe Einnahmen beschert worden waren, daß nun aber, da 
infolge der Grenzsperre die Reisegäste fast zur Gänze ausblieben, auch der Konsum bei den Restauratio-
nen auf den Schiffe entfalle und den betreffenden Geschäftsleuten, „die ohnehin schon seit Jahren um ih-
re Existenz aufs äußerste zu kämpfen“ hatten, damit ein enormer Schaden entstehe. Konkrete Zahlen wa-
ren in diesem Artikel jedoch nicht genannt worden. Schdg. WBl. 1933, Nr. 23, S. 5.
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Zur Sommerszeit kamen Sonn- und Feiertags von Passau und Obernzell nachmittags 
per Schiff 200 bis 300 Ausflügler nach Engelhartszell, vergnügten sich und ließen ihr 
Geld in den Gasthäusern und Lebensmittelgeschäften. Abends gings wieder mit dem 
Lokalschiff heim. Da war jedesmal Leben in unserem Ort. Durch die Grenzsperre 
kommt niemand. Zu Pfingsten stiegen heuer 3 Personen vom Schiffe aus. Der Ort ist 
jetzt an Feiertagen wie ausgestorben. Der Schaden, der durch die Grenzsperre den 
Donauuferorten zugefügt wird, ist unermeßlich.837
Natürlich bekam aber auch Schärding die negativen Auswirkungen der „1000-Mark-
Sperre“ zu spüren (siehe Tabelle 81). In einem mit 3. August 1933 datierten Schreiben an das 
Bundesministerium für Heereswesen, in dem wegen der angespannten Lage an der Grenze 
um eine neuerliche dauernde Besetzung der seinerzeitigen Garnison in Schärding angesucht 
wurde, stellte Bürgermeister Schmidbauer die wirtschaftliche Situation der Stadt z. B. fol-
gendermaßen dar838: 
[Schärding ist] in letzter Zeit von jedem Verkehr an der Grenze zur Gänze abgeschnit-
ten. Die Grenzsperre wirkte für die hiesige Geschäftswelt und Handwerk direkt ver-
nichtend, und zwar derart, daß ein Großteil der Geschäftsleute nicht mehr in der Lage 
ist ihren Verpflichtungen gegenüber Bund und Land nachzukommen.
Nach dem Hinweis, daß dies alles auch für die Stadtgemeinde eine Katastrophe in fi-
nanzieller Hinsicht sei, ergänzte Schmidbauer dann noch: 
Der klarste Beweis über den wirtschaftlichen Zusammenbruch der Stadt Schärding 
sind die vielen Konkurse und Ausgleichsverfahren in Schärding. Selbst alteingeführte 
und solide Geschäftshäuser stehen vor dem Zusammenbruche.839
Somit hatte die Wirtschaftskrise nun endgültig alle Bevölkerungsschichten erfaßt. Der 
empfindliche Rückgang des allgemeinen Lebensniveaus aber wurde von breiten Kreisen der 
Bevölkerung mit Erbitterung registriert und löste eine Unzufriedenheit aus, die immer wieder 
in politischen Radikalismus umschlug. 
War im Jahresbericht der Sozialdemokratischen Partei Oberösterreichs von 1930840 be-
reits folgendermaßen auf diese Entwicklung hingewiesen worden:
Die ungeheure Wirtschaftskrise mit ihrer entsetzlichen Massenarbeitslosigkeit wirkt 
sich gerade unter der Jugend verheerend aus, die sie einerseits der körperlichen und 
sittlichen Verwahrlosung und andererseits der Verzweiflung an der Demokratie und 
damit der Radikalisierung vor allem von rechts in die Arme zu treiben droht[,]
so spitzte sich nun die Situation gefährlich zu: Die ideologischen Spannungen ver-
schärften sich, die politischen Auseinandersetzungen nahmen an Heftigkeit zu, und nicht 
837) Schdg. WBl. 1933, Nr. 24, S. 4.
838) AdR, BMfLV Präs. B. 1–3/5, Zl. 19046/1933.
839) So mußten z. B. am 12. Oktober 1933 zwei Häuser der Silberzeile, nämlich das Segelbäckhaus und das Satt-
lerhaus, beide dem Bäckermeister Josef Huber gehörig, der Zwangsversteigerung zugeführt werden. Bei 
der gemeinsamen Versteigerung konnte dafür ein Betrag von 74.000 Schilling erzielt werden. Schdg. 
WBl. 1933, Nr. 42, S. 6 f.
840) Zit. nach: Hummer, Hubert: Der Widerstand auf dem Land. – In: Stadler, Karl R. (Hrsg.): „Es wird nicht 
mehr verhandelt ...“. Der 12. Februar 1934 in Oberösterreich. – Linz: 1984. S. 60.
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wenige kehrten den demokratischen Parteien überhaupt den Rücken und wandten sich radika-
len politischen Gruppierungen zu, von denen sie sich eine Änderung der wirtschaftlichen Zu-
stände erwarteten. Als besonders zugkräftig erwies sich dabei der Nationalsozialismus, war 
es doch mit der Machtübernahme Hitlers im bisher ebenfalls krisengeschüttelten Nachbar-
land in wirtschaftlicher Hinsicht zu einer Trendumkehr gekommen.
Wie bereits dargelegt (siehe Tabelle 19), hatte die Wirtschaftskrise Deutschland nicht 
nur etwas früher erfaßt als Österreich, sondern auch härter getroffen.841 Das „Schärdinger 
Wochenblatt“ nahm zu diesen Schwierigkeiten z. B. am 16. Juli 1931 u. a. folgendermaßen 
Stellung842:
Das finanzielle Leid, von dem Deutschland jetzt heimgesucht wird, übertrifft sogar das 
Maß von Unglück, das über Oesterreich in der letzten Zeit hereingebrochen ist. Die 
Nachrichten, welche in diesen Tagen aus Deutschland kommen, entrollen ein erschüt-
terndes Bild seiner Wirtschaftskrise, die auch durch die Annahme des Hoover-Planes 
vorläufig nicht entscheidend gemildert werden konnte.
Ihren Tiefpunkt erlebte die deutsche Wirtschaft im Jahr 1932. Allein in Bayern waren 
in diesem Jahr in 1.925 Fällen land- und forstwirtschaftliche Anwesen mit einer Gesamtflä-
che von 17.489 Hektar zwangsweise versteigert worden. Ihre hypothekarische Belastung hat-
te 32,931.700 Mark betragen, die Meistgebote, auf die der Zuschlag erfolgt war, hatten sich 
hingegen nur auf 23,580.100 Mark belaufen.843
Wie groß die Not damals gewesen sein muß, geht auch aus dem Protokoll der Gemein-
deausschußsitzung der Gemeinde Neuhaus am Inn vom 24. Oktober 1932 hervor. Unter dem 
Punkt 4) heißt es hier unter dem Stichwort „Leichenbitterinnen aus Österreich“844: 
Es wird für die Zukunft grundsätzlich verboten, daß Leichenbitterinnen aus Österreich 
das bayrische Land resp. Grenzgebiet abbetteln. Bayerische Staatsangehörige dürfen 
ja auch nicht über die Grenze gehen. Darum verfährt die Gemeinde Neuhaus/I. in dem-
selben Sinne. Wenn für Verstorbene aus dem Nachbarlande Österreich in hiesiger Ge-
gend zur Beerdigung eingeladen werden soll, dann sollen die österreichischen Ange-
hörigen den hiesigen Bürgermeister verständigen, welcher hiesige arme Leute mit der 
Mission betraut.
Hatte das Landesgendarmeriekommando für Oberösterreich in seinem Bericht an die 
Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit vom 13. Jänner 1933 u. a. noch darauf hinge-
wiesen, daß in den Weihnachtstagen eine Unmenge Bettler aus Bayern in die Grenzgegenden 
des Bezirkes Schärding gekommen seien, „was auf die noch größere Not auf der anderen Sei-
te zurückzuführen ist“845, so setzte dann aber mit Beginn der NS-Herrschaft ein markanter 
Wirtschaftsaufschwung ein, und schon bald häuften sich auf österreichischer Seite die Mel-
dungen darüber, was denn im Deutschen Reich nicht alles im Kampf gegen die  Wirtschafts-
841) So lag z. B. die Arbeitslosenrate in Deutschland zwischen 1929 und 1933 deutlich höher als in Österreich. 
Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 64.
842) Schdg. WBl. 1931, Nr. 29, S. 1.
843) Schdg. WBl. 1933, Nr. 10, S. 2.
844) Protokoll vom 24. Oktober 1932: Pt. 4) Leichenbitterinnen aus Österreich. – In: Beschlußbuch für den Ge-
meindeausschuß, Gemeindeverwaltung Neuhaus a. Inn vom 3. Dez. 1913–13. 3. 1935.
845) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 105.931/G. D.–1933: Periodische Berichterstattung des Landesgendarmeriekom-
mandos für Oberösterreich an das Bundeskanzleramt, Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit vom 
13. Jänner 1933: Pt. E) Allgemeines.
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krise resp. zur Linderung der Not breiter Bevölkerungsschichten unternommen werde und 
wie erfolgreich man dabei sei. Im „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. lassen sich allein in den 
ersten sechs Monaten nach der Machtübernahme Hitlers dafür u. a. folgende Beispiele fin-
den: 
♦ Am 23. Februar 1933 teilte das Blatt mit, daß durch Verordnung des Reichspräsi-
denten in der Zeit bis zum 31. Oktober 1933 weder Zwangsversteigerungen land-
wirtschaftlicher Grundstücke noch Zwangsvollstreckungen beweglichen Gutes von 
Landwirten und deren Familie zulässig seien.846
♦ Außerdem wurde damals noch gemeldet, daß in Deutschland ein Betrag von 
150.000 Mark zur Beschaffung verbilligten Junggeflügels zur Verfügung gestellt 
werde, um eine gleichmäßigere Eierversorgung herbeizuführen.847
♦ Am 10. April 1933 brachte man zur Kenntnis, daß laut Mitteilung des Arbeitsamtes 
Schärding im Sommer eine Anzahl landwirtschaftlicher Arbeiterinnen in Bayern 
untergebracht werden könne. Dieselben sollten in landwirtschaftlichen Arbeiten, 
besonders in der Viehbetreuung geübt und nicht über 30 Jahre alt sein.848
♦ Am 20. April 1933 unterrichtete das Blatt seine Leser, daß die Reichsregierung den 
1. Mai zum Feiertag der deutschen Arbeiter erklärt habe und ihnen hiefür auch 
Lohn zu zahlen sei.849
♦ Am 4. Mai 1933 berichtete man, daß die Zahl der arbeitslosen Unterstützten in 
Deutschland um 513.000 gesunken sei und nun bei 5,530.000 liege.850
♦ Eine Woche später gab man bekannt, daß japanische Aufträge für Eisenbahnbauten 
an die deutsche Industrie vergeben worden seien und daß durch die neuen japani-
schen und russischen Aufträge das Ruhrrevier eine größere Belebung des Arbeits-
marktes aufweisen werde.851
♦ Am 25. Mai 1933 informierte man darüber, daß das Reichskabinett die Aussetzung 
der Zwangsvollstreckung bei sozial bedrohten Personen beschlossen habe.852
♦ Am 1. Juni 1933 wurde mitgeteilt, daß seit 1. Feber über 800.000 Krisenopfer wie-
der in den Wirtschaftsprozeß eingegliedert worden seien, und dann wurde folgende 
Erklärung angefügt853:
     Eine Arbeitsbeschaffung großen Stils setzt eine ausgiebige Finanzierung voraus, 
die nicht so einfach zu erreichen ist. Neue Steuern kommen nicht in Frage, viel-
mehr muß auf eine Entlastung der Produktion von Steuern hingewirkt werden. 
Es ist aber der Wille der nationalen Regierung, die letzte verfügbare Mark zur 
Arbeitsbeschaffung zur Verfügung zu stellen.
♦ Eine Woche später hieß es, daß in Deutschland der Arbeitslosigkeit durch die Aus-
gabe von Arbeitsschatzanweisungen im Betrage von einer Milliarde Mark zur För-
846) Schdg. WBl. 1933, Nr. 8, S. 2.
847) Ebda.
848) Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 5.
849) Schdg. WBl. 1933, Nr. 16, S. 2.
850) Schdg. WBl. 1933, Nr. 18, S. 2.
851) Schdg. WBl. 1933, Nr. 19, S. 2.
852) Schdg. WBl. 1933, Nr. 21, S. 2.
853) Schdg. WBl. 1933, Nr. 22, S. 2.
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derung von Instandsetzungs- und Ergänzungsarbeiten an öffentlichen und privaten 
Gebäuden, für Siedlungszwecke, Flußregulierungen usw. gesteuert werden solle.854
♦ Am 22. Juni 1933 wurde bekanntgegeben, daß Deutschland mit seinen Gläubigern 
ein Stillhalteabkommen abgeschlossen habe und daß außerdem die fällige Rate für 
den Coupon der Young-Anleihe nicht erlegt und damit der Zinsendienst eingestellt 
worden sei.855
♦ In derselben Ausgabe setzte das Blatt seine Leser auch davon in Kenntnis, daß die 
Reichsregierung mit der Auslobung einer Prämie von 1.000 Mark für Eheschlie-
ßungen die Heiratslust richtiggehend „angekurbelt“ habe und bisher bereits 6.000 
Anträge auf Gewährung dieser Beihilfe eingelaufen seien.
♦ In der Nr. 26 vom 29. Juni 1933 findet sich auf S. 2 folgende Meldung: 
Die Zahl der Arbeitslosen sank bis 15. Juni auf 4,977.000, seit dem Jahre 1931 
das erste Mal unter die 5-Millionen-Grenze.
♦ Am 13. Juli 1933 berichtete man, daß das internationale Arbeitsamt in Genf festge-
stellt habe, „daß in Deutschland der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit bisher am er-
folgreichsten durchgeführt worden ist.“856
♦ Eine Woche später konnte mitgeteilt werden, daß für die Spende zur Förderung der 
nationalen Arbeit bereits 10 Millionen Mark eingezahlt worden seien857;
♦ und in seiner Nr. 33 vom 17. August 1933 gab das Blatt bekannt, daß bei den deut-
schen Arbeitsämtern am 31. Juli 4,468.500 Arbeitslose verzeichnet gewesen sei-
en.858
Während in Deutschland die Wirtschaft also durch ein großzügiges öffentliches Investi-
tions- und Arbeitsbeschaffungsprogramm angekurbelt wurde – 1933/34 gab das Deutsche 
Reich etwa ein Drittel seines Budgets für Investitions- und Rüstungszwecke aus859 – und so-
zialpolitische Maßnahmen zusätzliche Investitionsanreize schufen, hielt die Regierung in 
Österreich – nach der „Lausanner Anleihe“ von 1932 ganz an der „Erfüllung der Ansprüche 
seiner ausländischen Gläubiger“ orientiert860 – an ihrer rigorosen Spar- und Deflationspolitik 
fest, die in Zusammenhang mit der Creditanstaltkrise eingeschlagen worden war und massive 
Ausgabenkürzungen sowie drastische Einschränkungen der öffentlichen Investitionen zur 
Folge hatte (siehe Tabelle 87), und gab damit der Geldwertstabilität und dem Budgetgleich-
gewicht den Vorzug vor einer aktiven staatlichen Konjunkturpolitik.861
854) Schdg. WBl. 1933, Nr. 23, S. 2.
855) Schdg. WBl. 1933, Nr. 25, S. 2.
856) Schdg. WBl. 1933, Nr. 28, S. 2.
857) Schdg. WBl. 1933, Nr. 29, S. 2.
858) Schdg. WBl. 1933, Nr. 33, S. 2.
859) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 103.
860) Die Wirtschaft Österreichs von 1918 bis 1938. Monatsbericht des Österr. Instituts für Konjunkturforschung. 
3/1938, S. 76. Zit. nach: Kernbauer, Hans/Weber, Fritz: Österreichs Wirtschaft 1938–1945. S. 50. – In: 
Tálos, Emmerich/Hanisch, Ernst/Neugebauer, Wolfgang (Hrsg.): NS-Herrschaft in Österreich. S. 49–67.
861) Finanzminister Ludwig Draxler erklärte in seiner Budgetrede 1935 z. B.: „Die erste Voraussetzung für die 
Entwicklung der Wirtschaft ist eine gesunde Währung, die aber nur dann erhalten werden kann, wenn der 
Bundeshaushalt in Ordnung ist ... Es ist meine volle Überzeugung, daß eine strenge Finanzverwaltung die 
Voraussetzung für die Entwicklung und für die Aufwärtsbewegung der Wirtschaft ist“. Budgetrede Drax-
lers. – In: „Wiener Zeitung“ vom 7. Dezember 1935. Zit. nach: Weber, Fritz: Hauptprobleme der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs in der Zwischenkriegszeit. S. 615.
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Tabelle 87: Entwicklung der österreichischen Bundesausgaben in Millionen Schilling
Anteil der InvestitionsausgabenJahr Gesamtausgaben
in Millionen Schilling in % der Gesamtausgaben
1923 1 005   76,1   7,6
1924 1 314 103,7   7,9
1925 1 410   90,6   6,4
1926 1 602 135,7   8,5
1927 1 835 195,7 10,7
1928 1 977 212,5 10,8
1929 1 990 147,2   7,4
1930 2 289 248,4 10,9
1931 2 331   98,4   4,2
1932 1 924   12,5   0,6
1933 2 089   44,6   2,1
1934 2 174   96,7   4,4
1935 2 052 103,0   5,0
1936 2 023   35,6   1,8
1937 2 079   70,5   3,4
1938 2 045   32,1   1,6
Quelle: Fibich, Alexander: Die Entwicklung der österreichischen Bundesausgaben in der Ersten Republik 
(1918–1938). – Diss. – Wien: 1937, S. 170 ff. (1938 Voranschlag). – Zit. nach: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. 
Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 102.
Der Überwindung der wirtschaftlichen Stagnation war dieser restriktive Wirtschafts-
kurs, der übrigens auch den anti-interventionistischen Auffassungen der führenden österrei-
chischen Ökonomen und des Präsidenten der Nationalbank Viktor Kienböck entsprach862
und auch auf Länder- und Gemeindeebene verfolgt wurde863, allerdings kaum förderlich864, 
862) Diese setzten alle Hoffnungen auf eine Steigerung der Exporte. Kernbauer, Hans/Weber, Fritz: Österreichs 
Wirtschaft 1938–1945. S. 50. 
Als die Sozialdemokraten am Höhepunkt der Wirtschaftskrise den Einsatz des Staatskredits für beschäfti-
gungspolitische Maßnahmen verlangten (Bauer, Otto: Arbeit für 200.000. Ein Wegweiser aus der Not.
Vortrag vor der Reichskonferenz der freien Gewerkschaften. 15. Juli 1933. – In: Bauer, Otto, Werkaus-
gabe Bd. 3, S. 941 ff.), erschien dies den einheimischen Experten als gefährliches ökonomisches Experi-
ment, und Kienböck, der die Währungs- und Finanzpolitik entscheidend beeinflußte, wetterte gegen die 
„falschen Propheten“, die die Österreicher glauben machen wollten, daß die Krise „durch Kunstgriffe auf 
dem Gebiet der Währung oder durch zwangsweise Eingriffe in das Kreditwesen oder ungedeckte Ausga-
ben der Staatsverwaltung“ gelindert werden könnte. 
Zit. nach: Kernbauer, Hans/Weber, Fritz: Von der Inflation zur Depression. Österreichs Wirtschaft 
1918–1934. S. 22. – In: Tálos, Emmerich/Neugebauer, Wolfgang (Hrsg.): „Austrofaschismus“. Beiträge 
über Politik, Ökonomie und Kultur 1934–1938. – 4., ergänzte Aufl. – Wien: 1988. S. 1–30.
863) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 11. Mai 1933 findet sich z. B. folgende Mitteilung: „Die Voranschläge 
sämtlicher Länder Oesterreichs (mit Ausnahme Vorarlbergs) weisen einen Abgang auf. In Oberösterreich 
wird derselbe durch vorläufige Zurückstellung von Ausgaben etc. abgedeckt.“ Schdg. WBl. 1933, Nr. 19, 
S. 1.
864) 1933 hielt der ehemalige christlichsoziale Bundeskanzler Ernst Streeruwitz in diesem Zusammenhang fol-
gendes fest: „Wenn man darauf verweist, im Budget sei kein Raum für Investitionen, so muß ich sagen, 
daß auch ein aktives Budget seinen Sinn verliert, wenn es wirtschaftlich steril ist, auf der einen Seite nur 
Steuern, auf der anderen Seite nur Gehalte enthält. Nichtausgaben allein ist keine Wirtschaft, am Null-
punkt gibt es nur noch Buchhaltung, aber kein Leben mehr.“ 
Streeruwitz, Ernst: Ursachen und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Wochenschrift des Niederösterrei-
chischen Gewerbevereins. 1933, S. 366. – Zit. nach: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische 
und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 94.
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denn der Spielraum für beschäftigungspolitische Maßnahmen war dadurch – wie von den 
Gegnern dieses Kurses immer wieder beklagt wurde – stark eingeengt.
Klebezettel der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei
Zwar wurden auch hier Arbeitsbeschaffungsprogramme ins Leben gerufen, diese führ-
ten aber zu keiner nachhaltigen Belebung der Wirtschaft, denn anders als im Deutschen 
Reich, wo die Regierung gemäß ihrer Devise, „die letzte verfügbare Mark zur Arbeitsbe-
schaffung zur Verfügung zu stellen“865, alle Möglichkeiten der Kreditschöpfung und Kredit-
ausweitung für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nützte und damit die privaten Investitionen 
stimulierte866, mußte das Bestreben der österreichischen Regierung aufgrund der Priorität, die 
der Währungsstabilität und dem ausgeglichenen Budget eingeräumt wurde867, laut Odo Neu-
städter-Stürmer, dem damaligen Staatssekretär für Arbeitsbeschaffung und Fremdenverkehr, 
darauf gerichtet sein, „mit möglichst wenig Mitteln möglichst großen Effekt zu erzielen, das 
heißt, möglichst viele Arbeitslose unterzubringen“.868
865) Schdg. WBl. 1933, Nr. 22, S. 2.
866) Die Nettoinvestitionsquote stieg von 10,5 % (1925/30) auf 13 % (1935/38) und der Anteil der Industrieinve-
stitionen an den Gesamtinvestitionen von 19 % (1928) auf 25 % (1938). Kernbauer, Hans/Weber, Fritz: 
Österreichs Wirtschaft 1938–1945. S. 50.
867) Mattl, Siegfried: Die Finanzdiktatur. Wirtschaftspolitik in Österreich 1933–1938. S. 141. – In: Tálos, Em-
merich/Neugebauer, Wolfgang (Hrsg.): „Austrofaschismus“. Beiträge über Politik, Ökonomie und Kultur 
1934–1938. – 4., ergänzte Aufl. – Wien: 1988. S. 133–159.
868) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 10. August 1933 wurden die Ausführungen Neustädter-Stürmers zur 
Arbeitsbeschaffung in Österreich folgendermaßen zitiert: „Ende Mai 1933 hatte in Oesterreich – bei 
einer Einwohnerzahl von rund 6 ¾ Millionen Köpfen – die Arbeitslosigkeit über 390.000 Personen er-
faßt, von denen über 320.000 in staatlicher Unterstützung standen, die restlichen 70.000 waren Ausge-
steuerte und dergleichen. Die Kosten für diese Unterstützungen übersteigen den Betrag von 300 Millio-
nen Schilling. Es mußte das Bestreben vor allem darauf gerichtet sein, mit möglichst wenig Mitteln mög-
lichst großen Effekt zu erzielen, das heißt, möglichst viele Arbeitslose unterzubringen. Die Mittel, die 
der Bund für die Zwecke der Arbeitsbeschaffung bisher gewidmet hat, sind 60,000.000 S für Straßenbau-
ten, 13,300.000 S für Arbeitsbeschaffung im Rahmen des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft (Wasserbauten, Schutz- und Dammbauten, Meliorationen), 10,000.000 S für die produktive Ar-
beitslosenfürsorge, 6,000.000 S für den freiwilligen Arbeitsdienst und 3,200.000 S für die Elektrifizie-
rung einer Teilstrecke der Tauernbahn, insgesamt also 92,500.000 S. Mit Hilfe dieser Summe könne bis 
Ende 1933, also durch sieben Monate, im Durchschnitt 30.000 Arbeitern Beschäftigung geboten werden.
Für die Arbeitsbeschaffung auch privates Kapital dienstbar zu machen, ist bisher nur in verhältnismäßig 
kleinem Ausmaß gelungen, und zwar durch Beschaffung von 2 Millionen Schilling zwecks Erhaltungsar-
beiten an Bundesgebäuden, bei denen 2000 Arbeiter drei Monate hindurch Beschäftigung finden, und 
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Mit diesen auf kurzfristige Effektivität abzielenden Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
ließ sich jedoch keine maßgebliche Verbesserung der wirtschaftlichen Situation erreichen, 
und auch die intensiv beworbene sogenannte „Treffer-Anleihe“ brachte nicht den gewünsch-
ten Erfolg.  
Werbung für die „Trefferanleihe“ im „Schärding Wochenblatt“ 1933, Nr. 41 und 42, S. 1
Diese im Herbst 1933 aufgelegte erste Arbeitsanleihe869, die vaterländische Medien –
z. B. die vom „Österreichischen Heimatdienst“ herausgegebene „Vaterländische Wandzei-
tung Nr. 8“ – als „wirtschaftlichen u. politischen Triumph der Regierung Dollfuß-Fey“ feier-
ten, hätte eigentlich die Mittel für propagandistisch groß aufgezogene Arbeitsbeschaffungs-
programme bereitstellen sollen, die 220 Millionen S, die in ihrem Rahmen gezeichnet wor-
den waren, kamen dann aber nur zu rund einem Drittel produktiven Maßnahmen zugute870, 
und zwar verteilt auf die Jahre 1933 bis 1935. Den übergroßen Anteil an der Anleihe bean-
spruchten dagegen die Sanierung des österreichischen Bankapparates und die Abtragung der 
Bundesschulden, die aus der Haftung für die Creditanstalt erwachsen waren.871
von 6 Millionen Schilling für den Bau der Packstraße, der 3000 Arbeiter für 17 Monate einstellt, zusam-
men also bloß 8 Millionen Schilling. [...].“ Schdg. WBl. 1933, Nr. 32, S. 2.
869) Die auf 200 Millionen Schilling festgelegte Anleihe, in deren Rahmen die Möglichkeit bestand, einen „Tref-
fer“, einen Gewinn zu machen, war mit 265 Millionen Schilling weit überzeichnet worden, sodaß Über-
legungen angestellt worden waren, sie auf 300 Millionen zu erhöhen. Letztlich beschränkte man sich aber 
auf 220 Millionen S, was im „Österreichischen Volkswirt“, Bd. 1 1933/34, S. 130 folgendermaßen be-
gründet wurde: „Nie ist es nützlich, wenn die Finanzverwaltung über zuviel Geld verfügt, denn das regt 
nur zu leichter Ausgabenwirtschaft an. Für ein vernünftiges Arbeitsbeschaffungsprogramm werden die 
dem Finanzminister verbliebenen Mittel voll ausreichen.“ Zit. nach: Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. So-
ziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 101.
870) Dabei handelte es sich um bereits länger geplante Projekte im Straßenbau, um Wasserbauten und agrartech-
nische Arbeiten zugunsten der Landwirtschaft, um Investitionen der Post- und Telegraphenverwaltung 
und schließlich um Elektrifizierungsarbeiten an der Tauernbahn.
871) Rund 120 Millionen S wanderten allein an die „Gesellschaft für Revision und treuhändige Verwaltung“ als 
Darlehen, um die Fusion zwischen der Creditanstalt und dem Wiener Bankverein finanziell abzusichern, 
die unter der Leitung dieser Tochterfirma der Nationalbank 1934 abgeschlossen wurde. Mattl, Siegfried: 
Die Finanzdiktatur. Wirtschaftspolitik in Österreich 1933–1938. S. 137.
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Ähnliches – allerdings mit einer Akzentverschiebung zugunsten der öffentlichen Inve-
stitionen – vollzog sich mit der Ausgabe der sogen. „Arbeitsanleihe“ 1935, deren Zeichnung 
am 4. Juni 1935 endete872 und die bei einem Gesamterlös von rund 155 Millionen Schilling 
lediglich 66,1 Millionen für Arbeitsbeschaffungsaktionen im Rahmen des außerordentlichen 
Budgets zustande brachte. Der Rest wurde nach den Weisungen des Völkerbund-Finanzko-
mitees zur Konsolidierung eines Teils der schwebenden Bundesschuld eingesetzt; und auch 
bei der im Jahr 1937 aufgelegten „Investitionsanleihe“ trat in dieser Hinsicht keine Änderung 
ein. Entgegen der offiziellen Bezeichnung als „Investitionsanleihe“ entfiel bei einem Anlei-
heerlös von 125 Millionen Schilling nämlich nur ein Anteil von 40 Prozent auf produktive 
Ausgaben, während 54 Millionen für die Tilgung von Bundesschulden verwendet wurden. 
Alles in allem war damit mehr als die Hälfte der Anleiheerlöse in den Schuldendienst des 
Bundes abgeflossen, wodurch die erhoffte konjunkturbelebende Wirkung dieser zusätzlichen 
Staatsausgaben beträchtlich in Mitleidenschaft gezogen worden war.873
Die Folge dieser Wirtschaftspolitik war jedoch, daß Österreich gegenüber dem Deut-
schen Reich immer stärker ins Hintertreffen geriet874 und der deutsche Weg der Krisenbewäl-
tigung bei immer mehr Österreichern an Attraktivität gewann.875
Bestärkt wurden sie darin durch die nationalsozialistische Propaganda, die nun unter 
Verweis auf die im Vergleich zu Deutschland prekäre soziale Situation in Österreich neuer-
lich das Ende der zwanziger Jahre fast völlig verstummte Schlagwort von der „Lebensun-
fähigkeit“ Österreichs aufgriff und mit Parolen wie „Brot und Arbeit“ breite Bevölkerungs-
schichten für den Nationalsozialismus zu begeistern suchte. 
Vorder- und Rückseite eines Flugzettels
der N.S.D.A.P. Hitlerbewegung
872) Schdg. WBl. 1935, Nr. 23, S. 2.
873) Mattl, Siegfried: Die Finanzdiktatur. Wirtschaftspolitik in Österreich 1933–1938. S. 137.
874) So sank hier die Arbeitslosenquote deutlich langsamer als im Deutschen Reich. Im „Schärdinger Wochen-
blatt“ findet sich dazu z. B. am 28. September 1933 folgende Mitteilung: „In Oesterreich beträgt heuer 
bis Ende August die Abnahme der Arbeitslosen 110.000 oder 27.4 Prozent, in Deutschland 1,886.000 
oder 31.3 Prozent. Im Vorjahre betrug die Abnahme in Oesterreich 26.8 Prozent, in Deutschland nur 
16.7 Prozent.“ (Schdg. WBl. 1933, Nr. 39, S. 2); am 11. Jänner 1934 heißt es: „Seit der Machtübernah-
me durch Hitler sind im Reiche schon über 2 Millionen Arbeitslose zu Verdienst gelangt. Für das Win-
terhilfswerk wurden bisher Lebensmittel, Kleider, Kohle und Bargeld im Gesamtbetrage von 86 Millio-
nen Mark aufgebracht.“ (Schdg. WBl. 1934, Nr. 2, S. 2); und am 14. Juni 1934 wird gemeldet, daß am 
31. Mai in den deutschen Arbeitsämtern rund 2,525.000 Arbeitslose gezählt worden seien gegen 
5,039.000 zur gleichen Zeit des Vorjahres. In Prozenten betrage die Abnahme in Deutschland 50, in 
Österreich 12,5 Prozent. Schdg. WBl. 1934, Nr. 24, S. 2.
875) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 64.
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In seinem Aufsatz „Hauptprobleme der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
Österreichs in der Zwischenkriegszeit“ charakterisiert Fritz Weber die damalige Situation 
folgendermaßen876: 
Wo das Vertrauen in die eigene Kraft fehlt, wird die Rettung von außen erwartet; es 
entstehen Mythen. Der Retter hieß Deutschland; und Deutschland finanzierte den My-
thos, daß es der Retter sei. Deutschtümelei war die Religion; ihre Anhänger reichten 
von der Sozialdemokratie bis zu Fraktionen der Industrie. Der Akt der Erlösung sollte 
im „Anschluß“ bestehen.
Zwar läßt sich infolge des Verbotes der NSDAP vom Juni 1933 ab diesem Zeitpunkt 
der Anteil der Nationalsozialisten nur mehr schätzen877 – bei den letzten oberösterreichischen 
Landtagswahlen vom 19. April 1931 hatten die Nationalsozialisten mit 3,45 Prozent der 
Stimmen keinen großen Erfolg feiern können878; im politischen Bezirk Schärding waren sie 
gar nur auf einen Anteil von 2,04 Prozent gekommen, in Schärding selbst hingegen hatten 
sie damals schon 4,37 Prozent der Stimmen erreicht879 –, zweifellos aber war ab Ende 1931 
die Zahl der nationalsozialistischen Sympathisanten parallel zur Kurve der Arbeitslosen ge-
stiegen.
Tabelle 88: Zur Vermittlung vorgemerkte und unterstützte Arbeitslose in Österreich und im 
Bereich der Industriellen Bezirkskommission Linz im Jahr 1933
Österreich Industrielle Bezirkskommission Linz















Jänner 478.034 397.920 83,59 48.428 10,13 45.753 94,48
Februar 480.063 401.321 83,60 48.466 10,10 46.103 95,12
März 455.538 379.693 83,35 44.166   9,70 42.118 95,36
April 423.305 350.552 82,81 38.890   9,19 36.808 94,65
Mai 391.844 320.955 81,91 35.286   9,01 32.887 93,20
Juni 380.785 307.873 80,85 35.290   9,27 32.965 93,41
Juli 375.262 300.762 80,15 34.976   9,32 32.680 93,44
August 365.985 291.224 79,57 34.510   9,43 32.169 93,22
September 354.899 279.053 78,63 33.695   9,49 31.089 92,27
Oktober 357.628 280.381 78,40 33.816   9,46 30.655 90,65
November 383.293 300.477 78,39 35.684   9,31 32.689 91,61
Dezember 422.258 335.919 79,55 40.951   9,70 37.553 91,70
ÖAL = Gesamtzahl der Arbeitslosen in Österreich 
Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für den Bundesstaat Österreich. XV. Jg. –
Wien: 1935. S. 179 sowie eigene Berechnungen.
876) Weber, Fritz: Hauptprobleme der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Österreichs in der Zwischen-
kriegszeit. S. 602.
877) Im Jahr 1933 z. B. wurden von der Bezirkshauptmannschaft Schärding wegen verbotener Betätigung für die 
NSDAP folgende Verwaltungsstrafen verhängt: 116 Personen wurden abgestraft. Diese erhielten Arrest-
strafen im Gesamtausmaß von 1 Jahr, 5 Monaten, 1 Woche, 3 Tagen und Geldstrafen im Ausmaß von 
1.530 Schilling. Schreiben der BH Schärding vom 6. Mai 1938. Zl. 485/8–1938.
878) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 40.
879) Eigene Berechnungen nach Schdg. WBl. 1931, Nr. 17, S. 1.
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Daß Oberösterreich – wie Tabelle 88 zeigt – z. B. hinsichtlich seiner Arbeitslosenzah-
len besser abschnitt als das übrige Österreich und hier auch deutlich mehr Arbeitslose in Un-
terstützung standen, wurde damals nämlich angesichts des raschen Sinkens der Arbeitslosig-
keit im benachbarten Deutschland kaum wahrgenommen, und auch die im Vergleich zum 
oberösterreichischen Zentralraum günstigere wirtschaftliche Situation Schärdings880 blieb in 
Anbetracht der sprunghaft angelaufenen Binnenmarkts- und Rüstungskonjunktur jenseits des 
Inn weitgehend ohne Belang. So wies Hans von Hammerstein-Equord – er war per Verord-
nung der Bundesregierung vom 22. Dezember 1933, BGBl. 582 mit 1. Jänner 1934 zum Si-
cherheitsdirektor für Oberösterreich bestellt worden881 und hatte sein Amt am 2. Jänner 1934 
angetreten882 – z. B. in seinem mit 29. Jänner 1934 datierten „Lagebericht bis 28. 1. 1934“ an 
die Generaldirektion für öffentliche Sicherheit darauf hin, daß aufgrund der Beobachtungen 
eines für mehrere Wochen in den Bezirk Schärding entsandten Kriminalbeamten der Anteil 
der Anhänger der nationalsozialistischen Bewegung in diesem Grenzbezirk – einschließlich 
der bäuerlichen Bevölkerung – auf 65 bis 70 Prozent geschätzt werden müsse883, „wovon 
880) Neben der niedrigen Arbeitslosenzahl (Schdg. WBl. 1933, Nr. 45, S. 6) und den auch nach der Verhängung 
der 1000-Mark-Sperre immer noch passablen Nächtigungszahlen (siehe Tabelle 81 und 84) boten auch 
die Bilanzen der Raiffeisenkasse Schärding ein erfreuliches Bild: Anläßlich der Generalversammlung am 
11. Juni 1933 konnte Obmann Vizebürgermeister Karl Kreutzer in seinem Überblick über das abgelaufe-
ne Jahr mitteilen, daß die Raiffeisenkasse Schärding hinsichtlich des Umsatzes von allen Raiffeisenkas-
sen Oberösterreichs an erster Stelle stehe und der Einlagenstand eine langsame Aufwärtsbewegung auf-
weise. Die Jahresrechnung lautete: eingezahlte Spareinlagen 297.972 S, rückgezahlte Spareinlagen 
454.826 S, Einzahlung in laufender Rechnung 434.016 S, Auszahlung in laufender Rechnung 377.622 S, 
ausgegebene Darlehen 25.943 S, rückgezahlte Darlehen 98.171 S. Der Gesamtumsatz betrug 2,790.959 
S, der Reingewinn 5.354 S, der Mitgliederstand 301. Der Reservefonds verfügte über einen Betrag von 
60.942 S, das war um 12.384 S mehr als im Vorjahr. Schdg. WBl. 1933, Nr. 24, S. 5.
Bei der Jahresversammlung am 30. September 1934 wurde bekanntgegeben, daß die hiesige Kasse in be-
zug auf günstige Gebarung an 3. Stelle unter den Raiffeisenkassen stehe. Der Jahresbericht besagte, daß 
der Jahresumsatz 2,807.790 S betrug und einen Reingewinn von 10.575 S erbracht hatte. Der Mitglieder-
stand belief sich auf 314, der Reservefonds erreichte die Höhe von 66.951 S (Schdg. WBl. 1934, Nr. 41, 
S. 6); und bei der Hauptversammlung am 7. April 1935 konnte Obmann Karl Kreutzer im Tätigkeitsbe-
richt die Tatsache anführen, daß die Raiffeisenkasse Schärding trotz der Wirtschaftskrise in den vorder-
sten Reihen der Raiffeisenkassen Oberösterreichs stehe. Die Jahresrechnung wies damals einen Gesamt-
umsatz von 2,936.042 S auf, und der Mitgliederstand war auf 342 gestiegen. Schdg. WBl. 1935, Nr. 16, 
S. 6.
Eine positive Entwicklung vorzuweisen hatte laut ihrer Jahresbilanzsitzung vom 26. Juli 1935 aber auch 
die hiesige Sparkasse. Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu am 8. August 1935 u. a. folgendes mit: 
„Der Vorsitzende des Sparkassenausschusses, Herr Bürgermeister August Schmidbauer, erstattete den 
Rechenschaftsbericht für das Verwaltungsjahr 1934 und stellte fest, daß das Geschäftsjahr 1934, beson-
ders die zweite Hälfte, eine erfreuliche Aufwärtsbewegung brachte. So hatten die Spareinlagen eine Stei-
gerung erfahren, welche mit 31. Dezember 1934 einen Stand von 2,186.978,61 S auswiesen. Durch diese 
Aufwärtsbewegung konnte die Sparkasseverwaltung der Wirtschaft neue Gelder in Form von Darlehen 
und Konto-Korrent-Krediten abgeben und die wirtschaftliche Sendung der Sparkasse zum Ausdruck 
bringen. Aus dem Erträgnis per 1934 konnte der Stadtgemeinde Schärding ein Betrag von 5.000 S ge-
spendet werden.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 32, S. 6.
881) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 104.
882) Hammerstein-Equord, Hans von: Im Anfang war der Mord. Erlebnisse als Bezirkshauptmann von Braunau 
am Inn und als Sicherheitsdirektor von Oberösterreich in den Jahren 1933 und 1934. Hrsg. von Harry 
Slapnicka. – Wien: 1981. S. 87–90.
883) Diese Zahlen finden sich auch im „Situationsbericht über den Grenzbezirk Schärding a. I.“ des Kommandos 
der Brigade Oberösterreich Nr. 4 an das BMfLV vom 30. Jänner 1934: „In der Zeit vom 3. bis 28. Jänner 
wurde durch einen Vertrauensmann teils durch seine Wahrnehmungen, teils durch Informationen von
verläßlichen Personen aus Schärding, Suben, St. Florian, Wernstein, Schardenberg und Pieret [= Pyret; 
Anm. d. Verf.] ermittelt, daß der überwiegende Teil dieser Bevölkerung nationalsozialistisch eingestellt 
ist. Man spricht von 65 – 70 %.“ AdR, BMfLV, 15–5/10, Zl. 726–34.
-350-
aber 40 % wieder umschwenken würden, wenn durchgreifende wirtschaftliche Hilfe kä-
me“.884 Daß der Nationalsozialismus unter der ländlichen Bevölkerung hier derart viele An-
hänger habe, begründete Hammerstein-Equord in diesem Schreiben so: 
Unter der ländlichen Bevölkerung werden von Nationalsozialisten vielfach mit propa-
gandistischer Tendenz die Wirtschaftsverhältnisse in Deutschland geschildert und wird 
hiebei namentlich auf die dort viel höheren Preise ihrer Erzeugnisse, auf Steuernach-
lässe, Grundentschuldung und ausgiebige Winterhilfe hingewiesen, was allenthalben 
Unzufriedenheit auslöste. 
„Längs der ganzen bayerischen Grenze“ nehme somit „auch unter der Bauernschaft 
Dank [!] stärkster Propaganda der Hang zum Nationalsozialismus“ zu885:
Die Bauernschaft befindet sich in einer deprimierten und daher nat. soz. Propaganda 
sehr zugänglichen Stimmung.886 Jede Änderung der Zustände, und wäre es selbst eine 
884) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 113.970/G. D.–1934.
885) Ebda. 
886) Neben den niedrigen Preisen der landwirtschaftlichen Produkte war es vor allem die Stockung in der Vieh-
ablieferung, die hier immer wieder für Unruhe in der Bauernschaft sorgte. 
Bürgermeister und Landtagsabgeordneter Franz Altmann aus Altschwendt führte dazu in seiner Eigen-
schaft als Vorsitzender der am 1. September 1933 in Schärding abgehaltenen Bürgermeisterkonferenz 
z. B. in einem mit 6. September 1933 datierten Schreiben an die Landwirtschaftskammer für Oberöster-
reich folgendes aus: 
„Zufolge der vielen Klagen seitens landwirtschaftlicher Kreise im Bezirke Schärding über die in letzter 
Zeit eingetretene Stockung in der Viehablieferung wurde es notwendig eine Bürgermeisterkonferenz ab-
zuhalten, welche am 1. September 1933 in Schärding stattfand.
In dieser Konferenz wurde festgestellt, daß mit dem Ausmaße des seinerzeit im Einvernehmen mit der 
o. ö. Landwirtschaftskammer erstellten Kontingentes von circa 80 Stück Rinder das Auslangen gefunden 
wurde, und der Bezirk mit dieser Zuteilung vollkommen zufrieden war. 
In letzter Zeit durfte der Bezirk jedoch nur noch 60 Stück anliefern, so daß es wiederholt zu unliebsamen 
Reibereien und Erörterungen kam, die die Vieheinkäufer oder die Gemeindevertreter hinnehmen mußten, 
ohne daß diese etwas für die geringere Anlieferung dafür konnten. Die Viehbesitzer haben sich alle auf 
einen gewissen Bedarf eingestellt, rechnen auch bestimmt mit der Viehabnahme, sind nun aber enttäuscht 
und erbost, wenn der Händler das Vieh nicht abnimmt bezw. abnehmen kann.
Obwohl der anwesende Vertreter der Landwirtschaftskammer [laut Protokoll der BMK. war dies Herr 
Anzenberger, Referent der oö. Viehvermittlungsstelle; Anm. der Verf.] darlegt und erklärt daß eben der 
Konsum und Bedarf zurückgegangen ist und daß die Kammer alles getan hat um wieder das volle Kon-
tingent zu erreichen, geben sich die Gemeindevertreter damit nicht zufrieden, weil bekannt ist daß wäh-
rend man die Anlieferungen der Länder kürzt, es privaten Händlern möglich gemacht wird Vieh anzulie-
fern, und dadurch ein gewisser Schleichhandel mit Viehlieferungsscheinen einsetzte.
Die Versammlung war einmütig der Meinung, daß die Differenz der geringeren Anlieferungen aus ande-
ren Bundesländern nicht privaten Händlern zu Lieferungen überlassen werden darf, sondern jenen Län-
dern oder Bezirken zugeteilt werden, die bisher restlos ihr Kontingent aufbrachten, und die durch die ge-
ringere Anlieferungsmöglichkeit in arge Ungelegenheiten kommen.“ 
Nachdem Altmann in diesem Schreiben dann noch darauf hingewiesen hatte, wie ungünstig es sei, daß 
„alle Länder ihre Vertreter bei der Vieh-Einkaufs- und Verwertungsstelle in Wien sitzen haben, während 
Oberösterreich das viehreichste Land keinen Vertreter dort hat und somit auf die Viehverteilung auch 
nicht genügenden Einfluß hat“, ersuchte er darum, daß man seitens der Kammer folgende einstimmig er-
hobenen Forderungen an maßgebende Stelle weiterleite und mit allem Nachdrucke vertrete: 
„1. Es ist unbedingt zu verlangen, daß das für Oberösterreich insbesonders für den Bezirk Schärding er-
stellte Kontingent d. i. für Schärding 7 Waggon Vieh aufrecht erhalten wird und bleibt.
2. Die Erhaltung dieses Kontingents ist dadurch möglich und leicht zu erreichen, daß die Differenz der 
verminderten Anlieferungen aus anderen Bundesländern dem Lande Oberösterreich zur Lieferung zuge-
wiesen wird,
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riskierte, sei ihr erwünscht, denn so ginge es nicht weiter. Diese Stimmung findet auch 
Ausdruck in der geplanten 14tägigen demonstrativen Geschäftssperre der Gastwirte 
längs der Grenze, welche Absicht von nat. soz. Propaganda lebhaft gefördert wird. Ich 
habe vor, dieser Demonstration durch Androhung von Entzug von Wirtskonzessionen 
wegen staatsfeindlicher Propaganda zu begegnen. Sehr propagandistisch in schädli-
chem Sinne wirkt auch der immer wiederholte Hinweis auf den Fortbezug der Diäten 
für die Nationalräte.
Angesichts dieser Situation empfahl Hammerstein-Equord unter Berufung „auf die 
vollkommen übereinstimmenden Beobachtungen der Bezirkshauptmänner, die am 22. ds. 
Mts. hier zu einer Besprechung versammelt waren, und die ernst zu nehmender und tüchtiger 
Führer des Heimatschutzes“ daher einen „Nachlaß wenigstens ohnehin nicht hereinbringba-
rer Verzugszinsen von Steuerrückständen“, die Senkung des Schuldenzinsfußes, großzügige 
Entschuldungsmaßnahmen für den Bauern- und Gewerbestand etc. 
Abschließend fügte er seiner Beurteilung der Lage dann noch folgende dringende Emp-
fehlung an das Bundeskanzleramt bei887:
Ich verhehle nicht, daß nach meinen Eindrücken die Stimmung hierzulande eine höchst 
bedenkliche und nahe einer Explosion ist. Man wolle sich durch anderslautende Kund-
gebungen einiger 1000 Menschen in Wien nicht täuschen lassen. Rasche und positive 
Maßnahmen tuen dringendst not, vor allem energische Konzentrierung der staatserhal-
tenden Bewegung in einer Front ohne Rücksicht auf Empfindlichkeiten gewisser Grup-
pen und Parteien. Die Führung der vaterländischen Bewegung in der Provinz liegt lei-
der vielfach in unfähigen Händen und Köpfen. Die Jugend radikalisiert sich von Tag 
zu Tag.
Daß „die Stimmung hierzulande“ „eine höchst bedenkliche“ war888, lag aber nicht nur 
an den oben angeführten Gründen, sondern auch daran, daß nunmehr sowohl die Vaterländi-
sche Front – in Schärding verfügte sie seit 2. November 1933 über eine eigene Geschäfts-
3. daß es möglich wird, daß auch einem Vertreter des Landes Oberösterreich bei der Viehverwertungsge-
sellschaft in Wien Sitz und Stimme eingeräumt wird.“ Anhang zum Protokoll der BMK. vom 1. Septem-
ber 1933.
887) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 113.970/G. D.–1934. 
888) Wie angespannt die Situation war, geht auch aus dem „Lagebericht bis 4. II. 1934“ hervor, den Hammer-
stein-Equord am 5. Feber 1934 an die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit sandte. Darin heißt 
es u. a.: „In der Gesamtlage ist im Vergleiche zum Vorberichte keine wesentliche Änderung eingetreten, 
wenngleich die Nationalsozialisten seit dem 31. I. l. J. sowohl mit Sabotageakten als auch mit den von ihr 
eifrigst betriebenen Propagandaaktionen jeder Art schlagartig abgebrochen hat [sic!].
[…] Unter der Landbevölkerung sind noch immer Gerüchte über die beabsichtigte Einführung einer Hüh-
ner- und Nähmaschinensteuer im Umlauf, welche nationalsozialistischen Ursprunges sein dürften. […].
Die früher wahrgenommene Unruhe unter den Sozialdemokraten hält an. Die jüngere Arbeiterschaft fühlt 
sich durch ihre Führer irregeführt und neigt stark zum Nationalsozialismus. Es sind aus verschiedenen 
Grossbetrieben überprüfte Nachrichten eingegangen, denen zufolge die Arbeiterschaft der Bundesbetrie-
be – namentlich der Bundesbahnen – wenig Empfinden für den gegenwärtigen Regierungskurs zeigt. 
Diese Leute äusserten sich, dass sie das Fähnchen der vaterländischen Front nur der Sicherung ihrer Exi-
stenz wegen tragen und für den Fall, als es ihren Führern nicht im letzten Augenblicke noch gelingen 
sollte, den sozialdemokratischen Kurs zu retten, sie sich nur den Nationalsozialisten zuwenden könnten, 
weil sie durch die gegenwärtigen Regierungsparteien alle Errungenschaften verloren hätten. Diese Ver-
hältnisse sind geeignet, in entscheidenden Situationen die nachteiligsten Folgen auszulösen. […].
Die Unzufriedenheit der Bauernschaft in den Grenzbezirken mit den wirtschaftlichen Verhältnissen wird 
als im steigen [!] begriffen geschildert.“ AdR, BKA 22/OÖ. Zl. 118.108/G. D.–1934.
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stelle889 – als auch die Heimwehr890 massiv auf das wirtschaftliche Leben Einfluß zu nehmen 
begannen und dabei weder vor Eingriffen in die bürgerlichen Grundrechte noch vor Bespitze-
lungen zurückschreckten: 
Hatte Emil Fey – er war seit der Regierungsumbildung vom 10. Mai 1933 als Bundes-
minister für die Angelegenheiten der öffentlichen Sicherheit zuständig – schon in der Mini-
sterratssitzung vom 26. Juli 1933 die bevorzugte Vermittlung von Mitgliedern der VF bei der 
Arbeitsbeschaffung gefordert891, so kündigte er Ende Oktober (damals bereits als Vizekanz-
ler), nachdem Anton Schöpfer, der Generaldirektor der Österreichischen Bundesbahnen, den 
Beitritt zur VF mittlerweile als „selbstverständliche Pflicht“ aller Angestellten bezeichnet 
und damit den heftigen Protest der Sozialdemokraten herausgefordert hatte892, eine Verord-
889) Die „Rieder Volkszeitung“ teilte dazu folgendes mit: „Wie in anderen Orten wurde nun auch in Schärding 
eine Geschäftsstelle der Vaterländischen Front für den politischen Bezirk Schärding eingerichtet. Diesel-
be befindet sich im Rathause, 2. Stock, und wird am 2. November eröffnet. Die Amtsstunden sind von 8 
bis 12 Uhr und von 2 bis 5 Uhr nachmittags. Die vaterländisch gesinnte Bevölkerung möge sich der Ge-
schäftsstelle recht oft und zahlreich bedienen.“ „Rieder Volkszeitung“ 1933, Nr. 43, S. 9.
890) Sie war mit 28. September 1933 korporativ der VF beigetreten. Lindenbaum, Hans: „Applaus von links 
taugt nichts, wenn Rechtskurs einzuhalten ist.“ Bundesbahnen und Eisenbahner zwischen Republik und 
Faschismus. – In: Schmid, Georg/Lindenbaum, Hans/Staudacher, Peter: Bewegung und Beharrung. 
Transport und Transportsysteme in Österreich 1918–1938: Eisenbahn, Automobil, Tramway. – Wien, 
Köln, Weimar: (1994). S. 344.
891) Fey meinte, solange nicht die Möglichkeit bestünde, alle Arbeitslosen unterzubringen, müsse man jene Leu-
te, die keine Verdienste um den Staat aufweisen könnten, entlassen, um so die einzelnen Betriebe mit 
verläßlichen Leuten zu durchsetzen. Starhemberg hingegen wollte damals in der Beurteilung der Gesin-
nung nicht so weit zurückgreifen, sondern nur „ab heute“ jene Leute entlassen, die nicht der VF beiträten 
oder eine dem Staate gegenüber feindliche Stellung einnähmen. Wer sich noch nationalsozialistisch betä-
tige, staatsfeindliche Bestrebungen fördere – auch in der Privatwirtschaft –, solle zugunsten eines vater-
ländischen Angestellten eliminiert werden. Protokoll der Ministerratssitzung vom 26. Juli 1933, Nr. 893. 
Es waren vor allem entlassene Schutzkorpsleute und Soldaten, die man unterbringen wollte. Dollfuß 
meinte in diesem Zusammenhang, daß unter keinen Umständen der Eindruck erweckt werden dürfe, daß 
bei öffentlichen Betrieben die Qualifikation keine Rolle spiele. Bärnthaler, Irmgard: Die Vaterländische 
Front. Geschichte und Organisation. – Wien, Frankfurt, Zürich: (1971). S. 25 f. und S. 207.
892) Als im September 1933 das Amt des Präsidenten der Verwaltungskommission neu zu besetzen gewesen war, 
hatte Bundeskanzler Dollfuß „namens der Bundesregierung an den aus dem Kabinett geschiedenen Lan-
desverteidigungsminister General der Infanterie Carl Vaugoin das Ersuchen“ gerichtet, „an die Spitze der 
Verwaltungskommission der Oesterreichischen Bundesbahnen zu treten“. Dieser hatte sich dazu bereit 
erklärt, worauf der Ministerrat schon am 22. September 1933 die entsprechenden Formalien erledigt hat-
te. Beim Zeremoniell zur Übernahme seines Amtes skizzierte Vaugoin gegenüber Vorstand und Direkto-
ren seine Sicht der Dinge u. a. folgendermaßen: „Eine der bedeutendsten Aufgaben auf personalpoliti-
schem Gebiet ist es, daß wir das Personal in seinem Denken und Handeln in die Richtung der Regierung 
bringen, in die vaterländische Richtung. … Ich werde gewiß keine Parteipolitik betreiben, aber jene Ele-
mente, die verbotenen Parteien angehören, die müssen aus dem Betriebe entfernt werden. … Wir werden 
in diesem Unternehmen in einer Zeit, in der Tausende junge heimattreue Männer Brot und Arbeit suchen, 
nicht Leuten eine Existenz bieten, denen Oesterreich ein Objekt der Gleichgültigkeit ist.“ („Der Wechsel 
im Präsidium der Bundesbahnen – Entpolitisierung des Personals der Bundesbahnen“. – In: „Reichspost“ 
vom 23. 9. 1933). 
Die Ausgabe des „Nachrichtenblattes“ der Bundesbahnen, die kurz darauf erschien, enthielt einen Aufruf 
Generaldirektor Schöpfers an alle „vaterlandstreuen“ Bundesbahner. Als „offenes Bekenntnis zum Vater-
land“ sollte ein jeder bis zum 12. Oktober (also innerhalb von rund drei Wochen) Mitglied der VF wer-
den – „nicht etwa in der Erwartung eines persönlichen oder dienstlichen Vorteiles, sondern in bewußter 
Erfüllung seiner staatsbürgerlichen Pflicht … das Abzeichen der Vaterländischen Front in und außer 
Dienst tragen. Wer aber glaubt, außerhalb der Vaterländischen Front stehen zu können, kann nicht erwar-
ten, daß er das zur Ausübung seines Berufes unerläßliche Vertrauen der Verwaltung weiterhin genießt“. 
Es gelte künftig der Grundsatz: „Wer nicht mit uns ist, ist gegen uns.“ („Jeder Eisenbahner hat Mitglied 
der Vaterländischen Front zu sein“. – In: „Montag mit dem Sportmontag“ vom 25. 9. 1933). Mit diesem 
„Appell“ an die Bundesbahner wurden „im Nachhang zu diesem Aufruf Weisungen an die Dienststellen 
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nung an, wonach Staatsaufträge nur noch an „vaterlandstreue“ Unternehmen vergeben wer-
den sollten, die sich darüber hinaus verpflichten mußten, nur Mitglieder vaterlandstreuer Ver-
bände zu beschäftigen. Auf Wunsch der Landesleiter der VF wurde diese Verordnung dann 
allerdings erst am 23. Jänner 1934 nach der ersten Landesleitertagung der VF erlassen.893 Das 
„Schärdinger Wochenblatt“ gab dazu am 1. Feber 1934 bekannt894: 
Eine Verordnung der Bundesregierung bestimmt, daß zur Ausführung von Arbeiten, die 
der Bund ganz oder teilweise finanziert, in erster Linie bereits erprobte vaterländisch 
gesinnte Arbeitnehmer verwendet werden.895
Ebenfalls im Jänner 1934 wurde von Schuschnigg – er hatte anläßlich der am 20. Sep-
tember 1933 vorgenommenen Regierungsumbildung zu seinem Amt als Justizminister noch 
das des Unterrichtsministers übernommen – eine Verordnung über die Beziehung der VF zu 
den Schulen erlassen. Darin hatte er u. a. erklärt, daß die „Front“ nicht eine Partei, sondern 
ein Sammelbecken für alle Österreicher sei, „die patriotisch denken, fühlen und handeln“. 
Das von Lehrern gesetzte Beispiel sei von großer Bedeutung für die Schüler. Er „erwarte da-
her, daß der Eintritt der Lehrkörper in die Vaterländische Front896 und das Tragen der Abzei-
erlassen, die eine straffe Organisation der Vaterländischen Front bei den Bundesbahnen sichern“: „Füh-
rer“ war jeweils der Dienstvorstand, „der oberste Führer“ war der Generaldirektor; nicht benötigte 
Diensträume sollten auf Dauer der VF zur Verfügung stehen. Hatte die „Arbeiter-Zeitung“ schon am 
27. 9. 1933 auf eine Verurteilung des Organisationszwanges durch den Obersten Gerichtshof hingewie-
sen, so monierten die Sozialdemokraten nun, diese Verfügung bedeute, „daß die Nazibeamten, die ja bei 
den Bahnen zumeist die Vorstandsposten bekleiden und jetzt sämtlich der Vaterländischen Front beitre-
ten, eine führende Rolle in der Vaterländischen Front spielen werden“. In Linz, so berichte das lokale 
christlichsoziale „Volksblatt“, habe solches Pharisäertum schon Verbitterung ausgelöst: Abteilungsweise 
seien die Nationalsozialisten der Direktion in die Listen eingetragen worden – offensichtlich „nach dem 
bekannten Nazi-Grundsatz ‘Schwörn ma halt a bisserl’“. („Das Werben um die Eisenbahner“. – In: „Ar-
beiter-Zeitung“ vom 30. 9. 1933), worauf von sozialdemokratischer Seite der Vorwurf erhoben wurde, 
daß die „vaterländische Frontlerei“ zu Maßnahmen greife, wie sie sonst nur in „Hitler-Deutschland“ zu 
finden seien. Doch war die Organisation mittlerweile ohnehin nicht mehr für alle offen: „Um den Zuzug 
unerwünschter Elemente fernzuhalten“, wollte die Generaldirektion nämlich nun bei jeder Neuanmel-
dung „eine Ueberprüfung des politischen Vorlebens des Werbers“ vornehmen. („Entweder Beitritt oder 
kein Gehalt“. – In: „Arbeiter-Zeitung“ vom 4. 10. 1933). Zit. nach: Lindenbaum, Hans: „Applaus von 
links taugt nichts, wenn Rechtskurs einzuhalten ist.“ S. 261–263 und S. 344.
893) Bärnthaler, Irmgard: Die Vaterländische Front. S. 26.
Anläßlich dieser Tagung, die am 22./23. Jänner 1934 in Wien stattfand, brachten die Landesleiter ihre 
Vorschläge und Forderungen ein, die sich in erster Linie auf Maßnahmen „Staatsfeinden“ gegenüber be-
zogen: Neben der Abschiebung von Terroristen und der öffentlichen Lieferung nur an vaterländische Ge-
schäftsleute ging es u. a. darum, an „Staatsfeinde“ keine Tabaktrafiken und Lottokollekturen mehr zu 
vergeben, und schließlich sollte eine Säuberungsaktion in öffentlichen Ämtern, in Banken und Industrie-
zentren in Angriff genommen werden. In bezug auf die Organisation wurde damals festgestellt, daß die 
einleitenden Arbeiten nun vorüber wären und die VF im Organisationsstatut, das von der Konferenz be-
schlossen worden war, ein Fundament bekäme, auf dem sie weiterbauen könne. Ebda. S. 40.
894) Schdg. WBl. 1934, Nr. 5, S. 1.
895) Unter dem Titel „Arbeit nur für ‘Vaterländische’?“ wurde diese Verordnung in der „Arbeiter-Zeitung“ vom 
25. Jänner 1934 heftig kritisiert, und zwei Tage später stellte man dann unter dem Titel „Arbeit nur für 
Katholiken?“ die Frage, ob diese staatlichen Anordnungen, die nun an die Stelle der bestehenden freien 
Vereinbarungen traten, dem Grundsatz der Enzyklika „Quadragesimo Anno“ entsprächen, wonach der 
Staat nur subsidiär eingreifen sollte. Bärnthaler, Irmgard: Die Vaterländische Front. S. 207.
896) Um die Tragweite dieser Verordnung verstehen zu können, ist daran zu erinnern, daß – obwohl Schuschnigg 
behauptet hatte, die VF sei keine Partei – die Sozialdemokraten zuerst aus ihrer Partei austreten mußten, 
bevor sie in die VF aufgenommen werden konnten. Gulick, Charles A.: Österreich von Habsburg zu Hit-
ler. Bd. IV. – Wien: 1950. S. 169.
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chen in den Staatsfarben besonders in den Schulen bei den Schulbehörden nicht nur keinen 
Widerstand, sondern jede mögliche Förderung finden“ werde. 
In einer späteren Erklärung sagte Schuschnigg noch, daß für Lehrer oder Richter kein 
Zwang existiere, der Front beizutreten, daß aber eine prinzipielle Ablehnung dieser Organisa-
tion nicht geduldet werden würde.897
Am 26. Jänner 1934 erließ die Regierung dann eine Verordnung, durch die die Rechts-
lage der öffentlich Angestellten, ausgenommen der Richter, stark verändert wurde. In die 
Verordnung eingeschlossen waren nicht nur die aktiven Angestellten des Staates, der Länder, 
der Bezirke und der Gemeinden, deren Dienstvertrag öffentlich-rechtlicher Natur war, son-
dern auch Angestellte der öffentlichen Stiftungen, der Bundesbahnen, der Nationalbank und 
anderer Institutionen, deren Dienstverhältnis privatrechtlicher Natur war. Ebenso waren die 
Pensionisten aller dieser Kategorien mit einbezogen. Wenn ein Angehöriger einer dieser 
Gruppen der Übertretung einer der in einer Liste angeführten zehn Verordnungen, die seit 
März 1933 erlassen worden waren, überführt wurde, konnte er binnen zweier Monate seiner 
Stellung oder seiner Pension verlustig erklärt werden.898
Außerdem hatte die VF bereits um die Jahreswende 1933/34 herum in einem Aufruf 
alle Industriellen, Handel- und Gewerbetreibenden, Firmen, Büros und die freiberuflich Täti-
gen zur Teilnahme an einer Wirtschaftsaktion aufgerufen, in deren Rahmen vaterländische 
Betriebe kenntlich gemacht werden sollten. Unter dem Titel „Kenntlichmachung von Ge-
schäften vaterländischer Betriebe jeglicher Art“ teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ dazu 
am 4. Jänner 1934 folgendes mit899: 
Alle Geschäfte, die durch Leistungsfähigkeit und ihre Gebarung empfehlenswert sind 
und Aufnahme in diese Aktion gefunden haben, werden durch Werbeschilder der 
„V. F.“ kenntlich gemacht. Ein „Vaterländischer Geschäftsweiser“ wird bei den Mit-
gliedern für die derart kenntlich gemachten Geschäfte werben.900 Die vaterländische 
Geschäftswelt wird auch aufgefordert, den Mitgliedern der „V. F.“ einen Rabatt zu ge-
währen. […] Mit der Anmeldung ist der Jahresbeitrag (bis 3 Angestellte 20 S, bis 10 
Angestellte 30 S, bis 20 Angestellte 50 S, über 20 Angestellte 100 S) einzusenden.
Gegen diese sogenannte „Geschäftspropagandaaktion“ hagelte es jedoch sofort Prote-
ste. Nachdem zuvor schon das Handelsgremium Salzburg sowie der Landesverband der Han-
delsgremien und Handelsgenossenschaften in Salzburg dieses „Ansinnen der Vaterländischen 
Front“ rundweg abgelehnt hatten901, verwahrte sich auch der Landesverband der Handels-
gremien und Genossenschaften Oberösterreichs gegen diese „Politisierung des Geschäftsle-
bens“. Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 8. Feber 1934 heißt es dazu902: 
Wie mitgeteilt, hat die „Vaterländische Front“ den Gedanken aufgegriffen, eine Ge-
schäftspropagandaaktion ins Leben zu rufen, welche zum Zwecke hat, die vaterlän-
disch eingestellten Geschäftsleute nach außenhin durch ein Werbeschild kenntlich zu 
897) „Reichspost“ vom 21. Jänner 1934, S. 3 f. und vom 1. Februar, S. 2. Nach Gulick, Charles A.: Österreich 
von Habsburg zu Hitler. Bd. IV, S. 169 f.
898) Ebda. S. 174 f. Näheres dazu siehe z. B. Sedlak, Eva-Maria: Politische Sanktionen im öffentlichen Dienst in 
der Ära des österreichischen „Ständestaates“. – In: Zeitgeschichte, 33 (2006), H. 1, S. 3–24. 
899) Schdg. WBl. 1934, Nr. 1, S. 5.
900) Die Aufnahme in diesen „Geschäftsweiser“ war mit einer Beitrittserklärung zur VF verbunden. Bärnthaler, 
Irmgard: Die Vaterländische Front. S. 207.
901) Schdg. WBl. 1934, Nr. 3, S. 6.
902) Schdg. WBl. 1934, Nr. 6, S. 6.
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machen. Der Landesverband der Handelsgremien und Genossenschaften Oberöster-
reichs hat sich nun mit dieser Angelegenheit offiziell befaßt und den einstimmigen Be-
schluß gefaßt, eine solche äußere Kennzeichnung der Geschäfte aus allgemein grund-
sätzlichen Erwägungen abzulehnen. Der Landesverband erklärt in seinem Beschluß, 
daß den Kaufleuten jede politische Stellungnahme ferne liegt, daß sie aber gezwungen 
sind, sich dagegen zu wehren, daß der unselige politische Hader auch noch in die Ge-
schäfte getragen wird, wodurch auf jeden Fall eine Schädigung des Geschäftslebens 
eintreten würde. Der Kaufmann muß aus Existenzgründen eine äußere Kennzeichnung 
ablehnen, denn ein Geschäft kann nicht nach politischen, sondern nur nach kaufmänni-
schen Grundsätzen geführt werden.903
Kaum aber war die Aufregung über diesen Vorschlag der VF etwas abgeebbt, sorgten 
schon die „außerparlamentarischen Aktionen“, die die Heimwehr zur revolutionären Umge-
staltung der Landesregierungen in der ersten Februarhälfte 1934 unternahm904, in weiten 
Kreisen der Bevölkerung für neuen Unmut: In Oberösterreich sprachen damals am 6. Februar 
1934 die Landesführung und die Gauführer der oberösterreichischen Heimwehr, insgesamt 
15 Mann, bei Landeshauptmann Dr. Schlegel vor905 und verlangten „mit berechtigter Unge-
duld“, daß „die vom Bundeskanzler Dr. Dollfuß am 11. September 1933 in seiner Rede am 
Trabrennplatz in Wien aufgestellten Richtlinien, welche der Heimatschutz seit Mai 1930 
vertritt, durchgeführt werden“ und daß „endlich alle Hindernisse, die im Lande Oberöster-
reich der Durchführung der Richtlinien des Bundeskanzlers entgegenstehen, beseitigt wer-
den“. Im Namen „der gesamten Heimatwehren und der heimattreuen Bevölkerung“ wurde 
Landeshauptmann Dr. Schlegel dann ein 7 Punkte umfassendes Forderungsprogramm des 
Heimatschutzes von Oberösterreich überreicht906, das mit der noch existierenden, wenn auch 
903) Im Jänner 1935 wurde diese Aktion dann wieder abgeblasen. Die bereits eingegangenen Beitritts- und Inse-
ratengebühren wurden der staatlichen Winterhilfe überwiesen. Begründet wurde dieser Schritt damit, daß 
der „Geschäftsweiser“ voraussichtlich nicht vollständig sein würde. Es habe sich nämlich herausgestellt, 
daß nicht alle vaterländisch Gesinnten die Gelegenheit hätten, sich an der Aktion zu beteiligen. Im übri-
gen bestehe gegenwärtig kaum eine Nachfrage nach einem solchen Verzeichnis. „Informationsdienst der 
Vaterländischen Front“, Nr. 4 vom 25. Jänner 1935, S. 2. Nach: Bärnthaler, Irmgard: Die Vaterländische 
Front. S. 207.
904) Ihren Ausgang hatten diese Aktionen in Tirol genommen, wo die Heimwehr am 2. Februar 1934 den Rück-
tritt der freigewählten und die Bildung einer teilweise autoritären Landesregierung gefordert hatte. Die in 
Innsbruck erhobenen Forderungen waren dabei weitgehender als die in den anderen Bundesländern ge-
stellten: 1. Dem Landeshauptmann war ein Landesausschuß zur Seite zu stellen, der unabhängig von den 
Parteien arbeiten und dem zwei Vertreter der Heimwehr, der Obmann des Bauernbundes, der Obmann 
des Jung-Bauernbundes und ein Vertreter der Ostmärkischen Sturmscharen angehören sollten (also we-
der ein Vertreter der Christlichsozialen Partei noch ein Vertreter der VF!); 2. Rücksichtslose Säuberung 
aller Ämter und Gerichte; 3. Gefährdete Gemeinden sollten einen Regierungskommissar erhalten; 4. Je-
der Bezirkshauptmann sollte einen Heimwehr-Verbindungsmann zur Seite gestellt bekommen; 5. Staats-
feindliche Verbindungen und Korporationen waren aufzulösen; 6. Die Nationalsozialisten seien zur Be-
zahlung aller angerichteten Schäden anzuhalten und auch zur Deckung der Kosten heranzuziehen, die 
durch die Aufrechterhaltung der Tiroler Heimwehr entstanden waren.
Nach Tirol wurden ähnliche Forderungen am 6. Februar in Oberösterreich, am 7. Februar in der Steier-
mark und im Burgenland, am 8. Februar in Salzburg und Kärnten und am 9. Februar in Vorarlberg und 
Niederösterreich überreicht. Abgesehen vom Burgenland, wo die Forderungen nicht nur von der Heim-
wehr, sondern auch von der VF vorgebracht und akzeptiert wurden, war die Haltung der übrigen Landes-
hauptleute relativ einheitlich negativ. Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „An-
schluß“. S. 122 f.
905) Ebda. S. 123.
906) An den Sicherheitsdirektor von Oberösterreich, Oberregierungsrat Hammerstein-Equord, richtete die Lan-
desführung der Heimatwehr Oberösterreich damals folgende Forderungen:
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eingeschränkten demokratischen Ordnung kaum in Einklang zu bringen war.907 Neben der 
Einsetzung eines parteiunabhängigen Landesausschusses908, der Zuteilung eines Funktionärs 
der Heimatwehr Oberösterreich zum Sicherheitsdirektor sowie zu jeder Bezirkshauptmann-
schaft und der Einsetzung eines Regierungskommissärs für die autonomen Städte Linz und 
Steyr sowie von Regierungskommissären für jene Gemeinden, deren Verwaltung „politisch 
oder wirtschaftlich belastet“ waren909, sollten alle Ämter und Schulen von „Staatsfeinden“ 
gesäubert werden, „soweit die Landesregierung Ingerenz“ darauf habe. Im Punkt 7 schließ-
lich war eine Reihe von wirtschaftlichen Maßnahmen aufgelistet, deren „eheste Durchfüh-
rung“ die Landesführung der Heimatwehr Oberösterreich „für dringend geboten“ hielt910: 
a) Herabsetzung der Grundsteuer, Aufhebung der Differenzierung der Grundsteuer für 
Wald;
b) schärfste Handhabung der gesetzlichen Bestimmungen gegenüber den Gemeinden 
bei Festsetzung der Gemeindeumlagen;
c) Herabsetzung der Landesgebäudesteuern und der Zuschläge der Gemeinden;
d) Ausdehnung der Aktion der Bundesregierung für die Unterbringung von mindestens 
80 % heimattreuer Arbeiter und Angestellter auf die der Landesregierung unterstehen-
den oder von ihr subventionierten Betriebe;
e) weitestgehende Berücksichtigung vaterländischer Gewerbetreibender Oberöster-
reichs bei Vergebung von öffentlichen Arbeiten und Einflußnahme auf die Bundesre-
gierung, daß dies auch bei Arbeiten, die der Bund vergibt, geschieht.
Landeshauptmann Dr. Schlegel führte daraufhin aus, daß er bereit sei, in dieser Angele-
genheit mit dem Heimatschutz zu verhandeln, man könne jedoch nicht erwarten, daß er an 
diesem Tag schon eine endgültige Antwort gebe. Er sei vom Landtag gewählt, er habe die 
Angelobung in die Hand des Bundespräsidenten geleistet, das seien die Wurzeln seiner Funk-
tion, denen sei er in erster Linie verantwortlich nach den gegenwärtigen Verfassungsbestim-
mungen. Die Herren würden von ihm nicht erwarten, daß er sein Gelöbnis breche. Schon bis-
her habe er für Wünsche, woher sie auch kamen, ein offenes Ohr gehabt, sie lediglich nach 
ihrer Erfüllbarkeit und Zweckmäßigkeit geprüft. Auf einen Hinweis Wenningers, des Landes-
führers der oberösterreichischen Heimwehr, daß man sich in Notzeiten über solche Bedenken 
hinwegsetzen müsse, erklärte Dr. Schlegel:
Ein deutscher Mann bricht sein Wort nicht, um so weniger, wenn er Gott zum Zeugen 
anruft. Ich bin Richter, habe zahllose Eideserinnerungen gemacht und Eide abgenom-
men. Im Vorjahr mußte ich über Weisung der Bundesregierung alle Beamten neuerlich 
beeiden, ich würde ein schlechtes Beispiel geben, wenn ich ein feierlich abgelegtes Ge-
löbnis nicht halten würde.
1. Zuteilung eines Funktionärs des Heimatschutzes zum Sicherheitsdirektor.
2. Stärkere Heranziehung zur Zahlung von Schäden, die von Mitgliedern jener Parteien entstanden sind, 
deren Anhängerschaft Aktionen gegen die vaterlandstreue Bevölkerung durchführten.
3. Häuser, eingerichtete Kanzleien und Führerschulen usw. der staatsfeindlichen Parteien und Organisa-
tionen sind dem freiwilligen Schutzkorps zur Verfügung zu stellen. Schdg. WBl. 1934, Nr. 6, S. 7.
907) Ebda.
908) Dieser sollte aus fünf Mitgliedern bestehen, u. z. aus zwei Mitgliedern der Heimatwehr Oberösterreich und 
aus drei Mitgliedern der VF, wobei von letzterer der Katholische Volksverein, der Bauernbund und die 
Arbeiterschaft berücksichtigt werden sollten. 
909) Diese Funktionen sollten im Einvernehmen mit der Heimatwehr Oberösterreich besetzt werden.
910) Schdg. WBl. 1934, Nr. 6, S. 7.
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Im weiteren Verlauf des Gesprächs wies Dr. Schlegel noch darauf hin, daß auch der 
Bundespräsident der Meinung sei, daß der Staat ein Notwehrrecht habe, daß er es aber auch 
nicht überschreiten dürfe.911 Am nächsten Tag berichtete Landeshauptmann Dr. Schlegel der 
Landesregierung über diese Vorsprache der Heimwehr. Anwesend waren damals für die 
Christlichsoziale Partei Felix Kern, Josef Mayrhofer und Anton Gasperschitz, für die Groß-
deutschen Franz Langoth und für die Sozialdemokraten Dr. Franz Jetzinger. Während Lan-
goth für die sofortige Einberufung des Landtages war, meinte Dr. Jetzinger, man solle die 
Entscheidung lieber dem Landeshauptmann überlassen. Abschließend stellte Jetzinger die 
Frage, ob die Landesregierung in der Auffassung einig sei, daß die verfassungsmäßigen 
Rechte des Landes gewahrt werden, und Dr. Schlegel antwortete: „Ich bin es“.912
Am 10. Februar erschien dann unter Führung des Landesrates Franz Langoth eine Ab-
ordnung von Vertretern der GDVP und des oberösterreichischen Landbundes913 bei Landes-
hauptmann Dr. Schlegel und übergab ihm eine Kundgebung zur innenpolitischen Lage mit 
dem Ersuchen, diese Stellungnahme sowohl an den Herrn Bundespräsidenten als auch an den 
Herrn Bundeskanzler weiterzuleiten. Darin wurde u. a. folgendes ausgeführt914:
In einer Zeit schwerster innerpolitischer Spannungen hat die Heimatwehr auch dem 
oberösterreichischen Landeshauptmann ein Forderungsprogramm überreicht, das im 
ganzen Lande die schon bestehende Beunruhigung in bedenklicher Weise gesteigert 
hat. Die Gefertigten erscheinen beim Landeshauptmann, um ihrer Besorgnis über die 
neu entstandene tiefe Erregung weiter Bevölkerungskreise Ausdruck zu geben und ihre 
warnende Stimme zu erheben.
Die Ueberzeugung, daß eine Erneuerung unseres Staatswesens notwendig und unver-
meidbar geworden, erfüllt die Gesamtheit der Bevölkerung, die auch jederzeit bereit 
sei, eine Neugestaltung der Verfassung auf legalem Wege zu stützen. Versuche einzel-
ner Gruppen, die Macht im Staate an sich zu reißen, lehnt aber die Bevölkerung mit al-
ler Leidenschaft und Entschiedenheit ab. Einen solchen Versuch erblicken die Gefer-
tigten in dem Forderungsprogramm der Heimatwehr. Niemand in unserem Lande ist 
im Zweifel darüber, daß die Heimatwehr nur einen ganz unbedeutenden kleinen Teil 
der Bevölkerung vertritt und ihr am allerwenigsten das Recht zukommt, in einem so 
weitgehenden Maße, wie es in diesem Forderungsprogramm verlangt wird, an der 
Verwaltung des Staates Anteil zu nehmen. Die Verwirklichung dieses Forderungs-Pro-
grammes könnte bei der Einstellung der überwiegenden Mehrheit unserer Landesbür-
ger Folgeerscheinungen auslösen, für die niemand mehr die Verantwortung zu tragen 
in der Lage wäre. Die Abordnung, bestehend aus den Vertretern aller Kreise der Be-
völkerung und aus Männern, deren Treue zu Volk und Heimat von niemanden [!] an-
gezweifelt werden kann und darf, und auch aus Männern, die in öffentlichen Körper-
schaften wirken und selbst der Bundesregierung dieses Staates angehört haben, bringt 
dem Landeshauptmann, durchdrungen von echt patriotischer Gesinnung und erfüllt 
von tiefstem sittlichen Ernste, die im Lande in Wahrheit bestehende Auffassung zur 
Kenntnis.
911) Gedächtnisstütze über die Vorsprache des Heimatschutzes vom 6. 2. 1934, Beilage zur LRS vom 7. 2. 1934. 
OÖLA, Autonome Landesverwaltung, Sign II, 1432–1931. Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich 
zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 124 und S. 333.
912) Zit. nach ebda. S. 124 f.
913) An dieser Abordnung nahmen Bundesminister a. D. Franz Bachinger, Bundesminister a. D. Dr. Franz Sla-
ma, Nationalrat Prof. Hermann Foppa, Stadtrat Dr. Otto Foltz, Landtagsabgeordnete und führende Ver-
treter der verschiedenen Stände und Berufe, so der Bauernschaft, des Gewerbes usw. teil.
914) Schdg. WBl. 1934, Nr. 7, S. 2.
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In dem Forderungsprogramm der Heimatwehr wird auch die Säuberung der Aemter 
und Schulen von Staatsfeinden begehrt. Es ist bekannt, daß die Begriffe Staatsfeind-
lichkeit und Opposition gleichzuschalten gerade in Heimatwehrkreisen versucht wird. 
Dagegen verwahren sich die Gefertigten mit aller Entschiedenheit. Die leibliche und 
seelische Not im Lande und im Bunde drängt zur Entspannung und Befriedung. [...]
Landeshauptmann Dr. Schlegel nahm die Kundgebung entgegen, verwies auf die Ant-
wort, die er der Heimatwehr bei der Überreichung des Forderungsprogramms gegeben hatte 
und die auch in der Presse verlautbart worden war, und versprach, die Kundgebung sowohl 
an den Bundespräsidenten als auch an den Bundeskanzler weiterzuleiten. In ähnlichem Sinne 
machten auch der steirische Landbund, die steirische Handels- und Gewerbekammer sowie 
der Industrieverband beim Landeshauptmann Vorstellungen, und der Kärntner Landbund und 
die Bauernwehr wandten sich ebenso gegen die Forderungen der Heimatwehr wie die ober-
österreichische sozialdemokratische Parteivertretung, die dem Landeshauptmann eine Denk-
schrift gegen die Forderungen der Heimatwehr überreichte.915
All dies aber hatte zur Folge, daß die Heimwehr ihrerseits den Druck erhöhte, ihre Vor-
stellungen hinsichtlich der Umgestaltung der Landtage und der Landesregierungen in Wien 
durchzusetzen. Am 11. Februar erklärte Vizekanzler Fey – er hatte bereits Anfang Februar 
Major Alexander Eifler und Rudolf Löw, die Führer des verbotenen Republikanischen 
Schutzbundes, sowie zahlreiche andere Funktionäre verhaften lassen und überdies dafür ge-
sorgt, daß bei führenden sozialdemokratischen Politikern Hausdurchsuchungen stattfanden 
und in sozialdemokratischen Parteiheimen nach Waffen gesucht wurde – bei einer Heim-
wehrveranstaltung im niederösterreichischen Langenzersdorf916:
Die Aussprachen von gestern und vorgestern haben uns die Gewißheit gegeben, daß 
Kanzler Dollfuß der Unsrige ist. Ich kann Euch noch mehr, wenn auch nur mit kurzen 
Worten sagen: Wir werden morgen an die Arbeit gehen, und wir werden ganze Arbeit 
leisten! […];
und schon am 12. Februar kam es zu den folgenschweren Kampfhandlungen, die zur 
Zerschlagung der Sozialdemokratie führten: Die Sozialdemokratische Partei mit all ihren Ne-
benorganisationen wurde verboten und ihr Vermögen eingezogen. Sämtliche sozialdemokra-
tischen Betriebsräte wurden ihrer Funktion enthoben und die sozialdemokratischen Gewerk-
schaften aufgelöst.917 Alle Sozialdemokraten in leitender Position im Staatsdienst, in den 
915) Schdg. WBl. 1934, Nr. 7, S. 2.
Die Sozialdemokraten Oberösterreichs warnten den Landeshauptmann dabei, daß sie, falls er den Forde-
rungen der Heimwehr nachgeben sollte, ihre Leute bis zum letzten Mann mobilisieren würden, um für die 
Verteidigung der verfassungsmäßigen Rechte zu kämpfen. Gulick, Charles A.: Österreich von Habsburg 
zu Hitler. Bd. IV. S. 294.
916) Zit. nach: Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 256.
917) Per Regierungsverordnung vom 2. März 1934 wurde dann der „Gewerkschaftsbund der österreichischen Ar-
beiter und Angestellten“ errichtet, eine nach Berufsverbänden gegliederte Einheitsgewerkschaft, deren 
Vorstand vom Bundesminister für Soziale Verwaltung bestellt wurde und sich aus zwölf Personen zu-
sammensetzte, u. z. aus einem Präsidenten und einem Vizepräsidenten und den Vorsitzenden der fünf 
Berufsverbände mit ihren Stellvertretern, wobei der Präsident (Johann Staud) und sechs weitere Vor-
standsmitglieder aus den Reihen der Christlichen Gewerkschaften kamen, drei waren ehemalige „Unab-
hängige“ (also Repräsentanten der Gewerkschaften des Heimatschutzes), ein Mitglied kam von den 
Deutschnationalen, und ein Vorstandsmitglied war ein ehemaliger Funktionär der Freien Gewerkschaf-
ten. Pelinka, Anton: Stand oder Klasse? Die Christliche Arbeiterbewegung Österreichs 1933 bis 1938. –
Wien, München, Zürich: (1972). S. 96 f.
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Ländern und den Gemeinden verloren ihre Posten. Tausende Männer und Frauen wurden ver-
haftet und einige von ihnen zu langjährigen Kerkerstrafen verurteilt. Außerdem wurden 21 
Todesurteile ausgesprochen, von denen neun vollstreckt wurden.918
Nach den Februarereignissen und dem damit verbundenen Einsatz von tausenden An-
gehörigen der verschiedenen bewaffneten Verbände im Sicherheits- und Bereitschaftsdienst 
wurde schon im März 1934 aus innenpolitischen und finanziellen Gründen darangegangen, 
die Schutzkorps abzurüsten und ihre Angehörigen wieder bürgerlichen Berufen zuzuführen. 
Das Mittel dazu war eine Verordnung nach dem Vorbild der Vollzugsanweisung vom 14. 
Mai 1919 zur Aufrechterhaltung des Arbeiterstandes in den gewerblichen Betrieben919: Er-
werbsbetriebe mit mehr als 25 Beschäftigten hatten demnach auf je 25 Arbeitnehmer einen 
abgerüsteten Schutzkorpsangehörigen einzustellen. Begründet wurde diese Verordnung da-
mit, daß es sich hierbei um die Erfüllung „einer selbstverständlichen Pflicht der Bundesregie-
rung gegenüber jenen Bevölkerungskreisen“ handle, „die in Zeiten der Not mit dem Einsatz 
ihrer Person das Vaterland zu schützen bereit waren und nun in Hinkunft in verstärktem Ma-
ße wieder zivilen Berufen zugeführt werden sollen“.920
Drei Monate später waren aufgrund dieser Verordnung bereits knapp 20.000 der be-
gehrten Einstellungsscheine verteilt. Personen, die auf seiten der autoritären Regierung ge-
standen waren, hatten nun also ein Vorrecht auf bevorzugte Vermittlung durch die Arbeits-
ämter. Arbeitslosigkeit war infolgedessen 
nicht mehr nur Schicksal für den einzel-
nen, sondern zumindest teilweise auch po-
litisches Druckmittel, Belohnung oder Be-
strafung, wurde damals doch wiederholt 
die Forderung gestellt, bekannte Sozialde-
mokraten zu entlassen.921
Wenn somit die politischen Verant-
wortungsträger nicht müde wurden, im-
mer wieder (z. B. mit nebenstehendem 
Plakat) darauf hinzuweisen, wie gut sich 
die österreichische Wirtschaft dank der 
von der Regierung seit der „Selbstaus-
schaltung des Parlaments“ getroffenen 
Maßnahmen entwickelt habe922, so ent-
sprach dies keineswegs dem, wie viele 
Österreicher ihre wirtschaftliche Situation 
wahrnahmen, und die mit der Etablierung 
des austrofaschistischen Herrschaftssy-
stems einhergehenden Einschränkungen 
auf sozialpolitischem Gebiet – wie die 
Zerschlagung der bisherigen Organisatio-
918) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 258 f.
919) Durch diese Vollzugsanweisung wurden Gewerbeinhaber mit mehr als 15 Arbeitnehmern verpflichtet, um 
ein Fünftel mehr Beschäftigte einzustellen und den so erhöhten Arbeiterstand nicht mehr zu verringern. 
Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 130.
920) Zit. nach ebda. S. 132.
921) Ebda.
922) Schon am 31. August 1933 hatte das „Schärdinger Wochenblatt“ gemeldet, daß das Österreichische Institut 
für Konjunkturforschung „eine leichte, aber anhaltende Wirtschaftsbelebung“ festgestellt habe. Schdg. 
WBl. 1933, Nr. 35, S. 1.
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nen der Arbeiter und Angestellten923, die Veränderungen in den Rahmenbedingungen der In-
teressenvertretungen924, die Einengung des Handlungsspielraumes für die Austragung von 
Konflikten aus dem Arbeitsverhältnis und der sozialpolitische Abbau925 – bei gleichzeitiger 
923) Um die Arbeitnehmer in Schärding über die neue Einheitsgewerkschaft informieren zu können, wurde durch 
das Stände- und Wirtschaftsamt bei der Landesführung des Heimatschutzverbandes Oberösterreich für 
den 24. März nachmittags eine Versammlung im Schärdinger Bräustübl angesagt, zu der laut „Schärdin-
ger Wochenblatt“ „von verschiedenen Betrieben Arbeiter in ansehnlicher Zahl erschienen“: „Gauführer 
Sepp Heindl begrüßte die Arbeiter auf das herzlichste. Ingenieur Berghammer aus Linz sprach über die 
Einheitsgewerkschaft und deren Untergliederung, Herr Woldrich aus Linz über das Problem ‘Die Arbei-
terschaft im autoritären Staat’. Beide Redner ernteten für ihre fachlichen und arbeiterfreundlichen Worte 
Beifall. Die Arbeiter zeigten auch großes Interesse und verlangten Aufklärung über die verschiedensten 
Arbeiterfragen, welche ihnen restlos erteilt wurden.“ Schdg. WBl. 1934, Nr. 13, S. 6.
924) Im Selbstverständnis des Austrofaschismus bildeten der ständische Aufbau und die ständische Organisierung 
des Volkes ein zentrales Element der neuen politischen Struktur. Daran war der Anspruch geknüpft, daß 
den in Berufsständen (und Kulturgemeinschaften) organisierten gesellschaftlichen Interessen eine voll-
kommen neue Rolle zukomme, nämlich die selbständige Wahrnehmung ihrer spezifischen Angelegenhei-
ten zum einen und die Beteiligung an der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung zum an-
deren. Zugleich sollte die ständische Organisierung die Basis für die Ausschaltung von Klassenkämpfen 
und für gesellschaftliche Harmonie sein. Unter Berufsstand wurde die gemeinsame Organisierung von 
Arbeitern bzw. Angestellten und Unternehmern verstanden. Die Realität des Austrofaschismus war aber 
eine andere, denn einerseits kam die intendierte berufsständische Ordnung zu keinem Abschluß und an-
dererseits unterlagen die nur zur Vorbereitung etablierten Interessenorganisationen (Bünde) so beträcht-
lichen Einschränkungen, daß sie die zugedachte Rolle niemals zu realisieren imstande waren. Was sie 
von den Interessenorganisationen, die vor 1933 bestanden, unterschied, war ihre ausgeprägte Abhängig-
keit von und ihre Loyalität gegenüber der Regierung sowie ihre beschränkte Oppositionsrolle. Tálos, 
Emmerich/Manoschek, Walter: Politische Struktur des Austrofaschismus (1934–1938). S. 87. – In: Tá-
los, Emmerich/Neugebauer, Wolfgang (Hrsg.): „Austrofaschismus“. Beiträge über Politik, Ökonomie 
und Kultur 1934–1938. – 4., ergänzte Aufl. – Wien: 1988. S. 75–119.
In Schärding wurde in diesem Zusammenhang am 13. Oktober 1934 im Gasthof Zauner eine eigene Orts-
gruppe des „Oesterreichischen Gewerbebundes“ konstituiert. Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde dazu 
u. a. folgendes mitgeteilt: „Wagnermeister Diethör begrüßte die zahlreichen Anwesenden, insbesondere 
den Bürgermeister Schmidbauer, den Gewerbereferenten der Bezirkshauptmannschaft Dr. Rauch und den 
Gastredner Regierungskommissär und Kunstmühlenbesitzer Platzer aus Sierning, der über ‘die Ursachen 
der heutigen Krise’ sprach. Die Rede klang aus in die Aufforderung, recht zahlreich sich durch Beitritte 
zum Gewerbebund am Aufbau des Vaterlandes zu beteiligen. Der hiesige Ortsgewerberat setzt sich zu-
sammen aus Wagnermeister Diethör als Obmann, Buchhändler Heindl und Fleischermeister Moßhammer 
als Stellvertreter, Spenglermeister Erber als Schriftführer, Friseurmeister Schlagenhaufer als Kassenfüh-
rer und noch weiteren 12 Beiräten.“ Schdg. WBl. 1934, Nr. 42, S. 7;
und im Rahmen einer am 23. Dezember 1934 in Weisheitingers Gasthaus abgehaltenen landwirtschaftli-
chen Versammlung, bei der Bundeswirtschaftsrat Duscher über den Ständestaat und die notwendige Neu-
organisation bzw. den Zusammenschluß aller der Land- und Forstwirtschaft angehörigen Berufsgruppen 
in eine einheitliche Ständeorganisation sprach, wurde beschlossen, eine solche unter dem Namen „Bau-
ern- und Kleinhäuslerbund“ zu schaffen. Leitung: Karl Kinzl, Obmann; Karl Goldberger, Stellvertreter; 
Johann Türk, Schriftführer; Josef Briglauer, Stellvertreter; Ignaz Karlstötter, Kassier; Georg Raschhofer, 
Stellvertreter. Schdg. WBl. 1935, Nr. 1, S. 5.
925) Dieser resultierte einerseits aus der sozialpolitischen Gesetzgebung und andererseits aus der Praxis der Un-
ternehmer, die sozialen Bedingungen der Lohnabhängigen durch Nichteinhaltung bestehender bzw. Ver-
weigerung neuer Kollektivverträge, durch Übertretungen gesetzlicher Bestimmungen des Arbeitsrechtes 
und Kündigungen von Vertrauensmännern zu verschlechtern. Daß es sich dabei um ein verbreitetes Phä-
nomen handelte, geht aus der Vielzahl der Klagen, Beschwerden und Proteste des Gewerkschaftsbundes, 
der Vertrauensmänner, der Gewerbeinspektoren, einzelner Regierungsstellen und der Kirche hervor. 
In einer Stellungnahme des Gewerkschaftsbundpräsidenten Staud z. B. heißt es: „Der Meinung mancher 
Unternehmer, daß die Zeit jetzt da sei, wo man mit den Rechten aufräumen könne, die die Arbeiterschaft 
bis jetzt errungen hat, wird der Gewerkschaftsbund als auch die Regierung energisch entgegentreten müs-
sen. Kanzler Dollfuß hat ausdrücklich erklärt, daß Arbeiterrechte im neuen Staat nicht beschnitten wer-
den dürfen.“ („Der Gewerkschafter“, Jänner 1935, S. 10. Zit. nach: Tálos, Emmerich: Sozialpolitik im 
-361-
Bevorzugung von Personen, die der Regierung nahestanden926, ließen den „neuen“ Staat –
wie z. B. der Raucherstreik und verschiedene andere Boykottmaßnahmen927 zeigen, durch die 
die österreichischen Nationalsozialisten diesen Staat empfindlich schädigen wollten – beilei-
be nicht allen Österreichern als den „sozialen“ Staat, als den Garanten für die Erhaltung der 
Sozialpolitik erscheinen928, als den ihn die Regierung unentwegt propagierte.929
Im unmittelbaren Grenzgebiet wurde die Stimmung der Bevölkerung ab der Jahreswen-
de 1933/34 aber noch durch einen weiteren Umstand getrübt: Hatte der kleine Grenzverkehr 
nämlich bisher immer noch die Möglichkeit geboten, die deutsche Antiösterreichpolitik zu 
umgehen, so war mit 1. Jänner 1934 eine Verschärfung in Kraft getreten930, wodurch der 
großzügigen Handhabung der Bestimmungen ein Riegel vorgeschoben werden sollte.
Austrofaschismus. S. 174 f.). Worin diese „Beschneidung“ der Arbeiterrechte bestand, verdeutlicht eine 
Denkschrift, die das Bundeskanzleramt an das Bundesministerium für soziale Verwaltung weiterleitete: 
„Es bestehen wohl Kollektivverträge, die die Frage der Löhne und der Arbeitszeit regeln. Diese Kollek-
tivverträge werden fast durchwegs von den Arbeitgebern nicht eingehalten. Die Arbeitnehmer sind nicht 
in der Lage, sich darüber aufzuhalten oder sich an ihre Vertrauensmänner zu wenden, da sie, wie viele 
Beispiele schon gezeigt haben, in diesem Fall einfach entlassen werden.“ Akt des Bundesministeriums 
für Soziale Verwaltung Zl. 2223–120.712/35. Ebda. S. 175.
926) Anläßlich der am 11. Mai 1935 im Sitzungssaal der Landesleitung der VF in Linz unter dem Vorsitz des 
Landesleiters und Landeshauptmannes Dr. H. Gleißner stattfindenden Tagung der Gau- und Bezirksleiter 
der VF für Oberösterreich führte Dr. Gleißner u. a. z. B. folgendes aus: „Es bleibt selbstverständlich nach 
wie vor der Grundsatz aufrecht, daß die Leute, die mit dem Einsatz ihres Lebens in entscheidenden Situa-
tionen für das Vaterland gekämpft haben, auch bei einer Arbeitszuteilung in erster Linie Berücksichti-
gung finden müssen. Ebenso werden aber in Hinkunft auch die berücksichtigt werden, die im Weltkrieg 
für das Vaterland gekämpft haben.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 20, S. 2.
927) Durch den Standartenbefehl Nr. 3 (Oberösterreich) waren an die Unterabteilungen der SS in Oberösterreich 
am 22. 5. 1934 z. B. folgende Streikweisungen ausgegeben worden: 
1. Allgemeiner und vollständiger Raucherstreik vom 28. Mai bis 10. Juni. 
2. Allgemeiner Boykott der staatlichen Lotterien. 
           „Bei Strafe des Ausschlusses ist es jeden [!] S.S.Mann verboten, in der Zeit vom 23. Mai bis 10. Juni 
1934 Zigarren, Zigaretten oder Tabak zu rauchen oder zu kaufen. Der Kauf von Wohltätigkeits- oder 
Klassenlosen ist strengstens verboten“, wurde dazu erläutert.
         3. Wirtschaftsboykott.
„Bei Strafe des Ausschlusses ist es Angehörigen der S. S. verboten, bei anderen als nationalen Geschäfts-
leuten einzukaufen oder arbeiten zu lassen. In dringenden und notwendigen Ausnahmsfällen kann davon 
abgesehen werden. Aber nur dann!!“ lautete die Erklärung dazu, und dann hieß es weiter: „Kameraden, 
die Durchführung dieser Streikweisungen bedeuten einen ernsten Kampf. Das Ziel ist aber hiebei so 
hoch, dass dieser Kampf wert ist mit aller Energie geführt zu werden. Wir S.S.Leute führen die Weisun-
gen restlos durch. Wer das nicht kann, hat in der Staffel nichts zu suchen. Kameraden kontrolliert einer 
den anderen!! Sabotäre und Schwächlinge an den Pranger!!!“ AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 201.216/G. D. –
1934.
928) Tálos, Emmerich: Sozialpolitik im Austrofaschismus. S. 165.
929) Daß in der praktischen Umsetzung dieses Anspruchs beträchtliche Defizite bestanden, geht indirekt auch aus 
einem Runderlaß hervor, den Landeshauptmann Dr. Gleißner an alle Stadt- und Gemeindeämter Ober-
österreichs herausgab, veröffentlicht im „Schärdinger Wochenblatt“ 1935, Nr. 28 vom 11. Juli, S. 7 unter 
dem Stichwort „Öffentliche Aufträge“. Darin heißt es: „Es ist bei mir darüber Klage geführt worden, daß 
Unternehmen Lieferungen für öffentliche Stellen oder öffentliche Arbeiten übertragen worden sind, die 
die zum Schutz der Arbeiter und Angestellten erlassenen sozialpolitischen Vorschriften sowie die Kol-
lektivverträge nicht einhalten, und daß sie die Sozialversicherungsbeiträge an die Versicherungsträger 
nicht entrichten, obwohl sie den auf die Arbeiter und Angestellten entfallenden Beitragsanteil vom Lohn 
abgezogen haben. Ich sehe mich veranlaßt, einzuladen, Lieferungen und Arbeiten nur Unternehmern zu 
übertragen, die den gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen gegenüber ihren Arbeitern und Ange-
stellten nachkommen. Ich empfehle den Stadt- und Gemeindeämtern, vor Vergebung von Lieferungen 
und Arbeiten über die hiefür in Betracht kommenden Unternehmer Auskünfte bei der Kammer für Arbei-
ter und Angestellte einzuholen.“ 
930) Schdg. WBl. 1933, Nr. 52, S. 5.
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Im kleinen Grenzverkehr durfte die ortsansässige Bevölkerung, soweit es sich um un-
bedenkliche und mindestens 6 Monate im Grenzbezirk ansässige Personen handelte, unbe-
rührt von Ausreisesichtvermerkszwang und 1000-Mark-Sperre, gegen Vorweis eines gülti-
gen und ordnungsgemäß ausgestellten Grenzscheines beliebig oft und zu beliebigem Zwecke 
die Grenze nach den im Grenzschein aufgeführten Orten überschreiten. Zuständig für die 
Ausstellung dieser Grenzscheine waren die bayerischen und österreichischen Grenzgemein-
den. Da den Grenzkontrollorganen und der Grenzhilfspolizei (SS-Verstärkungen) lediglich 
die Kontrolle in formaler Hinsicht zustand (z. B. hinsichtlich der Gültigkeitsdauer oder ob 
es sich um den rechtmäßigen Inhaber handelte), nicht aber eine Nachprüfung in sachlicher 
Hinsicht (z. B. ob der Grenzschein zu Recht ausgestellt war)931, war es im kleinen Grenzver-
kehr zu einem ständigen Kräftemessen zwischen lokalen, regionalen und zentralen Instanzen 
gekommen. 
In Neuhaus waren z. B. schon im Juni 1933 Differenzen zwischen besonders „pflicht-
bewußten“ nationalsozialistischen Parteigängern, die in ihrem Übereifer Kontakte zu den 
Schärdingern so weit wie möglich unterbinden wollten, und jenen entstanden, die am tradi-
tionellen Umgang mit den österreichischen Nachbarn festhielten: 
So setzte sich damals der SS-Truppführer der Grenzhilfspolizei, der Neuhauser Apo-
theker Kammel, fortwährend über die gesetzlichen Bestimmungen des kleinen Grenzver-
kehrs hinweg, indem er „national einwandfreien“ Persönlichkeiten ordnungsgemäß ausge-
stellte Grenzscheine abnahm und sie trotz Aufforderung der Ortspolizeibehörde Neuhaus 
und des Bezirksamtes Passau nicht mehr zurückgab. Außerdem beanspruchte er für sich das 
Recht, in eigener Zuständigkeit zu entscheiden, wer eines Grenzscheines „würdig“ sei, ver-
langte u. a. vom Filialleiter der Bezirkssparkasse Neuhaus unter Androhung der Verhaftung 
die Herausgabe des Reisepasses und sperrte wiederholt die Grenze für jeglichen Verkehr.932
Durch dieses anmaßende Verhalten geriet Kammel jedoch mit dem Neuhauser Bürger-
meister Barth in Konflikt, der dafür eintrat, daß die bisherigen Gepflogenheiten den Nach-
barn gegenüber beibehalten wurden, und für den Fall, daß sich Kammel weiter in seine 
Amtstätigkeit einmische, seinen Rücktritt erklärte. Unterstützt wurde Barth, der „national 
durchaus einwandfrei und ein von der Kreisleitung der N.S.D.A.P. sehr geschätztes Mitglied 
der Partei“ war, vom Bezirksamt Passau, das Kammel wiederholt auf die Überschreitung sei-
ner Kompetenzen und die Unrechtmäßigkeit seines Vorgehens aufmerksam machte, ohne 
ihn jedoch davon abbringen zu können. Da aber befürchtet werden mußte, „dass durch das 
Verhalten von Apotheker Kammel die nationale Sache bei dem Großteil der Bevölkerung 
von Neuhaus a/I und darüber hinaus nicht gefördert“ werde, sah man sich schließlich seitens 
der Bayerischen Politischen Polizei gezwungen, die Grenzhilfspolizeistelle Neuhaus am Inn 
aufzulösen und Kammel anzuweisen, nicht mehr in den kleinen Grenzverkehr einzugrei-
fen.933 Am 7. August 1933 beschloß daraufhin der Neuhauser Gemeinderat einstimmig, an 
„politisch unzuverlässige Personen“ keine Grenzscheine mehr auszugeben.934
Damit waren die Auseinandersetzungen über den kleinen Grenzverkehr jedoch ledig-
lich vertagt, denn unabhängig davon, daß immer wieder eine allgemeine Grenzsperre ver-
hängt wurde – z. B. anläßlich des von der Ortsgruppe der Neuhauser NSDAP veranstalteten 
931) Von S.S. Oberführer Heydrich gezeichnetes und mit 8. Juni 1933 datiertes Merkblatt betreffend den „Klei-
nen Grenzverkehr“. Staatsarchiv Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
932) Beschwerde des Bezirksamtes Passau vom 18. Juni 1933 an die Bayerische Politische Polizei in München. 
Ebda. 
933) Schreiben des Bezirksamtes Passau an den Gemeinderat Neuhaus a. I. vom 12. Juli 1933. Ebda. 
934) Beschlußbuch für den Gemeindeausschuß Gemeindeverwaltung Neuhaus a. Inn: Protokoll vom 7. August 
1933, Punkt 5.
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Grenzlandtreffens am 19./20. August 1933935 oder über die Weihnachtsfeiertage 1933936 –, 
war es notwendig, daß auch der kleine Grenzverkehr von den Boykottmaßnahmen erfaßt 
wurde, wenn man der gegen Österreich gerichteten Wirtschaftspolitik entsprechende Effizi-
enz verleihen wollte. Wie oben erwähnt, trat die Verschärfung des kleinen Grenzverkehrs
dann mit 1. Jänner 1934 in Kraft. Grenzscheine durften nun nur mehr in Fällen dringender 
wirtschaftlicher Verhältnisse an bayrische Bewohner ausgefolgt werden937, und die Folge 
war, daß sich schon bald die Beschwerden über die neuen Bestimmungen häuften. So teilte 
z. B. der oberösterreichische Sicherheitsdirektor Hans von Hammerstein-Equord in seinem 
mit 19. Feber 1934 datierten Schreiben an die Generaldirektion für die öffentliche Sicher-
heit in dieser Angelegenheit u. a. folgendes mit938:
Es wird berichtet, dass die Grenzsperre zwischen Deutschland und Oesterreich inso-
ferne eine weitere Verschärfung erfahren hat, als deutscherseits nun auch Kinder un-
ter 14 Jahren, welche zum Grenzübertritt bisher keinen Grenzschein benötigten und 
bis jetzt anstandslos auch ohne Begleitung erwachsener Angehöriger die Grenze pas-
sieren durften, von den deutschen Zollwachorganen nicht mehr nach Oesterreich pas-
sieren gelassen werden. Es wurde nämlich seit der Einziehung der Grenzscheine von 
den gemäss Artikel 7 des österreichisch-deutschen Grenzverkehrsabkommens für die 
Inanspruchnahme der zollfreien Einfuhr von Fleisch berechtigten deutschen Grenz-
bewohner praktiziert, dass diese ihre unter 14 Jahre alten Kinder um Fleisch nach 
Oesterreich schickten. Das deutsche Hauptzollamt verfügte nunmehr, daß auch die 
Kinder die Grenze nicht mehr passieren dürfen.
Es scheint sich also bei dieser Grenzsperre nur um eine wirtschaftliche Repressalie 
gegen Oesterreich zu handeln. Lediglich den in Passau wohnenden österr. Staatsange-
hörigen wurden die Grenzscheine noch bis zum 15. Feber l. J. belassen, bis zu wel-
chem Zeitpunkte sie sich jedoch einen Pass zu verschaffen haben. Oesterreichische 
Pensionisten und Rentenempfänger müssen in Ermangelung eines Reisepasses für den 
Grenzübertritt nach Oesterreich zum Zwecke der Behebung ihrer Versorgungsgenüs-
se in jedem einzelnen Falle beim Magistrat der Stadt Passau um einen sogenannten 
Uebertrittsschein einreichen.
Durch diese Massnahme ist den Bewohnern des deutschen Grenzbezirkes die Möglich-
keit der Inanspruchnahme des im Artikel 7 des österr.-deutschen Grenzverkehrabkom-
mens vorgesehenen zollfreien Lebensmittelverkehres (derzeit auf Fleisch für die rechts 
des Inns gelegenen Gebietsteile der Stadt Passau beschränkt) zur Gänze genommen.
Aber auch die Fleischhauer, sowie der Viehabsatz des Grenzbezirkes sind durch diese 
Verfügung bedeutend in Mitleidenschaft gezogen. […].
Trotz der am 1. Jänner 1934 in Kraft getretenen Verschärfung verfügten am 13. März 
1934 aber immer noch 281 Neuhauser über Grenzscheine. Bewilligt waren sie aufgrund fol-
gender Angaben: 68 Personen machten geltend, enge Verwandte in Schärding zu haben, 164 
führten wirtschaftliche Gründe an (18 verwiesen darauf, ein Geschäft in Schärding zu haben, 
31 waren in Schärding beschäftigt, 8 gingen hier in die Lehre und 107 hatten „geschäftlich“ 
in Schärding zu tun – sei es, daß sie hier Waren ein- oder verkauften, sei es, daß sie hier ihre 
935) Bericht des Gendarmeriepostens Schärding.
936) Bericht über die politische Lage von 1. Dezember 1933 – 5. Jänner 1934. AdR, BMfLV, 15–5/10, Zl. 726/ 
1934.
937) Schdg. WBl. 1933, Nr. 52, S. 5.
938) OÖLA, Sch. 32, Zl. 66res/1934.
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Rente abholten), 16 beriefen sich auf die Bahnverbindung nach Passau, 21 Personen brauch-
ten den Grenzschein für einen Arzt- oder Krankenhausbesuch und 6 nahmen (Musik-)Unter-
richt in Schärding; auf 6 Grenzscheinen fehlte die Begründung.939 Daß somit nach wie vor 
281 Neuhauser ungehindert nach Schärding kommen konnten, war jedoch sowohl dem Be-
zirksamt Passau als auch der Kreisleitung Passau ein Dorn im Auge, und die oberösterreichi-
sche Gauleitung unter Bolek wies ebenfalls ständig auf diesen „Mißstand“ hin. 
Da die Verschärfung vom 1. Jänner 1934 in bezug auf Neuhaus also nicht den ge-
wünschten Effekt erzielt hatte, versuchte man den regen Verkehr zwischen den beiden Nach-
barorten dadurch zu drosseln, daß man den Grenzübertritt von Österreichern nur noch gegen 
Vorweisung eines gültigen Reisepasses gestattete. Von dieser Maßnahme waren nun vor al-
lem die Besitzer landwirtschaftlicher Flächen im bayerischen Grenzraum betroffen. In ver-
schiedenen Gesuchen wandten sie sich daher sowohl an das Bezirksamt Passau als auch an 
die Bayerische Politische Polizei in München, um für sich und ihre Arbeiter eine Ausnahme
von dieser Regelung zu erwirken. Zum Beispiel schrieb der Schärdinger Weinhändler Anton 
Pfliegl im Namen von zwanzig Schärdingern in dieser Angelegenheit an das Bezirksamt 
Passau, wurde von diesem aber an die Bayerische Politische Polizei verwiesen. In diesem 
Gesuch führte er folgendes aus940:
Die Gründe sind schon seit mehr als 100 Jahren im Besitze der Österreicher und da-
diert [sic!] der Besitz noch auf jene Zeit zurück, wo das Innviertel Bayern einverleibt 
gewesen ist.
Die Besitzer haben stets ihre Steuern voll entrichtet und auch die Abgaben der Kriegs-
und Nachkriegszeit geleistet, wie die deutschen Reichsangehörigen und so glauben sie 
wol [sic!] auch berechtigt zu sein um eine Erleichterung in dieser schweren Zeit zu 
bitten.
Ihrem Führer dem Reichskanzler gilt als höchste Sorge die Arbeitsbeschaffung und so 
glauben auch wir im Rechte als Steuerträger im deutschen Reiche zu sein, unsere Ar-
beiten durchführen zu können, was bei den meisten unmöglich ist, wenn sie nicht auf 
Grund der Grenzscheine deutschen Boden betretten [sic!] dürfen.
Abschließend stellte Pfliegl fest, daß die österreichischen Behörden bayrischen Arbei-
tern und Angestellten, die in Österreich ihren Lebensunterhalt verdienten, keinerlei Schwie-
rigkeiten machten und sie mit Grenzscheinen die Grenze passieren ließen, und wies noch 
ausdrücklich darauf hin, daß es wohl nicht zum Vorteile der allgemeinen Wirtschaft sei, daß 
durch die Erschwernisse im Grenzverkehr die Gründe unbewirtschaftet blieben und die 
Fechsung zugrunde gehe. Trotz dieser Gesuche und der Fürsprache des Neuhauser Bürger-
meisters Georg Wein941, der seinerseits hervorhob, daß die Antragsteller „die pünktlichsten 
Steuerzahler“ seien942, rückte man jedoch vom bisherigen Standpunkt nicht ab, und die lapi-
dare Antwort lautete: „Die umstehend aufgeführten Personen sind anzuweisen, sich Reise-
pässe zu beschaffen“ bzw. „Der bisher eingenommene Standpunkt bleibt auch weiterhin 
maßgebend.“943
939) Verzeichnis über die in Neuhaus ausgestellten Grenzscheine vom 13. März 1934. Staatsarchiv Landshut, 
Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
940) Schreiben Anton Pfliegls vom 19. April 1934 an die Bayerische Politische Polizei in München. Ebda. 
941) Er war seit 6. November 1933 I. Bürgermeister. Beschlußbuch für den Gemeindeausschuß Gemeindever-
waltung Neuhaus a. Inn: Protokoll vom 6. November 1933. 
942) Schreiben Georg Weins vom 6. April 1934. Staatsarchiv Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
943) Schreiben der Bayerischen Politischen Polizei in München an das Bezirksamt Passau vom 11. April 1934 
bzw. vom 24. April 1934. Ebda.
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Als sich Georg Wein dann überdies noch „erdreistete“, anläßlich der großen Grenz-
landkundgebung, die am 21. Mai 1934 in Schärding stattfand und zu der Landeshauptmann 
Gleißner und Landesrat Wenninger als Redner erschienen waren, die Nachbarn aufzusuchen 
und sich dort in tadelnder Weise über die Störaktionen zu äußern, die Mitglieder der öster-
reichischen Legion von Neuhaus aus inszeniert hatten – während der Kundgebung waren an 
Luftballons befestigte Papierböller über Schärding explodiert, war eine an Luftballons befe-
stigte Hakenkreuzfahne über den Stadtplatz geflogen und hatte die Detonation eines mit 
Knallgas gefüllten Ballons genau über dem Stadtplatz gerade in dem Augenblick die hier 
Versammelten erschreckt, als Dr. Gleißner zum Mikrophon geschritten war944 –, nahm Gau-
leiter Bolek dies zum Anlaß, um sich beim Bezirksamt Passau über Bürgermeister Wein zu 
beschweren. 
Bolek brachte vor, daß die Gemeinde Neuhaus a. I. mit rund 200 ausgestellten Grenz-
scheinen in der Handhabung des kleinen Grenzverkehrs entschieden zu großzügig verfahre, 
stellte fest, daß insbesondere am Pfingstmontag, also am 21. Mai, in Zusammenhang mit der 
Kundgebung in Schärding sehr viele Neuhauser von ihrem Grenzschein Gebrauch gemacht 
hätten, und vergaß auch nicht darauf hinzuweisen, daß sich auch der 1. Bürgermeister an die-
sem Tage in Schärding aufgehalten habe. Wein mußte zu diesen Vorwürfen Stellung nehmen 
und ein Verzeichnis der Inhaber von Grenzscheinen mit Angabe des Bedürfnisgrundes vorle-
gen.945 In seiner Stellungnahme räumte Bürgermeister Wein ein, daß wohl Herrn Bolek und 
all jenen, „welche die in jeder Beziehung bestehenden Verbindungen zwischen Neuhaus u. 
Schärding nicht kennen“, die Ausstellung von Grenzscheinen als zu großzügig erscheinen 
möge, daß sämtliche Grenzscheine aber nur im Interesse der Neuhauser und der Schärdinger 
ausgestellt worden seien. Die Forderung Boleks, daß nämlich „überhaupt kein Grenzschein 
ausgestellt“ werde, sei „für Neuhaus geradezu undurchführbar“. Dann ging Wein noch auf 
die Ursache seines Besuches in Schärding am 21. Mai ein946:
Am vergangenen Freitag schickte der Bürgermeister von Schärding einen Schutzmann 
zu mir, ich möchte zu ihm kommen wegen Verbesserung des gegenwärtigen, beidersei-
tigen Grenzverkehrs; ich sowie 2. Bürgermeister Schifferer gingen zu ihm u. hatten 
gleiche Anschauung u. gleichen Wunsch wie er. U. z. sagte der Schärdinger Bürger-
meister, daß er bei der Grenzlandkundgebung in seiner Ansprache an den Landes-
hauptmann diese wichtige Angelegenheit berühren werde, was er auch getan hat. Um 
nun diese Worte zu hören und zugleich auch wieder die Antwort des Landeshauptman-
nes zu hören, deswegen bin ich zu dieser Grenzlandkundgebung gegangen.   
Durch diese Sachverhaltsdarstellung Weins sahen sich die Kreisleitung der NSDAP in 
Passau und Gauleiter Bolek jedoch lediglich in ihrer Annahme bestätigt, daß der Neuhauser
Bürgermeister immer wieder gemeinsame Sache mit den Österreichern mache, und sie nütz-
ten daher diese Gelegenheit, um die Bayerische Politische Polizei in München neuerlich auf 
die Notwendigkeit einer weiteren Einschränkung des kleinen Grenzverkehrs zwischen Neu-
haus und Schärding hinzuweisen. Kreisleiter Moosbauer verfaßte zu diesem Zweck am 31. 
Mai 1934 einen umfassenden Bericht über die Situation an der Grenze947: 
944) Schdg. WBl. 1934, Nr. 21, S. 4 bzw. OÖLA, Sch. 29, Zl. 5/P.
945) Schreiben des Bezirksamtes Passau vom 23. Mai 1934 an die Gemeinde Neuhaus. Staatsarchiv Landshut, 
Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
946) Schreiben der Gemeindeverwaltung Neuhaus a. I. an das Bezirksamt Passau, eingelangt am 28. Mai 1934. 
Ebda.
947) Schreiben Kreisleiter Moosbauers an die Bayerische Politische Polizei in München vom 31. Mai 1934. Ebda. 
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Es steht für mich fest, daß die österr. Grenzgemeinden, nicht nur in unserem Beobach-
tungskreis, wirtschaftlich sehr unter der Grenzsperre leiden. Ich will vorwegnehmen, 
daß auch die bayerischen Grenzgemeinden ungeheuere Opfer bringen, weil sich 
selbstverständlich die Grenzsperre auch reziprok geschäftlich ungünstig auswirkt; ich 
kann aber feststellen, daß unsere Geschäftswelt eine wirklich anerkennenswerte Op-
ferfreudigkeit bekundet in der Erkenntnis, daß der wirtschaftliche Kampf gegen 
Oesterreich eine selbstverständliche, wenn auch mit finanziellen Opfern verbundene 
Unterstützung unserer Reichsführung ist.
Was es für Neuhaus bedeutete, daß „sich selbstverständlich die Grenzsperre auch rezi-
prok geschäftlich ungünstig“ auswirkte, und wie sehr Neuhaus durch die „selbstverständli-
che, wenn auch mit finanziellen Opfern verbundene Unterstützung unserer Reichsführung“ 
zu leiden hatte, geht z. B. daraus hervor, daß die Gemeinde Neuhaus am 5. Jänner 1934 den 
Konkurs erklären mußte948, die problematische Situation spiegelt sich aber auch in Stellung-
nahmen gegenüber der Kreisleitung Passau-Land949 und in Interviews wider950: 
Während im übrigen Deutschland alles aufgeblüht ist mit dem Dritten Reich, ist bei 
uns alles abwärts gegangen durch die Grenzsperre. Es hat ja niemand mehr rüber 
dürfen. [...] Wenn es auch [vorher; Anm. d. V.] keine guten Zeiten waren, so waren sie 
doch besser; aber dann ist alles zugemacht worden. Das war das übelste. [...] Es war 
der Tiefpunkt, 1933 bis 1938.951 Da ist es von Jahr zu Jahr noch ein bisserl schlechter 
geworden finanziell, durch die Grenze.
948) Im Protokoll des Gemeindeausschusses Neuhaus ist dazu folgendes vermerkt: „Die Gemeinde hat alle Ein-
nahmequellen ausgeschöpft, die höchsten Umlagesätze und sämtliche Notsteuern mit dem höchst zuläs-
sigen Satz beschlossen. Es gibt keine weitere Einnahmequelle mehr für Neuhaus. [...] Es ist erschrek-
kend, in welcher Weise die Einnahmen zurückgegangen und die Ausgaben in die Höhe geschnellt sind. 
[...] Das Steuersoll 1933 der Gemeinde ist um rund 200 M zurückgegangen. In den letzten Jahren wur-
den 290 bzw. 435 % Gemeindeumlagen eingehoben, um einigermaßen wirtschaften zu können. Es wäre 
auch widersinnig, von den Besitzern noch höhere Umlagensätze als die gesetzlichen Höchstsätze zu ver-
langen, da die Steuerzahler von Neuhaus/I. finanziell zu sehr geschwächt sind.“ Beschlußbuch für den 
Gemeindeausschuß Gemeindeverwaltung Neuhaus a. Inn: Protokoll vom 5. Jänner 1934.
949) In der Gemeinderatssitzung vom 8. Dezember 1934, in der es u. a. um Zuschüsse an die Kreisleitung Pas-
sau-Land ging, war laut Protokoll folgendes festgestellt worden: „Da die finanziellen Verhältnisse der 
Gemeinde Neuhaus/I. die denkbar schlechtesten sind, die Einnahmen der Gemeinde in erschreckender 
Weise zurückgehen, dagegen die Lasten namentlich auf dem Gebiete des Fürsorgewesens rapid ansteigen, 
ist es für die Gemeinde Neuhaus/I. beim besten Willen ein Ding der Unmöglichkeit, den in angegebener 
Höhe verlangten Zuschuß an die Kreisleitung Passau-Land zu leisten. Für die Gemeinde Neuhaus/I. be-
deutet ein Quartalzuschuß von 10 M schon ein Opfer, was von der Kreisleitung berücksichtigt werden 
wolle. Zudem handelt es sich nicht um Pflichtbeiträge, sondern um freiwillige Leistungen der Gemeinde.“
950) Interview vom 1. März 1993.
951) Im Beratungsbuch der Gemeinde Neuhaus a. Inn 1935–1949 findet sich z. B. folgender Eintrag vom Herbst 
1936: „Der Bürgersteuersatz 1937 beträgt 300 v. H. des Reichssatzes. Eine Herabminderung kann ange-
sichts der mißlichen Finanzlage der Gemeinde nicht in Frage kommen. Eine weitere Erhöhung würde in 
Neuhaus/I. eine besondere Härte bedeuten, da wir soviel arme bedrängte Kleingewerbetreibende und 
schlechtbezahlte Beamte, Arbeiter und Angestellte haben, welche eine steuerliche Erhöhung in dieser 
Beziehung bitter empfinden müßten. Für die Gemeinde ist aus einer ev. Erhöhung aber doch keine spür-
bare Mehreinnahme zu erwarten“; und am 30. Dezember 1936 ist vermerkt, daß der Bürgermeister die 
Einführung des 8. Schuljahres ablehne, weil es in Neuhaus 70 % Arbeiterbevölkerung gebe, die darauf 
angewiesen ist, ihre Kinder möglichst bald bei Bauern etc. unterzubringen, was aber nur möglich ist, 
wenn sie der Volkshauptschule entwachsen sind, und es der Gemeinde in Anbetracht ihrer mißlichen fi-
nanziellen Lage überdies nicht möglich sei, die Kosten für den Sachbedarf aufzubringen: „Solange sie 
infolge hoher Fürsorgelasten die Schuldzinsen nicht bezahlen kann, die Kosten für Schulbrennmaterial 
usw. schuldig bleiben muß, kann sie unmöglich neue Lasten auf sich nehmen. […].“
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Kreisleiter Moosbauer ging dann in seinem Schreiben auf die wirtschaftliche Lage der 
österreichischen Grenzgemeinden näher ein: Er stellte fest, daß die Wirte, Bäcker usw. in 
den österreichischen Nachbargemeinden, die wegen ihrer verhältnismäßig geringen Bevölke-
rungsziffer auf bayrischen Zulauf angewiesen waren, ihrem wirtschaftlichen Ruin entgegen-
gingen, weil der geschäftliche Umsatz ganz katastrophal zurückgehe und die wirtschaftliche 
Kraft der bäuerlichen Bevölkerung bei der außerordentlich dezimierten Preissenkung für
landwirtschaftliche Produkte ausgeschöpft sei, „zumal bei den schlechten Transportverbin-
dungen ins österr. Absatzgebiet auch in dieser Beziehung eine weitere Belastung der Produ-
zenten sich von selbst“ auswirke.952 Wie recht Moosbauer mit dieser Analyse hatte, zeigen 
die zahlreichen Klagen, die auf österreichischer Seite hinsichtlich der den kleinen Grenzver-
kehr betreffenden Einschränkungen laut wurden: Hatte Sicherheitsdirektor Hammerstein-
Equord in seinem mit 5. Feber 1934 datierten Lagebericht bis 4. II. 1934 bereits darauf auf-
merksam gemacht, daß die Unzufriedenheit der Bauernschaft mit den wirtschaftlichen Ver-
hältnissen in den Grenzbezirken „als im Steigen begriffen“ geschildert werde953, so wurde 
im Bericht über die Innenlage im Befehlsbereich des 4. Brigadekommandos für die Zeit vom 
10. März bis 6. April 1934 nicht nur ausdrücklich auf die Notlage der Landbevölkerung in 
Verbindung mit der Absatzstockung hingewiesen954, sondern auch erwähnt, daß sich die 
Bauernschaft verstärkt dem Nationalsozialismus zuwende.955
Am 5. April 1934 hielten die oberösterreichischen Grenzgastwirte in Braunau eine 
Nottagung ab. Dabei richteten die dort versammelten Wirte der Genossenschaften Braunau, 
Engelhartszell, Obernberg, Schärding und Wildshut, nachdem über die bisher unternomme-
nen Schritte referiert worden war und man sich dafür ausgesprochen hatte, daß die schwieri-
ge Lage der Grenzgastwirte nur durch die Öffnung des kleinen Grenzverkehrs gemildert 
werden könne, in einer einstimmig angenommenen Entschließung sowohl an die Bundes-
952) Schreiben Kreisleiter Moosbauers an die Bayerische Politische Polizei in München vom 31. Mai 1934. 
(Staatsarchiv Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399). Die schlechte Verkehrsanbindung wurde auch 
durch Bundeswirtschaftsrat Matthias Duscher am 20. Dezember 1935 im Bundestag thematisiert. Laut 
stenographischem Protokoll dieser Sitzung nahm er damals u. a. folgendermaßen zu diesem Problem 
Stellung: „Es ist ja eine bekannte Tatsache, daß gerade dieses Gebiet [= das Innviertel und z. T. das 
Mühlviertel; Anm. d. Verf.], soweit die Landwirtschaft in Betracht kommt, fast ausschließlich sein Ab-
satzgebiet jenseits des Inns, in Deutschland hatte. Allerdings ist dieser Absatz nur zum kleinsten Teil im 
großen Handelsverkehr erfolgt, sondern zum weitaus überwiegenden Teil im sogenannten kleinen Grenz-
verkehr. […]. Durch die Entwicklung der politischen Verhältnisse im Deutschen Reich ist nun dieser 
kleine Grenzverkehr vollständig lahmgelegt und eingestellt. Dieses Grenzgebiet hat seine natürlichen Ab-
satzgebiete vollständig verloren und ist nunmehr der Hauptsache nach auf den Wiener Markt angewie-
sen. Begreiflicherweise hat jede Umstellung eines Absatzgebietes ohnehin Schwierigkeiten im Gefolge, 
insbesondere aber in diesem Falle, da ja die große Entfernung dieses Grenzgebietes vom Hauptmarkt 
Wien große Spesen verursacht, die insbesondere sich noch dadurch erhöhen, daß einzelne Gebietsteile, 
z. B. der Engelhartszeller Bezirk, der Wildshuter Bezirk, verkehrstechnisch sehr ungünstig gelegen und 
sehr verkehrsarm sind, so daß einzelne Gemeinden 3, 4, ja selbst 6 Stunden zur nächsten Bahnstation ha-
ben. Das erschwert natürlich die Situation ungemein, weil ungeheure Regiekosten und Frachten anwach-
sen, die in gar keinem Verhältnisse zum Preise der Produkte stehen.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 10, S. 2.
953) AdR, BKA 22/OÖ, Zl. 118.108/G. D.–1934.
954) Im April 1934 hatte Hitler den Import „all dieser österreichischen Exportartikel“ einschränken lassen, „die 
für die Regierung Dollfuß in ihrem heimischen politischen Kampf von besonderer Bedeutung waren“, 
also z. B. Holz, Früchte und Vieh. Aufzeichnung eines Beamten der Abt. II (Hüffer), 19. April 1934. 
Documents on German Foreign Policy. C 2:757. Zit. nach: Pauley, Bruce F.: Der Weg in den National-
sozialismus. S. 114. Sollte die österreichische Regierung Beschwerde führen, hatte das deutsche Aus-
wärtige Amt die Weisung erhalten, zu entgegnen, „dies wäre eine spontane Reaktion der deutschen Kon-
sumenten gegen die Politik der österreichischen Regierung bezüglich der NSDAP.“ Aufzeichnung eines 
Beamten der Wirtschaftsabteilung (Ulrich), 4. April 1934. Zit. nach ebda.
955) AdR, BMfLV, 15–5/10, Zl. 726/34. 
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als auch an die Landesregierung „das dringende Ersuchen, die unerträglichen Verhältnisse an 
der österreichisch-bayerischen Grenze bei der Vorschreibung von Steuern und sozialen Ab-
gaben gebührend zu berücksichtigen“. Außerdem drängten die Wirte in dieser Entschließung 
darauf, „daß die vom Herrn Bundeskanzler anläßlich der Verhängung der deutschen 1000-
Mark-Ausreisetaxe versprochenen 8 Millionen Schilling, deren erste Rate bereits flüssig ge-
macht wurde, in der zweiten Rate zur Gänze für die Grenzlandgastwirte zur Verfügung ge-
stellt werden“. Abschließend hieß es dann956: 
Die unhaltbare Lage in unseren Gebieten zwingt uns, der Regierung die Forderung zu 
unterbreiten, daß sofort geholfen werden muß, weil die Betriebe ein längeres Andau-
ern dieser Zustände nicht mehr aushalten können.957
Im Situationsbericht der Bezirkshauptmannschaft an den Sicherheitsdirektor für Ober-
österreich vom 2. Mai 1934 thematisierte man die aus dem kleinen Grenzverkehr resultieren-
den Probleme folgendermaßen958:
Als sehr drückend empfindet die Bevölkerung der Grenzgemeinden die noch immer 
anhaltende Einschränkung des kleinen Grenzverkehres, die nur im hiesigen Bezirke 
und nur gegenüber Passau und Neuhaus besteht. […];
im Bericht über die Innenlage im Befehlsbereiche des 4. Brigadekommandos für die 
Zeit vom 6. Mai bis 9. Juni 1934 wurde mit dem Hinweis, daß die Bauern „auf dem Stand-
punkt“ stehen, „jedem zu folgen, der ihre dermalen ungünstige Situation in kürzerer Zeit 
wahrnehmbar zu verbessern in der Lage ist“, die politische Brisanz der ungünstigen Wirt-
schaftslage der Bauern unterstrichen959; und im „Lagebericht pro Juli 1934“ des Bezirksgen-
darmeriekommandos Schärding an das Landesgendarmeriekommando hieß es960: 
Da die politische Einstellung nicht selten von der wirtschaftlichen Lage seitens des 
einzelnen anhängig gemacht wird, mag dies auch der Grund sein, dass noch immer ein 
kleiner Teil der Bevölkerung offene oder versteckte Anhänger der NSDAP sind, wäh-
rend der nüchterne und regierungsfreundliche Teil der Bevölkerung – von den rück-
gängigen wirtschaftlichen Verhältnissen im jenseitigen Grenzgebiete unterrichtet – die 
Regierungsmassnahmen gutheissen und sich über die gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Verhältnisse hinweg zu helfen suchen.
956) Schdg. WBl. 1934, Nr. 16, S. 6.
957) Vier Wochen später hielt das „Linzer Volksblatt“ in bezug auf die Lage in den Fremdenverkehrsorten fol-
gendes fest: „Daß die Abwehr der Terrorakte und der Angriffe auf unsere Wirtschaft aus der Bevölke-
rung heraus immer weitere Kreise mobilisiert, dafür mag die scharfe Stellungnahme des österreichischen 
Gastgewerbeverbandes und des Salzburger Landesverbandes gegen die Ruhestörer als erfreulicher Be-
weis angeführt sein. Wir wissen schon, daß auch zahllose Gastgewerbevertreter treu zu Österreich und 
zur Regierung stehen, aber es ist aber [sic!] auch bekannt, daß gerade in diesen Kreisen, speziell in den 
Fremdenorten, sehr stark mit dem Hakenkreuz geliebäugelt wurde und daß man alles, was die Nazi an-
stellten, bisher mit dem schützenden Mantel der Nächstenliebe schamhaft verdecken wollte. Es kann uns 
daher nur freuen, wenn endlich die Vernunft die Oberhand gewonnen und sich die Erkenntnis weiter 
Bahn gebrochen hat, wo ihre Feinde stehen. Die Fremdenorte sind es ja in erster Linie, die am eigenen 
Leibe spüren müssen, wenn die braunen Terrorakte unseren Fremdenverkehr tatsächlich schädigen soll-
ten.“ „Linzer Volksblatt“ Nr. 131 vom 9. Juni 1934, S. 12. 
958) OÖLA, Sch. 32, Zl. 8/34.
959) AdR, BMfLV, 15–5/10, Zl. 726/34.
960) Datiert mit 4. August 1934. OÖLA, Sch. 32, Zl. 8/34.
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Von der Landbevölkerung wird allgemein der niedere Preis der landwirtschaftlichen 
Produkte kritisiert und die Schuld an diesen dem Viehverkehrsgesetz und dem Han-
delsvertrag mit Ungarn zugeschoben. Der Grossteil der Grenzbewohner möchte einen 
Frieden mit Deutschland, der nach ihrer Meinung die Wirtschaft beleben würde. Die 
Spareinlagen bei den Banken und Sparkassen des Bezirkes sind gering, nennenswerte 
Abhebungen sind nicht zu verzeichnen. […] Der Besuch der Gasthäuser und Vergnü-
gungslokale ist in letzterer Zeit weiter zurückgegangen. […] Fremdenverkehr ist sehr 
gering. Die Gemeinden kommen ihren Verpflichtungen nach. Letztere klagen allge-
mein über die zunehmenden Armenauslagen.
Anschließend an seine Ausführungen zur wirtschaftlichen Lage der österreichischen 
Grenzgemeinden forderte Kreisleiter Moosbauer in seinem Bericht an die Bayerische Poli-
tische Polizei in München eine weitere Drosselung des Grenzausgangsverkehrs und wies in 
diesem Zusammenhang auf die „harte, aber zielsichere Praktizierung der Grenzübergangs-
vorschriften“ durch Bürgermeister Eiben in Simbach am Inn hin, der dadurch „eine ganz 
empfindliche Schädigung der Geschäftswelt in Braunau erreicht hat, bei einer gleichzeitig 
eingetretenen wirtschaftlichen Belebung der Simbacher Geschäftseinnahmen.“ Daraus fol-
gerte Moosbauer:
Schon aus dieser Auffassung heraus muß ich der Praxis in der Grenzgemeinde Neu-
haus a/Inn (Bez.A. Passau) meine größte Aufmerksamkeit nicht nur aus Gründen 
der Nachbarschaft und des befürchteten Systemdurchbruchs schenken, die beson-
ders angeregt wurde durch die mir zugegangene Mitteilung, daß die Gemeinde Neu-
haus a/Inn die für ihre Bevölkerungsziffer verhältnismäßig hohe Zahl von 210 Grenz-
scheinen ausgestellt hat.
Ich habe mich im Verfolg dieser Angelegenheit mit Gauleiter Bolek u. Polizeioberin-
spektor Angstl gestern nach Neuhaus a/Inn begeben u. mit den örtlichen Instanzen in 
Verbindung gesetzt und zu meiner Befriedigung erfahren, daß Regierungsrat Lippert 
des Bezirksamtes Passau gegen die verschiedenen Einwendungen der örtlichen Stel-
len etwa zwei Drittel der ausgestellten Grenzscheine der sofortigen Einziehung unter-
stellte. 
Diese erfreuliche Maßnahme einer staatlichen Stelle scheint mir die Quelle für meinen 
Antrag zu sein, daß den Landbürgermeistern ihre vielgestaltigen Hemmungen am be-
sten dadurch abgenommen werden, daß sie Grenzscheine überhaupt nur nach vorhe-
riger Anhörung der Bezirkspolizeibehörde von Fall zu Fall ausstellen dürfen, damit 
der tatsächliche Grenzzwang erreicht wird.961
Damit hatten sich also die Kreisleitung Passau und Gauleiter Bolek mit ihrer Forde-
rung nach Eindämmung des kleinen Grenzverkehrs durchgesetzt. Am 6. Juni 1934 gab Bür-
germeister Wein dem Bezirksamt Passau bekannt, daß man 197 eingezogene Grenzscheine 
in der Gemeindekanzlei liegen habe. Er versprach, den Grenzscheinverkehr nach Österreich 
hinkünftig in „strengster Form aber doch in möglichst friedlicher Weise“ durchzuführen, 
verabsäumte jedoch nicht, neuerlich darauf hinzuweisen, daß dies allerdings sehr schwierig 
sein werde, „weil ja Neuhaus und Schärding wirtschaftlich u. verwandtschaftlich etwas en-
ger verbunden ist; besonders hinüber.“962
961) Schreiben Kreisleiter Moosbauers an die Bayerische Politische Polizei in München vom 31. Mai 1934. 
Staatsarchiv Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
962) Schreiben Bürgermeister Weins an das Bezirksamt Passau vom 6. Juni 1934. Ebda. 
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Abgesehen von der kurzfristigen Grenzsperre, die in Zusammenhang mit den Juli-
ereignissen 1934 verhängt wurde – am 28./29. Juli war es Deutschen nicht gestattet, die 
Grenze nach Österreich zum Zwecke des Schulbesuches und der Berufsausübung zu über-
schreiten963; erst ab 30. Juli 1934 war der kleine Grenzverkehr bei unaufschiebbarer wirt-
schaftlicher Dringlichkeit für politisch einwandfreie Personen wieder erlaubt964 –, galt nun 
folgende Regelung: An Personen, die ihren Grenzschein hatten abgeben müssen, aber drin-
gend in Schärding zu tun hatten, wurden Tagesscheine ausgegeben. Als „dringend“ wurde 
dabei zum Beispiel akzeptiert, daß die Brüder Schmiedbauer und Franz Waldherr, die im 
Schärdinger Fußballclub Mitglieder waren, zum Fußballspielen nach Österreich ausreisen 
durften, weil sie pro Spiel und Person drei Mark erhielten und angaben, wirtschaftlich auf 
diese Entschädigung angewiesen zu sein.965 Die Ausstellung dieser Passierscheine oblag –
trotz der Forderungen der Kreisleitung Passau, diese Aufgabe übergeordneten Behörden zu 
übertragen – nach wie vor den jeweiligen Bürgermeistern, die nun aber genaue Aufzeich-
nungen darüber führen mußten. 
Ungeachtet der Beteuerungen, daß man es fortan sehr genau mit dem kleinen Grenz-
verkehr nehmen werde, wich man jedoch einige Monate später schon wieder von diesem 
strengen Kurs ab, und bald häuften sich erneut die Klagen über die laxe Handhabung des 
kleinen Grenzverkehrs.966 Am 7. April 1935, einem Sonntag, wurde daher in der Zeit von 
8.00 bis 20.30 Uhr durch einen Beamten der Grenzpolizeistelle Passau am Grenzübergang 
Neuhaus/Innbrücke eine Kontrolle der Grenzgänger vorgenommen. Am nächsten Tag er-
ging diesbezüglich folgender Bericht an das Bezirksamt Passau, der nur allzu deutlich zeigt, 
wie wenig man sich um die strengen Vorschriften kümmerte967:
Bereits in der ersten Stunde der Kontrolle wurden ca. 30 Grenzscheine, ausgestellt 
von den Gemeinderäten Neuhaus a. Inn, Mittich, Rustorf [sic!], Sulzbach, Engerts-
ham, Eglsee, Eholfing und Vornbach eingezogen, da die Inhaber erklärten zum Kir-
chenbesuch nach Schärding (Oberösterreich) gehen zu wollen. Andere wieder erklär-
ten auf Befragen nach dem Grund des Grenzübertritts, dass sie zum Arzt, Zahnarzt, 
Friseur, zur Modistin, zur Wäscherin oder um Verwandte zu besuchen die Grenze 
überschreiten wollten. [...] Jedenfalls war bei den sämtlichen Grenzscheininhabern 
nicht ein einziger dabei, der einen halbwegs stichhaltigen Grund zum Grenzübertritt 
vorbringen konnte. Die an der Brücke diensttuenden Zollbeamten haben angegeben, 
dass sie von ihrer vorgesetzten Stelle die Weisung erhalten haben Grenzübertrittspa-
piere nur auf ihre formelle Gültigkeit zu prüfen, es sei ihnen aber bekannt, dass die 
meisten Grenzgänger keine Gründe für ein wirkliches wirtschaftliches Bedürfnis vor-
bringen könnten und die Grenzscheine in der Regel zum Kinobesuch, zum Kirchen-
und Wirtshausbesuch u. dgl. verwendet werden.
963) Funkspruch Nr. 6434 der Bayerischen Politischen Polizei vom 29. Juli 1934 an alle Grenzstellen. Staats-
archiv Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
964) Schreiben der Bayerischen Grenzpolizeistelle Passau an das Deutsche Grenzzollkommissariat in Passau 
vom 30. Juli 1934. Ebda.
965) Schreiben des Bezirksamtes Passau an den Gemeinderat Neuhaus a. I. vom 13. 8. 34. Ebda. 
966) Der Neuhauser Bürgermeister Georg Wein war am 12. März 1935 nach kurzer Krankheit im Alter von 
57 Jahren gestorben (Schdg. WBl. 1935, Nr. 11, S. 7), worauf Joseph Schifferer, der bisherige II. Bür-
germeister, das Amt übernahm. Beschlußbuch für den Gemeindeausschuß Gemeindeverwaltung Neu-
haus a. Inn: Protokoll vom 13. März 1935. 
967) Schreiben der Bayerischen Grenzpolizeistelle Passau an das Bezirksamt Passau vom 8. April 1935. Staats-
archiv Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
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Doch nicht nur von Neuhaus aus versuchte man immer wieder das Verbindende über 
das Trennende zu stellen, sondern auch von Schärding aus bemühte man sich, die guten Be-
ziehungen zu den Nachbarn nicht abreißen zu lassen: So war es z. B. der Kapelle Schröcken-
eder968 nach wie vor offiziell erlaubt, im Nachbarland aufzutreten969:
Da Schröck’neder, der hat doch herübm schon – wia 1933 die Machtübernahme woar, 
no – woarn Fackelzüge oder woar der 1. Mai oder woar des und des – der hat ja dau-
ernd herübm gspielt, no, aber mit der Begründung, er hat nur spieln derfa und koa Be-
geisterung zoagn – von der Österreicherseitn aus. Da hat er allweil gsagt: „Ja, i kann 
eh’ koa Begeisterung zoagn, wann i spiel.“
Außerdem durften – wie ich im Rahmen meiner Ausführungen zu den schulischen 
Verhältnissen in Schärding bereits erwähnt habe – Kinder aus dem Bezirk Schärding dank 
der Fürsprache Bezirkshauptmann Hofrat Petraks auch dann noch bayrische Schulen besu-
chen, als das Bundesministerium für Unterricht schon längst verfügt hatte970, daß „mangels 
einer Gewähr für die Erziehung österr. Kinder im vaterländischen Sinne durch die reichs-
deutschen Schulen Auslandsschulbesuche schulpflichtiger österr. Kinder abzustellen sind“,
und mit einem Nachtragserlaß971 auch den Besuch höherer Unterrichtsanstalten im Deut-
schen Reiche seitens österreichischer Kinder, die im Inlande wohnten, für unzulässig erklärt 
hatte.972 In diesem Nachtragserlaß war der oberösterreichische Landesschulrat jedoch zu-
gleich ermächtigt worden, in einzelnen Fällen Ausnahmen zu bewilligen, und dies erlaubte 
es Hofrat Petrak, sich unter dem Hinweis auf die bisherigen Gepflogenheiten und die damit 
verbundene Kostenersparnis für die Eltern für den weiteren Verbleib von Schärdinger Kin-
dern an bayrischen Schulen einzusetzen.973
Neben diesem Bemühen, österreichischen Kindern trotz der angespannten politischen 
Verhältnisse weiterhin den Schulbesuch in Bayern zu ermöglichen, suchte Hofrat Petrak 
auch direkt mit dem Stadtrat und dem Bezirksamt Passau über Erleichterungen im kleinen 
Grenzverkehr zu verhandeln und erklärte sich in diesem Zusammenhang bereit, gegen „Zu-
sicherung freien Geleites“ zu einer Besprechung nach Passau zu kommen.974 Ob ein diesbe-
968) Karl Schröckeneder (geb. am 11. August 1892 in St. Florian/Inn, gest. am 5. Juni 1945 in Schärding) ist der 
Großvater der Verfasserin. Seine Beliebtheit kam mir – weit über seinen Tod hinaus – insofern zugute, 
als mir viele meiner Interviewpartner von vornherein großes Vertrauen entgegenbrachten. 
Als Musiklehrer und Kapellmeister hatte er maßgeblichen Anteil am musikalischen Geschehen der Stadt: 
Seine Kapelle wirkte ab 1919 auf dem Gebiet der Unterhaltungs- und Tanzmusik; 1922 wird von einem 
zwanzig Mann starken Streichorchester berichtet; 1928 gründete er zusammen mit dem damals in Schär-
ding lebenden Komponisten Franz Lenz das Salonorchester „Aurora“, das jahrelang ein gefragter Klang-
körper blieb; in den dreißiger Jahren gründete Schröckeneder eine eigene Jazzkapelle, die von 1934 bis 
1937 nachweislich auftrat; außerdem fanden der Männergesangsverein Widerhall und der Arbeiterge-
sangsverein Schärding in ihm Jahre hindurch einen verläßlichen Chormeister. In der Kapelle Schröcken-
eder, die sich aufgrund ihrer Aufgeschlossenheit für die damals „modernen internationalen Tänze“ gro-
ßer Beliebtheit erfreute, spielten auch etliche Neuhauser mit, und da der bayrische Nachbarort über kei-
nen eigenen Klangkörper verfügte, trat die Kapelle häufig in Neuhaus auf. Außerdem hatte Schröcken-
eder viele Schüler aus Neuhaus. 
Schmid, Karl: Zur Musikpflege in Schärding. – In: Chronik der Stadt Schärding am Inn vom ausgehen-
den 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart. – Schärding: 1991. S. 277–307.
969) Interview vom 29. Jänner 1993.
970) Erlaß vom 7. Oktober 1933, Zl. 27439/I/4. – Zit. nach: AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 199.566/G. D.–1934.
971) Erlaß vom 7. November 1933, Zl. 30970/I/4. – Zit. nach: Ebda. 
972) Schdg. WBl. 1933, Nr. 44, S. 5.
973) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 199.566/G. D.–1934.
974) Schreiben des Bezirksamtes Passau an die Bayerische Politische Polizei vom 27. Juni 1934. Staatsarchiv 
Landshut, Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1399.
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zügliches Treffen stattgefunden hat, konnte von mir allerdings nicht eruiert werden. Durch 
sein Engagement für eine Verbesserung der Beziehungen zu den bayrischen Nachbarn geriet 
Hofrat Petrak jedoch ähnlich wie der Neuhauser Bürgermeister Wein auf deutscher Seite 
bald in Verdacht, nicht systemkonform vorzugehen, ja von seiten der Heimwehr wurde ihm 
sogar unterstellt, daß er die Nationalsozialisten unterstütze.975 Eine befriedigende Lösung in 
der Frage des Grenzverkehrs ließ hingegen weiter auf sich warten976, und auch eine Locke-
rung des deutschen Wirtschaftsboykotts war trotz des Umstands, daß sich die Nationalsozia-
listen weder in Österreich noch in Deutschland über seine Zweckmäßigkeit einig waren977, 
noch nicht abzusehen. In der am 13. September 1934 im Schärdinger Rathaus abgehaltenen 
Bürgermeisterkonferenz wurde daher einstimmig beschlossen, angesichts der Probleme mit 
dem Viehabsatz und verschiedener damit verbundener Mißstände sowohl an die oö. Land-
wirtschaftskammer als auch an die oö. Landeshauptmannschaft das dringende Ersuchen zu 
richten, das Wochenkontingent von 5 bis 6 Waggon Vieh für den Bezirk Schärding wenig-
stens während der nächsten 8 Wochen auf 8 bis 9 Waggon zu erhöhen.978
Wie Oberösterreich im Vergleich zu den anderen Bundesländern in Hinblick auf die 
Landwirtschaft damals lag, zeigt Diagramm 21.
975) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 22/6/G. D.–1934.
976) Über Auftrag des Sicherheitsdirektors für OÖ. verloren mit 1. Juni 1935 auch die auf der oberösterreichi-
schen Seite ausgestellten Grenzscheine ihre Gültigkeit. Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde dazu fol-
gendes bekanntgegeben: „Künftig werden Grenzscheine nur an solche Personen ausgefolgt, welche durch 
besondere wirtschaftliche Verhältnisse, wie Grundbesitz, Gewerbeausübung, Anstellung und ständige 
Arbeit nachweisbar genötigt sind, die Grenze zu überschreiten. Die neuen Grenzscheine werden nur am 
Montag und Freitag bei der städtischen Sicherheitswache ausgestellt.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 22, S. 6.
977) Die österreichischen Nationalsozialisten, die vom deutschen Boykott natürlich ebenso geschädigt wurden 
wie alle anderen Österreicher, sprachen sich für eine Öffnung der Grenze aus, und sogar deutsche Diplo-
maten gaben 1934 zu, daß die wirtschaftlichen Repressalien in naher Zukunft keinesfalls eine Änderung 
in der österreichischen Regierung herbeiführen würden. Ein Diplomatenbericht vom 2. Juni besagt, daß 
die versuchte Zerschlagung des österreichischen Fremdenverkehrs und andere Maßnahmen wie  z. B. 
der nationalsozialistische Raucherstreik für die österreichische Regierung wohl einige „Härten, aber kei-
ne Entscheidung“ gebracht hätten. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 115.
978) Begründet wurde dies folgendermaßen: „1.) Der Bezirk Schärding war von jeher einer der viehreichsten 
Bezirke des Landes, und hat man auch in früherer Zeit viel Vieh nach Wien gebracht. Für dieses Gebiet 
kam aber auch noch der Absatz von Zucht-, Nutz- und Schlachtvieh nach Bayern im größten Ausmaß in 
Frage, ganz abgesehen von großen Mengen an Fleisch und Fleischwaren, die im kleinen Grenzverkehr 
über die Grenze giengen [!]. Durch die Grenzsperre ist nun der Bezirk Schärding allein nur auf den Wie-
ner Markt angewiesen.
2.) Die Bürgermeisterkonferenz weist auch darauf hin, daß viel Schlachtvieh aus den Bezirken Ried und 
Grieskirchen in den Stationen Andorf und Riedau verladen wird, welche mit Bewilligungsscheinen, die 
für den Bezirk Schärding bestimmt sind, gedeckt werden muß. Dazu muß noch bemerkt werden, daß 
auch Händler, welche vor einigen Jahren noch anderen Bezirken zugeteilt waren, nun der Aufteilungs-
stelle Schärding zugewiesen wurden, ohne das Kontingent für Schärding zu erhöhen.
3.) Die Konferenz verweist noch darauf, daß aus dem Bezirke Schärding jede Woche 1 – 2 Waggon 
Schlachtrinder verladen werden, die mit Bewilligungsscheinen von Wiener Kommissären gedeckt sind. 
Es ist dies ein Beweis, daß im Bezirke Schärding die Zuteilung von Bewilligungsscheinen zu knapp ist, 
in anderen Gebieten jedoch zu wenig Vieh vorhanden ist, um die zugeteilten Bewilligungsscheine aus-
nützen und verwerten zu können. Die solcherart erübrigten Scheine werden sodann offenbar im 
Schleichwege gehandelt, und dafür – wie erzählt wird – 10 bis 50 S gezahlt.
4.) Die knappen Futtervorräte zwingen die Landwirte zur Abstoßung von Vieh. Vor allem aber wird die 
Zeit der Einstallung nach dem Herbstaustrieb ein großes Ueberangebot an Vieh hervorrufen. Um recht-
zeitig vorbeugen zu können, ersucht daher die Konferenz der Bürgermeister des pol. Bezirkes Schärding 
hier helfend einzugreifen, um doch zumindest für die nächsten 8 Wochen eine gewisse Erleichterung zu
schaffen.“ Schreiben der Bürgermeisterkonferenz des politischen Bezirkes Schärding an die o. ö. Land-
wirtschaftskammer und o. ö. Landeshauptmannschaft vom 14. September 1934. Beilage zum Protokoll 
der BMK. vom 13. September 1934.
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Diagramm 21: Bodennutzung und Viehstand in Österreich (Berechnungsgrundlage: 1935)
Quelle: Österreichisches Institut für Bildstatistik. – In: Kimmel, Josef: Das österreichische Staatsbürgerbuch. 
Ein Handbuch der Staats- und Rechtskunde für jedermann. – Wien: 1936. S. 66.
Daß die wirtschaftliche Lage sehr angespannt war, geht auch aus der Erklärung hervor, 
die Bürgermeister Schmidbauer in seiner Eigenschaft als Finanzreferent anläßlich der Prä-
sentation des Budgetvoranschlags für das Jahr 1935 in der Sitzung des Schärdinger Gemein-
detags am 3. Jänner 1935 in Anwesenheit der 11 christlichsozialen Gemeindevertreter und 
des Landbundmandatars979 abgab: 
Die finanzielle Lage der Stadt ist noch immer sehr kritisch. Die Eingänge der Stadtge-
meinde verringern sich von Monat zu Monat, während die Ausgaben stets eine steigen-
de Richtung aufweisen. Die Einnahmen pro 1935 sind gegenüber 1934 laut Voran-
schlag um 5000 S geringer, infolgedessen müssen Vorkehrungen getroffen werden, um 
für das Jahr 1935 das Auslangen sicherzustellen. Die Ertragsanteile des Bundes im 
Jahre 1934 sind gegenüber 1933 ebenfalls um 4000 S gesunken, außerdem mußte die 
Stadtgemeinde gegenüber der Feuerwehr Schärding eine alte Schuld an die Sparkasse 
Schärding von 16.000 S samt Verzinsung zur Zahlung übernehmen. Schwieriger stellt 
sich die Finanzlage noch für das Verwaltungsjahr 1935, wenn nicht entsprechende 
979) Erst mit Erlaß der oö. Landeshauptmannschaft Linz vom 4. Jänner 1935 wurden die bisherigen Mitglieder 
des Gemeindetages ihrer Funktionen enthoben und die neuen Mitglieder nach den gesetzlichen Bestim-
mungen ernannt. Schdg. WBl. 1935, Nr. 2. S. 6.
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Vorsichtsmaßregeln getroffen werden. Es müssen erbarmungslos ganz gewaltige Ab-
striche der Ausgabenseite in allen Kapiteln des Voranschlages vorgenommen werden. 
Zu diesen weitgehenden Einschränkungen zwingt uns die Not, da es vollkommen aus-
geschlossen erscheint, daß sich zu unserem ganz bedeutenden Schuldenstand noch all-
jährlich unbedeckte Abgänge von 20.000 bis 30.000 S gesellen dürfen. […].980
Von einer entscheidenden Verbesserung der wirtschaftlichen Situation konnte also 
nach wie vor keine Rede sein, und entsprechend schlecht war die Stimmung:
Im Innenbericht des Kommandos der Brigade Oberösterreich Nr. 4 vom 10. November 
1934 wurde in diesem Zusammenhang z. B. beklagt, daß die gedankliche Umstellung der 
Bevölkerung vom Partei- auf den Ständestaat bisher noch nicht erfolgt sei und daß die ehe-
maligen Parteimitglieder in erster Linie nur für ihre Zugehörigen arbeiteten, „wobei sich 
Christlichsoziale und Heimwehr in der Besetzung der einflußreichen Stellen eifersüchtig ge-
genseitig den Rang abzulaufen versuchen“.981
In der Bürgermeisterkonferenz vom 22. November 1934 wurde kritisiert, daß das 
Steueramt die rückständige dritte Rate Grundsteuer schon auf dem Exekutionswege eintrei-
ben lasse, wodurch „den Rückständlern wieder Kosten erlaufen“982:
Die Bevölkerung bezw. die Landwirtschaftskreise sind hierüber sehr empört, daß man 
ungestüm und unnachsichtlich vorgeht. Wenn auch der Landwirt heuer gute Ernte und 
Erträgnis hatte, so ist zu bedenken, daß die Ware eben wegen Ueberfluß keinen Preis 
hat und kein Absatz vorhanden ist. Die Landwirte sind außerdem in finanzieller und 
wirtschaftlicher Hinsicht so weit zurück, daß sie nicht imstande sind, die Steuern lau-
fend zu bezahlen. Es sind daher Eingaben an die Finanzlandes-Direktion und Landes-
hauptmannschaft dahin gehend zu richten, ein solch unnachsichtliches Vorgehen der 
Steuerbehörden einzustellen.
Hatte schon das unsensible Vorgehen der Steuerbehörde großen Unmut hervorgerufen, 
so löste das Antwortschreiben der o. ö. Landesregierung vom 4. 1. 1935 auf die Eingabe der 
Bürgermeisterkonferenz bezüglich der rücksichtslosen Steuereintreibung bei seiner Verle-
sung in der Bürgermeisterkonferenz vom 7. Februar 1935 dann allerdings geradezu Entrü-
stung aus, denn es war „sehr scharf gehalten“ und drückte „sozusagen aus, daß sich eine 
Bürgermeisterkonferenz nicht dazu hergeben soll, sich zum Sprachrohr von Bestrebungen zu 
machen, die nicht mehr sehr weit von Steuerverweigerung entfernt sind.“983 Die Beschwerde 
selbst war in diesem Schreiben als „ungehörig“ zurückgewiesen worden, und den Bürger-
980) Damit die Stadtgemeinde nicht wieder „in ganz kurzer Zeit in denselben trostlosen finanziellen Zustand“ 
versetzt würde, „in dem sie sich vor einigen Jahren befand“, hatte das engere Finanzkomitee ein „in al-
len Ausgabenkapiteln gekürztes Präliminare für das Verwaltungsjahr 1935“ vorgeschlagen, „nach wel-
chem es möglich“ war, „ein ausgeglichenes Budget erstellen zu können“, und dieser Voranschlag (Ein-
nahmen bzw. Ausgaben 257.910 S, Ausgaben für das Armenwesen 89.930 S) wurde nun vom Gemein-
detag einstimmig genehmigt. Einstimmig beschlossen wurde bei dieser Gelegenheit auch, aufgrund des 
Budget-Sanierungsgesetzes vom 13. Oktober 1931 die Bezüge der Gemeindeangestellten in dem Aus-
maße zu kürzen wie im Jahre 1934. Schdg. WBl. 1935, Nr. 2, S. 6.
In der GTS. vom 9. Dezember 1935 wurde dann die im Gemeinderat am 2. Dezember 1935 beschlosse-
ne Verlängerung des Beschlusses der Kürzung der Bezüge der Gemeindeangestellten für die Jahre 1936 
und 1937 einstimmig genehmigt. Schdg. WBl. 1935, Nr. 50, S. 6.
981) Innenbericht für den Befehlsbereich des 4. Brigadekommandos für die Zeit vom 7. Oktober bis 10. Novem-
ber 1934. AdR, BMfLV, 15–5/10, Zl. 33.767/1934.
982) Protokoll der BMK. vom 22. November 1934.
983) Protokoll der BMK. vom 7. Februar 1935.
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meister von Diersbach hatte man verdächtigt, allein Beschwerdeführer zu sein. Daraufhin 
entspann sich „eine lebhafte Wechselrede“, die in der Feststellung gipfelte, daß
1. die Beschwerdeführung über ungestümes Vorgehen der Steuerbehörde in einigen 
Gemeinden des Gerichtsbezirkes Raab durchaus gerechtfertigt ist,
2. daß der Herr Bürgermeister von Diersbach nicht im eigenen Namen, sondern über     
Auftrag und Ersuchen verschiedener Steuerträger die Beschwerden über rigoroses 
Steuereintreiben vorbrachte, daher die Anwürfe gegen ihn unberechtigt erhoben sind,
3. daß die o. ö. Landeshauptmannschaft sich in dieser Sache nur einseitig über die tat-
sächlichen Verhältnisse unterrichten ließ.
Dann stellte die Versammlung fest, „daß die Bürgermeisterkonferenzen dazu da sind, 
zum Aufbau unserer Heimat und des Vaterlandes mitzuhelfen, aber auch auf Mißstände und 
Härten hinzuweisen und Uebelstände zu beseitigen.“ Selbstbewußt wurde dazu ausgeführt: 
Gerade die Bürgermeisterkonferenzen sind berufen, durch Hinweis auf Mängel und 
Aufdeckung von Unzukömmlichkeiten den Behörden und massgebenden Stellen jene 
Wege zu ebnen, die zu einer gesunden und gedeihlichen Verwaltung und Wirtschaft 
führen und ein gutes Einvernehmen zwischen Bevölkerung und Behörden zu erzielen. 
Die Gemeinden sind das Rückgrat der Regierung, sie müssen für alles herhalten und 
müssen daher auch das Recht haben, Unzukömmlichkeiten aufzuzeigen und auf deren 
Beseitigung zu dringen. 
Bundeswirtschaftsrat Matthias Duscher aus St. Florian a. I. schloß sich dieser An-
schauung voll und ganz an und zeigte seinerseits anhand einiger Beispiele auf, welche Här-
ten hinsichtlich der Steuereinbringung zutage getreten waren, worauf noch einmal betont
wurde, daß seit dem Wegzug Herrn Finanzrates Dr. Schmotzer die Steuereintreibung „mit 
grossen Härten und rücksichtslos“ erfolge:
In Zeiten Dr. Schmotzers begnügte man sich mit einfachen Mahnungen und Erinnerun-
gen, in letzter Zeit wurden aber nur mehr Mahnschecks und Erinnerungsschecks aus-
gegeben, für die jedesmal S 1.50 Gebühren zu bezahlen sind, so dass sich dadurch oft 
die Verzugszinsen auf 20–25 % belaufen. Diese Spesen sind unerträglich.
Abschließend hieß es dann, daß es zu Zeiten Dr. Schmotzers auch nicht mehr Steuer-
rückstände gegeben habe als jetzt und bekannt sei, daß der Bezirk Schärding die wenigsten 
Steuerrückstände habe. Die „seit dem Wegzuge Dr. Schmotzers eingetretenen Uebelstände“ 
sollten daher wieder beseitigt werden, wozu die maßgebenden Stellen zu ersuchen seien.984
Im mit 11. Feber 1935 datierten Innenbericht wurde darauf hingewiesen, daß die VF 
„im fortwährenden Zunehmen und im Ausbau begriffen“ sei, daß aber vielfach zu bemerken 
984) Protokoll der BMK. vom 7. Februar 1935. Unabhängig davon wurde Ende des Jahres 1936 durch das Bun-
desministerium für Finanzen die Aufstellung eines Finanzamtes in Schärding verfügt und als Zeitpunkt 
für die Errichtung der 1. Jänner 1937 bestimmt. Die Bezirkssteuerbehörde sowie das Steueramt Schär-
ding wurden aus diesem Anlaß aufgelassen und das Steueraufsichtsamt in Schärding dem neuen Finanz-
amt als Verbrauchssteuer- und Monopolsabteilung eingegliedert. Das Finanzamt erhielt für seinen gan-
zen Dienstbereich die ihm nach der entsprechenden Verordnung auf dem Gebiet der Verbrauchssteuern 
eingeräumten Befugnisse. Die Steueraufsichtsämter Engelhartszell, Münzkirchen und Raab wurden als 
„Steueraufsichtsabteilungen“ dem neuen Finanzamt unterstellt, behielten jedoch ihren bisherigen örtli-
chen und sachlichen Wirkungskreis bei. Schdg. WBl. 1936, Nr. 52, S. 4.
-376-
sei, daß „die Geschäftsleute mit ihren Beitritten zögern“, was sie damit begründeten, daß ih-
nen bei einer Anmeldung „seitens der nicht vaterländisch eingestellten Kunden“ „ein Scha-
den erwachsen“ würde985; und im mit 5. März datierten Bericht zur innerpolitischen Lage im 
Februar 1935 heißt es, daß der vaterländische Gewerkschaftsbund bei der Arbeiterschaft 
„noch vielfach“ auf „Mißtrauen und Ablehnung“ stoße, das Verhältnis der Wehrverbände 
untereinander „sich nur teilweise gebessert“ habe und die Stimmung in manchen Bevölke-
rungskreisen „durch die noch vielfach drückend empfundene Wirtschaftslage beeinträchtigt“ 
sei.986 Bestätigt findet sich diese Einschätzung der Lage im Schreiben des Sicherheitsdirek-
tors für Oberösterreich an das Bundeskanzleramt vom 27. März 1935987: 
Die Verhältnisse an der Grenze entwickeln sich in der letzten Zeit in ziemlich uner-
freulichem Sinne, es mehren sich die Klagen, daß der Unterschied in den wirtschaftli-
chen Verhältnissen und im Beschäftigungsgrade der Bevölkerung sehr zu ungunsten 
des eigenen Landes spricht.988
Anschließend machte Sicherheitsdirektor Peter Revertera-Salandra darauf aufmerk-
sam, wie negativ sich hier an der Grenze der Abbau des Schutzkorps auswirke, und legte 
dar, wie man seitens der Sicherheitsdirektion darauf reagiert habe989: 
Besonders der Abbau des Schutzkorps macht in den Grenzbezirken im Hinblick auf die 
Verhältnisse jenseits der Grenze ganz besonders böses Blut. Es wurde daher seitens 
985) Innenbericht für den Befehlsbereich des 4. Brigadekommandos für die Zeit vom 6. 1. – 10. 2. 1935. AdR, 
BMfLV, 15–5/10, Zl. 1973/1935.
986) Innerpolitische Lage Februar 1935 (Nachrichtenblatt 3). AdR, BMfLV, 15–5/10, Zl. 1675/1935.
987) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 321.478/G. D.–1935.
988) Das Bezirksgendarmeriekommando Schärding stellte am 1. April 1935 im Rahmen seiner periodischen 
Berichterstattung an das Gendarmerieabteilungskommando Nr. 6 in Wels die wirtschaftliche Lage in 
Schärding folgendermaßen dar: „Fremdenverkehr dermalen keiner. In der Kaltwasserheilanstalt befinden 
[sich] dermalen ca. 30 Patienten. Freiwilliger Arbeitsdienst besteht in Engelhartszell aus 17 Mann, wel-
che mit der Vorbereitung von Strassenschotter beschäftigt sind.
Die Spareinlagen sind gegenüber dem Vormonate im schwachen Steigen begriffen.
Die Arbeitslosigkeit weist gegenüber dem Vormonate einen ca. 5%igen Rückgang auf. Für eine Bele-
bung des hiesigen Arbeitsmarktes wäre die Inbetriebsetzung der Steinindustrie massgebend.
Der Besuch der Gaststätten geht stets zurück, was hauptsächlich auf die Geldknappheit und auf die vor-
jährige reiche Obst- und Mosternte zurückzuführen ist. […] Die wirtschaftliche Lage im benachbarten 
Bayern scheint im Aufstiege begriffen zu sein. Die Landwirtschaft wurde durch Massnahmen in der 
Preisbildung für ihre Produkte merklich gehoben. Durch die Einführung der Arbeitsdienstpflicht und der 
allgemeinen Wehrpflicht wurden der Landwirtschaft bedeutende Arbeitskräfte entzogen und wird ein 
Arbeitermangel fühlbar. In Ermangelung eigener Arbeitskräfte werden aus den österreichischen Grenz-
gebieten eine grössere Anzahl Arbeiter für die bayrischen Landwirte gesucht und aufgenommen. […] 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind im hiesigen Grenzgebiete durch den deutscherseits stark gedros-
selten kleinen Grenzverkehr sowie durch die Ausfuhrsperre nach Deutschland stark in Mitleidenschaft 
gezogen.“ (OÖLA, Sch. 34, Zl. 34/35); und im mit 8. April 1935 datierten „Periodischen Bericht für den 
Monat März 1935“ von Ried im Innkreis – die hierin angeführten Beobachtungen entsprechen der Situa-
tion in Schärding – ist dazu u. a. folgendes ausgeführt: „Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind nicht be-
friedigend. Besonders die Landwirte klagen über schlechte Absatzmöglichkeit ihrer Produkte und allem 
voran über die niederen Viehpreise, die zuweilen zu heftigen Kritiken führen. Aber auch der Gewerbe-
stand leidet unter dieser Wirtschaftskrise ausserordentlich schwer. Diese Verhältnisse bedingen allge-
meine Einschränkung, die sich nicht nur im Besuche der Gast- und Vergnügungsstätten nachteilig aus-
wirkt, sondern auch die Entlassung von Dienstboten und gewerblichen Arbeitern und Angestellten zur 
Folge hat. Der Stand der Arbeitslosen kann daher nur kaum nennenswert heruntergedrückt werden.“ 
AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 328.272/G. D.–1935. 
989) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 321.478/G. D.–1935.
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der Sicherheitsdirektion der Abbau in den Grenzbezirken verringert und nur auf Leute 
beschränkt, bei denen ein Abbau mit Rücksicht auf ihre wirtschaftlichen Verhältnisse 
oder sonstigen Gründe noch einigermassen verantwortet werden kann. 
Ein weiterer radikaler Abbau, wie er bis Juli l. J. vorgesehen ist, erscheint mit Rück-
sicht auf die Stimmung der Bevölkerung ganz ausserordentlich bedenklich und fast un-
durchführbar.
Ich fühle mich verpflichtet, darauf hinzuweisen, daß in der Bevölkerung ein großzügi-
ges Einsetzen der Arbeitsbeschaffung seitens der Behörden und eine Berücksichtigung 
der Kleinindustrie und des Kleingewerbes bei der Vergebung von Lieferungen zuver-
sichtlich erwartet wird, weil sonst die Stimmung absolut bedenklich werden könnte.
Als Untermauerung war diesem Bericht ein von Sepp Heindl unterzeichnetes Schrei-
ben des Österreichischen Heimatschutzes, Gauführung Inngau Schärding vom 20. März 
1935 an die Landesführung des Heimatschutzes in Linz beigelegt, das sich mit den Verhält-
nissen im Grenzraum befaßte und Graf Revertera durch Landesführer Heinrich Wenninger 
am 27. März 1935 zur Kenntnisnahme übermittelt worden war mit dem Antrag, „die Sicher-
heitsdirektion wolle beim Bundeskanzleramt vorstellig werden, daß die Schutzkorpsabtei-
lungen im Grenzgebiet vom Abbau verschont bleiben mögen.“ Das mit „Heil Starhemberg“ 
gefertigte Schreiben Heindls lautet990:
Die derzeitigen Abbaumaßnahmen im Schutzkorps haben in den Reihen des Heimat-
schutzes grosse Erbitterung hervorgerufen, und zwar nicht wegen des Abbaues beim 
Schutzkorps, sondern weil die Leute direkt auf die Strasse geworfen werden ohne jede 
Aussicht auf Arbeit. Die Privatbetriebe sind ohne Beschäftigung und daher nicht auf-
nahmefähig, die Bauern, welche Heimatschützer nehmen, ganz dünn gesät und die üb-
rigen Bauern lehnen es als offene und versteckte Nazi ab, einem Heimatschützer Be-
schäftigung zu geben. Die grösste Erbitterung wird aber dadurch ausgelöst, daß ganze 
Scharen von jungen Leuten, die entweder Nazi sind und denselben nahe stehen, in 
Bayern gut bezahlte Beschäftigung finden.
Eigene Kuriere beschäftigen sich in der hiesigen Gegend mit der Anwerbung von Ar-
beitskräften und kann man sich so ungefähr ein Bild über die Stimmung, die in der Be-
völkerung, besonders aber bei den Arbeitslosen herrscht, machen.
Kabellegung, Strassenbau und Beschäftigung der Steinindustrie wurde in den Zeitun-
gen verkündet und Zunahme der Arbeitslosigkeit im Grenzgebiete ist der Erfolg. Wäh-
renddessen schreiten unsere Nachbarn drüben zur grossangelegten propagandisti-
schen Tat und schicken ihre Sendlinge zur Aufnahme von Arbeitern, um den Brüdern 
in Österreich zu Arbeit und Brot zu verhelfen. 
Daß bei diesem Zustand trostvolle Worte nicht mehr zu helfen vermögen, liegt klar auf 
der Hand und es wäre höchste Zeit wenn man für das bedrängte Grenzland auch ein-
mal anstatt Worte Taten folgen lassen würde. 
Daß es „höchste Zeit“ war, den Worten Taten folgen zu lassen, um die Wirtschaft an-
zukurbeln und dadurch der nationalsozialistischen Propaganda den Wind aus den Segeln zu 
nehmen, war natürlich auch den Verantwortlichen in Wien bekannt991, und daher wurde im 
990) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 321.478/G. D.–1935. 
991) Am 21. 3. z. B. hatten Landeshauptmann Dr. Gleißner und Landesstatthalter Wenninger bei Bundeskanzler 
Schuschnigg und Vizekanzler Starhemberg wegen der Arbeitslosigkeit und der Notlage der Bauern vor-
gesprochen. Slapnicka, Harry: Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 291.  
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Frühjahr 1935 eine neue Investitionsanleihe aufgelegt (Näheres zur „Arbeitsanleihe“ siehe 
oben) und die sogenannte „Arbeitsschlacht“ ausgerufen. Dabei handelte es sich um eine 
großangelegte staatliche Beschäftigungsaktion, die Bundeskanzler Dr. Schuschnigg propa-
giert hatte, um die Wirtschaft endlich wieder in Schwung zu bringen und damit das Problem 
der Arbeitslosigkeit in den Griff zu bekommen. Laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 14. 
März 1935 – der Artikel trug den Titel „Große Arbeitsschlacht in Österreich“ – hatte Bun-
deskanzler Dr. Schuschnigg dazu anläßlich eines Bezirksappells der VF in Wien-Favoriten 
am 8. März 1935 u. a. ausgeführt992: 
Das Arbeitsbeschaffungsprogramm des letzten Jahres litt unter den blutigen Ereignis-
sen, die unser Land heimsuchten. Und trotz alledem konnten in Wien und in den Län-
dern wesentliche Mittel darangesetzt werden, um Arbeitskräfte zu beschäftigen und 
neue Werke zu schaffen. Spätestens im April wollen wir mit einer großen konsequenten
Arbeitsschlacht einsetzen. 
In Wien und in den Ländern soll alles mobilisiert werden; wir wollen im Jahre 1935 
zeigen, daß Oesterreich imstande ist, trotz der Krise einen wesentlichen Fortschritt zur 
wirtschaftlichen Gesundung zu tun. […].
Für die „Arbeitsschlacht“, die in einen „staatlichen Frontabschnitt“, einen „öffentlich-
rechtlichen Frontabschnitt“ (er betraf Länder und Gemeinden) und einen „Frontabschnitt Pri-
vatwirtschaft“ untergliedert war, sollten mit 421,3 Millionen Schilling etwa doppelt so viele 
Mittel aufgewendet werden wie für die erste Arbeitsbeschaffungsaktion 1933/34993, wodurch 
man rund 100.000 Arbeitslose994 neu in die Produktion einzugliedern hoffte. In seiner im 
Rundfunk übertragenen Osterbotschaft an die Bevölkerung Österreichs teilte Bundeskanzler 
Schuschnigg dazu u. a. folgendes mit995: 
Wir sind […] der Ueberzeugung, daß die Sicherung der Existenz und des Lebensunter-
haltes für die Familie die beste und wirksamste Arbeiterpolitik darstellt und zum vor-
nehmsten Aufgabenkreis der sozialen Verwaltung unseres Vaterlandes zählt.
Die Bundesregierung hat die Absicht, aus ordentlichen und außerordentlichen Budget-
mitteln insgesamt rund 210 Millionen Schilling bereitzustellen, wozu noch der von der 
Gemeinde Wien der Oeffentlichkeit bereits bekanntgegebene Betrag von 106,600.000 
Schill. kommt. Bei der Flüssigmachung dieser vorerwähnten Mittel werden auch Bei-
träge der Länder996, Bezirke, Gemeinden und Privatinteressenten von rund 100 Mil-
lionen Schilling ins Rollen gebracht, so daß in diesem Jahre durch die Arbeitsbeschaf-
fung der Bundesregierung und der Gemeinde Wien insgesamt über 400 Millionen 
Schilling in Umlauf kommen sollen. Durch diese Arbeitsbeschaffung sollen in der 
Hochsaison über 100.000 Arbeitskräfte Beschäftigung finden, wobei naturgemäß die 
992) Schdg. WBl. 1935, Nr. 11, S. 1.
993) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 99.
994) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 30. Mai 1935 findet sich dazu folgender Kommentar: „Die Bedeutung 
dieser Ziffer erfaßt man erst dann vollkommen, wenn man berücksichtigt, daß der Stand der unterstütz-
ten Arbeitslosen in Oesterreich von 367.829 zu Ende 1932 bzw. 335.919 zu Ende 1933 auf rund 
287.000 zu Ende April 1935 zurückgegangen ist.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 22, S. 2.
995) Schdg. WBl. 1935, Nr. 17, S. 1.
996) Am 18. Juli 1935 teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ mit, daß der oberösterreichische Landtag in Zu-
sammenhang mit der „Arbeitsschlacht“ einen Nachtragskredit von 960.000 Schilling gewährt habe. Der 
größte Teil davon sollte für Zwecke der Arbeitsbeschaffung verwendet werden. 
Ende Juni 1935 gab es in Oberösterreich 22.918 unterstützte Arbeitslose. Das waren um zirka 4.000 we-
niger als zur selben Zeit des Vorjahres. Schdg. WBl. 1935, Nr. 29, S. 5.
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größte Zahl der Arbeiter auf die Monate Juni bis November entfällt, aber immer ein 
Jahresdurchschnitt von rund 78.100 Arbeitern errechnet werden kann. Nimmt man da-
zu, daß nach vorliegenden Schätzungen für je zwei neueingestellte Arbeiter die Ein-
stellungsmöglichkeit für einen Arbeiter der Konsumindustrie sich ergibt, so liegt auf 
der Hand, daß über die vorerwähnte nachweislich erfolgende Mehrbeschäftigung hin-
aus auch die indirekte Wirkung in weiteren Arbeitseinstellungen von beachtlicher Be-
deutung bleibt.
Danach ging Bundeskanzler Schuschnigg noch näher auf einzelne Fördermaßnahmen 
ein, und abschließend richtete er an alle den Appell, „zur Arbeitsschlacht ihr Scherflein bei-
zutragen“: Wer „vor der Notwendigkeit und Möglichkeit“ stand, in seinem Haushalt oder 
Betrieb eine Arbeit durchführen zu lassen, der sollte den Entschluß fassen, sie rasch zu ver-
geben997, um Arbeit zu schaffen und Mitbürgern, die auf Arbeit warteten, zu helfen, um so 
„den Weg des Vaterlandes nach aufwärts zu fördern“, und wer in der Lage war, selbst Ar-
beitskräfte zu beschäftigen, der sollte erwägen, ob er nicht „für Neueinstellungen noch 
Raum“ habe. Daß jeder sein „Scherflein zur Arbeitsschlacht beizutragen“ habe, wurde auch 
bei der am 11. Mai 1935 im Sitzungssaal der Landesleitung der VF in Linz unter dem Vor-
sitz des Landesleiters und Landeshauptmannes Dr. Heinrich Gleißner stattfindenden Tagung 
der Gau- und Bezirksleiter der VF für Oberösterreich betont. In seinem ausführlichen politi-
schen Referat nahm Dr. Gleißner dazu u. a. folgendermaßen Stellung998:
Es ist klar, daß eine großzügige Arbeitsbeschaffung nicht nur mit öffentlichen Mitteln 
erfolgen kann. Es muß unbedingt die private Initiative angeregt werden und es müssen 
die vielen Mittel, die oft brach liegen, zur Beschaffung von Arbeit herangezogen wer-
den. Die Vaterländische Front wird daher bei jeder Bezirksleitung einen Funktionär 
für Arbeitsbeschaffung bestimmen, der mit der Wirtschaft in entsprechendem Kontakt 
steht und Vorschläge zur Mobilisierung der privaten Arbeitsbeschaffung einbringen 
wird. Es wird auch dafür gesorgt werden müssen, daß Betriebe, die trotz erhöhter Auf-
träge keine Arbeiter einstellen, sondern durch Ueberstundenarbeit und schrankenlose 
Ausnützung der Kapazität des Betriebes ihre Aufträge durchführen, verhalten werden, 
Arbeiter einzustellen.
997) Schon am 11. April 1935 hatte die Stadtgemeinde Schärding „die P. T. Hausbesitzer im Stadtgemeindege-
biete“ „zum Zwecke der Arbeitsbeschaffung“ auf die einige Tage vorher erschienene Verordnung des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung aufmerksam gemacht, laut der für die Vornahme von In-
standsetzungsarbeiten an privatem Althausbesitz einmalige, nicht rückzahlbare Zuschüsse von 20 % des 
Kostenaufwandes aus Bundesmitteln gewährt wurden. Durch diese Bundeszuschüsse wurde im ganzen 
Bundesgebiet aber nicht nur die Aktion für Althausreparaturen gefördert, sondern auch die Aktion der 
Teilung von Wohnungen. Beide Aktionen hatten bereits im Jahr 1934 bestanden, sie hatten damals je-
doch nur für Gemeinden mit über 5.000 Einwohnern gegolten. Für das Jahr 1935 konnten nun aber sol-
che Arbeiten auch schon in Gemeinden mit mehr als 3.000 Einwohnern berücksichtigt werden, womit 
diese Begünstigung auch für die Stadt Schärding Anwendung fand. Die Ansuchen um Gewährung von 
Bundeszuschüssen für beide Aktionen waren bis spätestens 30. Juni 1935 einzubringen. Als Erhaltungs-
arbeiten, für die Bundeszuschüsse geleistet wurden, waren insbesondere Arbeiten an den Schauseiten 
und Feuermauern in der bisherigen Ausführungsart sowie an Dächern samt Dachwasserabfuhr, Ausbes-
serung der Fenster samt Anstrichserneuerung, Putz- und Malerarbeiten im Stiegenhaus und auf den Gän-
gen, Ausbesserung von Stiegen und Treppen und bestehender Licht-, Gas-, Wasser- und Zentralhei-
zungsanlagen bis zu den einzelnen Wohnungen und Geschäftsräumlichkeiten, Instandsetzung von Abort-
anlagen, der Hauskanäle bis zur Grundgrenze, der Waschküchen, Einfriedungen und Hofpflasterungen 
sowie Trockenlegungen mittleren Umfanges u. dgl. zu verstehen. Schdg. WBl. 1935, Nr. 15, S. 6 f.
998) Schdg. WBl. 1935, Nr. 20, S. 2.
-380-
Anschließend wurde verlangt, daß zur „Erleichterung der Einstellung von Arbeitslosen 
in den Betrieben, in denen es möglich ist, die Vierzigstundenwoche eingeführt“ werde. 
Außerdem werde man „unbedingt auch dazu übergehen müssen, in vielen Betrieben trotz 
mancher Schwierigkeiten die Kurzarbeit einzuführen“, und dann wurde noch darauf hinge-
wiesen, daß auch die Landwirtschaft diesbezüglich einen wichtigen Beitrag leisten könne: 
Für die Landwirtschaft müssen stabile Preise und ein gesicherter Absatz geschaffen 
werden und dann wird man auch von unserer Landwirtschaft verlangen können, daß 
sie einen bestimmten Stand von landwirtschaftlichen Arbeitern hält und damit auch 
wesentlich den Stand der Arbeitslosigkeit heruntersetzen hilft. 
Nachdem Dr. Gleißner noch erklärt hatte, daß man „in all diesen wirtschaftlichen Fra-
gen“ „mit den berufsständischen Organisationen Fühlung“ nehmen werde, schloß er sein Re-
ferat mit folgender Feststellung:
Die Vaterländische Front ist sich der großen Aufgabe bewußt, die sie auch in großen 
wirtschaftlichen Fragen zu erfüllen hat und wird ihren ganzen Einfluß dahin geltend 
machen, daß Wirtschaftsfragen in Hinkunft immer vom Standpunkt des sozialen Ge-
dankens und der Volksgemeinschaft behandelt werden und daß in Zeiten der Not auch 
jeder die moralische Pflicht hat, Opfer zu bringen für die, die ohne Schuld durch die 
Not der Zeit um Brot und Verdienst gebracht wurden.999
Entsprechend der Bedeutung, die damals dem Straßenbau als „Wirtschaftsankurbe-
lungsfaktor“ beigemessen wurde1000 – hier war die Gewähr gegeben, möglichst viele Ar-
beitslose zu beschäftigen und einen hohen Lohnanteil zu erreichen1001, sodaß sich diese Ar-
999) Schdg. WBl. 1935, Nr. 20, S. 2.
1000) Bundeskanzler Dr. Schuschnigg hatte z. B. in seiner Osterbotschaft von der „Erkenntnis“ gesprochen, „daß 
moderne Verkehrseinrichtungen die beste Voraussetzung für die Belebung der Wirtschaft durch den 
Fremdenverkehr bieten“, weshalb „auch in diesem Jahr das Bauprogramm fortgesetzt“ werden sollte. In 
diesem Zusammenhang wurde von ihm auch angekündigt, daß zur Förderung des Verkehrs einerseits 
und der Autoindustrie sowie des Kraftfahrgewerbes andererseits ab 1. Mai d. J. die Kraftwagenabgabe 
abgeschafft werde. Schdg. WBl. 1935, Nr. 17, S. 1.
1001) Unter dem Titel „Straßenbau und Wirtschaftsbelebung“ führte das „Schärdinger Wochenblatt“ dazu am 
29. August 1935 u. a. folgendes aus: „Der Straßenbau wird nicht nur in Oesterreich, sondern auch in an-
deren Staaten, vor allem im Deutschen Reich, als Mittel der Arbeitsbeschaffung weitestgehend geför-
dert, ist doch sein segensreicher Einfluß auf die heimische Wirtschaft in zweifacher Form festzustellen. 
Einerseits werden Industrie und Gewerbe während der Dauer des Baues mit Aufträgen reichlich verse-
hen, wodurch gleichzeitig der Arbeitsmarkt entlastet wird, anderseits kommt die fertiggestellte Straße 
sowohl der Verkehrswirtschaft als auch ganz besonders dem Fremdenverkehr zugute. Straßenbauten 
sind im höchsten Grade arbeitsintensiv, der weitaus größte Teil der ausgegebenen Gelder wird für Löhne 
und Gehälter verwendet und fließt automatisch in hundertfältiger Weise in die verschlungenen Kanäle 
der Wirtschaft und wirkt auf diese befruchtend. Nicht nur die unmittelbar am Bau beschäftigten Arbeiter 
verdienen, sondern auch eine ganze Reihe von Industrien wird zu Lieferungen herangezogen, so daß auch 
dort Arbeitereinstellungen vorgenommen werden können. Steinbrüche, Schotter- und Sandgruben wer-
den neubelebt, die Eisen- und Stahlindustrie stellt mannigfache Werkzeuge, Maschinen (Preßlufthämmer, 
Bohrer, Straßenwalzen usw.) bei, Holz- und Blechhütten und -Schuppen müssen errichtet werden, Fuhr-
werke werden benötigt, die Arbeiter werden von den Gewerbetreibenden aus der Umgebung des Bauplat-
zes mit Lebensmitteln versorgt, im Gebirge erfolgen oft zahlreiche Einstellungen von Hilfskräften als Trä-
ger. […].Es ist fast unglaublich, welch weitgehende Wirtschaftsbelebung ein Straßenbau, ganz besonders 
in den Alpen, bewirken kann. Gerade darum ist es sehr erfreulich, zu vernehmen, daß der Ausbau unserer 
Bundesstraßen auch in den folgenden Jahren fortgesetzt werden soll. Von rund 3900 Kilometern Bundes-
straßen sind bisher gegen 1000 Kilometer ausgebaut und modernisiert worden, es bleibt also noch viel 
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beiten auch unmittelbar auf die Arbeitslosenstatistik, als Erfolgsbarometer der Regierung, 
niederschlugen1002 –, lag das Schwergewicht der Arbeitsbeschaffungsoffensive wie schon in 
den Jahren 1933/34 wieder beim Ausbau des Straßennetzes.1003 Dies geht auch aus folgen-
dem Plakat der Vaterländischen Front hervor, das die im Rahmen der „Arbeitsschlacht“ ge-
planten größeren Straßenbauprojekte – nach Bundesländern gegliedert – auflistete und in 
Schärding große Freude auslöste, war hier doch auch der schon seit langem geforderte Aus-
bau der Bundesstraße Schärding – Passau angeführt.1004
Von der Vaterländischen Front herausgegebenes Plakat zur „Arbeitsschlacht“
Arbeit für die nächsten Jahre übrig, zumal der Bund auch den Ausbau der sogenannten nichtärarischen 
Straßen unterstützen wird, […]. In dem Augenblick, da die Straße fertig ist, hört sie allerdings auf, unmit-
telbar arbeitsbeschaffend zu wirken, […]. Dann macht sich aber die zweite großartigere Wirkung des Stra-
ßenbaues geltend, die Anziehungskraft, die die neue Straße auf den Fremden- und Güterverkehr ausübt 
und die nicht minder wirtschaftsbelebend wirkt als der Bau der Straße an sich, nur daß diese zweite Wir-
kung eine Dauerwirkung ist. […]; Oesterreich ist überreich an landschaftlichen Schönheiten, die […] man 
erst durch moderne Straßen dem Fremdenverkehr zugängig machen kann. Der Autotourist wird sich ver-
anlaßt fühlen, länger in Oesterreich zu bleiben und dessen Schönheiten zu genießen, wenn ihm zur Errei-
chung seines Zieles wirklich gute Straßen zur Verfügung stehen, und der einfache Tourist ohne Auto 
wird die Postkraftwagen benützen, die ihn auf herrlichen Alpenstraßen in das Herz der entlegensten Tä-
ler bringen. Der Ausbau unseres Alpenstraßennetzes, ganz besonders die Fertigstellung der großen West-
Ost- und Nord-Südlinien, wird dem Fremdenverkehr neue Impulse geben und eine Steigerung des Gast-
verkehrs kommt wieder der österreichischen Gesamtwirtschaft zugute. Oesterreich wird nicht zu Unrecht 
das Herzstück Mitteleuropas genannt. […]. Es liegt an uns, diese Lage auszunützen und namentlich den 
Anschluß an die Straßensysteme unserer Nachbarstaaten herzustellen.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 35, S. 1.
1002) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 102.
1003) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 11. Juli 1935 wurde dazu folgendes mitgeteilt: „Für die österreichi-
sche Arbeitsschlacht, die nunmehr auf allen Linien eingesetzt hat, stehen bekanntlich rund 420 Millio-
nen Schilling zur Verfügung. 143 Millionen werden davon für Straßen-, Brücken- und Verkehrsausbau, 
127 für Bauten, Assanierungen und Hausreparaturen, 68.5 für Güterwege, Aufforstungen und Regulie-
rungen, 60 für sonstige Investitionen verwendet. Bis Ende Mai waren im Zuge der Arbeitsschlacht rund 
100 Millionen Schilling ausgegeben.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 28, S. 1 f.
1004) Unter dem Titel „Ausbau der Bundesstraße Schärding – Passau?“ nahm das „Schärdinger Wochenblatt“ 
dazu am 4. April 1935 folgendermaßen Stellung: „Auf einem Plakat der Bundesregierung, das das Pro-
gramm für die Arbeitsschlacht enthält, ist ersichtlich, daß auch die Bundesstraße von Schärding nach 
Passau eine dem neuzeitlichen Verkehr entsprechende bauliche Ausgestaltung erfahren wird. Dadurch 
würde einem langjährigem [!] Wunsche der Schärdinger Bevölkerung und der an der Straßenstrecke lie-
genden Ortschaften entsprochen.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 14, S. 7.
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Tatsächlich wurden der Gemeinde Schärding im Jahr 1935 im Rahmen der „Arbeits-
schlacht“ dann 180.000 Schilling für den Straßenbau zur Verfügung gestellt, worauf die Pas-
sauer Bundesstraße vom Passauertor bis zum Bahnviadukt nun endlich gepflastert und die 
Hessen-Rainer-Straße [heute Bahnhofstraße] bis zur Prambrücke geteert werden konnte, was 
von der Bevölkerung überaus begrüßt wurde, weil damit entlang dieser Straßen die Staubpla-
ge behoben war. 1005
Neben dem Ausbau dieser beiden Straßen im Gemeindegebiet Schärding – laut der pe-
riodischen Berichterstattung des Bezirksgendarmeriekommandos Schärding vom 29. Juli 
1935 fanden dabei zirka 50 Arbeitslose Beschäftigung1006 – und der Errichtung eines Infek-
tionstraktes zum hiesigen Krankenhaus1007 sah das Arbeitsbeschaffungsprogramm der „Ar-
1005) Schon in der GAS. vom 27. März 1934 hatte Bürgermeister Schmidbauer ausgeführt, daß er alles unter-
nommen habe, damit im Jahre 1934 die Straßenpflasterung der Strecke Passauertor bis Allerheiling 
durchgeführt werde, „dies aus dem Grunde, um Arbeit zu schaffen“, wobei er damals berichten konnte, 
daß die Landesregierung die Pflasterung bewilligt habe und der Akt zur Bewilligung an das Handelsmi-
nisterium abgegangen sei. Schdg. WBl. 1934, Nr. 13, S. 6 f.
In der GAS. vom 23. Juli 1934 mußte Bürgermeister Schmidbauer dann allerdings bekanntgeben, daß 
die Pflasterung der Passauer Straße laut neuer Mitteilung des Landesbauamtes mangels Mittel „auch für 
dieses Jahr zurückgestellt“ worden sei. Schdg. WBl. 1934, Nr. 30, S. 6.
Erst in der GTS. vom 5. April 1935 konnte Bürgermeister Schmidbauer mitteilen, daß die Pflasterung 
und Ausgestaltung der Passauer Bundesstraße, beginnend beim Passauertor bis nach Allerheiling vom 
Handelsministerium genehmigt sei. Die Arbeiten sollten nun sofort zur Vergebung ausgeschrieben und 
nach Möglichkeit Anfang Mai in Angriff genommen werden. Schdg. WBl. 1935, Nr. 15, S. 6.
Unter dem Stichwort „Neuzeitlicher Ausbau der Passauer Bundesstraße“ wurde dazu am 11. April 1935 
im „Schärdinger Wochenblatt“ folgendes bekanntgegeben: „Seitens der oö. Landeshauptmannschaft 
werden namens der Bundes-Straßenverwaltung die Arbeiten und Lieferungen für die Herstellung einer 
Kleinsteinpflasterung in der Passauer Bundesstraße Kilometer 0.147 bis Kilometer 1.381 (das ist vom 
Passauertor bis zum Bahnviadukt Allerheiling) ausgeschrieben. Die Anbote müssen bis 12. April einge-
bracht werden. Mit dieser Ausschreibung erfolgt somit der erste ernstliche Schritt zur Erfüllung eines 
dringenden Wunsches der gesamten Stadtbevölkerung, da ja bei ungünstigem Wetter gerade der Weg 
bis zum Friedhofe meist durch hohen Morast erfolgen muß. Ebenso ist ob des starken Autoverkehrs 
mangels des gegenwärtigen entsprechenden Ausblickes erhöhte Gefahr für Menschen und Tiere vorhan-
den.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 15, S. 7.
Am 9. Mai teilte das Blatt mit, daß am 7. Mai die Kommissionierung der Straße vom Passauertor bis 
zum Bahnviadukt in Allerheiligen in Anwesenheit der beteiligten Besitzer erfolgt sei und „mit den Bau-
arbeiten schon nächste Woche begonnen werden“ dürfte (Schdg. WBl. 1935, Nr. 19, S. 6), was dann
auch tatsächlich geschah. Schdg. WBl. 1935, Nr. 20, S. 7.
In der GTS. vom 29. Juli 1935 wurde aufgrund der Aufforderung der oö. Landeshauptmannschaft Linz, 
daß die Stadtgemeinde Schärding zu den Kosten der Ausgestaltung und Pflasterung der Passauer Bun-
desstraße zu den Gesamtbaukosten von 245.000 S einen Beitrag leisten solle, von der Finanz- und 
Rechtssektion vorgeschlagen, einen solchen in der Höhe von 10.000 S, in 10 Jahresraten à 1000 S zahl-
bar, ab 1936 zu leisten. Dieser Antrag wurde einstimmig zum Beschluß erhoben. Schdg. WBl. 1935, Nr. 
31, S. 6.
Am 1. August 1935 wurde mitgeteilt, daß gegenwärtig die Hessen-Rainer-Straße bis zur Prambrücke 
durch Schotterung und Walzung verbessert werde und die Arbeiten an der Passauer-Bundesstraße nun-
mehr so weit fortgeschritten seien, daß in den nächsten Tagen mit der Pflasterung derselben begonnen 
werden könne. Schdg. WBl. 1935, Nr. 31, S. 7.
Am 29. August 1935 hieß es dann, daß die Teerung der Hessen-Rainer-Straße vollzogen sei und man 
nun mit der Zeit eine Beseitigung der Staubplage erhoffen könne. Schdg. WBl. 1935, Nr. 35, S. 6.
1006) OÖLA, Sch. 34, Zl. 34/35.
1007) Im Zuge der Arbeitsbeschaffung hatte die Stadtgemeindevertretung Schärding schon im Dezember 1933 
an das Bundesministerium für soziale Verwaltung das Ersuchen um Erbauung eines Infektionstraktes 
zum hiesigen Krankenhause gestellt, worauf am 21. Juni 1934 im „Schärdinger Wochenblatt“ in dieser 
Angelegenheit mitgeteilt werden konnte: „Kürzlich fand die diesbezügliche Kommissionierung statt und 
besteht begründete Hoffnung, daß an die Ausführung des Baues heuer noch geschritten wird.“ Schdg. 
WBl. 1934, Nr. 25, S. 6.
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beitsschlacht“ für Oberösterreich laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 16. Mai 1935 im Be-
zirk Schärding noch den Ausbau der Pyrawanger Straße bei Münzkirchen, der Otterbacher 
Straße bei Rainbach, der Kneidinger Straße bei Schardenberg, der Donaustraße bei Freinberg 
und bei Waldkirchen, der Wieneringer Straße bei St. Florian, der Merglstraße bei St. Roman, 
der Kopfinger Straße, die Umlegung der Stauredter Straße bei St. Willibald und der Sighar-
tinger Straße bei Diersbach sowie die Weiterführung der Güterwegbauten in Enzenkirchen 
(Schwarzenberg), St. Roman, Ginzlberg, Simling, Esternberg, Freinberg, Schardenberg, 
Vichtenstein, Engelhartszell und St. Willibald vor. Außerdem sollte die autonome Donau-
straße möglichst von Eferding bis Engelhartszell normal fahrbar gemacht werden und Engel-
hartszell aufwärts der Bundesbau an der Donaustraße beim Felsenwirt im Gemeindegebiet 
Vichtenstein fertiggestellt werden. Darüber hinaus waren noch verschiedene Wasserbauten 
geplant1008, doch mußten die Verhandlungen hierüber erst abgeschlossen werden.1009
Ob all die hier genannten Vorhaben schließlich auch realisiert wurden, konnte von mir 
nicht eruiert werden – die Errichtung der im Arbeitsbeschaffungs-Programm für Oberöster-
reich ebenfalls vorgesehenen Garnison in Schärding, die mit Erlaß des Bundesministeriums 
In der GAS. vom 23. Juli 1934 gab Bürgermeister Schmidbauer dann bekannt, daß es gelungen sei, die 
Zusage für diesen Bau zu erhalten. Die Mittel würden noch in diesem Jahre vom Bundesministerium für 
soziale Verwaltung bereitgestellt, doch dürften die Baukosten den Betrag von 45.000 S nicht überstei-
gen. Jeden Mehrbetrag müßte nämlich die Stadtgemeinde decken, die aber nicht gewillt sei, auch nur 
einen Groschen dazu beizusteuern. Es müsse daher unter allen Umständen mit 45.000 S das Auslangen 
gefunden werden. Diesbezügliche Pläne befänden sich in Ausarbeitung, sodaß in Bälde mit dem Bau be-
gonnen werden könne. Daß der Bau überhaupt zustande komme, sei in erster Linie dem Landeshaupt-
mann Dr. Gleißner zu verdanken, dem in der Sitzung daraufhin öffentlich der Dank ausgesprochen wur-
de. Schdg. WBl. 1934, Nr. 30, S. 6. (Im „Linzer Volksblatt“ Nr. 170 vom 26. Juli 1934, S. 7 findet sich 
in Zusammenhang mit dieser GAS. noch folgender Hinweis: „Dem Herrn Landeshauptmann, welcher 
sich um die Arbeitsbeschaffung in Schärding schon sehr viele Verdienste erworben hat, wurde von der 
Stadtgemeinde ein Dankschreiben übermittelt.“) 
Die Genehmigung des Projekts ließ dann aber noch monatelang auf sich warten, sodaß Bürgermeister 
Schmidbauer erst in der GTS. vom 5. April 1935 mitteilen konnte, daß der Bau des Isolierpavillons 
beim Krankenhaus bewilligt worden sei und „demnach der Bau in naher Aussicht“ stehe. Die Baukosten 
seien nunmehr mit 65.000 S angenommen, wodurch die Gemeinde jedoch in keiner Weise belastet wer-
de. Protokoll der GTS. vom 5. April 1935. 
Zufolge Erlaß der o.ö. Landeshauptmannschaft vom 4. 12. 1935 Zl. IV–356/19–34 betrugen die Ge-
samtkosten des Neubaus des Krankenhaus-Pavillons endgültig aber 91.000 S, was einem Mehrbetrag 
von 26.000 S entsprach. Hievon entfielen auf die ärztlich-technische Einrichtung 18.000 S, die Über-
schreitung der reinen Baukosten belief sich auf 8.000 S. Diese 8.000 S sollte nun die Stadtgemeinde 
Schärding allein tragen, weil der Eigentümer des Spitals 2/8 der Baukosten zu tragen hätte. Da die Stadt-
gemeinde seinerzeit eine Beitragsleistung von 3.000 S zur Zahlung übernommen hatte, war über die 
Zahlung des Restbetrages per 5.000 S für Bauüberschreitungskosten seitens der Stadtgemeinde ein Be-
schluß des Gemeindetages zu fassen. In der GTS. vom 9. Dezember 1935 beschloß der Gemeindetag 
daraufhin einstimmig: „Die Stadtgemeinde hat bis jetzt einen Betrag per 3.000 S zur Zahlung übernom-
men, und wird dieser Betrag in drei gleichen Jahresraten per je 1.000 S ab 1936 an die Krankenhausver-
waltung einbezahlt. Einen weiteren Betrag per 5.000 S zur Zahlung zu übernehmen, ist der Stadtgemein-
de aus finanziellen Gründen (wegen Mangel an Mittel [!]) leider ganz unmöglich, und wurden die diesbe-
züglichen Erklärungen schon zu wiederholtenmalen [!] durch Bürgermeister Schmidbauer abgegeben.“ 
Protokoll der GTS. vom 9. Dezember 1935.
Die feierliche Eröffnung und Einweihung des Infektionspavillons, an der u. a. Landesstatthalter Wennin-
ger, der Referent für die Krankenanstalten in Oberösterreich, Sektionschef Dr. Schober vom Bundesmi-
nisterium für soziale Verwaltung und Ministerialrat Ingenieur Pötzl vom Handelsministerium teilnah-
men, fand dann am 18. April 1936 statt. Schdg. WBl. 1936, Nr. 16, S. 6. 
1008) Das „Schärdinger Wochenblatt“ vom 5. September 1935 verweist in diesem Zusammenhang auf Wildbach-
verbauungsarbeiten am „Schärdinger Bach“ und am „Kösselbach“. Schdg. WBl. 1935, Nr. 36, S. 6. 
1009) Schdg. WBl. 1935, Nr. 20, S. 7.
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für Landesverteidigung vom 30. März 1935 bewilligt worden war1010, konnte z. B. erst im 
Herbst 1936 in Angriff genommen werden –, zweifellos aber kam es aufgrund der Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen insgesamt zu einer deutlichen Senkung der Arbeitslosigkeit. Dies 
belegen nicht nur die Arbeitslosenzahlen, die das Arbeitsamt Schärding Mitte und Ende je-
den Monats veröffentlichte (siehe Diagramm 24), sondern auch die jeweils angefügten 
Kommentare: 
So gab das Arbeitsamt Schärding, nachdem es schon mit 15. März 1935 auf die „all-
mähliche Besserung der Arbeitsmarktlage“ hingewiesen hatte, die sich „durch die beginnen-
de Aufnahmefähigkeit in den Steinbrüchen und bei sämtlichen öffentlichen Arbeiten“ erklä-
1010) Wie bereits erwähnt, hatte sich Bürgermeister Schmidbauer schon am 3. August 1933 wegen der ange-
spannten Lage an der Grenze und der damit in Zusammenhang stehenden schwierigen wirtschaftlichen 
Lage der Stadt mit dem Ersuchen an das Bundesministerium für Heereswesen gewandt, die seinerzeitige 
Garnison in Schärding neuerlich dauernd zu besetzen. AdR, BMfLV Präs. B. 1–3/5, Zl. 19046/1933. 
Dem Ansuchen um Verlegung einer ständigen Garnison nach Schärding war jedoch zufolge Erlaß des 
Bundesministeriums für Heereswesen vom 31. August 1933 Zl. 19046 Präs. 1933 nicht stattgegeben
worden, sondern es war nur die Verfügung getroffen worden, daß der Stadt Schärding zur Erhöhung der 
Sicherheit eine Kompanie auf die Dauer der außergewöhnlichen Verhältnisse zugeteilt werde. Ebda.
In der GAS. vom 24. September 1934 brachte Bürgermeister Schmidbauer dann einen Erlaß der Landes-
hauptmannschaft wegen Errichtung von neuen Garnisonen zur Kenntnis – dabei handelte es sich um ganz 
unverbindliche Vorerhebungen, welche Gemeinden sich um eine Garnison bewerben wollten und in wel-
chen Gemeinden die Unterbringung einer Garnison überhaupt möglich wäre; außer der Kaserne mußten 
Stallungen für Pferde, Magazinräume, Exerzierplatz, Schießplatz usw. vorhanden, aber auch Wohnungen 
und Unterkünfte für verheiratete Offiziere und Unteroffiziere verfügbar sein –, worauf der Gemeindetag 
einstimmig beschloß, sich auf jeden Fall um eine Garnison zu bewerben. Schdg. WBl. 1934, Nr. 39, S. 6.
Am 16. Oktober 1934 informierte die Stadtgemeinde die Bezirkshauptmannschaft Schärding, daß die 
Gemeinde „sich unter allen Umständen um eine Garnison“ bewerbe, und bat die Bezirkshauptmann-
schaft in diesem Schreiben, diese Bewerbung „mit allen Kräften zu fördern und zu befürworten“. Dazu 
wurde u. a. folgendes ausgeführt: „In vielen Eingaben an alle massgebenden Stellen und Persönlichkei-
ten bemühte sich die Stadtgemeinde, das Militär hier behalten zu können, bezw. eine ständige Garnison 
zu erhalten, um dadurch wenigstens einigermassen die Geschäftstätigkeit, Handel und Wandel von 
Schärding und Umgebung zu heben und zu beleben. Schärding als Grenzstadt leidet durch die wirt-
schaftlichen Verhältnisse, insbesonders aber durch die Grenzsperre furchtbar. Die Städte und Orte im 
Innern des Landes können sich von der trostlosen Lage der Stadt kaum ein Bild machen. Die schlechte 
Lage der Geschäftswelt bedingt natürlich erhöhte Arbeitslosigkeit, in weiterer Folge auch Verarmung 
der Bevölkerung und Verarmung der Gemeinde selbst, so dass sie kaum mehr in der Lage ist, ihren Ver-
pflichtungen nachzukommen. Es wäre daher nur gerecht und eine segensreiche Tat der Regierung, wenn 
auf die trostlosen Verhältnisse von Schärding in der Weise Rücksicht genommen würde, ihr eine Garni-
son von cirka 400 Mann zu geben. Dadurch wäre es möglich, dass sich die Stadt wieder nach und nach 
erholen kann.“ Anschließend wurde noch ausführlich dargelegt, welche Räumlichkeiten und Einrichtun-
gen seitens der Stadt für die Unterbringung des Militärs zur Verfügung gestellt werden könnten. 
In der außerordentlichen GTS. vom 20. Februar 1935 konnte Bürgermeister Schmidbauer dann mittei-
len, daß er von maßgebender Seite erfahren habe, daß „die Errichtung von neuen Garnisonen zur Wahr-
heit“ werde und daß Schärding auf eine Garnison in der Stärke eines Bataillons hoffen könne, wenn die 
Stadtgemeinde für eine ordentliche und zeitgemäße Unterkunft des Militärs sorge, worauf der Gemeinde-
tag neuerlich einstimmig beschloß, sich um eine ständige Garnison für Schärding zu bewerben. Aufgrund 
dieses einstimmigen Beschlusses gab die Stadtgemeinde Schärding gegenüber der Militärbehörde die 
bindende Erklärung ab, daß sich die Stadtgemeinde Schärding verpflichte, „zur Unterbringung eines Ba-
taillons Militär in Schärding auf ihre eigenen Kosten eine allen Anforderungen der Neuzeit entsprechen-
de Kaserne samt sonstigen Nebenerfordernissen zu erbauen“. Protokoll der GTS. vom 20. Februar 1935.
Mit Erlaß des Bundesministeriums für Landesverteidigung in Wien vom 30. März 1935 wurde die Er-
richtung einer Garnison in Schärding schließlich bewilligt. Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde dazu 
am 11. April 1935 bekanntgegeben: „Es handelt sich um die Unterbringung eines Bataillons Alpenjäger, 
das eine Stärke von vier Kompagnien hat. Die weiteren Verhandlungen zur Durchführung des nun einge-
leiteten, für die Belebung unserer Stadt gewiß bedeutungsvollen Schrittes werden bald erfolgen.“ Schdg. 
WBl. 1935, Nr. 15, S. 6.
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re1011, z. B. mit Stichtag 15. April 1935 bekannt, daß die „verhältnismäßig starke Abnahme 
der Unterstütztenziffer“ „durch weitere Einstellungen von Arbeitskräften in der Steinindu-
strie und durch die Zuweisungen zu den in den hiesigen Steinbrüchen durchzuführenden Lie-
ferungen für öffentliche Arbeiten“ hervorgerufen worden sei.1012 Ende April wurde „ein star-
ker Rückgang des Unterstütztenstandes“ gemeldet, „der durch die nahezu anhaltende Auf-
nahmefähigkeit in der Steinindustrie“ sowie durch „die Wiederaufnahme der Arbeiten im 
Bau- und Zimmereigewerbe und bei den Straßenbauten“ bedingt war1013; und sowohl Mitte 
als auch Ende Mai wurde in Zusammenhang mit dem weiteren starken Rückgang des Unter-
stütztenstandes darauf verwiesen, daß der Stand „des Vorjahres weit unterschritten werden 
konnte“: Am 15. Mai 1935 betrug die Zahl der unterstützten Arbeitslosen 643, von denen 
457 im Bezuge der Notstandsunterstützung standen; 180 Arbeitslose fanden in der produkti-
ven Arbeitslosenfürsorge und bei öffentlichen Arbeiten Beschäftigung (15. Mai 1934: 784 
unterstützte Arbeitslose, 574 im Bezug der Notstandsunterstützung und 150 Beschäftigte in 
der produktiven Arbeitslosenfürsorge)1014, und am 31. Mai 1935 gab es im Bereich des hiesi-
gen Amtes 492 unterstützte Arbeitslose, von denen 378 die Notstandsaushilfe bezogen; 550 
Personen waren in der produktiven Arbeitslosenfürsorge und bei öffentlichen Arbeiten be-
schäftigt (31. Mai 1934: 789 unterstützte Arbeitslose, 567 im Bezuge der Notstandsunter-
stützung und 125 Beschäftigte in der produktiven Arbeitslosenfürsorge), was folgenderma-
ßen kommentiert wurde1015: 
Diese überaus günstige Entwicklung der Arbeitsmarktlage ist in erster Linie auf den 
Bestand der Güterwegbauten und auf den derzeitigen Hochbetrieb in den Steinbrüchen 
zurückzuführen. Eine wenn auch unwesentliche Entlastung erfuhr der Unterstützten-
stand durch die saisonmäßig in Erscheinung tretenden Abweisungen der Kleingrund-
besitzer und jugendlichen Arbeitslosen. Mit einem weiteren Rückgang der Unterstütz-
tenziffer kann in der Folgezeit noch gerechnet werden. 
Tatsächlich ging der Unterstütztenstand im Laufe des Sommers dann noch beträchtlich 
zurück und erreichte am 31. August 1935 mit 346 unterstützten Arbeitslosen – von denen 
231 die Notstandsaushilfe bezogen – seinen Tiefpunkt (31. August 1934: 515 u. A., 339 im 
Bezuge der Notstandsunterstützung). 529 Personen waren damals „fürsorglich oder öffent-
lich“ beschäftigt (am 31. August 1934 waren es 145 gewesen). Möglich geworden war dies 
aufgrund der weiteren Zuweisung zu Güterwegbauten und zur Streckenleitung in Schärding 
sowie durch die Wiederaufnahme der Arbeit bei der Strombauleitung in Aschach a. d. Do-
1011) Im Bau- und Zimmereigewerbe zeigten sich damals ebenfalls schon Ansätze für ein Zunehmen der Be-
schäftigungsmöglichkeiten. In allen übrigen Berufen hingegen „ließ sich eine wesentliche Aenderung 
der Arbeitsmarktlage nicht feststellen“. Schdg. WBl. 1935, Nr. 15, S. 7.
1012) Dann hieß es weiter: „Aufnahmefähig blieb auch in der Berichtzeit wieder die öffentliche Arbeit durch den 
Ausbau der Donaustraße in Kasten-Felsen. Bei den Güterwegbauten der Agrarbezirksbehörde Gmunden 
ist der Bedarf an Arbeitskräften noch immer ein nur geringer und steht es derzeit noch nicht fest, in wel-
chem Umfange diese Arbeiten im laufenden Jahre wieder aufgenommen werden sollen. Im Uebrigen ist 
keine wesentliche Veränderung der im Vormonate herrschenden Arbeitsmarktlage zu verzeichnen.“ 
Schdg. WBl. 1935, Nr. 17, S. 6.
1013) Beschäftigungsmöglichkeiten in größerem Umfange boten sich damals insbesondere beim Ausbau der 
Donaustraße in Kasten-Felsen. Schdg. WBl. 1935, Nr. 20, S. 7.
1014) „Begründet erscheint diese Abnahme der Arbeitslosigkeit durch zahlreiche Zuweisungen zu Arbeiten der 
produktiven Arbeitslosenfürsorge und öffentlichen Arbeiten, durch Wiederaufnahme der Arbeiten in 
einzelnen Ziegeleien und durch Erhöhung des Arbeiterstandes in der Steinindustrie“, wurde dazu im 
„Schärdinger Wochenblatt“ vom 23. Mai 1935 mitgeteilt. Schdg. WBl. 1935, Nr. 21, S. 7.
1015) Schdg. WBl. 1935, Nr. 24, S. 6.
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nau1016, sodaß das Bezirksgendarmeriekommando Schärding im Rahmen seiner periodischen 
Berichterstattung an das Gendarmerieabteilungskommando Nr. 6 in Wels sowohl Ende Juli 
als auch Ende August ein durchaus positives Bild von der wirtschaftlichen Situation Schär-
dings zeichnen konnte.1017
Am 29. Juli 1935 schrieb man z. B., daß die wirtschaftlichen Verhältnisse hier „als 
ganz normal bezeichnet werden können“.1018 Die Steinindustrie im Bezirk sei in vollem Be-
triebe. Streikgefahr habe nie bestanden. In den „landwirtschaftlichen Kreisen“ mache sich 
„eine zunehmende Befriedigung bemerkbar“, die auf das „heurige äusserst günstige Ernte-
jahr und die ebensolche Wetterlage zurückzuführen“ sei. Außerdem erzeuge die „noch im-
mer anhaltende Holzausfuhr“ „in den waldbesitzenden Kreisen grosse Befriedigung“. „In 
Geschäftskreisen“ sei die Stimmung allerdings „ziemlich gedrückt“, weil „durch die anhal-
tende Drosselung des kleinen Grenzverkehres die bayrischen Grenzbewohner als Kunden“ 
fehlten. Dann legte man dar, wie auf deutscher Seite diesem Problem begegnet werde:
Bayrischerseits wird den Grenzgeschäftsleuten, welche ebenfalls gleich den unseren 
mangels an Besuchern leiden, dieser Geschäftsausfall dadurch ziemlich wett gemacht, 
indem durch eine deutsche Vereinigung „Kraft durch Freude“ Leute in Trupps bis zu 
20 Personen an die Grenze geschickt werden, welche sich in den verschiedenen Gast-
häusern bis zu 14 Tagen aufhalten und verpflegen müssen. Es waren bisher Leute aus 
Pommern, Württemberg und Rheinland anwesend1019[;] 
1016) Schdg. WBl. 1935, Nr. 37, S. 6.
1017) OÖLA, Sch. 34, Zl. 34/1935.
1018) Zum Ernährungsbedarf der Bevölkerung gab das Bezirksgendarmeriekommando Schärding am 8. August 
1935 folgende Stellungnahme ab: „Für den Bezirk Schärding kommt die Landbevölkerung in Betracht, 
weil sich die aus ihr hervorgegangenen Kreise ebenfalls soweit es die wirtschaftlichen Verhältnisse zu-
lassen, an die gewohnte Lebensweise halten.
Die Bevölkerung des Bezirkes Schärding verbraucht ausnahmsweise viel Fleisch, weil es täglich (mit 
Ausnahme der Fasttage) 3mal und zwar vormittags, mittags und nachmittags genossen wird. Früh und 
abends wird Milch, an Feiertagen und zur Erntezeit teilweise Kaffee genossen. Maismehl wird überhaupt 
nicht genossen. Hülsenfrüchte verwendet die Landbevölkerung nicht. Ebenso kommt Käse nicht in Be-
tracht. Buchweizen und Hirse wird nicht verbraucht und auch nicht angebaut. Der Fettbedarf wird durch 
die laufend durchgeführten Hausschlachtungen von Schweinen gedeckt. Butter oder Rindsfett wird sehr 
wenig verbraucht. Ma[r]garine fast keine. Most ist fast in jedem Haus während des ganzen Jahres.
Durchschnittsdaten pro Kopf und Jahr: 
Fleisch 120 bis 150 kg (davon 95 % Schweinefleisch), Roggenmehl 140 kg, Weizenmehl 40 kg, Milch 
400 l (pro Tag 1 bis 1 ½ Liter), Fett ca. 18 kg Schweinefett, nur in wenigen Häusern wird Butter ver-
wendet. Zucker ca. 30 kg. Kartoffeln ca. 100 kg. Kraut ca. 100 kg, sonstiges Gemüse, als Salat und Gur-
ken, wird verbraucht, was in der eigenen Wirtschaft gewonnen wird und richtet sich zumeist nach den 
Witterungsverhältnissen, ansonsten ist Kraut jeden Tag auf dem Tische.
Kolonialprodukte: Reis ca. 10 bis 12 kg, Bohnenkaffee ca. 4 kg, Malzkaffee 12 kg.
Roggen wird im Bezirk aus der eigenen Ernte gedeckt, Weizen wird einiger ausgefahren. Mais wird als 
Futtermittel eingefahren.
Die Ausfuhr ist bedeutend an: Eiern und Butter durch die Butterzentrale Schärding, wovon früher das 
meiste nach Deutschland ging, dann Schlachtschweine, Kälber, Schlachtvieh sowie Nutz- und Zucht-
vieh, welche zumeist nach Wien gehen. Die Ein- oder Ausfuhr von Getreide und sonstigen Bedarfsarti-
keln erfolgen durch die Lagerhausgenossenschaften, die auch über entsprechende Lagerräume verfügen. 
Grössere Kühlanlagen bestehen im Bezirke nicht.
Während der Kriegszeit hat sich bei der Versorgung der Bevölkerung keine besondere Schwierigkeit er-
geben.“ OÖLA, Sch. 34, Zl. 170 res/1935.
1019) Im Gedenkbuch der Pfarrei Vornbach a/Inn, angelegt von Hochw. Herrn Pfarrer Michael Zistl, ist z. B. im 
Jahr 1935 vermerkt, daß im Verlauf des Sommers im Rahmen der Aktion „Kraft durch Freude“ von 
Pommern (Stettin) und Stuttgart ca. 20 Urlauber zu einem 10tägigen Aufenthalt hierherkamen, und An-
fang Mai weilten hier 47 Urlauber „Kraft durch Freude“ ca. 8 Tage.
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und am 29. August 1935 meldete das Bezirksgendarmeriekommando dem Gendarmerieab-
teilungskommando in Wels bezüglich der wirtschaftlichen Situation u. a. folgendes:
Die wirtschaftlichen Verhältnisse können hier als ziemlich normal bezeichnet werden. 
Durch Strassenbauunternehmungen sind die Arbeitslosen bereits bis auf einen kleinen 
Rest aufgebraucht, was unter diesen eine merkliche Befriedigung auslöst und ist auch 
bereits eine kleine Belebung des Geschäfts- insbesonders Lebensmittelgeschäftsver-
kehres wahrnehmbar.
Die Steinindustrie ist auch in vollem Betriebe.
Im Steinbruche der Stuag haben sich im Verlaufe des Monates kleine Lohndifferenzen 
ergeben, welche jedoch ohne Arbeitseinstellung wieder geregelt werden konnten.
Soweit es Schärding betrifft kann die wirtschaftliche Gesamtlage als ziemlich günstig 
und befriedigend bezeichnet werden.
Unter dem Punkt „Das Verhältnis an der Bundesgrenze“ hieß es dann weiter: 
Es herrscht vollkommene Ruhe. Die Holzausfuhr hält an und bringt der Grenzbevölke-
rung beträchtlich[e] finanzielle Einnahmen. 
Von Passau und Umgebung aus werden in jüngster Zeit von größeren Gesellschaften 
(60–80 Personen) in verschiedene hiesige Grenzorte wie Schardenberg, Haibach, En-
gelhartszell etz. Ausflüge unternommen, bei welchen große Sympathien für die Ober-
österreicher wahrzunehmen sind und das Leid ganz beträchtlich zum Ausdrucke 
kommt über die noch immer herrschenden Grenzübertrittserschwernisse. Die Aktion 
Deutschlands an den dortigen Grenzorten „Kraft durch Freude“ hält noch immer an 
und verfolgt den Zweck, den dortigen kleinen Geschäftsleuten den Ausfall, welcher 
diesen durch die Grenzabsperrungen erwächst, etwas wettzumachen. Im allgemeinen 
verspürt die bayrische Grenzbevölkerung von dieser Aktion jedoch finanziell nicht 
viel, weil die Besucher nur die von der Regierung zugewiesenen Beträge in ganz be-
scheidenem Ausmaße zu verausgaben vermögen und über sonstige Mittel scheinbar 
nicht verfügen. […] In der hiesigen Kaltwasserheilanstalt befinden sich gegenwärtig 
ca. 100 Patienten; der übrige Fremdenverkehr lässt hier zu wünschen übrig und be-
steht nur aus Geschäftsreisenden u. dgl.
Der freiwillige Arbeitsdienst in Engelhartszell umfasst ca. 20 Mann und verrichtet 
Strassenarbeiten.1020
Die Einlagen bei den hiesigen Geldinstituten nehmen merklich zu. Gast- und sonstige 
Vergnügungsstätten weisen immer noch einen sehr flauen Besuch auf. 
Insgesamt waren im Jahr 1935 in Oberösterreich durchschnittlich 1.200 Mann in 31 
geschlossenen Arbeitsdienstlagern beschäftigt, geleistet wurden rund 300.000 Arbeitsschich-
ten1021, wodurch Oberösterreich – wie Diagramm 22 zeigt – seinen Anteil an den österreich-
weit im Freiwilligen Arbeitsdienst Beschäftigten deutlich hatte steigern können. 
1020) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 30. Mai 1935 zählte der Arbeitsdienst in Oberösterreich damals 
19 Lager mit 910 beschäftigten Burschen und 4 Lager mit 123 Mädchen. Beim Straßenbau des Lagers 
Engelhartszell waren 25 Mann beschäftigt. Schdg. WBl. 1935, Nr. 22, S. 6. 
Ende Oktober 1935 waren beim Freiwilligen Arbeitsdienst in Engelhartszell dann 30 Mann beim Stra-
ßenbau eingesetzt. Periodische Berichterstattung des Bezirksgendarmeriekommandos Schärding an das 
Gendarmerieabteilungskommando Nr. 6 in Wels vom 30. Oktober 1935. OÖLA, Sch. 34, Zl. 34/1935.  
1021) Schdg. WBl. 1936, Nr. 5, S. 1. Ob in dieser Zahl auch die Mädchen erfaßt sind, ist mir nicht bekannt.
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Diagramm 22: Anteil Oberösterreichs an den im Freiwilligen Arbeitsdienst österreichweit 








































Anteil Oberösterreichs in Prozent
Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für den 
Bundesstaat Österreich. XVI. Jg. – Wien: 1936. S. 134 und XVII. Jg. – Wien: 1937. S. 145.
Wie viele Personen sich in den Jahren 1934 und 1935 in Österreich bzw. in Oberöster-
reich im Freiwilligen Arbeitsdienst befanden, geht aus folgendem Diagramm hervor: 
Diagramm 23: Beschäftigte im Freiwilligen Arbeitsdienst in Österreich und in Oberöster-












































Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für den Bundesstaat Österreich. XVI. Jg. –
Wien: 1936. S. 134 und XVII. Jg. – Wien: 1937. S. 145.
In den ersten Septemberwochen hielt der positive Trend auf dem Arbeitsmarkt an – am 
15. September 1935 war mit 536 Personen der Höchststand der Beschäftigten in der produk-
tiven Arbeitslosenfürsorge erreicht (am 15. September 1934 hatte man hier 151 Personen ge-
zählt); unterstützte Arbeitslose gab es 347, von denen 238 im Bezug der Notstandshilfe stan-
den (am 15. September 1934: 508 unterstützte Arbeitslose, von denen 332 die Notstandsaus-
hilfe erhalten hatten)1022 –, und auch aus der Landwirtschaft wußte man weitere Erfolge zu 
1022) Schdg. WBl. 1935, Nr. 38, S. 6.
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vermelden: So bestand laut periodischem Bericht des Bezirksgendarmeriekommandos vom 
27. September 1935 die Holzausfuhr aus dem Sauwaldgebiet nach Bayern fort und brachte 
den Waldbesitzern „finanzielle Stärkung“1023; anläßlich eines Zucht- und Nutzviehmarktes 
in Münzkirchen am 21. September 19351024 war es gelungen, an die 200 Stück Vieh zu ver-
kaufen, und schließlich konnte man in den folgenden Monaten immer wieder von Viehan-
käufen durch das Deutsche Reich berichten, die dieses neben der Übernahme von Milchpro-
dukten im Rahmen von Kompensationsgeschäften mit Österreich tätigte.1025
1023) OÖLA, Sch. 34, Zl. 34/1935.
1024) Um den Schwierigkeiten des Viehabsatzes zu begegnen und den Landwirten eine günstige Verkaufsgele-
genheit zu schaffen, hatte sich die Gemeinde Münzkirchen zusammen mit den umliegenden Berufsgenos-
senschaften entschlossen, am Matthäustag in Münzkirchen einen Zucht- und Nutzviehmarkt abzuhalten, 
worauf alle Landwirte der näheren und weiteren Umgebung von Münzkirchen aufgerufen worden waren, 
ihr verkäufliches Vieh auf diesen Markt zu bringen. Gleichzeitig hatte man alle Interessenten eingela-
den, ihren Bedarf an Zucht- und Nutzvieh auf diesem Markt zu decken, und in diesem Zusammenhang 
auch darauf hingewiesen, daß sich hier eine günstige Gelegenheit zum Ankauf von erstklassigen Jung-
stieren bester Abstammung biete, weil die Simmentaler Zuchtgenossenschaft Schärding eine Kollektion 
von Jungstieren zu mäßigem Preise zum Verkauf aufstellen werde. Schdg. WBl. 1935, Nr. 37, S. 5. 
Der Markt am Matthäustag stieß dann mit über 2.000 Besuchern auf lebhaftes Interesse. Insgesamt hatte 
man 429 Rinder aufgetrieben, und zwar 123 Stiere, 136 Ochsen, 50 Kühe und 120 Kalbinnen. 14 Jung-
stiere bester Abstammung waren von der Simmentaler Rinderzüchtergenossenschaft Schärding zur Auf-
stellung gebracht worden. Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft sowie besonders die 
oö. Landwirtschaftskammer hatten durch die Zuweisung von Käufern für Einstellvieh sowie die Abnah-
me von Schlachtvieh die Voraussetzung zu „flottem Absatz zu entsprechenden Preisen“ geschaffen. Auch 
Herr Daller aus St. Marienkirchen trug durch den Ankauf von 31 Stieren wesentlich zur Belebung des 
Marktes bei, worauf das „Schärdinger Wochenblatt“ am 26. September 1935 bekanntgab: „Soweit sich 
bis jetzt feststellen ließ, wurden 188 Stück Rinder verkauft und zwar: 38 Ochsen, 59 Stiere, 23 Kühe und 
68 Kalbinnen. Die Zahl der insgesamt verkauften Tiere dürfte sich aber auf über 200 Stück belaufen, so 
daß von den aufgetriebenen Tieren zirka 50 Prozent verkauft wurden.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 39, S. 5.
1025) Am 14. November 1935 meldete das „Schärdinger Wochenblatt“, daß zwischen Deutschland und Öster-
reich neuerdings Kompensationsgeschäfte in der Höhe von 3,5 Millionen Schilling zustande gekommen 
seien u. Österreich 2000 Stück Bergvieh, 70 Waggons Butter, Frischmilch sowie Schleif- und Rundholz 
liefern und dafür Ruhrkohle, Koks und Düngemittel beziehen werde. Schdg. WBl. 1935, Nr. 46, S. 2. 
Am 5. Dezember wurde mitgeteilt, daß aufgrund der jüngst abgeschlossenen Kompensationsverträge mit 
Deutschland in der Vorwoche bereits über 300 Stück Vieh in den Alpenländern für den Export nach 
Deutschland angekauft worden seien. Schdg. WBl. 1935, Nr. 49, S. 3.
Am 19. Dezember konnte man bekanntgeben, daß eine reichsdeutsche Ankaufskommission im Innviertel 
eine größere Anzahl Mastvieh – in Suben z. B. 21 Rinder – erworben habe und noch weitere Ankäufe zu 
erwarten seien. Die Preise betrugen für Ochsen 85 bis 103, für Stiere 70 bis 90, für Kühe 68 bis 90 und 
für Kalbinnen 80 bis 93 Groschen pro Kilo Lebendgewicht. Schdg. WBl. 1935, Nr. 51, S. 6.
Eine Woche später hieß es, daß im Rahmen der Schlachtviehexporte nach Deutschland in Oberöster-
reich bereits 415 Stück schönes Mastvieh angekauft worden seien. Schdg. WBl. 1935, Nr. 52, S. 6.
Am 16. Jänner 1936 schrieb man, daß in den letzten Tagen abermals reichsdeutsche Vieheinkaufskom-
missionen in Österreich eingetroffen seien, um in Oberösterreich, Salzburg, Kärnten und Tirol Schlacht-
und Nutzvieh einzukaufen. Die bisher gekauften 1500 Stück Nutzvieh und 1000 Stück Schlachtvieh sei-
en bereits an ihre Bestimmungsorte nach Deutschland abgegangen (Schdg. WBl. 1936, Nr. 2, S. 7); und 
zwei Wochen später wies das Blatt darauf hin, daß neben den über 2000 Stück Zucht- und Nutzvieh, die 
gegen Bezug von Kohle in den letzten Wochen nach Deutschland gegangen seien, durch reichsdeutsche 
Stellen außerhalb der Kompensationsgeschäfte 1115 Stück Schlachtvieh in Österreich eingekauft wor-
den seien. Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 2.
Im März 1936 konnte mitgeteilt werden, daß sich Deutschland zur Übernahme von 3000 Meterzentnern 
Käse aus Oberösterreich und Salzburg verpflichtet habe (Schdg. WBl. 1936, Nr. 10, S. 2); und im Juni 
hieß es, daß der ausgezeichnete Stand des Grünfutters in den letzten Wochen ein starkes Ansteigen der 
Butterproduktion zur Folge gehabt habe und der Produktionsüberschuß von 8 bis 9 Waggon per Woche 
fast zur Gänze exportiert worden sei, wobei günstige Preise erzielt werden konnten. Ein Teil sei inner-
halb des Kontingents nach Deutschland gegangen, ein anderer nach England. Außerdem hatte man im 
Mai allein nach  Deutschland 228.522 kg Käse exportiert. Schdg. WBl. 1936, Nr. 25, S. 2.
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Auf dem Arbeitsmarkt aber begann sich die gute Stimmung Ende September 1935 
leicht einzutrüben. Schon am 25. September waren erste Entlassungen erfolgt1026, und als 
dann nach und nach die öffentlichen Arbeiten und schließlich saisonbedingt auch die Arbei-
ten in den Steinbrüchen und im Baugewerbe fast ganz eingestellt wurden, stiegen die Ar-
beitslosenzahlen wieder stark an1027, sodaß man mit Stichtag 31. Dezember 1935 1.075 un-
terstützte Arbeitslose – von denen 309 die Notstandsaushilfe erhielten – und 12 Personen 
in der produktiven Arbeitslosenfürsorge zählte.1028
Diagramm 24: Entwicklung der Arbeitslosenzahlen im politischen Bezirk Schärding von 

















































PAF = Beschäftigte in der produktiven Arbeitslosenfürsorge
Quellen: „Schärdinger Wochenblatt“ 1935, Nr. 2 bis 1936, Nr. 1.
1026) Im periodischen Bericht des Bezirksgendarmeriekommandos Schärding an das Gendarmerieabteilungs-
kommando Nr. 6 in Wels schrieb man am 27. September 1935: „Die Arbeitslosen waren bisher in den 
hiesigen Strassenbauten und Steinindustrien fast gänzlich aufgebraucht. Am 25. 9. 1935 wurden von den 
Granitwerken ‘Stuag’ und ‘Schärdinger-Granitaktiengesellschaft G. m. b. H.’ wegen Arbeitsmangel zirka 
50 Arbeiter entlassen, nachdem die Bundesbahnverwaltung dermalen die Abnahme von Steinmaterial 
eingestellt hat. Es besteht Aussicht, dass diese Absatzstockung in 3 – 4 Wochen wieder behoben und die 
Einstellung der Arbeiter nach dieser Zeit wieder möglich ist.“ OÖLA, Sch. 34, Zl. 34/1935.  
1027) Das Arbeitsamt Schärding kommentierte die Arbeitslosenzahlen vom 15. November 1935 z. B. so: „Das 
starke Ansteigen des Unterstütztenstandes erscheint in der vorgeschrittenen Jahreszeit begründet. Der 
Zuwachs stammt vorwiegend aus der Steinindustrie und dem Baugewerbe. Entlassungen erfolgten auch 
bei Straßenbauten, die mit öffentlichen Mitteln ausgeführt werden.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 48, S. 6.
Am 30. November 1935 hieß es: „Das weitere saisonmäßige Ansteigen der Arbeitslosigkeit ist bedingt 
durch die teilweise Einstellung der Arbeiten in den Steinbrüchen und bei den Güterwegbauten der Agrar-
bezirksbehörde zu finden. Beschäftigungsmöglichkeiten sind trotz der vorgeschrittenen Jahreszeit noch 
immer bei Straßenbauten und Entwässerungsarbeiten der agrartechnischen Abteilung der oberösterreichi-
schen Landeshauptmannschaft gegeben. Die Arbeitsmarktlage ist als verhältnismäßig gut zu bezeichnen.“ 
Schdg. WBl. 1935, Nr. 50, S. 6 f. Mit Stichtag 16. Dezember 1935 gab das Arbeitsamt im „Schärdinger 
Wochenblatt“ bekannt: „Die weitere Zunahme der unterstützten Arbeitslosen ist bedingt durch fast gänz-
liche Einstellung der Oberbauarbeiten bei der Geleiseneuanlage Schärding–Riedau, durch Entlassungen 
bei Straßenbauten, die mit Hilfe der produktiven Arbeitslosenfürsorge durchgeführt wurden und durch 
nahezu gänzliche Einstellung des Betriebes im Bau- und Ziegeleigewerbe. Entlassungen erfolgten auch 
in der Steinindustrie, doch kann die Arbeitsmarktlage in diesem Betriebszweige mit Rücksicht auf die 
fortgeschrittene Jahreszeit als ‘günstig’ bezeichnet werden.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 52, S. 6. 
1028) „Die starke Zunahme des Unterstütztenstandes findet in der Einstellung der Arbeiten in den Steinbrüchen 
und bei allen öffentlichen Arbeiten, wie Straßenbau und Drainage, ihre Begründung“, stellte das Arbeits-
amt Schärding damals fest. Schdg. WBl. 1936, Nr. 1, S. 7.
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Wenngleich die Regierung das ehrgeizige Ziel, durch die „Arbeitsschlacht“ insgesamt 
100.000 Arbeitslose neu in die Produktion einzugliedern, nicht erreicht hatte – auf ihrem 
Höhepunkt im Jahr 1935 fanden österreichweit etwa 52.000 Personen (also 10 % der Ar-
beitslosen) vorübergehend Beschäftigung1029 –, so trugen die zahlreichen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen – in Schärding allein waren 1935 dafür laut Mitteilung des Bürgermeisters 
in der GTS. vom 17. Feber 1936 362.635 S aufgewendet worden1030 – zusammen mit dem 
Bemühen, über alle sozialen Unterschiede und politischen Lager hinweg eine Volksgemein-
schaft zu bilden, aber doch dazu bei, daß sich sowohl die wirtschaftliche als auch die politi-
sche Lage zumindest kurzfristig etwas entspannte.1031 In Oberösterreich hatte das Rech-
nungsjahr 1935 dank vermehrter Einnahmen mit einem Überschuß von 11.743 S abgeschlos-
sen werden können1032, was im „Schärdinger Wochenblatt“ so kommentiert wurde: 
1029) Kernbauer, Hans/März, Eduard/Weber, Fritz: Die wirtschaftliche Entwicklung. S. 372. 
1030) In der GTS. vom 17. Feber 1936 gab Bürgermeister Schmidbauer in seiner Eigenschaft als Finanzreferent 
den Rechnungsabschluß für das Jahr 1935 bekannt. Die Einnahmen betrugen 283.956,55 S, die Ausga-
ben 272.469,91 S, sodaß ein Kassenrest von 11.486,64 S verblieben war. Diesem standen aber noch 
Zahlungsrückstände in der Höhe von 12.601,53 S gegenüber, sodaß sich demnach ein Abgang von 
1.114,89 S ergab. Ohne die Winterhilfe hatte die Stadtgemeinde für Armenzwecke einen Betrag von 
91.092,50 S (also rund 40 % aller Einnahmen) ausgegeben. Schdg. WBl. 1936, Nr. 7, S. 6.
Unter dem Posten „Arbeitsbeschaffung“ finden sich im Protokoll folgende Angaben: „Ausbau der städt. 
Wasserleitung und Legung eines neuen Wasserleitungsstranges in der Vorstadt 17.635 S, Teerung der 
Bahnhofstrasse 6.000 S, verschiedene Kanalbauten 3.000 S. In sozialer Beziehung hat die Gemeinde ge-
tan, was eben bei den vorhandenen Mitteln nur möglich war. Rechnet man dazu noch die Arbeiten, wel-
che Bund und Land im Jahre 1935 durchgeführt haben, und zwar: Ausbau und Pflasterung der Passauer-
Bundesstrasse per 245.000 S, die Erbauung des Isolier-Traktes zum allgem. Krankenhaus per 91.000 S, 
so ergibt sich für Arbeitsbeschaffung in Schärding S 362.635.“ Abschließend hieß es dann: „Die Ge-
meinde hat aber auch alle Zinsen ihrer Schulden bis Ende 1935 zur Gänze bezahlt, was sicher ein Zei-
chen gesunder Wirtschaft bedeutet. Ebenso ist dieselbe mit den Verbindlichkeiten gegenüber dem Lande 
im Laufenden. Alles in Allem wurde sparsamst gewirtschaftet, auch auf die Leistungsfähigkeit der Mit-
bürger weitgehenst [!] Rücksicht genommen.“ Protokoll der GTS. vom 17. Februar 1936.    
1031) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 14. November 1935 wurde die wirtschaftliche Situation z. B. folgen-
dermaßen beschrieben: „Die Auswirkungen der guten Fremdensaison und der Arbeitsbeschaffung hiel-
ten im September und in der ersten Hälfte Oktober noch an. Verschiedene Zweige der österreichischen 
Wirtschaft wurden dadurch befruchtet und sowohl auf dem Geldmarkt wie in der Devisenbeschaffung, 
bei der Produktion und im Handel war der Einfluß der Belebung vornehmlich aus den Bundesländern 
her nachhaltig zu fühlen. Die wirtschaftlichen Aussichten stellen sich damit auch in den nächsten Wo-
chen noch günstig dar.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 46, S. 2.
1032) Unter dem Titel „Aktive Gebarung des Landes Oberösterreich im Jahre 1935“ teilte das „Schärdinger 
Wochenblatt“ seinen Lesern am 2. April 1936 u. a. folgendes mit: „Nach dem Voranschlage wäre zuzüg-
lich der Nachtragskredite ein Abgang von 1,378.078 S zu erwarten gewesen. Der Rechnungsabschluß 
schließt aber mit einem Ueberschuß von 11.743 S ab. Den Einnahmen der ordentlichen Gebarung im 
Betrage von 48,300.578 S stehen Ausgaben in der Höhe von 48,288.835 S gegenüber.
Im Erfordernis ergeben sich Ueberschreitungen im Betrage von 1,448.767 S die durch größere Auslagen 
für die öffentliche Sicherheit (Haftlager in Schlögen), für das Sanitätswesen durch größere Inanspruch-
nahme der Spitäler, Ausbau des Fürsorgewesens insbesonders durch den Mehraufwand bei den gesetzli-
chen Zusatzbeiträgen des Landes zu den Notstandsunterstützungen für Arbeitslose u. dgl., insbesonders 
aber auch durch Ausgaben zum Zwecke der Arbeitsbeschaffung, öffentlicher Bauten, Ankauf von Grün-
den und Liegenschaften, notwendig wurden. Dem stehen wiederum entsprechende Ersparungen in ande-
ren Kapiteln des Landeshaushaltes gegenüber, insbesonders im Zinsendienst, der durch eine zielsichere 
Rangierung der Verbindlichkeiten des Landes stark herabgedrückt werden konnte. Auch sind in den ein-
zelnen Kapiteln des Voranschlages mehr Einnahmen zu verzeichnen, die es ermöglichen, das Jahr 1935 
aktiv mit einem Ueberschuß von 11.743 S abzuschließen. Die Aktiven betragen mit Ende des Jahres 
1935 58,682.566.08 S, denen Passiven in der Höhe von 49,596.745.01 gegenüberstehen. Das Land ist 
daher aktiv mit 9,085.821.07. Da die Aktiven des Landes Ende 1934 8,727.683.77 S betrugen, ergibt 
sich im Jahre 1935 eine Vermögensvermehrung um 358.137.30 S.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 13, S. 3 f.
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Das Ergebnis des Rechnungsabschlusses des Jahres 1935 zeigt, daß unter der Füh-
rung des Landeshauptmannes Dr. Gleißner es gelang, im Lande Oberösterreich nicht 
nur politisch eine vaterländisch-österreichische Einheitsfront herzustellen, sondern 
daß durch eine zielsichere und sparsame Gebarung des Landes auch ein gesundes 
wirtschaftliches Fundament für den Aufbau geschaffen werden konnte.
Verständlicherweise war man daher überaus interessiert, daß die Arbeitsbeschaffungs-
politik auch im Jahr 1936 fortgeführt werde. Bürgermeister Schmidbauer z. B. wandte sich, 
nachdem er seitens der Gemeinde bereits seit 1931 wegen der Errichtung eines neuen Post-
amtsgebäudes in Schärding verhandelt und in vielen Eingaben sowie persönlichen Vorspra-
chen immer wieder auf die Dringlichkeit des Neubaus hingewiesen hatte, in dieser Angele-
genheit neuerlich „an die maßgebenden Stellen“1033, und Abgeordneter Matthias Duscher ap-
pellierte in seiner Rede vor dem Bundestag am 20. Dezember 1935, nachdem er zuvor die 
Probleme der Landwirtschaft im „Gebiet an der deutschen Grenze bei uns in Oberösterreich“ 
dargelegt hatte, in Hinblick auf die hier befindliche Steinindustrie an die Bundesregierung, 
„sie möge bei der Arbeitsbeschaffung auch im Jahre 1936 dieses unter den Verhältnissen so 
schwer leidende Grenzgebiet nicht vergessen“1034: 
Bei dieser Gelegenheit möchte ich noch auf eine Sorge aufmerksam machen, die wir 
vom Grenzgebiet haben. Diese Sorge ist folgende: In unserem engsten Grenzgebiet, 
nur einige hundert Meter von der Grenze entfernt, befindet sich eine verhältnismäßig 
ansehnliche Granitsteinindustrie. Diese Steinindustrie hat in den letzten Jahren in der 
Hauptsache ihre Aufträge von Bauten erhalten, die durch die Arbeitsbeschaffung fi-
nanziert wurden. Im Budget für 1936 mußte leider auch dieses Kapitel gekürzt und 
auch die Mittel für die Arbeitsbeschaffung eingeschränkt werden. Und so haben wir 
die Sorge, daß im kommenden Jahre diese Steinindustrie vielleicht zum Teil oder ganz 
stillgelegt werden könnte, und das wäre nicht nur eine Katastrophe, die die Arbeiter 
treffen würde, die ihren Verdienst verlieren würden, sondern auch eine Katastrophe 
für die dortigen Gemeinden und das ganze Grenzgebiet. Deswegen kann ich nichts an-
deres tun, als heute bei dieser Gelegenheit an die hohe Bundesregierung die Bitte zu 
richten, sie möge bei der Arbeitsbeschaffung auch im Jahre 1936 dieses unter den Ver-
hältnissen so schwer leidende Grenzgebiet nicht vergessen, insbesondere deshalb nicht 
vergessen, weil gerade diese Grenzbevölkerung in den letzten Jahren bewiesen hat, 
daß sie in ihrer überwiegenden Mehrheit staatstreu und vaterlandstreu eingestellt ist. 
(Lebhafter Beifall.)
Die Bundesregierung hatte für das Jahr 1936 rund 220 Millionen Schilling für Arbeits-
beschaffung vorgesehen, darunter rund 11 Millionen für soziale Verwaltung, 49 Millionen 
für Bauten, 72 Millionen für Landesverteidigung und 45 Millionen für die Bahn.1035
1033) Im Protokoll der GTS. vom 3. Oktober 1935 findet sich dazu folgender Hinweis: „Zur Arbeitsbeschaffung 
für 1936 hat Herr Bürgermeister an die maßgebenden Stellen Eingaben wegen Erbauung des Postamts-
gebäudes in Schärding gerichtet. Mit Rücksicht auf die ungünstigen allgemeinen wirtschaftl. Verhältnis-
se hier an der Grenze, wird erwartet, daß doch mit dem Postamtsgebäudebau im nächsten Jahre begon-
nen wird.“ 
1034) Stenographisches Protokoll. 16. Sitzung des Bundestages, Jahrgang 1935, 20. Dezember. Zit. nach: Schdg. 
WBl. 1936, Nr. 10, S. 2.
1035) Schausberger, Norbert: Ökonomisch-politische Interdependenzen im Sommer 1936. – In: Jedlicka, Lud-
wig/Neck, Rudolf (Hrsg.): Das Juliabkommen von 1936. Vorgeschichte, Hintergründe und Folgen. Pro-
tokoll des Symposiums in Wien am 10. und 11. Juni 1976. – Wien: 1977. S. 292.
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Wie die 220 Millionen Schilling im Detail aufgeteilt werden sollten, geht aus folgen-
dem Plakat hervor, das die Vaterländische Front unter dem Motto „Brot und Arbeit für viele 
Tausende“ herausgegeben hatte:
Plakat der Vaterländischen Front zur Arbeitsbeschaffung im Jahr 1936
In Schärding konnte damals in der Gemeindetagssitzung vom 17. Februar 1936 durch 
Bürgermeister Schmidbauer offiziell bekanntgegeben werden1036, daß laut einer Zuschrift 
des Bundesministeriums für Handel und Verkehr vom 31. 1. 1936, Zl. 1548/36 noch in die-
sem Jahr die Errichtung des Postamtsgebäudes in Angriff genommen werde1037, was in der 
Stadt – vor allem in Hinblick auf die Beschäftigungsmöglichkeit für heimische Arbeiter und 
Handwerker – allgemein Freude auslöste.1038
1036) Das „Schärdinger Wochenblatt“ hatte seine Leser schon am 30. Jänner 1936 von der guten Nachricht in 
Kenntnis gesetzt und dabei u. a. geschrieben: „Für die Durchführung des Neubaues, der vielen Arbeitern 
lange Zeit hindurch Beschäftigung und damit Verdienst bietet, hat sich der Herr Landeshauptmann Dr. 
Gleißner, Herr Bundeswirtschaftsrat Duscher und unser Herr Bürgermeister Schmidbauer eingesetzt, 
welch letzterer sich überhaupt ständig bemüht, Arbeit für die hiesige Geschäftswelt und für die Arbeiter-
schaft zu beschaffen, wofür ihm herzlicher Dank gebührt.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 7.
1037) Protokoll der GTS. vom 17. Februar 1936.
1038) Am 8. Mai 1936 fanden die Grundkaufsverhandlungen mit Vertretern des Bundes und der Postverwaltung 
statt. Für den Postamtsbau wurde ein Teil des der Sparkasse Schärding gehörigen Stadtgärtnergrundes 
(Parzelle 180/1 Vorstadt) im beiläufigen Ausmaße von 800 m2 und eventuell auch der der Stadtgemein-
de gehörige kleine Grundstreifen Parzelle 180/2 benötigt, wofür ein Pauschalpreis von 5.000 S gezahlt 
wurde. Die Offerte für den Bau waren bis 9. Juni einzubringen. Protokoll der GTS. vom 25. Mai 1936.
Den Zuschlag für den Bau erhielt schließlich Maurermeister Johann Leithner, worauf bereits am 22. Ju-
ni, nachdem am 19. Juni 1936 die Kommissionierung stattgefunden hatte, mit den Erdarbeiten begonnen 
wurde. Schdg. WBl. 1936, Nr. 25, S. 7.
Was die Beschäftigung heimischer Arbeiter und Handwerker anbelangte, teilte das „Schärdinger Wo-
chenblatt“ am 30. Juli 1936 mit, daß das Stadtkartell Schärding in seiner letzten Sitzung beschlossen ha-
be, an den Herrn Bürgermeister heranzutreten, daß bei dem in Ausführung begriffenen Postamtsneubau 
durch den ausführenden Maurermeister nicht auswärtige, sondern Schärdinger arbeitslose Maurer und 
Hilfsarbeiter beschäftigt werden. Unter dem Vorsitz des Herrn Vizebürgermeisters Diethör fand dann 
zwischen Herrn Maurermeister Leithner und dem Leiter der Arbeiterkammer, Amtsstelle Schärding [die-
se war Ende April 1936 eingerichtet worden; Schdg. WBl. 1936, Nr. 18, S. 7], dem Landtagsabgeordne-
ten Rudolf Bommer, eine Aussprache statt, bei welcher vereinbart wurde, arbeitslos werdende Maurer 
nach Bedarf einzustellen. Die beim Postamtsbau zu diesem Zeitpunkt beschäftigten Hilfsarbeiter waren 
nach Angabe Maurermeister Leithners alle aus Schärding. Schdg. WBl. 1936, Nr. 30, S. 6. 
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Nach dem Krach mit der Phönix-Versicherungsanstalt im Jahre 19361039 legten Regie-
rung und Nationalbank das Hauptgewicht ihrer Wirtschaftspolitik jedoch fast zur Gänze auf 
die Währungsstabilität und auf die Berücksichtigung der finanziellen Interessen der Aus-
landsgläubiger1040 und der Bund reduzierte seine Investitionen wieder drastisch1041, was sich 
z. B. im Freiwilligen Arbeitsdienst1042, aber auch in der Zahl der in der produktiven Arbeits-
losenfürsorge Beschäftigten deutlich niederschlug. Hatten im Bezirk Schärding z. B. im Jahr 
1935 zwischen Mai und September ständig über 500 Personen in der produktiven Arbeitslo-
senfürsorge Beschäftigung gefunden – am Höchststand Ende Juni waren es 558 Personen 
1039) Durch den Zusammenbruch der Lebensversicherungsgesellschaft Phönix am 25. März 1936 war ein Ab-
gang von 260 Millionen Schilling entstanden, wodurch vor allem Zehntausende von kleinen Versicherten 
geschädigt wurden. Im Untersuchungsbericht der Staatsanwaltschaft war von unlauteren Aktiengeschäf-
ten, von der finanziellen Unterstützung politischer Gruppen und politischer Funktionäre (z. B. Franz Lan-
goths) sowie von der Verschiebung großer Beträge ins Ausland die Rede. Zuwendungen gingen z. B. an 
die Heimwehr, an die Zionisten und andere jüdische Organisationen, an die Legitimisten, aber auch an die 
NSDAP. So bekam das Braune Haus in Linz durch Vermittlung der Gesellschaft ein Hypothekardarlehen 
und eine Reihe von nationalsozialistischen Journalisten erhielt von Generaldirektor Dr. Berliner Geld. 
Zudem hatte die Gesellschaft auch Agenden übernommen, die dem Versicherungsbetrieb an sich völlig 
fremd waren. Treibende Kraft dabei war sicherlich Dr. Berliner, dessen Initiative wahrscheinlich all die-
se Aktivitäten entsprangen. Erklären lassen sich diese Unternehmungen teilweise mit Überlegungen zur 
Imagepflege der Versicherung, teilweise dürften aber auch persönlicher Ehrgeiz und Prestigedenken Dr. 
Berliners eine wichtige Rolle gespielt haben. 
Eine dieser Prestigeaktionen war z. B., daß sich die Gesellschaft, als das Deutsche Reich im Frühsommer 
1933 die „1000-Mark-Sperre“ verhängte, in den Dienst der Fremdenverkehrspropaganda stellte. Dr. Ber-
liner schuf im Rahmen der Versicherungsgesellschaft eine eigene Abteilung zur Intensivierung des öster-
reichischen Fremdenverkehrs. Diese Einrichtung erteilte unentgeltlich Auskünfte und Ratschläge an 
Fremdenverkehrsbetriebe und Reisebüros im In- und Ausland. Mit zahlreichen ausländischen Reisebüros 
wurden Kontakte aufgenommen und Gruppenreisen nach Österreich organisiert. Berliner ließ Prospekte 
in mehreren Sprachen drucken, deren Auflage in die Zehntausende ging. Vermittler dieser Werbetätig-
keit, die sicher auf Unterstützung und wärmste Förderung der Bundesregierung stieß, waren die Filialen 
der Gesellschaft im In- und Ausland. Zusätzlich bot Berliner seinen Angestellten noch eine zehnprozen-
tige Erhöhung des Urlaubsgeldes, wenn sie ihren Urlaub in Österreich verbrachten. Im Ausland wurde 
diese Propaganda, für die laut Bilanz im Jahr 1933 213.000 Schilling und im Jahr 1934 über 515.000 S 
aufgewendet worden waren, teilweise sehr positiv beurteilt, für Deutschland aber war sie ein rotes Tuch. 
Ein weiteres Projekt zur Unterstützung der Intentionen der Bundesregierung war die Aufnahme von 200 
jungen Aspiranten – bevorzugt Angehörige der VF und der Heimwehr – durch die Gesellschaft. Außer-
dem beteiligte sich die Gesellschaft an der Durchführung und Zeichnung der Trefferanleihe. 
Zahlreiche maßgebliche Persönlichkeiten waren mit der Gesellschaft verbunden und mußten nun ihre 
öffentlichen Funktionen zurücklegen, darunter auch Carl Vaugoin. Ackerl, Isabella: Der Phönix-Skan-
dal. – In: Jedlicka, Ludwig/Neck, Rudolf (Hrsg.): Das Juliabkommen von 1936. S. 241–279.
1040) Schausberger, Norbert: Der Anschluß und seine ökonomische Relevanz. S. 253.
1041) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 99.
Für Notstandsarbeiten in den Bundesländern wurden nunmehr insgesamt 4 Millionen Schilling bereitge-
stellt, wovon auf Oberösterreich 700.000 Schilling entfielen (Niederösterreich sollte 710.000 S, Tirol 
580.000 S, Salzburg 500.000 S, die Steiermark 480.000 S, Kärnten 340.000 S, das Burgenland 290.000, 
Vorarlberg 250.000 und Wien 150.000 S erhalten). Schdg. WBl. 1936, Nr. 28, S. 3 und Nr. 34, S. 2.
Außerdem wurden durch das Landwirtschaftsministerium für Wasserbauzwecke in Oberösterreich 
800.000 S genehmigt (Schdg. WBl. 1936, Nr. 25, S. 2), und der oberösterreichische Landtag stellte laut 
Mitteilung des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 2. Juli 1936 820.000 S zur Arbeitsbeschaffung bereit. 
Schdg. WBl. 1936, Nr. 26, S. 1.  
1042) Am 26. März 1936 teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. folgendes mit: „Die einschneidende Kür-
zung der Mittel für den Freiwilligen Arbeitsdienst hat eine starke Herabsetzung der Stände und die Auf-
lösung zahlreicher Lager zur Folge. Der derzeitige Stand an Arbeitsfreiwilligen beträgt in Oberöster-
reich nur noch etwa 400 Mann.“ (Schdg. WBl. 1936, Nr. 12, S. 6); und am 19. November 1936 schrieb 
man: „Derzeit stehen im österreichischen Arbeitsdienst rund 3500 Arbeitsdienstwillige in geschlossenen 
und 1000 in offenen Lagern in Arbeit.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 46, S. 1.
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gewesen –, so konnten im Jahr 1936 in den besten Zeiten nicht einmal halb so viele – Ende 
September 1936 zählte man 231 Personen1043 – untergebracht werden. 
Diagramm 25: Entwicklung der Arbeitslosenzahlen im politischen Bezirk Schärding von 
















































*) Daten für Oktober: Stichtag 15. Oktober 1936.
PAF = Beschäftigte in der produktiven Arbeitslosenfürsorge
Quellen: „Schärdinger Wochenblatt“ 1936, Nr. 1 bis 1937, F. 5.
Natürlich wirkten sich die empfindlichen Kürzungen auch negativ auf die Steinindu-
strie aus. War Ende Juni 1936 infolge „der Straßenbauvergebungen des Bundes, die in der 
letzten Zeit neuerlich erfolgt sind“, noch zuversichtlich festgestellt worden, daß „die Stein-
brüche und Schottergruben neue Aufträge auf Straßenbaumaterial erhalten“ haben, „so daß 
die Saison gesichert erscheint“1044, kam es hier bereits Anfang August zu einer großen Ent-
lassungswelle. Das Bezirksgendarmeriekommando Schärding gab dazu am 8. August 1936 
in einem Schreiben an die Sicherheitsdirektion für Oberösterreich folgendes bekannt1045:
Von der Strassenbauunternehmung „Stuag“ werden in ihren bei Schärding befindli-
chen Steinbrüchen mit 10. August 1936 zirka 120 Steinarbeiter entlassen. Der Betrieb 
beschäftigt derzeit insgesamt zirka 233 Arbeiter. Von der Entlassung werden nur soge-
nannte „qualifizierte Arbeiter“ (Steinhauer) betroffen. Die Hilfsarbeiter und Schotter-
arbeiter bleiben vorläufig noch im Betriebe.1046
1043) Schdg. WBl. 1936, Nr. 40, S. 6.
1044) Schdg. WBl. 1936, Nr. 25, S. 2.
1045) BH Schärding, Zl. 937/13–1936.
1046) Am 10. August 1936 teilte das Gendarmeriepostenkommando Taufkirchen a. d. Pram der Bezirkshaupt-
mannschaft Schärding mit, daß am 10. August mittags im Steinbruch der Fa. Stuag in Allerding 40 
Steinbrucharbeiter entlassen worden seien. Für die Entlassung der Arbeiter, die bei den Betroffenen 
„viel Unmut erregt“ habe, sei von der Fa. Stuag die Einstellung der Steinlieferung für die Reichsbrücke 
in Wien angegeben worden. BH Schärding, Zl. 937/13–1936.
Am 13. August 1936 teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ dann seinen Lesern mit, daß die Steinbrüche 
der „Stuag“ verkauft worden seien: „Die seinerzeit von der Straßenbauunternehmung ‘Stuag’ übernom-
menen Steinbrüche, die früher im Besitze der Firma Kapsreiter waren, wurden von letzterer wieder zu-
rückerworben. Der Besitzwechsel erfolgt mit 22. August. Man hofft, daß durch diese Aenderung die 
Entlassung von zirka 120 Steinarbeitern durch die Stuag, die am 10. August erfolgte, wenigstens zum 
Großteil wieder rückgängig gemacht wird.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 32, S. 7. 
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Bei den Schärdinger-Granitwerken werden von den Steinbrüchen nächst Schärding 
mit 8. August 1936 zirka 70 Arbeiter (Steinhauer und Hilfsarbeiter) entlassen. In die-
sem Betriebe waren bis jetzt insgesamt zirka 220 Arbeiter beschäftigt.
Die Entlassungen in beiden Betrieben erfolgen angeblich deshalb, weil Aufträge für 
Steinlieferungen nicht vorhanden sind.
Unter den zur Entlassung bestimmten Arbeitern herrscht teilweise Aufregung. Zu Ex-
zessen oder Ruhestörungen dürfte es aber nicht kommen.
Mit einem schweren Rückschlag zu kämpfen hatten hier mittlerweile aber auch viele 
Landwirte. Am 18. Mai 1936 war nämlich um etwa 16.30 Uhr über 10 Gemeinden des poli-
tischen Bezirkes Schärding ein äußerst heftiges Gewitter mit Hagelschlag niedergegangen, 
das bis etwa 16.50 Uhr gedauert und auf Feldern und Wiesen sämtliche Kulturen vernichtet 
hatte. Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde dazu u. a. folgendes berichtet1047: 
Das Unwetter kam von Norden und berührte Wernstein, Brunnenthal, Schärding, St. 
Florian, Pramersdorf, Rainding, Haid, Roßbach, Laufenbach, Pramhof, Allerding, 
Ober- und Unterteufenbach, Vielsassing, Jechtenham, Höbmannsdorf, Eggenberg, 
Buch, Grub sowie Gebiete der Gemeinden Suben und St. Marienkirchen. Durch den 
Hagel wurden die Saaten stellenweise ganz vernichtet, die Obstbäume entlaubt, Hasen 
und Rehe getötet. Die betroffenen Gegenden glichen einer Gletscherlandschaft, da die 
Schloßen bis zu 25 Zentimeter Höhe die Fluren bedeckten. Auf den Straßen bildeten 
sich Hagelwehen bis zu einer Höhe von 75 Zentimeter, so daß unterwegs befindliche 
Kraftfahrzeuge stecken blieben. […]. 
Die von dem Hagelunwetter betroffenen Fluren zeigen ein Bild des Grauens. Die Kul-
turen sind vielfach bis 100 Prozent vernichtet, wobei in Erwägung gezogen werden 
muß, daß an Getreide höchstens noch Gerste angebaut werden kann. Ebenso sind die 
Gras- und Kleenutzungen verloren, viele Landwirte stehen vor dem Nichts, denn es 
mangelt ihnen an dem nötigen Futter für das Vieh. An vielen Bauerngehöften wurden 
fast alle Fensterscheiben eingeschlagen, auch an den Gebäuden erfolgten Beschädi-
gungen. […].
Wie die sofort eingeleiteten Erhebungen ergaben – schon am 19. Mai waren von der 
Landesregierung die Herren Landesräte Mayrhofer und Dr. Lorenzoni eingetroffen, die mit 
Herrn Hofrat Petrak das verwüstete Gebiet besichtigten und sich für ausgiebige rasche Hilfe 
aussprachen, damit sich das Unglück nicht noch weiter auswirke1048 –, hatte das verheerende 
Unwetter z. B. allein in der Gemeinde St. Florian a. Inn insgesamt 1.200 Joch Winter- und 
Sommergetreide und 1.600 Joch Wiesen und Gärten sowie größere Gebiete Jungwald voll-
kommen vernichtet. Der Gesamtschaden, von dem 170 Besitzer und Söldner betroffen wa-
ren, betrug 1,680.454 S. Von den 170 Geschädigten waren nur 3 versichert. 20 Mann Militär 
aus Schärding, 10 Arbeitslose sowie 30 Landarbeiter aus den Gemeinden Diersbach, Zell, 
Andorf, Sigharting und Mayrhof halfen den Betroffenen gegen Verpflegung, die Felder ab-
zuräumen bzw. neu zu bebauen.1049
1047) Schdg. WBl. 1936, Nr. 20, S. 6.
1048) Laut Mitteilung Dr. Enkners in der BMK. vom 4. Juni 1936 waren die Gemeinden Wernstein, St. Marien-
kirchen, Brunnenthal und St. Florian „gänzlich verhagelt“ worden, vom Hagel teilweise betroffen waren 
die Gemeinden Suben, Schardenberg, Rainbach, Taufkirchen a. d. Pram, Mayrhof und Eggerding. Pro-
tokoll der BMK. vom 4. Juni 1936.
1049) Schdg. WBl. 1936, Nr. 21, S. 7.
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Insgesamt wurden im Bezirk durch den katastrophalen Hagelschlag 4.341 Joch Getrei-
de vernichtet; der Ernteausfall betrug nach den Erhebungen ungefähr 350 Waggon Getreide. 
Aber auch die Futterflächen waren durch den Hagel arg beschädigt worden, und ein nachfol-
gendes Hochwasser hatte große Wiesenflächen längs der Pram verschlammt, sodaß sehr vie-
le Landwirte infolge Grünfuttermangels gezwungen gewesen wären, das Jungvieh sofort ab-
zusetzen. Dank großzügiger Hilfe konnte jedoch das Ärgste verhindert werden: Aus den 
nicht verhagelten Gebieten wurden Arbeiter, Gespanne und Futter beigestellt1050, außerdem 
machten sich Bauern aus Diersbach und Rainbach sofort erbötig, Vieh der aller Futtermittel 
beraubten Landwirte zur Fütterung zu übernehmen, und weiter entfernt gelegene Gemeinden 
nahmen sich der total verhagelten Gemeinden an. Über Vermittlung des Fleckviehzuchtver-
bandes Schärding wurde eine große Anzahl 
von Jungvieh in Zell, Raab und Riedau unter-
gebracht, tatkräftige Hilfe leisteten auch die 
Gemeinden Reichersberg, St. Georgen, Münz-
kirchen, Sigharting, Diersbach, Kallham, Alt-
schwendt usw. 
Um die größte Not zu lindern, beschlos-
sen die Bürgermeister und Obmänner der land-
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften der 
politischen Bezirke Schärding und Ried, in den 
vom Hagel verschonten Gebieten eine Brotge-
treidesammlung durchzuführen1051; aus dem 
benachbarten Bayern schickten die Landwirte 
von Mittich, Eholfing und Hartkirchen den 
vom Hagel betroffenen Bauern 120.000 Pflan-
zen verschiedener Art zum Anbau1052; das 
Landwirtschaftsministerium verfügte als Hilfs-
aktion die Abgabe verbilligten Saatgutes zum 
Anbau der Nachfrüchte1053; sieben Bürgermei-
ster aus dem Hagelgebiet sprachen unter Füh-
rung von Abgeordneten in Linz vor und erhiel-
ten dabei die Zusage, daß Getreide, Kartoffeln, 
Futtermittel und Arbeitskräfte zur Verfügung 
gestellt würden1054; Herr Josef Fischer, der Be-
sitzer der Abtsmühle in Schärding, erklärte sich 
bereit, Brotgetreide für die in den Gemeinden 
Wernstein, Brunnenthal, Rainbach, St. Florian und Suben von der Hagelkatastrophe betrof-
fenen Besitzer unentgeltlich zur Vermahlung zu bringen, und Bürgermeister Schmidbauer
leitete  „trotz der ohnehin nicht günstigen Lage der Schärdinger Bevölkerung“ für die Land-
gemeinden, die „der Stadt Schärding stets Hilfe brachten“, „wenn der Ruf erging“, eine 
Haussammlung in die Wege, die schließlich „den namhaften Betrag von 4505 S“ ergab.1055
1050) Regierungsrat Mohelsky, der Leiter des Arbeitshauses Suben, hatte zu den Aufräumungsarbeiten auch In-
sassen des Arbeitshauses zur Verfügung gestellt. Schdg. WBl. 1936, Nr. 23, S. 7.
1051) Schdg. WBl. 1936, Nr. 34, S. 5.
1052) Schdg. WBl. 1936, Nr. 21, S. 4.
1053) Schdg. WBl. 1936, Nr. 23, S. 7.
1054) Schdg. WBl. 1936, Nr. 21, S. 7.
1055) Schdg. WBl. 1936, Nr. 34, S. 7.
Aufruf Bürgermeister Schmidbauers im
„Schärdinger Wochenblatt“ 1936, Nr. 22, S. 5
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Sieht man von dieser Naturkatastrophe ab – die von der NSDAP übrigens für Propa-
gandazwecke „weidlich ausgenützt“ wurde1056 –, war aber das zentrale wirtschaftliche Pro-
blem hier nach wie vor die Grenzsperre, und zwar nicht nur diesseits, sondern auch jenseits 
des Inn, und entsprechend oft wurde dieses Problem daher thematisiert. Im periodischen Be-
richt des Bezirksgendarmeriekommandos Schärding an das Gendarmerieabteilungskomman-
do Nr. 6 in Wels vom 27. September 1935 hieß es z. B.1057: 
Im bayrischen Grenzgebiete wurden bisher einige Monate hindurch der Grenzbevölke-
rung der Ausfall an Geschäften durch den eingeschränkten Grenzverkehr, dadurch et-
was wettgemacht, indem durch die Aktion „Kraft durch Freude“ grössere Gesellschaf-
ten – bis zu 80 Personen – auf einige Wochen abwechselnd in die verschiedenen 
Grenzorte auf Kosten der deutschen Regierung entsendet und verpflegt wurden. Diese 
Aktion wurde nunmehr eingestellt und bekommt die bayrische Grenzbevölkerung den 
finanziellen Ausfall durch den gedrosselten Grenzverkehr wiederum stärker zu spüren. 
Im Bericht des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich an die Generaldirektion für die 
öffentliche Sicherheit vom 8. Jänner 1936 wurde mitgeteilt, daß die bayrische Bevölkerung 
allgemein den Wunsch nach Erleichterung der Grenzsperre hege und daß seit Inkrafttreten 
des Markeinfuhrverbotes der Grenzverkehr noch strenger als früher überwacht werden
soll.1058 Am 21. Februar 1936 meldete das Gendarmeriepostenkommando Wernstein an die 
Bezirkshauptmannschaft Schärding, daß die in Passau wohnhaften Österreicher nur dann ein 
„Fleischbüchel“ bekommen, um bei den österreichischen Fleischhauern an der Grenze ein-
kaufen zu können, wenn sie am Magistrat in Passau einen Paß vorweisen1059; und in einem 
mit 2. April 1936 datierten Schreiben der Stadtgemeinde Schärding bezüglich des gänzlichen 
Abbaus der hiesigen Schutzkorpskompagnie bis zum 1. Mai 1936 wurde darauf hingewie-
sen, daß die „Notlage der ganzen Geschäftswelt durch die nunmehr eingetretene verschärfte 
Grenzsperre erheblich zugenommen“ habe1060:
1056) In einem mit 30. Juni 1936 datierten Bericht aus dem Bezirk Schärding an die Generaldirektion für die öf-
fentliche Sicherheit wurde dazu u. a. mitgeteilt: „Während in dem an Oesterreich angrenzenden Hagel-
gebiet in Deutschland sofortige und ausgiebige staatliche Hilfe einsetzte, bekamen – nach unbedingt ver-
lässlicher Quelle – die durch Hagel und Hochwasser äusserst schwer betroffenen Landwirte im Innern 
des Reiches überhaupt keine staatliche Hilfe. Dies trifft insbesondere für die durch Hagelschlag und die 
ungefähr 8 km breite Ueberschwemmung der Donau bei Osterhofen zu. 
Es scheint daher die Unterstützung der Grenzbewohner nur aus propagandistischen Zwecken erfolgt zu 
sein und wurde diese von der NSDAP. auch tatsächlich weidlich ausgenützt.“ AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 
336.778/G. D.–1936. 
1057) OÖLA, Sch. 34, Zl. 34/1935.
1058) Außerdem war hier u. a. noch folgendes vermerkt: „In Bayern kostet ein Zugpferd 1000 M, eine Milchkuh 
500 M, ein Ferkel 20 M. Die aus Österreich bezogenen Zuchtrinder werden um 45 Pf per Kilo abgege-
ben, doch müssen die Käufer nach Ablauf von 3 Monaten 1 Fettrind zur Schlachtung abliefern.
Es herrscht Mangel an Vieh, aber auch Mangel an landwirtschaftlichen Arbeitern, die zu einem Wo-
chenlohn von 4 bis 5 M auch aus dem österreichischen Grenzgebiet genommen werden.“ AdR, BKA, 
22/OÖ. Zl. 301.878 /G. D.–1936. 
1059) In diesem Bericht wird auch mitgeteilt, daß bei den Fleischhauern in Passau lange Zeit hindurch Schweine-
fleisch überhaupt nicht zu haben gewesen sei. Der Staat habe nämlich nicht nur Mastrindvieh, sondern 
auch Mastschweine angekauft. Das Fleisch sei angeblich für Konservenfleisch verarbeitet worden. Da-
durch seien die Preise für Mastschweine gestiegen, und deshalb seien von den Bauern keine Schweine 
an die Fleischhauer verkauft worden. Gegenwärtig sei jedoch wieder Schweinefleisch zu haben. Außer-
dem findet sich in diesem Schreiben auch der Hinweis, daß die Reichswehr überall Pferde aufkaufe und 
daher die Preise hiefür sehr gestiegen seien. AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 314.616/G. D.–1936.
1060) AdR, BMfLV Präs. B. 1–3/5, Zl. 9995/1936.
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Im Inlande kann man die durch die Grenzsperre hervorgerufene Not nicht so ermessen 
und man hat vielfach gar keine Ahnung, wie furchtbar sich das Fehlen jeglichen Ver-
kehres auf Handel und Wandel auswirkt und vermehrte Arbeitslosigkeit und Elend mit 
sich bringt.
Eine befriedigende Lösung in der Frage des Grenzverkehrs ließ hingegen noch auf sich 
warten. Diese kam erst zustande, als Österreich auf Drängen Mussolinis – eine Folge seiner 
Annäherung an Hitler wegen des Abessinienkrieges – eine Kurskorrektur der Außenpolitik 
dem deutschen Bruderstaat gegenüber vornahm und Schritte einleitete, um die guten Bezie-
hungen zum Deutschen Reich wiederherzustellen. Anfang April 1936 wurden daher – probe-
weise bis zum 30. Juni – die Bestimmungen über den kleinen Grenzverkehr auf österreichi-
scher Seite etwas gelockert.1061
 Verlautbarung der Bezirkshauptmannschaft Schärding 
im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 9. April 1936
Schon am 9. Mai wurden diese Erleichterungen jedoch wieder aufgehoben, weil man 
auf deutscher Seite auf die österreichischen Maßnahmen nicht entsprechend reagiert hatte. In 
Passau waren zwar vor den Osterfeiertagen 1936 an viele Personen Grenzscheine ausgestellt 
worden, diese hatte man aber nach einigen Tagen wieder eingezogen1062, sodaß nach wie vor 
die bisherigen Vorschriften galten und deutsche Staatsbürger für einen Grenzübertritt ein be-
sonderes wirtschaftliches Bedürfnis nachweisen mußten1063, was laut Schreiben eines in Pas-
sau befindlichen Nachrichtenmannes vom 22. Juni 1936 „in der bayerischen Grenzbevölke-
rung“ großen „Unmut“ auslöste1064:
1061) Schdg. WBl. 1936, Nr. 14, S. 7.
1062) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 349.257/G. D.–1936.
1063) Schdg. WBl. 1936, Nr. 19, S. 6.
1064) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 340.726/G. D.–1936.
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Die Stimmung der Bevölkerung im bayerischen Grenzgebiete ist nach wie vor nach 
aussen hin künstlich gehoben und zuversichtlich, […]. Nach innen jedoch ist die 
Volksstimmung wegen der andauernden Grenzsperre gegen Oesterreich und den damit 
verbundenen Hemmungen und Verteuerung der Lebensmittel und sonstigen lebens-
wichtigen Bedarfsartikel wie Holz und Futtermittel, welche früher um billiges Geld 
aus Oesterreich erhältlich waren, eine ganz andere, sogar sehr gedrückte. […]. 
Die Preise haben gegenüber dem vorjährigen Sommer im allgemeinen durchschnitt-
lich um 20–30 % angezogen. Bei den wichtigsten Lebensmitteln, wie Fleisch, Fett, 
Schmalz, Butter, Kunstfett, Talg und Wurstwaren wirkt sich die Teuerung sogar bis zu 
40 % aus. […]. Die Arbeitslöhne, Beamten- u. Angestelltengehälter sind jedoch die 
gleichen geblieben und die Abgaben u. Opfer sind nicht weniger, sondern immer mehr 
geworden. Es ist daher nicht verwunderlich, dass im geheimen über die Wirtschaftsla-
ge und über die damit zusammenhängende Existenzschwierigkeit des Einzelnen arg 
geschimpft wird, während die gleichgeschalteten Zeitungen nur vom Besten berichten. 
Die dem Volke aufgezwungene kritiklose Hinnahme alles Unangenehmen macht sich 
daher seit einiger Zeit in dem Frage- u. Antwortspiel des folgenden Volkswitzes Luft 
u. zw.: Frage: „Wie geht es Ihnen (oder dir)?“ Antwort: „Zeitungsgemäß.“
Grossen Unmut in der bayerischen Grenzbevölkerung hat die deutscherseits ent-
täuschte Hoffnung auf Lockerung der Sperre im kleinen Grenzverkehr im Monate Mai 
l. J. ausgelöst. Es war wie ein Lauffeuer, dass es nunmehr doch anders werde, als 
nach dem Uebereinkommen des Herrn Oberbürgermeisters von Passau mit dem Herrn 
Bezirkshauptmann von Schärding die ersten Grenzscheine wieder ausgegeben wurden. 
Die Freude der österreichischen Grenzbewohner, an welche zwar über tausend aus-
gegeben und ihnen auch der Grenzübertritt nach Bayern gestattet war, war wegen der 
alsbald erforderlichen Wiedereinziehung der Grenzscheine, wegen Nichteinhaltung 
der Gegenseitigkeit deutscherseits, wohl sehr kurz. Aber noch kürzer, oder überhaupt 
gar nicht bestehend, war die Freude der bayerischen Grenzbewohner. An diese wur-
den überhaupt nur etwas über hundert Grenzscheine ausgegeben, und diese wurden 
ihnen beim ersten Versuche über die Grenze zu gehen, von den Kontrollorganen als 
„unzeitgemäss“ wieder abgenommen und ihnen der Grenzübertritt nach Oesterreich 
verweigert, mit der Begründung, daß von Berlin andere Weisungen vorlägen.
Erst die Unterzeichnung des Abkommens vom 11. Juli 1936 zog einen Schlußstrich 
unter den vom Deutschen Reich seit 1933 in unterschiedlicher Intensität gegen Österreich 
geführten Wirtschafts- und Propagandakrieg1065 und löste daher nicht nur in Schärding1066, 
1065) Das Abkommen bestand aus zwei Teilen, einem offiziellen deutsch-österreichischen Kommuniqué und 
einem nicht veröffentlichten „Gentlemen-Agreement“, das von den Deutschen als besonders wichtiger 
Kern bezeichnet wurde. Im veröffentlichten Kommuniqué hieß es u. a.: 
„1. Im Sinne der Feststellungen des Führers und Reichskanzlers vom 21. Mai 1935 anerkennt die Deut-
sche Reichsregierung die volle Souveränität des Bundesstaates Österreich.
2. Jede der beiden Regierungen betrachtet die in dem anderen Lande bestehende innenpolitische Gestal-
tung, einschließlich der Frage des österreichischen Nationalsozialismus, als eine innere Angelegenheit 
des anderen Landes, auf die sie weder unmittelbar noch mittelbar Einwirkung nehmen wird.
3. Die österreichische Bundesregierung wird ihre Politik im allgemeinen, wie insbesondere gegenüber 
dem Deutschen Reiche, stets auf jener grundsätzlichen Linie halten, die der Tatsache, daß Österreich 
sich als deutscher Staat bekennt, entspricht. Hiedurch werden die Römer Protokolle ex 1934 und deren 
Zusätze ex 1936 sowie die Stellung Österreichs zu Italien und Ungarn als den Partnern dieser Protokolle 
nicht berührt.“ War schon dieser offizielle Teil problematisch, weil die österreichische Souveränität nur 
im Sinne der Reichstagsrede Hitlers vom 21. Mai 1935 anerkannt wurde, worin Hitler erklärt hatte, daß 
Deutschland zwar nicht die Absicht habe, die Alpenrepublik anzuschließen, aber den Wunsch betone, 
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sondern auch in den bayerischen Nachbarorten große Freude aus.1067 Laut Bericht der Nach-
richtenstelle Schärding an die Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit vom 28. Juli 
1936 war z. B. die Stadt Passau vom 11. bis 15. Juli 1936 „sehr zahlreich beflaggt und die 
Bevölkerung hat geradezu gejubelt, wie sie von der Aufnahme dieser freundschaftlichen Be-
ziehungen erfahren hat.“1068 Unter dem Titel „Freudenfahnen“ schrieb das „Schärdinger Wo-
chenblatt“ damals1069: 
Aus Anlaß der Beilegung des unseligen Konfliktes, der drei Jahre lang die deutschen 
Brudervölker entzweite, prangte am 12. Juli unsere Stadt in festlichem Fahnen-
schmuck. Festlich und freudestrahlend, wie das Antlitz des geschmückten Stadtbildes, 
waren auch die Gesichter der Menschen, die befreit aufatmeten, als die Nachricht von 
der Wiederaufnahme der freundschaftlichen Beziehungen bekannt wurde. Gerade wir 
an der bayrischen Grenze waren es doch, die von den unleidigen Verhältnissen beson-
ders schwer betroffen wurden und schon lange den Tag herbeisehnten, der uns den ge-
wohnten Lauf der Dinge in unserem ohnehin nicht auf Rosen gebetteten Grenzgebiet 
daß überall dem deutschen Volk das Selbstbestimmungsrecht gewährleistet werde, könne doch auf Dauer 
kein Regime bestehen, das nicht vom Volke getragen werde, und zudem auch nicht geklärt war, wie eine 
Politik auszusehen habe, die Österreich als „deutscher Staat“ zu betreiben habe, so waren einige Passa-
gen des Geheimabkommens noch bedenklicher: Bisher verbotene deutsche Zeitungen, wie die „Essener 
National-Zeitung“ und die „Münchner Neuesten Nachrichten“, die einen extrem antiösterreichischen 
Standpunkt vertraten, wurden in Österreich wieder zugelassen. Im Gegenzug wurden im Deutschen 
Reich 5 österreichische Tageszeitungen erlaubt, darunter auch die Linzer „Tages-Post“ (Slapnicka, Har-
ry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 198). Der deutsche Wirtschaftskrieg wurde 
offiziell beendet und die 1000-Mark-Sperre aufgehoben. Diese Vereinbarung hatte aber „keinen Bezug 
auf die durch die Devisenschutzgebung beider Länder bedingten Einschränkungen“, d. h., daß es man-
gels Devisen auch in Zukunft keinen deutschen Touristenstrom geben würde, Propagandisten aber konn-
ten nunmehr ungehindert in Österreich einreisen. In außenpolitischer Hinsicht wurde der Punkt 3 des 
Kommuniqués präzisiert: „Die österreichische Bundesregierung erklärt, daß sie bereit ist, die Außenpo-
litik der österreichischen Bundesregierung unter Bedachtnahme auf die friedlichen Bestrebungen der 
Außenpolitik der deutschen Reichsregierung zu führen. Es besteht Einverständnis, daß beide Regierun-
gen über die sie gemeinsam betreffenden Fragen der Außenpolitik jeweils in einen Meinungsaustausch 
eintreten werden.“ Dies bedeutete im Grunde die Preisgabe einer souveränen österreichischen Außenpo-
litik; der von Mussolini apostrophierte „Satellit“ des Deutschen Reiches war geboren. Darüber hinaus 
hatte man eine weitreichende politische Amnestie durchzuführen und waren Vertreter der bisherigen so-
genannten „nationalen Opposition in Österreich“ zur Mitwirkung an der politischen Verantwortung her-
anzuziehen. Damit hatte sich Österreich für eine fragwürdige Unabhängigkeitsgarantie das „Trojanische 
Pferd“ eingehandelt. Der „deutsche Weg“, den die Alpenrepublik von nun an einzuschlagen gezwungen 
war, führte direkt zum Anschluß. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 353–355.
1066) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 6. August 1936 gab z. B. Bundeswirtschaftsrat Duscher im Rahmen 
einer Obmännertagung der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften des Bezirkes Schärding im 
Gasthaus „Zur Stiege“ seiner Freude über den abgeschlossenen Frieden zwischen Österreich und 
Deutschland Ausdruck. Schdg. WBl. 1936, Nr. 31, S. 6. 
1067) In der Passauer DZ heißt es z. B. am 15. Juli 1936 in einem von August Weigel verfaßten Artikel, der den 
Titel „Gruß über die Grenze“ trägt, u. a.: „Und wenn nun die Brücke über den Graben, der durch un-
glückselige Umstände einst aufgerissen, wieder geschlagen ist, dann empfindet diese glückhafte und hi-
storisch so bedeutsame Tatsache wohl niemand tiefer als wir, die wir hart an der Grenze als unmittelbare 
Nachbarn unseres Brudervolkes leben.“ DZ 1936, Nr. 160, S. 1. 
1068) AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 349.257/G. D.–1936. Die Passauer DZ z. B. widmete diesem Ereignis allein zwi-
schen dem 13. und dem 28. Juli 1936 rund 25 Berichte und einen Kommentar, wobei sich die DZ, die 
bisher auch vor radikalen Verunglimpfungen nicht zurückgeschreckt war, nun nicht nur betont versöhn-
lich gab, sondern förmlich einem „austrophilen Enthusiasmus“ frönte. Goldberger, Josef: Österreich und 
seine politische Entwicklung im Spiegel der Passauer „Donau-Zeitung“ vom März 1933 bis zum März 
1938. – Diplomarbeit. Passau: 1996. S. 44 und S. 123.
1069) Schdg. WBl. 1936, Nr. 28, S. 6.
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bringen sollte. Nun hoffen wir, daß unsere wirtschaftliche Lage durch die schrittweise 
erfolgende Normalisierung wieder eine Besserung erfährt, deren wir schon lange be-
dürfen. Aber nicht allein in materieller Hinsicht begrüßt die Grenzbevölkerung die be-
freiende Tat unseres Bundeskanzlers Dr. Schuschnigg und des deutschen Reichskanz-
lers Adolf Hitler, sondern besonders auch deswegen, weil dadurch dem freundnach-
barlichen Verkehr zwischen hüben und drüben wieder, wie wir hoffen, freie Bahn ge-
schaffen wurde. Daß an diesem Tage auch drüben die Fahnen wehten, beweist uns 
nur, daß auch bei unserem Brudervolke die gleiche Freude herrscht wie bei uns.
Anläßlich des 75jährigen Gründungsfestes des 
„Deutschen Turnvereins Schärding 1862“ verschickte Ansichtskarte1070
Mit der Einstellung der offenen Feindseligkeiten zwischen den beiden „Brudervöl-
kern“ – im Punkt V des nicht veröffentlichten Zusatzprotokolls des Juliabkommens war 
auch das die Hoheitszeichen und die Nationalhymnen betreffende Verbot aufgehoben wor-
den – und der Normalisierung der Grenzbeziehungen1071, die am 28. August 1936 zur Auf-
hebung der 1000-Mark-Sperre führte – österreichische Staatsbürger hatten für Reisen in oder 
durch das Gebiet des Deutschen Reiches nun von den Paßbehörden in ihrem Reisepaß den 
1070) Der Text der von sechs Schärdingerinnen und Schärdingern unterschriebenen und mit 12. VII. 1937 abge-
stempelten Karte nach Gmünd in Kärnten lautet: „Vom heutigen Turnfeste sendet Dir Heilgrüße […]“, 
dann folgen die Unterschriften, wobei ein Schärdinger „m. deutschem Gruß“ anfügte. Wann die Karte 
aufgelegt worden ist und von wem die Aufnahme stammt, ist mir allerdings nicht bekannt.
1071) In dem bereits erwähnten Bericht der Nachrichtenstelle Schärding an die Generaldirektion für die öffentli-
che Sicherheit vom 28. Juli 1936 wurde dazu u. a. mitgeteilt: „Vor den Osterfeiertagen 1936 wurden in 
Passau viele Grenzscheine an die Bewohner ausgestellt und nach einigen Tagen wieder eingezogen. Die-
se Personen bekommen seit 13. 7. 1936 die ihnen abgenommenen Grenzscheine zurück, ohne eine neuer-
liche Abgabe entrichten zu müssen. Weitere Erleichterungen betreffend den Grenzverkehr sind bis nun 
von den bayerischen Behörden angeblich noch nicht herausgegeben worden. Es heisst, dass solche Er-
leichterungen und auch die, welche überhaupt die Reise nach Österreich betreffen, erst im September 
1936 verfügt werden sollen und zwar deshalb, weil diese Erleichterungen in den österreichischen Saison-
orten insofern eine Teuerung hervorrufen würden, weil sie mit den bestimmt eintreffenden Fremden von 
Deutschland nicht gerechnet haben. Anderseits haben sich die Bewohner in den bayerischen Saisonorten 
für den Fremdenverkehr des Sommers bereits eingedeckt und würden wegen der Einreiseerleichterung in 
Österreich nicht so einen Zugang von Gästen haben, und dadurch einen Schaden erleiden.“ AdR, BKA, 
22/OÖ. Zl. 349.257/G. D.–1936. 
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Stempelvermerk „Gültig zur Ausreise nach Deutschland“ eintragen zu lassen1072 –, wurden 
dann auch die Einschränkungen im kleinen Grenzverkehr beseitigt1073, Einschränkungen, die 
man – wie oben dargelegt – immer wieder umgangen hatte, was vor allem deswegen mög-
lich gewesen war, weil man ihre Einhaltung nur mit einer gewissen Halbherzigkeit verfolgt 
hatte. Sosehr nämlich die Nationalsozialisten wegen des Wirtschaftsboykotts bemüht waren, 
die Grenze zu Österreich abzuriegeln, sosehr mußten sie in Hinblick auf die Propaganda dar-
an interessiert sein, daß die Grenze durchlässig blieb, denn solange sich einerseits Österrei-
cher in den bayrischen Nachbarorten aufhalten durften – sei es zum Schulbesuch oder sei es 
aus wirtschaftlichen Gründen –, waren sie auch der nationalsozialistischen Propaganda unge-
hindert ausgesetzt, und keine noch so strenge österreichische Zensur vermochte dagegen et-
was auszurichten; und andererseits konnten Neuhauser, die sich aus wie immer gearteten 
„dringenden Anlässen“ nach Schärding begaben, einigermaßen unauffällig Propagandamate-
rial nach Österreich einschmuggeln. 
Laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 3. September 1936 galten für die beiderseitigen 
Staatsangehörigen im kleinen Grenzverkehr nun folgende Bestimmungen1074: 
Deutsche Reichsangehörige und österreichische Bundesbürger, die im Grenzbezirk ih-
ren Wohnsitz haben oder sich dort seit wenigstens drei Monaten aufhalten, können 
eine Grenzkarte erhalten, die sie nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen berech-
tigt, die Grenze zu überschreiten und sich im Nachbargrenzbezirk vorübergehend auf-
zuhalten.1075 Für Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, die im Grenzbezirk 
amtlich tätig sind, sowie für ihre mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebenden Fami-
lienangehörigen gilt die im Absatz 1 vorgesehene Frist von 3 Monaten nicht.
Die Frist von drei Monaten gilt auch nicht für Nutzungsberechtigte von Grundstücken, 
die in einem Grenzbezirk liegen, aber von einer im Nachbargrenzbezirk gelegenen Be-
triebsstätte aus bewirtschaftet werden, sowie für Personen, die in einer solchen Be-
triebsstätte beschäftigt sind. […]. Die Grenzkarten werden nur Personen über 15 Jah-
ren ausgestellt. Ausnahmsweise kann im Falle eines besonderen Bedürfnisses eine 
1072) Dieser Vermerk, der ohne Begründung verweigert und jederzeit widerrufen werden konnte, galt nicht bloß 
für eine einmalige Deutschlandreise des Paßinhabers, sondern berechtigte zu wiederholten Grenzübertrit-
ten innerhalb der Gültigkeitsdauer des Reisepasses. Schdg. WBl. 1936, Nr. 33, S. 1 f. und Nr. 35, S. 2.
1073) Am 10. September 1936 informierte das „Schärdinger Wochenblatt“ darüber, daß „hierorts eine Bespre-
chung von Vertretern aus Passau, Linz und Schärding“ bezüglich des kleinen Grenzverkehrs stattgefun-
den habe – laut Niederschrift Hofrat Petraks hatten am 3. September an der Besprechung im Hotel Bau-
mann aus Passau Vertreter des Bezirksamtes, des Stadtrates, des Hauptzollamtes und der bayerischen 
politischen Polizei und von der österreichischen Seite Vertreter der Sicherheitsdirektion Linz, der Finanz-
landesdirektion Linz und der BH Schärding teilgenommen – und daß dabei einzelne Anregungen „gro-
ßes Entgegenkommen der reichsdeutschen Vertreter“ gefunden hätten. Beiderseits würden die „als wert-
voll erkannten Anregungen den zuständigen Behörden zur Genehmigung unterbreitet“. Sehr bemüht um 
das Zustandekommen dieser Aussprache, „von der ein günstiger Erfolg zur Erleichterung im Grenzver-
kehr erhofft wird“, hatte sich laut Wochenblatt Herr Hofrat Petrak. Schdg. WBl. 1936, Nr. 36, S. 6.  
1074) Schdg. WBl. 1936, Nr. 35, S. 2.
1075) Die Grenzkarten wurden nach eigenen Vordrucken von den deutschen Behörden in hellgrauer und von den 
österreichischen Behörden in hellgrüner Farbe ausgestellt, und zwar in der Regel mit einer Geltungsdauer 
von zwei Jahren. Ausgestellt wurden die Grenzkarten auf österreichischer Seite durch die Gendarmerie-
postenkommandos. Für die Ausstellung der Grenzkarte wurde auf reichsdeutscher Seite eine Gebühr von 
50 Pfennig und auf österreichischer Seite eine Verwaltungsabgabe von 1 Schilling erhoben. Entgegen 
der bisherigen Praxis floß diese Gebühr nun dem Bund zu, sodaß die Gemeinden – wie in der BMK. vom 
17. September 1936 bedauernd festgestellt wurde – durch diesen Ausfall einen empfindlichen Schaden
erlitten, weshalb von der BMK. damals beschlossen wurde, die Ausstellungsberechtigung und die damit 
verbundene Einnahmequelle wieder zu erbitten. Schdg. WBl. 1936, Nr. 38, S. 5.
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Grenzkarte auch für Personen unter 15 Jahren ausgestellt werden. […].1076 Die Grenz-
übergangsstellen werden von den zuständigen Verwaltungs- und Zollbeamten der ver-
tragsschließenden Teile im gegenseitigen Einvernehmen bestimmt. […].1077
Der Grenzübertritt auf Grund von Grenzkarten ist regelmäßig nur während der Tages-
stunden, das heißt von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang, gestattet. […].1078
Die Grenzkarten berechtigen zum jeweiligen Aufenthalt im Nachbargrenzbezirk auf 
die Dauer eines Zeitraumes, der einschließlich des Einreisetages 6 Tage nicht über-
schreiten darf. […].
Von der Aufhebung der Grenzsperre erwartete man sich allgemein eine wirtschaftliche 
Belebung, wobei hier allerdings darauf hinzuweisen ist, daß 1936 – ausgelöst durch die in-
ternationale Rüstungskonjunktur – ohnehin schon zaghafte Anzeichen einer wirtschaftlichen 
Erholung sichtbar geworden waren. Dies läßt sich anhand einer Reihe von Daten belegen: So 
war z. B. der Goldbesitz in Österreich von 1935 mit 112,5 Millionen RM auf 113,4 Mill. 
RM im Jahre 1936 gestiegen (zum Vergleich Deutsches Reich: 1935 – 155, 6 Mill. RM, 
1936 – 114 RM); das Währungsdeckungsverhältnis hielt jedem Vergleich mit Deutschland 
stand (Österreich 1936: 29 Prozent, Deutschland: 2 Prozent)1079; der Ertrag der öffentlichen 
Abgaben belief sich im ersten Halbjahr 1936 auf 569 Millionen Schilling gegen 513 Millio-
nen im gleichen Zeitabschnitt des Jahres 19351080; die Ausfuhr von Schlachtvieh hatte deut-
1076) Jugendliche unter 15 J. durften die Grenze ohne Grenzkarte sonst nur in Begleitung eines Erwachsenen und 
nur dann überschreiten, wenn dessen Grenzkarte die Befugnis zur Mitnahme des Jugendlichen enthielt.
1077) Der Grenzübertritt an anderen als den amtlich allgemein zugelassenen Grenzübergangsstellen konnte aus 
wirtschaftlichen Gründen, insbesondere für die Bedürfnisse der Feldarbeit und der Forstwirtschaft, die 
Ausübung der Jagd und der Fischerei sowie für den Weidebetrieb gestattet werden.
1078) Die zuständigen Verwaltungs- und Zollbehörden konnten im beiderseitigen Einvernehmen den Verkehr an 
den Grenzübergangsstellen allgemein oder im Einzelfall auch zu anderen Zeiten gestatten, wenn die ört-
lichen Verhältnisse es angezeigt erscheinen ließen. Im Einzelfall war ein entsprechender Vermerk in die 
Grenzkarte aufzunehmen. Der Grenzübertritt mit der Eisenbahn sowie im öffentlichen Schiffahrtsver-
kehr war zeitlich nicht beschränkt. Geistliche und ihre Gehilfen, Ärzte, Tierärzte sowie Hebammen durf-
ten in Ausübung ihres Berufes die Grenze auch außerhalb der Grenzübergangsstellen und auch zur 
Nachtzeit überschreiten. Feuer- und Bergwehren sowie sonstige Rettungsorganisationen durften zu Hil-
feleistungen bei Bränden und anderen Unglücksfällen die Grenze ohne Paßförmlichkeiten überschreiten.
1079) Schausberger, Norbert: Ökonomisch-politische Interdependenzen im Sommer 1936. S. 292.
1080) Schdg. WBl. 1936, Nr. 35, S. 2. Schon am 12. März 1936 hatte das „Schärdinger Wochenblatt“ (Nr. 10, S. 
2) gemeldet, daß der Vierteljahrsbericht des Völkerbundvertreters Rost van Tonningen über Österreichs 
Wirtschafts- und Finanzlage sehr günstig laute, „denn in jeglicher Beziehung zeigt sich eine ziemliche 
Besserung“; und am 14. Mai 1936 hieß es: „Nach dem Vierteljahrsbericht des Völkerbundvertreters Rost
van Tonningen über die österreichische Wirtschaftslage weisen die staatlichen Rechnungsabschlüsse für 
die beiden ersten Monate dieses Jahres gegenüber der gleichen Vorjahrszeitspanne einen um 35 Millionen 
Schilling günstigeren Stand auf, wozu neben einer sehr sparsamen Wirtschaft die gebesserten Steuerein-
gänge wesentlich beigetragen haben.“ (Schdg. WBl. 1936, Nr. 19, S. 1 f.). Anfang August 1936 legte 
Rost van Tonningen dann angesichts der „fortschreitenden Besserung der finanziellen und wirtschaftli-
chen Lage Österreichs“ und der „erreichten Konsolidierung“ sein Amt zurück (Schdg. WBl. 1936, Nr. 
32, S. 2). Zur Aufhebung der Finanzkontrolle durch den Völkerbund nahm Finanzminister Dr. Ludwig 
Draxler laut Schdg. WBl. 1936, Nr. 39, S. 2 dann u. a. folgendermaßen Stellung: „Es war mir äußerst er-
freulich, in Genf von den ersten Vertretern der internationalen Finanz die Bestätigung für die Richtigkeit 
der Grundsätze zu erhalten, die wir in Oesterreich als Grundlage für die Führung der Staatsfinanzen seit 
dem Herbst des vergangenen Jahres uns vorgesetzt haben. Neben der Ordnung des Staatshaushaltes und 
der Währung und auf ihr beruhend, konnten wir in den letzten Jahren auch die Konsolidierung der Haus-
halte der autonomen Körperschaften und den Ausbau unseres gesamten privatwirtschaftlichen Kreditap-
parates auf neuen, gesunden Grundlagen durchführen. Ich darf wohl darauf verweisen, daß die Arbeit, 
die wir auf den eben erwähnten Gebieten geleistet haben, eine sichere Basis für den weiteren Anstieg un-
serer gewiß noch unter sehr schweren Verhältnissen arbeitenden Volkswirtschaft bildet.“ 
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lich gesteigert werden können1081; und auch die chronisch hohe Arbeitslosigkeit begann –
wie Tabelle 89 zeigt – langsam abzunehmen.1082
Tabelle 89: Zur Vermittlung vorgemerkte und unterstützte Arbeitslose in Österreich und im 
Landesarbeitsamt Linz in den Jahren 1934, 1935 und 1936 (in absoluten Zahlen) 
Österreich 1934 Österreich 1935 Österreich 1936Arbeitslose 
zu Ende 
des Monats Vorgemerkte Unterstützte Vorgemerkte Unterstützte Vorgemerkte Unterstützte
Jänner 440.345 357.291 424.487 334.338 414.649 317.200
Februar 434.679 352.451 421.730 334.658 415.803 321.529
März 403.158 325.657 400.474 314.923 392.223 298.714
April 375.733 295.814 372.141 286.748 358.087 267.047
Mai 353.509 273.576 339.337 255.646 333.482 242.227
Juni 347.670 263.883 319.142 238.133 322.501 230.844
Juli 338.323 257.213 303.157 220.599 310.395 221.323
August 328.915 248.066 292.560 209.493 304.705 217.991
September 325.547 243.874 289.944 204.908 303.981 217.211
Oktober 331.994 249.275 301.790 214.094 317.201 228.624
November 363.513 275.116 335.552 242.759 341.008 257.063
Dezember 399.138 308.106 383.785 284.914 381.921 290.452
Landesarbeitsamt Linz 1934 Landesarbeitsamt Linz 1935 Landesarbeitsamt Linz 1936
Jänner 42.955 40.426 40.161 37.551 38.270 35.082
Februar 42.404 39.815 40.118 37.726 38.310 35.450
März 38.147 35.941 36.964 34.513 33.733 31.054
April 33.392 31.031 32.551 30.060 28.946 26.157
Mai 30.772 28.218 27.810 25.125 25.198 22.450
Juni 29.525 26.933 25.664 22.918 23.892 21.298
Juli 28.531 25.894 24.218 21.410 22.772 20.289
August 28.057 25.567 23.410 20.415 23.215 20.630
September 29.410 26.759 23.810 20.625 24.273 21.339
Oktober 30.764 27.968 25.480 21.716 27.252 24.085
November 33.558 30.584 29.143 25.339 31.164 28.150
Dezember 38.094 35.010 34.967 30.693 35.526 31.964
Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für den Bundesstaat Österreich. XVI. Jg. –
Wien: 1936. S. 135 und XVII. Jg. – Wien: 1937. S. 146 f.
1081) Im Schdg. WBl. 1936, Nr. 42, S. 3 wurde dazu mitgeteilt: „In den heurigen ersten 8 Monaten betrug die 
österreichische Ausfuhr von Schlachtvieh 2615 Stück gegen 832 im Vorjahre und auch die Ausfuhr von 
Zucht- und Nutzvieh gestaltete sich günstiger.“ Daß sich die Situation etwas entspannt hatte, zeigte auch 
der am 21. September 1936 in Münzkirchen abgehaltene Viehmarkt. Der Auftrieb war laut Schdg. WBl. 
1936, Nr. 39, S. 6 „gegenüber dem Vorjahre geringer, vor allem deshalb, weil heuer überhaupt weniger 
Vieh vorhanden ist und die gute Futterernte auch zum unbedingten Verkauf von Rindern nicht zwingt.“ 
Insgesamt wurden 201 Stück Rinder aufgetrieben, u. z. 73 Ochsen, 33 Stiere, 34 Kühe und 61 Kalbin-
nen. Verkauft wurden davon am Markt 3 Ochsen, 6 Stiere, 11 Kühe und 10 Kalbinnen. Die Preise für al-
le Kategorien waren dabei um 20–40 Groschen pro Kilo höher als im Jahr 1935. 
1082) Am 13. Feber 1936 meldete das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B., daß der allgemeine Beschäftigungsstand 
in der österreichischen Industrie andauernd über jenem des Vorjahres liege (Schdg. WBl. 1936, Nr. 6, 
S. 2); am 16. April gab man bekannt, daß der Unterstütztenstand der Arbeitslosen in Oberösterreich En-
de März um 3500 niedriger gewesen sei als zur gleichen Zeit des Vorjahres (Schdg. WBl. 1936, Nr. 15, 
S. 2); und am 9. Juli konnte man u. a. folgendes mitteilen: „Ende Juni wurden in Oesterreich insgesamt 
230.944 unterstützte Arbeitslose gezählt. Der Stand ist günstiger als im gleichen Zeitraum der letzten 
4 Jahre.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 27, S. 7.
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In Schärding machte sich der Aufschwung neben dem stetigen Anwachsen der Bank-
guthaben1083 vor allem in der von der Krise schwer getroffenen Bauwirtschaft bemerkbar, 
sodaß man im Jahr 1936 – für damalige Verhältnisse – von einem wahren Bauboom spre-
chen kann: Nach langwierigen Verhandlungen und Überwindung großer Schwierigkeiten 
war es auf Betreiben des Leiters der Schärdinger Amtsstelle der Arbeiterkammer, des Land-
tagsabgeordneten Bommer, und durch die Unterstützung der Landesregierung gelungen, den 
Bau einer Stadtrandsiedlung am Harraberg durchzusetzen.1084 Das Ansuchen der Bau-, Woh-
nungs- und Siedlungsgenossenschaft der oö. Arbeiter und Angestellten in Linz um Baube-
willigung für die Erbauung von 12 Siedlungshäusern im Gemeindegebiete Schärding war ur-
sprünglich abgelehnt worden, nach weiteren Aussprachen willigte die Stadtgemeinde aber 
schließlich ein und begründete ihre Entscheidung folgendermaßen1085: 
Um zu beweisen, daß die Stadtgemeinde der Arbeiterschaft stets freundlich gesinnt ist 
und auch stets arbeiterfreundlich gesinnt war – und dafür hinreichend Beweise und 
Beispiele erbracht werden können, erteilt die Stadtgemeinde ihre ausdrückliche Zu-
stimmung, daß die Siedlungsbauten im Gemeindegebiete von Schärding errichtet wer-
den können.
1083) Die Bank für Oberösterreich und Salzburg hatte zwar mit 1. März 1936 nach langjähriger, erfolgreicher 
Tätigkeit ihre hiesige Filiale aufgelöst und deren Geschäfte, „der geänderten Wirtschaftslage Rechnung 
tragend“, an ihre Filiale Ried i. Innkreis übertragen (Schdg. WBl. 1936, Nr. 6, S. 6 und S. 8), und Ende 
des Jahres brach der Landwirtschaftliche Kreditverein Schärding zusammen – dieser Kreditverein, der 
im Jahr 1918 gegründet worden war und in Waizenkirchen, Antiesenhofen, Natternbach, Andorf, St. 
Aegidi, Altschwendt, Ort i. I., Kopfing und Wels Zahlstellen unterhielt, zählte im Jahr 1929 rund 1.400 
Mitglieder mit ungefähr 8.000 Geschäftsanteilen à 10 S; bis zum Jahr 1932 wurden aktive Bilanzen vor-
gelegt, im Jahre 1933 schien jedoch plötzlich eine Verlustziffer von 86.000 S auf, worauf ein Teil der 
Mitglieder austrat und die Zahl der Genossenschafter auf 950 zurückging. 1934 wurde der Kreditverein 
vom Kreisgericht Ried unter Geschäftsaufsicht gestellt, die finanzielle Lage des Instituts besserte sich 
aber nicht mehr. Schuld an dem Zusammenbruch (die Überschuldung betrug über 230.000 S; es gab weit 
über 500 Gläubiger; die Mitglieder mußten mit einem Betrag in der zehnfachen Höhe ihres Geschäftsan-
teiles haften, sodaß einige bis zu 5.000 S und mehr zu bezahlen hatten, weswegen man hoffte, die Regie-
rung werde durch einen Kredit den in ihrer Existenz bedrohten Bauern des Grenzbezirkes helfen) war 
neben der Wirtschaftskrise und dem gesetzlichen Schuldnerschutz auch, daß man sich in „viele sehr ris-
kante Darlehensgeschäfte“ eingelassen hatte. Prokurist des Kreditvereins war Herr Arthur Gruber in 
Schärding (Schdg. WBl. 1936, Nr. 51 S. 6) –; die Raiffeisenkasse Schärding, die Sparkasse der Stadt 
Schärding sowie die Schärdinger Handels- und Gewerbekasse aber konnten eine überaus erfreuliche Ge-
schäftstätigkeit vorweisen: Im Rahmen der am 10. Mai 1936 unter der Leitung ihres Obmannes Karl 
Kreutzer abgehaltenen Hauptversammlung der Raiffeisenkasse wurde aus dem Bericht des Buch- und 
Kassenführers Markut ersichtlich, daß der Gesamtumsatz die Summe von 2,534.961 S erreicht hatte und 
die Mitgliederzahl auf 359 angestiegen war. Der Reservefonds hatte eine Erhöhung um 9.000 S auf 
89.193 S erfahren (Schdg. WBl. 1936, Nr. 20, S. 7); anläßlich der am 14. Mai 1936 abgehaltenen Bi-
lanzsitzung des Verwaltungsausschusses der Sparkasse verlieh der Vorsitzende, Bürgermeister Schmid-
bauer, seiner Freude über „die ständige Aufwärtsbewegung des Institutes“ Ausdruck und gab dann u. a. 
bekannt, daß sich die Gesamteinlagen von 2,186.978.61 S auf 2,534.730.67 S erhöht hatten und daß es 
durch den günstigen Stand der erzielten mobilen Mittel möglich gewesen sei, der Wirtschaft Darlehen 
per 364.794.05 S zur Verfügung zu stellen (Schdg. WBl. 1936, Nr. 20, S. 6); und bei der Hauptver-
sammlung der Schärdinger Handels- und Gewerbekasse, die am 4. Juni 1936 unter dem Vorsitz ihres 
Obmannes, des Kommerzialrates Anton Pfliegl, im Gasthof Zauner stattfand, wurde ebenfalls auf die 
„recht erfreuliche Aufwärtsentwicklung des Institutes“ hingewiesen: Die Umsatzziffern des Vorjahres 
waren bedeutend überschritten worden, und der Zuwachs an Einlagen hatte die weitere Verbreiterung 
des Kreditgeschäftes ermöglicht. Schdg. WBl. 1936, Nr. 23, S. 6.
1084) Schdg. WBl. 1936, Nr. 38, S. 7.
1085) Protokoll der GTS. vom 22. Juni 1936.
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Im Herbst wurde mit den Erdarbeiten begonnen1086, sodaß alle 12 Häuser trotz ungün-
stiger Witterung noch im Lauf des Jahres 1936 im Rohbau fertiggestellt werden konnten.1087
Ebenfalls im Herbst, nämlich am 8. Oktober, nahm Bürgermeister Schmidbauer den 
ersten Spatenstich zum Kasernenbau vor, nachdem das Projekt an der Grundstücksfrage bei-
nahe gescheitert wäre.1088 Aus diesem Anlaß versammelten sich der gesamte Gemeindetag 
1086) Am 24. September 1935 gab das „Schärdinger Wochenblatt“ dazu u. a. folgendes bekannt: „Dank dem 
verständnisvollen Entgegenkommen des Herrn Bürgermeisters Schmidbauer und des Herrn Kapsreiter, 
welcher den Baugrund im Stadtgebiete zur Verfügung stellte, konnte vorige Woche, nach neuerlicher 
Vermessung und Bauplanänderung, mit den Erdarbeiten begonnen werden. Nach den bestehenden Sied-
lungsvorschriften muß jeder Siedler die auf sein Haus entfallenden Hilfsarbeiterdienste im Ausmaße von 
800 bis 1000 Stunden selbst leisten. Dadurch sind die Siedler gezwungen, jeden schönen Tag, infolge 
der vorgeschrittenen Jahreszeit, entsprechend auszunützen. Ausführender Baumeister ist Herr Steinbich-
ler. Die 12 Häuser werden heuer noch im Rohbau ausgeführt und dann im nächsten Frühjahr bezugsfer-
tig gemacht. Bemerkt sei, daß die Siedlungsbauten keine Arbeitsbeschaffung im engsten Sinne des Wor-
tes sind, da mit einem größeren Verdienste nicht zu rechnen ist, weil der vom Bunde bewilligte Betrag 
von 4500 S, zu welchen der Siedler 500 S aus eigenem aufbringen muß, also 5000 S, nur Zweckbauten 
sein können. Großer Dank gebührt der oö. Landesregierung, dem Herrn Landeshauptmann Dr. Gleißner 
und dem Herrn Landesrat Mayerhofer für den unentgeltlich beigestellten Baugrund, welcher aus dem 
Bestande der Landw. Winterschule Otterbach entnommen wurde. Da aber dieser Baugrund im Gemeinde-
gebiete Brunnenthal liegt, wurde auf Vorschlag des Bürgermeisters von Brunnenthal, Herrn Gangl, im 
Einvernehmen mit den Anrainern Herren Glöckl und Salletmeier ein Grundaustausch vorgenommen, 
wodurch Herr Kapsreiter für die Abtretung des jetzigen Baugrundes entsprechenden Industriegrund hin-
ter seinem im Betrieb befindlichen Ziegelofen bekommt. So wurde diese heißumstrittene Angelegen-
heit zur Zufriedenheit aller Beteiligten gelöst und 12 brave Arbeiterfamilien kommen zu einem schönen 
Eigenheim in sonniger und gesunder Lage.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 38, S. 7. 
1087) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 26. November 1936 findet sich dazu folgender Kommentar: „Im Lau-
fe dieser Woche werden alle 12 Häuser trotz der ungünstigen Witterung im Rohbau fertiggestellt und 
unter Dach gebracht sein. Damit ist für dieses Jahr die Bauarbeit, bis auf die notwendigen Trassierungs-
arbeiten, abgeschlossen. Es sei an dieser Stelle nochmals allen, die am Zustandekommen der Siedlung 
mitgeholfen haben, speziell den Maurern und Hilfsarbeitern, die an drei Samstagnachmittagen, den Zim-
merleuten, die auch einen Samstagnachmittag für diese gute Sache opferten, herzlichst gedankt. Es ist 
dies ein schönes Zeichen gewerkschaftlicher Kollegialität und Kameradschaft. In der heutigen schweren 
Wirtschaftskrise ist dies doppelt zu werten.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 47, S. 6.
1088) Wie bereits erwähnt, war mit Erlaß des BMfLV vom 30. März 1935 die Errichtung einer Garnison in 
Schärding für den Fall bewilligt worden, daß die Stadt entsprechende Baugründe für eine Kaserne be-
schaffe. Nach schwierigen Verhandlungen mit verschiedenen Grundbesitzern gelang es Bürgermeister 
Schmidbauer, diese Frage zu lösen. Durch das Entgegenkommen des Landwirtes Kronawitter in St. Flo-
rian und des Kunstmühlenbesitzers Josef Fischer kam es zum Ankauf der diesen Besitzern gehörigen 
Gründe beim „Ziergarten“ bzw. bei den Städtischen Wasserwerken in der Vorstadt durch die Stadtge-
meinde, wodurch der Platz zum Bau der Kaserne gesichert war. (Schdg. WBl. 1936, Nr. 28, S. 7). In der 
ao. GTS. vom 15. Juli 1936 schilderte Bürgermeister Schmidbauer den Hergang der Kaufverhandlungen, 
die am 15. Juli abgeschlossen worden waren. Dann verlas Bürgermeister Schmidbauer die Verhandlungs-
schrift, die zwischen Oberst Ing. Halmel für die Heeresverwaltung und Bürgermeister Schmidbauer für 
die Stadtgemeinde niedergelegt worden war. In dieser waren alle den Kasernenbau betreffenden Punkte 
festgelegt. Dabei handelte es sich vor allem um die Art der Arbeitsvergebung, die für die Schärdinger 
Gewerbetreibenden sehr günstig gestaltet war, weil die Ausschreibung auf ein engeres Gebiet beschränkt 
worden war. Der Baukostenbeitrag, den die Gemeinde zu leisten hatte, betrug 20.000 S und mußte in 2 
Halbjahresraten gezahlt werden. Außer diesem Betrag hatte die Gemeinde die Grundstücke im Werte 
von 25.000 S beizustellen. Der Bürgermeister dankte für ihr besonderes Entgegenkommen den Herren 
Industriellen Kapsreiter, Ökonomierat Frankenberger, Mühlenbesitzer Fischer und den Eheleuten Karl 
und Marie Doblhammer, die durch ihre Bereitwilligkeit der Stadtgemeinde die Möglichkeit gegeben hat-
ten, die notwendigen Grundstücke bereitstellen zu können. Besonderen Dank zollte der Bürgermeister 
auch den Herren General Stelzel (dem Chef des Heeresbauwesens), Oberst Ing. Halmel und Oberst Op-
pitz für ihre wohlwollende Unterstützung, die sie ihm während der Verhandlungen hatten angedeihen 
lassen, worauf der Gemeindetag den abgeschlossenen Verhandlungen einstimmig die Genehmigung er-
teilte. (Protokoll der ao. GTS. vom 15. Juli 1936 und Schdg. WBl. 1936, Nr. 28, S. 7). Am 21. August 
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mit Herrn Bürgermeister Schmidbauer an der Spitze, ein Vertreter der politischen Behörde 
und die Vertreter des Gewerbebundes, des Handelsgremiums1089 sowie der Arbeiterkammer 
zu einer schlichten Feier an der Baustelle. In einer kurzen Ansprache wies Bürgermeister 
Schmidbauer auf die wirtschaftliche Bedeutung der Garnisonserrichtung in Schärding und 
die dadurch bedingte Arbeitsbeschaffung hin1090, worauf er den ersten Spatenstich vornahm. 
Vizebürgermeister Diethör dankte hierauf dem Bürgermeister für seine zähen Bemühungen 
und das Zustandekommen des Baues.1091
Da neben diesen Großprojekten auch noch etliche kleinere Bauten errichtet wurden, 
konnte man das Jahr 1936 im Vergleich zu den Vorjahren bezüglich der Bautätigkeit als 
wahres Rekordjahr bezeichnen. Das „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichte in diesem 
Zusammenhang, nachdem es bereits in seiner Nr. 40 vom 8. Oktober 1936 auf die „außer-
gewöhnliche Bautätigkeit“ hingewiesen hatte1092, folgende Statistik1093:
nahm eine militärische Kommission die Besichtigung der für den Kasernenbau bestimmten Gründe vor. 
(Schdg. WBl. 1936, Nr. 34, S. 7). In der GTS. vom 31. August 1936 wurden letzte Details geregelt: Der 
vom Landwirt Doblhammer in St. Florian erworbene Grund Parzelle Nr. 399 Acker und Parzelle Nr. 
400 Weide, Grundbuch der K. G. Vorstadt Schärding, E.-Zl. 185, im Ausmaße von 1 Hektar 0.5 Ar 92 
m2 kostete 10.500 S, der vom Mühlenbesitzer Josef Fischer in Schärding erworbene Grund, Wiesenpar-
zelle 342/2, Grundbuch Schärding-Vorstadt, im Ausmaße von 1 Hektar 76 Ar 31 m2 kostete 15.000 S, 
zusammen somit 25.500 S. Für den Bau der Zufahrtsstraßen zur Kaserne, die Zuleitung der Wasser- so-
wie der Lichtleitung und den Bau eines Kanals samt Kläranlage wurden die Baukosten auf ungefähr 
20.000 S berechnet, weiters hatte die Stadtgemeinde zu den Baukosten der Kaserne einen Betrag von 
20.000 S in 2 gleichen Raten zu leisten. Zur Deckung dieser Auslagen wurde der einstimmige Beschluß 
gefaßt, ein Kommunaldarlehen in der Höhe von 60.000 S aufzunehmen. Weiters wurde einstimmig be-
schlossen, die Grundstücke zum Zwecke der Errichtung einer Garnison schenkungsweise dem Bundes-
schatz (Heeresverwaltung) zu überlassen. (Schdg. WBl. 1936, Nr. 35, S. 6). Anfang September erfolgte 
dann die Ausschreibung des Kasernenbaues. Schdg. WBl. 1936, Nr. 37, S. 6.
1089) Das damals seit fast 60 Jahren bestehende Handelsgremium Schärding war im Zuge der neuen berufsstän-
dischen Gliederung am 13. Februar 1936 liquidiert worden. Schdg. WBl. 1936, Nr. 7, S. 7. 
Die neue Standesorganisation aller Kaufleute und Handeltreibenden war der Handelsbund. Dieser glie-
derte sich entsprechend den neun Bundesländern in neun Landesorganisationen, die die „Kaufmann-
schaft des Landes“ bildeten. Die „Kaufmannschaft des Landes“ war ihrerseits wieder in Bezirksleitun-
gen untergliedert. Diese führten den Namen „Gremium“. Für den politischen Bezirk Schärding wurde 
das „Gremium Schärding“ errichtet. Zum Obmann war durch Landeshauptmann Gleißner Kammerrat 
Max Bruckmayr, Kaufmann in Schärding, ernannt worden. Ihm zur Seite stand ein Gremialausschuß. 
Dieser Ausschuß war ebenfalls von Landeshauptmann Gleißner eingesetzt worden und bestand aus fol-
genden Personen: Obmann: Kammerrat Max Bruckmayr; Obmannstellvertreter: Josef Estermann, Münz-
kirchen, und Georg Poindecker, Schärding. Mitglieder: Frau Therese Baldi, Schärding; Ernst Lehofer, 
Schärding; Hans Ludl, Riedau; Theodor Slawik, Schärding. Ersatzmitglieder: Julius Feichtinger, Schär-
ding; Josef Lederer, Raab; Gustav Rehberger, Schärding; Hans Scharringer, Schärding; Otto Weyland 
jun., Schärding. Schdg. WBl. 1936, Nr. 14, S. 5. 
Die konstituierende Versammlung des „Gremiums Schärding“ der „Kaufmannschaft des Landes Ober-
österreich“ fand dann am 21. April 1936 statt. Schdg. WBl. 1936, Nr. 16, S. 6 f. 
1090) Die Bauarbeiten waren Baumeister Steinbichler übertragen worden. Die Dachdeckerarbeiten führte Dach-
deckermeister Rudolf Bittner und die Schlosserarbeiten Schlossermeister Josef Wagner aus. Die Speng-
lerarbeiten wurden den Spenglermeistern Erber und Frank übertragen. Weiters waren am Bau noch fol-
gende Schärdinger Firmen beteiligt: Zimmermeister Schinagl, Tischlermeister Ritzberger, Glasermeister 
F. Palfinger, Malermeister Bauer sowie das Elektrizitäts- und das Wasserwerk. Schdg. WBl. 1936, Nr. 
40, S. 5 und Nr. 41, S. 6.
1091) Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu am 15. Oktober 1936 noch folgendes mit: „Die Gemeinde hat 
bereits eine sehr schöne Zufahrtsstraße zur Kaserne fertiggestellt. Gegenwärtig wird an der Zuleitung der 
Wasserleitung und der Kanalisation gearbeitet. Im weiteren Verlaufe der Bauzeit sollen auch noch eini-
ge andere Zufahrtsstraßen verbessert werden.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 41, S. 6 f.
1092) Damals schrieb das Blatt: „Eine außergewöhnliche Bautätigkeit ist heuer hierorts zu verzeichnen, die immer 
noch anhält. So wurden bekanntlich in der Vorstadt einige Neubauten und größere Zubauten vorgenom-
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Von der Stadtgemeinde wurden in diesem Jahr 54 Baubewilligungen erteilt, wovon auf 
Wohnhausneubauten 28, Postamtsgebäude-Neubau 1, Kasernenbau 1, auf Erweiterun-
gen durch Zu-, Um- oder Aufbau von Wohngebäuden 4, auf Adaptierungen, Zubauten 
von Wirtschaftsobjekten etc. 20 Baubewilligungen entfielen. Von den Neubauten ent-
fielen auf die Vorstadt 7 Neubauten einschließlich Postamt und Kasernenobjekte, auf 
Allerheiligen 13 Neubauten (einschließlich der Siedlungshäuser), auf Brunnwies 
(Bahnhofstraße) 10 Häuser.
Motor des bescheidenen, aber doch deutlich sichtbaren wirtschaftlichen Aufschwungs 
war Bürgermeister Schmidbauer. Unermüdlich war er tätig, durch geschickte Verhandlungen 
immer wieder neue Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen1094 und so zum Wohl der ganzen Stadt 
zu wirken. 
Festakt anläßlich der Überreichung der Ehrenbürgerurkunde an Bürgermeister Schmidbauer
(v. l. n. r.: Hofrat Petrak, Bürgermeister Schmidbauer, Vizebürgermeister Diethör)
In Anerkennung seiner großen Verdienste wurde ihm daher, nachdem ihm bereits im 
Jahr 1934 vom Bundespräsidenten das Goldene Verdienstzeichen für Verdienste um die Re-
publik verliehen worden war1095, in der Gemeindetagssitzung vom 31. Juli 1936 das Ehren-
men, an der Bahnhofstraße entstand eine Häuserreihe und sind daselbst noch Neubauten im Entstehen. 
Das Postgebäude geht seiner Vollendung entgegen, die Siedlungsbauten schreiten rasch vorwärts, mit 
dem Bau der Kaserne soll nun begonnen werden. In der Sudetendeutschen Straße (neben dem Marien-
heim) erwarb Herr Ing. Josef Vogel [richtig Vogl; Anm. d. Verf.] den Garten des Signalmeisters 
Gschwandtner und baut sich in denselben ein Einfamilienhaus, das Baumeister Steinbichler aufführt. 
Das Bezirkshauptmannschaftsgebäude erfuhr Umbauten und Verbesserungen und erhielt eine neue Be-
dachung.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 40, S. 6.
1093) Schdg. WBl. 1936, Nr. 48, S. 6.
1094) In der GTS. vom 6. Oktober 1936 z. B. wies Bürgermeister Schmidbauer in diesem Zusammenhang darauf 
hin, daß die Stadtgemeinde „in wohlbegründeten Eingaben“ angesucht habe, 1. die Erbauung einer Ka-
serne zur Unterbringung der Gendarmerie in Schärding zu ermöglichen, 2. in Ansehung des zunehmen-
den Verkehres die Innbrücke bei Schärding umzubauen, und dadurch für das Jahr 1937 Arbeit zu schaf-
fen (Protokoll der GTS. vom 6. Oktober 1936); und im Protokoll der GTS. vom 1. Februar 1937 ist ver-
merkt, daß Bürgermeister Schmidbauer erklärt habe, „daß sein Sinn auch im Jahre 1937 auf Arbeitsbe-
schaffung gerichtet ist“ und die Stadtgemeinde in diesem Zusammenhang selbst folgende Arbeiten durch-
führen werde: Renovierung des Hackingerhauses, Renovierung des Rathauses an der Rückseite, Legung 
eines Kanals und Bau einer Kläranlage von den Kasernengründen bis zur Pram, Anlage eines Wasserbe-
hälters in der Vorstadt für Feuerlöschzwecke und Legung eines Fußbodens in der Gemeindekanzlei.
1095) Schdg. WBl. 1936, Nr. 31, S. 5.
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bürgerrecht der Stadt Schärding verliehen.1096 Am 27. September überreichte man ihm im 
Rahmen einer großen Feier im Sitzungssaal die von Architekt Hermüller verfertigte Ehren-
bürgerurkunde.1097
Was nun aber die erhoffte allgemeine Wirtschaftsbelebung im Gefolge des Juliabkom-
mens betraf, so mußte man bald erkennen, daß man sich von der Aufhebung der Reisebe-
schränkungen und dem zwischen Deutschland und Österreich abgeschlossenen vorläufigen 
Wirtschaftsabkommen1098 zuviel erwartet hatte, denn durch die deutsche Devisenbewirt-
schaftung waren all diesen Maßnahmen enge Grenzen gesetzt1099, sodaß in der Praxis der 
wirtschaftliche – und damit auch der politische – Einfluß Deutschlands auf Österreich zu-
nahm, während die Vorteile für Österreich weitgehend ausblieben.1100
Im unmittelbaren Grenzraum konnte man aus der neuen Situation jedoch fürs erste 
Nutzen ziehen. Bedingt durch die geographische Nähe zu Bayern resp. zu Österreich, kam es 
hier nämlich in den folgenden Monaten zu einem verstärkten Veranstaltungstourismus: 
Schon zwei Wochen nach der Unterzeichnung des Juliabkommens fand z. B. in Schärding 
ein grenzüberschreitendes Kameradschaftstreffen statt1101; und kaum waren dann mit 28.
1096) Protokoll der außerordentlichen GTS. vom 31. Juli 1936.
1097) Schdg. WBl. 1936, Nr. 39, S. 5.
1098) Aufgrund dieses Abkommens wurden der alpenländischen Ausfuhr von Holz, Nutz- und Zuchtvieh, Mol-
kereiprodukten und sonstigen agrarischen Erzeugnissen gewisse mengenmäßig begrenzte Vorteile einge-
räumt. Schausberger, Norbert: Ökonomisch-politische Interdependenzen im Sommer 1936. S. 293.
Am 24. September 1936 wurde im „Schärdinger Wochenblatt“ dazu z. B. folgendes mitgeteilt: „Das 
kürzlich abgeschlossene Kompensationsabkommen mit Deutschland sieht u. a. die Lieferung von rund 
60.000 Tonnen deutscher Kohle aus den verschiedenen Revieren nach Oesterreich vor. Die Gegenliefe-
rungen Oesterreichs werden hauptsächlich Holz, Rinder und andere landwirtschaftliche Erzeugnisse be-
treffen“ (Schdg. WBl. 1936, Nr. 38, S. 2); und am 22. Oktober 1936 hieß es: „Oesterreich bezieht aus 
Deutschland um 2 Millionen Schilling Seefische, wofür österreichische Molkereiprodukte um denselben 
Betrag nach Deutschland geliefert werden.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 42, S. 3.
1099) Am 26. August 1936 war ein deutsch-österreichisches Verrechnungsabkommen unterfertigt worden, worin 
z. B. festgehalten war, daß deutsche Reisende Schillinge nur im Gegenwert von höchstens 500 RM pro 
Person und Monat über die geltende Freigrenze hinaus mitführen durften (nur drei Monate im Jahr), zu-
nächst wurde der Betrag aber wegen der Knappheit der Mittel halbiert (250 RM). Außerdem forderte 
das Deutsche Reich, daß ein Teil des aus der deutschen Ausfuhr nach Österreich anfallenden Schilling-
betrages für die Finanzierung des Reiseverkehrs von Deutschland nach Österreich zur Verfügung gestellt 
würde, d. h., daß Österreich den Tourismus vorfinanzieren bzw. ein Rüstungsgeschäft abschließen muß-
te, um überhaupt mit einem größeren Kontingent deutscher Touristen rechnen zu können. Mit anderen 
Worten hieß das, daß die 1000-Mark-Sperre zwar aufgehoben war, daß sich aber die Verhältnisse in be-
zug auf den deutschen Fremdenverkehr nicht geändert hatten. Schausberger, Norbert: Ökonomisch-poli-
tische Interdependenzen im Sommer 1936. S. 293.
1100) Wie wenig die Aufhebung der 1000-Mark-Sperre in Wirklichkeit bedeutete, wird z. B. aus den im Sep-
tember 1936 vom Propagandaministerium ergangenen geheimen Presseanweisungen in bezug auf die 
Alpenrepublik ersichtlich, worin es u. a. heißt, „nicht für Reisen nach Österreich zu werben. Die Deut-
sche Regierung hat aus devisenpolitischen und innenpolitischen Gründen kein Interesse daran, eine gro-
ße Flut von deutschen Reisenden nach Österreich zu schicken.“ Anweisung Nr. 963, Bestellung auf der 
Pressekonferenz am 16. September 1936, S. 159. Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach 
Österreich. S. 370. Dafür sollten aber alle Reichsdeutschen, die nach Österreich fahren, darauf hinge-
wiesen werden, „unbedingt am Auto den Hakenkreuzwimpel (zu) führen, sämtliche nationalsozialisti-
schen Abzeichen zu tragen und mit dem deutschen Gruß zu grüßen“. Anweisung Nr. 995. Bestellung auf 
der Pressekonferenz am 22. September 1936, S. 177. Zit. nach ebda.  
1101) Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu am 30. Juli 1936 u. a. folgendes mit: „Am 26. Juli um 14.30 
Uhr traf der Kameradschaftsbund Vöcklabruck in der Stärke von 51 Mann zum Gegenbesuch des hiesi-
gen Kameradschaftsbundes ein. Unsere Kameraden begaben sich mit ihren Gästen nach Neuhaus, von 
wo sie nach 1½stündigem Aufenthalt mit ungefähr 40 reichsdeutschen Kameraden aus Mittich, Neuhaus 
und Sulzbach nach Schärding zurückkehrten. Den Vöcklabruckern wurde der korporative Grenzübertritt 
vom Bundeskanzleramt mit einem Sammelausweis bewilligt. Ein Schallplattenkonzert mit Regiments-
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August 1936 die Reisebeschränkungen aufge-
hoben, lud Bürgermeister Schmidbauer die 
„Nachbarn aus dem Reiche“ schon via Presse 
zum Besuch der Stadt ein1102, und begann man 
diesseits und jenseits des Inn – wie sich anhand 
zahlreicher Beispiele dokumentieren läßt –, die 
seit langem bestehenden grenzüberschreitenden
Kontakte neuerlich zu intensivieren1103, wobei 
sowohl die kulturellen und sportlichen Er-
eignisse selbst als auch die Berichterstattung 
darüber den Nationalsozialisten immer wieder 
Gelegenheit boten, ihren Anschlußwillen und 
ihr „Treuebekenntnis zur deutschen Volksge-
meinschaft“ und zum Nationalsozialismus zu 
bekunden (siehe auch Kapitel 3): 
♦ Am 3. September 1936 teilte das 
„Schärdinger Wochenblatt“ z. B. 
mit, daß zwischen dem Radfahrklub 
Schärding und dem Radfahrverein 
Germania Passau Unterhandlungen 
im Gange seien, „in der nächsten Zeit 
ein Sporttreffen oder ein gemeinsa-
mes Ausfahren zu veranstalten“. In-
teressenten sollten ihre Wünsche, ob 
das angeführte Vorhaben sich auf 
österreichischem oder bayerischem 
Gebiet vollziehen solle, bei Obmann 
Linner einbringen.1104
märschen, Gesangvorträge der hiesigen Garnison und heitere Vorträge zweier Kameraden hielten die 
Vöcklabrucker, reichsdeutschen und Schärdinger Kriegskameraden sowie viele Angehörige der hier gar-
nisonierten Truppe mit ihrem Kommandanten Major Strobl im Gastgarten von Aschenbrenners Groß-
gasthof ‘Schärdinger Hof’ in fröhlichem Beisammensein in Stimmung. Die Sänger der 1. Kompagnie 
des Alpenjäger-Regiments Nr. 9 aus Graz trugen nebst Gesangchören auch mit Soldatenliedern zur Un-
terhaltung bei. […].“ Abschließend wurde dann noch darauf hingewiesen, daß der Schärdinger Kame-
radschaftsbund auch beim Landeskameradschaftsbund in Linz „in gutem Ansehen“ stehe und auch „fer-
nerhin stets bemüht bleiben“ werde, „die gelockerten Beziehungen mit unseren bayerischen Nachbarn 
wieder fester zu knüpfen.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 30, S. 6.
1102) Schdg. WBl. 1936, Nr. 37, S. 5. 
In der DZ Nr. 235 vom 10./11. Oktober 1936, S. 7 findet sich unter dem Titel „Schärding am Inn ladet 
die deutschen Nachbarn zum freundlichen Besuch herzlichst ein! Willkommen in Schärding!“ ein nahe-
zu wortgleicher Aufruf Bürgermeister Schmidbauers. 
1103) Angesichts des für Sonntag, 6. September, erwarteten Eintreffens einer größeren Zahl Passauer wurde z. B. 
am 3. September 1936 im „Schärdinger Wochenblatt“ an die Hausbesitzer appelliert, „den deutschen 
Brüdern und Schwestern aus der benachbarten Grenzstadt durch Beflaggen der Häuser einen Willkomm-
gruß zu entbieten“. Schdg. WBl. 1936, Nr. 35, S. 6.
Im „Schärdinger Wochenblatt“ gab es übrigens ab der Nummer 37 vom 17. September 1936 bis ein-
schließlich der Nummer 40 vom 8. Oktober 1936 jeweils einen großen Werbeblock „Empfehlenswerte 
Gaststätten des bayer. Nahverkehres“ (Nr. 37 und 38, S. 8) bzw. „Gaststätten u. Einkaufsquellen des 
bayer. Nahverkehrs“ (Nr. 39 und 40, S. 8).
1104) Schdg. WBl. 1936, Nr. 35, S. 7.  
    Aufruf Bürgermeister Schmidbauers zum 
          Besuch der Stadt Schärding im 
„Schärdinger Wochenblatt“ 1936, Nr. 37, S. 5
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♦ In derselben Ausgabe wurde auch darauf hingewiesen, daß der Eis- und Rollschuh-
Sportverein Passau am Sonntag, 6. September, nach Schärding kommen und nach-
mittags im Aschenbrennersaal „eine zwanglose Rollschuh-Vorführung“ bringen 
werde. Eintritt werde keiner eingehoben. Es handle sich um einen Ausflug dieses 
Vereines mit zirka 30 Mitgliedern. 
Ebenfalls am 6. September 1936 hielt der Verein der Briefmarkensammler im 
Weinhaus Pfliegl einen Tauschtag ab. Auch aus Passau waren Tauschfreunde er-
schienen, sodaß sich der Tauschverkehr „recht rege“ gestaltete.1105
♦ Am 13. September veranstaltete die Schärdinger Fußballmannschaft gegen den 
F.C. Neuhaus in Neuhaus ein Trainingsspiel.1106
♦ Am 25. September fand die feierliche Eröffnung der neu errichteten Linie Passau–
Linz der Oberösterreichischen Kraftwagen-Verkehrs A. G. Linz statt. Gegen halb 
11 Uhr trafen die fünf Omnibusse der „Oberkraft“ mit den Gästen aus Österreich –
unter ihnen der Linzer Bürgermeister Dr. Bock, der Linzer Vizebürgermeister Otto 
Danner, eine größere Anzahl Gemeindevertreter, Hofrat Valentin als Vertreter der 
Landesregierung, Präsident Moser von der Finanzlandesdirektion, Hofrat Petrak 
von der Bezirkshauptmannschaft Schärding, der Präsident der Postdirektion Dr. 
Groß, der Präsident der Oberkraft Dr. Stampfl sowie Vertreter der VF, des Bundes-
pressedienstes und der Pressestelle der Landesregierung – unter „begeisterte[n] 
Heilrufe[n]“ „eine[r] große[n] Anzahl Volksgenossen“ in Passau ein, wo sie durch 
Rechtsrat Dr. Diener in Vertretung des Oberbürgermeisters – Pg. Moosbauer war 
wegen einer Dienstreise verhindert – im großen Rathaussaal offiziell begrüßt wur-
den. Dabei würdigte Dr. Diener die neue Verkehrslinie als „ein Symbol des Wil-
lens und der Notwendigkeit, neue Brücken zu schlagen zu einer noch engeren An-
näherung“ und schloß seine Rede mit dem Wunsch, „daß die Gäste sich während 
ihres kurzen Aufenthaltes davon überzeugen möchten, daß das neue Deutschland 
ein Reich des Friedens, der Freiheit und der wirtschaftlichen Wiedererstarkung 
sei“.1107 Für die Gäste dankte Bürgermeister Dr. Bock für den herzlichen Empfang 
und gab seiner Freude darüber Ausdruck, daß die Linzer den Besuch der Passauer 
so bald erwidern konnten.1108 Aufs neue werde dadurch dokumentiert, „daß das 
1105) Schdg. WBl. 1936, Nr. 36, S. 6.
1106) Das Spiel endete unentschieden 2 : 2. Schdg. WBl. 1936, Nr. 37, S. 7.
1107) DZ Nr. 223 vom 26./27. September 1936, S. 3.
1108) Am Sonntag, dem 6. September 1936, hatte das Amtliche Reise- und Verkehrsbüro Passau mit dem Damp-
fer „Habsburg“ [!] eine „Freundschaftsfahrt“ nach Linz veranstaltet, an der sich in Begleitung des stets 
umtriebigen Passauer Oberbürgermeisters Max Moosbauer „etwas über 300 Volksgenossen und Volks-
genossinnen“ beteiligt hatten. Die Fahrt, die „in erster Linie der Wiederaufnahme der alten freundschaft-
lichen und verwandtschaftlichen Beziehungen dienen sollte“, gestaltete sich laut Bericht der „Donau-
Zeitung“ Nr. 206 vom 7. September 1936, S. 1 zu „einem überwältigenden Erlebnis. Sie offenbarte in 
gewaltiger Eindringlichkeit die tiefe, heilige Freude darüber, daß ein unseliger Zwist beendet und jahre-
lang getrennte deutsche Menschen wieder zueinander finden konnten.“ Überall, wo das Schiff anlegte, 
hatte man Kenntnis vom Kommen der reichsdeutschen Gäste und bereitete ihnen eine herzliche Begrü-
ßung. In Wilhering bestieg Dr. Hans Kastner, der deutsche Konsul in Linz, das Schiff, um die Reisege-
sellschaft bereits hier willkommen zu heißen. In Linz wurden die Gäste von der Bevölkerung zu Tausen-
den stürmisch begrüßt, allen voran von den deutschvölkischen Turnvereinen und der reichsdeutschen 
Kolonie. „Tosender Jubel und flammende Begeisterung allüberall. Vor dem Rathaus angekommen braus-
ten spontan die deutschen Nationalhymnen auf und Abertausende von Händen reckten sich zum Gruß“, 
berichtete die DZ 1936, Nr. 206, S. 1. (Näheres dazu: Dostal, Thomas: Das „braune Netzwerk“ in Linz. 
Die illegalen nationalsozialistischen Aktivitäten zwischen 1933 und 1938. – In: Mayrhofer, Fritz/Schu-
ster, Walter (Hrsg.): Nationalsozialismus in Linz. Bd. 1. – Linz: 2001. S. 115 und S. 118 f.) 
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Band des Volkstums zwischen hüben und drüben nicht zerrissen ist und die Nach-
barschaft in Ehren gehalten werde. Wenn das Abkommen vom 11. Juli den Weg 
bereitet habe zu einem nationalen Nebeneinander, so können wir dafür sorgen, daß 
daraus ein herzliches Miteinander wird. Mit einem Heilgruß auf Passau schloß der 
Redner.“ Nach dem Besuch der Nibelungenhalle sowie des Doms und einem ge-
meinsamen Mittagessen im städtischen Ratskeller stand am Nachmittag die Be-
sichtigung des Oberhauses und des Ostmarkmuseums auf dem Programm. Dort 
wurden die Gäste durch den mittlerweile eingetroffenen Oberbürgermeister Pg. 
Moosbauer herzlich willkommen geheißen, und dann trat man, nachdem man bei 
Kaffee und Kuchen noch die herrliche Aussicht von der Oberhausterrasse genossen 
hatte, zusammen mit Oberbürgermeister Moosbauer und einer größeren Anzahl 
seiner Mitarbeiter aus der Partei und der Stadtverwaltung die Rückfahrt nach Linz 
an. Dort angekommen, nahm man auf der Terrasse des Pöstlingbergs das Abendes-
sen ein, und bald entwickelte sich „ein fröhliches, kameradschaftliches Beisam-
mensein“, zu dem sich auch der deutsche Konsul Dr. Hans Kastner eingefunden 
hatte. Landesstatthalter Heinz Wenninger sprach in seiner Eigenschaft als Ver-
kehrsreferent des Landes Oberösterreich herzliche Worte der Begrüßung und wies 
auf die große Bedeutung der neuen Verkehrslinie hin, „die bestens geeignet sei, die 
gemeinsamen beiderseitigen Interessen sowie den Fremdenverkehr zu fördern“. An 
der großen Aufgabe des Ausbaus der Nibelungenstraße würden sowohl Oberöster-
reich als auch Passau gerne mitarbeiten. Zum Schluß sprach der Landesstatthalter 
die Hoffnung aus, „daß sich die Beziehungen zwischen Passau und Linz noch mehr 
als bisher verstärken und vertiefen möchten“. Anschließend bekannten sich Bür-
germeister Dr. Bock und Oberbürgermeister Moosbauer noch einmal zur gemein-
samen Aufgabe, „das große Werk der Nibelungenstraße zu erfüllen“, worauf die 
bayrischen Gäste – „froher Liederklang“ und „von Herzen kommende Heilrufe“ 
begleiteten sie dabei – die beiden Omnibusse bestiegen und die Heimreise antra-
ten.1109 Mit 26. September nahm die „Oberkraft“ dann ihre fahrplanmäßigen Fahr-
ten auf.1110
1109) DZ Nr. 223 vom 26./27. September 1936, S. 3.
In der DZ Nr. 229 vom 3./4. Oktober 1936 wurde dann unter dem Titel „Gruß der Linzer an Passau“ auf 
Seite 6 folgendes Schreiben Dr. Bocks veröffentlicht: „[…] Die Städte Passau und Linz, durch das Band 
der Donau miteinander verbunden, haben über die staatlichen Grenzen hinweg, für den deutschen Raum 
eine hohe Bedeutung, denn die Donau ist der Weg nach dem Osten. Passau und Linz sind sich dessen 
bewußt, daß die neue Nibelungenstraße, die, dem Donaustrom folgend, die beiden Städte verbinden soll, 
eine gemeinsame Angelegenheit der beiden Städte ist, die zu verfolgen und zu betreiben ein nationales 
Gebot ist. Die Herzlichkeit, mit der die beiden Städte die Beziehungen zu einander aufgenommen haben 
nachdem das Abkommen vom 11. Juli ds. Js. den Weg hiefür frei gemacht hat, ist ein guter Anfang. 
Wenn nicht nur wirtschaftliche Erwägungen oder Interessen des Fremdenverkehrs das Werk bestimmen, 
sondern wenn dasselbe in der beiderseitigen Bevölkerung zutiefst als Aufgabe erkannt wird, dann mag 
über der Nibelungenstraße und der neuen Verbindung, die damit zwischen den Städten Passau und Linz 
gegeben ist, ein guter Stern walten.
Ueber diese neue Brücke, die zu bauen wir im Begriffe sind, begrüße ich als Bürgermeister der Landes-
hauptstadt die Passauer und wünsche, daß sie gern und oft in unserer Stadt Gäste sind und daß sie von 
Linz aus auch unser schönes Heimatland Oberösterreich mit seinen Seen und Bergen und allen seinen 
Schönheiten besuchen. Uns Linzern wird es Herzenssache sein, in der Vertiefung der freundschaftlichen 
Beziehungen nicht zurück zu stehen.“
1110) Schon Anfang Juli 1936 war im „Schärdinger Wochenblatt“ darauf hingewiesen worden, daß die Nibelun-
genstraße „vor der teilweisen Fertigstellung“ stehe, „so daß im Juli mit der baldigen Inbetriebsetzung der 
Oberkraftlinie Linz–Engelhartszell–Kasten gerechnet werden“ könne. Es sei auch geplant, bis zum näch-
sten Jahre die Strecke bis zur Landesgrenze fertigzustellen. Die Oberkraftlinie führe von Kasten über 
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♦ Am 3. Oktober 1936 statteten der Konzertverein, die Liedertafel und der Männer-
Gesangverein Passau „zufolge besonderer Einladung aus Kreisen der befreundeten 
Schärdinger Liedertafel“ den Schärdinger Sängern einen Freundschaftsbesuch ab. 
Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde dazu am 1. Oktober, nachdem die „Gesamt-
bevölkerung von Schärding und Umgebung“ eine Woche zuvor schon in „Anbe-
tracht der alten musikalischen Verbundenheit der beiden Grenzstädte“ zum Besuch 
dieser Veranstaltung herzlichst eingeladen worden war1111, u. a. folgendes mitge-
teilt1112: 
Die Vereine haben in ihrem Programm vornehmlich die heitere Muse be-
dacht, so daß den Zuhörern ein froher und genußreicher Abend geboten wird 
als Auftakt für die Wiederherstellung der alten, herzlichen musikalischen Ver-
bundenheit von Schärding und Passau. Nach dem Konzert ist ein zwangloses 
Beisammensein mit musikalischen Einlagen vorgesehen. Da die Passauer in 
einer Anzahl von über 200 Mitwirkenden kommen, wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß die Saalplätze in erster Linie für die österreichischen Kon-
zertbesucher reserviert bleiben. Wie wir erfahren, wird auch der Vorstand 
des Passauer Konzertvereins Herr Oberbürgermeister Max Moosbauer an-
wesend sein.1113
Engelhartszell, Wesenufer, Schlögen, Siebertal, Steinwänd, Pfaffing nach Eferding und Linz, wodurch 
„unser vom Verkehr besonders nach Einstellung des Schiffsverkehrs abgeschlossenes oberes Donautal 
eine entsprechende Verbindung“ erhalte. Schdg. WBl. 1936, Nr. 26, S. 4.
In der DZ Nr. 217 vom 19./20. September 1936, S. 3 wurde zu dieser neuen „Verkehrs-Verbindung Pas-
sau-Linz entlang der Donau“ u. a. mitgeteilt: „Die Wiederherstellung der freundschaftlichen Beziehun-
gen zu unserem Nachbarlande haben neben der Vergünstigung, die die Donau-Personenschiffahrt für 
den Rest des heurigen Sommerfahrplanes noch gewährte, eine weitere Verbesserung der Verkehrsbezie-
hungen zwischen den Städten Linz und Passau gebracht: 
Die Oberösterr. Kraftwagen-A.-G. Linz a. D. (Oberkraft) wird mit Wirkung vom 26. September ab eine 
neue Kraftwagenverbindung zwischen Passau und Linz eröffnen. Hiebei ist besonders begrüßenswert, 
daß diese Fahrt zum größten Teil entlang der Donau unter Benutzung der neuen oder zum Teil noch im 
Bau befindlichen Straßenstrecken, also der künftigen Nibelungenstraße führt. Für den Passauer Aus-
flugsverkehr bietet diese neue Verkehrslinie eine große Anzahl von Ausflugsmöglichkeiten […].“ 
Anfang November 1936 wurde im „Schärdinger Wochenblatt“ dann mitgeteilt, daß das Arbeitsdienstla-
ger Engelhartszell nun aufgelassen worden sei und man die Arbeitsdienstler den Lagern Linz, Haibach 
und Traun zugeteilt habe. Schdg. WBl. 1936, Nr. 44, S. 4.
1111) Schdg. WBl. 1936, Nr. 38, S. 6.
1112) Schdg. WBl. 1936, Nr. 39, S. 6.
1113) In der DZ Nr. 230 vom 5. Oktober 1936, S. 4 wurde dazu u. a. gemeldet: „[…] immer schon hatten wir 
Reichsdeutsche, besonders aber wir Passauer, eine kleine Liebe zu drüben. Alte Liebe rostet nicht. Ihre 
Flamme ist auch nicht erloschen in den Jahren, die uns trennten. Im Stillen glomm sie weiter und lodert 
nun, da uns ein gütiges Geschick wieder zueinander führte, mächtiger auf denn je. […]. Bereits lange 
vor Konzertbeginn hatten sich aus der ganzen Umgebung Besucher eingefunden – allen voran natürlich 
die Schärdinger Volksgenossen selbst, die schon bei ihrem Einmarsch die Gäste aus dem Reich begrüßt 
hatten. Die Stadt prangte in reichstem Flaggenschmuck. Vom Hause des Aschenbrennerschen Gasthofes 
wehte die Hakenkreuzflagge. Ebenso grüßten im Saale die Symbole des Dritten Reiches die reichsdeut-
schen Gäste. Auch Oberbürgermeister Pg. Moosbauer hatte es sich nicht nehmen lassen, zu erscheinen.
Das war vielleicht eine Begeisterung in dem übervollen Saal! Ein Wiedersehensfest, wie es nicht hätte 
herzlicher sein können. Und machtvoll klang aus hunderten Kehlen das Bekenntnis im Sängerspruch 
durch den Raum: ‘Im Herzen eins, im Liede gleich ist Deutschland und Deutsch-Oesterreich!’ […]. 
Ansonsten wurde Wiedersehen im Kleinen gefeiert. Aber gerade hier, in den Kaffees, in engerem Kreis, 
lebte die Wiedersehensfreude mächtig auf. Alte, liebe Bekannte und neue Freundschaft – unverbrüchli-
che Einheit, die im Blute wurzelt! Spät erst konnten wir die Heimfahrt nach Passau antreten – weil eben 
früher kein Zug verkehrte. Trotzdem wurde Vielen die Zeit zu kurz. Aber, wie gesagt, dieser Besuch war 
ja erst der erste und sozusagen nur die Einleitung.“
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♦ Am 4. Oktober fand „unter überaus starker Teilnahme seitens der Bevölkerung des 
Ortes, der Nachbargemeinden und aus Schärding“ in Neuhaus das Erntedankfest 
statt. Das „Schärdinger Wochenblatt“ hielt dazu am 8. Oktober 1936 fest1114:
Der Festzug hatte ein stattliches Gepräge, die alten Trachten schufen ein 
prächtiges Bild unverfälschter Bauernart. Besonders schön nahmen sich die 
Gruppe der B. d. M.-Mädchen und der Hitlerjugend aus. Es sprachen Bottler 
aus Tittling und Kreisleiter Moosbauer aus Passau. Ihre trefflichen Ausfüh-
rungen fanden dankbare Aufnahme. Den Schluß der Feier bildeten Unterhal-
tungen in den Gasthäusern.1115
1114) Schdg. WBl. 1936, Nr. 40, S. 6.
1115) In der DZ Nr. 230 vom 5. Oktober 1936, S. 3 wurde unter dem Titel „Stadt und Land – Hand in Hand!“ zu 
diesem Erntedankfest in Neuhaus u. a. folgendes mitgeteilt: „Der Grenzort am Inn hatte seine ganze Eh-
re darein gesetzt, das Fest würdig zu gestalten. Schon während der Uebertragung [der Worte, die der Füh-
rer vom Bückeberg aus zu den deutschen Bauern sprach; Anm. an anderer Stelle], die in den Gasthäu-
sern angehört wurde, kamen die Volksgenossen aus der Umgebung in hellen Scharen herbei, […]. Und 
besonders über die Brücke zum deutschen Nachbarland hinüber entwickelte sich ein lebhafter Verkehr. 
In äußerst großer Anzahl kamen unsere österreichischen Volksgenossen aus Schärding herüber, um erst-
mals im neuen Deutschen Reich teilzuhaben am Fest des Erntedankes. Für sie sowohl als auch für die 
spaniendeutschen Flüchtlinge, die seit Wochen in Neuhaus untergebracht sind, war das Erleben dieses 
Tages besonders erhebend und eindringlich, weil ihnen bei dieser Gelegenheit die Größe und Stärke un-
seres wiedererwachten Volkes so recht offenbar wurde.“ In bezug auf den Festzug hieß es dann: „Reiter 
in alter Bauerntracht eröffneten ihn. Es folgten junge Mädchen mit bebänderten Erntekränzen, ein gol-
dener Pflug auf geschmücktem Wagen und hinter diesem schritten die Sämänner und Bauern mit ge-
schmückten Erntegeräten. Reich ausgestattet war der Erntewagen, Schnitter und Schnitterinnen kamen, 
Erntekrone und Erntekranz auf einem prachtvoll ausgestatteten Wagen folgten und wieder sah man Bau-
ern in alter Tracht. Hinter der Fahnenabordnung der Bauernschaft marschierten die Vertreter der Partei, 
an ihrer Spitze, Pg. Moosbauer, die Technische Nothilfe, SS-Musikzug, Bauernschaft und dann kamen 
nochmals Wagen mit den Früchten des Feldes. Nicht vergessen waren die Fischer, die mit einem eigenen 
Wagen, darstellend einen Kahn, mit ihren Netzen und Geräten vertreten waren. Den Abschluß des lan-
gen Zuges bildeten die Abordnungen der HJ, des BDM, der SA und des NSKK.“ Nach dem Marsch um 
den Ort nahmen die Festzugsteilnehmer zu den Klängen des Badenweiler Marsches im Viereck vor dem 
auf dem Festplatz errichteten Podium, das von den Symbolen des Dritten Reiches flankiert war, Aufstel-
lung, und dann ergriff der Kreisobmann des Reichsnährstandes, Pg. Bottler aus Tittling, das Wort, um in 
längerer Rede vom Sinn des Erntedankfestes, „von dieser für den Bauern heiligsten Zeit zu sprechen“, 
wobei er u. a. auf die „großen Aufgaben“ einging, „die der Führer dem deutschen Bauern als Ernährer 
des Volkes und Blutquell der Nation gestellt“ habe: „Der Bauer hat seine Aufgaben heute richtig erkannt 
und die Ernährung des Volkes zum allergrößten Teil bereits sichergestellt. Ohne den Schutz des Solda-
ten aber könnte er seiner Arbeit nicht in Frieden nachgehen. Die Milliarden von Mark, die er durch den 
Sieg in der Erzeugungsschlacht dem deutschen Volke erhalten hat, konnten für die Stärkung des Reiches 
verwendet werden. So führt der deutsche Bauer seinen Kampf weiter und ist bereit Opfer zu bringen. 
Auch eine schlechte Ernte kann ihn nie den Mut verlieren lassen, denn er schafft nicht alleine für sich, 
sondern für das Gesamtwohl des Volkes.“ Nach seiner Rede verteilte Pg. Bottler an eine Anzahl von 
landwirtschaftlichen Dienstboten für 5- und 10jährige Dienstzeit Ehrenurkunden. Anschließend ergriff 
Kreisleiter Pg. Moosbauer das Wort. Auch er hob die Bedeutung des deutschen Bauern für das gesamte 
Volk hervor und wies dann darauf hin, daß der Bauer stets bedenken müsse, „daß gerade er durch den 
Führer vor dem Abgrund zurückgerissen wurde, in den der Jude ihn zu stürzen im Begriffe war. Stolz 
können wir heute auf die großartigen Erfolge des Reichsnährstandes zurückblicken, während in anderen 
Ländern der Bolschewismus den Bauernstand vernichtet“. Schließlich gab der Kreisleiter noch seiner 
besonderen Freude darüber Ausdruck, „daß soviele Brüder und Schwestern aus Oesterreich herüberge-
kommen waren und sprach von der großen Freude, die uns alle beseelt, daß wir dank der Tat des Führers 
und der verantwortlichen Männer in Oesterreich nun wieder zueinander kommen können.“ Nach dieser 
Ansprache folgten, vorgeführt von HJ. und BDM. aus Dommelstadl und Neuburg, Erntetänze. Abschlie-
ßend richtete der Ortsgruppenleiter von Neuhaus, Pg. Mangold, noch kurze Dankesworte an den Kreis-
leiter sowie an alle Volksgenossen für ihre Teilnahme an dem Fest, und dann ging es zurück in den Ort 
zum „fröhlichen Erntetanz“. 
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♦ Am selben Tag fand in Schärding die mit der Preisverleihung an die Schützen ver-
bundene Feier zum Ferdinand-Hirschenauer-Gedenkschießen statt1116, der trotz 
„der Ungunst, daß paralelle [!] Veranstaltungen sowohl hüben als auch drüben im 
Bruderreiche einen großen Teil der Besucher an sich zogen“, eine „Anzahl von 
Freunden des Schießsportes“ – unter ihnen Bezirkshauptmann Hofrat Petrak, Pri-
marius Dr. Fuchsig, Vizebürgermeister Alois Diethör sowie „Schützenbrüder aus 
dem Bruderreiche“ – beiwohnten.1117
♦ Am 25. Oktober unternahm die Ortsgruppe Passau des Deutschen Automobil-
Clubs mit 103 Angehörigen der NS.-Kriegsopferversorgung Passau eine Ausfahrt 
nach Schärding, wo sie im Großgasthof Aschenbrenner von den DDAC-Mitglie-
dern bewirtet wurden und im Kreise österreichischer Frontkameraden „prachtvolle 
Stunden froher Erinnerung“ verbrachten. Die „Donau-Zeitung“ gab dazu am 26. 
Oktober u. a. folgendes bekannt1118:
In flotter Fahrt ging es […] über Neuburg am Inn der Grenze entgegen und 
dann rollten die Wagen über die Innbrücke hinüber ins deutsche [!] Nachbar-
land. Reichen Flaggenschmuck hatte Schärding zu Ehren der reichsdeutschen 
Gäste angelegt und als die Wagenkolonne [laut „Schärdinger Wochenblatt“ 
waren es 44 Fahrzeuge1119, laut „Donau-Zeitung“ sogar 47; Anm. d. Verf.] 
in disziplinierter Ordnung am Stadtplatz auffuhr, da standen gar viele Schär-
dinger zum Empfang bereit.
Stolz bauschte sich vor dem Gasthaus Aschenbrenner, in dessen Saal das Ka-
meradschaftstreffen stattfand, das Hakenkreuzbanner und auch der Saal 
selbst war mit den reichsdeutschen und österreichischen Farben sowie der 
DDAC-Flagge sinnvoll geschmückt. Schade, daß der Saal nicht größer war. 
Im Nu war er überfüllt und viele, viele Volksgenossen u. Volksgenossinnen 
aus Schärding konnten keinen Platz mehr finden. Groß war das Interesse und 
von Herzen kommend die Freude über den Besuch – wie immer wenn wir 
Reichsdeutsche jenseits des Schlagbaumes weilen!
Frohe Stimmung hatte gar bald Platz ergriffen. […] Da waren Angehörige 
des österreichischen Offizierbundes gekommen, des Kameradschaftsbundes 
und der Kriegervereine. Unter den Ehrengästen sah man den Schärdinger 
1116) Der Wettkampf selbst, an dem sich insgesamt 70 Schützen beteiligt hatten – 47 von ihnen kamen von aus-
wärts (u. z. aus Passau, Ried, Haag a. H., Wels, Grieskirchen, Bad Schallerbach und Wernstein) –, war 
bereits am 20., 26. und 27. September und am 3. und 4. Oktober ausgetragen worden. Schdg. WBl. 
1936, Nr. 37, S. 7; Nr. 38, S. 6 und Nr. 42, S. 7.
1117) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ wurden die „als Schützenbrüder anwesenden Nachbarn, unter der Füh-
rung von Oberschützenmeister Ebensberger der Feuerschützengesellschaft Passau, die auch aktiv am 
Wettbewerb teilgenommen“ hatten, durch Oberschützenmeister Linner „speziell bewillkommt“. „Ober-
schützenmeister Ebensberger-Passau“, hieß es dann, „dankte im Namen der bayerischen Brüder für die 
freundliche Einladung sowie den Empfang und die klaglose Durchführung auf der Schießstätte, erwähn-
te, daß ihnen der Meisterschütze Hirschenauer als einstiger Schützenkönig und Ehrenmitglied der Pas-
sauer Feuerschützengesellschaft kein Unbekannter gewesen ist und sie freudigst deshalb gekommen 
sind, ihn zu ehren. Auf weitere ersprießliche Zusammenarbeit der benachbarten Schützenvereine dies-
seits und jenseits des Inn in aller Zukunft hoffend und die stets eifrige Beteiligung der Schärdinger 
Schützen erwähnend, schloß Oberschützenmeister Ebensberger seine Ausführungen mit einem Schüt-
zen-Heil.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 40, S. 7.
1118) DZ 1936, Nr. 248, S. 3.
1119) „Mit Spannung wurde in Schärding der Besuch erwartet und als auf dem Dollfußplatze 44 Personenwagen 
auffuhren, machte dies nicht geringes Aufsehen“, hieß es dazu im Schdg. WBl. 1936, Nr. 43, S. 7.
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Vizebürgermeister, den Milizkommandanten Hauptmann Fürbaß und den uns 
Passauern wohlbekannten Hofrat Petrak. Selbstverständlich war auch der 
Bund der Reichsdeutschen mit den in Oesterreich lebenden NSKOV-Kamera-
den vertreten. 
Die Festansprachen hielten Adolf Fürbacher aus Passau namens des DDAC, Major 
a. D. Goppold aus Schärding für die österreichischen Frontkameraden1120 und Stu-
dienrat Krems, der Führer der NSKOV. Passau. Als letzter Redner ergriff dann der 
in der Zwischenzeit eingetroffene Bürgermeister von Schärding, Schmidbauer, das 
Wort. Auch er gab seiner großen Freude über diesen Besuch Ausdruck und hieß 
die Gäste im Namen der Stadt und ihrer Bevölkerung herzlich willkommen. Im an-
schließenden unterhaltenden Teil des Treffens gab eine ganze Reihe von Passauer 
„Kanonen“ ihr Bestes. Große Freude herrschte, als gegen 18 Uhr Oberbürgermei-
ster Pg. Moosbauer eintraf. Er wurde „mit einem kräftigen Sieg Heilgruß“ empfan-
gen. Um 7.15 abends erfolgte der Start zur Rückfahrt, und wieder hatten sich laut 
Bericht in der „Donau-Zeitung“ zum Abschied viele Schärdinger eingefunden:
Mit innigen [!] Dank, teilweise Tränen in den Augen, drückten österreichi-
sche Frontkameraden den reichsdeutschen Kriegsopfern die Hände. Das Er-
leben dieses Nachmittags war zu schön, um bei den Beteiligten vergessen 
werden zu können. […].1121
♦ Am 7. November fand im Aschenbrennersaal ein Konzert der 35köpfigen Jugend-
kapelle Passau unter der Leitung von Studienrat Werthmann statt. Die Jungen, die 
„in weißem Hemd, kurzen Lederhosen und weißen Strümpfen, einer wie der ande-
re“ erschienen waren, brachten die einzelnen Stücke, „zumeist die schönen alten 
deutschen und österreichischen Militärmärsche“, „exakt und schneidig zu Gehör“, 
was im „Schärdinger Wochenblatt“ folgendermaßen kommentiert wurde1122:
Wenn man so die Jungen in ihrem Eifer und ihrer Unermüdlichkeit spielen 
sah und hörte, erfühlte man förmlich ein Gefühl der Sicherheit um Deutsch-
lands Zukunft.
♦ Am 5. Dezember 1936 wurde im Beisein des Passauer Oberbürgermeisters Moos-
bauer und der Stadtkapelle Passau im Gasthof Aschenbrenner ein deutsch-öster-
reichisches Kameradschaftstreffen abgehalten. Der Reinertrag dieser mit einer 
Weihnachtsfeier und einem bunten Abend verbundenen Veranstaltung, die sich 
eines guten Besuches erfreute, war für Witwen und Waisen nach Kameraden sowie 
1120) „Als Sprecher der österreichischen Frontkameraden fand Major Goppold prachtvolle Worte. Das Treffen 
sei Beweis dafür, daß uns das Erleben des großen Krieges als Bundesgenossen zeitlebens verbindet. Es 
sei notwendig, daß die in den Stahlgewittern des Weltkrieges geborene Volksgemeinschaft im gesamten 
deutschen Volke verwirklicht werde. Dank der Aufklärungsarbeit österreichischer Volksgenossen im 
Reich wurden in allen deutschen Gauen die von den österr. Frontkämpfern vollbrachten Leistungen den 
Volksgenossen näher gebracht. Hunderttausende kämpften und starben für das gesamte deutsche Volk. 
Und trotz aller Wirren der letzten Jahre ist der Geist der uralten Waffenbrüderschaft immer lebendig ge-
blieben. Oesterreichs vornehmste geschichtliche Aufgabe sei von jeher schon der Schutz des Deutsch-
tums gen Südosten gewesen. Es hat auch im Weltkrieg seine große deutsche Sendung voll erfüllt. Mit der 
Aufforderung, gegen den gemeinsamen Feind treu zusammenzustehen und damit im besten Sinne der 
Vereinbarung vom 11. Juli zu wirken, schloß Major Goppold seine markanten Worte“, schrieb die DZ. 
1121) DZ 1936, Nr. 248, S. 3.
1122) Schdg. WBl. 1936, Nr. 45, S. 5.
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für die Winterhilfe bestimmt.1123 Nach den Begrüßungsworten des Obmannes, 
Herrn Hellmann, stattete dieser allen Mitwirkenden sowie Kameraden, die durch 
ihre Mitarbeit das Gelingen des Abends ermöglicht hatten, den Dank ab, wobei er 
besonders Herrn Oberbürgermeister Moosbauer von Passau für seine tatkräftige 
Unterstützung dankte. Major a. D. Goppold hielt dann die Festrede. Anschließend  
trug Herr Hornberg beim Lichterbaum ein Weihnachtspoem vor, worauf Herr Ka-
pellmeister Willi Pöll das Weihnachtslied intonierte. Danach folgte der heitere Teil 
des Abends. Alle Vortragenden ernteten dabei reichen Beifall, sodaß das „Schär-
dinger Wochenblatt“ in seiner Ausgabe vom 10. Dezember 1936 u. a. folgendes 
feststellte1124:
Diese Veranstaltung befriedigte alle Anwesenden und das kameradschaftliche 
Beisammensein festigte erneut das Zusammengehörigkeitsgefühl der Volksge-
nossen diesseits und jenseits des Inns.
♦ Einen Tag später, am 6. Dezember 1936, fand am Nachmittag in Schärding ein 
Wettspiel zwischen dem Sportklub Schärding und dem I. FC. Passau statt. Zum 
Besuch dieses Spiels hatte das „Schärdinger Wochenblatt“ folgendermaßen einge-
laden1125: 
Nach mehr als 3½jähriger Pause tritt kommenden Sonntag zum erstenmal 
wieder eine bayerische Fußballmannschaft in Schärding zu einem Wettspiel 
an. Wie bereits angekündigt, ist es der I. FC. Passau, der unserer Elf eine 
sehr spielstarke Mannschaft gegenüberstellen wird. Um den Gästen bei ihrem 
ersten Wiederauftreten auf unserem Sportplatz den Beweis zu erbringen, daß 
sie jetzt, wie in Zukunft als brüderliche Sportskameraden wieder wie ehedem 
herzlich willkommen sind, wäre zu wünschen, daß am Sonntag recht viele Zu-
schauer das Spielfeld umsäumen werden und so auch der Begegnung einen 
äußeren würdigen Rahmen zu verleihen. Beginn 2 Uhr nachmittags.
♦ Am Abend desselben Tages gab der Passauer HJ-Bannmusikzug neuerlich ein 
Konzert bei „unseren österreichischen Brüdern und Schwestern“, diesmal im Saal 
des Gasthofes Feichtner in Andorf. Unter dem Titel „Rekordbesuch in Andorf“ 
teilte die „Donau-Zeitung“ dazu u. a. mit1126:
Es ist sehr schade, daß Andorfs größter Saal nur etwa 700 Personen fassen 
kann – hunderte, die gekommen waren, unsere Jungen zu hören und wieder 
einen fröhlichen Abend zu verleben, mußten am Saaleingang kehrt machen. 
Nicht nur Andorfer waren da, aus der ganzen Umgebung waren sie zu Fuß, 
mit dem Rad und dem Auto herbeigekommen, den Rekord hielten die von Ried 
und Schärding, sie hatten am Weitesten [sic!]. […]. Schon um 6 Uhr war der 
große Saal bombenvoll, sodaß der Musikzug eine Stunde früher als angesetzt 
mit seinem Konzert beginnen konnte. […] Was unsere Jungens auch spielten, 
nach jedem Stück die gleiche Begeisterung und Pg. Hans Werthmann mußte 
sehr oft zum Taktstock greifen, um eine erzwungene „Dreingabe“ zu dirigie-
ren. Nach der Pause, die Jungens erhielten tadellose Verpflegung, begannen 
1123) Schdg. WBl. 1936, Nr. 48, S. 6.
1124) Schdg. WBl. 1936, Nr. 49, S. 6.
1125) Schdg. WBl. 1936, Nr. 48, S. 7.
1126) DZ Nr. 285 vom 8. Dezember 1936, S. 5.
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sie den zweiten Teil mit dem Badenweiler Marsch. Der Beifallssturm, der 
darauf einsetzte, ist nicht mit Worten zu beschreiben und wenn es den Oester-
reichern nachgegangen wäre, dann hätte der zweite Teil nur aus dem Baden-
weiler, dem Deutschmeister und dem Kaiserjägermarsch bestanden. Gegen 
Schluß betrat Bannführer Wirthensohn das Podium, um […] für die freund-
liche Aufnahme zu danken. Die Fahrten der Jugendkapelle Passau nach 
Oesterreich haben keinerlei propagandistische Zwecke irgendwelcher Art, 
sondern wir kommen, weil unser deutsches Herz uns zu Deutschen führt, die 
wir mit unserem Spiel erfreuen wollen.1127 Als Pg. Wirthensohn mit dem 
Aufruf zum Kampf gegen den gemeinsamen Feind des deutschen Volkes zum 
Segen beider Länder schloß und das Versprechen abgab, so bald wie mög-
lich wieder in Andorf zu spielen, da kannte der Jubel aller keine Grenzen 
mehr.1128
Wie all diese Beispiele belegen, war es im unmittelbaren Grenzraum infolge des Juli-
abkommens also zu einer deutlichen Steigerung des grenzüberschreitenden Verkehrs (und 
damit auch zu einer beträchtlichen Zunahme nationalsozialistischer Demonstrationen) ge-
kommen, und die Folge war, daß sowohl diesseits als auch jenseits des Inn auch die Über-
nachtungszahlen stark anstiegen (siehe dazu auch die Tabellen 81 und 84).
Tabelle 90: Nächtigungsbilanz der Stadt Passau in den Jahren 1935, 1936 und 1937 
Gemeldete Fremde mit Übernachtungen Zahl der Übernachtungen
insgesamt darunter Ausländer insgesamt darunter AusländerMonat
1935 1936 1937 1935 1936 1937 1935 1936 1937 1935 1936 1937
Januar 1516 1444 1784 120 158 216 4339 4502 5736 142 179 222
Februar 1264 1735 1709 169 198 125 3703 5831 4996 199 244 126
März 1588 2197 3041 154 531 255 4903 6205 7445 174 630 308
April 1728 4514 3174 142 637 189 4530 8961 7280 168 772 221
Mai 2278 3902 5401 216 389 423 5636 7272 11376 262 489 465
Juni 3907 5909 5533 397 583 634 7792 9750 9875 468 765 688
Juli 4267 5565 7755 631 654 999 8220 8670 13614 838 731 1067
August 4515 6226 8324 1038 1441 1093 9127 10079 13615 1264 1668 1187
September 4463 5645 5048 1102 976 715 8553 10113 9505 1166 1064 767
Oktober 3363 3839 3447 565 434 257 7793 8154 7957 697 459 302
November 1746 2894 2611 371 199 164 5244 6888 6790 469 206 196
Dezember 1344 2060 1983 135 230 153 4739 5833 6212 142 273 179
31979 46030 49510 5040 6430 5223 74579 92248 104401 5991 7480 5728
Quellen: Mitteilungen des Verkehrsvereins Passau, basierend auf den polizeilichen Fremdenmeldungen. – In: 
Stadtsparkasse Passau (Hrsg.): Geschäftsberichte 1936 und 1937. – Passau: (1937 bzw. 1938). S. 10. 
Daß es mit der Wirtschaft aufwärts ging, spiegelt sich aber auch im Rechnungsab-
schluß für das Verwaltungsjahr 1936 wider, den Bürgermeister Schmidbauer als Finanzrefe-
rent am 1. Februar 1937 dem Gemeindetag vorlegte: Einnahmen von 293.887,82 Schilling 
1127) Das Schdg. WBl. 1936, Nr. 50, S. 4 schrieb damals: „Dirigent Professor Werthmann erklärte auf eine Be-
grüßung des Herrn Leopold Gruber aus Schulleredt, daß er mit seinen Musikern nicht gekommen sei, ir-
gend eine Propaganda zu treiben, sondern der Musik und der Zusammengehörigkeit zu dienen, denn es 
ist eine Aufgabe des deutschen Volkes, ein Bollwerk gegen den Kommunismus zu bilden.“
1128) Zum Schluß wurde dann noch angekündigt, daß die Jugendkapelle Passau am 12. Dezember in der Turn-
halle in Ried auftreten werde. DZ 1936, Nr. 285, S. 5.
-420-
standen Ausgaben von 282.297,51 S (davon allein für die Armenfürsorge 84.899,03 S) ge-
genüber, wonach sich ein Überschuß von 8.386,10 S ergab. Nach Abzug aller Rückstände 
hatte man damit ein Plus von 1.051,20 S erzielen können.1129
Ende des Jahres 1936 schob die Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung einem weite-
ren Ausbau der wirtschaftlichen Beziehungen im kleinen Grenzverkehr jedoch einen Riegel 
vor, indem sie angesichts der deutschen Devisenknappheit die Bestimmungen über die Mit-
nahme von Scheidemünzen im kleinen Grenzverkehr per Runderlaß abänderte1130, um so –
wie damals mitgeteilt wurde – „den namentlich durch die Abwertungsmaßnahmen in ver-
schiedenen Nachbarländern Deutschlands unverhältnismäßig gestiegenen Silbergeld-Abfluß 
im Grenzverkehr zu drosseln“.1131 Zufolge der neuen Regelung – sie trat mit 15. Jänner 1937 
in Kraft – durften im Grenzgebiet ansässige, im Besitz eines Ausweises befindliche Perso-
nen nun nicht mehr wie bisher bei jedem Grenzübertritt ins Ausland 10 Reichsmark in 
Scheidemünzen überführen, sondern es wurde ein täglicher Höchstbetrag von 3 Reichsmark 
in Silber festgesetzt. Zur besseren Kontrolle wurde ein Grenzdevisenheft eingeführt, wobei 
die Ausstellung dieses Heftes den Zollstellen übertragen wurde. Eine weitere für den kleinen 
Grenzverkehr wichtige Anordnung – sie wurde am 1. Februar 1937 wirksam – verpflichtete 
reichsdeutsche Grenzgänger (also Arbeiter, die im reichsdeutschen Gebiet ansässig waren 
und über die Grenze gingen), zwei Drittel ihrer im Ausland erhaltenen Arbeitsgelder der 
Reichsbank in Devisen anzubieten. Ausländischen Grenzgängern, die bisher ihre in Deutsch-
land erworbenen Löhne bis zur Höhe von 300 Reichsmark in Devisen einwechseln und in ih-
re Heimat mitnehmen durften, war ab 1. Februar 1937 nur noch die Mitnahme von 200 
Reichsmark in Devisen erlaubt, 100 Reichsmark durften in deutschen Scheidemünzen ausge-
führt werden.1132
Am 27. Jänner 1937 wurde als Folge des Juliabkommens schließlich ein Wirtschafts-
vertrag zwischen dem Deutschen Reich und Österreich abgeschlossen, der eine Erweiterung 
des Handelsverkehrs zwischen den beiden Ländern in der Größenordnung von zirka 40 Mil-
lionen Schilling vorsah. Der Alpenrepublik sollte ein zusätzlicher Export von 27,5 Millionen 
Schilling ermöglicht werden (u. z. 7,5 Millionen für Molkereiprodukte und je 10 Millionen 
für Holz und Industriewaren)1133, während Deutschland die Kohle- und Koksausfuhr sowie 
1129) Vor diesem Hintergrund wurde damals einstimmig beschlossen, auf die weitere Einhebung der Sodawas-
ser-Abgabe wegen des geringen Erträgnisses (jährlich 247 S) zu verzichten, „umsomehr als diese Abga-
be immer und überall Unwillen erregte“. Protokoll der GTS. vom 1. Februar 1937. 
1130) Laut einem Schreiben Bürgermeister Altmanns vom 17. September 1936, das dieser als Vorsitzender der 
Bürgermeisterkonferenz Schärding bezüglich der Übertragung der Ausstellung der Grenzkarten von den 
Gendarmerieposten auf die Grenzgemeinden an das Bundeskanzleramt richtete, hatten sich aber auch 
schon im Herbst Schwierigkeiten beim wechselseitigen Umtausch ergeben: „[…] die durch das Ueber-
einkommen zwischen Oesterreich und Deutschland herbeigeführte Regelung des Grenzverkehres hat bis-
her keine besonders beachtenswerte Belebung des Warenaustausches und des kleinen Grenzverkehres 
überhaupt gebracht und dürfte dies hauptsächlich auf die Diskrepanz in den Wertverhältnissen des Gel-
des zurückzuführen sein. Berechnen doch die Reichsdeutschen ihre Mark hier an der Grenze mit durch-
schnittlich S 2.00, während der Oesterreicher hier an der Grenze bestenfalls S 1.70 für die Mark geben
kann und will und gerade dadurch konnte sich Handel und Wandel zwischen hüben und drüben bisher 
nicht sonderlich beleben.“ Protokoll der BMK. vom 17. September 1936. 
1131) Schdg. WBl. 1936, Nr. 51, S. 7.
1132) Ebda.
1133) Im Bezirk Schärding schlugen sich vor allem die Viehankäufe durch das Deutsche Reich positiv nieder. 
So gab das „Schärdinger Wochenblatt“ in seiner Ausgabe vom 24. Dezember 1937 z. B. bekannt, daß 
das Deutsche Reich im Rahmen der Nutz- und Schlachtviehkäufe in Oberösterreich aus dem politischen
Bezirk Schärding am 25. November 1937 31 Stück Fleckviehzuchtkühe und -kalbinnen und am 1. De-
zember 1937 53 Stück Schlachtrinder durch Vermittlung der oö. Fleckviehzuchtgenossenschaft Schär-
ding angekauft habe. Die dafür gezahlten Preise seien gut gewesen. Schdg. WBl. 1937, F. 52, S. 6.
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den Export von Industrieprodukten steigerte. Daß das Deutsche Reich von diesem Abkom-
men mehr profitierte als Österreich, wird deutlich, wenn es in diesem Übereinkommen heißt, 
daß soweit dadurch im Clearing dem Deutschen Reich zusätzliche Schillingguthaben anfal-
len, hievon 12 Millionen Schilling über das für 1936 vorgesehene Ausmaß hinaus zur Finan-
zierung des deutschen Reiseverkehrs nach Österreich verwendet werden sollen. Das Deut-
sche Reich ließ sich also nicht nur den Reiseverkehr von Österreich vorfinanzieren, sondern 
es war auch angesichts seiner Devisennot nicht gewillt, größere Eigenmittel dafür bereitzu-
stellen.1134 Ab Anfang 1937 war damit die Situation klar: Österreich hatte sich mit dem Juli-
abkommen nicht nur zu einer „deutschen“ Außenpolitik bekannt, sondern es hatte auch eine 
enorme wirtschaftliche Annäherung an das Deutsche Reich hinnehmen müssen, sodaß nun 
alle Trümpfe in der Hand des massiv aufrüstenden Deutschen Reiches lagen.1135
Zwar wurde für das Jahr 1937 noch einmal ein „Arbeitsförderungsprogramm“ erlas-
sen – laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 19. November 19361136 waren im Bundesvor-
anschlag für Arbeitsbeschaffung und Staatsaufträge an die Wirtschaft 121 Millionen Schil-
ling vorgesehen –, dieses kam im Ausmaß aber nicht mehr an die früheren Aktionen heran. 
Bemerkenswert war lediglich, daß es dabei neben der Verlagerung weg vom Straßenbau ein 
gewisses Umdenken in der Finanzierung gab, ließ man sich jetzt doch, wenn auch in be-
schränktem Umfang, außer der obligaten „Arbeitsanleihe“ auf eine Krediterweiterung 
ein.1137
In Oberösterreich wurde am 20. März 1937 zur Ankurbelung der Wirtschaft beschlos-
sen, aus dem Nachtragsbudget des Landes in Höhe von 2,565.000 Schilling 2,5 Millionen 
Schilling ausschließlich für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zu verwenden, wobei hier die 
wichtigsten Arbeitsvorhaben der weitere Ausbau der Donauuferstraße sowie der Bau der 
Linzer Höhenstraße und der Dachsteinhöhlenstraße waren.1138
In Schärding, wo ab der Jahreswende 1936/37 die Arbeitslosenzahlen bedingt durch 
die gänzliche Einstellung sämtlicher öffentlichen Arbeiten und durch die Einschränkung des 
Betriebes in den Steinbrüchen wieder stark gestiegen waren1139 – wie bereits erwähnt, wur-
den damals im Rahmen der Winterhilfe von 7. Dezember 1936 bis einschließlich 1. Mai 
1937 in der städtischen Notstandsküche 26.360 Portionen Mittagessen an Bedürftige ausge-
geben1140, und auch sonst bemühte man sich, die Armen soweit als möglich zu unterstüt-
zen1141 –, erhielt man im Rahmen dieser Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen dank der Bemü-
1134) Schausberger, Norbert: Ökonomisch-politische Interdependenzen im Sommer 1936. S. 294.
1135) Ebda. S. 298.
1136) Schdg. WBl. 1936, Nr. 46, S. 1.
1137) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 99 f.
1138) Von den am 1. April 1937 neu eröffneten 16 Arbeitsdienstlagern befanden sich vier in Oberösterreich, u. z. 
in Engelhartszell, Haibach, Wimsbach und Garsten. Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürger-
krieg und „Anschluß“. S. 307 f.
1139) Hatte das Arbeitsamt am 31. Dezember 1936 hier 1.094 unterstützte Arbeitslose (290 im Bezug der Not-
standsaushilfe) und 66 Personen in der produktiven Arbeitslosenfürsorge gezählt, so gab es am 16. Jän-
ner 1937 bereits 1.285 unterstützte Arbeitslose (328 im Bezug der Notstandsaushilfe) und nur mehr 
6 Personen in der produktiven Arbeitslosenfürsorge. Schdg. WBl. 1937, F. 5, S. 6. 
Am 15. Februar 1937 kam man dann auf 1.295 unterstützte Arbeitslose (424 im Bezug der Notstands-
aushilfe) und 18 Personen in der produktiven Arbeitslosenfürsorge. Im Vergleich dazu hatte man am 15. 
Februar 1936 1.237 unterstützte Arbeitslose (398 im Bezug der Notstandsaushilfe) und 15 Personen in 
der produktiven Arbeitslosenfürsorge gezählt. Schdg. WBl. 1937, F. 9, S. 6.   
1140) Protokoll der GTS. vom 10. Mai 1937.
1141) So konnte man den Armen der Stadt z. B. aufgrund der am 23. Jänner 1937 im Kapsreiter Bräustübl abge-
haltenen Faschingsveranstaltung der Landwirtschaftsschule Otterbach, zu der neben vielen Bürgern, 
Bauern und Arbeitern auch Gäste aus Linz, Passau und Neuhaus sowie Vertreter der Behörden und der 
Gemeinde erschienen waren (laut der „Wahrheit“ waren beide Säle des Bräustübls „überbesetzt mit Be-
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hungen Bürgermeister Schmidbauers die Genehmigung zur Pflasterung der Bahnhofstra-
ße.1142 Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu am 3. April 1937 mit, daß die oberöster-
reichische Landesregierung für diesen Zweck einen Betrag von 15.000 Schilling zur Verfü-
gung gestellt habe und nunmehr vorgesehen sei, die Straße etappenweise in drei Jahren fer-
tigzustellen.1143 Zugleich wurde von der Stadtgemeinde auch an die Bahnhofverwaltung das 
Ersuchen gestellt, sie möge bei der Generaldirektion der Bundesbahnen vorstellig werden, 
daß auch der Platz vor dem Bahnhof, wie dies in Ried der Fall sei, gepflastert werde.1144
Zusätzliche Arbeitsmöglichkeiten boten sich in Schärding im Jahr 1937 bis in den 
Spätsommer hinein aber auch beim Bau der „General-Zehner-Kaserne“1145, bei der Errich-
tung der für die Kaserne notwendigen Kläranlage sowie eines Kanals von der Kaserne durch 
das Grüntal zum Inn, durch die Anlage eines Wasserbehälters in der Vorstadt für Feuer-
löschzwecke, durch Renovierungsarbeiten am Hackingerhaus und am Rathaus sowie beim 
Bau des Post- und Telegraphenamtes. Durch die Errichtung des neuen Postamtsgebäudes –
seine feierliche Eröffnung fand am Sonntag, den 19. September 1937 statt1146 – war zudem 
eine Umleitung der Telefon- und Telegrafenleitungen notwendig geworden, und anstatt diese 
wie bisher über die Dächer zu führen, hatte man sich zur „neuzeitlichen Erdkabellegung“ 
entschlossen1147 („Schärding ist die erste Kleinstadt in Oesterreich, die diese Verkehrsneue-
rung besitzen wird“, war am 24. Juli 1937 dazu stolz im „Schärdinger Wochenblatt“ verkün-
det worden1148), wodurch wiederum „eine Anzahl von Arbeitslosen“ beschäftigt werden 
konnte.1149
suchern aus allen Volksschichten und -ständen, wie es in Schärding schon seit Jahren nicht zu sehen 
war“), „einen nennenswerten Betrag“ überreichen („Wahrheit“ Nr. 6 vom 5. Februar 1937, S. 14); und 
als die RAVAG am 27. Mai 1937 im Saal des Großgasthofes Aschenbrenner von 19.25 bis 20.25 Uhr 
die Sendung „Innviertlerisch“ veranstaltete, die auf alle österreichischen Sender übertragen wurde –
Andreas Reischek und Hans Schatzdorfer besorgten die Ansage; die Mitwirkenden kamen aus dem gan-
zen Innkreis, wobei Schärding damals durch die Kapelle Schröckeneder vertreten war –, wurde zugun-
sten der Stadtarmen ein Eintritt von 50 Groschen erhoben. Schdg. WBl. 1937, F. 23, S. 6. 
1142) In seiner Nr. 11 vom 13. März 1937 hatte das „Schärdinger Wochenblatt“ seine Leser darüber informiert, 
daß die Stadtgemeinde beabsichtige, die Bahnhofstraße vom Kapsreiter Bräustübl bis zur Prambrücke, 
die vor einiger Zeit „notdürftig hergerichtet wurde“, gründlich instand zu setzen. In diesem Zusammen-
hang sei an die oö. Landesregierung das Ersuchen gestellt worden, es möge auch das weitere Straßen-
stück von der Prambrücke bis zum Bahnhof, „das durch viele aufeinanderfolgende Schlaglöcher gefähr-
lich ist“, instand gesetzt werden.  
1143) In der GTS. vom 12. Juli 1937 wurde in diesem Zusammenhang bekanntgegeben, daß laut Mitteilung 
seitens des Landesbauamtes „die Arbeiten für die Pflasterung der Bahnhofstrasse ab Prambrücke in al-
lernächster Zeit ausgeschrieben“ würden. Protokoll der GTS. vom 12. Juli 1937.
1144) Schdg. WBl. 1937, F. 14, S. 6.
1145) In der GTS. vom 1. Februar 1937 war über Antrag des Gemeinderates der einstimmige Beschluß gefaßt wor-
den, die neuerbaute Kaserne „Staatssekretär General-Zehner-Kaserne“ zu benennen, u. z. „zum Danke 
für dessen Verdienste um die Stadt Schärding betreffend Errichtung der Garnison in Schärding“ sowie 
„für die zielsichere Verteidigung der Heimat in sturmbewegten Tagen“. Protokoll der GTS. vom 1. Fe-
bruar 1937. In der GTS. vom 28. April 1937 wurde die Kaserne dann aber – dem Wunsch General Zeh-
ners entsprechend (Schreiben General Zehners vom 4. Februar 1937 an Bürgermeister Schmidbauer) –
in „General-Zehner-Kaserne“ umbenannt. Schdg. WBl. 1937, F. 19, S. 6. Der feierliche Empfang der 
neuen Garnison erfolgte schließlich am 22. September 1937. Schdg. WBl. 1937, F. 38, S. 6.
1146) Der Telegraphen- und Fernsprechbetrieb wurde am Eröffnungstag um 12 Uhr aufgenommen, der Postbe-
trieb am Montag, dem 20. September, um 8 Uhr. Schdg. WBl. 1937, F. 38, S. 7. 
1147) Im Protokoll der GTS. vom 12. Juli 1937 wurde in diesem Zusammenhang vermerkt: „Diese Kabellegung 
ist außerdem der erste Versuch zur Verkabelung einer Kleinstadt.“
1148) Schdg. WBl. 1937, F. 30, S. 6.
1149) Am 24. Juli 1937 gab das „Schärdinger Wochenblatt“ dazu bekannt, daß die Arbeiten „nunmehr soweit be-
endet“ seien, „daß an der Behebung der durch die Kabellegung verursachten Pflasterbeschädigungen ge-
arbeitet werden“ könne. Schdg. WBl. 1937, F. 30, S. 6.
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So erfreulich dieser deutlich spürbare wirtschaftliche Aufwärtstrend1150 war, darf dabei 
aber keinesfalls übersehen werden, daß man damals – sieht man von den Ausgaben für die 
Errichtung der Kaserne ab – immer nur so viel investierte, wie es ein ausgeglichenes Budget 
erlaubte, während großzügige Aufträge der öffentlichen Hand – wie mittlerweile bereits 
mehrfach festgestellt – die Konjunktur in wesentlich stärkerem Maße hätten ankurbeln kön-
nen.
So wurde z. B. in der Gemeindetagssitzung vom 12. Juli 19371151 das Ansuchen der 
Bewohner der Lamprechtgasse, ihre Gasse zu pflastern, aus finanziellen Gründen abgelehnt. 
Das gleiche Schicksal und die gleiche Begründung hatte das Ansuchen der Bewohner der 
Denisgasse und der Lamprechtgasse wegen Kanalisierung dieser Straßenzüge; und ein drittes 
Ansuchen – das der Bewohner der Bahnhofstraße wegen Kanalisierung und Legung einer 
Wasserleitung – wurde ebenfalls mangels Deckung abschlägig beschieden.1152
In der Bevölkerung aber schufen die ständigen Einsparungsmaßnahmen zusammen mit 
der Praxis, angekündigte Maßnahmen immer wieder auf die lange Bank zu schieben, sodaß 
zwischen Ankündigung und praktischer Umsetzung nicht selten Jahre verstrichen, große Un-
zufriedenheit, und daraus wird verständlich, daß Landeshauptmann Dr. Gleißner anläßlich 
seines Besuches in Schärding am 10. April 1937 im Rahmen einer mit den Amtswaltern der 
Vaterländischen Front kombinierten Bürgermeisterkonferenz im katholischen Gesellenhaus 
mit einer ganzen Reihe von Klagen und Beschwerden konfrontiert wurde: Neben Zoller-
leichterungen forderte man u. a. eine Entschuldungsaktion für die Landwirtschaft, eine Er-
höhung des Viehabsatzes ins Deutsche Reich, eine Veränderung der Devisenvorschriften, 
die Einführung eines wöchentlichen Viehmarktes in Schärding und die Schaffung neuer Ar-
beitsmöglichkeiten, wobei man das Augenmerk auf die Bereiche Innverbauung und Pramre-
gulierung1153 lenkte. 
Landeshauptmann Dr. Gleißner ging in seiner Rede dann auf all diese Forderungen ein 
und versprach, sich einerseits mit dem Außenministerium in Verbindung zu setzen, um dort 
die Wünsche und Schwierigkeiten bezüglich des Warenverkehrs mit dem Deutschen Reich 
zur Kenntnis zu bringen, und andererseits vor allem die Regulierung der Pram voranzutrei-
1150) Dieser schlug sich auch im Besuch des Kinos Froschauer nieder, sodaß in der GTS. vom 10. März 1937
die mit Gemeindeausschußbeschluß vom 27. März 1934 bewilligte Pauschallustbarkeitsabgabe von wö-
chentlich 25.– S, die im Einvernehmen mit Herrn Froschauer (laut Übereinkommen vom 2. März 1937) 
auf wöchentlich 80.– S erhöht worden war, „nach längerer Wechselrede“ nun mit 50.– S festgesetzt wur-
de. Im Protokoll der GTS. vom 10. März 1937 hieß es dazu noch: „Es steht Herrn Froschauer frei neuer-
dings um Ermässigung anzusuchen, wenn sich die Verhältnisse im Sommer verschlechtern sollten.“
1151) Im Rahmen dieser Sitzung wurde der Firma August Kapsreiter auf ihr Ansuchen hin gegen die einmalige 
Zahlung einer Gebühr von 100 S gestattet, für ihre Brauerei- und Malzkaffee-Erzeugnisse das Stadtwap-
pen zu Reklamezwecken zu gebrauchen. Protokoll der GTS. vom 12. Juli 1937.
1152) Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde dazu u. a. folgendes mitgeteilt: „Das Ansuchen der Bewohnerschaft 
der Lamprechtgasse wegen Pflasterung mußte abschlägig beschieden werden, da weder die Gemeinde, 
noch die Hausbesitzer die 5352 Sch. betragenden Kosten zahlen wollen. Das gleiche Schicksal und die 
gleiche Begründung hatte das Ansuchen der Bewohnerschaft der Denisgasse und der Lamprechtgasse 
wegen Kanalisierung, die 892 Sch. erfordern würde. Ein drittes Ansuchen, das der Bewohnerschaft der 
Bahnhofstraße, wegen Kanalisierung und Legung der Wasserleitung, die 5433.22 Sch. und 16.780 Sch. 
kosten würden, wurden mangels an Bedeckung gleichfalls abgewiesen.“ Schdg. WBl. 1937, F. 29, S. 6.
1153) Schon am 19. Juli 1936 hatte Bundeswirtschaftsrat Duscher im Rahmen der Sitzung des Aktionskomitees 
für die Pramregulierung in seiner Eigenschaft als Vorsitzender dieses Komitees darauf verwiesen, daß 
die Regulierung der Pram nunmehr seit 33 Jahren gefordert werde und das im Jahre 1929 eingesetzte 
Aktionskomitee die Arbeiten mit großem Ernst aufgenommen habe. Das fertiggestellte neue Projekt aber 
ruhe seit 1934 im Ministerium, worauf die Versammelten beschlossen, „eine energische Eingabe zu ma-
chen“. Anschließend wurde Bundeswirtschaftsrat Duscher ersucht, „die Sache ernstlich zu betreiben, um 
mindestens im nächsten Jahr das Projekt zur Durchführung zu bringen.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 30, S. 6.
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ben. Anschließend rief er noch zum Zusammenstehen im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
auf und begründete „in begeisternden und überzeugenden Worten die Richtigkeit des Weges, 
den Österreich eingeschlagen habe“, worauf die Konferenz nach fünfstündiger Dauer unter 
Absingen der Bundeshymne ihr Ende fand.1154
Flugzettel der N.S.D.A.P.
Im Lauf des Jahres 1937 setzte dann aber eine verstärkte Propagandatätigkeit der Na-
tionalsozialisten ein1155 – auf die Bahnstrecke Schärding–Passau z. B. wurde am 10. Oktober 
1937 ein Anschlag verübt, und am 27. Dezember 1937 beschlagnahmte man in Schärding im 
1154) Schdg. WBl. 1937, F. 16, S. 6 f.
1155) Das Juliabkommen 1936 hatte bei den Nationalsozialisten zunächst Verwirrung ausgelöst. Die gemäßigten 
Gruppen begrüßten den Vertrag, während sich viele radikale Parteigänger Hitlers von der Anerkennung 
der Souveränität Österreichs durch das Deutsche Reich verraten fühlten. Bald jedoch waren alle durch 
die nationalsozialistische Propaganda von der Nützlichkeit des Abkommens überzeugt. Die Tätigkeit der 
illegalen NSDAP in Österreich ging weiter, und der mächtige deutsche Nachbar ließ es an der nötigen 
finanziellen und politischen Unterstützung nicht fehlen. Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. 
S. 281.
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Dienstwagen des Passauer Oberbürgermeisters, dessen Chauffeur ein SS-Mann war, natio-
nalsozialistisches Propagandamaterial1156 –, wobei den Nationalsozialisten sehr zugute kam, 
daß die Normalisierung der Handelsbeziehungen mit dem deutschen Nachbarn der Wirt-
schaft im Grenzgebiet, wie oben dargelegt und wie auch die Ausführungen der Stadtsparkas-
se Passau über die „Allgemeine Wirtschaftslage in Passau“ in ihren Geschäftsberichten für 
die Jahre 1936 und 1937 bestätigen, geringere Impulse verliehen hatte, als man angenommen 
hatte. Im Geschäftsbericht 1936 hieß es z. B.1157:
Wir haben in unserem vorjährigen Bericht eingehend die Zusammenhänge geschildert, 
die die wirtschaftliche Lage der Stadt Passau beeinflussen und die den Grund bilden, 
daß hier nicht die gleich günstige wirtschaftliche Entwicklung festzustellen ist, wie in 
anderen Städten Deutschlands seit der Machtergreifung durch den Nationalsozialis-
mus.
Nachdem sich an diesen Voraussetzungen inzwischen nichts geändert hat und auch die 
Aufhebung der Grenzsperre infolge der Beschränkungen im Devisenverkehr sich wirt-
schaftlich nicht wesentlich begünstigend auswirken konnte, glauben wir mit der Wie-
dergabe der untenstehenden Skizze des Wirtschaftskreises der Stadt Passau die augen-
fälligste Darstellung auch der Wirtschaftslage geben zu können, die mehr spricht und 
überzeugender wirkt, als alle Worte. […];
Der Wirtschaftskreis der Stadt Passau
1156) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 312 und S. 314. In bezug auf 
den versuchten Flugschriftenschmuggel teilte die „Wahrheit“ 1938, Nr. 2, S. 14 folgendes mit: „Gegen 
die kürzlich bei Schärding verhafteten nationalsozialistischen Parteigänger, die versucht hatten, im 
Dienstwagen des Passauer Oberbürgermeisters Moosbauer nationalsozialistisches Propagandamaterial 
nach Oesterreich zu schmuggeln, wurden die Erhebungen abgeschlossen und die Angehaltenen im Ver-
waltungswege der Strafe zugeführt. Der SS.-Mann Johann Weideneder wurde im Verwaltungsstrafver-
fahren zu drei Monaten Arrest verurteilt und gleichzeitig die Abschaffung aus Oesterreich verfügt. Der 
zweite Teilnehmer an der Fahrt, der SS.-Mann Franz Glas wurde wegen eines anhängigen strafgerichtli-
chen Verfahrens dem Gericht eingeliefert. Die beiden anderen Verhafteten, der SA.-Mann Sebastian 
Zipfer und die Frau Weideneders, wurden aus dem österreichischen Bundesgebiete ausgewiesen und 
über die österreichische Grenze geschafft. Das Auto des Bürgermeisters Moosbauer, das zur Beförde-
rung des Propagandamaterials nach Oesterreich diente, wurde beschlagnahmt.“ 
1157) Stadtsparkasse Passau (Hrsg.): Geschäftsbericht 1936. – Passau: (1937). S. 6.
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und im Jahresbericht 1937 wurde festgestellt, „daß die wirtschaftlichen Verhältnisse Passaus 
auch nicht annähernd die gleich günstige Entwicklung aufzuweisen haben, wie in anderen 
Städten des Reiches seit der Machtergreifung durch den Nationalsozialismus“1158:
Die Lage der Stadt am äußersten Rande des reichsdeutschen Wirtschaftsraumes, hart 
an einer Grenze, die durch die Devisenbewirtschaftung besonders verdichtet ist und 
gegenseitige Beziehungen faßt [!] ausschließt, ohne kaufkräftiges Hinterland im sonst 
üblichen Sinne, zeigt die denkbar ungünstigsten Voraussetzungen für eine wirtschaftli-
che Aufwärtsentwicklung.
Zwar war – wie dann weiter ausgeführt wurde (siehe Tabelle 91) – die Zahl der Ar-
beitslosen „nicht unerheblich zurückgegangen (im Monatsdurchschnitt von 2115 auf 1650)“,
jedoch leider nicht dadurch, daß die arbeitssuchenden Volksgenossen in Passau selbst 
Arbeit gefunden haben, sondern größtenteils in auswärtige Arbeitsgelegenheiten ge-
bracht werden mußten. Dadurch wird das Grenzgebiet nur noch blutleerer und um-
satzärmer, weil auch diese Kaufkraft noch fehlt und nicht selten auch noch die Fami-
lien dem Ernährer nachziehen.1159
Tabelle 91: Arbeitslose im Arbeitsamtsbezirk Passau in den Jahren 1935, 1936 und 1937
Monat 1935 1936 1937
Januar 3931 4385 4431
Februar 4171 3811 4629
März 3357 2529 3208
April 2267 1694 1781
Mai 1949 1261 1116
Juni 1415 703 343
Juli 1074 732 154
August 1312 904 142
September 1276 1131 180
Oktober 1949 1626 314
November 2801 2552 1129
Dezember 4200 4056 2376
Monatsdurchschnitt 2475 2115 1650
Quellen: Angaben des Arbeitsamtes Passau. – Zit. nach: Stadtsparkasse Passau (Hrsg.): Geschäftsberichte 1936 
und 1937. – Passau: (1937 bzw. 1938). S. 7.
In Österreich aber blickten viele voller Bewunderung auf die wirtschaftlich bessere Si-
tuation im Deutschen Reich – eine Folge der Aufrüstung, die jedoch nur wenige in ihrer gan-
zen Tragweite durchschauten –, und dieser Blick über die Grenze ließ vielfach Unzufrieden-
heit mit dem hier Erreichten aufkommen, sodaß sich Ende 1937 unter dem ungeheuren 
1158) Stadtsparkasse Passau (Hrsg.): Geschäftsbericht 1937. – Passau: (1938). S. 6.
1159) Hatte man hier im Jahr 1935 einen Zuzug von 3.101 Personen und einen Wegzug von 3.251 verzeichnet 
(Geschäftsbericht 1936. S. 9), so meldete das Standesamt im Jahr 1936 einen Zuzug von 3.185 und 
einen Wegzug von 3.684 Personen, und im Jahr 1937 war das Verhältnis 4.234 zugezogene zu 4.331 
weggezogenen Personen. Insgesamt hatte sich die Bevölkerung Passaus damit in drei Jahren zahlenmä-
ßig um 428 Personen vermindert, sodaß Passau mit 31. Dezember 1937 25.606 Einwohner zählte.
Geschäftsbericht 1937. S. 9.
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Druck, der zu diesem Zeitpunkt schon von Deutschland ausgeübt wurde – z. B. hatte das 
Deutsche Reich mit Wirkung vom 1. November 1937 seine Warenimporte aus Österreich 
um 40 Prozent reduziert1160 –, die politische Lage neuerlich zuspitzte. 
Dabei befand sich Österreichs Wirtschaft damals keineswegs in einem so desolaten 
Zustand, wie dies die NS-Propaganda nach dem Anschluß allenthalben behauptete: Fest 
steht, daß zur Jahreswende 1937/38 der mühevolle Sanierungs- und Reorganisationsprozeß 
der alpenländischen Wirtschaft – ohne wesentliche Hilfe des deutschen Kapitals – die ersten 
sichtbaren Fortschritte erkennen ließ. Österreich begann sich gerade etwas zu erholen, als die 
Okkupation erfolgte. Dieser Prozeß, der auf den allgemeinen Rüstungsaufschwung seit 1936 
zurückzuführen war, hatte allerdings in der Alpenrepublik verspätet und nicht im selben 
Umfang eingesetzt. Außerdem vollzog sich die Belebung nur in der Schwer-, der Rüstungs-
und in einigen Exportindustrien und blieb auf den Binnenmarkt praktisch ohne Einfluß, was 
die Entwicklung der Umsatzindizes anschaulich demonstriert.1161
Tabelle 92: Entwicklung der Umsatzindizes (1929 = 100)
1932 1935 1936 1937
Umsatzindex für Produktionsgüter 58 70 74 94
Umsatzindex für Konsumgüter 79 70 66 65
Quelle: Schausberger, Norbert: Der Anschluß und seine ökonomische Relevanz. S. 255
Daraus geht hervor, daß der Umsatz an Verbrauchsgütern 1937 den tiefsten Stand seit 
der Weltwirtschaftskrise erreicht hatte, d. h. völlig stagnierte, ja sogar absank, während der 
Umsatz an Produktionsgütern beinahe den Stand des Hochkonjunkturjahres 1929 erreichte. 
Dies läßt also den Schluß zu, daß es sich 1937 in Österreich bloß um eine partielle Konjunk-
tur, keineswegs aber um eine allgemeine Besserung der Wirtschaftsituation handelte.1162
Trotz dieser Einschränkungen gab es jedoch einige Anzeichen, daß sich um die Jahres-
wende 1937/38 eine tatsächliche Erholung der österreichischen Wirtschaft anzubahnen be-
gann. So waren die Spareinlagen von 1959 Millionen Schilling im Jahre 1932 auf 2348 Mil-
lionen (1937) angestiegen, der Wochendurchschnitt der gerichtlichen Ausgleiche war von 87 
(1932) auf 17 (1937), der der Konkurse in der gleichen Zeit von 21 auf 9 gefallen. Erstmals 
seit 1929 schüttete die Creditanstalt den Aktionären wieder eine Dividende (5 %) aus, und 
auf dem Kapitalmarkt war ein leichtes Steigen der Aktienkurse, vor allem von Papieren der 
Metall- und Papierindustrie festzustellen.1163
Schließlich gelang es, knapp vor dem Anschluß noch die laufende Zahlungsbilanz aus-
geglichen zu gestalten, ja sogar 1937 einen kleinen Überschuß zu erzielen.1164
Auch in Schärding ergab die Jahresabschlußrechnung für das Jahr 1937 – wie schon 
im Jahr 1936 – ein Plus: Laut der Gemeindetagssitzung vom 7. Februar 1938 betrugen die 
Einnahmen 326.735,23 S und die Ausgaben 314.615,70 S, was einem Einnahmensaldo von 
12.119,53 S entsprach.1165
1160) Schausberger, Norbert: Der Anschluß und seine ökonomische Relevanz. S. 257.
1161) Ebda. S. 254.
1162) Ebda. S. 254 f.
1163) Allerdings handelt es sich dabei um Durchschnittsaussagen für das Jahr 1937. Im letzten Drittel dieses Jah-
res mehrten sich nämlich – sicherlich verstärkt durch den Druck aus dem Deutschen Reich – die Ab-
schwächungserscheinungen wieder. Ebda. S. 255 f.
1164) Ebda. S. 257.
1165) Schdg. WBl. 1938, F. 7, S. 7.
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Das am wenigsten gelöste Problem der österreichischen Politik und Wirtschaft war so-
mit nach wie vor die chronisch hohe Arbeitslosigkeit, und zwar trotz des Faktums, daß das 
Jahr 1937 von der Regierung zum Jahr der Arbeitsbeschaffung erklärt und entsprechende 
Anleihen aufgelegt worden waren. 
Die Folge war, daß die Arbeitsbeschaffungspläne gänzlich aufgegeben wurden und der 
Budgetvoranschlag für das Jahr 1938 nur mehr eine Förderung der privaten Investitionstätig-
keit über Kreditverbilligung, beim Wohnbau und Fremdenverkehr vorsah. Der „Ankurbe-
lungsfaktor“, die sich angeblich automatisch potenzierende Wirkung öffentlicher Investiti-
onstätigkeit, war in Österreich ein „Mythos“ geblieben, die Arbeitslosigkeit nicht entschei-
dend gesunken.1166
In Schärding, wo man laut Mitteilung Bürgermeister Schmidbauers bis 31. Jänner 
1938 bereits wieder 11.163 Portionen Mittagessen in der Winterhilfsküche ausgegeben hat-
te1167, zählte man Ende Februar 1938 1.009 Arbeitslose.1168
Die österreichische ökonomische Situation bot unmittelbar vor dem Anschluß also ein 
durchaus ambivalentes Bild: Einerseits gab es für die deutsche Mangelwirtschaft in der Al-
penrepublik viel zu holen, andererseits steckte das Land mitten im Anfang eines Konsolidie-
rungsprozesses.1169
Faßt man nun die wirtschaftliche Lage in den dreißiger Jahren zusammen, so lassen 
sich zwischen Oberösterreich und dem übrigen Österreich deutliche Unterschiede feststellen: 
Während etwa der Anteil der Oberösterreicher an der österreichischen Gesamtbevölkerung 
zwischen 13,36 (1920), 13,65 (1932) und 13,53 Prozent (1936) schwankte, war ihr Anteil an 
der österreichischen Arbeitslosigkeit durchwegs geringer. Bei der Winterarbeitslosigkeit be-
wegte er sich zwischen 9,22 (Jänner 1936) und 12,81 Prozent (Februar 1929) und lag damit 
im Durchschnitt um 2 bis 3 Prozent niedriger als in Gesamtösterreich. Außerdem hatte das 
1166) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 100.
1167) Protokoll der BMK. vom 9. Februar 1938. 
Im Dezember 1937 hatte erstmals auch der Gewerkschaftsbund eine „Weihnachtsbeteilung“ organisiert. 
Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu in seiner Nr. 1 vom 1. Jänner 1938 auf S. 7 folgendes mit: 
„Durch die Bemühungen der Amtsstelle im Verein mit den Vertrauensmännern ist es gelungen, in diesem 
Jahre erstmals eine Lebensmittelaktion für die kinderreichen und bedürftigen Arbeitskollegen ins Leben 
zu rufen. Es konnten durch Spenden der Firma Kapsreiter, der Granit-AG., der Ortsstellen und Werksge-
meinschaften, sowie durch Sammlungen unter der Kollegenschaft über 400 Sch. aufgebracht werden, wo-
durch es möglich war, rund 100 Lebensmittelpakete im Gewichte von 3–5 Kg. verteilen zu können. Die 
Verteilungen fanden am Freitag nach Arbeitsschluß im Günsbruch und am Samstag in Allerding nach 
Ansprachen des Amtsstellenleiters Abgeordneten Bommer statt. Besonderer Dank gebührt den Werksge-
meinschaftsobmännern Kollegen Pfeiffer und Pötzl, die keine Mühe scheuten, diese Aktion zu ermögli-
chen. Auch die Bauarbeiter, Brauereiarbeiter und Tischler haben am Sonntag eine Anzahl Kollegen be-
teilt. Es sei allen, die durch Geldspenden dies ermöglichten, im Namen der Beschenkten gedankt. Damit 
wurde ein schönes Beispiel berufsständischer Arbeit im Rahmen des Gewerkschaftsbundes gegeben.“  
1168) „Linzer Volksblatt“ Nr. 53 vom 5. März 1938, S. 21. 
Angesichts der hohen Arbeitslosenzahlen beschwerte sich Bürgermeister Gangl in der BMK. vom 9. Fe-
bruar 1938, daß mit 19. Jänner 1938 in Gopperding, Gemeinde St. Florian a. I., ein Arbeitsdienstlager 
errichtet worden war – laut Schreiben an die BH Schärding vom 19. Jänner 1938, Zl. 75/8–1938 betrug 
die Stärke des Lagers 30 Mann; als Lagerführer fungierte Ing. Wochele – und die Lagerangehörigen da-
mit den hier ansässigen arbeitslosen Steinarbeitern Konkurrenz machten: „Der Freiw. Arbeitsdienst paßt 
für den Grenzbezirk Schärding, wo es ohnedies so viel Arbeitslose gibt – nicht“, führte Gangl dazu laut 
Protokoll aus, und da auch andere Gemeindevertreter diese Meinung vertraten, wurde beschlossen, bei 
der Landesregierung nachzufragen, ob und wie lange dieser Arbeitsdienst hier noch in Verwendung sein 
werde. Die Antwort ergab, daß das Lager zum Zwecke der Erlernung des Steinhauens in den Steinbrü-
chen Schärdinger-Granit-A.G. und Firma Kapsreiter errichtet worden sei und die Mannschaft nur noch 
2 bis 3 Wochen bleiben werde. Mit 22. März 1938 wurde das Lager dann geschlossen.
1169) Schausberger, Norbert: Der Anschluß und seine ökonomische Relevanz. S. 258.
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Agrarland Oberösterreich noch den weiteren Vorteil, daß die Arbeitslosigkeit in den Som-
mermonaten stark zurückging, und zwar ebenfalls stärker als im österreichischen Mittel. Die 
Monate mit der niedrigsten Arbeitslosenrate zeigten im Durchschnitt nur 50 bis 60 Prozent 
der Winterarbeitslosigkeit. 1933, also im Jahr der Machtübernahme Hitlers in Deutschland, 
war in ganz Österreich der Höchststand der Arbeitslosigkeit erreicht. In Oberösterreich regi-
strierte man damals 48.000 Beschäftigungslose. 
Ab 1934 begann sich dann die Wirtschaft zwar wieder leicht zu erholen, doch konnte 
der von der Weltwirtschaftskrise verursachte schwere Rückschlag bis 1937 nicht wettge-
macht werden. Zwischen 1933 und 1935 war nahezu jeder zehnte Arbeitsfähige in Ober-
österreich ohne Arbeit, und die Lage besserte sich nur langsam: 1934 zählte man 42.955 Ar-
beitslose, 1935 kam man auf 40.161, und 1936 waren es 38.270.1170
Besonders negativ wirkte sich die hohe Jugendarbeitslosigkeit aus. Ihr Umfang läßt 
sich zwar schwer feststellen, weil Schulabgänger, die keine Beschäftigung fanden, keinen 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung hatten und infolgedessen auch nicht in der Arbeits-
losenstatistik aufschienen, doch gehen Schätzungen bis zu einem Viertel der gesamten Ar-
beitslosen.1171
Dazu kam noch, daß viele Jugendliche wegen der großen wirtschaftlichen Schwierig-
keiten nicht den Beruf ergreifen konnten, den sie eigentlich angestrebt hatten, oder überhaupt 
keine systematische berufliche Ausbildung mehr erhielten. Dies geht nicht nur aus verschie-
denen Interviews hervor – das Bedauern über nicht erfüllte Berufswünsche in der Jugend 
wurde von vielen der von mir interviewten Zeitzeugen und Zeitzeuginnen thematisiert1172 –, 
sondern läßt sich auch durch statistische Erhebungen belegen: Während die gewerbliche Be-
triebszählung 1930 im Bezirk Schärding noch 560 Lehrlinge verzeichnet hatte1173, gab es 
laut der Volkszählung 1934 nur mehr 242 Lehrlinge, von denen überdies noch 10 arbeitslos 
waren1174; und in einem von der Kammer für Arbeiter und Angestellte herausgegebenen 
Verzeichnis der Betriebe Oberösterreichs mit 5 und mehr Beschäftigten nach dem Stande 
vom 1. Juli 1937 scheinen im Bezirk Schärding bei den angeführten 14 Industriebetrieben 
mit insgesamt 740 Arbeitern und 39 Angestellten nur 12 Lehrlinge auf (10 von ihnen waren 
bei der Maschinenfabrik und Eisengießerei Jakob Welz, Behams Nachfolger, im Dobl be-
schäftigt). Bei den in diesem Verzeichnis angeführten 23 Gewerbebetrieben mit insgesamt 
445 Arbeitern und 15 Angestellten waren 27 Lehrlinge ausgewiesen.1175
1170) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 210.
1171) Stiefel, Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 174 f.
1172) Eine Zeitzeugin z. B. teilte mir angesichts dessen, daß sie sich nach der Beendigung der Schulpflicht ihren 
Lebensunterhalt als Haushaltshilfe in verschiedenen Privathaushalten verdienen mußte, folgendes mit: 
„I bin schon beim N. N. ang’meld’t g’wesn im Gschäft als Verkäuferin, des wollt i ja so gern. Aber i 
wollt der Mutter net a nu auf der Taschn liegn als Lehrling, weil mei Schwester hat d’ Schneiderei 
g’lernt und der Bruder war furt, weil in Schärding war koa Möglichkeit, bis daß er dann zur Bahn kum-
ma is in Wels.“ Interview vom 1. September 1992; und ein Zeitzeuge beantwortete meine Frage, wie er 
auf die Idee gekommen sei, Bäcker zu werden, folgendermaßen: „I hab dahoam wegmüassn. I war a 
überzähliger Esser. I bin überhaupt net g’fragt wordn. I hab dorthin [in die Bäckerei Huber am Oberen 
Stadtplatz; spätere Bemerkung meines IP] müassn – und aus und basta!“ Verf.: „Und warum Bäcker?“ 
IP: „Weil ma da meistens was Gut’s zum Essn kriagt hat. Dort hab i mi sattessn kinna. Da hat ma essn 
kinna, was ma wolln hat.“ Interview vom 18. September 1992.  
1173) Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Gewerbliche Betriebszählung in der Republik Österreich vom 14. Juni 
1930. Ergebnisse für Oberösterreich. S. 14 f. 
1174) Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 1934. S. 68–143. 
1175) Kammer für Arbeiter und Angestellte (Hrsg.): Verzeichnis der Betriebe Oberösterreichs mit 5 und mehr 
Beschäftigten, gereiht nach Berufständen und Bezirkshauptmannschaften, nach dem Stande vom 1. Juli 
1937. – Linz: o. J.
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Erst Mitte 1936 setzte eine – auf den Investitionsgütersektor beschränkte – Belebung 
der Konjunktur ein, die durch die weltweite Aufrüstung – insbesondere in Deutschland – be-
dingt war. Die ständestaatliche Diktatur konnte daraus aber kein politisches Kapital schla-
gen, und es gelang ihr auch nicht, ihr Ansehen, das durch ihre ständigen Versuche, jegliche 
politische Opposition zu unterbinden, stark gelitten hatte, bei der Bevölkerung zu erhöhen.
In Oberösterreich sank damals die Zahl der Arbeitslosen erstmals wieder unter 40.000, 
und 1937 konnte mit 37.919 Beschäftigungslosen fast wieder der Stand der Arbeitslosigkeit 
zu Beginn der Weltwirtschaftskrise erreicht werden1176, sodaß Oberösterreich im Sommer 
1937 bei einem Bevölkerungsanteil von 13,55 Prozent mit 7,13 Prozent den geringsten An-
teil an der bundesweiten Arbeitslosigkeit hatte.1177
Diagramm 26: Anteil der im Landesarbeitsamt Linz in den Jahren 1934, 1935 und 1936 je-
weils zu Ende des Monats zur Vermittlung vorgemerkten und unterstützten Arbeitslosen an 



































Anteil OÖ. an den vorgem. A. 
Anteil OÖ. an den u. A.
Eigene Berechnungen nach folgenden Quellen: Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistisches Handbuch für den 
Bundesstaat Österreich. XVI. Jg. – Wien: 1936. S. 135 und XVII. Jg. – Wien: 1937. S. 146 f.
Ende 1937 zählte Oberösterreich somit zu den Bundesländern, die dank ihrer agrari-
schen Grundlagen die solideste Wirtschaftsstruktur aufzuweisen hatten und in denen sich be-
reits beachtliche Anzeichen einer sich allmählich anbahnenden wirtschaftlichen Erholung 
zeigten. Trotz allem aber warteten einschließlich der „Ausgesteuerten“, deren Zahl man auf 
über 20.000 schätzte, auch hier noch immer zirka 50.000 Menschen auf Arbeit, sodaß etwa 
jeder 16. Einwohner der Kategorie der Arbeitslosen zugerechnet werden mußte. Die Situa-
tion im Winter 1937/38 war damit zwar nach wie vor ernst – Ende Februar 1938 gab es in 
Oberösterreich 32.863 unterstützte Arbeitslose, was einem Anteil von 10,94 Prozent an den 
300.294 unterstützten österreichischen Arbeitslosen entsprach1178 –, in Hinblick auf manche 
Erfolge im Fremdenverkehr sowie in der von Landeshauptmann Dr. Gleißner planmäßig ge-
förderten Landwirtschaft und in einigen Exportindustrien konnte sie aber nicht mehr als 
hoffnungslos bezeichnet werden.1179
1176) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 210.
1177) Ebda. S. 215.
1178) Ebda. S. 315.
1179) Meixner, Erich Maria: Wirtschaftsgeschichte des Landes Oberösterreich. Bd. II. S. 380.
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Diese gegenüber den gesamtösterreichischen Verhältnissen etwas bessere Situation 
ließ sich jedoch propagandistisch kaum verwerten, denn zum einen war es der oberösterrei-
chischen Landesregierung nicht möglich, auf diese Tatsache hinzuweisen, weil sie dadurch 
nicht nur die Bundesregierung brüskiert hätte, sondern weil ihr auch schlagartig die dringend 
benötigten Bundesmittel gekürzt worden wären; und zum anderen waren für die oberöster-
reichische Bevölkerung Vergleiche mit der gesamtösterreichischen größeren Not – die Ar-
beitslosenrate betrug 1937 im Jahresdurchschnitt 21,7 Prozent; anderen Schätzungen zufol-
ge machte sie fast 35 Prozent aus, was einer Zahl von 670.000 Beschäftigungslosen ent-
sprach1180 – weitgehend irrelevant, weil im benachbarten Deutschland schon seit der Mitte 
der dreißiger Jahre ein viel rascheres Sinken der Arbeitslosigkeit beobachtet werden konnte, 
ja 1937 von Deutschland aufgrund der im Land herrschenden Hochkonjunktur, die die wirt-
schaftlichen Ressourcen bis an ihre Grenzen in Anspruch nahm, sogar schon landwirtschaft-
liche Saisonarbeiter aus Oberösterreich angefordert wurden und die nationalsozialistische 
Propaganda dies auch noch entsprechend hochspielte.1181
Auf das politische Bewußtsein und die nationale Identität vieler Österreicher hatte die 
unterschiedliche Entwicklung in den beiden Staaten aber geradezu fatale Auswirkungen, 
denn angesichts der Erfolge der deutschen Wirtschaftspolitik und der damit verbundenen ra-
schen Beseitigung des Arbeitslosenproblems gewann der Nationalsozialismus zusehends an 
Attraktivität, sodaß viele Österreicher trotz der massiven Regierungspropaganda für die 
österreichische Eigenstaatlichkeit ihr Heil wieder in einem Anschluß an das (nationalsoziali-
stische) Deutsche Reich zu sehen begannen, waren sich doch nur die wenigsten dessen be-
wußt, daß der deutsche Wirtschaftsaufschwung das Ergebnis der Vorbereitung für den tota-
len Krieg war.1182
Die Unfähigkeit des Austrofaschismus, mit den Beschäftigungs- und Konjunkturpro-
blemen fertig zu werden, war damit sicherlich eine der wesentlichen Ursachen für seinen ge-
ringen Rückhalt in der Bevölkerung – u. z. selbst bei jenen sozialen Schichten, die seine 
Machtübernahme anfangs begrüßt hatten1183 –, und trug unmittelbar zum Anwachsen des 
Nationalsozialismus bei. 
Dies geht auch aus einem Bericht hervor, den die britische Botschaft in Wien an das 
Foreign Office in London nur drei Tage vor dem Anschluß Österreichs an das Deutsche 
Reich übermittelt hat1184: 
Eine der größten Schwächen der Stellung Dr. v. Schuschniggs gegenüber den Nazis ist 
der Mangel an Unterstützung, oder besser gesagt, offene Opposition eines sehr großen 
Teils der Bevölkerung, welcher wirtschaftlich in so ärmlichen Verhältnissen lebt, daß 
er bereit ist, in jeder Veränderung eine Möglichkeit zur Besserung zu sehen.
Daß all die angeführten Probleme im Grenzbezirk Schärding, also in unmittelbarer 
Nachbarschaft zum Deutschen Reich und somit im direkten Wirkungsbereich der schier un-
ermüdlichen nationalsozialistischen Propaganda, besonders zum Tragen kamen, versteht 
sich von selbst, und so kann auch die erwartungsvolle Stimmung, mit der der Einmarsch der 
deutschen Truppen im März 1938 von vielen hier aufgenommen wurde, ebensowenig ver-
1180) Kernbauer, Hans/Weber, Fritz: Österreichs Wirtschaft 1938–1945. S. 49.
1181) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 212.
1182) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 215.
1183) Kernbauer, Hans/Weber, Fritz: Österreichs Wirtschaft 1938–1945. S. 50.
1184) Bericht an das Foreign Office vom 9. März 1938, FO 37/22320, Public Record Office. – Zit. nach: Stiefel, 
Dieter: Arbeitslosigkeit. Soziale, politische und wirtschaftliche Auswirkungen. S. 132 f.
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wundern wie all die Anstrengungen, die die Nationalsozialisten in den folgenden Wochen 
und Monaten unternahmen1185, um ihre wirtschafts- und sozialpolitischen Maßnahmen mög-
lichst breitenwirksam zu inszenieren.1186
Das anläßlich der Volksabstimmung vom 10. April 1938 geschmückte Arbeitsamt
1185) Am 26. März verkündete Göring in Wien ein großdimensioniertes Wirtschaftsprogramm für Österreich; 
am 6. April schwärmte Adolf Hitler in Salzburg: „In wenigen Monaten schon wird durch dieses Land 
der Rhythmus des neuen Schaffens und der neuen Arbeit gehen …“. 
Die Ausgesteuerten wurden sofort in die Arbeitslosenfürsorge einbezogen; demonstrativ wurden ehema-
lige Schutzbündler eingestellt; ausgewählte Arbeiter und Kinder schickte man auf Erholungsfahrten ins 
„Reich“; ein Versteigerungsverbot sollte die verelendete Landwirtschaft zufriedenstellen; Notstandsge-
bieten wurde durch finanzielle Sofortmaßnahmen geholfen und so weiter. Hanisch, Ernst: Der lange 
Schatten des Staates. S. 346 f.
1186) Unter dem Titel „Arbeiten und Bauvorhaben der Stadtgemeinde Schärding“ wurde im „Schärdinger Wo-
chenblatt“ am 14. Juli 1938 z. B. folgendes mitgeteilt: 
„Auch die Stadtgemeinde Schärding hat selbstverständlich sogleich nach der nationalsozialistischen 
Machtergreifung ihr besonderes Aufbauprogramm erstellt. Die Stadtgemeinde denkt zunächst daran, der 
Stadt ein erneuertes Wasserleitungs- und Kanalnetz zu geben und für die Stadtarmen, die bisher in abso-
lut unzulänglicher Weise untergebracht waren, durch einen Neubau und durch Instandsetzungsarbeiten 
zu sorgen. Weiters schenkt die Stadtgemeinde der Straßen- und Wegeverbesserung ihre besondere Auf-
merksamkeit.
Auf Einzelheiten übergehend machte uns der Baureferent der Stadtgemeinde Schärding, Ing. Josef Vogl, 
folgende Mitteilungen:
Für den Ausbau und die Wiederherstellung der Schärdinger Wasserleitung, die sich stellenweise drin-
gend notwendig erweist, desgleichen für eine erweiterte Kanalisation im Stadtgebiete, die aus hygieni-
schen Gründen ebenfalls unbedingt geboten erscheint, wurde bereits ein Betrag von 40.000 RM bewil-
ligt. In nächster Woche wird mit der Kanalisation der Lamprechtstraße begonnen werden.
Eine besondere Sorge bereitet der neuen Stadtverwaltung die menschenwürdige Unterbringung der 
Stadtarmen. Sie denkt deshalb an die Errichtung eines neuen Armenhauses, das hinter dem alten Armen-
hause in Neustift aufgeführt werden soll. Die Entscheidung hierüber wird noch in dieser Woche, läng-
stens aber in nächster Woche fallen. […] Der Bau wird auf rund 60.000 RM. zu stehen kommen. Seine 
Errichtung wird sogleich nach Einlangen der Bewilligung hiezu in Angriff genommen werden.
Auch alle übrigen im Besitz der Stadtgemeinde befindlichen Armenhäuser werden neu instandgesetzt 
werden. […] Alle diese Arbeiten sind dringend notwendig, weil in der Systemzeit auf diesem Gebiete 
Jahr und Tag nichts geschehen ist. […].“ 
Schdg. WBl. 1938, F. 28, S. 6.
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3. Die deutschnationalen Vereine 
als ideologische Wegbereiter des „Anschlusses“
Wie bereits erwähnt, spielten in der Anschlußfrage neben der drückenden materiellen 
Not und dem mangelnden Vertrauen in die eigene Kraft auch ideologische Gesichtspunkte 
eine große Rolle.
Das Jahr 1918, das Jahr des Zusammenbruchs des habsburgischen Vielvölkerreichs 
und der Geburt der „Republik Deutschösterreich“, stellte für Europa einen Höhepunkt der 
nationalistischen Welle dar. Das galt sowohl für die nichtdeutschen Nationalitäten, die nun 
den ersehnten „Nationalstaat“ erreicht hatten, als auch für die Deutschen der Habsburgermo-
narchie. Die Kriegskameradschaft des „Schulter an Schulter“, die Zweifel an der Kriegsbe-
geisterung, der Opferbereitschaft und der Loyalität der nichtdeutschen Nationalitäten, 
schließlich die 1918 auch unter den Deutschen der Alpen- und Donauländer sich immer stär-
ker ausbreitende Abneigung gegen die Dynastie sowie die Hoffnung auf den nun vielen als 
einzige mögliche Lösung erscheinenden Anschluß an Deutschland schufen eine erhitzte na-
tionale Atmosphäre und eine gesteigerte Anschlußbegeisterung.1
Dabei waren historische Traditionen in hohem Maße wirksam: Seit Jahrhunderten hat-
ten die österreichisch-habsburgischen Länder zum Deutschen Reich gehört; die Habsburger 
waren seit Beginn der Neuzeit in fast ununterbrochener Folge Kaiser und Könige des Reichs 
gewesen; das endgültige Ausscheiden Österreichs aus dem Reich (1866) lag kaum mehr als 
zwei Generationen zurück.2
Die Idee der Zusammengehörigkeit war daher in allen Schichten der Bevölkerung noch 
stark verwurzelt. Viele sahen, wie im Abschnitt „Das Verhältnis zu den bayerischen Nach-
barn“ bereits ausführlich dargelegt, in einem Anschluß Österreichs an Deutschland 
eine „Heimkehr ins große deutsche Vaterhaus“, wobei gerade im kleinstädtischen Bereich3
den deutschnationalen Vereinen eine wesentliche Rolle als Vermittler und Bewahrer dieses 
Gedankenguts zukam – u. z. noch vor den politischen Parteien –, wuchs man hier doch, wie 
1) Wandruszka, Adam: Das „nationale Lager“. S. 278.
2) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 33.
3) Hinsichtlich der Bedeutung des Vereinslebens für den Kleinstädter heißt es z. B. in einem Artikel des „Schär-
dinger Wochenblattes“, der sich mit der „ewige[n] Nörgelei und Hetzerei“ „eine[r] gewisse[n] Sorte 
Menschen“ befaßt, „die dem sich breitmachenden Vereinsleben abhold sind“: 
„Eine Kleinstadt birgt bekanntlich auch kleinstädtische Verhältnisse, die sich dem Menschen, der Land 
und Leute über die Gemarkungen seines Vaterlandes hinaus kennen gelernt hat, oft besonders drückend 
fühlbar machen. Solcher Leute Bestrebungen laufen begreiflicherweise dahin hinaus, in der Stadt, in der 
sie infolge ihres Berufes zu leben gezwungen sind, sich in Vereinen oder politischen Organisationen zu 
betätigen, um neben ihrem eigentlichen Berufe Zerstreuung oder eventuell eine neue Lebensaufgabe zu 
finden.
Und bekanntlich sind unsere Turn-, Gesang-, Bildungs-, Sport- und Geselligkeitsvereine, nicht minder 
aber auch unsere politischen Vereinigungen befähigt, dem Kleinstädter über so manche der Kleinstadt 
anhaftende Mängel, ja besonders über manche Entbehrung in künstlerischer Beziehung, fachlicher Aus-
bildung, geistiger Fortbildung u. dgl. hinwegzuhelfen und bieten einem arbeitsfreudigen Manne genü-
gend Gelegenheit, sich im Interesse des Vereines zu betätigen. Und was wäre auch unser Landstädtchen 
ohne unsere Vereine und politischen Organisationen? Wir Männer müßten in der stillen Klause, in des 
Lebens Eintönigkeit verzweifeln oder am Biertisch versumpfen, wenn wir nicht veranlagte Naturfreunde 
sind, die sich mit den von der göttlichen Mutter Natur alljährlich in gleichmäßiger Wiederkehr gebote-
nen, aber dennoch immer wieder neuen Naturschönheiten vollauf befriedigt finden. Wer rastet, der ros-
tet! Wir deutschen Männer sind aber zu immerwährendem Schaffen geboren, zu fruchtbringender, das 
Licht des Tages nicht scheuender ehrlicher Arbeit! [...].“
Schdg. WBl. 1924, Nr. 13, S. 4.
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sich im Folgenden anhand der ausführlichen Zitate aus Festansprachen, Jul- und Sonnwend-
reden, Kommentaren in Festschriften u. dgl. gut nachvollziehen läßt, wie selbstverständlich 
in das „nationale“ Milieu, ein sozial gehobenes Milieu4, hinein. Ernst Hanisch beschreibt die 
Situation in seinem Buch „Der lange Schatten des Staates. Österreichische Gesellschaftsge-
schichte im 20. Jahrhundert“ folgendermaßen5:
Wer turnen wollte, saugte nebenbei das nationale Spruchgut auf, gewöhnte sich an die 
nationalen Symbole; wer singen wollte, fütterte sein Gemüt mit „deutscher“ Tiefe und 
„deutscher“ Gefühlsseligkeit. Eingetaucht in ein emotionalisiertes Wir-Gefühl, ge-
wann man Anteil an einer überlegenen Nation, konnte man sich als etwas Besseres 
fühlen und auf die „kalten“ jüdischen Intellektuellen herabblicken; man träumte von 
der deutschen Einheit, dem ‘Reich’, man verehrte das Heldische, die Disziplin, die 
Tüchtigkeit der Deutschen (also wohl sich selbst), man imaginierte den siegreichen 
weizenblonden Siegfriedjüngling als Selbstbildnis (und landete nicht selten bei der 
SS).
Als Plattform für ihre politischen Aktivitäten diente den deutschnationalen Vereinen 
der „Verband deutschvölkischer Vereine Deutschösterreichs“. Dieser Verband war am 17. 
Mai 1923 in der Absicht gegründet worden, alle „in Deutschösterreich bestehenden, nichtpo-
litischen deutschvölkischen Vereine“ zusammenzuschließen. Seine Agenden waren als „ge-
meinsame Tätigkeit und Arbeit unter Wahrung ihrer [= der Vereine, Anm. d. Verf.] Selb-
ständigkeit behufs Förderung des deutschen Volkstums, Deutscherhaltung Deutschöster-
reichs, Abweisung aller deutschfeindlichen Anschläge und Wahrung der deutschen Eigenart 
Deutschösterreichs“ beschrieben.6
Der Verband widmete sich einerseits der Öffentlichkeitsarbeit, die zur Hauptsache in 
der Organisation der nahezu jährlich stattfindenden Anschlußkundgebung im Herbst in 
Wien bestand, und andererseits der Anknüpfung von Gesprächen mit Parteipolitikern, wo-
bei er die Funktion eines „neutralen“ Ortes hatte, sodaß die Vereine, die dort durch bevoll-
mächtigte Personen vertreten wurden, nicht unmittelbar in parteipolitische Vorgänge invol-
viert waren.7
4) Die Mitglieder der deutschnationalen Vereine rekrutierten sich zum großen Teil aus dem Klein- bis Mittel-
bürgertum, die Vorstandsmitglieder vorwiegend aus dem „Mittelstand“, der auf dem Land bzw. in der 
Kleinstadt die angesehene Oberschicht der Gesellschaft bildete. (Zur Definition von „Mittelstand“ vgl. 
Winkler, Heinrich August: Mittelstandsbewegung oder Volkspartei? Zur sozialen Basis der NSDAP. –
In: Schieder, Wolfgang (Hrsg.): Faschismus als soziale Bewegung. – Hamburg: 1976. S. 25 ff. und Dah-
rendorf, Ralf: Gesellschaft und Demokratie in Deutschland. – München: 1965. S. 94 ff.)
5) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 146.
6) Entwicklungsgeschichte des Verbandes deutschvölkischer Vereine Deutschösterreichs. AdR, AVA, Bestände 
der Großdeutschen Volkspartei, Ktn. 11. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund 
(1919) und seine politische Relevanz in der Ersten Republik Österreich. – Diss. Wien: 1978. S. 135 f.
7) Die Anfang 1932 innerhalb des Verbandes einsetzende Stagnation, die wohl eine Folge der vielen vergebli-
chen Versuche zur Schaffung einer völkischen Einheitsfront war, bewirkte dann allerdings eine „bedau-
erliche Lockerung des Zusammengehörigkeitsgefühl[es] der dem Verband angeschlossenen Vereine“. 
Ebda. 
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3.1. Der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“
Befaßt man sich mit der Rolle der deutschnationalen Vereine als ideologische Wegbe-
reiter des „Anschlusses“, so ist an führender Stelle der „Deutsche Turnerbund“ zu nennen. 
Seine Wurzeln lagen im „vaterländischen Turnen“ Friedrich Ludwig Jahns, dessen of-
fen deklariertes Ziel es war, die „Jugend vor Schlaffheit und Ausschweifung zu bewahren 
und sie zum künftigen Kampf für das Vaterland rüstig zu machen“1, weshalb vormilitärische 
Ausbildung und geistige Formung im Dienste des Kampfes um die Befreiung Deutschlands 
von der Herrschaft Napoleons und des Strebens nach nationaler Einheit2 im Mittelpunkt des 
Deutschen Turnens standen.3 Die Impulse, in Österreich Turnvereine zu gründen, waren 
vom 1860 abgehaltenen Jugendfest in Gotha ausgegangen. Vom staatspolizeilichen Stand-
punkt wurden die Turnvereinsgründungen allerdings als nicht wünschenswert bezeichnet 
(1861), galten doch die Turner mit ihren demokratischen Ideen und ihrem Eintreten für 
einen deutschen Nationalstaat vielfach als Träger der Revolution von 1848.4 Erst mit der De-
zemberverfassung 1867 wurden durch das neue Vereinsrecht die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, daß sich die Turnvereine auf österreichischem Reichsgebiet zusammenschließen 
und dann als „Turnkreis 15“ der „Deutschen Turnerschaft“ beitreten konnten, womit wenigs-
tens auf Vereinsebene der Traum von einem geeinten Deutschen Reich verwirklicht war. 
Die politische Realität stand dazu aber in krassem Widerspruch. Der Ausgleich mit 
Ungarn war Zeichen einer Abkehr Österreichs von der Reichspolitik. Für volksbewußte 
Deutsche mußten die Konzessionen an die „Nicht-Deutschen“ in Österreich den Verlust des 
Charakters Österreichs als „deutscher“ Staat mit sich bringen, sodaß sich nun – da es keine 
1) Aussage Jahns zu Spandau 1819. – Zit. nach: Krammer, Reinhard: „Die Turn- und Sportbewegung“. – In: 
Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. – Bd. 2. S. 732. 
2) Friedrich Ludwig Jahn stellte im „Deutschen Volkstum“ auch Überlegungen an, wie das Leben des Deut-
schen in einem ihm adäquaten Staate beschaffen sein und welche Gebiete dieser umfassen müßte, wie 
die Verwaltung funktionieren und wie die „Einheit des Staats und Volks“ aussehen sollte. Er machte 
sich Gedanken zu einer möglichen Verfassung, zum Steuerwesen und zu einem Verteidigungskonzept 
mit einer „Landwehr“, zur Stellung der Kirchen, der Organisation des Schulwesens usw. Jahn forderte 
Klarheit in der Abgrenzung von Kompetenzen und Macht, hielt sich ansonsten aber durchaus an die tra-
ditionelle Ständeordnung, denn er wollte nicht den Umsturz des Staates herbeiführen, sondern eine Ver-
änderung des Bewußtseins der Herrschenden. Guten Gewissens war er so maßgeblich daran beteiligt, 
den Mythos vom deutschen Volksreich zu kreieren. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 15 f.
3) Nachdem mit dem Wiener Kongreß die alte Ordnung wiederhergestellt worden war, erlosch allerdings jegli-
ches Interesse an einem bewaffneten Volk, und bald gerieten Jahn und seine Turnbewegung aufgrund ih-
rer national-freiheitlichen Ausrichtung bei den politischen Entscheidungsträgern derart in Mißkredit, daß 
das Turnen Anfang des Jahres 1819 unter Aufsicht gestellt und ein Jahr später schließlich ganz verboten 
wurde. Erst mit dem Tod Friedrich Wilhelms III. und der Thronbesteigung durch seinen Sohn fielen die 
polizeilichen Zwangsmaßnahmen gegen Jahn und das Turnen weg, worauf mittels Kabinettsordre vom 6. 
Juni 1842 das Turnen wiederbelebt wurde. Jahn erhielt nachträglich für seine Verdienste in den Befrei-
ungskriegen das Eiserne Kreuz. 1848 wurde er – mittlerweile bereits siebzigjährig – in die Frankfurter 
Nationalversammlung gewählt, wo er, der vielen als maßgeblicher Vorreiter der bürgerlichen Revolution 
von 1848 galt, der freisinnig gemäßigten Partei angehörte. 
1848 bis 1850 bestand ein „Allgemeiner Deutscher Turnerbund“. Die reaktionäre Regierungspolitik in 
Österreich und Preußen nach der Revolution 1848 setzte die Vereine allerdings so unter Druck, daß sich 
von ehemals 300 Vereinen bis zum Jahr 1860 nur 100 halten konnten. Erst die „neue Ära“ in Preußen 
unter Wilhelm I. und der innenpolitische Umschwung in Österreich nach Königgrätz ließen das politi-
sche Klima für die Turnbewegung besser werden. Ebda. S. 12 ff.
4) Ihre Betätigung wurde daher als nicht im Einklang mit den Staatsinteressen empfunden. So erließ die Regie-
rung z. B. 1865 an die untergeordneten Staatsstellen die Aufforderung, über das Treiben der Turnverei-
ne zu berichten, vor allem darüber, ob sie mit anderen Vereinen des In- oder Auslandes in Verbindung 
stünden, insbesondere aber, ob sie Politik betrieben.
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Partei gab, die diese Ansichten voll vertreten hätte – die deutschen Turnvereine als Bewahrer 
des Deutschtums auf außerparlamentarischer Ebene verstanden.5 Aufgrund der Brisanz der 
nationalen Problematik im Vielvölkerstaat schlugen die Turner hier daher einen wesentlich 
schärferen deutschnationalen und antisemitischen6 Kurs als im Deutschen Reich ein, der in 
der Einführung des „Arierparagraphen“ gipfelte. Dies führte 1889 zur Separation des rassi-
stisch und judenfeindlich orientierten „Deutschen Turnerbundes“ in Österreich von der 
„Deutschen Turnerschaft“.7
Mit der Gründung des Deutschen Kaiserreiches hatte innerhalb der Turnbewegung al-
lerdings ein Wandel eingesetzt: Aus der liberalen, nationalen und fortschrittlichen Bewegung 
war mittlerweile ein Verband geworden, der sich ideologisch an der strategischen Sicherung, 
der territorialen Vergrößerung und der Machtausweitung des Deutschen Reiches orientierte 
und der im Kampf gegen den „übernationalen“ Katholizismus und den „internationalen“ So-
zialismus seine völkische Bestimmung sah.8 Diese reaktionäre Ausrichtung der Turnbewe-
gung hatte zur Folge, daß zahlreiche politisch organisierte Arbeiter, die bisher ebenfalls in 
den deutschnationalen Vereinen geturnt hatten, teils aus dem Turnerbund ausgeschlossen 
wurden, teils diesen freiwillig verließen und ihrerseits Arbeiterturnvereine gründeten. 
Schließlich entstanden ab 1900 noch „Christlich-Deutsche Turnvereine“, „weil den Katho-
liken ein Verbleib in den deutsch-völkischen Turnvereinen mit Rücksicht auf die dort herr-
schenden Strömungen der Los-von-Rom-Bewegung schwer möglich war“9, sodaß nun alle 
drei Lager über ein eigenes Turn- und Sportwesen verfügten, wodurch die Turnvereine zu 
5) Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 17 ff.
6) Die Rassenlehre Gobineaus bot den Völkischen die Möglichkeit, ein profiliertes Feindbild zu entwerfen, das 
noch dazu den „Vorteil“ in sich barg, den Feind in „Reichweite“ zu haben: den assimilierten Juden. An-
deren Volksteilen Österreichs konnte man schwer Assimilierungstendenzen unterschieben, weil sie – ih-
rerseits völkisch-nationalistisch – jede Assimilierung ablehnten. Die Juden aber hatten in Österreich zwi-
schen 1866 und 1868 schrittweise ihre staatsbürgerliche Gleichberechtigung erhalten und verließen nun 
im Genuß ihrer Emanzipation die Ghettos, um fürderhin unauffällig und anpassungswillig in den Volks-
gruppen zu leben, denen sie sich nach ihrer Sprache zugehörig fühlten. Damit befanden sie sich jedoch 
auf Kollisionskurs zu den nationalen Konzentrationsbewegungen, was natürlich erst mit der Anerken-
nung der Rassenlehre Tatsachencharakter erhielt, u. z. dadurch, daß dem „Volk“ biologische Qualität 
zugeteilt wurde, die eine Bekenntniszugehörigkeit zu einem Volk ausschloß. Im „Juden“ als „minder-
wertigem“ Rasseangehörigen war somit der „Feind“ gefunden, den man für alle „Übel der modernen Ge-
sellschaft“, besonders Kapitalismus, Liberalismus, Materialismus und Atheismus, verantwortlich machen 
konnte. Pauley, Bruce: Eine Geschichte des österreichischen Antisemitismus. Von der Ausgrenzung zur 
Auslöschung. – Wien: 1993. S. 75 und Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 23.
7) Durch den Ausschluß der arisch-völkischen Vereine bekamen die Altliberalen beim 6. ordentlichen Kreis-
turntag in Salzburg (26. 7. 1889) wieder eindeutig die Führung in die Hand. 
In der Folgezeit bemühte sich der Kreisturnrat des Turnkreises Deutschösterreich zwar, die ausgeschlos-
senen Vereine zur Aufgabe ihrer streng-völkischen Haltung zu bewegen und ihnen so den Wiedereintritt 
in die „Deutsche Turnerschaft“ zu ermöglichen, dies wurde aber von den völkischen Vereinen entschie-
den abgelehnt. Da jedoch mit der Zeit immer mehr Vereine den Arierparagraphen übernahmen, bekam 
das völkische Lager im 15. Turnkreis schließlich das Übergewicht. Am 2./3. 11. 1901 änderte der „Turn-
kreis 15“ daraufhin seine Satzungen im arischen Sinn, worauf 47 Vereine, die sich den neuen Satzungen 
nicht unterwerfen konnten oder wollten, aus diesem austraten und am 23. März 1902 den „Verband 
deutschfreiheitlicher Vereine in Österreich“ gründeten. Dieser unterstellte sich direkt der „Deutschen 
Turnerschaft“ und suchte um Kreisstatus an. Am 4./5. April 1904 schließlich wurde beim Deutschen 
Turntag in Berlin der Beschluß gefaßt, einen deckungsgleichen Turnkreis 15 b zu installieren. Der arische 
Turnkreis 15 – jetzt 15 a – trat aus Protest aus der „Deutschen Turnerschaft“ aus und konstituierte sich 
als eigenständiger „Turnkreis Deutschösterreich“. Ab diesem Zeitpunkt gab es zwei völkische Turnver-
bände in Deutschösterreich, die nun neben- und gegeneinander arbeiteten: den „Deutschen Turnerbund 
(1889)“ und den „Turnkreis Deutschösterreich“. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 29 ff. 
8) Krammer, Reinhard: „Die Turn- und Sportbewegung“. S. 732.
9) Ebda. S. 739.
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wichtigen Vorfeldorganisationen der jeweiligen Parteien wurden, deren Bedeutung für das 
politische Leben der Ersten Republik keinesfalls unterschätzt werden darf.
Die Gründung des „Deutschen Turnvereins Schärding 1862“ erfolgte auf Anregung 
des Rechtsanwaltes Dr. Karl Ritter von Kißling, der den deutschen Turngedanken auch in 
Schärding verwirklicht sehen wollte.10 Ende des Jahres 1862 zählte der Verein bereits 44 
Mitglieder.11 1868 führte man im Verein das Zöglingsturnen ein, wobei jedoch aufgrund der 
niedrigen Mitgliederzahl zunächst keine eigene Riege gebildet werden konnte. Erst im Jahre 
1887 wurde „in Erfüllung der vornehmsten Pflicht: der Erziehung und Ertüchtigung unserer 
Kinder“ eine eigene Zöglingsriege errichtet. Ab 1891 gab es neben der Vereins- und Män-
nerriege auch eine Damenriege. 1905 führte der Verein das Turnen schulpflichtiger Knaben 
und Mädchen sowie der Kinder von 4 bis 7 Jahren ein.12 Im selben Jahr wurde mit Mehrheit 
der Beschluß gefaßt, aus der „Deutschen Turnerschaft“ aus- und dem „Turnkreis Deutsch-
österreich“ beizutreten. Demzufolge hieß es nun im Punkt IV. der Satzungen des Vereins be-
züglich der Mitgliedschaft: „Vereinsmitglieder können nur Deutsche (Arier) von unbeschol-
tenem Rufe sein [...].“13 1912 beging der Verein sein 50. Gründungsfest in Verbindung mit 
der Enthüllung eines Jahn-Denkmals. 
Während des Ersten Weltkrieges war der Turnbetrieb eingestellt, sodaß sich erst wie-
der ab Beginn des Jahres 1919 aufgrund der Bemühungen der Turnbrüder Karl Antesberger 
und Josef Brandstätter zusammen mit den übrigen Turnbrüdern unter Führung des verdienst-
vollen Obmannes Prof. Dr. Georg Kyrle ein geordnetes Vereinsleben zu entwickeln begann: 
In der Nr. 1 des „Schärdinger Wochenblattes“ (1919) gab der Verein die Wiederaufnahme 
des Turnbetriebes in der Männerabteilung und in der Nr. 5 den regelmäßigen Turnbetrieb in 
allen Abteilungen bekannt und sprach dann folgende Einladung aus14:
Es ist nun jedermann, der Lust und Freude an gesunder körperlicher Betätigung fin-
det, sofern er Deutscher und unbescholtenen Charakters ist, freundlichst eingeladen, 
sich einer im [sic!] zusagenden Abteilung anzuschließen.
In der Nr. 7 des „Schärdinger Wochenblattes“ veröffentlichte der Verein die neuen 
Turnzeiten15, und in der Nr. 24 richtete er, nachdem bereits am 22. März 1919 die Hauptver-
sammlung abgehalten worden war16, folgenden Aufruf an die Leser des Blattes: 
Auf zum Turnen! Gut Heil zuvor! Wie vor hundert Jahren ist auch nun das deutsche 
Volk in bitterer Not, wehrlos und ehrlos gegenüber dem äußeren Feinde und im Innern 
zerfahren und zerzaust. Die deutsche Volkskraft ist erstarrt und die Vaterlandsliebe
10) Die Gründungsversammlung fand am 10. Februar 1862 im Brauhause des Herrn Josef Peham (heute Schuh-
haus Mayer) statt, die erste Turnstunde am 18. Februar 1862 um 7 Uhr abends im Kirchböckhause (heu-
te Poindecker/Knappe, Unterer Stadtplatz 15). Turnverein Schärding 1862 (Hrsg.): Festführer anläßlich 
des 3. Gauturnfestes der Turner und Turnerinnen des Inn-Traungaues (Deutscher Turnerbund) am 29. 
und 30. Brachets (Juni) 1929 in Schärding a. Inn. – Schärding: (1929). S. 8
11) Schdg. WBl. 1932, Nr. 26, S. 1.
12) Festführer anläßlich des 3. Gauturnfestes. S. 8 f.
13) Satzungen des Turnvereines Schärding. – Linz: 1908. S. 4.
14) Schdg. WBl. 1919, Nr. 5, S. 5.
15) Frauen- und Mädchenabteilung: Dienstag und Freitag von ½ 7– ½ 8 Uhr. Alte Herren- und Gesundheitsab-
teilung: (Mindestalter 30 Jahre) Donnerstag von 6–7 Uhr. Vereinsabteilung: (Mindestalter 17 Jahre) 
Mittwoch und Samstag von 7– ½ 9 Uhr. Zöglingsabteilung: (Mindestalter 14–17 Jahre) Donnerstag von 
7– ½ 9 Uhr. Schdg. WBl. 1919, Nr. 7, S. 8.
16) Dabei war Paul Poindecker, der damals wiederholt als Redner bei Versammlungen der Deutschen Volkspar-
tei auftrat, zum Dietwart des Turnvereins gewählt worden. Schdg. WBl. 1919, Nr. 13, S. 6.
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scheint zu erlöschen. War es nun vor hundert Jahren die segensreiche Arbeit Friedrich 
Ludwig Jahns, die das deutsche Volk wieder aufraffte, so muß es heute sein Vermächt-
nis sein, welches uns aus den Tiefen der Gegenwart zu einer besseren Zukunft empor-
zuheben vermag.
Jungdeutschland! Turner! Stehen wir unserem Vaterlande bei durch Hebung unserer 
Volkskraft, denn nur im kräftigen und gesunden Körper wohnt ein gesunder Geist. 
Kraft und Gewandtheit, Mut und Entschlossenheit stärkt unseren Arbeitswillen und 
bringt dem Staate tüchtige Männer, deren er so notwendig bedarf. Selbstzucht und Un-
terordnung, Grundsätze der Turnerei, müssen die deutsche Zerfahrenheit in deutsche 
Einigkeit umwandeln und Sittenstrenge und Moral bringt uns „durch Reinheit zur 
Einheit“. [...].17
Auf welch fruchtbaren Boden dieses Turnen im Geiste Friedrich Ludwig Jahns fiel, 
geht aus der Mitgliederzahl hervor: Hatte Vorstand Brandstätter anläßlich der Jahreshaupt-
versammlung am 28. April 1920 mitteilen können, daß der Verein neben den 5 Ehrenmit-
gliedern schon 276 turnende und 137 unterstützende Mitglieder zähle18, so waren es 1921 
bereits 303 turnende und 143 unterstützende Mitglieder: „Im abgelaufenen Vereinsjahre 
wurde in 327 Zeiten mit 8528 Besuchern geturnt“, hielt man dazu in der Hauptversammlung 
vom 3. März 1921 fest.19
Der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“ war – wie bei der am 28. Dezember 1919 
im Aschenbrennersaal abgehaltenen Julkneipe „Freunden und Gönnern der deutschen Turn-
sache“ bekanntgegeben wurde20 und wie Ausweise, Einladungskarten u. dgl. belegen – Mit-
glied des „Deutschen Turnerbundes (1919)“. 
Dieser hatte durch den gründenden Turntag21 am 7. September 1919 in Linz die Tradi-
tion des völkischen Turnens wiederaufgenommen22:
In einer Zeit der höchsten Not, in der sich die würgende Faust des Feindes um den 
Hals eines arbeitsamen und hochbegabten Volkes klammert und ihm den Lebensatem 
zu nehmen droht, da die Heeresschule der männlichen Kraft und Zucht in Trümmer 
gesunken ist und der Deutsche schutz- und rechtlos täglich neue Bedrückungen und 
17) Schdg. WBl. 1919, Nr. 24, S. 7.
18) Schdg. WBl. 1920, Nr. 19, S. 6.
19) Schdg. WBl. 1921, Nr. 11, S. 5.
20) Nachdem Turner Poindecker jung und alt „mit einer markigen Julrede, einer altgermanischen Kampfansage 
an Deutschlands Feinde“, begeistert hatte, wurde die Neugründung des „Turnerbundes 1919“ bespro-
chen und die neue Turngliederung in Kreise und Gaue erklärt – Oberösterreich und Salzburg bildeten 
innerhalb des 7 Kreise umfassenden Turnerbundes den 3. Kreis (Schdg. WBl. 1919, Nr. 38, S. 5) –, 
worauf von jedem Turner und Gönner eine Krone als „Wiegenfestspende für den neuen Turnerbund“ 
gespendet wurde. Schdg. WBl. 1920, Nr. 1, S. 5. 
21) Noch vor dem Formalakt der Konstituierung wurde von den 89 stimmberechtigten Turntagsabgeordneten 
eine Kundgebung angenommen, die sich auf den am Vortag im Parlament angenommenen Friedensver-
trag und das darin enthaltene Verbot des Anschlusses an die deutsche Republik bezog. In ihr wurde die 
Weichenstellung für die kommenden Jahre präzisiert: „Der Deutsche Turnerbund wird Träger aller 
Sehnsucht und Arbeit nach Vereinigung für immer bleiben.“ Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche 
Turnerbund. S. 46. 
22) Mehl, Erwin: Grundriß des deutschen Turnens. – Wien: 1923. S. 3.
Im Schdg. WBl. 1919, Nr. 38, S. 5 wurde die Gründung des neuen Turnverbandes folgendermaßen 
kommentiert: „Das deutsche Volk besitzt nun einen großen reindeutschen Turnverband, der das Turnen 
im Sinne Jahns pflegen wird. Damit wird er ein starker Hort für die sittliche Erneuerung unseres Volkes 
und ein Mitkämpfer für eine bessere deutsche Zukunft.“ 
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Erpressungen erfahren muß, in solcher Zeit werden die Leibesübungen [...], wenn sich 
das Volk nicht selbst aufgibt, zu einem Hauptmittel, seine Lebens- und Widerstands-
kraft zu erhalten.
In den anläßlich dieses Turntages einstimmig angenommenen „Leitsätzen“ hieß es da-
zu: Das Ziel des Verbandes und der ihm angehörigen Vereine ist die „Schaffung und Stär-
kung geistiger und körperlicher Tüchtigkeit und des Stammesbewußtseins im deutschen Vol-
ke sowie die Pflege der Treugesinnung zum eigenen deutschen Vaterlande.“ 
Die theoretische Basis dafür bildeten die drei „arischen Weistümer“ Friedrich Ludwig 
Jahns – also „Rassenreinheit“, „Volkeseinheit“ und „Geistesfreiheit“23 –, wobei jeder Bun-
23) Aus diesen drei Maximen war das dogmatische Netz geflochten, das sprachlich wie inhaltlich zum Glau-
bensbekenntnis der Völkischen wurde: Der zentrale, alles – und nichts – beweisende Faktor war „Ras-
se“: „Rasse ist Blut und Geist [...] ist gewissermaßen der irdisch unversiegbare, durch die Gottheit selbst 
gespeiste Urquell, aus dem äußere Gestaltung [Körperbau, Anm. d. Verf.] und innere Werte und alle ur-
sprünglichen Triebe unserer Handlungen dauernd fließen. Rasse ist demnach etwas Heiliges.“ (Zenker, 
Friedrich Rudolf: Deutschkunde über Rasse, Volkstum, Staat und Turnen zum Gebrauch für die völki-
schen Prüfungen in den Vereinen des Deutschen Turnerbundes und als Lesebuch für alle seine Mitglie-
der. – Wien: 1923. S. 8 f. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 62.) 
„Rassengemeinschaft“ wurde als die „Gemeinsamkeit der erblichen, körperlichen und geistigen Eigen-
schaften, Merkmale oder Anlagen, welche ihren Sitz in den Geschlechtsteilen haben“ und „durch das el-
terliche Erbgut bedingt sind“, definiert. (Unser völkisches Glaubensbekenntnis, BTZ vom 21. 1. 1926, 
S. 31.) Dem Individuum wurde eine rassische Determinante – das Erbbild – zugeordnet, wobei der „nor-
dischen“ Rasse positiv besetzte Eigenschaften wie Willenskraft und Willensstetigkeit, Sachlichkeit, Er-
füllung aller Aufgaben „um ihrer selbst willen“, Aufgehen in der Pflichterfüllung, sorgende Voraussicht, 
kühler, abwägender Verstand, große Urteilsfähigkeit; zwar verschlossenes, aber tiefes Gemüt; Neigung 
zum „Einzeltum“; Organisationstalent in wirtschaftlichen und politischen Beziehungen zugeschrieben 
waren, während den anderen Völkern bzw. Rassen bloß negative Merkmale nachgesagt wurden und man 
ihre als positiv anerkannten kulturellen und politischen Leistungen auf den Einfluß einer „nordischen“ 
Führungsschicht zurückführte. (Kraitschek, Gustav: Rassenkunde mit besonderer Berücksichtigung des 
deutschen Volkes, vor allem der Ostalpenländer. – Wien: 1923. – Nach: Ardelt, Rudolf G.: Zwischen 
Demokratie und Faschismus. Deutschnationales Gedankengut in Österreich 1919–1930. – Wien–
Salzburg: 1972. S. 64 f.) Da aber die Ausformung der „rassischen Eigenschaften“ von den sozialen Ein-
flüssen abhing, denen das Individuum ausgesetzt war, sah der Turnerbund seine Aufgabe in diesem Be-
reich darin, die Bedingungen der Sozialisation in eine Richtung zu lenken, die bei jedem, der arisches 
Erbgut von seinen Eltern mitbekommen hatte, eine Entwicklung im völkischen Sinn gewährleisten sollte, 
denn der überwiegende Teil der Bevölkerung hätte zwar arisches Erbbild, sei aber zu einem großen Teil 
durch „unvölkische“ Einflüsse wie Marxismus und Klerikalismus verdorben. „Rassengemeinschaft“ 
wurde mit „Volk“ – der Lebensgemeinschaft gleichrassiger Menschen mit gemeinsamem Schicksal –
gleichgesetzt: Schicksal sei die umfassende Klammer, die aus einer Zahl von Individuen eine „Volksge-
meinschaft“ herstelle. Rasse gemeinsam mit Schicksal würde nämlich erst „den geistigen Besitz, die 
Kultur“ schaffen, aus der der „Volksgeist entströmt“. Der „Volksgeist“ wiederum habe Einfluß auf die 
„Volksgemeinschaft“, indem er das völkische Lebensgefühl erhöhe. Durch diese Erhöhung aber werde –
offenbar in einem Aufschaukelungsprozeß – auch die Volksgemeinschaft in ihrer Qualität gehoben. (Un-
ser völkisches Glaubensbekenntnis. S. 32.) Die Frage, wer dieses Volksgeistes teilhaftig werden konnte, 
welche Eigenschaften den „Arier“ also auszeichneten, konnten allerdings auch anerkannte Rassenfor-
scher nur mit Vorbehalten beantworten. Als Beispiel für das Dilemma, in dem sich die Rassenforschung 
um Wissenschaftlichkeit bemühte, möge folgende Definition der Merkmale eines „Deutschen“ dienen, 
die im „Verband deutschvölkischer Vereine Deutschösterreichs“, in dem der Turnerbund eine dominie-
rende Stellung innehatte, als maßgeblich galt: „Als Deutscher ist anzuerkennen, über den der Nachweis 
der Abstammung von Ahnen erbracht werden kann, welche die wissenschaftliche Vermutung für sich 
haben, Angehörige vornehmlich der nordischen oder etwa in Verbindung mit dieser einer der übrigen 
Abstammungsgemeinschaften zu sein, welche zusammenfassend als arisch bezeichnet werden und über 
den ein fachwissenschaftlicher Befund vorgewiesen werden kann, daß die dem Ariertum eigenen Ab-
stammungsmerkmale offenbar sein Wesen beherrschen, ferner über den der Nachweis vorliegt, daß er in 
der Volkssprache und in den völkischen Bildungsstätten erzogen worden ist oder doch wenigstens durch 
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desangehörige nicht nur innerhalb des Vereinsbetriebes die Identität mit diesen drei Schlag-
worten zu suchen hatte, sondern seine gesamte Lebensführung danach ausrichten sollte.24
So war z. B. die Teilnahme an Wettkämpfen nur dann gestattet, wenn daran „aus-
schließlich Angehörige germanischer Volksstämme“ teilnahmen und „deutsches Volkstum 
und deutsches Volksempfinden dadurch nicht beeinträchtigt“ waren.
den Umgang nach Denken, Fühlen und Wollen völlig im Volke aufgegangen ist und gegen den ein be-
gründeter Zweifel aus seiner leiblichen Erscheinung oder insbesondere aus seinem Gehaben und aus sei-
ner Gemütslage trotz des Nachweises vermutet arischer Abstammung nicht vorgebracht wird.“ (Zit. 
nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 64.) 
Wie fragwürdig diese Definition war, zeigt sich daran, daß sie von „Vermutungen“ ausging und sich auf 
so willkürlich gesetzte Normen wie „Wesen“, „Fühlen“ und „Wollen“ stützte, auf Normen also, die von 
ihren Erfindern sowohl als Differenzierungsmerkmale zu ihrer eigenen Erhöhung als auch zur Abqualifi-
zierung der anderen, die nicht wie sie dachten, fühlten oder wollten, eingesetzt werden konnten. Jede 
Eigenschaft der Mitmenschen ließ sich so ganz nach Bedarf als „deutsch“ oder „undeutsch“ deklarieren.
Dieser Auffassung zufolge war es z. B. möglich, einem „seiner leiblichen Erscheinung nach arischen 
Volksgenossen“ das Prädikat „Deutscher“ abzusprechen, wenn dieser etwa als Sozialdemokrat auftrat, 
weil in diesem Fall „begründeter Zweifel“ „aus seinem Gehaben“ und „aus seiner Gemütslage“ anzu-
melden war. Der bürgerlichen Seite stand damit in der Rassenlehre ein wichtiges Instrument zum „Klas-
senkampf“ zur Verfügung. (Zu den Funktionsmechanismen vgl. Ardelt, Rudolf G.: Zwischen Demokratie 
und Faschismus. S. 58 ff.) 
Um jedoch die augenfällige Diskrepanz zwischen gutem Erbbild und schlechtem Erscheinungsbild in 
weiten Kreisen der Volksgenossen erklären zu können, hatte man angesichts dessen, daß eine Fehlent-
wicklung aus vorhandenem guten Erbbild aus dialektischen Gründen von vornherein auszuschließen 
war, auf Mächte zu verweisen, die außerhalb der eigenen Rasse standen und ein Interesse an deren Zer-
störung hatten. Diese das „Ariertum“ bedrohenden Kräfte mußten zudem über ein reiches Repertoire an 
Einflußmöglichkeiten verfügen, deren Vorhandensein es ermöglichte, die vielen sozialen, ökonomischen 
und biologischen Widersprüche aufzuheben, die täglich in der kausal konstruierten Kette Erbbild – Er-
scheinungsbild – Volk auftraten. Die völkischen Turner hoben diese Mächte aus ihrer Anonymität und 
lokalisierten die Feinde des deutschen Volkstums zum ersten in „Juda“ und zum zweiten im „politischen 
Rom“, das sie durch das Leitwort „Geistesfreiheit“ anfeindeten. Diese beiden Mächte hätten es auf die 
„Weltherrschaft“ abgesehen und bedienten sich dazu verschiedener Mittel: Während „Juda“ über die po-
litischen Gliederungen der Sozialdemokratie und des Kommunismus verfüge, die „[...] tief in den deut-
schen Volkskörper eindringen und gleichsam Kanäle sind, durch die die jüdische Weltanschauung die 
deutsche Seele, den deutschen Geist und Körper vergiftend, das deutsche Volk durchsetzt“, bediene sich 
das „überstaatliche politische Rom“ der Christlichsozialen Partei. 
Die Auswirkungen dieser Vergiftungen seien spürbar: Die Lage des deutschen Volkes beherrsche „drei-
fache Not“. Der Ansturm der „unterwertigen“ Rassegenossen, die dem Marxismus erlegen oder vom 
Christentum verweichlicht seien, wäre die eine, die „Not von unten“. Die zweite, die „äußere Not“, be-
stehe in der „Bedrückung, Beraubung, Demütigung, Ehr- und Wehrloshaltung (sie nennen es moralische 
Abrüstung) durch unsere Feinde aus dem Weltkrieg. Ihr ausgesprochener Wille ist derselbe wie der der 
Unterwertigen gegen alle Hochwertigen. Die Deutschen müssen als Volk und Deutschland muß als Staat 
vernichtet werden.“ Schließlich die dritte, die „innere Not“, sei die Uneinigkeit im „völkischen Grund-
stock“ und dessen „erschütternde Gleichgültigkeit gegen die Not des Vaterlandes“. (Zenker, Friedrich 
Rudolf: Volk in Not – und wir Turnerbünder. BTZ vom 21. 1. 1928, Beilage „Der Dietwart“, S. 1 ff. –
Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 66 f.) 
Diese Ansichten entsprachen dem grundsätzlichen Gedanken, daß die gute, aber wehrlose eigene Rasse 
in Kürze durch das „Weltjudentum“ völlig vernichtet werden würde. Dies aber war für die vorgeblich so 
„unpolitischen“ völkischen Turner Motiv und Anlaß zu Organisation und Tat. 
24) Ungeachtet dieser Bestimmungen scheint in den Reihen des „Deutschen Turnvereins Schärding“ die Jüdin 
Elsa Deutsch (geb. am 6. 9. 1879 in Wien; Zuerkennung des Heimatrechts in Schärding durch Beschluß 
der Gemeindeausschußsitzung vom 5. November 1927; Schdg. WBl. 1927, Nr. 45, S. 6) auf: In einem 
Schreiben der Geheimen Staatspolizei, Staatspolizeistelle Linz a. d. D. an die Bezirkshauptmannschaft 
Schärding vom 10. Dezember 1938, in dem mitgeteilt wird, daß es im Interesse der Jüdin liege, „dass sie 
ehestens das Gebiet Oberdonau verlässt“, ist neben ihrer „ehemalige[n] Zugehörigkeit zum Bund deut-
scher Frauen“ auch ihre „Betätigung für den dv. Turnverein“ – laut Interview vom 4. Jänner 1993 kas-
sierte sie für den Verein Mitgliedsbeiträge ein – ausdrücklich erwähnt. OÖLA, Sch. 32, Zl. 999/8–1938. 
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Organisierte Arbeiter wurden mit der Begründung, daß „Anhänger internationaler 
Richtungen“ „kein sittliches Recht“ haben, „dem ‘Deutschen Turnerbunde 1919’ anzugehö-
ren“, von der Mitgliedschaft ausgeschlossen; und zum Punkt „Rassenreinheit“ hieß es in den 
Erläuterungen zu den Satzungen des „Deutschen Turnerbundes 1919“ u. a.:
1) Eheschließungen nur mit Angehörigen der germanischen Rasse (und hier auch nur 
mit gesunden), weil die Nachkommenschaft immer, sowohl körperlich wie geistig der 
niedrigeren Rasse folgt und weil nur im reinen deutschen Sippenleben unseres Volkes 
Kraft wurzelt [...]
2) Geselliger oder gar freundschaftlicher Umgang nur mit Rassegenossen, die die gu-
ten Eigenschaften der Rasse verkörpern, oder doch entwicklungsfähig besitzen; ebenso 
Bevorzugung und Unterstützung von Stammesgenossen, auch auf wirtschaftlichem 
Gebiete;
3) Einfachheit und Mäßigung in der Lebensweise und Kleidung, sowie Wahrung von 
Anstand und Würde im Einklang mit deutschen Ehr- und Sittenbegriffen.
4) Forderung und Anwendung deutscher Schreibweise in Druckschriften und Briefen 
und deutscher Sprechweise bei Unterhaltungen [...].
Urkunde vom 11. Brachet [1933] mit F. L. Jahns drei „arischen Weistümern“ 
„Rassenreinheit“, „Volkeseinheit“ und „Geistesfreiheit“
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Dieser totale Anspruch hob das völkische Turnen aber über eine belanglose Freizeit-
gestaltung hinaus und ließ den Turnerbund, der seinen Statuten nach „unpolitisch“ war25 und 
in der Öffentlichkeit stets größten Wert auf seine „Überparteilichkeit“ legte26, in ein Nahever-
25) Alle politischen Parteibestrebungen sind ausgeschlossen, bestimmte der Punkt 2 der Satzungen. (Mehl, Er-
win.: Grundriß des deutschen Turnens. S. 13.) Diese Bestimmung galt allerdings lediglich für den Ver-
band; den Mitgliedern gegenüber erhob die Bundesleitung nämlich – wie z. B. die folgende Entschlie-
ßung belegt, die anläßlich des Gauturntages des Inn-Traungaues am 10. Februar 1924 in Wels einstimmig 
gefaßt wurde und die das „Schärdinger Wochenblatt“ vom 21. Februar 1924 unter dem Titel „Eine politi-
sche Forderung des deutschen Turnerbundes“ veröffentlichte – immer wieder die Forderung, sie mögen 
sich in den Parteien engagieren und dort für die völkische Turnsache arbeiten: „Wir verlangen von unse-
ren Turnern, daß sie auch im öffentlichen Leben, jeder nach seinen Kräften und seiner Eignung, sich be-
tätigen. Unsere Leitworte: Rassereinheit, Volkeseinheit, Geistesfreiheit, müssen zur Tat werden. Wir ver-
langen, daß auch die völkisch-politischen Parteien unsere Erkenntnis der Notwendigkeit des Zusammen-
schlusses aller Völkischgesinnten sich zu eigen machen und es uns ermöglichen, auch im öffentlichen Le-
ben, so wie als Turner, Schulter an Schulter zu stehen. Wir erwarten, daß die politischen Parteien ohne 
Zögerung diesem Begehren Rechnung tragen, den notwendigen Zusammenschluß durch ernste Beratun-
gen einleiten und hiezu auch den erforderlichen festen Willen mitbringen. Wir verlangen, daß bei diesen 
Beratungen den Vertretern der völkischen Turner ein maßgebender, auf die Herbeiführung der Volksein-
heit gerichteter Einfluß gesichert wird. Wir völkischen Turner haben den Willen und die Kraft, dieses 
Ziel mit allem Nachdrucke zu verfolgen und allenfalls auch mit Rücksichtslosigkeit durchzusetzen. Wir 
geloben uns gegenseitig und unserer Sache, überall in diesem Sinne zu wirken. Ein einiges deutsches 
Volk wird sich auch ein einiges deutsches Vaterland erkämpfen!“ Schdg. WBl. 1924, Nr. 8, S. 1.
26) Daß es der Turnerbund für notwendig erachtete, immer wieder auf seine „Überparteilichkeit“ zu pochen, lag 
aber nicht allein in seinen Statuten begründet, sondern entsprach auch seiner Auffassung vom Wert der 
Parteien – „Von Parteipolitik hält sich der Bund fern [...], denn politische Parteien sind wechselnde, ver-
gängliche Gebilde“ (Krammer, Reinhard: „Die Turn- und Sportbewegung“. S. 734) – und seiner Über-
zeugung, daß die Tagespolitik, von den Parteien betrieben, fortwährend Konzessionen an die politischen 
Gegner erforderte, die eine Vereinigung wie der Turnerbund aus völkisch-sittlichen Gründen nie hätte 
machen können. Es wäre daher den Parteien überlassen, sich zu „prostituieren“, der Turnerbund aber 
wollte auf die Zeiten warten, da Tagespolitik kein schmutziges Geschäft mehr wäre, und bliebe so ein 
„Hort deutscher Sittlichkeit“. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 49 f. 
Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, daß sich der „Deutsche Turnerbund 1919“ ständig bemü-
ßigt fühlte, gegen den „Parteienhader“ und die „deutsche Uneinigkeit“ zu Felde zu ziehen. So richtete er 
z. B. unter dem Titel „Das deutsche Laster“ am 13. März 1924 folgenden Mahnruf an „alle Deutschen, 
die ein Wiedererstarken unseres lieben deutschen Volkes herbeiwünschen“:
„Für ein Volk, das geknechtet ist wie das deutsche, hat es wenig Wert, von seinen Tugenden, seinem 
Gerechtigkeitssinn, seinem tiefen Gemüt, seiner Treue und Wahrhaftigkeit zu sprechen. Wichtiger ist es, 
seine Fehler kennen zu lernen. Und da steht einer obenan, alle anderen überragend: die deutsche Un-
einigkeit , die deutsche Zwietracht . Nichts ist dem Deutschen zu kleinlich, um nicht darüber zu strei-
ten. Wir sind ein Volk von einem Namen und von einer  Sprache. Doch wie wir heute sind, sind wir 
ein Rätsel für die Mitwelt, ein Raub der Nachbarn, ein Gegenstand ihrer Spötterei: uneinig unter uns 
selbst, kraftlos durch unsere Spaltung, stark genug, uns selbst zu schaden, ohnmächtig uns zu retten und 
mißtrauisch untereinander. Sehen wir uns nun die Zerfahrenheit und Zerrissenheit in deutschen Landen 
überhaupt und im völkischen Lager im besonderen an; eine Betrachtung unserer Parteiverhältnisse oder 
die Erinnerung an die November-Vorgänge in München und so manches andere zeugen hiefür. Aber es 
scheint dem deutschen Volke nicht gegeben zu sein, aus seinem und anderer Völker Unglück zu lernen. 
Das große Ziel und der Wille zum Ziel ist da. Zur Tat kann er aber nur durch Einigkeit werden. Führer, 
die sich hiezu nicht aufschwingen können, sind nicht Führer, sondern Eigenbrödler und Schädlinge am 
Volk. Denn Führer sein, heißt in erster Linie sich selbst und sein Können in den Dienst der Sache stel-
len. Nie kann der  Führer sein, der um kleiner Gegensätze willen die Kampffront vergißt und eigene 
Wege geht. Dies gilt im großen und im kleinen. 
Gehen wir Turner darin voran! Ein Volk, das nur nach außen liebt, im Innern aber haßt, wird nimmer 
seinen alten Platz erringen. Treten wir mannhaft ein, in Wort, in Schrift und durch die Tat für die Einheit 
und Zusammengehörigkeit aller Deutschen, ohne Rücksicht auf Ländergrenzen, aber auch ohne Rück-
sicht auf Stand und Rang. Unterstützen wir alle jene Bestrebungen und Vereinigungen in völkischer, 
wissenschaftlicher und wirtschaftlicher Hinsicht, die gleich uns dieses Ziel erstreben. Gehen wir voran 
als Streiter im Kampfe für Einheit und Einigkeit. Immer mächtiger, immer dringender erschalle der Ruf 
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hältnis zu den deutschnationalen Parteien treten, entsprachen doch seine Wertvorstellungen 
(„Rassenreinheit“, „Volkeseinheit“ und „Geistesfreiheit“) deren parteipolitischen Intentio-
nen (Antisemitismus, Anschlußstreben und Antiklerikalismus). 
So lud der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“ beispielsweise für den 13. Oktober 
1923 – also knapp vor der Nationalratswahl – alle ausübenden und unterstützenden Mitglie-
der, ferner all jene, die den Verein als Freunde, Gönner und Gleichgesinnte in seinen Bestre-
bungen unterstützten, schließlich die gesamte völkische Bevölkerung Schärdings zu einer
außerordentlichen Vollversammlung ein, um unter möglichst reger Beteiligung seitens aller 
völkischen Kreise auf „die wichtigsten Tages- und Zukunftsfragen der deutschen Turnsache“ 
eingehen zu können.27
Die engen Beziehungen zwischen den deutschen Turnern und den deutschnationalen 
Parteien28 führten jedoch dazu, daß Turnbegeisterte, die politisch den Sozialdemokraten oder 
den Christlichsozialen zuzurechnen waren oder ihnen nahestanden, bislang aber noch in den 
deutschvölkischen Turnvereinen geblieben waren, diese verließen und eigene Turnvereine 
gründeten. 
Dies war auch in Schärding der Fall. Hier bekam der „Deutsche Turnverein Schärding 
1862“ im Jahr 1921 durch einen christlich-deutschen und einen Arbeiterturnverein Konkur-
renz: Der „Arbeiter-Turnverein Schärding“ wurde am 17. Februar 1921 gegründet29 und war 
durch alle deutschen Lande ‘Bahn frei der Einigkeit!’ und aus hunderttausend Herzen steige das Dichter-
wort als heißes Gebet zum deutschen Gott empor: Herrgott, ich flehe nicht: Wehre der Not, / Die mein 
Volk zu verderben droht! / Allmächtiger, ich schreie nicht jammernd zu dir: / Müssen wir büßen, dann 
büßen wir! / Aber dies eine birgt sicheren Tod: / Das fressende Feuer, das in uns loht. / Der deutschen 
Zwietracht  höllische Gier, / Lenker der Welten, befrei’ uns von ihr!“ Schdg. WBl. 1924, Nr. 11, S. 1.
Da aber klar war, daß sich Einigkeit über alle Parteigrenzen hinweg unter den gegebenen Umständen 
nicht erzielen ließ, bemühte sich der „Deutsche Turnerbund 1919“ immer wieder, wenigstens innerhalb 
des völkischen Lagers Eintracht zu stiften. So appellierte er z. B. im Oktober 1926 gemeinsam mit dem 
„Alldeutschen Verband in Deutschösterreich“ an die Großdeutsche Volkspartei, den Landbund für 
Österreich und die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei, anläßlich der bevorstehenden Natio-
nalratswahlen eine „völkische Einheitsfront“ zu bilden: 
„Der Deutsche Turnerbund 1919 und der Alldeutsche Verband in Deutschösterreich stehen der Entwick-
lung der völkischen Bewegung in Oesterreich angesichts der selbstmörderischen Zersplitterung und ge-
genseitigen Befehdung der völkischen Parteien mit größter Sorge gegenüber. Sie halten es für ihre völki-
sche Pflicht, im Hinblick auf die kommenden Wahlen an die völkischen Parteien die ernste Mahnung 
vor der Oeffentlichkeit zu richten, sich über alle Gegensätze hinweg zu einer einheitlichen Kampffront 
zusammenzuschließen und hiebei alle kleinlichen Gesichtspunkte, wie Streit um Mandate, zurückzustel-
len.“ 
Die entscheidende Grundlage für dieses Zusammengehen sollten dabei folgende Gesichtspunkte bilden: 
„1. Entschlossenes Eintreten für den Anschluß im Sinne der Schaffung eines politisch machtvollen und 
selbständigen großdeutschen Staates auf völkischer und sozialer Grundlage, nicht aber als einer Vorstufe 
für internationale Bestrebungen im Sinne der ‘Paneuropa- und Abendlandbewegung’. Nur in einem sol-
chen starken deutschen Staat kann auch die kranke Wirtschaft Oesterreichs gesunden. 2. Kampf gegen 
die jüdische Vorherrschaft. 3. Ueberwindung des Klassenkampfes durch den Gedanken der Volksein-
heit. 4. Kampf gegen die Korruption.“ Abschließend forderten Turnerbund und Alldeutscher Verband 
alle völkischen Vereine und Verbände auf, „um des deutschen Volkes Zukunft willen, sich dieser Stel-
lungsnahme rasch und entschlossen anzuschließen und diesen Beschluß dem Turnerbund oder dem All-
deutschen Verband bekanntzugeben. [...].“ Schdg. WBl. 1926, Nr. 41, S. 1. 
Trotz aller Anstrengungen kam die angestrebte „völkische Einheitsfront“ jedoch nicht zustande.
27) Schdg. WBl. 1923, Nr. 40, S. 6.
28) Bis etwa 1930 gab es sehr intensive Kontakte zur Großdeutschen Volkspartei, zum Landbund und zur auf-
blühenden Heimatschutzbewegung, waren doch auch die Mitglieder des Turnerbundes dem Kleinbürger-
tum zuzuordnen: Beamte, Freiberufler, Rechtsanwälte, Ärzte sowie Leute aus dem Klein- und Mittelhan-
del und -gewerbe wie auch Bauern. Ab 1930/31 aber geriet vor allem die junge Generation im Turner-
bund immer stärker in den Sog der NSDAP. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 95.
29) Die Gründung fand in der Schulturnhalle statt. Schdg. WBl. 1921, Nr. 9, S. 5.
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somit der ältere der beiden Vereine. Seine konstituierende Versammlung wurde am 5. März 
1921 abgehalten.30 Genau eine Woche später – am 12. März 1921 – fand im Gesellenver-
einssaal die konstituierende Versammlung des „Christlich-Deutschen Turnvereins Schärding 
a/Inn“ statt. Laut „Schärdinger Wochenblatt“ traten dem neugegründeten Verein über 100 
Mitglieder bei, „so daß derselbe nach Ostern den vollen Turnbetrieb aufnehmen kann und 
wird.“31 Die Initiative zur Gründung dieses Turnvereins war, wie folgendem im „Schärdin-
ger Wochenblatt“ veröffentlichten Aufruf32 zu entnehmen ist, von den hiesigen katholischen 
Vereinen ausgegangen33:
Fast in allen Städten Oberösterreichs sind in der letzten Zeit christlich-deutsche Turn-
vereine ins Leben gerufen worden, die bereits eine stattliche Anzahl von Mitgliedern 
zählen. Ueber vielfachen Wunsch wird auch in unserer Stadt ein christlich-deutscher 
Turnverein gegründet, der sich von vornherein die Förderung der turnerischen und 
gesellschaftlichen Tätigkeit zur Aufgabe stellt.
Die Aufstellung einer Herren-, Damen-, Zöglings- und Kinderriege ist bereits in An-
griff genommen und werden weitere Anmeldungen in den Geschäften Höller, Lindl-
bauer und Hornisch entgegengenommen.
Ziel des Vereines war es, durch die Ausübung und Förderung deutschen Turnens und 
verwandter Leibesübungen „in seinen Mitgliedern deutsche Art34, christliche Überzeugung 
und Vaterländische Gesinnung zu wecken und zu kräftigen.“35
Was christlich-deutsche Turner dabei unter Vaterland verstanden, deckte sich im gro-
ßen und ganzen bis in die frühen dreißiger Jahre mit den Vorstellungen der deutschvölki-
schen Turner.36
30) Zum Obmann wählte man damals Hans Pachmann und zum Obmannstellvertreter Franz Helml. Der übrige 
Vorstand setzte sich folgendermaßen zusammen: Georg Hager, Franz Grömmer, Turnwarte; Karl Sobo-
ta, Karl Schimak, Schriftwarte; Franz Weich, Karl Spreitzer, Säckelwarte; F. Hecht, Friedrich Hauzin-
ger, Zeugwarte. Vorturner: Ignaz Braun, Georg Hager, Franz Helml, Franz Grömmer, Karl Sobota und 
Franz Weich. Schdg. WBl. 1921, Nr. 11, S. 6.
31) Schdg. WBl. 1921, Nr. 13, S. 5.
32) Für den vorbereitenden Ausschuß hatten Bürgermeister Dr. Birek, Bezirkskommissar Oskar Spiegelfeld und 
Kaufmann Johann Hornisch den Aufruf unterzeichnet. 
33) Schdg. WBl. 1921, Nr. 9, S. 6.
34) Wie der „Deutsche Turnerbund (1919)“ nahm auch die „Christlich-Deutsche Turnerschaft Österreichs“, der 
Dachverband der christlich-deutschen Turnvereine Österreichs, nur Menschen „deutsch-arischen Geblü-
tes“ auf und pflegte einen scharfen, zumindest partiell rassisch-motivierten Antisemitismus. „Es ist ein 
Unding, von ‘Deutschen jüdischen Glaubens’ zu sprechen; es gibt nur deutschsprechende Juden. Jud 
bleibt Jud, die Rasse wird weder durch die Sprache noch durch das Taufwasser geändert“, hieß es dazu 
z. B. in der „Verbandsturnzeitung der Christlich-Deutschen Turnerschaft Österreichs“ 6 (1923), S. 3. 
Zit. nach: Krammer, Reinhard: „Die Turn- und Sportbewegung“. S. 740.
35) Gemäß Punkt 2 der an die BH Schärding übermittelten Satzungen des „Christlich-deutschen Turnvereines 
Schärding a/Inn“. BH Schärding, Zl 1486/17–1921. 
In diesem Sinne appellierte z. B. der Landtagsabgeordnete Alois Jungwirth in seiner Feuerrede anläßlich 
der Sonnwendfeier des Vereins am 24. Juni 1928 in St. Florian am Inn an die versammelten Jugendlichen 
und Turner, „ihre körperliche Ertüchtigung im Geiste Jahns fortzusetzen, damit sie brauchbare Glieder 
der menschlichen Gesellschaft werden, sie sollen aber dabei auch der Hochziele, die sie auf ihre Fahne
geschrieben haben und sich in dem Worte ‘christlich’ ausdrücken, eingedenk sein, dieselben hochhalten 
und sich für die christliche Weltanschauung mutig und tapfer einsetzen.“ Schdg. WBl. 1928, Nr. 26, S. 5.
36) „Unser Land ist auch der von den Feinden im Weltkrieg geraubte und festgehaltene deutsche Siedlungsbo-
den! Merk dir’s: Wir müssen ihn wiederbekommen! Dem deutschen Volke, was deutsch ist!“ Verbands-
turnzeitung 5 (1923), S. 1. – Zit. nach: Krammer, Reinhard: „Die Turn- und Sportbewegung“. S. 740.
In diesem Sinne beendete z. B. Fachlehrer Karl Konrad die Brandrede, die er anläßlich der Sonnwend-
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So sah z. B. Bürgermeister Dr. Birek die Teilnahme von Turnern aus dem benachbar-
ten Bayern an einem Wetturnen des Gaues Oberösterreich-Salzburg, das der „Christlich-
Deutsche Turnverein Schärding a/Inn“ im Rahmen des Festes zu seinem 5jährigen Bestehen 
am 20. Juni 1926 veranstaltete, als „ein erfreuliches Zeichen der Volkszusammengehörig-
keit“ und schloß seine Rede, die er als Obmann des Festausschusses anläßlich des Begrü-
ßungsabends für die auswärtigen Gäste im Saal des katholischen Gesellenvereines hielt, mit 
dem Wunsche, „daß der Zusammenschluß aller Deutschen in einem gemeinsamen Reiche 
bald zur Tat werde“.37
Vom „Deutschen Turnverein Schärding 1862“ unterschied sich der „Christlich-Deut-
sche Turnverein Schärding a/Inn“ demnach nur durch sein Bekenntnis zur christlichen Welt-
anschauung, wobei „christlich“ aufgrund der konfessionellen Verhältnisse mit „katholisch“ 
gleichzusetzen war.38 Die daraus resultierenden engen Beziehungen zur katholischen Kir-
che39 aber brachten die christlich-deutschen Turner auf Kollisionskurs zu den deutschvölki-
schen Turnern, die – wie bereits erwähnt – dem „politischen Katholizismus“ unter dem 
Schlagwort „Geistesfreiheit“ den Kampf angesagt hatten.40
Sowohl der „Arbeiter-Turnverein“ als auch der „Christlich-Deutsche Turnverein“ be-
mühten sich in der Folgezeit, durch öffentliche Aktivitäten auf sich – und damit indirekt na-
türlich auch auf die Partei, mit der sie sich identifizierten – aufmerksam zu machen. 
Der „Christlich-Deutsche Turnverein“ hatte seinen ersten großen öffentlichen Auftritt 
anläßlich einer von ihm am 29. Juni 1921 im Gasthaus „Zur Alpenrose“ am Kreuzberg abge-
haltenen Sonnwendfeier.41
feier des „Christlich-Deutschen Turnvereins“ am 21. Juni 1930 in St. Florian hielt, mit der Mahnung: 
„Freiheit, Brot, Licht und Raum braucht unser deutsches Volk“. Schdg. WBl. 1930, Nr. 26, S. 6.
37) Schdg. WBl. 1926, Nr. 25, S. 6.
38) Laut Volkszählung 1934 gab es in Schärding 4.137 Katholiken und 73 Evangelische. Statistik des Bundes-
staates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 1934. – Heft 5: 
Oberösterreich. Wien: 1935. S. 17.
39) So nahm z. B. Dechant Wallnstorfer im Beisein der christlichsozialen Fraktion des Gemeindeausschusses 
und des Gauobmannes Dr. Bock aus Linz am Sonntag, dem 8. Oktober 1933, im Rahmen der 10-Uhr-
Messe in der Stadtpfarrkirche die Weihe des von Frl. Fini Maurek-Kreutzer gespendeten Sturmbanners 
des „Christlich-Deutschen Turnvereins“ vor – „Mit klingendem Spiel wurde in die Kirche marschiert. 
Das Banner wurde zu Ehren des heiligen Georg, der nicht nur Soldat, sondern auch Streiter für Christi 
war, geweiht. Vom christlich-deutschen Turnverein gehören schon über 40 Mann dem freiwilligen 
Schutzkorps an“, hieß es dazu im „Schärdinger Wochenblatt“ 1933, Nr. 41, S. 5 –, und am 16. April 
1934 wurde Benefiziat Anton Moser anläßlich der Hauptversammlung des Vereins einstimmig zum 
Dietwart gewählt. Schdg. WBl. 1934, Nr. 16, S. 6.
40) Ob es angesichts dieses Faktums wirklich an der „verspätet erfolgten Einladung“ lag, daß der „Dv. Turnver-
ein Schärding 1862“ an dem „Jubelfeste des Herrn Dechant Scheiber“, einer Feier aus Anlaß seines 
50jährigen Priesterjubiläums, nicht teilnehmen konnte – wie die Vereinsleitung im Schdg. WBl. 1933, 
Nr. 31, S. 5 mitteilen ließ, um „eine verbreitete irrtümliche Meinung zu berichtigen“ –, sei dahingestellt.
41) Um 4 Uhr nachmittags marschierten sämtliche Abteilungen vom Linzertor weg unter klingendem Spiel auf 
den Kreuzberg. Den Nachmittag füllten turnerische Vorführungen aus, wobei laut „Schärdinger Wochen-
blatt“ neben dem Reigen der Mädchen vor allem die Freiübungen und Pferdsprünge der Turnerinnen so-
wie die exakt durchgeführten Reckübungen der Passauer Kolpingsturnerschaft besonderen Beifall ernte-
ten. (Die Kolpingsturnerschaft Passau nahm auch später des öfteren an Veranstaltungen des „Christlich-
deutschen Turnvereines Schärding“ teil, so z. B. an einem am 22. Jänner im Gesellenvereinshaus abge-
haltenen Familienabend. Schdg. WBl. 1922, Nr. 4, S. 6.) Bei eintretender Dunkelheit wurde der Feuer-
stoß angefacht. Vor hochlodernden Flammen hielt BM. Dr. Birek in Vertretung des verhinderten Natio-
nalrates Dr. Dostal aus Ried dann die kernige Feuerrede, worauf der Schwur auf festes Zusammenstehen 
geleistet wurde. Um ½ 10 Uhr erfolgte der gemeinsame Abmarsch unter Lampionsbeleuchtung in einem 
schier endlosen Zuge. „Die erste Sonnwendfeier des christlich-deutschen Turnvereines war von allen 
Schichten der Bevölkerung derart stark besucht, daß sich der große Platz am Kreuzberge als viel zu 
klein erwies“, schloß das Schdg. WBl. 1921, Nr. 28, S. 6 seinen Bericht über die Veranstaltung. 
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Der „Arbeiter-Turnverein“ hin-
gegen trat erst im Herbst 1921 ins 
Licht der Öffentlichkeit, u. z. am 18. 
September 1921 anläßlich der Feier 
seines 1. Gründungsfestes: 
Neben 38 Turnern aus Schär-
ding konnte Obmann Pachmann auch 
viele auswärtige Gäste am Festplatz –
der Rennbahn – begrüßen. 
Nach einer mit Parteipolitik ge-
würzten Ansprache des sozialdemo-
kratischen Linzer Vizebürgermeisters 
Mehr zeigten die Turner ihr Können, 
die dafür ungeteilte Anerkennung und 
wohlverdienten  Beifall  ernteten,  so-
daß das Gründungsfest zur allge-
meinen Befriedigung verlief.42 Die  
Rede  Mehrs  aber löste im  Anschluß 
an  die Feierlichkeiten eine Kontro-
verse aus, die u. a. – wie die beiden 
nebenstehenden Zeitungsausschnitte 
zeigen – via „Schärdinger Wochen-
blatt“43 ausgetragen wurde.
Den Turnvereinen kam also auch in Schärding sowohl in der politischen Bewußtseins-
bildung als auch in der politischen Konfrontation eine wichtige Rolle zu, wenngleich in die-
sem Zusammenhang darauf zu verweisen ist, daß die zwangsläufig engen Sozialkontakte in 
einer Kleinstadt es mit sich brachten, daß man einander dann, wenn es wirklich hart auf hart 
ging, durchaus auch über die Vereinsgrenzen hinweg beistand.44
Inwiefern aber wurde nun der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“, der laut Bericht 
anläßlich der Jahreshauptversammlung vom 27. Februar 1931 mit seinen 391 Mitgliedern zu 
den stärksten Vereinen der Stadt zählte45, hinsichtlich des Anschlusses aktiv? 
42) Schdg. WBl. 1921, Nr. 39, S. 5 f.
43) Schdg. WBl. 1921, Nr. 39, S. 6 und Schdg. WBl. 1921, Nr. 40, S. 5.
44) So konnte z. B. der „Arbeiter-Turnverein“ einen Großteil seiner Turngeräte 1934 mit Hilfe eines christlich-
deutschen Turners vor der Beschlagnahme in Sicherheit bringen. Interview vom 10. September 1992 
und vom 8. November 1992.
45) Schdg. WBl. 1931, Nr. 10, S. 4. Der Verein, der schon zu Beginn des Jahres 1931 den traditionellen Turner-
ball abgesagt hatte – „Ein Verein, der Pflege vaterländischer Gesinnung und deutschen Volksbewußt-
seins auf sein Banner geschrieben hat, verstieße gegen seinen Zweck, würde er in der Zeit größter deut-
scher Volksnot (Millionen Deutscher schmachten unter drückender Fremdherrschaft, Millionen sind ar-
beitslos und sie sowie viele andere leben in kärglichsten Verhältnissen!) eine Veranstaltung solcher Art 
abhalten“, war dazu im Schdg. WBl. 1931, Nr. 2, S. 6 bekanntgegeben worden –, hatte in der Turnrats-
sitzung vom 28. Nebelmond 1931 angesichts der Wirtschaftskrise beschlossen, arbeitslose Mitglieder 
des Turnvereines für die Dauer ihrer Erwerbslosigkeit von der Beitragsleistung zu befreien. Außerdem 
hatten Kinder von arbeitslosen Eltern keinen Monatsbeitrag zu zahlen. (Schdg. WBl. 1931, Nr. 49, S. 6.) 
Ob bzw. inwieweit sich diese Maßnahme auf die Mitgliederzahl ausgewirkt hat, ließ sich von mir nicht 
eruieren, jedenfalls aber konnte in der Jahreshauptversammlung vom 11. 3. 1933 mitgeteilt werden, daß 
die einzelnen Abteilungen einen bedeutenden Mitgliederzuwachs zu verzeichnen gehabt hatten und der 
Verein mit etwa 270 Turnenden nunmehr einen Gesamtstand von 440 Mitgliedern aufwies. Schdg. WBl. 
1933, Nr. 11, S. 7. 
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Wie alle dem „Deutschen Turnerbund 1919“ angehörigen Vereine sah es auch der 
„Deutsche Turnverein Schärding 1862“ als seine Pflicht an, den Kampf gegen die politische 
Ordnung der Friedensverträge aufzunehmen46 und für einen Zusammenschluß aller Völ-
kischgesinnten in einem einigen deutschen Vaterland47 einzutreten. Es gab daher kaum eine 
Dem „Arbeiter-Turnverein“ gehörten im Jahr 1933 190 Männer und 73 Frauen an (unveröffentl. Auf-
zeichnungen von A. Strebel), und der „Christlich-Deutsche Turnverein“ hatte mit Stichtag 31. 12. 1933 
197 Mitglieder. Allgem. Bericht über das Vereinsjahr 1933 zur 13. Jahreshauptversammlung am 16. 4. 
1934; zur Einsichtnahme zur Verfügung gestellt von Familie Amschl. 
46) So wandte sich der Verein z. B. anläßlich der Feier seines 60jährigen Bestandes, die am 19./20. August 
1922 begangen wurde, folgendermaßen an die Leser des „Schärdinger Wochenblattes“: 
„Der Verein ist bemüht, dieses Jubelfest in echt deutsch-turnerischer Weise, durch Austragung von Wett-
kämpfen an den Geräten, durch Freiübungen und turnerische Spiele zu feiern. Erfreuen sich die Darbie-
tungen unserer rührigen Turngemeinde wegen ihrer wohlgelungenen und prächtigen Durchführung stets 
des ungeteilten Beifalls seitens der Besucher, so soll das kommende Fest, hinausgehend über die Freude 
an den tadellosen Vorführungen, als eine Tat nationaler Kulturarbeit gewertet werden. Täglich berichten 
die Zeitungen von den furchtbaren Zwangsmaßnahmen, mit denen unsere Feinde unser Volk zu verder-
ben trachten. Politisch, wirtschaftlich, völkisch – in jeder Weise sucht man uns zu vergewaltigen und nie-
derzustrecken. Jede Gegenwehr ist uns untersagt, wir müssen mit abgewendetem Blick stumm und hilf-
los die Schmach ertragen, die die verblendeten Sieger über das deutsche Volk verhängt haben. In dieser 
furchtbaren Lage haben wir aber mehr als jemals die Pflicht und Schuldigkeit, unsere einzige Waffe, die 
uns kein Feind nehmen kann, zu wahren: unsere Gesundheit, unsere geraden Glieder! Aus eigener Kraft 
wird uns dereinst die Freiheit, das Glück erblühen! Der Jungbrunnen zur Erhaltung unserer Kraft, zur 
Wahrung unserer Gesundheit wird uns in der turnerischen Betätigung erschlossen. Die Turnerei schafft 
prächtige Menschen, gesund an Leib und Seele, sie bildet Körper und Geist und macht unser armes un-
terdrücktes Volk wieder zukunftsfroh und hoffnungsfreudig! Alle, die noch unverbrauchte Kräfte in sich 
fühlen, alle, die beitragen wollen zur Ertüchtigung unseres Volkes – sie alle gehören in die Reihen der 
deutschen Turner! Und wer körperlich nicht mehr mittun kann, der lasse sich von den Wogen der ju-
gendlichen Begeisterungen erfassen, der unterstütze die edlen Bestrebungen des Vereines nach besten 
Kräften. Auf denn, Bevölkerung Schärdings, tue ein Gleiches, wie andere deutsche Städte, hisse die Fah-
nen, schmücke die Häuser, sei eins mit deinen Turnern, die dir einst die verloren gegangene Freiheit 
wieder erkämpfen! Gut Heil! auf ein wohlgelungenes Turnfest!“ (Schdg. WBl. 1922, Nr. 32, S. 6);
am 20. Juni 1925 wurden im Rahmen der Sonnwendfeier des Vereins zum Andenken an die 1000jährige 
Zugehörigkeit der Rheinlande zum Deutschen Reich auf drei weithin sichtbaren Höhen – nämlich in Bu-
bing, Otterbach und Marienthal – von den Turnern „als flammender Protest gegen die Vergewaltigung 
deutscher Volksgenossen an allen Grenzgebieten deutsch besiedelten Bodens“ Höhenfeuer entzündet. 
„Sie sollen allen Stammesbrüdern künden, daß nie und nimmer ein derartiger Zustand von Unrecht und 
Unterdrückung Bestand haben kann, denn jedes Unrecht rächt sich, hier auf Erden. Solches lehren die 
Weltbegebenheiten alter Zeiten. Diese Erfahrung sei uns ein Trost, sei aber auch eine Mahnung an die mit 
übermütiger Rücksichtslosigkeit vorgehenden Bedrücker deutscher Stammesbrüder, denn auch der Tag 
scheint nicht mehr ferne zu sein, an dem die Urheber des größten Schwindels der angeblichen Besiegt-
heit des im Kriege an allen Fronten siegreich gebliebenen deutschen Volkes zu Schande kommen wer-
den“, heißt es dazu im Schdg. WBl. An der Sonnwendkneipe im Aschenbrenner-Saal, wo Tbr. Schalba-
ba aus Braunau die Sonnwendrede hielt, beteiligten sich neben zahlreichen Turnschwestern und Turn-
brüdern auch Vertreter des Alldeutschen Verbandes, der Liedertafel, des Widerhall, des sudetendeut-
schen Heimatbundes und der Südmarkortsgruppe. (Schdg. WBl. 1925, Nr. 25, S. 6 und Nr. 26, S. 5);  
und anläßlich des 3. Gauturnfestes, das der Inn-Traungau am 29./30. Juni 1929 in Schärding ausrichtete, 
heißt es in einem mit J. B. [= Josef Brandstätter] gezeichneten Aufruf, der das Motto „Durch Turnergeist 
zur Einigkeit!“ trägt: „‘Unser Erbteil ist die Deutschheit! Noch sind wir nicht verloren, noch sind wir zu 
retten, aber nur durch uns selbst.’ Wann hätten diese Worte Vater Jahn’s eine größere Berechtigung ge-
habt als heute? In einer Zeit tiefster vaterländischer Not wurden sie geschrieben, in unseren Tagen, da 
gleiches Elend über das deutsche Volk gekommen ist, sollen sie gehört werden, soll uns Friedrich Lud-
wig Jahn zum Herold der Deutschheit werden. Sein Geist dringe ins Volk und erfülle alle Turner und 
Turnerinnen, die zu uns kommen, und Taten zeuge dieser Geist, körperlich und geistig wollen wir wie-
der frei werden, wie es unsere Väter waren.“ Schdg. WBl. 1929, Nr. 26, S. 1.
47) Die Mystik und Romantik, die dabei dem hohen Ziel eines deutschen Reiches beigemessen wurde, war Aus-
druck einer Realitätsflucht, die heilsam die präsente soziale und ökonomische Realität zudecken half. 
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Festansprache ohne Forderung nach dem „Anschluß an das deutsche Mutterland“48, immer 
wieder versicherte man, „zum Nutzen unseres vielgeliebten deutschen Volkes“ „treu und un-
erschütterlich an den Hochzielen unserer völkischen Turnideale weiterzuarbeiten“49, und so-
oft es sich einrichten ließ, suchte man dem Anschlußwunsch durch gemeinsame Aktionen 
mit den bayerischen Brudervereinen – die ja ihrerseits ebenfalls die Vereinigung aller Deut-
schen in einem Staate anstrebten50 – besonderen Nachdruck zu verleihen: 
♦ So nahm der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“ z. B. an den vom Turnkreis 
Oberösterreich-Salzburg am 8. Mai 1921 veranstalteten Staffelläufen von Aussee 
nach Passau bzw. von Wels nach Passau teil – ein dritter Lauf führte von der Salz-
burger Grenze über Mattighofen–Braunau nach Simbach –, die „die Zusammenge-
hörigkeit der Deutschen Oesterreichs mit dem deutschen Mutterlande versinnbildli-
chen“ sollten.51 Das „Schärdinger Wochenblatt“ berichtete darüber u. a.52:
Der Turnverein Schärding lief seine zugewiesene Strecke von Haid bis zur 
bayerischen Grenze in Passau in 53 Minuten. Am Endziel überreichte Diet-
wart Bruckmayr in einer feurigen Ansprache dem Turnvereine Passau die von 
den Läufern von Aussee bezw. Wels gebrachten Urkunden und erläuterte den 
Zweck der Staffelläufe, den Willen des Volkes: Anschluß an unser Mutterland. 
Das „Apostrophieren eines deutschen Reiches als wundertätiger Quell deutschen Volkstums“ war dem-
nach eine Leerformel für das nationale Bürgertum, das sich zwischen Klassengegensätzen aufgerieben 
sah und sich von einem geeinten Deutschen Reich unter Wahrung der eigenen bedrohten sozialen Ver-
hältnisse eine Alternative zu marxistischen und kapitalistischen Theorien erhoffte. Schmidl, Roland: Der 
Deutsche Turnerbund. S. 79. 
48) So hielt z. B. Vorstand Brandstätter am 25. Juni 1922 anläßlich einer im Gasthaus Daneder in St. Florian ab-
gehaltenen Sonnwendfeier des deutschvölkischen Turnvereins eine „markige Feuerrede“, „in der er alle 
ohne Unterschied der Partei aufmunterte, durch einiges Zusammengehen den Anschluß an das deutsche 
Reich zu erwirken, da uns nur so Hilfe werden kann, zumal die seitens der Entente zugesicherten Kredite 
bis jetzt sich nur als leere Versprechungen erwiesen haben und wahrscheinlich es auch bei diesen blei-
ben werde.“ Schdg. WBl. 1922, Nr. 26, S. 6.
49) Z. B. anläßlich der Hauptversammlung am 17. Mai 1924. Schdg. WBl. 1924, Nr. 21, S. 6.
50) So gestaltete sich z. B. das 70. Stiftungsfest des „Turnvereins Passau von 1862“ am 17./18. September 1932 
nicht nur zu einer großen Kundgebung der Passauer Bevölkerung für den Turngedanken, sondern durch 
die in seinem Rahmen abgehaltene „Ostmark-Kundgebung“ auch zu einer nationalen Kundgebung für 
das deutsche Recht auf Grenz- und Wehrfreiheit. Schdg. WBl. 1932, Nr. 38, S. 3. 
Die „Donau-Zeitung“ vom 19. September 1932 schreibt dazu: Der Redner, Herr Rückel (Geschäftsfüh-
rer der „Deutschen Wacht“), „verwies auf die besondere Lage Passaus an der Grenze zweier gewaltsam 
getrennter deutscher Staaten und in greifbarer Nähe der unter tschechischer Herrschaft schmachtenden 
Sudetendeutschen. Er erinnerte ferner an das Werden der deutschen Turnbewegung, die zu Beginn des 
letzten Jahrhunderts an der Wiege des großdeutschen Gedankens stand und tausende ihrer Anhänger in 
die Befreiungskämpfe gegen Napoleon stellte. Es war bedauerlich, daß später wieder die Staatsform 
über das Volkstum gestellt wurde. Die Loslösung großer deutscher Volksgebiete vom Reich durch den 
verlorenen Krieg ist aber geeignet, den Volkstumsgedanken aufs Neue zu verankern und die gesamtdeut-
sche Turnbewegung bei uns, in Österreich und in Sudetendeutschland zu einer ideellen und organisatori-
schen Einheit zu verschmelzen. Dies ist umso nötiger, als der Turnbewegung in unserem Volke, dem 
man die allgemeine Wehrpflicht und damit die allgemeine Körperertüchtigungsschule genommen hat, 
eine lebenswichtige Aufgabe zukommt. Dies habe auch die Deutsche Turnerschaft erkannt. [...] Die 
Deutsche Turnbewegung werde im Geiste ihres Gründers Jahn ihr Bestes dazu beitragen, um das Ziel 
Großdeutschland zu erreichen.“
51) Die DZ 131/187 vom 5. Mai 1921, S. 2 gab dazu u. a. folgendes bekannt: „Die Läufer jeder Strecke werden 
Urkunden an die deutschen Turnvereine in Passau und Simbach überbringen, in welchen der feste Wille 
der Turner des Inn-Traungaues im Deutschen Turnerbund 1919 zum Anschluß an das deutsche Mutter-
land zum Ausdruck gebracht wird. Es laufen im ganzen rund 3000 Turner.“ 
52) Schdg. WBl. 1921, Nr. 20, S. 6.
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Der Turnverein Passau gab zu Ehren der Veranstaltung einen Festabend, wo 
in Ansprachen eine baldige Verwirklichung des Zusammenschlusses aller 
Deutschen freudigst begrüßt wurde.53
♦ Am 23. Juni 1928 hielt der „Turnverein Schärding 1862“ seine Sonnwendfeier mit 
dem Bruderverein Neuhaus ab, „um hiermit den Anschlußwillen augenscheinlich 
zum Ausdrucke zu bringen.“ Der Verein zog geschlossen nach Neuhaus, wo er von 
den bayerischen Turnern mit Fahne und Musik am Ortseingang erwartet wurde. 
Hierauf erfolgte unter klingendem Spiel der gemeinsame Abmarsch zum Festplatz 
am Rabenstein. Dort hielt Tbr. Kannermüller vom Turnverein Neuhaus „am lohen-
den Feuer“ die Sonnwendrede, in der er „der entrechteten, des Deutschtums beraub-
ten und bedrängten Volksgenossen Südtirols in flammenden Worten gedachte“ und 
die Anwesenden ermahnte, „der 6 Millionen Auslandsdeutschen nicht zu verges-
sen“. In Walchs Gastgarten (Neuhaus) fand abschließend noch ein gemütliches Bei-
sammensein statt. Dabei sprach Tbr. Dorner aus Passau „kernige Worte“.54
♦ Im Anschluß an das Dritte Gauturnfest, das am 29. und 30. Brachets [= Juni] 1929 
in Schärding abgehalten wurde und zu dem sich über 1500 Turner und Turnerinnen 
„in unserem alten Grenzstädtchen“ eingefunden hatten, unternahm eine größere An-
zahl Turner und Turnerinnen am Montag, dem 1. Juli, eine „Wallfahrt nach Regens-
burg und in die Walhalla“, um Turnvater Friedrich Ludwig Jahn, der im Vorjahr 
dort beigesetzt worden war, „eine besondere Ehrung darzubringen“.55
♦ Am 10./11. Brachets 1933 richtete der „Dv. Turnverein Schärding 1862“ ein Gau-
jugendtreffen aus, an dem sich der 4., 5. und 6. Turnbezirk  (Grieskirchen, Ried, 
Schärding) mit etwa 400 Jugendlichen beteiligten. Im Rahmen dieses Treffens fand 
53) Im Jahrbuch des „Turnvereins Passau 1862“ für 1921 vom 19. 01. 1922 und in der DZ 131/191 vom 9./10. 
Mai 1921, S. 3 finden sich darüber hinaus noch folgende Angaben: Die Strecke Aussee–Passau (182 Ki-
lometer) wurde von 8 Uhr früh bis 4 Uhr 18 Minuten nachm. gelaufen. Pro Stunde waren also 22 ½ Ki-
lometer gelaufen worden. Die Welser Strecke wurde von 1 Uhr 45 Min. bis 5 Uhr 49 Min. gelaufen (al-
so nur 20 Kilometer pro Stunde). Zum Empfang der deutschösterreichischen Turner hatten sich an der 
Reichsgrenze Waldschloß rund 100 Personen eingefunden. Hier erfolgte die Übergabe der Urkunden an 
den Vorstand des Passauer Turnvereins, Herrn Dr. Hiltermann, der die Läufer und Läuferinnen im Na-
men der reichsdeutschen Turner herzlichst begrüßte. Nach der Begrüßung sang man gemeinsam das 
Lied „Deutschland, Deutschland über alles“. 
Kellermann, Heinz: Der Turnverein Passau 1862 bis zum Jahre 1962. – Bd. 2. – Abschnitt 3 (1913 bis 
1937), Teil 1 (1913 bis 1924), S. 27.
Am Abend trafen sich die deutschen und österreichischen Turner dann zu einer Feier im Innstadtkeller, 
die sich laut DZ zu „einer begeisterten Anschlußkundgebung“ gestaltete. Dr. Hiltermann fand bei der 
Verlesung der Urkunden, „die die Sehnsucht zur Einheit und den unerschütterlichen Anschlußwillen der 
Deutschösterreicher an Allmutter Germania mit hehren Worten zum Ausdruck brachten, begeisterte 
Worte für die baldige Vereinigung aller Deutschen im großen Vaterland. Ein Telegramm der Leitung 
des Bayerischen Turnerbundes entbot kerndeutsche Brudergrüße. Herr 1. Bürgermeister Dr. Sittler ent-
bot den Willkommgruß der Stadt. In ernstester Schicksalsstunde sei das heutige Bekenntnis zum 
Deutschtum der Ausdruck dessen, was in dieser Not allein uns noch bleibt. Das soll uns niemand neh-
men. In das ‘Gut Heil’ hierauf wurde begeistert eingestimmt. Herr Justizrat Niedermeier feierte in form-
schönen Worten die Turner als Träger des nationalen Gedankens, die Treue und Liebe zu Allmutter Ger-
mania, die Treue zu Einigkeit und Heimat. Mögen die Feinde Wand um Wand um uns errichten, unsere 
Herzen werden sie nicht trennen. Sein ‘Im Herzen eins, im Liede gleich, hoch Deutschland u. Deutsch-
österreich!’ erweckte Stürme der Zustimmung, die im Deutschlandliede ausklang.“ 
DZ 131/191 vom 9./10. Mai 1921, S. 3.
54) Schdg. WBl. 1928, Nr. 26, S. 5.
55) Schdg. WBl. 1929, Nr. 26, S. 1 und Nr. 27, S. 1.
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am 10. Juni bei einbrechender Dunkelheit ein Fackelzug statt. Im „Schärdinger Wo-
chenblatt“ heißt es dazu u. a.: 
Turnerinnen, Turner, Freunde und Gönner des Vereines, alle mit Fackeln 
versehen, marschierten in fast endloser Reihe und Gleichschritt mit. Die Dis-
ziplin und Ordnung war hervorragend. Es war eine Freude, zu bemerken, daß 
[...] unser dv. Turnverein ein Hort der Zusammengehörigkeit aller ist, die gu-
ten Willens sind, in treuer Volksgemeinschaft zusammenzustehen. Der Fackel-
zug bewegte sich durch alle Straßen der Stadt und wurde dann längs der Inn-
lände in einer langen Reihe aufgeführt. Auf ein gegebenes Zeichen fuhren 
dann die Wasserwehr Neuhaus und der Faltbootklub Schärding auf herrlich 
geschmückten und beleuchteten Zillen und Booten den Inn herunter, vorüber 
an den Teilnehmern des Fackelzuges, die jedes Fahrzeug mit begeisterten 
Heilrufen begrüßten. Es war ein prächtiger Abschluß des Fackelzuges, der 
gewiß jedem Teilnehmer in schöner Erinnerung bleiben wird. Die Fackeln 
wurden in den Inn versenkt, die Teilnehmer noch mit Musik auf den Stadtplatz 
geleitet und dort der Zug aufgelöst.56
Um im Ernstfall den Zusammenschluß mit allem Nachdruck verfolgen zu können, war 
es eines der wichtigsten Ziele des „Deutschen Turnerbundes 1919“, seine Angehörigen 
„wehrhaft“ zu machen. „[...] das Turnen darf uns nicht Selbstzweck, sondern muß uns Mittel 
zum Zwecke der Wehrhaftmachung unseres wehrlos gemachten Volkes sein“, heißt es dazu 
in der „Bundesturnzeitung“ vom 1. 2. 1928.57
Dabei setzte man einerseits auf die geistige Aufrüstung durch die Arbeit des Dietwar-
tes58, der dafür zu sorgen hatte, die Notwendigkeit Jahnscher Wehrhaftigkeit zu veranschau-
56) Schdg. WBl. 1933, Nr. 24, S. 7.
57) BTZ vom 1. 2. 1928, Beilage „Wehrturnen“, S. 3. Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. 
S. 124.
58) Die Rolle des Dietwarts sah in Ergänzung zum Turnwart, der die Wehrhaftmachung der Mitglieder zu be-
sorgen hatte, „die Weckung des deutschen Volksbewußtseins, das Erziehen zum deutschen Volkstum“ 
vor. (Zenker, Friedrich Rudolf: Der Dietwart und sein Amt. Ein Behelfsbüchlein für den Dienst des 
Dietwartes in Verein und Volk. Hrsg. vom DTB. – Wien: 1926. S. 8.) 
Als Voraussetzungen für dieses Amt bestimmte Bundesdietwart Zenker das Wissen von der Rasse, vom 
deutschen Volk und seiner Geschichte sowie um die germanisch-deutsche Weltanschauung. Den Wir-
kungsbereich der Dietwarte stellte sich Zenker in Innen- und Außendienst gegliedert vor: Im Innendienst 
bestehe die eigentliche völkische Erziehungsarbeit. Fest- und Weihestunden seien zu organisieren, An-
sprachen zu halten und Aufklärung über die Vorgänge in der Welt zu bieten. Der Außendienst bestehe in 
der Organisation öffentlich zugänglicher Veranstaltungen, in entsprechender Werbetätigkeit, aber auch 
in der Beobachtung anderer völkischer sowie „feindlicher“ Vereine und der Presse. 
Im Rahmen der satzungsgemäßen Herbstsitzung des Bundesturnrates am 11./12. November 1933 wurde 
Universitätsprofessor Dr. Robert Hesse (Graz) zum neuen Bundesdietwart gewählt. Schdg. WBl. 1933, 
Nr. 46, S. 7. 
Er übertrug dem Gaudietwart von Kärnten, Dr. Norbert Rainer, dem Bruder des Dr. Friedrich Rainer, 
die Aufgabe, eine Neukonzeption der Dietarbeit für den gesamten Bund herauszugeben. Das Ergebnis 
war, daß sich die Arbeit der Dietwarte nun auf den „Riegendienst“ konzentrieren sollte: 
„Nicht in langen Vorträgen bei Monatsabenden, denen ja allzu oft nur mit halbem Ohr zugehört wird, 
nicht in großen Versammlungen pflanzen wir bündischen Geist und bündische Haltung in unsere Ge-
folgschaft ein, sondern in stiller, zäher Arbeit an der kleinsten Einheit unseres Verbandes, der Riege.“ 
Der Dietwart sei für die Durchführung verantwortlich und habe für eine vollständige und gründliche 
Durchführung zu sorgen. Er solle seine Agenden an Diethelfer, die sich aus der Vorturnerschaft rekrutie-
ren sollten, delegieren. (Rainer, Norbert: Der völkische Riegendienst. Hrsg. vom DTB. – Wien: 1934. S. 
12.) Durch diese organisatorischen Maßnahmen wurde der Dietwart zu einem der wichtigsten Männer 
eines Vereines, denn er hatte damit sowohl den Zugang als auch das Recht zum Eingreifen in alle turne-
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lichen59, und andererseits auf das „Wehrturnen“, das Schießen, Fechten, Hindernislaufen mit 
Gepäck, Ordnungsübungen usw. umfaßte und somit einen Ersatz für die durch den Frieden 
von St. Germain eingeschränkte militärische Ausbildung bot. In der BTZ vom 15. 9. 1923 
wurden dazu erste, „vorläufige“ Anordnungen bekanntgegeben: „Das Wehrturnen soll da-
durch, daß wir ihm eine besondere Stellung in unserer Turnordnung einräumen, als wichti-
ger, hervorragender Teil unseres gesamten Betriebes scharf gekennzeichnet werden. Die 
Vereine sollen [...] dem Wehrturnen im engeren Sinne ganz besondere Aufmerksamkeit und 
stete Pflege“ zuwenden.60 Es galt, die „Turnplätze zu deutschen Wehrplätzen“ zu machen 
und die Turner durch „Zucht“ und „Unterordnung“ zu „Tatmenschen“ heranzubilden.61
„Wir vergeben unserem Stolz, unserem Selbstbewußtsein nichts, wenn wir schweigend ge-
horchen lernen. Wer gehorcht, wird auch befehlen können“, heißt es dazu in der BTZ vom 
1. 10. 1924.62
rischen Sparten. Diese Aufwertung des Dietwesens entsprach dem Geist der „völkischen Erneuerung“, 
die sich, ausgehend vom „Kärntner Kreis“ der Brüder Rainer, nun bundesweit durchsetzen sollte.
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 97–102.
59) So führte z. B. Dietwart Direktor König in seiner Julrede am Stefanitag 1930 u. a. aus:  
„Not und Elend ziehen über deutsche Lande und in dieser schweren Zeit möchte uns der Julbaum Vor-
bild sein, er möge uns Kraft geben, die Stürme der Zeit zu überdauern. Turner und Turnerinnen müssen 
stark sein und bleiben, sie müssen an Deutschlands Zukunft glauben und sollen sich nicht das Deutsch-
tum rauben lassen. Die Verantwortung ist euer, sie lastet schwer und groß auf euren Schultern, nur turne-
rische Betätigung und turnerischer Geist können euch die Kraft geben.“ Schdg. WBl. 1931, Nr. 1, S. 5; 
und auch Dietwart Fachlehrer Marian wies immer wieder − z. B. im Rahmen der Hauptversammlung 
vom 24. Lenzmond 1934 (Schdg. WBl. 1934, Nr. 13, S. 8) − „in markigen Worten“ auf die Wichtigkeit 
dieses „Zweiges Jahn’scher Erziehungsarbeit“ hin. 
60) In der BTZ vom 15. 9. 1923 folgte dann eine kurze Beschreibung geeigneter Übungen. Nicht ganz ein Jahr 
später ging den Vereinen das vom Bundesobmannstellvertreter verfaßte Handbund „Wehrturnen“ zu, 
das ein einheitliches Vorgehen bei den Übungen gewährleisten sollte. Schmidl, Roland: Der Deutsche 
Turnerbund. S. 126 f.
61) Auch in der Jugendarbeit legte man großen Wert auf die Erziehung zur Wehrhaftigkeit. So wurden z. B. 
Wanderungen als sogenannte „Turngänge“ in militärischem Ordnungsrahmen abgehalten: Sie bestanden 
aus Marschleistungen − auch der „Kleinsten der Kleinen“ −, Antreten mit Gepäck und kriegerischem 
Geländespiel, wobei der „Kampfauftrag“ und das bei diesen Anlässen verwendete Vokabular wie „Vor-
und Doppelposten“, „Angriff“ und „Gegenstoß“, „Scheinangriff“ und „Umgehung“, „gemachte Gefan-
gene“ aus einem Räuber-und-Gendarm-Spiel eine paramilitärische Übung machten. („Großkampftag. 
Einer unserer Turngänge, wie sie alle sind.“ Jugendturnzeitung, Beilage zur BTZ vom 1. 1. 1926.) 
Unter der Führung des Jugendwartes Tbr. Wiery und einiger älterer Turner unternahmen die Jungturner 
des „Dv. Turnvereins Schärding“ z. B. am 6. November 1932 einen sogenannten „Langemarck-Gedächt-
nismarsch“ nach Rainbach. Dort hielten sie gemeinsam mit den Turnvereinen Münzkirchen und Taufkir-
chen beim Gefallenendenkmal eine Heldenfeier ab, in deren Rahmen Bezirksdietwart Oberlehrer Wipp-
linger „in markiger Ansprache auf die unvergänglichen Leistungen der jungen Helden von Langemark 
[sic!]“ hinwies. An dem Gepäcksmarsch beteiligte sich der Turnverein Schärding mit 60 Teilnehmern, 
der Turnverein Taufkirchen mit 30 und der Turnverein Münzkirchen mit 22 Mitgliedern. Schdg. WBl. 
1932, Nr. 44, S. 6 und Nr. 45, S. 6 f. 
Wofür bzw. wogegen die deutsche Turnerjugend zu kämpfen habe, wird im „Schärdinger Wochenblatt“ 
unter dem Titel „Was will die deutsche Turnerjugend?“ am 1. März 1934 folgendermaßen dargelegt: 
„Sie kämpft für alles, was dem Volke und der Heimat frommt, für alles Gute, Edle, für deutschen Auf-
stieg! Sie kämpft gegen alles, was dem Deutschtum abhold ist, gegen allen Schund und jüdischen Dreh, 
gegen Schmutz des Leibes und der Seele. Die Arbeit beginnt am eigenen Ich. Darum unser erstes Ziel: 
Tüchtige Menschen zu kräftigem, stählernem Körper, harten Fäusten und freien Stirnen, aufrecht und 
wehrhaft, mit starkem Willen und geschärften Sinnen. Kraftvoll und edel, reich an Formen, die noch 
keiner ausgeschöpft hat, den ganzen Menschen erfassend, in Sehnen und Muskeln, Körper und Geist 
hundert schlummernde Fähigkeiten weckend – das ist das deutsche Turnen. [...].“ 
Schdg. WBl. 1934, Nr. 9, S. 6. 
62) „Wehrturnen“, BTZ vom 1. 10. 1924, S. 284.
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Offenbar fehlte es damals in weiten Kreisen des Turnerbundes – mit seinem grundsätz-
lich demokratischen Organisationsprinzip (jährliche Wahl der Vereinsfunktionäre, freie Mei-
nungsäußerung und Diskussion auch in der BTZ, Freiwilligkeit des Engagements im Verein 
usw.)63 − aber noch am Sinn für „Zucht und Ordnung“, und auch für den Führergedanken, 
„den wir durch das Wehrturnen pflegen werden und müssen“64, konnten sich viele allem An-
schein nach noch nicht recht erwärmen, denn gegen Jahresende 1925 wurde in der BTZ ver-
lautbart65, daß der Bundesturnrat in seiner letzten Sitzung beschlossen habe, „das bisher arg 
vernachlässigte Wehrturnen in neue Bahnen zu bringen“.
Um die Wehrturnarbeit besser vorantreiben zu können, wurde ein Bundeswehrturnaus-
schuß geschaffen, und die BTZ bekam ab 1. 1. 1927 eine monatliche Beilage für Wehrturn-
belange66, worauf in den Vereinen nach und nach der Widerstand gegen das Wehrturnen ver-
schwand.
1932 schließlich wurde durch den Bundesturntag in Wien sogar ein Pflichtjahr im 
Wehrturnen eingeführt. Das „Schärdinger Wochenblatt“ informierte seine Leser darüber67:
Jeder wehrfähige Turner des Deutschen Turnerbundes im Alter von 18 bis 35 Jahren 
ist verpflichtet, sich einer einjährigen Pflichtausbildung auf dem Gebiete des Wehrtur-
nens zu unterziehen. Diese Verpflichtung betrifft alle, die einem Verein des Deutschen
Turnerbundes als ausübendes Mitglied beitreten. Ausgenommen von dieser Verpflich-
tung sind gediente Turnbrüder und solche, die sich bereits früher einer Wehrausbil-
dung unterzogen haben. Zu Wehrturnführern für diese Ausbildung sind in erster Linie 
die Turnwarte, sonst die Dietwarte, auf jeden Fall aber nur solche Turnbrüder zu be-
stellen, die überzeugte Anhänger des bündischen Turngedankens und erprobte Mitar-
beiter mit Führereigenschaft sind.68 Jeder Wehrturnführer ist dem höheren Wehrturn-
63) Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 128.
64) „Wehrturnen und Führergedanke“, BTZ vom 15. 4. 1925, S. 122.
65) „Wehrturnen“, BTZ vom 11. 12. 1925, S. 441.
66) Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 130.
67) Schdg. WBl. 1933, Nr. 13, S. 6.
68) Die Wehrturnführer wurden in eigenen Kursen entsprechend geschult. Im Rahmen des 6. Turnbezirkes ver-
anstaltete Bezirkswehrführer Wiery am 6. und 7. Mai 1933 einen derartigen Lehrgang in Schärding. Die 
Teilnehmer wurden bei dieser Gelegenheit durch Wiery in das Glieder-, Gruppen- und Zugsexerzieren 
eingeführt. Anschließend brachte Herr Schraml – Richard Schraml, geb. am 13. 5. 1894 in Gmunden, 
Buchhalter, war am 7. 3. 1933 in die NSDAP, Ortsgruppe Schärding eingetreten (BArch, MFOK und 
PK, Schraml, Richard, 13. 5. 1894) – den Turnern Einzelheiten im Kartenlesen und in der Handhabung 
der Bussole bei. Bezirksdietwart Oberlehrer Wiplinger [oft auch „Wipplinger“ geschrieben; Anm. d. 
Verf.] – Franz Wiplinger, geb. am 4. 1. 1896 in Haslach, von 1. 1. 1932 bis 15. 6. 1934 Oberlehrer in 
Brunnenthal, war am 21. 9. 1932 in die NSDAP eingetreten, nachdem er von März 1931 bis zum 21. 9. 
1932 dem steirischen Heimatschutz angehört hatte; von 16. Juni 1934 bis 9. Oktober 1934 befand er 
sich wegen nationalsozialistischer Betätigung in Haft (BArch, Wiplinger, Franz, 4. 1. 1896) – sprach 
dann in einem Dietvortrag über den Zweck der Ausbildung von Turnern sowie über den Wert der wehr-
haften Erziehung. Unter Leitung des Herrn Schraml fand daraufhin auf dem Turnplatz eine Lehrstunde 
für Signaldienst statt, und am Sonntagvormittag widmete man sich dem Schießunterricht, den Schützen-
meister Tbr. Linner erteilte. Beifällig heißt es dazu im Schdg. WBl. 1933, Nr. 19, S. 4: „Ueber den gro-
ßen Wert dieses Kurses hier näher einzugehen, würde zu weit führen. Es soll aber festgestellt sein, daß 
das große Interesse und die Begeisterung der Teilnehmer so recht beweisen, wie notwendig die Abhal-
tung solcher Lehrgänge ist, besonders jetzt, da völkische und vaterländische Arbeit vielfach mit scheelen 
Augen angesehen wird. Dem Veranstalter des Kurses, unserem allzeit rührigen Bezirkswehrführer Wie-
ry, und allen seinen Helfern möge es als Dank für ihre Mühe gelten, daß sie wieder ein schönes Stück 
Arbeit geleistet haben für die Wehrhaftmachung strammer völkischer Jugend und zum Nutzen der gan-
zen völkischen Sache. Hier sei aber auch gleich der Wunsch geäußert, daß der beschrittene Weg weiter 
beschritten werde und diesem Lehrgange noch weitere folgen mögen. Gut Heil!“ 
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führer (Bezirk, Gau, Kreis, Bund) für die Erfüllung seiner Aufgabe voll verantwortlich. 
Die Ausbildung teilt sich in drei Gruppen und zwar: Auf dem Turnboden, im Gelände 
und beim Wehrabende. Die Ausbildung auf dem Turnboden erfolgt durch den regelmä-
ßigen Turnbetrieb und hat der Führer zu sorgen, daß derselbe in jeder Hinsicht der 
Wehrausbildung entspricht. Die Uebungen im Gelände werden von den Wehrführern 
angeordnet und zerfallen in Schul- und gemeinsame Uebungen. Zu den Uebungen im 
Gelände gehören auch die Schießübungen, soweit diese nicht in Zimmern vorgenom-
men werden. Die Wehrabende dienen dem regelmäßigen Unterrichte und sollen wäh-
rend der Sommermonate im Anschluß an Uebungen, im Winter regelmäßig an be-
stimmten Wochentagen durchgeführt werden. Vorlesungen aus der Kriegsgeschichte, 
Liederabende sollen abwechselnd mit dienstlichen und auch örtlichen Fragen die 
Wehrabende ausfüllen. Es ist eine wichtige Aufgabe der Führer, die Wehrabende so zu 
gestalten, daß sie zu völkischen Lehrstunden, erfüllt mit soldatischem Geist und froher 
Kameradschaft, werden. Schießübungen im Zimmer können an die Wehrabende ange-
gliedert oder auf eigene Schießabende verlegt werden. Der Dienst in der Wehrabtei-
lung ist streng militärisch zu regeln. Möge die richtige Einhaltung der vorgeschriebe-
nen Richtlinien den deutschen Turnern einen kleinen Ersatz bieten für die uns durch 
die schmachvollen Friedensverträge von St. Germain und Versailles geraubte allge-
meine Wehrpflicht und Wehrhoheit.
Im Rahmen dieser Wehrausbildung wurden nun – beginnend mit 21. März 1933 – un-
ter der Leitung des Schützenmeisters Tbr. Linner regelmäßig jeden Dienstag im Gasthaus 
Donninger (vormals Forstinger bzw. Mauthner am Unteren Stadtplatz) Schießabende abge-
halten69, es gab aber auch „Übungen im Gelände“. Wie letztere in der Praxis aussahen, ver-
anschaulicht z. B. ein unter dem Kürzel „w.“ [= Robert Wiery70] im „Schärdinger  Wochen-
69) Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S. 7.
70) Steuerexekutor Robert Wiery, geboren am 22. 1. 1901 in Ybbs a. d. Donau, war seit 1. 2. 1930 Mitglied des 
„Dv. Turnvereins Schärding 1862“. Nachdem er bereits seit 1931 das Amt des Jugendturnwarts ausge-
übt hatte, wurde er anläßlich der 70. Hauptversammlung am 12. März 1932 als Turnwart-Stellvertreter 
in den Turnrat gewählt. Daneben blieb er Jugend- und Spielwart. Schdg. WBl. 1932, Nr. 11, S. 5. Nach 
dem Ausscheiden Ferdl Poindeckers als Turnwart in der Hauptversammlung am 11. März 1933 wurde 
Wiery 1. Turnwart (Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S.7), legte diese Funktion aber in der 72. Hauptver-
sammlung am 24. März 1934 „wegen Arbeitsüberbürdung“ – er war seit November 1923 Mitglied der 
Gauvorturnerschaft des DTB, von 1931 bis 1934 auch Bezirkswehrführer des 6. Turnbezirkes, Turngau 
Oberösterreich sowie 1934 Bezirksturnwart des 6. Turnbezirkes (BArch, PK, Wiery, Robert, 22. 1. 1901 
und Schdg. WBl. 1933, Nr. 19, S. 4) und wirkte darüber hinaus im Ortsgruppenausschuß des DSS mit 
(Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 6 und Schdg. WBl. 1936, Nr. 3, S. 6) – wieder zurück (Schdg. WBl. 
1934, Nr. 13, S. 7 f.). Nach der in Zusammenhang mit den Juliereignissen 1934 über den Verein ver-
hängten Turnsperre scheint Wiery jedoch wieder als Turnwart auf (z. B. Schdg. WBl. 1935, Nr. 39, S. 7 
und Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 7). Anläßlich der 75. Jahreshauptversammlung am 20. Februar 1937 
wurde er schließlich zum Obmann des Vereins gewählt (Schdg. WBl. 1937, F. 9, S. 6) und laut Schrei-
ben des Dt. TV Schärding an die BH Schärding am 11. 2. 1938 in dieser Funktion bestätigt (Schreiben 
vom 11. Februar 1938 bezüglich der am 11. 2. 1938 durchgeführten Neuwahl des Turnrates. BH Schär-
ding, Zl. 17/8–1938).
In die NSDAP, Ortsgruppe Schärding war Wiery am 31. August 1931 eingetreten (Aufnahmedatum 4. 9. 
1931), am 1. November 1932 wurde er jedoch – aus mir nicht bekannten Gründen – durch den Ortsgrup-
penführer aus der Partei ausgeschlossen. Wiery selbst nimmt zu diesem USCHLA[= Untersuchungs- und 
Schlichtungsausschuß]-Ausschluß, den er mit 15. November 1932 angibt, in seinem NSDAP-Erfassungs-
antrag vom 12. Juli 1938 folgendermaßen Stellung: „Ausschluss wurde vom Bezirksleiter nicht bestätigt, 
da der Ausschluss vollkommen rechtswidrig war, Berufungsverfahren konnte infolge eingetretenen Par-
teiverbots nicht mehr beendet werden“; und unter dem Punkt „sonstige Tätigkeit für die NSDAP“ 
schreibt er: „Zum Schlusse führe ich nochmals an, dass der im Jahre 1932 erfolgte Ausschluss völlig un-
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blatt“ veröffentlichter Bericht über eine am 23. April 1933 im Lindetwald durchgeführte 
Wehrübung, an der sich neben dem „Dv. Turnverein Schärding 1862“ auch der Turnverein 
Taufkirchen beteiligt hatte71: 
Werbemarsch und Wehrübung. Am 23. Ostermond wurden seitens aller Vereine des 6. 
Bezirkes als Beginn der Gelände-Wehrausbildung und zur Werbung für die deutsche 
Turnsache Gefechtsmärsche durchgeführt. Unser Wehrzug marschierte in 1½stündi-
gem Marsch zur Ausgangsstellung. Die Annahme lautete: „Laut Meldung hat der 
Gegner die Höhen Lindetwald, Hackenbuch, Dietraching usw. stark besetzt. Der 
Wehrzug hat die Aufgabe, durch Aussendung von Patrouillen die Stärke und genaue 
Stellung des Gegners (Tv. Taufkirchen) aufzuklären und ihn bis zum Einlangen stärke-
rer Kräfte festzuhalten.“ Bei der nun folgenden Uebung entledigten sich die Turner 
unter dem Kommando ihres bewährten Führers Wiery glänzend der ihnen gestellten 
Aufgabe und es war eine Freude, zu sehen, mit welcher Begeisterung jeder Einzelne 
bei der Sache war. Der in außergewöhnlich starker Anzahl erschienene Wehrzug des 
Turnvereines Taufkirchen stand unter der Führung seines Obmannes Neulinger sen. 
sowie der Turnwarte König und Neulinger jun. Nach Schluß der Uebung marschierten 
die beiden Wehrzüge gemeinsam nach St. Marienkirchen, wo vor dem Kriegerdenkmal 
eine kurze Gedenkfeier stattfand. Bei der folgenden Rast sprachen Tbr. Ide sen. und 
Brandstätter in Anwesenheit vieler Ortseinwohner über den Zweck derartiger, beson-
ders heute notwendige [!] Veranstaltungen und forderten die Anwesenden auf, sich 
treu zur deutschen Turnsache und damit zur nationalen Aufbauarbeit zu bekennen. 
Nach frohem Beisammensein kehrten die Turner von dem mehr als 25 km langen 
Marsch unter Gesang und Trommelwirbel zurück.
gerecht war. Die späteren Ortsgruppenführer der NSDAP in Schärding bestätigten dies ebenfalls und bin 
ich auch aus diesem Grunde nie der Partei mehr als Neumitglied beigetreten, da man mir immer sagte, 
dass dies längst geordnet sei. Neu beigetreten bin ich auch deshalb nicht, weil ich ansonst den Ausschluss 
selbst anerkannt hätte.“ Nach der Auflistung seiner vielen Funktionen im DTB geht Wiery in diesem 
Punkt auch auf seine Tätigkeit für die NSDAP nach dem Parteiverbot ein: „Meine Hauptaufgabe in den 
deutschen Turnvereinen war, insbesonders in der Systemzeit, die Nationalen in den einzigen noch erlaub-
ten völkischen Vereinen und dies waren nur die deutschen Turnvereine, zusammen zu führen und sie 
dortselbst gemeinsam mit meinen Mitarbeitern für die grosse Kampfzeit vorzubereiten. Besonders galt 
dies am Lande, wo die nationalen Vereine ganz besonders den klerikalen Schikanen ausgesetzt waren.
Als Grenzbewohner war es mir möglich, Schriften bzw. verbotene Druckschriften, wie aber auch Briefe 
usw. vom Altreich nach Österreich, und umgekehrt, über die Grenze zu bringen (Zeuge SA Stabsleiter 
Pg. Irkovsky). Als Vereinsobman[n] hatt[e] gerade ich als Staatsbeamter viel zu leiden und kann ich 
heute nur vom Glück sprechen, wen[n] ich den wiederholt angekündigten Entlassungen, Verhaftungen 
usw. ausgekommen bin.“ BArch (ehem. BDC), PK, Wiery, Robert, 22. 1. 1901.
Zu den Angaben Wierys nahm die Ortsgruppenleitung am 12. Dezember 1938 folgendermaßen Stellung:
     „1.) alte Mitgliedsnummer [514.811] durch den USCHLA-Ausschluß 1932 verfallen
       2.) seine nationale Tätigkeit im d.v. Turnverein conzentriert[,] keine Fühlung mit der illeg. NSDAP
       3.) daher die Mitgliedschaft als unterbrochen anzusehen;
            seit März 1938 als Kreiswalter der NSV Schärding verdienstvoll tätig.“ Ebda.
Nachdem schließlich die Neuaufnahme Wierys in die Partei seitens des Kreisleiters sowie des Ortsgruppen-
leiters aber „bestens befürwortet“ worden war, wurde laut Schreiben des Mitgliedschaftsamtes München 
an den Gauschatzmeister des Gaues Oberdonau der NSDAP, Herrn Franz Obermeyer, vom 17. Oktober 
1939 dem Erfassungsantrag stattgegeben und Parteigenosse Wiery mit dem Aufnahmetag 1. 5. 1938 bei 
Zuteilung zur Ortsgruppe Schärding als Mitglied neu aufgenommen. Ebda. In seiner Funktion als Kreis-
amtsleiter der NSV – und Kreissportführer – blieb Wiery bis Ende 1940 in Schärding. Dann wurde er in 
der gleichen Funktionärseigenschaft nach Budweis dienstverpflichtet, wo er bis zum Zusammenbruch im 
Mai 1945 als Kreisamtsleiter tätig war. AdR, BMI-GDföS, Personalakt Zl. 23.545-2A/60.
71) Schdg. WBl. 1933, Nr. 17, S. 6.
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In dem Bestreben, „neben der turnerischen auch die geistige Ausbildung nicht zu ver-
nachlässigen“, wurde 1934 überdies eine eigene Lichtbildvortragsstelle geschaffen: „In Form 
von leichtfaßlichen Vorträgen, die mit vorzüglichen Bildern unterstützt sind, sollen durch 
die auf einwandfreien Ergebnissen der Wissenschaft aufgebauten und volkstümlich gehalte-
nen Vorträge die Kenntnisse der Turnerinnen und Turner erweitert und vertieft werden“, 
heißt es dazu im „Schärdinger Wochenblatt“.72
Der erste Vortrag dieser Art fand am Dienstag, dem 6. März 1934, abends 8 Uhr im 
kleinen Aschenbrennersaal statt – um 5 Uhr nachmittag hatte der Verein im selben Saal be-
reits „eine Märchen- und Sagenvorlesung mit über 50 herrlichen Bildern“ arrangiert, „die 
unserer Jugend und deren Angehörigen viel Freude machte“ – und gibt einen guten Einblick, 
was man sich unter dieser „auf einwandfreien Ergebnissen der Wissenschaft“ basierenden 
Schulung vorzustellen hat:
Bei diesem Vortrag wurden uns die „Wunder des Sternenhimmels“ gezeigt und an-
schließend daran eine kleine zeitgeschichtliche Bilderschau. Der Vortrag, vom ehema-
ligen Bundesdietwart Zenker zusammengestellt, schilderte in leicht verständlicher 
Weise die Sternenwelt, deren Entstehung und Vergehen. Sehr interessant waren die 
hiezu gezeigten Lichtbilder, unter ihnen besonders die photographischen Aufnahmen 
einiger Sternwarten. In der zeitgeschichtlichen Bilderschau wurde der verderbliche 
Einfluß des Judentums auf das deutsche Volkstum dargestellt. Zwei kleinere heitere 
Vorträge, ebenfalls mit Lichtbildern, beschlossen den lehrreichen Abend. 
Im „Schärdinger Wochenblatt“ wurde dann noch die Hoffnung ausgesprochen, daß in 
nicht allzu langer Zeit wieder ein derartiger Vortrag abgehalten werde, „der gewiß bei allen 
Besuchern einen nachhaltigen Eindruck hinterlassen hat“ 73, und abschließend richtete man 
folgenden Appell an alle Turnerinnen und Turner74:
Turnerinnen und Turner, werbet fleißig für diese Neueinrichtungen des deutschen Tur-
nerbundes und trachtet, daß diese gemeinnützigen Vorträge nicht allein von Euch 
zahlreich besucht werden, sondern daß sich zu denselben auch viele Freunde der deut-
schen Turnsache einfinden.
72) Schdg. WBl. 1934, Nr. 10, S. 7.
73) Tatsächlich veranstaltete der Verein in der Folgezeit immer wieder solche Lichtbildervorträge: Am 15. April 
1935 fand im kleinen Aschenbrennersaal z. B. einer „aus der Reihe solcher für Rassenkunde“ statt: 
„Die Einleitung bildeten werbende Worte für den Verein, dann folgte ‘Aus der Vorzeit der Menschheit 
in Europa’, den Schluß bildete ‘Das schöne Kärnten’, das in herrlichen Bildern festgehalten ist“, wurde 
dazu im „Schärdinger Wochenblatt“ 1935, Nr. 16, S. 6 mitgeteilt; 
und am 24. September 1935 befaßte sich ein Lichtbildervortrag mit den Isonzoschlachten: Major a. D. 
Franz Goppold-Lobsdorf hielt den erläuternden Vortrag, während Turnwart Otto Dicklberger den Appa-
rat bediente. „Der Vortragende konnte auf die vielen Durchbruchsversuche der Italiener verweisen, die 
trotz oftmals zehnfacher Kräfteüberlegenheit an dem Todesmut der österreichischen Soldaten scheiterten 
und dem Angreifer ungeheure Menschenverluste eintrugen. Die schließlich mit Hilfe reichsdeutscher 
Truppen vollzogene österreichische Offensive wirkte auf das italienische Heer vernichtend, da ungeheu-
er reiches Kriegsmaterial und Gefangene in die Hände der siegreich Vordringenden fielen. Der Schluß 
seiner trefflichen Ausführungen, der der Ehrung der im Weltkriege gefallenen Turnerschaft gewidmet 
war, wurde von den Anwesenden stehend angehört. Die Lichtbilder boten manchem Kriegsteilnehmer 
wieder eine Auffrischung seiner Erinnerung an jene mörderischesten Schlachten des Weltkrieges“, heißt 
es dazu im „Schärdinger Wochenblatt“ 1935, Nr. 39, S. 7. 
74) Schdg. WBl. 1934, Nr. 10, S. 7.
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Wie folgender Stempel belegt, verfügte der Verein außerdem über eine eigene Biblio-
thek. Einzelheiten dazu liegen mir aber nicht vor.
Aufgrund des klaren Bekenntnisses der völkischen Turner zum Zusammenschluß aller 
Deutschen, zu Rassismus und Antisemitismus, zum Kampf gegen Parteienhader und „kor-
rumpierende Parlamentswirtschaft“, zu unbedingtem Gehorsam innerhalb einer genau gere-
gelten Hierarchie und zum Aufgehen des einzelnen in der Gemeinschaft75 kann es nicht ver-
75) Hinsichtlich der ideologischen Ausrichtung des DTB hält R. Schmidl u. a. fest: „Wenn man das 25-Punkte-
Programm der NSDAP vom 24. Februar 1920 unter Berücksichtigung der Ergebnisse aus der Wertklima-
untersuchung des Turnerbundes durchsieht, lassen sich in mehreren Punkten Übereinstimmungen nach-
weisen:
Etwa in den Punkten 1., der Zusammenschluß aller Deutschen zu einem ‘Groß-Deutschland’ (Volkesein-
heit), Punkt 4., daß nur ein Volksgenosse Staatsbürger sein kann, Juden es daher niemals sein könnten 
(Rassereinheit), sowie Punkt 24., unter dem die Freiheit des religiösen Bekenntnisses gefordert wurde, 
soferne sie nicht gegen das ‘Sittlichkeits- und Moralgefühl der germanischen Rasse’ verstößt, was den 
Kampf gegen den ‘jüdisch-materialistischen Geist in und außer uns’ bedeutete (Geistesfreiheit). ‘Ge-
meinnutz’ gehe ‘vor Eigennutz’ (entsagungsvoller Idealismus) und um diese zu erreichen, sei die ‘kor-
rumpierende Parlamentswirtschaft’ zu bekämpfen (Punkt 6.) und die ‘Zinsknechtschaft’ zu brechen 
(Punkt 11.)“; und Schmidl fährt fort: 
„Es scheint unergiebig zu sein, den ideologischen Urheberrechten an einzelnen Programmpunkten nach-
zugehen, weil die Grundstimmung in den bürgerlichen Kreisen im Reich wie in Deutschösterreich gleich 
gewesen sein wird, und annähernd dieselben grundsätzlichen Wertvorstellungen produzierte. Aus sozio-
logischer Sicht mag es aber von Interesse sein, daß im Rahmen des völkischen Turnens, wie es ab 1889 
der damalige Deutsche Turnerbund betrieb, erstmals eine organisatorische Zusammenfassung der hinter 
den Schlagworten Rassereinheit – Volkeseinheit – Geistesfreiheit stehenden Weltanschauung erfolgte. 
Auch war der Katechismus der völkischen Turner, den Zenker 1924 unter dem Titel ‘Deutschkunde’ her-
ausgab, eine Überarbeitung der von Hermann Leithner vor dem 1. Weltkrieg herausgegebenen ‘Fragen 
aus dem Deutschen Volkstume’ und den ‘100 völkischen Fragen’ von Otto von Melzer, die ebenfalls 
schon vor dem 1. Weltkrieg im Gebrauch des DTB (1889) waren.
So hat sicher die Ideologie der völkischen Turner, die Antisemitismus, Reichsidee und Abschüttelung 
undeutscher Einflüsse als Grundsätze hatte, eine längere Tradition als die der NSDAP in Österreich und 
folglich im Deutschen Reich. Da die Organisationsgeschichte des Nationalsozialismus im gleichen 
deutschsprachigen Raum der Österreichisch-Ungarischen Monarchie ihren Ursprung hatte wie die völki-
sche Turnbewegung, dürfte die Behauptung, daß die völkische Turnerideologie nachhaltigen Einfluß auf 
den österreichischen – und damit in bestimmten Grundzügen auch auf den deutschen – Nationalsozialis-
mus gehabt hat, zu begründen sein.
Wenn man nun bedenkt, daß die Manifestation des NS Hitlerscher Prägung in Österreich über Umwege 
im Sinne einer ‘liberalen, demokratischen Arbeiterpartei’ der Vorkriegszeit über die gemäßigte Schulz-
Gruppe erst mit der Gründung der Suchenwirth-Gruppe stattfand (1926) und erst ab 1931 als überregio-
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wundern, daß die Propaganda der NSDAP in den Reihen der völkischen Turnerschaft auf be-
sonders fruchtbaren Boden fiel.76 Hatte der DTB schon anläßlich der Nationalratswahlen 
vom 9. November 1930 eine Erklärung abgegeben, die im Grunde genommen auf die Auf-
forderung hinauslief, die Stimmen der NSDAP oder der als Heimatblock auftretenden Heim-
wehr zu geben77, so kam es nach dem für die völkische Seite enttäuschenden Ergebnis der 
Nationalratswahlen78 und der neuerlichen Koalition der Großdeutschen mit den Christlichso-
zialen zu einer weiteren Annäherung des DTB an die NSDAP79 und damit verbunden zu 
einer Abkehr von der Heimwehr und der Großdeutschen Volkspartei.80
nale einheitliche Partei angesprochen werden kann, so fällt bei den Datierungen der zur Wertklimaunter-
suchung herangezogenen Quellen auf, daß mit Belegen bis zum Jahr 1929 herauf sich eine weitgehende 
Übereinstimmung mit den Zielen der NSDAP Hitlerischer Provenienz herstellen läßt.“ Schmidl, Roland: 
Der Deutsche Turnerbund. S. 158 f.
76) „Man mag sich zum Nationalsozialismus Adolf Hitlers, des Deutschösterreichers, stellen wie man will, doch 
das müssen alle und besonders wir bündischen Turner anerkennen: Hier wird ein ehrlicher Kampf ge-
kämpft, und zwar mit offenem Visier den Feinden unseres Volkes entgegengetreten. Hier gibt es keine 
Halbheiten und keine Zugeständnisse an die Gegner“, schrieb z. B. Sepp Ehrenreich in seinem Bericht 
über den Reichsparteitag der NSDAP (Hitlerbewegung) in Nürnberg in der „Bundesturnzeitung“ vom 
1. 9. 1929. Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 163 f.
77) „Der Deutsche Turnerbund ist und bleibt ein unpolitisch-überparteilicher Verband. 
Dies schließt nicht aus, daß er seine Bundesangehörigen verpfl ichtet , im Geiste seiner völkischen 
Grundsätze ihre Wahlpflicht zu erfüllen und sich außerhalb des Vereinslebens auch an den Wahlarbeiten 
in solchen Wählergruppen zu beteiligen, die für Rassereinheit und Anschluß an das Deutsche Reich ein-
treten und die vor allem nicht internationalen Wählergruppen, zu denen auch die Christlichsozialen ge-
hören, Verbindungen eingehen.
Der Deutsche Turnerbund hat mit der Bundesführung der österreichischen Selbstschutzverbände unter 
Wahrung seiner Selbständigkeit seinerzeit Vereinbarungen getroffen, die sich auf das gemeinsame Vor-
gehen im Falle eines Aufgebotes zum Grenzschutz oder zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
im Lande erstrecken. Er sieht sich durch den Eintritt von Führern des Heimatschutzes in die dermalige 
Regierung nicht veranlaßt, diese Verbindung zu lösen, da die bolschewistische Gefahr unvermindert 
fortbesteht.“ Mitteilungen des Bundesturnrates und seiner Amtswalter, BTZ vom 11. 10. 1930, S. 439.
78) Die „Bundesturnzeitung“ resümierte: „Hätte sich diese Partei [= NSDAP, Anm. d. Verf.] mit dem Heimat-
block auf eine Liste geeinigt, wogegen keine sachlichen Bedenken bestanden, da ja Adolf Hitler selbst 
dem Zusammengehen seine grundsätzliche Zustimmung gegeben hatte, so hätte das Wahlergebnis schon 
anders ausgesehen. Es wären dann nämlich [...] statt der gewählten acht Heimwehrvertreter dreizehn völ-
kische Abgeordnete in den Nationalrat gekommen.“ Ergebnisse der österreichischen Nationalratswahlen, 
BTZ vom 21. 11. 1930, S. 490 f.
79) Vereinzelt hatte es schon in den frühen zwanziger Jahren Kooperationen zwischen völkischen Turnern und 
der NSDAP gegeben, was laut Schmidl mit den Aktivitäten zusammenhängen dürfte, die reichsdeutsche 
NSDAP-Politiker in Westösterreich – z. T. auf der Flucht nach dem Hitlerputsch im November 1923 –
entwickelt hatten. 
Schmidl verweist in diesem Zusammenhang auf den Turnverein in Neumarkt/Oberösterreich (Schmidl, 
Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 162). 
Wie bereits kurz erwähnt, gab es solch enge Kontakte auch zwischen dem „Deutschen Turnverein 
Schärding 1862“ und der nationalsozialistischen Passauer Ortsgruppe. 
Die Bundesleitung des DTB hielt die Nationalsozialistische Partei Österreichs hingegen erst 1926 für 
„salonfähig“. Damals führte Bundesobmann Kupka eine Aussprache mit ihr herbei, in der vereinbart 
wurde, daß gemeinsame Belange nicht über Presseveröffentlichungen behandelt werden, sondern über 
die Verbandshierarchie „zur Erhebung und Klarstellung“ geleitet werden sollten (Mitteilungen des Bun-
desturnrates und seiner Amtswalter, BTZ vom 15. 1. 1926, S. 23). Ebda. S. 163. 
Mit der Anerkennung der NSDAP als pars inter pares drohte nun aber innerhalb des DTB eine Polarisie-
rung zwischen der eher großdeutsch eingestellten Vätergeneration und der mit den Nationalsozialisten 
sympathisierenden Generation der Söhne. Dieser Gefahr suchte die Bundesleitung des DTB in der Fol-
gezeit dadurch zu begegnen, daß sie einerseits die Bedeutung beider politischen Richtungen unterstrich 
– „Beide nationalen Richtungen sind beinahe eine Notwendigkeit, die einen, welche als Völkischgesinn-
te auf dem Boden des gegenwärtigen Staates praktisch mitarbeiten und dadurch eine gewisse Machtstel-
lung einnehmen, ebenso die anderen, welche, die jetzigen staatlichen und sozialen Zustände verneinend, 
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Diese Entwicklung fand ihren Niederschlag im Abkommen vom 8. Jänner 1931, in 
dem die Führung der NSDAP in Österreich und die Leitung des DTB die „Herstellung einer 
reibungslosen Abgrenzung des Wirkens der beiden Körperschaften“ vereinbarten, „um ihren 
Mitgliedern die Mitarbeit in diesen beiden Körperschaften zu ermöglichen“.81
Mit diesem Abkommen war nun der Weg des „Deutschen Turnerbundes“ für die näch-
ste Zukunft vorgezeichnet: Seine weitere Existenz im politischen Geschehen stand jetzt in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der NSDAP.
Hatte der „Deutschvölkische Turnverein Schärding 1862“ schon sein 70. Gründungs-
fest am 2./3. Heuets [= Juli] 1932 im Beisein befreundeter bayerischer und österreichischer 
Vereine als „Gedenktag turnerischer Arbeit und völkischer Gesinnung“ begangen – Dietwart 
Fachlehrer Marian hob in diesem Zusammenhang in seiner Festrede die „hehren Aufgaben 
der deutschen Turnvereine und des gesamten deutschen Volkes“ hervor, „das trotz harter 
Zeit und schwerer Knechtung dazu berufen ist, seine hohe Sendung zu erfüllen“82 –, so wirk-
te der Verein nur eine Woche später auch am 4. Kreisturnfest in Salzburg mit83, „galt es 
mit eisernem Willen den Volksgenossen die Grundlagen der völkischen Weltanschauung einhämmern“, 
hieß es dazu in der BTZ (Derganz, Heinz: „Staatspolitische Erziehung“. – In: BTZ vom 1. 12. 1928, S. 
512) – und sich andererseits darum bemühte, das zersplitterte völkisch-nationale Lager Österreichs zur 
Bildung einer völkischen Einheitsfront zu bewegen. Ebda. S. 141 f. 
80) Durch den Bedeutungsschwund der Großdeutschen Volkspartei trat im Deutschen Turnerbund eine immer 
stärker werdende Heimatlosigkeit der Älteren ein. Gleichzeitig rückte die junge Generation zusehends in 
den Vordergrund, die nicht nur neue Ziele für den Turnerbund − nämlich Ersatz der bisher nebeneinan-
der bestehenden Bereiche Turnen und Dietschulung durch eine größtmögliche organische Einheit von 
ideologischer und körperertüchtigender Schulung; Straffung der vermittelten Inhalte; Abkehr von der in-
dividualistischen Vielfalt etc. − vor Augen hatte, sondern sich in ihrem politischen Bewußtsein eher von 
der jungen nationalsozialistischen Partei vertreten fühlte, die ihren Aktivismus auf konkrete und präsente 
Ziele richtete und nicht wie der Turnerbund in visionären Zukunftsvorstellungen steckenblieb. Demokra-
tische Gepflogenheiten wurden nun z. B. als „Überbleibsel der jüdisch-liberalen Väter-Zeiten“ diffa-
miert (Pesendorfer, Franz: Replik auf „Der Führergedanke“ von Paul Geißler. − In: BTZ vom 21. 5. 
1931, S. 212), und sowohl in Mitglieds- als auch in Funktionärskreisen tauchte immer öfter der Ruf nach 
dem Führerstandpunkt auf. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 95−106.
81) „Da die körperliche und geistige Erziehung, die der Deutsche Turnerbund seinen Mitgliedern zuteil werden 
läßt, auch den Bestrebungen der NSDAP dient“, werde diese auf ihre Anhänger Einfluß nehmen, ihre 
körperliche Ertüchtigung in den Vereinen des Deutschen Turnerbundes zu suchen. Die NSDAP werde 
daher davon absehen, eigene Turn- und Sportvereinigungen ins Leben zu rufen, sie werde vielmehr auch 
in jenen Orten, wo derzeit noch kein Verein des Deutschen Turnerbundes besteht, die Gründung solcher 
Vereine im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen des Turnerbundes fördern. Außerdem werde die 
NSDAP die SA veranlassen, ihren Dienst derart einzurichten, daß die ihr angehörigen Turner nicht vom 
Turnbetrieb abgehalten würden. Im Gegenzug wurde von seiten des Turnerbundes zugesagt, die Anhän-
ger der NSDAP in ihren parteipolitischen Tätigkeiten durch die Vereinsleitungen nicht zu behindern und 
ihnen auch keine Schwierigkeiten zu bereiten, „einer SA der NSDAP beizutreten.“ 
Dies sollte jedoch nicht für geschlossene Turnerwehrzüge gelten. Hinsichtlich der Heimwehr erklärte 
der Turnerbund, daß die Zugehörigkeit zu einem Verein des Turnerbundes „keine Verpflichtung gegen-
über dem Österreichischen Heimatschutz begründe. Darüber hinaus regelte das Abkommen das Auftre-
ten der Turner in der Öffentlichkeit – im Punkt 3) des Abkommens hieß es dazu: „Die Turner haben bei 
turnerischen Veranstaltungen das Turnkleid mit dem Bundesabzeichen zu tragen; es haben bei solchen 
Veranstaltungen auch parteipolitische Kundgebungen zu unterbleiben. Bei Parteiveranstaltungen ist es 
ihnen gestattet, das Turnkleid oder die Parteiuniform, beides jedoch ohne Bundesabzeichen zu tragen“ –, 
und schließlich sicherte die NSDAP noch zu, auf ihre Parteimitglieder einzuwirken, keinen politischen 
Kampf in die Turnvereine zu tragen.
AdR, AVA, NS-Parteistellen, Ktn. 5, Korrespondenz des Gauleiters Frauenfeld 1931. Zit. nach: 
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. Dokumentarischer Anhang. S. 77.
82) Schdg. WBl. 1932, Nr. 27, S. 7.
83) Bereits am Samstag, dem 8. Juli, um 5 Uhr früh waren daher 28 Turner und 4 Turnerinnen mit dem großen 
Ausflugswagen des Herrn Hasibeder nach Salzburg gefahren. Schdg. WBl. 1932, Nr. 28, S. 7.
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doch, an einem Feste teilzunehmen, das nicht allein der turnerischen Arbeit gewidmet war, 
sondern auch durch die geschlossenen Teilnehmermassen den völkischen Willen des Deut-
schen Turnerbundes zeigen soll, der entschlossen ist, für eine neue, bessere deutsche Zukunft 
zu kämpfen.“ Am Sonntag, dem Hauptfesttag, fand nachmittags ein großer Festzug statt. Im 
„Schärdinger Wochenblatt“ heißt es dazu84:
Der Nachmittag vereinigte uns zum Festzug, an dem mehr als 2000 Turner mit rund 
100 Fahnen teilnahmen. Schärding marschierte im Festzuge mit 36 Teilnehmern. [...] 
Als dann aus tausenden Kehlen das Deutschlandlied erklang und der Ruf der gesam-
ten Turner „Herr, mach’ uns frei!“ in die Lande hinausgeschmettert wurde, hatte 
wohl die Begeisterung der Festteilnehmer den Höhepunkt erreicht. Das Kreisturnfest 
in Salzburg zeigte, daß unserer völkischen Turnbewegung ein tieferer Sinn innewohnt 
und dieser Sinn wird wieder hinausgetragen werden in alle Kreise unseres deutschen 
Volkes und wird uns wieder neue Kämpfer zuführen für den völkischen Turngedanken.
Angesichts dieser nunmehr offen zur Schau getragenen Begeisterung vieler deutscher 
Turner für Hitler und die NSDAP85 – und wohl auch alarmiert durch die Erfolge der Natio-
nalsozialisten bei den Landtagswahlen in Wien, Niederösterreich und Salzburg vom 24. Ap-
ril 193286 – erhob die „Rieder Volkszeitung“ am 20. Juli 1932 warnend ihre Stimme: 
Unter dem Titel „Von der oberösterreichisch-bayrischen Grenze, 19. Juli. (Hitler und dv. 
Turnvereine.)“ schreibt sie87: 
Kürzlich hat die landbündlerische Presse bedauernd festgestellt, daß viele deutschvöl-
kische Turnvereine zur Hitlerei abschwenken. Dieser Prozeß scheint sich noch weiter 
zu entwickeln. Insbesondere seit dem Salzburger Turnfeste scheinen deutschvölkische 
Turnvereine noch stärker mit Hitlergeist erfüllt zu sein. Angesichts ihrer „Heil Hit-
ler!“-Rufe müssen wir einmal fragen: „Katholische Eltern, die Ihr Eure Kinder sol-
chen deutschvölkischen Turnvereinen anvertraut, wisset Ihr, welcher Geist darin ge-
pflegt wird? Könnt Ihr da noch eine Stunde länger Eure Kinder in diesen Vereinen 
lassen?“ Die Nazisozi sehen 1. in der katholischen Kirche „den Feind“ und künden 
ihr den Krieg bis aufs Messer an. Was sie unter Christentum verstehen, ist überhaupt 
84) Schdg. WBl. 1932, Nr. 28, S. 7.
85) Vor allem dem von den Gegnern der „Bewegung“ immer wieder heftig beklagten Radikalismus im Auftreten 
der Nationalsozialisten huldigten viele im DTB als „Aktivismus“ und „politische Dynamik“. In der BTZ 
findet sich in diesem Zusammenhang sogar ein Vergleich mit dem Bauernkrieg des 16. Jahrhunderts: 
„Wie einst das gute deutsche Bauernblut aufstand gegen Ritterschaft, Pfaffenwillkür und Fürstenhoch-
mut und der zerrissene Bundschuh leuchtendes Banner der Empörung deutschen Blutes wurde, so ist das 
Hakenkreuzbanner heute Hoffnung und Stern des armen Mannes.“ Buch, Willi: „Auf dem Vormarsch!“ 
– In: BTZ vom 21. 7. 1932, S. 279 f. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 174; 
und im Salzburger Turnerjugend-Jahrbuch 1932, Salzburg: o. J., S. 5 heißt es: „Über Deutschland steht 
Sturm! Mit unheimlicher Folgerichtigkeit scheint sich das Schicksal zu erfüllen. [...] Doch die Wende 
kündet sich an. Wir stehen schon mitten drinnen im Aufbruch der Jugend. Aus leisem Hoffen ist sieghaf-
te Gewißheit geworden: In dröhnendem Sturmschritt naht das junge Deutschland. [...] Der Deutsche 
Turnerbund, der große treue Wegbereiter des völkischen Erwachens, pflügt seit über 40 Jahren den stei-
nigen Heimatboden. Reift nun die Saat?“ – Zit. nach: Krammer, Reinhard: „Die Turn- und Sportbewe-
gung“. S. 735. 
86) Der Kommentar seitens des Turnerbundes zum Wahlausgang vom 24. April 1932 in der BTZ vom 1. 5. 
1932, S. 163 f. betonte die Analogie zu den in verschiedenen Ländern des Deutschen Reiches ausgegan-
genen Wahlen desselben Datums: Die „deutsche Freiheitsbewegung“ habe damit den Durchbruch so-
wohl im Reich als auch in Österreich erreicht. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 174. 
87) „Rieder Volkszeitung“ vom 20. Juli 1932, S. 9.
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nicht mehr das Christentum Christi. Die Nazisozi sind 2. durch und durch preußisch 
eingestellt. Sie selbst nennen sich die „modernen Preußen“ und sagen: „Unsere Idee 
ist preußisch. Wo wir stehen, da gibt es nur Preußen!“ Daher sind sie den Süddeut-
schen und den Oesterreichern spinnefeind. Den Bayern haben sie erst letzter Tage ge-
droht, daß ein nationalsozialistischer Reichskanzler 100.000 Braunhemden in Bayern 
einmarschieren und ihnen „den Rücken gerben“ lassen würde. Die Bayern haben ih-
nen geantwortet: „Die 100.000 Braunhemden sollen nur kommen; daß dann das Fell 
gegerbt wird, ist sicher, es fragt sich nur, wessen Fell!“ Die Bayern stellen eben eine 
große Bayernwacht auf, um sich gegen solche preußische Einquartierung zu schützen. 
Zornentbrannt schreien die Nazisozi: „Nieder mit Bayern! Eines sagen wir auch allen, 
am 1. August 1932 hat Bayern aufgehört, Bayern zu sein. Euch, bayrisches Gesindel, 
werden wir es nach der Wahl besorgen...“ Und so fort. Das ist echt preußischer Hoch-
mut, wie ihn die Bayern schon lange kennen und der leider auch den anderen Deut-
schen den Haß der Welt zuzog. Das „dritte deutsche Reich“ würde, wie man in Bayern 
sagt, im Falle eines Sieges der Nazisozi bei den Wahlen am 31. Juli „eine richtige 
Sklaverei“ werden und ein deutscher Bericht schloß dieser Tage mit den Worten: 
„Gott bewahre uns vor dem Zuchthausstaate des dritten Reiches.“ Und da gibt es 
österreichische Turner, die „Heil Hitler!“ rufen? Dort, wo die Nazisozi schon die 
Herrschaft haben, wie in Oldenburg, haben selbst ihre Anhänger bereits genug von ih-
rem Segen. [...] Den Oldenburgern sind also zu spät die Augen aufgegangen; hoffent-
lich lernen andere aus ihrem bitteren Geschicke! Der Nationalsozialismus ist ein er-
klärter Gegner des Christentums, ist stockpreußisch, für denkende Oesterreicher da-
her gänzlich unmöglich und unbrauchbar, schon jetzt eine große Enttäuschung für al-
le, die bisher „Heil Hitler!“ riefen.88
Der Zulauf zu den deutschvölkischen Turnvereinen war jedoch nicht zu stoppen, ja die 
einzelnen Abteilungen des „Deutschvölkischen Turnvereins Schärding 1862“ konnten den 
Berichten des Turnwartes F. Poindecker und des Jugendwartes R. Wiery anläßlich der Jah-
reshauptversammlung vom 11. März 193389 zufolge sogar „einen bedeutenden Mitgliederzu-
wachs“ verzeichnen: 
Der Verein wies mit seinen etwa 270 Turnenden nunmehr einen Gesamtstand von 440 
Mitgliedern90 auf und gab sich „nach gründlicher Aussprache“ im Rahmen der Hauptver-
sammlung für das Jahr 1933 einen „der umfangreichsten“ Arbeitspläne, die „wir je zu be-
wältigen hatten“91:
88) Daß auf Turnerbundseite diesbezüglich allerdings eine völlig andere Meinung vertreten wurde, hatte sich 
schon anläßlich des Gaujugendtreffens des 4., 5. und 6. Bezirks des Inn-Traungaues gezeigt, das am 
11./12. Juni 1932 in Andorf abgehalten wurde – an den Wettkämpfen beteiligten sich auch 50 Knaben 
und Mädchen des „Deutschvölkischen Turnvereins Schärding 1862“ (Schdg. WBl. 1932, Nr. 24, S. 6). 
Damals legte Professor Etzold aus Wels den Besuchern nämlich in längerer Ansprache klar, „daß die 
deutschvölkischen Turner nicht die gehaßten, glaubensfeindlichen, sitten- und morallosen Leute, son-
dern im Gegenteil gerade offene, mutige, sittenvolle, glaubensliebende, rein nationaldeutsch fühlende 
Kämpfer sind, die dem verjudeten und entnationalisierten Zersetzertum noch nicht anheimfielen.“ 
Schdg. WBl. 1932, Nr. 25, S. 3.
89) Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S. 7. Anstelle des ausscheidenden Turnbruders Poindecker wurde damals Tbr. 
Wiery zum 1. und Tbr. Ide jun. zum 2. Turnwart gewählt.
Albert (auch Adalbert) Ide, geb. am 21. 7. 1911 in Schärding, Handelsangestellter, war am 4. September 
1931 in die NSDAP, Ortsgruppe Schärding eingetreten. BArch (ehem. BDC), MFOK, Ide, Adalbert, 21. 
7. 1911. 
90) Dies war etwas mehr als ein Zehntel der damaligen Bevölkerung Schärdings.
91) Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S. 7.
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♦ Um die Mädchen von 14 bis 17 Jahren in einer eigenen Abteilung zusammenfassen 
zu können, wurde eine Jungturnerinnen-Abteilung ins Leben gerufen. Diese nahm 
noch im März 1933 den Turnbetrieb auf. Mit der Leitung dieser Abteilung wurde 
laut „Schärdinger Wochenblatt“ Turnerinnen-Turnwart Otto Dicklberger betraut.92
♦ Ab 21. März fanden – wie bereits erwähnt – im Rahmen der Wehrausbildung regel-
mäßig jeden Dienstag im Gasthaus Donnin-
ger Schießabende statt.93
♦ Am 23. April führte der Wehrzug des Ver-
eins als Beginn der Gelände-Wehrausbil-
dung und als Werbung für die deutsche 
Turnsache einen 25 km langen „Gefechts-
marsch“ durch.94
♦ Ende April startete der Verein eine Werbe-
kampagne für die Teilnahme am 4. Gau-
turnfest, das der Inn-Traungau, der größte 
Gau des Turnkreises Oberösterreich-Salz-
burg, für den 1. und 2. Heuets in Ebensee 
angesetzt hatte.95 Im „Schärdinger Wo-
chenblatt“ vom 27. April 193396 findet sich 
dazu folgender mit dem Kürzel „d“ [= Otto 
Dicklberger] gekennzeichnete Aufruf: 
Durch die günstige Lage des Festor-
tes ist zu erwarten, daß sich die meis-
ten Turnerinnen und Turner des 
Gaues an dem Fest beteiligen wer-
den. [...] Die turnerische Arbeit ist 
92) Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S. 7. Entsprechend der im Turnerbund herrschenden Auffassung, daß die deut-
sche Frau als „Trägerin und Hüterin des arischen Erbgutes“ der Volksgemeinschaft in der Hauptsache 
als Mutter zu dienen habe (BTZ vom 1. 1. 1929, S. 3), beschränkte sich die Sozialisation der Frau im 
Verein auf die Bewußtmachung ihrer biologischen Funktion für das „Volksganze“: „Die volksbewußte, 
echte deutsche Frau in sittlicher Reinheit, seelischer Stärke und Gemütstiefe, die künftige Mutter einer 
heldischen Jugend ist unser Erziehungsbild.“ (Rainer, Norbert: Der völkische Riegendienst. − Wien: 
1934. S. 27. − Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 91). Die Turnerinnen waren 
demnach zwar gut in den Verein integriert und glänzten bei öffentlichen Veranstaltungen auch immer 
wieder mit ihren Leistungen – z. B. anläßlich der Sonnwendfeier am 22. Juni 1930 mit den unter ihrem 
Turnwart Tbr. Otto Dicklberger sehr gut geturnten Innsbrucker Bundesfreiübungen (Schdg. WBl. 1930, 
Nr. 26, S. 6) –, sämtliche Funktionen im Vereinsvorstand aber wurden von Männern ausgeübt. Damit 
lag man ganz auf der Linie der Bundesleitung, die z. B. in der „Bundesturnzeitung“ folgendermaßen ge-
gen emanzipatorische Erscheinungen im Vereinsbetrieb Stellung genommen hatte: „Wenn den Turn-
schwestern auch eine gewissenhafte Erfüllung der Pflichten nicht abgesprochen werden kann, so eignen 
sich doch nicht alle Ämter für sie und außerdem widerspricht es dem Gedanken der Wehrhaftigkeit, daß 
zur Beratung über rein männliche Fragen das weibliche Geschlecht mitzusprechen hat.“ „Leben im Turn-
verein“, BTZ vom 15. 4. 1924, S. 113. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 89.
93) Schdg. WBl. 1933, Nr. 11, S. 7.
94) Schdg. WBl. 1933, Nr. 17, S. 6.
95) „In schwerer Notzeit soll durch turnerische Gemeinschaftsarbeit in der breiten Oeffentlichkeit für die große 
Sache der deutschen Volksgemeinschaft gearbeitet und geworben werden“, gab der Verein dazu im 
„Schärdinger Wochenblatt“ bekannt. Schdg. WBl. 1933, Nr. 23, S. 5.
96) Schdg. WBl. 1933, Nr. 17, S. 6. 
Bei J. Vees in Schärding 
gedruckte Werbekarte
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in allen Vereinen schon seit Wochen auf das Gauturnfest eingestellt. Es wird 
mit rund 1000 Freiübungsturnern gerechnet. Die Turnfolge umfaßt u. a. auch 
militärische Uebungen, Geräteturnen, Volkstänze der Turnerinnen. Beim Ver-
einswetturnen wird eine besonders große Beteiligung erwartet. In Schärding 
(1929) waren es 31 Vereine mit 471 Turnern, in Ebensee müssen es 50 Ver-
eine mit 600 Turnern sein. Das Vereinswetturnen stellt in Bezug auf die mili-
tärische Ausbildung und die Erziehung zur Wehrhaftigkeit den hochwertig-
sten Mannschafts-Wettkampf dar. Den Höhepunkt des Festes dürfte voraus-
sichtlich ein Fahnenschwingen bilden, das nach den Liedern „Bismarck“, 
„Horst Wessel“ und „Deutschland, Deutschland über alles“ ausgeführt wird. 
Das Gauturnfest in Ebensee soll wieder einmal kundtun, daß die deutschen 
Turner stets sich ihrer hohen völkischen Sendung bewußt sind und daß sie nie 
mit mehr Begeisterung für die Erreichung ihrer Hochziele eintraten, als ge-
rade jetzt, in der Zeit, in welcher nationale Ehre und nationales Streben bru-
tal unterdrückt werden.97 Turner und Turnerinnen, das Gauturnfest muß eine 
gewaltige Kundgebung nationaler Geschlossenheit und völkischen Erneue-
rungswillens werden und deshalb ergeht an euch alle der Mahnruf, daß ihr es 
als eure Pflicht erachten sollt, an diesem größten Turnfest des heurigen Jah-
res teilzunehmen. Es soll ein Markstein werden in der Geschichte des Inn-
Traungaues und dazu müßt ihr alle mithelfen durch freudige und fleißige Mit-
arbeit am Turnboden und beim Fest.
♦ Am 6. und 7. Mai wurde im Rahmen des 6. Turnbezirkes durch Bezirkswehrführer 
Wiery ein Wehrführer-Lehrgang abgehalten.98
97) Seit dem Amtsantritt der aus Christlichsozialen, Landbund und Heimatblock gebildeten Regierung Dollfuß 
am 20. Mai 1932 hatten sich die innenpolitischen Verhältnisse aufgrund des neuen außenpolitischen 
Kurses (Abrücken vom Anschlußgedanken, Bejahung der Eigenstaatlichkeit Österreichs und Annähe-
rung an das faschistische Italien) und der damit Hand in Hand gehenden Abkehr vom Parlamentarismus 
beträchtlich zugespitzt: War es schon im Sommer 1932 anläßlich der Durchsetzung der an drückende 
Bedingungen gebundenen Lausanner Anleihe zu heftigen Kontroversen mit den Sozialdemokraten, den 
Großdeutschen und den Nationalsozialisten gekommen – auch der Turnerbund hatte zu „schärfstem Wi-
derstand“ gegen die Anleihebedingungen aufgefordert (Jürgen, Hans: Gegen die Schmachanleihe. – In: 
BTZ vom 1. 8. 1932, S. 294) –, so führte der autoritäre Regierungskurs, den Dollfuß von Oktober 1932 
an verfolgte und der im März 1933 mit der Ausschaltung des Parlaments sowie der Einschränkung der 
Presse- und Versammlungsfreiheit seinen ersten Höhepunkt erreichte, zu einer weiteren Polarisierung 
zwischen Regierung und Opposition. Während die Sozialdemokraten jedoch angesichts der drohenden 
nationalsozialistischen Gefahr – das Ergebnis der deutschen Wahlen vom 5. März 1933 hatte die Herr-
schaft Hitlers besiegelt – und um Blutopfer zu vermeiden auf offenen Widerstand und Generalstreik ver-
zichteten, sahen sich die österreichischen Nationalsozialisten durch den Wahlerfolg im Deutschen Reich 
in ihren Anliegen bestätigt. Sie verstärkten nun ihre Forderung nach Neuwahlen, veranstalteten Massen-
kundgebungen, in deren Rahmen sie immer wieder den Rücktritt der Regierung Dollfuß verlangten, wur-
den mit Hilfe deutschen Geldes propagandistisch aktiv wie nie zuvor und schreckten auch vor Terrorak-
ten nicht zurück. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 202 ff.
Auch die Diktion in der BTZ war mittlerweile immer schärfer geworden, u. z. sowohl was die Emphase 
über die Vorgänge im Deutschen Reich als auch die Frontstellung gegen die Regierung Dollfuß betraf. 
So wurde z. B. in der Ausgabe vom 1. 3. 1933, S. 82  folgender „Kampfauftrag“ an die völkischen Tur-
ner gerichtet: „Als Ostmarkdeutsche haben wir die Aufgabe, diesen Weg [den Hitler einschlagen werde; 
Anm. d. Verf.] im Südosten zu sichern, vor allem aber jene zum Teufel zu jagen, die sich diesem Weg 
im eigenen Land entgegenstellen. Zerschmettern wir diese, dann liegt das Reich vor uns!“ 
Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 177.
98) Schdg. WBl. 1933, Nr. 19, S. 4.
-463-
♦ Am Christi Himmelfahrtstag [= 25. Mai] unternahm die deutsche Turnerjugend un-
ter der Führung des Jugendturnwarts Wiery ihren Maiausflug.99 Die Wanderung, an 
der sich trotz ungünstiger Witterung über 100 Jugendliche und fast ebenso viele Er-
wachsene beteiligten, führte zum Steinernen Bankerl und dann ins Marienthal und 
war „wieder ein voller Erfolg für die deutsche Jugendsache“.
♦ Am 10./11. Juni richtete der „Dv. Turnverein Schärding 1862“ – wie bereits er-
wähnt – ein Gaujugendtreffen aus, an dem sich der 4., 5. und 6. Turnbezirk  (Gries-
kirchen, Ried, Schärding) mit etwa 400 Jugendlichen beteiligten.100
Dann aber bekam der Verein die Verschlechterung des außen- und innenpolitischen 
Klimas zu spüren, die nach einem nationalsozialistischen Sprengstoffattentat auf einen 
christlich-deutschen Wehrturnerzug in Krems am 19. Juni 1933 in einem Verbot der NSDAP 
sowie des Steirischen Heimatschutzes (Richtung Kammerhofer) und der Auflösung von 43 
deutschnationalen Turnvereinen gipfelte101: 
Der für den Fronleichnamstag, den 15. Juni, angekündigte Ausflug ins Kößlbachtal mit 
anschließender Wanderung donauaufwärts nach Passau, von wo aus die Rückfahrt nach 
Schärding geplant war102, mußte kurzfristig abgesagt werden.103
Hätten die Sonnwendfeiern 1933 laut Anweisung des Bundesturnrates vom 11. 5. 1933 
„als Feiern des Sieges unserer seit fünf Jahrzehnten unter schweren Opfern vertretenen tur-
nerischen Hochgedanken in der deutschen Erhebung und als Anschlußkundgebung“ ausge-
staltet werden sollen104, hatte sich der Verein nun zu verbürgen, „jede Störung der öffentli-
chen Ruhe hin[t]anzuhalten“, um die Sonnwendfeier am 24. Brachets105 überhaupt abhalten 
zu dürfen. Der geschlossene Ausmarsch zur Turnerwiese106 wurde dem Verein jedoch unter-
sagt.107
Am Gauturnfest in Ebensee am 1./2. Juli 1933 – es war unter der Bedingung bewilligt 
worden, daß es „keinerlei politischen Charakter tragen“ werde108 – nahm der „Dv. Turn-
99) Schdg. WBl. 1933, Nr. 22, S. 5.
100) Schdg. WBl. 1933, Nr. 25, S. 5.
101) Am 26. Mai war durch Ministerratsverordnung die 1. und 2. Assistenzkörperverordnung beschlossen wor-
den, wonach Mitglieder der Bauernwehren, der christlich-deutschen Turner, des Freiheitsbundes, der 
Frontkämpfer, des österreichischen Heimatschutzes und der ostmärkischen Sturmscharen als vom Staat 
beauftragte und legitimierte Hilfspolizei bestellt wurden. 
Der Handgranatenanschlag auf den 56köpfigen christlich-deutschen Wehrturnerzug in Krems, der einen 
Toten und 29 Verletzte gefordert hatte, konnte dadurch als Anschlag auf die staatliche Exekutive und –
pars pro toto – auf die Staatsgewalt schlechthin erklärt werden und lieferte der Regierung so den Anlaß 
für das Verbot der NSDAP und ihrer Gliederungen. 
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 181. 
102) Schdg. WBl. 1933, Nr. 23, S. 5.
103) Schdg. WBl. 1933, Nr. 24, S. 7.
104) „Mitteilungen des Bundesturnrates und seiner Amtswalter“, BTZ vom 11. 5. 1933, S. 190. – Zit. nach: 
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 182.
105) Wegen anhaltenden Regenwetters fand die Feier dann allerdings erst am 29. Juni statt. Schdg. WBl. 1933, 
Nr. 26, S. 6.
106) In seinem Ansuchen an die Bezirkshauptmannschaft Schärding vom 17. Juni 1933 hatte J. Brandstätter na-
mens des Turnvereins folgendermaßen argumentiert: 
„[...] Die Sammlung der Mitglieder ist und war stets bei der Schulturnhalle, von wo aus der Abmarsch in 
die Turnerwiese erfolgte. Wir möchten es auch heuer so halten, umsomehr, um die Mitglieder und 
hauptsächlich die Jugend in der Hand behalten und belehren zu können, daß keine Unzukömmlichkeiten 
vorkommen können, und alles vermieden wird, was Anstoß erregen könnte.“ 
BH Schärding, Zl. 479/8–1933.
107) Schdg. WBl. 1933, Nr. 25, S. 5.
108) Schdg. WBl. 1933, Nr. 26, S. 6.
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verein Schärding“ mit 40 Turnerinnen und Turnern teil. Laut „Schärdinger Wochenblatt“ 
vom 6. Juli hatte sich die für Samstag, den 1. Juli, um 11 Uhr angesetzte Abfahrt der Teil-
nehmer allerdings etwas verzögert, 
weil es angeblich öffentliches Aergernis erregt hatte, daß der Reisewagen mit dem 
Festabzeichen geschmückt war. Erst nach einer Rücksprache bei der Behörde war es 
möglich, endlich abzufahren. Wenn sich auch die Teilnehmer an der Turnfahrt an-
fangs über diesen Zwischenfall ärgerten, so konnte die Festesstimmung doch nicht 
vergällt werden und so fuhr man lustig los.109
Nach dem Zwölfkampf der Turner am Samstag standen am Sonntag das Vereinswett-
turnen und verschiedene Wettkämpfe, ein Festzug sowie ein Schauturnen auf dem Pro-
gramm, wobei man dem Festzug laut „Schärdinger Wochenblatt“ „diesmal und gerade in 
Ebensee mit einer gewissen Spannung entgegensah, da man auffallend viel Gendarmerie in 
den Straßen des Festortes schon am Vortage und überhaupt während des Festes gewahrte“; 
und dann versteigt sich der anonyme Berichterstatter dazu, quasi arglos zu fragen: „Warum 
wohl? Ist dies notwendig, wenn friedliebende Turner zu einem friedlichen Wettstreit um 
einen schlichten Eichenkranz sich treffen? [...]“110, was angesichts der Propaganda im Vor-
feld des Festes und des Faktums, daß viele Angehörige des Vereins nach wie vor Mitglie-
der111 oder Sympathisanten der nunmehr verbotenen NSDAP waren112, doch ziemlich unver-
froren war.
Turner und Turnerinnen des „Dv. Turnvereins Schärding“ auf und vor 
dem mit dem „Festabzeichen“ geschmückten Wagen
109) Schdg. WBl. 1933, Nr. 27, S. 7.
110) Ebda.
111) So finden sich z. B. Albert Ide (s. o.) und Fritz Grasserbauer auf der Siegerliste des Gauturnfestes. Schdg. 
WBl. 1933, Nr. 27, S. 7. 
Friedrich Grasserbauer war am 1. März 1933 der NSDAP beigetreten. BArch (ehem. BDC), SA, Gras-
serbauer, Friedrich, 1. 9. 1912. 
112) In der Periodischen Berichterstattung des Landesgendarmeriekommandos für Oberösterreich an das Bun-
deskanzleramt, Generaldirektion für öffentliche Sicherheit für die Monate Mai und Juni 1933 vom 31. 
Juli 1933 heißt es dazu allgemein: „Der größte Teil der nationalsozialistischen Jugend ist bei den 
deutsch-völkischen Turnvereinen aufgenommen worden.“ AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 197.314/33; 
und im Lagebericht des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich vom 30. August 1933 findet sich der 
Hinweis, daß die Wehrzüge der deutsch-völkischen Turnvereine „die Aufnahmsstelle“ „für die S.A.- und 
S.S.-Zugehörigen“ bilden. AdR, BKA, 22/OÖ. Zl. 205.712/33.
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Überdies sei hier noch angemerkt, daß der Sicherheitsdirektor für Oberösterreich laut 
Mitteilung im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 10. August 1933 das Tragen des anläßlich 
des Gauturnfestes in Ebensee ausgegebenen Festabzeichens – bestehend aus 4 F, die ein 
Hakenkreuz nachahmen – verbot, weil „dasselbe von Angehörigen der NSDAP. als Ersatz-
abzeichen benützt wird“.113
Über die Sommermonate legte der „Dv. Turnverein Schärding“ – er hatte am 3. Juli 
1933 der BH Schärding bekanntgegeben, daß er „mit heutigem Tage“ aus dem „Deutschen 
Turnerbunde 1919“ ausgetreten sei – dann in allen Abteilungen eine Turnpause ein. Dies be-
deutete jedoch nicht, daß damit bis zum 16. September 1933 – dem Tag, an dem der regel-
mäßige Turnbetrieb in allen Abteilungen wiederaufgenommen wurde114 – jegliche Vereins-
tätigkeit ruhte, denn anstelle der ausfallenden Turnstunden wurden die Mitglieder nun zur 
Teilnahme am Spielbetrieb auf der Turnerwiese115 und für den 6. August zu einem Vereins-
wettschwimmen in der städtischen Schwimmschule eingeladen.116
Am 12. August hielt der Verein in den Räumen der Brauerei Baumgartner eine außer-
ordentliche Hauptversammlung ab. Worum es bei dieser Versammlung ging, deren Wichtig-
keit es laut Ankündigung erforderte, „daß alle Mitglieder an dieser teilnehmen“, ließ sich an-
hand der mir zur Verfügung stehenden Quellen allerdings nicht eruieren. 
Anschließend an die Hauptversammlung hielt Tbr. Josef Brandstätter einen Vortrag 
über das 15. Deutsche Turnfest in Stuttgart, damit sich die Turnerinnen und Turner des „Dv. 
Turnvereins Schärding“ „wenigstens so beiläufig ein Bild“ „von der gewaltigen Größe dieser 
völkischen Kundgebung deutscher Turner“ machen konnten.117
Daß die deutschvölkischen Turnvereine ungeachtet der Zuspitzung der politischen 
Verhältnisse zwischen dem Deutschen Reich und Österreich nach wie vor für nahezu alles, 
was im Deutschen Reich geschah, eine geradezu überschwengliche Begeisterung aufbrach-
ten, war natürlich nicht dazu angetan, die Zweifel zu zerstreuen, die in Anbetracht der ideo-
logisch weitgehenden und punktuell nachweisbaren personellen Übereinstimmung mit der 
NSDAP hinsichtlich der vaterländischen Gesinnung der deutschen Turner bestanden. 
Seit dem Verbot der NSDAP waren der Turnerbund und seine Vereine daher verstärkt 
der Gefahr der behördlichen Auflösung ausgesetzt118 und gerieten auch oft ins Kreuzfeuer 
113) Schdg. WBl. 1933, Nr. 32, S. 6.
114) Schdg. WBl. 1933, Nr. 37, S. 6. 
115) Schdg. WBl. 1933, Nr. 27, S. 7. Der Spielbetrieb auf der Turnerwiese war folgendermaßen eingeteilt: Tur-
ner und Zöglinge Dienstag ab 18.45 Uhr Schlagball, Freitag ab 18.45 Handball, außerdem Samstag 
abends Faustball. Turnerinnen und Jungturnerinnen Montag ab 18.45 Ball über die Schnur, Donnerstag 
ab 18.45 Korbball, Männer- und Frauenabteilung jeden Mittwoch ab 19 Uhr, Knaben Dienstag und Frei-
tag 17 bis 19 Uhr und Mädchen- und Kinderabteilung Montag und Donnerstag 17 bis 19 Uhr. Schdg. 
WBl. 1933, Nr. 29, S. 7.
116) Dieses Wettschwimmen wurde jedoch am 3. August ohne Angabe von Gründen abgesagt. Schdg. WBl. 
1933, Nr. 31, S. 5.
117) Schdg. WBl. 1933, Nr. 32, S. 7.
118) Nachdem beim Bundesministerium für Heereswesen wiederholt – z. B. schon am 19. 6. 1933 durch das 
Kommando der 4. Brigade in Linz (KA, Zl. 16.679–Präs./1933) – Klagen eingegangen waren, daß Tur-
nerbundangehörige trotz der getroffenen Vorsichtsmaßnahmen den nationalsozialistischen Gedanken im 
Heer wachhielten, ersuchte das Ministerium die Generaldirektion für öffentliche Sicherheit im Bundes-
kanzleramt am 12. August 1933 um eine Stellungnahme bezüglich eines möglichen Verbotes der Zuge-
hörigkeit von Bundesbediensteten zu Turnerbundvereinen. Diese forderte daraufhin die Sicherheits-
direktoren und Leiter aller Bundespolizeibehörden per Rundschreiben auf, „umgehend zu berichten, ob 
Wahrnehmungen gemacht wurden, die darauf schließen lassen, daß sich die in Rede stehenden Turnver-
eine über ihren Vereinszweck hinaus in der Richtung der nationalsozialistischen Bestrebungen betäti-
gen“. (Rundschreiben vom 29. 8. 1933. AdR, AVA, BKI 22 gen., 199.854–GD1/33). In den Lageberich-
ten, die bis Ende Oktober aus ganz Österreich einliefen, heißt es in dieser Angelegenheit, daß es wohl 
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der Presse, wodurch sich der Turnerbund und seine Vereine immer wieder veranlaßt sahen, 
ihre Loyalität gegenüber dem österreichischen Staat zu beteuern und so den Behauptungen 
zu begegnen, daß es sich bei den bündischen Turnvereinen um getarnte NS-Organisationen 
handle.119 Der „Dv. Turnverein Schärding 1862“ verwies in diesem Zusammenhang z. B. am 
20. Juli 1933 im „Schärdinger Wochenblatt“120 auf die Stellungnahme der Bundesleitung, 
die am 11. Juli in der BTZ, dem „amtliche[n] Organ des Deutschen Turnerbundes“, veröf-
fentlicht worden war: 
In der „Bundes-Turnzeitung“ vom 11. Juli betont die Bundesleitung neuerdings, die 
überparteiliche turnerisch-völkische Erziehungsarbeit des Deutschen Turnerbundes, 
der mit keiner politischen Partei in Bindungen oder Bündnissen steht: „Der Deutsche 
Turnerbund und seine Vereine leisten seit Bestehen nur staatserhaltende, überparteili-
che Aufbau- und Erziehungsarbeit, so daß unsere Tätigkeit die Oeffentlichkeit nicht zu 
scheuen braucht. Im Rahmen des gesamtdeutschen Gedankens werden wir so wie bis-
her satzungsgemäß Heimatliebe und völkische Gesinnung pflegen und für die Ertüch-
tigung unseres Volkes arbeiten“; 
und am 24. August 1933121 wandte sich der Verein neuerlich in dieser Angelegenheit 
an die Leser des Blattes. Dieser Artikel trägt den Titel „Unbegründete Angriffe gegen den 
Deutschen Turnerbund“ und weist wieder das Kürzel „d“ [= Otto Dicklberger] auf: 
Ein Großteil der Presse ist seit Wochen bemüht, den Deutschen Turnerbund und seine 
Vereine zu vernadern und die verschiedensten Vorkommnisse im politischen Tages-
kampf mit ihm in irgend einen Zusammenhang zu bringen, um die maßgebenden Stel-
len in Oesterreich zum Vorgehen gegen den Turnerbund oder einzelne seiner Vereine 
zu veranlassen. Zuerst waren es verschiedene Untaten, die mit dem Deutschen Turner-
amtsbekannt sei, daß die überwiegende Zahl der jeweiligen Vereinsangehörigen zu einem hohen Pro-
zentsatz Mitglieder, der verbleibende Rest nahezu gänzlich Sympathisanten der verbotenen NSDAP sei-
en, es auch örtlich zur Benützung von Turnvereinseinrichtungen durch illegale SA oder SS-Formationen 
gekommen sei. (In Linz wurden etwa 50 Prozent aller Turner als Mitglieder der NSDAP geschätzt und 
weitere 40 Prozent als mit der „Bewegung“ sympathisierend bezeichnet; auch stellten Linzer Turnver-
eine der SA wiederholt ihre Turnplätze zur Verfügung. AdR, BKA, Inneres, SR/22 gen., Karton 4.877, 
Zl. 199.854/ GD. 1/1933: Betätigung nationaler Turnvereine. Zl. 210.466/33: Bericht der Bundes-Poli-
zeidirektion Linz vom 8. 9. 1933). Doch habe nahezu überall die Vereinsleitung Druck auf allzu forsche 
Nationalsozialisten ausgeübt, indem diesen bei Übergriffen politischer Natur der Ausschluß aus dem 
Verein angedroht wurde. Für die Sicherheitsdirektion stellte sich die Lage im Herbst 1933 somit im gro-
ßen und ganzen als ruhig dar (lediglich in Niederösterreich, in der Steiermark und in Kärnten hatte die 
Behörde einschreiten müssen), worauf die Generaldirektion 2, der das Vereinswesen unterstand, am 17. 
10. 1933 feststellte, daß eine Zugehörigkeit von Bundesbediensteten zu Turnerbundvereinen vorläufig 
nicht der Dienstpragmatik widerspreche. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 188 ff.
119) Schon in seinem am 1. Juli veröffentlichten Rundschreiben vom 16. Juni hatte Bundesobmann Kupka auf 
Gerüchte hingewiesen, die von körperschaftlichen Beitritten nationalsozialistischer Kreise zu den Ver-
einen des Turnerbundes sprachen. Nach dem nunmehr bestehenden Verbot der NSDAP habe er von 
staatlichen Stellen die Mitteilung erhalten, daß tatsächlich die Intention bei den Nationalsozialisten be-
stehe, „die Partei unter dem Deckmantel bündischer Turnvereine weiterzuführen.“ Mit der Warnung vor 
bestandsgefährdenden Umtrieben schloß der Bundesobmann: „Mag jeder einzelne Bundesangehörige zu 
den nationalen Parteien stehen wie er will, der Turnerbund selbst, seine Untergliederungen und Vereine 
haben sich streng an die Bundessatzungen zu halten, denen zufolge parteipolitische Bestrebungen ausge-
schlossen sind.“ „Verschiedene Aufklärungen“, BTZ vom 1. 7. 1933, S. 264. – Zit. nach: Schmidl, Ro-
land: Der Deutsche Turnerbund. S. 186.
120) Schdg. WBl. 1933, Nr. 29, S. 7.
121) Schdg. WBl. 1933, Nr. 34, S. 4.
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bunde oder seinen Vereinen in eine frei erfundene Verbindung gebracht wurden. Als 
sich diese Nachrichten als eitel Lug und Trug erwiesen und die in Betracht kommen-
den Zeitungen die unwahren Nachrichten berichtigen mußten [...], verlegte man sich 
darauf, von einer angeblichen Gleichschaltung des Deutschen Turnerbundes mit der 
Deutschen Turnerschaft zu berichten. Auch diese Meldung war aus der Luft gegriffen, 
weil der Deutsche Turnerbund eine vollkommen selbständige Körperschaft und jeder 
vernünftig denkende Mensch ganz gut weiß, daß ein Anschluß an die Deutsche Turner-
schaft erst nach der Erfüllung der vereinsrechtlichen Voraussetzungen in Oesterreich, 
also mit Bewilligung des Bundeskanzleramtes möglich wäre.
Da auch dieser Plan mißglückt war, einen stichhältigen Grund für die Auflösung des 
Deutschen Turnerbundes zu finden, bringt nun die Presse die Nachricht von einem an-
geblichen Vertrage, der zwischen dem deutschen Turnerbund und der N. S. D. A. P. 
abgeschlossen wurde. Während einige Zeitungen nur im allgemeinen von einem sol-
chen „Vertrage“ schreiben, bringt die in Wien erscheinende „Freiheit“ auch die ein-
zelnen Vereinbarungspunkte.122 Dafür muß der Deutsche Turnerbund eigentlich dank-
bar sein, denn jeder unvoreingenommene Leser muß daraus ersehen, daß es sich da-
bei um eine Trennung des gegenseitigen Wirkungsbereiches handelte, durch die ein 
Uebergreifen von parteipolitischen Bestrebungen in die deutsche Turnsache hintan-
gehalten werden sollte und besonders der körperschaftliche Beitritt von SA. zu 
Turnvereinen oder von Turnvereinen oder Turnerwehrzügen zur SA. als unstatthaft 
erklärt wurde.
Gleichzeitig wurde dadurch die Gründung von eigenen nationalsozialistischen Turn-
und Sportabteilungen hintangehalten und hiedurch verhindert, daß zu den schon be-
stehenden christlichen und sozialdemokratischen Parteiturnvereinen noch als neue 
Gruppe nationalsozialistische Turnvereine gekommen wären. Die Turnsache im Sinne 
Jahns soll dem ganzen Volke dienen und nicht politischen Parteien.
Die „Freiheit“ leistet sich aber bei der Wiedergabe der von der „Korrespondenz 
Eichinger“ übernommenen Nachricht noch einen besonderen „Druckfehler“, indem 
behauptet wird, daß diese Vereinbarungen am 3. Juli 1933 getroffen wurden, also zu 
einer Zeit, in der die N. S. D. A. P. in Oesterreich bereits verboten war. Da die ange-
führte Vereinbarung, also die Trennung des Wirkungskreises zwischen dem Deutschen 
Turnerbund und der N. S. D. A. P. beweist, daß der Turnerbund schon vor 2 Jahren –
damals erfolgte die Vereinbarung – bestrebt war, seine Arbeit unabhängig von der Tä-
tigkeit einer politischen Partei zu bewahren, soll nun die Verlegung des Zeitpunktes 
dieser Vereinbarung einen Grund für die Auflösung des Deutschen Turnerbundes ab-
geben. 
Gerade die völlige Trennung des Wirkungsbereiches zwischen dem Turnerbunde und 
einer politischen Partei ist aber der beste Beweis, daß der Deutsche Turnerbund und 
seine Vereine nach wie vor bestrebt sind, Parteipolitik aus ihren Reihen fernzuhalten. 
Die Diskussionen um den Standort des Turnerbundes rissen jedoch nicht ab, worauf 
der Bundesturnrat im Herbst 1933 die massiven Angriffe zum Anlaß nahm, eine Abwehr-
schrift herauszugeben123, in der auch auf das Verhältnis des Turnerbundes zur NSDAP 
122) „Vertrag zwischen Nazi und dem Deutschen Turnerbund“ vom 8. 8. 1933.
123) Abwehr der Angriffe auf den Deutschen Turnerbund. Hrsg. vom Bundesturnrate. – Wien: 1933. 
Der „Dv. Turnverein Schärding“ hielt dazu am 28. September im Schdg. WBl. 1933, Nr. 39, S. 7 unter 
dem Titel „Abwehr der Angriffe auf den Deutschen Turnerbund“ fest: „Seit mehreren Monaten sind der 
Deutsche Turnerbund, seine Unterverbände und Vereine Gegenstand gehässigster Angriffe in der Presse 
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eingegangen wurde: Den von der „Freiheit“ inkriminierten Vertrag stellte man als Maßnah-
me dar, Neugründungen von politisch eingestellten Turnvereinen hintanzuhalten; und den 
Vorwurf, daß schon durch die Häufigkeit von Identitäten im Bereich von Turnerbund- und 
Parteiangehörigkeit die Wahrscheinlichkeit sehr groß wäre, Interessen der verbotenen 
NSDAP, zumindest doch ihrer Ideologie, in den Vereinen Vorschub zu leisten, wies man 
folgendermaßen zurück124:
Hierzu kann nur immer wieder betont werden, daß der Deutsche Turnerbund eine un-
politische, überparteiliche Körperschaft ist, die ausschließlich die in den Satzungen 
festgelegten geistigen und körperlichen Aufgaben verfolgt. 
Wie schwierig diese offizielle Linie in der Praxis angesichts der vielen NSDAP-Mit-
glieder bzw. -Sympathisanten in den Reihen der deutschen Turner allerdings umzusetzen 
war, läßt sich am Beispiel des Turnvereins Schärding gut zeigen: War dem Verein anläßlich 
der „Monte San Gabriele-Feier“, die der Hessenbund Schärding125 gemeinsam mit der Gar-
nison Schärding unter der Parole „Treu zur Heimat, treu zum Vaterlande!“ „in streng unpoli-
tischer Aufmachung“126 am 30. September und 1. Oktober 1933 veranstaltet hatte, durch den 
Hessenbund für die „so zahlreiche und äußerst stramme Ausrückung“ herzlichst gedankt 
worden127, so „artete“ die am 17. Dezember 1933 abgehaltene Julfeier des Vereins128 laut 
verschiedener Richtungen. Mit allen unerfreulichen Vorkommnissen im öffentlichen Leben wird der Deut-
sche Turnerbund in Zusammenhang gebracht, in der Absicht, ihn politischer Betätigung zu überweisen 
und behördliche Maßnahmen gegen ihn zu erwirken. In seiner Abwehrschrift weist nun der Bund auf 
seine jahrzehntelange, selbstlose Arbeit im Dienste der Volks- und Jugenderziehung sowohl in körperli-
cher wie geistig-sittlicher Hinsicht hin; er betont, daß er ausschließlich im Sinne seiner behördlich geneh-
migten Satzungen vorgeht, nach denen jede parteipolitische Betätigung strengstens untersagt ist; er be-
spricht seine mustergültigen Einrichtungen sowie seine wirtschaftliche Bedeutung für weiteste Volkskrei-
se; er klärt seine Beziehungen zu anderen Verbänden und Körperschaften auf und wendet sich in wirksa-
mer Weise gegen die durch nichts gerechtfertigten Angriffe, die in das rechte Licht gestellt werden. Zum 
Schlusse wendet er sich an die berufenen Behörden, dem Bund um seines uneigennützigen, selbstlosen 
Wirkens für Volk und Heimat willen gegen weitere Angriffe in Schutz zu nehmen. Die Schrift ist von 
der Kanzlei des Deutschen Turnerbundes, Wien I., Walfischgasse 12, zum Preise von 20 g zu beziehen.“ 
124) Abwehr der Angriffe auf den Deutschen Turnerbund. S. 17. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche 
Turnerbund. S. 193.
125) Seine gründende Versammlung hatte laut Schdg. WBl. 1925, Nr. 10, S. 6 am 7. März 1925 stattgefunden. 
Nach eigener Definition barg er Kriegsteilnehmer aller Waffengattungen und war völlig unpolitisch. 
Schdg. WBl. 1933, Nr. 40, S. 6. Gemäß der in der Hauptversammlung am 14. Jänner 1933 vorgenom-
menen Neuwahl setzte sich der Vorstand des Hessenbundes Schärding damals folgendermaßen zusam-
men: Obmann Adolf Hellmann, Stellvertreter Hauptmann a. D. Richard Witt, Fähnrich Gurtner, Stellver-
treter Kirchberger, Kassenführer Schlagenhaufer, Stellv. Wiesner, Schriftführer Amstler, Stellv. Hölzl, 
Kassenrevisoren Hueber und Rothbauer, Beiräte Linner, Vogl und Wiesner, wobei der Umstand, daß 
Witt nicht wieder zum Ortsgruppenobmanne gewählt worden war, laut Schdg. WBl. 1933, Nr. 4, S. 6 
„einigermaßen befremdet“ hatte, denn „Witt hat sich zweifellos während seiner Obmannstätigkeit große 
Verdienste um die Ortsgruppe erworben und diese zu dem gemacht, was sie heute ist.“ 
Ob in diesem Zusammenhang Witts nationalsozialistische Einstellung eine Rolle gespielt hatte – seinen 
Angaben zufolge (Fragebogen der Betreuungsstelle für die alten Parteigenossen und Angehörigen der 
Opfer der nationalsozialistischen Bewegung im Bereiche des Gaues Oberösterreich, datiert mit 26. April 
1938. – AdR, BMI, Gauakt 305.901: Richard Witt) war er seit Mai 1931 NSDAP-Mitglied und wirkte 
von Mai 1931 bis zur Verbotszeit als Schriftführer der Ortsgruppe Schärding und als Mitglied der 
USCHLA –, konnte von mir nicht eruiert werden.
126) Schdg. WBl. 1933, Nr. 39, S. 5.
127) Im Rahmen dieser Feier wurde am 1. Oktober nach der am Stadtplatz abgehaltenen Feldmesse und der An-
sprache des Ortskommandanten Oberstleutnant Erwin Hingler die Hessen-Rainer-Straße eingeweiht. 
Schdg. WBl. 1933, Nr. 40, S. 5 f.
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Darstellung dreier Unteroffiziere der 3. Assistenzkompagnie, die an dieser Feier teilgenom-
men hatten, „teilweise zu einer Sympathiekundgebung für den Nationalsozialismus aus“: 
Vortragsordnung und Foto zur Julfeier 1932
Wie schon anläßlich der Julfeier 1932129 hatte sich die Vereinsleitung auch 1933 dazu 
entschlossen, „unter der bekannt erstklassigen Leitung des Herrn Amtsrates Kornmüller“ ein 
„Spiel von deutscher Not und deutschem Glauben“ aufzuführen, nämlich das Festspiel 
„Zwischen Tag und Nacht“, ein „Spiel vom Morgengrauen völkischer Einigkeit“.130 Das 
„Schärdinger Wochenblatt“ widmete dieser Julfeier, die in „der langjährigen Reihe unserer 
128) Daß die Julfeier 1933 schon am 17. Dezember und nicht wie bisher üblich am Stefanitag abgehalten wurde, 
war damit begründet worden, „daß den vielen Wintersport treibenden Turnern und Turnerinnen die 
Möglichkeit einer Ausnützung der Weihnachtsfeiertage nicht genommen“ werden sollte. Schdg. WBl. 
1933, Nr. 50, S. 5.
129) Anläßlich der Julfeier 1932 – sie fand traditionsgemäß am 26. Julmond (Stefanitag) statt – war anstelle der 
gebräuchlichen Julrede unter Leitung des Tbr. Fr. Kornmüller das Festspiel „Wieland der Schmied“, ein 
Turnerspiel aus des Vaterlandes Notzeit, aufgeführt worden. Das „Schärdinger Wochenblatt“ schreibt 
dazu u. a.: „Die Wirkung auf die gesamte Zuhörerschaft war eine mächtige und erhebende. Als der 
Schmied die schönen Schlußsätze mit prächtiger Betonung und in heller Begeisterung sprach, standen 
spontan die Hunderte [!] von Menschen im Saale auf und sangen hoffnungsfreudig das Deutschlands-
lied.“ Schdg. WBl. 1932, Nr. 52, S. 6.
130) Schdg. WBl. 1933, Nr. 50, S. 5. Franz Kornmüller, geb. am 22. 7. 1877, war damals Steueramtsdirektor des 
Steueramtes Schärding. Anläßlich der gründenden Versammlung der Ortsgruppe der Frauenschaft der 
NSDAP am 24. April 1933 scheint Amtsrat Franz Kornmüller bereits als Parteigenosse und Redner auf. 
Im „Schärdinger Wochenblatt“ heißt es dazu u. a.: „Pg. Amtsrat Kornmüller erklärte in einer längeren 
Rede den erschienenen Frauen den Zweck und die Ziele der Frauenschaft und fand bei den Anwesenden 
so volles Verständnis, daß sämtliche erschienenen 16 Frauen ihren Beitritt zur Frauenschaft erklärten.“
Schdg. WBl. 1933, Nr. 18, S. 6.
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Julfeiern [...] sicherlich den Glanzpunkt“ bildete131, einen ausführlichen Bericht, der einen 
guten Eindruck von der damals im Turnverein herrschenden Atmosphäre vermittelt132: 
Der Vorspruch, den Tbr. Fachlehrer Marian mit ganz besonders feinsinniger Auffas-
sung sprach, versetzte die Bevölkerung im Zuschauerraum schon Anfangs [!] in Begei-
sterung und Herr Marian wurde einigemale [!] durch beifallzollende Zurufe unterbro-
chen. Speziell eine Stelle wars, die jedem Einzelnen zu tiefst [!] ans Herz griff und die 
den heißen Wunsch jedes national Gesinnten laut werden ließ und jene wunderbaren 
Worte heißen:
Bruder! Du, des Deutschtums Erbe! / Schwester! Du, aus deutschem Land!
Helft, daß nicht das Reich verderbe / durch der Zwietracht Feuerbrand! 
Helft, daß nicht vergiftet werde / durch den Haß der Zeit das Kind!
Macht ihm lieb die deutsche Erde! / Lehrt es, daß wir Deutsche sind!
Der Vorhang öffnete sich, im Hintergrunde die Uhr mit dem lebenden Pendel (Tbr. 
Enzfelder), der mit mahnender Stimme an die rücksichtslos rinnende Zeit erinnert. Ihm 
zur Seite, in der Mönchskutte, der Zeitgeist (Tbr. Hamann), der seine an jahrelanger 
Erfahrung reichen Worte mit Güte und Milde dem Volke gibt. [...] Links der Uhr die 
dunkle, von Sternen übersäte Nacht (Tschw. Ilse Goldberger), die durch die sieghaft 
strahlende blonde Figur des Tages (Tschw. Anni Brandstätter) endlich zum Schlafe ge-
zwungen wird. Der Kampf zwischen Nacht und Tag wurde durch zwei Gruppen unse-
rer Turnerinnen, für uns Schärdinger in einer neuen, frei-rhythmischen Bewegungsart 
nach Grieg’s Menuett aus der E-moll-Sonate sichtbar dargestellt. [...] Vom Kind bis 
zum gereiften Alter ziehen die Gestalten am schwingenden Pendel vorbei. 
Hervorzuheben sind da zwei Figuren, der Mann (Tbr. Robert Koller) und die Frau 
(Tschw. T. Brandstätter). Turnbruder Robert Koller, der den heimkehrenden Krieger, 
dem die Heimat mit ihren fremden Sitten und Gebräuchen fremd geworden ist, dar-
stellt, brachte seine, aus tiefstem Gram hervorgestoßenen Worte mit Innigkeit und 
Temperament. Ebenso gut spielte Turnschwester Trude Brandstätter, die die Gattin 
und Kameradin mit richtigem Verständnis darbrachte. Auch ein Nachtwächter (Tbr. 
O. Dicklberger) wanderte mahnend durch das Bild. Nun kommen wir zur Hauptszene 
des Spiels, zur eindrucksvollsten Stelle des Ganzen. Ein junger Mann in Turnerklei-
dung (Tbr. H. Kreisberger) tritt auf, ihm folgen eine Schar anderer Turner, die sich im 
Halbkreis um ihn setzen, das weiße Banner mit den beiden verschlungenen roten 
Buchstaben D T. tragend. Es entspinnt sich ein Fragen und Antworten über den Sinn 
dieser beiden Buchstaben, die sich in den Deutungen: deutscher Turner, deutsches 
Tun, deutsche Tat, deutsche Tugend und endlich deutsche Treue lösen. Tbr. Kreisber-
ger gibt seinen Worten, speziell bei dem auffordernden, letzten längeren Absatz eine 
nahezu weihevolle Klangfarbe, einen Ausdruck, der allen Zuschauern die letzte Hem-
mung nahm, der der wachsenden Aufmerksamkeit das erhebende Gefühl einer Weihe-
stunde gab. Wie prachtvoll klangen die Sätze: Der Einzelne ist nichts. Doch stünden 
fest wir beieinander, das Schicksal hätte nicht so tief uns beugen können. Aus vielen 
einzelnen wird eine Schar und tausend Scharen geben wohl ein Volk. Ein Volk gesun-
den Leibes und voll starken Willens soll wachsen in die Zukunft. Ja, Freunde, großes 
131) Da sich der große Aschenbrennersaal schon lange vor Beginn der Veranstaltung gefüllt hatte, mußten auch 
die beiden anschließenden Räume der herbeiströmenden Bevölkerung zur Verfügung gestellt werden. 
Schdg. WBl. 1933, Nr. 51, S. 7. 
132) Ebda.  
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Werk gedeiht durch Einigkeit. Und als das Lied „Wenn alle untreu werden“ zum Ab-
schluß erklang133, da hoben alle mit Begeisterung die Hand zum Schwur: „Wir woll’n 
das Wort nicht brechen ...“ Tosender Beifall rauschte durch den Saal. Wir Deutsche 
Turner haben immer unseren Weg gekannt, wir sind auch nicht mit einem Schritte von 
ihm abgekommen, wir lieben unsere Heimat, wir lieben unser Vaterland und wieder-
holen den Schwur: „Wir wollen das Wort nicht brechen, nicht Buben werden gleich, 
woll’n predigen und sprechen vom heil’gen deutschen Reich!“
Wie aus einem Schreiben des Gendarmeriepostenkommandos Schärding an die Be-
zirkshauptmannschaft Schärding vom 30. Dezember 1933 hervorgeht134, verhielt sich ein 
Teil des Publikums bei dieser Julfeier „in politischer Hinsicht“ allerdings „nicht ganz ein-
wandfrei“:
Am 18. Dezember 1933 erschien der Interimskommandant der 3. Assistenzkompagnie 
in Schärding, namens Hoyer, auf dem hiesigen Posten und zeigte an, daß nach der 
Darstellung von Unteroffizieren, welche an der Julfeier teilnahmen, dieselbe teilweise 
zu einer Sympathiekundgebung für den Nationalsozialismus ausartete. Als Auskunft-
personen wurden die Vizeleutnante Anton Fischl, Richard Horsak und Offizierstellver-
treter Johann Philipp der 3. Assistenzkompagnie in Schärding namhaft gemacht. Die-
selben machten dem erhebenden Revierinspektor Edwin Langer folgende Angaben: 
„Die Julfeier nahm anfangs einen ganz unbedenklichen Verlauf. Nach der Pause wur-
de ein Festspiel mit dem Titel ‘Zwischen Tag und Nacht’ aufgeführt. Es wurde darin 
der Kampf zwischen Tag und Nacht dargestellt. Dies erfolgte jedoch in einer Weise, 
daß wir den Eindruck gewannen, es werde der Kampf zwischen Österreich und dem 
Nationalsozialismus versinnbildlicht mit Österreich als Nacht und dem Nationalsozia-
lismus als Tag. Da zum Schlusse der Tag über die Nacht siegt, so war damit eine Ver-
herrlichung des Nationalsozialismus gegeben. Wir dachten uns anfangs, daß diese 
doppelsinnige Aufführung ohne Bewilligung der Behörde erfolge. Erst nachträglich 
erfuhren wir, daß eine Bewilligung erteilt wurde.
Am Schlusse des Festspieles wurde das Lied ‘Wenn alle untreu werden’ gesungen. Bei 
den Worten ‘Wir wollen das Wort nicht brechen u.s.w.’ standen auch die Zuhörer auf 
und erhoben in der üblichen Weise die rechte Hand zum Schwure. Hiebei hat aber 
vielleicht nahezu die Hälfte der Zuhörer die rechte Hand statt zum Schwure, zum Hit-
lergruße erhoben. Auch hörten wir eine jugendliche Stimme im Zuhörerraume zweimal 
zaghaft ‘Heil Hitler’ rufen. Als die Zuhörer durch lauten Beifall die Absingung des
Liedes nochmals forderten, verließen wir den Saal, sodaß wir nicht mehr Zeuge des 
weiteren Verlaufes der Feier waren.“
Die Verstalter [!] des Turnvereines erklärten, daß sie sich genau an die bewilligte 
Vortragsfolge gehalten haben. Den Anzeigern wurde das zensurierte Heft über das 
133) Der Text dieses vierstrophigen Liedes lautet: „Wenn alle untreu werden, so bleiben wir doch treu, dass im-
mer noch auf Erden, für euch ein Fähnlein sei. Gefährten unsrer Jugend, ihr Bilder bessrer Zeit, die uns 
zu Männertugend und Liebestod geweiht. / Wollt nimmer von uns weichen, uns immer nahe sein, treu 
wie die deutschen Eichen, wie Mond und Sonnenschein! Einst wird es wieder helle in aller Brüder Sinn, 
sie kehren zu der Quelle in Lieb und Reue hin. / Es haben wohl gerungen die Helden dieser Frist, und 
nun der Sieg gelungen, übt Satan neue List. Doch wie sich auch gestalten im Leben mag die Zeit, du 
sollst mir nicht veralten, o Traum der Herrlichkeit! / Ihr Sterne seid uns Zeugen, die ruhig niederschau’n, 
wenn alle Brüder schweigen und falschen Götzen trau’n. Wir woll’n das Wort nicht brechen, nicht Bu-
ben werden gleich, woll’n predigen und sprechen vom heil’gen deutschen Reich!“
134) OÖLA, Sch. 29, Zl. 6/P–1933.
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Festspiel zur Einsichtnahme übergeben. Nach der Durchsicht erklärten sie, daß die 
Vortragsfolge eingehalten worden sein dürfte.
Es wurden noch verschiedene in politischer Hinsicht tunlichst unbedenkliche Personen 
befragt. Einzelne erklärten, daß sie im Zuschauerraume leise „Heil Hitler“ rufen hör-
ten, die meisten hörten jedoch diese Rufe nicht. Auch dürfte es nach den Angaben der 
befragten Personen richtig sein, daß ein Teil der Zuschauer die Hand statt zum 
Schwure, zum Hitlergruße erhob. Es befanden sich im Zuschauerraume Leute aus 
Neuhaus und Leute aus Schärding, welche mit den Nationalsozialisten sympathisieren, 
und dürften hauptsächlich dieselben die Hand zum Hitlergruße erhoben haben. Die 
befragten Auskunftspersonen meinten jedoch alle, daß weniger Personen die Hand 
zum Hitlergruße erhoben, als wie die Anzeiger angaben.
Die Leitung des Turnvereines erklärte, daß sie an dem Verhalten eines Teiles der Zu-
schauer schuldlos sei. Die Einladung zur Julfeier sei nicht an einen bestimmten Kreis 
der Bevölkerung sondern an alle gerichtet gewesen.
Die Ausforschung bestimmter straffälliger Personen war bis nun nicht möglich. Die 
Forschungen werden fortgesetzt und folgt bei positivem Ergebnis Nachtragsanzeige. 
Auf dem von Revierinspektor Edwin Langer135 unterzeichneten Schreiben befindet 
sich ein mit 8. I. 1934 datierter handschriftlicher Vermerk, daß kein Täter eruiert werden 
konnte.
Hatten die Sicherheitsbehörden im Herbst 1933 – wie oben bereits erwähnt – noch den 
Standpunkt vertreten, daß die öffentliche Sicherheit durch die Vereine des Turnerbundes 
nicht gefährdet sei, setzte im Jänner 1934 eine wahre Flut von Auflösungen von Turnerbund-
Vereinen ein, die ihren Höhepunkt im April, Mai und Juni erreichte.136
Der „Dv. Turnverein Schärding 1862“ war davon aber nicht betroffen137, ja er konnte 
sogar – trotz der zahlreichen „gegen den Turnerbund gerichteten Angriffe“138 – eine be-
135) Mit 9. Jänner 1934 wurde Postenkommandant Edwin Langer dem Bezirks-Gendarmerie-Kommando Brau-
nau als Stellvertreter zugeteilt. Die Führung des Postens Schärding übernahm Herr Revierinspektor Jo-
hann Himmelbauer. Schdg. WBl. 1934, Nr. 2, S. 5.
Anläßlich des Abschieds Bezirksinspektor Langers übernahm das „Schärdinger Wochenblatt“ eine Wür-
digung aus dem „Linzer Volksblatt“. Darin hieß es u. a.: „Mit 26. März übersiedelte Gendarmerie-Be-
zirksinspektor Langer von Schärding nach Braunau. Er war seit 16. Oktober 1919 bis 8. März 1934 als 
Postenkommandant in Schärding sehr eifrig, umsichtig und erfolgreich tätig. [...] Er gehörte der Lieder-
tafel Schärding, dem Schachklub und dem Bund der Sudetendeutschen an. Mit 8. März wurde er zum 
Bezirksinspektor ernannt und nach Braunau versetzt. […].“ Schdg. WBl. 1934, Nr. 14, S. 5.
136) Schmidl führt das verschärfte Vorgehen der folgenden Zeit im wesentlichen auf drei Gründe zurück: Zum 
ersten kam der von Dollfuß in der Trabrennplatzrede zur Staatsdoktrin erhobene Österreich-Gedanke 
immer stärker zu seiner detaillierten Befolgung, d. h., die Sicherheitsorgane wurden in zunehmendem 
Maß gegen den bewundernden Blick zum Deutschen Reich sensibilisiert. In diesem Sinn veröffentlichte 
die „Reichspost“ vom 20. 1. 1934 eine Sammlung von Zitaten aus der „Bundesturnzeitung“, mit der sie 
die Österreich-Feindlichkeit des Turnerbundes anprangerte. Als zweiten Faktor für das behördliche Ak-
tivwerden ab der Jahreswende 1933/34 nennt Schmidl die verstärkte Terrortätigkeit der Nationalsozia-
listen. So war es nur verständlich, daß die Exekutive gegen Turnvereine vorging, deren Einstellung „amts-
bekannt“ war. Zum dritten vermutet Schmidl, daß auch die Februarrevolte 1934 und das Verbot der So-
zialdemokratischen Partei das Bedürfnis nach rigoroser Ordnung der Verhältnisse geweckt habe.
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 194 ff.
137) Schmidl führt für Wien, Oberösterreich und Vorarlberg als Auffälligkeit die Tatsache an, daß dort im Be-
obachtungszeitraum nur eine sehr geringe Zahl von Turnvereinen beanstandet wurde. Im Rahmen seiner 
Untersuchung habe sich allerdings keinesfalls feststellen lassen, ob die Vereine, die nicht aufgelöst wur-
den, nur geschickt genug in ihrer angenommenen Agitation für die NSDAP gewesen seien oder ob die 
Exekutive in diesen Gegenden einfach toleranter bzw. sympathisierend dem Nationalsozialismus gegen-
übergestanden sei. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 207 und 210 f.
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trächtliche Steigerung der Turnbesuche erzielen139, wie Turnwart Wiery anläßlich der 72. 
Hauptversammlung am 24. März 1934 in seinem Bericht über die turnerische Tätigkeit im 
abgelaufenen Vereinsjahr bekanntgab140: 
In zusammen 67 Turnzeiten waren 4349 Turnbesuche zu verzeichnen, das sind um 837 
mehr als 1932. Die Jugendabteilungen hatten in 66 Turnzeiten die gewaltige Zahl von 
7595 Besuchen (912 mehr als 1932) und an den 171 Spielzeiten auf der Wiese nahmen 
4816 Turnende teil.141
Anstelle des langjährigen Obmannes Dr. Kyrle, der mit Rücksicht auf seinen Beruf –
er war Professor für Höhlenkunde an der Universität Wien – zurückgetreten war, wurde bei 
dieser Hauptversammlung Josef Brandstätter zum neuen Obmann gewählt.142
138) So veröffentlichte der Verein z. B. am 1. März 1934 aus Anlaß des Turnbeginns der Jugendabteilungen fol-
gende Stellungnahme im „Schärdinger Wochenblatt“, Nr. 9, S. 6 f.: „Leider war unser Streben in letzte-
ren Zeiten auch zahlreichen Angriffen ausgesetzt und gerade wir, die wir mit unserer Arbeit, insbeson-
ders in den Jugendabteilungen mit unserer turnerischen und völkischen Erziehungstätigkeit in der Zeit 
knapp nach dem Zusammenbruche, wo alles Volksfreundliche und Volksliebende in den Kot gezerrt und 
zu Boden gestampft wurde, zur Sammlung aller volks- und vaterlandsliebenden Kräfte aufriefen, gerade 
wir mußten jetzt immer gegen Verleumdung und Niedertracht, die unsere volks- und vaterlandsliebende 
Tätigkeit untergraben wollte, mit aller Kraft ankämpfen. Durch Kampf zum Sieg! Auch unserer Arbeit 
wird die Anerkennung nicht ausbleiben, sie wird und muß seitens aller Kreise unseres Vaterlandes kom-
men, denn unsere Arbeit und unser Wollen wurzeln zu tief in der Liebe zu Volk und Heimatlande, als 
daß sie weiterhin gehemmt werden könnte. Wir wollen und werden, so wie bisher weiterarbeiten im 
Dienste an unserem Volkstum, an der Heimat und nicht zuletzt an unserer Jugend.“ Abschließend appel-
lierte der Verein noch an alle: „Helft mit an der Gesundung und Erstarkung unseres Volkes. Helft mit an 
der Ertüchtigung unserer Jugend. Die Turnstätten der dv. Turnvereine stehen zur Mitarbeit offen.“ 
139) Anläßlich des 8. Kreisturntages – er fand am 11. März 1934 in Wels statt – teilte Kreisturnwart Emil För-
ster aus Ried in seinem Bericht über das Jahr 1933 hinsichtlich des augenblicklichen Standes der völki-
schen Turnbewegung des Kreises Oberösterreich-Salzburg mit: „Die wirtschaftliche Notzeit, die unleid-
lichen politischen Verhältnisse und damit verbundenen Verdächtigungen, die gegen den Turnerbund im 
Jahre 1933 leider des öfteren ganz ungerechtfertigt erhoben worden sind, haben dazu beigetragen, daß 
nicht wenige Turner und Turnerinnen wegen ihrer völkischen Ueberzeugung den Reihen des Deutschen 
Turnerbundes den Rücken kehren mußten. Trotz dieser beklagenswerten Erscheinungen gibt es eine 
ganze Anzahl Vereine, die einen überaus guten Turnbetrieb aufweisen können. [...]
Der Turnkreis Oberösterreich-Salzburg zählt jetzt 168 Vereine mit 12.802 Turnern und Turnerinnen. 
Außerdem gehören dem Turnkreis an 980 Jungturner und 655 Jungturnerinnen über vierzehn Jahre, zu-
sammen 1635. Ferner 3789 Knaben und 3641 Mädchen, zusammen 7421. Das ergibt insgesamt die Zahl 
von 21.839 Vereinsangehörigen. In insgesamt 47.938 Turnzeiten sind 731.498 Turnbesuche zu ver-
zeichnen. Welch eine ungeheure Summe von Arbeit für die Volksertüchtigung und Gesundheit steckt in 
diesen trockenen Ziffern!“ Schdg. WBl. 1934, Nr. 11, S. 8.
140) Schdg. WBl. 1934, Nr. 13, S. 7 f.
141) Im Vergleich dazu zählte der „Christlich-deutsche Turnverein“ damals – laut Bericht anläßlich der Haupt-
versammlung am 16. April 1934, die im Beisein Bürgermeister Schmidbauers, Vizebürgermeister 
Kreutzers und Dr. Enkners, des Kreisleiters der V. F., in Donningers Gasthaus stattfand – 625 Turnzei-
ten mit 14.542 Turnbesuchen (Schdg. WBl. 1934, Nr. 16, S. 6) und konnte damit ebenfalls eine äußerst 
erfreuliche Entwicklung der Vereinsarbeit vorweisen: Laut Jahresversammlung vom 8. März 1931 hatte 
man im abgelaufenen Turnjahr 9010 Turnbesuche verzeichnet (Schdg. WBl. 1931, Nr. 11, S. 6), und im 
Jahr darauf waren es laut Bericht anläßlich der Generalversammlung vom 14. Februar 1932 schon 
10.667 Turnbesuche, wovon auf die 49köpfige Knabenriege 2465 und auf die 46köpfige Mädchenriege 
2742 Besuche entfielen. Schdg. WBl. 1932, Nr. 7, S. 7.
142) Der übrige Turnrat, der gemäß den in dieser Hauptversammlung einstimmig angenommenen neuen Satzun-
gen des Turnerbundes bedeutend verkleinert war, setzte sich folgendermaßen zusammen: Dietwart Fach-
lehrer Marian, Turnwart − da der bisherige Turnwart Wiery die Wiederwahl wegen Arbeitsüberbürdung 
abgelehnt hatte − Bruno Palfinger, Säckelwart Adalbert Ide und Schriftwart Otto Dicklberger. Schdg. 
WBl. 1934, Nr. 13, S. 8. Mit Schreiben vom 12. Juli 1934 brachte der Verein der BH Schärding jedoch 
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Wenngleich der Verein selbst – er hatte mittlerweile bei der Gemeinde um die Über-
lassung eines der beiden Turntage angesucht, die der aufgelöste „Arbeiter-Turn- und Sport-
verein“ in der Schulturnhalle zur Verfügung gehabt hatte143 – auch in den nächsten Monaten 
behördlicherseits nicht beanstandet wurde, so ist hier doch festzuhalten, daß es kaum eine 
politisch motivierte Auseinandersetzung gab, in die nicht Mitglieder des Vereins verwickelt 
waren. So kam es z. B. anläßlich der am Pfingstmontag, dem 21. Mai 1934, in Schärding ab-
gehaltenen Grenzlandkundgebung zu einem Zusammenstoß zwischen aus Linz und Wels an-
gereisten Mitgliedern der Heimwehr, der ostmärkischen Sturmscharen, des Freiheitsbundes 
sowie des Reichsbundes einerseits und Mitgliedern des „Dv. Turnvereins Schärding“ ande-
rerseits. Das Gendarmeriepostenkommando Schärding teilte dem Landesgendarmeriekom-
mando in dieser Angelegenheit u. a. folgendes mit: 
Die hier wohnhaften Mitglieder des deutschvölkischen Turnvereines trugen so wie im-
mer, auf ihren Kleidungsstücken das gewöhnliche Turnerabzeichen. Das Tragen die-
ses Abzeichens erregte bei den zugereisten Verbänden Unwillen und wurden dieselben 
den Turnern von ihren Kleidern gerissen. Insgesamt wurden 8 Personen die Abzeichen 
heruntergerissen.
In der Folge dieser Aktionen entstanden kleine Plänkeleien und wurden sowohl 
deutschvölkische Turner, wie auch Anhänger der angeführten Formationen leicht ver-
prügelt. Durch Dazwischenkunft der dienstverrichtenden Gendarmen wurden größere 
Schlägereien verhindert. Die Verbitterung gegen die Turner wurde dadurch verstärkt, 
daß während der Rede des Herrn Landeshauptmannes aus dem angrenzenden Bayern 
Ballon [!] mit Papierpöllern abgelassen wurden und die Leute daher auf alles was mit 
Deutschland in irgend einer Verbindung zu stehen schien, einen Zorn hatten.
Bei einer infolge der Abnahme des Turnerabzeichens vorgekommenen Plänkelei, wur-
de der der hiesigen Dienststelle zugeteilte Schuko Josef Gerhofer144 durch Schlag mit 
einem Schlüssel auf der Stirne und auf dem Nasenbeine leicht verletzt. Als Täter wurde 
der deutschvölkische Turner Karl Augendoppler, wohnhaft in Schärding Nr. 146 fest-
gestellt, verhaftet und dem Bezirksgerichte in Schärding eingeliefert. Die Verbitterung 
gegen Augendoppler war derartig groß, sodaß derselbe auf den hiesigen Posten ge-
nommen und so der Menge entzogen werden mußte.
Von Mitgliedern der zugereisten ostmärkischen Sturmscharen wurde von der Ein-
gangspforte zum Turnplatze des deutschvölkischen Turnvereines eine Blechtafel mit 
Turnerabzeichen und Adler heruntergerissen. Hiebei wurde die angebrachte Eisenver-
zierung verbogen und zum Teile auch beschädigt. Der Turnverein erleidet dadurch 
einen angeblichen Schaden von ca 40 S.145
zur Kenntnis, daß Adalbert Ide als Säckelwart zurückgetreten und aus der Vereinsleitung ausgeschieden 
sei. Neuer Säckelwart wurde damals Rupert Stelzmüller. 
143) Dem Antrag konnte jedoch laut GAS. vom 27. März 1934 nicht entsprochen werden, weil zum einen die 
V. F., die Wehrverbände sowie das Militär bereits um die Überlassung der Turntage angesucht hatten 
und den Turnbetrieb nach Ostern aufnehmen wollten und zum anderen in dieser Angelegenheit nicht der 
Gemeindeausschuß, sondern der Ortsschulrat zu entscheiden hatte. Schdg. WBl. 1934, Nr. 13, S. 7.
144) Laut Schreiben des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich an das Bundeskanzleramt (Generaldirektion für 
die öffentliche Sicherheit) vom 30. Mai 1934 hieß der verletzte Schuko Josef Gerstlhofer. AdR, BKA, 
22/OÖ. Zl. 181.536/34.
145) Schon in der Nacht vom 1. auf den 2. September 1933 hatten unbekannte Täter versucht, das über dem Ein-
gang zum Turnplatz des dv. Turnvereins befindliche Bundesturnzeichen mit dem Adler herunterzureißen. 
Dabei war an den Stellen, wo sie sich festgehalten hatten, der Anstrich abgesplittert. Schdg. WBl. 1933, 
Nr. 36, S. 6. In der Nacht zum 5. Juni 1934 wurde dieses Bundesturnzeichen schließlich von unbekann-
ten Tätern heruntergerissen und samt der Versteifung, die das Abzeichen befestigt hatte, arg demoliert, 
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Der Anschlagekasten des deutschvölkischen Turnvereines, welcher sich am Stadtplatze 
Schärding befand, wurde über Veranlassung des hiesigen Postens abgenommen und 
einstweilen deponiert. Der Anschlagekasten erregte deshalb Unwillen, weil derselbe 
den Spruch „Rassereinheit – Volkeseinheit – Geistesfreiheit“ trug. Diese Inschrift ist 
schwarz auf weissem Grunde und rot unterstrichen. Bezüglich des Anschlagekastens 
erleidet der hiesige deutschvölkische Turnverein keinen Schaden. 
Die gegenseitige Verbitterung zwischen den Heimwehrleuten einerseits und den 
deutschvölkischen Turnern andererseits dauerte bis in die späten Abendstunden, doch 
sind ab 18 Uhr keine Reibereien vorgekommen.146
Zwei Wochen später – am 3. Juni 1934 – führten schwere Ausschreitungen zwischen 
Mitgliedern des „Dv. Turnvereins Schärding“ und Mitgliedern der Heimwehr sogar zu einer 
Sperre des Stadtplatzes durch die Bezirkshauptmannschaft.147
indem der linke Flügel des Adlers abgebrochen und die Bildfläche mit einem scharfen Instrument zer-
kratzt wurde. Außerdem wurde in derselben Nacht das Vereinskastl, das beim Schuhhaus Hopfinger an-
gebracht war, entwendet. Schdg. WBl. 1934, Nr. 23, S. 6 sowie OÖLA, BG-Akte, Sch. 644. U 347/34.
146) Schreiben des Gendarmeriepostenkommandos Schärding an das Landesgendarmeriekommando in Linz 
vom 22. Mai 1934. OÖLA, Sch. 29, Zl. 5/P–1934.
147) In der Presse werden sowohl die Ausschreitungen als auch die Reaktionen darauf – entsprechend der politi-
schen Gesinnung des jeweiligen Berichterstatters – recht unterschiedlich dargestellt:
Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 7. Juni heißt es dazu lapidar: „Unzukömmlichkeiten kamen am 3. 
Juni abends in der Form vor, wie solche ähnlich am Pfingstmontag zu verzeichnen waren. Am 4. Juni 
wurde deshalb eine Anzahl Gewerbetreibender beim Herrn Bezirkshauptmann vorstellig, da durch derar-
tige Vorfälle die Bevölkerung beängstigt und auch der Fremdenverkehr schwer geschädigt wird.“ 
Schdg. WBl. 1934, Nr. 23, S. 6.
Das „Linzer Volksblatt“, das laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 7. Juni „über die Vorfälle in entstell-
ter Weise berichtet“, schreibt: 
„Am 3. Juni, wurde es in Schärding notwendig, daß die Bezirkshauptmannschaft die Sperrung des Stadt-
platzes für den Personenverkehr anordnen mußte. Um 8 Uhr abends wurde auch das Gasthaus ‘Zur Son-
ne’ am Stadtplatz, in dem meist Anhänger der NSDAP. verkehren, behördlich für diesen Abend ge-
sperrt. Den ganzen Tag über schon provozierten die Nazi an den verschiedensten Stellen der Stadt, bis 
es schließlich abends zu einer regelrechten Faustschlacht zwischen Heimatschützern und Nazi kam. Einen 
großen Anteil daran nahmen Nazi-‘Damen’, die nicht nur tüchtig mit der Faust zuschlugen, sondern auch 
ihr Mundwerk rührig und ausgiebig gebrauchten. Nach behördlicher Räumung des Stadtplatzes trat wie-
der Ruhe und Ordnung ein. Ganz unglaublicherweise – um keinen anderen Ausdruck zu gebrauchen –
begaben sich Geschäftsleute, welche mit den Nazi sehr sympathisieren, und deren Anhang zur Bezirks-
hauptmannschaft und forderten die Entfernung des Heimatschutzes aus Schärding mit dem Ansinnen, 
wenn ihrem Wunsche nicht Rechnung getragen werde, würden sie keine Steuern mehr leisten. Der Ober-
lehrer von Brunnenthal, namens Wipplinger, ließ sich Montag nachmittags sogar hinreißen, einem Hei-
matschützer gegenüber eine gefährliche Drohung auszusprechen. Man fragt sich nun unwillkürlich, muß 
sich denn die heimattreue Bevölkerung von den Nazi alles gefallen lassen? Daß der Heimatschutz den 
Nazi in Schärding nicht angenehm ist, geben wir ohne weiteres zu. Die heimattreue Bevölkerung aber 
wird sich entschieden dagegen zu wehren wissen, daß dem Ansinnen der Nazi Folge gegeben wird.“ 
Zit. nach: Schdg. WBl. 1934, Nr. 23, S. 6 f. 
Um „der Wahrheit die Ehre zu geben“, erschien daraufhin im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 14. Juni 
in der Rubrik „Eingesendet“ folgende „Richtigstellung“ der vom „Linzer Volksblatt“ „in entstellter Wei-
se geschilderten Vorfälle in Schärding“: 
„Wenn die Bezirkshauptmannschaft Schärding notgedrungen gezwungen war, die Sperrung des Stadt-
platzes für den Personenverkehr anzuordnen, so lag die Veranlassung hiezu in der von einem Teil der 
Gegenseite in den Nachmittags- und Abendstunden veranstalteten Verfolgung und Mißhandlung von 
Mitgliedern des deutschen Turnvereines 1862, die teils direkt, teils indirekt bereits Sonntag abends um 
Abhilfe bei der Bezirkshauptmannschaft und Gendarmerie in Schärding eingekommen sind. Wenn Frauen 
und Kinder über den Stadtplatz wie ein Freiwild gejagt und verfolgt, unparteiisch Gesinnte und unbetei-
ligte Personen beschimpft und angerempelt wurden, so stellt die vom Verfasser des Artikels im ‘Linzer 
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In seinem Schreiben an den Sicherheitsdirektor für Oberösterreich vom 14. Juni 1934 
schilderte Bezirkshauptmann Hofrat Petrak diese „Unzukömmlichkeiten“ und die von ihm in 
diesem Zusammenhang unternommenen Schritte folgendermaßen148: 
In der Stadt Schärding kam es am 
3. Juni d. J. zu einer vor-über-
gehenden Ruhestörung, her-
vorgerufen dadurch, dass sich 
einzelne Mitglieder des Heimat-
schutzes durch Nationalsoziali-
sten, besonders deutsche Turner, 
provoziert erachteten und einige 
Turner verprügelten. Da sich die-
se Sache am Stadtplatz abspielte 
und zu einem Auflauf führte, liess 
ich den Platz gegen Abend räu-
men und das Gasthaus Bangerl, 
in dem am Nachmittage eine 
Rauferei stattfand, um 20 Uhr 
schliessen. [...] Am nächsten Ta-
ge sprach eine aus cirka 40 Per-
sonen bestehende Deputation be-
schwerdeführend bei mir vor und 
verlangte die Abberufung des 
Heimatschutzes. Eine zwischen 
den Vertretern des Heimat-
schutzes und des deutschvölki-
schen Turnvereines bei mir er-
folgte Aussprache brachte eine 
Volksblatt’ aufgestellte Behauptung eine Verschleierung der traurigen Vorfälle dar. Noch unnatürlicher 
mutet die Schreibweise dieses Berichterstatters an, wenn er von Nazi, die den ganzen Tag über schon 
provoziert hätten, von einer regelrechten Faustschlacht zwischen Heimwehr und Nazi spricht, wohlweis-
lich aber verschweigt, daß in Wirklichkeit eine Mißhandlung und Körperverletzung an Frauen und Tur-
nern stattfand. Daß angeblich Nazidamen tüchtig mit der Faust zugeschlagen hätten und ihr Mundwerk 
ausgiebig gebrauchten, ist dahin richtigzustellen, daß Frauen, die allerdings keine Nazidamen waren, ih-
rem Unwillen in Worten Ausdruck gaben, ohne sich aber zum Zuschlagen hinreißen zu lassen.
Daß fast die gesamte Geschäftswelt und Gewerbetreibenden in Schärding gegen den Terror, das provo-
zierende Verhalten, Störung der öffentlichen Ruhe, Mißbrauch der Waffengewalt, wodurch das Privat-
und Geschäftsleben unserer Kurstadt auf das Schwerste geschädigt wurde, bei der Bezirkshauptmann-
schaft Stellung nahm, persönlich und schriftlich die Entfernung der Heimatwehr forderte, ist nur eine lo-
gische Folge der traurigen, aber leider wahren Vorfälle. Die rege Beteiligung der Geschäftswelt und Ge-
werbetreibenden an der aufgestellten Forderung, die Heimatwehr von Schärding zu entfernen und als 
verläßlichen Schutz reguläres Militär heranzuziehen, dem die Bevölkerung volles Vertrauen und Ach-
tung entgegenbringen kann, läßt die Tatsache erkennen, daß 114 Geschäftsleute und Gewerbetreibende
verschiedener Parteirichtungen dieser Forderung durch eigenhändige Fertigung Nachdruck verliehen. 
Diese einwandfreie Beweisführung zeigt so recht das wahre Stimmungsbild über die tatsächlichen Ver-
hältnisse in Schärding und es wird wohl niemandem einfallen, behaupten zu wollen, daß diese Forde-
rung der heimattreuen Bevölkerung in politischen Machinationen zu suchen ist, da die Bevölkerung oh-
ne Rücksicht auf ihre politische Einstellung diese vollauf begründete Forderung erhoben hat.“ Schdg. 
WBl. 1934, Nr. 24, S. 8.
148) OÖLA, Sch. 32, Zl. 8 res/1934.
Eingangspforte zum Turnplatz mit dem in der Nacht 
vom 4. auf den 5. Juni 1934 entstandenen Schaden 
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Vereinbarung dahingehend zustande, dass sich die Leitung des deutschvölk. Turnver-
eines verpflichtete, auf ihre Mitglieder dahin einzuwirken, dass Provokationen in Hin-
kunft unterlassen werden und die Vertreter des Heimatschutzes zusicherten, auf die 
Schutzkorpsangehörigen Einfluss zu nehmen, dass weitere Ruhestörungen unterblei-
ben.
Aufgrund der Exponiertheit vieler deutschvölkischer Turner im Sinne des Nationalso-
zialismus spitzte sich nun aber die Lage für die Vereine des „Deutschen Turnerbundes“ noch 
weiter zu: 
So forderte z. B. die Landesführung der Heimatwehr Oberösterreichs in ihrem am 14. 
Juni 1934 im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichten Aufruf149 die sofortige Auflösung 
„jener dv. Turnvereine, in denen erwiesenermaßen Angehörige der NSDAP. oder neuaufge-
nommene ehemalige Schutzbündler und Kommunisten ein- und ausgehen“. Bei den übrigen 
dv. Turnvereinen sei ein Kommissär aus Heimatwehrkreisen einzusetzen, der die Kontrolle 
über die Tätigkeit der dv. Turnvereine innehaben sollte.
Eine mehr als deutliche Warnung an die Adresse der dv. Turnvereine war wohl auch, 
was Bundeskanzler Dr. Dollfuß im Rahmen einer vaterländischen Kundgebung in Mauer bei 
Wien in bezug auf Vereine mit betont nationaler Note gesagt hatte und nun – am 21. Juni –
im „Schärdinger Wochenblatt“ zitiert wurde150: 
Wer nicht für uns ist, ist wider uns! Es liegt an den nationalen Kreisen, sich rechtzeitig 
in die vaterländische Bewegung und damit in die Staatsgestaltung einzufügen. Jeder 
Verein mit einer betont nationalen Note wird sich entscheiden müssen, ob er diese 
Verbrecher und die Angehörigen dieser Verbrecher in seinen Reihen duldet. 
Angesichts dieser Verschärfung der Situation151 traten am 8. Juli 1934 in Wien der 
Bundesturnrat und die Gauobmänner unter dem Vorsitz des Bundesobmannes Hofrat Kupka 
zu einer Beratung zusammen152, in deren Verlauf folgende Entschließung angenommen wur-
de153: 
149) Er enthält insgesamt 10 Forderungen und schließt mit einer Bemerkung, die an Deutlichkeit nichts zu wün-
schen übrigläßt: „Wir Heimatschützer Oberösterreichs sind uns bewußt, daß wir mit den Forderungen 
die gesamte vaterlandstreue Bevölkerung Oesterreichs hinter uns haben. Wir sind daher auch gewillt, 
Schluß zu machen mit Methoden, die keinen anderen Zweck verfolgen, als unsere Heimat zu vernichten 
und in die Klauen des braunen Bolschewismus zu treiben. Wir schreiten zur Tat!“ Schdg. WBl. 1934, 
Nr. 24, S. 6.
150) Bedauerlicherweise ist dabei das Datum der Kundgebung in Mauerbach nicht erwähnt. Schdg. WBl. 1934, 
Nr. 25, S. 2.
151) Am 21. Juni hatte z. B. der „Dv. Turnverein Schärding 1862“ im „Schärdinger Wochenblatt“ bekanntgege-
ben, daß mit „Rücksicht auf die derzeitigen Verhältnisse [...] heuer von der Abhaltung der Sonnwendfei-
er leider abgesehen werden“ müsse. Schdg. WBl. 1934, Nr. 25, S. 7. 
Der christlichdeutsche Turnverein hielt seine Sonnwendfeier am 23. Juni gemeinsam mit der Vaterländi-
schen Front ab (Schdg. WBl. 1934, Nr. 25, S. 6) und der Heimatschutz Schärding, der anläßlich dieser 
allgemeinen Feier dienstlich verhindert war, am 28. Juni. Schdg. WBl. 1934, Nr. 26, S. 6.
152) Nach dem Bericht des Bundesschriftwarts über die augenblickliche Lage im Turnerbund ging Hofrat Kupka 
ausführlich auf die von Staats wegen geplante Bildung einer Turn- und Sportfront ein. 
Im weiteren Verlauf der Besprechung führte der Bundesobmann u. a. aus, daß der „Deutsche Turner-
bund“ seine Aufbauarbeit nie in Gegensatz zu Volk und Heimat gebracht habe. Die Erziehungs- und Er-
tüchtigungstätigkeit des Turnerbundes sei der geistigen und körperlichen Wehrbereitschaft gewidmet, 
die dem Schutze der Heimat und ihrer Grenzen diene. 
153) Schdg. WBl. 1934, Nr. 29, S. 6.
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Anläßlich der angekündigten staatlichen Zusammenfassung aller Verbände, die Lei-
besübungen betreiben, verweist der Deutsche Turnerbund darauf, daß er sich sat-
zungsgemäß jeder Parteipolitik und jeder auf eine solche hinauslaufenden Betätigung 
zu enthalten hat. Er muß sich daher auf die Erklärung beschränken, daß er gleich den 
anderen völkischen Verbänden jede Terrorpolitik verurteilt und in sich ergebenden 
Fällen die angemessenen Folgerungen ziehen wird. Der Deutsche Turnerbund hat sei-
ne Liebe zu Volk und Heimat durch die Opfer im Weltkriege, durch seine Aufbautätig-
keit in der Nachkriegszeit und durch seine vor aller Oeffentlichkeit geführte Turn- und 
Erziehungsarbeit für immer bewiesen; sie sind bester Dienst an der Heimat und am 
Gesamtdeutschtum, dem wir nach wie vor dienen, sie wiegen schwerer als Kundge-
bungen und Aeußerlichkeiten. Der Deutsche Turnerbund steht unwandelbar in Liebe 
und Treue zum Volk und zur Heimat, der tausendjährigen Ostmark.
Diese offizielle Distanzierung von Terroraktionen jeglicher Art konnte nun aber nicht 
mehr verhindern, daß der DTB infolge der Juliereignisse 1934 durch Verfügung des Bundes-
kanzleramts unter staatliche Verwaltung gestellt wurde.154 Dazu wurde u. a. verlautbart:
Die gesamte Bundesleitung des Vereines Deutscher Turnerbund mit dem Sitze in Wien 
1., Walfischgasse 12, wird ihres Amtes für verlustig erklärt und an deren Stelle ein 
Verwalter bestellt. Dieser stellt fest: Durch behördliche Verfügungen wurde die Tätig-
keit aller Vereine, welche dem Deutschen Turnerbunde angehören, mit wenigen Aus-
nahmen nach dem 25. Juli 1934 allgemein eingestellt.
Zum Unterschiede von dieser allgemeinen Einstellung sind durch behördliche Verfü-
gungen eine große Zahl von Turnvereinen teils vor, teils nach dem 25. Juli 1934 we-
gen nicht satzungsgemäßer Tätigkeit, bezw. wegen Betätigung im Sinne einer verbote-
nen Partei aufgelöst worden.
Es haben daher alle dem Deutschen Turnerbunde angehörigen Vereine, welche nicht 
die ausdrückliche Zustimmung der zuständigen Sicherheitsdirektionen für die Fortfüh-
rung der Tätigkeit in Händen haben, ihren Betrieb unverzüglich einzustellen. Ebenso 
ist die Tätigkeit der Kreis- Gau- und Bezirksleitungen des Deutschen Turnerbundes 
aufgehoben. 155
154) Im Bescheid vom 7. August 1934 wurde diese Maßnahme folgendermaßen begründet: 
„Es ist amtsbekannt, daß sich zahlreiche Mitglieder der dem Vereine ‘Deutscher Turnerbund’ angehö-
renden Turnvereine im Sinne der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (Hitlerbewegung), 
der jede Betätigung in Österreich verboten ist, betätigt haben. Insbesondere hat die nationalsozialistische 
Aufstandsbewegung in der vom Deutschen Turnerbund gemieteten Turnhalle in Wien VII., Siebenstern-
gasse, ihren Ausgang genommen und ist durch Erhebungen die aktive Teilnehmerschaft von Angehöri-
gen der Verbandsvereine an den Aufstandshandlungen in den Bundesländern einwandfrei festgestellt 
worden. Die Leitung des Deutschen Turnerbundes bietet daher keinerlei Gewähr für eine mit den Inter-
essen der Allgemeinheit übereinstimmende Geschäftsführung, vielmehr muß nach dem Vorgesagten an-
genommen werden, daß sie nicht willens oder nicht imstande ist, dieser verbotenen Bewegung unter den 
Mitgliedern der Verbandsvereine Einhalt zu tun.“ 
Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 225.
Interessant ist in diesem Zusammenhang die Äußerung Alois Zehetmayrs, eines Funktionärs des Turn-
vereins Münzkirchen, der – offenbar bei seiner Einvernahme durch die Exekutive – vor dem Juliputsch 
zugegeben hatte, daß die vereinseigene Turnhalle beim gewaltsamen Eindringen der Österreichischen 
Legion aus Deutschland als Sammelstelle vorgesehen war. 
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 220 und Anhang S. 15.
155) Schdg. WBl. 1934, Nr. 34, S. 4.
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Auch das Tragen des Turner-
bundabzeichens wurde unter Andro-
hung strenger Strafen im Falle des Zu-
widerhandelns mit sofortiger Wirksam-
keit verboten, weil es – trotz aller An-
strengungen des Turnerbundes, dies zu 
verhindern – vielfach als „Ersatz“ für 
das verbotene Parteiabzeichen der 
N.S.D.A.P. (Hitler-Bewegung) verwen-
det  wurde. In Oberösterreich war das 
Tragen des Turnerbund-Abzeichens156 allerdings schon einige Tage früher verboten worden. 
Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 2. August 1934 findet sich dazu folgende Mitteilung des 
Turnrates des „Dv. Turnvereins Schärding 1862“157: 
Der Sicherheitsdirektor für OÖ. hat das Tragen des Turnerbund-Abzeichens mit sofor-
tiger Wirksamkeit verboten. Wir  bringen das unseren Mitgliedern mit der Aufforde-
rung zur Kenntnis, das Verbot strengstens zu befolgen.
Zum bundesstaatlichen Verwalter des „Deutschen Turnerbundes“ bestellt und mit der 
Fortführung der Vereinsgeschäfte betraut wurde Georg Trauner, Bürgermeister von Weyer 
an der Enns.158 Am 16. August 1934 trat er seine Funktion als Regierungskommissär für den 
156) Um jeden Mißbrauch mit dem Turnerbund-Abzeichen hintanzuhalten, war bereits am 1. Oktober 1933 sei-
tens des Kreisturnrates mit sofortiger Wirksamkeit angeordnet worden, daß das Abzeichen nur mehr 
durch den Turnwart bzw. dessen Stellvertreter auf den Turnplätzen an ausübende Turner und Turnerin-
nen über 17 Jahre ausgefolgt bzw. verkauft werden dürfe. Wer aus dem Turnerbund austrat, hatte es ge-
gen Kostenrückersatz wieder an den Verein abzuliefern. Das Jugendabzeichen durfte nur von Vereins-
angehörigen bis zum 17. Lebensjahr getragen werden. Dann war es wieder abzuverlangen bzw. bei 
Übertritt in die Abteilung der Erwachsenen gegen das große Bundesabzeichen umzutauschen. Miß-
bräuchliches Tragen von Bundesturn-Abzeichen war sofort dem Vereinsvorstand bzw. dem Turnwart 
anzuzeigen. (Schdg. WBl. 1933, Nr. 41, S. 6.) Diese Maßnahmen hatten jedoch − wie folgende Mittei-
lung der Kreisführung im Schdg. WBl. 1934, Nr. 18, S. 7 unter dem Titel „Unser Bundesabzeichen“ be-
legt − nur wenig Wirkung gezeitigt: „Wir können jetzt täglich die Beobachtung machen, daß sich Unbe-
rufene, die gar nicht Angehörige des Bundes sind, das Abzeichen des Bundes zu verschaffen wußten und 
tragen. Außerdem sieht man häufig ein Abzeichen in der Größe unseres Jugendabzeichens mit dem 
schwebenden Adler. Dieses ist kein vom Bunde herausgegebenes Zeichen und kann daher gar nicht als 
Bundesabzeichen gelten. Unser Bundesabzeichen steht unter Markenschutz und sind daher die Erzeuger 
des vorgeschilderten Zeichens strafbar. Leider konnten sie aber bisher nicht festgestellt werden. Alle 
diese Abzeichen werden aber heute mit Vorliebe bei politischen Veranstaltungen getragen und die uns 
feindliche Presse stellt dann immer gesperrt gedruckt mit Genugtuung fest, daß viele deutschvölkische 
Turner dabei waren. Wir glauben nicht, daß dies zutrifft; denn unsere Bundesleitung hat wiederholt in 
den Jahren seit 1930 betont, daß das Tragen des Bundesabzeichens bei politischen Anlässen verboten 
ist. Wir müssen daher trachten, mit allen Mitteln einem Mißbrauch unseres Abzeichens zu begegnen, der 
uns wider unseren Willen in schwere Gefahr bringen kann. Zu diesem Zwecke bringen wir die Weisung 
des Kreisturnrates in den Kreismitteilungen vom 1. Weinmond 1933 in Erinnerung [...]. An Unterstüt-
zende und Vereinsangehörige, die sich nicht ausübend betätigen, darf das Abzeichen nicht verabfolgt 
werden. Unter allen Umständen hat der Verkauf in Geschäften zu entfallen. Wo dies ungehörigerweise 
geschieht, ist sofort der Kreisführung davon Mitteilung zu machen. Vorstehende Weisungen sind strenge 
einzuhalten und jeder Mißbrauch ist kurzerhand abzustellen.“
157) Schdg. WBl. 1934, Nr. 31, S. 7.
158) Laut Schmidl war Trauner dieses Amt übertragen worden, weil er nicht nur langjähriger Funktionär im Tur-
nerbund war, sondern weil er auch aus der Heimwehrbewegung kam und mit Vizekanzler Fürst Starhem-
berg, dem Führer der im Entstehen begriffenen Sport- und Turnfront, persönlich bekannt war und offen-




„Deutschen Turnerbund“ mit dem Auftrag an, „die Turnvereine von allen Elementen zu säu-
bern, die an der nationalsozialistischen Politisierung schuldtragend sind, und in Hinkunft da-
für zu sorgen, daß sich Vorfälle, wie sie sich bisher abspielten, nicht mehr ereignen.“159
In seiner Eigenschaft als bundesstaatlicher Verwalter erließ Trauner nun folgende Be-
stimmungen zum Umbau des „Deutschen Turnerbundes“:
 Alle Turnvereine, ob sie nun aufgelöst wurden oder nur ihren Betrieb einstellen muß-
ten, haben Ueberwachungspersonen zu bestellen, die in der Regel den Mitgliedern der 
vaterländischen Wehrverbände und der Vaterländischen Front zu entnehmen sind. In 
Ausnahmefällen können auch Angehörige des Turnerbundes, deren vaterlandstreue 
Gesinnung erwiesen ist, bestellt werden. [...] Sämtliche Vereine haben ihre Mitglieder, 
die wegen staatsfeindlicher Tätigkeit gerichtlich oder im Verwaltungswege bestraft 
wurden, auszuschließen. Die eingestellten Vereine werden nach Erfüllung der hier ge-
nannten Bedingungen ihren Betrieb wieder aufnehmen können.160
Bezüglich der aufgelösten Vereine verfügte Trauner, daß alle unverzüglich einen Re-
kurs gegen den Auflösungsbeschluß einzureichen hätten. Erschien ein Verein nach den Er-
gebnissen des Rekursbescheides als nicht belastet, so sei seine Wiedereröffnung möglich. 
Das gesamte Vermögen von Vereinen, deren Weiterführung nicht mehr genehmigt werde, 
falle den Gauleitungen zu.
Schließlich äußerte sich Trauner noch zur zukünftigen geistigen Schulung der Turner 
und zur Eingliederung des Turnerbundes in die Wehr- und Sportfront161:
Während an den bisherigen Uebungseinrichtungen nichts geändert werden soll, wird 
die Arbeit der Dietwarte von Grund auf einer Veränderung unterzogen werden. Ich 
werde strenge darauf achten, daß die geistige Schulung der Turnerjugend nunmehr in 
staatsbejahenden [sic!], die Unabhängigkeit Oesterreichs betonendem Sinne vor sich 
geht. Bezüglich der Stellung des Turnerbundes zu den anderen Sportorganisationen 
wird die Eingliederung an die Wehr- und Sportfront162 mit besonderem Eifer von mir 
betrieben werden. Sie wird jedenfalls dazu führen, daß der Turnerbund aus seiner Iso-
lation herausgehoben wird und seine Mitglieder mit den anderen Verbänden in Wett-
bewerb treten können.
Trauners stramm vaterländische Gesinnung  und seine Äußerung, er halte die Kreis-
gliederung für Überorganisation und daher für überflüssig, erregten in Turnerkreisen jedoch 
Mißtrauen, weshalb Trauner in der BTZ vom 11. 10. 1934 noch einmal ausführlich zu seiner 
Aufgabe als Verwalter des „Deutschen Turnerbundes“ Stellung nahm.163
159) Schdg. WBl. 1934, Nr. 35, S. 2.
160) Ebda. 
161) Ebda. 
162) Die 1934 gegründete „Österreichische Sport- und Turnfront“ war eine Einheitsorganisation auf autoritärer 
Grundlage. „Zum Zwecke einheitlicher vaterländischer Führung und zielbewußter Förderung werden al-
le österreichischen Verbände und Vereine, deren Mitglieder Sport oder Turnen betreiben, in der Oester-
reichischen Sport- und Turnfront zusammengeschlossen“, hieß es diesbezüglich im BGBL 362/1934, 
das aufgrund des Art. III, Abs. 2 des BVG vom 30. April 1934 durch die Bundesregierung beschlossen 
worden war (Kimmel, Josef: Das österreichische Staatsbürgerbuch. Ein Handbuch der Staats- und 
Rechtskunde für jedermann. – Wien: 1936. S. 568) und das nun auch für die Vereine des „Deutschen 
Turnerbundes“ galt.
163) „Die Anschauung, ich hätte die Liquidierung des Deutschen Turnerbundes durchzuführen, ist unrichtig. 
Meine Aufgabe besteht vielmehr darin, die Organisation des Deutschen Turnerbundes zu erhalten, die 
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Über den „Deutschvölkischen Turnverein Schärding“, von dem es im „Lagebericht pro 
Juli 1934“ des Bezirksgendarmeriekommandos Schärding an das Landesgendarmeriekom-
mando in Linz vom 4. August 1934 heißt, daß ein Großteil der Mitglieder mit der ehemali-
gen NSDAP sympathisiere164, eine wirkliche Betätigung als Verein aber bisher nicht nachge-
wiesen werden könne165, wurde infolge der Juliereignisse eine Turnsperre verhängt. 
Vereine von staatsfeindlichen Elementen zu säubern und die Eingliederung in die österreichische Turn-
und Sportfront vorzubereiten. Diese von der Regierung zur Gewinnung der nationalen Kreise für den 
Aufbau Oesterreichs als besonders wichtig bezeichnete Aufgabe, die auch der Befriedung aller Bevölke-
rungskreise dienen soll, gibt nun diesen nationalen Kreisen die Möglichkeit und Gelegenheit, im Deut-
schen Turnerbund dieses Aufbauwerk fördern zu helfen. [...]
Ich setze zuversichtlich voraus, daß der Ruf nach Mitarbeit in den nationalen Kreisen nicht ungehört 
verhallt, und daß die vielen wertvollen Kräfte in den besagten Kreisen, denen bisher trotz vorhandenen 
Willens eine Mitarbeit nicht möglich war, sich vorbehaltlos in den Dienst der Sache stellen. Es ist aber
auch Pflicht der deutschen Turner, das in sie gesetzte Vertrauen nicht zu enttäuschen, das Vertrauen, daß 
in den Reihen der bündischen Turner viele sind, welche das Bestreben haben, mitzuhelfen, auf dem ge-
wiesenen Weg unser hartgeprüftes Vaterland einer besseren Zukunft zuzuführen. Dazu ist aber auch not-
wendig, daß Vergangenes endgültig vergessen wird und ich erwarte, daß über bündische Turner in Hin-
kunft keine Klage geführt werden braucht.
Da nun in jenen Turnvereinen, denen die Wiederaufnahme der Vereinstätigkeit bewilligt wurde, sat-
zungsgemäße Tätigkeit gewährleistet ist, besteht weiterhin auch kein Anlaß, gegen diese Vereine vorzu-
gehen. Ueber die weiteren von mir geplanten Maßnahmen gebe ich bekannt, daß in Kürze den Vereinen 
Satzungen zukommen werden, die im allgemeinen den seinerzeit von der Leitung des Deutschen Turner-
bundes den Vereinen zur Annahme empfohlenen Mustersatzungen entsprechen und so belassen wurden, 
nur wird der Führerstandpunkt noch mehr betont. Diese Satzungen müssen von allen Vereinen des Deut-
schen Turnerbundes angenommen werden. Nichtannahme bedingt den Ausschluß aus dem Deutschen 
Turnerbund.
Wie aus meinem Rundschreiben vom 23. August bereits bekannt ist, habe ich die Auflösung der vier 
Turnkreise als leicht entbehrliche Ueberorganisationen und Erschwerung des Verkehrs mit den Behör-
den verfügt. Zur Erleichterung dieses Verkehrs wird auch die Einteilung der bisherigen Gaue in der 
Weise abgeändert, daß sie den einzelnen Bundesländern angepaßt werden, so daß in Hinkunft nur mehr 
neun Gauleitungen bestehen werden. 
An der turnerischen Gliederung wird jedoch nichts geändert, das heißt, wo in einem Bundeslande meh-
rere Gaue waren, bleiben diese als Untergliederung bestehen.“ Anordnungen und Mitteilungen des bun-
desstaatlichen Verwalters, BTZ vom 11. 10. 1934, S. 382. – Zit. nach: Schdg. WBl. 1934, Nr. 42, S. 3.
Die hier angekündigte Umstrukturierung wurde in Oberösterreich am 20. Oktober 1935 auf der Kreista-
gung in Wels vorgenommen: Im Beisein des bundesstaatlichen Verwalters im Deutschen Turnerbunde, 
des Bürgermeisters Trauner, wurde damals der Turnkreis 3, der Oberösterreich und Salzburg umfaßte, 
aufgelöst und in der sofort stattgefundenen Gaubotenversammlung der neue Turngau Oberösterreich ge-
gründet, der vom Sicherheitsdirektor bereits bestätigt war. Damit waren nun die Turngaue Donau- und 
Inn-Traungau zum Gau Oberösterreich vereinigt. Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 7.
164) Turnerinnen-Turnwart Otto Dicklberger (geb. am 1. Juli 1907 in Schärding, Buchdrucker) z. B., der von 
1934 bis 1936 auch Schriftwart des „Dv. Turnvereins Schärding 1862“ war, gab am 26. Mai 1938 hin-
sichtlich seiner Tätigkeit für die illegale NSDAP, der er laut seinen Angaben seit September 1933 ange-
hört und in der er die Funktionen eines SA-Scharführers, Motor-SA-Truppführers und SS-Scharführers 
ausgeübt hatte, folgendes zu Protokoll: 
„Nach dem Verbot der Partei 1933 Wiederaufrichtung der illegalen SA. 1934 Aufrichtung der illegalen 
Motor-SA. Von 1933 bis 1936 Mithilfe bei den Fluchtmöglichkeiten unserer verfolgten Volksgenossen 
nach Deutschland. Beschaffung von wichtigen Mitteilungen für die Gauleitung Oberösterreich (Gaulei-
ter Bolek) und für die SA-Brigadeführung (Brigadeführer Hauptmann Geister) in Passau. Vermittlung 
der Grenzübergänge für Gaukuriere. Schmuggel von Propagandamaterial und Schulungsmaterial für die 
NS-Lehrerschaft und dessen Versand nach Wien. Vertrieb illegaler Schriften. Planung von Waffen- und 
Munitionsschmuggel mit den Pg. Wipplinger und Pg. Hauptmann Schinner im Hause der Frau Trude 
Müller-Pinter. Abhaltung von MSA-Appellen in den auswärtigen Ortsgruppen. Und vieles andere.“
AdR, Gauakt Nr. 266.687: Otto Dicklberger.
165) Diese Feststellung bezog sich auch auf die anderen deutschvölkischen Turnvereine des Bezirks Schärding. 
OÖLA, Sch. 32, Zl. 8 res/1934.
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Erst mit Erlaß vom 16. November 1934, S. D. Zl. 947/5–34166 wurde − nachdem auf-
grund der Verordnung der Bundesregierung seitens der Landeshauptmannschaft Herr Sepp 
Heindl, Buchhändler in Schärding, als Überwachungsperson für den „Deutschen Turnverein 
Schärding 1862“ bestellt worden war − die über den Verein verfügte Vermögenssperre auf-
gehoben und die Wiederaufnahme der Vereinstätigkeit mit Ausnahme des Kinderturnens 
(unter 14 Jahre) gestattet, worauf der Turnbetrieb am 28. November 1934 in allen Abteilun-
gen, ausgenommen die Jugend unter 14, wiederaufgenommen werden konnte.167
Am 30. März 1935 schließlich wurde in der sehr gut besuchten Jahreshauptversamm-
lung168 die für die Eingliederung des „Deutschen Turnvereins Schärding“ in die „Österrei-
chische Sport- und Turnfront“ notwendige Satzungsänderung gemäß den vom bundesstaatli-
chen Kommissär des Turnerbundes empfohlenen Mustersatzungen einstimmig beschlos-
sen.169
Nach der Neuwahl des Vorstandes, die den bisherigen Turnrat mit Obmann Brandstät-
ter an der Spitze bestätigte170, richtete Überwachungsorgan Sepp Heindl herzliche Worte an 
die Turner und Turnerinnen, erklärte, daß ihm bis jetzt seine Arbeit, „dank der einsichtsvol-
len Unterstützung der Mitglieder, leicht gemacht wurde“, beglückwünschte die Versamm-
lung dann zu ihrem neuen Turnrat und sprach die Hoffnung aus, daß der Verein auch weiter-
hin „so mustergültige Arbeit leisten möge zum Wohl unseres gesamten Volkes“171 wie
166) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 25. Oktober 1934 hatte der erste Teil jener Turnvereine, die den Ver-
fügungen des bundesstaatlichen Verwalters des Deutschen Turnerbundes entsprachen, die Bewilligung 
zur Wiederaufnahme des Turnbetriebes schon im Oktober erhalten. Insgesamt waren dies 52 Vereine, 
davon 24 aus Oberösterreich; unter den genannten Vereinen scheinen zwei aus dem Bezirk Schärding 
auf, u. z. die Turnvereine Raab und Riedau. Schdg. WBl. 1934, Nr. 43, S. 5.
167) Schdg. WBl. 1934, Nr. 48, S. 6 und „Innviertler Nachrichten“ vom 24. November 1934, Nr. 47, S. 10.
168) In seiner Eröffnungsrede ging Obmann Tbr. Brandstätter auf die „traurigen Vorfälle im Juli 1934“, die an-
schließende Turnsperre, die Bestellung des Tbr. Heindl als Aufsichtsorgan für den Verein sowie das 
Turnverbot für die Jugendlichen ein. Dann folgten die Berichte der Amtswarte, in denen ebenfalls die 
Schwierigkeiten der letzten Zeit angeschnitten wurden. Schriftwart Otto Dicklberger z. B. sprach dabei 
u. a. den Brauereien Kapsreiter und Baumgartner sowie der Buchdruckerei Vees und der Herbergsmut-
ter Aschenbrenner den Dank für ihre „immerwährende Unterstützung“ aus; und Turnwart Bruno Palfin-
ger hob in seinem Bericht hervor, daß der Verein trotz der langen Sperre „Ersprießliches“ geleistet habe, 
wobei er vor allem auf die große Teilnahme bei den Hammer-Wettkämpfen, bei dem im November 
durchgeführten Anturnen und bei der im Eismond 1934 durchgeführten Lehrturnstunde hinwies. Schdg. 
WBl. 1935, Nr. 14, S. 7.
169) Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 31. Dezember 1935 brachte der Turnrat des „Deutschen Turnvereins 
Schärding 1862“ den Vereinsmitgliedern zur Kenntnis, daß der Verein laut Mitteilung des bundesstaatli-
chen Verwalters im „Deutschen Turnerbund 1919“ in die „Österreichische Turn- und Sportfront“ aufge-
nommen worden sei. Schdg. WBl. 1935, Nr. 53, S. 6.
170) Dietwart Fachlehrer Marian allerdings, der im Herbst 1934 an die Knabenhauptschule in Weyer versetzt 
worden war (Schreiben des Bezirksschulrates Schärding vom 18. September 1934. Nachlaß Alois Stre-
bel), war schon Ende Juli 1934 aus dem Verein ausgeschieden (Schreiben des Vereins an die BH Schär-
ding vom 30. Juli 1934), worauf Major a. D. Goppold die Dietwartstelle übernommen hatte. 
Die Neuwahlen wurden unter dem Vorsitz des Ehrenmitgliedes Tbr. Franz Palfinger durchgeführt. Beru-
fen wurden als Säckelprüfer die Tbr. Kommerzialrat Pfliegl und Schuldirektor F. Holzinger, in das 
Schiedsgericht die Tbr. Fasching, Scharringer, Roithner, Hamann und Linner. Als Schriftwart wurde 
vom Obmann Tbr. Dicklberger und als Säckelwart Tbr. R. Stelzmüller ernannt. Sämtliche Gewählten er-
klärten, die Wahl anzunehmen. Anschließend forderte der Obmann die Versammelten auf, weiterhin 
zum Wohle und Ansehen des Vereines zu arbeiten und alles zu unterlassen, was nur irgendein schlechtes 
Bild auf den Verein werfen könnte.
171) Im Rahmen einer Tagung der Gau- und Bezirksleiter der VF für Oberösterreich, die am 11. Mai 1935 unter 
dem Vorsitz des Landesleiters und Landeshauptmannes Dr. Heinrich Gleißner in Linz stattfand, führte 
Dr. Gleißner in seinem groß angelegten politischen Referat u. a. in bezug auf die dv. Turnvereine fol-
gendes aus: „Gerade heute hat Oesterreich als zweiter deutscher Staat eine große kulturelle Aufgabe zu 
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bisher. Dem Verein sei in diesem Falle seine volle Unterstützung jederzeit sicher. Aus der 
Zugehörigkeit zum Vereine könne niemandem mehr Schaden entstehen, da ja der Verein zu 
den staatsbejahenden Vereinen zähle.
Anschließend besprach der neugewählte Turnwart noch den Arbeitsplan für das kom-
mende Jahr, bedauerte, daß seitens des Gaues keine größeren Veranstaltungen anberaumt 
seien, und forderte insbesondere die Jungturner172 auf, es als Ehrenpflicht anzusehen, in die-
sem Jahre das Leistungsprüfungsabzeichen für sich zu erringen. Die älteren Mitglieder aber 
bat er, durch ihre Mitarbeit auch weiterhin als Beispiel für die jüngeren Generationen zu wir-
ken. Nach der Erledigung der Tagesordnung fand die Versammlung mit dem Lied „Der Gott 
der Eisen wachsen ließ“ ihren Abschluß.173
Als „staatsbejahendem Verein“174 war es dem „Deutschen Turnverein Schärding“ nun 
natürlich wieder gestattet, in der Öffentlichkeit aufzutreten: 
So beteiligte er sich z. B. am 30. April 1935 mit 64 Turnern am Fackelzug der VF, am 
24. Juni an der Sonnwendfeier der VF am Kreuzberg sowie am 24. und 25. Juli an der Doll-
fußkundgebung der VF.175 Die Höhepunkte dieses Vereinsjahres aber waren ein Kunstgerä-
tewetturnen im großen Aschenbrennersaal am 22. Juni 1935176 − es umfaßte Turnen am Bar-
erfüllen, um dereinst wiederum dem deutschen Volke die Tore zu öffnen, die der Nationalsozialismus 
durch seine Gewaltpolitik ihm in der Welt verschloß. Von diesem Gesichtspunkte aus betrachten wir 
auch die verschiedenen Befriedungsaktionen, die in Oesterreich durchgeführt werden sollen und die 
Aufgabe haben, verschiedene Teile unserer Volksgenossen, die noch abseits stehen und früher in ande-
ren Ideengängen gewandelt sind, einzugliedern in die Volksgemeinschaft der Vaterländischen Front.
Man wird hier bei Auswahl der Persönlichkeiten, die bei Durchführung dieser Aktionen herangezogen 
werden, in Hinkunft sehr vorsichtig sein müssen. Leute, die jedes Entgegenkommen wieder dazu benüt-
zen, um auf ihre Art ihre eigene Politik zu betreiben und womöglich die zur Mitarbeit bereiten Volksge-
nossen mit dem Hinweis, daß ohnehin wiederum irgendein parteiähnliches Gebilde der Nationalsozialis-
ten erlaubt wird, von dieser Mitarbeit in der Vaterländischen Front abhalten wollen, müssen restlos von 
der Bildfläche verschwinden. Nie und nimmer darf unter irgendeiner Form eine organisatorische Zusam-
menfassung von Nationalsozialisten erfolgen. Wer ehrlich mitarbeiten will, dem wird der Weg in die 
Vaterländische Front geebnet werden.
Auch die Frage der Zulassung der dv. Turnvereine fällt in dieses Kapitel. Nur dort, wo die Vaterländi-
sche Front die Wiederaufnahme des Turnbetriebes in den dv. Turnvereinen für zweckmäßig und poli-
tisch erträglich hält, darf diesen Turnvereinen die Tätigkeit wiederum gestattet werden. Die Vaterländi-
sche Front ist als Trägerin der politischen Willensbildung für die politische Entwicklung in den einzel-
nen Gebieten und Orten verantwortlich und lehnt es ab, Interventionen von Personen zuzulassen, die nur 
als Verwalter eines Verbandes, dem aus politischen Gründen die Tätigkeit eingestellt und nur unter be-
stimmten Vorsichtsmaßnahmen gestattet wurde, bestellt sind. Die Beurteilung, welche Maßnahmen in 
einzelnen Orten und Gebieten politisch durchführbar und zweckmäßig sind, bleibt einzig und allein der 
Vaterländischen Front vorbehalten. […].“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 20, S. 2.
172) Laut Schreiben des Gendarmeriepostenkommandos Schärding an die Bezirkshauptmannschaft Schärding 
vom 12. Juni 1935 hatte der „Deutsche Turnverein Schärding“ damals 15 männliche und 10 weibliche 
Mitglieder unter 18 Jahren, im „Christlich-deutschen Turnverein Schärding“ hingegen gab es 66 männli-
che und 33 weibliche Mitglieder unter 18 Jahren. BH Schärding, Zl. 440/8–1935.
173) Schdg. WBl. 1935, Nr. 14, S. 7.
174) In der „Periodischen Berichterstattung“ des Bezirksgendarmeriekommandos Schärding an das Gendarme-
rieabteilungskommando Nr. 6 in Wels vom 1. April 1935 wird in bezug auf den „Deutschen Turnverein 
Schärding“ mitgeteilt: „Dieser hat die Tätigkeit unter Aufsicht des Gauleiters Sepp Heindl aufgenom-
men und haben sich bisher Anstände nicht ergeben.“ OÖLA, Sch. 34, Zl. 34 res/1935.
175) Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 7.
176) Obmann Josef Brandstätter konnte außer den überaus zahlreich erschienenen Turnern und Turnfreunden 
auch Frau Dr. Pöschl (geb. Weyland) aus Mauerkirchen, die Fahnenmutter und Spenderin des Vereins-
banners – die Fahnenweihe hatte 1888 stattgefunden –, das Ehrenmitglied F. Palfinger, der der erste 
Fahnenjunker gewesen war, sowie den Vereinskommissär Tbr. Heindl begrüßen. Schdg. WBl. 1935, Nr. 
26, S. 5.
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ren, Pferd und Hochreck sowie Kürfreiübungen und wurde von 14 Turnern bestritten177 −
und eine großangelegte Dachbodenentrümpelungs-Aktion. Diese Aktion, die im Dienste des 
Ausbaus des zivilen Luftschutzes stand178, wurde im Mai 1935 unter der Devise „Luftschutz 
tut not!“ gestartet179 und am 1. September mit einer „Gerümpel-Dult“ (einem Flohmarkt) am 
vereinseigenen Turnplatz abgeschlossen. 
Dem Tätigkeitsbericht anläßlich der 74. Jahreshauptversammlung zufolge zeitigte die-
se Entrümpelungsaktion für den Verein „ein so günstiges Ergebnis“, „daß derselbe nunmehr 
schuldenfrei dasteht“.180 Aus dem erzielten Reinerlös spendete man der Stadtgemeinde 
Schärding einen Betrag von über 300 S für die Armenunterstützung und der Freiwilligen 
Feuerwehr Schärding einen Betrag von 50 S. Das Museum der Stadt erhielt zirka 100 Bücher 
und Zeitschriften sowie „altertümliche“ Bilder; und an hilfsbedürftige und arbeitslose Perso-
nen wurden Bekleidungsstücke, Einrichtungs- und Gebrauchsgegenstände sowie größere 
Mengen von Abfallholz kostenlos verteilt.181
Wie im Rahmen der 74. Jahreshauptversammlung – sie fand am 25. Jänner 1936 im 
Beisein des Regierungskommissärs Dr. Rauch182 in den Räumlichkeiten der Brauerei Baum-
gartner statt183 – weiters bekanntgegeben wurde, zählte der Verein nun insgesamt 285 Mit-
glieder, darunter 2 Ehrenmitglieder (nämlich Kommerzialrat Anton Pfliegl und Franz Palfin-
ger), 95 Turner und 47 Turnerinnen.184 Die Turner hatten im verflossenen Turnjahr, das auf-
grund des frühen Termins der Jahreshauptversammlung kürzer als sonst war, in 53 Turnzei-
ten und 1158 Turnbesuchen und die Turnerinnen in 59 Turnzeiten und 1100 Turnbesuchen 
geturnt, während die Männerabteilung auf 22 Turnzeiten und 246 Turnbesuche gekommen 
war.185 Außer den normalen Turnstunden, die in der Schulturnhalle und im großen Aschen-
brennersaal abgehalten worden waren, hatte man auch eifrigst den Spielbetrieb gepflegt, so-
daß insgesamt festgehalten werden konnte, daß „in den letzten 9 Monaten [...] Ersprießliches 
für den Verein und die Volkserziehung geleistet“ worden war.186
177) Von diesen waren 4 aus Wels, 3 aus Linz, je 1 aus Attnang und Schallerbach und 5 – nämlich Fritz Hag-
müller, Albert Ide, Max Bayerl sowie Hans und Max Kreisberger (Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 7) – aus 
Schärding. Turnbruder Hermann aus Linz, der damals als der beste Geräteturner Österreichs galt, nahm 
außer Konkurrenz an dem Wettbewerb teil. Schdg. WBl. 1935, Nr. 26, S. 5.
178) Wie Obmann Josef Brandstätter, Dietwart Major Goppold-Lobsdorf und Turnwart Robert Wiery namens 
des Turnrates des Vereins am 26. September 1935 im Schdg. WBl. 1935, Nr. 39, S. 7 bekanntgaben, 
fand diese Aktion seitens des Präsidiums des österreichischen Luftschutzbundes in Wien außerordentli-
che Anerkennung.
179) Schdg. WBl. 1935, Nr. 21, S. 7.
180) Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 7.
181) Schdg. WBl. 1935, Nr. 37, S. 6 und Nr. 39, S. 7.
182) Vereinskommissär Tbr. Heindl war am 22. Jänner 1935 aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkeiten in der 
Nähe von Deutsch-Feistritz bei Graz aus dem Leben geschieden. Schdg. WBl. 1936, Nr. 3, S. 7 und 
Nr. 4, S. 5. 
Dr. Anton Rauch, Regierungskommissär der Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen, war laut Mitteilung 
des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 19. Juli 1934 vom Landeshauptmann der Bezirkshauptmann-
schaft Schärding zur weiteren Dienstleistung zugewiesen worden und hatte seinen neuen Dienstposten 
am 2. Juli 1934 angetreten. Schdg. WBl. 1934, Nr. 29, S. 5.
183) Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 7.
184) Gegenüber der Jahreshauptversammlung vom 11. März 1933 (mit 440 Mitgliedern) hatte der Verein dem-
nach etwas mehr als ein Drittel seiner Mitglieder eingebüßt. 
185) Auf das Turnjahr 1933/34 mit seinen 67 Turnzeiten hochgerechnet, waren die Turnbesuche 1935/36 damit 
um knapp 30 Prozent zurückgegangen. 
186) Bei der Neuwahl des Vorstandes wurden dann die bisherigen Amtswalter einstimmig wiedergewählt. 
Außerdem wurde noch der Antrag, den Mitgliedsbeitrag für ausübende Mitglieder um 50 Prozent zu 
kürzen, angenommen. Schdg. WBl. 1936, Nr. 4, S. 7.
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Bestätigt in dieser Selbsteinschätzung – und damit auch in seiner Arbeit – sah sich der 
„Deutsche Turnverein Schärding“ u. a. durch den guten Besuch seines Dirndlballs am 1. Fe-
ber 1936 im Großgasthof „Schärdinger Hof“187: 
Unter anderem waren erschienen Hofrat Petrak, Regierungskommissär Dr. Rauch, in 
Vertretung der Vaterl. Front deren Führer Dr. Enkner und Direktor Dr. Hamza mit 
den Otterbacher Zöglingen. Die Stimmung wurde bald derartig, daß man sich wieder 
in die gute alte Zeit zurückversetzt fühlte und die Sorgen der Jetztzeit auf Stunden ver-
gessen konnte. Kein Mißton störte die gute Laune und den Humor, der alle auf ihre 
Rechnung kommen ließ. Diese Veranstaltung war geradezu ein gesellschaftliches Er-
eignis und ein glänzender Beweis, welcher Sympathien und Achtung sich der Deutsche 
Turnverein erfreut. [...]
Bundesweit gesehen, konnte jedoch von einer derart positiven Einstellung gegenüber 
dem „Deutschen Turnerbund“ keine Rede sein. So hatte z. B. die Konferenz der Sicherheits-
direktoren am 8. Oktober 1935, als sie sich mit dem Problem Turnerbund befaßte, die Mei-
nung vertreten, daß ein Weiterbestehen dieser Turnvereine nicht wünschenswert sei, denn 
„von einer vaterländischen Erziehung in den deutschen Turnvereinen kann keine Rede sein, 
im Gegenteil werden durch sie, wie die Erfahrungen gezeigt haben, die Erziehungserfolge 
der Schulen in der Richtung der vaterländischen Idee nach Möglichkeit gehemmt“.188
Ausschlaggebend für diese Ansicht war, daß immer wieder Meldungen aktenkundig 
wurden, die die Behörden zu dem Schluß veranlaßten, daß innerhalb des Turnerbundes noch 
immer nationalsozialistische Kräfte am Werk waren: 
Der monatliche Lagebericht der Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit vom 
November 1935 hob z. B. hervor, daß der vom Deutschvölkischen Turnverein Linz veran-
staltete Familienabend vorwiegend von Nationalsozialisten besucht gewesen sei189; und am 
13. November 1935 erstattete das Polizeikommissariat des Bahnhofs Passau Meldung über 
eine Rede eines deutschen Turners aus Österreich beim Hilfsbund der Deutsch-Österreicher 
in Passau. Dieser Redner, dessen Identität nicht festgestellt werden konnte, habe zur Situa-
tion der Deutschvölkischen in Österreich erklärt190: 
„Wir kämpfen heute einen politischen Kampf, wir bauen aber gleichzeitig unentwegt 
an dem Werk F. L. Jahns, das wir in verjüngter, geadelter und vollendeter Form, so 
Gott will, als Morgengabe aus bestem deutschösterreichischem Geiste in das Dritte 
Reich mitbringen wollen.“ 
Zweifel an der loyalen Haltung des „Deutschen Turnerbundes“ gegenüber dem öster-
reichischen Staate gab es auch seitens der christlich-deutschen Turnbewegung und der Va-
terländischen Front. Belegen läßt sich dies beispielsweise durch eine Rede, die Dr. Wilhelm 
Bock, Gauobmann und Gauleiter der Vaterländischen Front, im Rahmen der am 22. März 
1936 in Linz abgehaltenen Hauptversammlung der Vorturnerschaft des christlich-deutschen 
187) Schdg. WBl. 1936, Nr. 5, S. 6.
188) Deutsche, bzw. deutschvölkische Turnvereine, Beaufsichtigung, Weiterführung der Tätigkeit, 21. 10. 1935, 
AdR, AVA, BKI 22 gen., St. B., Zl. 365.694/35. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turner-
bund. S. 242.
189) Lagebericht für November, AdR, AVA, BKI 22 gen., Ktn. 4913, St. B., Zl. 376.266/35. – Zit. nach ebda. 
S. 250.
190) Meldung des österreichischen Polizeikommissariats Passau/Bahnhof, 13. 11. 1935, AdR, AVA, BKI 15/5, 
Ktn. 2543, Zl. 379.568–GD 2/35. – Zit. nach ebda.
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Turngaues Oberösterreich zur Stellung der Turnerschaft in der Sport- und Turnfront hielt. 
Dr. Bock stellte bei dieser Gelegenheit fest, daß in personeller Hinsicht der besonderen Be-
deutung des Turnens gebührend Rechnung getragen sei, in sachlicher und organisatorischer 
Hinsicht jedoch entsprechende Vorkehrungen noch verlangt werden müßten191: 
Wird es bei Sportvereinen und sportlichen Veranstaltungen genügen, dafür zu sorgen, 
daß durch äußere Zeichen die Verbundenheit mit dem österr. Vaterland zum Ausdruck
kommt, so muß beim Turner das Bewußtsein des Vaterlandes innerlich in seinem Her-
zen verankert sein. [...] Die christlich-deutsche Turnerschaft könne hier den rechten 
Weg führen, weil sie seit ihrem Bestande christlich und österreichisch verbunden war 
und ihre Mitglieder diese Haltung in den schweren Tagen des Jahres 1934 mit dem 
Einsatz des Lebens bekräftigten. Dem Turnerbund bleibt noch die Dollfußfrage zu be-
antworten, die der Kanzler in seiner Rede vor den christlich-deutschen Turnern im 
Stadion 2 Monate vor seinem Tode an die nationale Turnorganisation richtete: „Wie 
stehst du zum christlich-deutschen Oesterreich?“ Und er fügte an: „Wer hier nicht 
den Mut hat und nicht die Kraft aufbringt, dies zu sagen oder aus sonstigen Gründen 
diese Klarheit nicht sagt, macht sich verdächtig, in seiner Gesamtheit diese Frage zu 
verneinen.“ Dürfte die Sport- und Turnfront etwa heute diese Frage erlassen oder auf 
solche Klarheit verzichten? Nein.
Das Bekenntnis zum österreichischen Vaterland muß Grundgesetz und Voraussetzung 
jeglicher Turnerarbeit in Oesterreich sein. 
In Anbetracht dieser Gegebenheiten waren für die christlich-deutsche Turnerschaft da-
her folgende Forderungen unerläßlich:
1. Die Verbands- und Vereinssatzungen der österr. Turner müssen das Bekenntnis zu 
Oesterreich eindeutig und für alle Mitglieder verpflichtend aussprechen. 2. Die der 
Sport- und Turnfront eingegliederten Turnverbände haben das Turnerkreuz in seiner 
christlichen Ausdrucksform (Jahn, Felsing) als Abzeichen zu führen. 3. Die Sport- und 
Turnfront muß die Vorlage des Planes für die geistige Erziehung der Turner, wie Diet-
handbücher, Zeitschriften und sonstige Verbandsliteratur, verlangen. Wer diese Vor-
aussetzungen nicht erfüllt, kann in Oesterreich nicht Turner sein. Die Sport- und Turn-
front wird sich eingehend mit diesen Fragen befassen müssen, um im Einvernehmen 
mit der Vaterländischen Front, die für die vaterländische Bildungsarbeit im Staate 
verantwortlich ist, ehestens zu brauchbaren Richtlinien zu gelangen.
Im April 1936 beklagte die Landesleitung der VF-Steiermark, daß sich gesinnungsmä-
ßig in den Turnerbundvereinen nichts geändert habe. „Weder in der Pflege des Gesanges, 
noch in den Vorträgen ist eine Umstellung in österreichisch vaterländischem Sinne zu ver-
zeichnen“, hieß es.192 Im Einvernehmen mit der Linzer Gauleitung verlangte man daher neu-
erlich ideologische Schulungsmaßnahmen und Satzungsänderungen für den Turnerbund in 
österreichisch-vaterländischem Sinn. Sollten die Turnerbundvereine darauf nicht eingehen, 
„müßte aus Sicherheitsgründen die Einstellung ihres Betriebes gefordert werden“.193
191) Schdg. WBl. 1936, Nr. 13, S. 4.
192) Tätigkeit des DTB. Teilabschrift eines Berichtes der Landesleitung Steiermark der VF mit „beachtenswer-
ten Anregungen“, 10. 4. 1936, AdR, AVA, BKI 15/5, Ktn. 2543, Zl. 322.353–GD2/36. – Zit. nach: 
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 239 f.
193) Ebda. 
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Von diesen Querelen weitgehend unberührt, gestaltete sich indessen das Anturnen des 
„Deutschen Turnvereins Schärding 1862“, das am 21. September 1936 für Turnerinnen und 
am 22. September für Turner stattfand, laut „Schärdinger Wochenblatt“ zu einer „machtvol-
len Kundgebung für das deutsche Turnen“. Von den Turnerinnen waren 42 auf dem Turnbo-
den erschienen, Turner traten 52 an. Beide Abende wurden nach dem Befehl der Bundesfüh-
rung in gleicher Ordnung durchgeführt und mit Freiübungen begonnen. Daran anschließend 
verlas der Dietwart folgende Botschaft der Bundesführung:
Liebe Turnbrüder! Liebe Turnschwestern! Zur gleichen Stunde, wo ihr hier versam-
melt seid, um den Beginn eines neuen Arbeitsjahres festlich zu begehen, stehen in allen 
völkischen Turnvereinen Oesterreichs die Turner und Turnerinnen bereit, um die 
„Botschaft“ ihrer Führung zu vernehmen, die ihnen Richtung geben soll für ihre wei-
tere Arbeit. Schon diese Gemeinsamkeit des Handelns soll zeigen, daß wir kein zufäl-
lig zusammengelaufener Haufen sind und sein wollen, in dem jeder Einzelne seinen 
persönlichen Vorteil sucht, sondern eine fest zusammengeschweißte Gemeinschaft, zu-
sammengeschweißt von der Not der Zeit, erfüllt von der Ueberzeugung, daß das Wohl 
des Einzelnen vor dem der Gesamtheit zurücktreten muß, durchdrungen von dem un-
bändigen Willen, in gemeinsamer Arbeit all’ unsere Kräfte einzusetzen für Volk und 
Vaterland. Eine schwere Zeit hat die völkische Turnsache hinter sich, wo unsere edlen, 
uneigennützigen Bestrebungen verkannt und unterdrückt wurden, wo widrige Umstän-
de an den Grundlagen unseres Bestandes gerüttelt haben. Wir danken es der Treue 
unserer Gefolgschaft, daß wir die Bewegung auch für die Zukunft erhalten konnten. 
„Das Zeichen turnerischer Haltung ist die Treue“, sagt Konrad Henlein, „Treue zur 
Idee, zum Bunde, zum Volke, Treue zum Führer, Treue zu den Kameraden“. Diese 
Treue, die uns über schwere Zeiten hinweg geholfen hat, zu pflegen und zu vertiefen, 
ist unsere vornehmste Aufgabe. Zwei Ereignisse der letzten Zeit sind es, die uns für die 
Zukunft wieder hoffnungsfreudig stimmen: Die Vereinbarungen des 11. Heuets dieses 
Jahres, durch die ein unnatürlicher, von allen Einsichtigen und Gutgesinnten tief be-
klagter Kampfzustand zwischen Oesterreich und dem Deutschen Reiche beendet wer-
den soll, und die Bestimmung in den Richtlinien der jüngst geschaffenen Oesterreichi-
schen Turnerschaft, daß die Jahnschen Grundsätze die Grundlage der dort zu leisten-
den Arbeit sein sollen. Der Friedensschluß zwischen den beiden Bruderstaaten, das 
Bekenntnis Oesterreichs als deutscher Staat hat die Bahn wieder freigemacht für die 
Vertretung des gesamtdeutschen Gedankens auch in Oesterreich, die über bestehende 
Staatsgrenzen hinaus die geistige und kulturelle Einheit aller deutschen Volksgruppen 
sucht, die amtliche Berufung auf Jahn und seine Lehren gibt uns die Möglichkeit, un-
sere Arbeit in den Bahnen wieder aufzunehmen, wozu uns die über ein Jahrhundert 
alte Ueberlieferung und unsere heilige, innere Ueberzeugung treibt. Wir freuen uns, 
seine Auffassung vom Sinne des Turnens wieder offen vertreten zu können, wo er 
sagt: „Das Turnen ist die Erziehung zur bewußten Deutschheit“, durch die der ganze 
Mensch erfaßt werden muß. Sein Bekenntnis zum Vaterlande ist das unsrige: „Das 
Wort Vaterland umfaßt das höhere und höchste alles irdischen Lebens und Strebens. 
In ihm vereinen sich die Erinnerungen einer großen Vergangenheit, der Genuß freudi-
ger Gegenwart, die Hoffnung schöner Entwicklung und der Glaube an deren unver-
gängliche Dauer“. So wollen auch wir aus der Geschichte unserer großen Vergangen-
heit lernen, in der Gegenwart alle Kräfte einsetzen, um die Zukunft von Volk und Va-
terland sicherzustellen! Auf dieser Grundlage arbeiten zu dürfen, ist uns heilige Freu-
de und Befriedigung. Danken wir dem Schicksale, daß es uns zu Mitarbeitern einer 
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so großen Zeit gemacht hat, auch wenn sie vom Einzelnen Verzicht auf manche An-
nehmlichkeiten des Lebens und viele persönliche Opfer fordert! Denken wir an das 
Jahnwort: „Noch nie hat ein Volk Einheit und Freiheit auf trockenem Wege erlangt, 
allemal auf nassem – und nicht der Tränen und der Tinte, sondern des Schweißes“. 
Harte Arbeit steht uns also bevor, die wir hier nicht im Einzelnen schildern wollen, die 
wir aber freudig auf uns nehmen, weil wir eine hohe Aufgabe vor uns sehen. „Das 
größte Geschenk Gottes an ein Volk ist die Wiederauferstehung aus Schmach und Un-
terjochung“. Jahn hat diese Erkenntnis in sich gefühlt und sich von ihr in seiner Arbeit 
leiten lassen. So wie zu Jahns Zeiten läßt Gott dieses Geschenk keinem Unwürdigen 
zukommen, die sittliche Wiedergeburt, die eigene Kraft und Tüchtigkeit ist die notwen-
dige Voraussetzung dafür. Diese zu schaffen, muß unsere große Aufgabe und unser 
unbeugsamer Wille sein. Wir glauben an die Zukunft des deutschen Volkes und unseres 
Vaterlandes, Wir wollen alle unsere Kräfte diesem Ziele weihen, Wir vertrauen auf die 
treue Mitarbeit unserer Gefolgschaft, die sich schon so oft bewährt hat, so wird wahr 
werden, was auch Jahn als Leitwort seiner Bestrebungen vorangeleuchtet hat: „In un-
serem Willen liegt unser Sieg!“194
Mit dem neuen Lied „Es dröhnet der Marsch der Kolonne“ fand der Turnabend dann 
seinen Abschluß.
Ein „für die deutsche Turnbewegung und darüber hinaus für die nationale Oeffentlich-
keit Oesterreichs bedeutsames Ereignis“ war laut „Schärdinger Wochenblatt“195 der am 25. 
Oktober 1936 in Wien abgehaltene 4. ordentliche Bundesturntag, zu dem trotz „der schwe-
ren Schläge, die zahlreiche Vereine des Deutschen Turnerbundes in den letzten Jahren erlit-
ten haben“, alle Gauvertreter aus sämtlichen österreichischen Bundesländern erschienen 
waren:
Bürgermeister Georg Trauner erstattete zunächst einen ausführlichen Tätigkeitsbericht, 
der in der Überzeugung gipfelte, daß es ihm im wesentlichen gelungen sei, „maßgebliche 
Stellen von der Bereitwilligkeit der Vereine des Deutschen Turnerbundes zur aufrichtigen 
Mitarbeit am Aufbau des österreichischen Vaterlandes zu überzeugen, noch vorhandene 
Vorurteile, die von übelwollenden und meist volks- und heimatfremden Kräften genährt 
werden, zu zerstreuen und dem Deutschen Turnerbund die Wege zu seiner Erziehungsaufga-
be, insbesondere im Zusammenhange mit der Österr. Sport- und Turnfront, zu ebnen.“ 
Dann teilte Trauner mit, daß er beim Bundeskanzleramt den Antrag auf Enthebung sei-
ner Person als bundesstaatlicher Verwalter sowie sämtlicher kommissarischer Aufsichtsper-
sonen bei den einzelnen Vereinen eingebracht habe196, weil seiner Meinung nach keine Not-
wendigkeit für diese Maßnahme mehr bestehe. 
Nach verschiedenen, durch die Zugehörigkeit zur Österreichischen Turn- und Sport-
front bedingten Satzungsänderungen – unter „Zweck und Ziel“ hatte die Erziehung der An-
gehörigen „zur Treue zum österreichischen Vaterlande“ Platz gefunden197 – nahmen die 
Gauabgeordneten die Wahl der neuen Bundesführung vor. Diese bestand nach den neuen 
Satzungen nicht mehr aus 15 Mitgliedern, sondern aus dem Bundesobmann, dem Bundes-
194) Schdg. WBl. 1936, Nr. 38, S. 7. Gezeichnet war diese „Botschaft der Bundesführung“ mit Wöll, Dr. Hesse, 
Müller und Trauner. 
195) Schdg. WBl. 1936, Nr. 44, S. 8.
196) Von seiner Funktion als Verwalter des Turnerbundes abberufen und als Überwachungsperson eingesetzt 
wurde Trauner mit Bescheid vom 18. Dezember 1936, AdR, AVA, BKI 15/5, Ktn. 2543, Zl. 362.528–
GD 5/36. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 259.  
197) Vierter ordentlicher Bundesturntag zu Wien am 25. Weinmond 1936, BTZ vom 1. 12. 1936, S. 434. – Zit. 
nach ebda. S. 255.
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turnwart und dem Bundesdietwart, die für die einzelnen Fachgebiete Mitarbeiter in verschie-
dene Ausschüsse unter eigener Verantwortlichkeit ernannten. Zum neuen Bundesobmann 
wurde einstimmig Bezirksrichter Fritz Müller aus Wien, zum Bundesturnwart Adolf Michel 
aus Salzburg und zum Bundesdietwart Studienrat Professor Fritz Trathnigg aus St. Pölten 
gewählt198, womit nun der erste Schritt zu einer neuen Eigenständigkeit des Turnerbundes 
gesetzt und dem „Reformerkreis“ innerhalb des Vereins Tür und Tor zur „völkischen Er-
neuerung“ im DTB geöffnet war.199
Die Klagen über die mangelnde vaterländische Gesinnung der deutschvölkischen 
Turnvereine rissen jedoch nicht ab. In einer Entschließung der Amtswalter der VF des Be-
zirkes Frankenmarkt vom 12. November 1936, die der Bezirksführung der VF in Schärding 
mit der Bitte um Unterstützung in Abschrift zugesandt wurde, hieß es z. B.:
Die Amtswalter lenken mit tiefster Besorgnis das Augenmerk der Führung auf die Tat-
sache, daß die völkischen Turnvereine, die trotz zahlloser wohlbegründeter Begehren 
fast aller Frontstellen bis heute nicht aufgelöst wurden und offenbar auch vor einer 
Auflösung in aller Zukunft sicher sind, durch das lendenlahme Verhalten der Führung 
ihnen gegenüber gegenwärtig in derartigem Aufblühen begriffen sind, wie sie es noch 
nie zu verzeichnen hatten.
Sie sind nach wie vor trotz aller papierenen Erklärungen die Sammelbecken der Natio-
nalsozialisten zur illegalen Tätigkeit, drücken die vaterländischen christlich-deutschen 
Turnvereine bereits an die Wand, verderben durch ihre völkische Erziehung unsere 
Jugend und gefährden damit ernstlich die Zukunft unseres Vaterlandes200[;]
198) Schdg. WBl. 1936, Nr. 44, S. 8. 
Dr. Hueber, Dr. Rainer und Dr. Risch wurde damals der Status von Mitarbeitern des Bundesobmannes 
zugesprochen. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 255.
199) Ein Teil der Reformen galt dem Image, das der Turnerbund in weiten Kreisen der Bevölkerung hatte –
nämlich eine Tarnorganisation für die NSDAP zu sein –, ein anderer der straffen organisatorischen Er-
fassung der Mitglieder, die möglicherweise diese Imagereform hätten behindern können. Was die „neue“ 
ideologische Ausrichtung anbelangt, sind die Aufsätze Karl Bauers, des Gaudietwartes des Wiener 
Turngaus, aufschlußreich. In der BTZ – und später im „Turner“ – skizzierte er die völkischen Turner als 
die Kerntruppe gegen Marxismus und Bolschewismus. An die Stelle der Anschlußfrage trat nun das Be-
kenntnis zum „zweiten deutschen Staat“ Österreich. Der Feind, den es zu bekämpfen gelte, stehe links, 
wie man aus den Beispielen Spaniens und Rußlands erkennen könne: 
„Wollen wir verhüten, daß Mitteleuropa und damit auch unsere Heimat Österreich diesen unausdenkba-
ren Gefahren ausgesetzt werden, dann heißt es heute mehr denn je die aufbauwilligen, einsatz- und op-
ferbereiten Menschen zu erfassen und zu binden. Unser Volk ist in sich zu festigen, damit es gefeit sei, 
wenn die große Auseinandersetzung um die Zukunft Europas und damit der Menschheit anhebt.
Dies ist unser Wunsch! Dies unsere Absicht!
Aus unserer gesamtdeutschen Auffassung her unserer Heimat zu dienen, ihr durch unsere harte turneri-
sche Arbeit die junge Mannschaft zu schaffen, die den Kampf zu führen imstande ist gegen den Libera-
lismus des neunzehnten Jahrhunderts, der im Bolschewismus auf der politischen, im Kapitalismus auf 
der wirtschaftlichen und in der Gottlosigkeit auf der religiösen Ebene seine Entsprechung gefunden hat; 
den Kampf zu führen für die neue Ordnung, die auf dem Volksbegriff aufbaut, für die freie und unab-
hängige Heimat, den zweiten deutschen Staat. Dies: Der deutschen Turner Bekenntnis zu Österreich!“ 
Bauer, Karl: „Der deutschen Turner Bekenntnis!“ – In: BTZ vom 11. 9. 1936, S. 326. 
Nach wie vor wurde also an den traditionellen Wertvorstellungen festgehalten, durch ein Umgewichten 
von Wertigkeiten bot man jedoch eine für den Ständestaat akzeptable Rollenbeschreibung für den Tur-
nerbund. 
Näheres dazu: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 256 und 259 ff.
200) Schreiben der VF Frankenmarkt an die Bezirksführung der VF Schärding vom 13. November 1936. Nach-
laß Otto Plursch.
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und am 3. Dezember 1936 teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ unter Berufung auf 
die Christliche Presse-Zentrale mit, daß nun auch von kirchlicher Seite Maßnahmen gegen 
die deutschen Turnvereine ergriffen würden201: 
Nummer 11 des Linzer Diözesanblattes schreibt unter dem Titel „Messen oder Bitten 
des deutsch-völkischen Turnvereines“: Das L. D. 1930, Nr. 10, S. 122 hatte verordnet: 
„Messen, die formell seitens des Landbundes oder einer Ortsgruppe als solcher be-
gehrt und bestellt werden, dürfen von keinem Pfarrer angenommen und verlautbart 
werden. Dagegen steht natürlich nichts im Wege, Messen, die von einzelnen Mitglie-
dern des Landbundes privatim und persönlich begehrt werden, entgegenzunehmen und 
zu verlautbaren, nur darf keinerlei Nennung oder Beziehung zum Landbunde aufer-
scheinen.“202 Diese Verordnung wird jetzt sinngemäß auf den deutsch-völkischen 
Turnverein ausgedehnt, und zwar sowohl für Messen als auch für sogenannte „Bit-
ten“. Ebenso sind Ansprachen des deutsch-völkischen Turnvereines auf konfessionel-
len Friedhöfen ausdrücklich zu untersagen. 
Der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“ konnte indessen203 mit einem turnerischen 
Festabend am 19. Dezember 1936 – er fand anstelle der bisher üblichen Julfeier statt – einen 
weiteren großen Erfolg erzielen204: 
Der außerordentlich gute Besuch bewies wieder, daß das deutsche Turnen, wie es die 
völkischen Turnvereine seit Jahrzehnten pflegen, im Volke fest verankert ist und immer 
wieder großes Interesse in allen Bevölkerungsschichten hervorruft. Was Turnerinnen 
und Turner in Freiübungen und an den Geräten zur Schau brachten, zeigte, daß auch 
der hiesige Turnverein auf dem besten Wege ist, den Rückfall der letzten Jahre aufzu-
201) Schdg. WBl. 1936, Nr. 48, S. 6.
202) Außerdem war von Bischof Gföllner 1930 eine Mahnung bezüglich der kirchlichen Weihe von Vereinsfah-
nen ergangen. Unter Punkt 3 heißt es da u. a.: „Fahnen von Organisationen, die antikirchliche Erklärun-
gen abgegeben haben oder deren Statuten solche enthalten, z. B. deutsch-völkische Turnvereine, können 
nicht geweiht werden.“ „Linzer Diözesanblatt“, 1930, S. 35. 
Drei Jahre später traf Bischof Gföllner angesichts der Verschärfung der politischen Gegensätze dann u. a. 
folgende Anordnung: „Fahnen, Wimpeln und Embleme mit areligiösen oder verbotenen Darstellungen 
oder von Vereinen, die offenkundig der katholischen Religion feindlich gegenüberstehen, dürfen in Kir-
chen und bei kirchlichen Veranstaltungen nicht zugelassen werden.“ „Linzer Diözesanblatt“, 1933, S. 43. 
203) Nach mehrjähriger Pause hatte am 15. November 1936 in Feichtners Saal in Andorf unter Bezirksturnwart 
Wiery der 1. Bezirksturntag des 7. Turnbezirkes im Gau Oberösterreich–Salzburg stattgefunden, der von 
5 Vereinen durch 65 Vorturner und Turner besucht war. Nach der turnerischen Arbeit brachte Tbr. Wie-
ry einen Bericht vom 4. Bundesturntag in Wien und gab dann den umfangreichen Arbeitsplan für das 
kommende Jahr bekannt. Anschließend sprach der frühere Kreisturnwart Emil Förster aus Ried in länge-
rer Ausführung über die Notwendigkeit der Abhaltung eines mehrtägigen Vorturnerlehrganges, bei dem 
die Vorturner der Vereine eine gründliche Ausbildung, besonders im Geräteturnen, erhalten sollten. 
Schdg. WBl. 1936, Nr. 46, S. 7.
204) Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu u. a. folgendes mit: „Nach der Begrüßung der großen Besucher-
zahl durch den Vereinsführer Josef Brandstätter eröffneten die Turner mit einwandfrei geturnten Frei-
übungen unter Leitung des Tbr. Bayerl den Reigen der turnerischen Vorführungen. Großen Eindruck 
hinterließ der Schluß dieser Uebungen, als aus 36 Männerkehlen das Lied ‘Es dröhnet der Marsch der 
Kolonne’ erklang und den Besuchern ein eindrucksvolles Bild männlicher Geschlossenheit vermittelte. 
In sehr hübschen und gut geturnten Freiübungen zeigten 46 Turnerinnen ihr Können und holten reichen 
Beifall. Dietwart Major a. D. Goppold-Lobsdorf sprach über das deutsche Turnen und die Erhaltung al-
ten Brauchtums, gedachte in ehrenden Worten der toten Helden des Weltkrieges und erinnerte auch dar-
an, daß Millionen Deutsche, die in fremden Staaten leben, unter wesentlich schwereren Umständen ihr 
Weihnachtsfest feiern.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 51, S. 6 f. 
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holen. Die deutsche Turnbewegung hat es zurzeit nicht leicht. Trotzdem dient sie in 
selbstloser idealer Weise, wie es ihrer Ueberlieferung entspricht, mit ihrer ganzen Ar-
beit unserem Volke und damit unserem Vaterland. Der Abend bewies, daß aus dem 
Leben unseres Volkes die herrliche deutsche Turnbewegung, diese für Volksgesund-
heit und Wehrhaftigkeit notwendige Arbeit, nicht mehr wegzudenken ist. 
Sehr gut besucht war auch die am 20. Februar 1937 im Saal der Brauerei Baumgartner 
abgehaltene Jahreshauptversammlung des Vereins. Nachdem Vereinsobmann Tbr. Brand-
stätter den Amtswarten und den Mitgliedern für ihre Unterstützung gedankt hatte205, bat er, 
nunmehr einem von ihm längst geäußerten Wunsch Rechnung zu tragen und von einer Wie-
derwahl seiner Person abzusehen und jüngere Kräfte hiefür heranzuziehen. Bei der durchge-
führten Neuwahl wurde Tbr. Robert Wiery zum Obmann, Tbr. Major Goppold zum Dietwart 
und Tbr. Anton Jaindl zum Turnwart gewählt. Als seine Mitarbeiter bestimmte der Obmann 
Tbr. Oblinger sen. als Obmannstellvertreter, Tbr. Ide sen. als Schriftwart, Tbr. Stelzmüller 
als Säckelwart und die Turnbrüder Fraueneder und Palfinger als Zeugwarte. Der neugewähl-
te Obmann versprach dann, nach besten Kräften für die Geschicke des Vereines sowie für 
seine Aufwärtsentwicklung zu arbeiten. Besonders herzlich gedachte er des scheidenden Ob-
mannes und Ehrenmitgliedes Brandstätter, den er bat, dem Verein weiterhin mit seinem Rate 
beizustehen. Anschließend beschrieb Turnwart Jaindl Aufgaben und Ziel der bündischen 
Turner. Er verwies insbesondere auf die „wertvollen Einrichtungen der Turn- und Schu-
lungslager des Deutschen Turnerbundes“206 sowie auf die Notwendigkeit der Erziehung zur 
Volksgemeinschaft. Dann gab er noch die nächsten turnerischen Arbeiten bekannt, worauf 
der Obmann die „anregend verlaufene Versammlung“ nach vierstündiger Dauer schloß.207
Im Frühsommer 1937 erlitt die kontinuierliche Aufwärtsentwicklung des „Deutschen 
Turnvereins Schärding“ jedoch einen empfindlichen Rückschlag: Mit Erlaß vom 17. Juni 
hatte das Unterrichtsministerium nämlich die Weisung erteilt, die Verhängung eines allge-
meinen Jugendlichenverbotes für Turnerbundvereine in die Wege zu leiten208, was zur Folge 
hatte, daß am 25. Juni 1937 über behördliche Verfügung 46 Zöglinge und 18 Jungturnerin-
nen den Verein verlassen mußten. Im „Turner“, dem Wochenblatt des „Deutschen Turner-
bundes“, das mit 1. 1. 1937 die Nachfolge der „Bundesturnzeitung“ angetreten hatte, heißt 
es dazu unter „Mitteilungen des Dv. Turnvereines Schärding 1862“: 
205) Aus den einzelnen Berichten der Amtswarte – der Turnwarte Bayerl und Unter, des Schriftwarts Ide, des 
Säckelwarts Stelzmüller sowie des Dietwarts Goppold – war hervorgegangen, daß auch im abgelaufenen 
Jahr wieder sehr viel im Verein geleistet worden war.
206) Bundesturnwart Adolf Michel charakterisierte diese Lager als die „hohe und bewährte Schule der mann-
schaftlichen Erziehung, die ihre Formen gleicherweise aus dem soldatischen Leben, der Jugendbewe-
gung und dem deutschen Turnen schöpft. Nichts anderes ist so geeignet, wertvolle Menschen zu sieben, 
zu schulen, der Erziehungsaufgabe unseres Turnerbundes verbunden zu machen. Sie werden als Verfech-
ter der neuen Arbeit des Bundes wie ein fester Wall gegen alles Eigenbrötlerische sein, das uns noch dort 
und da in den Gliedern steckt.“ Michel, Adolf: Das Jahr der Schulung. – In: Der Turner. 1937, F. 26, 
S. 3. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 264.
207) Schdg. WBl. 1937, F. 9, S. 6. 
208) Die Regelung war so getroffen, daß der Landesschulrat beim Sicherheitsdirektor eine bescheidmäßige Ver-
ständigung der Vereine in diesem Sinn beantragen mußte. 
Seitens des Bundesministeriums für Unterricht erschien diese Maßnahme gegen den DTB deshalb not-
wendig, „weil nach der Erfahrung der letzten Zeit sich im DTB noch immer unter den Jugendlichen ver-
antwortungslose Elemente befinden, die zu politischen Demonstrationen jederzeit bereit sind und die zu 
entfernen sich der DTB anscheinend noch nicht entschließen konnte“. Stellungnahme des BMfU vom 
13. 7. 1937, AdR, AVA, BMfU, Zl. 27026–I/4. In: BKI 15/5, Ktn. 2543, Zl. 301.804–GD2/36. – Zit. 
nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 265.
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Der Abschied unserer Jugend war tief erschütternd. Ein Band innigster Kamerad-
schaft umschloß die stramme Jugend mit ihren älteren Kameraden. Daß sie einander 
nie vergessen werden, war der Schwur aller, als die Turner ihren jungen Kameraden 
das Ehrengeleite bei ihrem Auszug von der Turnstätte gaben.209
Am 2. Juli 1937 gab der Verein der Bezirkshauptmannschaft Schärding bekannt, daß 
er ab 1. Juli 1937 keine „gesonderte[n] Jugendgruppen“ mehr führe. Nur wenige Tage spä-
ter, am 6. Juli, wandte er sich jedoch neuerlich an die Bezirkshauptmannschaft, u. z. mit dem 
Ersuchen, „das Verbot zur Ausscheidung sämtlicher Jugendlicher aus dem Verein aufzuhe-
ben“ und ihm „die Beibehaltung von nichtschulpflichtigen Jugendlichen in gemeinsamen 
Abteilungen mit den Erwachsenen zu bewilligen“. Begründet wurde dies u. a. damit, daß der 
Verein am 10./11. Juli 1937 sein 75jähriges Gründungsfest in Verbindung mit einem 
Bezirkstreffen des 7. Turnbezirkes begehe und diese Veranstaltung durch das Verbot in Fra-
ge gestellt bzw. die Durchführung äußerst erschwert werde, weil bei den einzelnen Darbie-
tungen und Wettkämpfen auch Jugendliche (nichtschulpflichtige) mitzuwirken hätten. Sollte 
es unmöglich sein, diesbezüglich bis spätestens 10. Juli eine definitive Entscheidung zu 
treffen, dann bitte man, dem Verein diese Bewilligung bis nach dem Gründungsfeste, also 
bis 12. Juli 1937, als „vorläufige Entscheidung“ zu geben.210
Wie aus der Berichterstattung des „Schärdinger Wochenblattes“ über das groß ange-
legte Jubelfest des Turnvereins hervorgeht, wurde dieser Bitte tatsächlich stattgegeben:
Beim turnerischen Festabend am 10. Juli, den der Verein im Großgasthof Aschenbren-
ner abhielt – 100 Turner und Jungturner standen dabei in 10 Riegen auf dem Turnboden –, 
vereinte das Schlußbild „Turnerinnen und Turner aller Altersstufen zu einem würdevollen 
Ganzen, das in seiner Wirkung dem Abend erst die richtige Weihe gab“; und auch am Wett-
schauturnen, das am Nachmittag des 11. Juli am Vereinsturnplatz stattfand und an dem sich 
die deutschen Turnvereine Andorf, Antiesenhofen, Bad Schallerbach, Eferding, Geinberg, 
Grieskirchen, Kremsmünster, Mettmach, Obernberg, Raab, Ried, Riedau und Schwanenstadt 
beteiligten, nahm „die gesamte deutsche Turnerschaft Schärdings“ teil. 
Der gute Besuch und der starke Beifall sind wohl genügende Beweise, welchen Anse-
hens und welcher Beliebtheit sich der Deutsche Turnverein Schärding erfreuen kann, 
kommentierte das „Schärdinger Wochenblatt“ die Veranstaltung.211
209) Darüber hinaus gibt der Artikel einen guten Einblick in die Arbeitsweise des Vereins: „Die mannschaftliche 
Ausbildung schreitet trotz der Vorbereitungen zum großen Turnfest fort. Riegenführerinnen und Mann-
schaftsführer sind ständig bestrebt, alle Angehörigen des Vereines zu engster Kameradschaft zu verbin-
den. Allmonatliche Wettkämpfe der Mannschaften untereinander spornen sie zu höchsten Leistungen an. 
Bisher wurden folgende Wettkämpfe durchgeführt: Welche Mannschaft wirbt die meisten Mitglieder? 
Welche Mannschaft hat den strammsten Turnbesuch? Welche Mannschaft steht pünktlich in der vorge-
schriebenen Turnkleidung bei dem 12 Stunden vorher angekündigten Vereinsappell? Welche Mann-
schaft bringt beim Heimabend das schönste Lied, den schönsten Spruch oder das schönste Sprechstück? 
(Gemeinsames Auftreten der Mannschaft auf der Bühne.)
Die jeweils erste Siegermannschaft gilt den ganzen Monat hindurch als erste Vereinsmannschaft und 
steht bei jedem Antreten an erster Stelle.
Daß die Werbung für den ‘Turner’ in den Mannschaften eine Selbverständlichkeit ist, beweist die nahe-
zu Verdreifachung des Bezuges innerhalb dreier Monate. Auch ‘Der Vorturner’ ist selbstverständlich in 
der Hand jedes Mannschaftsführers. Auf das Turnerlager freuen sich schon alle, die daran teilnehmen 
dürfen.“ Der Turner. 1937, F. 28, S. 14 f. 
210) BH Schärding, Zl. 1000/8–1936.
211) Schdg. WBl. 1937, F. 29, S. 6.
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Wie die Schlußworte dieser Veranstaltung212 und der letzte Absatz des in der Nr. 28 
des „Schärdinger Wochenblattes“ veröffentlichten Überblicks über die Vereinsgeschichte 
belegen, schien der Verein hinsichtlich seiner Zukunft aber doch etwas beunruhigt zu sein:
Unsere Sorge soll es sein, daß unser Verein auch in der Zukunft erhalten bleibe. Mit 
froher Hoffnung für die Zukunft wollen wir unbeirrt weiterarbeiten für echtes Jahn-
sches Turnen und zur Erhaltung unseres deutschen Volkstums. Gut Heil! 213
Daß diese Sorge nicht unberech-
tigt war, zeigte sich eine Woche später 
anläßlich eines Frontkämpfertreffens, 
das auf Einladung der Arbeitsgemein-
schaft der vereinigten Kameradschafts-
verbände von Oberösterreich unter 
dem Motto „Schulter an Schulter“214
am 17. und 18. Juli 1937 in Wels statt-
fand215 und an dem sich neben öster-
reichischen Kameradschaftsverbänden 
auch starke Abordnungen von Ver-
bänden aus dem Deutschen Reich, vor 
allem aus Bayern, beteiligten.216 Trotz 
des Aufrufs, „jedwede politische Betätigung“ zu unterlassen, „die zu unliebsamen Störungen 
Anlaß geben könnte“217, gestaltete sich dieses Treffen, dem neben Bundesminister Dr. Glai-
212) „Es bleibt nunmehr nur zu wünschen, daß der Deutsche Turnverein Schärding 1862 in 25 Jahren auch sein 
100. Wiegenfest feiern kann.“ Schdg. WBl. 1937, F. 29, S. 6.
213) Schdg. WBl. 1937, F. 28, S. 7.  
214) Oberleutnant d. R. Karl Pernklau, der Komponist des „Hessen“-Regimentsmarsches, hatte dem Fest einen 
neuen Militärmarsch gewidmet, der am Freitag beim Platzkonzert vor dem Großgasthof Greif erstmals 
von der Musikkapelle gespielt wurde: Er trug den Titel „Schulter an Schulter“ und hatte folgenden 
Wortlaut: „Schulter an Schulter zogen wir ins Feld hinaus, / Schulter an Schulter kamen wir unbesiegt 
nach Haus, / Schulter an Schulter deutschen Blutes sind wir gleich, / Schulter an Schulter Deutschland 
und Oesterreich!“ „Innviertler Nachrichten“ vom 17. Juli 1937, Nr. 29, S. 7.
215) Ursprünglich war dieses Treffen für den 11. Juli 1937 geplant gewesen, der Sicherheitsdirektor hatte es 
aber am 10. 6. verboten. Nachdem dann der erst seit kurzem amtierende Staatsrat Seyss-Inquart in dieser 
Sache bei Schuschnigg interveniert hatte (Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 272), wurde 
es schließlich am 18. Juni mit Zustimmung der Sicherheitsdirektion auf den 17./18. Juli verschoben. 
Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 309. 
216) Im Festführer heißt es dazu: „Zu dem Wiedersehensfest nahen sich am 17. und 18. Juli 1937 die Kamera-
den der Front aus Österreichs und Deutschlands Gauen; tausende jener Getreuen, die einst für Volk und 
Vaterland in das Feld zogen, aus dem sie unbesiegt im November 1918 heimkehrten.“ 
Arbeitsgemeinschaft der vereinigten Kameradschaftsverbände Wels (Hrsg.): Festführer für das deutsche 
und österreichische Frontkämpfertreffen Schulter an Schulter am 17. und 18. Juli 1937 in Wels. – Wels: 
[1937]. S. 3.
217) Der im Festführer auf S. 2 veröffentlichte Aufruf lautete: „Kameraden wir bitten euch, unterlasset bei unse-
rem Feste jedwede politische Betätigung, die zu unliebsamen Störungen Anlaß geben könnte. Wir feiern 
ein Fest der Kameradschaft, das mit Politik nichts zu tun hat. Unser Fest soll der Verständigung und dem 
Sich-näher-kennenlernen dienen. Ihr würdet daher uns und der guten Sache einen schlechten Dienst er-
weisen, wenn Störungen sich ereignen sollten und insbesondere müßten unsere Gäste aus dem Deutschen 
Reiche einen schlechten Eindruck mit nach Hause nehmen. Das wollen wir aber unbedingt vermeiden. 
Wer sich dieser Bitte nicht anschließen zu können glaubt, meide lieber den Besuch, da er sonst die Fol-
gen zu tragen hätte. Wir glauben durch einen ruhigen Verlauf und dem, dem Charakter des Festes ange-




se-Horstenau, Landeshauptmann Dr. Gleißner mit Sicherheitsdirektor Graf Revertera, Divi-
sionär Generalmajor Kienbauer und Bürgermeister Hartl auch der deutsche Botschafter von 
Papen und der deutsche Militärattaché Generalleutnant Muff als Vertreter Deutschlands bei-
wohnten218, nämlich unter tatkräftiger Mithilfe deutschvölkischer Turner zu einer radikalen 
nationalsozialistischen Demonstration.
Aus allen Teilen des Landes waren ganz planmäßig die bekannten illegalen Kreise, 
insbesonders Jugendliche, die zu der Zeit, als die deutschen und österreichischen 
Frontsoldaten, die ihr Wiedersehensfest in Wels in ehrlicher Kameradschaft feiern 
wollten, ihr Leben für Volk und Vaterland einsetzten, noch gar nicht auf der Welt wa-
ren oder noch in den Windeln lagen, von Drahtziehern nach Wels gerufen worden, um 
dieses Treffen der Frontsoldaten mit ihrem Geschrei und ihren Stänkereien zu stören, 
teilte dazu die „Vaterländische Front“, das Mitteilungsblatt der V. F. Oberösterreich, mit.219
Landeshauptmann Dr. Heinrich Gleißner nahm zu den Vorfällen am 25. Juli anläßlich des 
Gautreffens der Vaterländischen Front220 in Wels folgendermaßen Stellung221: 
Die Demonstranten haben uns die Totalität ihrer politischen Auffassung praktisch be-
wiesen und wir nehmen von heute an bindend zur Kenntnis, daß es keinen Bereich
des Lebens mehr gibt, in dem wir nicht auf politische Ueberfälle gefaßt sein müssen 
und in denen wir nicht an Abwehr denken müssen. [...].
Wichtig und bezeichnend ist, daß die Erhebungen ergeben haben, daß fast alle 
deutsch-völkischen Turnvereine ganz Oberösterreichs unter den Demonstranten zu fin-
den waren. Aus 58 Orten mit deutsch-völkischen Turnvereinen habe ich bis jetzt die 
Resultate von Erhebungen: 53 deutsch-völkische Turnvereine waren in Wels vertreten, 
und zwar mit Nichtkriegsteilnehmern.222 Es ergibt sich klar, daß eine planmäßig orga-
nisierte politische Demonstration vorlag. [...].
Wir werden bei der Bundesregierung mit allem Nachdruck vorstellig werden, wie 
schwer unsere Arbeit ist, solange geduldet wird, daß sich diese Vereine als Brutstätten 
antiösterreichischer Gesinnung und Exerzierplätze staatsfeindlicher Umtriebe erwei-
sen. Am Sonntag haben die deutsch-völkischen Turnvereine Oberösterreichs mit ihren 
wüsten, antiösterreichischen Demonstrationen die Befähigungsprüfung mit prakti-
schen Uebungen in aller Oeffentlichkeit abgelegt. Können wir zusehen, wie unsere Ju-
gend in diesen Vereinen systematisch zu Staatsfeinden erzogen wird? Die Frage der 
Jugendgruppen wurde für Oberösterreich in Wels endgültig entschieden!! [...];
218) Beilage zum „Schärdinger Wochenblatt“ F. 30 vom 24. 7. 1937, S. 9 f. und „Innviertler Nachrichten“ vom 
17. Juli 1937, Nr. 29, S. 7.
219) „Vaterländische Front“, Mitteilungsblatt der V. F. Oberösterreich, Nr. 28 vom August 1937, S. 1.
Franz Langoth, der damals Leiter des „Hilfswerkes Langoth“ für NS-Parteigänger war, spricht in diesem 
Zusammenhang allerdings bezeichnenderweise von „einer wahrhaft mitreißenden Demonstration des na-
tionalen Willens der österreichischen Bevölkerung“. Langoth, Franz: Kampf um Österreich. Erinnerun-
gen eines Politikers. – Wels: (1951). S. 219.
220) Slapnicka gibt an, daß diese Gegenkundgebung zum Treffen „Schulter an Schulter“ 25.000 Teilnehmer ge-
habt habe (Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 310); die „Vater-
ländische Front“ spricht in ihrer Nr. 28 auf S. 1 hingegen von 35.000. 
221) „Vaterländische Front“, Mitteilungsblatt der V. F. Oberösterreich, Nr. 28 vom August 1937, S. 1 f.
222) Von den 10 teilnehmenden Schärdinger Turnern bzw. Turnerinnen war der älteste am 21. 7. 1901 geboren, 
die beiden jüngsten am 31. 1. 1914 bzw. am 21. 4. 1920. Das Geburtsjahr der übrigen lag zwischen 1903 
und 1910. OÖLA, Sch. 31, Zl. 724/8–1937.
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und dann fuhr Dr. Gleißner kämpferisch fort:
Ich glaube, man kennt mich. Ich habe drei Jahre lang bestimmt niemals persönlich ge-
sprochen. Ich habe meinen Ehrgeiz dareingesetzt, für alle Oberösterreicher in allen 
Dingen immer zur Verfügung zu stehen. Meine Versöhnungsbereitschaft ist vielfach 
aus eigenen Kreisen heraus schon manchmal mißverstanden worden. Ich will hier fest-
stellen, daß wir jetzt auch nicht mehr diplomatisch, sondern eindeutig kämpferisch re-
den werden. Wenn unser Entgegenkommen jedesmal auf eine solche Wirkung stößt, 
werden wir es zu unserem Bedauern ändern müssen. Wohin soll dieser der Vaterländi-
schen Front angesagte Kampf führen? Glaubt wirklich jemand im Ernste, daß es mög-
lich ist, durch einige Schreier einen Umsturz in Oesterreich zu erzielen? Dieses Land, 
das politische und wirtschaftliche Erschütterungen überstanden hat, das sein Staatsbe-
wußtsein aus den Trümmern eines Zusammenbruches ausgegraben hat, das erbitterten 
Gegnern gegenüberstand und mit dem kleinen Heer, mit einer bescheidenen Exekutive, 
mit einem tapferen Aufgebot von Freiwilligen die schwersten Schlachten um seinen 
Bestand geschlagen hat, dieses Oesterreich, das heute von freundnachbarlicher Ge-
sinnung umgeben ist, dessen Souveränität und Freiheit Deutschland anerkannte, des-
sen Heer und Exekutive stark geworden sind, dessen Bevölkerung heute in der Vater-
ländischen Front geschlossen steht, sollte durch kindische Demonstrationen umgebo-
gen werden? Wir sagen es allen: dieses Oesterreich ist nicht zu Tode gemordet, es ist 
nicht in den Verleumdungen umgebracht worden, es wird schon gar nicht niederge-
schrien werden! Die Wirkung kann nur in einer Verschärfung der Gegensätze, in einer 
Verzögerung vernünftiger Befriedungspolitik und in naturgemäß folgenden wirtschaft-
lichen Nachteilen bestehen.
Eines wird klar sein müssen: das Mißverständnis über den 11. Juli kann doch nirgends 
so weit gehen, daß man glauben könnte, Oesterreich dürfe nicht mehr gegen wüste, 
antiösterreichische Demonstrationen einschreiten. Und es kann keinen Staat in der 
Welt und keine Stelle in Oesterreich geben, die dem Staate nicht nur das Recht, son-
dern die Pflicht zubilligen würde, gegen Anschläge auf seinen Bestand sich energisch 
zur Wehr zu setzen. [...]
Nachdem Landeshauptmann Dr. Gleißner u. a. noch angekündigt hatte, daß er ange-
sichts der bisherigen Untersuchungsergebnisse „die strengste Disziplinierung der deutsch-
völkischen Turnvereine“ verlangen und überdies an die Bundesregierung das dringende Er-
suchen richten werde, „das Vereinswesen der notwendigen Sicherheit des Staates anzupas-
sen“, gab er den Versammelten als Abschluß seiner Rede die Parole „Nie wieder zuschauen, 
nicht mehr abwarten, sondern handeln!!“ mit auf den Weg.223
Am 13. August 1937 erging daraufhin ein Schreiben der Bezirkshauptmannschaft 
Schärding an die Leitung der Turnvereine in Andorf, Raab, Riedau und Schärding, in dem 
verfügt wurde, daß sämtliche politisch vorbestraften Mitglieder „unverzüglich aus dem Ver-
eine auszuschließen und von der Teilnahme am Turnbetriebe fernzuhalten sind.“224
Vom „Deutschen Turnverein Schärding 1862“ hatten zehn Mitglieder (und zwei Neu-
hauser) – insgesamt acht Männer und vier Frauen – das Soldatentreffen besucht. Gegen drei
von ihnen wurde Anzeige erstattet: Von diesen Demonstranten wurde einer mit S 200.–, 
einer mit S 100.– und einer mit S 20.– bestraft.225
223) „Vaterländische Front“, Mitteilungsblatt der V. F. Oberösterreich, Nr. 28 vom August 1937, S. 2.
224) OÖLA, Sch. 31, Zl. 724/8–1937.
225) Ebda. 
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Weitere Folgen des Welser Soldatentreffens waren z. B., daß der Sicherheitsdirektor 
dem Turngau Oberösterreich die Abhaltung des für den 29. August 1937 geplanten Gauberg-
turnfestes226 auf dem Lichtenberg bei Linz verbot227 und mit Schreiben vom 22. Oktober 
1937 verfügte, „dass im Sinne der Bestimmungen des Jugendgesetzes B.G.Bl. Nr. 2/1937 
Art. I § 3 Abs. 4 die dem deutschen Turnerbunde angehörenden Turnvereine mit sofortiger 
Wirksamkeit Jugendliche in jeder Altersstufe bis zum 18. Lebensjahre ohne Bewilligung des 
Landesschulrates als Mitglieder weder beibehalten oder aufnehmen noch an ihren wie immer 
gearteten Veranstaltungen teilnehmen lassen dürfen.“228
Nach dieser neuerlichen Zuspitzung der Verhältnisse schuf dann aber das Berchtesga-
dener Abkommen vom 12. Februar 1938229 eine völlig neue Situation: 
Dadurch, daß sich die Nationalsozialisten jetzt öffentlich bekennen und im Rahmen 
der Vaterländischen Front frei betätigen durften, entspannte sich nämlich auch die Lage für 
die deutschvölkischen Turnvereine: 
Am 6. März 1938 erklärte der frisch ernannte Bundesminister Arthur Seyss-Inquart in 
einer Rundfunkrede, daß „nunmehr die nationalen Vereine als legaler Raum zur legalen Be-
tätigung nach Möglichkeit ausgebaut werden. So wird insbesondere der Deutsche Turner-
bund wieder das Jugendturnen pflegen können und sein altes Abzeichen ‘Frisch–fromm–
fröhlich–frei’ in der Form des Sonnenrades tragen dürfen...“230; und am 9. März ging die 
Aufhebung aller Auflösungsbescheide an die nachgeordneten Dienststellen mit der Bemer-
kung, daß in den Bescheidbegründungen „die geänderte politische Lage eine Erneuerung der 
Tätigkeit, die zur Erlassung des seinerzeitigen [Auflösungs-, Anm. d. Verf.] Bescheides ge-
führt hat, nicht mehr zu gewärtigen ist...“.231 War schon das Berchtesgadener Abkommen im 
Deutschen Turnerbund überaus positiv aufgenommen worden232, so löste schließlich der 
„Anschluß“ geradezu helle Begeisterung aus: Im „Turner“ findet sich dazu unter dem Titel 
„Turner helfen am Aufbau mit!“ folgende Stellungnahme233:
Was man bis vor kurzer Zeit noch nicht glauben konnte, was man nur hoffen durfte, 
was jeder herbeisehnte aus der tiefsten Kraft seines gläubigen Herzens, es ist nun zur 
Wirklichkeit geworden: Deutschösterreich ist frei, ist ein Bestandteil des Deutschen 
Reiches geworden.
226) Mit der Durchführung und Vorbereitung war der Tv. Linz 1862 betraut gewesen. Der Turner. 1937, F. 29, 
S. 15.
227) Begründet wurde dies damit, daß „mit einer Wiederholung derartiger Vorfälle zu rechnen“ sei. AdR, AVA, 
BKI 15/5, Ktn. 2545, Zl. 354.577–GD2/37. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. 
S. 272. 
228) Schreiben des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich an alle o.ö. Bezirkshauptmannschaften und Bundes-
polizeibehörden vom 22. Oktober 1937. BH Schärding, Zl. 1000/8–1936.
229) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. VI. Vom Ständestaat zum Staatsver-
trag von 1934 bis 1955. – Wien: 1984. S. 48. 
230) „Wiener Zeitung“ Nr. 64 vom 6. 3. 1938. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 279.
231) Anordnung Seyss-Inquarts zur Aufhebung aller Auflösungsbescheide gem. § 68 (2) AVG., AdR, AVA, 
BKI 15/5, Ktn. 2543, 9. 3. 1938, Zl. 313.629–GD2/38. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Tur-
nerbund. S. 279.
232) So kommentierte Dr. Franz Pesendorfer, der Schriftleiter des „Turners“, die neue Situation im Wochenblatt 
des Deutschen Turnerbundes z. B. folgendermaßen: „Wir sind stolz und freudig zugleich. Stolz darüber, 
daß unser harter, unbeugsamer Sinn recht behalten hat, freudig darüber, daß wir nunmehr frei und unge-
hemmt unsere volksnotwendige Erziehungsarbeit leisten können.“ Pesendorfer, Franz: Der Sieg unserer 
Haltung. – In: Der Turner. 1938, F. 9, S. 1 f., hier S. 2. – Zit. nach: Schmidl, Roland: Der Deutsche Tur-
nerbund. S. 281.
233) Benesch, Odilo: „Turner helfen am Aufbau mit!“ – In: Der Turner. 1938, F. 12, S. 6. – Zit. nach: Schmidl, 
Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 281.
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Der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“ veranstaltete aus diesem Grund gemein-
sam mit der Hitlerjugend und dem BdM am 20. März einen Fackelzug234, der – wie das 
„Linzer Volksblatt“ bekanntgab – „nach einer kurzen Gedenkrede vom Jahndenkmal aus 
durch die Straßen der Stadt zog, deren Fensterfronten im Lichterglanz erstrahlten. Auch die 
Kleinen beteiligten sich mit vielen Lampions jubelnd an dem Marsch durch die Stadt“235; 
und schließlich war es auch der Turnwart des „Deutschen Turnvereins Schärding 1862“, An-
ton Jaindl236, der im Rahmen des Fackelzuges aus Anlaß des hundertprozentigen Sieges bei 
der Volksabstimmung als Kreispropagandaleiter die Festrede hielt. Das „Schärdinger Wo-
chenblatt“ vom 16. April 1938 schreibt dazu auf Seite 5:
Am Montag, den 11. d. M., fand zur Feier des hundertprozentigen Sieges in Schärding 
anläßlich der Volksabstimmung ein Fackelzug statt, wie ihn unsere Stadt wohl noch 
nicht erlebt hat. 1730 Fackelträger durchzogen die festlich beleuchtete und ge-
schmückte Stadt, zogen über die Innbrücke nach Neuhaus am Inn und scharten sich 
dann auf dem Hitlerplatz in Schärding um die Rednertribüne, von der aus der Turn-
wart des Deutschen Turnvereins Schärding 1862, Jaindl, eine der Weihe des Tages 
entsprechende Fe[st]rede hielt. Nach Absingung der deutschen Hymnen löste sich der 
Zug auf. Wir waren uns voll bewußt, wieviel wir unserem geliebten Führer zu verdan-
ken hatten.
Fackelzug vom 11. April 1938
234) Laut Schreiben des Turnvereins an die BH Schärding vom 11. Februar 1938 waren bei den am 15. 1. 1938 
bzw. 11. 2. 1938 durchgeführten Neuwahlen folgende Mitglieder mit der Führung der Vereinsgeschäfte 
betraut worden: 
Vereinsobmann: Robert Wiery, Beamter; Vereinsturnwart: Anton Jaindl, Beamter; Dietwart: Reinhard 
Wutscher, Lichtbildner; Obmann-Stellvertreter: Johann Oblinger sen., Malermeister; Schriftwart: Ro-
man Jäger, Kaufmann; Säckelwart: Herbert Smolka, Kontorist. Sämtliche Mitglieder waren in Schärding 
wohnhaft. BH Schärding, Zl. 13/8–1938.
235) „Linzer Volksblatt“ vom 24. März 1938, Nr. 69, S. 4.
236) In einem Schreiben an Bürgermeister Ominger vom 14. 8. 1938 weist Jaindl darauf hin, daß er seit 7. 2. 
1932 Mitglied der NSDAP (Mitgliedsbuchnummer 689.611) sei und seine Beiträge bis 28. 2. 1937 bei 
seiner ehemaligen Ortsgruppe in Wien und ab 1. 3. 1937 in Schärding bezahlt habe. 
Nachlaß A. Strebel. 
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3.2. Der „Deutsche Schulverein Südmark“
Neben dem „Deutschen Turnerbund (1919)“ trat auch der „Deutsche Schulverein 
Südmark“ (DSS) für den Anschluß Österreichs an Deutschland ein.
Die Gründung der deutschen Schutz- bzw. Schulvereine war eine Reaktion auf die 
Sprachenverordnungen, die am 19. April 1880 für Böhmen und Mähren, am 20. April 1882 
für die Untersteiermark und am 20. Oktober 1882 für Schlesien erlassen worden waren und 
den Behörden vorschrieben, im Parteienverkehr den schriftlichen und mündlichen Gebrauch 
der jeweiligen Landessprache anzuerkennen.1 Durch diese Verordnungen fühlten sich die 
Deutschen in den gemischtsprachigen Teilen der Monarchie in den Hintergrund gedrängt. 
Sie setzten sich gegen diese Bedrohung des deutschen Sprachgebietes zur Wehr, indem sie 
Schutzvereine, Lesevereine und Klubs bildeten.
In diesem Zusammenhang entstanden auch 
der „Deutsche Schulverein“ und der Verein „Süd-
mark“. 
Der „Deutsche Schulverein“ war am 13. Mai 
1880 in Wien gegründet worden2 und hatte es sich 
zur Aufgabe gemacht, in deutschen Orten an den 
Sprachgrenzen und in Sprachinseln Kindergärten 
und Schulen zu errichten, Lehrer zu bestellen und 
arme deutsche Gemeinden zu unterstützen. Bis 
zum Zusammenbruch der Habsburgermonarchie 
erstreckte sich die Tätigkeit dieses Schutzvereines 
von der Bukowina über Galizien und die Sudeten-
länder nach Südtirol, Kärnten, die Südsteiermark, 
Krain bis in das Küstenland3, dann aber engten die 
neuen Grenzen das Betätigungsfeld des „Deut-
schen Schulvereins“ entscheidend ein. Dem An-
schlußgedanken Rechnung tragend, begann der 
„Deutsche Schulverein“ nun mit dem „Verein für 
das Deutschtum im Ausland“ (VDA) in Berlin4, 
der annähernd die gleichen Ziele verfolgte, engere 
Fühlung aufzunehmen. Es kam zu Absprachen der 
beiden Vereinsleitungen über die Aufgabenteilung 
im Ausland und zu gemeinsamen Tagungen, so 
erstmals in Salzburg zu Pfingsten 1921. 
Der „Deutsche Schulverein“ galt nunmehr –
unter Beibehaltung seiner vereinsmäßigen Selb-
ständigkeit – als Landesverband Österreich im 
Rahmen des VDA mit besonderen Rechten.
1) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. IV. – S. 156.
2) Die gründende Vollversammlung fand am 2. Juli 1880 in Wien statt. – 100 Jahre Deutsche Schutzarbeit. 
Festschrift zum 100. Jahrestag der Gründung des Deutschen Schulvereins. Hrsg. vom Schutzverein 
„Österreichische Landsmannschaft“. – Wien: [1980]. S. 12.
3) 100 Jahre Deutsche Schutzarbeit. S. 13.
4) Seine Gründung im Jahre 1881 als „Allgemeiner Deutscher Schulverein“ war auf reichsdeutsche Mitglieder 
des „Deutschen Schulvereins“ zurückzuführen. Seit 1908 führte der Verein den Namen „Verein für das 




Doch auch in Österreich selbst rückten die bestehenden Schutzvereine – insbesondere 
der „Deutsche Schulverein“ und der Verein „Südmark“5 – einander näher, und diese Annä-
herung führte schließlich am 29. März 1925 zu einem Zusammenschluß des „Deutschen 
Schulvereins“ und des Vereins „Südmark“ unter dem Namen „Deutscher Schulverein Süd-
mark“ mit der Beifügung „Verband Österreich des Vereins für das Deutschtum im Aus-
land“6, weil sich die beiden Vereinsleitungen von einem einheitlichen Vorgehen7 einen grö-
ßeren Erfolg erwarteten. 
In Schärding hatte sowohl der „Deutsche Schulverein“ (seit 1882) als auch der Verein 
„Südmark“ (seit 1907) eine eigene Ortsgruppe. Um auch hier die beiden Schutzvereine ver-
einigen zu können, lud man die Mitglieder für den 2. April 1925 in Stadlers Gasthaus „Zum 
grünen Baum“ zur Gründungsversammlung einer Ortsgruppe „Deutscher Schulverein Süd-
mark“ ein und wies bei dieser Gelegenheit auf Verdienste und Anliegen der beiden Schutz-
vereine hin:
Bekanntlich haben die beiden Schutzvereine Deutscher Schulverein und Südmark für 
die Deutscherhaltung unserer von allen Seiten arg bedrängten heimatlichen Scholle 
bisher in dankenswerter Weise Großes geleistet und nur ihr Verdienst ist es, daß den 
mit elementarer Gewalt an den Grenzen unseres Bundeslandes Oesterreich vordrän-
genden Fremdsprachigen ein Damm durch die Erhaltung deutscher Art gesetzt wurde. 
Parteipolitische und konfessionelle Angelegenheiten sind von der Vereinstätigkeit aus-
geschlossen. Der Verein wendet sich bei der Verfolgung seiner dem Gesamtvolke die-
nenden Ziele an die Mitarbeit aller deutschen Volksgenossen ohne Rücksicht auf par-
teipolitische Bindungen und Standesunterschiede. Er bestrebt die Herstellung einer 
Volksgemeinschaft aller Deutschen auf dem Boden gegenseitiger Achtung und wech-
selseitigen Vertrauens und gerade deshalb erscheint es als Pflicht jeden Oesterrei-
chers, der sein Heimatland von fremder Art verschont wissen will, dem Deutschen 
Schulvereine Südmark beizutreten.8
Der am 2. April gewählte Ausschuß des neuen Vereins – zur konstituierenden Ver-
sammlung in Stadlers Gasthaus hatten sich laut „Schärdinger Wochenblatt“ „erfreulicher-
weise eine ziemliche Anzahl Frauen und Herren eingefunden, die den beiden deutschen 
Schutzvereinen die Treue bewahrten“ – setzte sich folgendermaßen zusammen: Obmann 
Bürgerschuldirektor König, Stellvertreter Hans Weisheitinger, Schriftführer Oberkommissär 
Eduard Kaller, Zahlmeister Julius Feichtinger, Beiräte Roman Jäger, Wenzel Müller und ein 
noch namhaft zu machender weiblicher Beirat.9
5) Dieser Verein war 1889 in Graz gegründet worden und befaßte sich hauptsächlich mit national-wirtschaftli-
chen sowie kulturellen Aufgaben im „völkischen Mischgebiet“ nördlich von Marburg und im Drautal. 
100 Jahre Deutsche Schutzarbeit. S. 16. 
6) Der neue Verein mit dem Sitz in Wien war in sechs Landeskreise mit verhältnismäßig großer Eigenwirksam-
keit unterteilt. Obmann der Hauptleitung wurde der bisherige Schulvereinsobmann Dr. Gustav Groß (bis 
1932); von 1932 bis 1938 hatte Ministerialrat Dr. Maximilian Mayer die Obmannstelle inne. Obmann-
stellvertreter (bis 1938) waren Dr. Erwin Barta (ehemals „Deutscher Schulverein“), Dr. Günther Berka 
(ehemals „Südmark“) und Dr. Simon Binder (ehemals „Ostmark“). Ebda.
7) Auch der Verein „Südmark“ trat für einen Anschluß an das Deutsche Reich ein. In diesem Sinne richtete 
z. B. Wanderlehrer Josef A. Hoyer aus Graz im Rahmen seiner Rede anläßlich eines Vortragsabends der 
„Südmark“-Ortsgruppe Schärding am 21. November 1921 an das „recht zahlreich“ erschienene Publi-
kum die Bitte, „hilfreich an der Wiedergeburt des neuen großen, geeinten deutschen Vaterlandes mitzu-
arbeiten“. Schdg. WBl. 1921, Nr. 48, S. 6.
8) Schdg. WBl. 1925, Nr. 14, S. 5.
9) Schdg. WBl. 1925, Nr. 15, S. 5.
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Der neugegründeten Ortsgruppe widmete 
Dr. Ottokar Kernstock ein Gedicht. Es trägt den 
Titel „Heimattreu“ und handelt von der hohen 
Verpflichtung  zum  Schutz  der  Heimat: 
Als schuldbeladen unter lauten Klagen
Das erste Paar aus Edens Pforten schritt,
Gab ihnen Gott, daß sie nicht ganz verzagen,
Ein kleines Stück vom Paradiese mit.
Die Heimat, wo den ersten Kuß du fühltest,
Mit dem die Mutter dich willkommen hieß,
Wo du die ersten Kinderspiele spieltest –
Die Heimat ist ein Stück vom Paradies.
Drum lehrt das Volk dies edle Kleinod schützen,
Ruft laut, daß man ‘s in jeder Hütte hört:
Nicht wert ist, eine Heimat zu besitzen,
Der sich, wenn ‘s gilt, nicht um die Heimat wehrt!
Die Ortsgruppenleitung ließ den „sinnrei-
chen poetischen Erguß unseres beliebten deut-
schen Dichters Dr. O. Kernstock“ auf einer An-
sichtskarte abdrucken und brachte diese anläßlich 
des ersten öffentlichen Auftretens des „Deutschen 
Schulvereins Südmark“ im Rahmen eines Fest-
abends am 7. November 192510 im Saal des Gast-
hofes Aschenbrenner zum Verkauf.11
Neben der Schutzarbeit in den deutschen Grenzgebieten setzte sich der DSS von Be-
ginn an12 für den nationalen Zusammenschluß Österreichs mit Deutschland ein. Begründet 
wurde dieses Engagement in der Anschlußfrage, das ihn immer wieder „gegen gewisse an-
schlußwidrige Strömungen“ Stellung beziehen ließ13, mit dem Selbstbestimmungsrecht der 
Völker, das man nach dem Ersten Weltkrieg allen anderen Nationen zugebilligt und nur den 
Deutschen versagt hatte.
10) Dieser Festabend wurde zugleich als Erinnerungsfeier an die Kärntner Volksabstimmung begangen und war 
gut besucht, „doch hätte er“, wie im „Schärdinger Wochenblatt“ 1925, Nr. 46, S. 5 festgestellt wird, 
„wohl in Ansehung der wichtigen völkischen Dienste, die dieser Verein für die nationale Grenzsicherung 
unseres Bundesstaates leistet, ein volles Haus verdient.“ Die Festrede hielt Wanderlehrer Hans Schögl.
11) Schdg. WBl. 1925, Nr. 46, S. 6.
12) Im Schdg. WBl. vom 26. November 1925 findet sich dazu auf S. 1 folgende Mitteilung des DSS: „Bei einer 
Arbeitsbesprechung im Oktober haben die vertretenen Vereine und Verbände einstimmig beschlossen, die 
Anschlußarbeit, wie sie der Deutsche Schulverein Südmark vorgeschlagen hat, fortzusetzen und den An-
schlußausschuß des Deutschen Schulvereines Südmark mit der Durchführung zu betrauen. In jedem Orte 
sind Arbeitsgemeinschaften für den Anschluß zu bilden. Zu diesen Arbeitsgemeinschaften sind womög-
lich Angehörige aller Kreise ohne Unterschied der Parteistellung und Weltanschauung heranzuziehen.“
13) So wurde z. B. laut Schdg. WBl. vom 31. März 1927 im DSS folgende Kundgebung beschlossen: „Verschie-
dene kleine Gruppen und Grüppchen versuchen wieder einmal, die Anschlußfrage an die Erfüllung ihrer 
Sonderwünsche zu knüpfen. Wir wissen uns einig mit dem ganzen deutschen Volke in Oesterreich, wenn 
wir jeden Versuch, den Anschluß zum Mittel der Erpressung in irgend einer Richtung zu machen, mit 
Entschiedenheit zurückweisen, wenn wir feststellen, daß wir die Einheit des deutschen Volkes und Vater-
landes wollen und uns dabei den Mut und die Kraft zutrauen, auf die Geschicke und Einrichtungen des 
künftigen Reiches so viel Einfluß zu gewinnen, daß es ein wohnliches Haus für alle Deutschen, insbeson-
dere für uns Deutschösterreicher wird.“ Schdg. WBl. 1927, Nr. 13, S. 1.
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Vor Gott und dem Menschen könne es keine einfachere Rechtsauffassung geben, als 
die, daß Menschen eines Blutes und eines Stammes auf ihrer freien Scholle für ihre 
Zukunft nach ihrem Ermessen beschließen können. Dieses Recht wurzle in der Sittlich-
keit und sei hiedurch die sittliche Grundlage unseres ganzen Handelns gegeben. Nach 
einjähriger Zugehörigkeit zum großen deutschen Reiche [!] habe uns der Machtspruch 
unserer Feinde wider alles Recht von unserem Mutterlande losgerissen. Aber Recht 
könne nicht durch Gewalt gebeugt werden und das Recht eines Volkes unterliege kei-
ner Verjährung, solange dieses Volk um sein Recht kämpfe. Das deutsche Volk sei ge-
willt, diese Frage auf friedliche Weise zu lösen. Wir kämpfen diesen Kampf nicht nur 
um unser eigenes Recht, sondern für das Recht aller Nationen und die Zubilligung
dieses Rechtes bedeute das Unterpfand für eine glückliche Zukunft, für den Fortschritt 
und den Frieden der gesamten Menschheit14, 
führte z. B. Professor Dr. Kurt Knoll15 aus Wien laut „Schärdinger Wochenblatt“ an-
läßlich der von mir bereits zitierten großen Anschlußkundgebung aus, zu der der DSS seine 
Mitglieder für den 10. November 1928 ins benachbarte Passau eingeladen hatte und an der –
wie aus der folgenden Einladung ersichtlich ist – neben den völkischen Vereinen Passaus 
auch der Turnverein Schärding 1862 (Deutscher Turnerbund) und der Gesangsverein Wider-
hall Schärding teilnahmen.
Einladungskarte für die Anschlußkundgebung in Passau
14) Schdg. WBl. 1928, Nr. 46, S. 5.
15) Auch in der Folgezeit engagierte sich Prof. Kurt Knoll für den Anschluß: So stand er z. B. neben Karl von 
Bardolff und Klaudius Kupka an der Spitze des „Deutschen Volksrates für Österreich“, der sich im 
März 1932 aus einer „Anzahl von Persönlichkeiten aus dem politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Leben“ konstituiert hatte und dessen Programm im wesentlichen die Förderung des Anschlusses, die Neu-
ordnung der Wirtschaftspolitik in diesem Sinne und die Herstellung einer nationalen Einheitsfront vorsah. 
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 172.
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Trotz reger Werbetätigkeit16 entsprach der Zulauf zu dem neuen Verein in den ersten 
Jahren jedoch nicht den Erwartungen, sodaß Obmann Bürgerschuldirektor König wiederholt 
über die „nationale Flauheit und Interesselosigkeit eines Großteils unserer Stadtbewohner“17
klagte. Mit Aussagen wie „Die Lauheit in nationalem [sic!] Belangen ist ein Makel im Schil-
de Schärdings“ oder „Der Ruf Schärdings als eine deutsche Stadt ist merklich im Schwun-
de“18 versuchte die Ortsgruppenleitung die große Anzahl national gesinnter Personen anzu-
sprechen, „die sich bedauerlicherweise noch immer dem Verein fernhalten“, und hoffte, „al-
le nationalfühlenden Bewohner Schärdings im Deutschen Schulverein Südmark als ihrem 
natürlichen Brennpunkt zu sammeln“.19
Mit dem Hinweis, daß der „Deutsche Schulverein Südmark“ eine vollkommen unpoli-
tische Organisation sei20 und nur die Aufgabe habe, den bedrängten deutschen Volksgenos-
sen an den Sprachgrenzen zu helfen, trat man daher immer wieder – vor allem anläßlich der 
jährlichen Maisammlung – an die Bevölkerung Schärdings mit der Bitte heran, sich am 
Schutzvereinswerk zu beteiligen. Auch dabei hielt man den Schärdingern ihre bisherige Säu-
migkeit in bezug auf die Mitgliedschaft im DSS vor21: 
Unsere Stadt zählt leider zu jenen Orten, die in dieser Hinsicht im Rückstande sind. 
Bei einer Bevölkerungszahl von beiläufig 4000 hat unsere Ortsgruppe derzeit nur 140 
Mitglieder, es ist daher nur jeder 28., dagegen z. B. in  Kufstein  jeder  7., in Radkers-
burg jeder 4., in Admont jeder 3. Einwohner Mitglied des Deutschen Schulvereines 
Südmark, 
und erzielte damit vorübergehend Erfolge. So konnte Obmann König im Rahmen der 
Jahreshauptversammlung am 18. April 192922 bekanntgeben, daß dem Verein 70 neue Mit-
16) Immer wieder wies die Ortsgruppe Schärding darauf hin, daß sich die „Not unserer Volksgenossen im 
Grenz- und Auslande“ „gegenüber der Vorkriegszeit vervielfacht“ habe und daß es daher „Pflicht jedes 
Deutschen“ sei, „dem Deutschen Schulvereine Südmark anzugehören“. Demzufolge forderte sie z. B.: 
„[...], kein vollwertig gelten wollender Mann schließe sich aus von diesem wichtige Aufgaben erfüllen-
den Schutzverein. Nur wenn alle deutschen Männer, Frauen und Mädchen das kleine Opfer dem Deut-
schen Schulvereine bringen, wird dieser erfolgreiche Arbeit in unserem Vaterlande gegen das Vordrin-
gen Fremdsprachiger, zum Schutze unserer Heimat und vieler bedrängter Volksgenossen leisten können. 
Tretet alle der Ortsgruppe Schärding des Deutschen Schulvereines Südmark bei, damit ihre Jahreshaupt-
versammlung am 8. April im Hotel Altmann Zeugnis gebe von dem Willen der hiesigen Bevölkerung, 
Treue zu bewahren dem Volke wie der Heimat.“ Schdg. WBl. 1926, Nr. 9, S. 5.
17) Schdg. WBl. 1927, Nr. 19, S. 5.
18) Beide Äußerungen fielen anläßlich einer Protestkundgebung des DSS „gegen die beispiellosen Gewalttätig-
keiten des faschistischen Italien gegen die Deutschen Südtirols“ am 14. Februar 1927 im Gasthof Zauner 
am Stadtplatz, die einen „beschämend schwachen Besuch“ aufwies. Erfreulich sei nur das Erscheinen 
einer verhältnismäßig starken Anzahl deutscher Frauen und der Zöglingsriege des deutschvölkischen 
Turnvereines mit ihrem Leiter Brandstätter gewesen, heißt es dazu im Schdg. WBl. 1927, Nr. 7, S. 5.
19) Schdg. WBl. 1927, Nr. 43, S. 6.
20) Diese Erklärung zielte vor allem auf die Sozialdemokraten ab, die den DSS immer wieder scharf kritisierten 
und daher von führenden Mitgliedern der Ortsgruppe des DSS entsprechend angefeindet wurden (Schdg. 
WBl. 1926, Nr. 13, S. 5). So geißelte Obmann König z. B. anläßlich der Jahreshauptversammlung des 
DSS am 8. April 1926 „gewisse politische Richtungen in unserer Stadt, die im krassen Gegensatze zu ih-
ren Parteigängern in anderen Orten absolut nicht mithelfen wollen bei dieser dringend gebotenen völki-
schen Schutzarbeit, obwohl auch ihnen die an den einzelnen deutschösterreichischen Grenzen drohende 
nationale Gefahr vollauf bekannt ist.“ Schdg. WBl. 1926, Nr. 15, S. 5.
21) Schdg. WBl. 1927, Nr. 32, S. 6.
22) Die Wahl der Ortsgruppenleitung ergab: Dir. König, Obmann; Regierungsrat Kolbe, Stellvertreter; Haupt-
mann a. D. Uanschou, Schriftführer; Picker, Stellvertreter; Feichtinger, Kassier; Marie Sallmann, R. Jä-
ger und W. Müller, Beiräte. Schdg. WBl. 1929, Nr. 17, S. 5.
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glieder beigetreten seien. Die anläßlich dieser Veranstaltung durch Direktor König und Re-
gierungsrat Kolbe geäußerten Hoffnungen, „daß durch weitere persönliche Agitation der 
Mitgliederstand der Ortsgruppe noch eine Erhöhung erfahren möge“23, erfüllten sich jedoch 
nicht, und bald wurden wieder Klagen über mangelndes Interesse an der „völkischen Schutz-
arbeit“ laut. So bemängelte z. B. Primararzt Dr. Fuchsig bei der Jahreshauptversammlung 
am 21. April 1932, „daß die Jugend nicht in der Versammlung sei, die sich doch auch mit 
dem Schutzvereinsgedanken befassen soll“, und Obmann König wies in seiner Ansprache 
darauf hin, wie beschämend die Tatsache sei, „daß der Schutzvereinsgedanke auf dem Lande 
immerwährende Fortschritte zeigt, hingegen die Städter dafür ganz gleichgültig sind und 
trotz ihrer höheren Intelligenz die selbst in unserem Oberösterreich drohende Slawisierungs-
gefahr nicht erkennen wollen“.24
Flugblatt des „Deutschen Schulvereins Südmark“ 
Vorder- und Rückseite
Erst nachdem Hitler in Deutschland die Macht übernommen hatte, ging es mit dem 
DSS aufwärts.25 Dabei kam es allerdings zu einer merklichen Radikalisierung. Man schlug 
nun wesentlich schärfere Töne in der Anschlußpropaganda26 an, und der schon bisher vor-
handene Antisemitismus27 begann eine dominierende Rolle28 zu spielen. Gut belegen läßt 
23) Schdg. WBl. 1929, Nr. 17, S. 5.
24) Schdg. WBl. 1932, Nr. 17, S. 6.
25) In den im Jahr 1934 abgeschlossenen Aufzeichnungen Dechant Scheibers findet sich in bezug auf den „zu-
erst als Schutzwehr gegen das Slaventum“ [!] gegründeten Verein folgende Feststellung: „Gegenwärtig 
soll er grösstentheils ein Hort gegen den italienischen Übermut sein.“ S. 152 f.
26) Bereits im Mai 1932 hatte der DSS ein Flugblatt verbreitet, das den Plan einer Donauföderation scharf an-
griff: Sie würde „die Vernichtung der politischen und nationalen Freiheit unseres Staates bedeuten und 
uns Deutschösterreicher zu einem Sklavenvolk machen, das von den Deutschfeinden beherrscht und ge-
peinigt werden könnte“. – Zit. nach: Carsten, Francis Ludwig: Faschismus in Österreich. Von Schönerer 
zu Hitler. – München: 1977. S. 188.
27) So wies Kreisobmann Rechnungsrat Lettner aus Linz z. B. anläßlich der Jahreshauptversammlung des DSS 
am 19. April 1928 in seiner Rede, in der er die Ziele und Aufgaben des Vereins darlegte, auf die „enor-
me Verjudung Wiens“ hin. Schdg. WBl. 1928, Nr. 17, S. 5.
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sich dies anhand der Jahreshauptversammlung der Ortsgruppe am 6. April 1933, zu der sich 
laut Bericht im „Schärdinger Wochenblatt“29 „nebst einer Anzahl Getreuer viele Turner und 
Turnerinnen“ eingefunden hatten: Nach dem Einleitungsreferat – Obmann König (dessen 
Aufnahme in die NSDAP in der Ortsgruppendatei mit eben diesem 6. April 1933 datiert 
ist30) ging darin auf die Notwendigkeit der Schutzarbeit besonders in der Gegenwart ein, ver-
wies auf die Neugestaltung in Deutschland und sprach die Hoffnung aus, „daß auch für uns 
Oesterreicher bald eine bessere Zeit kommen werde“ – und der Neuwahl der Ortsgruppenlei-
tung31 ergriff Wanderlehrer Au aus Wien das Wort, dankte der Ortsgruppenleitung für die 
eifrige Förderung der nationalen Schutzarbeit und gab seiner Freude über das Erscheinen der 
deutschen Turnerschar Ausdruck, „zumal unsere Jugend dazu berufen ist, mitzuwirken bei 
der nationalen Schutzarbeit zur Sicherung der Zukunft unseres Volkes“. Dann zerstörte er 
gründlich „das Märchen, daß der Deutsche Schulverein Südmark seine Aufgabe darin er-
schöpfe, Schulen zu bauen und zu erhalten“, zeigte „in meisterhafter Weise die hohe kultu-
relle und politische Tätigkeit der Schutzvereine auf“ und „fand so begeisterte Worte für die 
Notwendigkeit des nationalen Zusammenschlusses, daß er wiederholt vom rauschenden Bei-
falle der Versammlung unterbrochen wurde.“ Nachdem Wanderlehrer Au dargelegt hatte, 
„daß gerade die überpolitische Stellung des Deutschen Schulvereines Südmark diesen zu der 
hohen Sendung befähige, aufklärend und zusammenfassend alle Teile des deutschen Volkes 
für die Schutzarbeit zu gewinnen“, weil der DSS „Volks- und Staatspolitik, aber keine Par-
teipolitik treibe und nur die Erhaltung des Besitzstandes unseres Volkes bezweckt“, wandte 
er sich dem „unheilvolle[n] Treiben der Weltpresse und des Judentums“ zu. Im „Schärdinger 
Wochenblatt“ heißt es dazu32:
Trefflich gelingt es dem Redner, das unheilvolle Treiben der Weltpresse und des Ju-
dentums aufzudecken, das durch die übertriebene Betonung des Sportinteresses plan-
mäßig von den großen nationalen Fragen ablenke. Wie es die Macht des Geldes zur 
Ausbeutung und Unterdrückung des Deutschtums rücksichtslos verwende, davon wer-
de wohl nun der Harmloseste überzeugt. Er bespricht die Umstände, warum Frank-
reich auf der Selbständigkeit Oesterreichs besteht, nämlich, damit es der jüdischen 
und slawischen Kultur zum Opfer falle, zeigt den Schaden auf, welchen die vom Juden-
tum betriebene Modernisierung unserem Volke in völkischer Beziehung zufügt, weil 
diese den Geist unseres Volkes ablenkt von der nackten Wirklichkeit, es einlullt, damit 
es nichts merke von den es bedrohenden Gefahren. Herr Au beweist aber auch, daß 
von der volksverhetzerischen Tätigkeit des internationalen Judentums auch die ande-
ren Nationen nicht verschont bleiben. Der Völkerbund, welcher die Rechte der Völker 
schützen soll, greift nur dann ernsthaft ein, wenn es sich um den Schutz eines Juden 
28) Offiziell nahm der DSS in der Judenfrage folgende Haltung ein: „Die Juden sind volks- und rassenmäßig 
von den Deutschen verschieden. Sie können daher in einen, nur dem deutschen Volkstum dienenden 
Verein ebensowenig aufgenommen werden, wie Angehörige anderer Völker. Aus dieser Verschiedenheit 
ergibt sich aber auch die ablehnende Haltung, die der Deutsche Schulverein Südmark gegenüber dem 
Eindringen jüdischen Wesens in das deutsche Kulturleben einnimmt. Ebenso wie alle anderen Volks-
tumsfragen kann auch die Judenfrage nur durch Organisation der Juden als selbständiges Volkstum ge-
löst werden.“ „Innviertler Nachrichten“ vom 19. Mai 1934, Nr. 20, S. 5.
29) Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 6.
30) BArch (ehem. BDC), MFOK, König, Josef, 14. 7. 1877.
31) Zum neuen Obmann wurde Zahntechniker Adolf Hellmann gewählt. Die Wahl des übrigen Ausschusses er-
gab: Stellvertreter Landesregierungsrat Alfred Kolbe, Schriftführer Direktor Josef König, Stellvertreter 
Zahntechniker Josef Enzfelder, Zahlmeister Kaufmann Julius Feichtinger, Beiräte: Kaufmann Roman 
Jäger, Amtssekretär Otto Uanschou, Ing. Josef Vogl und Steuerexekutor Robert Wiery. 
32) Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 6.
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(Halsmann) handelt. Alles Vorangeführte ist Beweis genug für die Notwendigkeit un-
serer Schutzarbeit, wobei die Jugend nicht fehlen darf.
Daraus folgerte der Redner, daß man nur durch einen Zusammenschluß aller Deut-
schen die fremde Unterdrückung abschütteln könne:
Erfolge können wir nur erreichen, wenn wir zusammenhalten. Wir müssen einmal zur 
Erkenntnis gelangen, daß nur ein wahres Bekenntnis zum Volkstum herausführen kann 
aus nationaler Bedrängnis, uns freimacht von der fremden Knechtschaft. Darum sol-
len alle mitarbeiten für den großen deutschen Gedanken, für Deutschland, unser Va-
terland! 
Für „seine trefflichen Ausführungen“ erntete der Redner tosenden Beifall. Mit dem 
Singen einer Strophe des Deutschlandliedes fand die Versammlung ihren Abschluß. Eine 
Sammlung brachte einen Betrag von 23 S ein, und die Ortsgruppenleitung konnte 10 Neu-
beitritte verbuchen.33
Um allen Mitarbeitern und Freunden angesichts „der verwirrenden Unruhe, die unser 
öffentliches Leben seit geraumer Zeit erfüllt“, „die Unverrückbarkeit der letzten Zielsetzung 
des Schulvereines in Erinnerung zu rufen“, ließ die Hauptleitung des DSS eine Woche später 
folgenden Aufruf an „die österreichischen Deutschen“ im „Schärdinger Wochenblatt“ ver-
öffentlichen34:
Wer sich dem Deutschen Schulvereine Südmark wirklich innerlich verbunden fühlt, 
wer sich als Freund und Mitarbeiter zu ihm bekennt, wird sich mit ganzer Kraft ge-
gen alle Versuche, Oesterreich, die ehrwürdige alte Ostmark, vom Reiche abzudrän-
gen, zur Wehre setzen. Mag die nächste Zukunft noch so gefahrvoll scheinen, jeder, 
der sich zu uns bekennt, hat eine sichere, verläßliche Richtschnur für sein Handeln: 
Was uns vom Reiche trennt, die Vereinigung aller Deutschen in einem Staate gefähr-
det, das ist verderblich und muß auf den entschlossenen Widerstand aller Deutsch-
österreicher stoßen. Die Freiheit, die Ehre und das Recht unseres Volkes ist unser 
heiligstes Gut.
Die ständigen flammenden Appelle an all jene, „die sich aus dem zersetzenden Partei-
enkampf noch Sinn und Anteilnahme für nationale Not gerettet haben“, den DSS ohne Un-
terschied des Ranges, des Standes oder der Parteizugehörigkeit „nicht nur mit schönen Wor-
ten“, sondern auch „durch eine Tat“ zu unterstützen35 und in seine Reihen zu treten, weil es 
„unverantwortlich“ wäre, „in einem Kampfe abseits zu stehen, bei dem es um die höchsten 
Güter des deutschen Volkes geht“36, ließen jedoch den Verdacht aufkommen, daß sich der 
DSS entgegen seinen Statuten in nationalsozialistischem Sinne betätige – was sich ange-
sichts der Zugehörigkeit eines Großteils seiner Funktionäre zur NSDAP37 wohl nicht ganz 
33) Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 6.
34) Schdg. WBl. 1933, Nr. 16, S. 6.
35) Zitiert aus dem Aufruf zur Maisammlung. Schdg. WBl. 1933, Nr. 19, S. 5.
36) Zitiert aus einem Artikel, in dem die Ortsgruppenleitung Schärding für den Besuch der Jahreshauptversamm-
lung am 7. April 1934 im Gasthof Zauner warb. Schdg. WBl. 1934, Nr. 14, S. 5 f.
37) Abgesehen von Dir. J. König und R. Wiery [siehe unter „Dv. Turnverein Schärding“] waren z. B. auch Josef 
Enzfelder und Ing. Josef Vogl Mitglieder der NSDAP. 
Josef Enzfelder, geb. am 6. 2. 1904 in Wien, Zahntechniker und Dentist, war im November 1930 in die 
NSDAP, Ortsgruppe Schärding eingetreten und gehörte ab 1. November 1936 der SS an. Ab Feber 1939 
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von der Hand weisen läßt –, und bald ging das Gerücht um, daß er aufgelöst sei, ein Gerücht, 
das die Ortsgruppenleitung des DSS folgendermaßen kommentierte38:
Bei der Einhebung der Mitgliedsbeiträge für das Jahr 1934 begegnet der DSS häufig 
den Einwürfen, daß er aufgelöst sei. Hiezu möchten wir folgendes bemerken: Von der 
Auflösung des Vereines kann keine Rede sein, da dieselbe im Ministerrat niemals an-
geschnitten wurde. Minister Dr. Schuschnigg hat kürzlich einer Lehrerabordnung, die 
die Auflösung einiger Ortsgruppen in Tirol verlangte, erklärt: „Lassen Sie mir den 
Deutschen Schulverein Südmark in Ruhe. Er ist eine vorbildliche Organisation, die 
heute in Oesterreich unbedingt notwendig ist!“ [...] Der Verein ist ein ausgesprochen 
überparteilicher Verband, der alle Volksmassen umfaßt und nur das eine Ziel kennt: 
Die Betreuung unserer Volksgenossen an den Grenzen unseres österreichischen Vater-
landes. [...];
und anläßlich der alljährlichen Maisammlung der Ortsgruppe des DSS hieß es 193439: 
[...] In dieser Zeit der größten nationalen 
Bedrängnis gibt es kein Abseitsstehen. Es 
ergeht daher auch an jene der Ruf, die sich 
bisher dem einzigen überparteilichen 
Schutzvereine in Oesterreich nicht ange-
schlossen haben. In unsere Reihen gehört 
der Priester wie der Arbeiter, der Bauer wie 
der Handwerker. Wenn gegen den Beitritt 
zum Deutschen Schulverein Südmark auch 
nur die leisesten Bedenken bestünden, hätte 
nicht erst kürzlich der Pfarrer einer Inn-
viertler Landgemeinde die Obmannstelle 
der neuerrichteten Ortsgruppe übernom-
men. 
In der Folgezeit war der DSS deutlich um 
Mäßigung bemüht. Interessant erscheint mir in 
diesem Zusammenhang auch der abermalige 
Wechsel in der Besetzung der Obmannstelle der 
Ortsgruppe. Während der langjährige Leiter Di-
rektor König anläßlich der Jahreshauptversamm-
führte Enzfelder die Geschäfte eines Vorsitzenden beim Kreisgericht Schärding. BArch (ehem. BDC), 
OPG. Ri, Enzfelder, Josef, 6. 2. 1904 sowie AdR, Gauakt Nr. 336.779: Josef Enzfelder.
Ing. Josef Vogl, geb. am 5. 5. 1888 in Komotau, technischer Leiter der Überlandwerke Antiesenhofen, 
war am 18. 2. 1932 in die NSDAP, Ortsgruppe Schärding eingetreten. Hinsichtlich seiner Tätigkeit für 
die NSDAP gibt Vogl im „Personal-Fragebogen zum Antragschein auf Ausstellung einer vorläufigen 
Mitgliedskarte und zur Feststellung der Mitgliedschaft im Lande Österreich“ vom 26. Mai 1938 u. a. an, 
daß er vor der Verbotszeit mit Gauleiter Bolek Versammlungen im Innviertel abgehalten habe. In der 
Verbotszeit habe er Druckschriften, Zeitungen sowie Propagandamaterial übernommen und mit dem 
Auto in die einzelnen Ortsgruppen gebracht, den „Beobachter“ verteilt, zweimal Flüchtlinge in der 
Nacht über die Grenze gebracht sowie Beiträge für die Unterstützung der Legion bei der Kreisleitung 
Passau hinterlegt. AdR, NSDAP-Erfassungsantrag Nr. 518/569.
38) Schdg. WBl. 1934, Nr. 11, S. 6.
39) Schdg. WBl. 1934, Nr. 20, S. 6.
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lung 1933 erklärt hatte, daß er die Obmannstelle auf keinen Fall wieder übernehmen wolle, 
und man daher Zahntechniker Adolf Hellmann zum neuen Ortsgruppenleiter gewählt hatte, 
wurde Direktor König bei der Jahreshauptversammlung vom 7. April 1934, die laut Ein-
ladungsschreiben „im Zeichen höchster nationaler Not“ stand und zu der neben dem Deut-
schen Turnverein auch die Heimatwehr, der Hessenbund und die Vaterländische Front Ab-
ordnungen entsandt hatten, neuerlich mit der Leitung des Vereins betraut40 und übte diese 
Funktion auch in den nächsten Jahren aus.41
Zudem suchte man jeden Verdacht einer Verbindung zur NSDAP42 zu entkräften, um 
der Gefahr einer Auflösung wegen staatsfeindlicher Gesinnung43 zu begegnen. Bundesob-
mann Dr. Maximilian Mayer gab zu diesem Zweck in der Jahreshauptversammlung des Ver-
eins am 12. Mai 1935 folgende Erklärung zur politischen Haltung des DSS ab:
Der Deutsche Schulverein Südmark ist niemals mit irgend einer politischen Partei 
oder parteiähnlicher Gestaltung, nicht mit einer legalen, noch viel weniger natürlich 
mit einer illegalen, in einer Bindung gestanden. Schon die Zusammensetzung des ge-
schäftsführenden Vorstandes und der Hauptleitung gibt hiefür die Gewähr. Die unbe-
40) Die Neuwahl der Ortsgruppenleitung ergab: Obmann Direktor König, Stellvertreter Ing. Vogl, Schriftführer 
Hauptschullehrer Marian, Kassier Kaufmann Feichtinger, Beisitzer Roman Jäger und Josef Enzfelder. 
Schdg. WBl. 1934, Nr. 15, S. 6.
41) Josef König, Direktor der hiesigen Hauptschule, war laut Schdg. WBl. 1934, Nr. 38, S. 6 mit 15. September 
1934 in den dauernden Ruhestand versetzt worden. Hatte er mit Schreiben vom 24. 8. 1934 auf das Er-
suchen der Bezirksleitung der VF in Schärding, „unverläßliche, vaterlandsfeindliche Lehrer namhaft zu 
machen“, noch eine Fehlanzeige erstattet, so teilte der Bezirksschulrat Schärding der Bezirksleitung der 
VF am 18. September 1934 zum Bericht des Direktors Karl [richtig Josef; Anm. d. Verf.] König hin-
sichtlich vaterlandsfeindlicher Lehrer an der Knabenhauptschule in Schärding folgendes mit: 
„Laut Erlass des O. ö. Landesschulrates wurde Direktor Karl [sic!] König in den Dauernden Ruhestand 
versetzt, obwohl das hiefür erforderliche Lebensalter noch nicht erreicht ist. 
Zufolge eines weiteren Erlasses des O. ö. Landesschulrates wurde Franz Marian Hauptschullehrer an der 
Knabenhauptschule in Schärding im Sinne des § 52 der L.D.P. an die Knabenhauptschule in Weyer ver-
setzt.
Eine weitere Stellungnahme zum Bericht der Direktion der Knabenhauptschule in Schärding erübrigt 
sich hiemit.“ Schreiben aus dem Nachlaß Alois Strebels.
Nach dem „Anschluß“ wurde König wieder in den Schuldienst eingesetzt und übernahm neuerlich die 
Leitung der Hauptschule. „Innviertler Nachrichten“ vom 2. April 1938, Nr. 14, S. 14. Für „sein Verhal-
ten während der illegalen Kampfzeit, seine oft bewiesene Arbeits- und Opferbereitschaft“ wurde Haupt-
schuldirektor Pg. König schließlich am 27. Mai im Rahmen der ersten Kreisschulungstagung des NS.-
Lehrerbundes durch Bezirksschulinspektor Pg. Franz Wipplinger der Dank ausgesprochen. „Innviertler 
Nachrichten“ vom 2. Juni 1938, Nr. 23, S. 10.
42) Im Lagebericht des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich bis 4. II. 1934 vom 5. Feber 1934 findet sich 
dazu z. B. folgender Hinweis: „Den Vorträgen des deutschen Schulverein Wanderlehrers Alois Kühne, 
welcher preussischer Staatsangehöriger und begeisterter Nationalsozialist ist, wurde die erforderliche 
Überwachung zuteil, um denselben [sic!] hiedurch die Gelegenheit zu getarnter Parteiwerbearbeit zu 
nehmen.“ AdR, BKA 22/OÖ. Zl. 118.108/34.
43) Daß diese Gefahr durchaus bestand, zeigt ein Rundschreiben des Sicherheitsdirektors für Oberösterreich 
vom 13. Oktober 1934 an alle oö. Bezirkshauptmannschaften und Bundespolizeibehörden, worin diese 
mit Ermittlungen gegen den DSS beauftragt wurden. Untersucht werden sollte, ob sich die Ortsgruppen 
in nationalsozialistischem Sinne betätigten oder ein Auftreten im vaterländischen Sinne demonstrativ 
vermieden und welcher politischen Richtung die Ortsgruppenleiter des DSS angehörten. 
Am 3. Dezember 1934 teilte das Gendarmeriepostenkommando Schärding daraufhin mit, daß die Orts-
gruppe Schärding zirka 100 Personen umfasse. Hinsichtlich des Obmannes Schuldir. i. R. Josef König 
schrieb man: „Derselbe dürfte der NSDAP angehört haben und dürfte auch jetzt noch mit dieser Partei-
richtung sympathisieren“, und abschließend hieß es: „Besondere Wahrnehmungen über eine Tätigkeit 
dieses Vereines entgegen der vaterländischen Gesinnung wurden nicht gemacht.“ OÖLA, Sch. 30, Zl. 
301/P.
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dingte Ueberparteilichkeit des Vereines im strengen Sinne des Wortes ist geboten 
durch das ernste Bestreben, der Gesamtbevölkerung im Verein durch die bedingungs-
lose Ausschaltung aller tagespolitischen Bestrebungen und Erörterungen einen Boden 
zu erhalten, auf dem sich alle zusammenfinden können. 
„Es kann niemand geben“, schloß der Redner laut „Schärdinger Wochenblatt“, „der 
sich mit heißerem Herzen als ich zu seiner Heimat Oesterreich bekennt, niemand, dessen 
Tun und Denken, Wünschen, Hoffen und Sorgen ausschließlicher auf das Wohl und Glück 
seines Vaterlandes gerichtet sein kann. Niemals aber will und kann ich glauben, daß das Be-
kenntnis zu Heimat und Vaterland in Widerspruch stehen könnte zu dem ebenso tief emp-
fundenen Bekenntnis zum Volke.“44
Inserate des „Deutschen Schulvereins Südmark“
im „Schärdinger Wochenblatt“ 1935, Nr. 17, S. 8 und 1936, Nr. 45, S. 8
Nach der radikalen Phase 1933/34 rückte man damit wieder die „deutsche Schutzar-
beit“ – z. B. den Einsatz für die „Erhaltung unserer deutschen Schrift“ gegen „die uns we-
sensfremde Lateinschrift“45 und den Schutz unserer Muttersprache „vor der Fremdwörte-
rei“46 – in den Mittelpunkt der Vereinstätigkeit, der man sich – laut Einladung zur Hauptver-
sammlung der Ortsgruppe am 15. Juni 193547 – „über allen Wiederstreit [!] des Tages hin-
weg auf dem Boden der Volksgemeinschaft“ widmen wollte. 
44) Schdg. WBl. 1935, Nr. 20, S. 7.
45) Schdg. WBl. 1935, Nr. 24, S. 7.
46) Zum Schutz „unseres hohen Sprach- und Schriftgutes“ wandte sich der DSS zusammen mit dem Deutschen 
Sprachverein z. B. an den Linzer Bürgermeister Dr. Bock und ersuchte ihn u. a. darum, „jedem größeren 
Betrieb wenigstens eine deutschschriftige Schreibmaschine zu übergeben, denn gerade die lateinschrifti-
ge Schreibmaschine ist die Totengräberin der deutschen Schrift.“ 
Schdg. WBl. 1935, Nr. 18, S. 8.
47) Diese im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichte Einladung war an alle gerichtet, „denen nationale Zu-
sammengehörigkeit kein leeres Wort ist“. 
„Zeigen wir“, heißt es da, „daß wir über allen Wiederstreit [!] des Tages hinweg auf dem Boden der 
Volksgemeinschaft uns zu finden vermögen. Niemand fehle, damit die Versammlung zu einer würdigen 
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Was sich hinter dieser „deutschen Schutzarbeit“ aber sonst noch verbarg, verdeutlicht 
z. B. die Rede, die Ing. Koura aus Wien anläßlich der Jahreshauptversammlung der Orts-
gruppe Schärding am 17. Jänner 1936 im Gasthof Baumann hielt48: 
Der Verein betätigt sich ausschließlich in der Abwehr habgieriger Angriffe auf unsere 
deutschen Kulturerrungenschaften und unseren deutschen Besitz. [...], die Schmach-
und Schandverträge von Versailles und St. Germain mit ihrer Kriegsschuldlüge, die 
nachfolgenden Leidensverträge und Pakte machten uns rechtlos. Es kamen darin 
schöne Worte vor, wie Selbstbestimmungsrecht, Schutz der nationalen Minderheiten 
usw., Handelsverträge behielten nur solange [!] Kraft, als unsere Vertragspartner 
Vorteile davon hatten. Die Nachfolgestaaten machten denn auch von den ihnen zuge-
sprochenen Rechten ausgiebigsten Gebrauch und scheuten kein Mitteil [!], alles was 
deutsch war, zu entdeutschen. [...] Und wer glaubt, daß die Raubgelüste der Nachfol-
gestaaten heute nicht mehr bestehen, der irrt sich. Darum müssen wir umsomehr auf 
der Hut sein und dürfen dabei nicht vergessen, daß wir auf uns selbst angewiesen 
sind. Wir müssen unseren Bedrängern energischesten Widerstand leisten, sei es auf 
kulturellem, sei es auf wirtschaftspolitischem Gebiet. Wer je in einem Grenzgebiet ge-
lebt hat, wird die Gefahr leichter begreifen und gewiß in irgendeiner Form sein 
Schärflein zur Abwehr beutelustiger Nachbarn beitragen. [...] Jeder Einzelne muß 
sich stets bewußt sein, daß deutsches Land nur dann auch deutscher Besitz bleiben 
kann, wenn die Abwehrmittel auch einen Erfolg verbürgen. Wir wollen keine Neuer-
werbungen machen, sondern nur das verteidigen und erhalten, was wir ererbt von un-
seren Vätern.
Daß derartige Äußerungen nicht dazu beitrugen, die immer wieder aufkommenden 
Zweifel an der vaterländischen Gesinnung des DSS zu zerstreuen, versteht sich von selbst, 
und bald schritten die Behörden neuerlich gegen den Verein ein: 
Am 28. Mai 1936 gab das „Schärdinger Wochenblatt“ bekannt, daß das vom DSS sei-
nerzeit vertriebene Abzeichen mit der Aufschrift „St. Germain nie!“ eingezogen und dessen 
Tragen behördlich verboten worden sei49, und im Juni 1937 setzte der „Österreichische Be-
obachter“ seine Leser davon in Kenntnis, daß die Leitung der Vaterländischen Front umfas-
sende Vorbereitungen treffe, um dem DSS „unter dem tückischen Vorwand der Bekämpfung 
illegaler Umtriebe das Lebenslicht auszublasen“:
Es ist der Öffentlichkeit hinlänglich bekannt, daß die deutschbewußte Kulturarbeit des 
„Schulvereins Südmark“ dem derzeitigen System und insbesondere der V. F.-Leitung 
immer schon stark wider den Strich ging. Mitglieder dieses Vereins wurden grundlos 
Kundgebung nationaler Geschlossenheit sich gestalte! Ein Lichtbildervortrag des Herrn Wanderlehrers 
Karl Kühne über ‘Volk und Heimat’ wird gewiß für die nötige Abwechslung und Anregung sorgen. Dar-
um auf zur Jahresversammlung!“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 24, S. 6. 
[Ob es zwischen Wanderlehrer Karl Kühne und dem im Lagebericht des Sicherheitsdirektors für Ober-
österreich vom 5. Feber 1934 (AdR, BKA 22/OÖ. Zl. 118.108/34) erwähnten Wanderlehrer Alois Küh-
ne eine Verbindung gibt oder ob hier vielleicht eine Verwechslung des Vornamens vorliegt, konnte von 
mir nicht eruiert werden.] 
Neben Obmann König wurden am 15. Juni 1935 bei der durch Zuruf erfolgten Wahl einstimmig gewählt: 
Ing. Vogl als Obmannstellvertreter, Kaufmann Feichtinger als Kassier, Steuerbeamter Wiery als Schrift-
führer und die Herren Brandstätter, Enzfelder und Jäger als Beiräte. 
Schdg. WBl. 1935, Nr. 25, S. 6.
48) Schdg. WBl. 1936, Nr. 3, S. 6 f.
49) Schdg. WBl. 1936, Nr. 21, S. 2.
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staatsfeindlicher Umtriebe verdächtigt, Lehrer und Beamte wegen der bloßen Vereins-
zugehörigkeit mit dem Entzug der V. F.-Mitgliedskarte, d. h. praktisch mit Entlassung 
bedroht. [...] 
Trotz aller Schikanen und Behinderungen seitens der verschiedensten Systeminstanzen 
wurde indeß [!] der Bestand dieses nationalpolitisch verdienstvollen, überparteilichen 
Vereines bisher nicht in Frage gestellt. 
Nunmehr scheint sich aber das System zu einem Generalangriff auf die „Südmark“
anzuschicken, 
denn die V. F.-Leitung habe am 22. Mai 1937 all ihre Landes- und Bezirksführungen in 
einem „Geheimerlaß“ eingeladen, möglichst bis 1. Juli l. J. eine „bezirksweise Zusammen-
stellung“ bezüglich Mitgliederanzahl, Name, Beruf, Alter und politische Einstellung der 
Vereinsfunktionäre, Tätigkeit der Ortsgruppe, allfällige Anzeichen für einen Zusammenhang 
der Ortsgruppe mit illegalen nationalsozialistischen Umtrieben etc. „über alle im d. o. Wir-
kungsbereiche bestehenden Ortsgruppen des Vereines“ vorzulegen.50
Die im „Österreichischen Beobachter“ geäußerte Befürchtung, daß dem DSS „das Le-
benslicht ausgeblasen“ werde, bewahrheitete sich jedoch nicht, ja die Mitgliederzahl der 
Ortsgruppe Schärding z. B. erhöhte sich zwischen 1936 und 1937 sogar beträchtlich, und 
zwar von 15451 auf 193 Mitglieder.52
Wie berechtigt allerdings das Mißtrauen gewesen ist, das „das System“ all die Jahre 
hindurch dem „Deutschen Schulverein Südmark“ entgegengebracht hat, geht aus der Stel-
lungnahme der „Kreisleitung Oberösterreich des Deutschen Schulvereines Südmark zum 10. 
April 1938“ in der „Tages-Post“ vom 9. April 1938 hervor. Unter der Überschrift „Wir sa-
gen Ja!“ heißt es53: 
Getreu den seit Jahrzehnten gesteckten Hochzielen hat der Deutsche Schulverein 
Südmark auch in Oberösterreich allen Verfolgungen und Bedrückungen zum Trotz 
stets unentwegt seine völkische Pflicht getan! Das erste und stolzeste dieser Hochziele: 
Großdeutschland ist erreicht.
Dem Führer und Kanzler Adolf Hitler, dem Befreier der Ostmark, der so die Erfüllung 
des heißesten Sehnens des gesamten deutschen Volkes brachte, gilt daher vor allem 
auch der Dank des Deutschen Schulvereines Südmark, des ältesten völkischen Schutz-
vereines. Die zahllosen aufrechten Bekenner und stets opferbereiten Kämpfer – „unbe-
kannte Soldaten“, die wir mit Stolz in unseren Reihen sehen – sind nun für alle Leiden 
und böswilligen Schädigungen, denen zum Trotz sie nicht wankten und nicht wichen, 
auf das herrlichste belohnt.
Drum kann es keinen Zweifel geben, daß alle Mitglieder des Deutschen Schulvereines 
Südmark auch im Kreise Oberösterreich dem Dank an den Führer und Kanzler Adolf 
Hitler am 10. April 1938 durch ein tiefbewegtes „Ja“ Ausdruck verleihen.
50) Ö. B., 2. Jg., F. 23 vom Juni 1937, S. 4 f.
51) Laut Bericht des Schriftführers Robert Wiery anläßlich der Jahreshauptversammlung am 17. Jänner 1936. 
Schdg. WBl. 1936, Nr. 3, S. 6.
52) Gemäß dem Tätigkeitsbericht des Schriftführers Ing. Vogl im Rahmen der Jahreshauptversammlung am 29. 
November 1937 im Schubertsaal des Bräustübels. Schdg. WBl. 1937, F. 49, S. 7. 
53) „Tages-Post“, Nr. 84 vom 9. April 1938, S. 9.
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3.3. Der „Hilfsverein für Deutschböhmen und die Sudetenländer“
Neben dem „Deutschen Schulverein Südmark“ gab es in Schärding auch eine Zweig-
stelle des „Hilfsvereins für Deutschböhmen und die Sudetenländer“ (Sitz Wien)1, dessen 
„Endziel“ ebenfalls die „Vereinigung aller Deutschen in einem großen, freien deutschen Va-
terlande“ war.2
Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 19. Juli 1923
veröffentlichte Einladung zur Gründungsversammlung
Nachdem die provisorische Landesregierung des Sudetenlandes in ihrer konstituieren-
den Sitzung am 16. November 1918 den Beitritt zum Staat Deutschösterreich beschlossen 
hatte und am 17. November in Krumau der „Deutsche Nationalausschuß für den Gau Böh-
merwald“ gegründet worden war3 – die Vertreter der Grenzbezirke hatten dabei „die Einbe-
ziehung des deutschen Böhmerwaldes in den deutschösterreichischen Staat als Teil der Pro-
vinz Oberösterreich“ begrüßt –, sprach die Provisorische Landesversammlung für Oberöster-
reich anläßlich ihrer konstituierenden Sitzung am 18. November in einer Resolution „ihre 
freudige Zustimmung zur Absicht des Staatsrates aus, die an Oberösterreich angrenzenden 
deutschen Gebiete Südböhmens staatsrechtlich und administrativ mit dem Lande Oberöster-
reich zu vereinigen.“4
Vier Tage später wurde die Provisorische Nationalversammlung in Wien in dieser An-
gelegenheit aktiv. Im Gesetz vom 22. November 1918 über „Umfang, Grenzen und Bezie-
hungen des Staatsgebietes von Deutschösterreich“ gab sie folgende Erklärung ab5:
1. Der Staat Deutschösterreich übt die volle Gebietshoheit über das geschlossene 
Siedlungsgebiet der Deutschen innerhalb der bisherigen im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder aus.
2. Die in den Siedlungsgebieten anderer Nationen eingeschlossenen, allein oder über-
wiegend von Deutschen bewohnten oder verwalteten Sprachinseln, Städte, Gemeinden 
und Ortschaften der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder bleiben bis zur 
verfassungs- und völkerrechtlichen Sicherstellung ihrer politischen und nationalen 
Rechte einstweilen unter der Hoheit des Staates Deutschösterreich und bilden dessen 
zeitweiligen Rechtsbereich.
1) In den ersten Jahren seines Bestehens wurde dieser Verein auch „Hilfsverein der Sudetendeutschen“ genannt, 
später hieß er „Sudetendeutscher Heimatbund“.
2) Schdg. WBl. 1923, Nr. 30, S. 6.
3) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 38. 
4) Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 68.
5) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 39 f.
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Sie behalten ihre bisherige Vertretung in der Provisorischen Nationalversammlung 
und bleiben den Gesetzen und Behörden von Deutschösterreich unterstellt.
Damit betrachtete man die Randgebiete von Böhmen und Mähren als zum deutsch-
österreichischen Staatsgebiet gehörig. Die Tschechoslowakei jedoch verhinderte durch die 
Besetzung der fraglichen Gebiete die Verwirklichung dieser Erklärung. Eine Protestnote 
Österreichs an die Entente vom 9. Dezember 1918 wegen des militärischen Vorgehens der 
tschechoslowakischen Regierung in den deutschsprachigen Randgebieten blieb erfolglos. 
Am 4. März 1919, dem Tag des Zusammentritts der Konstituierenden Nationalversammlung 
in Wien, kam es in mehreren deutschböhmischen Städten zu großen Demonstrationen für 
einen Anschluß an Deutschösterreich, die jedoch durch tschechisches Militär blutig nieder-
geschlagen wurden, wobei es 54 Tote und 104 Verletzte gab.6
In Schärding wurde aus diesem Anlaß in der am 7. März 1919 unter dem Vorsitz des 
Bürgermeisters Herrn Markus Hölzl abgehaltenen Gemeindeausschuß-Sitzung einstimmig 
eine Kundgebung gegen die „brutale Vergewaltigung der Deutschen in Böhmen und des 
Sudetenlandes“ beschlossen, „wobei unseren bedrängten Stammesbrüdern in Böhmen und 
des Sudetenlandes in warmen Worten gedacht wurde.“7
Am 12. März erklärte sich Deutschösterreich neuerlich als Teil der Deutschen Repu-
blik und erhob gleichzeitig Einspruch gegen die gewaltsame Besetzung der Länder Deutsch-
böhmen, Sudetenland, des Kreises Znaim und des Böhmerwaldgaues. Aufgrund des Frie-
densvertrags von Saint Germain mußte Österreich jedoch sowohl die Forderung nach einem 
Anschluß an das Deutsche Reich als auch seine Ansprüche auf die deutschböhmischen wie 
auf die deutschmährischen Gebiete aufgeben.
Der im Frühjahr 1919 in Wien gegründete „Hilfsverein für Deutschböhmen und die 
Sudetenländer“ machte es sich daraufhin zur Aufgabe, wann und wo immer dies möglich
war, auf die Unterdrückung der Deutschen in der Tschechoslowakei hinzuweisen, um so 
„den bedrängten Brüdern in der Tschechoslowakei eine moralische Stütze [zu] sein“ und 
„durch eifrige Agitation mit[zu]arbeiten am Befreiungskampf unserer Stammesgenossen, 
damit einmal der Tag komme, wo sie das slawische Joch abschütteln können.“8
Zu diesem Zweck suchte der Verein „alle aus den Sudetenländern stammenden Deut-
schen in sich zu vereinigen“9, und binnen kurzem verfügte er über ein dichtes Netz von Orts-
gruppen.10
In Schärding fand die erste Zusammenkunft zur Gründung einer eigenen Zweigstelle 
am 18. Mai 1923 im Hotel Altmann statt, an der von den zirka 100 hiesigen Sudetendeut-
schen über 30 teilnahmen. Als Referent war Hauptleitungssekretär Ciller11 aus Wien gewon-
6) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 52.
7) Schdg. WBl. 1919, Nr. 11, S. 6.
8) Schdg. WBl. 1923, Nr. 21, S. 6.
9) Schdg. WBl. 1923, Nr. 30, S. 6.
10) So wurde z. B. anläßlich der ersten Besprechung zur Gründung einer Zweigstelle Schärding und Umgebung 
am 18. Mai 1923 mitgeteilt, daß der „Hilfsverein für Deutschböhmen und die Sudetenländer“ nunmehr 
156 Ortsgruppen zähle und ihm von den über eine halbe Million in Österreich lebenden Sudetendeut-
schen bereits 40.000 beigetreten seien. Schdg. WBl. 1923, Nr. 21, S. 6.  
11) Alois Ciller, einer der Gründer der „Deutschen Arbeiterpartei“ und Verfasser des sogenannten „Trautenauer 
Programms“, war nach dem Ersten Weltkrieg landauf, landab unterwegs, um die Idee einer „Volksge-
meinschaft“ aller Deutschen zu propagieren. Zu diesem Zweck trat er wiederholt in Schärding auf – z. B. 
am 17. Februar 1924 (Schdg. WBl. 1924, Nr. 7 und 8, S. 5) und am 15. Februar 1925 (Schdg. WBl. 
1925, Nr. 6, S. 5 und Nr. 8, S. 6) im Rahmen der Jahreshauptversammlung des „Hilfsvereins der Sudeten-
deutschen“ – und nahm auch im „Schärdinger Wochenblatt“ zur „sudetendeutschen Frage im Auslande“ 
Stellung (Schdg. WBl. 1925, Nr. 19, S. 1). 
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nen worden. Seine „treffenden, auf statistischen Grundlagen fußenden Darstellungen der 
derzeitigen Verhältnisse in der Tschechoslowakei“ ließen „ein trauriges Bild von der natio-
nalen Unterdrückung der Sudetendeutschen“ entstehen und erweckten allseits „helle Empö-
rung“, sodaß die Anwesenden, nachdem sie ausführlich über Zweck und Ziel des Hilfsver-
eines informiert worden waren, einstimmig die Gründung einer Ortsgruppe beschlossen. In 
den vorbereitenden Ausschuß wurden die Herren Blüml, Butschek, Fritsch, Kleindienst, 
Klostermann, Leger, Müller, Schiller, Schötta, Stanzl, Stickbauer und Woldrich gewählt. 
Zum Schriftenempfänger wurde Herr Blüml, Schärding-Bahnhof, bestellt.12
Die Konstituierung des Vereins erfolgte am 22. Juli 1923 im Gasthof Aschenbrenner 
im Beisein vieler Heimatgenossen und -genossinnen aus Schärding, Suben, Schardenberg, 
Wels und Linz. Auch bei dieser Sitzung trat Sekretär Ciller aus Wien als Redner auf. Laut 
„Schärdinger Wochenblatt“ war er „zufällig“ hier eingetroffen, weil er an der bayerisch-böh-
mischen Grenze 14 Versammlungen abgehalten hatte. In „ausführlicher und schneidiger Art“ 
schilderte Ciller die prekäre Situation der 3½ Millionen Deutschen in der Tschechoslowakei, 
wobei er der damaligen Wiener Regierung den Vorwurf nicht ersparte, daß sie die Deutsch-
böhmen beim Zusammenbruch ermahnt hatte, sich ja nicht gegen die Tschechen zu erheben, 
„trotzdem man sie damals leicht mit nassen Fetzen vom deutschen Gebiet hätte fernhalten 
können. Hätten die Deutschböhmen so gehandelt wie später die Magyaren in Westungarn, 
niemals wären sie unter slawisches Joch geraten.“ Für seine Ausführungen wurde Ciller leb-
hafter Beifall zuteil. In „recht kernigen Worten“ sprachen dann der Kassier des Linzer 
Zweigvereines und ein Vertreter von Wels, die die Schärdinger Heimatgenossen zu ihrem 
Schritte begrüßten und der neuen Zweigstelle Erfolg wünschten. Nach Erledigung der Tages-
ordnung (Wahlen13 usw.) fand die Versammlung, die „wiederum viele Heimatgenossen aus 
den Sudetenländern einander nähergebracht“ hatte, einen würdigen Abschluß.14
In der Folgezeit sah es nun die Zweigstelle des „Hilfsvereins für Deutschböhmen und 
die Sudetenländer“15 als ihre Pflicht an, immer wieder auf die „schnöde Behandlungsweise
der 3½ Millionen Deutschen in der Tschechoslowakei“16 aufmerksam zu machen. Aus die-
sem Grund veranstaltete sie z. B. in Erinnerung an die blutigen Ereignisse des 4. März 1919 
alljährlich eine sogenannte „Märzgefallenen-Feier“, in deren Rahmen jeweils die Hoffnung 
auf eine Vereinigung in einem gesamtdeutschen Vaterlande ausgesprochen wurde.17
12) Schdg. WBl. 1923, Nr. 21, S. 5 f.
13) Obmann des neuen Vereines wurde Herr Richard Kleindienst, Steueramtsdirektor (zugleich Schriftenemp-
fänger), Schriftführer Herr Karl Mieth, Bankbeamter, und Kassier Herr Wenzel Schiller, Damenschnei-
der. Schdg. WBl. 1923, Nr. 36, S. 6.
14) Schdg. WBl. 1923, Nr. 30, S. 6.
15) Die Ausschußmitglieder trafen sich regelmäßig jeden zweiten Dienstag im Monate zur Beratung im Gasthof 
Aschenbrenner. Schdg. WBl. 1923, Nr. 36, S. 6.
16) Zitat aus der Rede A. Cillers anläßlich der konstituierenden Versammlung des Vereins im Gasthof Aschen-
brenner am 22. Juli 1923. Schdg. WBl. 1923, Nr. 30, S. 6.
17) So schloß z. B. Dr. Brunar, Senator des tschechischen Parlaments, der anstelle des ursprünglich angekündig-
ten sudetendeutschen Politikers und Abgeordneten Hans Knirsch (Schdg. WBl. 1927, Nr. 4, S. 6) für die 
Gedächtnisrede am 6. März 1927 gewonnen worden war, seinen Vortrag über „das traurige Los, welches 
die Deutschen in der Tschechei zu ertragen haben“, laut „Schärdinger Wochenblatt“ mit den Worten: 
„Wenn die Leiden auch groß seien, so tragen sie dieselben doch mit Geduld, da sie alle von der Hoff-
nung beseelt seien, daß auch für die Deutschen in der Tschechoslowakei der Tag der Befreiung und Er-
lösung in der Vereinigung mit einem gesamtdeutschen Vaterlande kommen werde und müsse“ (Schdg. 
WBl. 1927, Nr. 10, S. 5); und im Anschluß an die Märzgefallenenfeier vom 8. März 1932, in deren Rah-
men Geschäftsführer Rückel aus Passau auf die Bedeutung des 13. März [Reichspräsidentenwahl] und 
10. April d. J. [2. Durchgang der Reichspräsidentenwahl] in Deutschland auch für Österreich und die Su-
detendeutschen hingewiesen hatte, hieß es: „Möge die Zeit nicht mehr fern sein, in der das 3. alle deut-
schen Volksgenossen umfassende Deutsche Reich erblüht!“ Schdg. WBl. 1932, Nr. 10, S. 6.
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Die erste derartige Veranstaltung in Schärding fand am 14. März 1925 im Aschenbren-
nersaal statt18: Obmann Wenzel Müller19 konnte anläßlich dieser Feier neben einer größeren 
Anzahl Passauer Freunde den Schärdinger Vizebürgermeister Brandstätter, viele Mitglieder 
der Gesangsvereine „Liedertafel“ und „Widerhall“, des „Turnvereins 1862“ und der „Schla-
raffia“ sowie zahlreiche Bürger der Stadt begrüßen. Bürgermeister Weiß aus Passau hielt 
eine „herrliche Gedächtnisrede, in der er nicht minder auch das Verhältnis Deutschlands zu 
Oesterreich behandelte und die Bedrängnis der Deutschen an den Grenzen durch die sie ein-
schließenden Nationen.“ Im Anschluß daran erörterte Steueramts-Oberverwalter Kleindienst 
eingehend Zweck und Ziel des „Sudetendeutschen Heimatbundes“ und ersuchte die Anwe-
senden, die „für das Gesamtdeutschtum hochwichtigen Bestrebungen“ des Vereins zu unter-
stützen, und dann sprach Geschäftsführer Rückl „kernige, vom heiligen Zorne entflammte 
Worte über die deutsche Schlappheit, die anderen Nationen beispielgebend vor Augen füh-
rend.“ Nach dem ernsten Teil des Abends sorgten „gediegene komische Vorträge“ und Mu-
sikdarbietungen der Musikgesellschaft der „Liedertafel“ Schärding für die Unterhaltung der 
Anwesenden. Anerkennend stellte daraufhin das „Schärdinger Wochenblatt“ in seinem Be-
richt über die Veranstaltung fest20:
Diese erste Märzgefallenenfeier in Schärding verlief somit in erhebender Weise und 
die Sudetendeutschen errangen damit den Erfolg, daß sich die sudetendeutsche Frage, 
die gleich der südtiroler, südkärntner und südsteiermärkischen Frage zu einer Lebens-
frage für das gesamte deutsche Volk ausprägt, größere Beachtung auch bei uns er-
langt.
18) Da im „Schärdinger Wochenblatt“ 1925, Nr. 12, S. 5 ausdrücklich von der ersten Märzgefallenenfeier in 
Schärding gesprochen wird, scheint die im Rahmen der Hauptversammlung am 17. Februar 1924 für den 
März 1924 angekündigte Gedenkfeier (Schdg. WBl. 1924, Nr. 8, S. 5) wohl nicht stattgefunden zu ha-
ben. In den Ausschuß waren am 17. Februar 1924 folgende Personen gewählt worden: Karl Klement, 
Vorstand, Wenzel Müller, Stellvertreter, Karl Mieth, Schriftführer, Eduard Vogl, Stellvertreter, Wenzel 
Schiller, Kassier; Viktor Blüml, Willibald Fritsch, Richard Kleindienst, Josef Reichelt, Karl Schötterl, 
Franz Suck und Ignaz Woldrich, Vorstandsmitglieder. Schdg. WBl. 1924, Nr. 8, S. 5.
19) Der gelernte Buchdrucker Wenzel Müller war am 17. 3. 1876 in Losdorf bei Tetschen geboren. Seinem Ge-
such um Entregistrierung vom 13. Februar 1946 zufolge war er bald nach Beendigung seiner Lehrzeit 
ein eifriger Gewerkschaftler, trat freiwillig der sozialdemokratischen Partei bei, betätigte sich in Brüx 
(Böhmen) als Kassier der Kreisorganisation und redigierte während einer mehrwöchigen Strafverbüßung 
des sozialdemokratischen Redakteurs, obwohl er damals (1899) noch nicht volljährig war, das sozialde-
mokratische Wochenblatt. Im Jahre 1901 stand er in Bischofteinitz (Böhmen) in Arbeit, wo er sich meh-
rere Monate als Redakteur des dort gedruckten sozialdemokratischen Wochenblattes betätigte, bis er 
sich einem anderen Berufe zuwandte. Darüber finden sich in besagtem Gesuch allerdings keine näheren 
Angaben. In Schärding arbeitete Müller von Anfang 1919 bis zur Einstellung des „Schärdinger Wochen-
blattes“ in der Buchdruckerei Vees und übernahm dann nach dem Ausscheiden Ing. Vogls das Kreisamt 
für Volkstumsfragen und das Amt des Kreisverbandsleiters des Volksbundes für das Deutschtum im 
Auslande. Nachlaß Strebel.
Wie aus den unveröffentlichten Aufzeichnungen Alois Strebels hervorgeht, konnte von einem Engage-
ment Müllers für sozialdemokratische Belange nach dem Ersten Weltkrieg allerdings keine Rede mehr 
sein. Strebel, der einer der führenden Schärdinger Sozialdemokraten war und fast 18 Jahre bei Vees ge-
arbeitet hatte, bevor er Mitte Dezember 1918 aufgrund seiner gewerkschaftlichen Tätigkeit entlassen 
worden war (als Vertrauensmann hatte er bei Vees für eine bessere Entlohnung zurückkehrender Kriegs-
teilnehmer interveniert), nimmt darin zu Wenzel Müller folgendermaßen Stellung: „Er gehörte nicht der 
Organisation (Gewerkschaft) an, leistete aber bis 1934 Beiträge.“ „Während seiner Tätigkeit in der Buch-
druckerei Vees suchte er alle Schmähungen über die Sozialdemokraten aus den schwarzen u. blauen Zei-
tungen zusammen, um sie in die Zeitung zu bringen. Damit erwarb er sich die Zufriedenheit der Witwe 
Vees, die alles was nach Gewerkschaft u. Sozialismus roch, geradezu glühend haßte.“ „In der Nazizeit 
engagierte sich Müller so stark, daß er 1949 noch zu den ‘Belasteten’ gehörte.“ Nachlaß Strebel.
20) Schdg. WBl. 1925, Nr. 12, S. 5.
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Abgesehen von den Märzgedenkfeiern organisierte die Schärdinger Zweigstelle neben 
der Teilnahme an einer Hilfsaktion für sudetendeutsche Kinder21 zahlreiche Veranstaltungen 
geselliger Art wie Heimatabende22 oder Faschingsunterhaltungen23, die auch für vereins-
fremde „Freunde der deutschen Heimattreue“24 zugänglich waren25, und bemühte sich so, 
das Interesse der Öffentlichkeit immer wieder auf die Anliegen des „Sudetendeutschen Hei-
matbundes“ zu lenken. 
1930 zählte die Ortsgruppe, die stets auf die Überparteilichkeit des Vereins pochte26, 
obwohl sie insbesondere in den ersten Jahren ihres Bestehens eine geradezu augenfällige Nä-
he zur DNSAP aufwies27 und sich auch später rührige NS-Aktivisten in ihren Reihen fan-
den28, 65 Mitglieder.29
21) Im Rahmen dieser Hilfsaktion, die im Frühjahr 1936 von Marianne Heinisch aus Linz ins Leben gerufen wor-
den war (Schdg. WBl. 1936, Nr. 19, S. 6), wurden nahezu 700 bedürftige Kinder im Alter von 10 bis 14 
Jahren aus den sudetendeutschen Gebieten während der Ferienzeit bei oberösterreichischen Familien un-
tergebracht. Neben dem humanitären Aspekt verfolgte das Kinderhilfswerk erklärtermaßen damit auch 
den Zweck, „die deutsche Stammeszusammengehörigkeit über alle Staatsgrenzen hinweg zu betonen 
und durch dieses Liebeswerk zu dokumentieren.“ Schdg. WBl. 1936, Nr. 29, S. 6.
22) Z. B. am 12. November 1932, wobei ein unter der Leitung des Stadtkapellmeisters Herrn Sebastian Horvath 
stehendes Salonorchester für gediegene Musik sorgte und ein „überaus reichhaltiger, nützliche und wert-
volle Treffer enthaltender Glückshafen“ den Anwesenden Gelegenheit gab, ihr Glück zu versuchen. 
Höhepunkt des Abends war das Auftreten des Humoristen Resl aus Linz. Schdg. WBl. 1932, Nr. 46, 
S. 5.
23) Zum Beispiel am 24. Jänner 1931 in den Gastlokalitäten der Brauerei Baumgartner. Im „Schärdinger Wo-
chenblatt“ 1931, Nr. 5, S. 6 heißt es dazu u. a.: „Ein Schrammelquartett, bestehend aus den Vereinsmit-
gliedern Haas und Häschen, Holler und Witt, sorgte für erheiternde Musik, ebenso durch zwei Verstärker
erfolgte Schallplatten-Uebertragungen, in freundlicher Weise installiert und bedient vom Herrn Baldi.“ 
24) Schdg. WBl. 1926, Nr. 43, S. 5.
25) So fanden sich z. B. anläßlich eines gemütlichen Abends, den die Zweigstelle am 25. Jänner 1930 im kleinen 
Aschenbrennersaal arrangiert hatte, nebst einer größeren Tischrunde Passauer Damen und Herren auch 
die Tiroler Tischgesellschaft, Vertreter des DSS, der Frontkämpfer, der Hessen u. v. a. ein. Auch Hofrat 
Petrak – er war am 27. Jänner 1874 in Prag als Sohn eines Geschäftsmannes geboren und hatte dort so-
wohl die Volksschule als auch das Gymnasium besucht (Nachlaß Petrak) – beehrte die Veranstaltung 
mit seiner Anwesenheit. Die an diesem Abend durchgeführte Neuwahl der Zweigstellenleitung ergab fol-
gendes Resultat: Obmann Wenzel Müller, Stellvertreter Ingenieur Josef Vogl, Schriftführer Otto Haas, 
Kassier Franz Suck, Beisitzer: Major Goppold, Karl Adamus, Josef Holler, Amtsrat Alfred Latzel, Franz 
Odersky und Wenzel Schiller. Schdg. WBl. 1930, Nr. 5, S. 5.
Die Zusammensetzung der Zweigstellenleitung änderte sich auch in den folgenden Jahren kaum: Am 9. 
Mai 1934 z. B. meldete die Schärdinger Zweigstelle des Vereins der Bezirkshauptmannschaft Schärding, 
daß in ihrer Jahreshauptversammlung am 8. Mai 1934 Wenzel Müller zum Obmann, Karl Springinsfeld 
zum Schriftführer und Franz Suck zum Kassier gewählt worden seien, und am 25. April 1938 wurde der 
Bezirkshauptmannschaft Schärding mitgeteilt, daß in der Jahreshauptversammlung vom 23. April 1938 
folgende Herren in die Zweigstellenleitung gewählt worden seien: Wenzel Müller, Hausbesitzer in Schär-
ding, zum Obmann; Ing. Josef Vogl, Betriebsleiter in Schärding, zu dessen Stellvertreter; Richard Klein-
dienst, Amtsrat in Schärding, zum Schriftführer und Franz Suck, Konditor in Schärding, zum Kassier. 
BH Schärding, Zl. 13/8–1938. 
26) Zum Beispiel anläßlich der Märzgefallenenfeier am 2. März 1934. Schdg. WBl. 1934, Nr. 10, S. 6.
27) Viktor Blüm(e)l und Friedrich Butschek, die beide in den vorbereitenden Ausschuß gewählt worden waren, 
hatten z. B. anläßlich der Gemeindewahl vom 17. Oktober 1920 für die „National-sozialistische Partei“ 
kandidiert (Stadtarchiv Schärding: Gemeindewahl 1920), zwei der späteren Vereinsmitglieder, nämlich 
Kleindienst und Geitner, hatten damals u. a. mit ihrer Unterschrift deren Kandidatur ermöglicht, und 
auch Referenten wie Ciller oder Knirsch sprechen diesbezüglich eine deutliche Sprache.
28) Hier ist vor allem das Ehepaar Ida und Ing. Josef Vogl zu nennen. Näheres zu Ing. J. Vogl siehe unter DSS! 
Ida Vogl, geb. am 11. Oktober 1899 in Koken (Böhmen), gibt in ihrem mit 25. Mai 1938 datierten „Per-
sonal-Fragebogen zum Antragschein auf Ausstellung einer vorläufigen Mitgliedskarte und zur Feststel-
lung der Mitgliedschaft im Lande Österreich“ an, daß sie im Februar 1933 in die NSDAP eingetreten sei 
und auch in der illegalen Zeit nicht aus der Partei ausgetreten sei. Allerdings habe sie aufgrund der Auflö-
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1932 wurde auf den Antrag der Schärdinger Ortsgruppe des „Sudetendeutschen Hei-
matbundes“ hin in Anerkennung der vielen Sudetendeutschen, die sich mittlerweile hier nie-
dergelassen hatten – laut Volkszählung vom 22. März 1934 stammten im politischen Bezirk 
Schärding 490 Personen aus der Tschechoslowakei30 –, gemäß Beschluß des Gemeindeaus-
schusses vom 24. Oktober die Straße vom Tummelplatz bis zum Marienheim in „Sudeten-
deutsche Straße“ umbenannt.31
Die letzte Märzgefallenenfeier vor dem „Anschluß“ fand am 3. März 1938 im Rahmen 
eines Heimatabends im kleinen Saal des Schärdinger Hofes statt. Laut „Schärdinger Wo-
chenblatt“ vom 12. März konnte Ortsgruppenobmann Müller unter anderen den Geschäfts-
führer Dr. Maschke aus Wien, Mitglieder der Ortsgruppe Passau des „Sudetendeutschen 
Heimatbundes“, des „Deutschen Turnvereins Schärding 1862“, der Ortsgruppe Neuhaus am 
Inn und Schärding der NSDAP., des „Bundes der Reichsdeutschen“ und den Stadtkomman-
danten Major Modrich begrüßen. Nach der Gedenkrede Dr. Maschkes dankte der Obmann 
der Ortsgruppe Passau des Sudetendeutschen Heimatbundes, Eberl, für die Einladung zum 
Heimatabend und lud die Schärdinger Volksgenossen zur sudetendeutschen Festlichkeit am 
12. d. M. nach Passau in die Nibelungenhalle ein. Anschließend hielt Dr. Maschke seinen 
angekündigten Lichtbildervortrag über die „Arbeit und Not des sudetendeutschen Volkes“:
An der Hand von Lichtbildern und Zahlen schilderte der Vortragende die tschechische 
Brutalität in ihrer ganzen Erbärmlichkeit und Niedertracht. Der Raub deutschen Kul-
turgutes, das langsame, systematische Hinmorden arbeitsfreudiger, bescheidener deut-
scher Menschen, die Verhinderung jeglicher Unterstützung von seiten deutscher 
Volksgenossen kennzeichnen zur Genüge den schändlichen Charakter dieser Men-
schen. Diese von den Tschechen hervorgerufene deutsche Not und Schmach darf nie-
mals vergessen werden. In einem Sprechchor deutscher Turner wurde die deutsche 
Hilfe der Volksgenossen versinnbildlicht, wobei deutsche Schwerter schirmend über 
einem sudetendeutschen Bauernpaar, welches das Ehepaar Vogel verkörperte, sich 
kreuzten. Mit dem Liede „Wenn alle untreu werden“ fand dieser Heimatabend ein 
würdiges Ende[,]
schrieb das „Schärdinger Wochenblatt“ damals über die Veranstaltung und schloß den 
Artikel mit folgendem Kommentar:
Dr. Maschke hat durch seine trefflichen Worte ebenso zum Gelingen dieses Abends 
beigetragen, wie das freudige Erleben der letzten Tage und die zuversichtliche Hoff-
nung auf eine für uns bessere Zukunft.32
sung der Ortsgruppe und der Verfolgungen zwischen Juli 1934 und November 1936 ihre Parteibeitrags-
leistung unterbrochen. Sie habe damals die Funktion der Leiterin der NS.-Frauenschaft Schärding ausge-
übt. Sie betont, daß sie nie Mitglied der VF., hingegen beim Sudetendeutschen Heimatbund gewesen sei, 
und vermerkt dann noch in Hinblick auf ihre sonstige Tätigkeit für die NSDAP: „Ich habe mich stets im 
Sinne des nationalsozialistischen Gedankens betätigt und rege Werbung für die NS. Frauenschaft betrie-
ben, wodurch sich die Mitgliederzahl von 9 auf 50 erhöhte. Im Übrigen habe ich Sammlungen durchge-
führt, hiefür Lebensmittel gekauft und damit bedürftige Parteigenossen beteilt, weiters verbotene Zeit-
schriften, wie ‘Österreichischer Beobachter’ usw. verteilt.“ AdR, NSDAP-Erfassungsantrag Nr. 518/537.
29) Schdg. WBl. 1930, Nr. 5, S. 5.
30) Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung vom 22. März 
1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. S. 34 f.
31) Schdg. WBl. 1932, Nr. 43, S. 5 f.
32) Schdg. WBl. 1938, F. 11, S. 7.
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3.4. Die „Liedertafel Schärding 1847“ und der „MGV. Wi(e)derhall“
Neben den bereits erwähnten Vereinen trat auch der „Deutsche Sängerbund“ für den 
Zusammenschluß aller Deutschen ein. Belegen läßt sich dies z. B. durch den „Preis-Chor für 
das erste Oberösterreichische Sängerfest“ mit dem Titel „Das ganze Deutschland soll es 
sein!“, eine Komposition von Carl Santner für Männerchor mit Harmonie- oder Pianoforte-
Begleitung1, die laut Angabe auf dem Deckblatt – es trägt den Stempel der „Liedertafel 
Schärding“ – „vom Ausschusse des ob. öst. Sängerbundes nebst anderen sieben in meinem 
Verlage [= Verlag Josef Kränzl in Ried i. Innkr.; Anm. d. Verf.] erschienenen Chören aus 
120 eingesandten Compositionen zur Gesammtaufführung bei dem ob. öst. Sängerfeste zu 
Linz [1865; Anm. d. Verf.] einstimmig gewählt“ worden war.
Deckblatt des „Preis-Chors für das erste Oberösterreichische Sängerfest“
„Das ganze Deutschland soll es sein!“
1) Den Hinweis auf dieses Musikstück habe ich von Prof. Karl Schmid erhalten, dem ich dafür herzlich danke.
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Von den Schärdinger Gesangsvereinen gehörten dem „Deutschen Sängerbund“ – wie 
z. B. die folgende Ankündigung im „Schärdinger Wochenblatt“ zeigt2 – die „Liedertafel 
Schärding 1847“ und der „Männergesangverein Widerhall“ (auch „Wiederhall“) an.3
Ein Straßensingen veranstalten die dem Deutschen Sängerbunde angeschlossenen hie-
sigen Vereine „Liedertafel“ und „Wiederhall“ gemeinsam am Sonntag, 29. Juni, vor-
mittags ½11 Uhr auf dem Stadtplatze. Der Deutsche Sängerbund hat für diesen Tag 
einen allgemeinen Liedertag angeordnet zu dem Zwecke, auch weitere Kreise des Vol-
kes mit unserem deutschen Volksliede vertraut zu machen. Es dürften hiebei sechs 
Männerchöre zum Vortrage gelangen.
2) Schdg. WBl. 1930, Nr. 26, S. 6.
3) Neben diesen beiden Vereinen gab es (laut Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schär-
ding. S. 157) von 1919 bis 1934 in Schärding noch den Arbeitergesangsverein „Freiheit“: 
Das Gründungsdatum dieses Vereins, der laut dem vom Reichsverband der Arbeitergesangvereine 
Österreichs hrsg. Jahrbuch für Arbeitersänger 1926, S. 113 24 ausübende und 50 unterstützende Mit-
glieder hatte, konnte von mir nicht eruiert werden. Im Schdg. WBl. 1927, Nr. 35, S. 5 findet sich zwar 
der Hinweis, daß der Arbeiter-Gesangsverein „Freiheit“ am 3. September sein 9. Gründungskonzert ver-
anstalten werde, aus den Aufzeichnungen Alois Strebels geht allerdings hervor, daß dieser Termin nicht 
mit dem Tag der Gründung korrespondiert. Unter dem Titel „Die Gründung eines Arbeitergesangver-
eines in Schärding“ – datiert mit 1918 – heißt es nämlich: „Kurz nach dem Zusammenbruch rief Obmann 
Gen. Strebel sangesfreudige, stimmbegabte Genossen zur Gründung eines Arbeitergesangvereines auf. 
Er selbst hatte schon in seinen Lernjahren in Nürnberg den Gesang gepflegt, gehörte in der Schweiz 
einige Zeit einem Arbeitergesangverein an, in Schärding war er durch Jahrzehnte Schriftführer des Män-
nergesangvereines ‘Wiederhall’, auch einige Zeit Obmann-Stellvertreter desselben“, und dann geht Stre-
bel noch auf einige Details rund um die Gründung ein: „Gen. Strebel hielt es für seine Pflicht, mit den 
Sängern des ‘Wiederhall’ sich auszusprechen, ob sie gewillt wären, mit den Arbeitersängern gemeinsa-
me Sache zu machen u. einen Verein zu gründen. Er fand bei dem Ausschuß des ‘Wiederhall’ taube Oh-
ren. In demselben saßen durchwegs kleine Geschäftsleute u. Finanzwachangestellte […]. Für sie bedeu-
tete das Zusammengehen mit den sozialdemokratischen Arbeitern, die ihre besten Kunden waren, eine
unmögliche Sache. Dies einsehend, erklärte Strebel seinen Austritt aus dem Verein. Mit ihm gingen 
noch einige ‘Wiederhaller’. Die Brüder Alois u. Karl Grömmer, die im Arbeitergesangverein ‘Freiheit’ 
mitsangen, blieben auch beim ‘Wiederhall’ bis man ihnen den Laufpaß gab. […]“
Der reine MGV. – der im Jahr 1931 unternommene Versuch, eine Frauengruppe zu gründen, war fehlge-
schlagen – sang bei fast allen Veranstaltungen der SDAP und des Arbeiterturnvereins. An öffentlichen 
Auftritten absolvierte der Verein darüber hinaus etliche Konzerte anläßlich von Gründungsjubiläen, Be-
zirkssängerfeste der Arbeitergesangsvereine des Innviertels 1925 und 1929, eine Republikfeier 1924 usw. 
Großen Zuspruchs erfreuten sich auch die von ihm organisierten Silvesterfeiern – die erste fand am 31. 
Dezember 1919 in Stadlers Gasthaus „Zum grünen Baum“ statt (Schdg. WBl. 1920, Nr. 1, S. 6) – und 
verschiedene Kränzchen. Die meisten Veranstaltungen fanden unter Mitwirkung der Musikkapelle 
Schröckeneder statt. Gemeinsame Auftritte mit den beiden anderen Gesangsvereinen, die des öfteren 
kooperierten, blieben eher die Ausnahme: So veranstalteten die drei Gesangsvereine z. B. am 28. Juni 
1928 am Stadtplatz ein gemeinsames Straßensingen zugunsten der Bruckner-Orgel im Stift St. Florian 
(Schdg. WBl. 1928, Nr. 27, S. 4), am 2. September 1928 brachten sie Bundespräsident Dr. Hainisch an-
läßlich seines offiziellen Besuchs in Schärding ein Ständchen (Schdg. WBl. 1928, Nr. 36, S. 1), und 
am 25. September 1929 wirkten sie an der Ehrenbürgerfeier für Bezirkshauptmann Hofrat Petrak mit 
(Schdg. WBl. 1929, Nr. 40, S. 5). Bei seiner Auflösung im Februar 1934 hatte der Verein 24 Mitglieder. 
Unveröffentl. Aufzeichnungen von Alois Strebel.
Von diesen drei Gesangsvereinen abgesehen, wird 1920 noch ein christlich-sozialer Gesangverein und 
1923 ein christlich-deutscher Gesangverein erwähnt. Ob es sich dabei um teilweise oder vollkommen 
identische Chöre – eventuell mit einem Naheverhältnis zum Kirchenchor – gehandelt hat, konnte nicht in 
Erfahrung gebracht werden. 
Schmid, Karl: Zur Musikpflege in Schärding. – In: Chronik der Stadt Schärding am Inn vom ausgehen-
den 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart. Eine Stadtgeschichte im Anschluß an die Lamprecht-Chronik. 
Hrsg. von der Stadtgemeinde Schärding. – Schärding: 1991. S. 283. 
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Die „Liedertafel der landesfürstlichen Stadt Schärding“, wie die ursprüngliche Be-
zeichnung lautete, war im Jahr 1846 als Männergesangsverein ins Leben gerufen worden 
und hatte am 6. Januar 1847 ihren ersten öffentlichen Auftritt gehabt. Sie war damit der älte-
re der beiden Vereine, denn der „Widerhall“ war erst im Februar 1903 als „Sängerrunde 
Wiederhall“ gegründet und 1905 als „Männergesangsverein Wiederhall“ rechtlich bestätigt 
worden.4
Beide Vereine widmeten sich – abgesehen von einer durch den Ersten Weltkrieg verur-
sachten Zwangspause – der Pflege des deutschen Liedes und stellten sich dabei auch in den 
Dienst der Anschlußidee5, indem sie sich einerseits bei offiziellen Anlässen wie Gründungs-
jubiläen oder Sängertreffen immer wieder zum Anschlußgedanken bekannten und anderer-
seits durch ihre Mitwirkung an öffentlichen Auftritten der anderen deutschvölkischen Ver-
eine deren Bestrebungen hinsichtlich eines Anschlusses tatkräftig unterstützten. Diverse 
Festansprachen und Kommentare geben davon ein beredtes Zeugnis:
♦ So würdigte z. B. der Obmann-Stellvertreter der „Liedertafel“ Schärding, Willibald 
Fritsch, im Rahmen des Gausängerfestes, das der Unterinngau des oberösterrei-
chisch-salzburgischen Sängerbundes6 mit damaligem Sitz in Schärding am 5. Juli 
1925 im Gasthof Mayer in Taufkirchen abhielt und an dem sich neben verschiede-
nen auswärtigen Vereinen auch der MGV. „Wiederhall“ und die „Liedertafel“ 
Schärding beteiligten, in längerer Ansprache „den hohen sittlichen Wert des deut-
schen Liedes, dessen Pflege uns immerdar heiligste Pflicht sein soll, denn es wird in 
erster Linie dazu berufen sein, dem deutschen Volke die Freiheit erkämpfen zu hel-
fen.“ Ferner sprach der Bürgermeister von Taufkirchen, Herr Schmidbauer, „war-
me, anschlußfreudige Worte.“7
♦ Anläßlich des 80. Gründungsfestes der „Liedertafel“ am 15. Mai 1927 überreichte 
Prof. Dr. Georg Kyrle, der Obmann des „Dv. Turnvereines Schärding 1862“, „mit 
kräftigen deutschen Worten und Mahnung festen Zusammenhaltens einen Lorbeer-
kranz mit schwarz-weiß-roter Schleife als gleichzeitiges Symbol, daß die Liederta-
fel ihr 100. Jubelfest in jener Zeit feiern wird, wo sie bereits längst einen Bestand-
teil des großen deutschen Reiches bilden dürfte.“8
4) Schmid, Karl: Zur Musikpflege in Schärding. S. 277–283. 
5) Dies spiegelt sich auch in der dritten Strophe des Schärdinger Heimatliedes „Wo der Inn in reicher Fülle ...“ 
wider (Text von Max Karl, vertont für 4stimmigen Männerchor und der Liedertafel Schärding anläßlich 
der vom 7. bis 10. August 1927 in Schärding stattfindenden Heimattagung gewidmet von Anton Hofstöt-
ter, Organist, St. Martin): „Wo am breiten Strome klinget, / Deutsches Lied im deutschen Land, / Glei-
ches Volk von gleichen Stammen / Reichet sich die Bruderhand, / Wo die alten deutschen Fahnen / We-
hen, fest gleich einem Wall, / Dort liegt Schärding, meine Heimat, / Grüß’ Dich Gott viel tausendmal!“ –
Zit. nach: Schdg. WBl. 1927, Nr. 31, S. 2.
6) Der Unterinngau des Oö. Sängerbundes war am 12. November 1911 gegründet worden. Laut Mitteilung des 
Oberösterreichischen Sängerbundes in Linz vom 11. 1. 1935 gehörten ihm folgende Gesangsvereine an: 
die Liedertafel Andorf, der MGV. Antiesenhofen, die Liedertafel Engelhartszell, die Liedertafel Gein-
berg, der Gesangsverein Kimpling, der MGV. „Eintracht“ Neuhofen i. Innkreis, die Liedertafel Obern-
berg a. Inn, die Liedertafel Raab, der Christl. Deutsche Gesangsverein Ried i. Innkreis, die „Liedertafel 
1846“ und die „Harmonie 1919“ Ried i. Innkreis, der MGV. Riedau, die „Liedertafel 1847“ und der 
MGV. „Wiederhall“ Schärding, die Bauernliedertafel St. Georgen, der MGV. „Harmonie“ St. Martin, 
der MGV. Suben und der Gesangverein Taufkirchen a. d. Pram. Unveröffentl. Aufzeichnungen der „Lie-
dertafel“ Schärding.
7) Schdg. WBl. 1925, Nr. 28, S. 6.
8) Schdg. WBl. 1927, Nr. 20, S. 5.
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♦ Am 10. Deutschen Sängerbundesfest, das vom 19. bis zum 23. Juli 1928 in Wien 
stattfand und zu dem über 200.000 Sänger aus aller Welt gekommen waren9, nah-
men laut Jahresbericht des Schriftführers Franz Marian anläßlich der Generalver-
sammlung am 5. Jänner 1929 auch 14 Sangesbrüder der „Liedertafel“ teil, von wo 
sie „die unvergeßlichen Eindrücke erhabener Stunden, in denen das deutsche Lied 
den unhemmbaren Anschlußwillen auslöste, mit nachhause nahmen“.10
♦ Das im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichte Festprogramm des 25jährigen 
Gründungsfestes und der Fahnenweihe des MGV. „Wiederhall“ am 8./9. September 
1928 schloß mit den Worten11: 
Möge das Doppelfest des „Wiederhall“ nicht nur ein freudiges Ereignis für 
diesen Verein selbst und für unsere Stadtbevölkerung bilden, sondern ein gut 
deutsches Sängerfest und ein Verbrüderungsfest der bayerischen und ober-
österreichischen Sängerscharen werden, damit den Beweis erbringend, daß das 
deutsche Lied und deutsche Sänger sich in deutschen Gauen um keinerlei 
Grenzschranken scheren und deutsches Wort und deutsche Art in die Herzen 
alle Deutschen prägen wollen durch das hehre deutsche Lied! 
♦ Im Rahmen des Festes selbst, an dem sich neben dem Veteranen- und Kriegerver-
ein, dem „Dv. Turnverein“, dem Katholischen Gesellenverein, dem „Christlich-
Deutschen Turnverein“, dem Radfahrerklub und der Feuerwehr mehr als 20 Ge-
sangsvereine (darunter 7 aus Bayern mit insgesamt etwa 270 Sängern)12 beteiligten, 
hielt Oberlehrer Benz aus Ebelsberg am 9. September, nachdem er schon am Vortag 
als Vertreter der oö. Bundesleitung in seiner Begrüßungsansprache darauf verwie-
sen hatte, „daß die österreichischen und reichsdeutschen Sänger zuerst berufen sind, 
die Brücke zum unabwendbaren Anschlusse Oesterreichs an Deutschland zu bau-
en“, „eine von nationalem Geiste durchglühte Rede, in der er auf die Bedrängnis der 
vom Mutterland losgerissenen deutschen Volksteile hinwies und die Unmöglichkeit 
der Verhinderung des Anschlusses betonte.“ 
Den Abschluß der Feier, zu der sich rund 1500 Personen eingefunden hatten, bilde-
ten ein Festzug durch die Stadt und ein Vereinssingen im Schloßpark. 
Im „Schärdinger Wochenblatt“ heißt es dazu13: 
Der gutorganisierte Festzug erweckte durch sein prächtiges Bild und die große 
Zahl seiner Teilnehmer allgemeine Bewunderung und gestaltete sich zu einer 
machtvollen Kundgebung der Zusammengehörigkeit der Sängerschaft diesseits 
und jenseits des Inns.
9) „Zwei große Momente prägten diesem Fest seinen Stempel auf: die Erinnerung an Franz Schubert ... und der 
Gedanke deutscher Volksverbundenheit, der Sehnsucht nach einem einzigen, einigen großen deutschen 
Vaterland ... Dieses ganz unpathetisch, rein gefühlsmäßig sich äußernde Zusammengehörigkeitsgefühl 
gab auch der feierlichen Anschlußkundgebung der deutschen Sänger ihren tiefen inneren Gehalt und 
stempelte sie zu einem unvergeßlichen historischen und kulturellen Ereignis“, hieß es dazu im Geleitwort 
der Festschrift. 
Zit. nach: Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 183. 
10) Schdg. WBl. 1929, Nr. 2, 5.
11) Schdg. WBl. 1928, Nr. 36, S. 5.
12) Auch die „Liedertafel“ und der Arbeitergesangverein Schärding nahmen an dem Fest teil. Schdg. WBl. 1928, 
Nr. 37, S. 4 f.
13) Ebda. 
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♦ Anläßlich des ersten österreichisch-bayerischen Sängertreffens in Schärding, das 
der MGV. „Wiederhall“ am 7. Juni 1931 unter großer Beteiligung aus Bayern ab-
hielt14, richtete Rupert Stockenhuber als Obmann des „Wiederhall“ in seiner Begrü-
ßungsansprache die Aufforderung an die Sänger, „daß sie nun ihre Stimmen ver-
einen und das deutsche Lied in unser herrliches Land hallen lassen sollen, auf daß 
es Segen bringe und deutsche Einheit“.15
Trotz der wiederholt geäußerten Anschlußwünsche distanzierten sich aber sowohl der 
MGV. „Wiederhall“ als auch die „Liedertafel“ klar von jeglicher Parteipolitik. So warb der 
„Widerhall“ z. B. im Jänner 1929 mit folgendem Hinweis um neue Mitglieder16:
Die Pflege des deutschen Männergesanges trägt viel zum Wiederaufbau unserer na-
tionalen Selbständigkeit und Erstarkung unseres Volksbewußtseins bei. Darum schlie-
ßet Euch dem „Wiederhall“ an, dem volkszerstörende Parteipolitik und Klassenstolz 
fremd sind und dessen Mitglieder nur dem Liede und ungetrübter Geselligkeit huldi-
gen[;]
und im Herbst 1930 lud der Verein „sangeskundige und sangesfreudige Männer“ ein, 
sich um die Aufnahme in diese „besonders gemütliche Sängerschar“ zu bewerben, „bei der 
jedwede politische Strömung ausgeschaltet ist und nur dem deutschen Liede und der Gesel-
ligkeit gehuldigt wird“.17
In den dreißiger Jahren hatte der MGV. „Widerhall“ unter seinem Obmann Rupert 
Stockenhuber rund 30 aktive Mitglieder18, die „Liedertafel“ hingegen zählte etwa doppelt so 
viele.19 1933/34 mußten beide Vereine – bedingt durch die politischen Ereignisse – ihre Tä-
tigkeit vorübergehend einstellen. Während der MGV. „Widerhall“ jedoch schon bald wieder 
in Erscheinung treten durfte – so veranstaltete er sowohl 1933 als auch 1934 eine Silvester-
feier20, hielt am 2. Feber 1934 in seinem Vereinslokale in der Brauerei Baumgartner in An-
wesenheit fast aller ausübenden und der Ehrenmitglieder seine Jahresversammlung ab21 und 
14) An bayerischen Gesangsvereinen waren erschienen: Altneuburg, Hartkirchen, Tettenweis, Eden, Obernzell, 
Vornbach, Pocking und der MGV. Passau. 
15) Schdg. WBl. 1931, Nr. 24, S. 5.
16) Schdg. WBl. 1929, Nr. 2, S. 5.
17) Schdg. WBl. 1930, Nr. 37, S. 6.
18) Siehe z. B. Schdg. WBl. 1936, Nr. 5, S. 6.
19) So heißt es z. B. im Tätigkeitsbericht anläßlich der 87. Generalversammlung am 20. Jänner 1933, daß bei 
den 41 Proben des abgelaufenen Jahres durchschnittlich 29 Damen und 33 Herren anwesend gewesen 
seien. Der bei dieser Gelegenheit über Vorschlag des Ehrenmitgliedes Franz Palfinger wiedergewählte 
Vereinsausschuß setzte sich folgendermaßen zusammen: Vorstand Ehrenmitglied Anton Pfliegl, der den 
Verein bereits seit 25 Jahren mit Umsicht und Geschick leitete, Chormeister Ehrenmitglied Dr. Josef 
Holzinger, Stellvertr. Leopold Huemer, Schriftführer Franz Marian, Stellvertr. Bine Marian, Kassier Al-
bert Aspöck, Stellvertr. Fanni Picker, Archivar Sepp Heindl, Stellvertr. Milli Heindl, Beiräte Theresia 
Weißenberger, Franz Moser, Alois Diethör, Ferdinand Hasibeder, Josef König, Josef Brandstätter und 
Johann Hueber. Zum Reisekassier bestimmte der Vorstand wieder Albert Ide, zum Fahnenjunker wieder 
Otto Frixeder. Schdg. WBl. 1933, Nr. 4, S. 5.
20) Der Reingewinn dieser Veranstaltungen ging zum Großteil an die städtische Winterhilfe. Schdg. WBl. 1935, 
Nr. 50, S. 6.  
21) Die anläßlich dieser Jahresversammlung durchgeführte Neuwahl des Vereinsvorstandes ergab: Rupert Stok-
kenhuber, Obmann, Hans Grünauer und Ferdinand Schnitzlbäumer, Stellvertr., Wenzel Müller, Schrift-
führer, Franz Kowatsch, Stellvertr., Franz Erber, Kassier, Karl Khodl, Stellvertr. und Reisekassier, Alois 
Mitter, Archivar, Johann Beham, Stellvertr., Theodor Khodl, Chormeister, Ignaz Rager, Stellvertr., Hans 
Stockenhuber, Alois Hippmann und Alois Schneebauer, Beiräte, Johann Oeppinger, Fahnenjunker, Josef 
Wiesner, Stellvertr., Ernst Lorenz, Humpenwart. Schdg. WBl. 1934, Nr. 6, S. 6.
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bekam auf sein Ansuchen hin mit Schreiben der Oö. Landeshauptmannschaft vom 13. No-
vember 1934 die Bewilligung zum Tragen von Vereinsabzeichen und zur Führung einer 
Vereinsfahne erteilt22 –, konnte die „Liedertafel“ laut Jahresbericht anläßlich der 88. Gene-
ralversammlung am 24. Mai 1935 „zufolge der politisch-bewegten Zeit“ im Jahr 1934 keine 
Vereinstätigkeit verzeichnen.23
Im Rahmen dieser Generalversammlung, die im Schubertsaale des Schärdinger Bräu-
stübls stattfand und bei der man den langjährigen Obmann der „Liedertafel“, Kommerzialrat 
Anton Pfliegl, trotz seiner Ansicht, „daß nun ein jüngerer Vorstand die Vereinsgeschäfte 
vielleicht besser führen könnte“, neuerlich einstimmig zum Vorstand wählte, wurde allge-
mein der Wunsch geäußert, „nunmehr wieder in ein geordnetes Vereinsleben einzutreten.“24
Laut Bericht des Gaukassiers Aspöck anläßlich der Gautagung des Unterinngaues des 
Oö. Sängerbundes am 1. Dezember 193525 im Schärdinger Bräustübl26 war dies jedoch zu-
nächst nicht der Fall.27
22) BH Schärding, SD. Zl. 1782/1 Ver. 1934.
23) Schdg. WBl. 1935, Nr. 22, S. 6. Nachdem bereits das Konzert der Liedertafel am 28. Juni 1933 abgesagt 
worden war (Schdg. WBl. 1933, Nr. 25, S. 6), hatte die Liedertafel erst wieder am 20. Oktober 1933 ih-
re Probentätigkeit begonnen. Im Schdg. WBl. 1933, Nr. 42, S. 6 wurde dazu folgendes bekanntgegeben: 
„Die Vereinsleitung erwartet, daß alle Mitglieder [...] alles Trennende zurückstellen und nur in dem Be-
streben zusammenkommen, unser herrliches deutsches Lied zu pflegen.“
24) Ansonsten setzte sich der Vereinsausschuß folgendermaßen zusammen: Chormeister blieb Dr. Josef Holzin-
ger, der dieses Amt schon seit mehr als zwei Jahrzehnten ausgeübt hatte. An die Stelle des von 1928 bis 
Ende 1934 tätigen Schriftführers Fachlehrer Marian, der durch Versetzung von Schärding aus dem Ver-
ein ausgeschieden war, trat Herbert Hamann. Kassier blieb Albert Aspöck und Sepp Heindl Archivar. 
Als Beiräte fungierten Milli Heindl, Theresia Weißenberger, Franz Moser, Alois Diethör, Ferdinand Ha-
sibeder, Mansuet Gaisbauer. Die Stelle des Chormeisterstellvertreters, die im Jahr 1932 Leopold Hue-
mer innegehabt hatte, blieb über Antrag vorläufig unbesetzt. Zum Fahnenjunker wurde durch Vorstand 
Pfliegl wieder Otto Frixeder und zum Reisekassier Adalbert Ide ernannt. Unveröffentl. Aufzeichnungen 
der „Liedertafel“ Schärding und Schdg. WBl. 1935, Nr. 22, S. 6.
25) Beim Gautag des Unterinngaues des Oö. Sängerbundes am 18. November 1934 in Ried war einhellig Schär-
ding als Gauvorort bestimmt und Kommerzialrat Anton Pfliegl mit der Bildung der Gauleitung beauftragt 
worden. Begründet wurde die Verlegung der Gauleitung von Ried nach Schärding damit, daß Schärding 
eine viel günstigere Bahnverbindung besitze und man dadurch eine noch regere Beteiligung der Bundes-
vereine an den Gautagen erhoffe. Schdg. WBl. 1934, Nr. 47, S. 5. 
26) An der Gautagung nahmen die Vereine Antiesenhofen, Obernberg, Riedau, Liedertafel-Harmonie Ried, „Lie-
dertafel“ Schärding, „Wiederhall“ Schärding, St. Martin, Suben und Taufkirchen teil. Nachdem Gauob-
mann Kommerzialrat Anton Pfliegl bekanntgegeben hatte, daß sich in den letzten Jahren „ein Abstieg in 
der Zahl der Vereine und der Mitglieder“ bemerkbar gemacht habe, teilte Gaukassier Geschäftsführer 
Aspöck mit, daß im Unterinngau 7 Vereine als ruhend gemeldet seien, sich gesanglich also nicht betäti-
gen konnten. Schdg. WBl. 1935, Nr. 49, S. 7. 
27) Wie angespannt die Situation damals nach wie vor war, zeigen die Querelen um die nicht erfolgte offizielle 
Begrüßung des Christlich-deutschen Gesangvereins Linz durch die Mitglieder der Schärdinger Gesangs-
vereine anläßlich eines durch den Linzer Verein mit zirka 60 Sängerinnen und Sängern am 16. Juni 1935 
im Schärdinger Schloßpark abgehaltenen Grenzlandsingens (Schdg. WBl. 1935, Nr. 23, S. 5, Nr. 24, 
S. 5 f. und Nr. 25, S. 6). Unter dem Titel „Sonderbar, ja sonderbar!“ nahm die Vereinsleitung des MGV. 
„Wiederhall“ am 27. Juni 1935 im „Schärdinger Wochenblatt“ dazu folgendermaßen Stellung: „Die ‘Rie-
der Volkszeitung’ schreibt im Berichte über das Grenzlandsingen des Christlichdeutschen Gesangver-
eines Linz u. a.: ‘Sonderbar vermerkt wurde es, daß von den Mitgliedern der in Schärding bestehenden 
Gesangvereine keine Begrüßung stattfand.’ Sonderbar fand es der Männergesangverein ‘Wiederhall’, daß 
ihm vom Christlichdeutschen Gesangvereine anläßlich des offiziellen Besuches der Stadt Schärding mit 
öffentlichem Auftreten keinerlei Verständigung zukam, wie es sich anstandshalber gehört hätte und un-
ter den Vereinen des Oberösterreichischen Sängerbundes geziemt. Es mußte also aus dem sonderbaren 
Gehaben der untrügliche Schluß gezogen werden, daß dem Christlichdeutschen Gesangvereine Linz eine 
Berührung mit den hiesigen Gesangvereinen nicht erwünscht war. Sonderbar ist, daß der Berichterstatter 
keine Mitglieder der Ortsvereine über das Unterbleiben einer Begrüßung befragte, denn sonst hätte ja 
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Erst am 25. September 1936 konnte die „Liedertafel“, über die in einem Schreiben des 
Gendarmeriepostenkommandos Schärding an die BH Schärding vom 25. Juli 1946 festge-
stellt wird, daß sie „vor der Annexion Österr. im Jahre 1938“ zwar „keine faschistischen 
oder nat. soz. Tendenzen verfolgt“ habe, daß aber die „nat. soz. Gesinnung“ von 16 ihrer 
Mitglieder bekannt gewesen sei28, schließlich ihre Probenarbeit wiederaufnehmen.29
Obmann Kommerzialrat Pfliegl ging bei dieser Gelegenheit auf das am 11. Juli 1936 
unterzeichnete Freundschaftsabkommen zwischen Österreich und Deutschland ein, das sei-
ner Meinung nach „für das Vereinsleben von entscheidender Bedeutung sei, da damit eine 
gute Vorbedingung für das Wiederaufleben der Tätigkeit im alten Umfange in vielen Ge-
sangvereinen und auch für die Liedertafel Schärding gegeben ist. Die Pflicht aller Sänger 
aber ist es, nunmehr alles Trennende und Vergangene endgültig beiseite zu stellen und in der 
Pflege des deutschen Liedes wieder das allen Gemeinsame zu sehen und mit dem alten Sän-
gergeist dafür zu arbeiten.“ Anschließend wurde sogleich mit der Probe für das am 3. Okto-
ber in Schärding angesetzte Konzert des Konzertvereines, der Liedertafel und des Männerge-
sangvereins aus Passau begonnen, denn es war vorgesehen, daß sich die „Liedertafel“ Schär-
ding, die mit den genannten Vereinen seit jeher eng befreundet war und in früheren Jahren 
des öfteren gemeinsam mit ihnen aufgetreten war, auch an dieser Veranstaltung mit einigen 
Chören beteiligte, um so die alten Freundschaftsbande zwischen Schärding und Passau wie-
der neu zu knüpfen und zu festigen.30
Diesem „Freundschaftsbesuch des Konzertvereines, der Liedertafel und des Männer-
Gesangvereines Passau“ vom 3. Oktober widmete das „Schärdinger Wochenblatt“ unter dem 
Motto „Im Herzen eins, im Liede gleich / ist Deutschland und Deutschösterreich“ einen aus-
führlichen Bericht. Deutlich spiegelt sich darin das beiderseitige Bemühen wider, auf bila-
teraler Ebene wieder wesentlich moderatere Töne anzuschlagen und die Beziehungen der 
beiden Nachbarstaaten zueinander – nach dem Wirtschafts- und Propagandakrieg, den NS-
Deutschland seit 1933 mit unterschiedlicher Intensität gegen Österreich geführt hatte – ge-
mäß dem deutsch-österreichischen Abkommen vom Juli 1936 zu „normalisieren“31: 
Wenn einer zweifeln konnte, daß die Freundschaft zwischen Deutschland und Oester-
reich nicht zutiefst im Herzen unseres Volkes verankert ist, der konnte sich am letzten 
Samstag eines Besseren überzeugen. Diese Begeisterung und Freude, dieses Glück, 
endlich wieder einmal beieinander zu sein, überbrückte alles uns äußerlich Trennende. 
Das Lied erfüllte wirklich seine Aufgabe an unserer Grenze: Nicht ein Kampflied, son-
dern ein Lied des Gleichklanges und der Gleichstimmung zu sein. Die Reden waren 
nicht phrasenhaft, sondern sie gaben die Gesinnung eines jeden wieder.
die mit böswilliger Absicht getane sonderbare Berichterstattung nicht erfolgen können und im Interesse 
des allseits dringend notwendigen Friedens unterbleiben müssen.“ Schdg. WBl. 1935, Nr. 26, S. 6.
28) Der genaue Wortlaut des betreffenden Absatzes lautet: „Dieser Verein hatte damals eine Mitgliederzahl von 
35–40 Männer und 25–30 Frauen. Hievon scheinen 16 Mitglieder (13 Männer und 3 Frauen) als Mitglie-
der der NSDAP seit Mai 1938 registriert auf. Diesen Vereinsmitgliedern konnte eine Betätigung für die 
NSDAP vor dem 11. 3. 1938 nicht nachgewiesen werden, doch war ihre nat.soz. Gesinnung bekannt.“ 
BH Schärding, Zl. 6/8–1946.
29) Der MGV. „Wiederhall“ hingegen konnte anläßlich seiner Jahreshauptversammlung am 31. Jänner 1936 auf 
ein reiches Arbeitsjahr zurückblicken. In dem durch Schriftführer Wenzel Müller vorgetragenen Jahres-
bericht heißt es dazu u. a.: Die Zahl der Pflichtteilnahmen betrug 44. Der Verein zählte 30 Mitglieder. 
Die Proben wurden durchschnittlich sehr gut besucht. Es fanden 1 Jahreshauptversammlung und 9 Aus-
schußsitzungen statt. Der Verein veranstaltete einen Walzerabend und eine Silvesterfeier. Schdg. WBl. 
1936, Nr. 5, S. 6.
30) Schdg. WBl. 1936, Nr. 39, S. 6.
31) Schdg. WBl. 1936, Nr. 40, S. 7.
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Zunächst hieß der Vorstand der Schärdinger Liedertafel 1847 Herr Kommerzialrat 
Anton Pfliegl die Gäste herzlichst willkommen und gab seiner großen Freude über das 
langersehnte Wiedersehen Ausdruck. Herr Oberbürgermeister Moosbauer32, Passau, 
sprach seine Genugtuung darüber aus, daß nun endlich wieder der Anfang gemacht 
sei, um das Gemeinsame der beiden Bruderstaaten zu verstärken. Auch der Vertreter 
des oö. Sängerbundes aus Linz feierte das freudige Wiedersehen. Der Sängerführer 
des Dreiflüssekreises, Herr Bayerlein, umriß in seiner Rede die große, volksverbinden-
de Idee des Liedes. [...] Große Befriedigung löste auch das Auftreten der Schärdinger 
Liedertafel nach mehrjähriger Pause aus und ihr Programm fand jubelnde Zustim-
mung. Wir Schärdinger können den Passauern nur danken für diesen schönen Abend 
der Freundschaft und wünschen, daß sie bald wieder zu uns kommen.33
In der Folgezeit entfaltete sich eine sehr rege Vereinstätigkeit, in deren Rahmen auch 
die grenzüberschreitenden Kontakte intensiviert wurden. 
So konnte z. B. Gauvorstand Kommerzialrat Anton Pfliegl anläßlich der außerordent-
lich gut besuchten Gautagung des Unterinngaues des Oö. Sängerbundes am 29. November 
193634 im Vereinsheim der „Liedertafel“ Schärding mitteilen, daß die Liedertafel Passau zu-
gesagt habe, die Patenschaft für das im Jahr 1937 geplante Gausängerfest in Riedau zu über-
nehmen.35
Außerdem wurde bei dieser Gautagung für eine starke Beteiligung am 12. Deutschen 
Sängerfest geworben, das laut Mitteilung des „Schärdinger Wochenblattes“ vom 12. Novem-
ber 1936 im Deutschen Reich mittlerweile für „reichswichtig“ erklärt worden war.36
An diesem Sängerfest, das vom 28. Juli bis 1. August 1937 in Breslau stattfand und 
damit „unser erstes Deutsches Sängerbundesfest im nationalsozialistischen Deutschland“ 
war37, nahmen schließlich etwa 10.000 Österreicher – darunter auch die „Liedertafel“ Schär-
32) Oberbürgermeister Max Moosbauer, der mittlerweile längst zum treibenden Motor, wichtigsten Propagandi-
sten und Aktivisten der Passauer NSDAP avanciert war, nahm an dieser Veranstaltung in seiner Eigen-
schaft als Vorstand des Passauer Konzertvereines teil. Schdg. WBl. 1936, Nr. 39, S. 6. 
33) Am 15. Oktober 1936 wurde im „Schärdinger Wochenblatt“ Nr. 41 auf S. 6 folgendes mit „Passauer Kon-
zertverein“, „Passauer Liedertafel“ und „Passauer Männergesangverein“ gezeichnete Schreiben veröf-
fentlicht, das der Stadtgemeinde Schärding zum Besuch der Passauer Musikfreunde in Schärding am 3. 
Oktober zugekommen war: 
„Für die überaus freundliche Aufnahme, die alle Reichsdeutschen bei Ihnen gefunden haben, möchten 
wir nicht versäumen, unseren herzlichsten Dank auszusprechen. Besonders gefreut hat es uns vor allem, 
daß die Stadt Schärding durch reichen Flaggenschmuck die enge Verbundenheit der beiden Städte Schär-
ding und Passau in so augenfälliger Weise betonte.“
34) Als Gauvorort wurde damals wieder Schärding gewählt. 
35) Schdg. WBl. 1936, Nr. 48, S. 6.
36) Schdg. WBl. 1936, Nr. 45, S. 2.
37) Glaise-Horstenau, Pembaur und Seyss-Inquart hatten die Ausreise der österreichischen Sänger zum Deut-
schen Sängerfest nach Breslau bei der Regierung durchgesetzt. (Schausberger, Norbert: Der Griff nach 
Österreich. S. 412).
In der Grußadresse des Bundesführers des Deutschen Sängerbundes heißt es in diesem Zusammenhang: 
„Nun gilt es, durch Einsatz der ganzen Kraft zu beweisen, daß die Chorbewegung wesentlichen Anteil 
am deutschen Kulturleben hat und aus der nationalsozialistischen Volkserziehung nicht wegzudenken 
ist.“ (In: Festführer zum 12. Deutschen Sängerbundesfest. S. 8); und im Faltblatt zum 12. Deutschen 
Sängerbundesfest wird dazu ausgeführt: 
„Im nationalsozialistischen Staat hat der Deutsche Sängerbund endlich die Möglichkeit, seine Aufgaben 
in weitestem Umfang zu erfüllen. Das Ziel des DSB ist, wie die Organisation in ihrem Kulturprogramm 
festgelegt hat, durch das Lied als nationalpolitisches Erziehungsmittel an der Formung des neuen deut-
schen Menschen mitzuhelfen. Zum ersten Male in diesem neuen Reich treffen sich die Sänger zu einem 
großen Sängerbundesfest. Dieses Fest ist nicht wie die früheren eine Veranstaltung des Bundes, sondern 
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ding – teil.38 Beim Vorbeimarsch an Adolf Hitler umdrängten sie den Führer und bestürmten 
ihn: „Führer, mach uns frei!“39
12. Deutsches Sängerbundesfest Breslau 1937
Mitglieder der „Liedertafel“ im Festzug40 zum Schloßplatz 
(hier in der Matthiasstraße)
Sache der ganzen Volksgemeinschaft.“ Faltblatt hrsg. von der Reichsbahnzentrale für den Deutschen 
Reiseverkehr in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Sängerbund und dem Landesfremdenverkehrsver-
band Schlesien. – Berlin: 1937. S. 5 f.
38) Franz von Papen spricht in einem Brief, den er in seiner Eigenschaft als „außerordentlicher und bevollmäch-
tigter Botschafter des Deutschen Reiches in besonderer Mission“ am 5. August 1937 von Wien an den 
„Führer und Reichskanzler“ schreibt, sogar von 30.000 österreichischen Sängern. 
In dem Brief heißt es: „Das grandiose Bekenntnis der 30000 österreichischen Sänger zum Reich und 
zum Führer hat, wie zu erwarten war, die österreichische Regierung und die Vaterländische Front in 
nicht geringe Verlegenheit versetzt. Während man von dem Frontsoldaten-Treffen in Wels versuchte, 
dem Ausland eine völlig schiefe Darstellung zu geben, indem man die ‘Störung’ dieses Festes einigen 
‘jugendlichen österreichischen Nationalsozialisten’ in die Schuhe zu schieben suchte, ist es natürlich 
völlig ausgeschlossen, die Weltöffentlichkeit über die tatsächlichen Vorgänge in Breslau gleichermassen 
zu täuschen.
Das offizielle Österreich versucht deshalb, gute Miene zum bösen Spiel zu machen und hat – von weni-
gen Ausnahmen abgesehen – in der Presse im Ganzen genommen sachlich berichtet. [...]
Die Wiener amtliche Zeitung bringt in ihrer heutigen Nummer einen abschliessenden Artikel unter dem
Motto: ‘Sängerkrieg in der österreichischen Innenpolitik’. Es werden darin – offensichtlich gegen schar-
fe innere Angriffe der Vaterländischen Front – die Haltung und die Massnahmen der Regierung zum Sän-
gerfest verteidigt. Den grösseren Sängerchören wird das Zeugnis ausgestellt, dass sie sich bemüht hätten, 
den Intentionen der Vaterländischen Front Rechnung zu tragen. Die Demonstrationen seien eigentlich 
nur von einigen ‘zu Gesangvereinen erweiterten Stammtischgesellschaften’ ausgegangen, und es wird 
daran die Folgerung geknüpft, dass man in Zukunft die ausreisenden Leute sich noch etwas genauer als 
bisher ansehen müsse. Man ersieht aus dieser ganzen armseligen Polemik, wie schwer es den offiziellen 
Stellen fällt, über die Breslauer Vorgänge hinwegzukommen. [...]“; 
und am 12. 8. 1937 schreibt v. Papen: „[...] Bei meiner in der letzten Woche unternommenen Fahrt 
durch Niederösterreich, Oberösterreich, Steiermark u. Salzburg habe ich in fast allen Dörfern feststellen 
können, dass die Teilnehmer am Breslauer Sängerfest – und fast alle Dörfer hatten ein halbes Dutzend 
Leute hingeschickt – begeisterte Schilderungen ihres Erlebnisses gegeben haben und die besten Propa-
gandisten des Dritten Reichs geworden sind. [...].“ 
BArch (ehem. BDC), R 9224/3, S. 6–10.
39) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. VI. – S. 43. 
40) Laut Festführer durften Frauen nur in Trachtengruppen oder als geschlossene Chöre (in einheitlicher Klei-
dung) im Festzug mitmarschieren. 
Festführer zum 12. Deutschen Sängerbundesfest Breslau 28. Juli bis 1. August 1937. – Hrsg. vom Deut-
schen Sängerbund. – Breslau: [1937]. S. 84.
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Nach dem „Anschluß“ wurde Adolf Hitler schließlich folgendes „Danklied“ – es war 
nach der Melodie des Horst-Wessel-Liedes zu singen – gewidmet:
D e u t s c h ö s t e r r e i c h s  D a n k l i e d
1.) Die Hände hoch, die Herzen aufgeschlossen!
Der Führer ruft: „Deutschösterreich ist frei!“
Das Volk steht auf, die Fahnen wehen stolz im Sturme,
Nach dunkler Nacht blüht uns ein neuer Mai.
2.) Kommt her zu uns aus Hütten und Palästen!
Wer mit uns kämpft, soll unser Bruder sein.
Die Ostmark muß ein Deutsches Grenzland bleiben,
Die Donau Mutter und der Vater Rhein.
3.) Dem Führer Heil! den unser Land geboren,
Der Deutschland riß aus tiefster Schmach und Not,
Heil Hitler! Heil! der Recht und Freiheit uns gerettet,
Dem Führer Dank und Treue bis zum Tod!
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3.5. Die „Scardinga“
Auch unter den Schärdinger Schlaraffen gab es viele Befürworter der Anschlußidee 
und in der Folge Anhänger des Nationalsozialismus.
Der Verein „Schlaraffia“ war am 10. Oktober 1859 in Prag gegründet worden und ver-
folgte den Zweck, Kunst und Humor unter Beachtung eines gebotenen „Ceremoniales“ zu 
pflegen und dabei den Grundsatz der Freundschaft  hochzuhalten.1
Nach der durch den Ersten Weltkrieg verursachten Zä-
sur nahm die „Allschlaraffia“ in den 20er Jahren einen leb-
haften Aufschwung. Auf diese Zeit geht auch das Schärdin-
ger Schlaraffenreych zurück: 
Die „Scardinga“ wurde am 23. 10. a. u. [= anno Uhui2] 
61 [1920] gegründet: Schon a. u. 60 [1919] hatte sich in Fi-
schers Gasthof in Neuhaus ein kleiner Stammtisch getroffen, 
der im Lethemond  [= Oktober] mit  der Absicht in  Kapsrei-
ters Wieninger Bräu  übersiedelt war,  dort einen „Horst 
Uhus“ zu errichten. Es folgten Besprechungen zur Gründung 
einer „Colonie“, wobei der „Kantzelar Fahribald“ [August 
Simon] des hohen Reyches Castra Batava3 seine Hilfe be-
1) Im Dezember 1895 erfolgte die behördliche Genehmigung des mittlerweile zu einer internationalen Vereini-
gung gewordenen Verbandes „Allschlaraffia“. Die Satzungen des Verbandes wurden 1896 in einem 108 
Druckseiten umfassenden Gesetzbuch festgelegt. Sein erster Teil trägt den Titel „Spiegel“, der zweite 
heißt „Ceremoniale“. Beide gemeinsam bilden die Säulen des Schlaraffentums. Die Geschäfte „Allschla-
raffias“ führte bis zu ihrer Auflösung durch die Nationalsozialisten die „Praga“ als „Allmutter“. Ihr oblag 
es insbesondere, über die strenge Einhaltung des „Spiegels“ und des „Ceremoniales“ in „Allschlaraffia“ 
zu wachen, bei ihr war aber auch die Genehmigung einzuholen, wenn dem Schlaraffentum eine neue 
Heimstätte errichtet werden sollte. Eine solche Neugründung hieß bis zu ihrer Erhebung zum „Reyche“ 
„Colonie“. „Schlaraffenreyche“ – sie führten den Namen „Schlaraffia“ – konnten nach Anmeldung beim 
geschäftsführenden Ausschuß an jedem Ort des In- und Auslandes konstituiert werden, allerdings durfte 
es in jedem „Uhu-Orte“ nur ein Schlaraffenreych geben. Als Vereinsmitglieder kamen ausschließlich 
Männer von unbescholtenem Rufe in reiferem Lebensalter und gesicherter Stellung in Frage. Die Aufnah-
me erfolgte in geheimer Abstimmung durch „Kugelung“, bei Zustimmung von 4/5 der anwesenden Mit-
glieder eines Reyches. Schlaraffe war jeder, der in einem Reych als „Sasse“ Aufnahme gefunden hatte. 
Die Sassen eines Reyches gliederten sich in 3 Stände, u. z. in den Knappen-, den Junker- und den Ritter-
stand. Die Erhebung eines Junkers in den Ritterstand erfolgte durch Ritterschlag. Der dabei erteilte Name 
war für alle Zeiten unabänderlich. In der Zeit von Oktober bis April versammelten sich die Sassen eines 
Reyches einmal wöchentlich – am „Uhutag“ – in ihrer „Burg“ zur „Sippung“. Im Abstand von fünf Jah-
ren fand jeweils ein „Concil“ aller bestehenden Reyche und Colonien statt. Jedes Reych hatte im Concil 
eine Stimme, deren Ausübung es einem Abgeordneten überließ. Nichtschlaraffen hatten keinen Zutritt. 
Die „Ambtssprache“ innerhalb des „Uhuversums“ [also innerhalb aller Schlaraffenreyche] war Deutsch. 
Zwilling, O. R.: Schlaraffia. Der Weltbund Allschlaraffia, dessen Geschichte, Verfassung, Einrichtun-
gen, Bräuche, Wesen und Zweck. 3., veränderte Aufl. – Leipzig: (1919). S. 23–39.
2) Auf dem Concil in Wien 1898 war beschlossen worden, die Zeitrechnung „Allschlaraffias“ vom Gründungs-
jahre der „Praga“ an zu bestimmen. Seitdem schreibt der Bund „anno Uhui“. Das Jahr 1898 „profaner“ 
Zeitrechnung war demnach a. U. 39 der neuen Zeitrechnung. Zwilling, O. R.: Schlaraffia. Der Weltbund 
Allschlaraffia. S. 56.
3) Das Reych „Castra Batava“ [Passau] war bereits am 12. 3. a. u. 33 [1892] gegründet worden, wobei die An-
regung dazu von österreichischen Beamten ausgegangen war: Der k. k. Zolloffizial Robert Porndorfer, 
der spätere R. [= Ritter] Gaudifax, gab den Anstoß zur Gründung einer Schlaraffia, die er von Linz her 
kannte. Zur gleichen Zeit wurde der Oberschlaraffe des hohen Reyches Linzia, Graf Vacuum [Wilhelm 
Leinböck], nach Passau versetzt. Er wurde von seinem Landsmann Porndorfer, dessen Freund Theodor 
Stifter und dem Hauptmann a. D. Gustav Sartor empfangen und von diesen erfolgreich zur Gründung 
einer schlaraffischen Colonie aufgefordert. Die h. Linzia wurde zum Mutterreich erkoren. Die erste 
Emblem der „Scardinga“
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reitwillig gewährte. Die Proponenten zur Vereinserrichtung waren R. [=Ritter] Longinus 
[Longinus van der Milk = Ernst Bauer, Kommerzialrat], R. Gallop [Adolf Steppan, Staats-
vet. Ob.-Inspektor], R. Blitz [Dr. Ferdinand Rodler, Kuranstaltsbesitzer], R. Nimrod [Alfred 
Kolbe, Landesreg. Sekretär], R. Stad [Karl Oberhammer, Bahnbeamter], R. Hadubrand [Ju-
lius Eisenbrand, Grenzkontrolleur], R. Joderich [Rupert Kammel, Apotheker], R. Seraphin 
[Ferdinand Opacher, Kaufmann] und R. Rechtauf [Georg Hofer, Bezirksrichter].4
Gründende Ritter waren „Don Schmiro der Gehopfte“5 der hohen Ovilabis [Hans 
Ominger] und „Hypogryph“ der hohen Tridentina [Thomas Wrazek]. Im ersten Stammblatt 
finden sich außerdem noch: R. Steinhart [Steinhart der Bruckenschinder = August Kapsrei-
ter, Industrieller], R. Fop [Fop die Krämerseele = Max Bruckmayr, Kaufmann], R. Fluid 
[Ferdinand Moritz, Tierarzt], R. Tonisl [Anton Pfliegl, Weingroßhändler], R. Lex [Lex von 
Dürrenstein = Hofrat Franz Petrak, Bezirkshauptmann], R. Schröck [Alois Kaiser, Oberleh-
rer], R. Jörgl [Georg Poindecker, Kaufmann] und R. Magnus [Dr. Franz Birek, Rechtsan-
walt].6
Auf Anregung Don Schmiros wurden zunächst kristallinische Sippungen [= Zusam-
menkünfte außerhalb eines festgelegten Veranstaltungskalendes] abgehalten. Alle Sassen –
besonders R. Longinus und R. Fop – kümmerten sich um die Ausgestaltung der Burg. Don 
Schmiro hatte als Oberschlaraffe des Äußeren und Gründer des Reyches die Führung bis zur 
Sistierung a. u. 80 [1939] inne. Ihm zugewählt waren als Oberschlaraffe des Inneren R. Lex, 
als Oberschlaraffe der Kunst R. Steinhart und als Kantzelar R. Fop.    
Am 13. Windmond [= November] a. u. 61 [1920] fand mit der Mutter Ovilabis das 
Gründungsfest in Anwesenheit von Abordnungen der hohen Reyche Linzia, Ovilabis und 
Castra Batava statt. Es fungierte Hkt. [= „Herrlichkeit“; „ambtliche“ Anrede für die schlaraf-
fischen Würdenträger] Dr. Guck [Karl Fried], Legat der hohen Allmutter. Die „feyerliche 
Sanktion“ fand am 8./ 9. Ostermond [= April] a. u. 63 [1922] statt und wurde vom Legaten 
der hohen Allmutter Praga, Hkt. Dr. Guck, vorgenommen. Von der „Scardinga“ nahmen 17 
Ritter an dieser Zeremonie teil, die seither als „Erzschlaraffen“ gelten.7
Von katholischer bzw. christlichsozialer Seite zum Teil argwöhnisch beobachtet8, ent-
wickelte die „Scardinga“ in der Folgezeit – wie beispielsweise aus ihrer „Sippungsfolge 
a. U. 73/74“ hervorgeht9 – eine rege Vereinstätigkeit.10
Tochter der „Castra Batava“ war die „Ovilabis“ [Wels]: Der Kantzelar R. Turmalin [Theodor Stifter] 
wurde fahrend im profanen Wels, wo er am 3. 2. a. u. 38 [1897] die Colonie Ovilabis gründete, deren 
Sanktion am 22. 3. a. u. 40 [1899] erfolgte. 
Chronik des Verbandes Allschlaraffia zur Hundertjahrfeyer in Norimberga. A. U. 100 (1959). Entste-
hung „Schlaraffia“ im Jahre 1859, Geschichte, Verfassung, Wesen, Zweck, Einrichtung, Bräuche und 
Allgemeines, Geschichtsberichte der Schlaraffenreyche. II. Bd. – Bonn: (1960). S. 259 f. 
4) Schirlbauer, Peter: Schlaraffia. Ein Traditionsverein im Innviertel. – In: Der Bundschuh. Heimatkundliches 
aus dem Inn- und Hausruckviertel. Schriftenreihe des Museums Innviertler Volkskundehaus. Bd. 6. –
Ried: 2003. S. 129.
5) Oft auch „Schmiero“ geschrieben.
6) Schirlbauer, Peter: Schlaraffia. S. 129.
7) Chronik des Verbandes Allschlaraffia zur Hundertjahrfeyer in Norimberga. A. U. 100 (1959). S. 423 f.
8) So findet sich im Nachlaß Karl Kreutzers, den mir Familie Amschl freundlicherweise zur Einsichtnahme zur 
Verfügung gestellt hat, ein an K. Kreutzer adressierter Brief Dr. Josef Aigners vom 12. April 1922, wor-
in dieser in seiner Eigenschaft als Präsident des Katholischen Volksvereins für Oberösterreich auf die An-
frage Kreutzers hinsichtlich der „Schlaraffia“ schreibt: „[...] nehme ich mir die Ehre, Euer Hochwohlge-
boren in Beantwortung Ihres geschätzten Schreibens vom 7. April l. J. mitzuteilen, daß nach meinen In-
formationen der Verein ‘Schlaraffia’ eine mit dem Deckmantel der Geselligkeit und Wissenschaftlichkeit 
eingehüllte Vorschule der Freimaurerei ist. Es soll dort allerdings sehr vorsichtig zu Werke gegangen 
werden, sodaß die wahren Ziele der Unternehmung nur den Eingeweihten und Reifen erkennbar werden.
Ich halte nach meinen Erfahrungen demnach die Zugehörigkeit zur ‘Schlaraffia’ als für einen Parteige-
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Aufgrund des Umstands, daß „profane“ Gäste [Nichtschlaraffen] satzungsgemäß aller-
dings nur dann an den „Sippungen“ teilnehmen durften, wenn ein „Ritter“ sie als „Pilger“ 
einführte, drang davon jedoch nicht viel an die Öffentlichkeit.11 Als „Tor zum Westen“ hat-
te die „Scardinga“ „stets weit geöffnete Burgpforten und wurde bald im Uhuversum be-
kannt“.12
1933 zählte die „Allschlaraffia“ 272 bestehende Reyche mit insgesamt 13.500 Sas-
sen13 – die „Scardinga“ hatte im Vereinsjahr 1932/33 laut „Sippungsfolge a. U. 73/74“ 26 
Sassen14 –, mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten im Deutschen Reich aber bra-
chen für den Verband schwere Zeiten an, denn obwohl die Schlaraffen immer wieder darauf 
hinwiesen, daß ihre Vereinigung nur gesellschaftlich-künstlerische, keineswegs aber religi-
ös-weltanschauliche Ziele habe15, sah die NSDAP in ihr – wie auch in den Freimaurern –
einen konspirativen Geheimbund, den sie in Wort und Schrift zu bekämpfen begann.16
nossen zumindestens nicht für angezeigt.“ Über Weisung aus Rom verbot Bischof Gföllner schließlich 
seinen Diözesanen die Mitgliedschaft im Gesellschaftsverein „Schlaraffia“, u. z. aufgrund des Verdachts, 
daß dieser Verein eine „Vorschule der Freimaurerei“ sei. „Linzer Diözesanblatt“, 1936, S. 2 f. – Zit. 
nach: Kutschera, Richard: Johannes Maria Gföllner. S. 74.
9) Darin werden für das Vereinsjahr 1932/33, das vom 12. Oktober 1932 bis zum 19. April 1933 dauerte, 28 
Veranstaltungen aufgelistet. 
10) Der Verein hatte mit Ferdinand Obpacher (Geschäftsmann und Gemeinderat in Neuhaus, Mitglied der Han-
delskammer Passau; gest. am 19. Oktober 1929), Hans Loher (Fabrikant in Ruhstorf) und Dr. Franz 
Hübner (prakt. Arzt in Sulzbach am Inn) auch Mitglieder aus Bayern.
11) So teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. in seiner Nummer 2 des Jahres 1923 mit, daß die Schärdinger 
„Schlaraffia“ für die Kleinrentner Schärdings 350.000 Kronen gespendet habe (Schdg. WBl. 1923, Nr. 
2, S. 6), und anläßlich der ersten „Märzgefallenen-Feier“ in Schärding schrieb das Blatt, daß auch viele 
Mitglieder der „Schlaraffia“ an der Feier teilgenommen hatten (Schdg. WBl. 1925, Nr. 12, S. 5).
12) Chronik des Verbandes Allschlaraffia zur Hundertjahrfeyer in Norimberga. A. U. 100 (1959). Auszüge aus 
dem Werk des Ritters Vitruvius, Baruthia. – O. O. u. J. S. 349.
13) Chronik des Verbandes Allschlaraffia zur Hundertjahrfeyer in Norimberga. A. U. 100 (1959). S. 25.
14) In der „Sippungsfolge a. U. 73/74“ werden folgende Personen angeführt: als Würdenträger Lex von Dürren-
stein (Hofrat Franz Petrak, Bezirkshauptmann), Hadschi Halef Omar der Stinkroßdompteur (Dr. Franz 
Hübner, Arzt), Rheinlieb von Ingelheim (Johann Hessel, Bezirks-Zollkommissar), Knirrrps [sic!] von 
Schlagbaum (Karl Klement, Zolloberinspektor i. R.), Fluid der Geblisterte (Ferdinand Moritz, Obertier-
arzt), Pickan der letzte Heimkehrer (Josef König, Hauptschuldirektor), Tonisl der Letheverböserer (An-
ton Pfliegl, Weingroßhändler), Is-lei a Kärntnerbua (Otto Uanschou, Amtssekretär, Hauptmann a. D.); 
als Erbwürdenträger im Ruhestande Don Schmiro der Gehopfte (Hans Ominger, Sparkasseleiter); als 
seßhafte Ritter: Col die Lana der singende Landsknecht (Konstantin Valentini, Major a. D.), Fop die 
Krämerseele (Max Bruckmayr, Kaufmann), Fradi Apollo der Kollerische (Adolf Hellmann, Zahntechni-
ker), Ham Schah von Kuahdistank (Ing. Dr. Hamza Ernst, Direktor), Hansibal der Pferdekräftige (Hans 
Loher, Fabrikant), Hasi der Fiedler (Ferdinand Hasibeder, Spediteur), Heß für Zehn (Richard Witt, 
Hauptmann a. D.), Jodorich der Schwefelsaure (Rupert Kammel sen., Apotheker), Jörg von Pfefferkorn 
(Georg Poindecker, Kaufmann), Longinus van der Milk (Ernst Bauer, Kommerzialrat), Magnus der 
Rechtsverdreher (Dr.Franz Birek, Rechtsanwalt), Nimrod der Bauernschreck (Alfred Kolbe, Landesreg.-
Rat), Pinscherl der Clo-Bedrohte (Oswald Spiegelfeld, Graf, Landesregierungsrat), Stad vor Mitternacht 
(Karl Oberhammer, Bahn-Oberinspektor i. R.), Steinhart der Bruckenschinder (Gustav Kapsreiter, Indu-
strieller), Xaverus der Alpinist (Franz Goppold-Lobsdorf, Major a. D.) und als Knappe Alois Müller, 
Industrieller.
15) Schon im ersten „Spiegel“ war festgelegt worden, das Politisieren, Kartenspielen, Zeitungslesen ebenso wie 
Nationalitäten- oder Religionsstreit auf das strengste – eventuell sogar mit Ausschluß – zu „pönen“. 
Chronik des Verbandes Allschlaraffia sowie derer Schlaraffen-Reyche und Colonien. Hrsg. zum 125jäh-
rigen Bestehen am 10. Lethemond a. U. 125 (1984). III. Bd. – Würzburg: (1984). S. 96.
16) In dieser schwierigen Situation lud das älteste deutsche Reych, die hohe Berolina, alle reychsdeutschen 
Schlaraffenreyche und Colonien für den 23. April 1933 zu einer außerordentlichen Sitzung nach „Lipsia“ 
[Leipzig] ein. Um die drohende Auflösung der deutschen Schlaraffenreyche abzuwenden, einigte man 
sich dort darauf, die Bedingungen anzunehmen, die die nationalsozialistische Regierung als Grundvoraus-
setzung für die weitere Duldung der Schlaraffia in Deutschland gestellt hatte. Diese Bedingungen laute-
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Ungeachtet dieses Sachverhalts hielten die NS-Sympathisanten unter den Schärdinger 
Schlaraffen – wie aus einer Stellungnahme Hofrat Petraks vom 6. März 1934 hervorgeht –
aber weiterhin an ihrer nationalsozialistischen Gesinnung fest. 
Hofrat Petrak, den die Heimwehr bezichtigt hatte, daß er sich den Nationalsozialisten 
gegenüber zu passiv verhalte, gab damals in einem Vieraugengespräch mit Oberregierungs-
rat Gisbert Wersebe, der vom Landeshauptmann mit der Untersuchung dieser Vorwürfe be-
auftragt worden war, bezüglich der „Schlaraffia“ folgendes zu Protokoll17:
Mit dem Beginne des Verbotes der Partei habe ich den Verkehr mit der Schlaraffia we-
gen der politischen Einstellung eines Teiles der Mitglieder abgebrochen, bezw. auf das 
allernotwendigste (Kaffeehaus) beschränkt. Aus den gleichen Gründen habe ich für 
das Jahr 1934 von der Schlaraffia Urlaub genommen und nur die erste Zusammen-
kunft im Oktober, – in welchem Zeitpunkt das Vereinsjahr beginnt – und zwar aus dem 
Grunde besucht, weil ich verschiedene Angelegenheiten als Vereinsfunktionär zu über-
geben hatte. Beweis meiner Einstellung ist auch, dass ich den Vereinsobmann Hans 
Ominger wegen ns. Betätigung mit 4 Wochen Arrest und ein zweites Vereinsmitglied 
mit 5 Tagen und 50 S Geldstrafe bestrafte.
Trotz der Schwierigkeiten, mit denen die Schlaraffen im Deutschen Reich zu kämpfen 
hatten, glaubte die Allmutter Praga aber immer noch an eine Rettung „Allschlaraffias“, wes-
halb auch an der Organisation des Verbandes selbst nichts geändert wurde. Ganz ohne Aus-
wirkungen auf das übrige „Uhuversum“ blieben die Ereignisse im Deutschen Reich jedoch 
nicht: Die österreichischen Schlaraffen beschlossen im Frühjahr 1933 anläßlich eines Con-
cils in Linz18, den Arierparagraphen in ihre Satzungen aufzunehmen19, und a. U. 78 [1937] 
wurde – ähnlich dem deutschen – der österreichische Schlaraffenbund ins Leben gerufen.20
Vor der Auflösung konnte dies die schlaraffischen Reyche in Österreich aber dennoch 
nicht bewahren, als die Nationalsozialisten 1938 hierzulande an die Macht kamen. 
Auch die „Scardinga“ mußte damals „die Pforte schließen“.21 Wie aus folgendem 
Schreiben an die Bezirkshauptmannschaft Schärding ersichtlich ist, beschloß der Verein am 
10. April 1938 in seiner Generalversammlung seine Auflösung. Er kam damit der Verfügung 
ten: Loslösung von der Allmutter Praga, Annahme des Arierparagraphen und Gleichschaltung bzw. An-
nahme des Führerprinzips. Mit Billigung der Allmutter – die Verhandlungen in dieser Angelegenheit 
fanden am 27. und 28. Mai 1933 in der „Allmutterburg“ zu Prag statt – traten daraufhin die deutschen 
Schlaraffenreyche aus „Allschlaraffia“ aus und bildeten nunmehr einen gesonderten Verband mit eigener 
Führung. Kaum war jedoch dieser „Bund Deutsche Schlaraffia“ aufgebaut, stellte sich heraus, daß die 
Umgestaltung der Organisation den Verein keineswegs auf Dauer vor den Angriffen der Nationalsoziali-
sten schützte, und schließlich blieb dem Bund nichts anderes übrig, als dem Druck der Reichsregierung 
nachzugeben und den Verein mit Wirkung vom 28. Februar 1937 aufzulösen. 
Chronik des Verbandes Allschlaraffia zur Hundertjahrfeyer in Norimberga. A. U. 100 (1959). Auszüge 
aus dem Werk des Ritters Vitruvius, Baruthia. S. 204–207.
17) AdR, BKA, 22/OÖ. Res. Pol. Zl. 222/6/34.
18) Den Vorsitz bei diesem Concil, an dem Legaten aus allen Reychen Österreichs teilnahmen, führte Kommer-
zialrat Pichler aus Graz. Schdg. WBl. 1933, Nr. 22, S. 7.
19) Dieser Beschluß hatte zwar keine rückwirkende Geltung, doch erwartete man, daß die jüdischen Mitglieder 
darauf mit ihrem Austritt aus dem Verein reagierten. Schdg. WBl. 1933, Nr. 22, S. 7.
20) Chronik des Verbandes Allschlaraffia sowie derer Schlaraffen-Reyche und Colonien. Hrsg. zum 125jährigen 
Bestehen am 10. Lethemond a. U. 125 (1984). S. 97.
21) Soweit es möglich war, wurden die schlaraffischen Symbole und Schätze geborgen, und die Ritter trafen 
sich gelegentlich. „Uhu zog sich weise zurück und wartete, bis er zu neuem Leben wieder seine Schwin-
gen ausbreiten konnte“, heißt es dazu in der Chronik des Verbandes Allschlaraffia zur Hundertjahrfeyer 
in Norimberga. A. U. 100 (1959). Auszüge aus dem Werk des Ritters Vitruvius, Baruthia. S. 349.
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zuvor, die am 19. April 1938 durch die Geheime Staatspolizei, Staatspolizeistelle Linz a. d. 
D. in dieser Angelegenheit an die Bezirkshauptmannschaft Schärding erging: 
Ich ersuche der Ortsgruppe Schärding des österreichischen Schlaraffenbundes nahe-
zulegen, ihre Selbstauflösung durchzuführen. Von einer zwangsweisen Auflösung ist 
abzusehen, 
hieß es in diesem Schreiben.22
Bekanntgabe der Vereinsauflösung der „Scardinga“
an die Bezirkshauptmannschaft Schärding
22) BH Schärding, Zl. 431/8–1938.
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3.6. Der „Deutsche und Österreichische Alpenverein“
Wie im Abschnitt „Das Verhältnis zu den bayerischen Nachbarn“ bereits erwähnt, 
setzte sich auch der „Deutsche und Österreichische Alpenverein“ für den Anschluß Öster-
reichs an das Deutsche Reich ein. 
Die 1887 gegründete1 und in den dreißiger Jahren rund 50 Mitglieder zählende2 Sekti-
on Schärding scheint sich in dieser Angelegenheit allerdings nicht sonderlich hervorgetan zu 
haben, denn im Unterschied zu den anderen deutschnationalen Vereinen der Stadt liegt mir 
im Fall der Alpenvereinssektion Schärding außer dem Hinweis ihres Obmannes Amtsrat 
Endl3 anläßlich der Jahreshauptversammlung vom 24. April 19354, daß das Wörtchen „und“ 
1) Die Anregung zur Gründung einer eigenen Sektion Schärding war im Herbst des Jahres 1886 von Ludwig 
Pfliegl, dem damaligen Bürgermeister der Stadt, ausgegangen. Im Jänner 1887 genehmigte der „Central-
Ausschuss des Deutschen und Österreichischen Alpen-Vereins“ (mit Sitz in München) die von einem 
Schärdinger Komitee ausgearbeiteten Satzungen, worauf die k. k. oberösterreichische Statthalterei am 
28. Februar 1887 den rechtlichen Bestand des Vereins bescheinigte. Die konstituierende Versammlung 
fand am 16. März 1887 im Weberschen Brauhaus statt. Hamminger, Franz: Festschrift zum Jubiläum 100 
Jahre Sektion Schärding des Österreichischen Alpenvereins. 1887–1987. – Schärding: 1987. S. 5–13.
2) Hatte der Verein im Gründungsjahr bereits 39 Mitglieder gezählt, so begann seine Mitgliederzahl von 1890 
an stark zu sinken, und 1893 waren es nur noch 11, die der kleinen Sektion die Treue hielten. 1901 wird 
die Mitgliederzahl mit 14 angegeben, wovon 9 Mitglieder in Schärding, 4 in Obernberg und 1 in Urfahr 
ansässig waren. Neben den Sektionen Oberwölz in der Steiermark und Telfs in Tirol gehörte die Schär-
dinger Ortsgruppe damit zu den kleinsten Sektionen innerhalb der damals schon großen Alpenvereins-
gemeinde: Laut Jahresbericht für 1904 hatte der gesamte „D. u. Ö. Alpenverein“ in Deutschland und 
Österreich zusammen 303 Sektionen mit beinahe 60.000 Mitgliedern, wovon 109 Sektionen mit 16.000 
Mitgliedern auf Österreich entfielen. In Oberösterreich gab es damals 10 Sektionen, die größte war Linz 
mit 420 Mitgliedern, gefolgt von Steyr mit 221 und Wels mit 89 Mitgliedern, die kleinste war Schärding 
mit 25 Mitgliedern. Während des Ersten Weltkrieges beschränkte sich die Tätigkeit der Sektion auf die 
Aufrechterhaltung der Verbindung mit dem Gesamtverein. In dieser Zeit – der Mitgliederstand war 1917 
auf 12 gesunken – fanden keine Versammlungen statt. 
1920 schlossen sich die oberösterreichischen Sektionen in einem Sektionsverband enger zusammen. Die 
Sektion Schärding nahm zunächst eine abwartende Haltung ein, trat dann aber 1921 diesem Verband bei 
(Festschrift S. 8–10). 1925 hatte der Verein 59 Mitglieder. Schdg. WBl. 1925, Nr. 38, S. 5.
Im Rahmen der Jahreshauptversammlung vom 16. Jänner 1931 wurde die Bildung einer eigenen Skirie-
ge angeregt. Die Neuwahl des Vorstandes ergab: Obmann Hans Ominger, Schriftführer Bruno Palfinger, 
Kassier Georg Poindecker, Archivar Karl Baldi. Schdg. WBl. 1931, Nr. 4, S. 6.
1934 hatte die Ortsgruppe Schärding laut Bericht in der Jahreshauptversammlung vom 7. Juni 1934 55 
Mitglieder (Schdg. WBl. 1934, Nr. 23, S. 6). In Zusammenhang mit dem Verbot der Sozialdemokratie 
wurde ehemaligen Naturfreundemitgliedern ermöglicht, dem Alpenverein bei reduzierten Mitgliedsbei-
trägen beizutreten (Festschrift S. 12). Anläßlich der Jahreshauptversammlung am 24. April 1935 gab 
Schriftführer Zahntechniker Koller daraufhin bekannt, daß die Ortsgruppe 39 A- und 6 B-Mitglieder 
zähle (Schdg. WBl. 1935, Nr. 18, S. 6); und bei der Jahreshauptversammlung am 6. März 1936 teilte 
Sektionsobmann Endl den Anwesenden unter Hinweis auf die Verbandssitzung der Sektionstagung in 
Linz vom 30. November 1935 mit, daß das Bundesland Oberösterreich der Ortsgruppenzahl nach an 
zweiter und der Mitgliederzahl nach an vierter Stelle im österreichischen Teil des Gesamtvereines stehe, 
und setzte sie dann davon in Kenntnis, daß die Sektion Schärding 43 Mitglieder habe (Schdg. WBl. 1936, 
Nr. 10, S. 7). Im Rahmen der Jahreshauptversammlung vom 6. März 1936 wurde außerdem die Grün-
dung einer eigenen Jugendwandergruppe unter Maler H. Oblinger jun. in die Wege geleitet (ebda).
Johann Oblinger, geb. am 22. 12. 1907 in Pfarrwerfen, war am 3. 11. 1930 in die NSDAP und zugleich 
in die SA eingetreten. Von 1930 bis 1931 und von 1933 bis 1936 war er Mitglied der SA. Dazwischen 
und dann ab 1. 10. 1936 gehörte er der SS an. BArch (ehem. BDC), RS, Oblinger, Johann, 22. 12. 1907. 
3) Amtsrat Franz Endl war bei der Jahreshauptversammlung am 30. Mai 1934 zum Obmann gewählt worden, 
nachdem der bisherige Obmann, Sparkassedirektor i. R. Hans Ominger, von seiner Funktion, die er von 
1923 an innegehabt hatte, zurückgetreten war. Neben Amtsrat Endl wurden damals Georg Poindecker 
als Kassier, Robert Koller als Schriftwart und Karl Baldi als Archivar gewählt. (Schdg. WBl. 1934, Nr. 
23, S. 6.) Amtsrat Endl blieb auch nach dem „Anschluß“ Obmann des Vereins – Endl hatte am 26. Mai 
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im Vereinstitel unter allen Umständen gewahrt werden soll und muß5, lediglich eine einzige 
öffentliche Stellungnahme für den Anschluß vor, u. z. vom 13. September 1925: 
Damals hatte die Nachbarsektion Passau im Rahmen ihrer Feierlichkeiten zu ihrem 
50jährigen Bestand nachmittags einen Ausflug nach Schärding unternommen. Die Passauer
wurden von den Vertretern der Alpenvereinssektion Schärding am Bahnhof empfangen und 
dann in die Stadt geleitet. Nach einem kurzen Rundgang durch die Stadt im Verein mit den 
Mitgliedern der hiesigen Sektion fand man sich im Gasthof Aschenbrenner zu einer gemütli-
chen Zusammenkunft ein. Dort hieß Herr Schuldirektor Deubler6, der Ehrenvorstand der 
Sektion Schärding, die Gäste – unter ihnen auch Landesgerichtsrat Müller aus München, den 
Vertreter des Hauptausschusses des deutsch-österreichischen Alpenvereines – herzlich will-
kommen und sprach dabei den Wunsch aus, „daß wie der deutsch-österr. Alpenverein sozu-
sagen eine Familie bilde, das gesamte deutsche Volk hüben und drüben des Inn bald in ein 
einiges deutsches Volk vereint werde.“ Nachdem Vizebürgermeister Brandstätter die Besu-
cher dann auch namens der Stadtgemeinde begrüßt hatte, dankte der Vorstand der Sektion 
Passau für den freundlichen Empfang und äußerte seinerseits ebenfalls den Wunsch nach 
einem baldigen Zusammenschluß. Unterstützt wurde er darin durch Landesgerichtsrat Mül-
ler, der anschließend ausführlich auf dieses Thema einging.7
Das Hotel Altmann am Oberen Stadtplatz
1938 seine Aufnahme in die NSDAP beantragt; bestätigt wurde sie mit 1. 1. 1940 (BArch, BMOF, Endl, 
Franz, 25. 11. 1879) – und lenkte nunmehr als „Vereinsführer“ die Geschicke der in „Zweig Schärding“ 
des „Deutschen Alpenvereins“ umbenannten Sektion bis 1945. (Festschrift S. 13.) Anfang Mai 1945 
schied er dann zusammen mit sechs weiteren Familienangehörigen freiwillig aus dem Leben. 
4) Wie die meisten Sektionsversammlungen fand auch diese Jahreshauptversammlung im Klubzimmer des Ho-
tels „Goldenes Kreuz“ statt, das nach seinen Besitzern auch Hotel Altmann und später Hotel Baumann
genannt wurde. Dort war auch eine kleine Sektionsbibliothek untergebracht. Festschrift S. 10.
5) Diese Bemerkung Endls fiel im Rahmen seines Berichts über die Hauptversammlung des Gesamtvereines in 
Vaduz am 20. September 1934. Schdg. WBl. 1935, Nr. 18, S. 6.
6) Alois Deubler, der 32 Jahre lang als Vorstand der Sektion Schärding deren Geschicke geleitet hatte, war bei 
der Hauptversammlung 1923 aus Altersgründen zurückgetreten. Als Ehrenobmann blieb Deubler der Sek-
tion jedoch bis zu seinem Tod im Jahr 1930 verbunden. Nach dem Rücktritt Deublers wurde der Spar-
kassenbeamte Hans Ominger – der spätere Ortsgruppenleiter der NSDAP Schärding – zum Obmann ge-
wählt. Der übrige Vorstand setzte sich damals folgendermaßen zusammen: Obmann-Stellvertreter Franz 
Pinter, Kammerrat; Schriftwart Otto Kaiser, Lichtbildner; Zahlwart Georg Poindecker, Kaufmann; 1. Bei-
sitzer Karl Altmann sen., Hotelier; 2. Beisitzer Ing. Lettmeier, Kaufmann. Festschrift S. 10–12.
7) Schdg. WBl. 1925, Nr. 38, S. 5.
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3.7. Zusammenfassung
Dieser Streifzug durch die Entwicklung der deutschvölkischen Vereine Schärdings 
zeigt, wie fest die „Reichsidee“ in diesen Gruppen verankert war. Ihr Eintreten für einen Zu-
sammenschluß aller Deutschen bzw. für einen Anschluß Österreichs an Deutschland machte 
sie zu Trägern großdeutschen Gedankenguts, was auch durch die engen Verbindungen zur
Großdeutschen Volkspartei bestätigt wird. 
Anhand der mir zugänglichen Quellen lassen sich z. B. – wie folgende Tabelle zeigt –
zehn der sechzehn großdeutschen Kandidaten für die Gemeindeausschußwahl vom 14. April 
1929 (die GDVP erhielt damals sechs Mandate) im Lauf der Jahre 1918 bis 1938 in den Ver-
einsvorständen der deutschnationalen Vereine nachweisen. 
Tabelle 93: Nachgewiesene Vorstandsmitglieder der deutschnationalen Vereine unter den
Kandidaten der GDVP für die Gemeindeausschußwahl vom 14. April 19291
Name Beruf Dt. TV DSS LT Scard. AV
Brandstätter Josef Haarwarenerzeug. x x x
Fuchsig Ernst Dr. Primararzt
Hasibeder Ferdinand Spediteur x x
Binderberger Alois Postamtsdirektor
Ritzberger August Tischlermeister
Jäger Roman Seifenwarenhandl. x x
Holzinger Fritz Schuldirektor x
Danninger Franz Bindermeister x
Jakob Friedrich Bahnbeamter i. P.
Redinger Max Geschäftsleiter
Oblinger Johann Malermeister x
Endl Franz Steueramtsdir. x
Feichtinger Julius Kaufmann x
König Josef Bürgerschuldir. x x x x
Poindecker Georg Kaufmann x x
Ritz Karl Dr. Rechtsanwalt
Abkürzungen: Dt. TV = „Deutscher Turnverein Schärding 1862“; DSS = „Deutscher Schulverein Süd-
mark“; Scard. = „Scardinga“; LT = „Liedertafel Schärding 1847“; AV = „Deutscher und Österreichi-
scher Alpenverein“.
Quellen: „Schärdinger Wochenblatt“, Jgg. 1918–1938, „Sippungsfolge a. U. 73/74“ [= 1932/33] der 
„Scardinga“; „Verzeichnis über die Mitglieder des Vereins-Ausschußes der Liedertafel der landesfürstli-
chen Stadt Schärding a/Inn anläßlich ihres 80. Bestandjahres“ [= 1927].
Besonders hervorzuheben in ihrem Engagement für die deutschnationalen Vereine sind 
Josef Brandstätter und Josef König. Josef Brandstätter, eine der führenden Persönlichkeiten 
der Großdeutschen Volkspartei und von 1928 bis 1931 Bürgermeister der Stadt, saß im Vor-
stand der „Liedertafel Schärding 1847“2, des „Deutschen Schulvereins Südmark“3 und des 
1) Schdg. WBl. 1929, Nr. 14, S. 5.
2) Im handschriftlichen „Verzeichnis über die Mitglieder des Vereins-Ausschußes der Liedertafel der landes-
fürstlichen Stadt Schärding a/Inn anläßlich ihres 80. Bestandjahres“ [= 1927] scheint J. Brandstätter von 
1902 bis 1906 als Hornwart, von 1910 bis 1922 als musikalischer Beirat, von 1924 bis 1937 als ökono-
mischer Beirat und vom 28. Mai 1938 bis 5. Mai 1945 als Vorstand des Vereins auf. 
Anläßlich seiner Wahl zum Bürgermeister brachte die „Liedertafel“ Brandstätter, der damals bereits 
„durch 27 Jahre ausübendes Mitglied der Liedertafel“ war, ein Ständchen. Schdg. WBl. 1928, Nr. 3, S. 6.
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„Deutschen Turnvereins Schärding 1862“ (von 1934 bis 1937 hatte er sogar die Obmann-
stelle inne; er wird aber schon seit den frühen zwanziger Jahren immer wieder als Vorstand 
bezeichnet); und Schuldirektor Josef König, langjähriger Parteifunktionär der GDVP und 
seit 6. April 1933 Mitglied der NSDAP4, war von 1925 bis 1933 und von 1934 bis 1938 Ob-
mann des DSS (bei der Jahreshauptversammlung am 6. April 1933 hatte er es strikt abge-
lehnt, neuerlich zum Obmann gewählt zu werden; er übernahm damals aber das Amt des 
Schriftführers5), wird im Jahr 1930 im „Deutschen Turnverein Schärding 1862“ als Diet-
wart6 und 1933 als Turnwart7 erwähnt, ist im „Verzeichnis über die Mitglieder des Vereins-
Ausschußes der Liedertafel“ von 1923 bis 1934 als musikalischer Beirat vermerkt8 und war 
auch Mitglied der „Scardinga“.9
Primarius Dr. Ernst Fuchsig10 hingegen, der langjährige Obmann der Schärdinger Orts-
gruppe der GDVP, scheint in den Jahren 1918 bis 1938 – nachdem er 1904 und 1905 als 
ökonomischer Beirat der „Liedertafel“ und 1907 als deren Obmann erwähnt ist11 – nur mehr 
als Redner bei Veranstaltungen der deutschnationalen Vereine auf. 
So wird z. B. im „Schärdinger Wochenblatt“ mitgeteilt, daß Primarius Dr. Fuchsig bei 
der von den völkischen Vereinen veranstalteten Silvesterfeier des Jahres 1920 die Silvester-
rede gehalten habe12 – was nebenbei bemerkt wie folgende vom „Deutschen Schulverein“ zu 
Werbezwecken herausgegebene Verschlußmarke zu Ehren der deutschen Turner mit der 
3) Laut Schdg. WBl. 1935, Nr. 25, S. 6 wurde Brandstätter bei der Jahreshauptversammlung vom 15. Juni 1935 
zum Beirat gewählt.
4) BArch (ehem. BDC), MFOK, König, Josef, 14. 7. 1877.
In der Parteiausschußsitzung der GDVP vom 8. Juni 1933 erklärte Schuldirektor König seinen Austritt 
aus der GDVP. Niederschrift über die Parteiausschußsitzung am 8. Juni 1933 im Gasthause Hofinger. 
5) Schdg. WBl. 1933, Nr. 15, S. 6.
6) Im Schdg. WBl. 1931, Nr. 1, S. 5 wird erwähnt, daß Dietwart Direktor König am Stefanitag 1930 die Julrede 
gehalten habe.
7) Schdg. WBl. 1933, Nr. 17, S. 6.
8) „Verzeichnis über die Mitglieder des Vereins-Ausschußes der Liedertafel […]“.
9) „Sippungsfolge a. U. 73/74“ [= 1932/33] der „Scardinga“.
10) Ernst Fuchsig war am 14. September 1872 in Troppau (Österreichisch-Schlesien) geboren. 1897 promovier-
te er in Wien zum Doktor der Medizin. Von 1. September 1903 (Schdg. WBl. 1903, Nr. 39, S. 6) bis 1946 
war er Primarius am Allgemeinen Krankenhaus in Schärding und überaus erfolgreich tätig als Chirurg 
und Gynäkologe; er verfaßte 33 wissenschaftliche Arbeiten und hielt zahlreiche Vorträge. Zerlik, Alfred: 
Sudetendeutsche in Oberösterreich. 2., erw. Aufl. – Linz: 1982. S. 97
Wie den Ausführungen Josef Goldbergers in seinem jüngst im Rahmen der Reihe „Oberösterreich in der 
Zeit des Nationalsozialismus“ erschienenen Band „NS-Gesundheitspolitik in Oberdonau“ zu entnehmen 
ist, war Primarius Dr. Ernst Fuchsig seit Ende 1938 (zusammen mit zehn weiteren Ärzten) als chirur-
gisch ausgebildeter Arzt im Status eines Primars zur Sterilisierung durch chirurgischen Eingriff ermäch-
tigt. (Die Liste war auf Anweisung des Ministeriums für innere und kulturelle Angelegenheiten in Wien, 
das die zu erwartende Einführung des Erbgesundheitsgesetzes in der Ostmark auf spitalsärztlichem Ge-
biet rechtzeitig vorbereitet haben wollte, am 9. Dezember 1938 auf Vorschlag Dr. Hans Hagers im Ein-
vernehmen mit dem Amt für Volksgesundheit in Linz erstellt worden.) 
Am 23. Mai 1940 wurde Dr. Fuchsig überdies (zusammen mit sieben weiteren Ärzten) durch das Reichs-
ministerium des Innern ausdrücklich auch zur erbgesundheitlich angeordneten Unfruchtbarmachung von 
Gefangenen der Justizverwaltung ermächtigt.
Goldberger, Josef: NS-Gesundheitspolitik in Oberdonau. Die administrative Konstruktion des „Minder-
wertes“. [= Oberösterreich in der Zeit des Nationalsozialismus. Bd. 1. Hrsg. vom Oberösterreichischen 
Landesarchiv.] – Linz: 2004. S. 111 ff.
11) „Verzeichnis über die Mitglieder des Vereins-Ausschußes der Liedertafel […]“.
12) Damals hatten sich u. a. die Musikgesellschaft unter Dr. Holzinger, das berühmte Quartett Moser, Markut, 
Hasibeder und David sowie der „nimmermüde Turnverein“ in den Dienst des Abends gestellt. „Schon 
um 7 Uhr drängten sich die Besucher in die Kapsreiterhalle und dieselbe erwies sich für diese Veranstal-
tung als zu klein“, heißt es dazu im Schdg. WBl. 1921, Nr. 2, S. 6.
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Aufschrift „Heil den Jüngern Jahns!“ mit ein Beleg dafür ist, daß 
die deutschnationalen Vereine aufgrund ihrer ideologischen Kon-
gruenz sehr häufig gemeinsam auftraten –, und anläßlich der Jah-
reshauptversammlung des DSS am 21. April 1932 beklagt er laut 
„Schärdinger Wochenblatt“, daß die Jugend, „die sich doch auch 
mit dem Schutzvereinsgedanken befassen soll“, nicht in der Ver-
sammlung sei.13
Für die intensiven Kontakte zwischen der GDVP und den 
deutschnationalen Vereinen spricht darüber hinaus auch, daß die 
GDVP immer wieder ihre „Donnerstag-Zusammenkünfte“ ab-
sagte, wenn einer der völkischen Vereine eine Veranstaltung hat-
te, um ihren Mitgliedern die Teilnahme  daran  zu ermögli-
chen.14 Personelle Verflechtungen gab es jedoch nicht nur mit 
der GDVP, sondern auch mit der „Deutschen Nationalsozialistischen Arbeiterpartei“ 
(DNSAP). Dabei ist vor allem der „Hilfsverein für Deutschböhmen und die Sudetenländer“ 
bzw. der „Sudetendeutsche Heimatbund“ zu nennen (siehe Abschnitt 3.3.), DNSAP-Mitglie-
der finden sich aber auch in den anderen deutschnationalen Vereinen:
So berichtet das „Schärdinger Wochenblatt“ z. B. am 3. Juli 1920, daß „Turnbruder 
Staatsbahnoberrevident Butschek“15 bei der Sonnwendfeier des hiesigen Turnvereins, die am 
24. Juni im nahe gelegenen St. Florian abgehalten worden war und sich „aus allen Kreisen“ 
einer außerordentlich guten Beteiligung erfreut hatte, „mit edler Begeisterung und hinreißen-
der Beredsamkeit am lohenden Feuer“ die Sonnwendrede vorgetragen habe16; und am 24. 
November 1921 wird im Rahmen der Berichterstattung über einen Vortragsabend der hiesi-
gen Südmarkortsgruppe vom 21. November 1921 erwähnt, daß Fritz Butschek anläßlich der 
damals erfolgten Neuwahl des Ortsausschusses zum Schriftführer gewählt worden sei.17
13) Schdg. WBl. 1932, Nr. 17, S. 6.
14) Im Schdg. WBl. 1930, Nr. 7, S. 6 findet sich diesbezüglich z. B. folgende Mitteilung: 
„Die Donnerstag-Zusammenkunft der Großdeutschen Volkspartei in Schärding am 13. Februar unter-
bleibt, da an diesem Tage die Hauptversammlung des Deutschen Schulvereines Südmark stattfindet, zu 
der die Parteifreunde sich bestimmt einfinden wollen. Dieselbe ist im Bürgerzimmer der Brauerei Baum-
gartner.“
Auch für den 30. April 1931 und für den 21. April 1932 (Schdg. WBl. 1932, Nr. 16, S. 6) wurden diese 
Zusammenkünfte wegen der Hauptversammlung des DSS abgesagt: 
Im Schdg. WBl. 1931, Nr. 18, S. 5 heißt es dazu z. B.: „Die Donnerstagszusammenkunft der Großdeut-
schen Volkspartei in Schärding entfällt am 30. April, weil an diesem Tage die Hauptversammlung des 
Deutschen Schulvereines Südmark im Hotel Aschenbrenner stattfindet, deren Besuch wärmstens emp-
fohlen wird.“
15) Friedrich Butschek scheint auf der am 7. Oktober 1920 vorgelegten Kandidaten-Liste der „National-sociali-
stischen Partei; Ortsgruppe Schärding“ für die Gemeindewahlen in Schärding vom 17. Oktober 1920 an 
zweiter Stelle auf. Stadtarchiv Schärding: Gemeindewahl 1920. 
1923 wirkte er an der Gründung der Schärdinger Ortsgruppe des „Hilfsvereins für Deutschböhmen und 
die Sudetenländer“ mit. Schdg. WBl. 1923, Nr. 21, S. 5 f.
16) Schdg. WBl. 1920, Nr. 27, S. 5.
17) Julius Feichtinger (s. Tabelle 93) wurde damals Obmann. Schdg. WBl. 1921, Nr. 48, S. 6. Abgeschlossen 
wird der Bericht über diesen Vortragsabend mit folgendem Appell: 
„Volksgenossen! Der Weltkrieg hat den Grundgedanken unserer Schutzvereine überzeugend bestätigt. 
Helfet den Bedrängten, von uns frevelhaft Getrennten, durch freche Machtgier beherrschten Volksge-
nossen. Freunde, die ihr hier geborgen von fremdländischem Gift und Neid lebt, verschließt euer Herz 
nicht ihrer Not, erinnert euch, daß wir zusammengehören, daß aus gleichen [!] Baum gestiegen unser 
Blut und unser Wort. Drum! Wer den bedrängten Volksgenossen beistehen will, reiche uns die Hand 




Neben dem Zusammenschluß aller Deutschen bzw. dem Anschluß Österreichs an das 
Deutsche Reich bekannten sich die deutschnationalen Vereine, in deren Reihen sich nicht 
wenige sogenannte Sudetendeutsche befanden, die in den früheren Ländern der Wenzelskro-
ne – also in Böhmen, Mähren und Österreichisch-Schlesien – die heftigen Nationalitäten-
kämpfe zwischen Slawen und Deutschen vielfach nur zu gut kennengelernt hatten, zu Ras-
sismus und Antisemitismus. 
So heißt es z. B. im Punkt IV der Satzungen des „Deutschen Turnvereins Schärding 
1862“ ausdrücklich, daß „nur Deutsche (Arier)“ Vereinsmitglieder sein können.18
Außerdem traten die deutschnationalen Vereine für den Kampf gegen Parteienhader 
und „korrumpierende Parlamentswirtschaft“ ein, was auch mit ein Grund dafür war, daß sie 
immer wieder auf ihre „Überparteilichkeit“ pochten. Darüber hinaus forderten sie zum Auf-
gehen des einzelnen in der Gemeinschaft und im „Deutschen Turnverein Schärding 1862“ 
zu unbedingtem Gehorsam innerhalb einer genau geregelten Hierarchie auf.
All dies war es aber auch, was die deutschnationalen Vereine – allen voran den „Deut-
schen Turnverein“ und den „Deutschen Schulverein Südmark“ – ab etwa 1930 den National-
sozialisten öffnete und sie zu einem wichtigen sozialen Rekrutierungsfeld für die NSDAP 
werden ließ. Unter der Leitung „national“ gesinnter Gewerbetreibender, Beamter und Lehrer
(siehe z. B. Tabelle 93), deren Personalien ab 1933 des öfteren in Zusammenhang mit der 
NSDAP aktenkundig wurden, bildeten die deutschnationalen Zweigvereine nun vielfach die 
organisatorische Basis für die propagandistische Verbreitung nationalsozialistischen Gedan-
kengutes und trugen damit maßgeblich zur Aufwärtsentwicklung der Hitler-Bewegung bei. 
So schreibt z. B. ein Mitglied des „Deutschen Turnvereins Schärding 1862“ am 27. 2. 
1946 in seinem Ansuchen um Entregistrierung: 
Ich wurde in den Jahren 1932 – 1934 durch den Dv. Turnverein mit den Nat. Soz.
Ideen bekannt. Infolge meiner Jugend (18 – 20 Jahre) glaubte auch ich damals an 
diese Idee. 
Angesprochen von den nationalsozialistischen Ideen fühlte sich dabei, wie das vorlie-
gende Zitat zeigt, vor allem die jüngere Generation, die durch ihr meist großdeutsch gepräg-
tes Elternhaus schon früh mit der alldeutschen Idee konfrontiert worden war und – im Falle 
der männlichen Turnvereinsjugend – durch ihre Ausbildung im „Wehrturnen“ gelernt hatte, 
für die „völkischen Ideale“ gegebenenfalls auch mit allen Konsequenzen einzutreten.19
Die Folge war, daß es in den Vereinen zu einer deutlichen Radikalisierung kam, wor-
auf sich einige der älteren Vereinsmitglieder, die vorwiegend der GDVP zuzurechnen waren 
(der Landbund spielte hier nur eine untergeordnete Rolle), aus den Vereinsvorständen zu-
rückzogen und die junge Generation zusehends in den Vordergrund rückte.
Die Jahre 1933/34 stellten dann einen tiefen Einschnitt in das Vereinsleben dar: Nach 
dem Verbot der NSDAP im Juni 1933 wurden die deutschnationalen Vereine – in erster Li-
nie der „Deutschvölkische Turnverein“20 und der „Deutsche Schulverein Südmark“ – auf-
grund ihrer ideologischen Übereinstimmung mit der NSDAP und angesichts der vielen 
NSDAP-Mitglieder bzw. –Sympathisanten in ihren Reihen nun nämlich immer wieder be-
18) Satzungen des Turnvereines Schärding. – Linz: 1908. S. 4.
19) Nachweisen läßt sich dies z. B. bei Albert Ide jun. und Johann Oblinger jun., aber auch bei den Kindern Jo-
sef Brandstätters.  
20) Wenngleich es auch im DSS und im „Deutsch-österreichischen Alpenverein“ viele NSDAP-Mitglieder gab, 
so stand doch keiner dieser Vereine der NSDAP in ihrer Art des Auftretens, ihrer ideologischen Festi-
gung und ihrem paramilitärischen Sendungsbewußtsein so nahe wie die Vereine des Deutschen Turner-
bundes. Vgl. Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 226.
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zichtigt, sich illegal zu betätigen – was sich in bezug auf einzelne Vereinsmitglieder auch 
durchaus verifizieren läßt – und Sammelbecken bzw. Parteiersatz für die nunmehr illegalen 
Nationalsozialisten zu sein, was diesen auch ermögliche, von hier aus ihre permanente Un-
terminierungstätigkeit gegen den österreichischen Staat fortzusetzen. 
Waren die deutschnationalen Vereine dadurch schon damals Gefahr gelaufen, aufge-
löst zu werden, so griffen die Behörden nach dem Juliputsch 1934 hart durch und schränkten
die Tätigkeit dieser Vereine stark ein oder untersagten sie sogar. 
Um wieder in der Öffentlichkeit auftreten zu können, mußten sich die von diesen 
Maßnahmen betroffenen Vereine eindeutig zu einem selbständigen Staat Österreich beken-
nen. Dieses Ja zu Österreich verbanden sie jedoch meist mit einem Bekenntnis zum deut-
schen Volk, sodaß der Gedanke des „gemeinsamen Volkstums“ als oberster Wert erhalten 
blieb.
Nach wie vor wurde also in den deutschnationalen Vereinen, die mittlerweile – beflü-
gelt durch das österreichisch-deutsche Abkommen vom 11. Juli 1936 – ihre alten Verbin-
dungen zu den bayerischen Brudervereinen wieder hatten aufleben lassen21, an den traditio-
nellen Wertvorstellungen festgehalten, durch ein Umgewichten von Wertigkeiten bot man 
jedoch eine für den Ständestaat akzeptable Rollenbeschreibung, sodaß den parteiorganisato-
risch abgerüsteten Nationalen, um deren Integration sich ab 1937 auch die Vaterländische
Front bemühte, die Vereine wieder offenstanden. 
Mitgliedskarte des Bundes der Gewerbetreibenden 
21) Aufgrund der im Juliabkommen festgelegten erleichterten Reisemöglichkeiten und bedingt durch die geogra-
phische Nähe zu Bayern, kam es in den folgenden Monaten zu einem verstärkten Veranstaltungstouris-
mus von reichsdeutschen Vereinen nach Österreich, wobei die lokalen Nationalsozialisten die kulturel-
len und sportlichen Ereignisse als willkommene Anlässe für ihre NS-Bekundungen nützten: 
So statteten z. B. am 3. Oktober 1936 der Konzertverein, die Liedertafel und der Männer-Gesangverein 
Passau den Schärdinger Sängern einen Freundschaftsbesuch ab. Näheres siehe „Schärdinger Gesangs-
vereine“!
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Arthur Seyss-Inquart22 äußerte sich dazu in einem Brief vom 21. X. 1937 an Haupt-
mann Josef Leopold z. B. folgendermaßen23: 
Es handelt sich … nicht darum, in den nationalen Vereinen Politik zu machen, son-
dern den Nationalen in den Vereinen jenen Lebensraum zu geben, in dem sie gesell-
schaftlich und weltanschaulich ihrer Einstellung entsprechend leben können.
Die anscheinende Konfliktfreiheit zwischen den deutschnationalen Zweigvereinen und 
dem Ständestaat war demnach vielfach nur eine Frage der Sprachregelung, teilten doch die 
Exponenten des ehemaligen bürgerlichen, großdeutsch-„nationalen“ Lagers durch ihre bür-
gerliche Herkunft und Sozialisation so manche Werte und Verhaltensnormen mit den füh-
renden Vertretern des „Ständestaates“ und konnten auch in weltanschaulichen Belangen wie 
etwa im Deutschnationalismus, im Antisemitismus oder im Antimarxismus mit ihnen einen 
gemeinsamen Nenner finden. Anhand der am 23. 6. 1937 bei der Bezirkshauptmannschaft 
Schärding zur Genehmigung eingereichten „Rede des Dietwartes am Festabend des 10. 7. 
1937 aus dem Anlasse des 75jährigen Bestandes des Deutschen Turnvereines Schärding 
1862“ läßt sich dies gut nachvollziehen24:
Sehr geehrte Festgäste, liebwerte Turnbrüder & Turnschwestern!
Der verewigte Reichspräsident GFM. von Hindenburg prägte das Wort: „Die Treue 
ist das Mark der Ehre.“ – Die hervorragendste Eigenschaft der Deutschen ist die 
Treue, --- die Treue zum angestammten Volke, zur Heimat, zur Führung, zur Idee.
Wir deutschen Turner bekennen uns nach diesem Grundsatze zur Volksgemeinschaft, 
wie wir sie als Frontkämpfer während des 4½jährigen Weltkrieges 1914–1918 in en-
ger Schicksalsverbundenheit erlebten. Dieses Erleben verpflichtete uns, heimgekehrt, 
den Gedanken der Volksgemeinschaft in unserem Gesamtvolke wachzurufen und zu 
verwirklichen, --- wie sie unser Turnvater Friedrich Ludwig Jahn zeitlebens forderte 
und auch vorlebte.
Wie in uns während des jahrelangen Ringens um den Bestand unseres großen Vater-
landes – wie es uns Älteren die ehemalige österreichisch-ungarische Monarchie be-
deutete – die Erkenntnis reifte, daß es vor allem um das Fortbestehen unseres deut-
schen Volkstumes gehe, – so begleitet uns diese Sorge bis in unsere Tage. Wir sind 
dessen gewiß, es kommt auf die Haltung eines jeden von uns an, daß unsere Heimat, 
unser Volkstum deutschbewußt bleibe. Getreu den Worten Johann Gottlieb Fichtes: 
„Und handeln sollst du so, als hinge
Von dir und deinem Tun allein
Das Schicksal ab der deutschen Dinge
Und die Verantwortung wäre dein!“
Wir Ostmark-Deutschen, die wir Führer und Erzieher einer großen Völkerfamilie wa-
ren, wollen uns stets bewußt sein unserer großen Vergangenheit im Kampfe um die 
22) Er war von Bundeskanzler Kurt Schuschnigg im Sommer 1937 zur Befriedung der nationalen Kreise in den 
Staatsrat berufen worden.
Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. VI. – S. 43.
23) Zit. nach: Rosar, Wolfgang: Deutsche Gemeinschaft. Seyss-Inquart und der Anschluß. – Wien, Frankfurt, 
Zürich: (1971). S. 157.
24) BH Schärding, Zl. 644/8–1937.
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Erhaltung des Deutschtums im Südosten. Wir wollen uns unserer Vorfahren würdig 
erweisen! Mit den Worten Felix Dahns schließe ich: 
„Deutsch sei dein Geist, dein Lied, dein Wort,
Dein Volk dein Stolz und höchster Hort
Und deutsch, was drohn und kommen mag,
Dein Herz bis zum letzten Schlag.“
Gut Heil!
Berücksichtigt man nun, daß die Vereine weite Bereiche der Freizeitaktivitäten und 
der gesellschaftlichen Interaktion in der Kleinstadt abdeckten, so läßt sich nachvollziehen, 
welch wichtige Rolle die deutschnationalen Vereine, die durch ihr vielfältiges soziales Enga-
gement zudem immer wieder von sich reden machten25, in der politischen Willensbildung 
spielten. Sie als ideologische Wegbereiter des „Anschlusses“ zu bezeichnen ist daher sicher 
gerechtfertigt. 
25) Beispielsweise spendete die „Scardinga“ laut Schdg. WBl. 1923, Nr. 2, S. 5 einen Betrag von 350.000 K für 
die Kleinrentner Schärdings. Außerdem wurden der Kleinrentnerhilfe aus dem Ergebnis der Silvesterfei-
er der völkischen Vereine Schärdings 700.000 K gespendet (Schdg. WBl. 1923, Nr. 3, S. 7); und im 
Frühjahr 1923 überwies die Liedertafel-Dilettantengesellschaft den Kleinrentnern eine Million Kronen
(Schdg. WBl. 1923, Nr. 16, S. 5).
Der Reingewinn der Silvesterfeier der Jahre 1933 und 1934 des MGV. „Widerhall“ ging zum Großteil 
an die städtische Winterhilfe. Schdg. WBl. 1935, Nr. 50, S. 6.
Aus dem Reinerlös der am 1. September 1935 durchgeführten „Gerümpel-Dult“ spendete der „Deutsche 
Turnverein Schärding der Stadtgemeinde einen Betrag von über 300 S für die Armenunterstützung und 
der Freiwilligen Feuerwehr Schärding einen Betrag von 50 S. Außerdem wurden an hilfsbedürftige und 
arbeitslose Personen Bekleidungsstücke, Einrichtungs- und Gebrauchsgegenstände sowie größere Men-
gen von Abfallholz kostenlos verteilt. Schdg. WBl. 1935, Nr. 37, S. 6 und Nr. 39, S. 7.
Darüber hinaus kam man arbeitslosen oder bedürftigen Vereinsmitgliedern auch immer wieder hinsicht-
lich des Mitgliedbeitrags entgegen. Schdg. WBl. 1931, Nr. 49, S. 6.
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4. Die Anfänge der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei
Wie ich bereits in der Einleitung zu dieser Arbeit festgestellt habe, wurde der Natio-
nalsozialismus in Österreich lange Zeit als etwas dargestellt, was von außen über das Land 
hereingebrochen war. 
Tatsächlich nahm der Nationalsozialismus jedoch nicht in Deutschland, sondern in der 
Habsburgermonarchie seinen Anfang, u. z. lange bevor die Partei, der Hitler im September 
1919 beitrat1, gegründet war.
Anläßlich der vom 26. September bis 8. November 1942 im Wiener Messepalast 
stattfindenden Ausstellung zum 100. Geburtstag Schönerers herausgegebene Postkarte
Hitler bekannte in „Mein Kampf“ offen seine geistige Anleihe bei Georg Ritter von 
Schönerer und dessen Alldeutschtum.2 1942 wurde auf Anregung Hitlers im Wiener Messe-
palast zum 100. Geburtstag Schönerers (geb. am 17. Juli 1842) eine große Ausstellung orga-
nisiert.3
1) Die altösterreichische „Deutsche Arbeiterpartei“, die unmittelbare Vorläuferin der österreichischen NSDAP, 
bestand bereits sechzehn Jahre, ehe der Münchner Eisenbahnschlosser Anton Drexler (1884–1942) am 
5. Januar 1919 die „Deutsche Arbeiterpartei“, die unmittelbare Vorläuferin der NSDAP Hitlers, gründe-
te. Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. Frühgeschichte der NSDAP. S. 148.
2) Hitler, Adolf: Mein Kampf. S. 107 ff. Hitler erwähnte dabei sonst aber weder Walter Riehl noch einen ande-
ren wichtigen österreichischen Nationalsozialisten.
3) Die Ausstellung im Wiener Messepalast – sie trug den Titel „Georg von Schönerer, Künder und Wegbereiter 
des Großdeutschen Reiches“ – war im Juli 1942 angekündigt worden (Völkischer Beobachter, Nr. 198 
vom 17. Juli 1942. S. 1). Sie war nach dem Anbringen einer Gedenktafel am Geburtshaus, dem Süd-
bahnhofgebäude, als krönender Abschluß der Feiern zum 100. Geburtstag Schönerers gedacht. Als Ku-
ratoren fungierten die beiden ehemaligen jugendlichen Mitkämpfer des 1921 Verstorbenen, Franz Stein, 
Obmann des Vereines „Die letzten Schönerianer“, und Eduard Pichl, Verfasser einer sechsbändigen 
Schönerer-Biographie. 1938 unterstützte Hitler den Druck der beiden ausständigen Bände des seit 1912 
erschienenen und dem „deutschesten Mann der Ostmark“ gewidmeten „Gesamtwerks“, das von Hitler 
dann auch feierlich entgegengenommen wurde, bevor es in die große „nationalsozialistische Bibliothek“ 
aufgenommen wurde. 
Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. Die Ursprünge des Nationalsozialismus in der k. u. k. Mon-
archie. – Wien, Köln, Weimar: 2005. S. 5 und S. 626–628.
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In der Einleitung der Broschüre, die zu dieser Ausstellung im Wiener Messepalast her-
ausgegeben wurde, hieß es u. a.4: 
Keiner ist unter uns, der nicht eines Vorbildes bedürfte, wenn er die schweren Aufga-
ben, die dieser Krieg dem deutschen Volke stellt, meistern will. Wir haben das uner-
hörte Glück – ein Glück, um das uns alle kommenden Geschlechter beneiden wer-
den –, daß wir als lebendiges Vorbild den Führer unter uns sehen, arbeitend, kämp-
fend, siegend. Aber auch aus der geschichtlichen Vergangenheit unseres Volkes heben 
sich Männer empor, geeignet, Vorbilder auch heute noch zu sein; und unter diesen ist 
auch der Mann zu nennen, dessen 100. Geburtstag im Kriegsjahr 1942 gefeiert wird, 
Georg Ritter von Schönerer. 
Der Inbegriff seines politischen Wirkens und Wesens war Alldeutschland, das er selbst 
den Traum seines Lebens genannt hat. Dieses Alldeutschland ist durch den Führer in 
unseren Tagen herrliche Wirklichkeit geworden. Und eben darum können und sollen 
wir uns auch heute wieder des Mannes erinnern, der in trüben Jahrzehnten deutscher 
Geschichte ein Vorkämpfer für Alldeutschland gewesen ist. […].
Deckblatt der Broschüre, die anläßlich der vom 26. September bis 8. November 1942 
im Wiener Messepalast stattfindenden Ausstellung herausgegeben wurde
4) Wiener Ausstellungsverein im Einvernehmen mit dem Gaupropagandaamt der Gauleitung Wien der NSDAP 
(Hrsg.): Georg Ritter von Schönerer. Künder und Wegbereiter des Großdeutschen Reiches. – Wien: 
(1942). S. 5.
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Auf der Titelseite der Österreich-Ausgabe des „Völkischen Beobachters“ vom 17. Juli 
1942 findet sich in der anläßlich des 100. Geburtstages Schönerers erschienenen Laudatio 
des aus Deutschböhmen stammenden ehemaligen Mitglieds der „Deutschen Arbeiterpartei“ 
und nunmehrigen hochrangigen Nationalsozialisten Hans Krebs folgende Textpassage5: 
Während sich im Deutschen Reich der Vorkriegszeit nirgends nationalsozialistische 
Grundsätze, ja nicht einmal die antisemitische Idee durchzusetzen vermochte, entzün-
deten sich an den Volkstumsgrenzen des österreichischen Deutschtums im Ringen mit 
den anderen Völkern die nationalen Kräfte, die die von Schönerer begründete Alldeut-
sche Bewegung und die aus ihr um die Jahrhundertwende entstandene Deutsche Ar-
beiterpartei hervorbrachten.6
Dieses altösterreichische Erbe – Bruce F. Pauley7 nennt in diesem Zusammenhang vor 
allem den politischen Antisemitismus8, den alldeutschen Gedanken9 sowie den Widerstreit 
5) Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 5 f.  
6) Eine nahezu wortidentische Textpassage Hans Krebs’ findet sich schon im Schulungsbrief der NSDAP vom 
Mai 1937 unter dem Titel „Georg Schönerer, ein Sozialist ohne Furcht und Tadel“. Stein, Franz: Der 
Rufer der Ostmark. Georg von Schönerers Leben und Kampf. – (Krems/Donau: 1941). S. 19. 
7) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. Ursprünge und Entwicklung in Österreich. – Wien: 
1988. S. 29. 
8) Obwohl sich der religiöse Judenhaß in Österreich bis ins Mittelalter zurückverfolgen läßt, hat der moderne 
Rassenantisemitismus seinen österreichischen Ursprung sowohl in der Juden„befreiung“, die 1867 abge-
schlossen war, als auch in der darauffolgenden industriellen Revolution, die in beträchtlichem Ausmaß 
von jüdischem Unternehmergeist getragen wurde. Ebda. S. 29 f.
9) Nachdem Österreich aus dem Kampf um die Vorherrschaft in Deutschland besiegt hervorgegangen war, hat-
te sich ein Klein- und Alldeutschtum entwickelt, das die Angliederung an das Deutsche Reich unter 
preußischer Führung auch um den Preis der Aufgabe der slawischen Kronländer der Monarchie propa-
gierte und von katholisch-konservativer Seite immer wieder aufs schärfste attackiert wurde. 
Beispielsweise schrieb die katholisch-konservative „Innviertler Volkszeitung“ in ihrer Nummer 19 vom 
8. Mai 1886 unter dem Stichwort „Moderne Wallfahrer“: 
„Unsere Muster-Patrioten vom Schlage Schönerers, Knotz’, Strache’s u. s. f. haben auch heuer wieder 
Aussicht auf einen solennen ‘Wallfahrtszug’ nach Bismarckien, und zwar geht es diesmal nicht mehr 
wie im Vorjahre nach Sachsen, also gleichsam bloß in die Vorhalle des eigentlichen ‘Heiligthums’, son-
dern gleich direct in’s Centrum des letzteren, nämlich nach Berl in selbst, wo am 13. September l. J. ein 
von der sog. Gesellschaft für deutsche Colonisation einberufener al lgemein-deutscher  Congreß
stattfindet, der sich ‘die Stärkung der wirthschaftlichen Bande, welche das deutsche Volksthum auf dem 
ganzen Erdballe umspannen,’ und ‘die Befestigung des culturellen und geistigen Zusammenhanges aller 
Deutschen’ zur Aufgabe gestellt hat. Die in unseren ‘nurdeutschen’ Hetzblättern erlassene Aufforderung 
zur Theilnahme an diesem – bald hätten wir gesagt: Freimaurerfeste – Congresse schließt mit den 
Worten: ‘Wir empfehlen die Beschickung (desselben) unseren Nationalvereinen; eine günstigere 
Gelegenheit, Alldeutschland über die wirthschaftliche Lage und das nationale Ringen der Deutschen 
in Oesterreich aufzuklären, dürfte kaum mehr wiederkehren.’ Indeß wird es sich hiebei gemäß einer vor-
ausgehenden Bemerkung nicht nur um die ‘akademische Berathung’ der vorgenannten Programmpunkte 
handeln, sondern erhofft man vom Congresse auch ein ‘praktisches Resultat.’ Aus der etwas ‘verzwick-
ten’ Freimaurersprache in ehrliches Deutsch übertragen heißt es so viel wie: Die Deutsch-Nationalen in 
Oesterreich wallfahren nach Berlin, um dort nicht blos sich als die nach Erlösung lechzenden ‘Schmer-
zenskinder der Mutter Germania,’ als ruhmwürdige ‘Märtyrer ihrer deutschen Gesinnungstreue’ bewei-
nen, beziehungsweise feiern zu lassen und zum unverzagten Ausharren in den ‘noch bevorstehenden na-
tionalen Bedrängnissen’ zu stärken, sondern womöglich auch der endlichen Lösung ihrer eigentlichen 
Aufgabe wieder einen Schritt näher zu kommen, welche Aufgabe zweifelsohne mit derjenigen des erst 
kürzlich gegründeten Komotauer deutschnationalen Vereines identisch ist und somit nach der Erklärung 
eines Wortführers bei diesem Vereine darin besteht, zu bewirken, daß dort, ‘wo ehedem österrei-
chisch gedacht würde, jetzt ausschließlich deutsch gedacht und gehandelt werde.’ Wie wäre es, wenn 
die Herren von dem vermeintlichen ‘Gnadenorte’ an der Spree gar nicht mehr zurückkehrten, sondern 
sich dort gleich dauernd niederließen, sei es auch nur, um nach Herzenslust ‘deutsch denken und handeln’ 
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zwischen den einsetzenden nationalen Bestrebungen der Tschechen in Böhmen und Mähren 
und dem Wunsch der deutschsprachigen Bewohner dieser Kronländer, ihre überlegene wirt-
schaftliche und politische Position zu wahren10 – drückte der österreichischen nationalsozia-
listischen Bewegung zumindest bis in die frühen dreißiger Jahre seinen Stempel auf. 
Gerade dieses altösterreichische Erbe11 war es aber auch, das die Entwicklung der na-
tionalsozialistischen Ortsgruppe in der Grenzstadt Schärding, deren Geschicke bis zum Zu-
sammenbruch der Donaumonarchie durch die Liberalen bzw. die Deutschnationalen gesteu-
ert worden waren12, in besonderem Maße prägte, und dies soll im Folgenden nachgewiesen 
werden. 
zu können, ohne hierin durch den Anblick der österreichischen Reichsfarben und Wappenschilder beirrt 
zu werden? Vielleicht – es geschehen ja oft gar sonderbare Dinge in der Welt – hätte ein längerer Auf-
enthalt in der unmittelbaren Nähe ihres ‘Wallfahrts-Heiligen’ Bismarck das ‘Mirakel’ zur Folge, daß sie 
nach und nach von ihrer dermalen unheilbar scheinenden und sogar noch immer zunehmenden Krank-
heit, Preußenseuche genannt, gänzlich curirt werden und schließlich wieder nach den österreichi-
schen Fleischtöpfen zurückverlangen?“
Als markanteste alldeutsche Gruppe mag jene Georg Ritter von Schönerers (1842–1921) genannt sein –
mit ihrem rassischen Antisemitismus und ihrem Antiklerikalismus fanden sich Schönerers Anhänger 
schon früh in der NSDAP wieder –, doch gehen die alldeutschen Einflüsse weit über Schönerer hinaus. 
So waren neben den zahlreichen deutschnationalen Schutzvereinen – z. B. dem „Deutschen Schulver-
ein“, dem „Verein Südmark“, dem „Bund der Deutschen in Böhmen“ und dem „Bund der Deutschen in 
Mähren“ – vor allem die österreichischen Hochschulen Zentren alldeutschen Wirkens: 
Ausgehend von den studentischen Traditionen der Befreiungsbewegung, des Vormärz und der Revoluti-
on, traten hier vor allem die Burschenschaften als Träger der kleindeutschen Richtung auf, indem sie 
immer wieder Aktionen gegen Kirchen, Juden, Sozialdemokraten und Slawen setzten, nationale Feiern 
veranstalteten und sich in Verehrung ihres großen Vorbildes Bismarck ergingen. 
Jagschitz, Gerhard: Die Nationalsozialistische Partei. – In: Tálos/Dachs/Hanisch/Staudinger (Hrsg.): 
Handbuch des politischen Systems Österreichs. S. 236 f.
10) Die Erweiterung der politischen Vertretung und der sprachlichen Rechte der österreichischen Slawen unter
Ministerpräsident Eduard von Taaffe wurde von den deutschösterreichischen Nationalisten als Bedro-
hung ihrer bisherigen wirtschaftlichen und politischen Position, ja sogar als Gefährdung ihrer nationalen 
Existenz ausgelegt. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 31.
11) „Oesterreich war das Laboratorium für alle Wissenschaft vom Volkstum, zugleich der Nährboden systemati-
scher Volkwerdung, die vor unseren Augen aus geschichtslosen Stämmen handelnde Faktoren der neue-
sten europäischen Gruppierung gemacht hat“, beschrieb Alois Ciller, einer der Mitbegründer der „Deut-
schen Arbeiterpartei“, die Situation (Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. Geschichte und 
Entwicklung der nationalen Arbeiterbewegung im deutschen Grenzland. – Wien: 1932. S. 6); und Franz 
„Franco“ Stein, der – beeinflußt von Schönerer – maßgeblichen Anteil an der Gründung der deutschna-
tionalen Arbeiterbewegung in Österreich hatte, schrieb in seinem Buch über Schönerer, daß die deutsch-
nationale Arbeiterbewegung in Österreich „als erste nationale Arbeiterbewegung den Grundstein der na-
tionalsozialistischen Bewegung bildete“. Stein, Franz: Der Rufer der Ostmark. S. 17.
12) Alois Strebel schreibt in diesem Zusammenhang: „Die politische Arena in Schärding beherrschten ab der Mit-
te des vergangenen Jahrhunderts [= 19. Jahrhunderts; Anm. d. Verf.] bis zum Zusammenbruch im Jahre 
1918 die Liberalen, die sich im Laufe der Zeit zu Deutschfreiheitlichen, Deutschnationalen, Deutschfort-
schrittlichen, Freiheits- und Ordnungsparteilern, Großdeutschen u. später zu Nationalsozialisten mauser-
ten“; und in bezug auf die Parteigänger der Liberalen bzw. Deutschnationalen äußert sich Strebel folgen-
dermaßen: „Ihre Parteigänger rekrutierten sich aus den Reihen der Beamten- und Lehrerschaft, der Ärz-
te, der Gemeindeangestellten, der Bierbrauer und Granitwerkebesitzer, der Besitzer der größeren Ge-
schäftshäuser u. deren Angestelltenschaft usw. Führende Rollen spielten die Apotheker Kyrle, der Hotel-
besitzer Altmann und der Granitwerkebesitzer Markus Hölzl. Eduard Kyrle und Markus Hölzl vertraten 
die Industrial-Wahlorte Braunau, Ried, Schärding, Raab u. Engelhartszell wiederholt im Parlament resp. 
Landtag.“ Aufzeichnungen zur Parteigeschichte der Lokalorganisation Schärding der Sozialdemokrati-
schen Arbeiterpartei. Nachlaß Strebel.
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4.1. Die „Deutsche Arbeiterpartei“ –
die direkte Vorläuferin der österreichischen NSDAP 
Wenngleich die Wurzeln des österreichischen Nationalsozialismus weit ins 19. Jahr-
hundert zurückreichen, gilt aufgrund weiterführender Kontinuitäten doch die am 15. Novem-
ber 19031 in der nordböhmischen Stadt Aussig an der Elbe gegründete „Deutsche Arbeiter-
partei“ als direkte Vorläuferin der österreichischen NSDAP.
Die „Deutsche Arbeiterpartei“ war aus der deutschnationalen Gehilfen- und Arbeiter-
bewegung Böhmens und Mährens hervorgegangen, deren Anfänge in den achtziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts liegen. Durch die rasche Industrialisierung war hier zwischen Tsche-
chen und Deutschen eine heftige politische und wirtschaftliche Rivalität entstanden: Geför-
dert vom deutsch-liberalen Unternehmertum, waren aus den industriell weniger entwickelten 
slawischen Siedlungsgebieten viele – meist ungelernte – tschechische Arbeitskräfte in die hi-
storisch deutschsprachigen Gebiete zugewandert. Diese waren in der Regel einen niedrigeren 
Lebensstandard gewohnt und daher größtenteils bereit, auch für eine geringere Bezahlung als 
die in der Mehrzahl besser ausgebildeten deutschen Arbeitskräfte zu arbeiten. Die eingeses-
senen deutschen Arbeiter fühlten sich dadurch zusehends in die Defensive gedrängt. In den 
deutschen Städten wuchs die tschechische Minorität, und manchmal – wie in Prag und Pil-
sen – wurde sie sogar zur Mehrheit, was viele deutsche Arbeiter nun nicht nur den Verlust 
ihres Lebensunterhalts, sondern auch den ihrer Nationalität befürchten ließ.2
Die daraus resultierenden heftigen Nationalitätenkämpfe zwischen Tschechen und 
Deutschen, die durch die Badenischen Sprachenverordnungen noch zusätzlich angeheizt 
wurden3, griffen vom gemischten tschechisch-deutschen Siedlungsgebiet rasch auf die 
1) Damals hatten sich anläßlich der in Aussig stattfindenden „Reichskonferenz der völkischen Arbeiterverbände“ 
nahezu sämtliche Vertreter für die Schaffung einer deutschnationalen Arbeiterpartei entschieden, worauf 
sich die Bezirks- und Ländervertreter mit 44 gegen 2 Stimmen auf folgenden Beschluß einigten: 
„Die deutsche Arbeiterschaft hat auf politischem Gebiete entscheidende nationale, politische und kultu-
relle Interessen zu vertreten. Die volksfeindlichen Einflüsse, welche sich heute in Staat und Gesellschaft 
geltend machen, müssen im Interesse des arbeitenden Volkes gebrochen werden. Der politische Kampf 
der Arbeiter wendet sich daher weniger gegen diese oder jene Regierung, er ist stets von höheren Ge-
sichtspunkten geleitet und strebt die gänzliche Beseitigung aller Mißverhältnisse und die Herbeifüh-
rung gerechter Zustände auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens an. Die großen wirtschaftlichen und 
national-politischen Interessen der breitesten Volksschichten müssen zusammen die einzige Grundlage 
einer radikalen Volkspolitik bilden. Diese wird dann in einer kraftvollen Organisation der Massen ihren 
Rückhalt finden und eine Besserung unserer jammervollen national-politischen Verhältnisse herbeiführen 
können. Das arbeitende deutsche Volk politisch zu organisieren, seine bedeutenden poli t ischen Kräf-
te  freizumachen, betrachten wir als eine der wichtigsten Aufgaben einer ernsten deutschnationalen 
Arbeiterbewegung. Die Erfahrung der letzten Jahre hat uns aber gezeigt, daß in der bisherigen Gliede-
rung die Bewegung sich nicht entfalten kann. Die Reichskonferenz erklärt daher die Schaffung einer 
selbständigen Deutschen Arbeiterpartei in Oesterreich für notwendig und beschließt, an den Aufbau 
derselben sofort heranzutreten. Unseren bisherigen Grundsätzen getreu, rufen wir alle deutschen Arbeiter 
und alle Volksgenossen, die mit uns eines Geistes und Willens sind, zum Kampfe für: Volkstum, Frei-
heit  und soziale Gerechtigkeit!“ Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. Geschichte 
und Entwicklung der nationalen Arbeiterbewegung im deutschen Grenzland. – Wien: 1932. S. 40 f.
2) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 35.
3) Die sogenannten Badenischen Sprachenverordnungen für Böhmen und Mähren waren am 5. April 1897 erlas-
sen worden und sahen die zweisprachige Amtsführung auch in rein deutschen Gebieten vor; alle Beamten 
sollten daher innerhalb von drei Jahren beide Landessprachen beherrschen. In den deutschsprachigen 
Städten Böhmens und Mährens kam es daraufhin zum Aufruhr, der jedoch niedergeschlagen wurde. 
Die Sprachenverordnungen lösten aber auch in den Alpenländern (mit Graz als Zentrum) eine breite Op-
positionsbewegung aus, schien doch die privilegierte Stellung der Deutschsprachigen, ja der deutschen 
Kultur in Gefahr zu sein. Eine zügellose Demagogie der deutschnationalen Presse, mobilisierende deut-
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„kerndeutschen“ Kronländer der Monarchie über, sodaß es auch im „reindeutschen Kron-
land Österreich ob der Enns“ – 1899 betrug der Anteil der deutschsprachigen Bevölkerung 
hier 99,4 Prozent; 0,23 Prozent der Oberösterreicher gehörten damals der böhmisch-mäh-
risch-slowakischen Sprachgruppe an4 – immer wieder zu nationalen Auseinandersetzungen 
kam, waren doch – wie der Schärdinger Apotheker und liberale Landtagsabgeordnete Edu-
ard Kyrle im Rahmen eines Konzerts ausführte, das die hiesige Liedertafel im Juli 1889 
„zum Besten des deutschen Schulvereines in der Halle der Weber’schen Brauerei“ veran-
staltet hatte5 – „gerade die Bewohner der rein deutschen Länder in erster Linie berufen“, 
„zur Erhaltung deutscher Art und Sitte in den gemischtsprachigen Ländern der österr.-unga-
rischen Monarchie das Ihrige beizutragen, den bedrängten Stammesgenossen zu Hilfe zu 
eilen“. 
Daß sich die nationalen Streitigkeiten dabei nicht selten an Kleinigkeiten entzündeten, 
zeigt die zwischen dem „Rieder Sonntags-Blatt“ Nr. 79 vom 2. October 1898 und der „Wahr-
heit“ Nr. 3 vom 21. October 1898 ausgetragene Kontroverse hinsichtlich einer von tschechi-
schen Arbeitern verursachten nächtlichen Ruhestörung in Schärding: 
Das „Rieder Sonntags-Blatt“ hatte damals in seiner Nr. 79 vom 2. October 1898 zwei 
Artikel in dieser Angelegenheit veröffentlicht. Während man sich im ersten damit begnügt
hatte, festzustellen, daß am 24. September „böhmische Arbeiter aus den benachbarten indu-
striellen Etablissements“ nun schon zum wiederholten Male „nachts zwischen 12 und 3 Uhr 
sche Volkstage, die Etablierung der Deutschen Gemeinbürgerschaft und eine beispiellose Obstruktion im 
Reichstag formierten daraufhin eine breite Abwehrfront. (Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. 
S. 154 f.) Der alldeutsche Abgeordnete Karl Hermann Wolf wütete im Parlament z. B. gegen die Tsche-
chen: „Wenn man uns Deutsche [!] zumutet, die Sprache eines solchen kulturell minderwertigen Volkes 
uns aufdrängen zu lassen, so werden wir uns dagegen natürlich auf das allerentschiedenste wehren.“ Bei 
diesem emotionalen Pathos ging es jedoch vorwiegend um nüchterne Interessenpolitik: Die tschechischen 
Beamten konnten zumeist Deutsch als zweite Sprache, die deutschsprachigen Beamten jedoch kein 
Tschechisch. Karrieren standen zur Disposition, weshalb die Studenten am lautesten tobten. (Ebda. S. 
226 f.) Als Ministerpräsident Badeni schließlich der durch die Obstruktion ausgelösten Lähmung des Par-
laments durch eine gesetzeswidrige Änderung der Geschäftsordnung zu begegnen suchte, stürmten sozi-
aldemokratische Abgeordnete am 26. November die Präsidententribüne. Beim darauffolgenden Polizei-
einsatz wurden 10 Abgeordnete (8 Sozialdemokraten sowie Schönerer und Wolf) aus dem Sitzungssaal 
abgeführt. In Wien und Graz kam es daraufhin zu Zusammenstößen zwischen Bürgern, Arbeitern, Stu-
denten und Militär, worauf Badeni am 28. November zurücktrat. Die Krise war damit aber noch nicht be-
endet, denn der Reichsrat war aufgrund des Nationalitätenkonflikts nach wie vor arbeitsunfähig und die 
Obstruktion im Parlament trieb die Regierung zum Mißbrauch des Notverordnungsrechtes, des Paragra-
phen 14 des Staatsgrundgesetzes. Erst die am 2. Oktober 1899 gebildete Regierung Clary-Aldringen hob 
schließlich die Badenischen Sprachenverordnungen auf, die politischen Verhältnisse blieben aber weiter-
hin zerfahren. Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. IV. – S. 181 f.
Auch in Oberösterreich sorgten die Sprachenverordnungen für Aufregung, weshalb sich der Landtag im-
mer wieder mit dieser Problematik zu befassen hatte: So forderten die deutschnationalen Landtagsabge-
ordneten die Regierung z. B. am 10. Jänner 1898 zur sofortigen Zurücknahme der Sprachenverordnun-
gen auf, und am 28. Dezember 1898 beauftragte der Landtag den Landesausschuß, einen Gesetzesent-
wurf vorzulegen, wonach Deutsch als alleinige Unterrichtssprache in Oberösterreich einzuführen sei. 
4) Slapnicka, H./Marckhgott, G: Aufbau der Demokratie. S. 71.
5) In seiner mit 16. Juli datierten „Original-Correspondenz“ aus Schärding teilte das „Rieder Sonntags-Blatt“ 
1889, Nr. 56 weiters mit, daß sich das Konzert, das dank „der gütigen Mitwirkung“ der Passauer Lieder-
tafel „einen glänzenden Verlauf“ genommen hatte, „zu einer echten deutschnationalen Kundgebung“ ge-
staltet habe. Apotheker Kyrle dankte im Namen der Ortsgruppe Schärding des deutschen Schulvereines 
den Veranstaltern des Konzerts, begrüßte die erschienenen Gäste auf das herzlichste und sprach dann 
eingehend über die Zwecke und Ziele des deutschen Schulvereines, wobei er die bisher erzielten großar-
tigen Erfolge desselben vor Augen führte. Zum Schlusse dankte Herr Kyrle den Passauern für ihr freund-
liches Entgegenkommen und schloß mit dem „so schönen Spruche ‘Im Herzen eins, im Worte gleich, ist 
Deutschland und Deutschösterreich.’“ 
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johlend und tschechische Lieder brüllend durch das Passauer Thor“ gezogen und dadurch 
die Nachtruhe gestört hätten, weshalb man sich frage, was „man in Prag oder in einer ande-
ren tschechischen Stadt thun“ würde, „wenn deutsche Arbeiter auf diese Weise ‘Provokace’ 
machen würden“, ging man im zweiten Beitrag näher auf den Vorfall ein und unterbreitete 
dann auch gleich einen Vorschlag zur „Lösung“ des Problems. Dieser Artikel trägt den Titel 
„Nächtliche Ruhestörung“ und ist als „Original-Correspondenz“ aus Schärding vom 27. 
September ausgewiesen:  
Am Samstag, 24. d., sowie schon an mehreren Samstagen wurden die Bewohner der 
Passauerstraße durch argen Lärm aus ihren [!] Schlaf gestört. Einige Bewohner [!] 
dieser Straße wurde denn die Sache doch einmal zu dumm und schauten aus den Fen-
stern, um zu sehen, wer denn eigentlich die nächtlichen Ruhestörer sind. Und siehe da, 
es waren tschechische Arbeiter aus einer nahe gelegenen Fabrik am Bahnhof von dort 
lärmend, johlend und tanzend, nicht einmal anständig gekleidet, sondern barfuß oder 
mit Holzschuhen, so wie sie aus der Werkstätte am Samstag kommen, ziehen sie in die 
Stadt, besuchen da mehrere Gast- und Caféhäuser, und um 1–3 Uhr nachts geht’s un-
ter großen [!] Lärm auf den Heimwege. Ist doch unsre Stadt eine kerndeutsche, so 
sollte man doch trachten, diese tschechischen Arbeiter zu belehren, wie sie sich zu be-
tragen haben; wenn das nichts nützt, so sollte der Herr Fabriksbesitzer, der doch ein 
geborener Oberösterreicher, also auch deutscher Mann ist, die Tschechen entlas-
sen, und deutsche Arbeiter einstellen, es gibt genug deutsche Arbeiter, die wieder froh 
wären, einen anständigen Posten zu bekommen. Wie würde es deutschen Arbeitern 
ergehen, wenn sie im schönen Wenzel-Lande so nächtliche Ruhestörungen verursa-
chen würden, man würde ihnen Mores lernen, und so sollen wir Deutsche es auch 
den Tschechen machen.
Die „Wahrheit“, das Parteiblatt der oberösterreichischen Sozialdemokraten, sah sich 
daraufhin im Sinne der internationalen Solidarität der Arbeiterklasse – am 31. Juli 1892 hat-
te in Schärding die erste sozialdemokratische Versammlung stattgefunden6, ab 1893 gab es 
hier eine sozialdemokratische Organisation7 – sofort veranlaßt, diese Äußerungen als einsei-
tige deutschnationale Stimmungsmache zurückzuweisen8:  
6) Die katholisch-konservative „Innviertler Volkszeitung“ teilte dazu am 5. August 1892 u. a. mit: „Verflosse-
nen Sonntag wurde bei Kosch die erste socialdemokratische Versammlung abgehalten [laut Alois Strebel 
führte Gen. Ferdinand Kriekl, ein Arbeiter aus der Zündholzfabrik, den Vorsitz; Anm. d. Verf.]. Die Ein-
ladung, auf rothem Papier gedruckt, war überall placatiert und in die Häuser geschickt worden, und rich-
tete sich an die Arbeiter, Kleingewerbetreibenden und Bauern. Wie nicht anders zu erwarten, denn die 
Neugierte [sic!] ist groß, war der mäßig große Saal dicht gefüllt [laut Strebel rekrutierten sich die Zuhö-
rer aus den Arbeitern u. Arbeiterinnen der Steinbrüche, der Zündholzfabrik u. der Maschinenfabrik Be-
ham; Anm. d. Verf.]. Der Hauptredner aus Wien [laut Strebel handelte es sich um den Sozialdemokraten 
Franz Schuhmeier; Anm. d. Verf.] sprach über alles Mögliche: über die darwinische Theorie (der Mensch 
das bestentwickelte Thier), Volksbildung, Clericalismus, Lage der Arbeiter in den Großhandelsplätzen, 
achtstündige Arbeitszeit und richtete schließlich einen warmen Appell an die Zuhörer, das Gehörte zu 
bewahren, aber auch nach außen darnach thatkräftig wirken zu wollen, sowie er auch noch erwähnte, 
daß später durch Errichtung eines Lesezimmers oder auf ähnliche Art für geeignete (?!) Arbeiterlectüre 
gesorgt werden würde. […].“
7) In der „Innviertler Volkszeitung“ wurde am 13. Jänner 1893 unter Schärding mitgeteilt, daß hier am 26. De-
zember die konstituierende Versammlung des „Allgemeinen Arbeiter-Vereines“ stattgefunden habe und 
sich sofort 93 Mitglieder „einzeichnen“ ließen, „welche größtentheils der Steinindustrie angehören. Die-
selben sind zumeist Kleinhäusler.“ 
Alois Strebel, der in seinen Aufzeichnungen zur Parteigeschichte der SDAP die ersten Versuche, in der 
Stadt Schärding eine sozialistische Arbeiterbewegung ins Leben zu rufen, in der ersten Hälfte des Jahres 
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Schärding. (Die Rettung des Deutschthums.) In einem Rieder Blatte war unlängst 
eine Correspondenz aus Schärding enthalten, in welcher mit großer Entrüstung mit-
getheilt wurde, daß czechische Arbeiter an Sonntagen nach der Lohnzahlung lärmend 
und johlend durch die Passauerstraße gezogen waren und dabei ein czechisches Lied 
gesungen hatten: Wir hätten gewiß nichts gegen diese Notiz einzuwenden, wenn sie 
sich gegen die Ruhestörung überhaupt wenden würde, da wir es ebenfalls verurthei-
len, wenn Trunkenbolde nachts plärrend durch die Straßen ziehen, gleichgiltig, ob es 
nun Czechen sind, die „Hej slovane“, oder Deutsche, die die „Wacht am Rhein“ brül-
len. Der deutsche Ingrimm richtet sich aber nicht gegen die Ruhestörer als solche, 
sondern gegen die Czechen und den czechischen Gesang und nach deutschnationaler 
Manier gibt er auch gleich das Mittel an, wie man sich diese „Eindringlinge“ vom 
Halse schaffen kann, um den „deutschen“ Saufbrüdern das ausschließliche Recht zur 
nächtlichen Ruhestörung durch Heilgesänge zu sichern.9 Es wird der deutsche Fabri-
1895 ansetzt [Strebel war im Jahr 1897 nach Schärding zugewandert und am 15. November als Buch-
drucker bei Vees in Arbeit getreten. Acht Tage später machte ihn der Arbeiter-Bildungsverein zu seinem  
Schriftführer; Anm. d. Verf.], schreibt in diesem Zusammenhang: „Zu dieser Zeit waren Steinarbeiter 
aus Mauthausen hier in Arbeit getreten u. Schärdinger Steinarbeiter, die in Deutschland, Schweden, Böh-
men usw. gearbeitet hatten, in die Heimat zurückgekommen. Zu ihnen gesellten sich einige Handwerks-
burschen, die vorübergehend hier Arbeit genommen hatten. Diese fremden u. zurückgekommenen Arbei-
ter wurden zu eifrigen Predigern der sozialistischen Sache. […]. Bald ertönte allgemein der Ruf: Schlie-
ßen wir uns zusammen, schaffen wir uns bessere Arbeitsbedingungen, schaffen wir uns besseren Lohn! 
Machen wir es den deutschen Arbeitern nach, gründen wir eine Sektion des Allgemeinen Arbeiter-Bil-
dungsvereines u. später Gewerkschaften! Die Zusammenkünfte dieser Männer fanden in der Vorstadt im 
‘Gasthaus zum Feldwirt’ statt. […].“ Zum ersten Vorsitzenden des hiesigen Arbeiter-Bildungsvereins –
bis zum Jahre 1905/06 gehörten diesem Verein und später der Sozialdemokratischen Lokalorganisation 
Schärding hauptsächlich Steinarbeiter, Maurer u. Mechaniker (Behamfabrik) an; zu ihnen stießen ab 
1906/07 die Eisenbahner – wurde laut Strebel der Steinarbeiter Ludwig Reiter gewählt und zu seinem 
Stellvertreter Genosse Hans Leander, Steinbruchschmied. Die Zahl der Mitglieder „hielt sich um die 70 
herum“. Jeden Sonntag gab es Zusammenkünfte. Das „Gasthaus zum Grünen Baum“ wurde „auf lange Jah-
re hinaus“ zum Vereinslokal der Sozialdemokraten der Stadt. Bei den Zusammenkünften wurden die Zei-
tungen „Wahrheit“ und das „Tagblatt“ verkauft. Auch die niederösterreichischen Zeitungen „Volksstim-
me“ u. „Das Volk“ wurden „fleißig verkolportiert u. gekauft“. „Aus dem Erlös der Kolportage kam nach 
u. nach eine ganz schöne Summe Geld zusammen. Diese erhöhte sich noch durch den Verkauf von ‘Arbei-
terzündern’. Mehrere Genossen, die als Steinarbeiter in Böhmen gearbeitet hatten, ließen Prager Wurst-
waren u. Stelzen schicken, auch davon blieb dem Arbeiterbildungsverein ein Gewinn, desgleichen aus 
dem Verkauf von Margarine; die besten Abnehmer derselben waren hiesige Hotels!“ Mit diesem Geld 
gelang es dem Verein, dem damals auch viele böhmische Gießer angehörten – „Damals klang die böh-
mische Marseillaise […] mit dem deutschen ‘Wohlan, wer Recht u. Freiheit achtet’ zusammen“, schreibt 
Strebel –, u. a. eine Bibliothek mit „Parteischriften u. dergleichen“ anzuschaffen. Nachlaß Strebel.
8) „Die Wahrheit. Socialdemokratisches Volksblatt für Oberösterreich“, Nr. 3 vom 21. October 1898, S. 2.
9) Wiederholt finden sich in den Aufzeichnungen Alois Strebels Hinweise auf Alkoholexzesse vornehmlich jun-
ger Männer [„echt deutscher Eichen“, „germanischer Recken“] aus den sogen. „besseren Kreisen“ der 
Stadt [„N. N. war ein unverbesserlicher Säufer. Die ausgepichtesten Steinhauer – sie konnten viel, sehr 
viel leisten im Trinken – waren Waisenknaben gegen N. Ns. Trinkfestigkeit.“]. 
Laut Strebel ging es auch bei den Festen der „Liedertafel“ und des „Deutschen Turnvereines“ „immer 
hoch her“: „Die Honoratioren der Stadt verschönten dieselben durch ihren Besuch. Der Obmann wandte 
sich in einer formvollendeten Ansprache an die hochgeschätzten u. allseits verehrten Bürger der kern-
deutschen Stadt, entbot ihnen den Dank des Repräsentanzvereines deutschen Gemütes. Darauf durch-
brausten deutsche Klänge aus deutschen Kehlen das Lokal. Der Bürgermeister gratulierte den Jubilaren, 
die einen silbernen Eichenkranz als Geschenk erhielten. Einer der Jubilare dankte; seine sonst volltönende 
Stimme vibrierte in sichtlicher Ergriffenheit […]. Nun sprach in treudeutscher Weise Vizebürgermeister 
Eduard Kyrle den Dank um die deutsche Sache! Die Festesstimmung wuchs bis zur Seelenharmonie hin-
an (um 12 Uhr nachts) als sich der Schwarm verlaufen hatte und unter den Fidelsten eine nächtliche Ta-
felrunde abgehalten wurde. […].“ Nachlaß Strebel.
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kant aufgefordert, die czechischen Arbeiter zu entlassen, um das Deutschthum zu ret-
ten. Das ist eine ganz gemeine Handlungsweise, würdig eines „deutschen“ Mannes. 
Wegen einiger czechischer Säufer und einem deutschen Narren wird voraussichtlich 
die Existenz vieler Arbeiter nicht vernichtet werden. Der deutsche Artikler möge beim 
Schließlederhaus vorbeigehen, dort findet er einen Spruch10, den er beherzigen möge.
Das aus dem 17. Jahrhundert 
stammende „Trutzbild“ auf 
dem Schließlederhaus mit dem 
oben angesprochenen Sinnspruch
Die Folge dieser ständigen Auseinandersetzungen war, daß sich viele deutsche Arbei-
ter in eigenen Vereinen gegen die „slawischen Lohndrücker“ zu organisieren begannen11, 
und schon bald gab es keine größere Stadt in Österreich, in der sich nicht ein Ortsverein na-
tionalgesinnter Arbeiter gebildet hätte. Diese deutschen Arbeitervereine suchten ihre Mit-
glieder nicht wie die Sozialdemokraten durch übernationalen Klassenkampf interessenpoli-
tisch zu vertreten12, sondern für sie war eine scharfe deutschnationale Defensivpolitik gegen-
10) Dabei handelt es sich um die Inschrift des aus dem 17. Jahrhundert stammenden „Trutzbildes“ mit folgen-
dem Wortlaut: „Heuchler, / zieh’ zuvor den Balken aus deinem Auge / dann magst du sehen wie du den 
Splitter aus deines Bruders Auge zieh’st. Luc. VI. 42.“ 
11) Der erste deutsche Gesellenverein war im Mai 1885 in Budweis gegründet worden, um „die Ueberflutung 
dieser Stadt durch tschechische Lohndrücker zu verhindern“ und „den deutschen Gesellen ihren heimi-
schen Arbeitsplatz zu sichern“. Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. 
(= Arbeit und Volk. Zeitschrift für die Bestrebungen der nationalen Gewerkschaftsbewegung. 3. Jg., 
F. 1/2). – Wien: 1932. S. 3.
 Wenige Monate später, am 27. März 1886, folgte dieser Vereinsgründung dann die Gründung des 
„Deutschen Gehilfenvereines“ in Reichenberg. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 351.
12) Zu den marxistischen Ideen einer internationalen Solidarität der Arbeiterklasse nahm Alois Ciller in seinen 
Ausführungen zur Geschichte und Entwicklung der nationalen Arbeiterbewegung im deutschen Grenz-
land z. B. folgendermaßen Stellung: „Es gibt keine Menschheit, sondern nur Völker mit naturgegebenen 
Anlagen und bestimmten Aufgaben im ewig neuen Werden der Welt. Jede Hoffnung auf einen kommen-
den höherwertigen Rassenbrei ist eitel und wider die Natur.
Zeitlich und in den Aufgaben übereinstimmend entsteht die Arbeiterfrage der industriell entwickelten 
Völker. Eine riesenhaft anschwellende Masse, aus dem ländlichen Heimatboden entwurzelt, ballt sich in 
Städten und Industriegemeinden zusammen. Langsam greift durch Gewerkschaftsgliederung und Gesetz-
gebung eine soziale und rechtliche Ordnung durch. Der Kulturdrang der unverdorbenen Schichten unter 
den Besitzlosen sucht Licht und Lebensziel, Anerkennung und gerechte Wertung von Arbeit und Wissen 
im Volksstaat. Das diesen Wünschen von fremder Hand aufgeprägte Programm internationaler Gleichheit 
und herdenmäßiger Gefolgschaft für jüdisches Gauklertum und dessen weltumspannende Machtpläne 
hat mit dem wahren deutschen Arbeitergedanken nichts zu tun.“ Ciller, A[lois]: Vorläufer des National-
sozialismus. S. 4 f.
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über ihren slawischen Arbeitsplatzkonkurrenten vorrangig13, sodaß die sozialen und wirt-
schaftlichen Fragen zugunsten der politischen Anliegen – dabei ging es angesichts der schnell 
fortschreitenden Nationswerdung der Slawen in der westlichen Reichshälfte einerseits um 
einen partiellen Nationsbildungsprozeß der Deutschsprachigen in Richtung „deutsche Nati-
on“ und andererseits um die Sicherung der privilegierten Stellung der Deutschen in Öster-
reich14 – rasch in den Hintergrund traten.
Gleichzeitig wurde immer wieder der Wunsch nach Gründung eines Gesamtverbandes 
laut15, die in den einzelnen Vereinen vertretenen Ansichten klafften anfangs jedoch zu weit 
auseinander, als daß man sich auf eine gemeinsame Linie hätte einigen können.
Während sich die weniger radikalen „deutschnationalen“ Vereine erst am 10./11. April 
1898 auf die Gründung des „Verbandes deutscher Gehilfen- und Arbeitervereinigungen in 
Oesterreich“ verständigten16, hatten sich viele der nationalistischen Arbeitervereine schon
13) Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Nationalsozialismus (1904–1945). – In: Ackerl, 
Isabella/Hummelberger, Walter/Mommsen, Hans (Hrsg.): Politik und Gesellschaft im alten und neuen 
Österreich. Festschrift für Rudolf Neck zum 60. Geburtstag. Bd. II. – Wien: 1981. S. 167.
14) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 121.
15) Zu diesem Zweck war schon für den 4. November 1888 durch Moritz Fleck, den Obmann des Reichenberger 
Vereines, der 1. Deutsche Gehilfentag für Böhmen und Mähren nach Reichenberg einberufen worden. 
Das Vorwort der Verhandlungsschrift lautete: „Die gegenwärtige Zeit der nationalen Bedrängnis erfor-
dert mehr denn je, daß alle Kreise und Schichten des deutschen Volkes in Österreich fest zusammenhal-
ten und sich alle an der nationalen Arbeit beteiligen. Bis vor Kurzem fehlte in den Reihen der nationalen 
Streiter ein Stand, welcher ganz besonders berufen ist, auf nationalgewerblichem Gebiete hervorragen-
des zu leisten … (Es wurden) Deutsche Gehilfenvereine gegründet, welche den Zweck haben, das Be-
wußtsein der nationalen Zusammengehörigkeit unter ihren Mitgliedern zu beleben, dieselben in Notfäl-
len zu unterstützen und für die geistige Fortbildung zu sorgen.“ Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vä-
tergeneration. S. 352.
Mit der Betonung, daß die Gehilfenvereine einen gewerblichen „Stand“ vertreten würden, ergab sich ein 
erstes, deutliches Unterscheidungsmerkmal zur Sozialdemokratie, die programmatisch eine „Klassen“-
bewegung mit dem Ziel der Überwindung des Klassengegners sein wollte: Ein „Stand“ zu sein hieß, in 
Kontinuität zu den Zünften, einen Kontext mit anderen gesellschaftlichen Gruppen herzustellen und so 
einen Stand unter Ständen zu bilden, um speziell „ein Glied in der Kette der nationalen Streiter zu sein“. 
Burschofsky, Ferdinand: Beiträge zur Geschichte der deutschnationalen Arbeiterbewegung in Öster-
reich. Bd. 1. – Hohenstadt: 1913. S. 7. – Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 352.
In seinem Referat anläßlich dieses Gehilfentages beschrieb Moritz Fleck die Situation u. a. dann so: „An 
der gegenwärtigen traurigen Lage der deutschen Gehilfen trägt hauptsächlich die nationale Lauheit der 
deutschen Meister die Schuld. Die tschechischen Arbeiter werden bevorzugt, weil sie billiger arbeiten 
und sich, da sie gar keine Standesehre besitzen, die niederträchtigste Behandlung gefallen lassen. Die 
deutschen Gehilfen verlangen nichts Ungebührliches; sie wollen nur menschenwürdig existieren. Durch
die tschechische Konkurrenz sind heute die Löhne derart herabgedrückt, daß weder Meister noch Gehil-
fe etwas verdienen können.[…] Deutsche Meister, welche sonst auf der Bierbank mit ihrem Deutschtum 
großtun, wohl auch in verschiedenen nationalen Vereinen das große Wort führen, beschäftigen mit Vor-
liebe tschechische Gehilfen. Diese Leute sollten vor allen Dingen national handeln und ihr eigenes Haus 
rein halten, dann würde es nicht möglich sein, daß deutsche Ortschaften tschechisiert werden. […] Die 
Geschichte lehrt uns, daß jedes Volk, welches auf sein Volkstum nichts hält, auch wirtschaftlich zugrun-
de geht. Deshalb ist es Pflicht jedes Deutschen, sich an der nationalen Arbeit zu beteiligen.“ Die Grün-
dung eines Zentralverbandes kam damals jedoch nicht zustande. Haubenberger, Leo: Der Werdegang der 
nationalen Gewerkschaften. S. 4 u. Ciller, A.: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ost-
mark. – Hamburg: (1939). S. 55.
16) Nach seinem Sitz wurde er kurz „Mährisch-Trübauer Verband“ genannt. Der Gründungsbeschluß war im Bei-
sein von 43 Vertretern aus 31 Vereinigungen gefallen; auch Wien war damals vertreten, u. z. durch Fried-
rich Decker. Zum Obmann der Verbandsleitung wurde damals Ferdinand Burschofsky gewählt und zu sei-
nem Stellvertreter Ludwig Vogel vom „Deutschvolklichen Arbeiterbund“. Ciller, A[lois]: Vorläufer des 
Nationalsozialismus. S. 26 u. Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. S. 4 f. 
Zur Verbandszeitung bestimmten die Tagungsteilnehmer den „Deutschen Gehilfen“, der ab 1. August 
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1893 im „Deutschnationalen Arbeiterbund“ zusammengeschlossen, der von Franz „Franco“ 
Stein mit Unterstützung Schönerers im Juli 1893 gegründet worden war. Dieser fußte auf 
dem sogenannten „Linzer Programm“17 und betrachtete sich als Teil der alldeutschen Bewe-
gung. 
Auf ihrer Tagung in Eger zu Pfingsten 189918 legte die völkische Arbeiterbewegung 
dann ihre Forderungen in einem „sozialpolitischen Programm der deutschvölkischen Arbei-
terschaft“ nieder19 und erklärte sich offiziell als Bestandteil der von Schönerer gegründeten 
„Alldeutschen Partei“:
Die deutschnationale Arbeiterschaft bildet einen Bestandteil der auf dem Linzer Pro-
gramme fußenden deutschnationalen Partei, innerhalb welcher sie sich mit den übri-
gen ehrlich arbeitenden Ständen des deutschen Volkes, mit dem Bauern, Gewerbe-
und Handeltreibenden und den geistig arbeitenden Berufsständen zur gemeinsamen 
Erkämpfung politischer und nationaler Rechte sowie einer besseren sozialen Stellung 
vereinigt. […].20
Die nun folgenden Grundsätze stellen eine Verknüpfung eines von Schönerer gepräg-
ten, demokratischen, antiliberalen Programms mit einem antikapitalistischen Programm so-
zialdemokratischer Prägung dar und können – laut Michael Wladika21 – als erstes national-
sozialistisches Grundsatzprogramm betrachtet werden:
Die Gesamtheit des Volkes ist verpflichtet, jedem einzelnen ehrlich arbeitenden Volks-
genossen ein menschenwürdiges Dasein, gebührenden Anteil an dem Ertrage der na-
1898 zweimal monatlich erschien und sich nunmehr „Der deutsche Arbeiter, Zeitschrift der deutschvolk-
lichen arbeitenden Stände Österreichs, gegründet als der deutsche Gehilfe“ nannte. 
Am 1. Juni 1898 nahm der „Mährisch-Trübauer Verband“ seine Tätigkeit auf. Ende des Jahres 1901 ge-
hörten ihm bereits 85 Vereine, darunter 10 Arbeiterinnenverbände mit 14.400 Mitgliedern an. Für die 
nötige „ideologische Schulung“ sorgte Franz Stein, dessen Ziel es war, allen Vereinigungen, sobald sie 
sich nur irgendwie deutschnational nannten, eine politische Grundlage zu geben. Wladika, Michael: Hit-
lers Vätergeneration. S. 482.
17) Dieses Programm war 1882 von Georg von Schönerer, Victor Adler, Heinrich Friedjung und Alois Perners-
torfer erstellt worden und befaßte sich neben den sozialen und wirtschaftlichen Fragen der Donaumonar-
chie auch mit den nationalen Fragen im Vielvölkerstaat. So wurde z. B. gefordert, daß diejenigen Länder 
der österreichisch-ungarischen Monarchie, die ehemals dem Deutschen Bund angehört hatten, für sich 
ein möglichst unabhängiges und streng einheitlich organisiertes Ganzes bilden sollten. In  diesem Gebiet 
sollte der deutsche Charakter gewahrt bleiben, und deshalb müßte die deutsche Sprache durch ein Ge-
setz zur Staatssprache erklärt werden. Außerdem sollte die Zusammenarbeit mit dem Deutschen Reich 
intensiviert werden. Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. IV. – S. 158. 
18) Eingeladen zu diesem Vertretertag, der den Zweck verfolgte, „die nationale Arbeiterschaft politisch zu orga-
nisieren und sie der alldeutschen Bewegung in Österreich anzuschließen“, hatte Franz „Franco“ Stein. 
Karl Hermann Wolf, dessen im April 1899 aufgelöster „Verein der Deutschnationalen in Österreich“ da-
mals gerade als „Deutschnationaler Verein für Österreich“ wiedererstanden war, versprach im Rahmen 
dieser Tagung, daß sich seine deutschradikale Partei für die gerechte Sache der Arbeiter einsetzen wer-
de, und schloß seine Ausführungen mit der Aufforderung, nicht zu bescheiden in den Forderungen zu 
sein, für die das ganze Volk eintreten müsse. 
Hans Knirsch, der sich maßgeblich an der Einberufung nach Eger beteiligt hatte, erlebte auf diesem Ar-
beitertag seinen ersten großen Auftritt. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 490 f. 
19) Es war vom damaligen Handelskammersekretär, dem späteren Sektionschef und österreichischen Gesandten 
in Berlin, Richard Riedl, verfaßt worden und wurde einstimmig angenommen. Stein, Franz: Der Rufer 
der Ostmark. S. 18.
20) Rühle, Gerd: Das Großdeutsche Reich (früher: Das Dritte Reich). Dokumentarische Darstellung des Auf-
baus der Nation. Die österreichischen Kampfjahre 1918–1938. – Berlin: (1940). S. 71 f.
21) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 492.
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tionalen Arbeit und den Mitgenuß der idealen Güter unserer Kultur zu sichern, daher 
fordern wir:
 I. die Wahrung der Freiheit und Ehre der Arbeit und die rechtliche und tatsächli-
che Anerkennung der Stellung des Arbeiters als eines gleichberechtigten Tei-
les beim Abschlusse des Arbeitsvertrages; volle und unbeschränkte Koaliti-
onsfreiheit;
 II. die Anerkennung des Rechtes auf Arbeit; im Falle der Arbeitslosigkeit oder in 
jenem der Arbeitsunfähigkeit Gewährung des entsprechenden Unterhalts;
III. die Sicherung gebührender Entlohnung der Arbeit;
IV. die Sicherung des Arbeiters gegen die Gefährdung seines Lebens und seiner 
Gesundheit;
V. ausreichende Vorkehrungen zur Durchführung aller Maßnahmen, welche zur 
Erreichung dieser Ziele erforderlich sind.22
Anschließend folgten in 25 Punkten umfassende Forderungen sozialpolitischer Natur. 
Das Programm selbst war gänzlich frei von antisemitischen Formulierungen. Am Schluß ver-
wies allerdings ein eigener Punkt noch einmal auf die Bestimmungen des Linzer Programms 
inklusive des von Schönerer eingeführten Arierparagraphen.23
Damit marschierte die völkische Arbeiterbewegung nun gemeinsam mit den alldeut-
schen Parteien unter Schönerers Führung.24 Diese schlossen sich nach den Wahlen des Jah-
res 1901 im Parlament als „Alldeutsche Vereinigung“ zusammen und unterzeichneten fol-
gende Erklärung25: 
Wir streben ein solches bundesrechtliches Verhältnis der deutschösterreichischen 
Länder (ehemaligen deutschen Bundesländer) mit dem Deutschen Reiche an, das die 
Erhaltung unseres Volkstums dauernd sichert.
Wir bekämpfen daher jede Regierung, die diesem unserem Ziele entgegenwirkt, und 
können an Loyalitätskundgebungen nicht teilnehmen, solange eine derartige Regie-
rungspolitik besteht.
Unser Volkstum von jedem fremden, daher auch vom jüdischen Einfluß freizuhalten 
und uns von Rom loszusagen, halten wir für unsere selbstverständliche Pflicht.
22) Rühle, Gerd: Das Großdeutsche Reich. S. 71.
23) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 494.
24) Anläßlich der anstehenden Reichsratswahlen, zu deren Teilnahme und Wahlpropaganda jeder deutsche Ar-
beiter verpflichtet worden war, richtete sich die Agitation der deutschvölkischen Arbeiterbewegung er-
wartungsgemäß gegen die Sozialdemokratie, aber auch mit voller Schärfe gegen das „miserabel verwalte-
te Vaterland“ sowie gegen das „mobile Großkapital“ der Kartelle. Einzige Abhilfe würde eine „soziale 
Reform auf nationaler Grundlage“ schaffen. Die Verwirklichung dieses Zieles bedingte jedoch zuerst die 
Wahl von radikal-nationalen Abgeordneten, „damit diese in Vertretung des Volkes mit dröhnendem 
Schritt in das Reichsratsgebäude hineintreten können, um dort Ordnung zu machen, wie es sich in einem 
Hause gehört, das aus deutschem Blut und deutschem Fleiß vor allen anderen Völkern erbaut wurde … 
Alles werden wir erzwingen müssen, natürlich auf gesetzlichem Wege, dazu haben wir den Stimmzettel: 
Wir wählen radikalnational gegen das mobile Großkapital!“ („Der Hammer“, Nr. 38 vom 22. September 
1900). Der Kampf gegen die Korruptions- und Protektionswirtschaft der jüdischen Kartelle sollte dabei 
von den Arbeitern zusammen mit den Meistern aufgenommen werden, denn die völkische Arbeiterschaft 
sei nur ein Glied der Partei und brauche den Rückhalt im Volk. Zit. nach ebda. S. 500.
Das Wahlergebnis brachte den Alldeutschen dann einen Anstieg von 8 auf 21 Mandate. Sie hatten damit 
nur 4 Mandate weniger als die Christlichsozialen und 11 Mandate mehr als die Sozialdemokraten. Ebda. 
S. 502. 
25) Rühle, Gerd: Das Großdeutsche Reich. S. 72.
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Schon nach knapp einem Jahr zerbrach diese Vereinigung jedoch aufgrund unüber-
brückbarer Zwistigkeiten zwischen Georg von Schönerer und Karl Hermann Wolf in strei-
tende Splittergruppen. 
Dem Reichsrathsabgeordneten Karl Hermann Wolf
gewidmete Correspondenz-Karte26
26) Karl Hermann Wolf, geboren am 27. 1. 1862 in Eger in Böhmen, Schriftsteller, hatte nach dem Gymnasium 
in Reichenberg an der Universität in Prag Philosophie studiert. 1886 redigierte er die deutsch-nationale 
„Deutsche Wacht“ in Cilli und später die „Deutsche Volks-Zeitung“ in Reichenberg. Er war Mitarbeiter 
des antisemitischen „Deutschen Volksblattes“ in Wien, gründete ebenfalls in Wien die deutsch-nationale 
Zeitung „Ostdeutsche Rundschau“ und war Obmann des „Deutschnationalen Vereins für Oesterreich“. 
Freund, Fritz: Das österreichische Abgeordnetenhaus. Ein biographisch-statistisches Handbuch. 1911–
1917. XII. Legislaturperiode. Mit einem Anhang, enthaltend die wichtigsten gesetzlichen Bestimmun-
gen, welche sich auf das Abgeordnetenhaus beziehen. – Wien: (1911). S. 332.
Nachdem Wolf sich mit Ministerpräsident Badeni wegen der Sprachenverordnungen duelliert hatte, stieg 
er zum Heros der Jugend auf (Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 227). Die vom Kunst-
verlag Fritz Rasch in Cilli herausgegebene undatierte Karte spielt u. a. auf diesen Vorfall an. Die Auf-
schrift lautet: „Heil diesem Manne, der es verstanden hat, deutsche Sitte, deutsche Männer und Frauen 
zu ehren und für sie zu kämpfen, sogar mit der Waffe.“
Nach der Trennung von Schönerer wurde Wolf Führer der von ihm gegründeten „Deutschradikalen Par-
tei“, die 1911 sogar 22 Mandate erzielen konnte. Seine Forderungen nach einer deutschen Politik im 
Rahmen der Monarchie und einem straffen zentralistischen Staat brachten ihn in die Nähe der späteren 
GDVP, von der er sich nach dem Zusammenbruch der Monarchie jedoch schrittweise wieder distanzier-
te. So kritisierte Wolf, der den radikalen Flügel der Großdeutschen stärken wollte, im Oktober 1922 ih-
ren erlahmenden Kampf für den Anschluß, weil er das kleine Österreich für nicht existenzfähig hielt und 
forderte ein entschiedenes Vorgehen gegen den Vertrag von St. Germain. In einem Memorandum einer 
„deutschnationalen Arbeitsgemeinschaft“ trat Wolf angesichts der Wahlen des Jahres 1923 für die „stete 
Betonung der deutschnationalen Idee, den Kampf für den Anschluß, das Einvernehmen mit den National-
sozialisten und die Betonung des Rassenantisemitismus“ ein. Nach einem schlechten Wahlergebnis löste 
sich Wolf von den Großdeutschen und gründete am 22. November 1923 eine eigene „Deutschnationale 
Partei“. Die Schwäche dieser Partei führte ihn aber immer näher an die Nationalsozialisten heran. Im Au-
gust 1924 verbündeten sich Wolf und seine „Deutsche Nationalpartei“ mit den österreichischen National-
sozialisten, um gegen die GDVP eine gemeinsame Front bilden zu können. Am 26. September 1925 
schloß sich die „Deutschnationale Partei“ dann den österreichischen Nationalsozialisten unter Karl Schulz 
an, Wolf selbst hingegen schied nach der Festversammlung am 5. Oktober 1925, in deren Rahmen der 
Zusammenschluß formell vollzogen wurde, aus Altersgründen aus der Partei aus. An seinem 70. Geburts-
tag im Jahr 1932, den die Nationalsozialisten gebührend feierten, erreichte Wolf auch ein Telegramm Hit-
lers, der ihn darin als „alten Vorkämpfer des Deutschtums in Österreich“ auszeichnete. Pauley, Bruce F.: 
Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 47 und Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 629–631.
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Ferdinand Burschofsky nahm dazu in seinen 1913 erschienenen „Beiträgen zur Ge-
schichte der deutschnationalen Arbeiterbewegung in Oesterreich“ folgendermaßen Stellung: 
Schon Ende 1901 machte die zwischen Wolf und Schönerer allmählich sich entwik-
kelnde Spannung auch unter der Arbeiterschaft sich bemerkbar, die mit ihren Sympa-
thien sich entweder an die Seite Wolf[s] oder Schönerers stellte. Je lauter der Streit 
zwischen den beiden Führern wurde, umso größer ward leider auch die Kluft, die sich
in der deutschnationalen Arbeiterschaft auftat und deren Einheitlichkeit arg gefährde-
te. 27
Die Folge war, daß sich die deutschnationale Arbeiterschaft, die damals gerade im Be-
griff war, eigene Berufsgewerkschaften zu gründen28, neu positionieren mußte. 
Besonders rührig waren in der Folgezeit die völkische Eisenbahnergewerkschaft29 –
sie war am 15. März 1903 auf Anregung des nachmaligen Reichsratsabgeordneten Otto Kroy 
(er war selbst Eisenbahner und saß von 1907 bis 1918 als Mandatar der Deutschradikalen 
Partei im Wiener Parlament) zu Teplitz-Schönau unter dem neutralen Namen „Deutscher 
Rechtsschutz- und Gewerkverein für Oesterreich“ gegründet worden; im Juni 1905 hatte die 
zweite Hauptversammlung in Aussig den Namen in „Reichsbund deutscher Eisenbahner 
Oesterreichs“ geändert – und der „Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband“, der am 
16. August 1903 von Karl Gröndahl in Aussig gegründet30 und im Frühjahr 1905 als Gau 
27) Zit. nach: Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. S. 5.
28) Die Organisation in Arbeitervereinen mit gemischter Mitgliedschaft war nämlich mittlerweile als wirtschaft-
lich unzulänglich erkannt worden. Zwar waren Bildungsarbeit, Arbeitsvermittlung und verschiedenartige 
Unterstützungen für die Mitglieder von Vorteil, im ernsten Kampf um eine schrittweise Verbesserung der 
Arbeitsverhältnisse versagten Gehilfen- oder Arbeitervereine jedoch, weshalb nun den jeweiligen Beru-
fen angepaßte nationale Gewerkschaften gegründet wurden.
29) Mit der von Badeni geförderten Vorstellung des Ministers Emil Ritter von Guttenberg am 17. Jänner 1896 
war erstmals in der Monarchie ein eigenes Eisenbahnministerium als Zentralbehörde geschaffen worden. 
Den föderalistischen Bestrebungen der Tschechen kam dies in höchstem Maße ungelegen, denn die 
tschechischen Eisenbahner hatten in diesem nach der Verstaatlichungswelle am stärksten expandierenden 
Sektor mit ihren Forderungen nach Gleichberechtigung ihrer Sprache im äußeren und inneren Dienstver-
kehr eine gewisse nationale Vorreiterrolle inne. 1884 waren sie dieser insofern gerecht geworden, als 
Fahrkarten und Frachtbriefformulare der böhmischen und mährischen Staatsbahnen fortan zweisprachig 
gedruckt zur Ausgabe gelangten. Dies wiederum hatte die deutschen Beamten befürchten lassen, daß sie 
ihre Posten wegen mangelnder Sprachkenntnisse verlieren würden. Als Guttenberg nun als eine der er-
sten zentralisierenden Maßnahmen die tschechische Sprache als Verwaltungssprache im Eisenbahnver-
kehr strich, flammte die alte Feindschaft auf einem 1896 abgehaltenen Eisenbahnerkongreß unvermin-
dert auf. Sie war mitentscheidend, daß sich die ohnehin schwache sozialdemokratische Gewerkschafts-
fraktion als erstes Vorzeichen einer zunehmenden sprachlichen Radikalisierung auflöste. Vergeblich 
brachte der Jungtscheche Josef Kaizl am 15. Februar 1896 einen Dringlichkeitsantrag im Reichsrat ein, 
worin er von der Regierung eine Rechtfertigung verlangte, warum diese ein Eisenbahnministerium im 
Verordnungsweg geschaffen habe, das das Recht der nichtdeutschen Nationen auf gleiche Berücksichti-
gung ihrer Sprache auf das empfindlichste verletze. 
Damit stand nun auf beiden Seiten radikal-nationalen Elementen ein breites Betätigungsfeld offen, ja die 
Eisenbahner entpuppten sich in der Folgezeit als das Rekrutierungsfeld der frühen Nationalsozialisten, 
und schon bald befanden sich Aktivisten unter ihnen, die in ihren Biographien mit einem gewissen Stolz –
quasi als „Markenzeichen“– darauf hinwiesen, Eisenbahner (gewesen) zu sein. Wladika, Michael: Hitlers 
Vätergeneration. S. 304 f.   
30) Ciller, A.: Damals und heute. Entstehung, Kämpfe und Aufgaben der nationalen Arbeiterbewegung in Öster-
reich. Hrsg. vom Werbedienst des Vereines deutscher Verkehrsbediensteter Österreichs. – Heft 1. Wien: 
(1937). S. 16; Ciller, A.: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 178 u. Ciller, 
A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 49 ff.
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„Ostmark“ dem 1893 geschaffenen gleichnamigen Verband mit dem Sitz in Hamburg einge-
gliedert worden war.31
Während eine Tagung der Arbeitervereine in Saaz am 20. April 1902 erneut „die Schaf-
fung einer großen alldeutschen Partei“ forderte, brachte eine weitere Tagung gegen Ende des 
gleichen Jahres – am 8. Dezember in Reichenberg – die Erkenntnis, daß eine neuerliche völ-
kische Arbeiter- und Bürgerpartei nicht mehr zu errichten sei und daß man sich „unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen keiner der politischen Parteien anschließen“ wolle, sondern 
„eine freie selbständige Organisation“ gründen müsse.32 Karl Hermann Wolf und sein Ver-
bindungsmann zur Arbeiterschaft, der Abgeordnete Franz Schreiter, förderten diese Emanzi-
pationsbestrebungen im Sinne der Loslösung vom Diktat Schönerers.33
Der formale Beschluß zur Gründung der „Deutschen Arbeiterpartei“ wurde dann am 
15. November 1903 anläßlich der „Reichskonferenz der völkischen Arbeiterverbände“34 in 
der Turnhalle zu Aussig gefaßt35, und am 16. November 1903 erfolgte die Gründung der 
neuen Partei.36
31) Leo Haubenberger würdigte diese „Einreihung“ in den D. H. V. (Sitz Hamburg) in seinen 1932 erschienenen 
Ausführungen zum „Werdegang der nationalen Gewerkschaften“ (S. 36) als „praktische Arbeit für den 
Anschluß an das Deutsche Reich“ und vertrat dabei folgende Ansicht: „Der D. H. V. Sitz Hamburg und 
Wien ist dadurch wohl die vorbildlichste gesamtdeutsche Gliederung geworden, die an Bedeutung nicht 
hinter dem deutschen und österreichischen Alpenvereine, dem Deutschen Turnerbunde, dem Deutschen 
Sängerbunde usw. zurückbleibt, was die völkische Seite des Zusammenschlusses anbelangt.“ 
32) Rühle, Gerd: Das Großdeutsche Reich. S. 72.
33) Höbelt, Lothar: Kornblume und Kaiseradler. Die deutschfreiheitlichen Parteien Altösterreichs 1882–1918. –
Wien, München: 1993. S. 243.
Am 4. Februar 1902 hatten die 16 Abgeordneten der „Alldeutschen Vereinigung“ Karl Hermann Wolf 
den Zutritt in den Parlamentsklub verweigert und daraufhin waren wenig später auch Josef Kasper, Franz 
Kutscher, Paul von Pacher und Franz Schreiter aus diesem ausgetreten, sodaß nunmehr auch im Reichs-
rat die Spaltung perfekt war. Am 21. Juni 1903 konstituierten die fünf von Schönerer abgefallenen 
Reichsratsabgeordneten Kasper, Kutscher, Pacher, Schreiter und Josef Tschan dann die parlamentarische 
Vereinigung „Freie Vereinigung der alldeutschen Abgeordneten“, die Frei-Alldeutschen oder „Radikal-
nationalen“, wie sie sich bald nannten. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 467 und S. 475.
34) Bei dieser „Reichskonferenz“ handelte es sich um eine vorwiegend „böhmisch-mährische“ Angelegenheit. 
Die meisten Delegierten stammten nämlich aus den umliegenden Orten von Aussig, Falkenau, Brüx und 
Asch in Nordwestböhmen oder aus der Gegend um Reichenberg und Trautenau. Etwa zehn Vertreter 
waren aus mährischen Ortschaften um Olmütz und Mährisch-Trübau entsandt worden, während aus den 
Alpenländern nur die Großstädte Linz und Wien vertreten waren. Schlesien hatte gar keine Delegierten 
entsandt, da man sich bezüglich der Haltung, die man gegenüber Schönerer einnehmen sollte, nicht ganz 
im klaren war. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 522. 
35) Den Vorsitz führte damals der aus der Glasarbeiterschaft des deutschböhmischen Isergebirges stammende 
Schriftleiter Wilhelm Prediger aus Aussig (geb. 14. August 1870, gest. 7. November 1934). Ciller, A.: 
Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 74, S. 78 und S. 178.
36) „Der Kern unserer Arbeit ist soziales Wirken. Für dieses finden wir nach der Lage der Dinge in keiner be-
stehenden bürgerlichen Partei das nötige Verständnis … Die Partei hat die Arbeiter zu politischen Hand-
langerdiensten mißbraucht“, ließ Wilhelm Prediger in Aussig verlautbaren und „verjagte“ damit die Abge-
ordneten Schreiter und den als Delegierten von Sobochleben getarnten Schönerianer Kliemann, die bei-
de nach der Erklärung, daß die deutschnationale Arbeiterschaft weiter auf dem Boden des Linzer Pro-
gramms zu stehen habe, sofort abreisten. Wilhelm Prediger stellte daraufhin den Antrag, eine „selbstän-
dige deutschnationale Arbeiterpartei zu gründen“. In einer namentlichen Abstimmung stimmten 44 Dele-
gierte bei 2 Gegenstimmen und 6 Enthaltungen für die Gründung, worauf folgende „regionalpolitische“ 
Entschließung zur Verlesung kam: „Die volksfeindlichen Einflüsse, welche sich heute in Staat und Ge-
sellschaft geltend machen, müssen im Interesse des arbeitenden Volkes gebrochen werden … Die Erfah-
rung der letzten Jahre hat uns aber gezeigt, daß in der bisherigen Gliederung die Organisation sich nicht 
entfalten kann …“. Burschofsky, Ferdinand: Beiträge zur Geschichte der deutschnationalen Arbeiterbe-
wegung in Österreich. – Hohenstadt: 1913. S. 52 f. Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. 
S. 522 f.
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Ab 17. Jänner 1904 gab die neugegründete Partei, die ursprünglich nicht viel mehr als 
eine völkische Gewerkschaft sein wollte37, die in Aussig erscheinende „Deutsche Arbeiter-
Zeitung“ als Zentralblatt heraus, und einige Monate später, am 14. und 15. August 1904, 
fand in Trautenau, nachdem die junge Gruppierung mittlerweile bereits Landeskonferenzen 
in allen Kronländern, vier Kreistage in Böhmen und rund siebzig Vereinsversammlungen 
absolviert hatte38, der Gründungsparteitag der „Deutschen Arbeiterpartei in Oesterreich“ 
statt.39 Im Rahmen dieser Reichskonferenz wurde ein von Alois Cihula [= Ciller]40 entwor-
fenes Parteiprogramm angenommen, das unter der Losung „national und sozial“ die bisheri-
gen Ziele der nationalen Gesamtbewegung aufnahm und mit neuen Forderungen verband: 
Die Deutsche Arbeiterpartei erstrebt die Hebung und Befreiung der arbeitenden deut-
schen Volksschichten aus dem Zustande ihrer heutigen wirtschaftlichen, politischen 
und kulturellen Unterdrückung. Sie geht hiebei von der Ueberzeugung aus, daß der 
Arbeiter nur innerhalb der natürlichen Grenzen seines Volkstums sich gegen-
über den übrigen Volksklassen der Kulturgemeinschaft zur vollen Geltung seiner Ar-
beit und Intelligenz emporringen kann. 
Wir verwerfen die internationale Organisation41, weil sie den vorgeschrittenen Arbei-
ter durch den niedriger stehenden erdrückt und vollends in Oesterreich jeden wirkli-
chen Fortschritt der deutschen Arbeiterklasse unterbinden muß.
Die Deutsche Arbeiterpartei steht auf dem Standpunkte, daß eine Besserung der wirt-
schaftlichen und sozialen Zustände nur erreichbar ist durch berufsgenossenschaftliche 
Organisation, daß die zielbewußte, positive Reformarbeit die heutigen unhalt-
baren Verhältnisse der Gesellschaft überwinden kann und das soziale Aufsteigen der 
Arbeiterschaft sichert.
Wir bilden keine engherzige Klassenpartei. Die Deutsche Arbeiterpartei vertritt die In-
teressen aller ehrlichen produktiven Arbeit überhaupt und strebt die gänzliche 
Beseitigung aller Mißverhältnisse und die Herbeiführung gerechter Zustände auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens an.
Wir sind eine freiheitliche nationale Partei, welche mit aller Schärfe die reaktionären 
Bestrebungen, die feudalen, klerikalen und kapitalistischen Vorrechte sowie jeden 
fremdvölkischen Einfluß bekämpft. […]. 42
37) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 20.
38) Zu den böhmischen und mährischen Orten, in denen eine Organisation bereits festen Fuß gefaßt hatte, waren 
jetzt aus den Alpenländern noch Ried für Oberösterreich; Graz, Knittelfeld, Weiz und Marburg für die 
Steiermark sowie Klagenfurt, St. Veit und Völkermarkt für Kärnten dazugekommen. Wladika, Michael: 
Hitlers Vätergeneration. S. 524. 
39) Anläßlich dieser ersten großen Konferenz erläuterte Hans Knirsch (Linz a. d. Donau) die Organisation der 
Partei, und Karl Proch (Teplitz) nahm zur nationalen Gewerkschaftsbewegung Stellung. Ciller, A[lois]: 
Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 41.
40) Zusammen mit Wilhelm Prediger, Hans Knirsch, Ferdinand  Burschofsky und Otto Kroy gehörte der am 17. 
6. 1883 in Brünn geborene Techniker und Schriftsteller Alois Cihula, der sich im In- und Ausland in 
Theorie und Praxis der Arbeiterbewegung vertieft hatte und seinen Namen schließlich auf Ciller „einge-
deutscht“ hatte, zu den Gründern der „Deutschen Arbeiterpartei in Oesterreich“. Ciller, A.: Deutscher 
Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 177 f. 
41) Gemeint war die Sozialdemokratische Arbeiterpartei, deren marxistische Ideen einer internationalen Solida-
rität der Arbeiterklasse durch die „Deutsche Arbeiterpartei“ – wie vorher schon durch die deutschnatio-
nalen Arbeitervereine – angeprangert wurden, obwohl die junge Partei das Klassenkonzept an sich nicht 
ablehnte. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 36.
42) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 135–139.
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Dann folgten die konkreten Forderungen auf politischem, wirtschaftlichem, sozialpoli-
tischem sowie auf kulturellem Gebiet: 
So sollte z. B. angesichts dessen, daß man sich gegen „volksfeindliche“ und „fremd-
völkische“ Einflüsse wandte, aus den „natürlichen“ Grenzen des Volkstums auch eine natio-
nale Abgrenzung der Volksgebiete abgeleitet werden. Innerhalb des „zisleithanischen Staats-
verbandes“, für den die Bezeichnung „Oesterreich“ festgesetzt wurde, sollte Deutsch gesetz-
lich zur Staatssprache erklärt und demnach zur ausschließlichen Sprache des Heeres, der 
Vertretungskörper und öffentlichen Ämter werden, wobei im deutschen Sprachgebiet aus-
schließlich deutsche Beamte und Richter angestellt werden sollten. Zur Weiterentwicklung 
der Demokratie sollten das allgemeine, freie Wahlrecht43, das „Proportional-Wahlsystem“, 
die durchgreifende Erweiterung der politischen Selbstverwaltung, das freie Vereins- und Ver-
sammlungsrecht sowie die Rede- und Pressefreiheit beitragen. Staatsgrundgesetze sollten im 
Verordnungswege keinerlei Abänderungen erfahren dürfen. Überdies sollte der Paragraph 14 
des Staatsgrundgesetzes abgeschafft werden. 
Das grundsätzliche Verständnis als alldeutsche Bewegung führte zur Forderung nach 
einer Zollgemeinschaft zwischen Deutschland und Österreich. Obwohl kapitalistische Vor-
rechte abgelehnt wurden, akzeptierte die Partei die kapitalistische Wirtschaftsform, u. z. un-
ter der Voraussetzung, daß das „Gemeinwohl“ nicht geschädigt werde. Bergbau und Eisen-
bahnen sollten daher verstaatlicht werden, und außerdem verlangte man die planmäßige Um-
setzung der Bodenreform.
Breiter Raum war auch der Ausgestaltung der Arbeiter-Schutzgesetzgebung gewidmet: 
Zur Förderung der wirtschaftlichen Interessen des Arbeiterstandes sollten Arbeiterkammern 
geschaffen werden. Zudem forderte man die Festsetzung von Mindestlöhnen für die einzelnen 
Berufe und Gegenden sowie die Erlassung gesetzlicher Vorschriften, die es den Behörden 
und Selbstverwaltungskörpern ermöglichen sollten, die Heranziehung fremder, einer anderen 
Nationalität angehöriger Arbeiter zum Zwecke des Lohndruckes unmöglich zu machen. Wei-
ters trat man für eine gesetzliche Regelung der Arbeitszeit auf der Grundlage des Achtstun-
dentages und für ein Verbot der Nachtarbeit in allen Betrieben ein, wo dies nicht aus techni-
schen Gründen unmöglich war. Gänzlich verboten werden sollte die Nachtarbeit für Frauen 
und jugendliche Arbeiter. Überdies verlangte man ein Verbot der Frauenarbeit in gesund-
heitsschädlichen Betrieben und im Bergbau, einen entsprechenden Wöchnerinnenschutz, ein 
gänzliches Verbot der Erwerbsarbeit von Kindern unter 14 Jahren sowie eine Verschärfung 
der gesetzlichen Vorschriften über Unfallverhütung und Beschaffenheit der Betriebsstätten. 
In diesem Zusammenhang strebte man auch die Ausgestaltung des Gewerbe-Inspektorates 
bzw. die Erweiterung seiner Befugnisse an. Außerdem sollten in allen industriell wichtigen 
Orten Gewerbegerichte errichtet werden, die in allen Arbeits- und Lohnstreitigkeiten als 
Einigungsämter dienen sollten. Abgerundet wurden diese sozialpolitischen Anliegen noch 
durch die Forderung nach einer einheitlichen Reform des gesamten Arbeiterversicherungs-
wesens – vorgesehen waren der Ausbau der Kranken- und Unfallversicherung, die Einfüh-
rung der allgemeinen Alters- und Invaliditätsversicherung sowie der Witwen- und Waisen-
versorgung und eine Versicherung gegen Arbeitslosigkeit – und die Forderung nach Errich-
tung eines Arbeitsministeriums, dem die gesamte Gewerbe- und Bergbau-Inspektion sowie 
das soziale Versicherungswesen unterstellt werden sollten. 
43) Schönerer hatte am 10. Dezember 1880 dem Abgeordnetenhaus den ersten Antrag auf Einführung des allge-
meinen, gleichen und direkten Wahlrechtes unterbreitet, das jedem Staatsbürger nach Vollendung des 
24. Lebensjahres zustehen sollte. Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der 
Ostmark. S. 51.
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Schließlich trat die Partei, die sich trotz ihres breiten programmatischen Spektrums44
als Arbeiterpartei verstand – die Delegierten in Trautenau hatten auf die „nichtpolitischen 
Organisationen“ ihr besonderes Augenmerk gerichtet 45 –, noch für eine „sittliche Volksord-
nung“ auf der Basis der vollständigen Trennung von Staat und Kirche ein und forderte eine 
Verbesserung der rechtlichen Stellung der Frauen, eine Reform des Eherechtes sowie ein 
von der Kirche vollständig getrenntes völkisches Schulwesen mit unentgeltlichen Lehrmit-
teln und ebensolchem öffentlichen Unterricht.
Aus einer antimarxistischen46, antifeudalen und antiklerikalen Grundhaltung heraus 
wurden in diesem „Trautenauer Programm“ demnach im wesentlichen Forderungen erhoben, 
die als Ziel der politischen Arbeit die Hebung und Befreiung der arbeitenden deutschen 
Volksschichten aus dem Zustand der wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Unter-
drückung, die Schaffung von berufsgenossenschaftlichen Organisationen und den sozialen 
Aufstieg der Arbeiterschaft formulierten.47
44) „Das Programm der völkischen Deutschen Arbeiterpartei Österreichs“ sollte laut Ciller „die Tore“ weit öff-
nen „für alle ehrlich Deutschgesinnten, die den Aufbau eines widerstandsfähigen Volkskörpers auf brei-
tester Grundlage als sittliche Pflicht und zwingende Aufgabe der Selbsterhaltung erkannten.“ Ciller, 
A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 20.
45) So wurde z. B. ein Antrag des Eisenbahners Karl Proch einstimmig angenommen, der die Gründung und 
Unterstützung selbständiger deutscher Gewerkvereine vorsah. Demnach war es die „erste Pflicht“ jedes 
Parteigenossen, „seiner deutschen Gewerkschaft beizutreten“. Am 15. August 1904 beschlossen die De-
legierten in Trautenau außerdem, anstelle des aufgelösten „Mährisch-Trübauer Verbandes“ einen neuen 
Dachverband, den „Reichsbund deutscher Arbeitervereinigungen Österreichs“, zu gründen. Wladika, 
Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 531 und Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Ge-
werkschaften. S. 5.
46) Die Haltung der „Deutschen Arbeiterpartei“ in dieser Frage beschreibt Alois Ciller später folgendermaßen: 
„Die deutschvölkische Arbeiterbewegung des alten Österreich war in keiner grundsätzlichen Haltung 
von Klassengedanken nach Art des Marxismus befangen. Ihr ging das Ideal der organischen Volksein-
heit stets voran. Sie wollte kein senkrechtes oder waagrechtes Bruchstück, sondern die ganze Nation, 
glaubte an keine zeitlichen Sprünge der Entwicklung, weder an eine plötzliche Umwälzung der Gesell-
schaft, noch jene der sozialen Schichtung, sondern an das ewige Gesetz des Werdens. Die kulturelle und 
staatliche Einheit jeder Nation war ihr ein überragender Weltbegriff, für den sie im Geiste der Zeit mar-
schierte. [...] In der gut deutsch empfindenden Arbeiterwelt war stets ein ureigener Solidargeist vorhan-
den, […]. Alle Einbußen des deutschen Raumes, deutscher Wirtschaftsgeltung und materieller Kultur-
höhe verspürten als erste der gebundene deutsche Arbeiter und dessen Kinder. Seine Freizügigkeit be-
stand nur sehr bedingt. In den städtischen Gewerben und Industrien nahm die Entnationalisierung den 
Anfang. Für die heimische Arbeitskraft ergab sich ein schwerwiegendes Standesinteresse gegen die 
Überfremdung, jeden Einschub billiger und williger Elemente und die langsame Zersetzung der natio-
nalkulturellen Widerstandskraft. Dagegen verhielten sich Unternehmer, Besitzende und Geborgene in 
diesem Belange sehr gleichgültig. Der Volksbegriff blieb ihnen doch nur eine ideelle Sache, für die sie 
kaum die Möglichkeit einer persönlichen Einschränkung in Kauf nahmen. Die strengen völkischen For-
derungen der deutschbewußten Arbeiter weckten bei ihnen durchaus keinen Beifall. Im Gegenteil. Hat-
ten sich die internationalen Gegner auf die Vernichtung des völkischen Arbeitertums eingestellt, so stei-
gerte sich auf der deutschbürgerlichen Seite das Unbehagen und die Ablehnung der Bewegung zeitweise 
bis zu offenem Haß und zur persönlichen Verfolgung ihrer Vertrauensmänner. Je mehr sich aber die 
‘besseren Leute’ wirtschaftlich und gesellschaftlich einkapselten, den nationalen Hochgedanken einer 
Festrede vorbehielten, desto stärker wurde die Versuchung des armen Teufels, sich der buhlenden jüdi-
schen Internationale mit ihrem ‘Klassenkampf’ zu verschreiben. Dennoch war die Arbeiterbewegung im 
ganzen nie rein materieller Natur. Den gesinnungslosen Bodensatz der Großstädte ausgenommen, lebte 
selbst in den ernsten Arbeitern der sozialdemokratischen Gewerkschaften eine stille geistige Sehnsucht. 
Auch sie wollten einem idealen Befreiungswerke dienen, übersahen allerdings die moralische Minder-
wertigkeit ihrer maskierten jüdischen Führung. […].“ Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sude-
tenländern und der Ostmark. S. 18 ff.
47) Jagschitz, Gerhard: Die Nationalsozialistische Partei. S. 231.
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In Einmütigkeit wählte der Parteitag dann Wilhelm Prediger zum ersten Parteivorsit-
zenden. Weiters wurden u. a. Ferdinand Burschofsky (Mährisch-Trübau), Hans Knirsch48
(Linz a. d. Donau) und Hans Fella (Graz) in die Parteileitung gewählt, der somit – wie Alois 
Ciller ausdrücklich vermerkt – das erste Mal seit dem Bestand einer Arbeiterbewegung nicht 
„jüdische Advokaten und Großkapitalisten“, sondern „durchwegs Männer der Arbeit“ ange-
hörten.49
Trotz intensiver Bemühungen – laut Alois Ciller eilte der Parteivorsitzende Prediger 
„als volkstümlicher Redner in Versammlungen durch alle Gaue Deutschösterreichs“ – ging 
der organisatorische Aufbau der Partei in den Kronländern – die Hauptgeschäftsstelle in 
Aussig war im November 1904 von Hans Knirsch übernommen worden – jedoch nur schlep-
pend vor sich50: Die Partei, deren Mitglieder vorwiegend aus der Arbeiterschaft stammten51, 
48) Hans Knirsch war am 14. September 1877 in Triebendorf in Nordmähren als Sohn eines kinderreichen Heim-
webers geboren. Nach der Volksschule besuchte Knirsch zwei Jahre lang das Gymnasium, dann aber 
schickte ihn sein Vater in eine Fachschule für Weberei. Anschließend kam Knirsch als Werkmeisterge-
hilfe in eine große Seidenweberei nach Mährisch-Trübau. Nach seiner Militärzeit – er diente beim Feld-
Artillerie-Regiment Nr. 2 in Olmütz – trat er Mitte 1901 als Kanzleikraft in den Verband der völkischen 
Arbeitervereinigungen Österreichs, Sitz Mährisch-Trübau, ein. Als sich der Verband 1903 zugunsten der 
Bildung völkischer Gewerkschaften auflöste, versuchte Knirsch zuerst erfolglos, seinen Unterhalt als Fa-
brikarbeiter in den Industriebezirken am Niederrhein zu verdienen, und fand dann, wieder nach Öster-
reich zurückgekehrt, in einem Linzer Verlag eine Anstellung. Im Sommer 1904 verließ er Linz und trat 
als Geschäftsführer bei der neugegründeten „Deutschen Arbeiterzeitung“ in Aussig ein. In einem Brief 
an Alois Ciller begründete er seinen Entschluß folgendermaßen: „Wir müssen uns jetzt voll und ganz der 
Sache hingeben, denn die Verantwortung, die wir tragen, ist groß. Geht es dann trotz unserer persönli-
chen Aufopferung nicht, nun, dann bleibt uns ja immer noch der Weg in die Fremde offen, um das ent-
täuschte Leben zu fristen, wenn wir es überhaupt noch des Lebens wert erachten sollten.“ Ciller, A[lois]: 
Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 172 ff. und Freund, Fritz: Das öster-
reichische Abgeordnetenhaus. S. 320.
49) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 43.
50) Anläßlich der am 6. und 7. Jänner 1906 in Prag stattfindenden Reichstagung der „Deutschen Arbeiterpartei“, 
bei der auch mit Franz Schreiter ein Vertreter der Freialldeutschen anwesend war, teilten Wilhelm Predi-
ger und Hans Knirsch in bezug auf die Entwicklung der Partei seit Trautenau mit, daß die Leitung trotz 
äußerst beschränkter Mittel „für 300 aufklärende Versammlungen die Redner beigestellt und sich so-
wohl in den alten Arbeitervereinen wie in neu errichteten, rein politischen Organisationen um ein festes 
Gefüge der Partei bemüht“ habe. Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der 
Ostmark. S. 78 und S. 90.
Laut Michael Wladika waren in zwei Jahren in Böhmen 123, in Mähren 19, in Schlesien 11, in Ober-
österreich 6, in der Steiermark 6 und in Kärnten 8 Versammlungen von Mitgliedern der Parteileitung 
abgehalten worden. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 537.
Die eher trüben Aussichten der „Deutschen Arbeiterpartei“ veranlaßten Knirsch in Prag vom „Sein oder 
Nichtsein unserer Bewegung“ zu sprechen. Eine völlige Verschmelzung mit den Freialldeutschen oder 
Radikalnationalen stand deutlich im Raum. Friedrich Decker betonte die Notwendigkeit zumindest einer 
gemeinsamen Arbeit, weil die „Arbeiterpartei nicht die erhoffte Entwicklung gezeigt hatte“. Franz Schrei-
ter versprach damals namens der Freialldeutschen als „Einstandsgeschenk“ für eine Verschmelzung 250 
Kronen für die marode Parteipresse, die „Einigungsformel“ stellte jedoch einen mehr als wackeligen 
Kompromiß dar: Demnach sollten die „unter Wahrung ihrer vollständigen Selbständigkeit“ gewählten 
Vertreter der deutschen Arbeiterschaft dem Verband freialldeutscher Abgeordneter lediglich als Hospi-
tanten angehören, und die Ausführungen Schreiters, daß die Partei tatsächliche Kompromisse schließen 
oder auf eine Mitarbeit verzichten müsse, bis sie selbst Macht erringen könne, ließen sich als eine wenig 
verschlüsselte Absage an die „Deutsche Arbeiterpartei“ deuten. Ebda. S. 538.
51) Den Hauptanteil ihrer Anhänger bezog die „Deutsche Arbeiterpartei“ aus Nordböhmen, wo die tschechisch-
deutsche Rivalität am stärksten ausgeprägt war. Von den in Trautenau anwesenden Parteiführern der er-
sten Stunde kamen neun aus den deutschsprachigen Gebieten Böhmens, Mährens und Österreichisch-
Schlesiens. Weitere zwei stammten aus Klagenfurt, zwei aus Linz und einer aus Graz. Pauley, Bruce F.: 
Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 37. 
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hatte sich nämlich nicht nur gegen die verschiedenen deutschnationalen und deutschradika-
len Gruppierungen zu behaupten – ziemlich entrüstet hatte die Parteileitung nach ihrem Er-
folg bei den am 11. November 1906 abgehaltenen mährischen Landtagswahlen zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß die „Freialldeutschen“, die liberale „Fortschrittspartei“, die „Deutsche 
Volkspartei“ und die „Deutsche Agrarpartei“ am 9. Dezember 1906 in Prag die „Deutsche 
Einigkeit“ ohne die „Deutsche Arbeiterpartei“ feierten; die „Deutsche Arbeiterpartei“ be-
schloß daraufhin am 16. Dezember 1906 auf einem Parteitag die Aufstellung eigener Zähl-
kandidaten52 –, sondern sie befand sich auch im Konkurrenzkampf mit den von ihr als „na-
tionale Verräter“ heftig angefeindeten Sozialdemokraten53, sodaß sie bei den Reichsratswah-
52) Der Nordbahnbeamte Karl Prayon und der Iglauer Krankenkassenbeamte Rudolf Müller hatten in der Stich-
wahl am 18. November 1906 ihre sozialdemokratischen Kontrahenten geschlagen, sodaß die „Deutsche 
Arbeiterpartei“ nunmehr erstmals in einer gesetzgebenden Körperschaft vertreten war. Wladika, Michael: 
Hitlers Vätergeneration. S. 538 f.
53) Zu diesen ständigen Angriffen nahm die Sozialdemokratische Arbeiterpartei kurz vor den Reichsratswahlen 
des Jahres 1907 z. B. in der „Wahrheit!“ Nr. 32 vom Montag, den 22. April 1907, S. 1 unter dem Titel
„Die Sozialdemokratie und die nationale Frage“ folgendermaßen Stellung: 
„Stets kehrt der Vorwurf wieder, die sozialdemokratische Partei ist antinational oder gar zumindest na-
tional geschlechtslos. Das sagen unsere Bürgerlichen uns deutschen Sozialdemokraten und verweisen 
hiebei immer auf die tschechischen und polnischen Sozialdemokraten, die national seien. Merkwürdig 
ist nur, daß die tschechischen und polnischen Bürgerlichen unseren Genossen dort dasselbe sagen und 
dabei uns deutsche Sozialdemokraten als national bezeichnen! Wir Sozialdemokraten aller Nationen 
sind allerdings eine internationale Kampftruppe, insofern es die proletarischen Interessen bedingen. Der 
Kapitalismus ist eben international, er betreibt die Ausbeutung des arbeitenden Volkes ohne Rücksicht 
auf irgend eine Nationalität, es beuten die deutschen Kapitalisten die deutschen Arbeiter ebenso aus wie 
nichtdeutsche. Sie rufen sogar fremdnationale Arbeiter ins Land, wenn die ihnen stammesgleichen Ar-
beiter ein paar Kreuzer mehr Lohn oder eine Verkürzung der Arbeitszeit verlangen. Es wäre Wahnsinn, 
wenn die Arbeiter im Kampfe gegen wirtschaftliche Ausbeutung und politische Unterdrückung nicht 
einmütig, ohne Unterschied der Nation, zusammenstünden. […] Die Staatsgewalt steht den Unterneh-
mern ohne Unterschied der Nation gegen die Arbeiter zur Seite, wo immer gestreikt wird. Und im Parla-
ment hat man nie erlebt, daß sich deutsche Kapitalisten gewehrt hätten, wenn gegen die Arbeiter ihrer 
Nation eingeschritten wurde. […] Gegen die Bestrebungen der Arbeiter ist das Bürgertum aller Natio-
nen. Wenn dabei die Ausrede gebraucht wird, daß man nur gegen die Sozialdemokratie sei, so kann das 
nicht als Entschuldigung gelten, da die Stammeszugehörigkeit der Arbeiter durch ihre sozialistische 
Weltanschauung nicht ausgetilgt wird. […]
Trotz der internationalen Kampfessolidarität der Arbeiter dem Unternehmertum aller Nationen gegenüber 
kann der Arbeiter nationales Fühlen haben und die Interessen seiner Nation vertreten und verteidigen. 
[…] Und da die Arbeiterschaft unter der wirtschaftlichen und kulturellen und nicht zuletzt auch unter der 
freiheitlichen Zurückgebliebenheit am meisten leidet, macht sich bei ihr das Verlangen nach einem natio-
nalen Ausgleich geltend. Das nationalen Verrat zu nennen, ist Unsinn. Die Arbeiterschaft, die die Unter-
drückung und Ausbeutung am eigenen Leibe stets empfindet, ist gegenüber Andersnationalen auch ge-
rechter, weil sie die Unterdrückung und Ausbeutung verabscheut.
Wer sind es, die den Arbeiter des Verrates an der Nation zeihen? Die nationalen Bürgerlichen. Haben sie 
ein einheitliches nationales Programm? Was bezeichnet Schönerer als nationalen Verrat, was Wolf, was 
Derschatta, was der Groß und was der ‘nationale’ Graf Stürgkh? […] Die Sozialdemokraten aller Natio-
nen, die man stets des nationalen Verrates zeiht, haben ein nationales Programm. Es fordert: Oesterreich 
ist umzubilden in einen demokratischen Nationalitätenbundesstaat. An Stelle der historischen Kronlän-
der werden national abgegrenzte Selbstverwaltungskörper gebildet, deren Gesetzgebung und Verwaltung 
durch Nationalkammern, gewählt auf Grund des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes, be-
sorgt wird. Sämtliche Selbstverwaltungsgebiete einer und derselben Nation bilden zusammen einen na-
tional einheitlichen Verband, der seine nationalen Angelegenheiten völlig autonom besorgt. Das Recht 
der nationalen Minderheiten wird durch ein eigenes, vom Reichsparlament zu beschließendes Gesetz ge-
wahrt. Es sagt ferner, daß es die staatliche Gleichberechtigung aller anerkennt und es dem Parlament 
überlassen bleibt, die im Staat notwendige Vermittlungssprache festzusetzen. 
Man mag bürgerlicherseits mit diesem Nationalitätenprogramm nicht einverstanden sein. Wer aber kann 
von den Arbeitern verlangen, daß sie mit den vielen nationalen Forderungen und Ansichten der Bürger-
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len des Jahres 1907, den ersten Wahlen nach dem allgemeinen, gleichen, geheimen und di-
rekten Wahlrecht54, insgesamt nicht einmal 4.000 Stimmen erreichte.55
In Schärding hatten anläßlich dieser Wahlen drei Parteien kandidiert, u. z. die deutsch-
freiheitliche, die klerikal-christlichsoziale und die sozialdemokratische. Das deutsch-freiheit-
liche Wahlkomitee der Stadt Schärding beschrieb die Situation in seinem im „Schärdinger 
Wochenblatt“ veröffentlichten Wahlaufruf an die deutsch-freiheitliche Wählerschaft der 
Stadt folgendermaßen56: 
Am 14. Mai finden die Reichsratswahlen auf Grundlage des allgemeinen und gleichen 
Wahlrechtes statt. Abgesehen von dem Kampfe, der um den Sieg der nationalen Be-
werbungen in den gemischtsprachigen Ländern geführt wird, treten die Wählerschaf-
ten als drei Parteien zur Wahlurne, um durch den Stimmzettel, der Zukunft der Gesetz-
gebung und somit dem Staate ihr Merkmal aufzudrücken. Bekanntlich sind dies die 
nachbenannten Parteien: Die deutsch-freiheitliche, die für die Erhaltung eines fort-
schrittlich-gesinnten, wirtschaftlich starken, bürgerlichen Mittelstandes, für einen 
möglichst unabhängigen, von willkürlicher Protektion befreiten Beamtenstand eintritt 
und die ihr Volkstum mit unbeugsamer Vaterlandsliebe wohl zu vereinen weiß. Die 
klerikal-christlich-soziale Partei, die mit allen Mitteln darnach trachtet, im Volke an 
Stelle fortschreitender Bildung und Erkenntnis wieder den blinden Glauben zu setzen, 
jene Partei, die das Glück und das wirtschaftliche Wohl des Bürgers in der unbeding-
ten Abhängigkeit von ihren politischen Anschauungen findet, die unerreicht dasteht in 
der Betätigung des Hasses gegenüber anders Denkenden. Endlich die sozialdemokra-
tische Partei, die die gegenwärtige Gesellschaftsordnung grundsätzlich bekämpft und 
die hiedurch zu den bürgerlichen Parteien, die für die Erhaltung und Verbesserung 
der gegenwärtigen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung eintreten, in unüberbrück-
barem Gegensatze steht.
lichen einverstanden sein müssen? Wer hat das Recht, sie nationale Verräter zu schimpfen, wenn sie 
nicht jedem bürgerlichen Chauvinisten Heerfolge leisten? Am Schlusse des sozialdemokratischen natio-
nalen Programms heißt es, ‘daß die Völker Oesterreichs jeden Fortschritt ihrer Kultur nur in enger Soli-
darität miteinander, nicht im kleinlichen Streit gegeneinander erringen können’. Ist das etwa unrichtig? 
Hat der Nationalitätenstreit unserem Staat bisher nicht empfindliche, schwere Wunden geschlagen? Be-
zeichnend ist, daß sich immer mehr bürgerliche Nationale dem nationalen Autonomiegedanken anschlie-
ßen, also – unseren ‘nationalen Verrat’ gutheißen?“ 
54) Dieses war am 26. Jänner 1907 mit 194 gegen 63 Abgeordnetenstimmen im Reichsrat für jeden männlichen 
Staatsbürger beschlossen worden, der das 24. Lebensjahr vollendet hatte. Durch die Bestimmung, daß 
ein Wahlberechtigter drei Jahre an seinem Wohnort ansässig sein mußte, waren die in die Industriezonen 
zugewanderten Arbeiter allerdings benachteiligt. Bei den ersten allgemeinen Wahlen im Mai 1907 gab 
es demzufolge unter den 26 Millionen Menschen der im Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder 
nur etwa fünfeinhalb Millionen Wahlberechtigte. 
In jedem Wahlbezirk konnte sich nun ein Wahlwerber, der als Voraussetzungen nur seine Unbescholten-
heit, ein Alter von 30 Jahren und das „nötige Kleingeld, das er für das Vergnügen gerade zur Hand hat-
te“, mitbringen mußte, selbst aufstellen. Um gewählt zu werden, benötigte er jedoch die absolute Mehr-
heit sämtlicher abgegebener Stimmen, die auf seinen persönlichen Namen lauten mußten. Sein Parteibe-
kenntnis fand auf dem Stimmzettel keine Erwähnung. War dies angesichts der zunehmenden Parteien-
zersplitterung für eher weniger bekannte Kandidaten an sich schon ein schwieriges Unterfangen, so war 
auch die Stichwahl keineswegs eine einfache Aufgabe für die beiden stimmenstärksten Kandidaten, galt 
es nun doch, die Stimmen der Nichtwähler und die des Gegners mit eventuell sogar ähnlich gelagerten 
Themen zu ergattern. Koalitionen, Zusammenarbeit und Absprachen zwischen den Parteien waren daher 
gefragt wie nie zuvor. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 533–535.
55) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 101. 
56) Schdg. WBl. 1907, Nr. 18, S. 8 und Nr. 19, S. 1.
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Anschließend wurde an die freiheitlichen Wähler der Stadt appelliert, ihre Stimme 
dem früheren Abgeordneten des Bezirks und nunmehrigen Kandidaten der deutschfreiheitli-
chen Parteien des 6. Städtewahlkreises in Oberösterreich, Herrn Hans Winter57, zu geben: 
Freiheitliche Wähler der Stadt Schärding! So lange es in Oesterreich Wahlen gibt, hat 
unsere Stadt noch keine andere Vertretung als eine fortschrittlich, freiheitlich-gesinn-
te, deutsch fühlende gesehen. Das bezieht sich auf die Wahlen in den Reichsrat, den 
Landtag und auf die Gemeindewahlen.58 Noch nie ist aber das Ergebnis einer Wahl 
von solch weittragender Bedeutung gewesen, wie dies betreffs der Neuwahlen der Fall 
57) Bereits am 20. April 1907 hatte Bürgermeister Karl Altmann im Rahmen einer sehr gut besuchten Wählerver-
sammlung – das „Schärdinger Wochenblatt“ spricht von 200 Wählern – im Brauhaus des Herrn Wienin-
ger die Kandidatur Winters „auch von dem Gesichtspunkte aus“ empfohlen, „daß derselbe, selbst den er-
werbenden Ständen angehörig, am besten wisse, wo den Bürger der Schuh drücke“, worauf folgende 
vom Landtagsabgeordneten Herrn Markus Hölzl vorgeschlagene Resolution einstimmig angenommen 
worden war: „Die deutsch-freiheitliche Wählerschaft der Stadt Schärding anerkennt die Tätigkeit des 
vormaligen Abgeordneten des Innviertler Industrial Wahlbezirkes, des Herrn H. Winter , Bürgermeisters 
der Stadt Ried und spricht demselben für seine Bemühungen um die Stadt Schärding den Dank aus. Die-
selbe erklärt sich mit der Kandidatur des Herrn Winter einverstanden und unterstützt dessen Wiederwahl 
auf das Lebhafteste in der Erwartung, daß der Kandidat als neugewählter Abgeordneter mit allem Nach-
drucke für das wirtschaftliche Wohl des bürgerlichen Mittelstandes eintrete, die Erhaltung der politischen 
Freiheiten und Rechte sich nach wie vor zur ernstesten Aufgabe mache, und daß derselbe endlich alles 
fördere, was tauglich erscheint, die deutsch-freisinnigen Abgeordneten in ihrem Vorgehen im kommen-
den Abgeordnetenhause zu einigen und zusammenzuschließen.“ Schdg. WBl. 1907, Nr. 17, S. 2. 
58) Als im Herbst 1904 bekanntgeworden war, daß in Schärding durch den hiesigen Advokaten Dr. Felix von 
Lakenbacher ein klerikal-patriotischer Verein gegründet werde, hatte das bei den Deutschfreiheitlichen 
für große Aufregung gesorgt. Unter dem Titel „Katholisch – Patriotisch“ findet sich dazu im „Schärdin-
ger Wochenblatt“ Nr. 41 vom 8. Oktober 1904, S. 8 in einem namentlich nicht bezeichneten Leserbrief 
folgende Stellungnahme: „Ein Verein mit ausgesprochen politischer Tendenz ist eine Neuheit in unserer 
Stadt, und es kann daher nicht mit Stillschweigen übergangen werden, wenn ein solcher auf der Bildflä-
che erscheint. Der katholisch, patriotische Wählerverein ist eine Schöpfung des hiesigen Advokaten Dr. 
Felix von Lakenbacher, der den Beruf in sich fühlt, unserer Stadt eine andere Richtung zu geben. Man 
darf über solche Versuche nicht geringschätzig denken, da sie nur zu oft den Keim der ärgsten Zerwürf-
nisse in sich bergen. Wir wollen aber den neuen Verein in seiner Bedeutung auch nicht überschätzen, 
denn der Anlauf, der da gegen die bis jetzt von Jedermann anerkannte friedfertige und tolerante An-
schauung, die den Grundzug der Stimmung unserer Stadtbewohner abgab, gemacht wurde, wird an der 
gesunden Auffassung des übergroßen Teiles der Bürger zuschanden werden. Wer durch Jahre Gelegen-
heit hatte, die Betätigung der politischen Gesinnung unserer Bürgerschaft zu verfolgen, der muß bezeu-
gen, daß dieselbe niemals an Mangel eines bestimmten Ausdruckes zu leiden hatte. Und wenn auch gar 
manchesmal die Wogen gegenteiliger Meinung ziemlich hoch gingen, darüber hatte sich die Stadt jeder-
zeit zu freuen, daß dabei der umstrittene Boden niemals verlassen wurde, und daß persönliche Mißhel-
ligkeiten oder geschäftliche Beeinträchtigungen ausgeschlossen waren. Die Folge hiervon war, daß bei 
Unternehmungen, die dem Gemeinwohle der Stadt galten, alle Bürger jederzeit zusammengestanden 
sind, gleichgiltig ob klerikaler, nationaler oder liberaler Gesinnung. […]. So war es bei uns bis heute. 
Und was geschieht jetzt? Jetzt wird in unserer Stadt mobilisiert gegen einen Feind, der in Wirklichkeit 
nicht existiert. Daher muß ein solcher geschaffen werden. Das Schlagwort ist bereits ausgegeben, es lau-
tet katholisch – politisch – patriotisch. Wer sich also nicht als katholisch, was in diesem Falle gleichbe-
deutend mit rückschrittlich-klerikal ist, bekennt, der ist nicht patriotisch, und nichtpatriotisch sind also 
alle, welche deutsch-fortschrittlich denken und fühlen, das ist die große Mehrzahl der Stadtbewohner 
und deren Vertretung. Gegen diese also geht der Kampf, das sei vor Allem konstatiert. […].“ 
Die konstituierende Versammlung des neugegründeten Vereins – sein offizieller Name lautete „Konser-
vativ-patriotischer Verein für Schärding und Umgebung“ – fand am 13. November 1904 im Gasthaus des 
Herrn Falterbauer statt. Gewählt wurden damals Advokat Dr. v. Lakenbacher zum Obmann, Joh. Bräu, 
Ökonom in Harraberg, zum Obmannstellvertreter, Benefiziat Ferdinand Steininger zum Schriftführer, 
Johann Plohberger, Organist, zum Kassier und Leopold Gugenberger, Tischlermeister, zum Ausschuß-
mitglied. Schdg. WBl. 1904, Nr. 47, S. 5 f. 
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sein wird. Die Interessenvertretung hat aufgehört. Ohne Ausnahme ist allen Staatsbür-
gern, welche unbescholten sind und die Seßhaftigkeit erreicht haben, mit dem 24. Le-
bensjahr das gleiche Wahlrecht eingeräumt worden und ist die Wahlpflicht vorge-
schrieben. Die Zahl der Stimmen des Mittelstandes tritt zurück gegenüber der Zahl der 
neu Wahlberechtigten und es ist daher heiligste Pflicht eines jeden freiheitlich denken-
den Wählers, seine Stimme jenem Wahlwerber zu geben, der nicht nur verspricht, son-
dern bereits bewiesen hat, daß er der Mann des Wortes und der Ueberzeugung ist.59
Diese unerläßlichen Eigenschaften haben wir in unserem früheren Abgeordneten, 
Herrn Hans Winter, prakt. Arzt, Bürgermeister und Landtagsabgeordneten der Stadt 
Ried kennen und schätzen gelernt. Wir empfehlen diesen Mann erprobter deutscher 
Gesinnung und unwandelbarer freiheitlicher Ueberzeugung zur Wahl und rufen Euch 
Wähler[sic!] zu: vereinigt alle Stimmen auf den Kandidaten der deutsch-freiheitlichen 
Kandidatur Hans Winter, den bereits bewährten früheren Abgeordneten der Städte u. 
Märkte des Innkreises.60
Wahlaufruf im Schdg. WBl. 1907, Nr. 19, S. 4
Unterstützt wurde die Kandidatur Winters auch durch das „Schärdinger Wochenblatt“, 
dessen Eigentümer, Herausgeber, Verleger, Drucker und verantwortlicher Redakteur Johann 
Vees – wie aus dem „Schärdinger Wochenblatt“ Nr. 19 vom 11. Mai 1907 hervorgeht – dem 
deutsch-freiheitlichen Wahlkomitee der Stadt angehörte.61
Die Mitglieder des deutsch-freiheitlichen Wahlkomitees der Stadt Schärding
Schdg. WBl. 1907, Nr. 19, S. 1
59) Am 29. Dezember 1906 war im Schdg. WBl. 1906, Nr. 52, S. 8 unter dem Titel „Für die Deutschen in Bud-
weis“ z. B. folgendes mitgeteilt worden: „An den Reichstagsabgeordneten Winter ist vom Bürgermeister 
Altmann in Schärding ein Telegramm eingelaufen, worin ersucht wird, vom Ministerpräsidenten namens 
der Stadt Schärding Schutz zu fordern für die Deutschen in Budweis gegen jede Verletzung der Gemein-
de-Autonomie, gegen den Terrorismus der Gasse, der die autonomen und staatlichen Behörden vom ge-
setzlich gewährleisteten Rechte abdrängen will, Verwahrung einzulegen. Abgeordneter Winter hat sofort 
dem Ministerpräsidenten Mitteilung von dem Beschluß der Stadt Schärding gemacht.“
60) Schdg. WBl. 1907, Nr. 18, S. 8 und Nr. 19, S. 1.
61) Schdg. WBl. 1907, Nr. 19, S. 1.
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So widmete das Blatt, das seiner Leserschaft gegenüber immer wieder betonte, völlig 
unparteiisch zu sein, z. B. die gesamte Titelseite seiner Nr. 19 vom 11. Mai 1907 der Wer-
bung für die deutsch-freiheitliche Partei.62
Wahlaufruf des deutsch-freiheitlichen Wahlkomitees der Stadt Schärding
Trotz der intensiven Wahlwerbung der Deutschfreiheitlichen, die auch, wie folgender 
Aufruf des deutsch-freiheitlichen Wahlkomitees der Stadt zeigt, vor scharfen Attacken auf 
62) Wie es um die „Unparteilichkeit“ des „Schärdinger Wochenblattes“ damals bestellt war, geht auch aus fol-
gender Bemerkung Alois Strebels anläßlich der Reichsratswahlen 1907 hervor: „Das ‘unparteiische’ 
‘Schärdinger Wochenblatt’ speit Gift u. Galle gegen die Sozialisten […].“ Nachlaß Strebel.
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Dr. Lausecker nicht zurückschreckten – „Dr. Lausecker ist kein Mann der Gesinnungstreue“, 
hieß es darin z. B. –, gelang es Hans Winter jedoch nicht, die Wahl im ersten Durchgang für 
sich zu entscheiden. 
Wahlaufruf des deutsch-freiheitlichen Wahlkomitees der Stadt Schärding
Druck von J. Vees, Schärding
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Von den 7.210 abgegebenen gültigen Stimmen 
erhielt Hans Winter 2.594, Dr. Josef Lausecker, der 
Kandidat der Katholischen Volkspartei, errang 2.564 
und Eduard Euller von den Sozialdemokraten kam 
auf 1.982 Stimmen63 – in Schärding selbst entfielen 
damals 301 Stimmen auf  Winter, 153  auf  Lausek-
ker  und  203  auf  Euller64 –, sodaß sich Winter und 
Lausecker am 23. Mai 1907 einer Stichwahl stellen 
mußten. 
Unter dem Titel „Von der Wahl“ teilte das 
„Schärdinger Wochenblatt“ seinen Lesern damals fol-
gendes mit65:
Dienstag, der 14. d. M. war für uns Oester-
reicher ein gewaltiger Tag. Zum erstenmal 
wurde das direkte Wahlrecht ausgeübt und zum 
erstenmal haben wir die Ueberzeugung ge-
wonnen, daß sich die direkte Wahl als richtig 
erwiesen hat. Groß war der Kampf von jeder 
Partei und besonders in unserer Stadt hat es 
sich bewiesen, daß unser deutsch-freiheitlicher 
Kandidat Herr Hans Winter, Bürgermeister der 
Stadt Ried und Landtagsabgeordneter sehr viel 
Vertrauen genießt, was aus der großen Stim-
menzahl hervorging. Wenn Herr Winter auch in 
die Stichwahl gekommen ist, so dürfen wir doch als bestimmt annehmen, daß er aus 
derselben als Sieger hervorgehen wird. Die sozialdemokratische Partei, der ja Herr 
Winter auch zurzeit nie entgegengearbeitet hat, hat sich bei einer Versammlung in 
Ried dahin ausgesprochen, bei der Stichwahl Herrn Winter ihre Stimmen zu geben. Es 
wurde eine Vereinbarung geschlossen, gegen die Klerikalen und Christlichsozialen zu 
stimmen, so daß Herr Hans Winter bestimmt als Sieger hervorgehen wird.
63) Schdg. WBl. 1907, Nr. 20, S. 1. Die „Sozialdemokratische Lokalorganisation Schärding“ war unter der Lei-
tung Martin Hollhuts, eines Monteurs bei der Firma Beham, in die Reichsratswahlen 1907 gegangen. Als 
Referenten waren damals laut Strebel Anton Weiguny und Eduard Euller hier aufgetreten. Alois Strebel, 
der der „Sozialdemokratischen Lokalorganisation Schärding“ zu dieser Zeit – wie vorher schon dem hie-
sigen Arbeiter-Bildungsverein – als Schriftführer diente, an den Wahlen jedoch nicht teilnehmen durfte, 
weil er noch nicht über die österreichische Staatsbürgerschaft verfügte (erst 1913 wurde er österreichi-
scher Staatsbürger), hielt zu den Reichsratswahlen des Jahres 1907 in seinen Aufzeichnungen folgendes 
fest: „Die beiden bürgerlichen Parteien – Katholisch-patriotischer Verein u. Deutschfreiheitliche Partei –
erkannten damals noch nicht, daß ihnen in der sozialdemokratisch organisierten Arbeiterschaft ein Geg-
ner entstand, der ihnen viele Stimmen wegnehmen wird. Am siegessichersten fühlten sich die Christlich-
sozialen mit denen sich die Klerikalen vereinigt hatten; auch der Katholisch-patriotische Verein ging 
schließlich in der Christlichsozialen Partei […] auf“; und zum Wahlergebnis nahm Strebel unter dem Titel 
„Schärding als die rote Hochburg des Innviertels“ (in Ried und Braunau, die bedeutend mehr Einwohner 
als Schärding hatten, lautete das Wahlresultat: Ried: 619 Stimmen für Winter, 366 für Lausecker, 171 für 
Euller; Braunau: 242 Stimmen für Winter, 185 für Lausecker und 218 für Euller) folgendermaßen Stel-
lung: „Schärding kann somit stolz sein, sich den Ruhm, die rote Hochburg des Innviertels zu sein, schon 
bei der ersten Wahl unter dem allgemeinen, direkten Wahlrecht erworben zu haben!“ Nachlaß Strebel.
64) Schdg. WBl. 1907, Nr. 21, S. 5.
65) Schdg. WBl. 1907, Nr. 20, S. 8.
Wahlwerbung für Hans Winter 
im Schdg. WBl. 1907, Nr. 19, S. 7
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Aus der Stichwahl am 23. Mai 1907 ging schließlich Winter mit 3.738 gegenüber 
3.018 Stimmen – in Schärding mit 386 gegenüber 223 bei 30 ungültigen Stimmen – als Sie-
ger hervor, was das „Schärdinger Wochenblatt“ unter dem Titel „Dank an die freiheitliche 
Wählerschaft der Stadt Schärding!“ zu folgender Stellungnahme veranlaßte66:
Die Entscheidung ist gefallen! Das Mandat des VI. Wahlkreises Ried-Urfahr ist im Be-
sitze der deutsch-freiheitlichen Parteien geblieben.
Weder die Versprechungen der christlich-sozialen Partei und deren Wahlbewerber, 
noch die gehässigen Erfindungen und Schmähungen, die diese christliche Partei über 
ihre Gegner auszuschütten für gut fand, noch irreführende Nachrichten vermochten 
den Zusammenschluß der freiheitlichen Wählerschaft unserer Stadt zu erschüttern.
Für dieses treue Festhalten an dem Grundsatze: jederzeit für Freiheit und Fortschritt 
einzutreten, spricht das Wahlkomitee der freisinnigen Wählerschaft der Stadt Schär-
ding den besten Dank aus.
Insgesamt bereitete das Wahlergebnis dieser ersten allgemeinen und gleichen Wahlen 
den Deutschnationalen im Kronland Österreich ob der Enns67 jedoch eine herbe Enttäu-
schung, denn von den 22 oberösterreichischen Mandaten waren 17 auf die Katholische 
Volkspartei bzw. die Christlichsoziale Partei, drei auf die Sozialdemokratische Partei und 
nur zwei auf die Deutschfreiheitliche Partei entfallen68, und dementsprechend fiel der Kom-
mentar nach den Wahlen aus. Gleich nach dem ersten Wahlgang schrieb die „Tages-Post“69:
Die ersten Wahlen unter dem allgemeinen Stimmrecht sind vorüber und haben denje-
nigen Recht gegeben, die mit dem größtmöglichen Pessimismus diesem Wahlgang ent-
gegensahen. Wir unsererseits haben uns nie darüber getäuscht, daß das allgemeine 
Wahlrecht in Österreich zumindestens am Beginn seiner Wirksamkeit vor allem den 
Gegnern der deutschbürgerlichen Parteien, der roten Sozialdemokratie auf der einen, 
dem schwarzen Klerikalismus auf der anderen Seite Erfolge bringen muß, die naturge-
mäß auf Kosten der deutschfreiheitlichen bürgerlichen Parteien errungen werden[;]
und nach der Stichwahl wurde erklärt, daß die „Deutsch-Freiheitlichen Kandidaten“ 
einer „rot-schwarzen Koalition“ unterlegen seien, die vielleicht auf keinem „geschriebenen 
oder verabredeten Pakt, aber doch auf sichtbaren Tatsachen beruht“. „Die Politik, die die 
Klerikalen bei der letzten Stichwahl verfolgten“, sei „nicht die Politik einer ernsthaften Par-
tei“ gewesen, „es war eine Gassenbubenpolitik“.70
66) Schdg. WBl. 1907, Nr. 21, S. 5.
67) Im gesamtösterreichischen Wahlaufruf der Deutschnationalen, der auch in Oberösterreich groß propagiert 
worden war, hatte man darauf verwiesen, daß verhindert werden müsse, „daß in Österreich gegen Deut-
sche regiert werde“. „Jeder Deutsche würde es fühlen, wenn der deutsche Teil Österreichs zugunsten des 
nicht-deutschen vernachlässigt, die Geltung der deutschen Sprache und somit die Erwerbsmöglichkeit 
für jeden Deutschen eingeengt würde.“ Nach der Parole „Wählt also deutschgesinnte Männer“ folgte die 
Forderung nach einer allgemeinen Altersversorgung und einer Festigung des Mittelstandes. In einem kur-
zen Nachwort für Oberösterreich hieß es dann: „… nach dem Wahlpflichtgesetz müßt Ihr wählen. Aber 
Ihr könnt frei nach Eurer Überzeugung wählen. Und wenn Ihr Euch vor Augen haltet, daß Ihr Deutsche 
seid und daß die klerikale Partei Euer Vertrauen nicht verdient, werdet Ihr freie und deutschgesinnte 
Kandidaten wählen …, auch noch die nahestehenden Kandidaten der unabhängigen Bauernschaft unter-
stützen“. Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 106 f.     
68) Ebda. S. 435.
69) „Tages-Post“ 1907, Nr. 107. Zit. nach ebda. S. 111 f.
70) „Tages-Post“ 1907, Nr. 118 und Nr. 119. Zit. nach ebda. S. 112.
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Im „Schärdinger Wochenblatt“ Nr. 21 vom 25. Mai 1907 wurde das schwache Ab-
schneiden der Deutschnationalen u. a. folgendermaßen kommentiert71: 
[…] Einen geradezu vernichtenden Schlag haben die Deutschnationalen und Jung-
tschechen bei den Reichsratswahlen erlitten. […]. Das ist eine deutliche Sprache des 
Volkes. Es hat damit kundgetan, daß es seine Abgeordneten zur Arbeit in das Parla-
ment sendet, nicht aber zum Radaumachen. Und für die Deutschnationalen ist dieser 
Wahlausfall eine weise Lehre, eine Aufforderung zur Einigkeit, zum festen Zusammen-
halten. Schönerer und Frank Stein sind gefallen, Gott sei Dank, jetzt gibt es um zwei 
Schreier weniger im Parlamente. […]
Angesichts ihres schlechten Wahlergebnisses vereinigte sich die 1905 gegründete 
„Deutsche Agrarpartei“ kurz nach den Wahlen mit der „Deutschen Volkspartei“ zum regie-
rungstreuen „Deutschnationalen Verband“, dem sich dann auch die Deutschradikalen an-
schlossen. Aus dieser Allianz, in der die vereinigten Parteien ihre „programmatischen 
Grundsätze“ beibehielten, bildete sich am 4. Dezember 1908, nachdem auch die „Deutsche 
Fortschrittspartei“ ihren Beitritt erklärt hatte, der „Nationalverband der deutschfreiheitlichen 
Abgeordneten“, der damit nach den Christlichsozialen und den Sozialdemokraten zur dritt-
stärksten Fraktion im Hohen Haus geworden war.72
Auch die „Deutsche Arbeiterpartei“ kämpfte damals für eine Zentralisierung in ihren 
Reihen, sie war darin aber nur mäßig erfolgreich, denn einerseits bremste die Parteipresse, 
die mangels finanzieller Mittel stark regional gegliedert war, diese Zentralisierungstenden-
zen, und andererseits wurde durch die in den Jahren 1907 und 1908 in Angriff genommene 
Schaffung von Landesorganisationen der Zusammenhalt in der Gesamtpartei nicht gerade 
gefördert. Die größten Schwierigkeiten bereiteten dabei jedoch die divergierenden Interessen 
der verschiedenen nationalen Gewerkschaften und ihrer Führer, bildeten doch gerade diese
Gewerkschaften das eigentliche Rückgrat der Partei.73
Um die notwendige Vereinheitlichung der zersplitterten nationalen Gewerkschaftsbe-
wegung zustande zu bringen, wurde für den 22. Juli 1907 eine Konferenz der Obmänner der 
nationalgerichteten Berufsverbände nach Wien einberufen. Laut Leo Haubenberger folgten 
dieser Einladung die Eisenbahnerorganisation (Ertl), der D. H. V. (Gröndahl), der Hand-
lungsgehilfenverband „Anker“ (Knittel), der „Reichsbund deutscher Arbeitervereinigungen 
Oesterreichs in Reichenberg“ (Peyerl), die Gewerkschaftskommission Aussig (Knirsch), die 
Landesorganisation für Mähren (Burschofsky und Abg. Prayon), Schlesien (Seidl) und für 
Niederösterreich (Daniel), ferner die alpenländische Organisation (Gracon) sowie die „Ver-
einigung zur Wahrung deutscher Arbeiterinteressen im Abgeordnetenhause“ (Abg. Kroy). 
Einstimmig beschloß diese Konferenz die Errichtung eines Zentralgewerkschaftssekretaria-
tes in Wien sowie die Herausgabe eines Zentralblattes und einer Korrespondenz. Außerdem 
einigte man sich darauf, eine Reichskonferenz einzuberufen – sie wurde mit 15./16. August 
1908 fixiert –, der diese Beschlüsse zur Genehmigung vorzulegen waren.74
71) In dem Artikel, der die Überschrift „Rot und Schwarz“ trug, hieß es u. a.: „Man war allenthalben auf Ueber-
raschungen gefaßt gewesen, das neue Wahlreformgesetz hat aber selbst die kühnsten Erwartungen über-
troffen. Rot und Schwarz lautet die Devise im neuen österreichischen Parlamente, d. h. hier Sozialdemo-
kraten, hier Christlichsoziale und Klerikale – der Rest Schweigen.“ Schdg. WBl. 1907, Nr. 21, S. 1.
72) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 542.
73) Ebda. S. 543.
74) Das Zentralsekretariat wurde schließlich mit 1. September 1908 errichtet; und die erste Folge des amtlichen 
Organs der Zentralkommission – es hieß „Die Deutsche Gewerkschaft“ – erschien Anfang November 
desselben Jahres. Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. S. 48 f.
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Als dann aber die Gründung einer unabhängigen gewerkschaftlichen Zentralorganisa-
tion beraten wurde, kam es zum Streit. Leo Haubenberger hielt dazu folgendes fest75: 
Nach dem einmütigen Verlauf der Obmännertagung sollte man nun annehmen, daß es 
endlich zu einer festen Zusammenfassung der gleichgerichteten Verbände gekommen 
wäre, um mit vereinter Kraft die Gesamtbewegung zu mächtiger Entwicklung zu brin-
gen. Aber das Erbübel der nationalen Bewegung, die Eigenbrötelei ließ auch diesmal 
nicht ein vollkommen gelungenes Werk entstehen. Neuerlich kamen persönliche Ge-
gensätze mit solcher Heftigkeit zum Ausbruch, daß ein gemeinsames Arbeiten ausge-
schlossen war. 
Während die mehr politisch orientierten Delegierten Peyerl (Reichenberg), Daniel 
(Wien) und Fella (Graz) daraufhin die Konferenz verließen76, beschloß der Gewerkschafts-
flügel einstimmig die Gründung einer „Zentralkommission der deutschen Arbeitnehmerver-
einigungen“.77 Anschließend wählte die Konferenz Otto Kroy zum ersten Vorsitzenden, Bur-
schofsky zum zweiten, Gröndahl zum „Rechner“, Ertl zum Schriftführer und Knirsch und 
Seidl zu ständigen Mitgliedern.78
Einen größeren Aufschwung nahm die „Deutsche Arbeiterpartei“, deren Kerngebiet 
auch nach den Reichsratswahlen des Jahres 1907 im wesentlichen der böhmische und mähri-
sche Raum blieb79, allerdings erst, als sich ihr 1909 Dr. Walter Riehl80 anschloß und ihr 
durch seine Rednergabe neue Anhänger und Wähler gewann. 
Riehl, der wie viele andere Mitglieder der „Deutschen Arbeiterpartei“ seine politische 
Karriere als Sozialdemokrat begonnen hatte81, hatte während seiner Tätigkeit in Reichenberg 
75) Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. S. 48.
76) Sie gründeten am 17. August 1907 eine eigene unabhängige Reichspartei, die „Deutschvölkische Arbeiter-
partei“. Diese blieb jedoch völlig bedeutungslos. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 544.
77) In zwölf Reichsverbänden und vier Landesvereinen vereinigte diese gewerkschaftliche Dachorganisation im 
Jahr 1908 rund 45.000 Arbeiter und Angestellte und umfaßte insgesamt 611 Ortsgruppen. Ebda.
Laut Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften.  S. 48 betrug die Gesamtzahl 
der auf nationalgewerkschaftlicher Grundlage organisierten Arbeitnehmer damals ungefähr 63.000.
78) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 544. 
79) Außerhalb dieses Kerngebiets unterhielt die „Deutsche Arbeiterpartei“ vorwiegend in den völkischen Grenz-
ländern Ortsgruppen, also dort, wo sich die Deutschösterreicher mit Slawen und Italienern in den Haaren 
lagen, die politische, kulturelle und wirtschaftliche Gleichberechtigung verlangten. 
1909 hatte die Partei fünfzehn Ortsgruppen in der Steiermark, vier in Kärnten, eine im überwiegend slo-
wenischen Kronland Krain und zwei in Triest und im Küstenland eingerichtet, wo nur eine kleine deut-
sche Minderheit neben einer gemischten italienischen und slowenischen Bevölkerung lebte.
Zwischen 1909 und 1918 gab es nur in Oberösterreich, Salzburg und dem deutschen Südtirol neue Orts-
gruppen. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 37.
80) Dr. Walter Riehl (geb. am 8. November 1881 in Wiener Neustadt, gest. am 6. September 1955 in Wien) hat-
te nach dem Besuch des Gymnasiums in Wiener Neustadt und einem Jahr Militärdienst ab dem Winter-
semester 1901/1902 in Wien Jus studiert. Von September 1903 bis März 1904 hielt er sich zu volkswirt-
schaftlichen Studien in Berlin, Leipzig und München auf. 1907 ging er, einem Ruf des Präsidenten des 
deutschböhmischen Volksrates Dr. Titta folgend, als Richteramtskandidat nach Reichenberg in Nordböh-
men. Am 7. Februar 1908 promovierte Riehl schließlich an der Universität Wien zum Doktor der Rech-
te. Seinen richterlichen Vorbereitungsdienst absolvierte er aber weiterhin in Reichenberg. Brandstötter, 
Rudolf: Dr. Walter Riehl und die Geschichte der nationalsozialistischen Bewegung in Österreich. – Diss. 
Wien: 1969. S. 4–7.
81) Walter Riehl war durch Engelbert Pernerstorfer, der im Hause von Riehls Vater in Wiener Neustadt ein gern 
gesehener Gast war, für die Sozialdemokratie gewonnen worden. Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl 
und die Geschichte des Nationalsozialismus. Mit einem Anhang: Hitler in Österreich. – Leipzig: (1933). 
S. 10 f.
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den Nationalitätenkampf in Deutschböhmen kennengelernt82, wodurch er sich der Sozialde-
mokratie immer mehr entfremdet hatte83, und war als Vertreter der deutschböhmischen Jung-
mannenbewegung, einer Bewegung von jungen Arbeitern, Gesellen und Handwerksbur-
schen, die im Abwehrkampf gegen das Vordringen der Tschechen stand, zur „Deutschen 
Arbeiterpartei“ gestoßen, die sich damals immer noch als politischer Arm der „nationalen“ 
oder „völkischen“ Gewerkschaften verstand.84
Erst anläßlich der am 31. Oktober und 1. November 1909 mit der Parteikonferenz der 
„Deutschen Arbeiterpartei“ im Deutschen Haus in Prag abgehaltenen Reichskonferenz der 
vereinigten deutschen Arbeitnehmerverbände – damals schien der Name Dr. Walter Riehl 
(Reichenberg) erstmals in einem Protokoll der „Deutschen Arbeiterpartei“ auf85 – erfolgte 
formell die organisatorische Trennung zwischen der Partei und den gewerkschaftlichen Grup-
pierungen, die engen Verbindungen zu den deutschnationalen Arbeiterverbänden, Bildungs-
vereinen und Berufsvereinigungen – mit dem Schwerpunkt bei Eisenbahnern und Handels-
angestellten – blieben aber weiterhin bestehen. 
82) Schon am 12. November 1903 hatte Riehl in einer Sitzung der Abteilung für Rechts- und Staatswissenschaft 
der Universität Leipzig einen Vortrag über „Die nationale Frage und ihre Lösungsmöglichkeiten“ gehal-
ten und dabei auf die Wichtigkeit dieser Frage hingewiesen: Bei allen Nationen kämen nationale Fragen 
vor, so in Österreich, Rußland, Deutschland, Frankreich, Belgien usw. Die Schweiz hätte ihr nationales 
Problem bestens durch ihr autonomes Kantonwesen gelöst, ein System, das Riehl auch auf Deutschland 
oder vielmehr Alldeutschland – das heißt also Deutschland mit den deutschsprachigen Teilen Österreichs 
und Hollands – angewendet wissen wollte. Der Anschluß dieser Länder an Deutschland und der Zusam-
menschluß aller Deutschen zu einem großen Alldeutschland wäre ihm nicht nur ein Herzensbedürfnis, 
sondern auch eine wirtschaftliche Notwendigkeit, und über der sozialen Frage sollte die nationale Frage 
nicht vergessen werden. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 14 f.
83) Im Sommer 1908 begann Riehl seine Gedanken in der „Reichenberger Zeitung“ in Form von kleineren Arti-
keln niederzuschreiben. Dabei distanzierte er sich z. B. im September als „revisionistischer Sozialdemo-
krat“ von den „nationslosen Großbürgern“ der internationalen Sozialdemokratie – ein von jungen Akade-
mikern und Angestellten oft vorgebrachtes Argument für das mangelnde Nationalbewußtsein der Füh-
rungsspitze. Riehls besondere Aufmerksamkeit galt dabei der „sozialen Gerechtigkeit“, wobei er zu dem 
Schluß kam, daß sie durch eine antinationale Politik nicht verwirklicht werden könne. Ihm schwebte ei-
ne nationale Sozialdemokratie nach tschechischem Vorbild vor, in der die deutschen Arbeiter „klassenbe-
wußte, aber auch nationalbewußte Sozialisten“ sein müßten. Am 12. September 1908 schrieb er in einem 
Artikel in der „Deutschen Volkszeitung“, daß sich die sozialdemokratische Bewegung nach dem Vorbild 
der „Deutschen Arbeiterpartei“ durch den Revisionismus in eine „nationalsozialistische Partei“ verwan-
deln müsse. Sie könne dadurch auch nichtproletarische Schichten ansprechen und so gemeinsame Ideale 
verwirklichen. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 549 f.
84) Im April 1906 hatte zu Leitmeritz die erste nationale Gewerkschaftskonferenz getagt. Sie gab der Bewegung 
folgende Leitsätze: „1. Die deutschen Gewerkschaften vereinigen die deutschen Berufsgenossen zu natio-
nalwirtschaftlicher Arbeiterpolitik unter Ausschluß jeder religiösen und parteipolitischen Tätigkeit. Sie 
erstreben den geistigen, wirtschaftlichen und kulturellen Fortschritt der deutschen Arbeiterklasse und de-
ren volle Gleichberechtigung in Staat und Gesellschaft. 2. Die deutschen Gewerkschaften stehen auf dem 
Boden der sozialen Reform. Ihre Arbeit ist daher jedem möglichen Fortschritt gewidmet. Sie verwerfen 
die revolutionäre Wortspielerei, die nur geeignet ist, den Arbeiter von seinen wahren Zielen abzulenken 
und sein Mitwirken an der sozialen Gegenwartsarbeit der Organisation herabzusetzen. 3. Die nächsten 
Aufgaben der deutschen Gewerkschaften erstrecken sich auf Lohn- und berufliche Fragen, Arbeitszeit, 
die Durchführung und den Ausbau der sozialen Schutz- und Versicherungsgesetze sowie die Selbsthilfe 
der deutschen Arbeiterschaft. Als Mittel für die berufliche Tätigkeit treten Organisation, Arbeiteraus-
schüsse, Verhandlungen mit den Arbeitgebern und tarifmäßige Vereinbarungen hervor. Erst als letztes 
Mittel kommt der Streik in Betracht, soferne die notwendigen Vorbedingungen für ein Gelingen dessel-
ben gegeben sind. 4. Die deutschen Gewerkschaften weisen die sogenannte ‘internationale’ Organisation 
als schädlich und zwecklos für die deutschen Arbeiter in Oesterreich zurück. Wo jedoch gemeinsame Ar-
beiterinteressen zu vertreten sind, können die deutschen Gewerkschaften beziehungsweise ihre Ortsgrup-
pen mit anderen Organisationen von Fall zu Fall zusammengehen.“ Ciller, A.: Damals und heute. S. 17.
85) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 56. 
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Zusammen mit Hans Knirsch und dem Eisenbahn-Ingenieur Rudolf Jung86 setzte sich 
Riehl, der aufgrund seiner nationalistischen Betätigung mittlerweile seinen Staatsposten ver-
loren hatte87, in der Folgezeit immer wieder energisch für den Ausbau der Partei ein, „die al-
lein eine Gewähr biete für die Verwirklichung der sozialen Ziele der deutschen Arbeitneh-
mer und die nationale Sicherung der Deutschen in Oesterreich“.88
So versuchte er eine breitere Parteibasis zu schaffen, indem er darauf bestand, auch 
Personen mit tschechischem Namen in die Partei aufzunehmen, sofern diese deutsch spra-
chen und sich als Deutsche fühlten89, und trat auch wiederholt – beispielsweise im Rahmen 
des Landesparteitags der Deutschböhmen in Bodenbach am 9. Jänner 191090 – für den Aus-
bau des Parteiprogramms ein. 
Anläßlich der am 1. November 1909 in Prag abgehaltenen Reichskonferenz der Partei, 
die von 150 Vertretern aus allen Kronländern besucht war91, forderte Riehl außerdem die 
Einführung des Frauenwahlrechts92, „freilich ohne damit“ – wie Ferdinand Burschofsky be-
richtet – „sonderliche Zustimmung bei den Vertretern auszulösen.“93
86) Ing. Rudolf Jung (geb. am 16. April 1882 in Plass bei Pilsen in Böhmen) war im April 1909 wegen seiner 
gewerkschaftlichen Betätigung im Reichsbund deutscher Eisenbahner von der Werkstätte Floridsdorf-
Jedlesee der Nordwestbahn nach Reichenberg versetzt worden und war hier gleich in den ersten Tagen 
seines Aufenthalts mit Dr. Riehl bekannt geworden. Jungs Engagement für die „Deutsche Arbeiterpar-
tei“ hatte jedoch zur Folge, daß er im Frühjahr 1910 neuerlich versetzt wurde, diesmal aus „Dienstrück-
sichten“ nach Iglau. Dort nahm Jung dann seine Tätigkeit mit dem jungen Hans Krebs auf. Schilling, 
Alexander: Dr. Walter Riehl. S. 56 f.
87) Laut Alexander Schilling hatte Riehl aus dem richterlichen Dienst austreten müssen, weil das in tschechi-
schen Händen befindliche Oberlandesgerichtspräsidium in Prag die „alldeutsche“ Betätigung Riehls als 
Hochverrat angesehen hatte. Ebda. S. 57. 
Riehl fand daraufhin bei der Stadtgemeinde Reichenberg eine Anstellung. Wenige Wochen nach dem 
Prager Parteitag mußte er aber auch dort sein Bündel schnüren, diesmal wegen seiner „sozialistischen 
Umtriebe“. Riehl verließ Reichenberg und übersiedelte nach kurzem Aufenthalt in Aussig nach Karls-
bad. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 72 f.
88) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 63.
89) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 38.
90) Auf diesem Parteitag ging es im wesentlichen um den Antrag der Landesorganisation Mähren, den Parteina-
men in „Deutschsoziale Partei“ abzuändern – durch die Eliminierung des Wortes „Arbeiter“ sollte signa-
lisiert werden, daß die Partei auch für andere Bevölkerungsschichten offen sei –, der Antrag fand jedoch 
keine Zustimmung. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 555
Forderungen nach einer Öffnung der Partei erhob 1908/09 aber auch Hans Knirsch: „Wir werden sicher 
auch im deutschen Bauernhaus Wurzeln schlagen. Der Bauer müßte es einsehen, daß, wenn wir für die 
Besserstellung, die wirtschaftliche Hebung des Arbeiters eintreten, wir auch seine Interessen indirekt 
wahren … Und auch die Herren Gewerbetreibenden … werden begreifen, daß des Lohnarbeiters Wohl 
mit dem Wohle aller erwerbenden, schaffenden Bevölkerungsschichten eng verknüpft ist“. „Arbeiter ist 
jeder, der arbeitet. Ob das mit den Muskeln des Armes oder mit dem Gehirn geschieht, spielt hierbei 
keine Rolle … Vor allem halte ich es für notwendig, aus unseren Reihen den Gedanken des Klassen-
kampfes fernzuhalten. Ein Sozialismus, der nur die Proletarierschaft und ihre entproletarisierten Führer 
kennen will und alle anderen vom Rechte aufs Dasein ausschließen will, ist nach meinem Dafürhalten 
nichts anderes als die Absicht des Karl Marx, die deutsche Nation zu sprengen … Wir haben die Deut-
sche Arbeiterpartei geschaffen, damit die deutschen Menschen ihre Klassengegensätze langsam verlie-
ren und sich nur mehr als Söhne des Volksganzen betrachten“. Zeidler, Rudolf: Hans Knirsch. Ein sude-
tendeutscher Edelmensch. – Schwerin: 1938. S. 75, 78, 108 und 93. Zit. nach ebda. S. 555 f.
91) Eisenbahnassistent Ferdinand Ertl (Wien) wurde damals zum Vorsitzenden gewählt. Weiters wählte die Ta-
gung in die Parteileitung: Kraus (Wien), Knirsch (Aussig), Köllner (Oberleutensdorf), Burschofsky (Ho-
henstadt), Seidl (Troppau), Mauller (Linz) und Posch (Villach). Ciller, A[lois]: Vorläufer des National-
sozialismus. S. 63 f.
92) Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 95 f.
93) Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 71.
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Je mehr Anhänger die junge Partei in ihrem Kampf für den deutschen Arbeiter94 und 
gegen den Marxismus95 aber gewann – bei der Reichskonferenz am 30./ 31. Oktober 1910 in 
Teplitz-Schönau war z. B. ein Antrag Dr. Riehls angenommen worden, einen „Reichsver-
band deutscher Arbeiterjugend Oesterreichs“ zu gründen, dem sich 
alle aus deutscher Arbeiterjugend bestehenden Jugendorganisatio-
nen als Ortsgruppen anzuschließen hatten96 –, umso heftiger wur-
den die Angriffe ihrer Gegner, sodaß sich die Reichsparteileitung 
der „Deutschen Arbeiterpartei“ am 11. Dezember 1910 in Hinblick 
auf die Frage des Verhältnisses zwischen ständischer und völki-
scher Interessenvertretung zu folgender Erklärung veranlaßt sah97: 
Eine Partei, welche sich Arbeiterpartei nennt, hat naturge-
mäß die Arbeitnehmerschaft, die Arbeiterklasse, politisch zu 
vertreten. Wir verwerfen jedoch den Standpunkt der Sozialde-
mokratie, die den Klassenhaß gegen andere Gesellschafts-
schichten lehrt, welche für sich selbst nur das gleiche Recht
wie wir in Anspruch nehmen. Für die wirtschaftlichen und politischen Interessen der 
anderen Klassen des deutschen Volkes tritt unsere Partei nur insoweit ein, als diese 
mit den Interessen der Arbeiterschaft nicht in Widerspruch stehen. Mitglied der Partei 
kann natürlich jeder Deutsche sein, der sich ausschließlich zu den Grundsätzen der 
Deutschen Arbeiterpartei bekennt. Wir verweisen darauf, daß die Betonung des Klas-
senstandpunktes nur die Folgerung aus dem Bestreben ist, die politische Vertretung 
nach den wirtschaftlichen Bedürfnissen der aus Arbeitnehmern bestehenden Mehr-
heit des deutschen Volkes einzurichten. Als eine nationale und freiheitliche Partei er-
achten wir ein enges Zusammenarbeiten mit den übrigen deutschfreiheitlichen Partei-
en in rein völkischen und freiheitlichen Belangen als im Lebensinteresse unseres 
schwer bedrohten Volkes in Oesterreich gelegen. 
94) Was die nationale Gewerkschaftsbewegung betraf, gab Alois Ciller für das Jahr 1910 z. B. den „Reichsbund 
deutscher Eisenbahner“, der nun seinen Sitz in Wien hatte, mit über 120 Ortsgruppen und 12.000 Mit-
gliedern und den „Deutschen Handlungsgehilfenverband“ mit 141 Ortsgruppen und 7.926 Mitgliedern 
gegenüber 61 Ortsgruppen und 3.169 Mitgliedern im Jahr 1906 an. Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialis-
mus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 107 f.
95) Obwohl sich die „Deutsche Arbeiterpartei“ in ihrem Programm wie in ihrer Organisation zur demokratischen 
Struktur bekannte und sie auch sonst weder militaristisch noch terroristisch ausgerichtet war, kam es um 
1910 unter dem Einfluß Walter Riehls zu einer Welle von Straßenraufereien. Botz, Gerhard: Struktur-
wandlungen des österreichischen Nationalsozialismus (1904–1945). S. 168.
96) Gegründet wurde dieser Reichsverband dann am 8. Jänner 1911, u. z. durch Willibald Tscherner und Eduard 
Rieger. Sie legten ihn mit seinem Sitz in Iglau in die Hände des dort tätigen Hans Krebs, der ab 1. April 
ein eigenes Blatt, die „Deutsche Arbeiterjugend“, herausgab. Eine Art Gaugliederung erfolgte durch den 
Arbeitsplan und nach der Zuständigkeit für Versammlungen und Ortsgruppengründungen: Demnach ging 
Westböhmen leitungsmäßig an Walter Riehl (Karlsbad), Nordwestböhmen an Otto Ditrich (Teplitz), 
Nordostböhmen an Willibald Tscherner (Reichenberg), und für die Alpenländer, Mähren sowie Schlesien 
war Hans Krebs zuständig. Krebs wurde auch zum ersten Obmann, Ditrich zum Stellvertreter, Alfred 
Nowak (Wien) zum 3. Obmann, Rudolf Jung (Iglau) zum Schriftführer und Willibald Tscherner zum 2. 
Schriftführer gewählt. Als Ausschußmitglieder schienen Hans Wagner (Salzburg), Albert Mauller (Linz), 
Burgstaller (Graz), Burschofsky (Hohenstadt) und Alfred Hannawald (Karlsbad) auf, während Riehl le-
diglich im Überwachungsausschuß saß. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 558 f. 
Im Februar 1914 hatte dieser Reichsverband bereits 83 Ortsgruppen mit 4.000 Mitgliedern. Brandstötter, 
Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 87 und Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und 
der Ostmark. S. 102.





Hatte die „Deutsche Arbeiterpartei“ bei den Reichsratswahlen 1907 insgesamt nicht 
einmal 4.000 Stimmen erhalten, so konnte sie bei den am 13. und 20. Juni (Stichwahlen) 
1911 stattfindenden Reichsratswahlen98 bereits 31.110 Stimmen auf sich vereinigen. Diese 
teilten sich folgendermaßen auf die verschiedenen Kronländer auf: 22.014 Stimmen stamm-
ten aus Böhmen, 1.155 aus Mähren, 4.301 aus Niederösterreich, 2.690 aus Schlesien und 
950 aus der Steiermark.99
In Oberösterreich hatte die „Deutsche Arbeiterpartei“ – wie schon 1907 – nicht kandi-
diert. Im 6. oberösterreichischen Wahlkreis – er umfaßte die Industrialbezirke Ried, Schär-
ding und Urfahr – kam es damals bei einem Ergebnis von 2.863 Stimmen für die Christlich-
sozialen (Brandl), 2.327 Stimmen für die Deutschfreiheitlichen (Dr. Winter) und 2.184 Stim-
men für die Sozialdemokraten (Euller) zu einer Stichwahl zwischen dem bisherigen Man-
datsinhaber Dr. Hans Winter und dem Kandidaten der Christlichsozialen, dem Bäckermei-
ster Alois Brandl aus Urfahr.100
In Schärding selbst waren bei diesem ersten Wahlgang am 13. Juni 175 Stimmen auf 
Brandl, 216 Stimmen auf Dr. Winter und 299 Stimmen auf Euller entfallen, was das „Schär-
dinger Wochenblatt“, das anläßlich des „einzig dastehenden Besuch[s]“ einer am 19. Mai 
1911 in Wieningers Sommerkellersaal abgehaltenen deutschfreiheitlichen Wählerversamm-
lung noch geschrieben hatte, „daß Schärding eine feste Burg des Deutschtums nicht nur war, 
sondern ist und allezeit bleiben wird“101, zu folgendem Kommentar veranlaßte102: 
Die Wahl am 13. Juni hat ein ganz überraschendes Resultat zu Tage gefördert. In 
Schärding wurden bekanntlich 216 Stimmen für Winter, 178 Stimmen für Brandl und 
299 Stimmen für Euller abgegeben. Das ist das Resultat, welches zu denken gibt. Wir 
sehen vor allem, daß stramme Organisation das richtigste [!] Mittel zum Wahlzweck 
ist. Die Sozialdemokraten in Schärding sind geschlossen vorgegangen und eine solche 
Macht muß doch ausschlaggebend bei den Stichwahlen sein. Aber selbst in dem Falle 
als die Sozialdemokraten Wahlenthaltung am 20. Juni auf ihre Fahne schreiben wer-
den, ist das Schicksal des einen oder anderen Wahlwerbers entschieden. Da ist es nun 
nahe, sich zu fragen, welchem Kompromisse die Sozialdemokratie zuneigen wird. Hier  
Großkapitalismus – hier freie Schule und Ehereform. Zwischen diesen Bergkolossen 
schreitet die rote Armee und einen von diesen Kolossen muß sie vernünftigerweise 
überschreiten. Ueberschreitet sie den Bergkoloß des Großkapitalismuses [sic!], so 
fördert sie damit die Interessen ihres Gegners, indem sie ihm die Stimmen gibt gegen 
ihre idealen Güter Gleichberechtigung der Menschen, richtige Verteilung der Erden-
güter, Versorgung des altgewordenen Arbeiters usw. Einspruch zu erheben. Ueberklet-
98) Um eine nutzlose Zersplitterung zu vermeiden, hatten die deutschfreiheitlichen Parteien gemeinsame Wahl-
ausschüsse für die einzelnen Länder gebildet, wodurch sie die Wahlwerber so einteilen konnten, daß in 
keinem Wahlkreis zwei Deutschfreiheitliche gegeneinander antreten mußten. Dabei hatten sie wie 1907 
die „Deutsche Arbeiterpartei“ übergehen wollen, deren Drohung, in jedem Wahlkreis einen eigenen Be-
werber aufzustellen, hatte jedoch zu einem Einlenken geführt. Wladika, Michael: Hitlers Vätergenera-
tion. S. 560. 
99) Freund, Fritz: Das österreichische Abgeordnetenhaus. S. 18. 
Die von Michael Wladika angeführten Resultate (S. 562) weichen davon jedoch ab. Unter Berufung auf 
das „Statistische Handbuch für das Königreich Böhmen“ (Prag: 1913. S. 56) schreibt er, daß die „Deut-
sche Arbeiterpartei“ in Böhmen auf 21.951 gültige Stimmen gekommen sei, und die Ergebnisse der Par-
tei für ganz Zisleithanien gibt er – gestützt auf Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen 
Nationalsozialismus (1904–1945). S. 168 – mit 26.670 Stimmen an.   
100) Schdg. WBl. 1911, Nr. 24, S. 5.
101) Schdg. WBl. 1911, Nr. 21, S. 1.
102) Schdg. WBl. 1911, Nr. 24, S. 1.
-574-
tert sie aber den anderen Bergkoloß, so schafft sie sich selber Feinde in Sachen der 
freien Schule, in Sachen der Ehereform. Und außerdem sind doch auch eigene Man-
date in Gefahr, deren Rettung nicht geringe Schwierigkeiten bietet. [...].
Bei der Stichwahl am 20. Juni wurde dann Bäckermeister Brandl mit 4.298 Stimmen 
gegen den Deutschfreiheitlichen Winter mit 2.918 Stimmen (in Schärding erhielt Brandl 363 
Stimmen und Winter 277 Stimmen) in das Abgeordnetenhaus gewählt. Insgesamt war das 
Kronland Österreich ob der Enns im Reichsrat somit durch 18 Christlichsoziale, 3 Deutsch-
freiheitliche und einen Sozialdemokraten vertreten.103
Die „Deutsche Arbeiterpartei“ konnte aufgrund des Wahlergebnisses 1911 drei Abge-
ordnete in den Reichsrat entsenden, u. z. die Gewerkschafter Adam Fahrner, Hans Knirsch 
und Ferdinand Seidl.104 Dort bildeten die drei Abgeordneten einen parlamentarischen Klub 
und traten dem „Deutschen Nationalverband“ bei, zu dem sich die deutschfreiheitlichen 
Fraktionen zur Wahrung ihrer gemeinsamen Interessen zusammengeschlossen hatten.105
Beflügelt durch ihren Wahlerfolg, suchte die „Deutsche Arbeiterpartei“ nun den Aus-
bau ihrer Parteiorganisation voranzutreiben. Wie folgender Bericht aus der „Deutschen Ar-
beiter-Zeitung“, dem in Wien erscheinenden „Organ der Deutschen Arbeiterpartei in Oester-
reich“, vom 27. April 1913 zeigt106, hatte sie dabei jedoch mit beträchtlichen Schwierigkei-
ten zu kämpfen:
Aus einem förmlichen Nichts, aus einem Protest gegen die volks- und nationsfeindliche 
Sozialdemokratie und das untätige Bürgertum, wuchs die junge Partei heraus in den 
Reichsrat hinein. Die Fülle der Arbeit, der Mangel an geschulten Kräften ließen es 
nicht zu, die gewiß imponierenden politischen Erfolge organisatorisch zu bearbeiten 
und auszunützen.
Erst jetzt – nach zweijähriger Spanne Zeit – nach gründlicher Vorarbeit, geht unsere 
junge Partei an die zentrale Organisierung ihrer Kräfte. Nicht daß in der Zwischenzeit 
nichts geschehen wäre! Aber wen verwundert es, wenn die Leiter unserer deutschen 
Gewerkschaften, die zumeist auch in der politischen Bewegung tätig sind, zuerst an ih-
re gewerkschaftlichen Organisationen dachten und erst jetzt, die Zeit der politischen 
Ruhe zu intensiver Organisationsarbeit nützen. Wir haben also in der abgelaufenen 
Zeit uns vor Allem der Gewerkschaftsarbeit gewidmet. Jetzt, wo neue politische Kämp-
fe zu erwarten sind, heißt es, die Vorarbeiten durchführen, um im geeigneten Augen-
blick schlagfertig zu sein.
103) Schdg. WBl. 1911, Nr. 25, S. 1.
104) Walter Riehl und Rudolf Jung hatten bei den Reichsratswahlen 1911 nicht kandidieren können, weil beide 
das erforderliche Alter von 30 Jahren für das passive Wahlrecht damals noch nicht erreicht hatten. Wla-
dika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 560. 
Riehl verließ im September 1911 Böhmen und trat in Bozen in eine Rechtsanwaltskanzlei ein. Brandstöt-
ter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 95.
105) Dabei handelte es sich um den seit 1907 bestehenden „Nationalverband der deutschfreiheitlichen Abgeord-
neten“, der sich seit dem 26. Oktober 1910 „Deutscher Nationalverband“ nannte und nunmehr 99 Abge-
ordnete zählte, was einer Steigerung von 28 Mandaten gegenüber 1907 entsprach. Die rein zweckbe-
stimmte Verbindung verfolgte als einziges Ziel eine konsequente nationale Politik auf österreichischem 
Boden, stellte aber weder eine einheitliche Partei dar, noch vertraten ihre Mitglieder einheitliche politi-
sche Grundsätze. Lediglich die Koordinierung besorgte ein siebenköpfiger Ausschuß, dem auch Hans 
Knirsch angehörte. Die Führung des Nationalverbandes übernahm Dr. Gustav Groß, der Obmann der 
mährischen Fortschrittspartei und – wichtiger noch – des „Deutschen Schulvereins“. Wladika, Michael: 
Hitlers Vätergeneration. S. 562 f. und Höbelt, Lothar: Kornblume und Kaiseradler. S. 277.
106) „Deutsche Arbeiter-Zeitung“ vom 27. April 1913, Jg. 2, F. 17, S. 2.
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Die Parteisekretariate gehen an ihre Arbeit. Sie sammeln rings im Reiche die Partei-
genossen, besuchen die Wahlorte und organisieren in stetem Kampfe mit den verschie-
densten Widerwärtigkeiten die breiten Massen unserer Wählerschaft. Ueberall entste-
hen jetzt politische Bezirksvereine unserer Partei, die mit ruhiger Sachlichkeit an die 
Arbeit gehen. 
Bei dieser Arbeit vermissen alle in der Agitation stehenden Parteigenossen empfindli-
cher als je, das Fehlen eines „Reichsverbandes der deutschen Arbeiterpar-
tei“. – Wohl haben wir heute in den meisten, sicher in jedem bedeutenderen Orte 
Oesterreichs eine gewerkschaftliche Organisation deutscher Arbeitnehmer. Bei dem 
unpolitischen Charakter unserer Gewerkschaften, kann man von diesen Organisatio-
nen eine Mitarbeit in der Partei billigerweise nicht verlangen und so stehen die Orga-
nisatoren unserer Bewegung vor großen Hindernissen! An wen sollen sie sich in die-
sem oder jenem Orte bei der Gründung der politischen Organisation wenden? Wer lei-
stet die Vorarbeiten? Wird überhaupt unter den Gewerkschaftern des Ortes jemand 
sein, der unserer Partei seine Dienste leistet? Und wenn das sicher anzunehmen ist, 
wer ist der richtige Mann? […]
Die in diesem Artikel skizzierte Situation entsprach auch den Gegebenheiten in Schär-
ding. Hier existierten damals zwei deutschnationale Arbeitnehmervereinigungen, u. z. eine 
Ortsgruppe107 des „Deutschen Handels-Gehilfen-Verbandes“108 (sie hatte ihre konstituieren-
de Versammlung am 26. November 1905 abgehalten109) und eine Ortsgruppe des „Reichs-
bundes deutscher Eisenbahner Oesterreichs“110 (mit der Gründungsversammlung am 17. 
Mai 1908111), die sich beide, wie im Folgenden anhand einiger Beispiele gezeigt werden 
107) Laut Schdg. WBl. 1907, Nr. 50, S. 7 war sie von den Ortsgruppen Passau, Ried und Wels ins Leben geru-
fen worden.
108) Von 1906 bis 1910 vergrößerte sich das Ortsgruppennetz des deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verban-
des von 61 auf 141, der Mitgliederstand von 3.169 auf 7.982. Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalso-
zialismus. S. 69.
109) Den Vorsitz bei dieser Versammlung, die im Hotel Altmann im Beisein der Ortsgruppenvertreter von Pas-
sau, Wels und Ried stattfand, führte Vertrauensmann Tischler aus Passau. Nach der Begrüßung der An-
wesenden durch Herrn Anton Huber ergriff Herr Tischler das Wort. Nachdem er auf die Notwendigkeit 
der Errichtung von Handelsschulen respektive Fortbildungsschulen sowie auf die Unumgänglichkeit der 
Altersversorgung hingewiesen und Vertrauensmann Schmidt aus Passau einiges über den Verbandstag in 
Hamburg berichtet hatte, ergriff noch Vertrauensmann F. Wachs aus Wels das Wort. Er betonte, daß das 
Hauptanliegen der Handelsangestellten der Provinz sein müsse, dem Hausiererunwesen entgegenzutre-
ten, weil „durch die Ueberhandnahme des Hausierhandels in der Provinz die Stellen für Angestellte in 
den letzteren Jahren vermindert wurden und selbe jedoch durch eine größere Anzahl von Lehrlingen er-
setzt werden, welche selbstredend nach ihrem Freispruche zumeist Stellenlos [!] sind, daher heute die 
übergroße Zahl der stellenlosen Handlungs[ge]hilfen“. Ferner sprach er noch über die Notwendigkeit 
des Befähigungsnachweises sowie über Stellenvermittlung und Altersversorgung. Damit wurde der offi-
zielle Teil der Versammlung geschlossen. Schdg. WBl. 1905, Nr. 49, S. 7.
110) Ende Juni 1907 hatte in Wien in Gegenwart von neun Abgeordneten verschiedener deutschfreiheitlicher Par-
teien die Jahresversammlung des „Reichsbundes deutscher Eisenbahner“ stattgefunden. In 81 Ortsgrup-
pen hatte man damals 7.500 Mitglieder gezählt. Der Sitz wurde nach Wien verlegt und Ferdinand Ertl 
zum ersten Vorsitzenden gewählt. Mitte 1908 hatte der Reichsbund bei seiner Jahresversammlung in 
Linz – Ing. Jung sprach sich dabei für den Zusammenschluß sämtlicher deutscher Arbeitergewerkschaf-
ten Österreichs aus – bereits 120 Ortsgruppen und 10.125 Mitglieder; und im Jahr 1910, das laut Ciller 
für die nationale Eisenbahnerbewegung besonders erfolgreich war, überschritt der Reichsbund im Früh-
jahr die Zahl von 12.000 Mitgliedern. Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S 68.
111) Diese Versammlung, zu der „sämtliche deutschen Vereine, sowie jeder deutschgesinnte Mann in unserer 
Stadt und Umgebung freundlichst eingeladen“ worden waren (Schdg. WBl. 1908, Nr. 19, S. 7), fand im 
Gasthaus des Herrn J. Hager in Allerheiligen statt. Wie das „Schärdinger Wochenblatt“ am 23. Mai 1908 
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soll, neben den sozialpolitischen Anliegen auch mit Elan der „nationalen“ Arbeit – also dem 
Schutz der deutschen Arbeitnehmer vor dem „Druck des Tschechentums“ und dem Kampf 
gegen die mit der „gelben Internationale“ verbundene „rote Internationale“112 – widmeten 
und darin durch prominente Mitglieder der „Deutschen Arbeiterpartei“ unterstützt wurden, 
die hier in ihrer Eigenschaft als Gewerkschafter immer wieder als Versammlungsredner auf-
traten:
♦ So wies Gauvorsteher Karl Gröndahl, der Gründer und Obmann des „Deutschna-
tionalen Handlungsgehilfenverbandes“, kurz vor den Reichsratswahlen 1907113 an-
läßlich einer Versammlung der rührigen Ortgruppe des „Deutschen Handels-Gehil-
fen-Verbandes“114 am 21. April 1907 im Hotel Ebenhecht [heute „Schärdinger 
Hof“], zu der sich neben Vertretern des Gremiums und der selbständigen Kauf-
mannschaft auch eine stattliche Anzahl Mitglieder der Ortsgruppe Passau einge-
funden hatte, auf die sozialpolitischen Umwälzungen hin, die aus der Annahme 
der Wahlreform, des Pensionsversicherungsgesetzes, der Gewerbenovelle und des 
Hausiergesetzes resultierten, geißelte dann in scharfen Worten „die sogenannte 
Lehrlingszüchterei als Ursache des unlauteren Konkurrenzkampfes“ und ging an-
schließend – laut Bericht im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 4. Mai 1907 – fol-
gendermaßen auf das Hausierwesen ein115: 
Tausende von Hausierern überschwemmen alljährlich unsere deutschen Gaue 
und verschleudern ihre minderwertigen Waren zu einem Spottpreise, den ein 
reeller Kaufmann bei seiner guten Ware selbstverständlich nicht einräumen 
kann. Jüdisches, tschechisches und diverses andere Gesindel schädigen die 
wirtschaftliche Wohlfahrt des kaufmännischen Standes ganz empfindlich, oh-
ne daß sich die k. k. österreichische Regierung seiner [!] Pflicht bewußt wür-
de zu sagen: O, deutsches Stammesvolk der Ostmark, Du bist es, das uns auf 
die heutige Kulturstufe gestellt, Du bist es, dem wir unsere heutige Stellung 
unter den Weltmächten zu verdanken haben; in Würdigung dieser großen 
Verdienste werden wir Dir Gesetze schaffen, die Dir für alle Zeiten die Vor-
herrschaft in diesem Konglomerat-Staate sichert und den deutschen Kauf-
mannsstand vor Uebergriffen durch jüdische oder andere unreelle Kapitali-
sten bewahrt.
mitteilte, war die Versammlung sehr gut besucht. Als Gäste waren Vertreter des hiesigen „Deutschnatio-
nalen Handelsgehilfen-Verbandes“, der „Südmark“, des Turnvereines sowie der Ortsgruppe Linz des 
Reichsbundes deutscher Eisenbahner und weiter noch der Obmann der Landesleitung für Oberösterreich 
erschienen. Schdg. WBl. 1908, Nr. 21, S. 7.
112) „Von den Sozialdemokraten trennt uns die nationale Kluft und die Verbindung der roten mit der gelben In-
ternationale. Wir sind Sozialisten im Sinne einer schrittweisen Evolution. Wir haben als Arbeitnehmer 
kein Interesse an der Herrschaft über fremde Völker. Wir wollen nur im überwiegend deutschen Gebiet
die deutsche Arbeiterschaft, die wir vertreten, ungeschmälert erhalten und ihr die Früchte ihrer Arbeit 
zuführen…“, schreibt Riehl z. B. in dem von ihm gegründeten Kampfblatt „Deutsche Volkswehr“, das 
am 2. April 1910 zum erstenmal erschien. 
Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl. S. 60 f.
113) Nach den Angaben Karl Gröndahls (Gröndahl, Karl: Kämpfe und Siege in der Ostmark. – Wien: 1908. 
S. 55) stellte der D. H. V. im März 1907 mit seinen rund 5.000 Mitgliedern den stärksten Verband der 
österreichischen Angestelltenorganisationen. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 541.
114) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ vom 14. Dezember 1907 war sie „zwar eine der kleinsten, dafür aber auch 
eine der strammsten“ und hatte es in den zwei Jahren ihres Wirkens verstanden, „sich die Gewogenheit 
der Prinzipalität zu gewinnen, was nur in wenigen Orten der Fall ist.“ Schdg. WBl. 1907, Nr. 50, S. 7.
115) Schdg. WBl. 1907, Nr. 18, S. 7.
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Nach den Ausführungen Gröndahls ergriff Gremialobmann Pinter das Wort, um 
den „Deutschen Handels-Gehilfen-Verband“ zu seinem Führer zu beglückwün-
schen. Er stellte mit Genugtuung fest, daß er sowie die anderen anwesenden Kauf-
leute das vom Redner Vorgebrachte ohne Einschränkung unterschreiben könne, 
und ermahnte die Anwesenden, „an den idealen Bestrebungen des Deutschen Han-
dels-Gehilfen-Verbandes in deutscher Treue festzuhalten.“116
♦ Den zehnten deutschen Verbands- und Handelsgehilfentag beschickte die Orts-
gruppe durch Kollegen Franz Hamberger. Diese Tagung in Dresden gestaltete sich 
zu einem „Ehrentage des Verbandes“ (er zählte damals 101.281 Mitglieder). Dort 
wurde auch zu reger Agitation aufgerufen. Dieser Aufforderung kam die hiesige 
Ortsgruppe nach und bildete auf Anregung des Kollegen H. Bruneder einen Aus-
schuß, der die Vorarbeiten zur Ausgestaltung der Organisation in „Oberösterreich-
Salzburg“ nach dem Vorbild der „mustergültige[n] Organisation des oberösterrei-
chisch-salzburgischen Lehrervereines“ zu besorgen hatte. Der Hauptzweck war da-
bei folgendermaßen definiert117: 
1. Der sozialdemokratischen Flut energischen Einhalt unter den Handels-
und Industrieangestellten zu bieten, welche in keiner Weise die Interessen un-
seres Standes vertreten kann, für welche Behauptung wir schon zahlreiche 
Beweise haben. 
2. Durch eine stramme Organisation den Ausbau unserer sozialen Arbeit und 
Stellenvermittlung zu fördern. 
3. Das Zusammengehörigkeitsgefühl unter den Angestellten zu wecken.
♦ Am 11. April 1909 hielt der „Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband“ in 
Schärding den 2. Kreistag für Oberösterreich und Salzburg ab.118
Im „Schärdinger Wochenblatt“ Nr. 15 vom 10. April 1909, S. 11 veröffentlichte Einladung
zum Kreistag des „Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verbandes“
116) Schdg. WBl. 1907, Nr. 18, S. 7.
117) Schdg. WBl. 1907, Nr. 50, S. 7.
118) Schdg. WBl. 1909, Nr. 16, S. 5.
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Der Vorstand der Ortsgruppe Schärding, Herr Mitterhauser, konnte damals nahezu 
100 Kollegen begrüßen, darunter Gauvorsteher Karl Gröndahl aus Wien, Kreisvor-
steher A. Naab aus Wels und den Gauvorsteher des Kreises Südbayern, Herrn Be-
zirksvorsteher Lamboy aus Passau. Anwesend waren auch Bezirkshauptmann 
Alexander Wagner, Bürgermeister Karl Altmann, Reichsratsabgeordneter und Bür-
germeister Hans Winter sowie der Landtagsabgeordnete der Stadt Schärding, Herr 
Markus Hölzl. Nach der Erledigung einiger innerer Angelegenheiten ergriff Kolle-
ge Schmidinger aus Schärding das Wort zu seinem Vortrage über „Unsere nationale 
Tätigkeit in der Ostmark“ und führte dabei u. a. aus, daß es der „Deutschnationale 
Handlungsgehilfen-Verband“ als Hauptaufgabe ansehe, „in seinen Anhängern deut-
sches Volksbewußtsein zu wecken und zu pflegen und stets in erster Linie für sein 
Volk zu arbeiten.“ Anschließend dankte Gauvorsteher Gröndahl allen für die gelei-
stete Arbeit und forderte sie auf, dem D. H. V. stets die Treue zu halten. Auch 
Kreisvorsteher Naab dankte den Kollegen für die bewiesene Ausdauer, worauf er, 
nachdem man die „Wacht am Rhein“ gesungen hatte, den „so würdig verlaufenen 
Kreistag“ schloß. 
Am Abend des gleichen Tages wurde zu Ehren der Festteilnehmer noch ein Fest-
abend im Saal des Hotels Ebenhecht veranstaltet. Die Festrede hielt der Wanderleh-
rer des „Deutschen Schulvereines“, Herr Soneberg. Das „Schärdinger Wochenblatt“ 
teilte dazu u. a. mit:
Mit gespanntester Aufmerksamkeit lauschte alles den fesselnden Worten 
Herrn Sonebergs. Und als er dann ausführte, daß die alte Nibelungentreue 
des Deutschen Reiches uns vor einem Kriege bewahrte, daß der serbisch-
österreichische Konflikt kein Kampf des kleinen Serbiens mit der Großmacht 
Oesterreich war, sondern ein Ringen zwischen Deutschtum und Slaventum, 
das endlich einmal in Europa zum Austrag kommen müsse, da löste sich alles 
in stürmische Begeisterung und jubelnder Beifall lohnte die zündenden ein-
stündigen Ausführungen des Redners.119
♦ Im Rahmen der sehr gut besuchten Gründungsversammlung der Ortsgruppe Schär-
ding des „Reichsbundes deutscher Eisenbahner Oesterreichs“ am 17. Mai 1908 im 
Gasthaus Hager in Allerheiligen besprach Herr Pernklau, nachdem Karl Stelzmül-
ler, der provisorische Obmann der Ortsgruppe, die Anwesenden begrüßt, die Wahl 
der Ausschußmitglieder stattgefunden120 und Pernklau die neue Ortsgruppe na-
mens der Ortsgruppe Linz willkommen geheißen hatte, die Forderungen des 
Reichsbundes deutscher Eisenbahner, wobei er wiederholt auf das Versagen der 
Sozialdemokratie hinwies121: 
In der Verstaatlichungsfrage der Nordbahnbediensteten122, dann in der Er-
richtung der Personalkommissionen123 und in der Wächterfrage haben sich 
119) Eine von Herrn Gröndahl anschließend beantragte und von zwei Damen ausgeführte Sammlung für den 
„Deutschen Schulverein“ ergab 38.40 Kronen. Schdg. WBl. 1909, Nr. 16, S. 5.
120) Dabei wurden folgende Herren einstimmig in den Ausschuß gewählt: Karl Stelzmüller, Obmann; Johann 
Puttinger, Stellvertreter; Wenzel Hanusch, Schriftführer; Franz Kronberger, Stellvertreter; Georg Har-
gaßner, Kassier; Johann Fehrerberger, Stellvertreter; Josef Hanusch, Theodor Oberhumer, Josef Ra-
kerseder und Franz Zarbl, Beiräte. Schdg. WBl. 1908, Nr. 21, S. 7.
121) Ebda. 
122) Erst nach langen parlamentarischen Verhandlungen und förmlichen Redeschlachten im Abgeordnetenhaus 
kam es im Jahr 1908 zur Verstaatlichung der Nordbahn. Haubenberger, Leo: Der Werdegang der natio-
nalen Gewerkschaften. S. 13.
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die Sozialdemokraten nicht so benommen, daß man von ihnen die Lösung der 
Magenfrage oder gar der sozialen Frage erwarten könnte. Die zahlreichen 
Austritte aus der roten Eisenbahner-Gewerkschaft124 beweisen uns, daß dies 
auch von den intelligenteren Eisenbahnern längst eingesehen wird und daß 
diese bei weitem nicht so urteilslos sind, als der Reichstags-Abgeordnete 
Tomschik noch vor kurzem gemeint habe.
Anschließend ergriff Herr Adalbert Mauller, der Obmann der Landesleitung125, das 
Wort. Auch er sparte nicht mit Kritik an der „roten Internationale“, die laut der in 
der völkischen Gewerkschaft vertretenen Meinung für den „bitteren Existenz-
kampf“ der deutschen Eisenbahner „keinerlei Verständnis“ habe und „allein an 
Stimmenfang und Mandate“ denke.126 Das „Schärdinger Wochenblatt“ schreibt:
An der Hand von zahlreichen Beispielen wies er [= Mauller; Anm. d. Verf.] 
zunächst nach, daß durch die Bestrebungen der Sozialdemokratie absichtlich 
oder unabsichtlich die Slawisierung in Oesterreich gefördert werde. Die erste 
Verpflichtung einer gesunden Arbeiterbewegung bestehe darin, zu trachten, 
daß zunächst alle arbeitslosen Volksangehörigen Beschäftigung finden und 
erst dann, wenn noch weiter Platz ist, dürfen auch Fremdvölker beschäftigt 
werden. Dieses System hat zum Beispiel in England für den Arbeiterstand 
glänzende Erfolge gezeitigt. Aber nicht der Umstand, daß von der Sozialde-
mokratie bis nun für die Arbeiter nichts errungen wurde, denn das Großkapi-
tal ist mächtiger als jemals, trennt den deutschen Arbeiter von der Sozialde-
mokratie, sondern vielmehr ein prinzipieller und idealer Standpunkt. Im Jah-
re 1906 sind den Arbeitern und damit dem Nationalvermögen infolge Streiks 
6einhalb Millionen Kronen verloren gegangen, die natürlich durch Lohner-
höhungen nicht wettgemacht wurden. Die Sozialdemokraten nennen ihre Par-
tei eine prinzipienstarke und trotzdem nehmen sie von reichen Leuten, die sie 
doch vorgeben zu bekämpfen, Gelder an. […] Die Arbeiter werden von dieser 
Partei eben organisiert, damit wieder einige verdienstvolle Anhänger einen 
guten Posten finden können.
Der sozialdemokratische Arbeiter Martin Hollhut suchte daraufhin die Ausführun-
gen der beiden Redner zu widerlegen, seine Einwendungen wurden jedoch durch 
Herrn Mauller sofort entkräftet. Nachdem Herr Josef Hanusch noch begründet hat-
te, weshalb er aus der sozialdemokratischen Eisenbahner-Organisation ausgetreten 
sei, und sich auch Herr Hargaßner zu Wort gemeldet hatte, rief Herr Mauller in sei-
nem Schlußwort dazu auf, dem Reichsbunde beizutreten und für seine Ausbreitung 
zu arbeiten.127
123) Den Wünschen der Eisenbahner nach einer anerkannten Interessenvertretung wurde ebenfalls im Jahr 1908 
entsprochen. Im Eisenbahnministerium wurde der Zentralausschuß für die Personalangelegenheiten der 
Staatsbahnen errichtet, und bei den einzelnen Staatsbahndirektionen wurden Personalkommissionen ge-
schaffen. Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. S. 13 f.
124) Auch Josef Hanusch, der nun als Beirat dem Ortsgruppenausschuß angehörte, war – wie er im Rahmen der 
Gründungsversammlung am 17. Mai ausführte – ursprünglich Mitglied der sozialdemokratischen Eisen-
bahner-Organisation gewesen. Schdg. WBl. 1908, Nr. 21, S. 7.
125) Wie bereits erwähnt, wurde Mauller anläßlich der am 1. November 1909 in Prag abgehaltenen Reichskon-
ferenz der „Deutschen Arbeiterpartei“ in die Parteileitung gewählt.
126) Ciller, A.: Damals und heute. S. 23 f.
127) Schdg. WBl. 1908, Nr. 21, S. 7.
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In ihrem Kampf gegen die „Vertschechisierung“ gingen die deutschen Gewerkschafter 
auch immer wieder mit den jeweiligen österreichischen Regierungen hart ins Gericht, weil 
sie – wie seitens der deutschnationalen Gewerkschaften behauptet wurde – der „Slawisie-
rung“ Vorschub leisteten. So wandte sich z. B. die „Deutsche Volkswehr“, das von Walter 
Riehl 1910 gegründete Kampforgan der Partei, mit einem Aufruf an die Öffentlichkeit, in 
dem es u. a. hieß128:
Das deutsche Volk, das an Kopfzahl, Intelligenz und Gewerbefleiß alle anderen Völker 
überragt, wurde in Österreich als die Melkkuh für die Staatsbedürfnisse, als zuverläs-
sige Stütze des Thrones benützt, während die Gegenleistung des Staates darin besteht, 
die Slawen großzuziehen[;] 
und Walter Gattermayer129 klagte im Rahmen seines Beitrages anläßlich der Feier des 
zehnjährigen Bestandes des „Reichsbundes deutscher Eisenbahner Oesterreichs“ in der 
„Deutschen Arbeiter-Zeitung“ vom 3. Mai 1913: 
Hunderte deutsche Volksgenossen, deutsche Arbeiter suchen vergeblich nach Brod [!] 
und Arbeit und mitten im deutschen Lande erstehen die künstlichen Zuchtanstalten des 
Staatsslawentums.
Dagegen sich zu wehren ist ein Gebot der Selbsterhaltung […]. Heute nach 10 Jahren 
zählt der Verband 14.000 Mitglieder, trotz der heftigsten Angriffe seitens unserer Geg-
ner und besonders der sozialdemokratischen Gewerkschaft oder aber deshalb trat un-
ser Reichsbund seinen Siegeszug durch alle Gaue Oesterreichs an. Unsere nationale 
Basis war der urteilslosen Masse um Tomschik herum ein Dorn im Auge. Diese Nach-
läufer und Anbeter des Tomschik’s sehen oder wollen nicht sehen, daß seit zirka 35 
Jahren es das stete Bestreben einer jeden österr. Regierung ist kräftig zu slawisieren 
und ein sehr geeignetes Slawisierungsmittel ist der slawische Eisenbahner.
Und da ist es glücklich schon so weit gekommen, daß wir über 4000 tschechische 
Eisenbahner in rein deutschen Gebieten haben. Und so ist denn die nationale Frage 
auch für den Eisenbahner eine soziale geworden. […]. 
All die angeführten Erscheinungen zeigen deutlich die Notwendigkeit unseres Reichs-
bundes, ein Kind der nationalen Not unserer Eisenbahnerschaft, berufen, mit tatkräf-
tiger Hand einzugreifen, wenn es gilt, dem deutschen Eisenbahner sein Recht zu si-
chern, für sich und seine Nachkommen sein Brot auf deutscher Scholle zu finden, wenn 
es gilt, den Diebstahl an deutschen Geldern zum Zwecke der Besoldung slawischer 
Eindringlinge zu verhindern.130
Politisch unterstützt wurden die deutschnationalen Gewerkschafter in ihrem Abwehr-
kampf gegen die „Slawengefahr“ durch die oberösterreichischen Deutschfreiheitlichen.131
128) Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl. S. 59.
129) Gattermayer (geb. am 28. August 1882 in Schrems im Waldviertel) war 1909 in die „Deutsche Arbeiterpar-
tei“ eingetreten und wurde schnell einer der führenden deutschnationalen Gewerkschafter. (Pauley, Bruce 
F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 38 u. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 575). Im 
April 1918 sprach er sich auf dem Landesparteitag in Aussig für die Änderung des Parteinamens in „Deut-
sche nationalsozialistische Arbeiterpartei“ aus. Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 108.
130) „Deutsche Arbeiter-Zeitung“ vom 3. Mai 1913, Jg. 2, F. 18, S. 1.
131) Für die Deutschnationalen und die mit ihnen zeitweise gemeinsam auftretenden Liberalen Oberösterreichs 
gab es damals ein fast unentwirrbares Durcheinander von Parteinamen: So hatte sich der liberal-politische 
Verein 1885 in „Deutschen Volksverein“ (auch: „Deutscher Verein für Oberösterreich“) umbenannt. 
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So nahm z. B. der Reichsratsabgeordnete Dr. Hans Winter im Rahmen der am 15. Jän-
ner 1909 im Brauhaus des Herrn Wieninger abgehaltenen allgemeinen Wählerversammlung 
nach seinem Rechenschaftsbericht über das Jahr 1908132 aufgrund einer Anfrage des Führers 
der hiesigen organisierten sozialdemokratischen Arbeiterschaft zur Verwendung von aus-
schließlich tschechischen Arbeitern im Schärdinger Ziegelwerk „Germania“ Stellung, u. z. 
„mit nicht besonders schmeichelhaften Worten für die betreffenden Ziegeleibesitzer“, wie 
diese in ihrem am 23. Jänner 1909 im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichten Leser-
Sein Programm begann folgendermaßen: „In allen politischen Fragen ist in erster Linie auf das Wohl des 
deutschen Stammes in Österreich, auf seine Erhaltung und sein Gedeihen Rücksicht zu nehmen, und haben 
sich alle anderen Rücksichten der Wahrung der Interessen des deutschen Volkes in Österreich unterzu-
ordnen, dies in der Erwägung, daß sowohl die geschichtliche Entwicklung des Kaiserstaates Österreich 
die Führung durch den deutschen Stamm verlangt, als auch, daß die Erhaltung dieses Staatswesens nur 
unter der Führung des deutschen Stammes möglich ist. Damit nun den Deutschen Österreichs die ihnen 
durch Geschichte und Politik gebührende Stellung gewahrt werde, ist es notwendig, daß die deutsche 
Sprache als Staatssprache erklärt werde, daß das Bündnis mit dem Deutschen Reiche eine staatsrechtlich 
pragmatische Feststellung finde […].“ Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz 
Joseph. S. 215 f.
1888 erfolgte in Linz die Gründung des „Deutschnationalen Vereins“ – als Vereinszweck hatte man die 
„Stärkung des deutschen Stammesbewußtseins“ sowie „die Besprechung nationaler, politischer und 
wirtschaftlicher Fragen“ angegeben –, wodurch der Durchdringung der Liberalen durch die Deutschna-
tionalen fürs erste ein Ende gesetzt war. Salzer, Wilhelm: Vom Untertan zum Staatsbürger. Oberöster-
reich von 1848 bis 1918. – Linz: (1970). S. 107.
1897 wurde dann anstelle des „Deutschnationalen Vereins“ der „Deutsche Volksverein“ geschaffen, in 
den die Liberalen eintraten, ohne allerdings ihre eigene Organisation aufzulösen. In diesem Sinne konn-
te Dr. Jäger z. B. 1898 beim „Deutschen Volkstag“ für Oberösterreich und Salzburg in Linz zwar die 
„Einigkeit der fortschrittlich gesinnten Deutschen“ begrüßen, die Liberalen wahrten aber – nunmehr als 
„Deutsche Fortschrittspartei – nach wie vor ihre Eigenständigkeit (in bezug auf die am 30. Oktober 1900 
in Schärding durchgeführte Wahlmännerwahl schreibt die „Oberösterreichische Volkszeitung“ in ihrer 
Nr. 44 z. B.: „Am 30. October war hier die Wahl der 7 Wahlmänner für die V. Curie. Es wurden die libe-
ralen, oder wie sich nennen, die deutschfortschrittlichen oder deutschfreisinnigen Canditaten [sic!] ge-
wählt. […]“) und schlugen auch noch die Landtagswahlen von 1902 als selbständige Partei.
1904 jedoch, mitten in der Legislaturperiode des Landtags, kam es dann zu einem Bündnis der beiden 
im Landtag vertretenen Parteien, zur Gründung des „Verbandes der deutsch und freiheitlich gesinnten 
Abgeordneten des oberösterreichischen Landtages“. 1907, bei den ersten Reichsratswahlen nach dem 
allgemeinen gleichen Wahlrecht, traten die beiden Parteien in Oberösterreich einheitlich als „Deutsch-
freiheitliche“ in Erscheinung. 
Unmittelbar vor den Landtagswahlen 1909, den letzten in der Monarchie, wurde schließlich ein neuerli-
ches Sammelbecken für alle nationalen Vereine und Parteien geschaffen, der „Deutsche Volksbund in 
Oberösterreich“. In diesem „Deutschen Volksbund“ waren nunmehr auch die Alldeutschen – u. z. sowohl 
die Schönerianer als auch die Wolfianer – vertreten. Die älteste politische Partei Oberösterreichs, die libe-
rale Fortschrittspartei, schien jedoch nicht mehr auf, denn sie war nach den Worten ihres letzten Obman-
nes Dr. Jäger „ohne viel Aufhebens“ in der deutschnationalen Organisation aufgegangen. Den Schluß-
strich setzte Parteiobmann Dr. Ernst Jäger, als er am 3. Mai 1909 der Statthalterei die freiwillige Auflö-
sung des Vereins anzeigte. Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 185 ff. und 
S. 221.
132) In seinen länger als drei Stunden dauernden Ausführungen ging Winter auf die soziale Gesetzgebung, Ge-
werbe- sowie Schulfragen und besonders die Bedürfnisse einer konsequenten nationalen Politik ein. Bür-
germeister Karl Altmann dankte daraufhin dem Abgeordneten für seine der Stadt Schärding stets zuge-
wendete erfolgreiche Unterstützung und versicherte ihn des Vertrauens der deutschfreiheitlichen Wähler-
schaft. Über Antrag des Bürgermeisters wurde dann folgende Resolution angenommen: „Die deutsch-
freiheitliche Wählerschaft der Stadt Schärding spricht ihrem Abgeordneten Herrn Hans Winter, Bürger-
meister der Stadt Ried, für seine Betätigung im Interesse der Stadt Schärding den besten Dank aus, so-
wie dieselbe aus Anlaß des am 15. Jänner 1909 erstatteten Rechenschaftsberichtes den Herrn Abgeordne-
ten des vollsten Einverständnisses mit seinen Ausführungen und somit des ungeschmälerten Vertrauens 
versichert.“ Schdg. WBl. 1909, Nr. 4, S. 7.
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brief erbost feststellten. Sieht man davon ab, daß die Besitzer des Ziegelwerks133 verständli-
cherweise empört reagierten, spiegelt dieser Leserbrief auch die von den deutschnationalen 
Gewerkschaftern ständig beklagte Problematik auf dem Arbeitsmarkt sehr gut wider: 
In der am 15. d. M. abgehaltenen Wähler-Versammlung, in der Herr Reichsratsabge-
ordneter Hans Winter einen Rechenschaftsbericht über das verflossene Jahr 1908 er-
stattete, erbot sich auch ein hiesiger Arbeiter zu einer Rede im sozialdemokratischen 
Sinne, indem er sich unter anderem zu folgender Aeußerung herbeiließ: „In Schärding
besteht eine Ziegelfabrik, die den Namen ‘Germania’ führt, kein einziger Germane ist 
in dieser Ziegelei beschäftigt“, worauf Herr Winter mit nicht besonders schmeichel-
haften Worten für die betreffenden Ziegeleibesitzer erwiderte – erwidern mußte. Die-
ser Herr Lehner, Zementarbeiter, der mit diesem netten Wortspiel die Zuhörer zu er-
götzen wußte, muß nicht besonders informiert sein, da er nicht weiß, daß im verflosse-
nen Sommer schon ein sog. „ganzer Tisch“ für Handschlagziegel deutsche hiesige
Leute aufgenommen waren und für die künftige Saison wieder mehrere Arbeiter und 
Arbeiterinnen engagiert sind. Ueberhaupt befaßt sich die Fabrik schon lange und 
nicht etwa erst auf die schönen Worte des Herrn Lehner hin mit dem Plane, sobald die 
Möglichkeit geboten erscheint, nur mehr mit deutschen Leuten – also mit Germanen –
zu arbeiten. Im übrigen wären die Ziegeleibesitzer dem betreffenden Herrn sehr dank-
bar wenn er sie für den künftigen Sommer mit tüchtigen deutschen Ziegelschlagern 
versehen könnte. Sehr gern würden sie bereit sein, diese um den gleichen Lohn den 
Italienern oder Tschechen vorzuziehen. Dies dürfte aber Herrn Lehner sehr schwer 
fallen, da es bis jetzt ganz wenige hiesige Arbeiter gibt, die mit solcher Arbeit sich be-
schäftigen wollen, weshalb es kaum eine Ziegelei geben dürfte, die nur deutsche Leute 
und keine Italiener beschäftigt. Wir fühlen deutsch und – handeln wenn wir können.134
Heftig angefeindet von klerikal-konservativer Seite135, sorgten die Deutschnationalen 
außerdem dafür, daß sich auch der oberösterreichische Landtag immer wieder mit der Frage 
133) Die Besitzer des in den Jahren 1906 und 1907 auf einem Wiesengrund des Grünbauers in Brunnwies (= Ge-
org Diethör) erbauten Ringofens „Germania“ waren laut Dechant Scheiber (S. 247) „der besagte Grün-
bauer, der Hausbesitzer Josef Degnberger von Vorstadt 115, der Maurermeister Josef Schratzberger, der 
Bäckermeister Ignaz Kufner von Stadt 113 und der Weinwirt Ferdinand Hirschenauer von Stadt 66“. 
1918 meldete das „Schärdinger Wochenblatt“ in seiner Nr. 27 auf S. 5, daß das der Firma Hirschenauer 
und Comp. gehörende Ziegelwerk „Germania“ vor einiger Zeit durch Kauf in den Besitz eines Herrn 
P. Lorenz, Baumeister in Prag, übergegangen sei.
134) Schdg. WBl. 1909, Nr. 4, S. 8. Im Jahr 1918 erwarb die Lagerhausgenossenschaft den Ringofen samt den 
dazugehörenden Grundstücken und erbaute neben dem Bahngeleise das Lagerhaus. Den nicht benötigten 
Grund verkaufte die Lagerhausgenossenschaft im Jahr 1919 an die Firma August Kapsreiter, die den 
Ringofen mit großen Kosten wieder in Betrieb setzte. Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 
1890 in Schärding. S. 247.
135) In der Hauptsache ging es dabei um die Frage der konfessionellen Schulen und der politisierenden Geistli-
chen. Darüber hinaus warfen die Konservativen den Deutschfreiheitlichen die Verherrlichung Bismarcks, 
Preußens und des Deutschtums vor. Im Gegenzug wurde den Konservativen vorgehalten, daß sie mit den 
Slawen gemeinsame Sache machten.
In ihrem Bericht aus Schärding vom 24. November 1898 über eine Versammlung des „Deutschen Volks-
vereins für Oberösterreich“ schrieb die katholisch-konservative „Oberösterreichische Volkszeitung“ 
1898, Nr. 50 z. B.: „Große Placate verkünden seit gestern, daß der deutsche Volksverein für Oberöster-
reich am 27. d. M. im Bräuhause des Herrn Weber eine Versammlung abhalten werde. Als Redner wer-
den auftreten: Herr Dr. Beurle, Herr Dr. Peßler und Herr Böheim. Ersterer wird sprechen über den ‘Aus-
gleich’, die beiden letzteren über die ‘parlamentarische Lage’. Jedenfalls wird da wieder die katholische 
Volkspartei als der Sündenbock hingestellt werden. Sie wird wieder den Prügelknaben abgeben müssen 
für das überaus parlamentarische Benehmen der Herren, welche so gut mit Kindertrompeten, Pultdeckeln 
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der „Slawische[n] Überflutung oberösterreichischer Märkte“ – so lautet eines der Schlag-
wörter im Register der Landtagsprotokolle – befaßte: 
♦ Zum Beispiel unternahmen die Abgeordneten Dr. Jäger und Dr. Beurle136 in „Hin-
blick darauf, daß die Czechen allen Ernstes in dem urdeutschen Erblande Nieder-
österreich tschechische Schulen verlangen und in Erwägung des Umstandes, daß 
nicht bloß eine immer größerer Anzahl tschechischer Arbeiter in Oberösterreich 
Arbeit sucht und findet und hier auch heimatberechtigt wird, sondern auch mehr-
fach Bauerngüter von Czechen in den Grenzgebieten angekauft werden“ im Jahr 
1906 einen neuerlichen Vorstoß zur Realisierung der Sprachgesetzentwürfe von 
1899, 1900 und 1903 (die ersten Anträge bezüglich der „Einführung der deutschen 
Sprache als alleinige Unterrichtssprache in den öffentlichen Schulen Oberöster-
reichs“ und „als alleinige Amtssprache bei allen autonomen Behörden Oberöster-
reichs“ stammten aus den Jahren 1889, 1899 und 1900).137
♦ 1907 brachte Dr. Beurle den Antrag ein, die k. k. Regierung zu ersuchen, „statisti-
sche Daten über die Einwanderung von Nationaltschechen nach Oberösterreich un-
ter Anführung der Berufskategorien zu erheben und dem Landtag Bericht zu erstat-
ten“.138
♦ Als in der Frage der Statistik hinsichtlich der tschechischen Einwanderung – Prof. 
Leopold Erb139, der deutschfreiheitliche Abgeordnete des Städtewahlkreises Steyr, 
der den oberösterreichischen Landtag als „einen rein deutschen, ruhigen und gewiß 
national nicht exzessiven Landtag“ bezeichnete, sprach 1908 sogar von einer 
„schleichenden Völkerwanderung der slawischen Nationen“140 – durch das Mini-
sterium keine Antwort erfolgte, stellten der Abgeordnete Winter und Genossen an 
den k. k. Statthalter eine neuerliche Anfrage141:
Ist die Regierung in der Lage, dem Landtag noch in dieser Session diesen Be-
richt zu erstatten, und wenn nicht, hat die Regierung bis heute etwas getan, 
um der einstimmigen Aufforderung des oberösterreichischen Landtages nach-
zukommen?
und ohrbetäubendem [!] Geschrei umzugehen wissen. Ohne Zweifel wird die Versammlung gut besucht 
sein, vorausgesetzt, daß die einflußreichen Männer in Schärding es wünschen. Die Neugierde thut auch 
das ihrige, der Reiz der Neuheit ist auch dabei im Spiele. Von den 3 Festrednern hört und liest man oft 
genug etwas, also schauen und hören wir sie uns an. Auf Herrn Dr. Peßler sind wir übrigens nicht beson-
ders neugierig, da er früher in Schärding die Advocatur ausübte, also ohnehin bekannt ist. Wir waren bis 
jetzt in Schärding verhältnismäßig verschont geblieben von den öffentlichen parteipolitischen Verhetzun-
gen anderer Städte. Haben die Herren Veranstalter bedacht, daß mit dieser Versammlung der Friede ge-
stört werden könnte? Oder meinen gewisse Herren, wenn sie etwas anschaffen, haben alle andern willen-
los zu folgen und zu schweigen?“   
136) Dr. Karl Beurle (geb. am 24. 4. 1860 im mährischen Großhof bei Pohrlitz, gest. am 4. 1. 1919 in Linz) war 
Gründungsobmann des 1888 errichteten „Deutschnationalen Vereins für Oberösterreich“. Slapnicka, 
Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 45. 
137) OÖLA, Landesausschuß, Sch. 602; 613/7 609. – Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser 
Franz Joseph. S. 53.
138) OÖ. Sten. Prot. 1907, 252. – Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 53 f.
139) Leopold Erb (geb. 1. 4. 1861 in Steyr, gest. 22. 11. 1946 in Steyr), der nach seinem Studium als Professor 
in Steyr wirkte und mehrere Bücher über Chemie und Naturgeschichte verfaßte, war ein Förderer des na-
tionalen Studentenverbandes und gehörte zu jener Pennalie, der auch Adolf Hitler angehörte. Slapnicka, 
Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 75.
140) OÖ. Sten. Prot. 1908, 1035. – Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 54.
141) OÖLA, Statth. Präsidium, Sch. 56, 4 392 Präs. 1908. – Zit. nach ebda.
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♦ Ebenfalls im Jahr 1908 wies der Abgeordnete Erb darauf hin, daß sich die tsche-
chischen Ansiedelungsversuche keineswegs auf das Mühlviertel beschränkten, 
sondern ihr Vorrücken auch im Kremstal stark sei, sodaß man besorgt sein müsse, 
„daß sogar eine Vertschechung unseres Bauernstandes rasch vor sich gehen kön-
ne“. Dann führte er aus, daß die Staatsbahndirektion Linz unter ihren 2.000 Be-
schäftigten nicht weniger als 600 Tschechen habe, und erklärte schließlich, Ober-
österreich „müsse sich vor der Verslawisierung wehren oder zumindestens davor, 
daß es nicht nach und nach gemischtsprachig wird“.142 Der Abgeordnete Winter 
erwähnte in diesem Zusammenhang zwei Großgrundbesitzer aus Oberösterreich, 
die zunehmend Tschechen aufnahmen und ansiedelten, u. z. Graf Arco in St. Mar-
tin (veranlaßt von seiner Frau) und Graf Strachwitz in Mamling; und der in Böh-
men geborene Reichsrats- und Landtagsabgeordnete Dr. Josef Schlegel, der damals 
bereits Mitglied des Landesausschusses und eine der maßgeblichen Persönlichkei-
ten der Christlichsozialen war, ging ausführlich auf den Kauf deutscher Bauern-
höfe in Oberösterreich ein: Tschechische Geldinstitute gäben auch dort noch Kre-
dite, wo seriöse oberösterreichische Institute keine mehr geben könnten. Manche 
dieser tschechischen Banken seien wohl zugrundegegangen, vorher hätten sie aber 
zahlreiche deutsche Bauernhöfe an tschechische Käufer vermittelt.143
Außerdem verwies er darauf, daß am Prager Franz-Josefs-Bahnhof auf den für 
Oberösterreich und Salzburg bestimmten Waggons ausschließlich tschechische Na-
mensaufschriften für deutsche Städte stünden. Diese Tafeln würden zwar an der 
böhmischen Grenze gegen deutsche umgetauscht, doch würden von Oberösterreich 
auch keine deutschen Bezeichnungen für tschechische Ortsnamen erfunden wer-
den. Trotz allem schloß Dr. Schlegel seine Ausführungen aber versöhnlich144: 
Wenn die Angehörigen anderer Nationalitäten nach Oberösterreich kommen 
und sich vertragen wollen, so sind sie willkommen, sie sollen nur hereinkom-
men, aber den deutschen Charakter unseres Kronlandes wollen wir wahren 
und das geschieht am besten, wenn die deutsche Sprache im Amte, in der 
Schule für alle Zeiten festgelegt wird.
♦ Dr. Schlegel war es schließlich auch, der 1908 die bis zu diesem Zeitpunkt klarste 
und gegenüber der Wiener Regierung schärfste Formulierung fand: „Österreich ob 
der Enns gehört zu den wenigen glücklichen Kronländern der Monarchie, deren 
142) OÖ. Sten. Prot. 1908, 986. – Zit. nach: Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 55.
143) Als Reaktion darauf gründete Dr. Schlegel im April 1909 zusammen mit gleichgesinnten Freunden den na-
tionalen Schutzverein „Ostmark, Bund deutscher Österreicher“, eine der Christlichsozialen Partei nahe-
stehende Organisation, die sich die Verteidigung deutschen Besitzstandes und die Förderung deutscher 
Interessen in Österreich zum Ziel gesetzt hatte und vor allem tschechischen Banken entgegentrat, die 
österreichische Höfe aufkauften und an tschechische Siedler weitergaben. Mitglied konnte jeder Öster-
reicher werden, gleichgültig in welchem Kronland er lebte. Zwei Wochen nach der Gründung konnte der 
Verein bereits seinen ersten Erfolg verbuchen: Dabei ging es um den alten Besitz der Deutschen bei der 
Bahn-Post Linz-Budweis. Schon war beschlossen worden, in diesen Zügen nicht die Linzer, sondern die 
Prager Postler einzusetzen. Diese böhmisch-tschechische Bahnpost sollte dann bis Triest verlängert und 
somit die langersehnte Brücke zwischen Nord- und Südslawen geschlagen werden. Da griff die „Ost-
mark“ ein, und es gelang, die Bahnpost deutsch-österreichisch zu erhalten. Zauner, Alois/Marckhgott, 
Gerhart/Slapnicka, Harry (Hrsg.): Oberösterreicher. Alfred Schlegel: Landeshauptmann Josef Schlegel. –
Linz: (1986). S. 20 f. Der Verein bestand auch noch nach 1918, er hatte dann allerdings keine größere
Bedeutung mehr. Slapnicka, Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 444 f.
144) OÖ. Sten. Prot. 1908, 986. – Zit. nach ebda. S. 56.
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einheimische Bevölkerung durchwegs dem gleichen Sprachstamm angehört“, hieß 
es einleitend und im weiteren Verlauf: 
[…] eine namhafte Verstärkung erfuhr das nichtdeutsche Element durch die 
Versetzung nichtdeutscher Eisenbahnbediensteter nach Oberösterreich, durch 
den Zuzug nichtdeutscher Arbeiter in verschiedene industrielle Unternehmun-
gen, endlich durch die Tätigkeit tschecho-böhmischer Geldinstitute, welche 
die von ihnen belehnten und nicht selten im Exekutionswege entstandenen 
Realitäten zumeist mit Nichtdeutschen besiedelten. 
In dem vom Ausschuß vorgeschlagenen und vom Landtag einstimmig gefaßten Be-
schluß brachte der Landtag seine Sprachengesetze „nachdrücklichst“ in Erinnerung 
und „erwartet, daß die k. k. Regierung den genannten Gesetzentwurf der Allerhöch-
sten Sanktion unterbreitet oder dem Landtage bekanntgibt, aus welchen Gründen 
sie etwa nicht in der Lage wäre, dies zu tun“. In der Begründung zu diesem Antrag 
hatte es überdies geheißen: 
Es scheint daher geboten, die k. k. Regierung etwas deutlicher als bisher an 
die wiederholt einstimmig gefaßten Landtagsbeschlüsse zu erinnern. Sollte 
die k. k. Regierung auch darauf in keiner Weise reagieren, so bliebe nichts 
übrig, als ein Akt der Selbsthilfe, welcher etwa in der Weise vollzogen wer-
den könnte, daß der Landtag durch Beschluß den Landesausschuß beauftragt, 
nur in deutscher Sprache verfaßte Aktenstücke in Verhandlung zu ziehen und 
die Gemeinden anzuweisen, in gleicher Weise vorzugehen.145
Es verging allerdings noch ein Jahr, bis Statthalter Erasmus Freiherr von Handel –
nach neuerlichen Vorstößen der Deutschnationalen und der Christlichsozialen in dieser An-
gelegenheit – dem Präsidium des oberösterreichischen Landesausschusses mit Schreiben 
vom 12. November 1909 mitteilen konnte, daß das Landesgesetz über die deutsche Amts-
sprache im Lande Österreich ob der Enns die kaiserliche Sanktion erhalten habe. Im ober-
österreichischen Landtag war damit das „tschechische Problem“ im großen und ganzen er-
ledigt146, in der Presse aber finden sich auch in den folgenden Jahren immer wieder Klagen 
über die „slawische Flut“147, u. z. ungeachtet dessen, daß der Anteil der Bevölkerung mit 
145) Beilage zu den Sten. Prot. der Sitzungen des Plenums des oö. Landtages 1908/371. – Zit. nach: Slapnicka, 
Harry: Oberösterreich – unter Kaiser Franz Joseph. S. 56 f.
146) In diesem Sinne eröffnete der Abg. Dr. Winter seine Rede zum Staatsvoranschlag in der Sitzung des Abge-
ordnetenhauses am 14. Juni 1910 folgendermaßen: „Hohes Haus! Ich bin nicht in der Lage, so wie mein 
Vorredner Herr Kollege Dr. Sommer [= deutschradikaler Reichsratsabg. aus dem schlesischen Stadt-
wahlbezirk Troppau; Anm. d. Verf.] über nationale Verhältnisse zu sprechen, weil unser Kronland Ober-
österreich ausschließlich von Deutschen bewohnt ist und wir bis heute von den nationalen Zänkereien im 
großen und ganzen verschont geblieben sind. […].“ Zit. nach: Schdg. WBl. 1910, Nr. 28, S. 5.
147) Unter dem Titel „Vertschechung in Oberösterreich“ schreibt z. B. das „Schärdinger Wochenblatt“ am 2. De-
zember 1911: „Der Ankauf landwirtschaftlicher Besitze in Oberösterreich durch tschechische Oekono-
men nimmt immer größere Dimensionen an. Im Traunkreis sind bisher 53, im Mühlkreis 41, im Innkreis 
22 und im Hausruckkreis 14, insgesamt 130 Bauerngüter in tschechischen Besitz übergegangen. In glei-
chem Maße nimmt aber auch die Zahl der in oberösterreichischen Gemeinden sich niederlassenden tsche-
chischen Geschäftsleute zu. Aber auch die auf oberösterreichischen Realbesitzen lastenden Hypotheken 
zeigen, daß auch hier der Einfluß tschechischer Kreditinstitute ein immer größerer wird. Die Ursache 
dieser Erscheinungen liegt einerseits in den höheren Preisen, die die tschechischen landwirtschaftlichen 
Kolonisten für die Bauerngüter bezahlen, andererseits in der leichteren höheren Kreditgewährung von 
Seite der tschechischen Kreditinstitute, die bei vorkommenden Realexekutionen die Besitze an sich brin-
gen und dann an tschechische Interessenten weiterveräußern.“ Schdg. WBl. 1911, Nr. 48, S. 6.
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tschechischer Muttersprache mittlerweile kontinuierlich zurückgegangen war: Hatte man für 
das Jahr 1890 anläßlich der Volkszählung für das Erzherzogtum Österreich ob der Enns für 
den Sprachbereich „Böhmisch-mährisch-slowakisch“ noch 3.709 Personen gezählt, so wur-
den für das Jahr 1900 bereits etwas weniger angegeben, u. z. 3.535, und für 1910 dann we-
sentlich weniger, nämlich 1.953. Dies entsprach nur einem Anteil von 0,23 %148, neben 
einem solchen von 0,04 % für in Oberösterreich ansässige Polen, von je 0,01 % für hier an-
sässige Ruthenen (Ukrainer), Slowenen und Italiener einschließlich Ladinern. Insgesamt 
machte demnach 1910 der Anteil der in Oberösterreich lebenden fremdsprachigen Österrei-
cher 0,3 %, also nicht ganz ein Drittel Prozent aus.149
Welch gehässiger Ton in manchen dieser Zeitungsartikel angeschlagen wurde, zeigt 
z. B. folgender mit 29. Oktober datierter Bericht aus Schärding im „Rieder Sonntags-Blatt“ 
vom 31. Oktober 1912150: 
Seit einigen Wochen wurde in unserer Stadt das Gerücht laut, 
daß der von den jüngsten Gemeinderatswahlen noch genugsam 
in Erinnerung stehende Direktor der hiesigen Butterzentrale, 
der Tscheche Mizek151, die Gründung eines christlich-„deut-
schen“ Gesangvereines plane. Dieser Plan wurde nun tatsäch-
lich Samstag verwirklicht, indem einige Angestellte der genann-
ten Anstalt, deren klerikale Gesinnung nur Liebedienerei ihrem 
tschechischen Direktor gegenüber ist, sowie einige vom Herrn 
Direktor abhängige Leute in einem hiesigen Hotel die Grün-
dungsfeier abhielten. Hiebei mußten sich die klerikalen Jünger 
des Tschechen derart begeistert haben, daß sie weit mehr tran-
ken als sie vertragen konnten. In stark berauschtem Zustande kamen diese wackeren 
deutschen Helden von Mizeks Gnaden in das Hotel Aschenbrenner, woselbst Turner 
des hiesigen deutschen Turnvereines friedlich beisammen saßen. Natürlich konnten es 
diese klerikalen Stänkerer nicht unterlassen, die Turner anzurempeln, wofür ihnen je-
doch die gebührenden Antworten zuteil wurden. Am schlechtesten kam jedoch der bei 
solchen Anlässen stets eine Hauptrolle spielende klerikale Agitator Franz Feichtinger 
weg, welcher sich bei einer nach dem Verlassen des genannten Hotels entstandenen 
Balgerei durch einen Fall einen Knöchelbruch zuzog. Ein weiteres Gerücht besagt, 
daß der Tscheche Mizek auch die Gründung eines „christlich-deutschen“ Turnver-
eines (!) beabsichtige. Vielleicht gibt es doch in unserer stramm deutschen Stadt noch 
148) Ganz unbegründet war die Angst vor der „Vertschechung Oberösterreichs“ allerdings nicht. Als nämlich 
der russische Zar am 17. September 1914 eine tschechische Delegation empfing, forderte diese neben 
dem Glatzer Kessel, Teilen von Schlesien mit Breslau und einem Korridor nach Jugoslawien für den 
künftigen Staat die Südgrenze entlang der Donau mit Teilen von Oberösterreich und Niederösterreich. 
Der Zar, der diese Forderungen nicht ganz ernst nahm, fragte, vermutlich ironisch, ob man auch Wien 
beanspruche, was von der tschechischen Delegation bejaht wurde. Slapnicka, Harry: Oberösterreich –
unter Kaiser Franz Joseph. S. 61.
149) Ebda. S. 42.
150) „Rieder Sonntags-Blatt“ 1912, Nr. 88, S. 6.
151) Emil Mizek [= Mischek] war 1902 als kaufmännischer Geschäftsführer der im Jahr 1900 gegründeten „Er-
sten Zentral-Teebutter-Verkaufsgenossenschaft Schärding“ angestellt worden. Am 15. Februar 1914 
schied er aus dem Dienst des Verbandes und übernahm dann die Leitung der „Verkaufsgesellschaft für 
landwirtschaftliche Produkte“ in Wien. Festschrift 50 Jahre Schärdinger. Erste Central-Teebutter-Ver-
kaufs-Genossenschaft, reg. Gen. m. b. H. Schärding. – Ried: (1950). S. 47 und S. 49.
Im Jahr 1917 teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ mit, daß Herr Emil Mischek in Wien den Titel eines 
„Kaiserlichen Rates“ erhalten habe. Schdg. WBl. 1917, Nr. 35, S. 6.
Emil Mischek
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so einflußreiche Persönlichkeiten, welche die Gründung derartiger klerikaler, angeb-
lich „deutscher“ Trutzvereine zu vereiteln imstande sind. Die mißlungene Gründung 
einer Wirtschaftspartei hätte Mizek doch belehren sollen, daß er mit derartigen Grün-
dungen wenig Glück hat. Zu bedauern ist nur, daß vielfach zur Besetzung derartiger 
Stellen, wie jene des Direktors Mizek ist, im kerndeutschen Oberösterreich Tschechen 
herangezogen werden, welche, kaum warm sitzend, überall Unfrieden stiften.152 Auch 
auf das Deutschtum unserer Klerikalen werfen diese Vorgänge ein grelles Licht.
Schützenhilfe im Abwehrkampf gegen die „Slawengefahr“ erhielten die deutschnatio-
nalen Gewerkschafter – wie oben bereits erwähnt – auch durch den „Deutschen Schulver-
ein“153, den „Deutschen Bund für Oberösterreich“154 und den Verein „Südmark“155: 
So wandte sich der Ortsgruppenausschuß des Vereins „Südmark“ z. B. in seiner im 
„Schärdinger Wochenblatt“ vom 29. Juli 1911 veröffentlichten Einladung zu seinem Som-
merfest, das am 6. August im Schloßpark veranstaltet wurde, folgendermaßen „an alle deut-
schen Kreise Schärdings und seiner Umgebung“156: 
Der nationale Gegner steht auch für unser deutsches Heimatland nicht mehr an fernen 
Sprachgrenzen, sondern mit gieriger Hand greift der Tscheche nach deutschem Besit-
ze im Herzen Oberösterreichs. Soll die „Südmark“ mit Erfolg dagegen ankämpfen, 
braucht sie werktätige und geldliche Unterstützung seitens aller, die sich als Deutsche 
fühlen und bekennen. Das Südmark-Parkfest gibt jedem Gelegenheit, in bescheidenem 
Maße sein Schärflein [!] für deutsche Schutzvereinsarbeit beizutragen[;]
152) Zwei Ausgaben später empörte sich das „Rieder Sonntags-Blatt“ unter dem Titel „Die klerikale Paschawirt-
schaft in der Butterzentrale“ neuerlich über Emil Mischek. In diesem mit 3. November datierten Bericht 
heißt es u. a.: „Sein [= Mischeks; Anm. d. Verf.] erstes Bestreben war, um Vorwürfen und Anrempelun-
gen in bezug auf seine Nationalität nach seiner Ansicht vorbeugen zu können, daß er sich angelegent-
lichst um die klerikale Ostmarkortsgruppe (!) Schärding annahm, welche ihn auch gar bald zum Obmann 
(!) bestellte. Nach Erreichung dieses Zweckes widmete er sich nun vollends der klerikalen Agitation. Bei 
den letzten Reichsratswahlen war er der Obmann des klerikalen Wahlausschusses und Vorsitzender der 
verschiedenen klerikalen Wählerversammlungen in Schärding; bei den letzten Gemeindewahlen in unse-
rer Stadt gründete er eine klerikale Wirtschaftspartei, hiedurch friedfertige Bürger und Stadtbewohner 
aneinanderhetzend, und jetzt schritt er gar zur Gründung eines klerikalen Gesangvereines, über dessen 
Gründungsfeier, verbunden mit einer solennen Rauferei, welche der sattsam bekannte Berichterstatter 
der ‘Oberösterreichischen Volkszeitung’ hier anzettelte, bereits berichtet wurde.“ „Rieder Sonntags-
Blatt“ 1912, Nr. 90, S. 8.
153) Nachdem Dr. Riehl von Böhmen nach Südtirol übersiedelt war, richtete er sein Hauptaugenmerk auf den 
„Deutschen Schulverein“, der damals mit seinen ungefähr 200.000 Mitgliedern eine mächtige Organisati-
on darstellte. Riehl, als guter Redner bekannt, wurde in diesem Zusammenhang auch ins Deutsche Reich 
eingeladen, wo er u. a. in Berlin, Potsdam, Quedlinburg, Duisburg, Mainz, Regensburg und Straubing 
für den Schulverein über das Thema „Die slawische Gefahr“ sprach. In seiner Eigenschaft als Vertreter 
des Schulvereins Meran nahm Riehl im Mai 1912 auch an der Hauptversammlung des Vereins in Wels 
teil. Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl. S. 363 und Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 97 f. 
154) Die Bildung der Ortsgruppe war mit Erlaß der oberösterreichischen Statthalterei vom 22. Jänner 1902 ge-
nehmigt worden. Schdg WBl. 1903, Nr. 5, S. 6.
155) Am 4. Dezember 1908 war auf Ersuchen der Ortsgruppe des Vereins „Südmark“ in der Gemeindeausschuß-
sitzung der Beschluß gefaßt worden, daß an Markt- und Festtagen die der Gemeinde gehörigen Plätze 
„nur den deutschen Geschäftsleuten behufs Aufstellung von Verkaufsständen zum Feilhalten ihrer Ware 
überlassen und zur Verfügung gestellt werden“ dürfen. Schdg. WBl. 1908, Nr. 50, S. 7. 
In der Gemeindeausschußsitzung vom 5. Februar 1909 mußte dieser Beschluß dann allerdings wieder 
zurückgenommen werden: „Der Erlaß der k. k. Bezirkshauptmannschaft betr. Aufhebung des Beschlus-
ses wegen Fernhaltung von Marktfiranten [sic !] nichtdeutscher Nationalität wird zur Kenntnis ge-
nommen und der seinerzeitige Beschluß der Behörde vorgelegt.“ Schdg. WBl. 1909, Nr. 7, S. 7.
156) Schdg. WBl. 1911, Nr. 30, S. 7.
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und anläßlich des Gautages der 29 Innviertler Südmarkortsgruppen, der am 15. Oktober 1911 
in Altheim stattfand und an dem „Gauboten“ der Ortsgruppen Altheim, Braunau, Obernberg, 
Ried und Schärding teilnahmen, wurde – ganz im Sinne einer Resolution, die in der Schär-
dinger Gemeindeausschußsitzung vom 4. Dezember 1908 einstimmig angenommen worden 
war157 – gegen die Bestellung des tschechischen Richters Dr. Jecek in Ried energischer Pro-
test erhoben, und dann hielt Wanderlehrer Fischer aus Urfahr „einen eingehenden, mit lau-
tem Beifall aufgenommenen Vortrag über die Tschechengefahr in Oberösterreich.“158
Wie all diese Beispiele belegen, waren also die Voraussetzungen für die Etablierung 
der „Deutschen Arbeiterpartei“ in Schärding durchaus gegeben, und daher kann es auch 
nicht verwundern, daß von Zeit zu Zeit Gerüchte in Umlauf kamen, daß hier in Kürze eine 
Ortsgruppe gegründet werde. So schreibt z. B. das „Rieder Sonntags-Blatt“ im Jahr 1912 in 
seiner Nr. 40 unter „Schärding, 12. Mai“ in einem Artikel mit dem Titel „Aus der sozialde-
mokratischen Häuslichkeit“159: 
Wie man vernimmt, soll demnächst in Schärding die Gründung einer deutschen 
Arbeiterpartei erfolgen.
Ob diese Gerüchte allerdings allein auf die Aktivitäten der „Deutschen Arbeiterpartei“ 
zurückzuführen waren oder ob sie mit den Bemühungen der Freisozialisten in Zusammen-
hang standen, die mit Simon Starck160 an der Spitze als „Freisozialistische Partei Oester-
reichs“ bei den Reichsratswahlen 1907 im böhmischen Wahlkreis Falkenau-Elbogen ein 
Mandat errungen hatten und nun von Schärding aus ihre Ideen in 
die Alpenländer zu tragen versuchten, läßt sich heute nicht mehr 
eindeutig feststellen, ja es könnte auch durchaus der Fall sein, daß 
die beiden Parteien daran arbeiteten, hier gemeinsam eine Orts-
gruppe zu gründen, stimmte doch die „Freisozialistische Partei 
Oesterreichs“, die sich laut ihrem im Feber 1907 in Falkenau be-
schlossenen Wahlprogramm „die Vertretung der Wünsche und 
Nöte aller Schichten des bedrängten und bedrückten besitzlosen 
Volkes gegen die volksausbeutenden Unternehmer und die 
Machthaber und Gewaltigen zur Pflicht gemacht“161 hatte, ideo-
logisch weitgehend  mit  der „Deutschen  Arbeiterpartei“ überein: 
157) Die damals unter dem Vorsitz des Herrn Bürgermeisters Altmann einstimmig angenommene Resolution 
lautete folgendermaßen: „Die Gemeinde-Vorstehung der Stadt Schärding hält es für ihre Pflicht, über 
die empörenden Vorgänge in Böhmen, durch welche die deutsche Bevölkerung dieses Kronlandes dem 
gefahrvollen Hasse und den gewalttätigen Angriffen aller Stände der czechischen Nation ausgesetzt ist, 
den tiefsten Abscheu auszusprechen. Gleichzeitig beschließt die Stadtgemeinde-Vertretung ihre Abge-
ordneten aufzufordern, gegen jeden weiteren Koalitionsversuch mit den czechischen Parteien des 
Reichsrates energisch Stellung zu nehmen und gegen die Verwendung czechischer Staatsangestellter in 
den deutschen Kronländern mit allem Nachdruck zu protestieren.“ Schdg. WBl. 1908, Nr. 50, S. 7.
158) Schdg. WBl. 1911, Nr. 42, S. 7. 
159) „Rieder Sonntags-Blatt“ 1912, Nr. 40, S. 8.
160) Simon Starck [oft auch „Stark“ geschrieben; Anm. d. Verf.], Herausgeber und Redakteur der „Freien Wor-
te“ (1903–1912) in Falkenau, war am 27. 10. 1865 als Sohn eines Glasmachers geboren. Nach dem Be-
such der Volks- und Bürgerschule in Falkenau wurde er Bergarbeiter, war in der sozialdemokratischen 
Bewegung tätig und gab die Wochenschriften „Glückauf“ (1892–1898), „Volkswille“ (1898) in Falkenau 
und „Vorwärts“ in Tachau (1899–1901) heraus. 1907 wurde er Reichsratsabgeordneter für den böhmi-
schen Wahlkreis Falkenau-Elbogen. Freund, Fritz: Das österreichische Abgeordnetenhaus. S. 354.
161) „Wahlprogramm der freisozialistischen Partei Oesterreichs“. Zit. nach: „Freie Worte“ Nr. 7 vom 15. Feber 
1907, S. 1 f.
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„Ausgehend von der Erkenntnis, daß in den breiten Schichten aller Völker dieses Rei-
ches tiefe Unzufriedenheit herrscht, die erzeugt ist von den immer schwieriger sich gestalten-
den Lebens- und Erwerbsverhältnissen, von der zunehmenden und nicht abnehmenden Teue-
rung aller Lebensbedürfnisse und von der Verderbtheit unseres Gesellschafts- und Staatsle-
bens“; „gestützt auf die Beobachtung, daß durch die Massen Eckel [sic!] und Widerwillen 
gegen alles, was ‘hohe Politik’ heißt, ungeheuere Gleichgiltigkeit gegen die Winkelzüge, 
welche das nunmehr aufgelöste Parlament einzig als ‘politische Taten’ geleistet hat, und 
eine tiefe Sehnsucht nach Frieden und Gesundung aller Lebensverhältnisse zieht“; und in 
dem Bewußtsein, „daß unser Volk mit Schaffung der letzten, der Wahlreform, die Reihe der 
rein politischen Reformen abgeschlossen und den endlichen Beginn wirtschaftlicher
Reformen wünscht und daß aus den breiten Volksschichten einzig und allein als Forderung 
an Staat, Parlament und Parteien der Ruf nach Brot ertönt, […]“, sah die freisozialistische 
Partei ihre Aufgabe vornehmlich darin, sich wirtschaftlichen Angelegenheiten zu widmen162
und sich dabei an alle „Klassen der arbeitenden Bevölkerung“ zu wenden.163
Obwohl ihr „eine Aenderung der Gesellschaftsordnung, in welcher der Kapitalismus 
keine Rolle spielt, als Ideal“ vorschwebte, verwarf sie die „marxistische Lehre, die von dem 
Zusammenstoße des Großkapitales mit dem Proletariat eine plötzliche Aenderung der Ge-
sellschaftsordnung erwartet, als eine auf Täuschung beruhende Irrlehre, welche der gegen-
wärtigen Generation die härtesten Opfer zugunsten einer ungewissen Zukunft auferlegt, den 
religiösen Lehren gleich, die durch die Anweisungen auf das Himmelreich die Lebenden das 
Elend geduldig ertragen lehren“, und erachtete es als ihre Pflicht, „im Rahmen der gegen-
wärtigen Gesellschaftsordnung Institutionen und Vorkehrungen zu schaffen, welche die Le-
bensführung der besitzlosen Klassen verbessern und ihnen ein menschenwürdiges Dasein si-
chern.“ 
Um sowohl „dem Arbeitsmann den vollen Ertrag seiner Arbeit zu sichern“ als auch 
„dem durch Arbeit, Krankheit und Siechtum Entkräfteten die Sicherheit einer entsprechen-
den Lebensführung zu gewähren“, forderte die freisozialistische Partei gesetzlich garantierte 
Mindestlöhne, die Ausgestaltung der Arbeiterschutzgesetze (z. B. 8-Stunden-Tag und Ab-
schaffung der Akkordarbeit164), eine Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, die Schaffung 
einer Altersversorgungsinstitution und die Einrichtung von ausschließlich aus Arbeitsgenos-
sen zusammengesetzten Schiedsgerichten im Falle von Auseinandersetzungen zwischen Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern. Außerdem trat sie für die Regelung des Dienstbotenrechtes 
durch „Abschaffung der Gesetze, welche den Dienstboten als modernen Sklaven erscheinen 
lassen“, und für die Einleitung von Maßnahmen zur rechtlichen Gleichstellung des Dienstbo-
ten mit dem Industriearbeiter in bezug auf Arbeitszeit, Freiheit der Bewegung und Altersver-
sorgung ein. 
162) „Wahlprogramm der freisozialistischen Partei Oesterreichs“. Zit. nach: „Freie Worte“ Nr. 7 vom 15. Feber 
1907, S. 1 f.
163) In ihrem Aufruf zur Stichwahl am 23. Mai 1907, der an „Arbeiter, Gewerbetreibende, Landwirte“ gerichtet 
war, heißt es z. B.: „[…] Jede Klasse der arbeitenden Bevölkerung hat in Simon Starck stets den treue-
sten Anwalt gefunden, an Euch liegt es jetzt, den Mann, der Gut und Freiheit für die Unterdrückten op-
ferte, der selbst die Leiden und Drangsale der ausgebeuteten unterdrückten Bevölkerung in Stadt und 
Land am eigenen Leibe verspürte und heute noch zu den Verfolgten zählt, in Euerem Interesse zu wäh-
len und seinem Beistande für kommende, schlimme Tage den nötigen Nachdruck zu verleihen und beim 
Kampf der gerechten Sache einen unerschrockenen Streiter an erster Stelle zu haben. Kein großspreche-
rischer, sogenannter Führer wird Simon Starck sein, sondern ein treuer Berater ernster Arbeiter für Euch 
und ein ehrlicher Verfechter des Rechtes. […].“ „Freie Worte“ 1907, Nr. 20, S. 1.
164) „Prinzipienerklärung der freien Sozialisten Oesterreichs“. Zit. nach: „Freie Worte“ Nr. 16 vom 20. April 
1906, S. 1 f.
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In diesem Zusammenhang verwarfen die freien Sozialisten auch den „künstlich er-
zeugten Gegensatz zwischen Stadt und Land und den einzelnen Berufsständen“ und betrach-
teten die „Lösung der Agrarfrage als eine Lebensfrage nicht nur für die Kleinbauern und den 
landwirtschaftlichen Arbeiter, sondern auch der städtischen Bevölkerung“. Aus diesem 
Grund sollte z. B. der Landflucht durch die Errichtung von Siedelungsgenossenschaften vor-
gebeugt und so das Heer der Arbeitslosen in den großen Städten und den Industriezentren 
vermindert werden.165
Für den Bauernstand verlangten die Freisozialisten eine Vermehrung des Besitzes 
durch Grundenteignung der Großgrundbesitzer sowie die Abschaffung der Kirchengüter und 
Fideikommisse. Darüber hinaus forderten sie staatliche Subventionen zur Hebung der Vieh-
zucht, damit die Fleischnot beseitigt werde, plädierten für eine Steuerbefreiung der kleinen 
Bauerngüter und Kleinbürger und sprachen sich auch dafür aus, die Militärlasten des Bau-
ernstandes und des Kleinbürgertums durch eine Herabsetzung der Dienstpflicht zu vermin-
dern. 
In politischer Beziehung erklärte die freisozialistische Partei das Streben, die politi-
sche Macht zu erlangen, „lediglich von dem Standpunkte berechtigt, als die politische Macht 
der Verwirklichung wirtschaftlicher Zwecke zu dienen hat“. Politische Macht „als Selbst-
zweck“ wurde abgelehnt. Als „das vornehmste Recht“ proklamierte die freisozialistische Par-
tei schließlich „die absolute Freiheit des Einzelnen“, unterstrich dabei, „die natürliche Geg-
nerin jeder Autorität“ zu sein, „welche diese Freiheit beschränkt“166, und stellte dann – nun 
allerdings ganz im Gegensatz zu der von der „Deutschen Arbeiterpartei“ vertretenen Auffas-
sung – fest167:
Sie [= die freisozialistische Partei; Anm. d. Verf.] kennt keinen Unterschied der 
Nationalitäten, der Rassen und Religionen und steht auf dem Standpunkt 
der vollsten Gleichheit.
In den „sich immer erneuernden staatsrechtlich-nationalen Rassen- und konfessionel-
len Kämpfen“ sahen die Freisozialisten nämlich, wie sie bereits im Jahr 1905 dargelegt hat-
ten168, „ein Hauptmittel der herrschenden kapitalistischen Gruppen Oesterreichs ihre wirt-
schaftlichen und politischen Privilegien zu erhalten und die Hauptursache der Ohnmacht der 
Besitzlosen[,] der von ihrem Arbeitseinkommen lebenden Volksschichten“, weshalb die 
Freisozialisten vehement dagegen auftraten. So hatten sie z. B. im Jahr 1905 gefordert: 
Wir fordern an Stelle des unhaltbaren Dualismus eine neue, den wirklichen Verhält-
nissen angepaßte österreichische Reichsverfassung, die die nationale Autonomie aller 
Völker in beiden Reichshälften verwirklicht.
Als Teil der nationalen Frage betrachten wir auch die Judenfrage, die nicht aus-
schließlich als eine wirtschaftliche und noch weniger als eine konfessionelle Frage 
165) Punkt 19 des „Programms der freisozialistischen Organisation Oesterreichs“, endgültig beschlossen in der 
freisozialistischen Konferenz im Hotel „Kaiser von Oesterreich“ am 19. April 1908. Zit. nach: „Wiener
Freie Volkspresse. Organ für das arbeitende Volk“ Nr. 20 vom 16. Mai 1908, S. 2.
166) In der „Prinzipienerklärung der freien Sozialisten Oesterreichs“ aus dem Jahr 1905 war in dem die Freiheit 
des Individuums betreffenden Passus ausdrücklich festgehalten, welche „Autoritäten“ man dabei im Auge 
hatte: „Die freien Sozialisten treten für die weitgehendste Freiheit des Individuums ein, bekämpfen daher 
jede Unterjochung, ob diese nun vom Staate, von der Kirche, oder von einer Partei ausgehe.“ Zit. nach: 
„Freie Worte“ Nr. 51 vom 22. Dezember 1905, S. 1.
167) „Wahlprogramm der freisozialistischen Partei Oesterreichs“. Zit. nach: „Freie Worte“ 1907, Nr. 7, S. 2.
168) „Prinzipienerklärung der freien Sozialisten Oesterreichs“. Zit. nach: „Freie Worte“ 1905, Nr. 51, S. 1.
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aufgefaßt werden darf. Sie kann weder durch die vergeblichen und bisher immer ge-
scheiterten Assimilationsbestrebungen, noch durch maß- und ziellose Rassen- und Kon-
fessionshetzen gelöst werden. Die freien Sozialisten treten, fußend auf dem Program-
me der nationalen, sozialen und konfessionellen Gleichberechtigung, auch für die 
Gleichberechtigung des jüdischen Volkes mit allen anderen Nationalitäten Oester-
reichs ein[,] unbeschadet ihres entschiedensten Kampfes gegen Ausbeutung, Korrup-
tion und Parteidespotismus ohne Rücksicht auf deren Ursprung.
[…] Der Staatssozialismus wird von den freien Sozialisten verworfen. 
Sie fordern die Freiheit für Wort und Schrift, die Umgestaltung der Vertretungskörper 
so zwar, daß diese den Ausdruck des Willens der Majorität ebenso wie den der Mino-
rität bilden. (Allgemeines, gleiches und direktes Wahlrecht, Proportionalsystem und 
Referendum.)
Von der Erkenntnis ausgehend, daß die große Masse der Bevölkerung nicht nur ökono-
misch[,] sondern auch geistig, ethisch und physisch gehoben werden muß, legen die 
freien Sozialisten ein Hauptgewicht auf eine moderne Schule, deren oberste Aufgabe 
die Erziehung des österreichischen Staatsbürgers zum modernen Kulturmenschen sein 
muß. Die freien Sozialisten fordern behufs radikaler Entwurzelung aller nationalen 
und konfessionellen Streitigkeiten in Oesterreich die obligatorische Einführung der 
zweiten Landessprache in den Schulen der gemischtsprachigen Länder Oesterreichs 
und die Befreiung der Schulen von jedem klerikalen Einfluß. […].169
Als Hauptziel schwebte den freien Sozialisten bei all diesen Forderungen „die Regene-
rierung der gesamten Menschheit“ [!] vor. Deshalb erklärten sie sich bereit, sämtliche Be-
strebungen zu fördern, „die sich die Verbrüderung der Menschen, den Frieden unter den 
Völkern, deren ethische Erziehung und physische Renaissance zur Aufgabe“ machten. Das 
Vorgehen der anderen österreichischen Parteien in dieser Angelegenheit aber wurde rund-
weg abgelehnt: 
Wir erheben gegen sämtliche österreichischen Parteien die Anklage, die nationalen, 
Rassen- und konfessionellen Kämpfe immer aufs Neue hervorgerufen und gesteigert zu 
haben und protestieren gegen die zweideutige Politik der marxistischen Sozialdemo-
kratie, ebenso wie gegen die sämtlichen Bourgeoisieparteien. 
In ihrem Streben nach der „wahren Volksbefreiung“170 übten die Freisozialisten dem-
nach also nicht nur an den bürgerlichen Parteien Kritik, sondern sie zogen auch immer wie-
der gegen die „marxistische Sozialdemokratie“ zu Felde. In diesem Sinne beschrieben die 
Freisozialisten die politische Situation in Oberösterreich kurz vor den Reichsratswahlen des 
Jahres 1907 z. B. folgendermaßen171: 
Jetzt, da die Wahlbewegung immer größere Dimensionen annimmt, verstärkt sich der 
schwarze Terror immer mehr. Hier ist vor allen [sic!] der römische Pfaffe Herr und 
Gebieter und der Bauer duckt sich vor ihm, wie vor dem Herrgott. Es gibt viele Orte
 in Oberösterreich, wo ein freisinniger Mann nicht sicher ist, gelyncht zu werden. Der 
Fanatismus der Landbevölkerung ist fürchterlich und der Freisinn der Bevölkerung ist 
keinen Schuß Pulver wert. Auch hier hat die Sozialdemokratie ihren revolutionären 
169) „Prinzipienerklärung der freien Sozialisten Oesterreichs“. Zit. nach: „Freie Worte“ 1905, Nr. 51, S. 1.
170) „Freie Worte“ 1907, Nr. 24, S. 1.
171) „Freie Worte“ 1907, Nr. 15, S. 6.
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Charakter eingebüßt und geht es in ihrem Lager nicht vorwärts. In der Steinindustrie 
Schärding sind 1500 Arbeiter beschäftigt, von welchen nur 14 organisiert sind. Die 
sozialdemokratische Landesparteileitung legt immer ihr Hauptgewicht nur auf die 
Städte Linz-Urfahr, Steyr und Wels und die kleineren Städte werden dadurch vernach-
lässigt. Die Parteiführer kümmern sich um die Provinz-Organisation einen Pfifferling 
und die Folge davon ist eine allgemeine Teilnahmslosigkeit. Die sozialdemokratische 
Presse ist auch viel zu schwach, denn was ist denn ein wöchentlich zweimal erschei-
nendes Blatt für ein Land mit einer Million Einwohner. Der „Steyrer Volksfreund“ ist 
voriges Jahr eingegangen und so erscheint nur noch die „Wahrheit“ in Linz, welche 
trotz ihrer ziemlichen Auflage nicht den maßgebenden Einfluß besitzt.
Angesichts dieser Verhältnisse und getragen 
„von der Idee, daß sich die Erkenntnis der wahren 
Freiheit und des wahren Rechtes endlich Bahn bre-
chen muß“, entschlossen sich die oberösterreichi-
schen freisozialistischen Genossen daraufhin nach 
den Reichsratswahlen 1907, „auch für die Alpenlän-
der ein Organ zu schaffen, welches das Sprachrohr 
bilden soll für die Beschwerden und Wünsche des 
Volkes“. 
Gleichzeitig mit der Werbung für das neue 
Blatt – es trug den Titel „Freisozialistische Volks-
stimme“ und wandte sich laut dem in der Nr. 24 des 
Parteiorgans „Freie Worte“ veröffentlichten Aufruf 
vom 12. Juni 1907 an die „Gesamtbevölkerung des 
deutschen Alpenlandes (Oberösterreich, Steiermark, 
Salzburg, Kärnten, Krain, Tirol, Vorarlberg und 
auch Niederösterreich)“; sämtliche Zuschriften wa-
ren an Herrn Fritz Schreitter172, Schriftsteller in 
Schärding, Bezirksgerichtsstr. 204  [= Kurhausstr. 5; 
das Elternhaus der Verfasserin] zu richten173 – in-
tensivierten die Freisozialisten ihre Attacken auf die 
Sozialdemokratie. 
So finden sich z. B. im Leitartikel der „Freien 
Worte“ vom 14. Juni 1907 folgende Aussagen:
Die Freisozialistische Organisation strebt 
dem Hochziel der wahren Volksbefreiung 
nach, sie bindet sich nicht an schale Doktri-
nen, sie wirft nicht mit leeren Schlagworten 
172) Im Meldebuch für die Jahre 1907–1908 findet sich allerdings die Schreibweise „Schreiter“: Fritz (geb. 1880 
in Raaden, Journalist) und Josefine (geb. 1884, Beamtenswitwe) Schreiter waren hier von 3. März 1908 
bis 1. Mai 1908 unter Vorstadt Schärding 96 gemeldet. Ob es zwischen Fritz Schreiter und dem deutsch-
radikalen Reichsratsabg. Franz Schreiter verwandtschaftliche Beziehungen gab, konnte ich nicht eruieren.
173) „Unser Leitmotiv ist nur für Recht und Freiheit. Wir ersuchen, uns über alle Ungerechtigkeiten, Wünsche 
u. s. w. in Kenntnis zu setzen. Unser Blatt soll ein wirklich freiheitliches Sprachrohr für alle Bevölke-
rungsschichten bilden, sowie auch unser Reichsratsabgeordneter Simon Starck, stets zu finden ist, wenn 
es gilt, dem Volke und der Allgemeinheit zu dienen“, heißt es dazu im Parteiorgan „Freie Worte“ 1907, 
Nr. 24, S. 4. 
Inserat im Parteiorgan 
„Freie Worte“ 1907, Nr. 25, S. 3
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herum, sie kennt nicht die sogenannte Kommandopolitik, welche besonders seitens der 
Sozialdemokratie praktiziert wird. Die freisozialistische Partei fühlt sich als Volkspar-
tei, ihr Programm verlangt die allgemeine Hebung des Volkswohles. Wir wollen nicht 
haben, daß nach Art sozialdemokratischen Zukunftsutopien, einzelne Individuen zur 
Maschine werden, wir wollen nicht haben, daß einst ein sozialdemokratischer Zu-
kunftsstaat errichtet wird, wo die freie Meinungsäußerung geknebelt, wo man die 
Menschheit kasernieren will. Die Sozialdemokratie, welche sich vorerst zu einer ehrli-
chen Partei entwickeln wollte, ist schon längst von ihren Grundideen des wahren 
Rechtes und der wahren Freiheit abgekommen. Das Grundprinzip der heutigen Sozial-
demokratie heißt: Nicht forschen, sondern blind glauben.174
Dann wurde darauf hingewiesen, daß die sozialdemokratische Bewegung, die „anfangs 
gegen die korrupten Auswüchse der heutigen Gesellschaftsordnung“ mit Recht gewettert ha-
be, nun „eine ungemeine Verflachung der vordem tiefen Grundsätze“ zeige. Anstatt verbes-
sernd „auf die Fehler und Schwächen der heutigen Ordnung der Dinge“ einzuwirken, befin-
de sich die Sozialdemokratie mittlerweile „auf den gleichen Irrwegen, deren Gefährlichkeit 
man früher so hervorgehoben“ habe. Das vorgesteckte Ziel der Reinigung und Säuberung ha-
be sich „in eine Hetzjagd nach Pfründen“ verwandelt, und „das Gefühl der Gleichheit und 
Brüderlichkeit“ habe „diktatorischen Anmaßungen Platz machen“ müssen, „wodurch die so-
zialdemokratische ‘Freiheit’ an den Nagel der so grimmig verhaßten bürgerlichen Korrupti-
on gehängt“ worden sei. Von der sozialdemokratischen Partei daher zu verlangen, daß sie 
mutig der Reaktion und Korruption entgegentrete, sei ein Ding der Unmöglichkeit, weil „die 
Sozialdemokratie selbst schon an all’ diesen Uebeln“ leide175: 
Schrankenlose Willkürherrschaft und perfide Stellenjägerei sind die notorischen Zei-
chen, unter denen die heutige Sozialdemokratie ihre korrupte Politik treibt und eine 
solche Partei, die um das Linsengericht irgend einer Sinekur die eigenen heiligen In-
teressen verrät, hat keine andere Zukunftsaussicht als die des schmählichen Verfalles. 
Der große Zuwachs an sozialdemokratischen Mandaten bei den verflossenen Wahlen 
könne demnach nicht damit erklärt werden, daß die „Sozialdemokratie von innerlicher Kraft 
strotzt“, sondern gehe „auf die Rechnung des ‘Neuen’, welches eben durch die Wahlreform 
geschaffen wurde“. Das österreichische Volk habe durch die verstärkte Sozialdemokratie so-
mit gar nichts gewonnen, was wohl auch „der sozialdemokratisch gedrillten Arbeiterschaft“ 
bald auffallen werde: 
Die Sozialdemokratie, respektive deren Führer verfolgen in ihren Grundgedanken die 
Verhetzung der Arbeiterschaft. Durch die Phrase des Klassenkampfes wurden zu allen 
anderen Ständen, wie Gewerbetreibende, Landwirte usw., deren staatliche Existenzbe-
rechtigung ebenfalls vorliegt, unüberbrückbare Gegensätze geschaffen, deren Vorhan-
densein gegen jede lebensfähige politische und wirtschaftliche Regel spricht. Wenn die 
Sozialdemokratie sich wirklich als Volkspartei fühlen würde, so dürfte sie nicht allein 
die Arbeiterschaft herausgreifen, sondern alle wirklich schaffenden Stände in die Be-
wegung einschließen. Aber das wollen ja die Sozialdemokraten und ihr glorreicher 
Satrap Dr. Vikt. Adler nicht! […] Die Lügenhaftigkeit und Demagogie der Sozialde-
mokraten und insbesondere ihrer Führer, ist ja schon längst schlagend bewiesen. Die 
174) „Freie Worte“ 1907, Nr. 24, S. 1 f.
175) Ebda. 
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Führer der roten Pfaffenpartei setzen sich im Gegensatze zu ihrem Parteiprogramm 
wenn sie, wie die verflossenen Wahlen gezeigt haben, auf Stimmenfang ausgingen und 
erklärten, für den Gewerbetreibenden und Bauern eintreten zu wollen, ja wenn sie 
überhaupt Verbesserung der Lage irgend eines Standes der Gesellschaft anzustreben 
vorgeben, weil doch die Sozialdemokratie auf der Marxschen Verelendungstheorie be-
ruht und demzufolge laut Parteiprogramm die Pflicht hat, diese Verelendung in keiner 
Weise aufzuhalten, sondern im Gegenteil sie zu beschleunigen.176
Abschließend wurden die Sozialdemokraten dann noch des „Mandatsschachers“ bei 
den Reichsratswahlen bezichtigt:
Die verschiedenen Bündnisse, welche die Sozialdemokraten anläßlich der Wahlen mit 
dem volksverderbenden Klerikalismus eingingen, haben auch den Beweis erbracht, 
daß der Mandatsschacher bei der roten Pfaffenpartei obenan steht. Nehmen wir nur 
die Landeshauptstadt Linz an. Dort wurde durch das schwarz-rote Intrigenspiel ein 
Mann (Dr. Julius Löcker177) zu Falle gebracht, dessen Verdienste um die Wahlreform 
ungleich größere waren, als die der roten Pfaffenparteiführer. […].178
Vorwürfe, daß sich die sozialdemokratische Partei zu wenig um das Wohl der Arbeiter 
kümmere, erhoben die Freisozialisten auch in einem Bericht mit dem Titel „Steinarbeiter-
elend“, der in der Rubrik „Volksstimmen aus dem deutschen Alpenlande“ unter „Schärding 
a. I.“ in der Nr. 25 der „Freien Worte“ veröffentlicht wurde und sich mit den Verhältnissen 
in der Schärdinger Steinindustrie befaßte179: 
Wie allgemein bekannt, besitzt unsere Gegend eine weitausgedehnte Steinindustrie und 
dürfte die Zahl der beschäftigten Arbeiter zirka 1200 betragen. Man sollte nun mei-
nen, daß die 1200 Arbeiter in einer festen Organisation stehen, damit sie dementspre-
chend ihre Lebensbedingungen regeln können, doch von alldem ist nichts zu bemer-
ken. Uns ist nichts bekannt, daß die Linzer sozialdemokratische Partei besonders in 
letzterer Zeit den Versuch gemacht hätte, den hiesigen Steinarbeitern zu Hilfe zu eilen, 
nur anläßlich der Wahlen hat man sich erinnert, daß hier so und soviel Arbeiterstim-
men zu bekommen sind, und darob in einigen Versammlungen die Leimspindeln aus-
gelegt. Nun kann es den Steinarbeitern aber schließlich gleichgiltig sein, ob im neuen 
Parlament zehn oder einige achtzig rote Adlergenossen sitzen, denn die Steinarbeiter 
müssen es ja doch endlich einsehen, daß damit nichts gemacht ist, wenn dabei ihre 
Arbeits- und demzufolge auch ihre Lebensverhältnisse nicht besser werden. Wenn die 
Sozialdemokratie wirklich das Grundprinzip verfolgen würde der Arbeiterschaft bes-
sere Tage zu verschaffen, so wäre es gerade hier in Schärding ein leichtes gewesen, 
durch zielbewußtes Auftreten eine Achtung gebietende Organisation ins Leben zu ru-
fen. Ah, pardon! Wir haben ganz vergessen, daß die rote Pfaffenpartei schon lange
nicht mehr eine „Volkspartei“ ist, sondern eine k. k. Regierungspartei geworden, ein 
176) „Freie Worte“ 1907, Nr. 24, S. 2.
177) Der Reichsratsabgeordnete Dr. jur. Julius Löcker (1901–1907) war bei den Deutschnationalen der wichtig-
ste Vorkämpfer für die Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts. Anläßlich der Reichsratswah-
len 1907 mußte er sich in seinem Wahlkreis Linz in der Stichwahl seinem sozialdemokratischen Gegen-
kandidaten Julius Spielmann geschlagen geben, der von den Anhängern der Katholischen Volkspartei 
unterstützt worden war. Slapnicka, Harry: Christlichsoziale in Oberösterreich. S. 162 und S. 401.
178) „Freie Worte“ 1907, Nr. 24, S. 2.
179) „Freie Worte“ 1907, Nr. 25, S. 4 f.
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Sinekuren- und Stellenjägerverein. In Linz sitzt der behäbige „Herr“ Weiguny und 
sonnt sich im Strahlenglanze seiner „Führerwürde“, während draußen in der Provinz 
Verhältnisse herrschen, welche voll und ganz der „segenbringenden Tätigkeit“ der 
k. k. Sozialdemokratie entsprechen. Unter dem denkbar drückendsten Joch schmachtet 
die Steinarbeiterschaft von Schärding und Umgebung. Löhne werden gezahlt, die 
selbst den primitivsten Lebensbedingungen hohnsprechen; das Unternehmerprotzen-
tum kann ganz über die Arbeiter gebieten und dies alles in einem Lande, wo die k. k. 
Sozialdemokratie schon seit langem eine führende, richtiger gesagt, beherrschende 
Rolle unter der Arbeiterschaft spielt. Wenn schon im Sommer überaus miserable Ver-
hältnisse bei den Steinarbeitern herrschen, so ist das noch immer „Gold“ gegen die 
Winterszeit. Da weiß ein Großteil der gesamten hiesigen Lohnsklaven überhaupt nicht 
was eigentlich geschehen soll. Entweder um 2 Kr. oder noch weniger jeder Witterung 
ausgesetzt sich rackern, wo man überhaupt noch froh sein muß, eine gnädige Aufnah-
me zu finden oder das Maul in Angel hängen, denn betteln zu gehen ist ja verboten. 
Wenn nun eine starke Familie vorhanden ist, dann kann bitterste Not und bitterstes 
Elend die höchsten Orgien feiern. Und zu allen diesen traurigen Dingen sagt die rote 
Pfaffenpartei kein Wort. Begreiflich! Andere Sachen gehen ja zuvor, wie z. B. die Ver-
sorgung der „Herren“ Obergenossen mit saftigen Stellen, was gewiß kopfzerbrechen 
[!] genug macht, um dabei den „Mantel der Selbstlosigkeit“ nicht abzustreifen. Aber 
auch die Arbeiterschaft wird endlich einsehen lernen, was sie von der k. k. Sozialde-
mokratie zu halten hat. Wenn die Arbeiter unsere freisozialistische Volksbewegung 
richtig erkennen werden – und dazu wird es bald kommen – dann kann die rote Dem-
agogenpartei auf ihr volksbetrügerisches Spiel bald die letzte Karte setzen. […]. 
Die derart attackierte Sozialdemokratie konnte all diese Vorwürfe natürlich nicht un-
widersprochen auf sich sitzen lassen. Sie startete daher sofort eine Gegenoffensive180, wor-
180) Unter dem Stichwort „Simon Stark in Oberösterreich“ schreibt z. B. die „Wahrheit!“ am 27. Juni 1907: 
„Von Schärding aus wird seit kurzem ein Blatt versandt, welches den Titel ‘Freisozialistische Volksstim-
men’ (‘Echo aus dem Alpenlande’) trägt und als dessen Herausgeber und Redakteur der im 17. böhmi-
schen Wahlbezirke gewählte Reichsratsabgeordnete Simon Stark zeichnet. 
Simon Stark war einmal Sozialdemokrat, ist aber dann zum Verräter an der Arbeitersache geworden. Er 
hat das Vertrauen, das er sich als sozialdemokratischer Vertrauensmann und Agitator des 3. böhmischen 
Wahlkreises (Tachau) und später des 4. böhmischen Wahlkreises (Eger) erworben hatte, schnöde miß-
braucht, indem er eine Sonderorganisation der Bergarbeiter gründete und damit Zwiespalt unter die ar-
men, von den Grubenbesitzern auf das ärgste ausgebeuteten Bergarbeiter Westböhmens trug. Die Ver-
trauensmänner der deutschböhmischen Arbeiterschaft haben auf zwei Konferenzen, die im Jahre 1903 
stattfanden, diese Handlungsweise Starks einmütig verurteilt und erklärt, daß sich Stark durch seinen 
Anschlag auf die Einheit und Einigkeit der Bergarbeiterbewegung selbst außerhalb der Partei gestellt 
hat. Nicht die Wiener ‘Führer’ der Partei, die Stark jetzt beschimpft und verleumdet, sondern die Arbei-
ter selbst, die ihn kennen, die Vertrauensmänner der gesamten Arbeiterschaft Deutschböhmens haben 
damals Stark die schärfste Mißbilligung ausgesprochen, ihn für einen Schädiger des großen Befreiungs-
kampfes des Proletariats erklärt.
Seither versucht Stark – natürlich vergebens – das Vertrauen der Arbeiterschaft in unsere Partei durch 
einen planmäßigen Verleumdungsfeldzug zu erschüttern und es ist ihm kein Bundesgenosse zu schlecht 
in dem Kampfe gegen die Sozialdemokratie. […]. So ist denn aus Stark, der früher ein Vertreter der Ar-
beiter war, ein Verräter an den Arbeitern geworden und zum Danke dafür wurde er nun im Wahlkreise 
Falkenau mit den Stimmen der Ausbeuter gegen unseren Genossen Dr. Verkauf zum Reichsratsabgeord-
neten gewählt.
Was Stark veranlaßt, nun auch auf die Alpenländer seinen Verleumdungsfeldzug auszudehnen, das läßt 
sich leicht denken. Er will für seine sich immer mehr von ihm abwendenden Nachläufer in Westböhmen 
einen Ersatz aus den Alpenländern schaffen und er hat sich zu diesem Zwecke einen gewissen Herrn v. 
Schreiter, Schriftsteller in Schärding, gemietet, welcher den Vertrieb der ‘Freisozialistischen Volksstim-
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auf innerhalb kürzester Zeit zwischen Freisozialisten und Sozialdemokraten ein heftiger 
Schlagabtausch im Gange war: Während die Sozialdemokraten die Freisozialisten und ihren 
Reichsratsabgeordneten Starck als „Verräter an der Arbeitersache“ attackierten181, Fritz 
Schreitter, den Schärdinger Korrespondenten der Freisozialisten, als „Schmähartikelschrei-
ber“ des „freisozialistischen Sudelblättchens ‘Freie Worte’“ bezeichneten182 und Starcks 
Schärdinger Vertrauensmann Schneidermeister Franz Lindinger als „schafsinniges Schnei-
derlein“ lächerlich machten183, verunglimpften die Freisozialisten ihre sozialdemokratischen 
Gegner z. B. als „k. k. Hofdemokraten“184, als „rote Pfaffenpartei“185, als „Adlergarde“186
und als „Revolutionäre und Thronzerstörer im Frack“187, ereiferten sich immer wieder über 
die „Lügenhaftigkeit und Demagogie der Sozialdemokraten und insbesondere ihrer Füh-
rer“188, die „im Bunde mit dem jüdischen Großkapital, nur darauf ausgehen, die Massen 
men’ in den Alpenländern zu besorgen hat und an welchen auch alle Zuschriften für das ‘Echo aus dem 
Alpenlande’ zu richten sind. Herr v. Schreiter hat sich sowohl uns als auch klerikalen Blättern als Mitar-
beiter angebiedert und er hat für unser Blatt auch während der Wahlbewegung einige Korrespondenzen 
geschrieben. Da er sich aber bei uns, und vielleicht auch bei den Klerikalen, nicht in dem Maße ‘ver-
dient’ machen konnte, wie er sich’s wünschen mochte, ist er ein ‘freier Sozialist’ geworden und hilft nun 
mit, die Starkschen Lügen und Verleumdungen gegen die Partei der Arbeiter auch in Oberösterreich und 
den übrigen Alpenländern zu verbreiten. Daß er damit bei allen anständigen Arbeitern kein Glück haben 
wird, ist selbstverständlich, denn wo es sich um ein Unternehmen des Simon Stark handelt, entscheiden 
nicht politische Grundsätze, sondern Fragen der politischen Reinlichkeit und politischen Moral. […].“ 
„Wahrheit!“ Nr. 51 vom 27. Juni 1907, S. 2 f. 
181) „Wahrheit!“ Nr. 51 vom 27. Juni 1907, S. 2; und in der „Wahrheit!“ Nr. 85 vom 24. Oktober 1907 heißt es 
auf  S. 5 unter dem Stichwort „Schärding“: „Am 3. November 1907 soll hier wieder eine freisozialisti-
sche Versammlung stattfinden und Simon Stark in höchsteigener Person will es versuchen, die Sozialde-
mokratie wieder einmal zu vernichten. Viel wird ja nicht herauskommen, als nichtssagendes Geschimpfe 
über unsere Partei und ihre Funktionäre. Man kennt in Schärding Simon Stark und seinen Hintermann 
ebensogut wie anderwärts und richtet sich darnach.“
182) „Wahrheit!“ Nr. 85 vom 24. Oktober 1907, S. 5.
183) Unter dem Titel „Schärding. (Derbe Abfuhr)“ schrieb die „Wahrheit!“ Nr. 80 vom 7. Oktober 1907, S. 6: 
„Vergangenen Freitag fand hier eine von dem ‘freisozialistischen’ Schneider Lindinger einberufene § 2-
Versammlung [d. h., daß der Besuch der Versammlung nur mit persönlicher Einladung möglich war; 
Anm. d. Verf.] statt, in welcher derselbe die Anwesenden für die ‘weltbeglückenden’ Ideen des Freisozia-
listen Stark in Falkenau zu gewinnen suchte. Wir wollen uns mit unserem Berichte recht kurz fassen, 
denn die Spalten der ‘Wahrheit!’ sind für solche Berichte zu gut. Schon der Beginn der Versammlung –
das Bureau wurde von unseren Genossen besetzt – setzte das schafsinnige Schneiderlein in nicht geringe
Aufregung, welche sich noch steigerte, als sich die Versammlung seinen Ausführungen gegenüber voll-
ständig ablehnend verhielt und er einigemale von mehreren Rednern gründlich abgeführt wurde. Am 
Schlusse der Versammlung gelangte nachstehende Resolution zur einstimmigen Annahme – sogar der 
völlig übergeschnappte Schneider vergaß, nach dem Muster seines Herrn und Meisters Simon Stark, 
bei der Gegenprobe die Hand zu erheben. […].“
184) Z. B. in „Freie Worte“ 1907, Nr. 27, S. 6 und Nr. 30, S. 6.
185) Z. B. in „Freie Worte“ 1907, Nr. 24, S. 2 und Nr. 25, S. 4.
186) „Freie Worte“ 1907, Nr. 30, S. 6.
187) Laut Bericht der „Wahrheit!“ Nr. 85 vom 24. Oktober 1907, S. 5 war diese Bemerkung in einer sozialde-
mokratischen Volksversammlung gefallen: „Schärding. (Unsere letzte Volksversammlung), in welcher 
Reichsratsabgeordneter Genosse Gruber über den abgelaufenen Sessionsabschnitt des Parlamentes und 
über die Landtagswahlreform berichtete, läßt den Schärdinger Korrespondenten des freisozialistischen 
Sudelblättchens ‘Freie Worte’ nicht zur Ruhe kommen. Mit einigen witzig sein sollenden Bemerkungen 
über die ‘k. k. Hofsozialdemokraten’, ‘Revolutionäre und Thronzerstörer im Frack’ sucht er sich über 
den nachhaltigen Eindruck, den die Ausführungen des Genossen Gruber bei allen Anwesenden hervor-
riefen, zu trösten. Wenn der freisozialistische Schmähartikelschreiber den Beruf in sich fühlt, durch sei-
nen Bericht sich selbst lächerlich zu machen, so ist dies seine Sache. […].“ 
188) „Freie Worte“ 1907, Nr. 24, S. 2.
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noch mehr zu knechten“189, sprachen von der „politischen und wirtschaftlichen Volksbegau-
nerung“190 und der „Verlotterung“ der sozialdemokratischen Partei, die „jeden aufrichtigen 
Volksfreund abstößt und zu aufklärender Arbeit zwingt“191, und wetterten gegen die „vom 
Großkapital gekaufte volksverräterische sozialdemokratische Schmutzpresse“192, wobei sie 
das oberösterreichische sozialdemokratische Parteiorgan „Wahrheit!“ wiederholt in „Lüge“ 
umbenannten. 
All dies aber rückte die „Freisozialistische Partei Oesterreichs“ so nahe an die „Deut-
sche Arbeiterpartei“, daß den Zeitgenossen vielfach die Unterscheidung zwischen den bei-
den Parteien schwerfiel193 und von Zeit zu Zeit sogar Überlegungen angestellt wurden, die 
189) „Freie Worte“ 1907, Nr. 44, S. 5.
190) „Freie Worte“ 1907, Nr. 27, S. 6.
191) „Freie Worte“ 1907, Nr. 24, S. 1.
192) So wurde z. B. im freisozialistischen Blatt „Freie Worte“ 1907, Nr. 50, S. 4 und S. 9 in Zusammenhang mit 
der Absage einer für den 3. November 1907 in Schärding geplanten und bereits mehrfach angekündigten 
Versammlung des Reichsratsabgeordneten Simon Starck folgendermaßen mit der sozialdemokratischen 
Presse abgerechnet: „Bei dieser Gelegenheit müssen wir auch noch eine offenkundige, bewußte Lüge des 
Linzer sozialdemokratischen Blattes, das sich fälschlicherweise ‘Wahrheit’ nennt, berichtigen. Das ehren-
werte Blatt schreibt nämlich über Genossen Lindinger, daß er in einer früheren Versammlung Starcks be-
trunken unter den Tisch fiel. Demgegenüber können mehrere Zeugen, die an Lindingers Tisch saßen, be-
weisen, daß er überhaupt nicht betrunken war und die Notiz der angeblichen ‘Wahrheit’ nichts als eine 
freche Lüge ist. Das geniert freilich die ‘Wahrheit’ nicht im geringsten. Handelt es sich bei der sozialde-
mokratischen Presse, von der ‘Arbeiterzeitung’ angefangen bis herab zum letzten Provinzblättchen, um 
den Grundsatz: ‘Verleumde nur, es bleibt immer etwas hängen’, da kommt es doch auf eine Lüge mehr 
oder weniger gewiß nicht an. Jedoch die Garde Dr. Adlers mag sich trösten; sie möge lügen, schimpfen 
und verleumden so viel sie will, den Siegeszug des freien Sozialismus wird sie nicht aufhalten.“
Die hier angesprochene Versammlung  Starcks hatte laut „Schärdinger Wochenblatt“ am 16. Juli 1907 –
den „Freien Worten“ 1907, Nr. 30, S. 6 zufolge am 17. Juli 1907 – als § 2-Versammlung im Gasthaus 
des Herrn Segl [= Kosch’sches Gasthaus, ab Herbst 1907 Gasthaus Ludwig Weisheitinger; Anm. d. 
Verf.] stattgefunden und war von etwa 40 Personen besucht gewesen; Simon Starck hatte damals über 
das Thema „Volk und Parlament“ gesprochen. Schdg. WBl. 1907, Nr. 29, S. 8. 
In den Aufzeichnungen Alois Strebels findet sich zu dieser Versammlung folgender die sozialdemokrati-
sche Sichtweise widerspiegelnder Kommentar: „Eines Tages lud Lindinger zu einer Versammlung der 
Freisozialisten ins Gasthaus Weisheitinger ein. Als Referent erschien der Abgeordnete Simon Stark. 
Die Versammlung begann erst um ½ 11 Uhr nachts [vielleicht liegt darin die Erklärung für die oben ge-
nannten unterschiedlichen Datumsangaben; Anm. d. Verf.]. Als Neugierige erschienen zu derselben so-
zialdemokratische Mitglieder des Gesangvereines ‘Wiederhall’; auch ein Lehrer hatte sich eingefunden 
(Raubitschek).
Stark zeigte bald seinen wahren Charakter; er fiel über die Sozialdemokraten u. ihre Tätigkeit im Parla-
ment her. Lehrer Raubitschek wußte nicht viel zu sagen. Gen. Strebel bezeichnete Stark als Unterneh-
mersöldling u. legte ihm nahe, Schärding sei nicht der Boden für Apostel seines Kalibers. –
Die freisozialistische Zeitung bauschte die Versammlung zu einer Riesendemonstration auf: ‘Es brennt 
im ganzen Innviertel – Die nationalsozialistische [?; hier klafft im Manuskript eine Lücke; Anm. d. Verf.]  
im Vormarsch!’ Zu einer zweiten Versammlung der Freisozialisten kam es nicht mehr!
Simon Stark hatte schon bei seinem ersten Debut hier erkannt, daß er in Schärding keinen Boden für sei-
nen Spaltungsversuch der Arbeiter finden würde.
Sein Agitator Lindinger war gegen ½ 1 Uhr nachts so weit, daß er seine Zeche nicht mehr bezahlen 
konnte. Als Stark dies vorgehalten wurde u. man ihn ersuchte, seinem Parteigenossen aus der Patsche zu 
helfen, zog er es vor, zu verschwinden!“ 
In Hinblick auf Lindinger fügt Strebel dann noch an: „Lindinger hauste hier im Laufe der Zeit geschäft-
lich ganz ab. Er wurde nirgends ernst genommen. Seine Querulantenstreiche machten ihn unmöglich. 
Bei einer verheirateten Tochter in Passau verbrachte er seinen Lebensabend. Später bemühte er sich um 
eine Armenunterstützung bei seiner Heimatsgemeinde Schärding. Er kam nicht mehr in den Genuß der-
selben; er starb im Jahre 1922 oder 1923.“ Aufzeichnungen aus dem Nachlaß Alois Strebels.
193) Wie oben bereits erwähnt, versah z. B. Alois Strebel, der normalerweise gut informiert war, die Freisoziali-
sten in seinen Aufzeichnungen mit dem Attribut „nationalsozialistisch“. Der von ihm in diesem Zusam-
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beiden Parteien zusammenzuschließen. So veröffentlichte z. B. das freisozialistische Partei-
organ „Freie Worte“ im Oktober 1907 unter „Schärding“ folgende Mitteilung: 
Die freien deutschen Arbeiter in Ried (Innkreis, Oberösterreich), beabsichtigen, sich 
der Organisation der deutschen freien Sozialisten anzuschließen. An die Organisati-
ons- und Agitationskommission der freien Sozialisten in Falkenau wurden diesbezüg-
menhang zitierte Zeitungsartikel aus den „Freien Worten“ vom 1. November 1907 lautet im Original fol-
gendermaßen: „Schon brennt es an allen Orten. Das freisozialistische Feuer nämlich. Die sozialdemokra-
tischen Löschmannschaften haben alle Hände voll zu tun, um die überall auflodernden Flammen zu erstik-
ken. Auch hier in Oberösterreich gibt es viel Unzufriedene innerhalb der Partei. Leider fehlt es an der nö-
tigen Organisation, um die meuternten [!], mit der Parteiführung unzufriedenen Elemente zusammenzu-
halten. Freilich ist dies nur eine Frage der Zeit. Mit dem Moment, wo die freisoziale Bewegung in Böh-
men genügend erstarckt [!] sein wird, wird sie auch daran gehen in den anderen zu Oesterreich gehörigen 
Kronländern, unbekümmert um das Walten und Schalten der sich bedroht fühlenden Sozialdemokraten, 
Organisationen zu schaffen. Daß sie Angst, scheußliche Furcht vor der umsichgreifenden freisozialen Be-
wegung haben, haben die oberösterreichischen Parteibonzen am 27. September in Schärding bewiesen. 
Unser Genosse Lindinger hatte für diesen Tag eine § 2 Versammlung in Segl’s Gastlokalitäten einberu-
fen. Die Sozialdemokraten hatten natürlich auch hievon erfahren. Die Herren, die so sehr für die Freiheit 
schwärmen und infolgedessen keine andere Meinung neben der ihren bestehen lassen, trafen ihre Maßre-
geln. Lange vor Beginn der Versammlung erschienen von ihren Vorarbeitern in der Behaimschen Fabrik 
abonnierte junge Bürschchen und ersuchten um Einlaß, welcher ihnen von den freisozialistischen Einbe-
rufern, welche ganz andere Anschauungen über das Recht der freien Meinungsäußerung haben, als die 
Herren Sozialdemokraten, gewährt wurde. Kurz nachher kam auch ihr Führer samt Anhang, dann kam 
der Obersozi und zuletzt ein Trupp Schriftsetzer mit dem bekannten Krawallmacher an der Spitze. Da 
das Hauptprinzip der weltberühmten Sozialdemokratie im niederknüppeln und niederschlagen [!] jeder 
anderen Meinung besteht, so war auch hier ihr Hauptaugenmerk darauf gerichtet, den Vorsitz in ihre 
Hände zu kriegen. Dank der humanen Anschauungen, die nicht auf handgreifliche Argumente wie die 
k. k. Sozi dressiert sind, gelang ihnen auch diesmal ihr Vorhaben. Zum ersten Punkt der Tagesordnung 
nahm der Obersozi Lehner das Wort. Eingangs seiner Ausführungen bedauerte er lebhaft, daß Lindinger, 
der doch so lange (bis ihm nämlich die Augen aufgingen. Anm. der Red.) der sozialdemokratischen Orga-
nisation angehört habe und dort Tüchtiges geleistet, jetzt den verdammten Freisozialisten nachläuft. Dann 
prahlte er mit der großen Macht, welche die Sozialdemokratie in der ganzen Welt besitzt und daß nur sie 
im Stande sind, die Menschheit zu regenerieren und die soziale Frage zu lösen. Zum Schluß brachte er 
die bekannten Tiraden gegen Simon Starck, so ein schlechter Mensch, der vor den Herren Arbeiterfüh-
rern – was man nicht einmal von der hohen Obrigkeit sagen kann – keinen Respekt hat. Nachdem dersel-
be die bis zum Ekel bekannten Tiraden abgehaspelt hatte, erhielt der Freisozialist Lindinger das Wort. 
Trotz der großen Majorität der Sozialdemokraten scheute er sich nicht, offen seine Anschauungen als 
freier Sozialist zu bekennen. Er legte das Programm der Freisozialisten der Versammlung vor, erläuterte 
dasselbe und bewies an der Hand von Tatsachen, daß die heutige Sozialdemokratie viel rückschrittlicher 
ist, wie die so viel verschrienen reaktionären Parteien, bewies, daß ihre Führer im Bunde mit dem jüdi-
schen Großkapital, nur darauf ausgehen, die Massen noch mehr zu knechten. […]. Zum zweiten Punkte 
‘Schule und Volk’ sprach ein Lehrer sehr sachlich und mit voller Zustimmung der Anwesenden. Dann be-
kam wieder Lehner das Wort und versuchte die Ausführungen Lindingers, welche bei einem großen Teil 
der Anwesenden auf fruchtbaren Boden gefallen waren, zu widerlegen. In der steten Angst, es möchten 
doch einige Schäflein von seiner Herde, für die er verantwortlich ist, abfallen, beteuerte er hoch und teu-
er, daß in Oberösterreich sich die Sozialdemokraten von keinem Juden, auch nicht einmal von dem ge-
tauften Doktor Adler kommandieren lasse[n] und was dergleichen Kohl mehr ist, welche Beteuerungen 
er selbst, sowie kein denkender Mensch glaubt. Einen Erfolg – und der ist nicht zu unterschätzen – hat 
die Versammlung den Freisozialisten gebracht. Es wird lebhaft über die Versammlung diskutiert, der 
starre Glaube an die alleinseeligmachende [!] Sozialdemokratie ist ins Wanken geraten und von allen Sei-
ten wird der Wunsch laut, recht bald eine zweite Versammlung einzuberufen, bei welcher Abgeordn. Si-
mon Starck referieren soll. Ebenso wird der Wunsch von Tag zu Tag reger, man möge, um den Bewoh-
nern der Alpenländer den Freisozialismus zugänglich zu machen, entweder in einer alpenländischen 
Hauptstadt oder in Wien ein freisoziales Blatt herauszugeben [!]. Geschieht dies, dann wird es nicht lan-
ge dauern und es wird auch im südlichen Teile Oesterreichs der Freisozialismus seinen Siegeszug voll-
ziehen.“ „Freie Worte“ 1907, Nr. 44, S. 5.
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liche Anfragen gestellt. Die Versammlung, welche in nächster Zeit stattfindet, wird 
darüber endgiltigen Beschluß fassen. […]. Die ehemalige deutsche Fortschrittspartei, 
der zum großen Teile die Kleinbürger und Arbeiter angehörten, ist in völliger Auflö-
sung begriffen. Die Patentsozialdemokraten sind trotz aller krampfhaften Versuche, 
Proseliten [sic!] zu machen, in totalen Mißkredit geraten und verlieren in Schärding 
allen Boden. Daran ändert die Zeitungsnotiz im geringsten nichts, daß die Sozialde-
mokraten von ihrer letzten Versammlung lügnerische Nachrichten in die Welt setzten. 
Der Versammlungsbericht der davon spricht, daß dem G. Starck das Mißtrauen aus-
gedrückt wurde, ist erlogen. […]194; 
 und in der Ausgabe vom 26. Jänner 1912 findet sich unter dem Titel „Deutscher Frei-
sozialismus und deutschnationale Arbeiterpartei. Korrespondenz zwischen Freisozialisten 
und deutschnationalen Arbeiterparteilern“ folgende Anfrage an den Reichsratsabgeordneten 
Simon Starck195: 
Euer Hochwohlgeboren! Mit besonderem erhielt ich Ihre, mir so bereitwillig übermit-
telten Broschüren und Zeitungen und werde vor allem den besten Gebrauch machen, 
indem ich Sie [!] an meine Parteigenossen verteile.
Mit großem Staunen aber lese ich all dies, lese die Artikel ihrer [!] Zeitungen, dann 
ferner vertiefe ich mich in dem [!] Sinn Ihres Kampfes gegen die roten Volksverderber 
und kann es nicht fassen, daß zwei fast aufs Haar gleiche Parteien, so getrennt mar-
schieren. Ich dachte, daß es doch einen ganz anderen Eindruck machen würde, im 
Kampfe gegen die Volksfeindliche Internationale, die einmal nicht geschaffen ist, un-
ser deutsches Volk in Böhmen zu erlösen, sondern es nur dem Gegner preisgibt, der 
uns zu Falloten machen will.
Ich glaube annehmen zu müssen, daß es nur an der Anregung seitens maßgebender 
Persönlichkeiten beider Parteien mangelt, um eine Fusion zustande zu bringen. Es wä-
re für mich sehr interessant zu hören, ob und welche Ursachen vorhanden sind, 
eine solche Fusion zu unterlassen. Wie schön wäre das, wenn die deutschfühlende Ar-
beiterschaft Deutschböhmens, einem großen Verbande angehören würde. […], 
worauf Simon Starck am 12. Jänner 1912 mit „deutsch-freisozialem Gruß“ von Fal-
kenau aus zurückschreibt196:
Geehrter Herr! Ich gebe Ihrem Briefe recht. Leider hält uns der Umstand, daß wir im 
Besitze von Dokumenten sind, die ich von Eingeweihten Ihrer Partei in Wien erhielt, 
zurück, daß wir eine Annäherung an die nationale Arbeiterpartei finden können. Die 
zu innige [!] Verbindungen mit den Großkapitalisten Bras, Wiesinger usw. seitens Ih-
rer Partei gibt zu denken.
Dann kommt der grenzenlose Mandatsneid der nationalen Arbeiterführer in Betracht, 
welcher die nationale Arbeiterpartei selbst zu viel spaltet.
Sie sagen, daß unter solchen Umständen eine Fusion auf Hindernisse stößt. Abg. 
Knirsch und mehrere Kollegen von ihm scheinen rühmliche Ausnahmen von diesen 
Krankheiten zu sein.
194) „Freie Worte“ 1907, Nr. 42, S. 4.
195) „Freie Worte“ 1912, Nr. 4, S. 1.
196) „Freie Worte“ 1912, Nr. 4, S. 2.
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Allein meiner Ansicht nach, hat die nationale Arbeiterpartei im Verbande des Natio-
nalverbandes im Parlament nichts zu tun, da letzterer zuviel Regierungspolitik ver-
tritt und kapitalistischen Interessen unterworfen ist. Wollen wir hoffen, daß in dieser 
Hinsicht eine Wendung zum Besseren eintritt. Es ließe sich dann über eine Fusion re-
den. Auch muß die nationale Arbeiterpartei mehr nationalsozial auftreten und da-
bei marxistische Klassenkampfstandspunkte [!] vollständig aufgeben. Die Predigt vom 
Klassenkampf, wie er in nationalen Arbeitparteien [!] (Karlsbad, Dr. Riehl) vorkommt 
und den Sozialdemokraten nachgeäfft wird, steht im Widerspruch mit dem logischen 
Denken. […].
Die Gerüchte, daß in Schärding „demnächst“ eine Ortsgruppe der „Deutschen Arbei-
terpartei“ gegründet werde, bewahrheiteten sich jedoch nicht, und daran änderte sich auch 
nichts, als die Partei unter ihrem neuen Vorsitzenden Hans Knirsch197 ihre Bemühungen um 
den Ausbau ihrer Organisation intensivierte.198
Walter Gattermayer nahm dazu in der „Deutschen Arbeiter-Zeitung“ vom 31. Mai 
1913 in einem Artikel, in dem er sich unter der Parole „Freiheitlich, national und sozial“ 
197) Hans Knirsch war, da der bisherige Parteivorsitzende Ferdinand Ertl nicht mehr kandidiert hatte, auf dem 
Reichsparteitag zu Wien im Februar 1912 zum neuen Parteivorsitzenden gewählt worden. 
Auf diesem Reichsparteitag (vom 2. bis 4. Februar) kam man überein, zum großzügigen Ausbau der Or-
ganisationen Unterausschüsse zu bilden, worauf der Parteitag Jung (Iglau) und Sternadt (Wien) als Be-
richterstatter in einen Programmausschuß, Burschofsky in einen Organisationsausschuß, Prediger in 
einen Wahlausschuß, Adalbert Mauller in einen Wirtschaftsausschuß, Knirsch in einen Antragsüberprü-
fungsausschuß, Galle (Schreckenstein) in einen Ausschuß für die Überprüfung innerer Parteiangelegen-
heiten und Knirsch, Ciller, Peduzzi und Bergold in einen Presseausschuß wählte. 
Außerdem beschloß die Parteileitung damals, zuerst den Ausbau einer starken Bezirksorganisation als 
beste Organisationsform in Angriff zu nehmen. Sie wäre von den Landesparteileitungen zu überwachen, 
bevor man an die Schaffung von Landesvereinen denken könne. Während nämlich Mähren schon 7 Wahl-
kreisorganisationen zählte und Burschofsky bereits von einer vollständigen Organisation Nord- und Mit-
telmährens berichten konnte, sprach Mauller (Linz) von einer unzureichenden Zahl von Agitatoren in 
Oberösterreich und von einer geringen Hoffnung auf eine starke Landespartei, die er mit der Industrie-
armut begründete. Von der Steiermark sowie von Tirol und Salzburg lagen überhaupt keine offiziellen
Berichte vor. Dort existierten auch noch keine Parteileitungen. Nur Kärnten befand sich in einem weiter 
vorgerückten Anfangsstadium. 
Schließlich einigte sich der Reichsparteitag auch noch darauf, einen Ausschuß zur Überprüfung des Par-
teiprogramms zu bilden. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 80 und Wladika, Michael: Hitlers 
Vätergeneration. S. 564 f.
198) Um den Ausbau der Partei besser vorantreiben zu können, hatte man sich auf die Gründung eines „Reichs-
vereines der deutschen Arbeiterpartei für Oesterreich“ geeinigt, der all jene Parteigenossen umfassen 
sollte, die in ihrem Ort noch keine politische Organisation der Partei zur Verfügung hatten. 
In der „Deutschen Arbeiter-Zeitung“ vom 27. April 1913 wurde dazu folgendes mitgeteilt: „Wir haben 
heute nicht nur in Böhmen, in Mähren, Schlesien und Niederösterreich Parteigenossen, nein, die Deut-
sche Arbeiterpartei hat hunderte Freunde und Streiter in Steiermark, Tirol, Oberösterreich, in Kärnten 
und in der Bukowina! In allen diesen Ländern haben wir zahlreiche Abnehmer unserer Zeitungen, die 
gewiß auch der politischen Partei beitreten würden, wenn wir einen großen Parteiverein hätten. Sie wür-
den für unsere Sache werben und weiterarbeiten bis auch in ihrem Orte eine politische Organisation un-
serer Partei entstanden wäre und so bedeutendes für die Ausbreitung unserer Ideen leisten.
Dies alles hat unsere Partei veranlaßt, die Gründung eines ‘Reichsvereines der deutschen Arbeiterpartei 
für Oesterreich’ durchzuführen, der nach Aenderung des gegenwärtigen Vereinsgesetzes, der Hauptver-
ein der Deutschen Arbeiterpartei werden soll, dem sich nachher die Bezirks- und Lokalvereine als Orts-
gruppen anzuschließen haben.
Die Satzungen sind bereits überreicht und wie aus den zahlreichen Zustimmungen aus allen Teilen unse-
res Reiches zu entnehmen ist, dürfte unser Reichsverein bald eine mächtige Organisation werden. […].“ 
„Deutsche Arbeiter-Zeitung“ vom 27. April 1913, Jg. 2, F. 17, S. 2.
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auch mit der programmatischen Ausrichtung der „Deutschen Arbeiterpartei“ befaßte und da-
bei nicht mit heftigen Angriffen gegen die Sozialdemokratie, „unseren gefährlichsten Geg-
ner, den Feind jedes wirklich sozialen Fortschrittes, den Feind jeder wirklichen Freiheit“, 
sparte, z. B. folgendermaßen Stellung199: 
Die aufstrebende deutsche Arbeiterpartei, […] die ihre Aufgabe einzig und allein dar-
in sieht das politische Vollzugsorgan des Willens der in den der Zentralkommission 
deutscher Arbeitnehmerverbände Oesterreichs angeschlossenen Berufs- und gemisch-
ten Gewerkschaften stehenden nationalen Arbeiterschichten zu sein, beginnt auch in 
Wien ihre organisierende Tätigkeit, um auch hier auf diesen [!] von der Sozialdemo-
kratie verseuchten Boden ein Sammelpunkt aller jener zu werden, die es satt haben 
sich von der auf der Wienzeile hausenden Mandatsversicherungsgesellschaft noch 
länger zum Besten halten zu lassen, die es satt haben, sich an den Karren der Söldlin-
ge des volkskraftaussaugenden Kapitalismus spannen zu lassen, die müde sind den 
entarteten Jüngern Marxistischer Wirtschaftspolitik noch länger tributpflichtig zu sein. 
Unsere junge Partei findet hier einen guten Boden vor, die Verdrängung des deut-
schen Arbeiters durch den tschechischen, das Bewußtsein, nur ein willenloses Werk-
zeug der Totengräber der wirtschaftlichen Existenz so vieler deutscher Arbeiter zu 
sein, die sich durchringende Ueberzeugung daß der deutsche Arbeiter nur das Edel-
wild ist, das von der Führermeute zur Strecke gebracht werden soll, dies alles hat den 
stolzen Bau der völkerbetrügenden Internationale ins Schwanken gebracht und es kni-
stert verdächtig in allen Fugen. Wenn jetzt tatkräftig ohne schwächliches Zaudern ein-
gegriffen wird, dann ist der Sieg unser. Den Sozialismus aus der totbringenden [!] Um-
armung der Sozialdemokratie zu befreien ist das Ziel der deutschen Arbeiterpartei. 
[…] Der Kampfruf der auf die Fahnen unserer Gewerkschaften geschrieben ist: Er-
haltung der Existenz des deutschen Arbeiters, er muß auch die wirtschaftliche Basis 
unserer politischen Partei sein. Unsere Partei hat ein streng umrissenes Programm: 
Freiheitlich, national und sozial. Auf dem Boden der nationalen Weltanschauung ste-
hend, ist es selbstverständlich, daß sie rücksichtslos alle Feinde des nationalen Ge-
dankens bekämpft, nicht mit Phrasen sondern durch Taten. Wir sind auch Feinde je-
der Programmlosigkeit, da eine solche stets zur politischen „Grundsatzlosigkeit“ 
führt. Wir sind aber auch Feinde jeder Reaktion aber nicht nur nach oben sondern 
auch nach unten. Wir verstehen unter freiheitlich gesinnt sein nicht die Anpöbelung 
jedes Andersdenkenden; nur mit den Waffen des Geistes wollen wir kämpfen. Wir wol-
len nicht alle moralische Fesseln sprengen und die Anarchie der Moral einführen. 
Nein, frei sein heißt sittlich sein, frei sein heißt religiös sein, religiös sein heißt aber 
antiklerikal sein. Wir wollen die religiösen Gefühle des Einzelnen nicht in den Kot der 
politischen Arena ziehen, wir werden uns aber auch stets gegen die Versuche wehren, 
die religiöse Freiheit und die staatsbürgerlichen Rechte des Einzelnen zu Gunsten 
eines deutschfeindlichen Pfaffentums zu unterdrücken. Nicht Pfaffen wollen wir – son-
dern Priester! Den rücksichtlosesten [sic!] Kampf aber werden wir gegen jene führen, 
die unter dem Banner der Freiheit das Volk aus der Knechtschaft des Pfaffentums in 
die Knechtschaft des Judentums führen. Nicht aus Gründen konfessioneller Natur –
nein aus Gründen der Aufrechterhaltung der Rassenreinheit, aus Gründen der Moral 
und aus Gründen wirtschaftlicher Natur bekämpfen wir dessen verderbenden Einfluß. 
Wir sind national und erklären, daß nur durch rücksichtslose Bekämpfung des Ausbeu-
199) „Deutsche Arbeiter-Zeitung“ vom 31. Mai 1913, Jg. 2, F. 22, S. 3.
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tertums auf allen Gebieten wirklich nationale Arbeit geleistet wird. Nur jene Nation 
kann sich erhalten, deren Produktions- und Populationskraft erhalten bleibt. Erobern 
wir den [!] deutschen Arbeiter, ob geistig oder manuell, den Platz an der Sonne, be-
freien wir ihn aus den Fängen der Sozialdemokratie, schützen wir ihn in seiner Ar-
beitsstelle, treten wir aber auch gegen alle Schädlinge deutscher Volkswirtschaft wie 
Großagrarismus und Kartellraubrittertum auf, dann haben wir mehr nationale Arbeit 
geleistet als das gesamte antinationale Maulheldentum. Unser Kampf gilt daher auch 
dem Scheinnationalismus der unter glänzender Phrase nur Leerheiten verbirgt.
Wir sind sozial und sehen in der bestehenden Wirtschaftsordnung einen Schädling, der 
aber nicht auf revolutionärem umbildenden Wegen [!] bekämpft werden kann; schritt-
weise auf den Bahnen eines gesunden sozialen Fortschrittes, auf dem Erreichten wei-
terbauend, um auf diese Art und Weise der Arbeiterschaft eine gleichberechtigte Stel-
lung neben dem Bürgertum zu erringen. Die Herrschaft einer Klasse, wie sie die Sozi-
aldemokratie predigt, verneinen wir als volks- und nationsfeindlich. Dies wären so in 
knappen Zügen die Umrisse unseres Programmes mit dem wir einen rücksichtslosen 
Kampf beginnen wollen. Um diesen Kampf energisch führen zu können, ist es unbe-
dingt nötig, unsere politischen Bezirksorganisationen auszubauen, emsige Agitation ist 
unbedingt notwendig. Den bereits bestehenden Bezirksorganisationen müssen weitere 
folgen. Unsere beste Waffe aber ist unsere Arbeiterpresse, […]. Pflicht jedes Parteige-
nossen ist es, unsere Kampfblätter zu unterstützen, sie, wenn er sie gelesen hat, weiter-
zugeben, womöglich an Gegner, denn wir bleiben nicht im eigenen Lager. Wir wollen 
den Kampf auch ins Lager des Gegners tragen, ihm Gelegenheit geben einmal eine an-
dere Meinung als die parteiämtlich punzierte zu hören und zu lesen.
Wir sehen in der Sozialdemokratie unseren gefährlichsten Gegner, den Feind jedes 
wirklich sozialen Fortschrittes, den Feind jeder wirklichen Freiheit. Gegen sie richtet 
sich unser Kampf vor allem. […]. Haben wir die Sozialdemokratie niedergerungen, 
dann wird unser Volk imstande sein, seinen Kampf gegen die Feinde der Freiheit, sei-
nen Kampf gegen das Slawentum aufzunehmen. […].
Wir werden keinen Kampf um Mandate führen, unabhängig gehen wir unseren Weg 
und wenn es der deutschen Arbeiterpartei gelingt in unerbittlichem Kampfe die deut-
sche Arbeiterschaft der Sozialdemokratie zu entreißen und in den Scharen, die heute 
noch diesem Irrlicht nachlaufen, das schlummernde Nationalgefühl zu wecken, dann 
gibt dieser Ausgang unseren Taten den schönsten Lohn.200 Dann werden wir wissen, 
daß die Stunden des volksausbeuterischen Großkapitals wirklich geschlagen haben, 
dann braucht uns aber auch um die Zukunft des deutschen Volkes in Oesterreich nicht 
mehr bange zu sein. […].
In diesem Sinne wurde auf dem im September 1913 in der mährischen Stadt Iglau ab-
gehaltenen Reichsparteitag schließlich auch ein neues Parteiprogramm verabschiedet201: 
200) Am 14. Juni 1913 meldete die „Deutsche Arbeiter-Zeitung“, daß am 7. d. M. in den Lokalitäten der Gast-
wirtschaft zur „Stadt Frankfurt“ in Linz eine „öffentliche Wanderversammlung des allg. deutschen Ge-
werkvereines für Oesterreich“ stattgefunden habe, zu der Parteigenosse Gattermayer seitens der Hauptlei-
tung entsendet worden sei. „Die Versammlung selbst war für die Linzer Verhältnisse gut besucht und fan-
den die Ausführungen der beiden Redner Gattermayer und Biedermann ungeteilten Beifall. Die Gründung 
einer Ortsgruppe Linz des allg. deutschen Gewerkvereines ist gesichert. Auch in den [sic!] schwarz und 
rot verseuchten Ober-Oesterreich will es vorwärts gehen.“ „Deutsche Arbeiter-Zeitung“ 1913, F. 24, S. 4.
201) Schon auf dem Parteitag des Jahres 1910 war Ing. Jung mit der Änderung der Parteigrundsätze betraut wor-
den, aber erst auf dem Parteitag in Iglau war die Arbeit, an der sich auch Riehl und Krebs beteiligt hat-
ten, zur Zufriedenheit aller gediehen. Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 94 f. 
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Dieses sogenannte „Iglauer Programm“, das unter maßgeblicher Beteiligung von Ru-
dolf Jung entstanden war – dieser verfaßte 1919 ein Werk mit dem Titel „Der nationale So-
zialismus. Seine Grundlagen, sein Werdegang, seine Ziele“, das als Vorläufer des deutschen 
nationalsozialistischen 25-Punkte-Programms sowie für Hitlers „Mein Kampf“ betrachtet 
werden kann202 –, ergänzte und erweiterte das „Trautenauer Programm“ und legte dabei den 
Schwerpunkt noch stärker als bisher auf die Interessen der Arbeitnehmerschaft.203 Schon in 
der Einleitung wurde nun festgestellt: 
 Die Deutsche Arbeiterpartei ist keine engherzige Klassenpartei; sie vertritt die Inter-
essen aller ehrlichen produktiven Arbeit überhaupt, betrachtet sich jedoch vorwiegend 
als Vertreterin der Forderungen der deutschen Arbeitnehmerschaft und strebt die Be-
seitigung aller Mißstände und die Herbeiführung gerechter Zustände auf allen Gebie-
ten des öffentlichen Lebens an.
Wie im „Trautenauer Programm“ wies man dann darauf hin, daß die „Deutsche Arbei-
terpartei“ „eine freiheitliche nationale Partei“ sei, „welche mit aller Schärfe die reaktionären 
Bestrebungen, die feudalen, klerikalen und kapitalistischen Vorrechte sowie jeden fremdvöl-
kischen Einfluß“ bekämpfe204, nunmehr aber wurde noch folgender Passus angefügt: 
[…], insbesondere den überwuchernden Einfluß jüdischen Geistes auf allen Gebieten 
des öffentlichen Lebens[,]
womit hier erstmals im Programm ein direkter scharfer Angriff gegen das Judentum auf-
tauchte.205
202) Jagschitz, Gerhard: Die Nationalsozialistische Partei. S. 232 und Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Natio-
nalsozialismus. S. 38. Das konkrete Programm des nationalen Sozialismus blieb zwar äußerst unbe-
stimmt, es nahm aber in seiner Terminologie manches vorweg: 
So finden sich darin bereits Parolen wie „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“, „Würde der schaffenden Ar-
beit“, „gerechte Verteilung des Einkommens“ oder „rückhaltloses Bekenntnis zu unserem Volke“. Das 
zersetzende Finanzkapital wurde dem „schaffenden nationalen Kapital“ entgegengestellt. Grundrenten 
und Zinsen wurden abgelehnt, Monopole, Warenhäuser und Großgrundbesitz sollten verstaatlicht wer-
den, während persönliches Eigentum, sofern es „ehrlicher schaffender Arbeit“ entsprang, als wertvoll er-
schien. Das große nationale Ziel sei die „Werkgemeinschaft aller Schaffenden“, aus der die moralische 
Wiederherstellung der Rasse hervorgehen werde. Im Gegensatz zu Umsturz und Klassenkampf könne al-
lein eine „zielbewußte, schaffende Reformarbeit die heutigen unhaltbaren Verhältnisse überwinden“. Die 
nationalsozialistische Partei sei „die Klassenpartei der schaffenden Arbeit“. 
Nach Jung sollte der nationale Sozialismus dabei nicht bloß das Programm einer politischen Partei, son-
dern eine Weltanschauung sein. Seine Ziele lagen daher auf politischem, kulturellem und wirtschaftli-
chem Gebiet: Das politische Ziel der nationalsozialistischen Bewegung war der nationale deutsche Ein-
heitsstaat, also Alldeutschland. Dieses Alldeutschland sollte ein Staat der Deutschen, frei von allen frem-
den Einflüssen, sein. Der Staat der Deutschen durfte laut Jung kein Judenstaat sein, aber ebensowenig 
unter römischem Einfluß stehen, weshalb die Trennung von Kirche und Staat gefordert wurde. Der Deut-
sche sollte sich in diesem Reich seiner Eigenart entsprechend ausleben können, es durfte weder Vorrech-
te der Geburt noch des Besitzes geben, wobei Jung an die Stelle einer Demokratie die „berufsständische 
Gliederung“ setzen wollte. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 132–140.
203) Jung unterstrich dabei in einem eigenen Punkt noch einmal die Ablehnung des Klassenkampfes: „Die Partei 
ist die Vertretung der Arbeiterklasse des deutschen Volkes: vom gehässigen Klassenkampf aber trennt 
uns unser völkisches Bekenntnis und die Erkenntnis, daß im österreichischen Völkerstaate die nationale 
Gemeinbürgschaft mehr als irgend etwas ein Gebot der Selbsterhaltung des deutschen Arbeiters sein 
muß.“ Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 571.
204) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 94 und S. 135.
205) Verglichen mit den bürgerlichen deutschnationalen Parteien rangierte der Antisemitismus im Programm des 
„Deutschen Arbeiterpartei“ aber ganz unten auf der Dringlichkeitsskala. Pauley, Bruce F.: Der Weg in 
den Nationalsozialismus. S. 36. 
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Was die Ordnung der nationalen Verhältnisse anbelangte, hieß es jetzt206:
Die Erfüllung der kulturellen Aufgaben unseres Staates wird durch die aus der veral-
teten Kronländer-Einteilung immer wieder entspringenden nationalen Kämpfe unmög-
lich gemacht. Wir fordern daher die Auflösung der bisherigen Kronländer und Schaf-
fung neuer Selbstverwaltungsgebiete, deren Grenzen nach nationalen Siedlungen be-
stimmt werden sollen.
Im Anschluß daran wurden folgende drei Forderungen erhoben: 
1) Neuordnung des Verhältnisses zu Ungarn, im Sinne einer gerechten Verteilung der 
gemeinsam zu tragenden Lasten und der Erwirkung politischer und nationaler Rechte 
für unsere unter magyarischer Herrschaft stehenden deutschungarländischen Volks-
genossen.
2) Völlige provinzielle Zweiteilung Böhmens, als dringendste und unaufschiebbare 
Maßnahme nationaler Gerechtigkeit, bis zur Durchführung der nationalen Autonomie; 
Aufhebung der den Ländern Galizien, Bukowina und Dalmatien gewährten Vorteile 
auf Kosten der westlichen Kronländer.
3) Gesetzliche Erklärung der deutschen Staatssprache in Oesterreich; die deutsche 
Sprache ist demnach die ausschliessliche Sprache des Heeres, der Vertretungskörper 
und öffentlichen Aemter; Anstellung von Deutschen in allen öffentlichen Aemtern des 
deutschen Sprachgebietes.207
Darüber hinaus wurde im „Iglauer Programm“ u. a. noch folgendes gefordert: die zeit-
gemäße Erweiterung des Wahlrechtes in Land und Gemeinde; der „Schutz gegen jedwede 
Beeinträchtigung der politischen Ueberzeugung und gewerkschaftlichen Zugehörigkeit des 
einzelnen Arbeiters vor dem Terrorismus andersdenkender Arbeitsgenossen und deren Ver-
bänden“, die Schaffung von Arbeitskammern zur Förderung der wirtschaftlichen Interessen 
des Arbeiterstandes sowie ein staatliches Versicherungsmonopol und – laut Rudolf Brand-
stötter auf Betreiben Riehls208 – im Punkt 5 der Forderungen „auf kulturellem Gebiete“ die 
„Erlassung eines Trunkenheitsgesetzes“, „Maßnahmen gegen die Übergriffe und den Einfluß 
des Alkoholkapitals“ sowie die „Förderung und Errichtung alkoholfreier Speisehäuser“.
In Schärding wurde am 1. Juli 1927 ein „alkoholfreies Speisehaus“ eröffnet209, was die
politische Einstellung seiner Betreiber anbelangt, verfüge ich jedoch über keinerlei Informa-
tionen.
Inserat im „Schärdinger Wochenblatt“ 1927, Nr. 24, S. 8
206) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 94.
207) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 394–401. 
208) Ebda. S. 17.
209) Schdg. WBl. 1927, Nr. 24, S. 8.
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Wie vorher schon das „Trautenauer Programm“ verknüpfte also auch das „Iglauer Pro-
gramm“ nationalistische und sozialpolitische Forderungen in einer für den späteren Faschis-
mus typischen Weise, wobei nun auch antisemitische Parolen nicht fehlten.210 Die Program-
matik der „Deutschen Arbeiterpartei“ wies damit „die gleiche charakteristische Mischung 
von nationalen, völkischen, radikalen und sozialistischen Forderungen“211 auf wie später das 
Programm der NSDAP. Als Obmann wurde auf dem Iglauer Parteitag – es war der letzte Frie-
densparteitag der Partei – wieder Abg. Knirsch gewählt, sein Stellvertreter wurde Dr. Riehl.212
In die Parteileitung kamen außerdem Gattermayer, Mauller und Franz Heindl (alle drei Wien), 
Galle (Aussig), Pöschl (Teplitz), Czeitschner (Bodenbach), Burschofsky (Hohenstadt), Anton 
Schubert (Fulnek), Berner (Troppau), Posch (Villach) und Karl Löwe, der Obmann des schlesi-
schen Landesverbandes, der am 1. Jänner 1913 seine Tätigkeit aufgenommen hatte. Auch das 
Land Salzburg bewies mit der Wahl Josef Sindingers in die Parteileitung einen Aufschwung 
der erstmals in Iglau als „Bewegung“ bezeichneten „Deutschen Arbeiterpartei“.213
Mit dem Beginn des Ersten Weltkrieges kam die Entwicklung der Partei und der völki-
schen Gewerkschaften214 – bei der am 15. Feber 1914 in Wien tagenden Reichskonferenz 
der Gewerkschaftskommission war der Beschluß gefaßt worden, daß alle Berufsgewerk-
schaften ihre Verwaltungen nach Wien zu verlegen hatten215 – jedoch zum Stillstand.216
210) Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Nationalsozialismus (1904–1945). S. 168. 
211) Carsten, Francis L.: „Die Vorläufer des Nationalsozialismus“. – In: Leser, Norbert (Hrsg.): Das geistige 
Leben Wiens in der Zwischenkriegszeit. – Wien: 1981. S. 197. Zit. nach: Hänisch, Dirk: Die österreichi-
schen NSDAP-Wähler. Eine empirische Analyse ihrer politischen Herkunft und ihres Sozialprofils. –
Wien, Köln, Weimar: (1998). S. 68.
E. Staudinger nennt als Grundelemente neben Nationalismus Antikapitalismus, Antimarxismus, Antikle-
rikalismus und Antisemitismus (Staudinger, Eduard: „Zur Entwicklung des Nationalsozialismus in Graz 
von seinen Anfängen bis 1938“. – In: Historisches Jahrbuch der Stadt Graz. Bd. 18/19. – Graz: 1988. 
S. 36); G. Botz erkennt aber auch „zahlreiche demokratische und sozialreformerische Forderungen“. 
(Botz, Gerhard: „Der österreichische Nationalsozialismus“. – In: Desput, Joseph F. (Hrsg.): Österreich 
1934–1984. Erfahrungen, Erkenntnisse, Besinnung. – Graz/Wien/Köln: 1984. S. 201). Zit. nach: Hä-
nisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 68.
212) Nach einem Jahr in Südtirol und einem längeren Aufenthalt in Klagenfurt, war Riehl nach Wien übersiedelt, 
wo er im Juli 1913 die Advokatenprüfung ablegte. Bis zum Beginn des Weltkrieges war er dann in Wien 
als Armenvertreter tätig. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 98.
213) Josef Sindinger war als Schriftleiter der 1912 gegründeten Wochenzeitung „Der Deutsche Volksruf“ mit dem 
Untertitel „Organ der deutschen Arbeitnehmer des Kronlandes Salzburg“ tätig. Als Herausgeber dieser 
Zeitung – die Probenummer war am 30. November erschienen – fungierte Hans Wagner, Telegraphist bei 
den k. u. k. Staatsbahnen, der in einem in Maxglan gebildeten „Verband der deutschen Arbeiterjugend“ den 
Vorsitz führte und seit 1911 auch im Ausschuß des „Reichsverbandes deutscher Arbeiterjugend Öster-
reichs“ saß. Ab 26. April 1913 erschien der „Volksruf“ dann mit dem Untertitel „Organ der Deutschen 
Arbeiterpartei“; als Herausgeber wechselten Hans Wagner und Hans Prodinger, der von der Reichspar-
teileitung der „Deutschen Arbeiterpartei“ wegen seines unermüdlichen antisemitischen und nationalisti-
schen, aber auch wegen seines starken sozialpolitischen Engagements geschätzte Mitbegründer der Salz-
burger Ortsgruppe des D. H. V., einander ab. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 571 f.
214) Mit Stichtag 1. Jänner 1914 hatten z. B. dem Reichsbund deutscher Eisenbahner 12.777 Mitglieder und 
dem D. H. V. 10.752 Mitglieder angehört. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 370.
215) Die Mehrzahl der kleineren Gewerkschaften hatte damals ihren Sitz immer noch in Deutschböhmen. Für den 
Anschluß der noch außenstehenden Ortsvereine war bei dieser Reichskonferenz als endgültiger Termin 
„bei sonstiger Nichtanerkennung“ der 1. Jänner 1916 festgesetzt worden. Ciller, A[lois]: Vorläufer des 
Nationalsozialismus. S. 95 u. Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. S. 6 f.
216) Am 27. Juli 1914 hatte sich der Parteivorsitzende Hans Knirsch am Bahnhof in Dux in einer Ansprache an 
die Einrückenden u. a. folgendermaßen geäußert: „Zum Krieg wird es nur kommen, wenn sich Rußland 
einmengt. Mit Rußland kommt dann aber auch die Einmengung Frankreichs und Englands und dann geht 
es um alles. Dann rücken wir Männer soweit wir gesund sind, alle ein. Am Ende des Ringens muß unsere 
Freiheit stehen.“ Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 103.
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Hatte nach den Angaben Alois Cillers der Mitgliederstand der völkischen Gewerk-
schaften zu Beginn der Kampfhandlungen 45.000 betragen, wobei die 15.000 Mitglieder der 
selbständigen Arbeitervereine nicht dazugerechnet waren217, so begannen sich die Organisa-
tionen nun rasch zu leeren. Von den rund 15.000 Mitgliedern des D. H. V. „Gau Ostmark“
rückten z. B. 55 Prozent ein, und in manchen Orten befanden sich sogar die gesamten Ver-
einsausschüsse an der Front.218
Leo Haubenberger beschreibt die damalige Situation in seiner 1932 erschienenen Ar-
beit zum Werdegang der nationalen Gewerkschaften folgendermaßen219: 
Die völkische Arbeiterbewegung war mitten im vielversprechenden Aufstieg und im 
zentralen organisatorischen Aufbau begriffen, als der Weltkrieg im August 1914 fer-
nerhin jede Friedensarbeit und somit auch die der völkischen Arbeiterbewegung mit 
einem Schlage zunichte machte. Fast alle Führer und der größte Teil der Mitglied-
schaften wurden zur Kriegsdienstleistung einberufen. Es war unter diesen Verhältnis-
sen ganz undenkbar, eine halbwegs geordnete, gewerkschaftliche Tätigkeit aufrecht zu 
erhalten. Von 1914 bis 1918 ist somit auch in der völkischen Arbeiterbewegung jener 
Stillstand zu verzeichnen, der auch auf allen übrigen Gebieten des öffentlichen Lebens 
festzustellen ist. Die Geschicke der Nation und somit natürlich und selbstverständlich 
auch die der deutschbewußten Arbeiterschaft konnten in dieser schweren Zeit nicht mit 
den heimatlichen Einrichtungen entschieden werden; sie wurden auf den Schlachtfel-
dern zur Entscheidung gebracht, wo – zur Ehre der völkischen Arbeiterschaft – jeder 
Einzelne, ob Führer oder einfaches Mitglied, den ganzen Mann stellte.
Von der Parteispitze meldeten sich die drei Reichsratsabgeordneten Fahrner, Knirsch 
und Seidl als „Freiwillige“, sodaß sich mit Ausnahme von Ing. Rudolf Jung alle Abgeordne-
ten der „Deutschen Arbeiterpartei“220 und die meisten ihrer führenden Persönlichkeiten –
unter ihnen auch Walter Riehl – als Soldaten an der Front befanden. 
In Böhmen übernahm damals Josef Galle aus Aussig die Führung der Partei, während 
der Bergarbeiterführer Franz Hackel dort die Reste der kleineren Gewerkschaftsverbände 
zusammenhielt. Mähren und Schlesien führte Ferdinand Burschofsky, und die Alpenländer 
fanden in Walter Gattermayer ihre führende Kraft, der darüber hinaus zusammen mit Ing. 
Rudolf Jung der politische und organisatorische Führer der nationalen Arbeiterbewegung 
während der ersten Kriegsjahre war.221 Sowohl Jung, der nach wie vor in Iglau seinen 
Wohnsitz hatte, als auch sein in Wien lebender Parteigenosse Walter Gattermayer, der ne-
ben seinem Engagement in der Parteileitung von 1916 bis 1922 auch noch das Amt eines er-
sten Vorsitzenden des „Reichsverbandes deutscher Arbeitnehmervereinigungen“ bekleide-
te222, konnten sich aufgrund ihrer Berufstätigkeit jedoch nur nebenberuflich der Parteiarbeit 
widmen.223 Ferdinand Seidl, einer der drei Reichsratsabgeordneten der Partei, fiel am 6. Juli 
1915 in Russisch-Polen, Karl Prayon, einer der drei Abgeordneten zum Mährischen Landtag, 
217) Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus. S. 202.
218) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 574.
219) Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. S. 7.
220) Bei den 1913 abgehaltenen Landtagswahlen in Mähren hatte die „Deutsche Arbeiterpartei“ drei Mandate er-
halten, sodaß sie nun mit diesen drei Abgeordneten des Mährischen Landtages (Ing. R. Jung, Karl Prayon 
und Matthias Rogelböck) und den drei Reichsratsabgeordneten Fahrner, Knirsch und Seidl insgesamt 
sechs Abgeordnete hatte. 
221) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 112.
222) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 575.
223) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. Frühgeschichte der NSDAP. S. 241.
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starb am 23. September 1915224, und die fortgesetzten Musterungen, die selbst vor den älte-
sten und jüngsten Jahrgängen nicht haltmachten, trugen weiter dazu bei, daß sich die Reihen 
der Partei und der nationalen Arbeiterbewegung  zusehends lichteten.225
In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 6. Jänner 1915 veröffentlichter Spendenaufruf 
der „Zentralkommission der deutschen Arbeitnehmerverbände Oesterreichs“ 
Anfang des Jahres 1915 wurde nach dem Vorbild der sozialdemokratischen und christ-
lichen Gewerkschaften ein Notfonds eingerichtet, der den deutschen Arbeitnehmerverbänden 
224) Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus. S. 178.
225) Im März 1917 z. B. berichtete Hans Krebs, daß die Zahl der gewerkschaftlichen Mitglieder von 50.056 im 
Jahr 1914 auf 36.317 im Jahr 1917 gesunken sei. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 114.
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Österreichs, deren Einnahmen aufgrund der zahlreichen Einrückungen empfindlich zurück-
gegangen waren, die Möglichkeit sichern sollte, „durchzuhalten, um auch in Zukunft ihren 
Mitgliedern stets helfend beispringen zu können“.226
Eine Einnahmequelle erschloß sich der Partei auch durch den Verkauf von „Deutschen 
Arbeiterzündern“, für die daher u. a. in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ – z. B. in der Folge 
7 vom 13. Februar 1915 – eifrig die Werbetrommel gerührt wurde.227
1916 gründete die Partei einen „Verband deutscher Hausfrauen Österreichs“, um auch 
die Hausfrauen organisieren zu können. Dem Verband gab man ein Schiedsgericht, dem 
u. a. Dr. Walter Riehl angehörte. Eine wissenschaftliche Untersuchungsstelle für Lebensmit-
tel und Gebrauchsartikel sollte den Hausfrauen das Einkaufen erleichtern.228
Erst im Mai 1917 begann mit der Wiedereröffnung des Parlamentes – der Reichsrat 
war in den ersten drei Kriegsjahren ausgeschaltet geblieben – ein regeres Leben in den Orga-
nisationen. Riehl kehrte nach über dreijähriger Felddienstleistung als Parlamentsberichter-
statter der „Deutschen Arbeiter-Korrespondenz“ nach Wien zurück, übernahm auf Beschluß 
der Reichsparteileitungssitzung vom 11. Oktober 1917 – in der am 1. Oktober 1916 abgehal-
tenen Hauptversammlung des Reichsvereines der „Deutschen Arbeiterpartei“ war Adalbert 
Mauller zum Obmann und Walter Gattermayer zum Obmannstellvertreter gewählt worden; 
Riehl schien damals im Vorstand nicht mehr auf229 – wieder die Geschäftsführung der 
Reichsparteileitung und nahm auch seine frühere Tätigkeit als Obmannstellvertreter der 
Reichspartei sowie als Obmann des Vollzugsausschusses wieder auf.230 Er eröffnete am 
Stephansplatz Nr. 5 eine Rechtsanwaltskanzlei, in die er auch die Parteigeschäfte verlegte. 
Walter Gattermayer, der seit Kriegsbeginn auch die Geschäftsführung der Partei gelei-
tet hatte, wurde dadurch entlastet, und außerdem war somit die aus prinzipiellen Gründen 
gewünschte Trennung von Partei und Gewerkschaft wiederhergestellt.231
Inhaltlich befaßte sich die „Deutsche Arbeiterpartei“ während des Weltkrieges vor al-
lem mit nationalen und sozialen Problemen. Sie trat für den Weiterbestand der Monarchie 
ein, weil sie darin den besten Weg sah, die Interessen aller Deutschen – einschließlich des 
Deutschen Reiches – zu wahren232, und wollte Deutsch zur offiziellen Landessprache ma-
chen.233 In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ wurde diese Forderung z. B. im August 1915 
folgendermaßen begründet: Das Deutschtum sei die tragende Kraft der Mittelmächte. Wenn 
nun das Deutschtum für die ganze Menschheit der Retter und Befreier wäre, um wieviel 
mehr müßte für den österreichischen Staat, den die Deutschen gegründet und ihm sein Herr-
scherhaus gegeben hätten, der Grundstein seines Bestandes sein. Der reine und nackte 
Selbsterhaltungstrieb, der in jedem Leben bekundenden Wesen, also auch in jedem Staats-
wesen, das weiter leben will, bestehe, müßte Österreich zur Erkenntnis der Notwendigkeit 
der Förderung des Deutschtums führen. Dieses aber, wie jedes Volkstum, lebe in seiner Spra-
che. Die Erhaltung der deutschen Sprache in Österreich sei also gleichbedeutend mit der Er-
haltung des Staates selbst.234
226) „Deutsche Arbeiter-Presse“ 1915, F. 6, S. 1.
227) „Deutsche Arbeiter-Presse“ 1915, F. 7, S. 8.
228) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 114.
229) Ebda.
230) Außerdem übernahm Riehl den Posten eines Beisitzers der Partei für das Kronland Niederösterreich (Ver-
einsjahr 1917/1918). Obmann war in diesem Land Walter Gattermayer, Kassier Karl Schulz, der nach 
1923 für die Partei von besonderer Bedeutung werden sollte. Ebda. S. 103.
231) Ebda. S. 102 f.
232) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 38.
233) Ebda. S. 36.
234) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 115.
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Angestrebt wurde die Förderung des Deutschtums in einem starken, deutsch-dominier-
ten Mitteleuropa, und daher kann es auch nicht verwundern, daß die Partei einen „Siegfrie-
den“ propagierte.235 Rudolf Jung nahm 1919 dazu folgendermaßen Stellung236: 
Wenn wir „Siegfriedler“ waren, so geschah es nicht zuletzt aus dem Grunde, um Sied-
lungsland für unser Volk zu gewinnen, Land für Krieger, Land für Volksheimstätten. 
Weiters wurde das Abgehen von der Einteilung Österreichs in Kronländer gefordert. 
Konkret schlug die „Deutsche Arbeiterpartei“ dazu folgende Änderungen vor: Die „reindeut-
schen Kronländer Nieder- und Oberösterreich, Salzburg und Vorarlberg“ sollten unverändert 
bestehen bleiben, ebenso die „überwiegend deutschen Länder Steiermark und Kärnten, wo 
wirtschaftliche Gründe und der Wunsch der dortigen slawischen Minderheit selbst, eine 
Aenderung überflüssig erscheinen“ ließen. Allenfalls wären an Niederösterreich die „südli-
chen deutschen Teile Mährens“ und an Oberösterreich solche von Böhmen anzugliedern. 
Auch Tirol könnte unverändert bleiben unter der Voraussetzung, daß etwaigen Lostrennungs-
bestrebungen im Süden mit der nötigen Schärfe entgegengetreten werde. In den übrigen ge-
mischtsprachigen Kronländern empfehle sich dagegen nach Meinung der Partei unbedingt 
die räumliche Trennung der Völker durch Schaffung neuer Selbstverwaltungsgebiete nach 
völkischen Siedlungen, Sprachinseln oder größeren geschlossenen Gebieten.237
235) Unter der Devise „Gegen den Verzichtsfrieden für einen guten deutschen Frieden“ veranstaltete die Partei 
1917 und 1918 46 Versammlungen, davon 15 in Wien. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 108.
236) Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 575. 
Am 9. Dezember 1917 hielten nationale Kräfte im Wiener Musikvereinssaal im Beisein von Mitgliedern 
der „Deutschen Arbeiterpartei“ eine „Siegfriedskundgebung“ ab, zu der Walter Riehl seine Mitstreiter in 
einem Feldpostbrief aufgerufen hatte: „Unsere Sozialdemokratie … erklärt ganz offen, daß sie unsere 
Siege nicht will … Ein deutscher Friede, ein sieges- und arbeitsfrohes deutsches Volk! Ein Verzicht-, 
richtig Elendsfriede, Verzweiflungsrevolutionen der Massen, die dann dem Bernstein, dem Adler und 
Seitz die ersehnte Herrschaft bringen sollen. […]. Verbrecherische Agenten beginnen an den Säulen un-
seres Bündnisses zu rütteln, und die Regierung findet kein energisches Wort der Abwehr gegen die sla-
wischen Reichs- und Bündnisfeinde … Soll unsere Zukunft ohne Widerstand von orthodoxen Theoreti-
kern, internationalen Großkapitalisten und vaterlandslosen Umsturzleuten verspielt werden? Lange. All-
zu lange überließ man unser politisch schlecht veranlagtes Volk den Einflüssen der goldenen und roten 
Presse“. Zit. nach ebda. S. 575 f.
Auch die „Dolchstoßlegende“ und die von Adolf Hitler zu einem fixen Bestandteil seiner Reden gewor-
denen „Novemberverbrecher“ mußten – wie Michael Wladika ausführt – nicht erst geboren werden, denn 
schon am 3. November 1916 hatte sich Riehl in einem Feldpostbrief u. a. folgendermaßen geäußert: 
„[…] Das ganze Klassengerüst der Völker ist in Unordnung geraten: große bürgerliche Berufe wurden in 
Armut gestürzt und sind schlechter daran als viele Arbeiter; Millionäre sind Leute geworden, die früher in 
proletarischer Lebensführung mit alten Hosen handelten! Darüber werden dann wir entscheiden! Wenn 
das Ende naht – und dies sei nicht vor einem entscheidenden Sieg, das sage ich trotz über zweijährigem 
Kriegsdienst, dann behalten wir uns vor, die rückkehrenden Krieger aufzurufen und mit ihnen zum Sturm 
zu schreiten!“ Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl. S. 71 f., der in diesem Zusammenhang 
anmerkt, daß Riehl in diesen Zeiten (1916) „durch das Fronterlebnis“ eine „parteitheoretische Wand-
lung“ offenbare, die ihn „bereits als Johannes, den Verkünder und Vorläufer Hitlers“, zeige, habe er 
doch „im Schützengraben prophetisch als erster wirklicher Nationalsozialist das Bild der künftigen Hit-
lerbewegung“ erschaut, „die keine Klassengegensätze mehr kennt […].“ Ebda. S. 72. 
Seinen Forderungskatalog für Österreich und Deutschland paßte Riehl dem Iglauer Programm an: „Wir 
sind die Aschenbrödel bei der Verteilung der Erde geblieben. Neuland für eine gesunde Vergrößerung 
unserer bäuerlichen Volksgrundlage, Absatzgebiete für den Fleiß unseres Gewerbes und unserer Arbei-
ter sollen der Lohn für die ungeheuren blutigen Opfer, Existenzverluste und Entbehrungen sein, die das 
werktätige Volk erlitten hat.“ Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 576.
237) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 8. Juli 1917. F. 27, S. 1. Rede des Abg. Hans Knirsch, gehalten in der Sit-
zung des Abgeordnetenhauses am 26. Juni 1917 (nach dem stenographischen Protokoll).
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Gebiete, in denen die Deutschen Österreichs die Mehrheit besaßen, sollten also unver-
ändert bleiben, die deutschen Minderheitsgebiete aber aus dem alten Kronlandsverband aus-
geschieden werden. Zur Durchsetzung dieser Ziele brachte Abgeordneter Knirsch in der Vor-
standssitzung des deutschen Nationalverbandes vom 5. Juni 1917 folgenden mit 30. Mai 1917 
datierten Antrag ein, der dann an das Parlament weitergehen sollte238:
Das hohe Haus wolle beschließen: Die k. k. Regierung wird aufgefordert, dem Abge-
ordnetenhause ehestens eine Gesetzesvorlage über die Abänderung der Verfassung 
vorzulegen, die das veraltete Kronländersystem beseitigt und den Staat auf die Selbst-
verwaltungsgebiete der Völker aufbaut.
In einer Ende 1915 herausgegebenen „Denkschrift der deutschen Arbeiterpartei“ wur-
de über die Punkte völkische Selbstverwaltungsgebiete und Festlegung der deutschen Spra-
che als Staatssprache hinaus auch die Ausdehnung der staatlichen Oberhoheit über das ge-
samte Verkehrswesen und die Bodenschätze verlangt. Unter Volksnotwendigkeit betonte die 
Schrift das Eingehen einer engeren Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Deutschen Reich nach 
vorausgegangener langfristiger Regelung des Verhältnisses zu Ungarn. Als dringendste wirt-
schaftliche Fragen wurden Reformen im Sinne eines Staatssozialismus bezeichnet: 
Im besonderen forderte die Partei die Besserstellung der Festbesoldeten, die Verbilli-
gung der Lebenshaltung durch ein Wirtschaftsbündnis mit den Bundesgenossen, die Durch-
führung der Sozialversicherung, die Neuregelung der Invalidenversorgung verbunden mit 
der Schaffung von Kriegerheimstätten, die Ausdehnung der Staatshoheit auf das Versiche-
rungswesen, die Förderung des Kleinwohnungswesens und der Arbeitsvermittlung und die 
Neuordnung des gesamten Steuerwesens (Kriegsgewinnsteuer, Neustaffelung der Einkom-
mensteuer, Ödlandsteuer, Wertzuwachssteuer und Grundsteuer nach dem gemeinsamen 
Wert).239
238) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 17. Juni 1917. F. 24, S. 1.
239) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 18. Dezember 1915. Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. 
S. 117 f.
Viele dieser Forderungen wurden auch bei der am 2. und 3. Februar 1918 stattfindenden Tagung der na-
tionalen Gewerkschaften in Wien thematisiert, an der 46 Verbandsvertreter und drei Vertreter der Zen-
tralkommission teilnahmen. Die Anwesenden vertraten rund 38.000 Mitglieder der der Zentralkommis-
sion angegliederten Berufsverbände – also des Reichsbundes deutscher Eisenbahner, des Eisenbahnbe-
amtenvereins, des deutschen Metallarbeiterverbandes, des Reichsbundes deutscher Postler, des Reichs-
verbandes der chemischen, Papier- und Gummiindustrie, des D. H. V., des allgemeinen deutschen Ge-
werkvereins, des Reichsbundes deutscher Tabakarbeiter, des Verbandes deutscher weiblicher Angestell-
ter, des Bundes deutscher Arbeiter Mährens, des Landesverbandes deutscher Arbeitnehmer Schlesiens 
und des Reichsverbandes deutscher jugendlicher Arbeiter. Landtagsabg. Ing. Rudolf Jung hielt damals 
einen Vortrag über „Die deutschnationale Arbeitnehmerschaft und ihre Stellung zu Volk und Staat“ und 
legte ein Gewerkschaftsprogramm vor, das einstimmig genehmigt wurde. Walter Gattermayer, der als 
Vorsitzender der Zentralkommission den Tätigkeitsbericht erstattet hatte, referierte über das Thema „Ar-
beits- oder Arbeiterkammern?“, Elvira Rott sprach über den Abbau der Frauenarbeit, Franz Heindl über 
Abrüstung und Arbeitsvermittlung, Franz Gangelmayer über die gesetzliche Lösung der Gehaltsfragen 
der Festbesoldeten, Ing. Rudolf Jung über Kleinwohnungen und Industriearbeiter, Hans Krebs über die 
Wiedereinführung der kriegsbeschädigten Arbeiter in die Volkswirtschaft und Hans Richter über die Ar-
beitnehmerschaft als Verbraucher sowie über die staatliche Preispolitik.
Bei den Neuwahlen wurden gewählt: Vorsitzender W. Gattermayer; Leitungsmitglieder: Franz Gangel-
mayer, Ing. Rudolf Jung, Fl. Trötzmüller, Hans Richter, L. Haiduck, H. Porzer, H. Slabke, Anton Schu-
bert, Dr. Walter Riehl, Paul Pogatschnigg, Elvira Rott, Franz Heindl und Fr. Dworschak. 
Haubenberger, Leo: Der Werdegang der nationalen Gewerkschaften. S. 50 f. und Ciller, A[lois]: Vorläu-
fer des Nationalsozialismus. S. 103.
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Außerdem trat die „Deutsche Arbeiterpartei“ für die Änderung des geltenden Wahl-
rechts ein und forderte daher „insbesondere mit Rücksicht auf die Reife“, die „die deutsche 
Arbeiterschaft in diesen schweren Kriegszeiten, sowohl an allen Fronten als auch im Hinter-
lande gezeigt und bestätigt hat“240, die Ausdehnung des Wahlrechtes in Land und Gemeinde 
auf alle Männer ohne Unterschied der sozialen Schichtung. 
Die Forderung nach dem allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlrecht war jedoch 
innerhalb der Partei nicht unumstritten: Zwar versprach man sich als Partei, die die Massen 
mobilisieren und für sich gewinnen wollte, im Moment davon Vorteile, Ing. Rudolf Jung 
aber, einer der Vordenker der „Deutschen Arbeiterpartei“, lehnte – schon ganz im Sinne des 
späteren Faschismus – in einem in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 29. September 
1917 erschienenen Artikel mit dem Titel „Demokratie“ die „westliche“ Demokratie – also 
das, was sich nach Jungs Auffassung in Nordamerika, England und Frankreich verschämt 
unter diesem Titel verberge – als „unumschränkte Herrschaft“ eines „Klüngels“ von Geld-
männern ab, die nur die Reichen groß werden lasse und nicht die fähigsten Führer hervor-
bringe. Jung meinte, daß aufrechte Gesinnung ganz gut ohne Demokratie denkbar sei und 
demokratische Gesinnung wiederum sich sehr oft mit „Bedientenhaftigkeit“ vertrage, kurz 
und gut, daß die ganze Frage auf das eine zusammenschrumpfe, nämlich ein größeres oder 
geringeres Maß von Ehrgefühl. Ihm sei bei aller Gegnerschaft zum Großgrundbesitz ein auf-
rechter Junker lieber als ein „schweifwedelnder“ Demokrat, der gegen manche Schichten des 
eigenen Volkes den Klassenkämpfer hervorkehre. Zu erstreben sei die Heranziehung des 
ganzen Volkes zur Mitarbeit. Dies setze natürlich die Anerziehung eines in alle Kreise rei-
chenden Verantwortungsgefühls voraus, auf das mehr denn je die ganze Schulerziehung ein-
gestellt sein müsse. Jeder einzelne sollte durchdrungen sein vom Gefühl der Pflicht gegen-
über der Gesamtheit und diese wiederum sich bewußt sein ihrer Verpflichtung gegen den 
einzelnen. Unter diesem Gesichtswinkel sei alles zu betrachten. Pflicht und abermals Pflicht 
waren Jungs Leitsterne241:
Durch Pflichtbewußtsein in seiner überwiegenden Mehrheit wenigstens, durch freiwil-
lige, freudige Einordnung kann unser Volk empor, nur durch sie kann es sich erhalten. 
Wer Macht predigt ohne ihre Ergänzung, die Pflicht, wünscht die Zerstörung.242
Hatte sich die „Deutsche Arbeiterpartei“ in den ersten Kriegsjahren noch für den Wei-
terbestand der Monarchie eingesetzt, so zog sie sich dann aber aus dem staatspolitischen 
Vakuum des zerfallenden Habsburgerreiches auf eine festere deutschnationale Position zu-
rück.243
Als Antwort auf die tschechischen Forderungen nach Unabhängigkeit verlangten die 
böhmischen Mitglieder der „Deutschen Arbeiterpartei“ bei einem Treffen der deutschböhmi-
schen Landespartei im April 1918 in Aussig ihrerseits eine eigene Provinz „Deutschböh-
men“244: In einem großzügigen Vortrag erörterte Knirsch die nationale Selbstverwaltung in 
einer Provinz „Deutschböhmen“. Er verwies auf die nunmehr zutage tretenden Bestrebungen 
der Tschechen, einen tschechoslowakischen Staat in die Welt zu setzen, der „das Grab der 
2½ Millionen Deutschen Böhmens“ sein würde. Selbst die tschechischen Sozialdemokraten
verlangten ein vollständiges Aufgehen der Deutschen im Tschechentum. Dieses tschechische 
240) „Deutsche Arbeiter-Presse“ v. 1. Dezember 1917. Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 118.
241) Ebda. S. 119 f.
242) Jung, Rudolf: Demokratie. – In: „Deutsche Arbeiter-Presse“ v. 29. September 1917. Zit. nach ebda. S. 120.  
243) Jagschitz, Gerhard: Die Nationalsozialistische Partei. S. 232.
244) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 103.
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Nationalprogramm habe das geeinigte deutsche Volk durch seine unabänderlichen Selbstän-
digkeitsforderungen abzulehnen, worauf der Parteitag von der Wiener Regierung die Ein-
gliederung der deutschböhmischen Randgebiete „für die Kriegs- und Uebergangszeit in die 
benachbarten reichsdeutschen Verpflegsgebiete“ begehrte.
Vor dem Hintergrund der ständigen theoretischen Debatten über das Für und Wider 
einer Klassenpartei, einer möglichen Öffnung zum Bürgertum, über die Haltung zum Sozia-
lismus und zur Verstaatlichung von Großbetrieben245 wurde auf diesem Landesparteitag 
außerdem wieder einmal die Änderung des Parteinamens diskutiert: 
Schon bei der Gründung der Partei war überlegt worden, ob man den Namen „Deutsch-
soziale Partei“, „Nationalsozialistische Partei“ oder „Deutsche Arbeiterpartei“ wählen solle, 
und man hatte sich dann – wie durch Hans Knirsch dargelegt wurde – aus „guten Gründen“
für letzteren entschieden: 
Die Stellung des Arbeiters in der Nation war damals noch eine wenig geachtete. Die 
Standesvorurteile und die Ueberheblichkeit gingen zur Zeit der Gründung der ersten 
nationalen Arbeitervereine so weit, daß sogar Handwerksgehilfen noch Wert darauf 
legten, zwischen sich und dem Fabriksarbeiter gesellschaftlich zu unterscheiden. Wie 
die Arbeit, sobald das Geld die Herrschaft über dieselbe angetreten hatte, entadelt 
und entwürdigt wurde, so auch der Arbeiter. Nicht die Arbeit, sondern der Besitz, auch 
wenn dieser arbeitslos erworben worden war, wirkte bestimmend auf Achtung und 
Geltung des Menschen. Die Arbeit wieder zu Ehren zu bringen und den schaffenden 
Menschen zum Träger des Schicksals der Nation zu machen, hatte sich die Partei zu 
ihrer vornehmlichen Aufgabe gestellt, diese nationale Erneuerung betrachtete sie als 
ihre Sendung. In der Partei sollten daher alle freudig willkommen sein, ob Bauer, Hand-
werker oder geistiger Arbeiter, aber sie alle sollten durch ihren Beitritt und ihre Betäti-
gung beweisen, daß sie sich als Arbeiter im besten Sinne des Wortes fühlen. „Arbeiter“ 
sollte wieder ein Ehrentitel werden für den Maurer und Bergmann ebenso, wie für den 
Ingenieur und Bauer, für den Rektor der Universität und den Handwerker. Diese Er-
wägungen waren hauptsächlich bestimmend für den Namen „Arbeiter-Partei“.246
Im Dezember 1909 hatte die mährische Landesorganisation für den Reichsparteitag 
einen Antrag vorbereitet, den Namen „Deutschsoziale Partei“ anzunehmen. Die Deutschböh-
men hatten diesen Vorschlag jedoch entschieden abgelehnt. 
Seit etwa 1910 verwendeten die Mitglieder der „Deutschen Arbeiterpartei“ dann un-
tereinander auch den Namen „Nationalsozialisten“, wobei der Begriff selbst nicht neu war: 
Eine Partei dieses Namens war von den Tschechen bereits 1897 gegründet worden, nachdem 
die österreichische Sozialdemokratische Partei begonnen hatte, sich in nationale Gruppen 
aufzusplittern.247
Eine neue Initiative zur Änderung des Parteinamens wurde aber erst wieder 1916 ge-
startet: Im August 1916 begann damals in der bei Ferdinand Burschofsky in Hohenstadt ge-
druckten „Freien Volksstimme“ eine breite Aussprache über den Parteinamen, der die allge-
245) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 577.
246) Zit. nach: Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 107 f. Außerdem hatte man damals durch 
die Wahl des Parteinamens „Deutsche Arbeiterpartei“ auch einer Verquickung mit zwei anderen politi-
schen Strömungen vorbeugen wollen, u. z. mit der von Liebermann von Sonnenberg im Deutschen 
Reich gegründeten „Deutschsozialen Partei“, die gescheitert war, sowie mit Friedrich Naumanns Propa-
ganda für eine „nationalsoziale“ Politik.
247) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 39 und Wladika, Michael: Hitlers Vätergenerati-
on. S. 577. 
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meine Werbekraft erhöhen und den sozialistischen Charakter der Partei unterstreichen soll-
te. An diesen Debatten beteiligten sich zahlreiche Parteimitglieder, manche auch durch Zu-
schriften aus dem Schützengraben:
Hans Krebs, dessen Ideal vom „Deutschen Nationalverband“ die Dreiteilung in „Agrar-
partei“, „Bürgerpartei“ und „Arbeiterpartei“ war und der auf einem Fronturlaub im Jahre 
1916 von den Bestrebungen gehört hatte, die Partei in „Deutschsozialistische Partei Öster-
reichs“ umzubenennen, damit auch kleinbürgerlichen Gruppen Unterschlupf geboten würde, 
war dagegen und wies darauf hin, daß die Beamten in den Bürgerparteien Unterschlupf fin-
den könnten.248
Ing. R. Jung und W. Gattermayer waren, weil die Hauptziele der „Deutschen Arbeiter-
partei“, nämlich die Änderung der derzeitigen Gesellschaftsform, die Bodenreform, die Aus-
dehnung der Staatshoheit auf alle monopolistischen Betriebe, der Staatssozialismus usw., 
nicht nur der Arbeiterschaft, sondern allen „ehrlich Schaffenden“ zugute kämen, für eine Öff-
nung der Partei und einen neuen Namen, wobei Jung die Ansicht vertrat, daß die „Bewe-
gung“ – das heißt die Partei – in den eigentlichen Massen der Lohnarbeiterschaft nie recht 
Fuß fassen würde und daher das Hauptaugenmerk in der Werbearbeit auf die Staatsarbeiter 
und die Staatsbeamtenschaft gelegt werden müsse249:
Es seien meist Beamte, das heißt geistige Arbeiter, aber sie meinen für sie sei kein 
Platz in der Deutschen Arbeiterpartei, da sie unter Arbeiter nur Lohnarbeiter verste-
hen werden. 
Das Fazit seines Vorschlages, die „Deutsche Arbeiterpartei“ in „Deutschsozialistische 
Arbeiterpartei Österreichs“ umzubenennen, lautete250: 
Uns die denkende Arbeiterschaft, die Arbeiteraristokratie, der Sozialdemokratie die 
urteilslose Masse.
Wie Hans Krebs widersetzte sich auch Dr. Riehl dem Gedanken, die „Deutsche Arbei-
terpartei“ zu einer „Beamtenpartei“ verkommen zu lassen, weil damit „die Schutzarbeit für 
das deutsche Volk“ vernachlässigt werden und eine „Abweichung vom Seelenkampf mit der 
Sozialdemokratie“ entstehen würde. Er gab Jung aber insoferne recht, als „die Angestellten 
und Beamten infolge gleicher Interessen mittun und willkommene Mitstreiter“ seien. „Als 
solche begrüßen wir auch jene Mitarbeiter aus allen Berufen“.251 In einem Artikel in der 
„Freien Volksstimme“ vom 2. November 1916 propagierte Riehl den Namen „Deutschsozia-
listische Arbeiterpartei“ und führte am 3. November 1916 dazu in dem oben bereits erwähn-
ten Feldpostbrief folgendes aus252: 
[…] Und nun zur Namensfrage! Nicht, um den Beamten goldene Brücken zu bauen, 
sondern um unsere Gesinnungen schärfer zum Ausdruck zu bringen, ist der Name 
‘Deutschsozialistische Partei’ oder ‘Deutschsozialistische Arbeiterpartei’ zu empfeh-
len. Wir halten die Durchführung unserer historischen Ziele nur auf dem Wege des 
248) Krebs, Hans: Ein neuer Parteiname. – In: „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 26. Juli 1916. Zit. nach: Brand-
stötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 123.
249) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 9. September 1916. Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. 
S. 578.
250) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 14. Oktober 1916. Zit. nach ebda.
251) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 578.
252) Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl. S. 71 f.
-614-
nationalen Sozialismus für durchführbar – das ist der Gedanke. […] Wie wäre es, 
wenn wir die gewaltige, unvergleichliche Verschiebung, die dieser Krieg auch in so-
zialer Beziehung mit sich bringen wird, für geeignet hielten, den langsamen Weg der 
Organisation des vierten Standes mit einem Schlage mit Kriegsschluß zu erweitern 
trachten und versuchen, in einem gewaltigen Anlauf unsere völkischen und sozialen 
Grundsätze dem gleichermaßen über Kriegswucher erbitterten und völkisch zum Sieg 
entschlossenen, aus den Schützengräben zurückkehrenden deutschen Volke aller ehr-
lichen Berufe als Richtschnur zu geben und sozusagen sofortige Endzielarbeit zu ma-
chen? […]. Unseren, eine verdienstvolle Arbeit leistenden Vertrauensmännern im 
Hinterlande aber vermitteln wir die Bitte, die alten Aufgaben und Leitsätze der Bewe-
gung zu erhalten und die Formen auszubauen, Gewerkschaften, Genossenschaften, 
Parteiblätter und politische Vereine, mit denen wir in den Massen unseres Volkes zu 
Kampf und Sieg schreiten wollen und müssen!
Im April 1918 beschloß ein außerordentlicher Landesparteitag für das Kronland Nie-
derösterreich einstimmig, dem Reichsparteitag den Antrag auf Änderung des Parteititels in 
„Deutsche nationalsozialistische Partei Österreichs“ vorzuschlagen. Den gleichen Beschluß 
faßte am selben Tag die Landesparteileitung in Salzburg.253
Auf dem Landesparteitag für Böhmen, der am 14. April 1918 in Aussig abgehalten 
wurde, brachte Walter Gattermayer den Vorschlag „Deutsche nationalsozialistische Partei“ 
ein, Hans Krebs sprach sich für „Deutsche nationalsozialistische Arbeiterpartei“ aus, letzt-
lich aber gaben 29 gegen 15 Vertreter ihre Stimme für die Beibehaltung des alten Namens 
ab254, worauf man übereinkam, daß ein entsprechender Reichsparteitagsbeschluß erst nach 
der Heimkehr der unter Waffen stehenden Parteimitglieder gefaßt werden solle.255
Nachdem die Erörterungen über die Anträge auf Änderung des Parteinamens also 
schon längere Zeit die Bezirksorganisationen und Landesparteitage beschäftigt hatten, brach-
te dann der letzte gemeinsame Parteitag für die Sudeten- und Alpenländer, der am 4. und 5. 
Mai 1918 in Wien stattfand, neben einer Abänderung des Parteiprogramms auch die Entschei-
dung in der Frage des Parteinamens256: 
Den Antrag der Niederösterreicher auf „Deutsche national-sozialistische Partei“ vertrat 
Walter Gattermayer, den Standpunkt der Anhänger des alten Parteinamens Abgeordneter 
Hans Knirsch namens des böhmischen Landesparteitages, und Hans Krebs setzte sich für 
den während der Vorberatungen von ihm aufgenommenen Antrag auf „Deutsche national-
sozialistische Arbeiterpartei“ ein. 
Nach eingehender Diskussion erklärte Abgeordneter Knirsch namens der deutschböh-
mischen Vertreter, daß diese um der Einheit willen für den Antrag von Krebs stimmen wür-
den, worauf der Antrag Krebs’ mit fünf Gegenstimmen angenommen wurde.257
Anschließend begründete Ing. R. Jung seine Anträge zur Ergänzung der Parteisatzun-
gen und Posch (Villach) brachte die Forderungen der Kärntner Parteileitung vor. Über An-
trag Dr. Riehls faßte der Parteitag dann seine Meinung in folgendem Beschluß zusammen: 
Der Parteitag fügt seinem Namen zur Verdeutlichung seiner [sic!] in völkischen Fra-
gen schärfsten, dem großdeutschen Gedanken dienenden Charakters und seinen völki-
253) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 128.
254) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 108.
255) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 128.
256) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 20.
257) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 128 f.
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schen und sozialistischen Grundsätzen das Wort „national-sozialistisch“ hinzu und 
erklärt, daß der Name fürderhin, „Deutsche national-sozialistische Arbeiterpartei“ 
lauten wird. Die vom Parteigenossen Abgeordneten Jung dem Parteitag vorgeschlage-
nen zeitgemäßen Grundsatz-Änderungen werden im wesentlichen gebilligt und es wird 
die engere Parteileitung beauftragt, die nach vorheriger Veröffentlichung in der Par-
teipresse noch vor Beginn des Sommers von der Geschäftsführung herauszugebende 
Neuauflage der Grundsätze dementsprechend zu erfassen. Die von der Kärntner Par-
teileitung vorgeschlagenen Forderungen für unsere Volksgenossen der Festangestell-
ten, des Kleinbauernstandes und Gewerbestandes werden gebilligt und sind in die 
Parteigrundsätze aufzunehmen.258
Damit hieß die „Deutsche Arbeiterpartei“, über die sich Hitler in einer Ansprache in 
Salzburg im August 1920 indirekt folgendermaßen äußerte: „Ich schäme mich geradezu, daß 
erst heute, nach so vielen Jahren, die gleiche Bewegung, die in Deutschösterreich schon 
1904 begonnen hat, im Deutschen Reich Fuß zu fassen beginnt“259, nun „Deutsche National-
sozialistische Arbeiterpartei (DNSAP)“. 
Der letzte alle Kronländer umfassende Reichsparteitag vom 4./5. Mai 1918 in Wien 
markierte somit die Wende in der Entwicklung der Partei260, die Alois Ciller in seiner 1939 
erschienenen und „Dem Baumeister deutscher Einheit!“ [= Adolf Hitler; Anm. d. Verf.] ge-
widmeten Schrift „Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark“ so cha-
rakterisierte261:
Das Programm der völkischen Deutschen Arbeiterpartei Österreichs öffnete weit die 
Tore für alle ehrlich Deutschgesinnten, die den Aufbau eines widerstandsfähigen 
Volkskörpers auf breitester Grundlage als sittliche Pflicht und zwingende Aufgabe der 
Selbsterhaltung erkannten. Aus der Not des Grenzlandes geboren, in ein stiefmütter-
liches Reich gebannt, besiegte sie in ihren Reihen und darüber hinaus viel nationalen 
und sozialen Irrglauben der Zeit und bereitete der Erfüllung späterer Entscheidungen 
ein glattes Feld. 
258) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 11. Mai 1918. Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 129 f.
259) Zit. nach: Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 39.
260) Jagschitz, Gerhard: Die Nationalsozialistische Partei. S. 233.
261) Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus. S. 20.
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4.2. Die „Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei“ (DNSAP)
Wie oben erwähnt, war auf dem letzten gemeinsamen Reichsparteitag am 4. und 5. 
Mai 1918 in Wien nicht nur der Parteiname in „Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpar-
tei“ (DNSAP) geändert worden, sondern man hatte gleichzeitig auch eine Abänderung des 
„Iglauer Programms“ von 1913 beschlossen. 
In diesem „neuen“ Parteiprogramm1, dem ersten einer deutschen nationalsozialisti-
schen Partei, blieben die wirtschaftlichen und sozialen Forderungen sowie die „Forderungen 
für die Arbeitnehmerschaft“ des „Trautenauer Programms“ bis auf geringfügige Änderungen 
weiter bestehen, die Überschrift und die Einleitung aber wurden geändert und trugen jetzt 
noch deutlicher die Handschrift Rudolf Jungs als das „Iglauer Programm“.2
Eingangs hieß es, daß die DNSAP „die Hebung und Befreiung der arbeitenden deut-
schen Volksschichten aus wirtschaftlicher, politischer und geistiger Unterdrückung und ihre 
volle Gleichberechtigung auf sämtlichen Gebieten völkischen und staatlichen Lebens“ er-
strebe. Dem bisherigen Passus, daß sich der „Arbeiter nur innerhalb der natürlichen Grenzen 
des Volkstums […] emporringen“ könne, stellte Jung nun jedoch das „rückhaltlose“ Be-
kenntnis „zur Kultur- und Schicksalsgemeinschaft des deutschen Volkes“ voran und verwies 
dann auf die Ablehnung des Klassenkampfes, wobei er auch auf die Frage des Privateigen-
tums einging3: 
Sie [= die DNSAP; Anm. d. Verf.] bekennt sich rückhaltlos zur Kultur- und Schick-
salsgemeinschaft des gesamten deutschen Volkes und geht dabei von der Ueberzeu-
gung aus, daß sich der Schaffende nur innerhalb der natürlichen Grenzen des Volks-
tums zur vollen Geltung seiner Arbeit und Verstandeskraft durchringen kann. 
Sie verwirft daher den Zusammenschluß auf allvölkischer Grundlage als widernatür-
lich. Eine Besserung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zustände ist vielmehr 
nur durch Zusammenfassung aller Schaffenden auf dem Boden des einzelnen Volkstums 
erreichbar. Nicht Umsturz und Klassenkampf, sondern zielbewußte, schaffende Re-
formarbeit allein kann die heutigen unhaltbaren Verhältnisse in der Gesellschaft 
überwinden. Nicht das Privateigentum an sich ist schädlich, insofern es eigenem, ehr-
lichem Schaffen entspringt, der Arbeit dient und sich in solchen Grenzen bewegt, daß 
es das Gemeinwohl nicht schädigt. Wir verwerfen aber alle Arten arbeitslosen 
Einkommens, wie Grundrente und Geldzins und die der Not des Nächsten erpreß-
ten Wuchergewinne. Ihnen gegenüber vertreten wir mit aller Schärfe den Standpunkt 
der schaffenden Arbeit.
Die Privatwirtschaft kann nie ganz und nicht gewaltsam beseitigt werden, doch sollen 
neben ihr alle Formen gesellschaftlichen Eigentums bestehen und in steigendem Maße 
ausgebaut werden. Unbedingt treten wir ein für die Ueberführung aller kapitalistischen 
Großbetriebe, die Privatmonopole darstellen, in den Besitz von Staat, Land (völkische 
Selbstverwaltungskörper) oder Gemeinde.
In der zielbewußten Umwandlung aller anderen in genossenschaftliches Eigen-
tum durch stets steigende Gewinnbeteiligung aller in ihnen geistig und körperlich Ar-
beitenden sehen wir die Richtlinien künftiger Entwicklung.
1) Parteigrundsätze der Deutschen Nationalsozialistischen Arbeiterpartei. Beschlossen auf dem letzten gemein-
samen Parteitage für die Sudeten- und Alpenländer zu Wien, 5. Mai 1918. Zit. nach: Ciller, A[lois]: 
Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 140–145. 
2) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 580–582.
3) Zit. nach: Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 140 f.
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Anschließend führte Jung in diesem als „Grundsätzliche Erklärung“ bezeichneten Ab-
schnitt des neuen Parteiprogramms aus, wessen Belange die DNSAP vertrete, wogegen sie 
kämpfe und was die Partei als Ziel ansteuere4:
Die Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei ist keine engherzige Klassen-
partei, sie vertritt die Belange aller ehrlich schaffenden Arbeit überhaupt. Sie ist eine 
freiheitliche und streng völkische Partei und bekämpft daher alle rückschrittlichen Be-
strebungen, kirchlichen, adeligen und kapitalistischen Vorrechte und jeden fremdvöl-
kischen Einfluß, vor allem aber die überwuchernde Macht des jüdisch-händleri-
schen Geistes auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens.5
Der Einfluß von Arbeit und Wissen in Staat und Gesellschaft ist das Ziel, der wirtschaft-
liche und politische Zusammenschluß des arbeitenden deutschen Volkes das Mittel zur 
Erreichung dieses Zieles.
Das Ziel, das es anzustreben galt, war also die „Volksgemeinschaft“, und diese wie-
derum sollte durch den „Zusammenschluß des arbeitenden deutschen Volkes“ erreicht wer-
den. Zwischen den Zeilen läßt sich damit herauslesen, daß von dieser „Volksgemeinschaft“
neben Kirche, Adel und Judentum sowie allen „Fremdrassigen“ auch alle „Taugenichtse“, 
Arbeitsunwilligen, Verbrecher und alle, die unter den weitgesteckten Begriff des späteren 
„Volksschädlings“ fielen, ausgeschlossen bleiben sollten.6
Angesichts des für notwendig erachteten „wirtschaftlichen und politischen Zusammen-
schlusses des arbeitenden deutschen Volkes“ war unter dem Programmpunkt „Staatsrechtli-
che und völkische Forderungen“ dann folgendes festgehalten7:
1. Zusammenfassung des gesamten deutschen Siedlungsgebietes in Europa zum demo-
kratischen, sozialen Deutschen Reiche. Tatkräftigster Schutz aller von unserem Volke 
bewohnten und von fremden Völkern beherrschten Gebiete.8
2. Gesetzliche Erklärung der deutschen Sprache als Staatssprache im gesamten Deut-
schen Reiche.
4) Zit. nach: Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 141.
5) Michael Wladika weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß das, was Jung in seinem ein Jahr später er-
schienenen Hauptwerk „Der nationale Sozialismus“ unter den Sammelbegriff „rückschrittlich“ subsu-
miert habe, auch hier schon anklinge. Wladika hält dazu folgendes fest: „Anhand seiner [= R. Jungs; 
Anm. d. Verf.] Kapitalismuskritik entwickelte er eine ‘Modernisierungskritik’ und trat für eine Zurück-
drängung der Industrialisierung ein, die durch ihre Dynamik, Mechanisierung und Automatisierung der 
Arbeit den Menschen seinem ‘Menschsein’ entfremdet habe, der deswegen ‘undeutsch’ und zu einem 
Herrschaftsinstrument des Judentums geworden sei. Jung wollte damit sozusagen die ‘höchste Stufe’ des 
Antiliberalismus und Anti-Individualismus erreichen. Er setzte der Industrialisierung zur Sicherung der 
Besitzverhältnisse eine agrarisch-kleinstädtische Gesellschaft (auf dem Boden des eigenen Volkstums) 
entgegen, die nur durch eine Umgestaltung des gesellschaftlichen Überbaus, in Form von Verstaatlichun-
gen oder Enteignungen zu errichten wäre. Dies hätte ein Zurück zu einem Ständewesen bedeutet, in dem 
die Berufsgruppen nicht mehr an einer Industriegesellschaft orientiert wären, was Rudolf Ardelt [Ardelt, 
Rudolf: Zwischen Demokratie und Faschismus. S. 140] mit einem ‘rückwärts gewandten Utopia’ vergli-
chen hat.“ Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 581. 
6) Ebda. S. 582.
7) Zit. nach: Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 141.
8) Wladika äußert sich dazu folgendermaßen: „Auch anhand dieses künftigen Leitsatzes lassen sich sofort mit 
der Öffnung zu den Angestellten Einflüsse des DHV und des mit ihm im Reich in enger Verbindung ste-
henden ‘Alldeutschen Verbandes’ feststellen, dessen § 1 bis 1903 gelautet hatte: ‘Belebung der deutsch-
nationalen Gesinnung auf der ganzen Erde, Erhaltung der deutschen Art und Sitte in Europa und über See 
und Zusammenfassung des gesamten Deutschtums’.“ Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 582.
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Im anschließenden Programmpunkt „Freiheitliche Forderungen“ hieß es, daß die „Deut-
sche Nationalsozialistische Arbeiterpartei“ „die freie Entwicklung des Volkswesens“ fordere
und daher u. a. für die „Gleichheit und Allgemeinheit des Wahlrechtes in Land und Gemein-
de nach vorheriger völkischer Sicherstellung“, für das freie Vereins- und Versammlungs-
recht, für die Rede- und Pressefreiheit, für die „Freigabe des fliegenden Schriftenhandels 
(Kolportage)“ und für den „Schutz gegen jede Behinderung in Ausübung staatlicher Rechte, 
namentlich gegen die Ausnützung des Lohn- und Dienstverhältnisses zur Einschränkung des 
persönlichen Selbstbestimmungsrechtes“ eintrete. Im Punkt 5 dieses Abschnitts wurde über-
dies neben der Schaffung eines Volksheeres auch die „Bekämpfung jeder Parteiherrschaft“ 
gefordert, „insbesondere durch Einführung der Volksabstimmung (Referendums) für alle 
einschneidenden Gesetze in Reich, Staat und Land“.9
Dann befaßte sich das Programm mit den Forderungen der DNSAP auf wirtschaftli-
chem und sozialem Gebiet. Hier sollte zunächst folgendes angestrebt werden10:
1. Ueberführung aller kapitalistischen Großbetriebe, bei denen der Privatbetrieb 
das Gemeinwohl schädigt, in den Besitz von Staat, Land (völkische Selbstverwal-
tungskörper) und Gemeinde. Namentlich kommen in Betracht: das gesamte Ver-
kehrswesen, die Bodenschätze, Wasserkräfte, das Versicherungswesen und das Anzei-
genwesen, Gewinnbeteiligung aller Angestellten in Staats-, Landes- und Gemeindebe-
trieben.
2. Neuordnung des gesamten Steuerwesens mit dem Ziele, die Arbeit zu fördern, das 
arbeitslose Einkommen zu treffen und vor allem den Boden-, Handels- und Börsenwu-
cher unmöglich zu machen. Abschaffung ungerechter indirekter Steuern und Einfüh-
rung einer stark gestaffelten Einkommensteuer. Aufstellung höchstmöglicher Steuer-
sätze für das Renteneinkommen und der denkbar niedrigsten Sätze für das Arbeitsein-
kommen. Hohe Besteuerung aller Brachländereien, Einführung von Wertzuwachs-
steuern, Erhöhung der Erbsteuer, der Börsensteuer; Einführung von Luxussteuern und 
Besteuerung alles bisher steuerfreien Besitzes. Hohe Strafen für Steuerhinterziehung. 
Bemessung der Steuersätze nach der Kinderzahl.
3. Beseitigung der Herrschaft der jüdischen Banken über das Wirtschaftsleben, Schaf-
fung nationaler Volksbanken mit demokratischer Verwaltung.
Nach diesem eher allgemein gehaltenen Teil folgten dann – aufgeschlüsselt nach „For-
derungen der Arbeitnehmerschaft“, „Forderungen für den Gewerbestand“ und „Forderungen 
für die Landwirtschaft“ – konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Situation „aller ehrlich 
schaffenden Arbeit“ (Regelung der Arbeitszeit auf Grundlage des Achtstundentages; Verbot 
der Nachtarbeit, soweit dies nicht aus technischen Gründen unmöglich war; Ausgestaltung der 
Gewerbeaufsicht; Neuordnung des gesamten Arbeiterversicherungswesens; Ausbau der Kran-
ken- und Unfallversicherung; Einführung der allgemeinen Alters- und Invalidenversicherung; 
Förderung des Gewerbes; Ausbau der genossenschaftlichen Einkaufs- und Absatzmöglich-
keiten; Ausbau des bäuerlichen Genossenschaftswesens; Festlegung des staatlichen Vor-
kaufsrechtes bei jeder Veräußerung von Grund und Boden etc.)11, und den Abschluß des Pro-
gramms bildeten – wie auch schon im „Trautenauer“ und im „Iglauer Programm“ – die For-
derungen der Partei auf „kulturellem Gebiete“, z. B. die Beseitigung des kirchlichen Einflus-
ses auf Staat und Wirtschaftsleben, die rechtliche und politische Gleichstellung der Frau, die 
9) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 141 f.
10) Ebda. S. 142.
11) Ebda. S. 143–145.
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Neugestaltung des Schulwesens im Sinne der Einheitsschule, die Vereinfachung der Rechts-
pflege und die gesetzliche Bekämpfung des Alkoholismus.12
Neben der einstimmig angenommenen Veränderung des Parteiprogramms, die eine 
ideologische Erweiterung in Richtung einer liberalen, demokratischen Arbeiterpartei bedeu-
tete13, und der Umbenennung der Partei – für einige der bisherigen leitenden Funktionäre der 
„Deutschen Arbeiterpartei“ war diese Umbenennung zusammen mit dem „neuen“ Parteipro-
gramm gleichbedeutend mit der Gründung einer neuen Partei14 – faßte man auf dem Parteitag 
in Wien noch eine Reihe weiterer Beschlüsse. So wurde die Ablehnung jeglicher Pläne, die 
eine Rettung der Habsburgermonarchie oder die Einbindung Deutschösterreichs in eine Do-
nauföderation vorgesehen hätten, nun mit der alten Forderung nach einer eigenen Provinz 
Deutsch-Böhmen verknüpft. Statt der Einbindung sollte Deutschösterreich mit den Brüdern 
im Reich vereint und so – wie im Programm gefordert – ein einziger deutscher Staat ge-
schaffen werden. Dies war zugleich das erste öffentliche Bekenntnis der bislang „staatstreu-
en“ Partei zum „Anschluß“.15
Zum Parteiobmann wählte man damals wieder Hans Knirsch. In die engere Leitung ka-
men außerdem Dr. Riehl, Gattermayer, Heindl, Ganglmayer, Burger, Schulz, Christoph; als 
Landesvertreter für Böhmen: Galle, Krebs; für Mähren: Burschofsky, Peduri; für Salzburg
Wagner; für Schlesien Löwe; für die Steiermark Stöcker und für Kärnten Posch.16
Am 21. Mai 1918 hielt die neue Parteileitung unter dem Vorsitz Hans Knirschs ihre er-
ste Reichsparteileitungssitzung ab. Dabei wurde Dr. Walter Riehl zum Obmannstellvertreter 
und Geschäftsführer und Ferdinand Burschofsky aus Hohenstadt zum 2. Obmannstellvertre-
ter gewählt.17
Zusammen mit Hans Krebs, Ing. Rudolf Jung, Walter Gattermayer, Adam Fahrner, 
Matthias Rogelböck, Karl Schulz und Moritz Christoph galten sie nunmehr als die Männer, 
die in der Partei das Sagen hatten, und ihnen oblag es dann auch, die „Deutsche Nationalso-
zialistische Arbeiterpartei“ durch die Wirrnisse des Zusammenbruchs der Monarchie und 
durch die Unruhen bei der Gründung des Staates Österreich zu führen.18
In einer Aussendung Anfang Juni begrüßte die Parteileitung die Ankündigung des Aus-
baus des Bündnisses mit dem Deutschen Reich und befürwortete dabei neuerlich den bundes-
staatlichen Anschluß Westösterreichs – also der vornehmlich „deutschen“ Kronländer – „un-
ter Schaffung eines der Dynastie Habsburg würdigen Verhältnisses“. Nach Ansicht der Par-
teileitung wäre das „die einzig befriedigende Lösung der deutschen und ostmärkischen Fra-
ge“ gewesen.19
Wie dieses für die Dynastie Habsburg „würdige Verhältnis“ gestaltet werden sollte, 
gab die Parteileitung allerdings nicht an. Dies sollte die Sozialdemokratische Arbeiterpartei
12) Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 145.
13) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 20.
14) So gab Walter Riehl, als er sich nach dem „Anschluß“ Österreichs an das Deutsche Reich um seine Wieder-
aufnahme in die NSDAP bemühte – er war auf Betreiben Theo Habichts am 9. August 1933 wegen „par-
teischädigenden Verhaltens“ aus der Partei ausgeschlossen worden –, in dem in seinem „Gau-Akt“ be-
findlichen „Personal-Fragebogen der NSDAP“ vom 28. Mai 1938 unter der Rubrik „Angaben des An-
tragstellers über sonstige Tätigkeiten für die NSDAP“ an: „Gründer der Partei in Österreich im Mai 
1918.“ Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 579 und S. 636 sowie Brandstötter, Rudolf: Dr. 
Walter Riehl. S. 307 und 340. 
15) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 582.
16) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 130. 
17) Ebda. S. 141.
18) Ebda. und Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 582.
19) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 1. Juni 1918. Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 142.
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später jedoch nicht daran hindern, den „Hakenkreuzlern“ samt ihrem Führer Dr. Walter Riehl
immer wieder – beispielsweise in folgendem Wahlaufruf – vorzuwerfen, daß sie „von alters-
her monarchistisch gesinnt“ seien. 
Wahlaufruf der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei
Für die Länder im Süden der Habsburgermonarchie sah die Partei damals folgende Lö-
sung vor: Dem Königreich Kroatien sollten im Rahmen des ungarischen Staates die Länder 
Bosnien, Herzegowina, Dalmatien, Montenegro und Westserbien angegliedert werden, wo-
für Ungarn als Gegenleistung mit der Abtretung seines deutsch-westungarischen Randgebie-
tes bezahlen sollte.20
Im September 1918 ließ Dr. Walter Riehl – und auch dies findet im oben angeführten 
Wahlaufruf der SDAP Erwähnung – das neue Programm als Flugschrift unter dem Titel 
„Unser Endziel“ veröffentlichen.21
Einige Rechtsanwaltskollegen, die Riehl 1938 helfen wollten, nach seinem Parteiaus-
schluß vom 9. August 1933 wieder in die NSDAP einzutreten, nahmen diese Flugschrift 
zum Anlaß, in einem Brief an Reichsstatthalter Baldur von Schirach darauf hinzuweisen, 
daß Riehl „schon vor dem Krieg die Selbständigkeit der deutschen Arbeiterpartei (1909 in 
Prag) erkämpft“ habe, daß er „1910 den ersten Aufsatz mit dem Schlagwort ‘Es lebe der 
deutsche Nationalsozialismus’“ geschrieben und „im September [1918]“ „die erste national-
sozialistische Broschüre überhaupt, ‘Unser Endziel’“ veröffentlicht habe, und schließlich 
merkten sie in ihrem Bittgesuch für den „ältesten Vorkämpfer“, „der trotz allem in den Au-
gen der Ostmärker und vieler Sudetendeutscher der eigentliche Gründer des Nationalsozia-
lismus bleibt (!), dem die Anerkennung nicht versagt werden darf“, noch folgendes an: „Er 
[= Riehl; Anm. d. Verf.] schuf 1919 das erste Parteiabzeichen mit dem Hakenkreuz!“22
20) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 142.
21) Riehl, Walter: Unser Endziel. Eine Flugschrift für den deutschen Nationalsozialismus. 5. Aufl. – Wien: 1923.
22) AdR, BMI, Akten des Gaupersonalamtes des Reichsgaues Wien. Zl. 10801. Riehl, Walter, Fasc. 15. – Zit. 
nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 579 f.
-621-
Laut einem von Dr. Alexander Schilling-Schletter, Riehls altem Mitkämpfer und Bio-
graphen23, herausgegebenen Gedächtnisprotokoll eines alten Mitarbeiters – es stammte von 
Alois Gränz und war mit 5. Juli 1933 datiert24 – soll letzteres jedoch erst
im Februar 1920 erfolgt sein:
Im Jahre 1920, Februar, nach einer Vertrauensmännersitzung, wel-
che in der Kanzlei des Herrn Dr. Walter Riehl, I. Stephansplatz 5, 
stattfand, blieben der damalige Obmannstellvertreter Werkmeister 
Schulz und meine Wenigkeit [= Alois Gränz; Anm. d. Verf.], damals 
Obmann des Wahlkreises Innen-West, zu einer persönlichen Aus-
sprache mit Herrn Dr. Riehl in der Kanzlei zurück. Damals erwähnte 
auch Dr. Riehl, man solle außer unserem bestehenden Abzeichen, damals Eichenlaub 
mit dem Hammer, so wie es jetzt [= 1933; Anm. d. Verf.] noch die N. S. D. A. P. in 
der Tschechoslowakei trägt, ein besonderes Zeichen als Symbol der Bewegung geben. 
Dr. Riehl hatte ein Stück Papier und Bleistift bei der Hand und entwarf das Haken-
kreuzabzeichen und gab uns noch die Erklärung, daß dasselbe schon von den Germa-
nen als Symbol getragen wurde und ein altes Runenkreuz darstellt. 25 […] Hierauf 
wurden die Abzeichen so geändert, daß unter dem Hammer und Laub das Hakenkreuz 
noch dazu kam. […].
Kaum aber war mit der Veröffentlichung des neuen Parteiprogramms der Übergang 
der Partei von einer Klassen- zu einer Volkspartei nun auch nach außen hin vollzogen26, gab 
23) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. Mit einem Anhang: Hit-
ler in Österreich. – Leipzig: (1933). Auf Seite 8 begründete Schilling-Schletter die Entstehung dieser Bio-
graphie – sie bestand zum größten Teil aus Artikeln und Reden Riehls, die dieser seit seinem Beitritt zur 
„Deutschen Arbeiterpartei“ bis 1933 geschrieben bzw. gehalten hatte, und war dem „Volkskanzler Adolf 
Hitler gewidmet“ – folgendermaßen: „Parteifreunde sind an mich, als alten Mitkämpfer Riehls, herange-
treten mit der Anregung, der jungen Garde auch einmal etwas von unserem Werdegang zu erzählen.“ In 
bezug auf das Buch selbst äußerte sich Schilling-Schletter dann so: „Ein Stück Parteitradition, aber auch 
ein Stück österreichischer Geschichte überhaupt ist in ihm enthalten. Es ist als Abtragung unserer Dan-
kesschuld an Riehl gedacht, soll aber über diesen engen Rahmen hinauswachsen und vom Werden unse-
rer Bewegung, die mit Riehl innigst verknüpft ist, erzählen.“ Ebda.
Schilling-Schletter rückte in dem Buch die Person Riehls innerhalb des österreichischen Nationalsozia-
lismus in den Vordergrund und suchte in seinen Ausführungen auch immer wieder den Nachweis zu füh-
ren, daß sich Riehls Vorschläge im nachhinein oft als richtig erwiesen hätten, was Riehl bei den ver-
schiedenen Parteidienststellen letztlich aber mehr schadete als nützte.
Während der bayerische Propagandaminister Hermann Esser, eines der ältesten Mitglieder der Partei, eini-
ge lobende Zeilen über das Buch verfaßte, die auch am Einband abgedruckt wurden, erreichte Theo Ha-
bicht über das Berliner Propagandaministerium, daß jede Besprechung des Buches in der deutschen 
Presse verboten wurde, und setzte schließlich auch den Parteiausschluß Riehls durch. Brandstötter, Ru-
dolf: Dr. Walter Riehl. S. 304 f. und Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 636.   
24) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 378–380.
25) Das Hakenkreuz war von „völkischen“ Vereinigungen und Verbänden schon bisher verwendet worden und 
wurde dann auch von der Hitlerbewegung übernommen. Wandruszka, Adam: Das „nationale Lager“.
S. 310.
26) Ing. Rudolf Jung, dessen Ideen als richtungweisend für die gesamte Partei angesehen werden können, führte 
in seinem 1919 erschienenen Buch „Der nationale Sozialismus. Seine Grundlagen, sein Werdegang, sei-
ne Ziele“ in bezug auf eine Einteilung des Volkes in Klassen u. a. folgendes aus: Der Begriff „Klasse“ 
umfasse nach Ansicht der Partei nicht eine engbegrenzte Berufsschicht – wie etwa körperliche und gei-
stige Arbeiter allein –, sondern Arbeiter seien nach ihrer Auffassung alle, die vom Ertrag ihrer eigenen 
ehrlichen – geistigen oder körperlichen – Arbeit lebten. Dieser Auffassung entsprach auch, daß sich die 
nationalsozialistische Partei als „Klassenpartei der schaffenden Arbeit“ verstand. Näheres dazu siehe 
Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 132–140.
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das kaiserliche Manifest vom 16. Oktober 1918 mit der Ankündigung der Umwandlung Cis-
leithaniens in einen Bund von Nationalstaaten den letzten Anstoß zum Zerfall der Donau-
monarchie.27
Der Aufforderung des Oktobermanifestes folgend, traten die deutschsprachigen Reichs-
ratsabgeordneten (gemäß der Reichsratswahl von 1911) – nämlich 102 Abgeordnete der im 
Deutschen Nationalverband zusammengeschlossenen deutschnationalen, liberalen und groß-
bürgerlichen Parteien, 72 Christlichsoziale und 42 Sozialdemokraten28 – am 21. Oktober 1918 
im Sitzungssaal des niederösterreichischen Landhauses in der Wiener Herrengasse zusam-
men und erklärten sich zur „Provisorischen Nationalversammlung für Deutsch-Österreich“. 
Dann wählte die Versammlung die Abgeordneten Franz Dinghofer (deutschnational), Jodok 
Fink (christlichsozial) und Karl Seitz (sozialdemokratisch) zu ihren Präsidenten und faßte
hierauf einstimmig folgende Beschlüsse: einen selbständigen deutsch-österreichischen Staat 
zu bilden, der seine künftige staatliche Ordnung selbst bestimmen sollte; einen Vollzugsaus-
schuß von zwanzig Mitgliedern zu wählen, der bis zur Ausarbeitung einer Verfassung und 
der Bildung einer Regierung das deutschösterreichische Volk zu vertreten und die Stellung 
Deutschösterreichs bei den Friedensverhandlungen vorzubereiten habe; und einen Ernäh-
rungsausschuß zu bestellen, der Maßnahmen zur Bekämpfung der Lebensmittelnot vorschla-
gen sollte.29
Anschließend legten die Vertreter der einzelnen Parteien dar, wie ihre Vorstellungen 
hinsichtlich des neu zu schaffenden Staatsgebildes aussahen und welche Staatsform sie an-
strebten: Der Sprecher der Christlichsozialen, der Tiroler Abgeordnete Josef Schraffl, ver-
langte das grundsätzliche Festhalten an der monarchischen Regierungsform und die Bildung 
eines Bundesstaates aus den neuen Nationalstaaten; Abg. Dr. Steinwender trat als Vertreter 
des Verbandes deutschnationaler Parteien dafür ein, „uns in voller Einigkeit auf den Boden 
der Selbständigkeit“ zu stellen und dabei „überzeugte Anhänger der konstitutionell monar-
chischen Staatsform“ zu bleiben; und Dr. Victor Adler, der Führer der österreichischen So-
zialdemokratie, vertrat den Standpunkt, das deutsche Volk in Österreich solle „seinen eigenen 
demokratischen Staat, seinen deutschen Volksstaat bilden“, der vollkommen frei entschei-
den möge, wie er „seine Beziehungen zu den Nachbarvölkern, wie er seine Beziehungen zum
Deutschen Reiche“ regle. Dieser Staat solle sich „mit den Nachbarvölkern zu einem freien
Völkerbund vereinen“, wenn die Völker dies wünschten. Lehnten sie aber eine solche Ge-
meinschaft ab oder wollten sie „ihr nur unter Bedingungen zustimmen, die den wirtschaftli-
chen und nationalen Bedürfnissen des deutschen Volkes nicht entsprechen“, dann werde der 
deutschösterreichische Staat, „der, auf sich selbst gestellt, kein wirtschaftlich entwicklungs-
fähiges Gebilde wäre“, gezwungen sein, „sich als ein Sonderbundesstaat dem Deutschen 
Reiche anzugliedern“.30
Hans Knirsch hingegen lehnte im Namen der „Deutschen Nationalsozialistischen Ar-
beiterpartei“31 einen Staatenbund mit den aus dem alten Österreich erstehenden slawischen 
Staaten rundweg ab und gab folgende Erklärung ab32: 
27) Hanisch, Ernst: Der lange Schatten des Staates. S. 263.
28) Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 20.
29) Ebda. und Stadler, Karl R.: Die Gründung der Republik. S. 67.
30) Goldinger, Walter/Binder, Dieter A.: Geschichte der Republik Österreich 1918–1938. S. 17; Weissenstei-
ner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 20 und Stenographische Protokolle über die Sitzungen der Provi-
sorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich, 21. 10. 1918. – Zit. nach: Stadler, Karl R.: Die 
Gründung der Republik. S. 68.
31) Durch den Tod Ferdinand Seidls im Juli 1915 war sie auf zwei Reichsratsabgeordnete geschrumpft.
32) Zit. nach: Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. S. 105. 
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Wir nationalen Sozialisten lehnen den Gedanken an eine Vereinigung Deutschöster-
reichs zu einem Staatenbunde mit den aus dem alten Oesterreich erstehenden slawi-
schen Staaten von vornherein ab. Im nationalen, sozialen und kulturellen Interesse 
fordern wir den staatsrechtlichen Anschluß Deutschösterreichs als Bundesstaat an das 
Deutsche Reich. Nur im deutschen Einheitsstaat können wir Ostmarkdeutschen die bal-
dige Verwirklichung jener staatssozialistischen Grundsätze erhoffen, welche die Wun-
den dieses Krieges heilen und unser Achtzigmillionenvolk der Arbeit einer glücklichen 
Zukunft entgegenführen werden. Es lebe das freie, soziale Alldeutschland!33
Was die künftige Staatsform anbelangte, legten sich die Abgeordneten der „Deutschen
Nationalsozialistischen Arbeiterpartei“ damals noch nicht fest.
Als jedoch von österreichischer Seite am 27. Oktober 1918 ein Waffenstillstandsange-
bot unter den von den Ententemächten geforderten Bedingungen unterbreitet wurde, galt dies 
der Parteileitung als Beweis des Hochverrats der Habsburger am Deutschen Reich, worauf 
Reichsparteiobmann Knirsch am 2. November 1918 auf einer Vollversammlung in Dux un-
ter großem Beifall erklärte, daß nach dem Verrat, der am Deutschen Reich und am sudeten-
ländischen Deutschtum verübt worden sei, für „Deutschösterreich“ nur die Republik als 
Staatsform denkbar sei.34
Eine wichtige Rolle spielte in diesem Zusammenhang auch, daß sich die nationalsozia-
listische Parteiführung mittlerweile, enttäuscht von der Haltung der Hohenzollern gegen En-
de des Krieges, von der einst geradezu „vergötterten Dynastie“ abgewandt hatte und nun das 
Wohlergehen des ganzen deutschen Volkes über die Frage der Staatsform stellte.
In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ wurde dazu am 16. November 1918 u. a. folgendes 
ausgeführt35: 
Höher als alle Kaiser und Könige und ihren Familien muß für jeden deutsch fühlenden 
Menschen das deutsche Volk stehen. Dynastiekämpfe haben die Einigung des deut-
schen Volkes über Jahrhunderte verzögert. Wenn dieses Hindernis beseitigt ist, wenn 
alles Blut des Weltkrieges und die demokratische Republik unsere Einigung vollendet 
haben, so war der gezahlte Preis nicht zu kostbar, […].
Die „Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei“ sah in der Demokratie also vor 
allem ein Mittel zum Zweck, ein „notwendiges Übel“ für einen so möglicherweise leichter 
zu vollziehenden Anschluß zweier Republiken.36
33) Alois Ciller hielt in seinem 1939 erschienenen Werk „Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der 
Ostmark“ dazu folgendes fest: „Sowohl die ‘nationalfreiheitlichen’ Deutschbürgerlichen wie die vatika-
nisch gelenkten deutschen Christlichsozialen erklärten mit einem ängstlichen Seitenblick auf das sinken-
de ‘angestammte’ Herrscherhaus wörtlich übereinstimmend, sie ‘seien und blieben überzeugte Anhänger 
der konstitutionell-monarchischen Staatsform’. Das bezog sich selbstverständlich nur auf eine Verlänge-
rung der Habsburgerlinie. Und mehrere politische Geschäftsträger der Deutschbürgerlichen drangen ge-
radezu beschwörend auf den zum Wort gemeldeten deutschen Nationalsozialisten Abg. Hans Knirsch 
ein, keinerlei ‘alldeutsche’ Erklärung abzugeben. Dieser ließ sich von den Hofschranzen, den Wilson-
Taktikern und Allerweltsspekulanten nicht irremachen und ergriff in dem schüchtern erwägenden Kreise 
das Wort zu der erlösenden Erklärung: ‘Wir Nationalsozialisten lehnen den Gedanken […] von vornher-
ein ab.’“ Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 139.
34) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 145.
35) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 16. November 1918, S. 1. Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergene-
ration. S. 585.
36) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 585.
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Der Zerfall der Donaumonarchie stellte für die Entwicklung der DNSAP, die die mei-
sten ihrer Mitglieder nach wie vor in Böhmen und Mähren hatte, dann aber einen tiefen Ein-
schnitt dar. Mit der Bildung der unabhängigen Tschechoslowakischen Republik und dem 
Scheitern sämtlicher Versuche, die Sudetengebiete der Republik „Deutschösterreich“ einzu-
gliedern37 oder direkt dem Deutschen Reich anzuschließen38, wurde die Partei nämlich in ei-
nen tschechoslowakischen (unter Obmann Hans Knirsch) und einen deutschösterreichischen
Zweig (unter Dr. Walter Riehl) gespalten, wodurch eine organisatorische Neugliederung der 
Partei notwendig wurde. Die Fäden zwischen den nunmehr durch Staatsgrenzen getrennten 
Organisationen rissen aber noch lange Zeit hindurch nicht ab.39
37) Nachdem am 28. Oktober 1918 in Prag die Unabhängigkeit der Tschechoslowakei ausgerufen worden war, 
konstituierten sich die deutschböhmischen Reichsratsabgeordneten am 29. Oktober 1918 im niederöster-
reichischen Landhaus als „Provisorische Landesversammlung für Deutschböhmen“, worauf sich diese „im 
Namen des von ihr vertretenen Volkes und Gebietes Deutschböhmen“ einstimmig „als eigenberechtigte 
Provinz des Staates Deutschösterreich“ erklärte. Die deutschen Abgeordneten Nordmährens und Schle-
siens folgten am 30. Oktober mit der Ausrufung der „österreichischen Provinz Sudetenland“, sodaß am 
30. Oktober 1918, als die Provisorische Nationalversammlung dem aus zwanzig Mitgliedern bestehen-
den Vollzugsausschuß, dem späteren Staatsrat, die Regierungs- und Vollzugsgewalt übertrug und damit 
die Gründung des Staates „Deutschösterreich“ vollzogen hatte, auch Deutschböhmen in diesen neuen 
Staat einbezogen war. Da aber die deutschen Gebiete nicht als ein genau abgezirkeltes Gebiet an Öster-
reich angrenzten und sich die größten deutschen Ballungszentren in Nordböhmen befanden, sah man 
sich gezwungen, vorerst vier Provinzen zu errichten: Deutschböhmen (das nördliche Böhmen nahe der 
Grenze); Sudetenland (in Schlesien und im nördlichen Mähren an der deutschen Grenze); den Böhmer-
waldgau (im südlichen Böhmen nahe der bayerischen und der österreichischen Grenze) und Deutsch-
südmähren (im südlichen Mähren in der Nähe der österreichischen Grenze). Eine Verbindung zwischen 
diesen Provinzen untereinander und zu Österreich war allerdings nur über tschechisches Gebiet möglich, 
und auch in der Lebensmittelversorgung war man auf Prag angewiesen. Verhandlungen mit der Prager 
Regierung am 30. Oktober und am 4. November 1918 – am 3. November hatte sich Deutschsüdmähren 
als Teil Niederösterreichs und der Böhmerwaldgau als Bestandteil Oberösterreichs konstituiert – über 
die Versorgung der deutschen Gebiete, die Übernahme der Verwaltung und über politische Fragen (z. B. 
die einer deutschen Vertretung im Nationalausschuß und im Kabinett) scheiterten jedoch, worauf tschechi-
sche Truppen – bei geringem militärischen Widerstand auf deutschböhmischer Seite – das deutsche 
Siedlungsgebiet besetzten und damit vollendete Tatsachen schufen. Daß Österreich dagegen Protest er-
hob und die Provisorische Nationalversammlung am 22. November 1918 in ihrer Erklärung über „Um-
fang, Grenzen und Beziehungen des Staatsgebietes von Deutschösterreich“ die Gebietshoheit über das 
„geschlossene Siedlungsgebiet der Deutschen innerhalb der bisherigen im Reichsrate vertretenen König-
reiche und Länder“ sowie über die „in den Siedlungsgebieten anderer Nationen eingeschlossenen, allein 
oder überwiegend von Deutschen bewohnten oder verwalteten Sprachinseln, Städte, Gemeinden und Ort-
schaften der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder“ für sich reklamierte, konnte daran eben-
sowenig ändern wie die diplomatischen Bemühungen, die Österreich zur Durchsetzung seiner territoria-
len Interessen unternahm, weil die Alliierten an der historischen Einheit der „böhmischen Kronländer“ 
innerhalb der Tschechoslowakei festhielten, und die Unterzeichnung des Friedensvertrags von St. Ger-
main am 10. September 1919 zog dann einen Schlußstrich unter dieses Kapitel. Scheithauer, Erich [u. a.]: 
Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 18 f. und S. 39 f.; Wladika, Michael: Hitlers Väter-
generation. S. 586 f.; Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 68–79 
sowie Hoensch, Jörg K.: Geschichte der Tschechoslowakischen Republik 1918–1978. S. 29–31.
38) Obmann Hans Knirsch richtete am 11. November 1918 im Namen der „DNSAP Deutsch-Böhmens“ ein Te-
legramm an den deutschen Reichskanzler, in dem er die Forderung auf Teilnahme der Deutschböhmen 
an der Wahl der verfassunggebenden Nationalversammlung des deutschen Volkes aussprach; und am 16. 
November 1918 wandte sich die „Deutsche Arbeiter-Presse“ mit folgendem Appell „An den Herren 
Reichskanzler!“: „In diesem geschichtlichen Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, namens tausender 
deutscher Arbeiter auszusprechen, daß an der Wahl der verfassunggebenden Nationalversammlung des 
deutschen Volkes auch Deutschböhmen teilnehmen will. Wir grüßen unsere Brüder im freien Deutsch-
land und hoffen, bald auf immer mit ihnen vereint zu sein!“ Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration.
S. 587 und Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 146 f.
39) Alois Ciller beschreibt in seinen 1932 erschienenen Ausführungen zur Entwicklung der nationalen Arbeiter-
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Während die deutschböhmische Parteiorganisation jedoch rasch einen weiteren Auf-
schwung verzeichnen konnte40, mußte sich die österreichische DNSAP, für die die Spaltung 
eine empfindliche „ideologische und organisatorische Verstümmelung“41 bedeutete, weil sie
durch die Trennung nicht nur ihre bisherigen Abgeordneten, sondern auch ihre führenden 
Mitarbeiter und den Stamm ihrer Wähler verloren hatte, erst wieder neu positionieren. Dies 
aber war für die kleine Partei nicht einfach, denn ihre Forderung nach der Vereinigung mit 
dem Deutschen Reich wurde mittlerweile von allen Parteien erhoben und fand im Artikel 2 
des Gesetzes vom 12. November 1918 Ausdruck; der Antisemitismus war auch in den Groß-
parteien mit Schlagworten wie „Judenrepublik“ (Christlichsoziale), „Judenknechtschaft“ 
(Deutschnationale) und „blutsaugendes Judenkapital“ (Sozialdemokraten) weit verbreitet; 
die eigentliche Domäne der DNSAP, die Erhaltung des deutschen Arbeitsplatzes gegenüber 
dem tschechischen „Lohndrücker“, hatte sich bereits während der Vollbeschäftigung zu 
Kriegszeiten als nicht mehr den Tatsachen entsprechend erwiesen, und in den sozialen Paro-
len stieß die Partei auf eine schon gefestigte sozialdemokratisch organisierte Arbeiterschaft. 
Dazu kam noch, daß für den in Österreich zu führenden Wahlkampf nur zwei Organe, näm-
lich die „Deutsche Arbeiter-Presse“ in Wien und der „Deutsche Volksruf“ in Salzburg (ab 
5. Januar 1919 lautete der Titel dieses Wochenblattes „Volksruf“), zur Verfügung standen 
und außerdem das nötige Geld fehlte, sodaß die Partei mehr denn je auf Mitgliedsbeiträge
und Wahlkampfspenden angewiesen war, die in diesen Notzeiten aber keineswegs reichlich 
flossen.42 So wandte sich die „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 18. Jänner bis zum 15. Febru-
ar 1919 mit folgendem Aufruf an die Wähler43:
Die reichen Mittel – Jüdische Bankkapitalisten und römische Klöster fehlen uns, und 
Kanzelredner, Beichtväter und Krankenkassensekretäre stehen uns nicht zur Verfü-
gung. Unser verhältnismäßig kleines Vermögen reicht nicht aus, um den sogenannten 
großen Parteien einen ebenbürtigen Wahlapparat entgegensetzen zu können und un-
möglich ist es, daß unsere Redner in alle Orte gelangen, um dort das Evangelium des 
sozialen Nationalismus zu verkündigen. Wir vertrauen aber auf die Zukunft und sehen 
den kommenden Zeiten mit Zuversicht entgegen, denn wir glauben, daß stärker als die 
Kraft des Mammons, die Kraft der Ideen ist. Für unsere Ideen werbend aufzutreten ist 
Pflicht jedes Parteigenossen, jeder Parteigenossin!
bewegung im deutschen Grenzland die Situation folgendermaßen: „Die sudetendeutschen Volksgebiete 
gehörten kraft des unanfechtbaren Willens ihrer gesamten Bevölkerung zur Republik Deutschösterreich. 
Da deren Volksvertretung am 12. November 1918 einstimmig im Staatsgrundgesetze den Artikel zum Be-
schluß erhob: ‘Deutschösterreich ist ein Bestandteil der Deutschen Republik’, waren die deutschen Alpen-
und Sudetenländer von diesem Tage an bis zum 24. September 1919 auch Teile des Deutschen Reiches. 
Erst durch die Unterwerfung Deutschösterreichs unter das Friedensdiktat von St. Germain, das der ver-
stümmelte, hilflose Staat hinnehmen mußte, lösten sich die rechtlichen Bande, freilich, ohne die Stimme 
des Blutes und den Anschlußwillen in den Herzen des ganzen Volkes zu ersticken. Nach Jahrhunderten 
gemeinsamer Kämpfe schieden Alpen- und Sudetendeutsche, erzwungener Staatszugehörigkeit folgend, 
es teilte sich auch die nationale Arbeiterbewegung in zwei Kolonnen, die aber beide unbeirrt in einer 
Richtung dem einen festen Ziele zustreben.“ 
Ciller, A[lois]: Vorläufer des Nationalsozialismus. Geschichte und Entwicklung der nationalen Arbeiter-
bewegung im deutschen Grenzland. – Wien: 1932. S. 106.
40) Nach den Parlamentswahlen im April 1920 zogen die Nationalsozialisten Knirsch, Jung, Patzel, Simm und 
Wenzel als Abgeordnete und Jesser sowie Fahrner als Senatoren ins Prager Parlament ein. Ebda. S. 121.
41) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 20.
42) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 591 und Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 20 f.
43) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 18. Jänner 1919, S. 1. Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. 
S. 591.
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Ihre großen Ideen mußte die DNSAP unter diesen Umständen auf die Zukunft verschie-
ben, und daher beschränkte sie sich auf das Abhalten von Versammlungen, das Verteilen von 
Flugschriften und auf den Verkauf kleiner Broschüren. Die einzigen konkreten Forderungen 
auf den spärlichen Wahlflugblättern und Plakaten, die sich von denen der anderen Parteien 
abhoben, hatten neben dem schon fast alltäglichen „Für eine bessere Zukunft Deutschöster-
reichs im Rahmen des künftigen Großdeutschland“ das vehement vorgebrachte Verlangen 
nach einer „Entfernung aller fremdvölkischen Arbeiter, solange es noch deutsche Arbeitslo-
se gibt“ und die „Abschiebung aller Fremdvölkischen ins Ausland“ zum Inhalt, womit die 
DNSAP einerseits an „alte Traditionen“ anknüpfen wollte und andererseits auf die großen 
Flüchtlingswellen44 reagierte.45
Daß sich die Partei aufgrund dieser Gegebenheiten für die Wahl zur konstituierenden 
Nationalversammlung am 16. Februar 1919 nicht allzuviel erwarten konnte, lag auf der Hand. 
Waren anläßlich einer erweiterten Reichsparteileitungssitzung am 14. November 1918 noch 
alle Bestrebungen deutschnationaler Parteien, sich mit der DNSAP zu vereinigen, sowie „ge-
mischte Listen“ strikt abgelehnt worden46, so einigte sich die Reichsparteileitung im Rah-
men ihrer Sitzung vom 29. Dezember 191847 angesichts der Abtrennung des Sudetenlandes 
schließlich darauf, nun doch Listenkoppelungen mit dem „bürgerlichen“ deutschnationalen 
Lager einzugehen.48
Außerdem wurden die Reichsparteileitung und die Kanzlei der Partei nach Wien ver-
legt und am Sitz der Rechtsanwaltskanzlei des neuen Geschäftsführers Dr. Walter Riehl, 
Wien I, Stephansplatz 5, 3. Stiege, 2. Stock aufgeschlagen, wo sich auch die Geschäftsstelle 
für Wien und die Geschäftsstelle des neugegründeten „Nationalsozialistischen Frauenver-
eines“ unter der Leitung Elli Riehls, der Gattin Dr. Walter Riehls, befanden.49
44) Vor allem durch die fast 20.000 Ostjuden, die ihre Heimat hatten verlassen müssen und binnen weniger Mo-
nate nach Wien gekommen waren, hatte der Antisemitismus stark zugenommen. 
45) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 591 f.
46) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 148.
47) In dieser Sitzung wurde Hans Knirsch (Dux) als Erster Reichsparteiobmann bestätigt, zum Zweiten Obmann 
wurde Walter Riehl (Wien) gewählt und zum Dritten Obmann Ferdinand Burschofsky. In den Parteiaus-
schuß kamen neben dem ehemaligen Reichsratsabgeordneten Adam Fahrner die Leiter der Geschäftsstel-
len der jeweiligen Landesleitungen: Walter Gattermayer für Niederösterreich, Hans Krebs für Deutsch-
böhmen, Karl Löwe für Schlesien, Hans Wagner für Oberösterreich und Salzburg sowie Rudolf Peduzzi 
für die Steiermark. Der ebenfalls in den Ausschuß gewählte Rudolf Jung war inzwischen aus Böhmen 
ausgewiesen worden und nach Salzburg übersiedelt. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 593.
48) In diesem Zusammenhang konkretisierten die Teilnehmer der Sitzung auch die programmgemäßen Positionen 
der DNSAP zu den anderen Parteien hinsichtlich der Wahl und legten dabei folgende Trennlinien fest, die 
eine Zusammenarbeit mit ihnen unmöglich machten: Da es der Sozialdemokratie an einer „streng völki-
schen Gesinnung“ mangle, sie durch die völlige Vergesellschaftung der Produktionsmittel die Produkti-
on selbst gefährde, müsse sie „zumindest als Pflanzstätte der jüdisch-kommunistischen Schreckensherr-
schaft bezeichnet werden“. Von den Christlichsozialen trenne die Partei wiederum ihre Dynastiefreund-
lichkeit und ihr geringes nationales Engagement („Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 4. Jänner 1919, S. 2). 
Der „Verband der Deutschnationalen Parteien“, der sich im Jänner 1918 gebildet und am 28. August 
1918 in eine einheitliche „Deutschnationale Partei“ umbenannt hatte, verstand sich als eine lockere Koor-
dinationsstelle all jener Gruppierungen, die sich einem „Deutschvölkischen Wahlausschuß“ angeschlos-
sen hatten. Die DNSAP lehnte den Verband jedoch wegen seiner „inakzeptablen nationalen Politik“ ab.
Ebda. S. 594.
49) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 20. Dezember 1918. Nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 148. 
Die Gründung dieses Vereines war schon am Parteitag vom Mai 1918 ins Auge gefaßt worden, laut Mit-
teilung der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 18. Jänner 1919 war sie aber „durch Schlamperei“ ver-
schleppt worden. Ab Jänner 1919 erschien in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ dann die Beilage „Die 
deutsche Frau“ mit dem Zweck der „politischen Aufklärung“. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. 
S. 593.
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All diese Maßnahmen aber konnten nicht verhindern, daß die DNSAP, deren Entwick-
lung nunmehr bis ins Jahr 1923 hinein von Dr. Walter Riehl geprägt werden sollte, bei der
Wahl am 16. Februar 1919 eine verheerende Niederlage erlitt. Während ihr stärkster Gegner, 
die Sozialdemokratische Arbeiterpartei, mit 1,211.814 Stimmen bzw. 34,1 Prozent der Wahl-
berechtigten die relative Mehrheit erzielte und die Christlichsozialen 1,068.382 Stimmen 
bzw. 30,1 % erhielten, brachte es das bis dahin noch völlig zersplitterte deutschnationale La-
ger nur auf 547.626 Stimmen oder 15,4 %, und davon entfielen lediglich 23.334 Stimmen auf 
die DNSAP, was einem Anteil von 0,7 % an den Wahlberechtigten entsprach.50
Die DNSAP war damit eine der kleinsten Parteigruppierungen der österreichischen In-
nenpolitik und schaffte auch nicht den Einzug ins Parlament, denn in Salzburg, wo die Partei 
dank dem mit großem persönlichen Einsatz geführten Wahlkampf ihres Spitzenkandidaten 
Rudolf Jung und seiner Mitstreiter Hans Prodinger51 und Hans Wagner52 österreichweit ihr 
bestes Resultat erzielt hatte53 (nämlich 7.382 Stimmen bzw. 7,14 % der gültigen Stimmen)54, 
war ein Mandat knapp verfehlt worden.55
50) Beiträge zur Statistik Deutschösterreichs. Hrsg. von der Statistischen Zentralkommission: Die Wahlen für 
die konstituierende Nationalversammlung. H. 2. – Wien: 1920. S. 12 ff. Im vorangegangenen Heft (S. 33) 
wurde noch die Summe 23.252 genannt, die laut Kommentar in H. 2, S. 7 als vorläufiges Ergebnis ange-
sehen werden muß. Nach: Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 68, S. 78 f. und S. 406. 
Auf S. 68 verweist Hänisch außerdem darauf, daß die Angaben in der Literatur hinsichtlich des Wahler-
gebnisses für die DNSAP – wohl aufgrund der Koppelungen – stark voneinander abweichen; als Beispie-
le führt er G. Jagschitz an, der 23.069 Stimmen angibt (Der Putsch. S. 21), und L. Jedlicka („Die Anfän-
ge des Rechtsradikalismus in Österreich (1918–1925)“. – In: Wissenschaft und Weltbild, 24, Nr. 2. – Wien: 
1971. S. 101), der mit Bezug auf J. Hawlik (Die politischen Parteien Deutschösterreichs bei der Wahl 
zur Konstituierenden Nationalversammlung 1919. – Diss. Wien: 1971. S. 485) 23.431 Stimmen nennt.   
51) „Rudolf Jung, Ing. aus Iglau“ und „Hans Prodinger, Handlungsgehilfe“ waren im „Volksruf“ F. 5 vom 2. Fe-
bruar 1919, S. 2 als Wahlwerber zur konstituierenden Nationalversammlung der „Deutschen Arbeiterpar-
tei (Nationalsozialisten)“ vorgestellt worden. In puncto Jung wurde damals u. a. mitgeteilt, daß er seit 
1907 zu den „leitenden Köpfen“ des „Reichsbundes deutscher Eisenbahner“ gehöre und seit 1913 im mäh-
rischen Landtag als „Verfechter des nationalsozialistischen Gedankens“ gewirkt habe. Der „Umsturz“ 
aber habe ihn um seinen Posten gebracht: „Am 30. November wurde er von den Tschechen seiner Stelle 
enthoben und beabsichtigt nun, sich dauernd in Salzburg niederzulassen.“
In bezug auf Prodinger gab man bekannt, daß er 1887 in Villach als Sohn eines kleinen Schneidermei-
sters geboren worden und nach Salzburg zuständig sei. Hier habe er die Volks-, die Bürger- und die Han-
delsschule besucht und auch den kaufmännischen Beruf erlernt. Seit frühester Jugend sei er ein eifriger
Anhänger der nationalen Sache. Sein Name sei unter den deutschen Angestellten Österreichs bestens be-
kannt, habe er doch „öfter als einmal“ „mit hungrigem Magen als Verfechter des nationalen Sozialismus 
die Klinge mit dem internationalen Gegner gekreuzt“. Nach dem Hinweis, daß Prodinger 40 Monate „im 
Felde“ gedient habe (u. z. beim Inf. Reg. Nr. 59), hieß es dann: „Dem Drängen seiner Kameraden und 
dem Rufe der Partei folgend hat sich Prodinger in der selbstlosesten Weise der Partei für den Wahl-
kampf zur Verfügung gestellt [...].“ 
Neben seiner Parteitätigkeit engagierte sich Prodinger auch im D.H.V., gleichzeitig war er aber auch in 
der Landesleitung der Heimatwehr tätig. Später schloß sich Prodinger der Schulz-Richtung der NSDAP 
an. Gegen Ende der zwanziger Jahre verließ er Salzburg und wurde Gauobmann des gesamten D.H.V. in 
Wien. Um 1930 dürfte der endgültige Bruch mit Hitler erfolgt sein. In diesem Jahr zog er als Mandatar 
des Nationalen Wirtschaftsblocks (Schoberblock) in den Nationalrat. Man kann es als tragische Ironie 
der Geschichte ansprechen, daß Prodinger, der unbestritten führende Mann des Nationalsozialismus in 
Salzburg, 1938 im KZ Dachau starb. Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salz-
burg (1913–1925). – In: Mitteilungen der Gesellschaft für Salzburger Landeskunde. 117. Vereinsjahr 
(1977). – Salzburg: 1978. S. 377.
52) Wagner war es gewesen, der am 15. Juni 1918 bei der k. k. Landesregierung Salzburg um die Genehmigung 
der Satzungen des „Landesvereins der deutschen, nationalsozialistischen Arbeiterpartei“ angesucht hatte. 
Sechs Tage später waren die Satzungen genehmigt worden. Ebda. S. 379.
53) Der Wahlkampf führte die drei selbst in kleinste Ortschaften. Als Zielgruppen galten ihnen dabei besonders 
Arbeiter, Angestellte, Beamte, Lehrer, Kleingewerbetreibende und Kleinbauern, aber auch Knechte und 
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Bei den Landtags- und Gemeinderatswahlen in Salzburg (am 6. April 1919) und Nie-
derösterreich (am 4. Mai bzw. am 22. Juni 1919) hatte die DNSAP dann zwar etwas mehr 
Erfolg – in Salzburg erhielten die Nationalsozialisten zwei Landtagsmandate56 und in Nie-
derösterreich eines57; insgesamt wurden einige Dutzend Gemeinderatsmandate erobert58 –, 
die schwere Schlappe, die der Partei bei den Nationalratswahlen beigebracht worden war, 
ließ sich damit aber nicht wettmachen. 
Die Parteileitung, die sich angesichts des niederschmetternden Wahlausgangs vom 16. 
Februar 1919 mit der Kritik konfrontiert sah, daß es „für die in den Alpenländern noch blut-
junge und schwache Partei“ „allzu kühn“ gewesen sei, „den Prinzipienstandpunkt“ auf die 
Spitze zu treiben und „sogar gegenüber nahestehenden Gruppen jedes gemeinsame Vorgehen 
abzulehnen“59, bemühte sich in der Folgezeit daher, den Aufbau der Parteipresse voranzu-
treiben, die Organisationsarbeit zu vertiefen60 und der DNSAP dabei auch neue – vornehm-
lich mittelständische – Wählerschichten zu erschließen.61
In Oberösterreich, wo es damals ein relativ starkes deutschnationales Wählerpotential 
gab62, hatte die DNSAP weder bei der Nationalratswahl noch bei der am 18. Mai 1919 abge-
Mägde sowie Kriegsheimkehrer. Jung engagierte sich außerdem immer wieder für die rechtliche Gleich-
stellung der Frau und vertrat in vielen Reden und Aufrufen auch die Sicherung des Privateigentums, wo-
bei er seine heftigsten Angriffe auf das Großkapital und den Großgrundbesitz richtete. Wladika, Micha-
el: Hitlers Vätergeneration. S. 595.
54) In der Stadt Salzburg, die in der Folgezeit wegen ihrer geographischen Nähe zu München als Tagungsort für
die zwischenstaatlichen Beziehungen der nationalsozialistischen Parteien eine wichtige Rolle spielen 
sollte (Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 21), hatten sogar 2.851 Wähler oder 13,95 % den Nationalso-
zialisten das Vertrauen geschenkt. Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salz-
burg (1913–1925). S. 383.
55) In Wien kam die DNSAP auf 6.684 Stimmen bzw. 0,6 % der Wahlberechtigten. In Niederösterreich, wo man 
sich einige Chancen auf ein Mandat ausgerechnet hatte, mußte die Partei mit 2.695 Stimmen bzw. 0,3 % 
ein geradezu katastrophales Ergebnis hinnehmen. Nur im Waldviertel hatte man kleine Teilerfolge ver-
zeichnen können. In der Steiermark erzielte die Partei 4.377 Stimmen bzw. 0,8 % und in Kärnten 2.196 
Stimmen bzw. 1,2 %. In Oberösterreich, Tirol und Vorarlberg hatte die DNSAP damals nicht kandidiert. 
Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 79 und S. 406.
56) Hier stellten die Nationalsozialisten mit Hans Prodinger und Hans Wagner (Rudolf Jung hatte seinen Wohn-
sitz von Salzburg nach Troppau verlegt) ihre ersten Landtagsabgeordneten in der Ersten Republik. Pro-
dinger wurde in der am 23. April 1919 abgehaltenen ersten Landtagssitzung von den nichtsozialistischen 
Parteien dann sogar als Landesrat vorgeschlagen, er beugte sich aber dem „Terror“ der Sozialdemokra-
ten, die drohten, bei seiner Wahl aus der Landesregierung auszutreten. Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschich-
te des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 383. 
57) Im Wahlkampf trat die DNSAP hier für die Einstellung der Ausgabe von Lebensmittelkarten an alle „Nicht-
deutschen“ ein. Sie verlangte ehestens ein Gesetz zur Entlassung aller „Fremdvölkischen“ aus dem öf-
fentlichen und privaten Dienst sowie Bestimmungen, die zur Aufhebung des Mieterschutzgesetzes für 
Nichtdeutsche, „insbesondere für die ostjüdische Seuche“ führen sollten. Neben diesen drei „Hauptfor-
derungen“ versprach sie, sich für eine Verwaltungsreform sowie für die Verstaatlichung der Wasserkräf-
te, der Eisenbahnen und der Banken einzusetzen. „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 3. Mai 1919. 
In den damals noch gemeinsamen Wiener und Niederösterreichischen Landtag zog Dr. Walter Riehl ein. 
Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 597.
58) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 21.
59) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 8 vom 22. Februar 1919, S. 2.
60) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 1. März 1919. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 149 f.
61) Der Hauptteil ihrer bisherigen Anhängerschaft, die Industriearbeiter, waren in Böhmen verblieben, während 
die Partei in Deutschösterreich schnell einsehen mußte, daß sie für ihren Hauptkonkurrenten, die Sozial-
demokratische Arbeiterpartei, keine eigentliche Konkurrenz darstellte. Wladika, Michael: Hitlers Väter-
generation. S. 598.
62) Auf Bundesebene hatten die Deutschnationalen bei der Nationalratswahl 1919 18,36 % der gültigen Stimmen 
erzielt. In Oberösterreich hingegen kamen die Deutschnationalen, die sich hier als bürgerlich orientierte 
„Deutsche Volkspartei“ und als vor allem bäuerliche Interessen wahrnehmende „Deutsche Freiheits- und 
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haltenen Landtagswahl63 kandidiert. Die Partei unterhielt hier damals auch noch keine Orts-
gruppen, es gab allerdings schon Einzelmitglieder64, die sich sowohl auf gewerkschaftlicher 
als auch auf parteipolitischer Ebene mit viel Elan der Verbreitung der nationalsozialistischen 
Ideologie widmeten, wobei ihnen einerseits die enge Verflechtung der DNSAP mit den 
deutschnationalen Gewerkschaften65 entgegenkam und andererseits die weitgehende pro-
grammatische Übereinstimmung mit den beiden anderen deutschnationalen Parteien in Ober-
österreich, der bürgerlich orientierten „Deutschen Volkspartei“ und der auf die Interessen der 
deutschfreiheitlichen Bauern ausgerichteten „Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei“66,
Ordnungspartei“ der Wahl gestellt hatten, im Wahlkampf aber „Hand in Hand“ gegangen waren (Schdg. 
WBl. 1919, Nr. 4, S. 6), gemeinsam auf 25,82 %. (Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monar-
chie zur Republik. S. 116). In Schärding entfielen damals 27,86 % auf die „Deutsche Volkspartei“ und 
2,58 % auf die „Deutsche Freiheits- und Ordnungspartei“. Mit ihrem Anteil von 30,44 % an den gültigen 
Stimmen lagen die Deutschnationalen damit zwar hinter den Sozialdemokraten (43,95 %), aber deutlich
vor den Christlichsozialen (25,61 %). Eigene Berechnungen nach: Schdg. WBl. 1919, Nr. 8, S. 1. 
Bei der Landtagswahl 1919 mußten die Deutschnationalen dann aber schwere Verluste hinnehmen. Ins-
gesamt erhielten sie nun nur mehr 20,48 %, während die Christlichsozialen 51,98 % und die Sozialdemo-
kraten 27,54 % für sich verbuchen konnten. (Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur 
Republik. S. 116). In Schärding hatte die F.O.P. bei dieser Wahl 21,83 % der gültigen Stimmen erzielt, 
die SDAP 48,40 % und die CS 29,77 %. Schreiben der BH Schärding vom 24. Mai 1919. Zl. 9005.
63) Diese Landtagswahl war mit den Gemeinderatswahlen gekoppelt, u. z. auch mit denen von Linz und Steyr. 
Im „Schärdinger Wochenblatt“ war dazu am 3. Mai 1919 unter dem Stichwort „Die Landtags- und Ge-
meindewahlen“ u. a. folgendes mitgeteilt worden: „Nach dem Beschlusse der prov. Landesversammlung 
vom 16. April werden bekanntlich in Oberösterreich die Wahlen in die Landesversammlung und in die 
Gemeindevertretung diesmal unter einem und zwar am Sonntag den 18. Mai 1919 stattfinden. Die Stimm-
zettel, die für die Wahlen in die Landesversammlung abgegeben werden, gelten gleichzeitig auch für die 
Wahlen in die Gemeindevertretung. Diejenigen Parteien, die in irgend eine Gemeindevertretung kandi-
dieren wollen, müssen zugleich auch in der Landesversammlung kandidieren. Es werden daher in Ober-
österreich voraussichtlich in die Gemeinden nur drei Parteien kandidieren können, die Christlichsozia-
len, die Sozialdemokraten und die Deutsche Freiheits- und Ordnungspartei, weil kaum anzunehmen ist, 
daß auch andere Parteien wahlwerbend auftreten werden. [...].“ Schdg. WBl. 1919, Nr. 18, S. 5.
64) Sie lieferten ihre Mitgliedsbeiträge direkt an die Hauptleitung ab. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der national-
sozialistischen Partei in Oberösterreich. Von den Anfängen bis zum Parteiverbot (1919–1933). – Haus-
arbeit. (Wien: 1981). S. 1.
65) Die enge personelle und organisatorische Verflechtung der DNSAP mit den deutschnationalen Gewerkschaf-
ten war eine Besonderheit des österreichischen Nationalsozialismus in seiner Frühphase und dann – aller-
dings abgeschwächt – in seiner weiteren Entwicklung bis etwa 1931. Die „völkischen“ Berufsvereinigun-
gen waren dabei nicht in die Parteigliederung eingeschlossen, doch ergaben sich zwischen der mit ihrem 
sozialreformerischen Programm vor allem anfangs stark auf Arbeitnehmerinteressen ausgerichteten
DNSAP und den Gewerkschaften, besonders wenn es um die Erhaltung des Arbeitsplatzes für den „deut-
schen“ Arbeiter ging, geradezu automatisch Übereinstimmungen. Wie schon vor dem Weltkrieg blieben 
die „völkischen“ Gewerkschaften damit das hauptsächliche verbandspolitische und soziale Rekrutierungs-
feld der Partei, die unter diesen Umständen immer wieder bestrebt war, einflußreiche Gewerkschaftsper-
sönlichkeiten zur Parteimitarbeit zu gewinnen. Personelle Überschneidungen von Partei- und Gewerk-
schaftsfunktion waren daher keine Seltenheit. Die „Deutsche Arbeiter-Presse“ und später auch die „Volks-
stimme“ behandelten Gewerkschaftsangelegenheiten wie Angelegenheiten der Partei. Botz, Gerhard: 
Faschistische Bewegungen und Lohnabhängige in Österreich. S. 338–340 sowie Dürr, Marlies: Zur Ge-
schichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 11.
66) In dem zu Weihnachten 1918 herausgegebenen „Wahlsendschreiben der Deutschen Volkspartei an die männ-
liche und weibliche Wählerschaft des Landes ob der Enns“ hieß es z. B.: „Diese neue Partei, die Deutsche 
Volkspartei in Oberösterreich ist nicht die Partei einer einzelnen Klasse, sondern eine Partei aller schaf-
fenden Stände, die die berechtigten Forderungen aller Stände und aller ehrlich Erwerbenden zu den ihri-
gen macht. […]. Der Arbeiter soll als vollberechtigter Volksgenosse den vollen Schutz seiner Rechte ge-
nießen. […]. Wir sind freiheitlich, Freiheitliche der Tat und nicht Freiheitliche auf dem Papier. Wir wol-
len die Freiheit und Unverletzlichkeit der Person und des Eigentums, die Freiheit der Ueberzeugung des 
Glaubens und des Gewissens. Freie Wahlen, freie Versammlungen! Preßfreiheit, Schulfreiheit, einen frei-
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die sich am 24. April 1919 auf Beschluß einer Vertrauensmännerversammlung in Wels (mit
sechs Gegenstimmen) zur „Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei“ zusammenschlossen67
und sich nunmehr – wie folgende Mitteilung der „Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei“ 
im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 3. Mai 1919 zeigt – als „deutsche Einheitspartei Ober-
österreichs“ verstanden68:
Die Vertrauensmänner von ganz Oberösterreich sowohl der „Deutschen Freiheits- und 
Ordnungspartei“ als auch der „Deutschen Volkspartei für Oberösterreich“ haben für 
den 24. v. M. nach Wels eine gemeinsame Vertrauensmännerversammlung einberufen 
und auf dieser einmütig die Vereinigung der deutsch-freiheitlichen Parteien Oberöster-
reichs beschlossen. Es ist somit die deutsch-freiheitliche Einheitsfront, die schon längst 
in Stadt und Land sehnlichst herbeigewünscht wurde, geschaffen, Bauer und Bürger 
ziehen geschlossen in den Landtags- und Gemeinde-Wahlkampf und die Zeit der Eigen-
brödelei und der deutschen Uneinigkeit ist im freiheitlichen Lager Oberösterreichs zu 
Ende. Große Freude hierüber beseelt den wahrhaft deutschen Bürger und Bauer und 
man möchte dieses freudige Ereignis gerne den vereinigten Parteien der Sozialdemo-
kratie und der Christlichsozialen danken, die es durch ihre Wahltaktik hinsichtlich der 
Aufhebung der Koppelung und des Zusammenlegens der Landtags- mit den Gemeinde-
Wahlen zustande brachten, daß sich Land und Stadt in der Zeit arger politischer Be-
drängnis zusammenfanden. Die deutsche Einheitspartei Oberösterreichs ist auf diese 
Weise eine Volkspartei im wahrsten Sinne des Wortes geworden, sie umfaßt alle deutsch-
fühlenden Bauern, Bürger, Angestellten und Arbeiter, sie ist die Partei des Mittelstan-
des und aller derjenigen, die bei unglücklichen volkswirtschaftlichen Umwälzungen 
noch etwas zu verlieren haben. Die aufliegenden Landtagswahllisten bezeugen auch 
die Vertretung aller Stände im Rahmen der Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei.
Für die damals noch in den Kinderschuhen steckende oberösterreichische DNSAP –
erst Ende Mai 1919 unternahm der Geschäftsführer der DNSAP, Landtagsabg. Dr. Walter 
Riehl, eine Versammlungsreise durch Oberösterreich69, und im Anschluß daran wurden in 
en Staat und eine freie Kirche. Staat und Kirche, Schule und Kirche sollen von einander getrennt, neben 
einander frei und unabhängig sein! […]. Nach wie vor ist unsere Partei eine nationale Partei, die den 
Schutz der heimischen Bevölkerung verlangt. Wir wollen deutsche Eigenart auch im Kampf mit dem jü-
dischen Gastvolke erhalten. Der verderbliche jüdische Einfluß ist auszuschalten. Wir sind wirtschaftli-
che und soziale Antisemiten und werden dem Zufluten der Juden, die von Osten, zumal von Galizien wie 
Heuschrecken nach Deutschösterreich eindrangen, zu begegnen wissen. […].“ 
67) Unter dem Titel „Deutsche Einigkeit!“ nahm die „Innviertler Zeitung“ (so hieß das „Rieder Sonntags-Blatt“ 
ab F. 16 vom 18. April 1919) in ihrer F. 18 vom 2. Mai 1919 auf S. 1 dazu folgendermaßen Stellung: 
„Der 24. April 1919 wird ein Ehrentag in der Geschichte der Deutschen Oberösterreichs sein. Ist es doch 
an diesem denkwürdigen Donnerstage endlich zu einem festen Zusammenschlusse der deutschfreiheitli-
chen Bruderparteien ‘Deutsche Volkspartei’ und ‘Deutsche Freiheits- und Ordnungspartei’ gekommen 
und gegen 400 Vertrauensmänner aus Stadt und Land, aus allen Bezirken, Städten, Märkten und Dörfern 
kamen, um ihren Willen und ihre Stimme für die Einigung der deutschen Parteien Oberösterreichs abzu-
geben. […]. Der erste Schritt zur deutschen Einigkeit ist geschehen! Oberösterreich ist einig! Jetzt möge 
die Reichspartei erstehen. Und mit Freuden wollen wir feststellen, daß die Vereinigung der Deutschen in 
Oberösterreich im ganzen Lande freudigen Widerhall gefunden hat. Auch sind schon Verhandlungen im 
Gange, die alle deutschen Landesparteien zu einer Reichspartei verschmelzen sollen. Hoffen und wün-
schen wir, daß dies geschehe zum Nutz und Frommen der guten deutschen Sache, zum Wohle des deut-
schen Volkes überhaupt. Heil!“
68) Schdg. WBl. 1919, Nr. 18, S. 7.
69) Die „Deutsche Arbeiter-Presse“ hatte am 24. Mai 1919 diesbezüglich folgende Termine bekanntgegeben: 
28. Mai Linz: Vereinsversammlung des Nationalsozialistischen Vereines und Ortsgruppengründung, 
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Linz und Wels die ersten Ortsgruppen errichtet70 – bot sich dadurch öfter als bisher die Mög-
lichkeit, im Schlepptau der „Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei“ aufzutreten.
Zwischen den beiden Parteien entstand so eine relativ enge Beziehung – in Schärding 
z. B. beriefen die Ortsgruppen der F.O.P. und der DNSAP gemeinsam für den 12. Dezember
1919 eine Versammlung in den Aschenbrennersaal ein, zu der Ing. Rudolf Jung als Redner 
angekündigt war71 –, und dieses Naheverhältnis – zumindest im Jahr 1919 betrachteten die 
oberösterreichischen Nationalsozialisten die F.O.P. als Vertreterin ihrer Interessen in den 
öffentlichen Körperschaften wie Nationalrat und Landtag, weil sie selbst keine Vertreter in 
diesen Körperschaften hatten – wurde auch von den Sozialdemokraten immer wieder zur 
Sprache gebracht. So schreibt das sozialdemokratische Linzer „Tagblatt“ z. B. über die Errich-
tung der DNSAP-Parteiorganisation: „In Oberösterreich haben sie [= die Nationalsozialisten; 
Anm. d. Verf.] sich unter dem Protektorat der ehemaligen Deutschen Volkspartei aufgetakelt 
[…]“72; und anläßlich der am 5. August 1920 im Jungreithmeier-Saal in Ried im Innkreis 
abgehaltenen nationalsozialistischen Versammlung, an der auch Dr. Riehl teilnahm, kann 
man in der „Wahrheit!“ vom 15. August 1920 folgendes lesen73: 
[…] Der Saal war dicht besetzt, mehr als die Hälfte bildeten unsere Genossen [= So-
zialdemokraten; Anm. d. Verf.]. Es sprach Doktor Riehl über die politische Lage. Er 
redete außerordentlich gemäßigt, griff die Sozialdemokratie nicht an, bezeichnete viel-
mehr seine Partei als „eine Partei des gemäßigten Sozialismus.“ Ueber ausdrücklichen 
Wunsch unserer Rieder Genossen waren Dr. Jetzinger und Genosse Bruckschlögl er-
schienen. Ersterer behandelte die einzelnen Punkte des vorgebrachten Referates; eine 
Widerlegung war nicht nötig, denn im großen ganzen entsprach ja, mit Ausnahme des 
Syndikalismus, das Vorgebrachte auch unserer Anschauung. Wenn die Nationalsozia-
listen nach dem handeln würden, was Dr. Riehl sprach, wären sie ausgesprochene So-
zialisten, stünden also uns weit näher als den Nationalen, der großdeutschen Partei. 
Ob sie so handeln, kann man jetzt noch sehr schwer beurteilen, da sie in der National-
29. Mai: Wels: Vereinsversammlung des Nationalsozialistischen Vereines und Ortsgruppengründung, 
30. Mai: Vöcklabruck: Öffentliche Versammlung, 31. Mai: Gmunden: Öffentliche Versammlung und 
1. Juni vormittags: Versammlung in Ischl. Anschließend hieß es dann noch: „Die Parteigenossen werden 
gebeten, in dem ihnen nächst liegenden Versammlungsorte zu erscheinen. Eine Landeskonferenz wird 
einberufen werden.“ „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 21 vom 24. Mai 1919, S. 4.
70) Als „Einzugstag“ der DNSAP in Linz wurde der 28. Mai gefeiert, also der Tag, an dem Dr. Walter Riehl an-
läßlich seiner ersten Versammlungsreise durch Oberösterreich in Linz gesprochen hatte („Deutsche Ar-
beiter-Presse“ F. 23 vom 7. Juni 1919), laut einer eidesstattlichen Erklärung, die Alfred Proksch vor dem 
NS-Parteigericht in München abgab (BArch, Oberstes Parteigericht: Alfred Proksch an den USchlA, 
Reichsleitung der NSDAP, 10. 3. 1931), war die Gründung der Ortsgruppe Linz jedoch schon im April 
1919 erfolgt. Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 126. 
In Wels fand die erste von der Reichsparteileitung einberufene Versammlung der DNSAP laut „Volks-
ruf“ F. 23 vom 8. Juni 1919, S. 3 nicht am 29. Mai 1919 statt, wie dies in der „Deutschen Arbeiter-Pres-
se“ F. 21 vom 24. Mai 1919, S. 4 angekündigt worden war, sondern am 30. Mai, und im Rahmen dieser 
Versammlung war nach der Rede Dr. Riehls die Ortsgruppe Wels gegründet worden. 
Im Juni wurden dann in Linz und Wels (hier zählte man damals 98 Mitglieder) reguläre Ortsgruppenlei-
tungen gewählt und monatliche Sprechabende angesetzt. „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 28 vom 12. Juli 
1919 und F. 29 vom 19. Juli 1919.
71) Die Versammlung konnte dann allerdings infolge der Verhinderung Jungs nicht stattfinden. Schdg. WBl. 1919, 
Nr. 50, S. 5.
72) „Tagblatt“ Nr. 192 vom 23. August 1919. Beispielsweise war Gymnasialprofessor Brettl, der erste Obmann 
der Welser DNSAP-Ortsgruppe, vorher Volksparteiobmann gewesen. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Ge-
schichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 8.
73) „Wahrheit“ Nr. 33 vom 15. August 1920, S. 6 f.
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versammlung keinen Vertreter hatten. Tatsache ist aber das eine, daß die Nationalso-
zialisten doch als Gruppe der Großdeutschen im praktischen politischen Leben auf-
scheinen. Und hier setzte Gen. Bruckschlögl ein. Er wies darauf hin, daß das Kapital 
noch jedesmal vor den Wahlen unter irgend einem Firmenschild die geeinigte Arbeiter-
schaft zu sprengen versuchte. Lautlose, fast beängstigende Stille herrschte, als Bruck-
schlögl Herrn Riehl fragte, wie er über Börsenspekulation denke und ob er sie als un-
moralisch verurteilte. Riehl bejahte dies. Darauf konstatierte Bruckschlögl, daß Riehl 
selbst eines der größten Börsenspekulationskonten habe. Riehl verteidigte sich dahin, 
daß dies Gelder seien, die er als Rechtsanwalt verwalte, nicht persönliches Eigentum. 
Auf diese Sache werden wir noch zurückkommen. – Würden die Nationalsozialisten
von Riehl – es sind fast nur junge Leute, Turner – so handeln, wie Dr. Riehl sprach, 
dann müßten sie sich als Gruppe der Sozialisten fühlen. Dem ist aber nicht so; sie 
denken und fühlen bürgerlich-national. Für uns übrigens weit besser; wir wollen und 
brauchen keine eigene Gruppe; die Stammtischrunden mit ihrem spießbürgerlichen 
Kantönligeist, die Dr. Riehl treffend geißelte, überlassen wir gerne den Großdeutschen. 
Die anderen mögen sich in sieben mal sieben Gruppen spalten, wenn nur die Arbeiter-
schaft einig und geschlossen dasteht im Kampfe für die großen Aufgaben der Zukunft. 
Und das ist bei unserer strammen Rieder Arbeiterschaft der Fall. – Sehr peinlich be-
rührte es, daß Dr. Riehl in seiner Gegenrede gerade die Arbeiter als die dummen Kerle 
hinstellte. Unsere Arbeiterschaft ist und wird politisch weit besser geschult als die blind-
wütigen Heil-Schreier! – Den römischen Klerikalismus verurteilte Dr. Riehl scharf.
Im Lauf des Jahres 1920 begann sich die oberösterreichische DNSAP dann aber gegen 
politisch nahestehende Gruppen – und somit auch gegen die „Deutsche Freiheits- und Ord-
nungspartei“ – abzugrenzen. In diesem Zusammenhang wurde im Rahmen der am 12./13. 
Mai 1920 in Linz abgehaltenen Landesvertretertagung ausdrücklich jedes Zusammengehen 
mit anderen Parteien bei Gemeinde- und Landtagswahlen abgelehnt.74
Schließlich setzten im Jahr 1921 direkte Angriffe auf die „Großdeutsche Volkspartei“
ein. Der Partei wurde vorgeworfen, die Volksgemeinschaft nur als „Schlager“ zu benutzen
und sowohl zu wenig national als auch zu wenig antisemitisch zu sein. Ihr Nationalismus und 
Antisemitismus reiche nur bis zum Geldbeutel. In einer Versammlung in Enns erklärte der Ob-
mann der Landesparteileitung, Robert Derda, daher75: „Die Wand, die uns von den Sozialde-
mokraten trennt, ist nicht größer, als die, welche uns von der Großdeutschen Partei scheidet.“
Doch zurück ins Frühjahr 1919! Besonders hervorzuheben in ihrem Engagement für die 
DNSAP waren hier damals der Gewerkschaftssekretär Josef Renner (geb. am 17. Juni 1892 in 
Brünn als Sohn eines Kaufmannes; österreichischer Staatsbürger durch Option; am 12. Juni
1924 in Schärding Heirat mit der hier am 15. Oktober 1898 geb. Theresia Murauer: Kontori-
stin in Schärding und hier zuständig; Tochter des hiesigen Landwirtschaftsdirektors Johann
Murauer; Alfred Proksch war dabei Trauzeuge76), die Welser Gesangslehrerin Herma Schlech-
74) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 21 vom 22. Mai 1920, S. 4.
75) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 3 vom 15. Jänner 1921. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der national-
sozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 10.
76) Trauungsbuch Tom. VI (1912–1924) des Kath. Stadtpfarramtes Schärding, S. 144.
1934 Scheidung, 1939 zweite Eheschließung; gest. am 8. Februar 1958 in Salzburg.
Renner ging 1928 nach Salzburg. Dort wurde er Geschäftsführer des D.H.V. und war hier von 1931 bis 
1933 für die Schulz-Richtung der NSDAP im Gemeinderat. Von 1934 bis 1938 hatte er die Funktion des 
Landesleiters des Österr. Gewerkschaftsbundes inne. Im Krieg war er Sachbearbeiter des Reichstreuhän-
ders der Arbeit in Karlsbad. Nach 1945 war er zuerst als Angestellter und dann als Beamter der Salzbur-
ger Landesregierung tätig, u. z. als Fachmann in der Sozialgesetzgebung. Von 1955 bis 1958 war Renner 
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ter77, die erste Vorkämpferin für nationalsozialistische Ideen in Oberösterreich – im Unter-
schied zur Münchner NSDAP war der DNSAP die Gleichberechtigung der Frauen ein wich-
tiges Anliegen78, sodaß Frauen durchaus auch in hohe Parteiämter aufsteigen konnten79 –,
und der Eisenbahnbeamte Alfred Proksch, der zu den Mitbegründern der DNSAP in Öster-
reich gehörte und bald zur zentralen Persönlichkeit der Nationalsozialisten in Oberösterreich 
werden sollte.80
So waren Herma Schlechter und Gewerkschaftssekretär Josef Renner, der mit 1. März 
1919 in Linz zum Leiter des neu errichteten „Deutschen“ Gewerkschaftssekretariates bestellt 
worden war81 und im Jahr 1919 auch die Funktion des Landesvertrauensobmannes der DNSAP 
Landtagsabgeordneter der ÖVP und hatte darüber hinaus verschiedene Funktionen in der ÖVP sowie im 
ÖAAB. Außerdem war er Obmann der Angestelltenkrankenkasse Salzburg. Puffer, Emil: Die Linzer Ge-
meindemandatare. – In: Bart, Richard/Puffer, Emil: Die Gemeindevertretung der Stadt Linz vom Jahre 
1848 bis zur Gegenwart. Geschichte – Biographien bearbeitet im Archiv der Stadt Linz unter wissen-
schaftlicher Leitung von Dr. Wilhelm Rausch. – Linz: 1968. S. 235.  
77) „Volksruf“ F. 29 vom 20. Juli 1919, S. 3.
78) Dies dokumentiert auch die von der Reichsparteileitung einberufene Versammlung der DNSAP am 30. Mai 
1919 in Wels. „In Würdigung der Gleichberechtigung der Frauen“ hatte damals der geschäftsführende 
Obmann, Landtagsabg. Dr. Riehl, nach einer kurzen Einleitung „der hiesigen Vertrauensperson Fräulein 
Herma Schlechter“ den Vorsitz übertragen. Im „Volksruf“ F. 23 vom 8. Juni 1919, S. 3 wurde dazu folgen-
des mitgeteilt: „Frl. Schlechter eröffnete mit warmen Grußworten und gab der Freude Ausdruck, daß die 
nationalen sozialen Ideen, die das ganze deutsche Oesterreich mit einem einheitlichen Programm durch-
setzen, auch in ihremHeimatlande Ober-Oesterreich allerorts Anklang finden und Fuß zu fassen beginnen, 
wodurchviele nationale, arbeitende Volksgenossen, alle die an den Programmen und Leistungen der bürger-
lichen Parteien nicht Genüge und Halt finden konnten, wieder Boden unter sich fühlen werden und Hoff-
nung und Arbeitsfreudigkeit für die Zukunft gewinnen werden. Die Nationalsozialisten stehen nicht nur in 
nationaler Beziehung auf einem radikaleren Standpunkt als die Programme der übrigen nationalen Parteien, 
insbesondere das sozialistische Programm geht weit über die ziemlich verwässerten Programme hinaus. 
Trotzdem ist es ein erfüllbares Programm, bodenständig und deutschem Wesen entnommen und angemes-
sen, wodurch es sich von dem Programm der Sozialdemokratie unterscheidet.“ Nach der Rede Riehls und 
der anschließenden Gründung der Ortsgruppe wurde die Versammlung durch H. Schlechter geschlossen. 
79) So ging z. B. das Mandat der DNSAP im Salzburger Landtag, das Hans Wagner im Frühjahr 1920 aufgrund 
seiner gerichtlichen Anklage zurückgelegt hatte, auf die Postbeamtin Margarete Diller über. „Volksruf“ 
vom 30. April 1921. Nach: Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg 
(1913–1925). S. 389. 
80) Der am 8. März 1891 in Larischau, Bezirk Jägerndorf in Österreichisch-Schlesien als Sohn eines Schnei-
dermeisters geborene Eisenbahnbeamte Alfred Proksch war einer der ersten, die sich hier für den natio-
nalen Sozialismus einsetzten. Nach der Matura an der Oberrealschule in Jägerndorf hatte Proksch als 
Einjährig-Freiwilliger beim k. u. k. Inf.-Reg. Nr. 1 gedient und war am 4. August 1912, nachdem er an 
der Eisenbahnakademie Linz a. d. D. den einjährigen Beamtenfachkurs mit vorzüglichem Erfolg absol-
viert hatte, in den Beamtenstand der Österr. Staatsbahnen aufgenommen worden. Schon als Mittelschü-
ler und dann als junger Eisenbahnbeamter hatte sich Proksch der deutschen Schutzvereinsbewegung ge-
widmet. Von dieser „Volkstumsarbeit“ aus fand er den Weg zur „Deutschen Arbeiterpartei“, deren Mit-
glied er 1912 wurde. Bei Kriegsbeginn trat Proksch ins k. u. k. Inf.-Reg. Nr. 91 ein und wurde später 
Eisenbahnbeamter (Reserveoffizier) im Kriegseinsatz. Bei Kriegsende war er in Mährisch-Ostrau tätig, 
wo er u. a. das Lebensmittelmagazin der Eisenbahnbediensteten Mährisch-Ostrau/Oderfurt mit einem 
Versorgungsstand von 151.000 Personen leitete und als deutscher Arbeitnehmervertreter dem Revier-
wirtschaftsamt angehörte. Aufgrund seiner politischen Aktivitäten mußte Proksch die Tschechoslowakei
dann aber verlassen und ging im März 1919 nach Österreich, wo er bis zu seiner Flucht ins Deutsche 
Reich am 24. Juni 1933 eine Reihe von wichtigen Parteifunktionen innehatte. So war Proksch, der ab 
dem 30. April 1919 seinen ständigen Wohnsitz in Linz hatte, z. B. zwischen 13. Juli 1923 und 14. Jän-
ner 1932 Linzer Gemeinderat und von 1928 bis 1931 administrativer österreichischer Landesleiter. 
AdR, BKA 22/OÖ, Zl. 196.292–1931 sowie Dostal, Thomas: Das „braune Netzwerk“ in Linz. S. 24 f. 
und Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 212 f.  
81) Josef Renner-Wien (Volks- und Bürgerschule, 2 Jahre Lehrerbildungsanstalt, dann kaufmänn. Angestellter in 
Wien) schien bereits bei der am 12./13. Oktober 1913 abgehaltenen Hauptversammlung des „Deutschen 
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Oberösterreichs innehatte82, nicht nur landauf, landab unterwegs, um an Veranstaltungen der
„völkischen“ Gewerkschaften teilzunehmen und dabei nach Möglichkeit neue Mitglieder zu 
werben83, sondern sie traten auch häufig als Redner in Versammlungen der „Deutschen 
Volkspartei“ bzw. der „Deutschen Freiheits- und Ordnungspartei“ auf, und Alfred Proksch 
stand den beiden – wie folgender Bericht aus der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 31. Mai 
1919 über eine in Neumarkt-Kallham abgehaltene Wählerversammlung belegt84 – darin um 
nichts nach:
Hier fand im Bräuhaussaale am 15. Mai eine überaus zahlreich besuchte Wählerver-
sammlung der Freiheits- und Ordnungspartei statt, bei der außer dem Wahlwerber, 
Oberlehrer H. Berger, auch unsere wackere Parteigenossin Schlechter aus Wels und 
Parteigenosse Proksch aus Linz unter lebhaftem Beifall sprachen. Dem letzteren trat 
der sozialdemokratische Landtagswerber Schreier entgegen, doch wurde er durch un-
seren bewährten Parteigenossen, der unter ausdrücklicher Betonung seiner Zugehörig-
keit zur nationalsozialistischen Arbeiterpartei sprach, glatt erledigt. Endlich hat die 
nationale Arbeiterbewegung auch hier Wurzel gefaßt. Wir hoffen, in kürzester Zeit die 
Gründung einer Ortsgruppe vornehmen zu können.
Wie bereits erwähnt, war Proksch im März 1919 nach Österreich gekommen. Er hatte 
hier die Organisation der aus den Nachfolgestaaten geflüchteten und ausgewiesenen deutsch-
stämmigen Eisenbahner gegründet85, deren Übernahme in den Dienst der deutsch-österreichi-
schen Staatsbahnen er bewerkstelligen konnte, und war bis zu seiner Flucht ins Deutsche 
Reich am 24. Juni 1933 als Beamter bei der Eisenbahndirektion Linz tätig, wo er auch als
Gewerkvereines für Oesterreich“, die im Beisein Adalbert Maullers als Vertreter der „Zentralkommission 
deutscher Arbeitnehmerverbände“ und Riehls als Vertreter der „Deutschen Arbeiterpartei“ im Sitzungssaal
des Gewerkvereinssekretariats Wien VI, Matroseng. 9 stattfand, als „1. Rechner“ auf („Deutsche Arbei-
ter-Zeitung“ F. 43 vom 25. Oktober 1913). In Hinblick auf die Errichtung des deutschen Gewerkschafts-
sekretariats in Linz schrieb die „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 11 vom 15. März 1919, S. 4 daher, daß 
mit der Leitung der neuen Einrichtung „unser bewährter Sekretär Josef Renner aus Wien betraut wurde“. 
82) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 24 vom 14. Juni 1919. Renner war damit zumindest für das Jahr 1919 für alle 
Organisationsfragen der Partei in diesem Land verantwortlich. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der natio-
nalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 12.
83) In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ F. 12 vom 22. März 1919, S. 4 findet sich z. B. der Hinweis, daß bei der 
am 6. März 1919 in Linz unter Obmann Heinzl abgehaltenen Monatsversammlung des „Reichsbundes 
deutscher Eisenbahner“ auch Renner anwesend gewesen sei. Die „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 13 vom 
29. März 1919, S. 5 erwähnt die Teilnahme Schlechters und Renners an der Gründungsversammlung der 
Ortsgruppe des „Verbandes deutscher weiblicher Angestellter“ am 14. März 1919, und in F. 22 vom 31. 
Mai, S. 4 wird berichtet, daß Gewerkschaftssekretär Renner aus Linz am 15. Mai bei der Gründungsver-
sammlung einer Ortsgruppe des „Verbandes deutscher weiblicher Angestellter“ in Gmunden über „Zweck 
und Ziele der Gewerkschaft der weiblichen Angestellten und über die Wichtigkeit der Abschließung von 
Kollektivverträgen für die Handelsangestellten“ gesprochen habe. Weiter heißt es dann: „Außer in Gmun-
den haben wir bereits Ortsgruppen in Linz, Wels und Ried i. I. Neue Ortsgruppengründungen sind in Vor-
bereitung. Die nationale Gewerkschaftsbewegung macht in Oberösterreich gute Fortschritte.“
84) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 22 vom 31. Mai 1919, S. 5.
85) Im „Linzer Volksblatt“ Nr. 128 vom 3. Juni 1919, S. 4 wurde in diesem Zusammenhang unter dem Stich-
wort „Vertriebene deutsche Eisenbahnbedienstete“ folgendes mitgeteilt: „Die aus den auf dem Boden 
der alten Monarchie entstandenen fremden Nationalstaaten vertriebenen deutschen Eisenbahnbedienste-
ten, die sich derzeit in Oberösterreich aufhalten, haben sich ohne Unterschied der gewerkschaftlichen 
oder parteipolitischen Zugehörigkeit zur Wahrung ihrer Interessen zusammengeschlossen und mit der 
Führung ihrer Angelegenheiten einen sechsgliedrigen Ausschuß betraut, der aus nachstehenden Herren 
besteht: Proksch, Assistent (Obmann), Kaiganic, Oberrevident (Schriftführer), Marz, Lokomotivführer, 
Bielik, Oberkondukteur, Bittner, Lokomotivführer, Dunst, Oberkondukteur. Zuschriften sind an Herrn 
Kaiganic, Goethestr. 9 [in Linz; Anm. d. Verf.], zu richten.“
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Gewerkschaftsfunktionär arbeitete. Außerdem fungierte Proksch in Linz schon vor der Grün-
dung der Ortsgruppe als Ortsvertrauensmann der DNSAP86 und hatte als solcher einen we-
sentlichen Anteil an der Gründung und am Aufbau dieser Ortsgruppe.
Was nun Schärding anbelangt, so war nach den mir zur Verfügung stehenden Quellen 
„Fräul. Schlechter aus Wels“ die erste, die hier als DNSAP-Mitglied öffentlich auftrat: Laut 
dem „Schärdinger Wochenblatt“ vom 10. Mai 1919 sprach sie am 9. Mai 1919 im Gasthof 
Aschenbrenner in einer allgemein zugänglichen Wählerversammlung der „Deutschen Frei-
heits- und Ordnungspartei“, „gelegentlich welcher sich der Mandatswerber Theodor Berger, 
Schulleiter in Kimpling, der Wählerschaft“ vorstellte.87
Nur eine Woche später hatte dann Alfred Proksch seinen ersten großen Auftritt in 
Schärding. Unter dem Titel „Eine sozialdemokratische Versammlung“ teilte die „Deutsche 
Arbeiter-Presse“ dazu am 31. Mai 1919 folgendes mit88:
Freitag, den 16. Mai d. J., trat hier unser Parteigenosse Proksch in einer massenhaft 
besuchten sozialdemokratischen Versammlung dem roten Landtagsabgeordneten Gin-
zinger89 entgegen, indem er unter anderem folgendes ausführte: Durch die Mitschuld 
der Sozialdemokratie ist Bismarcks stolzes Erbe, das Deutsche Reich, vertan. Die tö-
richte Hoffnung auf die Internationale, die Hoffnung auf den Umsturz in den feindlichen 
Ländern ist eine trügerische, sie hat sich nicht erfüllt, weil siegende Völker keine Re-
volutionen machen, und sie wird sich auch in Zukunft nicht erfüllen, weil wirklich inter-
national nur der ideal veranlagte Deutsche ist, nie aber andere Völker, deren Interna-
tionalismus nichts ist als eine sehr dünne Tünche über den Nationalismus. Uns bleibt 
der Gewaltfriede! ... Sozialdemokratie und Kommunismus sind zwei unzertrennliche 
Begriffe. Wenn heute die Sozialdemokraten sich dagegen wehren, mit den Kommuni-
sten in einen Topf geworfen zu werden, so geschieht das nur, weil die Wege, die zum
gemeinsamen Endziele führen, verschieden sind. Wie dieses Endziel, der Zukunftsstaat, 
dieses Himmelreich auf Erden, in der Praxis aussieht, ist in Rußland, Ungarn und Mün-
chen zu sehen. Dem deutschen Volke kann die Internationale so wenig wie die marxi-
stische Heilslehre, sondern einzig und allein Arbeit und wieder Arbeit helfen. Darum 
ist die schablonenhafte Sozialisierung heute ein Verbrechen am Volke, ein Verbrechen 
auch deswegen, weil sie als zu weitgehend jeden gesunden Unternehmungsgeist ertötet 
und damit unseren vollen Ruin herbeiführt. Wir Nationalsozialisten sind als Staatssozia-
listen keineswegs Gegner der Sozialisierung, wir verwerfen aber die Vergesellschaf-
tung aller Produktionsmittel ... Wir wollen keinen kapitalistisch-jüdischen Machtstaat, 
sondern einen machtvollen deutschen Kapitalstaat. Darum bekämpfen wir den fremd-
völkischen jüdischen Händlergeist, jenen unheilvollen Geist, der zum Verderben unse-
res Volkes überall, auch in der Sozialdemokratie, wirkt ... 
86) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 23 vom 7. Juni 1919. 
87)  Schdg. WBl. 1919, Nr. 19, S. 5.
88) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 22 vom 31. Mai 1919, S. 4 f. 
89) Johann Ginzinger, geb. am 21. Jänner 1881 in Leopoldskron (Salzburg), gest. am 22. März 1929 in Linz, 
Bierbrauergehilfe und Arbeiter in Kaltenhausen sowie bei der Aktienbrauerei in Linz, wirkte schon seit 
1906 als Betriebsvertrauensmann und seit 1907 als Gewerkschaftsfunktionär, vor allem als zweiter Ge-
werkschaftssekretär neben Josef Dametz. In den ersten fünf Nachkriegsjahren war Ginzinger besonders 
in der Kommunal- und Landespolitik tätig: Zwischen 1918 und 1923 war er sozialdemokratischer Ge-
meinderat in Linz, 1918/19 Mitglied der Provisorischen Landesversammlung und anschließend zwischen 
1919 und 1925 Mitglied des gewählten Landtages. In dieser Zeit widmete er sich vorwiegend Fragen der 
Lebensmittelversorgung. Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 95. 
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Nach der Zusammenfassung der programmatischen Darlegungen Prokschs wurde in 
dem Artikel dann noch die Reaktion der „Herr[e]n Genossengegner“ auf die Rede Prokschs
einer scharfen Kritik unterzogen. Der „Schärdinger Führer der Sozialdemokraten“ wurde da-
von jedoch ausdrücklich ausgenommen:
Die sachlichen Ausführungen unseres Parteigenossen, oft von Wutausbrüchen der Geg-
ner unterbrochen, wurden seitens der anwesenden Nationalen mit Beifall aufgenom-
men. Dies schien dem Herrn Abgeordneten nicht in den Kram zu passen, denn in sei-
ner Erwiderung, die an Sachlichkeit herzlich wenig, an wüstem Geschimpfe aber alles 
enthielt, kam dies deutlich zum Ausdrucke. Brutalität war seit jeher ein Zeichen der 
Schwäche, das möge sich Herr Ginzinger merken. Besonders aber noch dieses, daß es 
bei einem Führer, der doch über der Menge stehen soll, immer bedenklich ist, wenn er 
statt zur Waffe des Geistes zum Schimpfwörterlexikon greift oder gar handgreiflich zu 
werden droht. Die volksbewußten Versammlungsteilnehmer wußten den politischen 
Anstand des Herrn Ginzinger, der, bevor er über sittliche Hebung des Volkes spricht, 
gut daran täte, selbst erst eine Anstandsschule zu besuchen, auch richtig einzuschät-
zen und verließen einmütig die Versammlung. Zur Ehre des Schärdinger Führers der 
Sozialdemokraten sei aber gesagt, daß er den Kampf, ganz im Gegensatze zu seinem 
Parteigenossen-Abgeordneten sachlich und taktvoll führte. Es ist noch nicht aller Ta-
ge Abend – nur Geduld – auch in Schärding wird der nationale Sozialismus sich sieg-
reich Bahn brechen. Dies einstweilen den Herrn Genossengegnern ins Tagebuch.
Zum Unterschied von H. Schlechter und A. Proksch kam Landessekretär Josef Renner
erst im Juni 1919 – also erst nach den Landtags- bzw. Gemeindewahlen, die den hiesigen So-
zialdemokraten mit 1.031 gültigen Stimmen (CS: 634 St. und F.O.P.: 465 St.)90 einen über-
wältigenden Sieg gebracht hatten – nach Schärding.
Der Anlaß für diesen Besuch am 24. Juni 1919 war eine Werbeversammlung zur Grün-
dung einer Ortsgruppe des „Verbandes deutscher weiblicher Angestellter“. Laut der „Deut-
schen Arbeiter-Presse“ F. 27 vom 5. Juli 1919 „zeitigte die Rede des Landessekretärs Renner 
aus Linz“ damals „vollen Erfolg, denn 21 weibliche Handelsangestellte traten dem Verbande 
und fünf männliche Angestellte dem D. H. V.91 bei.“ Zur Vorsteherin wurde Frl. Berta Auer, 
Schärding Nr. 117, gewählt.92 Abschließend hieß es dann noch: „Der nationale Gewerk-
schaftsgedanke ist in Oberösterreich auf dem Marsche.“93
Beim Ausbau der DNSAP in Oberösterreich hingegen hatten trotz intensiver Werbung
keine großen Fortschritte erzielt werden können. 
Dies geht nicht nur aus dem Bericht hervor, den Alfred Proksch am 8. Dezember 1919 
beim „Staatsparteitag für Österreich“ über den Stand der nationalsozialistischen Bewegung 
90) Schreiben der BH Schärding vom 24. Mai 1919. Zl. 9005.
91) Als Schärdinger Vertrauensmann des D. H. V. wird im „Oberösterreichischen Amtskalender“ für das Jahr 
1919 auf S. 353 Hans Mitterhauser genannt.
92) Berta Auer, geb. 1890 in Rühstorf, arbeitete hauptberuflich bei der Fa. Johann Baldi als Buchhalterin. Baldi 
seinerseits war auch als Buch- und Kassenführer der Schärdinger Handels- und Gewerbekasse tätig. Als er 
am 22. November 1918 krankheitshalber zurücktrat, kam man überein, daß Berta Auer, die bisher einen 
Monatsgehaltsbezug von 80 Kronen gehabt hatte, ab 1. Dezember eine monatliche Vergütung von 115 
Kronen bekomme, „wofür sie mit Einverständnis von Herrn Baldi die halbe Tagesdienstleistung der Ge-
nossenschaft widmen wird“. (Wiesner, Eduard: 100 Jahre Volksbank Schärding. – Schärding: 2004. S. 
40). 1920 findet sich ihr Name auf der Unterschriftenliste, die die Schärdinger Ortsgruppe der „National-
sozialistischen Partei“ anläßlich der Gemeindewahl am 7. Oktober 1920 vorlegte. 
93) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 27 vom 5. Juli 1919, S. 3.
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in Oberösterreich vorlegte94, sondern auch aus den Daten, die anläßlich des ersten oberöster-
reichischen Landesparteitages bekanntgegeben wurden. 
Dieser Parteitag fand am 14. September 1919 unter dem Vorsitz Alfred Prokschs im 
Beisein Dr. Riehls in Linz statt. Dr. Riehl und Parteigenosse Körner sprachen bei dieser Ge-
legenheit über Organisationsfragen – nach den in der Parteipresse veröffentlichten Angaben 
hatte die DNSAP in Oberösterreich damals „in 14 Orten Ortsgruppen oder wenigstens Ver-
trauensmänner aufzuweisen“95 –, während sich PG. Proksch in seiner Rede mit dem zu grün-
denden Gewerkschaftskartell befaßte. Anschließend wurde die Wahl der Landesleitung vor-
genommen. Laut Bericht im „Volksruf“ vom 28. September erbrachte sie folgendes Resultat: 
I. Obmann wurde Körner, II. Obmann Proksch, Zahlmeister und Schriftführer Riebler; als 
Beisitzer gingen Friedrich, Brettl, Sackl, Kohlneder, Frl. Schlechter und Butschek – Bahnre-
vident Friedrich Butschek, geb. am 16. März 1883 in Olmütz, war seit 22. Jänner 1919 in 
Schärding gemeldet96 – aus der Wahl hervor, und dann hieß es weiter: „[…], zwei Vertreter 
für Gmunden und Steyr wurden über Wunsch der Vertreter dieser Orte vorläufig freigehalten 
und werden über Vorschlag der Ortsgruppen zugewählt werden.“97
Schließlich wurde noch – möglicherweise unter dem Eindruck der Ereignisse des Vor-
tages98 – die Parole „Durch Kampf zum Sieg“ für Oberösterreich ausgegeben. 
Im Sinne dieses Kampfes dürften sich im Oktober 1919 – das Datum ließ sich nicht er-
mitteln – dann auch die Schärdinger Parteigenossen zu einer Ortsgruppe zusammengeschlos-
sen haben, denn am 1. November 1919 war in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ unter dem 
Stichwort „Schärding“ folgendes zu lesen99:
Die nationalsozialistische Weltanschauung faßt langsam auch im Innviertel Fuß. Die 
Not der Zeit und der Ekel vor dem Treiben der jüdischen Sozipartei bringt die Massen 
langsam zur Überzeugung, daß die Zukunft nur dem Nationalsozialismus gehört. Aus 
diesem Bewußtsein heraus haben sich auch in Schärding die Parteigenossen zusammen-
geschlossen und nachstehenden Ausschuß gewählt: Obmann: Metallarbeiter Rudolf 
Kittl; Schreiber: Bahnadjunkt Fritz Jakob und Bankbeamter Richard Angermaier; 
Zahlmeister: Handelsangestellter Rothbauer und Schlosser Joh. Stelzmüller. Der 
erste Ansatz ist vielversprechend und gibt Zeugnis dafür, daß es bereits in Arbeiterkrei-
sen zu dämmern beginnt. „Die Wahrheit marschiert.“
94) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 2 vom 10. Jänner 1920, S. 2.
95) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 38 vom 20. September 1919, S. 2. Im „Volksruf“ vom 28. September 1919, 
der allerdings fälschlicherweise schrieb, daß sich innerhalb eines Jahres „14 Ortsgruppen“ gebildet hät-
ten, findet sich darüber hinaus noch der Hinweis, daß die Ortsgruppen Linz und Wels „mehrere hundert 
Mitglieder“ zählten. „Volksruf“ F. 39 vom 28. September 1919, S. 3.
96) Meldebuch VII, B 271.
97) „Volksruf“ F. 39 vom 28. September 1919, S. 3.
98) Dr. Riehl wollte im Rahmen seines Aufenthalts in Oberösterreich hier auch in einigen Versammlungen auf-
treten, worauf am 6. September 1919 in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ angekündigt werden konnte, 
daß Dr. Riehl in Versammlungen in Linz (13. September), Wels (14. September) und Ried (15. Septem-
ber) über das Thema „Die Zukunft der Ostmark und des deutschen Volkes und der nationale Sozialis-
mus“ sprechen werde. („Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 36 vom 6. September 1919, S. 3). Der Vortrags-
abend Riehls in Linz, der im Redoutensaal abgehalten wurde, fand jedoch ein vorzeitiges Ende. Wäh-
rend dieser Versammlung hatte sich nämlich eine Gruppe von Sozialdemokraten, darunter auch der Ar-
beiterratsobmann Strasser, gewaltsam den Zutritt erzwungen. Diese beschlagnahmten den Rucksack mit 
Dr. Riehls Flugschriften und Reisehabseligkeiten und hinderten Dr. Riehl am Sprechen. Als von den 
Eindringlingen schließlich auch noch unter Gewaltandrohung der Abzug des Parteiobmannes gefordert 
wurde, ließ Alfred Proksch über die Beendigung der Versammlung abstimmen, und daraufhin wurde die 
Sitzung geschlossen. „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 38 vom 20. September 1919, S. 3.
99) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 44 vom 1. November 1919, S. 3.
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Beim „Staatsparteitag für Österreich“, der im Anschluß an die am 7. Dezember abge-
haltene erste „Zwischenstaatliche Tagung“100 am 8. Dezember 1919 in Wien stattfand, wur-
de Oberösterreich als jüngstes „Parteineuland“ gebührend gefeiert. Von den insgesamt 176 
Vertretern, die an diesem Parteitag teilnahmen101, kamen damals 18 aus Oberösterreich, u. z. 
Alfred Proksch für die Landesleitung, 13 Vertreter aus der Ortsgruppe Linz, einer aus der 
Ortsgruppe Schärding, und drei stellte die Ortsgruppe Wels.102
Wie bereits erwähnt, erstattete Alfred Proksch dem Parteitag damals einen Bericht zum
Stand der nationalsozialistischen Bewegung in Oberösterreich. Die „Deutsche Arbeiter-Pres-
se“ veröffentlichte im Rahmen ihrer Berichterstattung über diesen Parteitag in ihrer Ausgabe
vom 10. Jänner 1920 auch die „Verhandlungsschrift zum 8. Dezember 1919“, worin die Re-
de Prokschs folgendermaßen zitiert war103:
Proksch (Linz): „Zunächst überbringe ich Ihnen die herzlichsten Grüße der Ober-
österreicher. Unsere Bewegung ist noch sehr jung; die Anfänge wurden in den Mona-
ten Mai und Juni in einigen Versammlungen, die der Parteiobmann Dr. Riehl hielt, 
100) Schon im Sommer 1919 hatte die österreichische DNSAP mit ähnlichen Organisationen im Deutschen Reich 
Kontakt aufgenommen. Am 2. August 1919 meldete die „Deutsche Arbeiter-Presse“, daß es auch im 
Deutschen Reich, „zwar vielen noch unbekannt“, bereits gute Ansätze zu einer großen nationalsozialisti-
schen Bewegung gebe. Der Artikel schloß mit den Worten: „[…] Die nationalsozialistische Bewegung im 
Reiche ist unsere Hoffnung. Sie wird erstarken und die Führung an sich reißen und alles wird sich zum Gu-
ten wandeln.“ (Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 152). Gemeint war damit allerdings 
nicht die am 5. Jänner 1919 von Anton Drexler, einem Eisenbahnschlosser, und dem Journalisten Karl Har-
rer in München gegründete „Deutsche Arbeiterpartei“ (DAP), der Adolf Hitler im September 1919 als 
Mitglied beitreten sollte, sondern die „Deutsch-sozialistische Partei“ (DSP) Alfred Brunners, deren eigent-
liche Gründung zwar erst auf dem Parteitag vom 23. bis 25. April 1920 in Hannover erfolgte, die im Jahr 
1919 aber schon in Hannover, Düsseldorf, Frankfurt, Dresden, Nürnberg (gegründet von Julius Streicher) 
und Kiel Ortsgruppen unterhielt und zu den sudetendeutschen und österreichischen Nationalsozialisten 
Kontakte hatte. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 612 f.
Ende August 1919 kamen die Parteileitungen des Sudetenlandes und Österreichs daher überein, daß ange-
sichts der verschiedenen nationalsozialistischen Parteien eine neue Organisationsform gefunden werden 
müsse. Zu diesem Zweck wurde als oberste Instanz der „Nationalsozialistische Hauptausschuß Groß-
Deutschlands“ gebildet. Dieser setzte sich zwar vorerst nur aus den Obmännern der Staatsparteileitungen
der Nationalsozialisten Österreichs und der Tschechoslowakei zusammen, es war aber vorgesehen, daß 
ihm fürderhin auch die Obmänner der größeren deutschen Bundesstaaten angehören sollten, in denen sich 
„ähnliche“ Organisationen entwickeln würden. Außerdem sollten nationalsozialistische Grundsätze in 
Hinkunft nur mehr imEinvernehmen mit allenNationalsozialisten„Groß-Deutschlands“aufgestellt werden,
u. z. auf gemeinsamen Tagungen, die man abwechselnd in den verschiedenen Staaten einberufen wollte. 
„Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 30. August 1919. Nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 154.
Die erste „Vertretertagung der Nationalsozialisten aus der Tschechoslowakei, Deutschösterreich, Pol-
nisch-Schlesien und dem Deutschen Reich“ wurde für den 7. Dezember 1919 nach Wien einberufen. Zu 
der Tagung erschienen dann jedoch lediglich Vertreter aus der Tschechoslowakei und aus Österreich –
von den deutschsozialistischen Organisationen, mit denen Riehl hauptsächlich gerechnet hatte, langten 
nur Begrüßungsschreiben der Ortsgruppen München, Düsseldorf, Nürnberg, Frankfurt, Kiel und Dresden 
ein; Alfred Brunner, der bereits fix zugesagt hatte, konnte sein Fernbleiben sehr glaubhaft mit den Reise-
schwierigkeiten des Jahres 1919 entschuldigen –, sodaß man nach den Vorträgen Rudolf Jungs und Alex-
ander Schillings über die politische Lage und nach einer Rede Riehls über die „künftige Gesamtvertre-
tung aller Nationalsozialisten deutscher Rasse“ zwar noch festlegte, wie viele Stimmen den einzelnen 
Staats-Parteien bei den Abstimmungen über die Grundsätze und Richtlinien im Hauptausschuß zukom-
men sollten, die geplante Konstituierung einer zwischenstaatlichen Kanzlei wurde aber auf die Tagung 
im nächsten Jahr verschoben. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 617.   
101) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 156.
102) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 1 vom 3. Jänner 1920, S. 6 und F. 3 vom 17. Jänner 1920.
103) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 2 vom 10. Jänner 1920, S. 2.
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gemacht. Die Schwierigkeiten bei der Aufrichtung unserer Organisation werden Sie 
verstehen, wenn Sie bedenken, wie schwerfällig der Oberösterreicher in seinem politi-
schen Handeln ist. Der bajuwarische Einschlag bringt es eben mit sich, daß er nicht 
schnell für eine Idee zu begeistern ist, zum Unterschiede von anderen süddeutschen 
Ländern.104
Die Erfolge, die ich Ihnen berichten kann, sind zwar keine besonderen, aber mit Rück-
sicht auf die Kürze der Zeit doch nennenswerte. Wir haben in Oberösterreich fünf Orts-
gruppen [Linz, Wels, Schärding, Vöcklabruck, Ried105] mit nicht ganz 600 Mitglie-
dern106 [wovon allein auf die Ortsgruppe Linz 190 entfielen107], die alle tadellos ar-
beiten und wir haben auch an die Hauptleitung über K 1300.– bereits abgeführt. Wir 
werden uns in Oberösterreich durchsetzen, da wir uns auch das benachbarte Salzburg 
zum Vorbild nehmen.“ (Beifall)
Zur ideologischen Diskussion im Rahmen des Parteitages trug die oberösterreichische
Gruppe damals mit zwei Anträgen bei. Der erste Antrag wurde vom langjährigen Parteimit-
glied und nun in Oberösterreich ansässigen Eisenbahner Ferdinand Ertl eingebracht und be-
faßte sich mit der Frage „Volkspartei oder Klassenpartei“. 
Ertl verlangte darin offen, daß der marxistische Klassenkampfgedanke ins Programm 
der DNSAP aufgenommen werde. Doktor Riehl konnte die Annahme dieses Antrages jedoch 
verhindern, indem er Ertl davon überzeugte, daß die Partei die Interessen des Gesamtvolkes 
vertrete und der Arbeiterklasse die Aufgabe zukomme, die natürliche Vorkämpferin der na-
tionalsozialistischen Idee zu sein.108
Der zweite oberösterreichische Antrag wurde von der Ortsgruppe Wels gestellt und be-
zog sich auf die Judenfrage. Die Ortsgruppe wünschte in dieser Frage die allerschärfste Stel-
lungnahme seitens der Partei. Jeder gesellschaftliche Verkehr mit Juden sollte den Parteimit-
gliedern untersagt werden, ebenso jeglicher Einkauf in jüdischen Geschäften.109
104) Daß Proksch die Schwierigkeiten bei der Aufrichtung nationalsozialistischer Organisationen in seinem Lan-
de auf die „Schwerfälligkeit“ des Oberösterreichers im politischen Handeln zurückführte, blieb in den 
eigenen Reihen nicht unwidersprochen und sorgte zudem bei den Parteigenossen in Oberösterreich für 
Unmut, worauf man sich anläßlich des zweiten oberösterreichischen Landesparteitages am 16. Jänner 
1920 noch einmal mit dieser Angelegenheit befaßte. Dabei wurde die Sache „[...] aufgeklärt und zur Ru-
he gelegt.“ „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 5 vom 31. Jänner 1920.
105) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 2.
106) Im Vergleich dazu hatte z. B. Kärnten 5 Ortsgruppen mit insgesamt 1.200 Mitgliedern; Salzburg: 17 Orts-
gruppen, 2 Vertreter im Landtag; Obersteiermark: 17 Nationalsozialisten im Gemeinderat. Ebda. 
107) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 4 vom 24. Jänner 1920.
108) Dies war, nachdem schon der 1. Wiener Parteitag im Mai 1918 mit Nachdruck gegen die Aufnahme des 
Klassenkampfgedankens gestimmt hatte, der letzte Versuch in der langen Geschichte der „Deutschen Ar-
beiterpartei“ und späteren DNSAP, dem Klassenstandpunkt zum Durchbruch zu verhelfen. 
In Oberösterreich wurde die Frage „Klassenpartei oder Volkspartei“ aber noch eine Zeitlang – z. B. am 
14. Jänner 1920 im Rahmen einer Ortsgruppenversammlung in Linz („Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 4 
vom 24. Jänner 1920) – heftig diskutiert. Noch 1921 klingt der Klassenstandpunkt in einem Vorwurf an 
die GDVP durch. Der Obmann der Landesparteileitung, Robert Derda, bezeichnete die von den Groß-
deutschen angestrebte Volksgemeinschaft als Schlager, „[…] der in der Praxis völlig undurchführbar sei, 
weil er das Aufgeben sämtlicher persönlicher Interessen zur Voraussetzung habe.“ „Deutsche Arbeiter-
Presse“ F. 3 vom 15. Jänner 1921.
Die zwiespältige Haltung der Oberösterreicher in dieser Frage wird umso deutlicher, wenn man bedenkt, 
daß ein Landesparteitag am 13. Februar desselben Jahres unter ebendiesem Obmann Derda sich öffent-
lich für eine „Volksgemeinschaft der Tat“ aussprach. „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 8 vom 19. Februar 
1921. Nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 3 f.
109) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 1 vom 3. Jänner 1920.
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An den Parteigrundsätzen selbst wurde anläßlich dieses Parteitags nur wenig geändert. 
Neben der Gegnerschaft gegen die neugegründete Tschechoslowakische Republik110, die vor 
allem in Wien sowie in Nieder- und Oberösterreich durch Flüchtlinge und von den Tschechen 
entlassene Eisenbahner genährt wurde, stand im Sinne der Traditionen Schönerers und aktua-
lisiert durch die starke ostjüdische Einwanderung nach Wien111 der Antisemitismus in der Pro-
paganda im Vordergrund.112 Im Hinblick auf die Angleichung an eine überstaatliche Partei 
aber lautete nun der wichtigste Grundsatz113:
Unser Ziel ist die Zusammenfassung des gesamten deutschen Siedlungsgebietes in
Europa zu einem demokratischen, sozialen alldeutschen Reiche. 
Dr. Walter Riehl, der von den Delegierten anläßlich des Parteitages einstimmig zum 
Parteiobmann für Österreich gewählt worden war – in die engere Parteiführung kamen wei-
ters Paul Pogatschnigg, Karl Schulz, Ferdinand Ertl, Walter Gattermayer und mit Franziska 
110) Diese Gegnerschaft zeigte sich z. B. am 29. März 1924 in Linz in einer großen antitschechischen Demon-
stration. Für diesen Tag war vom tschechoslowakischen Vizekonsulat in Linz eine Feier anläßlich des 
100. Geburtstages des tschechi???????????????????????????????????????–1884) organisiert worden, 
worauf die „völkischen“ Parteien und Vereine zu einer Protestkundgebung vor dem Landestheater auf-
gerufen hatten. Zu dieser Kundgebung fanden sich schließlich rund 2.000 nationalsozialistische und 
deutschnationale Demonstranten – an ihrer Spitze Karl Sadleder, der großdeutsche Ex-Bürgermeister 
und Stadtrat von Linz – sowie zahlreiche Schaulustige vor dem Landestheater ein, wo es dann zwischen 
den zum Schutz des Konsuls aufgebotenen Polizisten und den teilweise mit Totschlägern, Messern und 
Keulen ausgerüsteten Aktivisten zu einem Zusammenstoß kam. Bei diesem Handgemenge wurden meh-
rere Personen, darunter auch Karl Sadleder, verletzt. Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 
133 und Schuster, Walter: Deutschnational · Nationalsozialistisch · Entnazifiziert. Franz Langoth. S. 62.
111) Anfang September 1920 z. B. hielt die DNSAP im nahe der Leopoldstadt gelegenen Wiener Wurstelprater 
eine Kundgebung ab, die nach Parteischätzungen von 3.000 Personen besucht wurde. Parteiführer Walter 
Riehl verlangte damals eine Deportierung der „200.000 Ostjuden“ Wiens nach Polen, um Platz für die 
150.000 Obdachlosen der Stadt zu schaffen. Bei dem Demonstrationsumzug, dem sich dann 1.000 Teil-
nehmer anschlossen, kam es zu Zusammenstößen mit zahlenmäßig unterlegenen Gruppen von Sozialisten 
und Juden. Letztere wurden in den Seitenstraßen verfolgt, bis schließlich die Polizei eingriff. Jüdische 
Geschäftsleute in der Nachbarschaft waren gezwungen, schnell ihre Läden zu schließen und in ihre Woh-
nungen zu flüchten, während die Nazis die Polizei mit Steinen bewarfen und beschimpften. Pauley, Bru-
ce F.: Eine Geschichte des österreichischen Antisemitismus. Von der Ausgrenzung zur Auslöschung. –
Wien: 1993. S. 124.
112) Wandruszka, Adam: Das „nationale Lager“. S. 310.
In den Nationalratswahlkampf 1920 zog die DNSAP z. B. mit folgenden Parolen: „Gegen Judenherr-
schaft / gegen den Wucherkapitalismus / gegen die Wiederkehr der Habsburger / gegen Schieber und 
Schleichhändler / gegen Faulheit, Luxus und Schlemmerei / gegen Klassenkampf / gegen demagogische 
Lüge und Heuchelei / für Achtung des Volkswillens / für ernsten sozialen Aufbau / für das soziale Groß-
deutschland / für den Preisabbau / für die sittliche Arbeitspflicht / für gewissenhafte Vertretung der Ar-
beitsmenschen / für die bittere Wahrheit.“ „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 42 vom 16. Oktober 1920. Zit. 
nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 174.
Riehl betonte zudem weiterhin die Notwendigkeit einer zeitlich begrenzten Diktatur. Ein starker Führer, 
der sich um Kritik oder Popularität nicht kümmern müsse, sei nötig, um Österreich aus seiner gegenwärti-
gen Malaise herauszuführen. Der Masse aber sollten ihre Rechte nicht uneingeschränkt verweigert werden. 
All dies bildete die Basis für viele nationalsozialistische Propagandaschriften in den ersten Jahren der 
österreichischen Republik. Eine weitere Quelle für Propagandamaterial waren natürlich die Tagesereig-
nisse. Verständlicherweise wurde der Vertrag von St. Germain gebrandmarkt, weil er mehr Deutsche un-
ter fremde Herrschaft zwang als der Vertrag von Versailles. Deutschösterreich wurde als unmögliche 
Schöpfung dargestellt, mit einer riesigen Weltstadt und einigen Alpentälern. Sein Bestehen würde letz-
ten Endes in eine Katastrophe führen. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 41.
113) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 52 vom 24. Dezember 1919. Zit. nach: Wladika, Michael: Hitlers Väterge-
neration. S. 617. 
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Wolf-Cyrian erstmals eine Frau114 –, bemühte sich in der Folgezeit daher, die bereits beste-
henden Beziehungen zu den deutschen Schwesterparteien115 zu vertiefen, und nahm zu die-
sem Zweck mit den Gesinnungsgenossen im Deutschen Reich neuerlich schriftlich Kontakt 
auf.116
Besonders aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang das Antwortschreiben, das 
Riehl auf seinen Brief vom 6. Februar 1920 an Anton Drexler, den Obmann der DAP, erhielt. 
Es war mit 1. März 1920 datiert117 – Adolf Hitler hatte mittlerweile in seiner Eigenschaft als 
„Werbeobmann“ der DAP118 am 24. Februar 1920 im Festsaal des Hofbräuhauses in München 
vor etwa 2.000 Versammlungsteilnehmern das 25 Punkte umfassende Programm der „Deut-
schen Arbeiterpartei“ verkündet119, die nunmehr „Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter-
partei“ (NSDAP) hieß120 – und trug die Unterschriften Drexlers und Hitlers. In diesem Schrei-
ben nahm Drexler „zu den Punkten, die Sie [= Dr. Riehl; Anm. d. Verf.] in dem uns vorlie-
genden Schreiben berührten und die uns als besonders vordringlich und wichtig erscheinen“, 
u. a. folgendermaßen Stellung121: 
114) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 617 f.
115) Abgesehen von den bereits erwähnten Verbindungen, die zur DSP Alfred Brunners unterhalten wurden, 
hatte Riehl im September 1919 auch Kontakte mit Anton Drexler, dem Obmann der DAP, angeknüpft. 
Um der damals noch ganz kleinen Arbeiterpartei in München eine gewisse Hilfestellung zu bieten und 
sie mit einem ähnlichen Programm und einer gleichlautenden Parteibezeichnung für die DNSAP zu ge-
winnen, sandte Riehl einige tausend Exemplare seiner Broschüre „Unser Endziel“ nach München. Laut 
einer Tagebucheintragung Riehls aus dem Jahr 1940 erhielt er am 25. September 1919 ein Antwort-
schreiben Drexlers, worin es u. a. hieß: 
„Der Name deutschsozialistische- oder nationalsozialistische Partei kann für die deutschösterreichischen 
Verhältnisse besser geeignet sein. Bei Ihnen ist die Sache ja schon ziemlich groß; aber bei uns in 
Deutschland, wo so viele Menschen noch schlafen, ist DAP der geeignetere Name. Betrachten Sie bitte, 
Herr Doktor Riehl, diese Erklärung nicht als endgültige Verneinung. Sind wir einmal besser entwickelt 
und hat unsere Aufklärungsarbeit tüchtig gewirkt, so werden wir auf diese Frage zurückkommen. Bis da-
hin bitte ich Sie, uns als treue deutsche Kameraden unter Ihnen marschieren zu lassen“. Zit. nach: Wla-
dika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 618 f.
Als Mittelsmann zwischen Wien und München fungierte ab dem Frühjahr 1920 Dr. Theodor Lauböck, 
Regierungsrat bei der Eisenbahn in Rosenheim. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 160.
116) Laut der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 6. März 1920 langte daraufhin bei der Parteileitung u. a. ein 
Schreiben ostpreußischer Nationalsozialisten ein, worin diese mitteilten, daß eine Vertrauensmännerkon-
ferenz der DSP in Ostpreußen nach genauem Studium des Jungschen Buches beschlossen habe, die Orts-
gruppen Königsberg, Rastenburg, Memel und Hohenstein fortan bedingungslos der DNSAP anzuschlie-
ßen. Zugleich wurde Dr. Walter Riehl in diesem Schreiben als „Führer“ anerkannt. Brandstötter, Rudolf: 
Dr. Walter Riehl. S. 157 f.
117) Die DAP hatte inzwischen einen Nebenraum des „Sterneckerbräus“ als „Parteilokal“ angemietet, sodaß der 
Brief Riehls zunächst an die falsche Adresse gegangen war. Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. 
S. 620.
118) Nachdem Hitler anläßlich einer am 19. September 1919 durchgeführten Ausschußsitzung seinen Parteiein-
tritt bestätigt hatte und zugleich Mitglied des leitenden Arbeitsausschusses geworden war, bemühte er 
sich in den folgenden Wochen intensiv um eine Steigerung des Bekanntheitsgrades der Partei mit Hilfe 
öffentlicher Veranstaltungen. Insgesamt hatten die ab Mitte/Ende Oktober 1919 in einem zweiwöchigen 
Turnus abgehaltenen Versammlungen einen für die Verhältnisse der DAP durchaus beachtlichen Zulauf. 
Hitler gelang es dabei, der DAP über ihre bisherige Klientel (Handwerker, Eisenbahner) hinaus Soldaten, 
Kaufleute, Geschäftsinhaber, Intellektuelle und bemerkenswert viele Frauen als neue Mitglieder bzw. An-
hänger zuzuführen. Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 253 f.
119) Im Punkt 1 hieß es bereits: „Wir fordern den Zusammenschluß aller Deutschen auf Grund es Selbstbestim-
mungsrechtes der Völker zu einem Groß-Deutschland.“ Außerdem verlangte man z. B. „Land und Boden 
zur Ernährung unseres Volkes“, die „Brechung der Zinsknechtschaft“ und „Gemeinnutz vor Eigennutz“. 
Ebda. S. 468–472.
120) Ebda. S. 211.
121) Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 241–243.
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Schon das beigelegte Programm unserer Partei wird Ihnen zeigen, daß wir, vielleicht 
im Gegensatze zur deutschsozialistischen Partei, das größte Gewicht auf die vollstän-
dige Einigung aller deutschen Stämme, ohne Rücksicht auf ihre bisherige staatliche 
Zugehörigkeit legen. Wir können uns kein anderes Ziel denken, das irgendwie geeignet 
wäre, uns im Inneren zu befriedigen, wenn nicht das Ziel, dem deutschen Volke die 
Stellung auf dieser Erde zu geben, die ihm kraft seiner Zahl und seiner Kultur gebührt. 
Und dieses Ziel scheint uns nicht erreichbar, ehe nicht die Zersplitterung deutscher 
Stämme beendet, unser Volk geeinigt ist.
Nach diesem uneingeschränkten Bekenntnis zur Notwendigkeit der Einigung des ge-
samten deutschen Volkes wartete Drexler mit folgender Empfehlung auf: 
Für Verhandlungen auf diesem Gebiete käme in erster Linie unsererseits in Betracht 
Herr Adolf Hitler, der in diesem Briefe mitunterzeichnet und der selber geborener 
Deutschösterreicher ist. Herr Hitler ist Werbeobmann unserer hiesigen Ortsgruppe 
der Partei.122
Wie Riehl vertrat Drexler daraufhin die Ansicht, „daß irgendeine dauernde Einigung 
unseres Volkes nicht möglich ist, ohne für einen unbedingt anerkannten Mittelpunkt der ge-
samten Organisation und Verwaltung des Reiches zu sorgen“, und zum Schluß bekräftigte 
Drexler noch einmal, „daß unser Vaterland nicht Preußen heißt und nicht Bayern, nicht 
Österreich und nicht Sachsen, sondern Deutschland“.
Im Rahmen der zweiten zwischenstaatlichen Tagung aller „nationalen Sozialisten“ des 
deutschen Sprachgebietes, zu der Dr. Riehl für den 7. und 8. August 1920 nach Salzburg ein-
geladen hatte und die sich „eines vorzüglichen Besuches“ erfreute123 – damals kam es zur er-
122) In dieser Funktion war Hitler am 19. Februar 1920 auch in Passau aufgetreten. An diesem Donnerstagabend 
hatte die Passauer Einwohnerwehr unter ihrem Führer Oberst Lacher „[…] im Hellkeller wieder einmal ein 
gemütliches Stelldichein gegeben in Form einer in einfachem Rahmen gehaltenen Familienunterhaltung.“ 
Anläßlich dieser Veranstaltung hielt Hitler einen von den Teilnehmern – außer den Mitgliedern der Ein-
wohnerwehr und ihren Familien hatten sich auch zahlreiche Angehörige des in Passau stationierten III. Ba-
taillons des 20. Reichswehrinfanterieregiments mit ihrem Kommandeur Major Hofmann und mehreren Of-
fizieren sowie die Mitglieder der örtlichen Veteranen- und Kriegervereine eingefunden – „[…] mit stürmi-
schem Beifall aufgenommenen vaterländischen Vortrag, in welchem der gewandte Redner in überzeugen-
den, eindringlichen Worten auf die äußeren und inneren Ursachen unseres Zusammenbruchs und auf die 
seitherigen untauglichen Mittel zur Bekämpfung der Not unserer Tage durch Phrasen und Schlagwörter 
hinwies.“ DZ 130/78 vom 22. 2. 1920, S. 5. Zit. nach: Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und 
Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. – Berlin: 2007. S. 23.
123) Laut der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 14. August 1920 hatten die österreichischen Nationalsozialisten 
unter Ausübung ihrer vollen Vertreterberechtigung von allen Ortsgruppen 180 Vertreter entsandt. Darun-
ter waren fast alle Mitglieder der Parteileitung, Parteiobmann Landtagsabg. Riehl, die Landtagsabgeordne-
ten von Salzburg Prodinger und Wagner [tatsächlich aber hatte Wagner schon im Frühjahr 1920, als ge-
gen ihn gerichtliche Anklage wegen Kettenhandels und Papierschmuggels erhoben worden war, sein Man-
dat zurückgelegt; Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). 
S. 374 u. 389], der Obmann der Gewerkschaft deutscher Eisenbahner Ertl, der Obmann des Gewerkschafts-
rates Gattermayer, der Obmannstellvertreter der Gewerkschaft deutscher Postler Schulz, der Geschäfts-
führer des Gaues D.H.V. Legmann sowie der Obmann des Reichsbundes deutscher Arbeiterjugend und 
Zahlmeister der Reichsparteileitung Heiduk. Insgesamt war die zwischenstaatliche Tagung von 235 be-
vollmächtigten Vertretern beschickt. Für die DNSAP in den Sudetenländern waren Ing. Rudolf Jung und 
Hans Knirsch, Schriftleiter Dr. Schilling und der Obmann der deutschböhmischen Landesparteileitung Gal-
le erschienen. Die NSDAP war durch ihren ersten Vorsitzenden Metallarbeiter Anton Drexler aus Mün-
chen und „ihren ausgezeichneten volkstümlichen Agitator“ Adolf Hitler aus München vertreten, und für 
die DSP (Sitz Hannover) waren deren erster Vorsitzender Ing. Brunner (Düsseldorf) und Dr. Runge (Leip-
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sten persönlichen Begegnung zwischen Dr. Riehl und Hitler124 –, wurde dann nach intensiven 
Debatten über staats- und verfassungspolitische Fragen sowie über programmatische Formu-
lierungen125 ein gemeinsamer Ausschuß der „Nationalsozialistischen Parteien Großdeutsch-
lands“ gegründet und die grundsätzliche Einigkeit postuliert126, wobei als Hauptforderung 
die „Zusammenfassung des gesamten deutschen Siedlungsgebietes in Europa zum demokra-
tischen, sozialen Deutschen Reiche“ proklamiert wurde. 
zig) sowie fünf andere Vertreter dieser hauptsächlich in Norddeutschland vertretenen Richtung erschie-
nen. Darüber hinaus nahmen noch ein Vertreter der großdeutschen Freiheitspartei in Berlin sowie Vertre-
ter „reichsdeutscher und deutscher Zeitungen der Nachfolgestaaten sowie Deutschösterreichs“ an der 
Tagung teil. Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 244. 
124) Dr. Riehl wurde einer der wenigen Männer der Partei, die mit dem „Führer“ auf dem „Du-Fuß“ standen. 
(Wandruszka, Adam: Das „nationale Lager“. S. 310.) Abgesehen davon waren Riehl und Hitler jedoch 
zwei völlig verschiedene Persönlichkeiten. Friedrich Weissensteiner charakterisiert sie folgendermaßen: 
„Sie traten wohl beide für den Anschluß ein, sie waren beide Antisemiten (wenn auch von unterschiedli-
cher Qualität), beide waren Gegner des Parlamentarismus. Aber während der gemäßigte Riehl konzessi-
onsbereit, freundlich und hilfsbereit war, war Hitler autoritär, kaltschnäuzig und abweisend. Sie hatten 
auch völlig konträre Ansichten, was die Führung der Partei betraf. Riehl befürwortete eine vergleichswei-
se demokratische Parteistruktur mit Funktionärswahl, Hitler bestand auf der bedingungslosen Unterwer-
fung der Partei unter seinen Willen.“ Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat. S. 102.
125) Die Diskussionen darüber, ob das Wort „Arbeiter“ im Titel der Partei beibehalten werden solle, führten auf 
charakteristische Weise das ideologische Tauziehen vor Augen, das in den ersten Nachkriegsjahren vor 
sich ging. Ing. Jung und Gattermayer, die den linken Flügel der Partei anführten und die DNSAP in ein so-
zialistisches Fahrwasser zu drängen versuchten, wollten die DNSAP als klassische Arbeiterpartei beibehal-
ten und nicht einmal Geschäftsleute und Bauern aufnehmen. Dr. Riehl hingegen vertrat in sozialen Fragen 
eine gemäßigte Philosophie. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 40 f.
Hitler, der damals noch relativ unbekannt war und als „Parteikamerad Hitler“ angekündigt wurde, führte 
zu diesen grundsätzlichen Fragen u. a. folgendes aus: „Es hat sich überlebt das System des Bürgertums 
und das System des Proletariertums, und so ist dann unsere Partei entstanden. Wir sollen uns gegenseitig 
keine Vorwürfe machen, denn der gleiche Gedanke und die gleiche Not hat die gleiche Bewegung an al-
len Enden des Reiches emporsteigen lassen. Wir waren natürlich unabhängig voneinander. So wußte man 
nicht einmal in Düsseldorf, daß es auch bei uns so war, und in München wußte man nicht, daß es in Kiel 
so war, und dieser Weg zur Lösung, den wir gefunden haben, ist der Beweis dafür, daß die Programme, 
trotzdem sie unabhängig voneinander entstanden waren, letzten Endes das gleiche besagen.“ 
Hitler fuhr dann in Hinblick auf den Begriff „Arbeiter“ fort: Man müsse aufhören, zwischen Proletariern 
und Nichtproletariern zu unterscheiden; der entscheidende Unterschied bestehe zwischen „Volksgenos-
sen, die ehrlich schaffen, und den Drohnen und Lumpen“. „Ob im chemischen Laboratorium, ob im tech-
nischen Konstruktionsbüro oder ob Beamter in seinem Büro oder Arbeiter an der Maschine, für uns ist 
das Wort ‘Arbeiter’ geradezu der Prüfstein, denn an dem Wort zeigt sich, wer für unsere Bewegung reif 
ist oder nicht. Wer sich dieses Wortes schämt, der lebt noch in einer früheren Welt. Für uns gilt erst der, 
der es als Ehrentitel auf sich nimmt. Und unser Ziel ist es, gerade die Arbeiter, die man schon bisher als 
Arbeiter bezeichnete, für unseren Gedanken zu gewinnen. Jede Volksbewegung, die nicht Millionen hin-
ter sich hat, ist wertlos, ist zwecklos. Der nationale Gedanke wird erst wirksam, wenn er Gemeingut des 
ganzen Volkes wird. Auch ein anderes Wort mußten wir hereinnehmen, das wir gern nicht hereingenom-
men hätten, das Wort ‘Partei’. Es ist ein Wort, das geradezu schmutzig klingt. Trotzdem mußten wir es 
hinnehmen. Die wissenschaftliche Erkenntnis einer Gefahr allein genügt nicht, um sie zu beseitigen. […]. 
Die Wissenschaft kann nur Vorarbeit sein, sie erhält nur einen Wert, wenn das, was von ihr als richtig 
erkannt wird, wenn es sein muß, mit den Mitteln der Kraft durchgesetzt wird.“ Zit. nach: Ciller, A[lois]: 
Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 143 f. und Hanisch, Ernst: Zur Früh-
geschichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 402.
126) Hitler versuchte damals, die angestrebten Einigungsbemühungen zu boykottieren, sein Einfluß reichte zu die-
sem Zeitpunkt jedoch noch nicht aus, um alle Maßnahmen zu unterbinden, die ihm nicht nützlich erschie-
nen. Er setzte sich zwar gegen Anton Drexler durch und beanspruchte die gesamte Führung, sie wurde 
von den Österreichern aber nicht aus der Hand gegeben, zumal die Deutschösterreicher durch 3 stimmbe-
rechtigte Mitglieder, die Nationalsozialisten aus der Tschechoslowakei durch 4, die Deutschsozialisten 
durch 2 und die NSDAP, die beteiligten völkischen Gruppen und die polnische Gruppe nur durch je 1 
stimmberechtigtes Mitglied vertreten waren. Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 244 f.
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In der „unter großem Jubel der Teilnehmer und Absingung der ‘Wacht am Rhein’“ ein-
stimmig angenommenen Entschließung hieß es u. a.127:
Die am 7. und 8. August 1920 versammelten Vertreter der völkischen sozialistischen 
Parteien, u. zw. der nationalsozialistischen Arbeiterpartei der Tschechoslowakei, der 
nationalsozialistischen Partei Ostschlesiens (Polens, Vertreter Dr. Schilling), der na-
tionalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei Deutschlands (Sitz München) und der 
deutschsozialistischen Partei (Sitz Hannover) erklären hiemit ihren Zusammenschluß 
zur deutschen nationalsozialistischen Partei.
Außerdem traten die NSDAP und die DSP, nachdem sie sich auf die Abgrenzung ihrer
Einflußsphären geeinigt hatten128, der neu geschaffenen, bereits im Dezember 1919 geplan-
ten „Zwischenstaatlichen nationalsozialistischen Kanzlei des deutschen Sprachgebietes“ bei. 
Die Leitung der Kanzlei, die eine Kontaktstelle und Dachorganisation der völkischsozialisti-
schen Parteien sein sollte, die infolge des Machtanspruches Hitlers aber nie besonders wirk-
sam wurde, übertrug man weiterhin der deutschösterreichischen Partei „unter der bewährten 
Führung Dr. Riehls (Wien)“129, wodurch Dr. Riehl kurzfristig die Position des „Führers der 
nationalsozialistischen Bewegung Großdeutschlands“ innehatte.130
Trotz dieser Erfolge war das Ergebnis der Salzburger Tagung aber hinter den ursprüng-
lichen Erwartungen zurückgeblieben, denn das Hauptanliegen des Vertretertags, den offiziel-
len Zusammenschluß aller deutschsprachigen nationalsozialistischen Parteien herbeizuführen,
war von Hitler hintertrieben worden, weil er sich davon nur Nachteile versprach131 – Hitler 
ließ in Salzburg nur gelten, was er am 20. September 1920 in einer Versammlung im Münch-
ner Kindlkeller als Ergebnis der Zusammenkunft der 284 nationalsozialistischen Delegierten 
aus Deutschland und Österreich in Salzburg folgendermaßen aufzählte: „Streng national, 
streng antisemitisch132, streng sozial“133 –, sodaß man sich mit dem Zusammenschluß zur
„Deutschen Nationalsozialistischen Partei“ auf föderativer Basis hatte begnügen müssen. Die 
Parteien waren damit in taktischen Fragen nach wie vor vollständig selbständig und stellten 
127) Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 252.
128) In bezug auf die beiden noch getrennten Organisationen im Deutschen Reich einigte man sich darauf, daß 
der deutsche Süden der Geschäftsstelle München und der deutsche Norden der Geschäftsstelle Hannover 
unterstellt werden sollte. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 165. 
129) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 247.
130) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 21.
131) „Es ist der größte Fehler, zu glauben“, schrieb Hitler, „daß die Stärke einer Bewegung zunimmt durch die 
Vereinigung mit einer anderen, ähnlich beschaffenen. Jede Vergrößerung auf solchem Weg bedeutet zu-
nächst freilich eine Zunahme an äußerem Umfang und damit in den Augen oberflächlicher Betrachter 
auch an Macht, in Wahrheit jedoch übernimmt sie nur die Keime einer später wirksam werdenden inne-
ren Schwächung. Denn was immer man von der Gleichartigkeit zweier Bewegungen reden mag, so ist 
sie in Wirklichkeit doch nie vorhanden. Denn im anderen Falle gäbe es eben praktisch nicht zwei, son-
dern nur eine Bewegung. Und ganz gleich, worin die Unterschiede liegen – und wären sie nur begründet 
in den verschiedenen Fähigkeiten der Führung –, sie sind da. Dem Naturgesetz aller Entwicklung aber 
entspricht nicht das Verkuppeln zweier eben nicht gleicher Gebilde, sondern der Sieg des stärkeren und 
die durch den dadurch bedingten Kampf allein ermöglichte Höherzüchtung der Kraft und Stärke des Sie-
gers. Es mögen durch die Vereinigung zweier annähernd gleicher politischer Parteigebilde augenblickli-
che Vorteile erwachsen, auf die Dauer ist doch jeder auf solche Weise gewonnene Erfolg die Ursache 
später auftretender innerer Schwächen. […].“ Hitler, Adolf: Mein Kampf. S. 384 f.
132 ) Hitler war in Salzburg gegen die „Rassentuberkulose“ – gegen die Juden – losgezogen und hatte dabei er-
klärt, daß nur der Staatsbürger sein dürfe, wer Volksgenosse deutschen Blutes sei. Das Grundprinzip 
wahrer Volksgemeinschaft müsse lauten: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz!“ Hanisch, Ernst: Zur Frühge-
schichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 402.
133) Zit. nach: Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 245.
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lediglich ihre für das betreffende Staatsgebiet geltenden Programme in Übereinstimmung mit
den Leitsätzen aller Nationalsozialisten auf.134 Obwohl es zwischen den einzelnen Parteien 
also durchaus unterschiedliche Auffassungen in bezug auf die zukünftige Entwicklung der 
nationalsozialistischen Bewegung gab, setzte nach der Salzburger Tagung jedoch eine inten-
sive Zusammenarbeit zwischen der Münchner NSDAP und den österreichischen und sude-
tendeutschen Nationalsozialisten ein. Insbesondere kam ein reger Redneraustausch in Gang. 
So sprach Hitler noch 1920 in Innsbruck, Salzburg135, Hallein, Braunau136, Wien und 
St. Pölten, und am 17. April 1921 trat er auch in Linz auf137, nachdem er sich schon am 20.
Oktober 1920 hier kurz aufgehalten hatte.138 Hermann Esser nahm als Schriftleiter der offizi-
ellen deutschen NSDAP-Zeitung „Völkischer Beobachter“ an der Antisemitentagung vom
11. bis 13. März 1921 in Wien teil und trug die Grüße der NSDAP und des „Deutschvölki-
schen Schutz- und Trutzbundes“139 vor; und auch Gottfried Feder trat als Redner in Öster-
reich auf.140 Im Gegenzug sprachen Riehl, Jung, Gattermayer und andere österreichische und 
sudetendeutsche Nationalsozialisten in Nürnberg, München, Rosenheim, Bayreuth und 
Augsburg, wo sie überall die arbeiterfreundlichen Aspekte des Nationalsozialismus heraus-
strichen. Riehl verfaßte auch eine Anzahl von Artikeln im „Völkischen Beobachter“, und 
Hitler veröffentlichte im Februar 1923 einen Artikel in der „Deutschen Arbeiter-Presse“.141
In Oberösterreich widmete man sich indessen dem weiteren Ausbau der Parteiorganisa-
tion.142 In diesem Zusammenhang wurde im Rahmen des zweiten oberösterreichischen Lan-
desparteitages, der am 16. Jänner 1920 in Wels stattfand, an dem wegen „schlechter Verkehrs-
lage“ aber nur die beiden größten Ortsgruppen Linz und Wels teilnahmen, die Auflösung der 
Landesparteileitung und die Aufstellung von Kreisleitungen beschlossen.143 Oberösterreich 
wurde dabei in zwei Kreise geteilt: Der Norden und der Osten des Landes wurden der Kreis-
parteileitung „Linz“ unterstellt und der Westen und der Süden – also der Hausruckkreis und
134) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 252.
135) Bei der mehrstündigen Rede, die Hitler am 1. Oktober 1920 im Kurhaus in Salzburg hielt, wetterte er z. B. 
gegen den „Schandfrieden“ von St. Germain und gegen die „Novemberverbrecher“. Er kritisierte den 
deutschen Arbeiter, der von der Internationale schwätze und den die ganze Welt auslache. Dezidiert er-
klärte Hitler bei dieser Gelegenheit, daß die nationalsozialistische Partei „fest entschlossen“ sei, „die Ju-
denfrage bis zur letzten Konsequenz mit der bekannten deutschen Gründlichkeit zu lösen“. „Volksruf“ 
vom 10. Oktober 1920. Nach: Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg 
(1913–1925). S. 403.
136) Laut www.hitlers-reden.de sprach Hitler hier am 3. Oktober 1920 bei einer Versammlung der DNSAP, was 
laut Slapnickas Aufsatz „Knapp über der Wahrnehmungsgrenze“ S. 493 allerdings nicht den Tatsachen 
entsprochen haben dürfte.
137) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 15 vom 16. April 1921.
138) Laut Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 126 wies die Linzer „Tages-Post“ am 2. Oktober 1920 
auf die Ankunft von „Parteikamerad Adolf Hitler (München), Führer der Nationalsozialistischen Deut-
schen Arbeiterpartei Bayerns“ in Linz hin, und sowohl von Werner Maser als auch von Alexander Schil-
ling-Schletter wird dieser Besuch bestätigt.
139) Der „Deutschvölkische Schutz- und Trutzbund“ war im Februar 1919 als Nebenorganisation des „Alldeut-
schen Verbandes“ gegründet worden und war eine Sammelorganisation von mehreren antisemitischen 
Vereinigungen. Er hatte seinen Hauptsitz in Hamburg und trat vor allem durch Propagandaschriften in 
der Öffentlichkeit auf, in denen immer wieder von der „jüdischen Weltverschwörung“ die Rede war und 
die Demokratie als „Judenrepublik“ beschimpft wurde. München – „Hauptstadt der Bewegung“. S. 55 f.
140) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 246.
141) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 43.
142) Im Jahr 1920 wurden in folgenden Orten neue Ortsgruppen gegründet: Grieskirchen (27. Jänner), Freistadt 
(31. März), Steyr (24. Mai), Grein (20. Juni), Braunau (14. September) und Windischgarsten (18. Sep-
tember). Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 5. 
143) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 5 vom 31. Jänner 1920. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der natio-
nalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 5.
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das Innviertel – der Kreisparteileitung „Wels“. Auf Antrag des Parteiobmannes Proksch sollte
außerdem eine viergliedrige Landesparteiaufsicht errichtet werden.144 Die Kreiseinteilung be-
währte sich allerdings nicht, sodaß diese Organisationsform schon im Mai 1920 wieder auf-
gegeben und ganz Oberösterreich in einer Kreis- bzw. Landesleitung vereinigt wurde.145
Abgesehen von den organisatorischen Änderungen versuchte man anläßlich des Lan-
desparteitages vom 16. Jänner 1920 auch das Verhältnis Partei – Gewerkschaft grundlegend
zu formulieren und erließ folgende einstimmig gefaßte Entschließung146:
Der Landesparteitag der nationalsozialistischen Partei für Oberösterreich erachtet 
die Förderung der völkischen Gewerkschaftsbewegung in seinem Gebiete für eine un-
abweisbare Notwendigkeit und wird daher im Rahmen seiner natürlichen Grenzen mit 
vermehrten Kräften am Ausbau der völkischen Berufsorganisationen der Arbeitnehmer 
tätigen Anteil nehmen. Die Zugehörigkeit der Parteigenossen zu einer nichtvölkischen 
Gewerkschaft ist mit dem Bekenntnis zum nationalen Sozialismus unvereinbar. [...].
Der Landesparteitag fordert die Parteimitglieder auf, in die völkischen Gewerkschaf-
ten einzutreten und durch eifrige Mitarbeit in diesen darzutun, welche außerordentli-
che Bedeutung die Partei der Gewerkschaftsbewegung beimißt.
Diese starke gewerkschaftliche Orientierung, die sich auch in der Präsenz wichtiger 
Parteifunktionäre bei gewerkschaftlichen Veranstaltungen niederschlug – so nahm z. B. Land-
tagsabgeordneter Hans Prodinger an der „Deutschen Angestelltentagung für Oberösterreich
und Salzburg“ teil, die zu Pfingsten 1920 in Ried i. Innkreis abgehalten wurde147 –, änderte 
sich später unter dem Einfluß der reichsdeutschen NSDAP. Zwar versuchte die NSDAP (Hit-
lerbewegung) stets, dem gegen sie erhobenen Vorwurf der Gewerkschaftsfeindlichkeit entge-
genzutreten und die Notwendigkeit des Ausbaus der Gewerkschaften zu betonen, doch wur-
den dabei wesentliche Einschränkungen gemacht. So beschloß z. B. eine Ortsvertretertagung 
des Gaues Oberösterreich im Feber 1928 folgende Erklärung148: 
[…] es sei selbstverständlich, daß der Ausbau der Gewerkschaften gefördert werden 
müsse, jedoch bestehen wir darauf, daß Gewerkschaften eine einseitige Parteipolitik 
nicht betreiben dürfen, bezw. zu anderen Parteien andere Beziehungen als zu uns pfle-
gen dürfen. 
144) „Volksruf“ F. 9 vom 29. Februar 1920, S. 3.
145) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 21 vom 22. Mai 1920, S. 4.
146) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 5 vom 31. Jänner 1920. 
147) Im Schdg. WBl. Nr. 20 vom 15. Mai 1920 war dazu auf S. 6 folgendes mitgeteilt worden: „Die im Gewerk-
schaftsbund vereinigten Organisationen D. H. V. Deutscher Handels- und Industrieangestellten-Verband 
und Verband deutscher weiblicher Angestellter veranstalten zu Pfingsten [23./24. Mai; Anm. d. Verf.] in 
Ried eine Tagung der völkischen Angestellten Oberösterreichs und Salzburgs, die durch eine vormittags 
stattfindende öffentliche Versammlung eingeleitet wird. Sprechen werden Landtagsabgeordneter Hans 
Prodinger, Salzburg, über den gegenwärtigen Stand der sozialen Schutzgesetzgebung, Gehilfenobmann 
Max Verworner, Salzburg [Verworner hatte am 25. April 1920 die Schriftleitung des „Volksrufs“ über-
nommen, kurz darauf war aber Hans Prodinger erneut Schriftleiter geworden, während Verworner Her-
ausgeber dieses Parteiorgans blieb; Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salz-
burg (1913–1925). S. 374], über die Forderungen der Angestellten zur Verbesserung des Pensionsversi-
cherungsgesetzes, während Geschäftsführer Erwin Ullrich, Linz, das Thema ‘der völkische Gedanke in 
der Gewerkschaftsbewegung’ behandeln wird. An die Versammlung schließen sich Sonderberatungen 
der Organisationen und Gehilfenausschüsse, die vornehmlich dem Ausbau der völkischen Angestellten-
bewegung und den sozialpolitischen Standesarbeiten der genannten Gewerkschaften dienen werden.“ 
148) „Volksstimme“ F. 7 vom 17. Februar (Hornung) 1928, S. 5.
-647-
Die neugegründete DNSAP-Ortsgruppe Schärding trat Anfang Februar 1920 erstmals
gesellschaftlich hervor, u. z. veranstaltete sie am 2. Februar einen Familienabend im Aschen-
brennersaal. Laut Bericht im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 7. Februar hatte „der Obmann 
Herr Butschek“ den Abend „mit einer markigen Begrüßungsansprache“ eröffnet, in der er „in 
sachlicher kurzer Ausführung“ dargelegt hatte, „daß nur die Einigkeit des deutschen Volkes
die Ketten der Not sprengen und uns einer glücklichen Zukunft entgegenbringen könne“, und 
dann hieß es weiter149:
Nach dieser mit großem Beifall aufgenommenen Ansprache leitete Frau Oelzelt mit 
einem meisterhaften Klaviervortrag den Abend ein. Das vierhändige Klavierspiel der 
Frl. Klein und Neudorfer erntete wiederholt ungeteilten Beifallssturm. Reichlichen 
Applaus heimste auch Herr Achleitner für seine gediegenen humoristischen Vorträge
ein. Herr Moser, der vortreffliche Tenor, brachte einige sehr hübsche Lieder zum Vor-
trage, die überaus freundlich aufgenommen wurden. Das bekannte und beliebte Quar-
tett der Liedertafel war wieder musterhaft am Platze. Die urkomische Duoszene der 
Herren Ide und Standhartinger wurden [!] herzlich belacht, ebenso die vorzüglichen 
Solovorträge des Herrn Ide. Mit dem deutschen Weihelied „Stimmt an mit hellem ho-
hen Klang“ wurde das Programm abgeschlossen und nun trat der Tanz in seine Rech-
te. Die mittlerweile abgeschlossene Damenschönheits-Konkurrenz hat sich für Frau 
Müller entschieden und sie erhielt auch den einzigen Preis. Unermüdlich war nun Frau 
Oelzelt im Spiel und unermüdlich auch die Tänzer. So verlief der schöne und heitere 
Abend zur vollsten Zufriedenheit der Gäste und – der jungen aufstrebenden Partei.
Am Ostersonntag, dem 4. April 1920, hielt die hiesige Ortsgruppe der nationalsoziali-
stischen Partei neuerlich einen sehr gut besuchten Familienabend ab, bei dem heitere Musik 
und humoristische Vorträge wechselten, diesmal aber fand die Veranstaltung in Kapsreiters 
Bräustübl statt. Zu Beginn des Abends erörterte damals Zollinspektor Klement „die gegen-
wärtig mißliche Lage unseres Staates“, während der Obmann der hiesigen Ortsgruppe, Ober-
revident Butschek, der 105. Wiederkehr des Wiegenfestes „von Deutschlands größtem Sohne 
Bismarck“ gedachte und „zur Rückkehr zu den Bismarck’schen Ideen in unserer Staatsauf-
fassung“ ermahnte.150
Friedrich Butschek, der rührige Obmann der Schärdinger Nationalsozialisten, war aber 
nicht nur parteipolitisch aktiv, sondern er engagierte sich hier auch in verschiedenen deutsch-
nationalen Vereinen (s. dazu auch Kapitel 3): Anläßlich der Sonnwendfeier, die der „Deut-
sche Turnverein Schärding 1862“ am 24. Juni 1920 in Danneders Gasthaus in St. Florian ver-
anstaltete151, hielt „Turnbruder Staatsbahnoberrevident Butschek“ die „mit edler Begeiste-
rung und hinreißender Beredsamkeit am lohenden Feuer vorgetragene Sonnwendrede“.152 In 
der Schärdinger „Südmark“-Ortsgruppe wirkte er als Schriftführer153, und an der Gründung
der Zweigstelle Schärding des „Hilfsvereins für Deutschböhmen und die Sudetenländer“ im 
149) Schdg. WBl. 1920, Nr. 6, S. 5.
150) „Innviertler Zeitung“ F. 15 vom 9. April 1920, S. 4.
151) Im Schdg. WBl. 1920, Nr. 25, S. 6 war dazu am 19. Juni 1920 u. a. angekündigt worden: „Der turnerische 
Teil umfaßt Uebungen am Barren und Reck mit Musik, sowie kunstvoll aufgebaute Pyramiden. Bei ein-
brechender Dunkelheit Entzünden des Holzstoßes, Feuerrede und Feuerspringen.“
152) Schdg. WBl. 1920, Nr. 27, S. 5.
153) Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte z. B. 1921 in seiner Nr. 48 auf S. 6 mit, daß anläßlich des Vortrags-
abends, der am 21. November 1921 in Altmanns Kaffeezimmer abgehalten wurde, auch die Neuwahl 
des Ausschusses stattgefunden habe. Sie zeitigte folgendes Ergebnis: Obmann Julius Feichtinger, Stell-
vertreter Max Bruckmayr, Schriftführer Fritz Butschek, u. a.
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Jahr 1923, die am 18. Mai 1923 im Anschluß an ein Referat des Hauptleitungssekretärs Cil-
ler aus Wien einstimmig beschlossen worden war, hatte er zusammen mit seinem Parteikol-
legen Viktor Blümel, der wie Butschek Eisenbahner war und auch sudetendeutsche Wurzeln 
hatte154, maßgeblichen Anteil.155
Außerdem gehörte Butschek auch dem Ortsausschuß der evangelischen Predigtstation 
Schärding an, den die hiesigen Evangelischen unmittelbar nach ihrem ersten Gottesdienst am 
1. November 1921 gewählt hatten.156
Neben all diesen Aktivitäten in Schärding war Butschek überdies noch Beirat im Lan-
desparteivorstand der oberösterreichischen DNSAP und wurde im Jahr 1920 bei der Wahl
des neuen Vorstandes, die im Rahmen der Landesvertretertagung der Ortsorganisationen der 
nationalsozialistischen Arbeiterpartei in Oberösterreich am 12. und 13. Mai 1920 in Linz 
stattfand, in dieser Funktion bestätigt. Im 13 Personen umfassenden Vorstand waren damals 
mit „Fritz Butschek, Eisenbahner, Schärding“ insgesamt sechs Eisenbahner vertreten.157
Anläßlich dieser Landesvertretertagung der Ortsorganisationen der DNSAP, an der 
auch Parteiobmann Dr. Riehl teilnahm, erstatteten PG. Körner und PG. Proksch Bericht über 
die bisherige Tätigkeit der DNSAP in Oberösterreich. In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ 
wurde dazu am 22. Mai 1920 u. a. folgendes mitgeteilt158:
Es ist noch nicht knapp ein Jahr, daß durch einige schwungvolle Versammlungen, die 
Dr. Riehl in Linz, Wels, Gmunden und Vöcklabruck abhielt, die bis dahin ganz unbe-
kannte Richtung in Oberösterreich Einzug hielt. Heute ist die Bewegung in Oberöster-
reich, insbesondere was das wichtigste, die Abnehmerzahl der „Deutschen Arbeiter-
Presse“ betrifft, bereits über die alte Bewegung in [der] Steiermark vorgeschritten 
und wir können trotz mancher begreiflicher Stockung und Rückschläge von einer Fe-
stigung und einem unaufhaltsamen Aufstieg sprechen.
Wie bescheiden dieser „unaufhaltsame Aufstieg“ in Oberösterreich aber gewesen sein 
mußte und wie schwach die DNSAP in diesem Bundesland 1920 immer noch war, geht aus 
dem Faktum hervor, daß die Partei auf ihrem am 12. September 1920 in Linz abgehaltenen 
Landesparteitag beschloß, für die Nationalratswahlen am 17. Oktober 1920159 keine eigene 
154) Zu Viktor Blümel, geb. am 18. August 1881, findet sich im „Linzer Volksblatt“ Nr. 112 vom 15. Mai 1919, 
S. 4 folgender Hinweis: „Der aus dem Amtsbereiche der deutschösterreichischen Nordwestbahndirektion 
übernommene Bahnmeister Viktor Blümel wird der Bahnerhaltungssektion Steyr zur Dienstleistung zu-
gewiesen.“ Seit 1. Juli 1919 war Blümel, dessen Vater 1852 in Iglau geboren war (gest. 1922 in Schär-
ding; Totenbuch VII des Kath. Stadtpfarramtes), dann in Schärding gemeldet. Meldebuch VII, B 313.
155) Schdg. WBl. 1923, Nr. 21, S. 5 f. 
156) Das „Schärdinger Wochenblatt“ gab in diesem Zusammenhang u. a. folgendes bekannt: „Superintendent 
Koch [aus Wallern; Anm. d. Verf.] würdigte in feurigen Worten als kerndeutschgesinnter Priester dieses
gewiß für Schärding große Ereignis, [...]. Nach seiner mehr als einstündigen Predigt fand die Wahl des 
hiesigen Ortsausschusses statt und wurden gewählt die Herren: Oberstleutnant Pfeiffer, Vorstand, Stra-
ßenmeister Cerbes, Stellvertreter, Hauptmann Goppold, Schriftführer, Sekretär Ide, Stellvertreter, Ober-
revident Butschek, Kassier, Dr. Rodler, Stellvertreter, Elektrotechniker Weyel-Riedau, Korrektor Müller 
und Buchhalter Harasser, Beisitzer.“ Schdg. WBl. 1921, Nr. 46, S. 6. 
157) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 21 vom 22. Mai 1920, S. 4.
158) Ebda.
159 Aus dem Ausland wurden die österreichischen Nationalsozialisten – die DNSAP kandidierte damals unter 
dem Namen „Nationalsozialistische Partei“ in 17 Wahlkreisen – durch Abg. Knirsch, Abg. Ing. Jung, 
Parteisekretär Krebs, Dr. Schilling und A. Hitler, die als Wahlredner auftraten, unterstützt. Die bayri-
schen Nationalsozialisten hatten laut Mitteilung der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 9. Oktober 1920 
in ihren Versammlungen 3.400 Mark gesammelt und als Wahlkampfhilfe nach Österreich überwiesen. 
Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 174 f.
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Liste aufzustellen und auch ihre Wahlwerbung in Oberösterreich zurückzuziehen.160 Außer-
dem wurde damals vereinbart, daß auch kein Nationalsozialist auf den Parteilisten anderer 
Parteien aufscheinen dürfe.161
Die geradezu gebetsmühlenartig wiederholten Beteuerungen, daß der nationale Sozia-
lismus auf dem Vormarsch sei, lassen sich unter diesen Umständen daher eher als Durchhal-
teparolen an die eigenen Reihen interpretieren, als daß es sich hierbei um konkrete Aussagen
zur tatsächlichen Entwicklung der Partei in Oberösterreich handelte. 
In Schärding bot sich den Nationalsozialisten damals allerdings eine einmalige Chan-
ce. Hier hatte im Sommer 1920 die Betrugsaffäre Brunner weit über die Grenzen der Stadt 
hinaus Aufsehen erregt. Ferdinand Brunner – Landtagsabgeordneter der SDAP und seit 7. Ju-
ni 1919 Bürgermeister von Schärding, außerdem Ausschußmitglied der Sparkasse Schärding, 
Mitglied des Landeseisenbahnrates (ab 26. September 1919) und Mitglied der Einkommen-
steuer-Berufungskommission162 – war Ende Juli von den christlichsozialen und den deutsch-
freiheitlichen Mitgliedern des Schärdinger Gemeindeausschusses wegen Veruntreuung von 
Gemeindegeldern bei der Bezirkshauptmannschaft angezeigt worden.163
Hatte man anfangs seitens der Sozialdemokraten diese Anzeige als einen „Verleum-
dungsfeldzug der Bürgerlichen“ bagatellisiert, so ergaben die Ermittlungen unstreitig ein 
Verschulden Brunners, worauf ihn die Landesregierung mit Erlaß vom 19. August164 seines 
Amtes als Bürgermeister der Stadt Schärding enthob. Die oberösterreichische Landespartei-
vertretung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei forderte ihn daraufhin „zur Niederlegung 
seiner sämtlichen ihm vom Vertrauen der Wählerschaft übertragenen Funktionen“ auf165 und 
schloß ihn aus der Partei aus.166
Am 24. August 1920 wurden dem bisherigen Vizebürgermeister Hornisch die Amtsge-
schäfte der Stadtgemeinde übertragen. Infolge der Affäre Brunner legten jedoch die Vertreter 
aller drei Parteien ihre Mandate nieder, sodaß die Landesregierung den Gemeindeausschuß
für aufgelöst erklärte und bestimmte, daß die Neuwahlen am 17. Oktober 1920 zusammen 
mit den Nationalratswahlen durchzuführen seien.
Dies eröffnete den Nationalsozialisten die Möglichkeit, sich an dieser Wahl zu beteili-
gen, sodaß hier neben den Christlichsozialen, den Sozialdemokraten, den Deutschfreiheitli-
chen und den Kommunisten nun erstmals auch die Nationalsozialisten kandidierten.167 Die
„Deutsche Arbeiter-Presse“ gab in diesem Zusammenhang am 2. Oktober 1920 unter dem 
Titel „Schärding am Inn. Versammlung“ folgendes bekannt168: 
160) Das „Schärdinger Wochenblatt“ berichtete in diesem Zusammenhang am 2. Oktober 1920: „Wie die groß-
deutschen Blätter melden, ziehen die Nationalsozialisten ihre Kandidatenlisten in allen Wahlkreisen 
Oberösterreichs mit der Begründung zurück, daß die Partei zu wenig Kapital hinter sich habe.“ 
Schdg. WBl. 1920, Nr. 40, S. 4.
161) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 43 vom 23. Oktober 1920 und Schdg. WBl. 1920, Nr. 40, S. 5. 
Parteiobmann Riehl hatte für die Nationalratswahlen 1920 eine Wahlgemeinschaft mit der GDVP ange-
strebt, diese war jedoch nicht zustande gekommen. Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wäh-
ler. S. 69 und Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 171–174.
162) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 56. 
163) Schdg. WBl. 1920, Nr. 32, S. 5.
164) Schdg. WBl. 1920, Nr. 35, S. 4.
165) Schdg. WBl. 1920, Nr. 34, S. 5.
166) Das Auslieferungsbegehren der Staatsanwaltschaft Ried vom 14. September 1920 wurde vom Landtag am 
18. September einstimmig gebilligt, und am 2. März 1921 wurde Brunner, obwohl er seine Verfehlun-
gen aus Privatmitteln mittlerweile wiedergutgemacht hatte, vom Schöffensenat in Ried wegen Betrugs 
zu 15 Monaten Kerker verurteilt. Schdg. WBl. 1921, Nr. 10, S. 7.
167) Schdg. WBl. 1920, Nr. 41, S. 5.
168) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 40 vom 2. Oktober 1920, S. 4.
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Nach langer Zeit fand hier wieder einmal eine nationalsozialistische Versammlung 
statt, bei der Parteikamerad Proksch aus Linz über nationalen und internationalen 
Sozialismus sprach. Der äußerst sachliche und volkstümliche Redner verstand es, Be-
geisterung für unsere Ideen zu wecken und den Willen zu politischer Tätigkeit so zu 
vertiefen, daß wir hoffen können, bei den bevorstehenden Gemeinderatswahlen, in 
die wir als erste oberösterreichische Ortsgruppe selbständig eingreifen dürften, Er-
folge zu erzielen.
Am 6. Oktober 1920 hielt die DNSAP dann ihre erste öffentliche Versammlung in 
Schärding ab. Unter dem Stichwort „Nationalsozialistische Versammlung“ wurde dazu im
„Schärdinger Wochenblatt“ am 9. Oktober 1920 folgendes mitgeteilt169:
Mittwoch den 6. d. M. fand in Aschenbrenners Saale unter dem Vorsitz des Herrn 
Zollrevidenten Felber die erste öffentliche Versammlung der nationalsozialistischen 
Arbeiterpartei statt, in welcher Herr Proksch aus Linz und Herr Kammerstätter
aus Schärding das Referat erstatteten. Die sachlichen Ausführungen beider Redner, 
die hauptsächlich das Programm der nationalsozialistischen Arbeiterpartei beleuchte-
ten, wurden des öftern von anwesenden Gegner [sic!] auf das gröblichste unterbro-
chen und es nahm den Anschein, als wollte man diese Versammlung zu sprengen ver-
suchen. Durch das besonnene Eingreifen des Kommunisten Reisecker170, der eine 
längere Gegenrede hielt, kam es zu keinem ernsten Zwischenfall.
Einen Tag später, also am 7. Oktober 1920, legte der „einstweilige Obmann“ der Orts-
gruppe Schärding der „National-sozialistischen Partei“, der Zollbeamte Franz Felber – er hat-
te bereits am 8. Mai 1920 im Rahmen einer „massenhaft besuchten“ Versammlung der Fest-
besoldeten eine vielbeachtete Rede gegen die Erhöhung der Lebensmittelpreise gehalten171; 
169) Schdg. WBl. 1920, Nr. 41, S. 6.
170) Heinrich Reisecker, ein 27jähriger Malergeselle aus Schärding mit umfassenden Verbindungen zu deut-
schen Radikalen, hatte zwischen Dezember 1918 und Februar 1919 die Kommunistische Partei Ober-
österreichs organisiert. Geb. am 2. Juli 1891, hatte er die Kriegszeit in der Schweiz verbracht und war 
dort den Lehren Lenins begegnet. Kurz nach dem Waffenstillstand kehrte er in seine Heimatstadt zu-
rück. Hier suchte er vergeblich die Bauern zu mobilisieren, zog aber laut Polizei nur eine Handvoll ent-
lassener Soldaten und unbeschäftigter Haudegen an sich. Immerhin errichtete er im März 1919 in Linz 
ein Parteisekretariat, erneuerte die Kontakte zu Parteiführern in Wien und wurde offensichtlich der wich-
tigste Verbindungsmann der KP an der österreichisch-bayerischen Grenze. Bukey, Evan Burr: „Paten-
stadt des Führers“. S. 59 f.; Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 219 f. 
sowie AdR, BKA, I, 22/OÖ., Sch. 5100, Dok. 21643–22, 24. 3. 1922.
171) Im Schdg. WBl. 1920, Nr. 20, S. 6 findet sich über diese Veranstaltung folgender Bericht: „Am Samstag den 
8. d. M. fand in der großen Kapsreiter-Sommerhalle eine massenhaft besuchte Versammlung der Staats-
angestellten, Staatsbahnbediensteten, Lehrer und Pensionisten statt, um gegen die maßlose Erhöhung des 
Fleischpreises und die geplante Steigerung der Preise von anderen wichtigen Lebensmitteln Stellung zu 
nehmen. Nach den einleitenden Worten des Vorsitzenden begründete Zolloffizial Franz Felber in einer 
durchaus sachlich gehaltenen Rede den Zweck der Versammlung und der derselben vorgelegten Entschlie-
ßungen. Er wies insbesonders darauf hin, daß die Festbesoldeten des Staates, die Lehrer und Pensionisten, 
denen erst kürzlich von der Regierung jede Hoffnung auf eine weitere Aufbesserung ihrer Bezüge endgil-
tig und entschieden abgesprochen wurde, dem sicheren wirtschaftlichen Untergange verfallen, wenn der 
Teuerung aller Lebensmittel nicht Einhalt geboten werde, sondern die maßgebenden Stellen noch dazu 
ihre Hand bieten, um in unbegreiflicher Nachgiebigkeit gegenüber den wirtschaftlich Stärkeren das fort-
währende Hinauftreiben der Preise zu begünstigen. Geradezu niederschmetternd habe aber in den Kreisen
der öffentlich Angestellten und Arbeiter die Nachricht von einer 100%igen Erhöhung des Fleischpreises 
gewirkt, die sowohl durch das Ausmaß der Erhöhung, als auch durch die Art, in der diese zustande ge-
kommen ist, beispiellos dastehe. Er verwies darauf, daß die Erhöhung des Fleischpreises unbedingt auch 
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ob er damals allerdings schon Mitglied der DNSAP war, ist nicht bekannt –, die „Wahlwer-
berliste“ der Ortsgruppe für die am 17. Oktober l. J. stattfindenden Gemeinderatswahlen vor. 
Sie setzte sich folgendermaßen zusammen172:
1. Leopold Kammerstädter, Handelsangestellter, 18. 8. 1890
2. Friedrich Butschek, Eisenbahner, 16. 3. 1883
3. Franz Felber, Zollbeamter, 20. 11. 1874
4. Karl Fraueneder, Finanzwachoberkommissär, 13. 11. 1879
5. Josef Rothbauer, Angestellter, 22. 2. 1893
Dieser Kandidatenliste war die verlangte Unterschriftensammlung – laut Kundmachung 
der Ortswahlbehörde Schärding vom 28. September 1920 mußte jeder Wahlvorschlag von we-
nigstens 50 in der Gemeinde Schärding wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein173 –
beigelegt. Glücklicherweise ist diese Unterschriftenliste erhalten geblieben. Sie umfaßt 60 Un-
terschriften – u. z. von 49 Männern174 und 11 Frauen (5 davon stammten von mitunterzeich-
nenden Ehegattinnen) –, von denen sich alle bis auf eine anhand des Wählerverzeichnisses 
identifizieren ließen. Aufgrund dieser Liste war es daher möglich, einen Einblick in das So-
zialprofil der damaligen DNSAP-Anhängerschaft in Schärding zu gewinnen. 
Tabelle 94: Stellung der die DNSAP bei der Schärdinger Gemeinderatswahl am 17. Oktober 
1920 unterstützenden Personen zur Erwerbstätigkeit
Stellung 
zur Erwerbstätigkeit
männl. in % weibl. in % insges. in %
Berufsträger
(= berufstätige und arbeitslose 
Berufsangehörige)




1 1,69 1   1,69 2 3,38
Erhaltene Personen
(= Hausfrauen)
0  0,00 5   8,48 5 8,48
Summe 48 81,35 11 18,65 59 100,00
Quelle: Wählerverzeichnis für die am 17. Oktober 1920 stattfindenden Nationalrats- bzw. Gemeindewahlen
Wie Tabelle 94 zeigt, waren 88,14 Prozent der Personen, die durch ihre Unterschrift die 
Kandidatur der DNSAP bei der Schärdinger Gemeinderatswahl am 17. Oktober 1920 ermög-
licht hatten, „Berufsträger“, also berufstätige (nämlich 51) und arbeitslose (1 Reserveoffizier) 
ein Hinaufschnellen der Preise einer ganzen Anzahl von anderen wichtigen Bedarfsartikeln nach sich zie-
hen müsse. Es gelangten sodann Entschließungen an die Landes- und Staatsregierung unter großem Bei-
fall der Versammlung zur einstimmigen Annahme, welche die sofortige Wiederherstellung des alten 
Fleischpreises fordern und vor weiterer Erhöhung der Höchstpreise für Lebensmittel warnen. Die Ver-
sammlung ist ruhig und in einer dem Ernste der Sache würdigen Weise ohne jeden politischen Einschlag 
und ohne jeden Ausfall auf einzelne Berufsstände verlaufen. Sie brachte aber auch in unzweideutiger Wei-
se zum Ausdrucke, daß die Teilnehmer gesonnen sind, zu den schärfsten Mitteln zu greifen, wenn ihrem 
Standpunkte nicht restlos Rechnung getragen werde.“ Der Bericht, den die „Wahrheit“ 1920, Nr. 20, S. 6
über diese Veranstaltung brachte, war nahezu wortgleich.   
172) Stadtgemeinde Schärding: Gemeindewahl 1920.
173) Ebda.
174) Der Vorname der nicht identifizierbaren Person lautete Adolf.
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Berufsangehörige, was darauf zurückgeführt werden kann, daß die DNSAP in ihrer vorfa-
schistischen Phase bis 1921 den „nationalen Sozialismus“ vertrat und auf Arbeitnehmerinter-
essen ausgerichtet war. Bei den „erhaltenen Personen“ handelte es sich – da Kinder und Ju-
gendliche in Ausbildung als noch nicht Wahlberechtigte hier ausschieden – ausschließlich
um mitunterzeichnende Ehefrauen, und die beiden „Berufslosen“ waren Pensionisten (ein 
Justizwachebeamter i. R. und eine Privatpensionistin).
Die Zusammensetzung der Unterschriftenliste entsprach demnach durchaus der Selbst-
definition der DNSAP als „Klassenpartei der schaffenden Arbeit“, und diese Gegebenheit 
spiegelt sich auch in der Altersstruktur der Unterzeichner wider.
Tabelle 95: Altersstruktur der Personen, die durch ihre Unterschrift die Kandidatur der 
DNSAP bei der Schärdinger Gemeinderatswahl am 17. Oktober 1920 ermöglicht haben
Geburtsjahrgang insgesamt in % Männer in % Frauen in %
1850 – 1859   2 3,39   2 3,39   0 0,00
1860 – 1869   3 5,09   1 1,70   2 3,39
1870 – 1879 13 22,03 11 18,64   2 3,39
1880 – 1889 15 25,42 14 23,72   1 1,70
1890 – 1899 26 44,07 20 33,90   6 10,17
insgesamt 59 100,00 48 81,35 11 18,65
Quellen: Wählerverzeichnis für die am 17. Oktober 1920 stattfindenden Nationalrats- bzw. Gemeindewahlen 
sowie diverse Meldebücher und Register der Pfarre, damit die vielen Fehler, die das Wählerverzeichnis in be-
zug auf die Geburtsdaten aufweist, korrigiert werden konnten.
Untersucht man die Unterschriftenliste in Hinblick auf die wirtschaftssektorale Zugehö-
rigkeit der einzelnen Personen, so fällt sofort der überdurchschnittlich hohe Anteil des tertiä-
ren Sektors auf, während der sekundäre Sektor, der bezüglich der Wohnbevölkerung den mit
Abstand wichtigsten Bereich im Wirtschaftsleben der Stadt bildete (für das Jahr 1920 stehen 
keine Vergleichsdaten zur Verfügung, 1934 aber betrug der Anteil 39,59 Prozent), und der 
primäre Sektor, der im Stadtgebiet verständlicherweise nur eine geringe Rolle spielte (1934: 
3,56 Prozent), einander auf relativ niedrigem Niveau die Waage hielten.
Diagramm 27: Wirtschaftssektorale Zugehörigkeit der die DNSAP anläßlich der Gemeinde-









Quelle: Wählerverzeichnis für die am 17. Oktober 1920 stattfindenden Nationalrats- bzw. Gemeindewahlen
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In absoluten Zahlen und aufgeschlüsselt nach den verschiedenen Dienstleistungsberei-
chen, stellte sich die Situation folgendermaßen dar:
Tabelle 96: Wirtschaftssektorale Zugehörigkeit der die DNSAP anläßlich der Schärdinger Ge-





Land- und Forstwirtschaft 3 1 4 1 5
Industrie und Gewerbe 5 0 5 0 5
Dienstleistungen 39 4 43 3 46
davon:
a) Gast- u. Schankgewerbe 2 0 2 2 4
b) Handel u. Verkehr 4 1 5 0 5
c) Geld, Kredit u. Versicherungen 0 0 0 0 0
d) Öffentlicher Dienst 32 2 34 1 35
e) Freie Berufe 0 0 0 0 0
f) Häusliche Dienste 0 1 1 0 1
g) Körperpflege 1 0 1 0 1
Summe 47 5 52 4 56
Anmerkung: Eine der in Tabelle 94 ausgewiesenen fünf Hausfrauen war die Ehefrau eines Pensionisten und 
fällt daher in bezug auf die wirtschaftssektorale Zugehörigkeit der die DNSAP unterstützenden Berufsträger weg.
Innerhalb des tertiären Sektors gehörten – wie Diagramm 28 zeigt – etwas mehr als drei
Viertel der unterzeichnenden Personen dem öffentlichen Dienst an. Bezogen auf die Gesamt-
zahl der die DNSAP unterstützenden Berufsträger und der von ihnen erhaltenen Personen ent-
sprach dies einem Anteil von 62,50 Prozent. Die zweitgrößte Personengruppe stammte aus 
dem Bereich Handel und Verkehr (8,93 Prozent) und die drittgrößte Gruppe stellte das Gast-
und Schankgewerbe (7,14 Prozent). Angehörige der Sparte Geld-, Kredit- und Versicherungs-
wesen sowie Freiberufler schienen auf der Liste hingegen nicht auf.
Diagramm 28: Zugehörigkeit der die DNSAP bei der Schärdinger Gemeinderatswahl unter-
stützenden Berufsträger und der von ihnen erhaltenen Personen zu den einzelnen Sparten des 
tertiären Sektors












Quelle: Wählerverzeichnis für die am 17. Oktober 1920 stattfindenden Nationalrats- bzw. Gemeindewahlen
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Tabelle 97: Berufszugehörigkeit der die DNSAP bei der Schärdinger Gemeinderatswahl am 
17. Oktober 1920 unterstützenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
Beruf Männer Frauen insgesamt
Finanzbeamte 16 0 16
Eisenbahner  4 2 6
Postbeamte  3 0 3
Militär  3 0 3
Sonstige  6 0 6
Summe 32 2 34
Quelle: Wählerverzeichnis für die am 17. Oktober 1920 stattfindenden Nationalrats- bzw. Gemeindewahlen
Im Bereich des öffentlichen Dienstes wiederum bildeten – wie aus Tabelle 97 hervor-
geht – die Finanzbeamten die mit Abstand größte Gruppe auf der Unterschriftenliste, was 
nicht weiter überrascht, stellten doch die Finanzbeamten – also die Beamten der Steuerbe-
hörden und die im unmittelbaren Grenzgebiet besonders ins Gewicht fallenden Beamten des 
Zolldienstes – auch zahlenmäßig die größte Gruppe in der hiesigen Beamtenschaft dar, so-
daß die Eisenbahner, deren führende Rolle innerhalb der DNSAP vielfach belegt ist175 (sie-
he Tabelle 98), hier erst an zweiter Stelle folgten.
Der tertiäre Sektor mit seinen Sparten „Öffentlicher Dienst“ und „Handel und Verkehr“ 
bildete somit die eigentliche soziale Basis der DNSAP, wodurch sich hier einmal mehr die 
These bestätigen läßt, daß der österreichische Nationalsozialismus von seinen deutschböh-
175) Laut Botz waren die Parteiführer der DNSAP, die zwischen 1918 und 1921 allgemein als nicht faschistische, 
sozialreformerische Partei gilt (Whiteside, Andrew G.: Austrian National Socialism before 1918. – The 
Hague: 1962. S. 118; Stadler, Karl R.: Austria. – In: European Fascism. – London: 1968. S. 92), meist 
entweder selbständige oder unselbständige „Akademiker“ oder Eisenbahn- und Postbedienstete, manch-
mal in Personalunion auch führende Funktionäre der „völkischen Gewerkschaften“. 
Ein Vergleich mit den Kandidaten der anderen politischen Parteien in Wien im Jahre 1919 ergibt für die 
DNSAP klassenmäßig genau eine Mittelposition zwischen der Sozialdemokratie auf dem einen und den 
demokratisch-liberalen Parteien auf dem anderen Extrem. Am ähnlichsten waren die Kandidaten der 
DNSAP soziologisch denen der deutschnationalen Parteien, am zweitähnlichsten den christlichsozialen 
Kandidaten. 
Im einzelnen wurde der Anteil von Arbeitern und Angestellten nur von der SDAP und der tschechisch-
nationalen Partei übertroffen und lag beträchtlich höher als etwa bei den Christlichsozialen. Hinsichtlich 
des Anteils der öffentlich Bediensteten lagen die DNSAP-Kandidaten im Mittelfeld, hinsichtlich der mitt-
leren und niedrigen Staatsbeamten und Eisenbahner jedoch weitaus an der Spitze. Der Anteil der freien 
Berufe war sogar etwas höher als der bei den demokratisch-liberalen Parteien und wurde nur von den 
Tschechen übertroffen, der Anteil der Kleinunternehmer lag dagegen niedriger als bei allen anderen bür-
gerlichen Parteien (17 % gegenüber 19 % bei den Deutschnationalen, 25 % bei den Christlichsozialen und 
39 % bei den demokratisch-liberalen Parteien). Botz, Gerhard: Faschistische Bewegungen und Lohnab-
hängige in Österreich. S. 336 f.
In Oberösterreich stellte sich die Situation laut Marlies Dürr damals folgendermaßen dar: „Besonders 
augenfällig ist der außerordentlich hohe Prozentsatz von Eisenbahnern in Oberösterreich (ca. 30 % im 
Vergleich zu 14 % Gesamtösterreich). Von diesen Eisenbahnern ist überdies ein relativ großer Anteil in 
leitenden Positionen tätig (fast die Hälfte).“ Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen 
Partei in Oberösterreich. S. 16; 
und Ernst Hanisch weist in seiner Studie über die Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg 
darauf hin, daß sich das organisatorische Rückgrat der Nationalsozialisten in diesem Bundesland nach 
dem Weltkrieg im wesentlichen auf Orte entlang der Eisenbahnlinien konzentrierte, woraus er folgert, 
daß „dieses Faktum“ „im unmittelbaren Zusammenhang mit der Agitation der nationalen Eisenbahner-
Gewerkschaft stehen“ dürfte. Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg 
(1913–1925). S. 382. 
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mischen Anfängen und seiner engen Bindung zu den „völkischen Gewerkschaften“ her zu-
nächst eine berufsgruppenspezifische Partei, eine Partei der Finanz-, Eisenbahn- und Postbe-
amten sowie der Privatangestellten insbesondere im Handel war.176
Tabelle 98: Berufssoziale Gliederung der Funktionärsschicht der DNSAP in Prozent
Funktionärsschicht Österreich177 Oberösterreich178







freiberuflich Tätige 9 4
Anm.: Die Daten für Österreich beruhen auf den Kandidatenlisten für die Wahl zur konstituierenden Nationalver-
sammlung, während die Daten für Oberösterreich auf der Grundlage aller in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ in 
den Jahren 1919 bis 1922 namentlich und mit Berufsangabe veröffentlichten nationalsozialistischen Funktionäre 
Oberösterreichs erstellt wurden.
Analysiert man die Unterschriftenliste schließlich noch in Hinblick auf die soziale Po-
sition der die DNSAP bei der Gemeinderatswahl unterstützenden Berufsträger und der von ih-
nen erhaltenen Personen, so fällt einerseits der geringe Anteil an Selbständigen und anderer-
seits der überproportional hohe Anteil der Angestellten bzw. Beamten sofort ins Auge. 
Diagramm 29: Soziale Positionen der die DNSAP bei der Schärdinger Gemeinderatswahl un-










Quelle: Wählerverzeichnis für die am 17. Oktober 1920 stattfindenden Nationalrats- bzw. Gemeindewahlen
176) Botz, Gerhard: Arbeiterschaft und österreichische NSDAP-Mitglieder (1926–1945). – In: Ardelt, Rudolf G./ 
Hautmann, Hans (Hrsg.): Arbeiterschaft und Nationalsozialismus in Österreich. Festschrift für Karl R. 
Stadler. – Wien, Zürich: 1990. S. 37.
177) Botz, Gerhard: Faschistische Bewegungen und Lohnabhängige in Österreich. S. 336 f.
178) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 14 f.
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In absoluten Zahlen und aufgeschlüsselt nach den verschiedenen Wirtschaftssektoren
stellte sich die Situation folgendermaßen dar:
Tabelle 99: Soziale Positionen der die DNSAP bei der Schärdinger Gemeinderatswahl unter-





Land- und Forstwirtschaft 0 1 0 4 5
Industrie und Gewerbe 1 0 0 4 5
Dienstleistungen 2 3 39 2 46
Summe 3 4 39 10 56
Quelle: Wählerverzeichnis für die am 17. Oktober 1920 stattfindenden Nationalrats- bzw. Gemeindewahlen 
Während es der DNSAP also nur in sehr bescheidenem Maße gelang, Selbständige für 
sich zu mobilisieren – bei den auf der Liste Genannten handelte es sich um zwei Gastwirte 
und einen Schneidermeister –, und auch die Arbeiterschaft gemäß ihrem Anteil an der Wohn-
bevölkerung deutlich unterrepräsentiert war, belegt auch diese Analyse die Anfälligkeit der 
Angestellten sowie der Beamten für die DNSAP.179 Wie vor dem Weltkrieg blieben damit 
die „völkischen“ Gewerkschaften, insbesondere die „Deutsche Verkehrsgewerkschaft“ und 
der „Deutsche Handlungsgehilfenverband“180, das hauptsächliche verbandspolitische und 
179) Marlies Dürr kommt für Oberösterreich zu folgendem Schluß: „Dem hohen Angestelltenanteil in Oberöster-
reich steht ein relativ geringer Anteil an Arbeitern, Kleingewerbetreibenden und freiberuflich Tätigen ge-
genüber. Diese letzteren Gruppen weisen überhaupt ein geringes Gewicht auf (16 %, das entspricht etwa 
der Hälfte des Eisenbahneranteils!)“ Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in 
Oberösterreich. S. 16.
180) Ciller beschreibt in seinen 1937 erschienenen Ausführungen zur nationalen Arbeiterbewegung in Österreich 
die Situation der völkischen Gewerkschaften folgendermaßen: „Die Vernichtungsdiktate aus den Pariser 
Vororten, fälschlich als ‘Friedensverträge’ bezeichnet, brachten 1919 die schwere Trennung der sudeten-
deutschen von den alpendeutschen Kampfbrüdern. Im neuen Freistadt [!] Oesterreich begannen mitten in 
unsäglicher Wirtschaftsnot die völkischen Gewerkschaften neuerdings mit umfassender Arbeit. Im Vorder-
grunde standen die Deutsche Verkehrsgewerkschaft der Eisenbahner mit mehr als 23.000, die Handels-
und Industrieangestellten mit 14.000 Mitgliedern. Postler, Straßenbahner, Beamte, Soldaten, öffentliche 
Angestellte und eine allgemeine Arbeitergewerkschaft hatten sich gleichfalls des marxistischen Terrors in 
Betrieben und Aemtern zu erwehren. Der allumfassende ‘Deutsche Gewerkschaftsbund’ erreichte bis 
1933 einen Stand von 54.000 Mitgliedern. Es erschienen neun Fachblätter.“ (Ciller, A[lois]: Damals und 
heute. S. 19); und zur schwierigen Situation der Eisenbahner nach der Gründung der Republik Deutsch-
österreich nimmt Ciller folgendermaßen Stellung: „Die Eisenbahnen verfallen fremder Kontrolle. Ein über-
stürzter Abbau des Personals beginnt, von 1920 bis 1931 sinkt die Zahl der Eisenbahner von 140.000 auf 
63.000 Angestellte und Arbeiter. […]. Schweren Herzens mußten sich in dieser Zeit die altbewährten su-
detendeutschen Kameraden von ihrer Organisation trennen und der neuen tschechoslowakischen Staats-
angehörigkeit Folge leisten. Im Juli 1919 wurden in Wien die notwendigen Verwaltungsabschlüsse durch-
geführt und im August auf einer vorbereiteten Hauptversammlung zu Aussig an der Elbe die inneren und 
äußeren Gewerkschaftsarbeiten für einen sudetendeutschen Berufsverband aufgeteilt. Nach der Genehmi-
gung der Satzungen konnte er im Mai 1920 ins Leben treten. Seine Entwicklung vollzog sich auf einem 
harten Leidensweg. Deutsche Eisenbahner wurden zu Tausenden entlassen und dafür tschechische Legio-
näre in den Bahndienst aufgenommen. 
Am 3. April 1921 beschlossen zu Wien in getrennt durchgeführten Hauptversammlungen der ‘Deutsch-
österreichische Eisenbahnbeamtenverein’ und die ‘Gewerkschaft deutscher Eisenbahner’ ihre Auflösung 
und die Errichtung einer gemeinsamen Berufsorganisation. Der Beamtenverein zählte 13.902, die Gewerk-
schaft 10.045 Mitglieder. Nach Abzug der beiderseits Organisierten ergab sich für die tags darauf gegrün-
dete neue ‘Deutsche Verkehrsgewerkschaft’ ein Stand von 21.367 Mitgliedern.“ Ebda. S. 24 f.
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soziale Rekrutierungsfeld der DNSAP.181 Aus ihnen bezogen die österreichischen National-
sozialisten den Großteil ihrer lohnabhängigen Anhängerschaft182 und ihrer sozialreformeri-
schen Forderungen.183
Daß gerade die Verkehrsbediensteten, die Handelsangestellten sowie die Beamten der-
art anfällig für den „nationalen Sozialismus“ waren184, erklärt G. Botz folgendermaßen185: 
Einerseits waren die deutschsprechenden Österreicher als „führende“ Nationalität in 
der Habsburger Monarchie besonders von den aufstrebenden slawischen Nationen be-
droht gewesen. Soziale Konflikte wurden daher besonders in nationalen Kampfgebie-
ten, aber auch in sprachlich einheitlichen Gebieten in „gefährdeten“ Berufen durch
nationale Konflikte überhöht. Diese Tendenz zum Nationalismus auch unter Arbeitern 
blieb noch nach 1918 in manchen Gebieten Österreichs erhalten oder wurde dorthin 
durch Optanten und Einwanderer aus dem Gebiet der Tschechoslowakei übertragen. 
Insbesondere bei den Eisenbahnern dürfte dies der Fall gewesen sein [von den sechs 
Eisenbahnern, die auf der von der DNSAP vorgelegten Unterschriftenliste für die Schär-
dinger Gemeinderatswahl 1920 aufschienen, hatten fünf einen sudetendeutschen Hin-
tergrund, sodaß sich die von Botz an anderer Stelle geäußerte Vermutung, daß durch 
181) Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Nationalsozialismus. S. 169.
182) So vertrat z. B. der „Verein deutscher Verkehrsbediensteter Oesterreichs“ – Mitglieder des Vereins konnten 
„nur im Dienst- oder Ruhestande befindliche deutscharische Bedienstete der österreichischen Verkehrs-
und Transportunternehmungen oder der mit diesen in unmittelbarer Verbindung stehenden Anstalten und 
Wohlfahrtseinrichtungen sein, sowie die Witwen nach verstorbenen Mitgliedern“ – folgende Anliegen: Er 
wollte „1. für die Vertiefung des Glaubens und der Liebe zu unserem Volke und zu unserer Heimat wirken 
und für den Wiederaufstieg unseres Volkes tätig sein; 2. die noch nicht weltanschaulich erfaßten und die 
vielen verzweifelt ziel- und planlos herumirrenden Berufskameraden der ehemaligen marxistischen Orga-
nisationen für seinen Gedankenkreis gewinnen; 3. für die in Not geratenen Berufskameraden zu jeder 
Zeit und mit aller Tatkraft eintreten und sich um die vielen Alltagssorgen der Kameraden bekümmern.“ 
Ciller, A[lois]: Damals und heute. S. 41.
183) Die einzelnen, parteipolitisch unabhängigen, teils mehr deutschnational, teils mehr nationalsozialistisch orien-
tierten Verbände waren im „Deutschen Gewerkschaftsbund für Österreich“ (DGB) zusammengefaßt, vie-
le standen jedoch in einem solchen Nahverhältnis zum Nationalsozialismus, daß sie die Nationalsoziali-
sten 1925 und 1926 in ihrem Jahrbuch als zugehörige Organisationen anführten. Zusammen zählten die 
„völkischen“ Gewerkschaften nach einem steilen Mitgliederanstieg schon 1923 über 45.000 Mitglieder, 
erreichten 1928 ihr Maximum mit 51.247 Mitgliedern und schwankten in der Folge zwischen 47.000 und 
49.000 Mitgliedern. Sie erfaßten somit etwa 5 % der Gesamtsumme der Gewerkschaftsmitglieder aller po-
litischen Richtungen, wobei bemerkenswert ist, daß die Mitgliederentwicklung der „völkischen“ Gewerk-
schaften aufgrund ihrer organisatorischen Selbständigkeit vom stark wechselnden Mitgliederstand der 
nationalsozialistischen Partei kaum berührt wurde. Botz, Gerhard: Faschistische Bewegungen und Lohn-
abhängige in Österreich. S. 338.
184) Innerhalb des DGB verfügten die in der „Deutschen Verkehrsgewerkschaft“ zusammengefaßten Eisenbah-
ner, die mit 23.000 bis 24.000 Personen gleichbleibend etwa 45 % der DGB-Mitglieder stellten, über ein 
deutliches Übergewicht. Bei den Personalvertretungswahlen der Eisenbahner 1926 und 1931 entfielen 
auf die „völkischen“ Gewerkschafter etwa 17 % (auf die Sozialdemokraten 78 bzw. 75 %). Wie die Ar-
beiterkammerwahlen 1926 zeigen, waren die „völkischen“ Eisenbahner prozentuell am stärksten in der 
Steiermark und in Vorarlberg (über 15 %) und in Kärnten (20,6 %).
Eine andere, vielleicht noch wichtigere „völkische“ Gewerkschaft war der „Deutsche Handels- und Indu-
strieangestelltenverband“. Die in ihm zusammengefaßten 8.000 bis 10.000 Privatangestellten erreichten 
1926 bei den Arbeiterkammerwahlen in ganz Österreich über 20 % der Stimmen, in Kärnten und in Salz-
burg sogar 50 bzw. 56 %.
Eine ebenfalls sehr starke Berufsgruppe innerhalb des DGB waren die Post- und Telegrafenbediensteten 
(5.000 bis 6.000 Mitglieder) und die Beamten. Daneben gab es noch kleinere Organisationen für die 
nicht-selbständigen Apotheker, die Hausgehilfinnen und die Handarbeiter in Privatbetrieben. Ebda. S. 339.
185) Ebda. S. 340.
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die Rückkehr vieler deutschsprachiger Beamter und Eisenbahner aus den neuen Natio-
nalstaaten, insbesondere aus Böhmen, auch die Idee des Nationalsozialismus erst rich-
tig in das heutige Gebiet der Republik „importiert“ worden sei186, im Falle Schärdings 
verifizieren läßt; Anm. d. Verf.]. Andererseits waren gerade jene Berufe, die in der 
österreichisch-ungarischen Monarchie eine den nicht-deutschen Nationalitäten gegen-
über privilegierte Stellung eingenommen hatten, durch den Zerfall des Vielvölkerrei-
ches am stärksten wirtschaftlich und sozial betroffen. Dies waren neben den Staatsbe-
amten vor allem die Sektoren Handel und Verkehr.
Botz erwähnt in diesem Zusammenhang auch, daß bei den Wahlen 1919 und 1920 die 
DNSAP in solchen Städten einen doppelt so hohen Stimmenanteil wie im umliegenden Wahl-
kreis erlangte, wo der Anteil der Berufe im Verkehrswesen (Eisenbahner) und im Handel 
ebenfalls überdurchschnittlich stark war. In Industriebezirken hingegen schnitt die Partei im 
allgemeinen sehr schlecht ab. Ferner weist Botz darauf hin, daß im Zeitraum zwischen 1919 
und 1927 die lokale Verteilung der nationalsozialistischen Stimmen bei den Nationalratswah-
len weitgehend mit den Ergebnissen der Arbeiterkammerwahlen übereinstimmt, wodurch 
Botz die These bestätigt sieht, daß die Nationalsozialisten bei diesen Parlamentswahlen vor 
allem in Kärnten, in Salzburg und in der Steiermark hauptsächlich von Privatangestellten 
und Eisenbahnbeamten gewählt wurden.187
In Übereinstimmung mit Botz hebt Ernst Hanisch in seiner Regionalstudie über die 
Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg ebenfalls die besondere Rolle der öf-
fentlich Bediensteten für die frühe nationalsozialistische Bewegung hervor. In einer nicht-
repräsentativen Untersuchung über ihre Aktivisten (Funktionäre, Aktivisten, NS-Kandida-
ten) kommt er zu dem Ergebnis, daß rund die Hälfte Bahn-, Post-, Steuer- oder Forstbeamte 
waren. Er sieht deshalb im Salzburger Nationalsozialismus „[…] eine ‘mittelständische’ Pro-
testbewegung, die sich gegen die soziale Deklassierung der Mittelschichten – speziell der 
Beamten – richtete und die den marxistischen Sozialismus als Hauptgefahr ansah.“188
186) Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Nationalsozialismus. S. 168 f. Außerdem weist 
Botz hier noch darauf hin, daß beispielsweise in Linz, Salzburg und Wien aus dem Staatsdienst entlas-
sene und abgefertigte „Sudetendeutsche“ viele Aktivisten des frühen Nationalsozialismus stellten.
187) Auch den Berufsbezeichnungen der anderen „völkischen“ Gewerkschaften begegnet man unter den Anhän-
gern und Funktionären der nationalsozialistischen Partei so häufig, daß ein direkter Zusammenhang zwi-
schen den meisten dieser Berufsgruppen und der NS-Anhängerschaft hergestellt werden kann. Botz, Ger-
hard: Faschistische Bewegungen und Lohnabhängige in Österreich. S. 338 f.
188) Hanisch führte dazu folgendes aus: „Die soziale Differenz von Angestellten und Arbeitern war vor allem in 
Deutschland und Österreich besonders ausgeprägt. Die Beamten und Angestellten fühlten sich dezidiert 
dem Bürgertum zugehörig. Sie setzten sich gegen unten – gegen das Proletariat – deutlich ab; gleichzei-
tig aber opponierten sie gegen oben – gegen das ‘Kapital’. Der in diesen Schichten besonders ausgebilde-
te Aufstiegswille fühlte sich durch die sozialen und politischen Zustände nach 1918 blockiert – daher der 
Protest, der in dieser Phase noch durchaus ernst zu nehmen ist und der von ‘außen’ noch wenig manipu-
liert wurde. Das Absetzen vom Proletariat, bei gleichzeitig tendenzieller Annäherung an dessen soziale 
Lage, führte zu distinkten sozialpolitischen Forderungen. Das Selbstverständnis der Beamten und Ange-
stellten geriet in deutlichen Gegensatz zu ihrer tatsächlichen sozialen Lage. Die Furcht vor dem sozialen 
Abstieg äußerte sich in einer scharf antimarxistischen Ideologie. Dazu kam die konkrete Furcht der öf-
fentlich Bediensteten: nämlich abgebaut zu werden. Infolge der Genfer Sanierung ging das Gerücht durch 
die Zeitungen, daß in ganz Österreich 50.000 öffentliche Bedienstete, das sind 1/5, abgebaut werden müß-
ten. Allein bei der Eisenbahn sprach man von 25.000 Mann. Eisenbahn- und Poststationen auf dem Lande 
wurden aufgelassen. Dieses Krisenbewußtsein wurde noch durch die Tatsache verschärft, daß die Beam-
ten von der Inflation besonders hart getroffen wurden.“ Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des National-
sozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 395 f.
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Diese Einschätzung entspricht auch der Situation in Schärding, wobei an dieser Stelle
allerdings noch auf einen wichtigen Aspekt der sozialen Zusammensetzung der DNSAP hin-
zuweisen ist, der meines Erachtens in der Literatur bisher zu wenig Beachtung gefunden hat. 
So günstig sich nämlich der hohe Anteil an Staatsbeamten und Angestellten der Sektoren Han-
del und Verkehr auf die Verbreitung der nationalsozialistischen Ideologie auswirkte – die 
führende Rolle der Eisenbahnbeamten in diesem Kontext ist, wie oben erwähnt, allgemein 
unbestritten und läßt sich u. a. auch für Schärding und seine bayerische Schwesterstadt Pas-
sau belegen (laut Max Moosbauer hatte der österreichische Bahnbeamte Rudolf Schröder 
zusammen mit dem Vertragsangestellten Hans Knodn189 und fünf weiteren Gründungsmit-
gliedern im September 1920 die erste NSDAP-Ortsgruppe in Passau gegründet190, und Schrö-
der war es dann auch, der für die Einberufung des ersten öffentlichen Werbevortrags der 
NSDAP in Passau verantwortlich zeichnete191) –, so hinderlich erwies sich diese Zusammen-
189) Der am 13. April 1894 in Grubweg bei Passau geborene Hans Knodn interessierte sich nach eigener Aussa-
ge seit seinem 17. Lebensjahr für Politik und besuchte Versammlungen verschiedener Parteien. Seine 
entschiedene Ablehnung des Kommunismus ließ ihn 1919 dem Freikorps Epp beitreten und sich aktiv 
am Einmarsch in München beteiligen. Knodn war Teilnehmer der Gründungsversammlung der DAP und 
wurde im September 1919 Mitglied dieser Partei. In der Folge lernte er den bei Sprechabenden häufig 
als Redner auftretenden Hitler persönlich kennen. Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Un-
tergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 451.
Wie Hitler war Knodn im August 1919 Mitglied eines durch das Bayerische Reichswehrgruppenkom-
mando 4 aufgestellten 23köpfigen Aufklärungskommandos unter der Leitung von Rudolf Beyschlag für 
das Militärlager Lechfeld gewesen, durch das die aus der Gefangenschaft heimkehrenden Soldaten ge-
schleust wurden. Knodn hielt dazu in einem Bericht am 24. August 1919 u. a. folgendes fest: „Was nun 
die Aufklärungstätigkeit während unseres 5-tägigen Aufenthaltes bei der Komp. Bendt betrifft, so war 
ein ganz befriedigendes Resultat zu verzeichnen, da die Mannschaften den verschiedenen Vorträgen mit 
großem Interesse folgten namentlich bei H. Beyschlag und Hitler. Letzterer namentlich entpuppte sich 
als hervorragender und temperamentvoller Redner und fesselte die Aufmerksamkeit der ganzen Zuhörer 
für seine Ausführungen. Einmal nun war es ihm nicht möglich, einen langen Vortrag zu beenden; er 
fragte die Leute, als er abbrechen mußte, ob sie vielleicht nach Dienst denselben zu Ende hören wollten 
und sofort waren alle einverstanden […].“ Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 137–140.
Nach Gründung der NSDAP wurde Knodn automatisch als Parteimitglied übernommen. Wagner, 
Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 
1920 bis 1945. S. 451.
190) Die Passauer Ortsgruppe war damit eine der ersten NSDAP-Ortsgruppen außerhalb Münchens. Moosbauer 
erwähnt in diesem Zusammenhang auch, daß Schröder den Auftrag zur Gründung und Organisation einer 
Ortsgruppe in der Dreiflüssestadt gelegentlich eines Besuchs einer NSDAP-Versammlung in München 
von Hitler selbst erhalten habe. Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–
1933. S. 4. Diesem Bild von der Entstehung der Passauer Ortsgruppe auf der Grundlage einer direkten 
Anordnung Hitlers widerspricht allerdings die Schilderung der Ereignisse durch Knodn selbst, der die 
Ortsgruppe aus eigenem Antrieb und ohne Richtlinien der Münchner Parteizentrale zusammen mit eini-
gen anderen Personen gebildet und selbst für ungefähr ein Dreivierteljahr die Funktion des ersten Vor-
sitzenden ausgeübt haben will, bevor er von seinem bisherigen Stellvertreter Rudolf Schröder abgelöst 
wurde. Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewe-
gung in Passau 1920 bis 1945. S. 24 f.  
191) Laut der „Deutschen Arbeiter-Presse“ F. 1 vom 1. Jänner 1921, S. 3 f. fand dieser Vortrag am 11. Dezem-
ber 1920 im großen Saal der Innstadtbrauerei statt. Die unter dem Vorsitz Hans Knodns abgehaltene Ver-
anstaltung, bei der Hermann Esser, der Geschäftsführer der NSDAP in München, als Gastredner auftrat, 
erzielte mit lediglich 45 Besuchern allerdings nur einen überaus mäßigen Erfolg (Wagner, Christoph: 
Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. 
S. 25), wozu sich im „Volksruf“ F. 1 vom 1. Jänner 1921, S. 4 folgende Erklärung findet: Ein „fürsorgli-
cher Führer der internationalen Allerweltsbrüder“ habe „durch Stabsbefehl der Arbeiterschaft den Besuch 
der Versammlung“ verboten, was den Besuch „etwas beeinträchtigte“. Abschließend hieß es in diesem 
Bericht über den Vortrag dann aber: „Der reiche Beifall [...] zeigt, daß auch in Passau die nationalsozia-
listische Bewegung ergiebigen Boden finden wird.“
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setzung für eine gedeihliche Arbeit in einer Ortsgruppe, denn dafür benötigte man ja ein 
Mindestmaß an personeller Kontinuität. Gerade an dieser Kontinuität aber mangelte es der 
DNSAP im kleinstädtischen Bereich, weil einerseits viele ihrer Anhänger als junge Beamte 
(vgl. Tabelle 95) der unteren und mittleren Ränge häufig versetzt wurden – die höhere Be-
amtenschaft tendierte eher zur GDVP – und andererseits ein beruflicher Aufstieg nicht selten
mit einem Ortswechsel verbunden war.
Im Falle Schärdings z. B. waren von den 59 Personen, die mit ihrer Unterschrift die Kan-
didatur der DNSAP bei der Schärdinger Gemeinderatswahl am 17. Oktober 1920 ermöglicht 
hatten, bis Ende 1923 nachweislich 20 Personen (u. z. 15 Männer und 5 Frauen) von Schär-
ding weggezogen192 – tatsächlich dürften es aber deutlich mehr gewesen sein, denn bei etli-
chen Personen findet sich im Meldebuch nur der Hinweis „verzogen“ ohne eine Datumsan-
gabe –, und von den 16 auf der Unterschriftenliste aufscheinenden Finanzbeamten waren mit 
Stichtag 15. März 1935 zwar immer noch 10 in der oberösterreichischen Finanzverwaltung 
tätig, aber nur noch 3 von ihnen in Schärding.193
Daß die ständigen personellen Aderlässe für die Ortsgruppen nur schwer zu verkraften 
waren, versteht sich von selbst. Umgekehrt bereitete es aber auch Schwierigkeiten, fortwäh-
rend neu zugezogene DNSAP-Mitglieder in die Ortsgruppen zu integrieren, weil dadurch das 
bestehende Sozialgefüge immer wieder empfindlich gestört wurde. 
Die zahlreichen Wirrungen und internen Streitigkeiten, die die Entwicklung der DNSAP 
kennzeichneten194, könnten demnach zumindest zum Teil im Sozialprofil der Partei begrün-
det sein. Außer Zweifel aber steht, daß die DNSAP gegenüber den anderen Parteien mit ihren 
über viele Jahre gewachsenen personellen und organisatorischen Strukturen von vornherein 
wenig Chancen auf Erfolg hatte, solange es ihr nicht gelang, in den überwiegend „ortsgebun-
denen“ Bevölkerungsgruppen stärker Fuß zu fassen – wie dies die NSDAP in den dreißiger 
Jahren sehr wohl verstand – und damit den vielfach vorhandenen Eindruck zu verwischen, 
daß es sich bei dieser Partei ohnehin „nur“ um lauter „Landfremde“ handle, eine Meinung, 
die übrigens auch gerne von den Sozialdemokraten in ihrem Werben um die Stimmen der 
Arbeiterschaft aufgegriffen wurde. So führte z. B. die „Wahrheit“ am 21. August 1932 unter 
dem Titel „Vorläufer der Hakenkreuzler in Oberösterreich“ zur Entwicklung der Nationalso-
zialistischen Partei u. a. folgendes aus195: 
[…] Alle diese Gründungsversuche hatten gezeigt, daß die bodenständigen Arbeiter 
Oberösterreichs absolut kein Bedürfnis hatten, ihr Vertrauen der sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei des Landes, der sie alle sozialen Errungenschaften verdanken, zu ent-
ziehen. Aus Erkenntnis und richtigem Instinkt heraus, ließen sie sich von den deutsch-
nationalen Klassenfeinden nicht verwirren.
In den Umsturzjahren wagten sich solche Gründungsversuche überhaupt nicht an die 
Oberfläche. Erst 1921, 1922 wurden solche Versuche neuerdings unternommen. Sie 
gingen meist von Landfremden aus, von Sudetendeutschen, die anstatt in ihrer Heimat 
das Deutschtum zu schützen, sich in Oberösterreich als „Retter des deutschen Volkes 
vor den Klauen des Marxismus“ aufspielten, weil dies in Oberösterreich erheblich un-
192) Nach den Aufzeichnungen in den Meldebüchern und den Angaben in diversen Ausgaben des „Schärdinger 
Wochenblattes“ der Jahre 1920 bis 1923.
193) Finanz-Landesdirektion Linz (Hrsg.): Personalstandes-Verzeichnis 1935 der oberösterreichischen Finanz-
verwaltung. – Linz: (1935). 
Franz Felber z. B. scheint damals als wirklicher Amtsrat beim Zollamt Linz auf. Ebda. S. 30.
194) Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 70.
195) „Wahrheit“ Nr. 34 vom 21. August 1932, S. 2.
-661-
gefährlicher und harmloser war als in Böhmen, wo man leicht mit der Obrigkeit in 
Konflikt kommen könnte. Bezeichnenderweise führen diese Deutschtums-Retter zu-
meist slawische Namen – die Herren Proksch (er schreibt sich heute schon mit dem 
deutschen „sch“), Nohel, Bolek und Wrbik. Sie alle sind heute führende Männer im 
Hakenkreuzler-Lager, das in Oesterreich naturgemäß durch den Aufstieg Hitlers eini-
gen Impuls erhielt. 
Anschließend wurde in dem Artikel noch einmal darauf hingewiesen, daß die „Haken-
kreuzler-Bewegung“ in Oberösterreich „ein völlig landfremdes Gewächs“ sei, und in völli-
ger Fehleinschätzung der Situation hieß es dann noch:
Sie [= die „Hakenkreuzler-Bewegung“; Anm. d. Verf.] wird, sobald in Deutschland 
der Rummel abgeflaut sein wird, auch in unserem Heimatlande das Schicksal ihrer 
Vorgängerinnen, mit denen sie wesensverwandt ist, teilen. Die Hakenkreuzler-Bewe-
gung wird in der politischen Geschichte Oberösterreichs eine Episode bleiben.
Doch zurück zu den Ereignissen im Oktober 1920! Wie oben erwähnt, hatte also der 
Zollbeamte Franz Felber dem „verehrl. Stadtgemeindeamt“ am 7. Oktober den Wahlvor-
schlag der DNSAP für die Schärdinger Gemeinderatswahl übermittelt. 
Nur vier Tage später, am 11. Oktober 1920, wurde dann jedoch eine neue, leicht modi-
fizierte Kandidatenliste vorgelegt, wobei allerdings nicht erwähnt wurde, warum es zu der 
Änderung gekommen war. Auf dieser zweiten Kandidatenliste finden sich nunmehr folgende 
Personen196:
1. Leopold Kammerstädter, Handelsangestellter, 18. 8. 1890
2. Franz Felber, Zollbeamter, 20. 8. 1874 [richtig: 20. 11. 1874; Anm. d. Ver.]
3. Karl Fraueneder, Finanzwachoberkommissär, 13. 11. 1879
4. Josef Rothbauer, Handelsangestellter, 22. 2. 1893
5. Josef Feitzinger, Friseurgehilfe, [7. 11. 1890; Anm. d. Verf.]
6. Josef Kislinger, Schlossergehilfe, 13. 3. 1895
7. Viktor Blümel, Eisenbahner, 1881
Am 16. Oktober 1920 wurden die Wähler via „Schärdinger Wochenblatt“ noch einmal
über den Wahlmodus aufgeklärt197, und am 17. Oktober 1920 fand dann zusammen mit der 
Nationalratswahl die Neuwahl der Gemeindevertretung statt, bei der die Nationalsozialisten 
zwei bis drei Mandate zu erringen hofften.198
196) Stadtgemeinde Schärding: Gemeindewahl 1920.
197) Unter dem Titel „Wie wird gewählt?“ wurde damals folgendes verlautbart: „Die Wahl vollzieht sich in glei-
cher Weise wie im Vorjahre. Man stecke am Wahltage die Stimmzettel jener Partei in die Tasche, die man 
wählen will und begebe sich in das für sein Wohnhaus bestimmte Wahllokal. In Gemeinden, in denen 
eine Legitimationskarte ausgegeben wird, ist diese mitzunehmen und der Wahlkommission vorzuzeigen. 
Man erhält dann das Wahlkuvert, geht mit diesem in die Wahlzelle (Verschlag), steckt dort den Stimm-
zettel für die Nationalratswahl (weiß) in das dafür bestimmte Kuvert, dann gibt man den gelben Stimm-
zettel für die Gemeindewahl in das dafür bestimmte Kuvert und gibt beide Kuverts dann geschlossen bei 
der Wahlkommission ab. Um die Stimmenabgabe aber auch giltig vorzunehmen, dürfen die Stimmzettel 
nur in das dazu bestimmte Kuvert gegeben werden. Wenn z. B. der gelbe Stimmzettel in das für die Na-
tionalratswahl bestimmte Kuvert gesteckt wird, ist die abgegebene Stimme ungiltig. Die Wahl ist voll-
ständig geheim.“ Schdg. WBl. 1920, Nr. 42, S. 6.
198) In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ F. 43, S. 3 wurde dazu am 23. Oktober 1920 – also erst eine Woche 
nach der Wahl – folgendes mitgeteilt: „Schärding a. I. Gemeinderatswahlen: Sonntag, den 17. d. M. fin-
den hier auch Gemeinderatswahlen statt. Die Nationalsozialisten von Schärding haben eine selbständige
-662-
Tabelle 100: Wahlberechtigte bei der Nationalrats- und der Gemeinderatswahl 1920, aufge-
schlüsselt nach Wahlsprengeln und Geschlecht
Wähler männlich weiblich zusammen
Wahlsprengel NRW GRW NRW GRW NRW GRW
   I 277 278 391 381 668 659
  II 263 275 317 327 580 602
 III 250 247 309 300 559 547
 IV 253 255 317 309 570 564
zusammen 1.043 1.055 1.334 1.317 2.377 2.372
Quelle: Aufzeichnungen aus dem Nachlaß Alois Strebels zu den Wahlen 1920.
Wie Tabelle 100 zeigt, waren bei der Gemeindewahl etwas weniger Personen wahlbe-
rechtigt als bei der Nationalratswahl, bei beiden Wahlen aber gab es deutlich mehr wahlbe-
rechtigte Frauen als Männer: So stellten die Frauen bei der Nationalratswahl 56,12 Prozent 
der Wahlberechtigten und bei der Gemeindewahl 55,52 Prozent. 
Tabelle 101: Übersicht über die abgegebenen Stimmen bei der Nationalrats- und der Gemein-
deratswahl 1920, aufgeschlüsselt nach Wahlsprengeln, Geschlecht und Wahlbeteiligung
Wähler männlich weiblich ungültig zusammen
Wahlbeteiligung 
in %
Wahlsprengel NRW GRW NRW GRW NRW GRW NRW GRW NRW GRW
   I 245 237 326 332 8 2 579 569 86,68 86,34
  II 244 252 265 275 5 3 514 527 88,62 87,54
 III 218 251 259 217 9 3 486 468 86,94 85,56
 IV 227 231 259 248 3 6 489 479 85,79 84,93
Zusammen 934 971 1.109 1.072 25 14 2.068 2.043 87,00 86,13
Quelle: Aufzeichnungen aus dem Nachlaß Alois Strebels zu den Wahlen 1920 sowie eigene Berechnungen.
Tabelle 102: Ergebnis der Nationalrats- und der Gemeinderatswahl vom 17. Oktober 1920 in 
absoluten Zahlen, aufgeschlüsselt nach den einzelnen Wahlsprengeln
CS Deutschfreiheitl. SDAP DNSAP KPÖ Wahlsprengel
NRW GRW NRW GRW NRW GWR NRW GRW NRW GRW
   I 207 195 227 222 135 121 – 26 2 3
  II 221 218 151 140 132 127 – 33 5 6
 III 153 156 43 40 239 209 – 9 42 51
 IV 171 165 93 76 221 212 – 17 1 3
Zusammen 752 734 514 478 727 669 – 85 50 63
Quelle: Aufzeichnungen aus dem Nachlaß Alois Strebels zu den Wahlen 1920
Gegenüber der Gemeinderatswahl vom 18. Mai 1919, bei der die Sozialdemokratische 
Arbeiterpartei mit 1.031 Stimmen (bzw. 48,40 %) einen überwältigenden Sieg errungen hatte, 
konnten die Sozialdemokraten nun – knapp eineinhalb Jahre später – lediglich 669 Stimmen 
auf sich vereinigen. Ihr Anteil an den gültigen Stimmen betrug damit nur noch 32,97 Prozent. 
Wahlwerbeliste eingerichtet. Die seit Wochen betriebene energische Wahlarbeit läßt den besten Erfolg 
hoffen (2 bis 3 Sitze). Die beiden Wählerversammlungen waren sehr gut besucht und verliefen trotz eini-
ger Störungen durch die Kommunisten mit Erfolg.“ 
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Ausschlaggebend für diese schwere Niederlage war sicherlich die Affäre Brunner gewe-
sen, doch auch das Antreten der Kommunisten hatte die Sozialdemokraten Stimmen geko-
stet, und die Folge war, daß die Christlichsozialen mit ihren 743 Stimmen – gegenüber 634 
Stimmen bei der Gemeinderatswahl 1919 – und einem Anteil von 36,18 Prozent stimmen-
stärkste Partei wurden. Profitiert von der Niederlage der Sozialdemokraten hatten jedoch 
auch die Deutschnationalen, die nunmehr – als Deutschfreiheitliche und als DNSAP – mitein-
ander auf 563 Stimmen kamen (gegenüber den 465 Stimmen, die die F.O.P. im Jahr 1919 er-
halten hatte), was einem Anteil von 27,75 % entsprach.
Damit hatten die Christlichsozialen 9 Mandate, die Sozialdemokraten 8 Mandate, die 
Großdeutschen 6 Mandate und die Nationalsozialisten punktgenau199 ein Mandat erreicht. 
Die Kommunisten mit ihren 63 Stimmen (bzw. 3,10 %) hingegen waren leer ausgegangen.










CSP Dt. Freih. SDAP DNSAP KPÖ 
NRW
GRW
Quelle: Eigene Berechnungen nach den Aufzeichnungen aus dem Nachlaß Alois Strebels zu den Wahlen 1920
Zufolge des von der DNSAP eingebrachten Wahlvorschlages erschien daher der Han-
delsangestellte Leopold Kammerstädter als gewählt.200 Am 18. Oktober 1920 teilte Kam-
merstädter in einem Schreiben an das Gemeindeamt Schärding jedoch mit, daß er infolge 
seiner häufigen geschäftlichen Abwesenheit von Schärding nicht in der Lage sei, sein Man-
dat als Gemeinderat auszuüben.201 An seine Stelle trete der 2. Listenwahlwerber der natio-
nalsozialistischen Partei, Herr Franz Felber202, worauf Felber in den Schärdinger Gemeinde-
rat einzog.203 Am 23. Oktober 1920 wandte sich die Ortsgruppe dann im „Schärdinger Wo-
chenblatt“ mit folgender „Erklärung“ in der Sparte „Eingesendet!“ an die Öffentlichkeit:
Die Ortsgruppe Schärding der national-soz. Partei erklärt hiemit, daß es ihr vollstän-
dig ferne lag, durch den Hinweis auf den Fall Brunner in ihren Wahlflugzetteln den 
Vertretern und Wahlwerbern der sozialdemokr. Partei eine Kränkung zu bereiten.204
199) Für ein Mandat waren bei dieser Wahl 85 Stimmen nötig.
200) Kundmachung der Ortswahlbehörde Schärding vom 18. Oktober 1920.
201) Anläßlich der Vermählung Kammerstädters meldete das Schdg. WBl. 1924, Nr. 4, S. 5 dann, daß er Teil-
haber der hiesigen Wäschefabrik Aschenbrenner sei.
202) Gemeindewahl 1920.
203) Schdg. WBl. 1920, Nr. 43, S. 2.
204) Ebda. S. 7.
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Anschließend informierte die Ortsgruppe ihre Klientel unter dem Stichwort „Zur Ge-
meindewahl“ noch über den Mandatsverzicht Kammerstädters205: 
Allen Mitgliedern und Freunden der nationalsozialistischen Partei wird zur Kenntnis 
gebracht, daß unser Parteikamerad Herr Leopold Kammerstädter mit Rücksicht auf 
die eingetretene Aenderung seiner Stellung und der dadurch bedingten häufigen Ab-
wesenheit von Schärding gezwungen war, sein Gemeindeausschußmandat an seinen 
Listennachfolger Herrn Franz Felber zu übertragen.
Am 3. November 1920 fand um 5 Uhr nachmittag im Rathaussaal die konstituierende 
Sitzung des Gemeindeausschusses statt. In ihrem Rahmen wurde dann auch die Wahl des Ge-
meindevorstandes vorgenommen, aus der der Christlichsoziale Dr. Franz Birek, ein Rechts-
anwalt, einstimmig als neuer Bürgermeister hervorging.206
Damit war Zolloberverwalter Franz Felber207 nun Gemeindeausschußmitglied in Schär-
ding, und er dürfte demnach auch der erste nationalsozialistische Gemeindemandatar in Ober-
österreich gewesen sein.
In der Gemeindeausschußsitzung vom 20. November 1920 wurde schließlich noch die 
neue Referatseinteilung vorgenommen. Franz Felber übernahm dabei als Vertreter der Fest-
besoldeten208 zusammen mit Karl Pelikan209 das Referat Gemeindewirtschaftsamt und kam
als Vertreter der Deutschfreiheitlichen auch in den Elektrizitätsausschuß.210
205) Schdg. WBl. 1920, Nr. 43, S. 7.
206) Schdg. WBl. 1920, Nr. 45, S. 6.
207) Laut der Meldedatei der Stadt Linz war er am 20. 11. 1874 in Nagl bei Weiz (Stmk.) geboren, am 27. 4. 1904 
hatte er in Villach geheiratet, und gestorben war er am 1. 7. 1963 in Linz. Archiv der Stadt Linz. 
Wie lange Felber in Schärding wohnhaft war, ließ sich nicht eruieren, denn im Meldebuch VII, F 149, 
wo er unter „Vorstadt Nr. 104“ aufscheint, eingetreten am 22. 5. 1919 „mit Frau und Kind“, finden sich 
in der Rubrik „ausgetreten“ lediglich ein Fragezeichen und der Vermerk „Abgereist Linz“.
208) Am 2. August 1918 war mittels Genossenschaftsvertrags der „Wirtschaftsverein der deutschen Festbesolde-
ten in Schärding am Inn“ gegründet und laut Bescheid des k. k. Kreis- und Handelsgerichtes Ried i. I. am 
13. September 1918 als „Wirtschaftsverein der deutschen Festbesoldeten in Schärding am Inn registrierte 
Genossenschaft mit beschränkter Haftung“ ins Genossenschaftsregister eingetragen worden. Gegenstand 
des Unternehmens war die Förderung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Mitglieder – also der hiesigen 
Staats-, Landes- und Gemeindeangestellten sowie einiger weniger Privatangestellten (Butterzentrale, 
Brauereien) – insbesondere durch Beschaffung „unverfälschter und guter Lebensmittel sowie anderer 
Bedarfsartikel zu möglichst billigem Preise und Abgabe derselben gegen sofortige Bezahlung an die 
Mitglieder, und zur Erreichung dieses Zweckes der Kauf von Waren auf eigene Rechnung oder deren 
Erzeugung.“ Der erste Vorstand des Vereins setzte sich folgendermaßen zusammen: Friedrich Gartner, 
k. k. Zollrevident, Obmann; Dr. Richard Russegger, k. k. Finanzsekretär, I. Obmannstellvertreter; Franz 
Endl, k. k. Steuerverwalter, II. Obmannstellvertreter; Karl Pelikan, k. k. Oberpostkontrollor, Kassier; 
Johann Hueber, k. k. Finanzwachkommissär, Kassierstellvertreter; Wilhelm Göllner, Stadtbuchhalter, 
Buchführer; Ludwig Dobretzberger, Kanzleioffiziant, Buchführerstellvertreter. Weitere Vorstandsmit-
glieder waren: Alfred Baltz Edler von Baltzberg, k. k. Steueroffizial, Theresia Barhammer, Kanzleioffi-
ziantenswitwe, Alois Deubler, Volksschuldirektor, Adalbert Ide, Stadtgemeindesekretär, Paul Wiesner, 
k. k. Postunterbeamter. Mitteilung der k. k. Statthalterei in Oesterreich ob der Enns an die k. k. Bezirks-
hauptmannschaft Schärding vom 17. September 1918. BH Schärding, Zl. 26.093/1918.
Das Verkaufslokal und das Warenlager befanden sich im Haus Stadt Nr. 44 [heute Ludwig-Pfliegl-Gas-
se Nr. 19]. Mit Jänner 1919 hatte der Verein einen Mitgliederstand von 150 Haushalten mit 586 Köpfen. 
Erhebungsblatt über Verbraucherorganisationen, datiert mit 19. Jänner 1919. Nachlaß Strebel.
209) In seiner Eigenschaft als „derzeitiger Obmann“ des „Wirtschaftsvereins der deutschen Festbesoldeten“ hatte 
Karl Pelikan am 10. November 1920 bei der Stadtgemeinde um die pachtweise Überlassung des ehemali-
gen Wieningergartens einschließlich des Gartenhauses im Eichbichl zu dem bekanntgegebenen jährlichen 
Pachtschilling von 6.000 Kronen angesucht, damit der Verein seinen Mitgliedern einen Grund zur Anlage 
von Schrebergärten zur Verfügung stellen könne: „Der ganze Ertrag des Gartens einschließlich des Ob-
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Bis zu seiner Versetzung nach Linz Ende 1922 befaßte sich Felber in seiner Funktion 
als Gemeindemandatar nunmehr vor allem mit den städtischen Elektrizitätsangelegenheiten:
So erstattete er z. B. zusammen mit Ferdinand Scherrer und Franz Neuwirth am 16. Februar 
1921 in der Sitzung des Elektrizitätsausschusses den Bericht über die vorgenommene Inven-
tur des Elektrizitätswerks211 und trug – nachdem er in der Gemeindeausschußsitzung vom 
19. Februar 1921 den Antrag auf Veränderung bzw. Verlegung der öffentlichen Toiletteanla-
ge vor dem Linzertor und deren Errichtung vor dem Passauertor gestellt hatte212 – in der Ge-
meindeausschußsitzung vom 21. Mai 1921 in Abwesenheit des Referenten des Elektrizitäts-
ausschusses die Beschlüsse dieses Ausschusses vor.213 Laut Protokoll des Elektrizitätsaus-
schusses vom 13. Jänner 1922 – die Inventur des Elektrizitätswerkes war wieder von Felber 
durchgeführt worden, u. z. diesmal unter Mithilfe von Gustav Kapsreiter und Franz Neu-
wirth – erklärte sich Felber „bis zu anderweitiger Ordnung“ dann auch bereit, die gesamten 
schriftlichen Arbeiten der Rechnungslegung des Installationsbetriebes selbst zu besorgen, 
„für welch’ große Mühewaltung ihm der Dank des Ausschusses ausgesprochen“ wurde. Am
20. Mai 1922 hielt Felber in der Gemeindeausschußsitzung ein ausführliches Referat, wor-
auf auf Vorschlag Felbers hin beschlossen wurde, Herrn Ing. Gustav Hanke aus Wien als 
technischen und kommerziellen Leiter des Elektrizitäts- und Wasserwerks „vorläufig provi-
sorisch“ auf die Dauer von höchstens einem halben Jahre anzustellen.214 Anfang September
1922 wurde Felber beauftragt, zur Erhebung vorliegender Lohndifferenzen mit dem Vertre-
ter der Metallarbeiter-Gewerkschaft Fühlung zu nehmen und die vertraglichen Gebühren so-
dann auszuzahlen215; und in der Gemeindeausschußsitzung vom 9. Dezember 1922 konnte 
GA. Felber anläßlich seines Berichts über die städtischen Elektrizitätsangelegenheiten be-
kanntgeben, daß „pro Dezember eine Ermäßigung des Strompreises wahrscheinlich“ sei.216
Neben seiner Tätigkeit im Elektrizitätsausschuß war Felber auch damit befaßt, ein Frem-
denverkehrskomitee zu bilden217, und außerdem wurde er in dieser Zeit wiederholt mit Kon-
stes würde nur den Schärdinger Mitgliedern zufließen[,] unter denen fast alle Gemeindeangestellten sich 
befinden. Die Verpachtung des Gartens an den Verein würde durch Ausschaltung eines anderen Pächters 
als Zwischenstelle und die Selbstbearbeitung des Grundes durch die Mitglieder eine wesentliche Verbil-
ligung der Produkte zur Folge haben. Die verehrliche Stadtgemeinde-Vorstehung würde also durch die 
Verpachtung des Gartens an den Verein nicht nur einen zuverlässigen Pächter gewinnen, sondern vielen 
Haushalten auch zu einem billigen Gemüse verhelfen, was bei der heutigen Teuerung sicher Anerken-
nung finden würde.“ Von Karl Pelikan und Franz Endl unterzeichnetes Schreiben an die Stadtgemeinde-
Vorstehung. Nachlaß Strebel. 
Mit Gemeindeausschußbeschluß vom 11. Dezember bzw. 22. Dezember 1920 wurde der Wieningergar-
ten jedoch wieder an Josef Bader verpachtet. Schreiben der Stadtgemeinde an den „Wirtschaftsverein 
der deutschen Festbesoldeten“ vom 29. Dezember 1920. Ebda. 
210) Protokoll der GAS. vom 20. November 1920.
211) In derselben Sitzung wurde Felber mit der Kontrolle der leihweise ausgegebenen Gemeindezähler und der 
Sichtung der neu eingelangten Zähler betraut. Protokoll der Sitzung des Elektrizitätsausschusses vom 
16. Februar 1921.
212) Felbers Antrag wurde daraufhin der Bausektion zugewiesen. Protokoll der GAS. vom 19. Februar 1921.
213) In diesem Ausschuß hatte man sich damals z. B. darauf geeinigt, wegen Materialmangels von der Aufstel-
lung einer zweiten Lampe in der Totengasse abzusehen. Schdg. WBl. 1921, Nr. 23, S. 5.
214) Schdg. WBl. 1922, Nr. 21, S. 6. Laut Protokoll des Elektrizitätsausschusses vom 5. Juli 1922 unterzog sich 
Inspektor Felber damals „wegen Beschaffung der Wohnung für den neuen Werksdirektor langwieriger 
und unangenehmer Bemühungen“, weshalb ihm „für seine neuerlichen großen Verdienste der Dank des 
Ausschusses zum Ausdruck gebracht“ wurde.
215) Protokoll des Elektrizitätsausschusses vom 6. September 1922.
216) Schdg. WBl. 1922, Nr. 51, S. 5.
217) Der Antrag zur Bildung eines Fremdenverkehrskomitees war in der GAS. vom 19. Februar 1921 gestellt 
worden, worauf die Herren Frixeder und Grömer, Bruckmayer und Felber sowie Weyland und Kapsrei-
ter für diese Aufgabe nominiert worden waren. Protokoll der GAS. vom 19. Februar 1921. 
-666-
trollaufgaben betraut: So überantwortete man ihm z. B. in der Gemeindeausschußsitzung vom 
21. Mai 1921 zusammen mit Otto Weyland und Johann Pachmann die Überprüfung der Kas-
sabelege, und in der gleichen Sitzung wurde er mit den GA. Josef Großpointner, Ferdinand 
Scherrer, Max Bruckmayr, Otto Weyland und Karl Kinzl „behufs Vornahme der Feuerbe-
schau pro 1921“ nominiert.218
Im Dezember 1922 legte Zollinspektor Felber sein Mandat jedoch infolge seiner Ver-
setzung nach Linz zurück. Bürgermeister Dr. Birek brachte dies in der Gemeindeausschuß-
sitzung vom 9. Dezember 1922 zur Kenntnis und sprach Felber bei dieser Gelegenheit „für 
seine Betätigung in Diensten der Gemeinde, insbesondere aber für die von ihm in hervorra-
gendem Maße geförderte Neuorganisation des städtischen Elektrizitätswerkes den besten 
Dank aus“.219
Im Nationalrat hingegen hatte die DNSAP, die am 17. Oktober 1920 unter dem Namen 
„Nationalsozialistische Partei“ in 17 Wahlkreisen kandiert hatte220 und aus dem Ausland tat-
kräftig unterstützt worden war – so waren hier die Abgeordneten Knirsch und Jung sowie Par-
teisekretär Krebs, Dr. Alexander Schilling und Adolf Hitler als Wahlredner aufgetreten; und 
die bayrischen Nationalsozialisten hatten in ihren Versammlungen 3.400 Mark gesammelt 
und sie als Wahlkampfhilfe nach Österreich überwiesen221 –, mit ihrem Bekenntnis zu einem
„rom- und judenreinen Sozialismus“222 wieder kein Mandat erringen können, und entspre-
chend groß war die Enttäuschung in der Partei.223 Zu dieser Niederlage nahm Dr. Riehl in 
einem mit 27. Oktober 1920 datierten Schreiben an Adolf Hitler, in dem er sich für die „Ver-
sammlungstätigkeit hier in Deutschösterreich“ bedankte, die dieser „in so uneigennütziger und 
hochherziger Weise geleistet“ habe, folgendermaßen Stellung224: 
[…] Wenn uns auch ein direkter Wahlerfolg versagt blieb, da wir doch das erstemal 
ganz selbständig in den Wahlkampf gezogen sind, so war doch der Erfolg gerade Ihrer 
218) Schdg. WBl. 1921, Nr. 23, S. 5.
219) Schdg. WBl. 1922, Nr. 51, S. 5.
Im Protokoll des Elektrizitätsausschusses vom 30. Dezember 1922 findet sich zum Ausscheiden Felbers 
folgende Mitteilung: „Anlässlich des Scheidens des Herrn Felber aus dem Elektrizitätsausschusse wer-
den seine großen Verdienste neuerdings hervorgehoben und beschlossen, ihm für seine unermüdliche 
Tätigkeit ein Dankschreiben des Ausschusses zu übersenden.“
220) Dr. Riehl war Spitzenkandidat im Wahlkreis 1 (Wien-Innen-Ost) und 4 (Wien-Nordost) gewesen. Brand-
stötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 175.
221) Ebda. S. 174 f. Aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang Hitlers Feststellung vom 26. Oktober 1920 im 
Münchner Kindlkeller. Nach den handschriftlichen Aufzeichnungen im Hauptstaatsarchiv München er-
klärte er vor 3.000 bis 4.000 Versammlungsteilnehmern, daß die NSDAP „den Brüdern in Österreich zu 
ihrem Wahlkampf über 60.000 Kronen“ habe schicken können. Maser, Werner: Der Sturm auf die Repu-
blik. S. 263.
222) Aussage Dr. Riehls anläßlich der ersten großen nationalsozialistischen Versammlung in der Volkshalle des 
Wiener Rathauses am 29. März 1920. „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 14 vom 3. April 1920. Zit. nach: 
Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 76.
223) Was das Wahlergebnis anbelangt, finden sich in der Literatur höchst unterschiedliche Angaben. Hänisch geht 
von 24.015 Stimmen aus und merkt dazu folgendes an: „Vgl. Beiträge zur Statistik der Republik Öster-
reich, hg. von der Statistischen Zentralkommission: Statistik der Nationalratswahlen des Jahres 1920, 11. 
Heft, Wien 1921, S. 55, wo in der Aufsummierung 24.026 Stimmen ausgewiesen werden; dagegen wur-
de im 10. Heft die Ziffer 24.015 genannt. Völlig falsch ist dagegen die bei Carsten [= Carsten, Francis L.: 
Faschismus in Österreich. Von Schönerer zu Hitler. – München: 1977. S. 70] genannte Ziffer von 33.898 
Stimmen und die Angabe bei Botz [= Botz, Gerhard: „Der österreichische Nationalsozialismus“. – In: 
Desput, Joseph F. (Hrsg.): Österreich 1934–1984. Erfahrungen Erkenntnisse, Besinnung. S. 202] von 
‘knapp 34.000’ Stimmen für die DNSAP.“ Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 69.
224) Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 261 f. 
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Versammlungsreden ein ausgezeichneter.225 Gestimmt hat für uns diesmal nur die 
wirkliche Anhängerschaft der Partei. Die Mitläufer haben wir infolge des ungünstigen 
Wahlsystems an andere Parteien verloren, insbesondere an die Großdeutsche Volks-
partei, weil die Leute eben wußten, daß ihre Stimmen, die sie für unsere Listen abge-
ben, verlorengehen.
Anschließend ersuchte Riehl Hitler darum, die „Vorbedingungen“ zu schaffen, „daß 
wir auf bayrischem Boden recht bald eine zwischenstaatliche Konferenz der nationalsoziali-
stischen Parteileitungen Deutschlands, Österreichs und der Tschechoslowakei abhalten kön-
nen“, wobei Riehl noch anfügte: „Wenn es schon nicht anders geht, so stelle ich mir die Sa-
che so vor, daß wir diese Konferenz gleichzeitig mit Ihrem nationalsozialistischen Parteitag 
einberufen.“226
Wie aus einem Brief hervorgeht, den Anton Drexler am 19. Jänner 1921 an die „Reichs-
parteileitung der Nationalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei“ in Wien z. H. Herrn Dr. 
Riehl schrieb, war von Riehl dann am 11. Jänner 1921 in einem Schreiben an die Münchner 
Parteileitung vorgeschlagen worden, dieses zwischenstaatliche Treffen im Februar 1921 in 
Passau abzuhalten und dabei u. a. „die Frage des Ausgleiches, bzw. der Einordnung der 
Deutschsozialistischen Partei unter die Nationalsozialistische zur Erörterung zu stellen“, was
laut Drexler bei der Münchner Parteileitung jedoch keine Zustimmung gefunden hatte227:
[…] So sehr wir die Gesichtspunkte begreifen und auch zu würdigen wissen, aus de-
nen heraus sich Ihr Wunsch nach Abhaltung eines Parteitages ergibt, so sehr sehen 
wir uns aber doch gezwungen, Ihnen, werter Parteigenosse, die Gründe anzuführen, 
die bei uns gegen diesen Parteitag, zumindest aber gegen seine Abhaltung im Februar, 
sprechen. 
Als Hauptgrund, warum die Münchner Parteileitung gegen diesen Parteitag war, nann-
te Drexler, daß es zwischen der DSP und der NSDAP völlig unterschiedlichen Auffassungen
hinsichtlich Parteistruktur und Kampftaktik gebe und daher „auch jede Verbindung unserer 
Bewegung mit der deutschsozialistischen heute noch verfrüht“ sei:
So gebe sich die DSP „entsprechend der bei ihr traditionell gewordenen Kampfesweise 
von früher“ mit der „Gründung von mehr oder minder problematischen Ortsgruppen“ zufrie-
den, „ohne die Kraft zu besitzen, auch nur den bereits bestehenden, den Geist notwendiger 
Entschlossenheit einzuhauchen, der zumindest in Deutschland zum politischen Kampf heute 
unerläßlich ist“. Es sei nur natürlich, daß eine junge Partei, deren finanzielle Mittel an und 
für sich schon beschränkt seien, nur schwer in der Lage sei, „diejenigen Vorbedingungen ra-
dikaler agitatorischer Betätigung zu schaffen, die notwendig sind, um den einzelnen Orts-
gruppen irgendwelche ausschlaggebende Bedeutung im politischen Leben des betreffenden 
Ortes zu sichern“. Diese Schwierigkeit werde naturgemäß umso größer, je zahlreicher diese 
neuen Ortsgruppengründungen würden. Umgekehrt werde die Möglichkeit der Arbeit bereits 
bestehender, im Aufstieg sich befindlicher Ortsgruppen durch den Mangel finanzieller Mittel 
und deren anderweitige Disponierung erschwert. Kurz, die DSP habe ihre Kraft mittlerweile 
so zersplittert, „daß sie überall und nirgends ist, daß sie zahllose Ortsgruppen […] besitzt, 
aber nirgends eine Bedeutung“. 
225) Hitler hatte u. a. in Innsbruck, Salzburg, St. Pölten und Wien in Wahlversammlungen gesprochen. Ciller, 
A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 149.
226) Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 262. 
227) Ebda. S. 262–269.
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Dazu komme „ein vollständiges Verrennen in das sogenannte demokratische Prinzip“.
Dieses sei nämlich praktisch erledigt, sobald in einem Staat „erst einmal eine Gruppe oder 
sagen wir eine Klasse oder Partei das Prinzip demokratischer Unterordnung der Minorität 
unter den als Gesetz für alle bindend anerkannten Willen der Majorität ablehnt“. Deshalb 
könnten in einem Staat, in dem dieses Prinzip erst von einer Klasse oder Partei nicht mehr 
als für sie bindend anerkannt werde, Majoritätsbeschlüsse keinerlei Wert mehr besitzen. Dort
entscheide „die nackte Macht oder besser Gewalt“; und „tatsächlich werden in Deutschland 
an dem Tag, an dem sich die Linksparteien stark genug fühlen, loszuschlagen, die Parlamen-
te in Trümmer gehen, und es wird die Entscheidung erfolgen, nicht mehr in Form irgendwel-
cher auf demokratischer Anschauung fußender Majoritätsbeschlüsse, in Reichstag oder Land-
tagen, sondern durch Maschinengewehre und Handgranaten auf der Straße“. Diese Überzeu-
gung habe „heute bereits Hunderttausende erfaßt“ und werde „morgen von Millionen begrif-
fen werden“. Daraus folgerte Drexler: 
Deshalb aber wird auch die Bewegung, die von vornherein erklärt, als Endziel nicht 
irgendeine Form parlamentarischer Betätigung erblicken zu können, sondern die im 
Parlament nur ein Mittel – und heute eben unbrauchbares Mittel – sieht, auch der ge-
waltigsten Zustimmung größter Volksmassen sicher sein, wenn sie erklärt: Wir gehen 
nicht in die Parlamente, wir sehen in ihnen nur den Herd politischer Korruption, elen-
der Mandat- und Stellenjägerei, unser Ziel heißt Freimachung unseres Volkes von Ju-
den- und Franzosenherrschaft, Schaffung eines wahrhaft nationalsozialen Großdeutsch-
lands, und wir erinnern uns, daß, solange diese Erde steht, Weltpolitik noch nie gemacht 
wurde durch Fraktionen parlamentarischer Majoritäten, sondern durch Minorität, daß 
Deutschland nicht gegründet wurde durch Landtage oder Bundesräte, als vielmehr 
durch die zwingende Gewalt des Mannes, der entschlossen war, dem Redeschwall jü-
delnder Parlamentarier die eiserne Faust des Germanen entgegenzusetzen[;]
und dann fuhr Drexler fort:
Wir wissen, daß Millionen heute diese Sprache ersehnen. So wird das, was wir aus rei-
nen Vernunftsgründen als richtig bekennen müssen, auch taktisch uns zur gewaltigen 
Waffe. Nichts erleichtert unserem Agitator seine Tätigkeit so sehr, als der Satz: Wir 
wollen keine Mandate, wir brauchen keine Diäten, gebt uns die Macht, Ihr gebt sie 
nicht uns, Ihr gebt sie Eurer Freiheit.
Niemals aber wird sich die Deutschsozialistische Partei zu dieser Auffassung, die unse-
rer felsenfesten Überzeugung nach für Deutschland heute die einzig und allein richti-
ge ist, durchzuringen vermögen. Deshalb aber ist auch jede Verbindung unserer Bewe-
gung mit der deutschsozialistischen heute noch verfrüht. Denn mit erbarmungsloser Si-
cherheit wird sich hier in Deutschland der Prozeß abspielen und vollziehen, den wir in 
Salzburg vergangenes Jahr vorausgeahnt hatten. Nämlich, daß der Lauf der Dinge, der 
Partei, oder besser der Bewegung, den Sieg automatisch bringen wird, die am kühn-
sten und entschlossensten auftritt und das Vertrauen einer Kraft suchenden und Stärke 
ersehnenden Masse zu erringen vermag. Und das wird die nationalsozialistische Bewe-
gung sein. […]. Ein heute abgehaltener Parteitag oder Vertretertag würde diese natur-
gemäße Entwicklung nur störend beeinflussen, ohne irgendwie gleichartig wertvolles 
Ersatzstück bieten zu können, denn wir können uns nur zwei Möglichkeiten als Resul-
tate einer solchen Besprechung denken: Die erste Möglichkeit wäre die Schaffung eines 
neuen Übereinkommens einer bestimmten Abgrenzung der beiderseitigen Wirkungsfel-
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der der Nationalsozialistischen und Deutschsozialistischen Partei. Ganz abgesehen da-
von, daß wir selbst an den Willen zur Erfüllung eines so abgeschlossenen Vertrages 
nicht glauben, […] sind wir dieses Mal auch selber nicht in der Lage, […] eine derarti-
ge Bindung und Begrenzung unseres Tätigkeitsbereiches vorzunehmen. […]. Die zweite
Möglichkeit, die Einordnung der Deutschsozialistischen Partei in unsere nationalsozia-
listische, die heute auf vollständig natürlichem Wege von Ortsgruppe zu Ortsgruppe in 
der Entwicklung begriffen ist, würde dadurch gehemmt oder beseitigt werden und an 
dessen Stelle käme eine zwangsmäßige Einigung, die selbst im günstigsten Falle etwas 
mitbringen würde, das wir niemals anerkennen könnten, nämlich: Wir können uns nicht 
vorstellen, daß ein solches Aufgehen der Deutschsozialistischen Partei in unsere, d. h. 
also ihre Übergabe an unsere Bewegung, stattfinden könnte, ohne nicht zugleich auch 
deren Leitung oder wenigstens einen Teil derselben zu übernehmen. Und das müssen 
wir grundsätzlich ablehnen, aus der Überzeugung heraus, daß dabei nur eine Verwäs-
serung unserer Kampfart und dadurch Schwächung der Bewegung eintreten müsse.
Anschließend wies Drexler auf die „großen, immerhin wieder bedeutenden finanziel-
len Opfer“ hin, die ein solcher Parteitag erfordere, gerade jetzt in den Monaten, „in denen 
wir die größten Auslagen infolge der Zeitungsgründung hatten“228, und dann merkte Drexler 
in bezug auf die Abhaltung des Parteitages im Februar in Passau noch an:
Dazu kommt noch die Erwägung, daß zahlreiche unserer Mitglieder, die gern an einer 
solchen Tagung teilnehmen wollten, zu dem Zweck ihren Jahresurlaub nehmen müssen 
und nun gezwungen sind, diese 10 oder 14 Tage, die sie nur zusammenhängend bekom-
men, gerade in der schlechtesten Jahreszeit als Urlaub verbringen müssen, davon einen 
Teil in Passau, einer Stadt, die im Februar wenig Reize, aber destomehr Schmutz und 
Kot besitzt. Sollte sich die Notwendigkeit einer Aussprache zwischen Euch und uns Na-
tionalsozialisten, die mündlich zu führen wäre, aber unbedingt ergeben, dann wären 
wir noch eher bereit, einen oder zwei Vertreter auf einen oder zwei Tage nach Wien zu 
schicken.
Schließlich bat Drexler Dr. Riehl noch, seinen „großherzigen Antrag, bei uns zu spre-
chen, nicht zurückzuziehen“ und außerdem „den Parteitag unbedingt verschieben zu wollen“, 
und zwar „mindest bis zum Mai“.229
Tatsächlich nahm Parteiobmann Dr. Riehl – im „Völkischen Beobachter“ wurde er im 
Januar 1921 als „Führer der nationalsozialistischen Bewegung Großdeutschlands“ bezeich-
net230 – dann an mehreren Versammlungen der bayrischen Schwesterpartei teil und trat dabei 
auch als Redner auf231, in der Frage eines Ausgleichs zwischen der DSP und der NSDAP konn-
228) Am 17. Dezember 1920 hatte die NSDAP um 120.000 Mark den „Völkischen Beobachter“ (V. B.) erwor-
ben. Als NSDAP-Organ führte die Zeitung, die zunächst zweimal wöchentlich erschien und von allen 
NSDAP-Mitgliedern gehalten werden mußte – jedes Mitglied hatte von seinem monatlichen Mitgliedsbei-
trag 0,50 RM als „Pressesteuer“ zur Unterstützung des V. B. zu entrichten –, ab Februar 1921 den Unter-
titel „Kampfblatt der nationalsozialistischen Bewegung Großdeutschlands“. Maser, Werner: Der Sturm 
auf die Republik. S. 257–259. 
229) Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 262–269. 
230) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 263.
231) Zum Beispiel sprach er am 18. Februar 1921 anläßlich einer großen Anschlußkundgebung im Münchner
Kindlkeller fast zwei Stunden über die Geschichte des Deutschtums in Österreich, die derzeitigen Zustän-
de, die Notwendigkeit des Anschlusses und die nationalsozialistische Idee, und am 27. Mai 1921 hielt 
Riehl, der mittlerweile durch die am 24. April 1921 abgehaltenen Landtagswahlen in Niederösterreich 
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ten jedoch keine Fortschritte erzielt werden, und als Hitler, der im Unterschied zu Anton
Drexler die Fusionsbestrebungen der DSP und der österreichischen Nationalsozialisten nach
wie vor rundweg ablehnte232, nach schweren Auseinandersetzungen mit der Parteileitung am
29. Juli 1921 im Rahmen einer außerordentlichen Mitgliederversammlung die Führung der
NSDAP übernahm233 und ab diesem Zeitpunkt keinen Zweifel daran ließ, daß er nicht willens
war, sich irgend jemandem unterzuordnen, ja offen Anspruch auf die Anerkennung seiner
Führung durch alle nationalsozialistischen Länderorganisationen erhob – Hitler hatte damals
als I. Vorsitzender der Partei diktatorische Vollmachten erhalten, während Anton Drexler im 
sein Landtagsmandat verloren hatte (Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 176), in Nürnberg, also 
im Arbeitsgebiet Julius Streichers, eine zweistündige Rede über „Deutschtum in Österreich und Deutsch-
lands Befreiung durch den nationalen Sozialismus“. Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Ge-
schichte des Nationalsozialismus. S. 270 und S. 280 f.
232) Drexler hatte sich z. B. auf dem Parteitag der Deutschsozialisten Norddeutschlands, der vom 26. bis 28. 3. 
1921 in Zeitz stattfand – die deutschösterreichische Parteigruppe sowie die zwischenstaatliche Kanzlei 
waren damals durch Dr. Riehl vertreten und die tschechoslowakische Gruppe durch Ing. Jung (ebda. S. 
279) –, zum Plan Alfred Brunners (DSP) bekannt, die NSDAP und die DSP sowie die österreichischen 
und tschechoslowakischen Nationalsozialisten in einer Bundesorganisation unter föderalistischer Leitung 
mit dem Sitz in Berlin zusammenzuschließen und den gemeinsamen Namen „Deutsche Nationalsoziali-
stische Partei“ anzunehmen. Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 246.
233) Zwischen Hitler und Drexler waren die Gegensätze in dem Maße gewachsen, in dem Hitlers Einfluß in der 
Partei und in der Öffentlichkeit zugenommen hatte, und seit dem Zeitzer Parteitag der DSP ließ sich der 
offene Bruch zwischen Hitler und Drexler auch nicht mehr verheimlichen. Als Hitler dann im Frühsom-
mer 1921 nach Berlin reiste und dort mit einflußreichen Gesinnungsgenossen Verbindung aufnahm (er 
blieb dort sechs Wochen), suchten seine Gegner in der Münchner Parteileitung (darunter auch Drexler), 
die sich durch ihn überspielt und nur noch als „geduldete“ Mitglieder seines Ressorts (Propaganda) be-
handelt sahen, Hitlers Abwesenheit dazu zu nützen, seinen Einfluß und seine Autorität einzudämmen. 
Darüber hinaus forderten sie noch einmal den von Hitler aus taktischen Gründen bisher strikt abgelehnten 
Zusammenschluß aller deutschsprachigen nationalsozialistischen Parteien. Hitler kehrte daraufhin nach 
München zurück und erklärte am 11. Juli 1921 seinen Austritt aus der Partei. Die darüber bestürzte Par-
teileitung konfrontierte er dann noch mit der Forderung, seine Sache vor einer Mitgliederversammlung 
ausfechten zu wollen. Die leitenden Männer der NSDAP, die nun die Wahl hatten, entweder Hitler zu 
verlieren oder sich ihm bedingungslos und öffentlich zu unterwerfen, zogen es vor zu kapitulieren. Hitler 
stellte der Parteileitung daraufhin am 14. Juli 1921 ein Ultimatum, worin er u. a. folgendes forderte: Bin-
nen acht Tagen sei eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, der derzeitige Ausschuß 
der Partei habe seine Ämter niederzulegen, bei der Neuwahl desselben fordere er, Hitler, den Posten des 
I. Vorsitzenden „mit diktatorischer Machtbefugnis zu sofortiger Zusammenstellung eines Aktionsaus-
schusses, der die rücksichtslose Reinigung der Partei von den in sie eingedrungenen fremden Elementen 
durchzuführen“ habe. Weiters bestand Hitler auf der unverrückbaren „Festlegung des Grundsatzes, daß 
Sitz der Bewegung München ist und für immer bleibt, daß endlich, solange die Bewegung nicht derartige 
Dimensionen erreicht hat, daß von den Mitteln der Gesamtbewegung aus eine eigene Parteileitung bestrit-
ten werden kann, diese von der Ortsgruppe München zu erfolgen hat“. Jede weitere Veränderung des Na-
mens oder Programms sei ein für allemal zunächst auf die Dauer von sechs Jahren zu vermeiden. Jeder 
weitere Versuch eines sogenannten Zusammenschlusses zwischen der NSDAP und der „sich unberechtig-
ter Weise Deutsche Nationalsozialistische Partei heißenden Bewegung“ habe künftighin zu unterbleiben. 
Für die Partei könne es „niemals einen Zusammenschluß mit denjenigen geben, die mit uns in Verbindung 
treten wollen, sondern nur deren Anschluß“. Verhandlungen dieser Art dürften nur mit Hitlers persönli-
cher Einwilligung stattfinden, die Wahl der Teilnehmer solcher Verhandlungen bleibe auf NSDAP-Seite 
ausschließlich Hitler vorbehalten, und als letzten Punkt forderte Hitler noch, daß der Parteitag in Linz 
„als zwecklos“ nicht besucht werde. Der Parteiausschuß, der Hitler sofort antwortete, akzeptierte all die-
se Forderungen Hitlers bedingungslos und führte dazu in seinem Antwortschreiben an Hitler u. a. folgen-
des aus: „Der Ausschuß ist bereit in Anerkennung Ihres ungeheuren Wissens, Ihrer, mit seltener Aufopfe-
rung und nur ehrenamtlich geleisteten Verdienste für das Gedeihen der Bewegung, Ihrer seltenen Redner-
gabe, Ihnen diktatorische Machtbefugnisse einzuräumen und begrüßt es auf das freudigste, wenn Sie nach 
Ihrem Wiedereintritt, die Ihnen von Drexler schon wiederholt und schon lange vorher angebotene Stelle 
des ersten Vorsitzenden übernehmen. […].“ Ebda. S. 263–270.
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Zuge dieser „Machtergreifung“ Hitlers234 auf den Posten eines Ehrenvorsitzenden abgescho-
ben worden war –, führte Hitlers Machtanspruch dazu, daß der zwischenstaatliche Parteitag
im August 1921 – wie Hitler dies in seinem Ultimatum vom 14. Juli 1921 gefordert hatte –
von München nicht mehr beschickt wurde.
An dieser dritten zwischenstaatlichen Vertretertagung, die am 13. und 14. August 1921 
in Linz stattfand, nahmen über 200 Nationalsozialisten teil. Laut dem „Volksruf“ vom 20. Au-
gust 1921 waren 180 der anwesenden Nationalsozialisten aus Deutsch-Österreich nach Linz 
gekommen, 25 aus Deutschland (darunter Gottfried Feder für die Ortsgruppe Murnau, der hier 
über die „Brechung der Zinsknechtschaft“ referierte, sowie Julius Streicher aus Nürnberg, der 
einen Überblick über die Entwicklung der „Bewegung“ in Süddeutschland gab235; auch die 
Ortsgruppe Passau war vertreten236) und 18 aus der Tschechoslowakei. Der wachsenden Be-
deutung der NSDAP (Sitz München) trug man damals insofern Rechnung, als dieser Gruppe
nun zwei stimmberechtigte Vertreter zugebilligt wurden, sodaß sich die Stimmenverteilung 
nunmehr folgendermaßen gestaltete: Die Nationalsozialisten in der Tschechoslowakei stell-
ten 4 stimmberechtigte Vertreter, u. z. Heindl (Jägerndorf), Karg (Dux), Schilling (Mährisch-
Ostrau) und Bornemann (Znaim)237, denn Ing. Rudolf Jung, der auch nach seiner Rückkehr
in die Tschechoslowakei als Führer der sudetendeutschen Nationalsozialisten engen Kontakt 
234) Noch am Abend des 29. Juli 1921 stellte Hermann Esser Hitler im Zirkus Krone als „unser Führer“ vor. Eb-
da. S. 277. Schon 1920/21 war Hitler innerhalb der NSDAP gelegentlich als „Führer“ bezeichnet worden, 
wenn auch gewöhnlich nur als einer ihrer Führer, neben dem Parteivorsitzenden Drexler. Gegen Ende des 
Jahres 1921 wurde dann die Verwendung des Begriffs „unser Führer“ häufiger, meist im Zusammenhang 
mit Hitler-Reden bei Parteiversammlungen, durch die er immer aufs neue seine überlegene rednerische Be-
gabung unterstrich. Die Version „unser Führer“ blieb aber zunächst ein Synonym für den Titel „Führer der 
NSDAP“, eine Bezeichnung, die anstelle des alten Terminus „Vorsitzender der NSDAP“ zum ersten Mal 
am 5. November 1921 im „Mannheimer General-Anzeiger“ und dann am 7. November 1921 im „Völki-
schen Beobachter“ aufscheint. Der Begriff „Führer“ war damals somit noch auf Hitlers führende Position 
innerhalb der NSDAP begrenzt. Dies änderte sich erst in den Jahren 1922/23, als die Bedeutung des Be-
griffs nach Mussolinis erfolgreichem Marsch auf Rom im Oktober 1922 in Analogie zum italienischen 
„Duce“ zum ersten Mal ausgedehnt wurde. Bei einer Versammlung im Münchner Hofbräuhaus im Novem-
ber 1922 rief Esser Hitler als Deutschlands Mussolini aus. Danach, von Mitte 1923 an, häufte sich die Be-
zeichnung „unser Führer Adolf Hitler“ im V. B. ohne Beschränkung auf seine Parteiämter. Ein Artikel im 
V. B. vom Dezember 1922 erhob zum ersten Mal den ausdrücklichen Anspruch, daß Hitler der Führer sei,
auf den Deutschland wartet. Sein Verfasser sprach anläßlich einer Parade der NSDAP in München von 
„der freudigen Gewißheit“ der Hitler-Anhänger, „etwas gefunden zu haben, wonach sich Millionen seh-
nen, einen Führer“. Zit. nach: Kershaw, Jan: Der Hitler-Mythos. S. 28.
235) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 27. August 1921.
236) Laut der „Deutschen Arbeiter-Presse“ F. 25 vom 9. Juli 1921, S. 4 war die offizielle Gründung der Passauer 
Ortsgruppe unter Beteiligung vieler österreichischer Parteigenossen am 22. Juni 1921 erfolgt. Der „Volks-
ruf“ teilte dazu in seiner F. 27 vom 2. Juli 1921, S. 5 mit, daß Pg. Rechtsanwalt Feßler damals im Kreise 
treuer Gesinnungsgenossen und Parteikameraden einen vortrefflichen, fast 2stündigen Vortrag über die 
Berechtigung des Antisemitismus gehalten habe. Dann sei man zur Wahl des Ortsgruppenausschusses ge-
schritten. Diese habe folgendes einstimmige Ergebnis erbracht: 1. Vorsitzender: Josef Schmidt, Maurer-
polier; 2. Vorsitzender: Luitpold Hausner, Maurer; 1. Schriftführer: Josef Haydn, Bezirksamtsbeamter;
2. Schriftführer: Josef Steininger, Lehrer; Zahlmeister: Hans Knodn, Kaufmann. In den Presse- und Agi-
tationsausschuß wurden Rechtsanwalt Josef Feßler, Oberrevident Rudolf Schröder, Lehrer Richard Kuf-
ner – unter seiner Führung war in Passau bereits im März 1921 eine der ersten SA-Formationen über-
haupt entstanden (Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialisti-
schen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 26) – sowie Bahnoffizial Anton Fischer gewählt. Schriften-
empfänger war Josef Haydn, Passau, Schulerberg 72.
Abschließend wurde noch bekanntgegeben, daß der nächste Sprechabend am 4. Juli im Parteilokal Peschl-
bräu, Roßtränke stattfinde: „Alle Mitglieder haben zu erscheinen; arische Gäste und Gesinnungsgenossen 
mitbringen! Jedes Mitglied verpflichtet sich zur Abnahme der Parteipresse ‘Völkischer Beobachter’.“
237) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 281.
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mit Österreich aufrechterhielt und sich auch immer wieder zur ideologischen Ausrichtung der 
Partei zu Wort meldete238, hatte von den tschechischen Behörden keine Genehmigung zur 
Ausreise erhalten.239 Die Österreicher verfügten mit Prodinger, Rott und Schulz über drei 
stimmberechtigte Vertreter. Die NSDAP (Sitz München) sowie die Nationalsozialisten Nord-
deutschlands (Sitz Berlin) hatten je zwei Stimmen, und den Nationalsozialisten Polens (Sitz 
Bielitz) und des besetzten Westdeutschland (Sitz Mainz) kam jeweils ein stimmberechtigter 
Vertreter zu.240
Nach der Begrüßung durch Dr. Riehl als Leiter der zwischenstaatlichen Kanzlei, in der 
er u. a. darauf hinwies, daß gerade „wir Deutsche in den unterdrückten Gebieten – und dazu 
gehören auch wir Österreicher, die man nicht zum gemeinsamen Reiche lassen will“ – alle 
Kraft aufbieten müßten, „daß im Deutschen Reiche eine einheitliche und uns führende Bewe-
gung entstehe“, und den Berichten der verschiedenen nationalsozialistischen Länderorganisa-
tionen – Dr. Riehl ging in diesem Zusammenhang auf die Tätigkeit der zwischenstaatlichen 
Kanzlei ein und betonte dabei, daß die österreichische Parteikanzlei die außerordentliche Ar-
beitslast dieser Kanzlei nicht länger mitleisten könne, weil hiedurch die österreichischen Par-
teigeschäfte zu kurz kämen, was bereits öfter zu berechtigten Klagen geführt habe241 – wur-
de einstimmig eine Entschließung angenommen, die besagte, daß die deutsche Politik in Hin-
kunft nicht nur nach den Bedürfnissen der einzelnen Teile des „durch die Siegerstaaten als
Hohn auf die sogenannte Selbstbestimmung zertrümmerten deutschen Volkes“ bestimmt wer-
den dürfe und daß die Richtlinien der deutschen Gesamtpolitik „durch ständige Zusammen-
künfte aller Vertreter der völkischen Organisationen unseres Volkes aus allen Teilen“ zu be-
schließen seien, wobei die Nationalsozialisten diese Aufgabe „durch ständige häufige Konfe-
renzen ihrer Obmänner“ erfüllen wollten.242 Anschließend widmeten sich die Tagungsteil-
nehmer der Frage der „Brechung der Zinswirtschaft“ und der Geld- und Bodenreform. 
Am 14. August begründete Schriftleiter Weese aus Troppau dann die auf dem Trop-
pauer Parteitag beschlossene Stellungnahme der sudetenländischen Partei zur Frage der Ein-
heits- oder Klassenpartei und die dadurch notwendige Änderung der Parteigrundsätze:
Die Staatsbürger seien heute „in Klassen geschieden, nicht in Proletarier und Bour-
geois, sondern in Arbeiter, ehrlich Schaffende einerseits und Bezieher eines arbeitslosen 
Einkommens anderseits“; die letzteren seien dazu „zum allergrößten Teile Nichtdeutsche“. 
Sie müßten mit allen Mitteln bekämpft werden, ihnen gegenüber gelte Klassenhaß und –
238) In einem am 4. Juni 1921 in der „Deutschen Arbeiter-Presse“, S. 1 erschienenen Artikel bestand Ing. Jung 
beispielsweise darauf, daß größere Industrien, die private Monopole darstellten, sozialisiert werden soll-
ten. Solche Industrien bezogen Grund und Boden, Kohle, Wasser, Beförderung, Versicherung und Wer-
bung mit ein. Wie Jung schrieb, müßten die Arbeiter am Gewinn sowohl privater als auch öffentlicher 
Geschäfte beteiligt und paritätisch in Aufsichtsräten vertreten sein. Hitler verwarf solche Ideen später als 
„bolschewistisch“. 
Im selben Jahr versuchte Jung auch, den Teil des nationalsozialistischen Programms, der den Klassen-
kampf ablehnte, zu eliminieren und verlangte in diesem Zusammenhang abermals eine Erklärung, daß 
die Nationalsozialisten eine „Klassenpartei für produktive Arbeit“ seien. Pauley, Bruce F.: Der Weg in 
den Nationalsozialismus. S. 41.
239) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 179.
240) Ebda. S. 178 f.
241) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 283 f.
Dr. Riehl schlug damals vor, die Kanzlei einer der nationalsozialistischen Organisationen im Deutschen 
Reich zu übertragen. In Betracht für eine Übernahme kämen dafür Berlin, München, Nürnberg oder Leip-
zig. Da aber weder ein Ort noch ein geeigneter Sekretär für die Kanzlei zu finden war, wurde an Dr. Riehl 
die Bitte herangetragen, die Geschäfte der Kanzlei so lange weiterzuführen, bis ein geeigneter Nachfol-
ger gefunden werde. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 182.
242) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 284.
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wenn es sein müsse – auch Klassenkampf. Weese beantragte daher für die Gesamtpartei fol-
gende Änderung der Parteigrundsätze: In der „Grundsätzlichen Erklärung, Abs. 5“ sollte es 
nun heißen: „Die Deutsche Nationalsozialistische Partei ist die Klassenpartei der schaffenden 
Arbeit“ (statt: „Die Nationalsozialistische Arbeiterpartei ist keine engherzige Klassenpartei, 
sie vertritt die Belange aller ehrlichen, schaffenden Arbeit überhaupt“), und im Abs. 3 ver-
langte Weese die Streichung der beiden Worte „und Klassenkampf“, sodaß es nunmehr hei-
ßen sollte: „Nicht Umsturz, sondern zielbewußte schaffende Reformarbeit [...].“243 Beide 
Anträge wurden einstimmig angenommen.244
Dr. Riehl hielt sodann ein Referat über „Gewinnbeteiligung“, und anschließend faßte 
Dr. Schilling die am Vortag gehörten Vorträge über die „Brechung der Zinsknechtschaft“ so-
wie über die „Geld- und Bodenreform“ in einer Entschließung zusammen. Dr. Riehl dankte
danach den erschienenen Vertretern für ihr Kommen, richtete herzliche Grüße an „die Partei-
genossen des ganzen deutschen Sprachgebietes, besonders an die Brüder in den besetzten und 
feindlichen Gebieten“, und schloß die Tagung daraufhin mit den Worten: „Der Gedanke an
[ein] sozialistisches Alldeutschland wird uns die Kraft geben, alle Fesseln zu brechen, auf daß 
es einmal wieder eine Ehre sein wird, ein Deutscher zu sein.“245
Obwohl Dr. Riehl nunmehr neuerlich mit der Leitung der zwischenstaatlichen Kanzlei 
betraut war, konnte es aber schon damals für die österreichischen, die sudetendeutschen und 
die tschechoslowakischen Nationalsozialisten sowie für die Deutschsozialisten keinen Zwei-
fel daran geben, daß sie über Hitler nicht verfügen konnten und sie seinetwegen auf den nach-
drücklich geplanten und vorbereiteten Zusammenschluß aller deutschsprachigen Nationalso-
zialisten verzichten mußten.246
243) In diesem Sinne führte Hans Prodinger in seiner Gedenkrede, die er am Wiedersehenstag der Angehörigen 
der ehemaligen Truppenkörper am 30. September 1922 in Salzburg hielt, u. a. folgendes aus: „Mit Streit 
und Hader baut man nicht auf, sondern nur durch Einigkeit, treues Zusammenstehen, Pflichterfüllung und 
gegenseitiges Verstehen. So wie bei einem Hausbau nicht lauter Baumeister sein können, sondern auch 
die nötige Anzahl Maurer und Hilfsarbeiter, Poliere u. dgl., so ist es in der Welt im allgemeinen. Lauter 
Feldherrn hat es nie gegeben, sondern immer auch gewöhnliches Kriegsvolk, aber eines kann sein bei allen, 
nämlich die Erkenntnis, daß jeder auf seinem Posten ehrliche, ganze Arbeit leisten kann und jeder die Ar-
beit des anderen schätzt und achtet; denn letzten Endes sind wir alle zusammen aufeinander angewiesen 
und jeder ehrlich erwerbende Stand hat seine Daseinsberechtigung. Nicht im Hervorkehren der Gegen-
sätze liegt das Heil unseres Volkes, sondern nur in der vollen Einigkeit, aufgebaut auf dem Boden ehr-
lich geleisteter Arbeit und sozialer Gerechtigkeit. So wie das deutsche Volk im Laufe der Entwicklung 
vom konfessionellen gegenseitigen Kampf zum Frieden auf diesem Gebiete untereinander gelangt ist, so 
muß es auch mit allen Mitteln trachten, auch zur Ueberbrückung des Kampfes der Klassen und Berufs-
stände untereinander, zum sozialen Frieden zu gelangen; wenn der Wille allerorten vorhanden ist, wird 
auch dieses Ziel erreicht werden. Dazu ist es natürlich notwendig, daß sich das gesamte Volk wieder los-
sagt vom sogenannten jüdisch-händlerischen Geist, vom Geist der Habsucht, vom Geist der rücksichts-
losen Profitgier, vom Tanz ums goldene Kalb, vom Geist der Lüge und Gemeinheit, daß wieder Treu und 
Glauben in unser Volk einzieht und das Volk in seiner Gänze zu der Erkenntnis gelangt, daß man nicht
arbeitet, um zu leben, sondern daß die Menschheit lebt, um zu arbeiten, jeder auf seinem Posten und je-
der nach seiner Art, der eine mit dem Pflug, der andere in der Werkstatt als Geselle oder Meister, der eine 
in Kanzleien, der andere als Jugendbildner und Gelehrter, der eine als Schriftsteller, Künstler oder For-
scher, das deutsche Weib daheim als Gattin und Mutter, jede Arbeit ist notwendig und muß geleistet wer-
den. Die schwielige Hand des Bauern und des Arbeiters der Fabrik oder Werkstätte verdient die gleiche
Wertschätzung und Achtung wie die furchendurchzogene Stirn des geistig Arbeitenden. Alles, was da 
schafft in ehrlicher Arbeit, muß zusammenstehen und ein Kampf muß sie alle zusammenführen, der 
Kampf gegen die Drohnen, gegen diejenigen, welche ohne selbst zu arbeiten oder Werte zu schaffen, 
von der Arbeit der anderen leben.“ Anläßlich des Wiedersehenstages herausgegebener Einblattdruck.
244) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 285 f.
245) Ebda. S. 287 f. 
246) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 281.
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Bei dem an die zwischenstaatliche Vertretertagung anschließenden Parteitag wurde
Dr. Riehl dann wiederum als Obmann bestätigt – außerdem kam damals mit Major a. D. Ro-
bert Derda, einer der führenden Persönlichkeiten der oberösterreichischen Landesparteiorga-
nisation247, ein neuer Mann in die Parteileitung248 –, gleichzeitig aber nahm mit der „Macht-
ergreifung“ Hitlers und der damit verbundenen antidemokratischen Wendung dessen Bedeu-
tung in Österreich zu, sodaß die österreichische nationalsozialistische Bewegung in der Folge-
zeit immer stärker dem Einfluß der Münchner NSDAP unterlag.249 Ab diesem Zeitpunkt be-
gann die Partei auch in Österreich faschistische Züge anzunehmen.
Viele der jüngeren Mitglieder der österreichischen nationalsozialistischen Partei, deren 
Sozialisation in der Zeit des Weltkrieges erfolgt war, waren mit dem ungemein langsamen 
Fortschritt der Partei unzufrieden und gaben der demokratischen Struktur der Partei die Schuld 
247) Anläßlich des am 13. Februar 1921 in Linz abgehaltenen 3. Landesparteitages schreibt der „Volksruf“ in 
seiner F. 8 vom 20. Februar 1921, S. 2, daß die Begrüßung der Parteitagsteilnehmer durch „den bisheri-
gen Obmann Derda“ vorgenommen worden sei. 
Richard Suchenwirth, der in seinen nach dem 2. Weltkrieg verfaßten Ausführungen über die „Gestalten 
aus der alten Partei“ erwähnt, daß R. Derda 1924/1925 „einen starken Einfluss“ auf ihn ausgeübt habe 
(„Ich [= Suchenwirth; Anm. d. Verf.] hatte mich lang gegen seine [= Derdas; Anm. d. Verf.] schon im 
Sommer 1923 unverkennbaren, verehrungsvollen Annaeherungsversuche gewehrt. Irgendwie stiess mich 
anfangs das Mephistophelische seines Wesens ab. Dennoch kam es zu Beginn 1924 etwa zu einer Ver-
staendigung. Das Zutreffende mancher seiner Urteile, die Logik seiner Ausfuehrungen bestachen mich 
schliesslich, vielleicht auch seine bei aller Herbheit doch schmeichlerische Art. Ausserdem war ich in den 
Oeden der Politik froh, einen gescheiten Kameraden, wie es schien, gefunden zu haben. Die Verbindung 
wurde enger, als Derda nach Wien uebersiedelte und in naechster Naehe von unserer ersten Wohnung, 
Gentzgasse 125, in der Klostergasse bei seinen Eltern wohnte. Tatsaechlich uebte er nun einen starken 
Einfluss auf mich aus. […]“), der in diesem Zusammenhang aber auch darauf hinweist, daß er, Suchen-
wirth, Derda dann jedoch als „einen ueblen Intriganten“ empfunden habe, dem er „spaeter mit geklaerter 
und nicht mehr feindseliger Kuehle“ wiederbegegnet sei und der ihm doch „bei einem letzten Zusammen-
treffen [u. z. Anfang Januar 1942 gelegentlich eines Besuches bei Reichsschatzmeister Schwarz; Anm. d. 
Verf.] erneut wenig angenehm“ gewesen sei, beschreibt Derda u. a. folgendermaßen: „Robert Derda, Ma-
jor des Eisenbahnregiments a. D., nach seinem Ausscheiden aus dem Heere abgefertigt und bis 1923 Ge-
schirrhaendler in Linz, war ein sehr begabter Mann. Er hatte einen scharfen Blick, besonders auch fuer 
Schwaechen der Menschen, durchschaute Situationen gut. Er liess sich jedoch des oefteren durch Wunsch-
traueme bestimmen, war unermuedlich im Planen, ein unruhiger Geist, so sehr er sich auch andererseits 
gern Lebensgenuessen hingab und da eine richtige Behaglichkeit zu entfalten vermochte, ein grosser Es-
ser und sehr trinkfest, wie er war. Sein Wesen war jedoch etwas von der Art, die man ‘ungut’ nennt, eben 
weil er zu unduldsam in seinem Urteil war und besonders die Schwaechen der Menschen erkannte, ihre 
Vorzuege aber beiseite liess. Er war ein glaenzender Redner, besser gesagt, ein wahrhaft aufwiegelnder 
Redner, so richtig einer, den man am besten unmittelbar vor einer brutalen Aktion haette einsetzen koen-
nen. Wie triefte er da vor Hass, Hohn und Hetze, wie peitschte er die Anwesenden auf! Unangenehm war 
bei diesen Reden, wie auch im persoenlichen Umgang, dass er gern sexuell gewuerzte Witze in’s Treffen 
fuehrte. Aber auch damit gewann er die Lacher und es unterstuetzte seine Ausfuehrungen. […]. Derda hat-
te Humor, auch wenn es mitunter ein grimmiger war. […]. Er konnte sehr bildlich erzaehlen, wie etwa 
von einer oberoesterreichischen Parteileitungssitzung, zu der Gattermayer erschienen war, den er, Derda, 
dann in seiner Stellungnahme ‘frisiert’ habe, ‘dass er weiss geworden ist’. Als er einmal mit Frau und 
Kind sich irgendjemandem vorstellte, sagte er nur: ‘Derda, Dieda, Dasda’. Eigentlich hiess er Drda, wie 
sich noch sein Vater, ein wuerdiger alter General, schrieb. In seiner derben Art sprach er von Leuten wie 
Zwerina als von Menschen, die in einer Versammlung vor die Masse der Anwesenden gestellt, in Nichts 
zergingen ‘wie ein Hosenwind’. Sehr fein war er nie. Schon sein Gesicht hatte etwas Derbes, Ausgreifen-
des, Geniesserisches.“ IfZ-Archiv München: Bestand ED 420: Suchenwirth, Richard. ED 420/9: Suchen-
wirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. Maschinschriftl. Manuskript. – O. O. u. J. S. 13–15.
248) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 183.
249) Unter der Einwirkung der Münchner NSDAP wurde z. B. auch in der Alpenrepublik eine Ordnertruppe auf-
gestellt, aus der sich später die SA (Sturmabteilung) entwickelte, und außerdem machten die Propaganda-
methoden der Münchner auch hier Schule. Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 21.
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daran, weil diese ihrer Behauptung nach das Anwachsen der Debatten förderte, die Taten aber 
herabsetzte. Die alten Führer, die ihre Prägung zum Großteil in der Zeit vor dem Krieg in den
völkischen Gewerkschaften erfahren hatten, erkannten später, daß ebendiese demokratische 
Organisation, die auch „dem geringsten Parteigenossen“ erlaubte, seine Meinung auszuspre-
chen, es dem „Hitlergeist“ ermöglichte, sich auszubreiten250 und die Partei zu spalten. Die 
jungen Hitzköpfe bewunderten Hitlers diktatorische Führung, seine radikale Rhetorik sowie
die häufigen lauten Massenkundgebungen und hatten von 1920 bis 1922 zahlreiche Gelegen-
heiten, nicht nur ihn (z. B. am 17. April 1921 in Linz251 und im Dezember 1921252 sowie im 
Juni 1922 in Wien), sondern auch andere deutsche Radikale in Österreich sprechen zu hören 
(im Anschluß an die dritte zwischenstaatliche Vertretertagung z. B. hatte Schriftleiter Strei-
cher als Versammlungsredner für Steyr253 gewonnen werden können). Ebenso begeistert wa-
ren sie von Hitlers Bereitschaft im Jahr 1923, Gewalt anzuwenden. 
Sie versuchten – wenn auch nur mit mäßigem Erfolg – die österreichischen Führer zur 
Nachahmung der Methoden Hitlers im eigenen Land zu überreden. Diese aber sagten ihnen,
daß sich die Verhältnisse besonders in Wien (mit seiner riesigen sozialistischen und jüdi-
schen Bevölkerung) von denen in München unterschieden und daher auch eine andere Taktik
erforderten. Gegen die alte nationalsozialistische Führung braute sich jedoch Widerstand zu-
sammen.254 So hatte z. B. Josef Müller255 schon im Oktober 1920 die Parteiführung überre-
det, ihm die Organisierung einer Versammlung und die Einrichtung eines Propagandaaus-
schusses zu gestatten. Diese Gruppe, die wegen Riehls seltener Versammlungen ungeduldig
war, organisierte 1921 in Eigenregie Versammlungen gegen den Vertrag von Lana, der zwi-
schen Österreich und der Tschechoslowakei geschlossen worden war.256
Dieser Vertrag, den Bundeskanzler Schober am 14. 12. 1921 auf Schloß Lana bei Prag 
unterzeichnet hatte, sollte in erster Linie den Handel zwischen den beiden Ländern wieder an-
kurbeln, der von Österreich geradezu verzweifelt benötigt wurde. Der Vertrag machte aber 
250) Dies wird auch durch Suchenwirth bestätigt. Er schreibt: „Riehl war […] stets darauf angewiesen, seine 
Parteileitung zu ueberzeugen, oft sehr muehsam, unter Aufgebot einer wahren Ermuedungstaktik und 
sehr starkem gegenseitigem oratorischem Verbrauch, waehrend Hitler als Diktator Parolen ausgab, An-
sprachen hielt, mitriss.“ Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 1.
251) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 118.
252) Alois Ciller hielt dazu folgendes fest: „Im Jahre 1921 erschien Hitler abermals in Österreich und konnte in 
zwei Wiener Versammlungen erst nach wüster Saalschlacht zu Worte kommen. Um so größer war sein 
Erfolg.“ Ciller, A[lois]: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 149 f.
253) Er sprach hier u. a. über das „Herzstück“ des NS-Programms, die Forderung nach „Brechung der Zinsknecht-
schaft“. Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 288 f.
254) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 49–51.
255) Unter Ernst Graber, der noch unter Riehl Generalsekretär der Partei geworden war, sich aber im Herbst 1923 
wie Franz Umlauf, Karl Schulz und Ing. Zwerina von diesem abgewandt hatte, wurde Josef Müller dann 
Sekretär. Suchenwirth schreibt über ihn: „Er gehoerte zur radikalen Jugend, war ihr Exponent in der Par-
teileitung und im Parteiblatt. So wie Riehl eine tatsaechliche Autoritaet ueber diese Jugend nicht auszu-
ueben vermochte, so war es Mueller andererseits nicht gegeben, sich in den Parteileitungssitzungen gegen 
die Attacken von Gattermayer zu verteidigen. Dadurch entstanden Verhaltungen, die den Vertrauensbe-
reich stoerten. Mueller konnte auf diese Art falsch erscheinen, was er eigentlich nicht war. Im Gegenteil, 
er hatte ein frisches Wesen, trat jedoch nicht jedermann gegenueber aus sich heraus und trat auch nicht 
mit Entschiedenheit auf, wenn er anderer Ansicht war. Vielleicht fehlte ihm da ein Stueck Zivilkourage. 
Unter Frauenfeld hat er spaeter geradezu gelitten. Ich hoerte diesen nicht einmal, sondern oft unmutig zu 
Mueller, der wieder irgendetwas verkorkst hatte, sagen: ‘Herr Mueller, ich schau nicht mehr lang zu!’ 
1923 war Mueller eng mit dem Kreis des Wiener SA-Fuehrers Lechner verbunden, der eigentlich Loeser 
hiess und reichsdeutscher Fluechtling war.“ Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 11 f.
Vom 3. 10. 1925 bis zum 7. 11. 1925 war Müller überdies „Verantwortlicher Redakteur“ der „Linzer 
Volksstimme“. Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 161.
256) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 51.
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auch den mehr oder weniger „freiwilligen“ Verzicht Österreichs auf die Sudetendeutschen in 
der Tschechoslowakei zur Bedingung und wurde daher von allen völkischen Gruppierungen 
aufs schärfste verurteilt.257 Noch aber konnten die Gegensätze zwischen den eher gemäßigten 
österreichischen Nationalsozialisten und den fanatischen Hitleranhängern überbrückt werden.
An der Ende Jänner 1922 in München stattfindenden Generalmitgliederversammlung 
der Partei waren die sudetendeutschen Nationalsozialisten durch Rudolf Jung und die öster-
reichischen Parteianhänger durch Hans Prodinger und Sekretär Koller258 aus Salzburg vertre-
ten. Hitler, der bei dieser Gelegenheit erstmals als Vorsitzender der NSDAP vor den Vertre-
tern der nationalsozialistischen Parteien auftrat, hatte das Heft fest in der Hand. Seine Maß-
nahmen und die von ihm getroffenen Veränderungen wurden von den Teilnehmern der Ver-
sammlung einmütig gebilligt.259 Nachdem seine Führungsposition somit auf breiter Basis
etabliert war, hatte Hitler nunmehr auch keine Einwände mehr gegen eine Teilnahme an der
4. zwischenstaatlichen Tagung aller Nationalsozialisten260, die am 15. Juni 1922 in Wien als 
vertrauliche Sitzung der Vertreter der Nationalsozialistischen Partei in Deutschland, Öster-
reich und der Tschechoslowakei unter dem Vorsitz Dr. Riehls, des Leiters der zwischenstaat-
lichen Kanzlei der Nationalsozialisten, stattfand.261
257) Am 28. Dezember 1921 z. B. wurde in einer Versammlung des Nationalsozialistischen Vereins für Deutsch-
österreich im Alten Rathaus in Wien stürmische Propaganda gegen den Vertrag von Lana gemacht, und 
auch in zahlreichen anderen Versammlungen der Nationalsozialisten, der GDVP und verschiedener völ-
kischer Verbände gab es ähnliche Stellungnahmen. Die Gastredner bei diesen Versammlungen kamen 
vielfach aus Bayern. Unter ihnen war auch Adolf Hitler, der zuerst die Lösung der Judenfrage verlangte. 
Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 118 f.
258) Sepp Koller war 1919 aus der Tschechoslowakei ausgewiesen und Anfang der zwanziger Jahre in Salzburg 
als Parteisekretär angestellt worden. Bei den ersten Arbeiterkammerwahlen am 5./6. März 1921 erhielt er 
außerdem eines der fünf Mandate, die die nationalen Gewerkschafter in Salzburg auf sich hatten verbu-
chen können. Weiters war Koller auch Obmann des 1921 gegründeten Antisemitenbundes. Dieser forder-
te z. B. die Ausweisung aller seit 1914 zugereisten Juden, verlangte, daß jede Zeitung, in der Juden arbei-
teten, die Aufschrift „Judenzeitung“ tragen müsse, und sprach sich auch dafür aus, den Juden das aktive 
und passive Wahlrecht zu entziehen. Die vom Antisemitenbund herausgegebene Zeitung „Der Eiserne 
Besen“, deren Redaktion 1923 nach Salzburg übersiedelte – als Redakteur verantwortlich zeichnete Alois 
(Agfried) Aistleitner, ein Mitglied der SA; in der Redaktion und im Vertrieb war auch Sepp Koller tätig –, 
drohte darüber hinaus bereits mit der physischen Vernichtung der Juden. Hatte die sozialdemokratische 
Zeitung „Salzburger Wacht“ schon im Oktober 1921 in Großaufmachung gemeldet, daß Koller (geb. 1879 
in Niederösterreich, Beruf: Geschäftsdiener) wegen Diebstahls und körperlicher Beschädigung vorbestraft
sei – seitens der DNSAP war Koller, der sich immer wieder darum bemühte, den Kontakt zur Münchner 
NSDAP aufrechtzuerhalten, damals jedoch noch gedeckt worden; im Dezember 1922 begleitete Koller
Dr. Riehl auf einer Fahrt nach München und sprach vor 3.500 Menschen im Löwenbräukeller; im Jänner 
1923 nahm Koller mit Prodinger am Reichsparteitag in München teil, und im Juli 1923 besuchte er „mit
einer strammen Sturmabteilung aus Salzburg“ eine Versammlung in Berchtesgaden, bei der Hitler als Red-
ner „wieder ein durchschlagender“ Erfolg beschieden war (Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und 
die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 331) –, so ließ ihn die Partei dann aber im Dezember 1923 
fallen und schloß ihn aus der DNSAP aus. Laut Mitteilung Prodingers in der nächsten erweiterten Voll-
zugsausschußsitzung habe man Koller nicht mehr halten können, weil die Sache seines einstigen Kame-
radschaftsdiebstahls wieder ruchbar geworden war. Als erbitterter Feind Prodingers tauchte Koller dann 
1926 in der Hitlerbewegung wieder auf, u. z. als „wohlbestallter Inseratenagent“. Suchenwirth, Richard: 
Gestalten aus der alten Partei. S. 25 sowie Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus 
in Salzburg (1913–1925). S. 375, S. 379 f., S. 384, S. 400 und S. 404. 
259) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 328 f.
260) Ebda. S. 342.
261) Laut der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 24. Juni waren aus der Tschechoslowakei neben den Schriftlei-
tern und Sekretären der Partei die Abgeordneten Hans Knirsch, Josef Patzel, der Obmann des parlamen-
tarischen Verbandes, Abgeordneter Ing. Rudolf Jung und einige Stadträte erschienen. Aus Deutschland 
nahmen „der Führer der Bewegung, Adolf Hitler aus München“, der Gründer und Ehrenvorsitzende, Me-
tallarbeiter Drexler, die Schriftleitung des V. B., Rosenberg und Esser, Geschäftsführer Amann, Zahlmei-
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Anschließend an diese Tagung, in deren Rahmen in parteitaktischer Beziehung die häu-
fige Einberufung von Führerbesprechungen262 sowie die Inangriffnahme der Vorarbeit zur 
Herausgabe einer zwischenstaatlichen Korrespondenz beschlossen wurden263, hielt die Partei 
zwei Massenversammlungen ab, u. z. eine für Wien-West am 16. Juni beim „Gschwandner“
in Hernals und eine für Wien-Ost am 17. Juni in den Sofiensälen264, bei der „die drei Führer: 
Hitler, Jung, Riehl“ als Redner auftraten und Dr. Riehl Adolf Hitler „in schwungvoller Rede“ 
als „unseren reichsdeutschen Führer“ begrüßte265, sodaß Hitler, als er nach München zurück-
reiste, die Gewißheit mitnehmen konnte, inmitten der Schwierigkeiten der letzten Monate in 
Österreich an Boden gewonnen zu haben.266
Einige Monate später – mittlerweile hatte sich der radikale Antisemit Julius Streicher 
mit seiner Nürnberger DSP der Münchner NSDAP angeschlossen, wodurch die totale Nieder-
lage der DSP eingeleitet wurde267 – bezeichneten ihn Pressestimmen bereits als „Hakenkreuz-
heiland“268, und die nationalsozialistische Bewegung in Österreich nahm – wie Dr. Riehl an-
ster Singer und Leitungsmitglieder aus Hannover, Zwickau für Nord- und Mitteldeutschland sowie eini-
ge bayrische Vertreter an der Tagung teil; und die österreichische Partei war durch die engeren Leitungs-
mitglieder und die Landesobmänner sowie durch die Abgeordneten Prodinger, Michner, Landesrat Dr. 
Troyer und Gewerkschaftsobmann Ferdinand Ertl, Gattermayer und Schulz vertreten. Nach: Schilling, 
Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 292 f.
262) Diese sollten bei wichtigen Fragen von jeder der drei Staatsparteileitungen im kürzesten Wege direkt einbe-
rufen werden können.
263) Ebda. S. 293.
264) Kommunisten versuchten damals die Versammlung zu sprengen, worauf es zum ersten großen Einsatz der 
„Ordnertruppe“ kam. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 187. 
265) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 292 und S. 295.
266) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 342.
267) Auf der Salzburger Tagung im Jahr 1923 ging die DSP völlig in der NSDAP auf. Brandstötter, Rudolf: Dr. 
Walter Riehl. S. 186.
268) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 21. Der Führer sollte nicht ein vom Volk losgelöster Monarch oder Dikta-
tor, sondern eine den Volkswillen verkörpernde Figur sein. Ein künftiger „Führer“, der Deutschland aus 
seiner Not befreien und seine Größe wiederherstellen würde, sollte somit zugleich Verkörperung der 
Volkssehnsucht und „Träger göttlicher Schicksals- und Gnadengewalt“ sein, „Ausführungsorgan einer ihn 
transzendierenden Macht“. Ein Text aus dem Jahr 1920 spezifiziert solche Eigenschaften der Führerfigur: 
„Der Führer richtet sich nicht nach der Masse, sondern nach seiner Sendung; er schmeichelt der Masse 
nicht; hart, gerade und rücksichtslos geht er ihr voran, in guten und bösen Tagen. Der Führer ist radikal; 
er ist ganz, was er tut, und tut ganz, was er tun muß. Der Führer ist verantwortlich, d. h. er tut den Willen 
Gottes, den er in sich verkörpert. Gott schenke uns Führer und helfe uns zu wirklicher Gefolgschaft.“ Die 
Führer-Sehnsucht in dieser extremen Form stellte in den frühen 20er Jahren in Deutschland gewiß nur eine 
marginale Position auf der äußersten Rechten dar, aber Elemente dieser Sehnsucht reichten zweifellos weit 
in die bürgerlichen Parteien hinein. In einer Rede im Münchner Zirkus Krone z. B. erklärte Göring, damals 
SA-Kommandant, anläßlich des Hitler-Geburtstages am 20. April 1923, „sehr viele Hunderttausende“ seien 
schon überzeugt, „daß Adolf Hitler der einzige Mann sei, der Deutschland wieder hochbringen könne“. 
Auch Briefe spiegeln die enthusiastischen Hoffnungen wider, die in rechtsorientierten Kreisen in ihn ge-
setzt wurden. In Memmingen wurden Ende des Jahres 1923 neue Mitglieder der NSDAP feierlich („auf 
Tod und Leben“) auf Hitler eingeschworen, und das frühere Sturmlied der Brigade Ehrhardt mit dem neuen 
Refrain „Hitler treu ergeben, treu bis in den Tod, Hitler wird uns führen bald aus dieser Not“ gewann wach-
sende Popularität in nationalsozialistischen Kreisen. Sieht man von diesen kleinen Gruppen fanatischer Na-
tionalsozialisten in Bayern ab, galt Hitler damals im überwiegenden Teil der deutschen Öffentlichkeit, so-
fern sie ihn überhaupt zur Kenntnis nahm, als der unverantwortliche Krawallmacher, der vulgäre Demago-
ge, kaum zu etwas anderem fähig, als beim Münchner Pöbel die erhitzte Opposition gegen die Weimarer 
Republik zu schüren. Trotz der exzessiven Erwartungen einiger seiner Anhänger unterschied sich Hitlers 
eigenes Selbstverständnis in dieser Zeit nicht wesentlich von der Einschätzung außenstehender Beobach-
ter. Er betrachtete sich selbst vor allem als „Trommler“, der den Weg zu bereiten habe für den großen Füh-
rer, der Deutschland aus der Misere führen werde. Erst während seiner Gefangenschaft in Landsberg – in 
den „fruchtbaren“ Monaten, in denen er eifrig las und meditierte, täglich „Seminare“ mit seinen Mitinsassen 
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läßlich des am 13. und 14. August 1922 in Klagenfurt stattfindenden Parteitages der DNSAP 
mitteilte269 – an Bedeutung zu. Letzteres läßt sich auch für Oberösterreich nachvollziehen.
Für die oberösterreichische DNSAP, die laut der als Manuskript vorliegenden Frühge-
schichte der Partei dieses Bundeslandes270 damals nach wie vor in engem Kontakt zur Partei-
leitung von Salzburg271 stand – ab der Folge 1 vom 1. Jänner 1921 hieß der in Salzburg her-
ausgegebene „Volksruf“, der nachweislich auch in Schärding bezogen wurde (siehe die Auf-
schrift auf dem Belegexemplar), im Untertitel „Nationalsozialistisches Wochenblatt für Salz-
burg und Oberösterreich“272; außerdem gab es zwischen Oberösterreich und Salzburg einen 
regen Redneraustausch273 –, bedeuteten die Jahre 1921 und 1922 einen weiteren beständigen 
Ausbau der Parteiorganisation.274
abhielt, zahlreiche ihn verehrende Besucher empfing und den ersten Entwurf von „Mein Kampf“ schrieb –
kam er zu der Überzeugung, daß er nicht nur der „Trommler“ sei, sondern dazu bestimmt sei, selbst der 
Führer zu sein. Wahrscheinlich trugen die große Resonanz der Rede Hitlers vor dem Münchner Volksge-
richtshof, das neue Prestige des „Märtyrers“ der Bewegung und die durch die ratlosen Anhänger der zer-
schlagenen NSDAP ihm in Landsberg zuteilwerdenden Huldigungen als von außen kommender „Erwar-
tungsdruck“ zu dieser Veränderung von Hitlers Selbstbewußtsein wesentlich bei. Der bereits begrenzt vor-
handene Führer-Kult seiner Anhänger sowie die Erwartungen, die in ihn gesetzt wurden, formten so die 
Rolle, die Hitler nun für sich in Anspruch zu nehmen begann. Kershaw, Jan: Der Hitler-Mythos. S. 27–29.
269) Dr. Riehl, der im Rahmen dieses Parteitages in seiner Funktion als Parteiobmann bestätigt wurde, erstattete
damals den politischen Bericht, der auf folgende Schlagworte komprimiert werden kann: Kampf gegen 
die Überflutung Wiens durch Ostjuden und Kampf gegen deren Anerkennung als Deutschösterreicher; 
Eintreten für die sudetendeutschen Flüchtlinge; Kampf gegen den Vertrag von Lana; Kampf gegen die 
Notenbank, weil sie das Volk dem internationalen Kapital ausliefere. „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 
26. August 1926. Nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 189.
270) Sie war von Gauarchivar Stuchl auf Basis von Archivalien und Zeugenaussagen erstellt worden. Marckh-
gott, Gerhart: Das „Gauarchiv Oberdonau“. Aufbau und Zerstörungdes Parteiarchivs der NSDAP Ober-
donau. S. 355. – In: Oberösterreichisches Landesarchiv (Hrsg.): Mitteilungen des Oberösterreichischen 
Landesarchivs. 19. Bd. – Linz: 2000. S. 297–358.
271) Bei den im April 1922 abgehaltenen Salzburger Landtagswahlen bildete die DNSAP – ganz im Sinne Dr. 
Riehls – mit der Christlichsozialen Partei eine „Christlich-nationale Wahlgemeinschaft“. Insgesamt 
konnte diese Wahlgemeinschaft 16 Mandate erobern. Davon entfielen drei auf die DNSAP, die bisher 
zwei Mandate innegehabt hatte. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 183.
272) Das Blatt, das nunmehr auch das Hakenkreuz im Titel führte, erschien bis zum 14. Mai 1931.
273) So nahm z. B. Sekretär Koller aus Salzburg am 28. Oktober 1922 in Ried i. I. an der im Saal des Gasthofes 
„Zum schwarzen Adler“ (Märzendorfer) abgehaltenen ordentlichen Monatsversammlung der DNSAP-
Ortsgruppe als Gastredner teil. Im „Volksruf“ F. 47 vom 4. November 1922, S. 4 wurde dazu u. a. festge-
halten: „In der darauffolgenden Rede über die deutsche Not des Pk. Koller als Gast wurde in großem Zu-
ge, rückblickend auf die nationale, politische und wirtschaftliche Entwicklung aus dem Niederbruch von 
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Hatte sich der am 29. Mai 1921 im Gasthaus „Zur Stadt Meran“ unter dem Vorsitz des 
Landesobmannes Proksch abgehaltene Landesparteitag der oberösterreichischen Nationalso-
zialisten schon eines außerordentlich guten Besuchs seitens der Parteiortsgruppen erfreut –
laut der „Deutschen Arbeiter-Presse“ waren damals insbesondere die Ortsgruppen Linz, Steyr, 
Wels, Neumarkt, Ried, Mauthausen, Enns, Gmunden, Freistadt, Eferding, Grieskirchen und 
Schärding zahlreich vertreten gewesen275 –, so konnte im Rahmen des 4. Oberösterreichi-
schen Landesparteitages, der am 29. Jänner 1922 stattfand, festgestellt werden, daß nicht nur
die Zahl der Ortsgruppen, sondern auch der Stand der Mitglieder und Presseabnehmer stän-
dig zugenommen habe. Derselbe Parteitag wählte Alfred Proksch zum Parteiführer von Ober-
österreich.276
Unter Proksch wurden im Lauf des Jahres 1922 die bereits bestehenden Kontakte zur 
bayerischen NSDAP weiter ausgebaut, wobei Passau dank seiner geographischen Nähe zur
Tschechoslowakei und zu Österreich in diesem Zusammenhang besondere Bedeutung zukam. 
Wie an anderer Stelle ausgeführt277, verfügte die Dreiflüssestadt sowohl zu Lande (mit 
mehreren Grenzübergängen, einem guten Straßennetz und der Einbindung in das internationa-
le Eisenbahnnetz) als auch zu Wasser über ausgezeichnete Verkehrsverbindungen, was die
verschiedenen völkischen Gruppierungen für ihre Zwecke zu nützen wußten. Zum Beispiel
veranstaltete der bayerische Volksbund „Deutsche Wacht“278 im Jahr 1921 seine Haupttagung 
Jena durch den gewaltigen Aufschwung nach Leipzig – die letzte Kriegsperiode und ihre Nachzeit bis 
zur heutigen Lage vorgeführt und dargestellt, daß erst aus einer Wiedererweckung des nationalen Geistes 
die materiell schaffende Kraft entspringen kann und nur dieser allein die Grundbedingung starker Wehr-
haftigkeit zu stellen vermag. Im Antijudaismus aber ist die Reinheit zur Einheit gegeben. Begeisterter 
Beifall wurde diesen tief erfaßten Ausführungen gebracht“; und Mitte Juli 1923 sprach Alfred Proksch im
Salzburger Hotel Wolf-Dietrich. In der Diskussion meldete sich dabei ein sozialdemokratischer Eisen-
bahner zu Wort und beschuldigte die Nationalsozialisten, nicht nur arbeiterfeindlich, sondern auch mon-
archistisch gesinnt zu sein; im übrigen sei auch ihr Antisemitismus wenig glaubhaft [!]. Hanisch, Ernst: 
Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 380.
274) Bei den Gemeinderatswahlen 1921 konnte die DNSAP in Oberösterreich in 7 Gemeinden Mandate erringen. 
„Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 7 vom 11. Feber 1922. Anfang 1921 wurde außerdem eine Organisation 
der Frauen und Mädchen errichtet. Die erste Ortsgruppe, die in Oberösterreich über eine „nationalsozia-
listische Frauenorganisation“ verfügte, war Wels. „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 11 vom 12. März 1921. 
Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 7.
275) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 21 vom 4. Juni 1921, S. 3.
276) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 7 vom 11. Feber 1922. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialisti-
schen Partei in Oberösterreich. S. 8.
277) Gugerbauer, Anna: Die Entwicklung der Beziehungen Passaus zu den österreichischen Nachbarn (1918–
1938). – In: Becker, Winfried (Hrsg.): Passau in der Zeit des Nationalsozialismus. Ausgewählte Fallstu-
dien. – Passau: 1999. S. 71 f.
278) Der 1912 gegründete „Volksbund Deutsche Wacht“ (VDW) setzte sich dafür ein, den „Anschlußgedan-
ke[n] mit Deutsch-Österreich und besonders mit Deutschböhmen und dem Böhmerwaldgau […] stetig 
wachzuhalten und zu fördern“. In Versammlungen, Vorträgen und Publikationen beschwor der VDW, der 
schließlich als „Deutsche Wacht, bayerische Ostmark des VDA“ im größeren „Verein für das Deutsch-
tum im Ausland“ (VDA) aufging, in seiner organisatorischen Struktur aber erhalten blieb und z. B. im 
Jahr 1930 113 Ortsgruppen zählte, daher die „völkische Gefahr, die der bayerischen Ostmark von Seiten 
der Tschechen droht“, in den lebhaftesten Farben und versuchte in Bayern Veranstaltungen tschechischer 
Verbände, tschechische Schulgründungen oder die Abhaltung von Sprachkursen zu verhindern. 1925 
forderte der Geschäftsführer des VDW, Hans Rückel, vor Abgeordneten der bayerischen Regierungspar-
teien die Unterstützung der Staatsregierung bei den Bestrebungen, „ein größeres Bayern zu schaffen als 
es heute ist, ein Bayern, zu dem auch Böhmen und das Egerland gehört“. Eiber, Ludwig: Zwanzigstes 
Jahrhundert. – In: Bayern – Böhmen. 1500 Jahre Nachbarschaft. Von Rainhard Riepertinger u. a. hrsg. 
Katalog zu der im Jahr 2007 vom Haus der Bayerischen Geschichte in Zwiesel veranstalteten gleichna-
migen Ausstellung. – Stuttgart: 2007. S. 355 f. Näheres siehe auch unter „Das Verhältnis zu den bayeri-
schen Nachbarn“ sowie unter „Der ‘Hilfsverein für Deutschböhmen und die Sudetenländer’“!
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in Passau279; der „Sudetendeutsche Heimatbund“ machte hier immer wieder durch grenzüber-
schreitende Aktivitäten auf die gemeinsame Sache aufmerksam280; und auch die NSDAP 
konnte dank der überaus engen Beziehungen der Passauer Nationalsozialisten zu ihren öster-
reichischen Parteigenossen von Passau aus immer wieder Besprechungen mit den Schwester-
parteien in Österreich und in der Tschechoslowakei anbahnen.281
War schon, wie oben bereits erwähnt, die Gründung der Passauer Ortsgruppe der NSDAP 
unter Beteiligung vieler österreichischer Parteigenossen erfolgt282, so hatte schließlich mit 
dem Bahnbeamten Rudolf Schröder sogar ein Österreicher die Leitung der Ortsgruppe über-
nommen.283 Am 13. Juli 1922 war dann jedoch seitens der Münchner Parteizentrale durch Her-
mann Esser, den Geschäftsführer der NSDAP, der schriftliche Auftrag an die Ortsgruppe Pas-
sau ergangen, den Posten des Ortsgruppenleiters mit einem Reichsdeutschen zu besetzen, um 
der bayerischen Staatsregierung nur ja keine Möglichkeit zum Einschreiten zu eröffnen284, 
und daraufhin hatte Rudolf Schröder die Ortsgruppenleitung an Pg. Georg Stadler abgege-
ben.285
Kurze Zeit später, nämlich am 7./8. August 1922, stattete Adolf Hitler der Ortsgruppe
Passau – nach der ältesten erhaltenen Mitgliederliste zählte sie am 24. August 1922 83 Mit-
glieder286 – einen Besuch ab. Moosbauer erwähnt in diesem Zusammenhang, daß der eigent-
279) Im „Schärdinger Wochenblatt“ 1921, Nr. 46, S. 4 wurde dazu u. a. mitgeteilt, daß anläßlich der diesjähri-
gen Haupttagung des bayerischen Volksbundes „Deutsche Wacht“, Sitz Passau am 3. und 4. Dezember 
1921 in Passau Abgeordnete aus Bayern, Deutsch-Österreich und der Tschechoslowakei erscheinen wer-
den, und dann hieß es weiter: „Von Seite der Ortsgruppen in Niederbayern und der Oberpfalz ist eine 
starke Beteiligung zu erwarten und wird diese Tagung einen Ueberblick über die völkische Schutzbewe-
gung an den Ostgrenzen Bayerns geben.“ Eine ausführliche Berichterstattung zu dieser Veranstaltung 
findet sich in der DZ 131/505 vom 5. Dezember 1921, S. 1 f.
280) So fanden sich z. B. am 15. Februar 1925 zur Hauptversammlung der Schärdinger Ortsgruppe des „Sudeten-
deutschen Heimatbundes“, in deren Rahmen Sekretär Alois Ciller aus Wien als Redner auftrat, auch Pas-
sauer Sudetendeutsche im Gasthof Aschenbrenner ein (Schdg. WBl. 1925, Nr. 6, S. 5 und Nr. 8, S. 6); 
und am 21. Februar 1926 brachte Herr Rückel, der Geschäftsführer der „Deutschen Wacht“ in Passau, an-
läßlich der Jahreshauptversammlung der Zweigstelle Schärding im Gasthof Aschenbrenner, an der auch 
Vertreter aus Andorf, Suben und Wernstein teilnahmen, den Anwesenden „in formvollendeter Rede“ ein 
„Bild der gegenwärtigen weltpolitischen Lage in Bezug auf Auslandsdeutschtum und Minderheitenfrage“. 
Das „Schärdinger Wochenblatt“ hielt dazu folgendes fest: „Die trefflichen Ausführungen, nur manchmal 
durch Beifallsbekundungen unterbrochen, zeigten das nationale Erwachen draußen im Reiche auf und den 
erfreulichen Umstand, daß die Minderheitenfrage sich zu einemgroßen internationalen Problem entwickelt, 
an dem alle bedrängten Nationalitäten auf unserer Erdkugel teilhaben. Es wird somit früher oder später 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker dennoch sich Anerkennung erringen und gerade deshalb darf es 
uns nicht verwundern, wenn Italiener, Jugoslawen, Tschechen, Polen usw. über Hals und Kopf die Ent-
germanisierung der von ihnen eroberten Gebiete betreiben. Dagegen gibt es bei uns Deutschen nur das 
Mittel des erwachenden Volksbewußtseins und Förderung aller diesbezüglichen Bestrebungen, die auch 
in Oesterreich vom Sudetendeutschen Heimatbund und dem Deutschen Schulverein Südmark in vorbild-
licher Weise vertreten werden. Die längere treffliche Rede wurde mit brausendem Beifall aufgenommen.“ 
Schdg. WBl. 1926, Nr. 8, S. 6. Zu weiteren grenzüberschreitenden Aktivitäten des „Sudetendeutschen 
Heimatbundes“ siehe auch „Der ‘Hilfsverein für Deutschböhmen und die Sudetenländer’“!  
281) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 6. 
282) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 25 vom 9. Juli 1921, S. 4.
283) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 5.
284) Ausländer durften nämlich nicht an der Gestaltung im Freistaat mitwirken, wobei laut Moosbauer für die 
damals an der Macht befindliche Bayerische Volkspartei alle Nichtbayern als Ausländer galten, so sie 
nicht der Bayerischen Volkspartei selbst angehörten. Ebda.
285) Ebda.
286) Laut dieser Liste setzte sich die Ortsgruppe Passau damals hinsichtlich der Berufszugehörigkeit ihrer Mitglie-
der folgendermaßen zusammen: 18 % waren Facharbeiter und Handwerker (darunter auch Geschäftsinha-
ber); 2,4 % übten akademische Berufe aus; 50,6 % waren Beamte bzw. Angestellte (darunter auch Akade-
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liche Grund für diese Reise Hitlers darin bestanden habe, zwischenstaatliche Kontakte zu den 
„älteren Bruderparteien in Deutschösterreich und in Sudetendeutschland“ anzuknüpfen.287
Hitler traf am 7. August 1922 mit dem Zug in Passau ein und wurde am Bahnhof von
einem kleinen Kreis seiner Getreuen begrüßt. Am Abend desselben Tages sprach er in einer 
öffentlichen Versammlung im Schmeroldkeller. Die „Donau-Zeitung“ widmete dieser Veran-
staltung einen relativ ausführlichen Bericht288, worin sie sowohl über den Verlauf der Ver-
sammlung als auch über den Inhalt und die Wirkung der unter dem Motto „Der Nationalso-
zialismus als Deutschlands Zukunft“ stehenden Rede des NSDAP-Parteivorsitzenden infor-
mierte. Diesem Bericht zufolge behandelte Hitler vor den zahlreich erschienenen Zuhörern 
in „teilweise sehr temperamentvollen, durchwegs aber sachlichen Ausführungen“, die oft
„von Beifallsstürmen seiner Parteigänger“ unterbrochen wurden, ausgehend von „der allge-
meinen Unzufriedenheit des deutschen Volkes“ über die herrschende wirtschaftliche und po-
litische Lage, u. a. den „großen Irrtum der sogen. Erfüllungspolitik“, die Reparations- und 
Revisionsfrage sowie den „unheilvollen, die ganze Welt beherrschenden Einfluß des ‘über-
staatlichen’ internationalen Börsenkapitalismus“, wobei auch die Judenfrage – Juden war die
Teilnahme an dieser Veranstaltung ausdrücklich untersagt worden289 – eine entsprechende
Berücksichtigung fand. Nach der Erläuterung der zentralen Punkte des nationalsozialistischen 
Parteiprogramms verlieh Hitler seiner Überzeugung Ausdruck, „[…] an einem Werke zu ar-
beiten, das schließlich doch die Befreiung des deutschen Volkes und aller anderen Völker aus
den Händen der jüdischen internationalen Börsenmacht bringen werde.“290
Anschließend an diese Versammlung traf Hitler in der „Altdeutschen Bierstube“, dem 
Stammlokal der national gesinnten Kreise und Treffpunkt der völkischen Jugend, die den 
Kern der Passauer SA bildete291, mit Ortsgruppenmitgliedern zusammen und übernachtete 
miker); Soldaten und Offiziere machten 3,6 % aus; 10,8 % waren Kaufleute (darunter auch Geschäftsin-
haber); dazu kamen noch weitere 2,6 % Geschäftsinhaber, 2,4 % ungelernte Arbeiter sowie 9,6 % Frauen, 
Schüler und Personen mit ungenauen Angaben. Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 254 f.
287) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 6.
288) DZ 132/326 vom 9. August 1922, S. 3. 
289) Ebda. Seitdem sich der Münchner Rabbiner Dr. Baerwald Hitler im April 1921 in einer Versammlung der 
Gesellschaft „Gnosis“ zu einem Wortgefecht gestellt und Hitler dabei in Verlegenheit gebracht hatte, be-
vor dieser die Versammlung durch seine „Ordner“ sprengen ließ, wurden die nationalsozialistischen Ver-
sammlungsplakate mit dem Hinweis versehen, daß Juden der Zutritt verboten sei. Trotz des Hinweises,
daß Juden in NSDAP-Versammlungen nicht erwünscht seien, besuchten einzelne Juden zunächst aber 
weiterhin Veranstaltungen der NSDAP und beteiligten sich dabei auch an allfälligen Diskussionen. Kurz 
nach dem Führungswechsel Ende Juli 1921 ging Hitler daher konsequent dagegen vor. Im Rundschreiben 
an die Ortsgruppen und Sektionsführer Nr. 5 vom 17. September 1921 erklärte er: „[…] Es ist bei sämt-
lichen Versammlungen der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei unbedingt darauf zu sehen,
daß Juden der Zutritt verweigert wird. Wir haben uns mit Juden nicht zu unterhalten, haben mit ihnen 
nichts zu diskutieren, da sie als Fremde überhaupt keine Berechtigung besitzen, sich in unsere Angelegen-
heiten zu mischen, genauso wenig, wie ein Deutscher im Judenstaat Palästina sich mit Politik beschäfti-
gen darf. Es ist immer wieder darauf hinzuwirken, daß auf sämtlichen Plakaten der Vermerk, ‘Juden ha-
ben keinen Zutritt’ angebracht wird. Falls die Behörden die Anbringung dieses Satzes auf dem Plakat 
verweigern sollten, ist immer wieder Protest einzulegen, die Aufforderung jedoch am Saaleingang be-
sonders gedruckt auf Plakaten anzubringen. Diese Berechtigung steht dem Saalmieter ohne weiteres zu.“ 
Zit. nach: Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 285 f.
290) DZ 132/326 vom 9. August 1922, S. 3 und Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der 
nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 26 f.
291) Ebda. S. 27. Laut Moosbauer fanden in der „Altdeutschen Bierstube“ lange Zeit hindurch die Ortsgruppen-
versammlungen der NSDAP statt. Dieses Lokal bot jahrelang „genügend Raum für unsere Veranstaltun-
gen“, denn die Parteieintritte „hielten sich in durchaus mäßigen Grenzen und wurden vielfach durch gele-
gentliche Austritte wieder wettgemacht“. Daß die Ortsgruppe damals nur äußerst langsam wuchs, erklär-
te Moosbauer einerseits mit der „höchst unerfreulichen Erscheinung, daß sowohl die Passauer Zeitung, 
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dann auch dort. Am 8. August besuchte Hitler in Begleitung seines Herbergswirtes Hans Holl-
weck noch Herrn Brauereibesitzer Franz Stockbauer, einen „warme[n] Freund und Förderer
unserer Bewegung“292, und reiste im Anschluß daran wieder mit dem Zug von Passau ab.
Verhandlungen mit den österreichischen und den sudetendeutschen Parteigenossen fan-
den laut Moosbauer später dann auch im Krennbauergarten, dem zeitweiligen Ortsgruppen-
heim der Passauer Nationalsozialisten, statt.293
Im Sinne dieses auf beiden Seiten der Grenze vorhandenen Wunsches, die Beziehungen 
zu den Schwesterformationen im Nachbarland zu intensivieren, unterstützte die oberösterrei-
chische DNSAP in der Folgezeit ihre Passauer Gesinnungsgenossen vor allem in deren Bestre-
bungen, die Gründung von NSDAP-Ortsgruppen in Niederbayern voranzutreiben. Max Moos-
bauer hielt in diesem Zusammenhang folgendes fest294: 
Bei unseren Veranstaltungen waren wir fast ausschließlich auf uns selbst angewiesen. 
Neben Hans Knodn, Rudolf Schröder, Hans Winkler, damals Geschäftsführer der Deut-
schen Wacht in Passau, Georg Poxleitner [,] heute [also 1933/1934; Anm. d. Verf.] 
Kreisleiter der NSDAP in Stolp, Polizeileutnant a. D. Fritz Völkl, Richard Kufner, 
Wenzel Dorner [wie Schröder war Dorner österreichischer Bahnbeamter295; Anm. d. 
Verf.], A. Rabs, Josef Feßler, u. a. m. sprachen die Pg. Major Derda-Linz und Pg. 
Karl Graf in unseren Sprechabenden und Ortsgruppenversammlungen. In größeren
Versammlungen sprachen Pg. Sepp Koller-Salzburg296 und der heutige Staatssekretär 
Gottfried Feder.
als auch vor allem die Donau-Zeitung, alles taten, was die Nationalsozialistische Bewegung schädigen 
konnte“, und andererseits mit dem versteckten Kampf der römisch-katholischen Geistlichen und der all-
mächtigen BVP gegen die Ortsgruppe. Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 
1920–1933. S. 6 f. und Hartmann, Peter Claus: Von der Räterepublik bis zum Ende der Hitlerdiktatur
1918–1945. – In: Boshof, Egon [u. a.]: Geschichte der Stadt Passau. – Regensburg: (1999). S. 270.
292) Laut Moosbauer gehörte der Brauerei- und Sägewerksbesitzer Franz Stockbauer (1853–1938), etwa als Be-
fürworter eines Anschlusses Österreichs, „zu den wenigen Industriellen“, die Hitler in den sogenannten 
Kampfjahren der Bewegung unterstützten. Wie weit dieses Engagement Stockbauers aber ging, ist offen. 
Becker, Winfried: Die Organisation der NS-Volksgemeinschaft in Passau. Gleichschaltung – Konflikt –
Widerstand. – In: Becker, Winfried (Hrsg.): Passau in der Zeit des Nationalsozialismus. Ausgewählte 
Fallstudien. – Passau: 1999. S. 139.
293) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 6.
294) Ebda. S. 8.
295) Der am 24. Dezember 1883 in Eisenstraß in Böhmen geborene Eisenbahnbeamte Wenzel Dorner hatte als 
österreichischer Bundesbahnbeamter am 25. August 1921 seinen Dienst beim Bahnbetriebsamt Passau 
angetreten und betätigte sich seit dieser Zeit in nationalsozialistischem Sinne. 
In seinem mit 1. Oktober 1935 datierten „Antrag auf Einbürgerung im Deutschen Reich“ führt Dorner zu 
seinem beruflichen Werdegang u. a. aus, daß er seit 1907 im Bereich der k. k. österreichischen Staatsbah-
nen in Böhmen (u. z. in Saaz, Marienbad, Johanngeorgenstadt/Sa., Bärringen-Abertham und 1918 dann 
als Sachbearbeiter bei der Abteilung VI der k. k. Staatsbahndirektion in Pilsen) im Dienst gewesen sei, daß 
er aber „bei der Machtübernahme durch die Tschechen im November 1918 fristlos entlassen“ worden sei. 
Er sei dann bei der deutschösterreichischen Staatsbahndirektion in Teplitz als Zugsrevisor sofort wieder
in den Dienst getreten. Nach der Flucht dieser Direktion „infolge der Besetzung Deutschböhmens durch 
die Tschechen“ sei er zur Nordwestbahndirektion in Wien übergetreten. Im Frühjahr 1919 habe er als 
Frachtberechner drei Monate beim Bahnbetriebsamt Penzing bei Wien gearbeitet. Nach der Grenzfest-
stellung zwischen Deutschösterreich und der Tschechoslowakei sei er mit dem Aufbau des Eisenbahn-
grenzzolldienstes in der neuen Grenzstation Gmünd in Niederösterreich beauftragt worden, und am 3. Ok-
tober 1919 sei er dann zum Bahnbetriebsamt Bregenz versetzt worden. Am 25. August 1921 schließlich 
habe er den Dienst als Güterschuppenverwalter beim Bahnbetriebsamt Passau übernommen. Stadtarchiv 
Passau: II B, 1260. 
296) Koller trat z. B. am 12. März 1932 bei einer im Passauer Hellkellersaal abgehaltenen Wahlkundgebung der 
NSDAP als Gastredner auf. Staatsarchiv Landshut Rep. 181, Nr. 24.
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Nur dem Opfermute und der Ausdauer der Mitglieder selbst war es zu danken[,] daß 
die Aufklärungs- und Organisationsarbeit vorgetrieben werden konnte. […]. Die SA 
[…] schützte u. a. die Versammlungen der Pg. Renner-Linz und Proksch-Linz in Vils-
hofen, in Hals, in Passau und in Waldkirchen, die Versammlung Schröders in Passau 
u. s. w. Die Ortsgruppe Passau nahm sich also schon vom Anbeginn der Parteigenos-
sen und der Suchenden im weiten Umkreise an.
Bestätigt werden diese Ausführungen Moosbauers durch verschiedene im „Volksruf“ 
veröffentlichte Versammlungsberichte. So wurde z. B. am 4. November 1922 unter dem 
Stichwort „Passau“ folgendes mitgeteilt297:
Am 21. Oktober veranstaltete die Ortsgruppe Passau im Bräustübel der Hackelberg-
brauerei einen sehr schön verlaufenen Sprechabend. Pg. Knodn, der 1. Vorsitzende, 
konnte außer vielen Gästen insbesondere die Linzer Parteigenossen, den Obmann der 
oberösterr. Landesparteileitung Herrn Proksch und den Geschäftsführer Hrn. Ren-
ner begrüßen. Herr Renner ergriff als erster Redner das Wort und sprach über die Ent-
stehung der Partei und das Programm derselben und schilderte ausführlich die letzten 
räuberischen Ueberfälle deutscher Arbeiter marxistischer Richtung in Linz298 und 
Wels299 auf ahnungslos nicht öffentlich versammelte deutsche Nationalsozialisten. –
Pg. Proksch besprach in bekannt sachlicher Form das Parteiprogramm sehr eingehend
und konnte ebenfalls wie der erste Redner reichen Beifall für seine tadellosen Ausfüh-
rungen ernten. Zum Schlusse gab noch ein anwesender Münchner Parteigenosse eine 
ausführliche Schilderung des jüngst abgehaltenen „Deutschen Tag“300 in Koburg als 
Teilnehmer und konnte auch dieser Redner nur Dank und Beifall ernten. Eine Anzahl 
neuer Beitrittsanmeldungen war der Erfolg des Abends. – Am 22. Oktober fuhren meh-
297) „Volksruf“ F. 47 vom 4. November 1922, S. 4.
298) Am 9. September 1922 war es im Gasthof „Zur Stadt Meran“ in Linz zu einem Zusammenstoß zwischen 
Sozialdemokraten und Nationalsozialisten gekommen. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozia-
listischen Partei in Oberösterreich. S. 18–21.
299) In Wels war am 14. Oktober 1922 eine nationalsozialistische Versammlung durch Sozialdemokraten gestört 
worden. Unter dem Titel „Wetterleuchten – Arbeiter gegen Nazifrechheiten“ hielt Alois Strebel dazu fol-
gendes fest: „Am 14. Oktober erschienen in einer Versammlung der Nationalsozialisten auch sozialisti-
sche Arbeiter. Zwischen diesen u. den Ordnern entstand ein Wortwechsel, der in Tätlichkeiten ausartete, 
wobei die Arbeiter mit Gummiknütteln verletzt wurden. Am 17. Oktober marschierten viele Hunderte 
von Arbeitern zur Bezirkshauptmannschaft u. verlangten die Entlassung des Bundesbeamten Gebhardt,
weil er an der obigen Versammlung teilgenommen hatte. Dem Verlangen wurde entsprochen. Vor dem 
Rathaus verlangten die Demonstranten die Entlassung des städt. Oberkommissärs Dr. Moritz u. des Poli-
zeikommissärs Auer, die ebenfalls an der Versammlung teilgenommen hatten. Die beiden Beamten wur-
den vom Dienste suspendiert u. in Disziplinaruntersuchung gezogen. Die Führer der Demonstranten hat-
ten die größte Mühe, die radikalen Elemente im Zaum zu halten. […].“ Nachlaß Strebel. 
Daß es zwischen Sozialdemokraten und Nationalsozialisten damals immer wieder zu Auseinanderset-
zungen kam, lag u. a. daran, daß die Sozialdemokraten in den Nationalsozialisten Anhänger einer „reak-
tionär-monarchistischen Bewegung“ („Tagblatt“ Nr. 204 vom 15. September 1922) sahen und ihnen 
vorwarfen, „monarchistische Ziele“ zu verfolgen, sodaß sich z. B. die Ortsgruppe Wels nach dem Zwi-
schenfall vom 14. Oktober 1922 genötigt sah, an mehreren Orten der Stadt kleine Plakate mit der Auf-
schrift: „Wir sind keine Monarchisten, / wir sind nur Gegner des Judentums!“ anzubringen. Dürr, Mar-
lies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 21.
300) Laut Ferdinand Kern begann die junge nationalsozialistische Bewegung ab 1922 an den „Deutschen Tagen“, 
„den Heerschauen der nationalen Verbände“, „ihr Werk des Zusammenführens und Verschmelzens“. 
Kern, Ferdinand: Die Kampfpresse der NSDAP im Gau Bayerische Ostmark 1923–1933. Diss. – Lands-
hut: 1941. S. 20.
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rere Passauer Parteigenossen mit einer Abteilung des Sturmtruppes und ihres Führers 
nach Vilshofen in Niederbayern und hielten dort im Kreise mehrerer Vilshofner Ge-
sinnungsgenossen eine gut besuchte Wanderversammlung im Gasthof „Bayer. Hof“ ab. 
Pg. Renner aus Linz entwickelte das Programm und die Entstehung der Partei, was 
allgemeinen Beifall auslöste. Als Pg. Renner einige Minuten gesprochen hatte, mußte 
derselbe vom Vorsitzenden plötzlich unterbrochen werden, da sich ein Jude in die Ver-
sammlung eingeschlichen hat. Tatsächlich konnte ein Vilshofner Judenjüngling festge-
stellt werden, der aber schleunigst, ohne sein Glas Gerstensaft noch entleeren zu kön-
nen, an die Luft gesetzt wurde. Nach Erledigung dieses kleinen Zwischenfalles wurde 
die Versammlung anstandslos fortgesetzt. Eine Aussprache fand nicht statt, da sich von 
den Gegnern niemand zum Worte meldete, weshalb der Referent auf das Schlußwort 
verzichtete. Das Ergebnis der Versammlung waren mehrere Neubeitritte von Vilshof-
ner Gesinnungsgenossen und konnte mit allgemeiner Freude und Befriedigung festge-
stellt werden, daß unter den neuen Vilshofner Gesinnungsgenossen sich auch ein Stadt-
rat befindet! Nach aufmunternden Schlußworten des Leiters der Wanderversammlung, 
Pg. Knodn, wurde dieselbe geschlossen mit der Entschließung, daß demnächst in 
Vilshofen eine öffentliche Versammlung stattfinden und die offizielle Gründung der 
Ortsgruppe dann vorgenommen wird. Ganz besonderen Dank für das Zustandekom-
men dieser Wanderversammlung in Vilshofen und der Grundsteinlegung unserer Par-
tei daselbst gebührt unserem Vilshofner Parteigenossen Herrn Ehrlich, der in selbst-
loser Weise bestrebt ist, in Vilshofen die Tore für unsere Bewegung zu öffnen. […]; 
und am 16. Dezember 1922 schrieb der „Volksruf“, daß die S. A. der Passauer Orts-
gruppe zum „Zwecke der Verbreitung unserer Ideen in der näheren und weiteren Umgebung 
Passaus“ am 11. November nach Bad Hals bei Passau, am 12. November nach Waldkirchen 
im Bayerischen Wald301 und am 12. Dezember nach Vilshofen Werbefahrten unternommen 
habe und Pg. Proksch aus Linz dabei in allen drei Orten mit Erfolg über das Thema „Der na-
tionale Sozialismus“ gesprochen habe.
Anschließend folgte ein ausführlicher Bericht über die Versammlung in Vilshofen, 
denn im Rahmen dieser Veranstaltung war es hier zur offiziellen Gründung einer NSDAP-
Ortsgruppe gekommen302: 
Pg. Ehrlich aus Vilshofen hatte die nötigen Vorarbeiten für unsere öffentliche Versamm-
lung getroffen. Wohl hatte die Leitung der Ortsgruppe Vilshofen der VSPD. (Vereinig-
ten Sozialdemokratischen Partei Deutschlands) einen Aufruf erlassen, in dem sie ihre 
Anhänger darauf hinwies, die Versammlung der Nationalsoz. Deutschen Arbeiterpartei 
nicht zu besuchen, damit die Hitlersche Landplage keine Gelegenheit habe, von der 
Waffe Gebrauch zu machen; bereits vor Eröffnung der Versammlung war der gemietete 
Saal voll besetzt, und zwar zum großen Teile von Leuten aus Arbeiterkreisen. Es erüb-
rigt sich über die Ausführungen des Pg. Proksch lange Sätze zu schreiben. Er hat un-
ser Parteiprogramm den Zuhörern meisterhaft entwickelt. Sie alle mußten in der natio-
nalsoz. Idee die Deutschland befreiende Idee erkennen. So wie er sprach über Boden-
reform und Brechung der Zinsknechtschaft war es den Zuhörern aus der Seele gespro-
chen. Eine besondere Weihe erhielt dieser Abend, als aus der Versammlung heraus 
301) Laut den Anwesenheitslisten von Versammlungen der NSDAP-Ortsgruppe Passau aus den Jahren 1922, 1923 
und 1925 nahmen an der Versammlung in Hals damals 46 Personen teil, während die Veranstaltung in 
Waldkirchen lediglich elf Teilnehmer zählte. Staatsarchiv Landshut Rep. 181, Nr. 77/II, Blatt 1–12. 
302) „Volksruf“ F. 53 vom 16. Dezember 1922, S. 4 f.
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„Deutschland, Deutschland über alles“ angestimmt wurde. Wer unsere S. A. in später 
Abendstunde mit der Parteifahne singend durch Vilshofen marschieren sah, konnte 
sich überzeugen von dem Geiste der Disziplin, der unsere Reihen beseelt. Zum Schlus-
se sei auch noch an dieser Stelle Pg. Proksch aus Linz der herzlichste Dank unserer 
Ortsgruppe ausgesprochen. Dank auch den Herren, welche die vorbereitenden Arbei-
ten in Bad Hals, Waldkirchen und Vilshofen übernommen haben.
Das Engagement Prokschs und Renners im niederbayerischen Grenzgebiet kann jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die DNSAP in Oberösterreich trotz großer Anstrengun-
gen303 – im Herbst 1922 trat sie z. B. energisch gegen die Völkerbundanleihe und das damit 
verbundene Anschlußverbot auf304 – bis Ende 1922 nur eine winzige Splitterpartei blieb305, 
die im politischen Leben dieses Bundeslandes lediglich eine marginale Rolle spielte. 
Wie die „Linzer Volksstimme“ F. 37 vom 11. August 1923 in ihrem Rückblick über 
„Ein Jahr oberösterreichische Parteiarbeit“ festhielt, fehlten jegliche Voraussetzungen für 
eine großzügige Parteiarbeit. Das Parteisekretariat, das ein ehrenamtlicher Parteigeschäfts-
führer halbtägig betreute, war in einem kleinen Zimmer des Gasthofes „Zur Stadt Meran“ 
untergebracht, und die finanziellen Mittel der Partei waren so gering, daß kaum das Geld für 
die Miete und die Abgaben an die Parteileitung aufgebracht werden konnte.306
Gegen Ende des Jahres 1922 begann dann aber die Zahl der Parteimitglieder sprung-
haft anzusteigen. Dieser Aufschwung war im Bewußtsein der oberösterreichischen Partei 
aufs engste mit einem Ereignis verknüpft, das in Linz großes Aufsehen erregt hatte und An-
laß zu wilden Gerüchten bot, nämlich dem oben bereits erwähnten Zusammenstoß zwischen 
sozialdemokratischen Arbeitern und Nationalsozialisten im Gasthof „Zur Stadt Meran“ am 
9. September 1922. 
Die Linzer Ortsgruppe der DNSAP hatte damals eine Versammlung in ihr Stammlokal, 
das Gasthaus „Zur Stadt Meran“, einberufen, zu der auch Dr. Riehl, der sich zu dieser Zeit in 
Linz befand, erwartet wurde. Zu dieser geschlossenen Vereinsversammlung mit geladenen 
Gästen (dem „Tagblatt“ Nr. 204 vom 15. September 1922 zufolge waren auch an Sozialde-
mokraten Einladungen ergangen) hatten sich etwa 60 Nationalsozialisten (darunter eine grö-
ßere Anzahl von Frauen und Mädchen) eingefunden.307 Als dann aber auch eine Gruppe Sozi-
aldemokraten (laut „Tagblatt“ handelte es sich um etwa 30 Arbeiter, darunter mehrere Arbei-
terräte und der Obmann des Linzer Arbeiterrates, der Landtagsabgeordnete Richard Strasser)
an dieser Veranstaltung teilnehmen wollte, kam es zum Streit, und dieser artete in eine wilde
Schlägerei aus, bei der nicht nur ein beträchtlicher Sachschaden entstand, sondern es auch 
auf beiden Seiten Verletzte – in Linz im Umlauf befindliche Gerüchte wußten sogar von meh-
reren Toten zu berichten308 – gab.309
303) Laut der von Gauarchivar Stuchl auf Basis von Archivalien und Zeugenaussagen erstellten Frühgeschichte 
der oö. DNSAP setzte beim Bundesturnfest im Juli 1922 „große Werbearbeit“ ein: „5000 Stück ‘Volks-
ruf’ werden verkauft, der Verschleiß von Parteischriften am Festplatz wird durchgesetzt.“ Marckhgott, 
Gerhart: Das „Gauarchiv Oberdonau“. S. 355.
304) Stuchl schreibt in diesem Zusammenhang: „Wir arbeiten mit Versammlungen und Mauerschlägen [sic!], 
auch eine Vorsprache aller national eingestellten Parteien bei dem damaligen ob.öst. Landeshauptmann 
Hauser findet statt, für die NSDAP sind die Pg. Proksch und Renner die Vertreter.“ Ebda. S. 356.
305) Die Ortsgruppe Linz z. B. zählte im Jahr 1922 450 bis 500 Mitglieder. Ebda. S. 355.
306) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 17.
307) „Tages-Post“ Nr. 198 vom17. September 1922.
308) Vgl. „Tagblatt“ Nr. 204 vom 15. September 1922.
309) Was den Verlauf und die Folgen dieses Vorfalls anbelangt, wichen die in den Zeitungen veröffentlichten Be-
richte über dieses Ereignis z. T. beträchtlich voneinander ab. Während z. B. das sozialdemokratische Lin-
zer „Tagblatt“ den Zusammenstoß als „nationalsozialistische Provokation“ und als „brutale und feige Ver-
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In der Folgezeit wurde dieser Vorfall, der auch den unmittelbaren Anlaß zur Aufstel-
lung einer „Ordnertruppe“ in Oberösterreich bildete310, von den Nationalsozialisten propa-
gandistisch weidlich ausgeschlachtet. Gezielt förderten sie dabei die in der Landeshauptstadt 
kursierenden Gerüchte, stilisierten die bei dem Zusammenstoß verletzten Parteigenossen311 zu 
den ersten Märtyrern der Bewegung in Oberösterreich hoch und schufen so gleichsam einen
„Mythos“, der in der Geschichte des oberösterreichischen Nationalsozialismus fortan immer 
wieder Beachtung fand.312 Die „Linzer Volksstimme“ beispielsweise ging in ihrer Folge 37 
vom 11. August 1923 anläßlich ihrer Rückschau auf das Jahr 1922/23 folgendermaßen auf 
dieses Vorkommnis ein313:
Da kam ein Ereignis, welches die Widerstandskraft und den Lebenswillen der Partei 
mächtig aufrüttelte, es war der blutige Überfall des bekannten Terroristenhäuptlings 
Strasser auf die Nationalsozialisten im Gasthof „Meran“. Die Untat löste nicht nur 
tiefste Empörung in den weitesten Kreisen der Bevölkerung aus, sondern öffnete auch 
jenen Parteigenossen, die noch immer an einen friedlichen politischen Kampf mit gei-
stigen Waffen glaubten, gehörig die Augen. Die Bluttat war gleichsam ein Blitzlicht in 
die dunklen Pläne der Sozialdemokratie, wollten wir nicht mit brutaler Gewalt nieder-
geschlagen werden, so hieß es sich rasch und sicher wehren.
Der denkwürdige Überfall war der Auftakt zu neuem, kräftigen [sic!] Leben. Die Hoff-
nungen der Sozialdemokraten haben sich nicht erfüllt, im Gegenteil, die Partei erhielt 
eitelung eines Versammlungsbesuches eingeladener Arbeiter durch Nationalsozialisten“ (Nr. 204 vom 15. 
September 1922) darzustellen suchte, sprach die deutschnationale „Tages-Post“ Nr. 198 vom 17. Septem-
ber 1922 von einem „geplanten Überfall einer mehr als hundertköpfigen Schar von Sozialdemokraten auf 
wehrlose nationalsozialistische Versammlungsbesucher“, bei dem die Sozialdemokraten alle Tische in den 
Gasträumen und sämtliche Ausgänge besetzt hätten und nach einem kurzen Wortgeplänkel über die Na-
tionalsozialisten hergefallen seien, sodaß sich diese natürlich zur Wehr setzten mußten. Daß es sich um 
einen planmäßigen Überfall gehandelt habe, war für die „Tages-Post“ Nr. 198 vom 17. September 1922 
auch durch den Umstand bewiesen, „daß ein Großteil der Eindringlinge mit Stöcken und dergleichen und 
teilweise mit Pflöcken, die einem in der Nähe des Gasthauses befindlichen Zaune entnommen wurden, 
versehen waren“, was jedoch von den sozialdemokratischen Blättern geleugnet wurde. Außerdem berich-
tete die „Tages-Post“ von zahlreichen, z. T. schwer Verletzten, allerdings nur auf seiten der Nationalso-
zialisten. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 18–21.  
310) Die „Richtlinien für die Aufstellung einer Sturmabteilung“, die im Mai 1922 veröffentlicht worden waren, 
sahen für jede nationalsozialistische Ortsgruppe eine eigene „Sturmtruppe“, eine „Ordnertruppe“ (O. T.), 
vor. Anders als in Wien, wo bereits im Frühsommer 1922 nach Münchner Vorbild eine O. T. gegründet 
worden war, schienen in Oberösterreich jedoch anfangs Widerstände gegen die Aufstellung einer militan-
ten Organisation bestanden zu haben, denn laut der „Linzer Volksstimme“ F. 37 vom 11. August 1923 wa-
ren jenen Parteigenossen, die „noch immer an einen friedlichen politischen Kampf mit geistigen Waffen 
glaubten“, die Augen nach dem „Überfall“ vom 9. September 1922 geöffnet worden; und dann schreibt 
das Blatt weiter: „Wir gingen nun sofort daran, zum Schutze unserer Parteiarbeit eine Ordnertruppe auf-
zustellen. Zahlreich waren die Anmeldungen mutiger junger Parteigenossen, die bereit waren, auch mit 
physischen Kräften die republikanischen Freiheiten, die Versammlungs- und Redefreiheit gegenüber den 
roten Freiheitshelden zu schützen.“ Ihre erste Bewährungsprobe lieferte die neu aufgestellte O. T. am 14. 
Oktober 1922 in Wels. Damals gelang es den nationalsozialistischen Ordnern – hauptsächlich handelte es 
sich um Linzer Turner –, eine Gruppe Sozialdemokraten, die in eine Versammlung der DNSAP eindrin-
gen wollten, zurückzudrängen. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Ober-
österreich. S. 25 f.    
311) Laut Stuchl gab es auf nationalsozialistischer Seite damals „[…] 10 Verwundete, darunter Direktor Konva-
linka, den die Roten irrtümlich für den Gastredner Dr. W. Riehl hielten“. Marckhgott, Gerhart: Das „Gau-
archiv Oberdonau“. S. 356.
312) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 17. 
313) Zit. nach: Ebda. S. 22.
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nun ihre Märtyrer. Aus allen Bevölkerungsschichten kamen uns Sympathiekundgebun-
gen zu.314 Ein Massenbeitritt zur Partei war die nächste Folge und als die bürgerlichen 
Parteien mit ihrem famosen Landeshauptmann Hauser an der Spitze im Landtage die 
Auslieferung des Terroristenführers Strasser nicht durchführten, da kamen erst recht 
die Volksgenossen aus dem Lager der Christlichsozialen und Großdeutschen zu unse-
rer Partei, angeekelt von dem schamlosen politischen Kuhhandel ihrer gewählten Ab-
geordneten. Auch zahlreiche Spenden flossen ein.315
Nach diesem „denkwürdige[n] Überfall“ begann also die Zahl der Parteimitglieder in 
Oberösterreich gegen Ende 1922 – am 16. Dezember 1922 waren im „Volksruf“ alle ober-
österreichischen Ortsgruppen aufgerufen worden, sich für den Landesparteitag am 6. und 7. 
Jänner 1923 in Linz zu rüsten316 – rasant anzuwachsen. Anläßlich der am 7. Dezember 1922 
abgehaltenen Jahreshauptversammlung der DNSAP-Ortsgruppe Linz317 konnte diesbezüglich 
z. B. „mit Befriedigung festgestellt werden“, daß sich die Zahl der Mitglieder der Ortsgruppe
„im abgelaufenen Jahre nahezu verdoppelt“ habe, was als Beweis dafür gesehen wurde, „daß 
der nationalsozialistische Gedanke Dank [sic!] der eifrigen Werbearbeit zielbewußter Partei-
kameraden auch in Linz ständig an Boden gewinnt und sich aus kleinen Anfängen in kurzer 
Zeit zu Ansehen und zu einem beachtenswerten Faktor im politischen Leben unserer Stadt em-
porgearbeitet hat“.318
Zwar lassen sich in diesem Zusammenhang weder für die Ortsgruppe Linz noch für die 
oberösterreichische DNSAP genaue Zahlenangaben machen, doch weisen eine Reihe von In-
dizien auf einen Aufschwung der Bewegung in Oberösterreich hin: Anfang 1923 z. B. wurden 
zwei neue Parteisekretäre angestellt und neue Schreibmaschinen sowie eine Tiegeldruckpres-
se zur Herstellung von Flugblättern angeschafft, um eine geregelte Parteiarbeit zu gewährlei-
sten.319 Die einzelnen Ortsgruppen entwickelten eine rege Versammlungstätigkeit und such-
ten dabei nach Möglichkeit, prominente Gastredner die Anliegen des Nationalsozialismus 
vorstellen zu lassen und so der nationalsozialistischen Idee viele neue Anhänger zu gewinnen.
Im „Volksruf“ vom 10. März 1923 wurde dazu z. B. unter „Ried i. I.“ folgendes berichtet320:
Ein dicht gedrängter Saal erwartete Donnerstag den 26. Feber den viel geschätzten 
Pg. D. [= Robert Derda; Anm. d. Verf.] aus Linz. Ein wahrer Apostel der nat.-soz. Heils-
lehre hat er wiederum Opfer und Mühen nicht gescheut um unsere Monatsversamm-
lung die rechte Weihe zu geben. Er kam, sah, siegte. Ueber zwei Stunden in meisterhaft
314) Max Moosbauer hielt in diesem Zusammenhang folgendes fest: „Noch im Jahre 1922 konnten wir [= die 
Passauer Genossen; Anm. d. Verf.] unseren Genossen in Linz in Oberösterreich auf Wunsch ihres dama-
ligen Führers, des heutigen Landesleiters für Deutschösterreich, Pg. Alfred Proksch, anläßlich des mar-
xistischen Überfalles auf das Linzer Parteiheim, durch Besorgung von Flugblättern dienen.“ Moosbauer, 
Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 7. 
315) Im „Volksruf“ F. 47 vom 4. November 1922 findet sich auf S. 4 unter „Ortsgruppe Linz“ z. B. folgender 
Aufruf: „Wir ersuchen die Mitglieder unserer Ortsgruppe und alle anderen Ortsgruppen um Abnahme 
von Blocks mit je 10 Karten à 1000 K zugunsten der Opfer des 9. September 1922 bei Stadt Meran. Be-
stellungen an Ortsgruppe Linz zu richten.“
316) Laut diesem Aufruf der Landesparteileitung hatte jede Ortsgruppe „mindestens einen Vertreter zu entsen-
den“. „Volksruf“ F. 53 vom 16. Dezember 1922, S. 4.
317) Bei dieser Gelegenheit gab das Landesparteileitungsmitglied Pk. Derda einen „Ueberblick über die politische 
Lage mit besonderer Betonung der Stellungnahme der Partei zum Genfer Uebereinkommen“. Außerdem 
wurden damals verdiente Parteikameraden mit goldenen und silbernen Hakenkreuzen ausgezeichnet. 
318) „Volksruf“ F. 53 vom 16. Dezember 1922, S. 4.
319) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 23.
320) „Volksruf“ F. 10 vom 10. März 1923, S. 6. 
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aufgebauter Rede, durchglüht von ehrlichem Wollen, behandelte er die Grundzüge un-
serer Bewegung, dabei von ihren Uranfängen beginnend bis zu Hitler. Hiebei führte 
er uns in nachdrücklichster Weise die uns von den Regierungsparteien trennenden Ge-
gensätze vor Augen und verurteilte schärfstens die Auswüchse des Parlamentarismus, 
dem ein Abbau dringend not täte. Hierauf wendete er sich gegen die Urheber unseres
heutigen Elends, unseren größten Feind – das Judentum. Wir müssen schaudernd ge-
stehen, daß die vom zionistischen Kongreß in Basel 1897 beschlossenen Vernichtungs-
pläne gegen die Arier durch unsere bisherige Lauheit in völkischen Dingen alle in die 
Tat umgesetzt werden konnten. Eine furchtbare Erkenntnis. Er sieht den einzigen Weg 
zur Errettung und Befreiung aus der jüdischen Fessel in den Grundsätzen des nationa-
len Sozialismus: völkisch sein, heißt sozial sein – völlige Abkehr von der jüdisch-mate-
rialistischen Weltanschauung – Rückkehr zu unseren nationalen Geistesgütern und 
Vertiefung in dieselben. […]. Ein Massenbeitritt von neuen begeisterten Anhängern 
unserer Idee war der sichtbare ungewöhnliche Erfolg dieser Versammlung. Mit ruhi-
gem Gewissen und neuen [sic!] Mut kann nun die O.-G. Ried ihre schwere Aufklärungs-
arbeit fortsetzen. Immer weitere Kreise zieht unsere Bewegung, zieht man auch mit 
schwerstem Geschütz gegen sie zu Felde – das sicherste Zeichen daß sie gut ist – sie 
marschiert dennoch siegreich vorwärts!
Außerdem bemühten sich die Ortsgruppen nun, regelmäßig einmal im Monat Sprech-
abende abzuhalten. Darüber hinaus wurden zahlreiche neue Ortsgruppen gegründet – in Steyr 
z. B. wurde im Februar 1923 eine eigene Jugendortsgruppe321 eingerichtet322; insgesamt schei-
nen im Veranstaltungskalender der „Linzer Volksstimme“ im Jahr 1923 in Oberösterreich 33 
Ortsgruppen auf323 –, sodaß sich die Landesparteileitung im Sommer 1923 zur Unterteilung 
der Landesorganisation in eine Landesleitung und fünf Kreisleitungen (u. z. Linz, Steyr, Frei-
stadt, Wels und Ried324) entschloß; und im Juli 1923 richtete die Landesparteileitung noch 
eine eigene Werbestelle in Linz ein, deren Aufgabenbereich mit der Schaffung und dem Ver-
trieb künstlerischer Werbemittel, mit Beratungsaufgaben sowie mit der Neugestaltung der Par-
teigraphik unter künstlerischen und erwerbsmäßigen Gesichtspunkten definiert wurde.325
Das markanteste Zeichen für den Aufschwung der nationalsozialistischen Bewegung in 
Oberösterreich im Jahr 1923 war jedoch, daß die Landesparteileitung im März dieses Jahres 
die Herausgabe einer eigenen Parteizeitung für dieses Bundesland starten konnte. Im „Volks-
ruf“ wurde dazu am 10. März 1923 folgender an „alle Parteikameraden in Oberösterreich u. a.“
gerichteter Aufruf der Landesparteileitung für Oberösterreich veröffentlicht326: 
321) Die „Vereinigung der nationalsozialistischen Jugend Deutschösterreichs“ war am 11. November 1922 in 
Klagenfurt als neue Parteiorganisation gegründet worden. „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 11. Novem-
ber 1922. Nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 190.
322) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 10 vom 10. März 1923. In Linz gab es zu diesem Zeitpunkt bereits eine der-
artige Organisation. Gründungsmitglied der Jugendortsgruppe Steyr war August Eigruber, der diese Orts-
gruppe dann auch bald leitete und 1925 zum Landesführer der NSAJ in Oberösterreich bestellt wurde. 
Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 49.
323) Ebda. S. 23.
324) „Linzer Volksstimme“ F. 37 vom 11. Erntings (August) 1923, S. 1. Außerdem wurde damals bekanntgege-
ben, daß die Ortsgruppe Linz infolge des starken Zustromes neuer Parteigenossen in 5 Ortsparteien, u. z. 
in Linz-Süd, Linz-Nord, Linz-Ost, Linz-West und Urfahr, aufgeteilt werde.
325) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 24.
326) „Volksruf“ F. 10 vom 10. März 1923, S. 6. Gleichzeitig mit der Bekanntgabe an „alle Volksrufbezieher in 
Oberösterreich“, daß mit 17. März in Linz „unser Bruderblatt ‘Linzer Volksstimme’“ erscheinen werde, 
sprach das Blatt damals aber auch die Hoffnung aus, „daß trotzdem ein beträchtlicher Teil unserer Ober-
österreicher Freunde uns auch weiterhin die Treue halten wird“. Ebda.
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Der nationale Sozialismus schreitet siegreich vorwärts! Die bisherige Aufklärung in 
Oberösterreich durch die Presse genügt nicht mehr den Bedürfnissen der Partei, da-
her sieht sich die Landesparteileitung gezwungen, dem Drängen nicht nur der Partei-
kameraden in Oberösterreich, sondern auch anderer uns wohlwollend und gutgesinnt 
gegenüberstehender Kreise Rechnung zu tragen und selbst ein zweimal wöchentlich 
erscheinendes Parteiblatt, die 
„Linzer Volksstimme“
am 17. März als Probenummer und ab 31. März regelmäßig herauszugeben und damit 
für Oberösterreich das einzige, ehrlich antisemitische Blatt zu schaffen.
Da zum Krieg führen [sic!] aber Geld nötig ist, fordern wir alle Parteikameraden und 
Gutgesinnten auf, uns bereits jetzt und sofort mindestens die erste Monatsgebühr von 
9000 Kronen einzusenden und eifrigst Abnehmer (sofort Bezugsgebühren einheben) 
mittels Listen, die mit den Beträgen einzusenden sind, zu werben. 
Die Gelder sind von den Ortsgruppen wochenweise (mit genauen Verzeichnissen über 
die eingezahlten Beträge) entweder mit den Posterlagscheinen der Landesparteilei-
tung (Vermerk „Linzer Volksstimme“ auf dem Mittelteile des Erlagscheines, oben) 
oder mit Bankerlagscheinen einzusenden. […].
Parteikameraden! Es geht ums Ganze! Durch muß des Kieles Erz! 
Das neue Parteiblatt, das mit vollem Titel „Linzer Volksstimme. Völkisch-antisemiti-
sches Kampfblatt der ehrlich schaffenden Stände“ hieß327 und anfangs zweimal wöchentlich 
(und zwar mittwochs und samstags) erschien328, war als Regionalzeitung für Oberösterreich 
konzipiert und wollte – wie in der ersten Folge am 31. März 1923 auf Seite 8 erklärt wurde –
„das einzig radikal – völkisch – antisemitische Blatt Oberösterreichs“ sein.329
Als Eigentümer und Herausgeber zeichnete der „Nationalsozialistische Verein für
Österreich, Landesleitung Oberösterreich“ in Linz330, und verantwortlicher Redakteur war 
Ferdinand Lindner, Linz.331
327) Im Zeitungskopf verwendete die Zeitung die germanische Bezeichnung für den Monatsnamen, z. B. Won-
nemond statt Mai oder Heuert statt Juli.
328) Die Mittwochausgabe konnte jedoch nicht lange gehalten werden. Nachdem sie schon im April und Mai 
1923 einige Wochen lang gefehlt hatte, wurde sie mit 27. Februar 1924 endgültig eingestellt. Dürr, Mar-
lies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 29.
329) Am 26. März 1932 erschien in der „Volksstimme“ F. 11, S. 2 ein kurzer Rückblick auf die Entstehungsge-
schichte der „Linzer Volksstimme“. Darin hieß es u. a.: 
„Beim oberösterreichischen Landesparteitag in Linz im Jahre 1922 [hier dürfte es sich wohl um den Lan-
desparteitag im Jahr 1923 handeln; Anm. d. Verf.] versahen wir ... den Dienst. Da wurde uns mitgeteilt, 
daß wir eine eigene Tageszeitung bekommen sollten. Nach Abschluß der Tagung fand eine Zusammen-
legung [sic!] mit dem damaligen Führer der österreichischen Nationalsozialisten Dr. Walter Riehl statt, 
bei welcher uns das Erscheinen der ersten Nummer der Linzer Volksstimme ... schon für die nächsten
Tage in Aussicht gestellt wurde. Ein paar Tage später ... Befehl, um 7 Uhr abends gestellt zu sein ... je-
der von uns empfing einen Pack der ersten Folge. ‘Nieder mit den Hakenkreuzlern’ leuchtete aufdring-
lich die große Schlagzeile auf dem ersten Blatt, auf welche uns viele Marxisten hereinfielen. Mit dem 
Stoß Zeitungen unterm Arm zerstreuten wir uns in der Stadt ...“ Zit. nach: Rohleder, Edith Sibylle: Die 
oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 166.
330) Ab 3. Oktober 1925 schien dann als Eigentümer die „Nationalsozialistische deutsche Arbeiterpartei“ und 
als Herausgeber resp. Verleger der „Nationalsozialistische Verein für Deutschösterreich“ bzw. ab 28. 
November 1925 der „Nationalsozialistische Verein für Österreich, Landesleitung Oberösterreich“ auf. 
Ebda. S. 160.
331) Ihm folgten in dieser Funktion ab der F. 28 vom 4. Juli 1923 Wilhelm Wenger und ab der F. 35 vom 28. Ju-
ni 1924 Josef Link, Linz. Ebda. S. 160 f.
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In der ersten Folge vom 31. März 1923 – wie die „Linzer Volksstimme“ damals mit-
teilte, waren inzwischen aus allen Teilen des Landes Bezugsmeldungen in großer Zahl einge-
laufen – bat das Blatt alle Parteigenossen, „von Mann zu Mann“ für Abnehmer zu werben.
Außerdem gab man bei dieser Gelegenheit bekannt, daß keine Gratisexemplare versandt wer-
den könnten, weil die Herausgeber nur die Geldbeträge, die sich aus den Bezugsgebühren er-
gaben, zur Verfügung hätten.332
Mit der neuen Zeitung bot sich der Landesparteileitung der DNSAP nunmehr die Mög-
lichkeit, die nationalsozialistischen Anliegen einem breiten Publikum333 näherzubringen.334
Schon in der ersten Folge stellte man z. B. den Anschluß Österreichs an Deutschland
oder einen „judenreinen Freistaat Deutschösterreich als künftigen Bundesstaat des sozialisti-
schen Alldeutschlands der Zukunft“ als Ziel vor335, und in der Folge 3 vom 16. April 1923 
brachte die Zeitung einen langen Artikel über die grundsätzliche Einstellung der Nationalso-
zialisten zur Republik Deutschösterreich, worin sie sich u. a. energisch gegen die Behaup-
tung verwehrte, daß die deutschösterreichische nationalsozialistische Partei ein Ableger der
Münchner Nationalsozialisten sei.336
Außerdem konnte die Landesleitung nun mit Hilfe des neuen Parteiorgans direkt in den 
Wahlkampf anläßlich der Gemeinderatswahlen in Steyr am 13. Mai 1923337 und Linz am 24. 
Juni 1923 eingreifen338 – im Zuge des Gemeindewahlkampfes 1923 attackierte die Partei 
z. B. alle Arten von arbeitslosem Einkommen; sie verlangte die Einziehung der von Linzern 
gemachten Kriegsgewinne und trat für die Einführung einer Kapitalertrags- und Vermögens-
steuer sowie für Wohnungssubventionen und eine allgemeine Verbesserung der städtischen 
Dienstleistungen auf dem Sektor Gesundheit, Trinkwasser und Straßen ein339 –, und schließ-
332) Jedem neuen Pressebezieher wurde die Zeitung nur zweimal mit Erlagschein zugesandt, erfolgte dann die 
Bezahlung nicht sofort, so hatte der Abonnentenwerber für den Ersatz der beiden Folgen in finanzieller 
Hinsicht zu haften. Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. 
S. 163.
333) Angeblich konnten damals innerhalb weniger Wochen 2.800 feste Bezieher gewonnen werden. Dürr, Mar-
lies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 28. 
334) Dabei grenzte man sich auch deutlich von den politischen Mitbewerbern ab, betrachtete man doch die Pres-
se als die wichtigste Waffe im politischen Kampf. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialisti-
schen Partei in Oberösterreich. S. 29. 
In diesem Zusammenhang stellte sich das Blatt auch oft gegen andere in Oberösterreich erscheinende 
Tages- und Wochenzeitungen – die „Tages-Post“ und das „Linzer Volksblatt“ z. B. wurden als „deutsch-
feindlich“ bezeichnet – und zerpflückte deren Leitartikel. Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichi-
schen Tages- und Wochenzeitungen. S. 164.
335) „Linzer Volksstimme“ F. 1 vom 31. März 1923, S. 8. Zit. nach ebda. 
336) Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 164.
337) Die DNSAP konnte damals 509 Stimmen erringen und erhielt damit eines von 36 Mandaten. Dürr, Marlies: 
Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 33.
338) Die Zeitung veröffentlichte in diesem Zusammenhang Wahlaufrufe sowie Spendenaufforderungen und wid-
mete ganze Seiten der bevorstehenden Entscheidung. So berichtete man z. B. über „Wohnungseinbrüche 
und Hetzjagden gegen nichtsozialdemokratische Volksvertreter“ in Steyr, bezichtigte den sozialdemokra-
tischen Linzer Bürgermeister Dametz, daß er eine Hitlerversammlung willkürlich verboten habe, um die 
Nationalsozialisten mundtot zu machen, und warf dem großdeutschen Vizebürgermeister Karl Sadleder 
vor, daß er an dem Versammlungsverbot aktiv mitgewirkt habe, was dieser jedoch in einer öffentlichen 
Erklärung der Linzer „Tages-Post“ als „plumpe Wahllüge“ zurückwies. Ebda.
339) Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 129. Am 24. Juni 1923 konnte die Partei dann 4.533 Stim-
men auf sich verbuchen. Dies entsprach 6,9 Prozent der Wahlberechtigten bzw. 7,9 Prozent der gültigen 
Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von fast 89 Prozent. Im Gemeinderat erhielt die DNSAP damit vier 
von insgesamt 60 Sitzen (Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 71), worauf Alfred 
Proksch, Josef Renner, Josef Edinger und Josef Dorninger in den Linzer Gemeinderat einzogen. Dürr, 
Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 34.
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lich war man durch die eigene Zeitung auch in der Lage, die Leserschaft in aller Ausführlich-
keit über jegliche Parteiaktivitäten zu informieren und dabei auch laufend auf bevorstehende 
Veranstaltungen aufmerksam zu machen.
In ihrer Folge 20 vom 6. Juni 1923 wandte sich die „Linzer Volksstimme“ z. B. in die-
sem Sinne mit folgendem Aufruf an alle Orts- und Ordnergruppen340:
Die Bruderorganisation in Passau341 wird am 17. Juni l. J. die feierliche Enthül-
lung einer Standarte ihrer Ordnergruppe vornehmen. Pg. Hitler wird an der Feier teil-
nehmen. Wir sind zu dieser Feier eingeladen und richten deshalb an alle Ortsgrup-
penleitungen den Aufruf, sofort Umfrage zu halten, wer sich an dieser Feier beteiligen 
will [...].
Am 13. Juni 1923 gab das Blatt bekannt, daß die gemeinsame Abfahrt zur „Banner-
weihe“ in Passau von Linz aus am 16. Juni um 12 Uhr 35 Min. erfolgen werde342, und am 
23. Juni 1923 erschien ein großer Artikel über die „Standartenenthüllung“ (laut Moosbauer 
war die ursprünglich im Passauer Dom vorgesehene kirchliche Weihe durch die „parteipoli-
tisch auf die bayerische Volkspartei eingeschworene Geistlichkeit“ ebenso verweigert wor-
den wie ein „zu diesem Zwecke“ erbetener Gottesdienst343) und den aus diesem Anlaß abge-
haltenen „Deutschen Tag“344, der von den Passauer Nationalsozialisten als erster großer öf-
fentlicher Auftritt in der Dreiflüssestadt mit ungeheurem Propagandaaufwand inszeniert 
340) „Linzer Volksstimme“ F. 20 vom 6. Brachmonds (Juni) 1923, S. 4.
341) Bei der am 5. Februar 1923 abgehaltenen Hauptversammlung, in deren Rahmen Pg. Derda aus Linz als Gast-
redner sprach, war anstatt des inzwischen neuerlich mit der Leitung der NSDAP-Ortsgruppe Passau be-
traut gewesenen Pg. Hans Knodn Pg. Josef Köck zum Ortsgruppenleiter gewählt worden. Als Schriftfüh-
rer fungierten nun die Pg. Rabs und Neunzert und als Kassiere L. Lampelsdorfer und S. Reitberger, wäh-
rend R. Schröder, J. Baumgartner, G. Poxleitner, J. Dietz, S. J. Putz und R. Kufner den Parteiausschuß 
bildeten. Außerdem wurde anläßlich dieser Hauptversammlung allen Mitgliedern der Bezug des V. B. zur 
Pflicht gemacht und der monatliche Mitgliedsbeitrag angesichts der damals herrschenden Inflation auf 
50.– RM erhöht, was Moosbauer in seinen Ausführungen zur Geschichte der nationalsozialistischen Be-
wegung in Passau zu der ironischen Bemerkung veranlaßte, daß dies ein „Zeichen“ dafür sei, „wie herr-
lich sich das marxistische System auszuwirken begann“. Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Be-
wegung in Passau 1920–1933. S. 8 f.
Unter den im Februar 1923 aufgenommenen Mitgliedern scheint dann auch zum erstenmal der Name Max 
Moosbauer auf. Moosbauer (Bäckermeister, geb. am 10. Juni 1892 in Passau, gest. am 10. November 
1968 in Passau) war zuerst Jungsozialist gewesen, gehörte von 1922 bis 1923 der Passauer Ortsgruppe 
des Bundes „Oberland“ an (dieser war 1921 aus dem „Freikorps Oberland“ hervorgegangen und hatte 
seinen Hauptsitz in München; laut Satzung war er ausdrücklich gegen die Republik gerichtet und propa-
gierte einen „Kampf gegen den inneren Feind“; am „Hitler-Putsch“ vom 8./9. November 1923 beteiligte 
sich der Bund mit mehreren Kompanien. München – „Hauptstadt der Bewegung“. S. 59) und war seit 
Februar 1923 bzw. 8. August 1925 Mitglied der NSDAP. Von 1926 bis zu ihrer Auflösung gehörte 
Moosbauer der SA und ab 1. Februar 1928 der SS an. Von Anfang 1930 bis 1933 war Moosbauer Orts-
gruppenleiter, von 1929 bis 1945 Kreisleiter bzw. Bezirksleiter und 1931/32 stellvertretender Gauleiter 
von Niederbayern. 1930 zog Moosbauer zudem in den Passauer Stadtrat, 1932 in den Bayerischen Land-
tag und 1933 in den Reichstag ein. Am 27. März 1933 wurde Moosbauer laut Verfügung des Staatsmini-
sters des Inneren dann auch noch zum kommissarischen Bürgermeister von Passau und am 27. April 1933 
in der ersten Sitzung des neugewählten Stadtrates einstimmig zum 1. Bürgermeister ernannt. Stadtarchiv 
Passau: M 78: Biographische Daten zu Max Moosbauer sowie Staatsarchiv Landshut, Rep. 168/1, Fasz. 
2550, Nr. 5450.
342) Nachzüglern empfahl man den Zug am 17. Juni um 2 Uhr 25 oder 2 Uhr 50 Min., und dann wies man noch 
darauf hin, daß Empfangspersonen am Bahnhof in Passau die Ankommenden erwarten würden. „Linzer 
Volksstimme“ F. 22 vom 13. Brachmonds (Juni) 1923, S. 4. 
343) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 10.
344) „Linzer Volksstimme“ F. 25 vom 23. Brachmonds (Juni) 1923, S. 5.
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worden war.345 Bereits am Samstag, dem 16. Juni 1923, waren Parteigenossen und SA-Ab-
ordnungen aus Stettin, Ingolstadt, München, Deggendorf, Landshut, Göppingen, Straubing, 
Regensburg, Nürnberg, Erlangen, Stuttgart, Amberg, Leipzig und Augsburg in Passau einge-
troffen, und am Morgen des 17. Juni folgten noch SA-Verbände aus Waldkirchen und aus 
dem Passauer Umland. In feierlichem Zug geleitete man dann die von Ortsgruppenleiter Jo-
sef Köck beschaffte neue Standarte zum Dom und im Anschluß an den von einigen Teilneh-
mern besuchten regulären Sonntagsgottesdienst (wie oben bereits erwähnt, hatte das Bischöf-
liche Ordinariat die Bitte der NSDAP-Ortsgruppe um die „Gewährung eines eignen Festgot-
tesdienstes“ anläßlich der „Standartenenthüllung“ unter Verweis „auf den parteipolitischen 
und ausgesprochen kämpferischen Charakter der festgebenden Vereinigung“ abgelehnt, den 
Nationalsozialisten jedoch den Besuch der an diesem Sonntag zum Gedenken an die gefalle-
nen Frontsoldaten abgehaltenen Heiligen Messe freigestellt346) zum Schmeroldkeller347, wo 
Gregor Strasser die Fahne in Anwesenheit Hermann Görings an die Passauer Ortsgruppe 
übergab. Den Höhepunkt dieser nationalsozialistischen Veranstaltung, als deren Folge die 
NSDAP-Ortsgruppe Passau 70 Neubeitritte verzeichnen konnte348, bildeten aber zweifellos
die Auftritte Hitlers im völlig überfüllten Schmeroldkeller und anschließend im ebenfalls 
überfüllten Peschlkeller. Laut Moosbauer mußten bei beiden Auftritten viele Besucher sogar 
mit einem Platz vor dem Saal oder im Garten vorliebnehmen.349
Aus Oberösterreich hatten laut der „Linzer Volksstimme“ insgesamt „gegen 200 Partei-
genossen“ an dieser für Passau bis zum damaligen Zeitpunkt beispiellosen NSDAP-Propa-
gandaveranstaltung teilgenommen.350 Ob sich unter ihnen auch Schärdinger Parteigenossen 
befanden, ist allerdings nicht bekannt. 
345) Eine am 26. Mai 1923 abgehaltene öffentliche Versammlung der NSDAP-Ortsgruppe im Schmeroldkeller, 
zu deren Schutz ein großes Aufgebot an Sturmtrupps u. a. aus Passau, Vilshofen, Deggendorf und Strau-
bing zusammengezogen worden war, hatte mit lediglich 50 Teilnehmern nur ein geringes Publikumsin-
teresse gefunden. Mit spöttischem Unterton beschrieb die „Donau-Zeitung“ die sich dem Auge des Be-
trachters bietende Szenerie damals folgendermaßen: „Gleich beim Eingang standen zwei Wachtposten 
mit ‘Stahlhelm’ angetan, dann mußte man Spießrutenlaufen durch eine lange Reihe von Posten, um end-
lich in den ach so leeren und ruhigen Saal zu kommen.“ Der aus München angereiste Gastredner sprach 
über das Thema „Der nationale Sozialismus, Deutschlands Zukunft“ und prangerte dabei gleich zu Be-
ginn seiner Ausführungen die nicht zuletzt am schwachen Besuch der Kundgebung deutlich werdende 
allgemeine große Interesselosigkeit sowie das vollständige Fehlen eines nationalen Bewußtseins im 
Deutschen Volk an. Anschließend kritisierte er die bürgerlichen Parteien, insbesondere die Zentrums-
und die Bayerische Volkspartei, und in den letzten fünf Minuten seines Vortrags kam er dann auf das 
eigentliche Thema zu sprechen, wobei er die Forderung nach Ruhe und Ordnung sowie nach der Ver-
meidung von inneren Zwistigkeiten erhob, in seinem Schlußwort aber einen baldigen Bürgerkrieg pro-
phezeite, der mit einem Sieg des Nationalsozialismus über den Kommunismus und die bürgerlichen 
Kräfte enden werde. DZ 133/144 vom 29. Mai 1923, S. 3 f. Nach: Wagner, Christoph: Entwicklung,
Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 30 f.
346) Schreiben des Dompfarrers Dr. Dangl vom 7. Juni 1923 an Josef Köck. Zit. nach: Moosbauer, Max: Die 
nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 11 f.
347) Moosbauer beschrieb die Situation folgendermaßen: „In langem Zuge geleitete Passauer und auswärtige SA, 
darunter auch eine Abordnung der SS-Leibwache aus München, die Standarte in den Dom und dann zum 
Schmeroldkeller, […]. Kein Heilruf störte [!] den Zug durch die Stadt, das kannte man damals in Passau 
noch nicht. Die Bevölkerung säumte zwar die Straßen, die der Festzug nahm, verhielt sich aber vollkom-
men lautlos. Erst mußten noch viele Jahre ins Land gehen, ehe sich auch hier der Heilruf Eingang ver-
schaffte. Allein die Feier erlitt dadurch keine Einbuße. Die Bevölkerung wurde bis in den letzten Winkel 
der Stadt von diesem bis dahin einzigartigen Marsche in den Bann gezogen.“ Ebda. S. 11.
348) Ebda. S. 12.
349) Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 
1920 bis 1945. S. 31–34.
350) „Linzer Volksstimme“ F. 25 vom 23. Brachmonds (Juni) 1923, S. 5. 
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Was nun Schärding anbelangt, so hatte hier mittlerweile der Schlossergehilfe Josef Kis-
linger das Gemeindeausschußmandat übernommen, das Zollinspektor Franz Felber infolge 
seiner Versetzung nach Linz im Dezember 1922 zurückgelegt hatte, und war am 20. Jänner
1923 als neues nationalsozialistisches Gemeindeausschuß-
mitglied in die Gemeindevertretung eingezogen.351
Josef Kislinger war am 13. März 1895 als Sohn des 
Steinhauers Johann Kislinger in Schärding geboren – er 
war also gut zwanzig Jahre jünger als Felber – und hatte bis
13. März 1909 die hiesige Knabenvolksschule besucht. An-
schließend erlernte er hier bei Heinrich Grasserbauer das
Schlossergewerbe und wurde am 15. März 1912, nachdem 
er seine Lehrlingsprüfung mit sehr gutem Erfolg abgelegt 
hatte, von der Lehre freigesprochen. Als Schlossergehilfe 
blieb Kislinger noch bis zum 22. Februar 1913 bei Grasser-
bauer, dann aber übersiedelte er nach Wien, wo er u. a. von
28. Februar 1914 bis 25. Juli 1914 bei Mathias Buchinger, 
einem Bau- und Kunstschlosser in Wien XV., arbeitete.
Vom 15. März 1915 bis zum 12. November 1918 leistete 
Kislinger als Zugsführer in einem Telegraphenregiment Kriegsdienst gegen Italien und war 
anschließend noch bis zum 26. Mai 1919 dienstverpflichtet. Von 28. Oktober 1919 bis 28. 
Mai 1920 leitete Kislinger als „Monteur und Meister“ selbständig die Anstalt Friedrich Witt-
manns zur „Fabrikation von Apparaten und Armaturen für die autogene Metallbearbeitung“
in Lambrechten und kehrte schließlich nach Schärding zurück, wo er am 7. Februar 1921
Wilhelmine Brandtner ehelichte und mit 25. Juli desselben Jahres in den Dienst der Öster-
reichischen Bundesbahnen trat.352
Im Gemeindeausschuß wurde Josef Kislinger am 20. Jänner 1923, nachdem er durch 
Bürgermeister Dr. Birek begrüßt und um intensive Mitarbeit ersucht worden war, in die durch 
das Ausscheiden Felbers freigewordene Funktion im Elektrizitätsausschuß gewählt.353
Anders als Felber dürfte sich Kislinger als Mandatar im Gemeindeausschuß jedoch eher 
im Hintergrund gehalten haben, denn in den Protokollen der weiteren Gemeindeausschußsit-
zungen dieser Funktionsperiode ist zwar seine Anwesenheit durch seine Unterschrift bestätigt, 
es scheinen aber keine Wortmeldungen von ihm auf.
Ob Kislinger damals auch in der DNSAP-Ortsgruppe Schärding eine Funktion innehat-
te, ließ sich hingegen nicht eruieren, weil keinerlei Unterlagen darüber auffindbar waren, wie 
sich die Ortsgruppe und deren Vorstand in dieser Zeit zusammensetzten.
Es konnte daher auch nicht ermittelt werden, wer damals der Leiter der Ortsgruppe war, 
denn bei den im „Schärdinger Wochenblatt“ veröffentlichten Inseraten der Schärdinger Na-
tionalsozialisten zeichneten – wie die folgenden Beispiele belegen – unterschiedliche Perso-
nen für die Ortsgruppe verantwortlich. 
So war eine am 17. Mai 1923 erschienene Bekanntmachung, worin die „gefertigte Orts-
parteileitung Schärding der nationalsozialistischen Partei“ zur allgemeinen Kenntnis brachte, 
daß „die nat.-soz. Partei der Schmähschrift: ‘Rote Kriminal-Zeitung’ vollständig ferne“ stehe 
und die Partei „entschieden diese jedem Anstandsbegriffe hohnsprechende Form des polit.
351) Schdg. WBl. 1923, Nr. 4, S. 6 und Nr. 5, S. 6.
352) Die Daten sind Dokumenten Josef Kislingers entnommen und stammen – wie das Foto – aus seinem Nach-
laß, der mir von seiner Enkelin, Frau Mag. Karin Kislinger, freundlicherweise zur Einsichtnahme zur
Verfügung gestellt wurde, wofür ich mich an dieser Stelle herzlich bedanke.
353) Protokoll der GAS. vom 20. Jänner 1923. 
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Kampfes“ verurteile, mit „Osterkorn“ [höchstwahrscheinlich handelte es sich um den Photo-
graphen Rudolf Osterkorn, geb. am 6. November 1884 in Wien, seit 18. 8. 1918 in Schärding 
wohnhaft, Parteimitglied seit 1921; gest. am 25. August 1946 in Schärding354; Anm. d. 
Verf.] unterzeichnet355; und die am 28. Ju-
ni 1923 veröffentlichte Einladung zu einer
Mitgliederversammlung am 2. Juli 1923,
worin Parteigenosse Derda aus Linz als
Redner über das Thema „Was wollen die 
Nationalsozialisten!“ angekündigt wurde, 
war namens der Ortsgruppenleitung mit 
„Markut“ [= Grundbuchführer Franz Mar-
kut, geb. 1879 in Schildorn im Bezirk Ried 
i. I., zuständig nach Schärding; er scheint 
bereits auf der Unterschriftenliste für die 
Kandidatur der DNSAP anläßlich der 
Schärdinger Gemeinderatswahl vom 17. 
Oktober 1920 auf; Anm. d. Verf.] unterfer-
tigt.356
Abgesehen davon, daß sich zur perso-
nellen Zusammensetzung der Ortsgruppe 
also kaum Konkretes sagen läßt, kann je-
doch zweifelsfrei festgestellt werden, daß 
der Aufwind, in dem sich die oberösterrei-
chische DNSAP damals befand, mittlerwei-
le auch die Ortsgruppe Schärding erfaßt
hatte.
Wiederholt wies man nun via „Schär-
dinger Wochenblatt“ – manchmal auch in 
Form bezahlter Annoncen357 – auf Partei-
veranstaltungen hin358, hielt – wie sich mit 
Hilfe dieser Inserate belegen läßt – regelmä-
ßig einmal im Monat Mitgliederversamm-
lungen ab, an denen auch von „Mitgliedern 
eingeführte Gäste“ teilnehmen durften, und 
lud zu diesen Parteiversammlungen auch 
immer wieder prominente Referenten ein. So fand hier z. B. am Donnerstag, den 19. April 
1923 eine DNSAP-Versammlung statt, in deren Rahmen Pg. Derda aus Linz als Berichterstat-
ter auftrat. An dieser Veranstaltung nahmen damals außer den Schärdinger Parteigenossen
354) Meldebuch VII, O 21 und Totenbuch VIII (1942–1965) des Katholischen Stadtpfarramtes Schärding, S. 83.
355) Schdg. WBl. 1923, Nr. 20, S. 7.
356) Schdg. WBl. 1923, Nr. 26, S. 6.
357) Entgeltliche Ankündigungen und Anpreisungen waren laut § 26 des Pressegesetzes in allen Rubriken zu 
kennzeichnen. Im „Schärdinger Wochenblatt“ geschah dies durch ein Pluszeichen. Schdg. WBl. 1923, 
Nr. 13, S. 6.
358) Eine dieser bezahlten Anzeigen findet sich z. B. im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 21. Juni 1923 und hat-
te folgenden Wortlaut: „Nationalsozialisten, Achtung! Donnerstag den 21. Juni, 8 Uhr abends, Monats-
versammlung in Baumgartners Gasthof. Berichterstatter Landesparteiführer Proksch-Linz und Kreispar-
teiführer Frauenberger-Ried. Pünktliches Erscheinen Ehrenpflicht. Von Parteigenossen eingeführte Gä-
ste willkommen.“ Schdg. WBl. 1923, Nr. 25, S. 6.
Schdg. WBl. 1923, Nr. 20, S. 7
Schdg. WBl. 1923, Nr. 26, S. 6
Schdg. WBl. 1923, Nr. 32, S. 7
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auch Vertreter der bayrischen Bruderortsgruppe in Neuhaus und Parteigenossen aus Suben 
teil.359 In der „Linzer Volksstimme“ vom 5. Mai 1923 wurde über diese Versammlung u. a. 
folgendes berichtet360: 
[…] Pg. Derda erläuterte in temperamentvoller Rede die Kardinalforderungen unse-
rer Partei auf sozialistischem und nationalem Gebiete und bewies an der Hand von 
zahlreichen Beispielen die zunehmende Versklavung des bodenständigen arischen Vol-
kes durch das schmarotzende Judentum. An die mit warmem Beifall aufgenommenen 
Darlegungen schloß sich eine interessante Wechselrede, in welcher der Berichterstat-
ter alle an ihn gestellten Fragen zur allgemeinen Befriedigung beantwortete und er-
läuterte. Nach Erledigung einiger innerer Ortsgruppenangelegenheiten wurde die 
schön verlaufene Versammlung um Mitternacht geschlossen[;]
und am 21. Juni 1923 erläuterten Parteisekretär Götz Peduzzi aus Linz361 – er war für 
den ursprünglich angekündigten362 Landesparteiführer Alfred Proksch eingesprungen – und 
„ein führender Parteigenosse aus Ried“ – laut „Schärdinger Wochenblatt“ handelte es sich um 
den Kreisparteiführer Frauenberger363 aus Ried – anläßlich einer Monatsversammlung der 
Nationalsozialistischen Partei in Baumgartners Brauhaus vor zirka 60 Personen die Ziele der 
Partei. Peduzzi schilderte dabei „den Kampf der Partei gegen das internationale Judentum“
und betonte, daß gerade die Nationalsozialistische Partei es sei, die „den verirrten und ver-
führten Arbeitern“ die Augen öffnen wolle. „Etwas lebhafter, stellenweise sogar mit volks-
tümlichem Humor gewürzt“, gestalteten sich dann die Ausführungen des Kreisparteiführers
Frauenberger aus Ried. In „warmen Worten“ richtete er auch „einen Appell an die anwesen-
den Frauen, ihre Kinder zu aufrechten und wahrheitsliebenden Deutschen zu erziehen“. An-
schließend hielt er mit den bürgerlichen Parteien „scharfe Abrechnung“ und entwarf so „ein 
beschauliches Bild von der vielgepriesenen deutschen Einigkeit“.364 In der „Linzer Volksstim-
me“ vom 7. Juli finden sich die Ausführungen der beiden Redner über die politische Lage und 
die Forderungen der nationalsozialistischen Partei folgendermaßen zusammengefaßt365:
Beide Sprecher beschäftigten sich auch ausführlich mit den Grundsätzen der national-
sozialistischen Bewegung und kennzeichneten hiebei die verhängnisvolle Irrlehre des 
359) „Linzer Volksstimme“ F. 11 vom 5. Wonnemonds (Mai) 1923, S. 5.
360) Ebda.
361) Das Schdg. WBl. 1923, Nr. 26, S. 5 schreibt fälschlicherweise „Götz Pelutzi“. 
In bezug auf Peduzzi teilte die „Linzer Volksstimme“ in ihrer F. 53 vom 6. Gilbhart (Oktober) 1923, S. 7 
mit, daß „unser bisheriger Landesgeschäftsführer Herr Götz-Peduzzi“ die Leitung der Deutschen Arbei-
tergewerkschaft in Oberösterreich übernommen habe.
362) Schdg. WBl. 1923, Nr. 25, S. 6.
363) In einem undatierten Schreiben an die Kreisleitung Passau [aus dem Inhalt geht hervor, daß es aus dem Jahr 
1938 stammt; Anm. d. Verf.], worin sich Frauenberger, nachdem er darauf hingewiesen hatte, daß er 
wisse, daß er „sowohl als Spielgenosse des Führers (Urfahr Blütenstr.) als auch als ältestes Mitglied der 
öst. N. S. D. A. P. kein Recht auf Berücksichtigung habe“, mit der Bitte an Kreisleiter Moosbauer wandte, 
daß seinem Sohn Dr. jur. Kurt Frauenberger eine „bescheidene Stellung bei Polizei oder Gericht“ verlie-
hen werden wolle, gab Frauenberger hinsichtlich seiner Person u. a. folgendes an: „Ich gründete 1919 in 
Ried [i.] I. die Ortsgruppe der N. S. D. A. P., schloß mich 1920 an Proksch an und mit diesem an den Füh-
rer. War von 1923–1928 n. s. Gemeinderatsmitglied in Ried. 1928 übergab ich die Ortsgr. und Bezirks-
gruppenführung an die Jüngeren und arbeitete bis zur Auflösung als Vorsitzender des Bezirks Uschla.“ 
Staatsarchiv Landshut Rep. 181, Nr. 77/II.
364) Schdg. WBl. 1923, Nr. 26, S. 5.
365) „Linzer Volksstimme“ F. 29 vom 7. Heuerts (Juli) 1923, S. 5.
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Marxismus, dessen ganzes Wirken zum Verderben des Volkes geworden ist. In derselben 
Zeit aber wird das jüdische Finanzkapital immer mächtiger und treibt ungestört die 
schamlosesten Orgien der Ausbeutung und Auswucherung des Volkes. Unvollkommen 
und unfruchtbar zeigt sich aber auch die soziale Politik der bürgerlichen Parteien, wel-
che zwar immer von einer Volkspolitik predigen, sich aber zu einer solchen nicht auf-
zuraffen vermögen. Unter den Auswüchsen der herrschenden Wirtschaftspolitik leidet 
aber nicht nur die Arbeiterschaft und die Angestellten, sondern auch das mittelständi-
sche Gewerbe aller Zweige fühlt immer deutlicher die Krallen der großkapitalistischen 
Ausbeutung.
Laut „Linzer Volksstimme“ wurde in der auf die Darlegungen der beiden Referenten 
folgenden Wechselrede u. a. „einem Anwalt der Großdeutschen der Gegensatz zwischen 
großdeutscher und nationalsozialistischer Wirtschaftspolitik auseinandergesetzt“, und ab-
schließend hieß es dann: „Die Versammlung brachte der nationalsozialistischen Sache er-
freuliche Erfolge.“366
In Zusammenhang mit diesen „erfreuliche[n] Erfolge[n]“ für die „nationalsozialisti-
sche Sache“ und angesichts des mittlerweile schon mehrfach hervorgehobenen Faktums, daß 
viele Mitglieder bzw. Anhänger der DNSAP einen sudetendeutschen Hintergrund hatten367,
sei an dieser Stelle übrigens noch einmal darauf hingewiesen, daß in diese Zeit des Auf-
schwungs der DNSAP-Ortsgruppe Schärding auch die Gründung der Schärdinger Zweigstel-
le des „Hilfsvereins für Deutschböhmen und die Sudetenländer“ fiel. Wie im Kapitel „Die 
deutschnationalen Vereine als ideologische Wegbereiter des ‘Anschlusses’“ bereits ausführ-
lich dargelegt, hatte die erste Zusammenkunft zur Gründung dieser Zweigstelle am 18. Mai 
1923 im Hotel Altmann368 und die konstituierende Sitzung am 22. Juli 1923 im Gasthof 
Aschenbrenner369 stattgefunden. 
Als Referent war sowohl am 18. Mai als auch am 22. Juli 1923370 Hauptleitungssekre-
tär Alois Ciller aus Wien aufgetreten, einer der Gründer der „Deutschen Arbeiterpartei“ und 
Verfasser des sogenannten „Trautenauer Programms“, der damals landauf, landab unterwegs
war, um die Idee einer „Volksgemeinschaft“ aller Deutschen zu propagieren.371 Obmann und 
zugleich Schriftenempfänger der neuen Zweigstelle, die stets auf die Überparteilichkeit des
Vereins pochte, obwohl sie insbesondere in den ersten Jahren ihres Bestehens eine geradezu 
augenfällige Nähe zur DNSAP aufwies – Viktor Blüm(e)l und Friedrich Butschek, die beide 
366) „Linzer Volksstimme“ F. 29 vom 7. Heuerts (Juli) 1923, S. 5.
367) In Linz z. B., wo laut der Volkszählung von 1923 7.424 Bewohner oder 7,8 Prozent der Linzer Bevölke-
rung in Böhmen oder Mähren geboren waren, kam ein Drittel der NS-Aktivisten aus Böhmen und Mäh-
ren, ein weiteres Drittel aus anderen Gebieten Deutschösterreichs, und ein Viertel stammte aus der Lan-
deshauptstadt. Von den zwischen 1923 und 1933 gezählten elf Linzer nationalsozialistischen Gemeinde-
räten waren fünf in Böhmen oder Mähren geboren, einer in Galizien und nur drei in oder nahe Linz. Die 
Bewegung kämpfte daher mit der Schwierigkeit, die Anerkennung der Einheimischen zu gewinnen, und 
die anderen Parteien waren immer wieder schnell zur Stelle, wenn es darum ging, die NS-Mitglieder als 
„Ausländer“ oder „Böhmen“ anzuschwärzen, sodaß die NSDAP in Linz noch 1931 für eine sudetendeut-
sche Partei gehalten wurde. Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 127–129.
368) Schdg. WBl. 1923, Nr. 21, S. 5 f.
369) Schdg. WBl. 1923, Nr. 30, S. 6.
370) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ war Sekretär Ciller „zufällig“ hier eingetroffen, weil er an der bayerisch-
böhmischen Grenze 14 Versammlungen abgehalten hatte. Ebda.
371) Zu diesem Zweck trat er wiederholt in Schärding auf – z. B. am 17. Februar 1924 (Schdg. WBl. 1924, Nr. 7 
und Nr. 8, S. 5) und am 15. Februar 1925 (Schdg. WBl. 1925, Nr. 6, S. 5 und Nr. 8, S. 6) im Rahmen 
der Jahreshauptversammlung des „Hilfsvereins der Sudetendeutschen“ – und nahm auch im „Schärdinger 
Wochenblatt“ zur „sudetendeutschen Frage im Auslande“ Stellung (Schdg. WBl. 1925, Nr. 19, S. 1).
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in den vorbereitenden Ausschuß gewählt worden waren372, hatten z. B. anläßlich der Ge-
meindewahl vom 17. Oktober 1920 für die „National-sozialistische Partei“ kandidiert; zwei 
der Vereinsmitglieder, nämlich Richard Kleindienst und Steuerverwalter Julius Geitner, hat-
ten damals u. a. mit ihrer Unterschrift die Kandidatur der DNSAP bei dieser Wahl ermög-
licht, und auch Referenten wie Alois Ciller oder Hans Knirsch sprechen diesbezüglich eine 
deutliche Sprache –, wurde Steueramtsdirektor Richard Kleindienst. Zum Schriftführer wähl-
te man den Bankbeamten Karl Mieth, und Kassier wurde Damenschneider Wenzel Schil-
ler.373
Doch auch im übrigen Österreich befand sich die DNSAP infolge der wirtschaftlichen
Krise, der Inflation und der aus der „Genfer Sanierung“ resultierenden Sparmaßnahmen der 
öffentlichen Hand374 mittlerweile im Aufwärtstrend375:
Zwischen August 1922 und August 1923 hatte sich die Zahl der eingeschriebenen Par-
teimitglieder auf einen Stand von 34.000 verdreifacht, die Zahl der Ortsgruppen hatte sich im
gleichen Zeitraum auf 118 verdoppelt376, und die paramilitärische „Ordnertruppe“, die 1922 
gegründet worden war und anläßlich des Salzburger Parteitags im August 1923 in einen „Va-
terländischen Schutzbund“ umgewandelt wurde377, zählte nunmehr nahezu 9.800 Mitglie-
der.378 Außerdem hatten die Nationalsozialisten abgesehen von den Gemeinderatswahlen in
Steyr und Linz379 auch bei den Gemeinderatswahlen in der Stadt Salzburg380 und in Inns-
372) Viktor Blüm(e)l, Schärding-Bahnhof, war damals auch zum Schriftenempfänger bestellt worden. Schdg. WBl. 
1923, Nr. 21, S. 5 f.
373) Schdg. WBl. 1923, Nr. 36, S. 6.
374) Botz nennt als Hauptursachen dieser „frühfaschistischen Welle“ die Verschärfung der durch den Weltkrieg 
ohnehin schon erschütterten sozialen und ökonomischen Lage vor allem der „alten“ und „neuen Mittel-
stände“, die gesteigerte Bedrohung der „angestellten und beamteten Mittelschichten“ von Entlassungen 
und Frühpensionierungen sowie den Verlust der Glaubwürdigkeit und Integrationskraft der an der „Gen-
fer Sanierung“ beteiligten GDVP, nachdem vorher schon ein Rückgang der revolutionären Anziehungs-
kraft der Arbeiterbewegung zu verzeichnen gewesen war. Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des öster-
reichischen Nationalsozialismus. S. 170.
375) Laut Botz kann von den verschiedenen Kategorien der Parteianhängerschaft aufgrund von Einzelbefunden 
vermutet werden, daß zu den schon früher vorhandenen unter-mittelständischen, eher lohnabhängigen als 
selbständigen Berufszweigen ein noch stärkeres Kontingent sozial Entwurzelter des Weltkrieges und Ar-
beitsloser der Stabilisierungskrise, jedoch auch deutschnational-„bürgerlicher“ Parteiwechsler hinzukam. 
Insbesondere auch echte oder scheinbare Studenten müssen in dieser Phase stärker angezogen worden 
sein, wobei sich hinter der Bezeichnung „Student“ oft durch den Weltkrieg aus ihrer Laufbahn geworfene 
Kleinbürger- und Beamtensöhne verbargen, die Offiziere gewesen waren und nach 1918 in Ermangelung 
einer anderen Tätigkeit zu studieren begonnen hatten. Gerade sie und überhaupt jüngere Leute stellten 
die militantesten Elemente in den „völkischen“ und nationalsozialistischen Wehrformationen. 
Ebda. S. 171.
376) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 21.
377) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 41 vom 18. August 1923, S. 4 und „Linzer Volksstimme“ F. 40 vom 22. Ern-
tings (August) 1923, S. 1.
378) Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Nationalsozialismus. S. 170 und Pauley, Bruce F.: 
Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 42.
379) Wie bereits erwähnt, hatte die DNSAP in Linz am 24. Juni 1923 mit 4.533 Stimmen 6,9 % der Wahlberech-
tigten bzw. 7,9 % der gültigen Stimmen erreicht (Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler.
S. 71). Sie konnte damit vier Mandatare in den Linzer Gemeinderat entsenden, und die Folge war, daß 
die Nationalsozialisten in den nächsten zehn Jahren eine zwar kleine, aber aktive Rolle in der Linzer 
Stadtpolitik spielten, wobei sie zur Erreichung ihrer Ziele auch nicht zögerten, mit der verhaßten soziali-
stischen Mehrheit zu stimmen. Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 127 und S. 129.
Im Jahr 1923 erfolgte auch die Übersiedlung der Parteileitung in die Bethlehemstraße, u. z. in den Gast-
hof „Zum grünen Baum“, der im Erdgeschoß auch das Redaktionszimmer der „Linzer Volksstimme“ 
barg. Die Parteileitung war im ersten Stock untergebracht, die SA in einem Pferdestall im Hof. Marckh-
gott, Gerhart: Das „Gauarchiv Oberdonau“. S. 357.
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bruck381 sowie bei der Landtagswahl am 21. Oktober 1923 in Kärnten382 beachtliche Erfolge 
erzielen können, und schließlich hatte sich auch die Parteipresse gut entwickelt. Die Auflage 
der „Deutschen Arbeiter-Presse“ hatte sich von 4.000 auf 22.000 erhöht383, und zudem wa-
ren auch neue Wochenblätter gegründet worden.384 Neben dem in Tirol herausgegebenen 
Kampfblatt „Der Nationalsozialist“385 erschienen nun in Korneuburg „Der grade Michl“386
und „Der Weckruf“387, und in Graz brachte man „Die Sturmfahne“388 heraus.
Der rasante Aufschwung der DNSAP, der in den Parteigremien immer wieder Anlaß zu 
Optimismus gegeben hatte389 – im Jahr nach dem Klagenfurter Parteitag (12. bis 15. August 
1922) hatten z. B. allein in Wien 48 Massenversammlungen der DNSAP stattgefunden390 –,
wurde dann jedoch durch den im Rahmen des Salzburger Parteitags im August 1923 gefaßten
Beschluß auf Wahlenthaltung bei den für Oktober 1923 ausgeschriebenen Nationalratswah-
len, den dadurch ausgelösten Rücktritt des langjährigen Parteiführers Dr. Walter Riehl als 
Obmann und den mißglückten Putschversuch Hitlers am 9. November 1923 in München jäh 
unterbrochen.
380) Im Wahlprogramm der DNSAP für die Gemeinderatswahlen in der Stadt Salzburg (13. Mai 1923), das auf 
die Gewinnung des „alten Mittelstandes“ hin orientiert war, war u. a. folgendes gefordert worden: die Er-
haltung des deutschen Charakters der Stadt und damit das Zurückdrängen des jüdischen Einflusses, der 
Abbau des Klassenkampfes (denn die Forderungen des Mittelstandes sicherten auch die Lebensinteressen 
des Arbeiterstandes!) sowie die Stärkung der Staatsautorität. Außerdem sollte die Kommunalisierung 
geeigneter Betriebe (Lichtspiele!) in Erwägung gezogen werden. Mit einer Steigerung der Stimmen auf 
1.737 konnte die DNSAP schließlich abermals vier Kandidaten in den Salzburger Gemeinderat entsen-
den, u. z. Franz Sieger, Franz Heinzl, Dr. Otto Troyer und Fritz Eitel. Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschich-
te des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 386.
381) Hier wurde am 27. Mai 1923 mit 2.039 Stimmen ein Anteil von 6,1 Prozent der Wahlberechtigten bzw. 7,9 
Prozent der gültigen Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von fast 78 Prozent erzielt. Hänisch, Dirk: Die 
österreichischen NSDAP-Wähler. S. 71.
382) In Kärnten entfielen bei dieser Wahl 4.756 Stimmen oder 2,8 Prozent der gültigen Stimmen bzw. 2,3 Pro-
zent der Wahlberechtigten auf die Nationalsozialisten, wodurch sie ein Mandat erhielten. In Klagenfurt 
kamen die Nationalsozialisten damals auf fast 4,4 Prozent der Wähler bzw. auf 3,8 Prozent der Wahlbe-
rechtigten und in Villach auf 8,5 Prozent bzw. 7,6 Prozent. Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-
Wähler. S. 71.
383) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 21.
384) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 194.
385) „Der Nationalsozialist. Kampfblatt der nationalsozialistischen Bewegung in Tirol und Vorarlberg.“ – Inns-
bruck: Jg. 1 (1923) – Jg. 5 (1927).
386) „Der grade Michl. Wochenschrift der Nationalsozialisten für das Viertel unterm Manhartsberg.“ – Korneu-
burg: 1923–1925.
387) „Der Weckruf. Kampfblatt der Nationalsozialisten im Viertel unter dem Wienerwald und Burgenland.“ –
Korneuburg: Jg. 1 (1923) – Jg. 3 (1925).
388) „Die Sturmfahne. Nationalsozialistisches Kampfblatt für Steiermark.“ – Graz: 1923–1926.
389) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 21.
390) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 194.
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4.3. Vom Salzburger Parteitag 1923 
bis zur Spaltung der Partei im Jahr 1926 
Seit Adolf Hitler sich in der NSDAP als unumschränkter Führer durchgesetzt hatte und 
die nationalsozialistische Bewegung im Deutschen Reich – gestützt auf Hitlers faszinierende
Persönlichkeit – wesentlich rascher gewachsen war als in Österreich, hatte Hitler auch unter 
den österreichischen Nationalsozialisten viele für sich begeistern können, und diese begannen 
sich nun immer stärker nach dem Münchner Vorbild auszurichten1, wodurch die eher gemä-
ßigten österreichischen Parteimitglieder mit ihren Bemühungen, die Autonomie der DNSAP 
gegenüber Hitlers Drang nach Alleinherrschaft zu wahren, zusehends ins Hintertreffen gerie-
ten.2
Hatte schon im Herbst 1922 Hitlers Schwenk in der Südtirolfrage3 unter den gemäßig-
ten österreichischen Parteigängern für beträchtliche Irritationen gesorgt4, so kam es schließ-
lich im August 1923 zwischen der Gruppe um Dr. Walter Riehl, die eher für die Unabhängig-
keit der DNSAP eintrat, und den Anhängern Hitlers zum offenen Bruch. 
Den Anlaß dafür bildete, wie oben erwähnt, die Frage der Wahlbeteiligung bei den für 
Herbst 1923 festgesetzten Nationalratswahlen.
Anders als Hitler, der die Teilnahme am parlamentarischen System ablehnte – schon 
am 21. Februar 1921 hatte er sich in einem Artikel in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ gegen 
das „Jagen nach Land- und Reichstagssitzen“ ausgesprochen und statt dessen empfohlen, die 
ganze Energie aufzuwenden, um eine große nationalsozialistische Presse herauszugeben5 –, 
trat Dr. Riehl nämlich trotz aller Vorbehalte gegen den Parlamentarismus nach wie vor für 
1) Am 10. März 1923 schrieb z. B. die „Deutsche Arbeiter-Presse“ unter dem Titel „Wien erwacht!“: „‘In Hin-
kunft wird münchnerisch gesprochen werden!’ Dieser Ausspruch, der nach der durch rote Horden ge-
sprengten Antisemitenversammlung beim Dreher auf dem Rochusplatz vor der versammelten Sturmab-
teilung von Nationalsozialisten getan wurde, hat die ‘Arbeiter-Zeitung’ belächeln zu können vermeint. 
Er scheint sich aber trotzdem zu bewahrheiten. […] An zwei aufeinanderfolgenden Tagen wurde der kla-
re Beweis erbracht, daß einzig und allein nur unsere Bewegung imstande und willens ist, im Gegensatze 
zu öder Vereinsmeierei nicht nur immer von Taten zu reden, sondern endlich auch einmal eine Tat zu 
setzen. […].“ Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozia-
lismus. S. 322.  
2) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 45.
3) Während Hitler im Jahr 1920 sowohl den Anschluß Österreichs an Deutschland als auch die Wiedervereini-
gung von Nord- und Südtirol gefordert und noch im April 1922 in einer Rede im Münchner Hofbräuhaus 
die italienische Verwaltung in Südtirol angeprangert hatte, änderte er im Herbst 1922, als Benito Musso-
linis Aufstieg zur Macht begann, seine Meinung und gab Südtirol für eine Allianz mit dem Duce preis. 
Einer der Hauptgründe für Hitlers Gesinnungswechsel könnten Bestechungsgelder Mussolinis gewesen 
sein. Laut Konstantin von Neurath, dem deutschen Botschafter in Italien von 1921 bis 1930 und späteren 
deutschen Außenminister, gab der Duce Hitler Geld für seinen Putsch. Als Gegenleistung mußte Hitler 
seine Ansprüche auf Südtirol aufgeben. Bereits im November 1922 erwähnte er die Südtiroler als „gut be-
handelt“ und betonte: „Wir müssen Italien offen und ehrlich erklären, daß die Südtirolfrage für uns nicht 
existiert.“ Hitler schrieb die Schuld an diesem Gebietsverlust nun nicht mehr Italien zu, sondern den Ver-
antwortlichen für Deutschlands Niederlage und meinte am 14. November 1922 unter Verzicht auf Südti-
rol, daß es nur eine Möglichkeit auf einen „gewaltigen Zuwachs für Deutschland“ gebe, u. z. „den An-
schluß Österreichs an Deutschland. Voraussetzung dieses Anschlusses sei die Zustimmung Englands und 
Italiens“. Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 223 und Pauley, Bruce F.: Der Weg in den 
Nationalsozialismus. S. 53.
4) Hitlers Südtirolpolitik trug dazu bei, die fanatischen Hitleranhänger von den eher gemäßigten österreichischen 
Nationalsozialisten zu trennen. Skeptische österreichische Naziblätter nannten den „angeblichen Ver-
zicht“ auf Südtirol sogar eine „jüdische Lüge“. Ebda. S. 53 f.
5) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 176.
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die Beibehaltung des demokratischen Weges und damit auch für eine Beteiligung an den Na-
tionalratswahlen ein.6 In einem am 4. August 1923 in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ veröf-
fentlichten Aufruf – die „Großdeutsche Volkspartei war mittlerweile wegen eines gemeinsa-
men Vorgehens bei den Nationalratswahlen an die DNSAP herangetreten7 – legte Dr. Riehl
seinen den Parlamentarismus betreffenden Standpunkt im Hinblick auf die „in greifbare Nä-
he“ rückenden Wahlen folgendermaßen dar8:
Wir Nationalsozialisten erwarten von dem Parlament nicht viel. Für uns ist es nur 
eine Tribüne zur rücksichtslosesten Vertretung der Gegenwartsfragen der werktätigen 
Schichten und ein Mittel, den unfruchtbaren Parlamentarismus an Kopf und Gliedern 
zu reformieren, um aus ihm die ständische Vertretung herauswachsen zu lassen. Wir 
wollen wahrhaft revolutionären Geist in dieses altersschwach gewordene Gebäude hin-
eintragen immer unser Ziel im Auge: Die Befreiung des deutschen Volkes aus der 
todbringenden Umklammerung des Friedens von St. Germain und Versailles. Nicht 
Selbstzweck ist uns das Parlament, sondern Mittel zum Zweck.9
6) In bezug auf Gemeinsamkeiten bzw. Unterschiede zwischen Hitler und Dr. Riehl führte Bruce F. Pauley u. a. 
folgendes aus: „Beide befürworteten eine straffe Zentralregierung (wobei Riehl nur eine zeitlich begrenz-
te Führung wollte), und beide betrachteten das Parlament als Hindernis auf dem Weg zu energischen Ent-
schlüssen. Der einzelne Abgeordnete wurde seiner Verantwortung gegenüber dem Wähler durch die Par-
tei enthoben. Beide Männer waren für den Anschluß und vehement gegen den Eintritt Österreichs in eine 
Donauföderation. Riehl teilte auch Hitlers Antisemitismus und machte ebenfalls die Juden für fast alle Pro-
bleme seines Landes verantwortlich, seien diese nun aus- oder inländischen Ursprungs. Sein Ziel bestand 
in der Reduzierung jüdischen Einflusses entsprechend ihrem Anteil an der österreichischen Gesamtbevöl-
kerung. Und doch hielt dies alles Riehl nicht von einer gesellschaftlichen Verbindung mit den Juden ab, 
woran Hitler als Erwachsener nicht einmal im Traum gedacht hätte. […]. 
Trotz vieler Ähnlichkeiten gab es aber grundlegende Unterschiede zwischen den beiden Männern, die 
sich in Hitlers hellaufloderndem Brand des Nationalsozialismus und der relativen Mäßigung wenigstens 
einiger der österreichischen Nationalsozialisten widerspiegelten. Riehl war in vielerlei Hinsicht ein typi-
scher Österreicher: freundlich, gemütlich und hilfsbereit. […]. Er kritisierte seine Gegner eher mit Witz 
und Satire als mit Sarkasmus. Auf der anderen Seite empfanden viele Österreicher Hitler als stereotypen, 
kaltschnäuzigen Preußen (trotz seiner österreichischen Herkunft), der nicht bereit war, in seiner Politik 
oder seinen Reden Konzessionen zu machen. Darüber hinaus nahmen Riehl und seine Anhänger den So-
zialismus im Nationalsozialismus ernst, was Hitler nicht tat. Als früherer Sozialdemokrat hatte Riehl mit 
dieser Partei nur wegen ihrer internationalen und revolutionären Lehren gebrochen. Riehl war überdies 
acht Jahre älter als Hitler. Daher sprach die kompromißlose und revolutionäre Taktik Hitlers eher die 
jüngeren österreichischen Nationalsozialisten an. 
Nirgends traten die Gegensätze zwischen Riehl und Hitler und damit zwischen ‘gemäßigten’ und radika-
len Nationalsozialisten allgemein stärker hervor als in der Frage der inneren Organisation der nationalso-
zialistischen Partei. Ein Teil der österreichischen DNSAP blieb wie ihre Bruderpartei in der Tschecho-
slowakei in ihrer Struktur vergleichsweise demokratisch bis zu ihrem Ende im Jahr 1934, trotz ihrer har-
ten Kritik am österreichischen Parlamentarismus. Alle lokalen Organisationen wählten eine Bezirksfüh-
rung; die lokalen und die Bezirksvereinigungen waren einer nationalen Reichsparteileitung untergeord-
net, die aus zwölf Mitgliedern bestand, die von allen Mitgliedern gewählt wurden. Riehl war bei diesen 
jährlichen Treffen der gewählte Vorsitzende der Partei. Der Parteitag stimmte auch über zukünftige Par-
teipolitik ab.“ Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 40.
7) Wie seitens der „Großdeutschen Volkspartei“ erklärt wurde, hoffte man dadurch, „jede Schädigung der natio-
nalen Bewegung in Österreich hintan zu halten“. Maßgebend für diesen Entschluß sei dabei die furchtba-
re Lage des deutschen Volkes in Europa und in der ganzen Welt gewesen, durch die die bestehenden Unter-
schiede zwischen den nationalen Parteien Österreichs gegenüber den gemeinsamen großen Zielen – näm-
lich „Freiheit und staatliche Einigung unseres Volkes“ („Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 14. Juli 1923) –
verwischt würden. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 193.
8) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 39 vom 4. August 1923, S. 3. 
9) An diese Ausführungen schloß sich ein Aufruf um Geldspenden. 
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Die Frage, ob sich die DNSAP nun an den Nationalratswahlen beteiligen sollte oder 
nicht, mußte somit rasch geklärt werden, und daher beschloß die Reichsparteileitung der 
DNSAP am 16. Juli 1923, dieses Problem dem für Mitte August 1923 angesetzten Reichs-
parteitag zu unterbreiten.10
Tatsächlich stand dann bei dieser fünften zwischenstaatlichen Vertretertagung, die vom 
12. bis 15. August 1923 in Salzburg stattfand11, das Verhalten der Partei anläßlich der kom-
menden Nationalratswahlen im Mittelpunkt der Beratungen.
Dabei traten drei Gruppen auf: eine um Dr. Riehl, Ing. Rudolf Jung12 und Walter Gat-
termayer13, den Vertreter der völkischen Gewerkschaften, die für ein Zusammengehen mit 
10) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 194.
11) Laut Alexander Schilling hatte der Zustrom der Festgäste und der Ordnertruppen schon in den ersten Vormit-
tagsstunden des Samstags – also am 11. August – begonnen. Unter „Hörnerklang und Liederschall, in 
strammem militärischem Gleichschritte“ waren die einzelnen Abteilungen dabei durch die Stadt gezogen, 
„freudig begrüßt von der Bevölkerung“, und in den Nachmittagsstunden desselben Tages „hatte bereits 
das Hakenkreuz von dem Stadtbilde Besitz ergriffen“. Am Abend fanden sich die Teilnehmer des Partei-
tages dann im „Schanzlgarten“ zu einer „fröhlichen Begrüßung“ ein. Schilling, Alexander: Dr. Walter 
Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 338.
Am 12. August erfolgte die Fahnenweihe der Salzburger Ordnertruppe. Im Festzug vom Mirabellplatz 
zum Residenzplatz marschierte damals auch die Salzburger Heimwehr mit. Hermann Göring nahm den 
Vorbeimarsch ab. Am Nachmittag tagte die Bundesparteileitung im Chiemseehof, während für die Ord-
nertruppen ein Gartenfest veranstaltet wurde, und am Abend gab das Stadttheater eine Festvorstellung 
des Schauspiels „Der Anschluß“ von Franz Hlawna. Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalso-
zialismus in Salzburg (1913–1925). S. 405.
12) Suchenwirth hielt zu Ing. Jung u. a. folgendes fest: „Bei dem starken Gewicht, das waehrend der gesamten 
Zeit bis zur Gruendung der Hitlerbewegung der sudetendeutschen Bruderpartei mindestens innerhalb der 
alten Fuehrerschaft Oesterreichs innewohnte, bekam auch ein Neuling in der Parteileitung sehr bald deren 
erste Maenner, besonders aber den Ingenieur Rudolf Jung, zu Gesicht. Dieser war mit Riehl enger als die 
anderen verbunden und trat auch propagandistisch in Oesterreich staerker in den Vordergrund. Ich lernte 
ihn schon im Sommer 1919 bei einer Besprechung im Café Rebhuhn kennen. […]. Jung stand bei Riehl in 
grossem Ansehen. Er war in Wien als Redner sehr beliebt […]. In den Parteileitungssitzungen, denen ihn 
Riehl gern beizog, weil Jung seine politische Linie unterstuetzte, sprach Jung mit grosser Sicherheit. Er 
imponierte und man folgte ihm. Es bedurfte erst des meteorartigen Aufstiegs von Hitler, um ihn von sei-
ner fuehrenden Stellung zu entthronen.“ Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 3.
13) Zu Gattermayer führte Suchenwirth u. a. folgendes aus: „Gattermayer, Bundesbahnbeamter wie Ertl und so 
manche, […] sah nicht gerade sehr germanisch aus, war eher der Typ eines Suedlaenders: schwarze, et-
was glaenzende Haare, braune Gesichtsfarbe, schwarzbraune Augen. Im Sprechen stoerte sein stets zyni-
scher Ton, etwaiges Zurschautragen einer Lebensueberlegenheit oder nuechterneren Beurteilung des Le-
bens. Er war ein sehr guter Redner, der auch viele, freilich oefters gewaltsam herbeigeholte Witze in sei-
ne, stets etwas kalte, aber doch sehr demagogische Beweisfuehrung einmengte. Noch 1923 hatte er da-
mit in den Wiener Saelen, so im Mai beim Weigl und beim Gschwandner, wo er neben mir eingesetzt war,
grossen Erfolg. In den Parteileitungssitzungen war er unbedingter Verfechter parlamentarischer Taktik, 
also auch 1923 fuer ein Zusammengehen mit den Grossdeutschen, so sehr er sonst mit ueberlegener Ge-
ste ueber die Schwaeche der ‘Buergerlichen’ spottete. Er war in seinen Formulierungen gelegentlich ori-
ginell: nicht so sehr, wenn er von den Babybahnen sprach, so also das B. B. unsrer verstuemmelten Eisen-
bahnen ausdeutete, sondern, wenn er einmal gegenueber den jungen Draengern, den Mueller, Holczabek 
und Benedikt, von einer ‘Bubokratie’ sprach, der die Parteifuehrung zu verfallen drohe. 
Just diese Parteijugend war sein geschworener Feind und es offenbarte sich im Lauf von 1923, dass sein 
Ansehen zu zerrinnen drohte, wozu freilich mein gleichzeitiges, sehr erfolgreiches und damals die Jugend 
faszinierendes Auftreten in den Versammlungen in der Rueckwirkung beitrug. Eben die Mueller, Bene-
dikt, Roessler, Holczabek und Kubinger verkoerperten gegen den Sommer zu die Wiener oeffentliche Mei-
nung. So geschah es, dass Gattermayer, als er auf dem Salzburger Parteitag das Wort ergriff, um fuer das 
Kompromiss zu sprechen mit eisiger Kuehle aufgenommen wurde, ja von irgendeiner Seite in diese pein-
liche Stille, die seiner Rede vorausging, das laute, explosiv wirkende Wort ‘Pfui!’ hineingeschleudert wur-
de. Er erbleichte und hat sich schlecht und recht durchgeschlagen, ohne mit seinen Ausfuehrungen Erfolg 
zu haben, zumal auch die Provinz nicht mehr zu ihm hielt.“ Ebda. S. 8. 
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der Großdeutschen Volkspartei plädierte; eine zweite Gruppe, die sich für eine selbständige 
Kandidatur aussprach; und eine dritte um Hermann Esser aus München, die Wahlenthaltung 
propagierte.14 Letzterer riet den österreichischen Parteigenossen in seinem Referat dringend 
davon ab, sich „an dem gegenwärtigen Parlamentarismus zu beschmutzen“, und meinte, die 
Partei solle lieber ihr ganzes Augenmerk auf den Ausbau der Sturmtruppen richten, denn die 
Zeit einer nationalen Diktatur in Deutschland sei näher, als man glaube, und wer herrschen 
wolle, brauche Macht.15
Dr. Riehl hingegen, der zu Beginn des Treffens wieder zum Vorsitzenden der österrei-
chischen Partei gewählt worden war16, vertrat die Ansicht, daß in Österreich bei einer stabi-
lisierten Währung keine Revolution möglich und notwendig sei, daß aber jedes Mittel ange-
wendet werden müsse, um die Lage der Arbeiter und Angestellten, die ja den Grundstock 
der Partei bildeten, zu verbessern. Ein derartiges Mittel sei auch eine unverbindliche Wahl-
koalition mit den Großdeutschen, denn diese verhelfe der Partei zu einer parlamentarischen
Vertretung, von wo aus erst wirksam für die Interessen der Arbeiter eingetreten werden kön-
ne, und zudem erklärten Dr. Riehl, Walter Gattermayer und andere Parteifunktionäre noch, 
daß sie ihre Mandate niederlegen würden, wenn der Wahlkompromiß mit den Großdeutschen 
nicht zustande kommen sollte, weil eine Ablehnung des Kompromisses gegen ihre politische 
Überzeugung sei. Wer daher der Partei eine andere Wahltaktik rate, müsse in Zukunft auch 
ihre Führung übernehmen.17
Infolge dieser grundlegenden Meinungsverschiedenheiten wurde beschlossen, die Ent-
scheidung in dieser Frage einem „Führerausschuß“ zu überlassen. Dieser stand unter dem 
Vorsitz Adolf Hitlers und hatte Dr. Riehl, Ing. Jung, Obmannstellvertreter Schulz und Her-
mann Esser zu Mitgliedern. In diesem Gremium forderte Hermann Esser nun, daß die DNSAP 
auf eine Teilnahme an den Wahlen verzichte, „da es heute, wo Deutschland vor der schwers-
ten Katastrophe stehe, nicht angehe, die Kraft im Wahlkampfe zu verzetteln. Es könnte 
sein, daß eine nationale Diktatur den Parlamentarismus hinwegfege, und da wäre es denn 
doch verfehlt, sich an Parlamentswahlen zu beteiligen“.18 Der Führerausschuß schloß sich 
unter dem Eindruck der Andeutungen Hitlers und Essers, daß es in München bald zu einer 
gewaltsamen Änderung der Lage kommen würde, dieser Ansicht an19, worauf Hermann Es-
ser dem Parteitag im Namen Hitlers mitteilte, daß sich die Führer der nationalsozialistischen 
Parteien in Deutschland, Österreich und der Tschechoslowakei in dieser Frage auf folgende 
Entschließung geeinigt hätten20: 
14) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 79 f. sowie Hanisch, 
Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 387 und Wandruszka, 
Adam: Das „nationale Lager“. S. 310.
15) „Salzburger Volksblatt“ vom 16. August 1923. Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die 
Geschichte des Nationalsozialismus. S. 342.
16) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 46.
17) „Salzburger Volksblatt“ vom 16. August 1923. Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die 
Geschichte des Nationalsozialismus. S. 343.
18) Ebda. S. 344.
19) Ing. Rudolf Jung, der Vertreter der sudetendeutschen DNSAP, hatte Riehls Antrag vor dem Treffen befür-
wortet, war dann aber davon abgerückt. Stärkere Unterstützung für Riehl war – wie oben bereits darge-
legt – vom Führer der österreichisch-nationalsozialistischen Gewerkschaft Walter Gattermayer gekom-
men, der jedoch nicht im Führerrat war. Karl Schulz wiederum stimmte gegen die vorgeschlagene Koali-
tion, obwohl er Riehls Stellvertreter und Gauleiter von Wien war. Er tat dies nicht aus Prinzip, sondern 
aus dem Gefühl heraus, die Partei wäre für einen Wahlkampf zu arm. Ihre dürftigen Mittel könnten nütz-
licher für die paramilitärischen Ordnertruppen und die Parteipresse verwendet werden. Pauley, Bruce F.: 
Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 46.
20) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 345 f.
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Der Führerausschuß der Nationalsozialistischen Partei Großdeutschlands ist ange-
sichts der katastrophalen Lage im Reiche einhellig zu der Überzeugung gelangt, der 
österreichischen Bruderpartei derzeit Wahlenthaltung zu empfehlen. Angesichts der 
im Reiche eingetretenen Verhältnisse ist die österreichische Partei der Anschauung, 
daß eine Beteiligung an Wahlen derzeit nicht wünschenswert erscheint; die österrei-
chische Reichsparteileitung beschließt daher die Nichtbeteiligung an den Wahlen zum 
Nationalrat. Der Ernst der Lage gebietet jedoch dringend den Ausbau der Partei, des 
Vaterländischen Schutzbundes und der Parteipresse. Die Parteigenossen werden auf-
gefordert, ihre ganze Kraft in den Dienst der Bewegung zu stellen.
Laut Alexander Schilling fand diese Entschließung bei den Parteitagsdelegierten eine
„geradezu begeisterte Aufnahme“. Abgestimmt wurde darüber nicht mehr, denn der Beifall 
ließ eine Abstimmung überflüssig erscheinen, und damit war die Hauptfrage des Parteitages 
entschieden.21 In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ wurde daraufhin am 18. August 1923 mit-
geteilt, daß für die kommende Nationalratswahl am Salzburger Parteitag Wahlenthaltung be-
schlossen worden sei.22
Gemäß der nun eingeschlagenen Richtung hatte man sich außerdem darauf geeinigt, 
die „Ordnertruppen“, die im Rahmen des Parteitages in einen „Vaterländischen Schutz-
bund“ umgewandelt worden waren23 – wie bereits erwähnt, zählte die DNSAP zum Zeit-
punkt der zwischenstaatlichen Vertretertagung in Salzburg 34.000 eingeschriebene Mitglie-
der, von denen 9.800 den militärisch organisierten „Ordnertruppen“ angehörten24 –, mit al-
len Mitteln auszubauen.25
Obwohl es damals nach wie vor eine oppositionelle Strömung unter jenen österreichi-
schen Nationalsozialisten gab, die mit dem Führungsanspruch Adolf Hitlers und der „bayeri-
schen Taktik eines außerparlamentarischen Kampfes“ nicht einverstanden waren26, begann 
21) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 346. 
22) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 41 vom 18. August 1923, S. 3.
23) „Linzer Volksstimme“ F. 40 vom 22. Erntings (August) 1923, S. 1.   
24) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 194. Gerhard Botz weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß 
mit der zunehmenden Militarisierung der DNSAP eine Veränderung der politischen Kampfform einher-
ging: Die auch verbal äußerst militanten Nationalsozialisten stellten ihren gewalttätigen Antimarxismus 
zunehmend bei Straßenkämpfen, Versammlungsstörungen und blutigen Überfällen unter Beweis. Schon 
1923 gingen zwei tote Arbeiter auf ihr Konto. Vorbild und Organisatoren waren dabei Münchner Natio-
nalsozialisten wie der ehemalige Offizier Hans Lechner, eine Konsequenz der seit 1920 intensivierten Ko-
operation mit dem bayerischen Nationalsozialismus. Mit dem Überwuchern der paramilitärischen For-
mation über den Parteiapparat alten Stils setzte dann auch eine Abkehr von der immer mit ständischen 
Vorbehalten versehenen Demokratie ein. Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Na-
tionalsozialismus. S. 170.
25) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 199. 
Die DNSAP mußte sich in der Folgezeit immer wieder gegen den Vorwurf verwahren, daß der „Vater-
ländische Schutzbund“ eine Putschgefahr für Österreich darstelle. Eindringlich betonte sie daher stets, 
daß der „Vaterländische Schutzbund“ – wie die frühere „Ordnertruppe“ – eine reine „Abwehrgruppe ge-
gen sozialdemokratische und kommunistische Überfälle“ darstelle und niemals als Terrorgruppe gedacht 
sei. „Linzer Volksstimme“ F. 48 vom 19. September 1923. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der 
nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 26.
26) Suchenwirth erwähnt in diesem Zusammenhang z. B., daß Ferdinand Ertl, der Obmann der Gewerkschaft deut-
scher Eisenbahner, der in den Parteileitungssitzungen bis zum Salzburger Parteitag immer entscheidend 
hervorgetreten war und „meist die Ausfuehrungen Doktor Riehls, vor allem in der Frage der Wahltaktik“, 
unterstützt hatte, den Salzburger Parteitag im August 1923 verließ, „ohne ihm recht beigewohnt zu haben, 
mit einem Protest, den er im Café Bittner abfasste. Ich weiss nicht mehr die Ursache. Er gehoerte nach 
dem Parteitage nicht mehr der nun sehr gestrafften Parteileitung an und ich kann ihn nachher hoechstens 
noch fluechtig gesehen haben. […].“ Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 7 f.
-704-
man nunmehr in der Partei auch das Führerprinzip zu akzeptieren: „Schärfste Parteidisziplin 
und unbedingte Unterwerfung unter die Führung wurde allen Mitgliedern zur Pflicht ge-
macht“.27
Aufgrund des Faktums, daß die Mehrheitsentscheidung auf dem Salzburger Parteitag 
somit zugunsten Hitlers ausgefallen war, liegt laut Gerhard Botz eine „Generalisierungshilfe 
für die gesamtösterreichischen Verhältnisse“ vor, aus denen in Anbetracht des nahezu durch-
gängig – ja selbst bei Dr. Riehl – beobachtbaren Wandels der Organisations- und Agitations-
stile eine eindeutige Schlußfolgerung gezogen werden kann28:
Erstens trat nun von den drei faschistischen Negationen „Antimarxismus“, „Antilibe-
ralismus“ und „Antikonservativismus“, die schon vorher vorlagen, vor allem die Gegner-
schaft gegen die sozialistische Arbeiterbewegung akzentuierter auf.
Zweitens verstärkten sich innerhalb der Ideologie und Programmatik die ebenfalls 
schon vorher vorhandenen integrativ sozial-nationalistischen Punkte. Der Übergang von Vor-
stellungen einer ständisch mehr oder weniger begrenzten Demokratie zur Diktatur, sowohl 
in gesellschaftlicher wie innerparteilicher Hinsicht, die Radikalisierung des Antisemitismus 
sowie die Übertragung des früher innerstaatlichen nationalen Protektionismus auf die nun 
„unter Fremdherrschaft schmachtenden Auslandsdeutschen“ signalisierten jedoch einen qua-
litativen Umschwung.
Am meisten betraf die eingetretene Faschisierung aber den Bereich der Agitation und 
Organisation. Lediglich die Momente der Imitation der sozialistischen Arbeiterbewegung 
und die angestrebte Massenmobilisierung lagen vorher schon vor, wenn sie nun nicht über-
haupt schwächer wurden. Mit Hitlers Einfluß fielen – sei es als Konsequenz oder sei es als 
Voraussetzung für dessen Attraktivität – das Hervortreten des „Münchner“ Propagandastils,
die Militarisierung der Politik und die Ausbildung entsprechender Organisationen, eine of-
fene Gewaltsamkeit und die mehrheitliche Hinnahme der uneingeschränkten Führerschaft 
Hitlers und des Führerprinzips zusammen.
Spätestens Mitte 1923, wahrscheinlich schon Ende 1922, war demnach laut Botz das 
faschistische Syndrom bereits so weit erfüllt, daß zu diesem Zeitpunkt von einer erfolgrei-
chen Umwandlung des alten Nationalsozialismus in eine faschistische Bewegung gespro-
chen werden kann. Mit der festen Verankerung des Einflusses Hitlers im österreichischen
Nationalsozialismus und der organisatorischen Unterstellung unter die deutsche NSDAP 
war zudem auch der Grundstock für den Aufbau eines Organisationsgerüsts geschaffen, das
die spätere Entwicklung zur Massenpartei tragen sollte.29
Um eine straffere Führung der Parteigeschäfte zu ermöglichen, hatte man sich in Salz-
burg überdies noch darauf geeinigt, daß sich die Leitung künftig aus einem Vorstand (Füh-
rerausschuß) und einem Vollzugsausschuß zusammensetzen sollte. 
In den Vorstand wurden einstimmig und durch Zuruf gewählt: zum Obmann Dr. Riehl, 
zum ersten Obmannstellvertreter der aus der deutschnationalen Postangestelltengewerk-
schaft kommende Werkmeister Karl Schulz, „dessen Hauptintentionen auf dem sozialen 
Sektor lagen“30, und zum zweiten Obmannstellvertreter Franz Umlauf. Auf gleiche Weise 
wurden in den Vollzugsausschuß gewählt: zum Schriftführer Ing. Zwerina, zum ersten Säk-
kelwart der Mittelschulprofessor Dr. Richard Suchenwirth – er hatte 1922 seinen ursprüngli-
27) „Salzburger Volksblatt“ vom 16. August 1923. Zit. nach: Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des National-
sozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 405 f.
28) Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Nationalsozialismus. S. 173 f.
29) Ebda. S. 174.
30) Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 71.
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chen Familiennamen Suchanek in Suchenwirth ändern lassen31 – und ohne besondere Funk-
tion Marihart.32 Diesen Männern oblag nunmehr die eigentliche Leitung der Partei. Der Vor-
stand und der Vollzugsausschuß bildeten den engeren Ausschuß. Neben diesem gab es noch 
einen erweiterten Ausschuß, dem die Obmänner der Landesleitungen und der Kreise ange-
hörten.33
Durch diese einstimmige Wahl bot die österreichische Partei zumindest am Ende ihres 
Parteitages ein Bild der Einheit und Geschlossenheit. 
Dem war jedoch nicht so, denn Dr. Riehl hatte zwar im Führerausschuß gegen seine 
Überzeugung für die Wahlenthaltung gestimmt, um „in diesem Zeitpunkte eine Obmannkrise 
zu vermeiden“, die möglicherweise „zu einer schweren Erschütterung der Partei“ geführt 
hätte, er hatte jedoch gegenüber „den Führern unserer Bewegung in Deutschland“ nach dem 
Abschluß des Parteitages erklärt, daß er sich „im Falle einer langsameren Entwicklung in
Deutschland“ die „Übersetzung des Salzburger Beschlusses ins Österreichische“ vorbehal-
te.34
Diesen Weg beschritt Dr. Riehl wenige Tage nach seiner Rückkehr von Salzburg. Bei 
der am 21. August 1923 in Wien abgehaltenen ersten Sitzung des neugebildeten Vollzugs-
ausschusses erklärte er, daß er die Salzburger Beschlüsse nicht anerkenne, weil die National-
sozialisten Deutschösterreichs einer parlamentarischen Vertretung nicht entraten könnten. 
Die bayerische Taktik eines außerparlamentarischen Kampfes sei auf Österreich nicht an-
wendbar. 
Dr. Riehl verlangte daher die Einberufung eines neuen, außerordentlichen Parteitages 
für den 8. September 1923 zum Zwecke der Revision der Salzburger Beschlüsse. Der Voll-
zugsausschuß lehnte diesen Antrag jedoch einstimmig ab, worauf Dr. Riehl die Erklärung 
abgab, daß er unter diesen Umständen nicht in der Lage sei, weiterhin als Obmann der Natio-
nalsozialisten Deutschösterreichs tätig zu sein35, und sowohl seinen Vorsitz in der DNSAP 
als auch die Leitung der Zwischenstaatlichen Kanzlei – hier folgte ihm Ing. Rudolf Jung 
nach – aus „Gesundheitsgründen“ zurücklegte.36
In Vertretung Dr. Riehls übernahm daraufhin der Vollzugsausschuß unter dem Vorsitz 
des Obmannstellvertreters Karl Schulz37 die Führung der Partei.38
31) Bewilligung des Magistrats der Stadt Wien vom 21. Juni 1922, betr. Namensänderung von Suchanek in Su-
chenwirth. IfZ-Archiv München: Bestand ED 420: Suchenwirth, Richard. ED 420/2.
32) Laut Suchenwirth gehörte der in Klosterneuburg wohnende Marihart, „ein braver, schlichter, treuherziger 
Mann“, dem sechsköpfigen Vollzugsausschuß als Zahlmeister an. Suchenwirth, Richard: Gestalten aus 
der alten Partei. S. 17.
33) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 199.
34) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 22. September 1923. Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und 
die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 357 f.
35) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 200 f.
36) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 46.
37) In bezug auf Karl Schulz äußerte sich Richard Suchenwirth u. a. folgendermaßen: „In der Riehlschen Aera 
war Karl Schulz Obmannstellvertreter der Partei. Er war als Werkmeister ‘manueller Arbeiter’ und einen 
solchen brauchte die Arbeiterpartei dringend an der Spitze. In dieser Zeit spielte Schulz nur eine beschei-
dene Rolle. Aber er hatte sich eine geschickte Art des Auftretens angeeignet und wirkte mit seinen blon-
den Haaren und blauen Augen sehr treuherzig und durchaus serioes. Er war Obmann der Gewerkschaft 
deutscher Postler, die vor ihm Pogatschnigg gefuehrt hatte. Seine Ausfuehrungen im internen Kreise hat-
ten bei aller Schlichtheit doch etwas Vaeterliches und Vertraueneinfloessendes.
Ein grosser Redner war Schulz nicht. Er konnte durch Zwischenrufe leicht gestoert werden, sich in einer 
von Gegnern stark besetzten Versammlung durchzusetzen, war nicht seine Sache.“ Suchenwirth, Richard: 
Gestalten aus der alten Partei. S. 9. 
38) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 202.
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Am 15. September 1923 stellte Dr. Riehl in der von ihm geleiteten „Deutschen Arbei-
ter-Presse“ dann jedoch in einer „An die deutschen Nationalsozialisten!“ gerichteten Mittei-
lung in bezug auf seinen Rücktritt folgendes klar39:
Schwerwiegende Meinungsverschiedenheiten zwischen mir und dem in Salzburg ge-
wählten Vollzugsausschuß zwingen mich, die österreichische Obmannstelle schweren 
Herzens niederzulegen.
Ich danke all den zahlreichen Freunden und Anhängern, die mir seit dem Jahre 1908 in 
Böhmen und seit 1918 in Österreich mit Opfermut und Begeisterung zur Seite standen 
und bitte sie nochmals, dem nationalsozialistischen Gedanken treu zu bleiben. […];
und in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 22. September 1923 führte Dr. Riehl in 
dieser Angelegenheit noch folgendes aus40:
Es fällt mir nicht ein, die Gründe, welche den Vollzugsausschuß bewogen, der von mir 
angestrebten Revision des Salzburger Beschlusses nicht zuzustimmen, herabzusetzen; 
ich habe auch die, meiner Ansicht nach schweren Fehler der Großdeutschen, welche 
eine seelische Umstellung in einem großen Teile unserer Partei behinderten, in der „Ta-
geszeitung“ als Erklärung aufgezeigt. Wenn der Vollzugsausschuß bei dem Wahlent-
haltungsbeschluß beharrt, so ist dies sein gutes Recht. Mir allerdings schienen, insbe-
sondere angesichts der ausschlaggebenden Wiener Verhältnisse sowohl im allgemei-
nen Interesse als in dem der Partei trotz aller Mißstimmungen und Verärgerungen die 
Gründe, welche für eine christlich-nationale Wahlgemeinschaft sprechen, derart über-
wiegend, daß ich im Falle der Ablehnung die Verantwortung für das kommende nicht 
mehr tragen zu dürfen vermeinte und daher meine Obmannstelle niederlegte.
Dies hindert mich nicht, allen meinen Freunden die Unterordnung unter den Vollzugs-
ausschuß zur Pflicht zu machen; es fällt mir nicht ein, die mir zugedachte Wallenstein-
rolle zu spielen. Ob die ablehnende Haltung des Vollzugsausschusses einen Rückschlag 
für uns bedeutet oder nicht, wird die Zukunft lehren, auf keinen Fall kann die unsterb-
liche Idee des nationalen Sozialismus, für deren entscheidende Führung zweifellos die 
große reichsdeutsche Bruderbewegung maßgebend ist, deren Vertrauen ich nach wie 
vor besitze, dadurch beeinflußt werden.
Ich richte meinerseits an alle Teile der österreichischen Partei, die bis vor kurzem un-
eingeschränkt meinem Rat vertrauensvoll folgten, die dringende Bitte, die Einheit der 
Partei aufrecht zu erhalten, alle überflüssigen Nadelstiche zu unterlassen und über-
zeugt zu sein, daß beide Teile, wenn auch auf verschiedenen Wegen, nur das Beste woll-
ten oder wollen. Und nun, da die andere taktische Auffassung siegte, möge ohne das 
Gefühl der Vergeltung seitens der Unterlegenen und ohne die Geste des Triumphes sei-
tens der Mehrheit der Weg zur Zusammenarbeit schleunigst betreten werden. […].
Daß dieser Appell zur Aufrechterhaltung der Einheit der Partei durchaus angebracht 
war, geht aus verschiedenen Reaktionen auf die in Salzburg gefaßten Beschlüsse und den da-
mit verbundenen Rücktritt Riehls hervor und sollte sich auch in der weiteren Entwicklung 
der Partei zeigen.
So meldeten sich aus Kärnten und Wien Stimmen, die Dr. Riehl wieder für das Amt
des Parteiobmannes vorschlugen: Die Kärntner Nationalsozialisten erklärten in einer am 29. 
39) Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 355 f.
40) Zit. nach ebda. S. 357–359.
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September 1923 in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ veröffentlichten „Dankeskundgebung an 
den früheren Parteiobmann Dr. Riehl“, daß sie nur zu gut wüßten, „daß der Name Dr. Riehl
mit der Führung der Partei in Österreich unauslöschlich verknüpft“ sei, und sie sich „der siche-
ren Erwartung“ hingäben, daß Riehls Entschluß zum Rücktritt „nur ein vorübergehender“ 
sei41; und die Wiener Ortsgruppe Leopoldstadt wandte sich in einem Brief an Hitler, worin 
festgehalten wurde, daß niemand in Österreich als Obmann der Partei geeigneter sei als Dr. 
Riehl, u. z. schon aus dem Grunde nicht, weil Riehl noch immer das Symbol der Partei in 
Österreich sei und die erforderliche Autorität besitze.42
In Salzburg sprach sich Hans Prodinger – laut Suchenwirth „das Haupt der gewerk-
schaftlichen Richtung in der Partei“43 – gegen die nunmehr eingeschlagene Richtung aus44
und versuchte durch einen am 25. September 1923 im „Volksruf“ unter dem Titel „Ist dies 
der richtige Weg?“ veröffentlichten großen programmatischen Artikel eine „Mahnung in ern-
ster Stunde“ anzubringen.
In diesem Artikel vertrat Prodinger die Ansicht, daß man trotz aller Vorbehalte gegen 
die Großdeutschen – die da z. B. lauteten, daß das nationale Bürgertum für die soziale Frage 
kein Verständnis habe und daß sich die großdeutschen Unternehmer bei Lohnverhandlun-
gen besonders engherzig zeigten und entschieden den Herrenstandpunkt herauskehrten – in 
„völkischen Belangen“ mit ihnen zusammenarbeiten müsse. Deutlich grenzte Prodinger 
dann seinen Standpunkt vom Münchner Weg ab. In Österreich, meinte er, herrschten eben 
andere Verhältnisse als in Deutschland. Die „radikale Jugend“ neige zwar dem „Münchener 
Weg“ zu, die „Erfahrung im Leben hat uns“ jedoch gelehrt, „daß Abwägen und Abmessen,
das richtige Einschätzen des unter den gegebenen Verhältnissen Erreichbaren, dem blinden
Vorwärtsstürmen vorzuziehen ist“. Selbst auf die Gefahr hin, „Mummelgreis“ und „Schlapp-
schwanz“ gescholten zu werden, halte er daran fest, daß eine Wahlenthaltung der National-
sozialisten die völkische Sache schwäche und daß die Wahlenthaltung „Fahnenflucht“ sei 
und den „jüdischen Marxismus“ stärke. Der „bequeme antiparlamentarische Standpunkt“ –
nach Münchner Art – widerspreche auch dem Parteiprogramm, denn dieses verlange ja nicht 
die Abschaffung des Parlaments, sondern – im Gegenteil – seine Reform und die Erweite-
rung der Selbstverwaltung, und im übrigen sei es auch unrichtig, daß Adolf Hitler den Öster-
reichern die Taktik der Wahlenthaltung vorgeschrieben habe; das sei ein ganz anderer Mann 
(Esser?) gewesen. Ausgehend von diesen Überlegungen, forderte Prodinger daher die Einbe-
rufung eines außerordentlichen Parteitages, der die Frage der Wahlbeteiligung erneut disku-
tieren sollte.45
41) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 360. Unterzeichnet 
war diese Dankadresse mit „Landesleitung Kärnten: Vorsitzender Alois Michner, erster Stellvertreter 
Walter Rentmeister, zweiter Stellvertreter Czeitschner, Zahlmeister Ing. Kraft“.
42) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 203.
43) Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 25.
44) Suchenwirth hielt im Hinblick auf die Salzburger Partei in diesem Zusammenhang folgendes fest: „ Bei der 
Riehl-Krise war Koller sehr zuverlaessig, zumal seine alten Widersacher Prodinger und Funk riehltreu wa-
ren. ‘Sie werden auf Granit beissen’, sagte er[,] ‘und dann werden sie bald keine Zaehne mehr haben’. Er 
half uns damals. Umsomehr waren wir betreten, als bei einer naechsten erweiterten Vollzugsausschussit-
zung [wie erwähnt, war Koller im Dezember 1923 aus der DNSAP ausgeschlossen worden; Anm. d. Verf.], 
wo die offiziellen Salzburger Hauepter, Walter [richtig: Hans; Anm. d. Verf.] Prodinger und Funk, der 
Redakteur des ‘Salzburger Volksrufs’ erschienen waren, Prodinger das Wort ergriff und sagte: ‘Wir ha-
ben Koller nicht mehr halten koennen. Die Sache seines einstigen Kameradschaftsdiebstahls ist wieder 
ruchbar geworden’ (wer hatte dies wohl in die gegnerische Presse gebracht?) ‘und so mussten wir ihn 
entfernen’, also ausschliessen. Sachverhalt: Koller, damals fuenfzigjaehrig, hatte als gemeiner Soldat, so-
mit vor wohl einem Menschenalter in Bosnien einen Kameradschaftsdiebstahl veruebt.“ Ebda.
45) Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 387.
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Auch in Oberösterreich stieß die in Salzburg ausgegebene Wahlenthaltungsparole in 
manchen Parteikreisen auf Ablehnung. Die nationalsozialistische Presse dieses Bundeslandes 
hatte noch wenige Monate vorher die Erfolge bei den Gemeinderatswahlen in Linz und Steyr 
als große Siege, ja gleichsam als Vorgefechte für die Nationalratswahlen gefeiert, und daher
erschien die Aufforderung, sich nicht an den Wahlen zu beteiligen, nun vielen oberösterrei-
chischen Parteigenossen unverständlich. Vor allem die Angehörigen der völkischen Gewerk-
schaften, die eine Vertretung ihrer Interessen im Nationalrat wünschten, befürworteten eine 
Abänderung der Salzburger Beschlüsse und ein Zusammengehen mit den Großdeutschen46, 
und selbst die Schriftleitung der „Linzer Volksstimme“ verwahrte sich gegen den Versuch, 
die Salzburger Beschlüsse als generelle Abkehr vom Parlamentarismus und endgültige Ent-
scheidung für den bayrischen Weg der aktivistischen Politik zu deuten. Sie veröffentlichte vor 
dem Artikel eines „Parteigenossen“ (Name leider unbekannt), der sich vehement gegen jede 
Vertretung in irgendwelchen Körperschaften wandte, „um sich nicht am Zusammenbruch des 
deutschen Volkes mitschuldig zu machen“, folgende Anmerkung der Redaktion47:
Wir können uns mit den nachstehenden Ausführungen eines geschätzten Parteigenos-
sen vielfach nicht einverstanden erklären. Wir sind der Ansicht, daß der Beschluß des 
Parteitages, Wahlenthaltung zu üben, wohl der gegenwärtigen Sachlage entspricht, 
daß es aber ein verhängnisvoller Fehler wäre, wenn die Partei ihn auch zur künftigen 
Richtschnur wählen und sich grundsätzlich für eine Nichtbeteiligung an den Wahlen zu 
den öffentlichen Vertretungen entscheiden würde. Wir glauben ferner, daß auch unsere 
reichsdeutschen Parteigenossen sich früher oder später zu einem Abgehen von ihrer 
derzeitigen Taktik genötigt sehen werden, die uns ihren Grund darin zu haben scheint, 
daß man die Länge des Weges, der bis zur Erreichung unseres Zieles zurückzulegen 
ist, bedeutend unterschätzt und sich deshalb allzusehr auf eine bestimmte Methode ein-
stellt, zur Machtergreifung zu gelangen, statt alle hiezu dienlichen zu benützen. Jeden-
falls aber muß vor einer bloßen Übertragung der in Bayern angewandten taktischen 
Grundsätze nach Deutschösterreich, wo die politischen Verhältnisse durchaus andere 
sind, eindringlich gewarnt werden.
Um „jenen Parteigenossen, die nach dem Salzburger Parteitag Zweifel in die Richtig-
keit des dort gefaßten Beschlusses setzten“, „Gelegenheit zu einer freien Aussprache und zu 
zwangloser Aufklärung über den wirklichen Sachverhalt zu geben“, wurde schließlich für 
den 16. September 1923 ein außerordentlicher Landesparteitag nach Linz einberufen. 
Dieser erneuerte die Wahlenthaltungsparole mit „allen gegen 5 Stimmen“ als unver-
rückbare Richtlinie der Partei und sprach sich einhellig – Proksch sympathisierte zwar mit 
Dr. Riehl, unterstützte im Interesse der Parteieinheit aber Schulz – für den in Salzburg ein-
geschlagenen Weg aus.48 Doch auch dieser Beschluß konnte die Kritik in Oberösterreich
nicht zum Verstummen bringen, worauf die „Volksstimme“ ihre Taktik änderte und nun zu
beweisen versuchte, daß die Nationalratswahl ohnehin keine Wahl, sondern vielmehr ein
„Schwindel“ sei und „jeder denkende Volksgenosse, sofern er aus dem politischen Kampfe 
nicht persönliche Vorteile zieht, unbeschadet seiner politischen Parteistellung es ablehnen 
sollte, den Zauber mitzumachen“.49
46) Vgl. „Linzer Volksstimme“ F. 47 vom 15. September 1923.
47) „Linzer Volksstimme“ F. 41 vom 25. August 1923. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der national-
sozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 36 f.
48) „Linzer Volksstimme“ F. 50 vom 26. September 1923. Zit. nach ebda. S. 37.
49) „Linzer Volksstimme“ F. 51 vom 29. September 1923. Zit. nach ebda. S. 38.
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Alfred Proksch aber war nunmehr derart entmutigt, daß er die Leitung der oberöster-
reichischen Partei kurzerhand an Dipl.-Ing. Karl Breitenthaler50 übergab.51
Ungeachtet aller Einwände wurde der Wahlenthaltungsbeschluß also nicht zurückge-
nommen, und auch die für Dr. Riehl sich einsetzenden Kräfte reichten nicht aus, um ihn wie-
der in die alte Position innerhalb der Partei zu bringen.52
Daß die Nationalsozialistische Partei auf ihrem Salzburger Parteitag die Weichen da-
hin gehend gestellt hatte, daß „sich auch Österreich der militärisch-diktatorischen Führung 
Hitlers unterstellen“ sollte53, war wie der Rücktritt Riehls im August 1923 vor allem ein Sieg 
für die jungen Anhänger Hitlers, wenn auch eine große Parteispaltung vermieden wurde.54
Die am 21. Oktober 1923 abgehaltene Nationalratswahl brachte den Nationalen dann 
folgende Ergebnisse: In Oberösterreich, wo die Großdeutsche Volkspartei und der Landbund 
ein Wahlübereinkommen getroffen hatten und unter der Bezeichnung „Verband der Groß-
deutschen und des Landbundes“ in den Wahlkampf gezogen waren, hatten sie ihren Anteil 
mit 13,1 Prozent der Wahlberechtigten bzw. 15,25 Prozent der gültigen Stimmen gegenüber
den 13,4 bzw. 17,34 Prozent bei der Nationalratswahl 1920 annähernd halten können.55 In 
Schärding56 hatten die Großdeutschen nun mit 25,75 Prozent der gültigen Stimmen gegen-
über ihren 25,16 Prozent bei der Nationalratswahl 1920 sogar einen kleinen Zugewinn zu 
verzeichnen.57 Insgesamt aber hatten die deutschnationalen Parteien beträchtliche Verluste 
hinzunehmen. Waren sie bei der Nationalratswahl 1920 österreichweit nämlich noch auf 
13,7 Prozent der Wahlberechtigten bzw. 16,69 Prozent der gültigen Stimmen gekommen, so 
lag ihr Anteil nun nur mehr bei 9,3 bzw. 12,76 Prozent.58
50) Dipl.-Ing. Breitenthaler, geb. am 13. Mai 1879 in Linz, war Bauingenieur und Zivilgeometer. Ab 1919 arbei-
tete er als selbständiger technischer Konsulent und vereidigter Landvermesser in Gmünd. Sein Parteibei-
tritt zur DNSAP erfolgte am 18. Juni 1919. Zwischen 24. Februar 1920 und Oktober 1923 war er Kreis-
leiter des Viertels ober dem Manhartsberg (Krems-Gmünd), er war Landesparteiobmann von Niederöster-
reich und zwischen 1922 und 1923 nationalsozialistischer Gemeinderat in Gmünd. 1923 übersiedelte er  
berufsbedingt nach Linz. Zwischen Oktober 1923 und 1927 war er in Oberösterreich Landesparteiob-
mann. Danach stand er bis März 1932 außerhalb der Partei. Im März 1932 trat er jedoch wieder der Par-
tei bei, zunächst in Wels und dann in Linz. Zwischen Oktober 1937 und März 1938 fungierte er im Ein-
vernehmen mit der NS-Gauleitung als „Volkspolitischer Referent“ der VF in Oberösterreich. Ab März 
1938 wurde er kurzfristig Landesstatthalter für Oberösterreich, dann Leiter der Hauptabteilung II der 
Reichsstatthalterei und nach der Installierung des Reichsgaues Oberdonau ab 1940 Gauhauptmann und 
somit zweiter Mann hinter Gauleiter Eigruber. Dostal, Thomas: Das „braune Netzwerk“ in Linz. S. 81.
51) Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 134.
52) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 204.
Berichten an das Foreign Office in London zufolge wurde die Partei nach dem Ausschluß der Gemäßig-
ten unter Dr. Riehl von einem Fünferausschuß geleitet, über den die deutschen Nationalsozialisten stren-
ge Aufsicht ausübten. Diese „bestünden auf erhöhter Aktivität, keinerlei Wahlbeteiligung und Teilnahme 
aller Mitglieder an den Kampfverbänden“. Die Partei plane ferner Massendemonstrationen gegen die Ver-
träge von St. Germain und Versailles und den französischen Einmarsch ins Ruhrgebiet, für die sie mit der 
Unterstützung durch viele andere Rechtsorganisationen rechnen könne. Carsten, Francis L.: Die erste 
österreichische Republik im Spiegel zeitgenössischer Quellen. S. 91.
53) Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Nationalsozialismus. S. 170.
54) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 51.
55) Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 81 f. und Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von 
der Monarchie zur Republik. S. 116 f.
56) Der „Sudetendeutsche Hilfsverein“ hatte hier für den 9. Oktober im Gasthof Aschenbrenner eine „Zusam-
menkunft aller Mitglieder“ anberaumt. Dabei sollten „wichtige Angelegenheiten“ besprochen werden, 
weshalb um „bestimmtes Erscheinen“ gebeten wurde. Schdg. WBl. 1923, Nr. 40, S. 6.
57) Schdg. WBl. 1923, Nr. 43, S. 1 und Schdg. WBl. 1920, Nr. 43, S. 1.
58) Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 81 f. und Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): 
Österreich 1918–1938. Geschichte der Ersten Republik. Bd. 2. S. 1092.
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Angesichts dieses Wahlresultats führte Dr. Riehl in einem Brief an den Münchner Par-
teisekretär Lauböck vom 23. Oktober 1923 aus, wie recht er mit seiner Warnung vor der 
Münchner Wahltaktik gehabt habe, denn die Großdeutsche Volkspartei, die doch schließlich 
und endlich ein Rückhalt für „nationale“ Bestrebungen überhaupt sei, sei bei den National-
ratswahlen 1923 zusammengebrochen, während die Hauptgegner der Nationalsozialisten, 
nämlich die Marxisten, durch die Haltung der DNSAP nur Vorteile gehabt hätten. Von einer 
Wahlenthaltung könne überhaupt gar keine Rede sein, denn die Beteiligung an der National-
ratswahl sei größer als früher gewesen und habe in Arbeiterbezirken bis zu 95 Prozent er-
reicht.59
Der Prozeß der Entfremdung von Parteileitung und Partei einerseits und Dr. Riehl an-
dererseits ging allerdings unaufhaltsam weiter, denn der frühere Obmann schränkte seine 
politische Tätigkeit kaum ein und nahm in verschiedenen Tages- und Wochenzeitungen zu 
diversen aktuellen politischen Themen Stellung, was schließlich dazu führte, daß sich die 
Parteileitung in der Parteipresse offiziell von Artikeln Riehls distanzierte.60
Weitaus entscheidender für das Absacken der Partei waren jedoch der fehlgeschlagene
Putschversuch Hitlers am 8./9. November 1923 in München, das Verbot sowie die Auflösung 
der NSDAP und ihrer Kampfverbände am 9. November 1923 und die Verhaftung Hitlers am 
11. November 1923, der dann am 1. April 1924 – unter weitestgehender Zubilligung mildern-
der Umstände durch eine deutschnational beherrschte Justiz, die den vom 26. Februar bis
27. März 1924 vor dem Volksgericht München geführten Prozeß zu einem Propagandaforum 
für Hitler hatte werden lassen – die Verurteilung des „Führers“ zu einer fünfjährigen Festungs-
haft folgte.61
Nach dem Scheitern der „nationalen Erhebung“ kam es vielerorts in Deutschland zu 
Ausschreitungen von NSDAP-Anhängern, sodaß Polizei und Reichswehr in größerem Umfan-
ge – vor allem unmittelbar nach der Verhaftung Hitlers – zur Wiederherstellung der Ruhe ein-
gesetzt werden mußten.62
Das „Schärdinger Wochenblatt“ vom 14. November 1923 hielt zu diesen Vorfällen un-
ter dem Titel „Deutschlands Einheit gefährdet!“ folgendes fest63:
Der schon lange befürchtete Rechtsputsch ist in Bayern zur Tatsache geworden, die 
Nationalsozialisten drangen unter Führung ihres Agitator [sic!] Hitler in eine vom 
Generalstaabskommissär [sic!] Kahr einberufene Versammlung der Vaterlandsver-
59) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 204.
60) So wurde in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 10. November 1923 darauf hingewiesen, daß der Aufsatz 
Dr. Walter Riehls in der „Deutschösterreichischen Tages-Zeitung“ vom 7. November 1923 mit dem Titel 
„Rassenmord. Gedanken zu unserer Mietengesetzgebung“ nur eine private Meinung Dr. Riehls darstelle 
und keineswegs die Ansichten der Parteileitung hinsichtlich der Frage des Mieterschutzes wiedergebe. 
Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 208 f. 
61) München – „Hauptstadt der Bewegung“. S. 111–117 sowie Weissensteiner, Friedrich: Der ungeliebte Staat.
S. 104. Am 3. April 1924 gab das „Schärdinger Wochenblatt“ seinen Lesern dazu unter dem Titel „Das 
Urteil im Münchner Hochverratsprozeß“ folgendes bekannt: „Das im Hitler-Prozeß gefällte Urteil lautet: 
Hitler, Pöhner, Kriebel und Dr. Weber wurden wegen Hochverrat zu je fünf Jahren Festung, je 200 Gold-
mark und Tragung der Kosten verurteilt. Nach Verbüßung einer weiteren Strafzeit von sechs Monaten 
Festung wird diesen vier Verurteilten Bewährungsfrist für den Strafrest in Aussicht gestellt. Ludendorff 
wurde freigesprochen, Frick, Röhm, Brückner, Wagner und Pernet werden wegen Beihilfe zu je einem 
Jahr drei Monate Festung, 100 Goldmark Geldstrafe und Tragung der Kosten verurteilt. Diesen fünf Ver-
urteilten wird für den Strafrest mit sofortiger Wirksamkeit Bewährungsfrist bis 1. April 1928 gewährt. 
Sämtlichen Angeklagten wird die Untersuchungshaft eingerechnet.“ Schdg. WBl. 1924, Nr. 14, S. 7. 
62) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 461–463.
63) Schdg. WBl. 1923, Nr. 46, S. 2.
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bände ein, zwangen Kahr, mit ihnen gemeinsame Sache zu machen, es wurde die na-
tionale Diktatur verkündet, die nicht nur die Münchener Regierung Knilling, sondern 
auch die Berliner Reichsregierung Stresemann absetzte. Nach kurzer Zeit war die 
neue Reichsregierung gebildet und Kahr als Diktator und „Statthalter der Monarchie“ 
ausgerufen.
Wir wollen nicht untersuchen, inwieweit Kahr der Hitlerputsch eventuell willkommen 
war, jedenfalls scheint aber Kronprinz Ruprecht sich entschieden gegen diesen fre-
chen Putsch gestellt und seinem Vertrauensmann Kahr abgewinkt zu haben, denn der 
abends am 8. d. M. durchgeführte Putsch wurde schon am Morgen des 9. d. M. wieder 
erledigt. Kahr proklamierte das Standrecht, es kam zu schweren Kämpfen zwischen 
der Schutzpolizei im Vereine mit der Reichswehr gegen die Nationalsozialisten, wobei 
es mehrere Tote und Verwundete gab. In den späten Nachmittagsstunden waren die 
Nationalsozialisten bereits entwaffnet und die Macht wieder in den Händen Kahrs und 
General Lossows.
Anschließend an diesen Bericht findet sich folgender Kommentar, aus dem einerseits 
eine gewisse Bewunderung für die „Opferfreudigkeit“ und die „nationale Begeisterung“ der 
„jungen Kämpfer“ angesichts des „wahnwitzigen französischen Imperialismus und des ta-
tenlos zuschauenden Europas“ spricht, in dem andererseits aber auch deutlich an der „Füh-
rerschaft“ des Putschversuches Kritik geübt und vor den Folgen des „Rechtsbolschewismus“ 
eindringlich gewarnt wird64: 
Der Putsch in München war ein kühnes Unternehmen, das Zeugnis gab von Opferfreu-
digkeit und nationaler Begeisterung der jungen Kämpfer, die freudig bereit waren, für 
die Befreiung des Vaterlandes zu kämpfen, zu leiden und zu sterben. Denn das deutsche 
Volk ging durch vier Kriegsjahre voll Blut, Entbehrungen und Leid und als es unter 
der Wucht des Hungers und des Verrates sich als besiegt erklären mußte, fiel es erst 
unter die Räuber, die ihm alles nahmen: seine Waffen, sein Geld, seine Moral, sein 
Land. Nun es ganz verarmt und hungernd dem einherschreitenden Winter voll Bangen 
entgegensieht, läßt dieses zivilisierte Räubertum noch immer nicht ab von ihm, weil es 
des deutschen Volkes gänzliche Vernichtung will. Die gesamte Zivilisation schaut die-
ser Blutsaugerei der Franzosen in Gemütsruhe zu, weil sie zu feig ist, diesen Schandta-
ten ein Ende zu bereiten. Ja, wir beugen in Ehrfurcht das Haupt vor solchem nationa-
len Opfermute, aber die Führerschaft müssen wir verdammen, die skrupellos ohne reif-
liche Ueberlegung und Vorbereitungen für das Gelingen ihres Unternehmens ein Blut-
vergießen heraufbeschwört, mit dem aber weder der nationalen Sache, noch dem Deut-
schen Reiche gedient ist, sondern nur gewaltiger Schaden zugefügt wurde.
Mit der Niederwerfung des Putsches ist natürlich die Krise im Deutschen Reiche nicht 
überwunden, die Lage bleibt weiter gefahrdrohend, ja hat sich durch diese Fieberer-
scheinung noch mehr verschärft. Nie hätte man geahnt, daß Deutschland auf das Ni-
veau von Rußland sinken könnte und heute steht es sogar in geldlicher Beziehung schon 
tiefer, das Werk des wahnwitzigen französischen Imperialismus und des tatenlos zu-
schauenden Europas. Die Not Deutschlands züchtet begreiflicherweise Parteien- und 
Klassenhaß, das Volk bekämpft sich gegenseitig, nicht bedenkend, daß es doch nur
 einen gemeinsamen Feind besitzt, nämlich den frankojüdischen Imperialismus, der 
eine deutsche Existenzberechtigung überhaupt nicht mehr anerkennt. Ist es erwiesen, 
64) Schdg. WBl. 1923, Nr. 46, S. 2.
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daß der rohe Kommunismus nur zerstörend wirkt, daß er allen Wohlstand vernichtet 
und keinen aufkommen läßt, daß sein System zur Verarmung und Verelendung nicht 
nur der einzelnen Person, sondern des gesamten Volkes führen muß, so scheint der 
Rechtsbolschewismus gar keine Ahnung zu haben, was er aufs Spiel setzt. Mag er sich 
momentan stärker dünken, ja vielleicht stärker sein als die Demokratie, aber dem er-
sten Kapitel folgt immer ein zweites, und noch weitere nach und wie sich der Schluß 
gestaltet, wer vermag es vorauszusagen? Sicher ist aber auch, daß der Rechtsradika-
lismus zu einem neuen Kriege führen müßte, nachdem doch die ehemaligen Sieger-
staaten unmöglich ruhig dieser neuen Entwicklung Deutschlands zusehen würden. Die 
innere Not Deutschlands treibt immer mehr zur Expansion. Der jetzige Kurs, der ein-
mal die Rechtsradikalen, dann die Sonderbündler und einmal die Kommunisten zu 
Putschen treibt, ist schwer zu verfolgen. Jedenfalls war die Einheit des Reiches noch 
nie so gefährdet wie jetzt. […].
Schärdings bayerische Nachbarstadt Passau, in der laut Moosbauer eine „kleine, aber 
sehr bewegliche Gruppe um Pg. Theo Sailliez, einen rheinischen Flüchtling“, bisher dafür 
gesorgt hatte, daß „ständig Bewegung herrschte“65, scheint in den Putschversuch hingegen 
kaum verwickelt gewesen zu sein.
Zwar war laut der „Donau-Zeitung“ vom 9. November 1923 das in der Dreiflüssestadt 
Passau stationierte Reichswehrbataillon III/20 aufgrund eines in der Nacht eingetroffenen 
Funkspruchs am Morgen des 9. November 1923 nach München abkommandiert worden66,
ansonsten aber mußte die an sich gut informierte Zeitung am 9. November 1923 in ihrem Ar-
tikel „Was geht in München vor?“ in Hinblick auf die nach Passau durchsickernden Putsch-
gerüchte eingestehen, daß sie noch keine authentischen Nachrichten habe67, und auch die
Ortsgruppe selbst dürfte keine besonderen Befehle gehabt haben, denn die Parteigenossen 
verhielten sich fürs erste abwartend.
Als dann aber bekannt wurde, daß Hitler im Bürgerbräukeller den Ausbruch der „natio-
nalen Revolution“ und die Bildung einer provisorischen nationalen Reichsregierung ausge-
rufen hatte68, „atmete[n]“ die Passauer Nationalsozialisten – laut Moosbauer – „befriedigt 
auf“,und manche unter ihnen glaubten, daß jetzt auch für die Dreiflüssestadt die Zeit des 
Handelns gekommen sei, weshalb für die Passauer SA Alarmbereitschaft angeordnet wurde. 
Im Laufe des Tages gingen beim Passauer Telegraphenamt, in dem auch Pg. Josef Dirscherl 
arbeitete, jedoch Nachrichten und Befehle an das Bezirksamt und an die Polizei ein, die das
Scheitern des Umsturzversuchs offenbarten, sodaß Pg. Dirscherl „alles liegen und stehen“ 
ließ, um die Passauer „Führer der Bewegung“ von den „heraufziehenden Gefahren“ zu unter-
richten. Während Sepp Reitberger noch die SA-Sturmfahne und die Ortsgruppenstandarte in
Sicherheit bringen konnte, wurden SA-Führer Kufner sowie mehrere Parteigenossen verhaf-
tet und die Fahne des Bundes Oberland sowie alles greifbare Eigentum des Kampfbundes be-
schlagnahmt, worauf sich „aller, die der Sache bisher treu gedient hatten“, eine „tiefe Nieder-
geschlagenheit“ bemächtigte. Andere nahmen damals laut Moosbauer „ihre frühere Farbe, 
65) So hatte die Ortsgruppe Passau mit ihrer SA z. B. am 1./2. September 1923 zusammen mit den Nachbarorts-
gruppen von Pfarrkirchen, Neuhaus a. Inn, Waldkirchen u. a. an der Enthüllung der Schlagetergedenkta-
fel am Dreisesselberg teilgenommen. Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 
1920–1933. S. 12 f.
66) Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 
1920 bis 1945. S. 34 f.
67) Hartmann, Peter Claus: Von der Räterepublik bis zum Ende der Hitlerdiktatur 1918–1945. S. 272. 
68) Maser, Werner: Der Sturm auf die Republik. S. 445.
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zum Teil so gründlich wieder an, daß sie noch am 30. Januar 1933 Mühe hatten, wieder zu 
Adolf Hitler zu kommen, dann allerdings, um für sich in Anspruch zu nehmen, auch sie wä-
ren ‘1923 schon dabeigewesen.’“
Am Nachmittag des 9. November 1923 rief Pg. Theo Sailliez zwar noch per Anschlag 
am „Weißen Hasen“ zu einer abendlichen Kundgebung auf dem Ludwigsplatz auf, und tat-
sächlich fand sich am Abend die Passauer SA im Gasthaus Stockbauer in der Theresienstra-
ße ein, um loszumarschieren, der Marsch unterblieb dann jedoch, weil am Ludwigsplatz –
wie Moosbauer schrieb – „Bayern und Reich“, von der „Verräterregierung“ bewaffnet, Auf-
stellung genommen hatten, „um nationalsozialistische Regungen mit Waffengewalt nieder-
zuhalten“.69 Die „Donau-Zeitung“ teilte in diesem Zusammenhang folgendes mit70:
Für abends 8 Uhr [am 9. 11. 1923; Anm. d. Verf.] war angeblich von nationalsoziali-
stischer Seite eine Kundgebung am Ludwigsplatze geplant, die aber verboten wurde. 
Zahlreiche Polizeimannschaften, verstärkt durch Landespolizei, patrouillierten durch 
die Hauptstraßen des Neumarktbezirkes und verhinderten die Ansammlung größerer 
Menschengruppen. Zu irgendwelchen Ausschreitungen usw. ist es hier nicht gekommen.
In der gleichen Ausgabe veröffentlichte die „Donau-Zeitung“ neben einem ausführli-
chen Bericht über den „mißglückte[n] Ludendorff-Hitler-Putsch in München“ und die Flucht 
Hitlers auch den Aufruf des Generalstaatskommissars: „Trug und Wortbruch ehrgeiziger Ge-
sellen haben aus einer Kundgebung für Deutschlands nationales Wiedererwachen eine Szene 
widerwärtiger Vergewaltigung gemacht“ und den von Kultusminister Franz Matt gezeichne-
ten „Aufruf der bayerischen Regierung“, in dem betont wurde, man erwarte, „daß das baye-
rische Volk in Stadt und Land dem Preußen Ludendorff und seinem Anhang [...] die Gefolg-
schaft versagen“ werde.71
Nach dem Scheitern des Hitlerputsches erließ Generalstaatskommissar Gustav von 
Kahr noch am Morgen des 9. November 1923 für Bayern ein Verbot der NSDAP, des „Bun-
des Oberland“, der „Reichskriegsflagge“ sowie des „Freikorps Roßbach“, dem am 20. Novem-
ber 1923 das reichsweite, auf der „Verordnung des Reichspräsidenten zur Wiederherstellung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung“ vom 16. September 1923 basierende Verbot von 
NSDAP, SA und Kampfbund folgte.72
Hitler hatte zwar noch kurz vor seiner Festnahme Alfred Rosenberg, den bisherigen
Chefredakteur des „Völkischen Beobachters“, mit der Führung der nunmehr illegalen Partei 
betraut, da man sich innerhalb der NSDAP aber über das künftige Profil der Partei nicht eini-
gen konnte, zerfiel die nationalsozialistische Bewegung bald in miteinander rivalisierende 
Gruppierungen. In Bayern z. B. konkurrierten damals die von Alfred Rosenberg im Jänner 
69) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 14.
70) DZ 133/301 vom 10./11. November 1923, S. 5. Zit. nach: Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und 
Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 35 f.
71) DZ 133/301 vom 10./11. November 1923, S. 1–3. Zit. nach: Hartmann, Peter Claus: Von der Räterepublik 
bis zum Ende der Hitlerdiktatur 1918–1945. S. 272 f. 
Vier Tage später ging die Zeitung dann in einer „Nachlese zu den Vorgängen in München“ noch einmal 
näher auf die Ereignisse ein. Sie warnte gerade die Katholiken vor Hitler und wies dabei auf die völkische 
Hetze gegen Juden und Katholiken hin: „Der Jude wurde fast nie allein genannt, sondern fast immer nur 
in Verbindung mit den Katholiken“. Als Beispiel brachte die katholisch-konservative Zeitung die auch von 
französischen Diplomaten berichteten Ausschreitungen der völkisch gesinnten Studentenmehrheit gegen 
die katholische Studentenschaft. Der Kampfruf habe gelautet: „Schlagt sie tot, die Katholikenhunde“. 
DZ 133/305 vom 15. November 1923, S. 1. Zit. nach ebda. S. 273.
72) Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 
1920 bis 1945. S. 38.
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1924 gegründete „Großdeutsche Volksgemeinschaft“ (GVG)73 und der von Dr. Rudolf Butt-
mann, Rudolf Xylander und Dr. Alexander Glaser ebenfalls im Jänner 1924 ins Leben geru-
fene „Völkische Block in Bayern“ (VBI)74 miteinander.
Wie überall im Deutschen Reich wurde natürlich auch in Passau nach dem Verbot der 
NSDAP und ihrer Gliederungen die Ortsgruppe offiziell aufgelöst, und außerdem wurden –
wie bereits erwähnt – mehrere lokale NS-Größen inhaftiert75, worauf viele der ursprüngli-
chen Gefolgsleute der nationalsozialistischen Bewegung dieser nun den Rücken kehrten.
Ein Kreis überzeugter Nationalsozialisten unternahm jedoch den Versuch, die Ortsgrup-
pe getarnt aufrechtzuerhalten. Man kam in entlegenen Gaststätten heimlich zusammen und 
traf sich bald als „Gesangverein Einigkeit“ am Spitzberg, bald als Schützen- und Wanderbund 
oder als Frontkämpferbund im Bräustüberl in Hacklberg.
Da diese Art der Betätigung auf Dauer aber nicht befriedigen konnte, gründete der am 
24. Dezember 1883 in Eisenstraß in Böhmen geborene österreichische Bundesbahnbeamte
Pg. Wenzel Dorner76 am 24. Januar 1924 im Bräustüberl in Hacklberg den „Deutschvölki-
schen Turnverein Jahn Passau (E. V.)“77, um der aufgelösten nationalsozialistischen Passauer 
73) In dieser Münchner Nachfolgeorganisation der NSDAP, deren Programm und Anhängerschaft weitgehend 
mit der verbotenen NSDAP übereinstimmten und die dezidiert antisemitisch und antiparlamentarisch 
agierte, sammelten sich führende Exponenten der Partei wie Hermann Esser und Julius Streicher, die je-
doch wegen der Illegalität in der zweiten Reihe blieben. Die GVG, die von ihrem Selbstverständnis her 
keineswegs als politische Partei angesehen werden wollte, warb in der Folgezeit mit radikalen Parolen 
und der Glorifizierung der nationalen Tat vom 9. November 1923 insbesondere um Arbeiter und Hand-
werker. Hitler gegenüber verhielt sich die GVG weiterhin absolut loyal. Wagner, Christoph: Entwicklung,
Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 39.  
74) Der VBI war am 6. Januar 1924 in Bamberg gegründet worden und trat als Zusammenschluß völkischer Grup-
pen mit Blick auf die bayerische Landtagswahl am 6. April 1924 auf. Im VBI engagierten sich vor allem 
Beamte, Akademiker und Angehörige des oberen Mittelstandes, die eher völkisch im Sinne der vaterlän-
dischen Verbände dachten und mehrheitlich eine bayerisch-patriotische sowie föderalistische Gesinnung 
an den Tag legten, sodaß die Nationalsozialisten in dieser eher gemäßigten, bürgerlich-konservativen 
Richtung der völkischen Bewegung, der es hauptsächlich um die Ausnutzung der pro-völkischen Stim-
mung zur Gewinnung von Landtagsmandaten ging – das Programm des VBI stand im „schärfsten Wider-
spruch“ zu den Grundwerten der Weimarer Republik und enthielt u. a. folgende Forderungen: den Kampf 
gegen die „Kriegsschuldlüge“, den Ausschluß der Juden von allen staatsbürgerlichen Rechten, die Todes-
strafe für Wucherer und Schieber, den Schutz des Eigentums, die Verstaatlichung der Privatbanken, den 
Frieden zwischen den Konfessionen sowie den Volks- und Rasseschutz –, in der Minderheit waren. Die 
Landtagswahl am 6. April 1924 brachte dem VBI dann unter dem Eindruck des Hitler-Prozesses einen 
unerwarteten Erfolg. Die Gruppierung erzielte auf Anhieb 17,1 % der Stimmen und konnte 23 Abgeordne-
te in den Landtag entsenden. Zusammen mit der SPD (17,2 %, 23 Abgeordnete) stellten die „Völkischen“ 
im bayerischen Landtag damit die zweitstärkste Fraktion nach der BVP (32,9 %, 46 Abgeordnete). Mün-
chen – „Hauptstadt der Bewegung“. S. 167 sowie Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Un-
tergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 39 und S. 41.
75) Moosbauer (S. 14) nennt in diesem Zusammenhang u. a. die Pg. Christian Benz, Oberstleutnant a. D., Lehrer 
Richard Kufner und Lokomotivführer Josef Dietz. Der Führer des Bundes Oberland, Studienassessor 
Krems, durfte hingegen weiterhin seinem Lehrauftrag an der städtischen Oberrealschule nachkommen, er 
stand jedoch unter permanenter polizeilicher Kontrolle. 
76) Wie bereits erwähnt, hatte Dorner am 25. August 1921 seinen Dienst beim Bahnbetriebsamt Passau angetreten 
und sich seit dieser Zeit in nationalsozialistischem Sinne betätigt. Am 6. März 1925 trat er der NSDAP
bei – er hatte die Mitglieds-Nr. 14.798 – und war dann u. a. Schriftführer der am 6. März 1925 neu gegrün-
deten NSDAP-Ortsgruppe Passau, von 1930 bis 1931 Gaupropagandaleiter in Niederbayern, sodann Be-
zirksleiter in Schärding und Gauredner in Oberösterreich. – Stadtarchiv Passau: II B, 1260: Antrag auf 
Einbürgerung im Deutschen Reich vom 1. Oktober 1935. 
77) Die Satzungen des Vereins, der sich sofort dem „Deutschen Turnerbunde“ anschloß und daher vom Anbeginn 
an den Arierstandpunkt einnahm, den viele andere Verbände erst nach der Machtübernahme Adolf Hit-
lers im Jahre 1933 zwangsweise einführten, wurden am 23. Januar 1924 beschlossen. Gründungsvorsit-
zender war der Bezirksamtssekretär Josef Baumgartner. Am 5. Februar 1924 erfolgte die Eintragung ins
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Ortsgruppe unter dem Deckmantel des Vereinsgesetzes ungestörte Zusammenkünfte zu er-
möglichen, wobei vorsichtshalber österreichische Parteifreunde und Anhänger die Hauptar-
beiten im Verein übernahmen. So war z. B. Wenzel Dorner bei der Wahl des Turnrates mit 
dem Amt des Dietwartes betraut worden78, und als Josef Baumgartner kurze Zeit später die
Obmannschaft „aus dienstlichen Gründen“ niederlegte, übernahm Dorner auch das des Vor-
sitzenden79, das er sodann fast ununterbrochen zehn Jahre hindurch bis zum Zusammen-
schluß des „Deutschvölkischen Turnvereins Jahn Passau“ mit dem auf Basis der Gleichschal-
tungsvorschriften mittlerweile auch „arisch“ gewordenen „Turnverein Passau 1862“ beibe-
hielt.80 Zusammenfassend stellte Max Moosbauer in seinen Aufzeichnungen in bezug auf 
den „Deutschvölkischen Turnverein Jahn Passau“ dann noch folgendes fest81: 
Heute würde jeder Laie schon aus der Zusammensetzung des Turnrates zu der Überzeu-
gung kommen, daß es sich um die Fortsetzung der aufgelösten nationalsozialistischen 
Ortsgruppe handelt; damals schien man das nicht zu bemerken. Jedenfalls war nun 
eine gesetzliche Grundlage geschaffen, auf der die Parteigenossen beisammen bleiben 
konnten. In diesem Rahmen wurde dann 10 Jahre lang, auch als die Partei längst wie-
der zugelassen war, ein zäher Kampf geführt, Leibesübungen, Turngänge u.s.w. sorgten 
neben der Dietunterweisung für die Heranbildung eines gesinnungstüchtigen Nach-
wuchses, der dann in der Hitlerjugend, in der SA und SS und im Bunde deutscher Mä-
del seine Pflicht erfüllte. […]. Wenn sich nach dem 30. Januar 1933 Neulinge dieser 
Tatsachen nicht mehr entsinnen konnten, so blieben sie dennoch bestehen. An dieser
Stelle muß daher auch angeführt werden, daß noch in der Zeit, da der Nationalsoziali-
Vereinsregister. Kellermann, Heinz: Der Turnverein Passau 1862 bis zum Jahre 1962. Bd. 2, Abschnitt 3, 
Teil 1, S. 45 und Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 16 f. 
Bis 1933 bildete der „Deutschvölkische Turnverein Jahn Passau“, der zum „Deutschen Turnverein Schär-
ding 1862“ gute Kontakte unterhielt (Näheres dazu siehe Kapitel „Das Verhältnis zu den bayerischen 
Nachbarn“!), allerdings nur eine Minderheit unter Passaus meist im „Turnverein Passau von 1862 e. V.“ –
letzterer hatte z. B. laut der Hauptversammlung vom 19. Januar 1922 862 Mitglieder, u. z. 380 „Aktive“ 
(= Turner), 150 Damen, 70 Leichtathleten, 40 Schwerathleten und 222 Fußballer, wobei 50 Zöglinge, 50 
Knaben und 50 Mädchen noch nicht zu den „Mitgliedern“ gezählt wurden, sodaß die Grenze von 1.000 
Mitgliedern nur deshalb nicht überschritten wurde (Kellermann, Heinz: Der Turnverein Passau 1862 bis 
zum Jahre 1962. Bd. 2, Abschnitt 3, Teil 1, S. 30) – versammelten Turnbegeisterten.
78) Die in feierlicher Weise vorgenommene Wahl des Turnrates hatte folgendes Ergebnis: Obmann: Josef Baum-
gartner, Bezirksamtsobersekretär; Stellvertreter: Max Barnerssoi, Kaufmann; Turnwart: Oskar Viehböck, 
Bundesbahnbeamter; Stellvertreter: Georg Poxleitner, Lehrer; Dietwart: Wenzel Dorner, Bundesbahnbe-
amter; Stellvertreter: Simon Zeitler, Bankbeamter; Schriftwart: Engelbert Peröbner, Bundesbahnbeamter; 
Stellvertreter: Hans Weidinger, Holzhändler; Säckelwart: Rudolf Schröder, Kaufmann; Stellvertreter: 
Heinz Knodn, Arbeiter; Rechnungsprüfer: Bundesbahnkassier Otto Janusch und Bankbeamter Neunzert. 
Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 17.
79) Eintragung im Vereinsregister vom 24. September 1924. Nach: Kellermann, Heinz: Der Turnverein Passau
1862 bis zum Jahre 1962. Bd. 2, Abschnitt 3, Teil 1, S. 45. 
80) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 17.
Außerdem wurde W. Dorner, als sich die nicht zum „Südwestdeutschen Turngau“ gehörigen Vereine des 
„Deutschen Turnerbundes (1919)“ auf dem Gauturntag in Regensburg am 28. März 1926 zum „Turngau 
Bayern im Deutschen Turnerbund (1919)“ zusammenschlossen und dem neuen Gau der bisher zum Sach-
sengau gehörige „Turnverein Jahn-Nürnberg“ sowie der „Turnbezirk Nürnberg-Fürth“ beitraten, auch mit 
dem Amt des Gauobmannes betraut. Neben W. Dorner wurden damals folgende Personen einstimmig in 
den Gauturnrat gewählt: als Gauobmann-Stellvertreter: G. Wein, d. Ae. (Tv. Neuhaus am Inn), als Gau-
turnwart: Wilh. Schneemann (Tv. Jahn-Nürnberg), als Gaudietwart: Josef Sippel (Dv. Tv. München), als 
Gauschriftwart: H. Horn (Dv. Tv. Jahn-Passau) und als Gausäckelwart: H. Eder (Tv. Guths Muths-Fürth 
in Bayern). Schdg. WBl. 1926, Nr. 14, S. 4.
81) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 17 f.
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stische Schülerbund in Bayern streng verboten war, durch das Mitglied des Deutsch-
völkischen Turnvereins Jahn, den Oberrealschüler Erwin Dorner [= einer der beiden 
Söhne Wenzel Dorners; Anm. d. Verf.], auch hier in Passau eine Ortsgruppe des Na-
tionalsozialistischen Schülerbundes gegründet worden ist, die nach und nach eine grö-
ßere Anzahl von Schülern der Oberrealschule und des humanistischen Gymnasiums in 
sich vereinigte. Die Treugenossen dieser Ortsgruppe kamen in der Wohnung der Eltern 
des Gründers zusammen, weil sie Zusammenkünfte in Gasthäusern nicht wagen durften. 
Die Mitglieder des Deutschvölkischen Turnvereins Jahn, Turner und Turnerinnen, wa-
ren Vorkämpfer des Nationalsozialismus, unter Umständen, die nicht im Geringsten 
günstiger waren, als jene, unter denen die Bewegung selbst voranschritt. Damals war 
es noch schwer Nationalsozialist zu sein, so wie es nach dem 30. Januar 1933 schwer 
war, keiner zu sein.
Viele der früheren Passauer Nationalsozialisten engagierten sich aber auch im „Völki-
schen Block“, sodaß neben dem „Deutschvölkischen Turnverein Jahn Passau“ auch die im 
Vorfeld der Landtagswahl vom 6. April 1924 zu Beginn des Jahres 1924 gegründete Orts-
gruppe des VBI, die nach intensiver Werbearbeit laut Moosbauer nahezu 400 Mitglieder
zählte, zweifellos als eine Fortführung der verbotenen NSDAP-Ortsgruppe angesehen wer-
den muß.82 Als Kanzlei hatte Max Moosbauer einen Raum in seinem Haus in der Angerstra-
ße zur Verfügung gestellt, Rudolf Schröder – im „Adreßbuch der Stadt Passau“, Ausgabe 
1924 scheint er nun als „Oberrevident a. D.“ auf83 – besorgte die Kanzleierfordernisse, und 
die Drucksachen lieferte vielfach seine eigene Druckerei84 kostenlos. Die „Werbearbeit weit 
über Passau hinaus“ wurde gemeinsam mit Wenzel Dorner und gelegentlichen anderen frei-
willigen Helfern in die Wege geleitet, wobei Rudolf Schröder als Stimmkreisleiter die „See-
le des Ganzen“ war. Max Moosbauer hielt in diesem Zusammenhang u. a. folgendes fest85:
[…] da gab es keine Auseinandersetzungen, keine Strebereien, alle beseelte nur der 
eine Gedanke, nun die nationalsozialistische Sache auf einem neuen, dem parlamen-
tarischen Wege vorwärts zu treiben. Die Bewegung hatte sich gleichsam umgestellt, 
um den Gegnern mit ihren eigenen Waffen zu Leibe zu rücken.
Bei der Landtagswahl am 6. April 1924 konnte der „Völkische Block“ in der Dreiflüs-
sestadt, wo die BVP, unterstützt durch den katholischen Klerus und die „Donau-Zeitung“, 
den Kampf gegen die nationalsozialistische bzw. völkische Bewegung mit großem Einsatz 
geführt hatte86, schließlich einen überdurchschnittlich guten Erfolg erzielen: In Passau-Stadt 
82) Ortsgruppenleiter war Pg. Alois Fischer, Hauptlehrer in Passau.
83) Adreßbuch der Stadt Passau mit den Gemeinden Grubweg, Hacklberg und Bad Hals. [13.] Ausgabe 1924. –
Passau: [1924]. S. 71.
84) Dabei handelte es sich um die Vervielfältigungsanstalt „Bavaria“, als deren Inhaberin im „Adreßbuch der 
Stadt Passau“, Ausgabe 1921/1922 Schröders Ehefrau Juliana aufscheint. Adreßbuch der Stadt Passau. –
[12.] Ausgabe 1921/1922. – Passau: [1921]. S. 70. Im „Adreßbuch der Stadt Passau 1924“ ist Juliana 
Schröder auf S. 71dann als „Vervielfältigungsanstalts- und Büromöbelgeschäftsinhaberin“ ausgewiesen. 
85) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 18 f.
86) So hatte z. B. der BVP-Politiker und Passauer Dompropst Dr. Franz Seraph von Pichler am 1. April 1924 in 
der „Donau-Zeitung“ warnend und voll Empörung geschrieben: „Die Kampfesweise der Nationalsoziali-
sten gleicht genau der Methode der Marxisten, sie ist eingestellt auf die Straße. Wie einst die rote Fahne, 
so gilt jetzt das Hakenkreuz als Panier, um die Massen anzulocken und fortzureißen. Durch Radau wer-
den Versammlungen anderer Richtungen gesprengt, die Autorität der Staatsbehörden wird systematisch 
untergraben, eine Sonderpolizei aufgestellt, bewaffnete Strafexpeditionen sollten von München aus in die 
Gebirgsgemeinden ziehen.“ Außerdem warf Pichler der NS-Bewegung eine zentralistische und damit dem 
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wurde der VBI mit 1.783 Stimmen oder 19,6 % der insgesamt abgegebenen Stimmen hinter 
der BVP mit 3.777 Stimmen oder 41,5 % zur zweitstärksten und im Bezirk Passau hinter der 
BVP (49,2 %), dem Bayerischen Bauernbund (20,3 %) und der SPD (12,2 %) mit 1.040 Stim-
men oder 8,2 % zur viertstärksten Partei87, was durch die „Donau-Zeitung“ am 7. April 1924
folgendermaßen kommentiert wurde88:
Wir sind der Meinung, daß nicht allzuviel Zeit zu verstreichen braucht, und auch diese 
Rauschpolitik wird abebben, und gar mancher, der noch unter dem Eindruck des Hit-
lerprozesses stehend, u. im festen Glauben, der Stimmzettel der Völkischen sei „der 
Schlüssel zu Hitlers Kerker“ wird über kurz oder lang, wenn der Rausch verflogen und 
die Saison „völkische Mode“ wieder vorüber ist, zurück zur „alten“ Partei kommen.
Wie sich wenige Jahre später zeigen sollte, erwies sich diese Einschätzung der politi-
schen Entwicklung aber als Wunschtraum.89
bayerischen Partikularismus entgegenstehende Gesinnung vor. Noch weitaus bedeutsamer war für den 
Dompropst aber die Kirchenfeindlichkeit des Nationalsozialismus: „Hitler hat in seinen Versammlungen 
die Volksmassen zum Kampfe gegen das Judentum aufgerufen; die Hauptsache scheint aber jetzt für man-
che Kreise der Kampf gegen die Jesuiten, gegen den Papst u. gegen den ‘Ultramontanismus’, d. h. gegen 
die katholische Kirche zu sein.“ Als Ergebnis seiner Analyse sprach Pichler der nationalsozialistischen 
bzw. völkischen Bewegung jegliche Kompetenz in praktischen Fragen des bayerischen Staats- und Wirt-
schaftslebens ab und schloß mit einer eindringlichen Warnung: „Aus religiösen und politischen Gründen 
müssen wir im Interesse des bayerischen Volkes den Nationalsozialismus und die völkische Bewegung 
ablehnen. Das ist Pflicht für jeden, der wirklich das Vaterland liebt!“ DZ 134/79 vom 1. April 1924, S. 1 f. 
Am Vortag der Landtagswahl veröffentlichte die DZ dann unter der Schlagzeile „Bauer, schau Dich um! 
Der völkische Wolf geht um!“ noch einen Artikel, der die zunehmende Ausweitung der nationalsozialisti-
schen Propagandatätigkeit auf die ländlichen Gegenden verbunden mit einem verstärkten Werben um die
Bauern- und Arbeiterschaft u. a. durch Flugblätter, in denen die bürgerlichen Parteien pauschal zu Sünden-
böcken für alle herrschenden Mißstände gestempelt wurden, thematisierte und die Bauern dann vor den 
wirtschaftlichen, z. T. mit sozialistischen Vorstellungen übereinstimmenden und in gewissen Fällen sogar 
eine unentgeltliche Enteignung von Grund und Boden vorsehenden Absichten der Nationalsozialisten 
warnte. DZ 134/83 vom 5./6. April 1924, S. 2. Zit. nach: Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft
und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 40 f.
87) Ebda. S. 41 f. 
88) DZ 134/84 vom 7. April 1924, S. 1. Zit. nach  ebda. S. 42 f.
89) Bei der Reichstagswahl am 4. Mai 1924 erlitt der VBI in Passau dann zwar trotz intensiver Propagandatätig-
keit Verluste, er blieb aber mit 1.359 Stimmen oder 17,7 % der gültigen bzw. 17,6 % der insgesamt abge-
gebenen Stimmen hinter der BVP, die damals 3.469 Stimmen (45,2 % der gültigen bzw. 45,0 % der ins-
gesamt abgegebenen Stimmen) auf sich vereinigt hatte, die zweitstärkste politische Kraft in der Dreiflüs-
sestadt. Ebda. S. 44. 
Bei der Passauer Gemeindewahl vom 7. Dezember 1924 trat die nationalsozialistische Bewegung unter 
der Bezeichnung „Völkisch-soziale Wirtschaftsgruppe“ dann erstmals bei einer Kommunalwahl in Passau 
an. Ihre Wahlwerberliste umfaßte damals mit dem Hauptlehrer Alois Fischer, dem Bäckermeister Max 
Moosbauer, dem Eisenbahnschlosser Franz Kern, dem Buchhalter Albert Rabs, dem Eichmeister Georg 
Fischer, dem Schuhmachermeister Karl Rieger, dem Kaufmann Hans Scharinger und dem Transportarbei-
ter Karl Zimmerschied acht Kandidaten. Der wiederum sehr intensiv geführte Wahlkampf der Völkischen 
war geprägt von Versammlungen und Sprechabenden in allen Stadtteilen – als Redner traten dabei u. a. 
die Pg. Max Moosbauer, Alois Fischer, Wenzel Dorner, Josef Dietz, Georg Fischer und Max Barnerssoi 
auf –, dem gezielten Stören von Veranstaltungen anderer Parteien, dem Anbringen eigener und dem Ent-
fernen gegnerischer Plakate noch in der Nacht vor der Abstimmung sowie dem Verteilen der eigenen 
Stimmzettel am Wahltag selbst, und der Erfolg war, daß die Völkischen mit Hauptlehrer Alois Fischer ih-
ren Spitzenkandidaten in das Stadtparlament entsenden konnten. Von den insgesamt bei dieser Wahl ab-
gegebenen 8.746 gültigen Stimmen erhielt die BVP 41,9 %, die Freie Bürgervereinigung 24,9 %, die SPD 
16,4 %, die Christlich-Soziale Partei 8,3 %, die Völkisch-soziale Wirtschaftsgruppe 4,6 % und die KPD 
3,9 %. Neben Fischer setzte sich der neue Passauer Stadtrat demnach aus 13 Mitgliedern der BVP, acht
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Doch zurück zu den Vorgängen rund um den 8./9. November 1923! Der gescheiterte 
Hitlerputsch sowie das Verbot der NSDAP und ihrer Gliederungen führten u. a. dazu, daß 
viele deutsche Nationalsozialisten – unter ihnen auch so prominente Parteifunktionäre wie 
Hermann Göring90, Hermann Esser, Ernst Hanfstaengl und Gerhard Roßbach – nach Öster-
reich (u. z. vor allem nach Salzburg91) flüchteten.
Passau bildete laut Moosbauer in diesem Zusammenhang einen „willkommenen Über-
gangsort nach Österreich“. Moosbauer hielt dazu folgendes fest92: 
Zu dieser Zeit gab es in Bayern und auch im übrigen Deutschen Reiche zahlreiche Par-
teigenossen, die gezwungen waren, ihre Heimat zu verlassen, wollten sie nicht monate-
lang in den Systemkerkern über ihr nationalsozialistisches Tun nachdenken. Passau 
bot einen willkommenen Übergangsort nach Österreich. Da kamen sie nun, zumeist al-
ler Mittel entblößt und ausgehungert, von den Häschern der Bayerischen Volkspartei 
gehetzt. Nun war es damals so, daß Nationalsozialist sein hieß, arm zu sein. Und zu 
dieser eigenen Armut kamen nun noch ärmere und baten um Hilfe, um Brot und um 
die Ermöglichung, die Freiheit jenseits der österreichischen Grenzpfähle wieder zu 
gewinnen. Mancher Parteigenosse hat sich damals um diese Flüchtlinge verdient ge-
macht. Pg. Josef Bauer, Josef Dirscherl, Franz Glas und a. m. Eines Parteigenossen 
muß aber besonders gedacht werden, der, selbst Familienvater und in dürftigen Ver-
hältnissen lebend, mehr tat, als jeder andere: Pg. Sepp Reitberger. Wie viele mag er 
stillschweigend bei sich beherbergt, sein kärgliches Brot mit ihnen geteilt haben, um 
Vertretern der Freien Bürgervereinigung, fünf Sozialdemokraten, zwei Christlich-Sozialen und einem 
Kommunisten zusammen. Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozi-
alistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 44 f. sowie Moosbauer, Max: Die nationalsozialisti-
sche Bewegung in Passau 1920–1933. S. 24 f. 
Bei der ebenfalls am 7. Dezember 1924 abgehaltenen Reichstagswahl konnte die BVP in Passau jedoch 
mit 4.693 Stimmen (51,3 % der gültigen bzw. 50,8 % der abgegebenen Stimmen) wieder die absolute Mehr-
heit erringen, während der VBI mit 509 Wählern (5,6 % der gültigen bzw. 5,5 % der abgegebenen Stimmen) 
nicht mehr ins Gewicht fiel. Die SPD stieg damals mit 1.755 Stimmen (19,2 % der gültigen bzw. 19,0 % 
der insgesamt abgegebenen Stimmen) zur zweitstärksten Partei auf. In ihrer Ausgabe vom 6./7. Dezem-
ber 1924 hatte die DZ damals mit folgendem einprägsamen Wahlaufruf an ihre Leser appelliert, die BVP 
nach Kräften zu unterstützen: „Wählt Bayerische Volkspartei, weil Ihr Bayern seid! Wählt Bayerische 
Volkspartei, weil Ihr Deutsche seid! Wählt Bayerische Volkspartei, weil Ihr Christen seid. Wählt Bayeri-
sche Volkspartei, weil Ihr schaffendes Volk seid. Wählt Bayerische Volkspartei, weil Ihr Bauern seid. 
Wählt Bayerische Volkspartei, weil Ihr Handwerker seid. Wählt Bayerische Volkspartei, weil Ihr Beamte 
seid. Wählt Bayerische Volkspartei, weil Ihr Angestellte seid. Wählt Bayerische Volkspartei, weil Ihr 
christliche Unternehmer seid. Wählt Bayerische Volkspartei, weil Ihr eine Volkspartei wählen wollt und 
die Bayer. Volkspartei die einzige Volkspartei ist.“ Die Anhänger der nationalsozialistischen Bewegung 
hingegen wurden als politisch fehlgeleitet charakterisiert: „Wer wählt nationalsozialistisch? Die erleuchte-
ten Geister, die den General Ludendorff für einen großen Politiker halten. Die Hellseher, die General Lu-
dendorff für einen Freund Bayerns halten. Die siebenmal Blinden, die immer noch nicht erkannt haben, 
daß die ganze Hitlerei eine Seifenblase war, nach der Räterepublik die zweite große Blamage Bayerns.“ 
DZ 134/289 vom 6./7. Dezember 1924, S. 1. Zit. nach: Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und 
Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 46 und Hartmann, Peter 
Claus: Von der Räterepublik bis zum Ende der Hitlerdiktatur 1918–1945. S. 274.
90) Als Angestellter der Brandschadenversicherung entfaltete Göring später in Innsbruck eine rege politische 
Tätigkeit und hatte auch Verbindung zum Tiroler Landeshauptmann Stumpf. Jagschitz, Gerhard: Der 
Putsch. S. 22.
91) Laut Hanisch wurde Salzburg dadurch zur illegalen Zentrale, von wo aus nunmehr vor allem Gerhard Roß-
bach die Fäden zog und auch die illegale Propaganda organisiert wurde. Hanisch, Ernst: Zur Frühge-
schichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 408.
92) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 19 f.
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sie dann bei Nacht und Nebel, unter eigener Lebensgefahr über die Grenze zu bringen! 
Das war Nationalsozialismus der Tat, wie man ihn heute nur mehr sehr selten finden 
mag. Wenn sich zwei Parteigenossen trafen, und einer vom anderen erfuhr, daß der 
und jener Parteigenosse aus München oder anderswoher über die Grenze gehen müs-
se, da wurde nicht viel Aufhebens gemacht, man wunderte sich höchstens, daß es doch 
wieder einem gelungen war, zu entkommen. […].
Daß sich im Grenzraum Schärding – Passau ab dem Sommer 1923 tatsächlich viele 
„Reichsdeutsche“ nach Österreich abzusetzen versuchten, wird auch durch den Jahresrück-
blick 1923 in der Chronik des Gendarmeriepostens Schärding bestätigt, von eventuell vor-
handenen politischen Motiven dieser Flüchtlinge ist hier allerdings keine Rede: 
Rückblickend auf das Jahr 1923 wäre zu erwähnen, daß die Gend. an der Grenze wäh-
rend des letz[t]en Sommers sehr beschäftigt war. Der große Geldsturz in Deutschland 
hatte zur Folge, daß Arbeitslose, sowie Vaganten und auch Verbrecher in großer Zahl 
über die Grenze nach Österreich strömten. Es kam nicht selten vor, daß der hiesige 
Posten an einem Tage 10 Verhaftungen vornahm. Einen beträchtlichen Teil der straf-
baren Handlungen verübten diese Reichsdeutschen. Von dem Rechte der Abschaffung 
machte die Dienstbehörde ausgiebigsten Gebrauch. Insgesamt hat der hiesige Posten 
im Jahre 1923 415 Verhaftungen erzielt.
Was nun den Putsch am 8./9. November 1923 anbelangte, so war die DNSAP selbst, 
obwohl an dem Aufstand z. B. mit Ernst Rüdiger von Starhemberg93 auch Österreicher teilge-
nommen hatten, in den Umsturzversuch Hitlers nicht involviert. Zwar hatte sich die Salzbur-
ger SA beim Ausbruch des Putsches in ihrem Parteilokal versammelt, um angeblich nach 
Bayern einzumarschieren, dazu war es dann aber nicht gekommen, denn die Landesregierung 
hatte die Grenze durch Gendarmerie und Bundesheer hermetisch abschließen lassen, und der
Halleiner Schutzbund war am Dürrnberg ausgerückt, um ein Übergreifen des Putsches nach
Österreich zu verhindern.94
Ob damals auch in Oberösterreich ähnliche Vorkehrungen getroffen wurden, ist mir 
nicht bekannt, auf jeden Fall aber reagierte die sozialdemokratische Presse Oberösterreichs
empört auf die Münchner Ereignisse. In einer ganzseitigen Erklärung warnte das Linzer „Tag-
blatt“ am 15. November 1923 unter dem Titel „Das Echo aus München in Linz! Schluß mit 
dem Hakenkreuzlertum!“ unmißverständlich95:
Wenn die Behörden bei uns wie in Deutschland keinen Finger rühren […] und die Tä-
tigkeit der Hakenkreuzler im Interesse der gesamten deutschen Bevölkerung in Öster-
reich nicht einstellen, dann wird die Arbeiterschaft selbst für die gänzliche Einstellung 
dieser Tätigkeit Sorge tragen.
Zwei Tage später – sozialdemokratische Arbeiter hatten mittlerweile am 16. Novem-
ber 1923 eine Mitgliederversammlung der DNSAP mit dem Tagesordnungspunkt „Die Wahr-
heit über München“ im Gasthof „Zum grünen Baum“ in Linz gesprengt, wobei im Verlauf 
93) Starhemberg, Ernst Rüdiger: Memoiren mit einer Einleitung von Heinrich Drimmel. – Wien, München: (1971). 
S. 63 f.
94) Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 407 f. 
95) „Tagblatt“ Nr. 260 vom 15. November 1923. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialisti-
schen Partei in Oberösterreich. S. 38.
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dieser Auseinandersetzung sogar zwei Schüsse gefallen waren96 – warf das „Tagblatt“ den 
Nationalsozialisten vor, das „öffentliche Leben in Linz vergiftet und die Entartung des poli-
tischen Lebens in Oberösterreich herbeigeführt zu haben“, und schließlich fügte man in An-
spielung auf die sudetendeutsche Herkunft vieler österreichischer Nationalsozialisten noch 
folgenden Vorwurf an97:
[…] sie [= die „Hakenkreuzler“; Anm. d. Verf.], größtenteils Fremdlinge, Landfrem-
de aus den Nationalstaaten, die die Republik Österreich aus Großmut aufgenommen 
hat, haben die lodernde Kampfleidenschaft, die keine Achtung vor der Überzeugung 
des Gegners kennt, in unser Land importiert. 
Das Scheitern des Münchner Putsches und eine leichte Besserung der wirtschaftlichen 
Situation im Jahre 1924 ließen die frühfaschistische Welle in der DNSAP in der Folgezeit 
jedoch rasch wieder abebben98 – im Rahmen des 5. oberösterreichischen Landesparteitages 
am 13. Jänner 1924 z. B. wurde beschlossen, sich in Hinkunft auf intensive Kleinarbeit zu 
konzentrieren99 –, sodaß der Zusammenstoß zwischen Nationalsozialisten und Sozialdemo-
kraten im Gasthof „Zum grünen Baum“ am 16. November 1923 abgesehen von der bereits 
erwähnten großen antitschechischen Demonstration vor dem Linzer Landestheater am 29. 
März 1924100 für einige Jahre die letzte größere öffentliche Auseinandersetzung in Oberös-
terreich bleiben sollte, an der Nationalsozialisten beteiligt waren. 
Am 26. November 1923 fand dann, nachdem Karl Schulz nur drei Tage nach dem ge-
scheiterten Putschversuch bereits eine Zusammenkunft in Wien organisiert hatte, in der die 
österreichische Partei Hitler ihrer unerschütterlichen Treue versichert hatte101, anläßlich der 
Anwesenheit des Abgeordneten Ing. Rudolf Jung in Wien eine Aussprache über die politi-
sche Lage statt, an der auch der frühere Parteiobmann Dr. Riehl teilnahm. 
Laut einer in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ vom 1. Dezember 1923 veröffentlichten 
„Parteimitteilung“ wurde „hiebei eine volle Übereinstimmung mit der Auffassung des Voll-
zugsausschusses festgestellt“, womit „die in der letzten Zeit aufgetauchten Mißverständnisse 
in der Partei“ als „bereinigt“ erschienen. 
Diese „Bereinigung“ der „in der letzten Zeit aufgetauchten Mißverständnisse“ hatte je-
doch zur Folge, daß Dr. Riehl, der bisher immer noch als Herausgeber der „Deutschen Arbei-
ter-Presse“ gezeichnet hatte, nun auch dieses Amt zurücklegte102 und dann bei der am 17. Fe-
bruar 1924 in Wien tagenden Reichskonferenz der deutschen Nationalsozialisten nicht mehr 
zugegen war. 
Das Hauptthema dieser Konferenz, an der neben der österreichischen Parteiführung 
auch die Landtagsabgeordneten Prodinger aus Salzburg und Michner aus Kärnten teilnah-
men – aus der Tschechoslowakei waren damals die Abgeordneten Hans Knirsch und Ing. Ru-
dolf Jung sowie Parteisekretär Hans Krebs erschienen, und von den deutschen Nationalsozia-
96) Von welcher Seite sie abgegeben worden waren, konnte nicht geklärt werden. Todesopfer oder Verletzte 
waren allerdings keine zu beklagen. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in 
Oberösterreich. S. 39.
97) „Tagblatt“ Nr. 261 vom 17. November 1923. Zit. nach ebda. S. 38. f.
98) Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Nationalsozialismus. S. 171.
99) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 41.
100) Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 133.
101) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 47.
102) Ab diesem Zeitpunkt fungierte der „Nationalsozialistische Verein für Deutschösterreich“ als Herausgeber. 
„Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 1. Dezember 1923. Zit. nach: Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl 
und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 361.
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listen waren Oberleutnant Gerhard Roßbach103 und Hauptmann Hermann Göring sowie eine 
Anzahl weiterer Nationalsozialisten anwesend, deren Namen wegen der Vorfälle im Deut-
schen Reich nicht genannt werden konnten –, waren die Ereignisse seit dem Salzburger Par-
teitag und besonders der Fall Dr. Walter Riehl.104 Dabei sah sich die Konferenz vor der 
schwierigen Aufgabe, angesichts der Ereignisse im Deutschen Reich nun auf die von Dr. 
Riehl anläßlich des Salzburger Parteitages vertretene Linie der Wahlbeteiligung umzu-
schwenken und Dr. Riehl, dessen damalige Einschätzung der Lage sich als richtig erwiesen 
hatte, dennoch nicht recht zu geben. Alexander Schilling sollte dazu 1933 in seinen Ausfüh-
rungen zur Geschichte des frühen Nationalsozialismus folgendermaßen Stellung nehmen105: 
Man mag die Katastrophe des Jahres 1923 im August (Salzburg) und November (Mün-
chen) und Riehls Stellung verschieden beurteilen. Theoretisch hat Riehl Recht behal-
ten auf der ganzen Linie: nicht mit Wahlenthaltung und Putsch, sondern mit Wahlbe-
teiligung und Legalität ist Hitler schließlich 1933 zur Macht gekommen!
Die Konferenz erklärte daher, daß eine Revolution nicht im vorhinein verkündet wer-
den könne, sie verlange Glaube und Treue dem Führer gegenüber, Dr. Riehl aber habe die-
sen Glauben und diese Treue Hitler gegenüber nicht gezeigt. Außerdem wurde Dr. Riehl als 
Mensch abqualifiziert, der es nicht ertragen könne, wenn er mit seinen Meinungen und An-
sichten in der Minderheit bliebe. Ohne Riehls Namen zu nennen, aber eindeutig auf ihn ab-
zielend, wurde daraufhin ein Beschluß gefaßt, der es Parteimitgliedern zur strengsten Pflicht 
machte, Erörterungen, die sich mittelbar oder unmittelbar mit den grundsätzlichen oder tak-
tischen Ansichten der Partei beschäftigten, nur in der Parteipresse zu pflegen. Jedes Zuwider-
handeln bedeutete demnach einen Verstoß gegen die Parteigrundsätze und war somit in Hin-
kunft entsprechend zu ahnden.
Dann gab die Konferenz ein Treuebekenntnis zu Hitler und Ludendorff ab – während
des Winters 1923/24 schmuggelten die österreichischen Nationalsozialisten sowohl Geld als 
auch ihre Parteizeitungen106 nach Deutschland, um der nunmehr verbotenen NSDAP zu hel-
fen107, was Hitler allerdings nicht davon abhalten sollte, nur wenig später in der Festungshaft 
zu schreiben, daß „die Sicherung des Deutschtums die Vernichtung Österreichs“ vorausset-
ze108 – und verabschiedete die Entschließung, den „Vaterländischen Schutzbund“ vollkom-
men neu aufzubauen und nach den Erfahrungen, die man anläßlich der Novemberereignisse
gesammelt hatte, durchzuorganisieren, und schließlich wurde noch ein Schiedsgericht einge-
richtet, das innerhalb von drei Wochen109 über den Fall Riehl entscheiden sollte.110
Als dieses Schiedsgericht zwei Monate nach seiner Einsetzung aber noch keinen Schritt 
weitergekommen war, während Dr. Riehl es in der Zwischenzeit nicht unterlassen hatte, sei-
103) Er trat unter einem Pseudonym auf, weil er im Deutschen Reich von der Polizei gesucht wurde. Brandstöt-
ter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 211.
104) Ebda. S. 211 f.
105) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 337.
106) Der „Volksruf“ erschien während des Hitlerprozesses mit einer täglichen Extraausgabe, die ebenso ausführ-
lich wie tendenziös berichtete. Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg
(1913–1925). S. 408.
107) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 47.
108) Hitler, Adolf: Mein Kampf. S. 14.
109) Dr. Riehl suchte damals nämlich seinen Anhang innerhalb der Wiener Organisation zu vergrößern, weshalb 
sämtliche Obmänner der Wiener Parteigruppen von der Parteileitung eine Entscheidung innerhalb kürze-
ster Frist gefordert hatten. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 214.
110) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 24. Februar 1924. Nach ebda. S. 212–214.
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ne Ansichten in parteifremden „jüdischen“ Blättern („Der Morgen“, „Die Stunde“) zu ver-
breiten, beschloß die Parteileitung zu handeln und entschied in ihrer Sitzung vom 15. April 
1924, den ehemaligen Obmann, der zu diesem Zeitpunkt noch über eine größere Anhänger-
schaft in der Partei verfügte, aus der Nationalsozialistischen Partei auszuschließen.111
Riehl hatte die Möglichkeit, gegen diesen Beschluß satzungsgemäß Berufung einzule-
gen, er machte davon jedoch keinen Gebrauch112, sondern schloß sich mit nationalsozialisti-
schen Gesinnungsgenossen, die mit seinem Parteiausschluß nicht einverstanden waren113, zu-
sammen und bildete mit ihnen, da die anfänglich beabsichtigte Vereinsgründung unter dem
Namen „Dr. Riehl-Bund“ innerhalb der DNSAP nicht möglich war, am 3. Juni 1924 den 
selbständigen „Freundschaftsbund Dr. Walter Riehl“.114
Die Gründungsversammlung des neuen Vereins, zu dessen Obmann Dr. Walter Riehl 
gewählt worden war, fand am 11. Juni 1924 statt. Zwei Monate später wurde dieser Bund 
unter Beibehaltung seiner Statuten im Rahmen der Hauptversammlung am 11. August 1924
dann allerdings umbenannt. Der neue Name lautete nun „Deutschsozialer Verein für Öster-
reich“. Vereinszweck war es, alle Bestrebungen zur Hebung des Nationalbewußtseins und
zur Förderung sozialer Gerechtigkeit auf „sittlich-religiöser Grundlage“ unter Ausschluß jeder 
parteimäßigen Tätigkeit zu unterstützen. Erreicht werden sollte dies durch die Gewährung
von Geldunterstützungen, durch Vorträge und Versammlungen, aber auch durch die Heraus-
gabe von Druckerzeugnissen. Darüber hinaus gab es keinerlei Programm.115
Innerhalb der Nationalsozialistischen Partei gingen die Zwistigkeiten um Dr. Riehl je-
doch auch nach seinem Ausschluß weiter. 
In Oberösterreich, wo schon der am 13. Jänner 1924 abgehaltene 5. Landesparteitag 
angesichts der Riehlkrise und des gescheiterten Hitlerputsches ein Bild der Entmutigung ge-
111) Die Mitteilungen, die die Causa Riehl betrafen, wurden anschließend laut Parteileitungsbeschluß an sämtli-
che Ortsgruppen versandt. „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 26. April 1924. Nach Brandstötter, Rudolf: 
Dr. Walter Riehl. S. 214.
112) Dies hatte zur Folge, daß sich nun auch Ing. Rudolf Jung, Riehls alter Freund und Kampfgefährte aus der 
Zeit der „Deutschen Arbeiterpartei“, von ihm distanzierte. Jung glaubte nämlich, Riehl sei selbst von sei-
ner Schuld überzeugt, weil er nicht gegen seinen Ausschluß berufen und sich so eines ihm satzungsge-
mäß zustehenden Rechtes nicht bedient habe. Ebda. S. 219.
113) Alexander Schilling äußerte sich in seinem 1933 erschienenen Buch über die Geschichte des frühen National-
sozialismus zum Ausschluß Riehls unter Heranziehung einer Rechtfertigungsschrift der Anhänger Riehls
z. B. folgendermaßen: „In einer Rechtfertigung dieses seines Verhaltens durch seine Parteifreunde lesen 
wir: ‘Riehl mag nach den Buchstaben des Parteistatuts gefehlt haben. Sicherlich tat er es, geleitet von den 
edelsten Motiven, denn die Pflicht der Verantwortung, der sich der, der eine Partei mitbegründet hat, nicht 
entziehen kann, zwang ihn, sich auch, wenn es notwendig ist, über Parteitagsbeschlüsse, die im Rausche 
der Massensuggestion gefaßt worden sind, hinwegzusetzen. Das hätten vor allem jene verstehen sollen, die 
den Führergedanken immer und immer wieder gepredigt haben. Doch diesen war es scheinbar nicht um 
die Durchsetzung des Führergedankens zu tun, sondern in erster Linie darum, sich an der Macht zu halten.’
Unnötig und undankbar aber war es, mit dem Ausschluß vorzugehen, wobei man dieses Ausschlußverfah-
ren nicht einmal fair durchführte. Ich [= Alexander Schilling; Anm. d. Verf.] muß hier der Rechtfertigungs-
schrift der Anhänger Riehls rechtgeben, die sagt: ‘Was Dr. Riehl der nationalsozialistischen Bewegung
war, das vergessen machen, wird auch nicht der heutigen Parteileitung möglich sein, darüber werden einst 
andere zu entscheiden haben. Vorläufig haben sie das Verdienst, dem Mann, der wie keiner von den Juden 
gehaßt, wie keiner von den Sozialdemokraten bekämpft und wie keiner von den Bürgerlichen gefürchtet, 
die Märtyrerkrone auf die Stirn geflochten zu haben. Führerlos gleitet das Parteischiff in den Abgrund.’“ 
Abschließend fügte Schilling dann noch an, „daß dieses kritisierte Vorgehen nicht die Hitlerbewegung zu 
verantworten hat, sondern die Schulzgruppe, die sich schließlich selbst in ihrer Impotenz zur Unmöglich-
keit verurteilte, bis sie im zunehmenden Schrumpfungsprozeß endlich ganz von der politischen Bildfläche 
verschwindet.“ Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 80 f.
114) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 216 f.
115) Ebda. S. 217 f.
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zeigt hatte – damals war Dipl.-Ing. Karl Breitenthaler, nachdem Proksch sein Amt „aus be-
ruflichen Gründen“ zurückgelegt hatte116, zum neuen oberösterreichischen Parteiführer ge-
wählt worden117 –, löste der offizielle Parteiausschluß Riehls im April 1924 neuerlich schwe-
re innerparteiliche Auseinandersetzungen aus, worauf für den 29. Juni 1924 ein außerordent-
licher Landesparteitag einberufen wurde. Dieser wies dann die ständigen Versuche, „Unruhe 
zu erzeugen und Verwirrung zu stiften“, scharf zurück. Die „Deutsche Arbeiter-Presse“ hielt
dazu am 5. Juli 1924 folgendes fest118:
Der Parteitag sprach sich dagegen aus, daß diese leidige Angelegenheit noch weiter 
an aufbauender Arbeit hindern soll. Die Parteigenossen haben es nun endlich satt, 
sich von Ehrgeizlingen, Querulanten und Abkommandierten, alles zusammen ein kläg-
liches Häuflein terrorisieren zu lassen.
Sie betrachten den Parteihochverrat als erwiesen und den Ausschluß Dr. Riehls als 
notwendig und berechtigt und finden es überflüssig sich jetzt noch über eventuelle 
Formfehler zu unterhalten. Die Zeit fordert andere Dinge.
Damit war das Thema Riehl aber noch immer nicht vom Tisch, sodaß schließlich auch 
der ordentliche Parteitag der österreichischen Nationalsozialisten, der am 2./3. August 1924
in Salzburg stattfand – im Rahmen dieses Parteitages wurde Karl Schulz zum neuen Parteiob-
mann gewählt119 –, ganz im Zeichen der Auseinandersetzung mit dem ehemaligen Obmann 
stand. Man warf Riehl vor, daß er die „Münchner Werbemethoden“ ablehne und in einer Ver-
sammlung auch die Auflösung aller Parteigarden verlangt habe120, und faßte den Beschluß, 
die Zugehörigkeit zum Verein Riehls als unvereinbar mit der Zugehörigkeit zur Nationalso-
zialistischen Partei zu betrachten121, womit nun ein klarer Trennungsstrich zwischen der
Riehl-Gruppe und der Nationalsozialistischen Partei gezogen war. 
In der Folge wurde Dr. Riehl bald aus der Parteigeschichte gestrichen. Die „Linzer 
Volksstimme“ schrieb z. B. am 14. März 1925122:
Für uns ist Dr. Riehl kein Nationalsozialist. Für uns […] gibt es nur eine Nationalsozia-
listische Deutsche Arbeiterpartei Österreichs, hervorgegangen aus der „Deutschen Ar-
beiterpartei“, deren Gründer nicht Dr. Riehl, sondern unsere Altmeister Burschowsky, 
Knirsch und Stein waren.
Der „Deutschsoziale Verein“, der schließlich ebensowenig Bedeutung erlangen sollte 
wie die gesamtösterreichisch zutiefst zerstrittene Nationalsozialistische Partei unter Karl 
Schulz, schloß dann am 14. Februar 1925 – zu dieser Zeit dürfte Riehl etwa 200 Anhänger um 
116) Er übernahm damals die Stadtparteileitung Linz. Marckhgott, Gerhart: Das „Gauarchiv Oberdonau“. S. 357.
117) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 42.
118) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 27 vom 5. Juli 1924. Zit. nach ebda. S. 43.
119) Die Neuwahl der Parteileitung hatte weiters folgendes Resultat erbracht: Obmannstellvertreter Baurat Brei-
tenthaler und Ing. Zwerina. Ansonsten gehörten nunmehr folgende Personen der Parteileitung an: die Pg. 
Umlauf, Abg. Prodinger, Frau Rott, Marihart, Haubenberger, Michner, Ing. Rudeger und Schmidt sowie 
je ein von den Ländern zu bestimmender Vertreter. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 220.
120) Begründet hatte Riehl dies damit, daß der Weiterbestand der Parteigarden unbedingt zum Bürgerkrieg füh-
ren müsse. Außerdem hatte Riehl damals auf eine weitere ungesunde Erscheinung hingewiesen, die sich 
im gesamten politischen Leben bemerkbar mache, u. z. die Vorherrschaft der Jugend. „Neues 8 Uhr-Blatt“ 
vom 7. Juli 1924. Nach ebda. 
121) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 9. August 1924. Nach ebda.
122) „Linzer Volksstimme“ F. 11 vom 14. März 1925. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalso-
zialistischen Partei in Oberösterreich. S. 40.
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sich geschart haben123 – einen Kartellvertrag mit der GDVP ab.124 Die Nationalsozialistische 
Partei hingegen suchte, nachdem Hitler am 20. Dezember 1924 auf Bewährung vorzeitig aus 
der Haft entlassen worden war125 und am 27. Februar 1925 im Bürgerbräukeller in München 
die Wiederbegründung der „Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei“ verkündet hat-
te126, ihr Heil immer mehr beim Führer der Münchner Bewegung.127
In dieser für die DNSAP so überaus schwierigen Situation – anläßlich des Salzburger 
Landesparteitages am 6. April 1925 z. B. klagte Hans Prodinger, daß es in der Partei zu viele 
Kritiker gäbe, aber zu wenige Leute, die bereit seien, etwas zu arbeiten128 – fanden in Ober-
österreich am 6. April 1924 Gemeinderatswahlen (außer in Linz und in Steyr)129 und am 17.
Mai 1925 Landtagswahlen statt, an denen sich die Partei nun, da sich die auf dem Salzburger 
Parteitag 1923 eingeschlagene Richtung der Wahlenthaltung als Irrweg herausgestellt hatte, 
auch wieder beteiligte. 
Als problematisch erwies sich dabei allerdings, daß die Stärke der DNSAP nach dem 
Münchner Putsch schon Ende des Jahres 1923 und dann in den ersten Monaten 1924 rasch 
123) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 222.
124) Im September 1930 löste Riehl diesen Vertrag wegen unüberbrückbarer Unterschiede in nationalen, anti-
semitischen und sozialen Fragen jedoch wieder auf und trat mit dem „Deutschsozialen Verein“ in die 
NSDAP (Hitler-Bewegung) ein. Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 22.
125) Bereits einen Tag nach seiner Haftentlassung (und nicht erst am 4. Januar 1925, wie in der Literatur oft 
fälschlich behauptet) hatte Hitler auf Vermittlung verschiedener Persönlichkeiten, u. a. des deutschnatio-
nalen Justizministers und Hitlergönners Franz Gürtner, eine Unterredung mit dem bayerischen Minister-
präsidenten Dr. Heinrich Held (BVP) gehabt. Auf die Frage Helds, ob die NSDAP den Kampf gegen Rom 
und den Katholizismus auf ihre Fahne schreiben würde, antwortete Hitler damals seiner eigenen Schilde-
rung vor dem Amtsgericht München am 15. Juli 1926 zufolge: „Das werde er nicht tun und habe es auch 
nicht getan. Der Kampf der Partei gehe in erster Linie gegen den Marxismus, und es werde von der Be-
wegung jede Regierung unterstützt, die gegen den Marxismus brutal vorgehe“ („Münchner Neueste 
Nachrichten“ vom 16. Juli 1926). Diese Versicherung künftigen Wohlverhaltens ebnete den Weg zur Auf-
hebung des noch bestehenden NSDAP-Verbots. Zur Begründung führte Held später im Bayerischen 
Landtag aus, er habe Hitler damals erklärt, daß er, Held, Hitler bei einer ordnungsgemäßen Agitation und 
Aktion nicht das Geringste in den Weg lege, da er selbst das lebhafteste Bedürfnis danach habe, daß na-
mentlich unsere Jugend vaterländisch gesinnt und vaterländisch opferbereit sich zeige (Stenografischer Be-
richt über die Verhandlungen des Bayerischen Landtags, 79. öffentliche Sitzung am15. Dezember 1925). 
Die Politik wohlwollender Tolerierung, die auf der (wie sich später herausstellen sollte) trügerischen Hoff-
nung basierte, Hitler und seinen Anhang in einem spezifisch „bayerisch-vaterländischen“ Sinne einbinden 
zu können, war jedoch – und daran ließ die bayerische Regierung unter Held keinen Zweifel – nunmehr an 
die strikte Beachtung der Legalität gebunden. Vollnhals, Clemens: Der Aufstieg der NSDAP in München 
1925 bis 1933: Förderer und Gegner. – In: München – „Hauptstadt der Bewegung“. S. 157.
126) Im Rahmen dieser von über 3.000 Personen besuchten Veranstaltung forderte Hitler von seinen alten Kampf-
gefährten aus dem heillos zerstrittenen völkischen Lager – Hitler hatte während seiner Haft keinen Versuch 
unternommen, bei Parteistreitigkeiten Stellung zu beziehen – unbedingte Unterordnung unter seine Füh-
rerschaft und beschwor sodann: „Kampf der Teufelsmacht, die Deutschland in dieses Elend hineingestürzt 
[hat], Kampf dem Marxismus sowie dem geistigen Träger dieser Weltpest und Seuche, dem Juden.“ In die-
sem Kampf gebe es nur zwei Möglichkeiten: „Entweder der Feind geht über unsere Leiche, oder wir über 
die seine“. Der bayerische Innenminister Karl Stützel, der sich von dem nationalen Pathos nicht blenden 
ließ und für einen energischen Bruch mit der Ära Kahr eintrat, verhängte daraufhin im März 1925 – da Hit-
ler „in nicht mißzuverstehender Weise“ versucht habe, „die Massen zu Gewalttätigkeiten aufzupeitschen 
oder doch auf solche Gewaltakte vorzubereiten“ – ein Redeverbot gegen Hitler, wodurch dieser für die 
nächsten zwei Jahre seiner schärfsten Waffe, der demagogischen Rede in öffentlichen Massenversammlun-
gen, beraubt war. Vollnhals, Clemens: Der Aufstieg der NSDAP in München 1925 bis 1933. S. 158.  
127) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 222.
128) Auf diesem Parteitag wurde der Sudmeister Nikolaus Schlam zum Obmann und der Postoberoffizial Niko-
laus Donat zum Stellvertreter gewählt. Hanisch, Ernst: Zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in
Salzburg (1913–1925). S. 381.
129) In Bayern wurde an diesem Tag die Landtagswahl durchgeführt.
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abgenommen hatte und der schwer verschuldeten Partei das Geld für wirkungsvolle Propa-
ganda fehlte.130
Angesichts dieser Schwierigkeiten hatte man daher im Rahmen des 5. oberösterreichi-
schen Landesparteitages im Jänner 1924 beschlossen, sich in Hinkunft auf intensive Klein-
arbeit zu konzentrieren. Man setzte demnach auf Agitation von Mann zu Mann, auf den Aus-
bau des Vertrauensmännersystems sowie auf Kleinveranstaltungen und Besprechungen – al-
so kurz gesagt, auf eine Arbeit eher hinter den Kulissen.131
Beliebt waren in diesem Zusammenhang aber auch Veranstaltungen, die keine augen-
fälligen Merkmale der Parteipolitik trugen, sondern vielmehr im Dienst der „völkischen“
Idee standen – z. B. „Deutsche Abende“, „völkische Tanzkränzchen“ oder Treffen der deutsch-
nationalen Vereine –, weil sie den Nationalsozialisten ausgiebig Gelegenheit boten, die stän-
dig beschworene Identität der österreichischen und der deutschen Kultur zu betonen.132
In Schärding kamen dafür vor allem die Veranstaltungen des „Hilfsvereins für Deutsch-
böhmen und die Sudetenländer“ bzw. des „Sudetendeutschen Heimatbundes“133 in Betracht, 
weil die hiesige Zweigstelle – wie mittlerweile schon mehrfach ausgeführt – vom Zeitpunkt
ihrer Gründung an nicht nur in einem ausgesprochenen Naheverhältnis zur DNSAP stand, 
sondern auch über außerordentlich enge Kontakte zur Passauer Ortsgruppe des „Sudeten-
deutschen Heimatbundes“ verfügte. Für die Jahre 1924 und 1925 soll dies hier anhand eini-
ger Beispiele noch einmal aufgezeigt werden:
♦ Am 17. Februar 1924 wurde anläßlich der sehr gut besuchten Jahreshauptversamm-
lung, an der wieder Hauptleitungssekretär Alois Ciller aus Wien als Referent teil-
nahm134, Zolloberinspektor i. R. Karl Klement135 zum neuen Obmann gewählt, der
am 4. April 1920 – damals noch als aktiver Beamter – im Rahmen eines sehr gut 
besuchten Familienabends der hiesigen Ortsgruppe der nationalsozialistischen Par-
tei „die gegenwärtig mißliche Lage unseres Staates“ erörtert hatte.136 Neben Karl 
Klement wurden am 17. Februar 1924 noch folgende Personen in den Vereinsaus-
schuß gewählt: Wenzel Müller, Obmannstellvertreter; Karl Mieth, Schriftführer;
130) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 47.
Laut der von Gauarchivar Stuchl erstellten Frühgeschichte der oö. DNSAP fand im Jahr 1924 eine Ver-
sammlung mit dem sudetendeutschen Abgeordneten Pg. Jung statt. Außerdem trat laut Stuchl damals 
erstmalig Pg. Lengauer als Redner auf (Marckhgott, Gerhart: Das „Gauarchiv Oberdonau“. S. 357), der 
von Richard Suchenwirth als eine „meteorartig auftretende rednerische Begabung erheblicher Art“ be-
schrieben wurde, die „dem eingewurzelten Proksch“ „hätte gefährlich werden können“, infolge einer 
Lungenkrankheit aber bald ausschied. Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 22.
131) „Linzer Volksstimme“ F. 6 vom 20. Jänner 1924. Nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsoziali-
stischen Partei in Oberösterreich. S. 41.
132) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 41.
133) Am 21. Mai 1925 war im „Schärdinger Wochenblatt“ bekanntgegeben worden, daß bei der 6. Hauptver-
sammlung des „Hilfsvereins für Deutschböhmen und die Sudetenländer“ in Graz, die „einen starken Be-
such aus Oesterreich, Deutschland und der Tschechoslowakei“ aufgewiesen habe, der Titel des Vereines 
auf „Sudetendeutscher Heimatbund“ umgeändert worden sei. Schdg. WBl. 1925, Nr. 21, S. 1. 
134) Laut dem „Schärdinger Wochenblatt“ 1924, Nr. 7, S. 5 und Nr. 8, S. 5 erstattete Sekretär Ciller bei dieser 
Gelegenheit ein Referat über Zweck und Ziel des Hilfsvereins und befaßte sich dabei auch eingehend 
mit den Verhältnissen in der Tschechoslowakei. 
135) Karl Klement, geb. am 25. Juli 1876 in Jechnitz in Böhmen, gest. am 9. April 1945 in Schärding (Totenbuch 
VIII, S. 54 des Kath. Stadtpfarramtes Schärding), der damals auch Obmann der Ortsgruppe Schärding 
des oberösterreichischen Staatspensionistenvereines war (Schdg. WBl. 1924, Nr. 50, S. 6) und später 
auch der Schärdinger „Schlaraffia“ angehörte – nach der „Sippungsfolge a. U. 73/74“ [1932/33; Anm. 
d. Verf.] lautete sein schlaraffischer Name „Knirrrps [sic!] von Schlagbaum“; [Anm. d. Verf.] –, war seit 
dem 5. Jänner 1920 in Schärding gemeldet. Meldebuch VII, K 293. 
136) „Innviertler Zeitung“ F. 15 vom 9. April 1920, S. 4.
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Eduard Vogl, Stellvertreter; Wenzel Schiller, Kassier; Viktor Blüm(e)l, Willibald 
Fritsch, Richard Kleindienst, Josef Reichelt, Karl Schötterl, Franz Suck und Ignaz 
Woldrich, Vorstandsmitglieder137, von denen Viktor Blümel z. B. anläßlich der Ge-
meindewahl vom 17. Oktober 1920 für die „National-sozialistische Partei“ kandi-
diert hatte, während Richard Kleindienst und Willibald Fritsch mit ihrer Unter-
schrift die Kandidatur der DNSAP bei dieser Wahl ermöglicht hatten. 
♦ Am 29. Mai 1924 wurden im Rahmen eines Familienabends, den der „Hilfsverein
für Deutschböhmen und die Sudetenländer“ im Speisesaal des Gasthofes Aschen-
brenner bei freiem Eintritt veranstaltet hatte, „vom völkischen Geiste getragene 
Reden, besonders von aus Passau anwesenden Mitgliedern der ‘Egalanda Gmoi’“ 
gehalten.138
♦ Am 1. August 1924 fand sich die Ortsgruppe des sudetendeutschen Hilfsvereines 
mit dem deutschvölkischen Turnverein Schärding sowie zahlreichen Mitgliedern 
und Freunden zu einem Turnabend der Krummauer Turnerinnen im Aschenbren-
nersaal ein. Obmann Klement begrüßte die Krummauer Turnerjugend, worauf die 
Vorführung begann. Der Besuch dieser im Dienst der völkischen Idee stehenden 
Veranstaltung ließ laut „Schärdinger Wochenblatt“ jedoch zu wünschen übrig. Das 
Blatt schrieb damals139: 
Im Hinblick auf den hervorragend völkischen Zweck und in Anbetracht der 
prächtigen Aufführung wäre es wünschenswert gewesen, daß sich – wie lei-
der des öfteren – nicht nur ein Bruchteil unserer völkisch denkenden Bevöl-
kerung, sondern alle, die mit uns und jenen Vorkämpfern der deutschen Sa-
che eines Sinnes sind, an jenem Abend eingefunden hätten. 
♦ Bei der Hauptversammlung des Jahres 1925, die am 15. Februar im Beisein Pas-
sauer Sudetendeutscher im Gasthof Aschenbrenner stattfand, trat neuerlich Ge-
schäftsführer Alois Ciller aus Wien als Referent auf. Laut „Schärdinger Wochen-
blatt“ war die Rede, die er bei dieser Gelegenheit hielt, „äußerst interessant“ und 
fand „allgemeinen Anklang“, und auch die von Geschäftsführer Rückl [aus Passau; 
Anm. d. Verf.] „in der ihm eigenen humoristischen Art gebrachten Ausführungen
über die sudetendeutschen Verhältnisse im deutschen Reich“ wurden „beifällig“
aufgenommen. Die Wahl des Ausschusses ergab dann „so ziemlich dasselbe Resul-
tat wie bisher“, und danach wurde noch beschlossen, am 14. März eine „Märzgefal-
lenen-Feier“ mit anschließendem Heimatabend zu veranstalten.140
♦ Der „Märzgefallenen“ wurde schließlich sowohl in Passau als auch in Schärding 
gedacht. An der „Märzgefallenen-Feier“ der Passauer Sudetendeutschen, die am
7. März im Schmeroldkeller abgehalten wurde, nahmen damals 30 Schärdinger
teil.141 Im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 12. März 1925 wurde über diesen „su-
detendeutschen Trauertag“ im „benachbarten Passau“ u. a. folgendes berichtet142: 
137) Schdg. WBl. 1924, Nr. 8, S. 5.
138) Schdg. WBl. 1924, Nr. 20, S. 7 und Nr. 23, S. 6. 
139) Schdg. WBl. 1924, Nr. 32, S. 5 f.
140) Schdg. WBl. 1925, Nr. 8, S. 6.
141) Im „Schärdinger Wochenblatt“ war in diesem Zusammenhang am 26. Februar 1925 verlautbart worden, daß 
die Schärdinger Sudetendeutschen „am 7. März abends ½ 8 Uhr gemeinsam zur Feier nach Passau“ fah-
ren werden. Schdg. WBl. 1925, Nr. 9, S. 5.
142) Schdg. WBl. 1925, Nr. 11, S. 6. 
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Der etwa 600 Personen fassende Saal war bis auf das letzte Plätzchen gefüllt 
und ergriffen lauschten die Anwesenden den leider nur zu wahren Schilderun-
gen der Redner und Vortragenden. Immer wieder wurden Beifallskundgebun-
gen und empörte Zwischenrufe laut, zumal als ein Redner mitteilte, daß wäh-
rend des Weltkrieges die Tschechen ihr zu bildendes Reich bis an die Donau 
vorschieben wollten, wobei auch Passau und Regensburg unter die tschechi-
sche Gewalt geraten sollten. Imposant waren die Vorträge der Passauer Lie-
dertafel und die eifrig und exakt spielende Reichswehrmusik mußte, gedrängt 
von dem nicht endenden Beifall, fortgesetzt sich zu Zugaben bequemen. […]. 
♦ Die erste „Märzgefallenen-Feier“ in Schärding, die sich laut der im „Schärdinger 
Wochenblatt“ vom 12. März 1925 veröffentlichten Einladung „zu einer würdigen 
Kundgebung des deutschen Einheitsgedankens gegen äußere Feinde gestalten“ soll-
te143, fand dann am 14. März 1925 im Aschenbrennersaal statt. Obmann Wenzel
Müller konnte anläßlich dieser Gedenkfeier – wie im Kapitel „Die deutschnationa-
len Vereine als ideologische Wegbereiter des ‘Anschlusses’“ bereits dargelegt –
nicht nur eine größere Anzahl Passauer Freunde, sondern auch den Schärdinger Vi-
zebürgermeister Brandstätter, viele Mitglieder der Gesangsvereine „Liedertafel“ 
und „Widerhall“, des „Turnvereins 1862“ und der „Schlaraffia“ sowie zahlreiche
Bürger der Stadt begrüßen. Das „Schärdinger Wochenblatt“ berichtete: 
Ergreifend war der Vortrag „Ein deutsches Opfer“ des Herrn Gröschl aus 
Passau, dem eine Zugabe „Treu zu Deutschland“ folgte. Stürmischer Beifall 
lohnte es ihm, ebenso dem Bürgermeister Weiß aus Passau144 für seine herr-
liche Gedächtnisrede, in der er nicht minder auch das Verhältnis Deutsch-
lands zu Oesterreich behandelte und die Bedrängnis der Deutschen an den 
Grenzen durch die sie einschließenden Nationen.“
Steueramts-Oberverwalter Kleindienst erörterte sodann eingehend Zweck und Ziel 
des „Sudetendeutschen Heimatbundes“ und ersuchte die Anwesenden, die „für das 
Gesamtdeutschtum hochwichtigen Bestrebungen“ des Vereins zu unterstützen; und 
im Anschluß daran sprach Geschäftsführer Rückl „kernige, vom heiligen Zorne 
entflammte Worte über die deutsche Schlappheit, die anderen Nationen beispielge-
bend vor Augen führend.“ Die beiden Reden wurden beifällig aufgenommen, und 
damit war der ernste Teil des Abends abgeschlossen.145
143) Daran schloß sich folgender Appell: „Ohne Rücksicht auf die Angehörigkeit zu welcher Partei und Klasse 
immer, sollte sich die Bevölkerung an dieser Gedächtnisfeier beteiligen und dadurch das Bekenntnis able-
gen, daß sie trotz Parteienzersplitterung einig ist in der Verteidigung ihres Vaterlandes und ihrer Mutter-
sprache.“ (Schdg. WBl. 1925, Nr. 11, S. 1); und im Anschluß an die Berichterstattung über die „Märzge-
fallenen-Feier“ im Schmeroldkeller hieß es dann noch: „Die Märzgefallenenfeier der Sudetendeutschen 
Schärdings am 14. März, Punkt 8 Uhr abends, im Saale des Gasthofes Aschenbrenner verspricht eben-
falls einen so imposanten Verlauf und die Bevölkerung von Schärding und Umgebung wird dieser, dem 
Gedenken der unschuldigerweise durch die Kugeln der tschechischen Soldateska ermordeten deutschen 
Kinder, Frauen und Männer geweihten Gedenkfeier gewiß in großer Anzahl beiwohnen.“ Schdg. WBl. 
1925, Nr. 11, S. 6. 
144) In bezug auf Bürgermeister Weiß teilte das „Schärdinger Wochenblatt“ am 28. Oktober 1926 mit, daß der 
Stadtrat von Bad Reichenhall „den zweiten Bürgermeister von Passau, Herrn Karl Weiß, zum ersten 
rechtskundigen Bürgermeister gewählt“ habe und dieser sein Amt am 1. Jänner 1927 antreten dürfte. 
Abschließend hieß es dann: „Sein Scheiden wird allgemein bedauert, war er doch stets ein treuer Mit-
kämpfer in völkischen Belangen und ein warmer Förderer des deutschen Liedes als erster Vorstand der 
Passauer Liedertafel.“ Schdg. WBl. 1926, Nr. 43, S. 4.
145) Schdg. WBl. 1925, Nr. 12, S. 5.
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♦ Am 7. Mai 1925 – also zehn Tage vor der Landtagswahl – setzte sich Alois Ciller 
im „Schärdinger Wochenblatt“ in einem großen Artikel auf dem Titelblatt mit der 
„sudetendeutsche[n] Frage im Auslande“ auseinander. Ciller führte darin u. a. fol-
gendes aus146:
[…] Während die internationale Welt ernüchtert Europas große Schicksals-
frage, die Aufteilung des geschlossenen deutschen Sprachgebietes von 75 
Millionen Menschen auf 14 Staaten, wägt und Pläne prüft, hat sich im Bin-
nendeutschtum selbst ein geschichtlicher Wandel vollzogen. Hier sorgt man 
sich nicht mehr allein um den eigenen Staat, sondern sieht in einem Gesamt-
deutschland das einzige Ziel und Unterpfand eines besseren Lebens in der Zu-
kunft. In den kleinsten deutschen Parlamenten und Landtagsstuben weht ein 
frischer und nationaler Wind und alle Parteien wetteifern in der Fürsorge zu-
gunsten der benachbarten, in einem Fremdstaate lebenden Volksgenossen. Der 
Staat ist durch den Umsturz aller politischen Begriffe nicht mehr ein tausend-
oder vielhundertjähriges Heiligtum mit „angestammter“ Dynastie, sondern 
meist ein unzulänglich gewordener Zweckverband, der einem größeren, voll-
kommeneren Vaterlande untergeordnet werden muß. Allüberall überbieten
sich Zeitungen, Redner und Parteien in der Betonung großdeutscher Gesin-
nung. Das ist der Anfang einer geistigen nationalen Auferstehung. ...
Dann teilte Ciller mit, welche Maßnahmen im Hinblick auf die sudetendeut-
sche Frage bereits umgesetzt worden seien:
Im bayrischen Landtage hat sich ein ständiger überparteilicher Ausschuß zur 
Wahrung deutscher Belange im Osten und Süden gebildet und einstimmige 
Beschlüsse des Landtages verpflichten die Staatsregierung, in der bayrischen 
Ostmark die verläßlichen Bezirksamtsmänner einzustellen, jedem Versuch 
einer schleichenden Tschechisierung an der Grenze entgegenzutreten und die 
bayrischen Volksgenossen im Böhmerwalde wie die Franken im Egerlande in 
jeder möglichen Art moralisch zu unterstützen.
Auch Preußen will nicht untätig bleiben. Eine Verordnung über die Nachprü-
fung der deutschen Volkszugehörigkeit von „Ausländern“ will nicht in letzter 
Linie die Sudetendeutschen als Deutsche den Reichsdeutschen möglichst 
gleichstellen. Einen großen Erfolg bedeutet die vom Reichsministerium des 
Innern bewilligte Ausgabe von „Deutschstämmigkeits-Ausweisen“ durch den
Sudetendeutschen Heimatbund, versehen mit Lichtbild und ortsbehördlicher 
Beglaubigung. Damit scheiden sich „Tschechoslowaken“ und Sudetendeut-
sche auf dem Boden des Reiches im Verkehr mit allen Behörden!
Zum Schluß hielt Ciller dann noch folgendes fest:
Es wäre eine Schmach für ein Volk von 75 Millionen, wenn es das Schicksal 
der 3½ Millionen seines Blutes gleichgiltig ließe. Allüberall in den freien deut-
schen Ländern richtet sich nach den Lähmungserscheinungen des Zusammen-
bruches das deutsche Selbstbewußtsein wieder auf. „Auslandsverbände“ un-
serer Heimatgenossen sind eifrigst und opferwillig am Werke. Eine nie versie-
gende Liebe zur mütterlichen Erde und zum Heimatvolke treibt sie vorwärts, 
146) Schdg. WBl. 1925, Nr. 19, S. 1.
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vereinigt sie ohne Unterschied von Partei und Stand. Gemeinsame Not aller 
Deutschen stählt in ihnen Willen und Kraft, den ruhigen Glauben an eine 
glücklichere deutsche Zukunft!
♦ Am 16. Juli 1925 wurde im „Schärdinger Wochenblatt“ neuerlich ein großer Arti-
kel von Ciller veröffentlicht.147 Darin ging es um die Frage, inwieweit die deutschen 
Staaten „unter den gegebenen Machtverhältnissen“ „durch den mit Frankreich, Po-
len und Südslawien verbündeten tschechischen Militarismus“ bedroht seien.
♦ Am 24. Oktober 1925 veranstaltete die Zweigstelle Schärding des „Sudetendeut-
schen Heimatbundes“ für ihren Obmannstellvertreter, Herrn Oberpostkontrollor 
Willibald Fritsch, der mit der Leitung des Postamtes Attnang betraut worden war, 
im Beisein des „Turnvereins 1862“ im Gasthof Aschenbrenner einen Abschieds-
abend, zu dem auch Freunde der Zweigstelle Zutritt hatten. Das „Schärdinger Wo-
chenblatt“ schrieb damals148:
Mit Bedauern sehen wir Herrn Fritsch scheiden, war er doch auch dem
„Schärdinger Wochenblatt“ ein eifriger Mitarbeiter, der trotz manchem Un-
bill, der ja alle tüchtigen Kämpfer für unser deutsches Volk trifft, nicht ver-
zagte, und immer wieder freudig in die Schranken trat und unendlich viel zur 
Hebung des hiesigen Vereinswesens149 beitrug. […];
und eine Woche später hieß es150:
Da der Scheidende den hiesigen völkischen Vereinen angehörte und bei den-
selben verschiedene Stellen innehatte, die er mit Fleiß und Eifer im Interesse 
der nationalen Sache besorgte, konnten diese Vereine sein Scheiden natürlich 
nicht so ruhig hingehen lassen.
Anschließend wurde dann noch der Wunsch ausgesprochen, „daß der Scheidende 
in seinem neuen Dienstorte im gleichen Sinne weiter wirken möge zum Wohl der 
völkischen und nationalen Sache.“
Wie all diese Beispiele belegen, war die Zweigstelle Schärding des „Hilfsvereins für
Deutschböhmen und die Sudetenländer“ bzw. des „Sudetendeutschen Heimatbundes“ im In-
teresse der „völkischen und nationalen Sache“ damals also überaus rührig.
Die DNSAP-Ortsgruppe Schärding selbst hingegen trat in den Jahren 1924 und 1925 
kaum mehr in Erscheinung, ja in einem „Verzeichnis der Vereine in Schärding im Jahre 
1924“, das die Stadtgemeindevorstehung Schärding im Auftrag der Bezirkshauptmannschaft 
Schärding im Dezember 1924 erstellt hatte – das Schreiben ist mit 17. Dezember 1924 da-
tiert –, findet sich unter dem Stichwort „Nationalsozialist. Verein“ der Eintrag „angeblich 
aufgelöst????“.151 Anläßlich der für den 6. April 1924 anberaumten Gemeindewahl hatte 
GA. Josef Kislinger – wie die folgende „Kundmachung“ der Bezirkshauptmannschaft Schär-
ding betreffend die „Gemeindewahlen 1924, Bildung der Gemeindewahlbehörde“ zeigt152 –
147) Der Artikel trug den Titel „Der tschechische Militarismus“. Schdg. WBl. 1925, Nr. 29, S. 1.
148) Schdg. WBl. 1925, Nr. 43, S. 5.
149) Fritsch war Obmannstellvertreter und Schriftführer der „Liedertafel“, Obmannstellvertreter des „Sudeten-
deutschen Heimatbundes“ und Schriftführer des „Deutschvölkischen Turnvereins 1862“.  
150) Schdg. WBl. 1925, Nr. 44, S. 6.
151) BH Schärding, Zl. 1144/8.
152) Undatierte Kundmachung betreffend „Gemeindewahlen 1924, Bildung der Gemeindewahlbehörde“. 
BH Schärding, Zl. 167.
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zwar noch mit seiner Unterschrift den Empfang dieser Mitteilung namens der „Nationalso-
zialistischen Partei“ bestätigt, die DNSAP stellte sich damals in Schärding jedoch nicht der 
Wahl153, was dazu führte, daß sich hier nunmehr die „Großdeutsche Volkspartei“ verstärkt 
der bisherigen Parteigänger der „Nationalsozialistischen Partei“ annahm.
Kundmachung zur Gemeindewahl 1924
Dies spiegelt sich sowohl in den Wählerversammlungen der GDVP154 als auch in ihrer 
Kandidatenliste155 wider.
153) Am 3. April 1924 z. B. hielt das „Schärdinger Wochenblatt“ in seinem Wahlaufruf zur Gemeindewahl u. a. 
folgendes fest: „Auf zur Gemeindewahl! Nur noch kurze Zeit trennt uns von dem Tage, an dem die Ge-
meindewahlen in ganz Oberösterreich stattfinden. In unserer Stadt haben die Christlichsozialen, die Groß-
deutschen und die Sozialdemokraten Kandidaten in den Gemeindeausschuß namhaft gemacht und die 
Wahlagitation wird auch energisch betrieben, um bei den oftmals sehr indifferenten Wählern Interesse 
für ihre Sache zu erwecken. [...].“ Schdg. WBl. 1924, Nr. 14, S. 2. 
154) Anläßlich der am 13. März 1924 in den Räumen des Baumgartnerschen Brauhauses stattfindenden Bespre-
chungen der GDVP über die Gemeindeausschußwahlen und die Aufstellung der Wahlwerber wurde z. B. 
bekanntgegeben: „Die Verhandlungen erfolgen getrennt für die Gruppen der Handels- und Gewerbetrei-
benden und der Festbesoldeten. Die diesen Ständen angehörenden Parteigenossen werden hierauf beson-
ders aufmerksam gemacht und zu vollzähligem Erscheinen eingeladen.“ (Schdg. WBl. 1924, Nr. 11, S. 6); 
und am 3. April 1924 verlautbarte die GDVP, daß Vizebürgermeister Hofrat Jos. Stein aus Linz in ihrer 
Wählerversammlung am 3. April 1924 im Gasthof Aschenbrenner in gewerblichen wie in beamtengewerk-
schaftlichen Fragen sowohl den Gewerbetreibenden als auch den Festbesoldeten interessante Anregungen 
bringen werde. Schdg. WBl. 1924, Nr. 14, S. 7.
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Aus der Wahl am 6. April 1924 gingen dann die Christlichsozialen mit 810 Stimmen 
und 9 Mandaten als Sieger hervor. Die Sozialdemokraten konnten 654 Stimmen und 8 Man-
date auf sich vereinigen, und die GDVP kam auf 645 Stimmen und 7 Mandate.156 Im „Schär-
dinger Wochenblatt“ wurde dieser Wahlausgang folgendermaßen kommentiert157:
Die politische Schlacht für die Wahl in die Gemeindevertretung ist geschlagen und das 
Ergebnis der Wahl hat gegen den früheren Besitzstand der Parteien in der Gemeinde-
verwaltung nur insofern eine Aenderung erfahren, daß die Großdeutschen das Mandat 
der Nationalsozialisten eroberten, die diesmal nicht als eigene Wahlgruppe in der Wahl-
werbung auftraten. Die Wahlbeteiligung ließ viel zu wünschen übrig und hätte bei et-
was strammerem Wettbewerb und energischerer persönlicher Wahlagitation leicht 
durch stärkere Wahlbeteiligung ein anderes Wahlresultat erzielt werden können.
Oberösterreichweit brachten die Gemeindewahlen 1924, die „allerorts in mustergilti-
ger Ordnung“ verlaufen waren, in bezug auf die Wahlbeteiligung gegenüber den letzten Na-
tionalsratswahlen jedoch allgemein zu wünschen übriggelassen hatten158, den Nationalsozia-
listen hingegen einige Gewinne159, sodaß sie nun insgesamt 40 Vertreter in die oberösterrei-
chischen Gemeindestuben entsenden konnten.160 Unter dem Titel „Wir und die Wahlen!“ 
teilte die „Linzer Volksstimme“ daraufhin am 12. April 1924 hinsichtlich des Wahlergebnis-
ses u. a. folgendes mit: „32 Gewinnen steht 1 Verlust in Schärding gegenüber.“161
Drei Wochen nach den Gemeinderatswahlen, am 22. April 1924, gründete die DNSAP 
den „Verband der nationalsozialistischen Gemeindevertreter Oberösterreichs“, der einheitli-
che Richtlinien in der Gemeindepolitik festsetzen sollte. Zu seinem Obmann wurde damals 
Gemeinderat Alfred Proksch gewählt und den Mitgliedern das in Troppau erscheinende Blatt 
„Volk und Gemeinde“ empfohlen.162
In den nächsten Monaten wurde es dann allerdings ziemlich ruhig um die nationalso-
zialistische Bewegung in Oberösterreich. Die 56 Ortsgruppen konnten nur mit Mühe gehalten 
werden, und die Organisation der Presse sank zusammen163, obwohl große Anstrengungen
155) Von den 20 Personen, die die GDVP für die Gemeindewahl 1924 nominiert hatte (Schdg. WBl. 1924, Nr. 14, 
S. 1), standen vier der DNSAP zumindest nahe: Zwei – nämlich Alois Binderberger, Postamtsdirektor 
(nunmehr auf Platz 7 der GDVP-Liste), und Josef Huber, Bundesbeamter (auf Platz 14) –  hatten mit ih-
rer Unterschrift die Kandidatur der DNSAP bei der Gemeindewahl 1920 ermöglicht; Fritz Jakob, Bundes-
bahnbeamter i. P. (auf Platz 16), war im Oktober 1919 an der Gründung der DNSAP-Ortsgruppe Schär-
ding beteiligt gewesen und war damals auch als Schreiber in den Ausschuß gewählt worden („Deutsche 
Arbeiter-Presse“ F. 44 vom 1. November 1919, S. 3); und Karl Klement, Zolloberinspektor i. R. (auf 
Platz 19) hatte am 4. April 1920 bei einem Familienabend der hiesigen DNSAP-Ortsgruppe „die gegen-
wärtig mißliche Lage unseres Staates“ erörtert („Innviertler Zeitung“ F. 15 vom 9. April 1920, S. 4).  
156) Schdg. WBl. 1924, Nr. 15, S. 1. Am 11. Mai 1924 wurde Dr. Franz Birek dann neuerlich zum Bürgermei-
ster gewählt. Schdg. WBl. 1924, Nr. 20, S. 7.
157) Schdg. WBl. 1924, Nr. 15, S. 1.
158) Ebda. S. 4.
159) Das Linzer „Tagblatt“ sprach damals von einem „Sieg, der nach dem Umsturz zugereisten deutsch-tsche-
chischen Halbblütler“ über das „einheimische deutsche Volk“. „Tagblatt“ Nr. 82 vom 8. April 1924. Zit. 
nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 42.
160) Im Bezirk Schärding hatten die Nationalsozialisten in Suben ein Gemeindeausschußmandat errungen. 
Schdg. WBl. 1924, Nr. 15, S. 5.
161) „Linzer Volksstimme“ F. 24 vom 12. Ostermond (April) 1924, S. 1.
162) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 43.
163) „Rechtfertigungsschreiben“ Alfred Prokschs an die USCHLA-Reichsleitung der NSDAP, München, vom 
10. März 1931, Linz. Blatt 2. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei 
in Oberösterreich. S. 43. 
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unternommen wurden, um dies zu verhindern.164 Zudem traten die Nationalsozialisten auch 
nur noch gelegentlich in der Öffentlichkeit in Erscheinung165, sodaß das „Hakenkreuzlager“
schließlich fast ganz von der Bildfläche verschwand.
Erst im Vorfeld der oberösterreichischen Landtagswahlen 1925 – Alfred Proksch hatte 
mittlerweile wieder das Amt des Landesparteiführers übernommen, um „den vollkommenen 
Zerfall“ der nationalsozialistischen Bewegung „wenigstens in Linz aufzuhalten“166, und er 
war es dann auch, der die Partei am 17. Mai 1925 in die Landtagswahlen führte167 – machten 
die Nationalsozialisten wiederum auf sich aufmerksam. 
Während nämlich der „Deutschsoziale Verein“ Dr. Riehls nunmehr auf Basis des am 
14. Februar 1925 abgeschlossenen Kartellvertrags eng mit der GDVP zusammenarbeitete168 –
im Protokoll über die am 9. Februar 1925 im Hotel Altmann abgehaltene Ausschußsitzung 
der GDVP-Ortsgruppe Schärding findet sich im Hinblick auf die bevorstehenden Landtags-
wahlen folgender Vermerk: „Der Herr Vorsitzende [= Primararzt Medizinalrat Dr. Ernst
Fuchsig; Anm. d. Verf.] übernimmt es auch, mit den Nationalsozialisten der Dr. Riehlgruppe 
Fühlung zu nehmen.“169 –, stellte sich die Nationalsozialistische Partei gegen die bürgerliche 
Einheitsfront, die die Christlichsoziale Partei, die GDVP und der Landbund unter Wahrung 
ihrer Eigenständigkeit anläßlich dieser Wahlen gebildet hatten, um den „zersetzenden Aus-
wirkungen des Marxismus auf politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Gebie-
ten“ entgegenzuwirken und die drohende „Vernichtung christlich-deutscher Kultur“ zu ver-
hindern.170 Bei den in der Einheitsliste zusammengeschlossenen Parteien stieß dieses Vor-
gehen der Nationalsozialistischen Partei allgemein auf Unverständnis171, und als die Natio-
164) Am 27. September 1924 teilte die „Linzer Volksstimme“ z. B. auf Seite 8 folgendes mit: „Wir gestatten uns 
heute, Ihre Aufmerksamkeit auf die Gründung des völkischen Pressevereins für Oberösterreich zu lenken 
und laden Sie ein, das völkische Schrifttum, vorab aber die Presse auf diesem Wege zu festigen und ihren 
Bestand zu sichern“. Zit. nach: Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochen-
zeitungen. S. 165.
165) Beispielsweise waren sie im November 1924 führend an einem Streik der Eisenbahner beteiligt. Die drei be-
teiligten Gewerkschaften – Freie, Christliche und Deutschnationale – forderten damals höhere Löhne 
und eine Teuerungszulage. In den Verhandlungen stellte die Deutsche Verkehrsgewerkschaft, die von 
Nationalsozialisten geleitet wurde, die weitreichendsten Forderungen und erwies sich als „besonders in-
transigent“, während die Freien Gewerkschaften gemäßigter waren. Der Streik dauerte fünf Tage. Wäh-
rend dieser Zeit wurde die Post durch Postautos zur Grenze gebracht, und die Gewerkschaften erlaubten 
Lebensmitteltransporte mit der Bahn, sodaß es zu keiner Knappheit kam. Auch die Kohlenvorräte ge-
nügten für die industrielle Produktion. Der Streik wurde durch einen Kompromiß beendet. Die Löhne 
wurden um 6 Prozent angehoben – und nicht um 9 Prozent, wie es die radikalsten Streikenden verlangt 
hatten –, und auch die geforderte Teuerungszulage wurde reduziert. Auf die Entlassung überflüssiger 
Angestellter aber mußte die Bahnverwaltung verzichten. Carsten, Francis L.: Die erste österreichische 
Republik im Spiegel zeitgenössischer Quellen. S. 92.
166) „Rechtfertigungsschreiben“ Alfred Prokschs, Blatt 2. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der national-
sozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 44. 
167) Bei diesen Landtagswahlen traten fünf wahlwerbende Gruppierungen an. Neben der von der Christlichso-
zialen Partei, der GDVP und dem Landbund aufgestellten Einheitsliste und den Sozialdemokraten stell-
ten sich auch die Kommunistische Partei Österreichs, die Nationalsozialistische Partei und eine neufor-
mierte Unabhängige Christliche Arbeiter- und Angestelltenpartei der Wahl.
168) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 22.
169) Sitzungsprotokolle der GDVP-Ortsgruppe Schärding.
170) „Tages-Post“ Nr. 84 vom 12. April 1925, S. 1.
171) In Schärding kam der Alleingang der Nationalsozialistischen Partei z. B. im Rahmen einer Wählerversamm-
lung zur Sprache, die die GDVP-Ortsgruppe am 14. Mai 1925 im Hotel Aschenbrenner abhielt. Im Pro-
tokoll über diese Versammlung ist dazu u. a. folgendes festgehalten: „Als weiterer Redner sprach Herr 
Staatsrat a. D. Max Pauly aus Linz in formvollendeter Rede über das Parteienwesen, über den Marxismus 
und dessen Gefahr für das Volkswohl, dessen immerfort wirkende Minierarbeit zur Untergrabung des 
völkischen Gedankens u. der Sittlichkeit, um so zu seinem Ziele zu kommen, daß [sic!] da besteht in Ver-
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nalsozialisten sich in dem von ihnen mit großem Einsatz geführten Wahlkampf dann auch 
noch ähnlicher Argumente bedienten wie die Sozialdemokraten – die Nationalsozialisten, die 
sich damals mindestens zwei Mandate erhofften172, hielten zwischen 9. und 14. Mai 1925 
insgesamt 52 Wahlversammlungen in Oberösterreich ab173; in Schärding z. B. nahm „Kolle-
ge Renner aus Linz“174 am 14. März 1925 an einer Monatsversammlung des D. H. V. teil175, 
und am 13. Mai 1925 traten Professor d. R. Robert Preißler aus Ried, der Listenführer der 
Nationalsozialisten im Wahlkreis Innviertel176, und Rudolf Schröder aus Passau177 hier als 
Redner bei einer nationalsozialistischen Wahlversammlung auf178 –, wurden sie von den 
bürgerlichen Parteien dem sozialistischen Lager zugerechnet und schärfstens angegriffen.
So kommentierte z. B. die „Bauern-Zeitung“, das offizielle Organ des Landbundes für 
Oberösterreich179, das Auftreten der Nationalsozialisten bei den Landtagswahlen 1925 fol-
gendermaßen180: 
Zum erstenmal treten diesmal bei uns als Werber um Landtagssitze die Nationalsozia-
listen auf. Sie nennen sich „deutsche Sozialisten“ oder „nationalsozialistische deut-
sche Arbeiterpartei“. [...]. Sie gehen aber auch gar nicht dorthin, wo sie jenen Leuten 
ihr Programm und Partei-Evangelium predigen könnten, die sie erobern zu wollen vor-
geben, nämlich in sozialdemokratische Versammlungen. Diese Gelegenheit meiden sie 
vielmehr wie den Teufel. Dafür sind aber ihre Apostel anläßlich des gegenwärtigen 
elendung u. Versklavisierung der Völker im Interesse einer ausbeuterischen Herrschaft des volksfremden 
Großkapitalismus. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit des Zusammenschlusses aller Parteien gegen 
diese Volksgefahr, was leider von den sich sonst völkisch geberdenden [sic!] Nationalsocialisten nicht 
eingesehen wird, da diese durch ihren stimmenzersplitternden Separatismus den Marxisten Schützenhilfe 
leisten.“ Sitzungsprotokolle der GDVP-Ortsgruppe Schärding.
172) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 15 vom 11. April 1925.
173) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 44.
174) Auf dem 20 Personen umfassenden „Wahlvorschlag der nationalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei“ 
für den Wahlkreis Linz und Umgebung scheint Gemeinderat Josef Renner auf Platz 8 auf. Ergebnisse der
Wahlen für den oberösterreichischen Landtag am 17. Mai 1925. Hrsg. von der Landesregierung für Ober-
österreich. – Linz: (1925). S. 6.
175) Schdg. WBl. 1925, Nr. 11, S. 6.
176) Schdg. WBl. 1925, Nr. 18, S. 3. Im „Wahlvorschlag der nationalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei“ 
für den Wahlkreis Innviertel ist bei Preißler jedoch Braunau a. I. angegeben. Neben Preißler hatten die 
Nationalsozialisten im Wahlkreis Innviertel damals noch Josef Berger, Schmied, Mattighofen; Ing. Albert 
Eitel, Forstmeister, Mattighofen; Oskar Kaiganic, Oberinspektor d. R., Altheim und Hermann Millegger, 
Versicherungsbeamter, Braunau a. I. nominiert. Ergebnisse der Wahlen für den oberösterreichischen 
Landtag am 17. Mai 1925. S. 8.
177) Rudolf Schröder, österreichischer Bahnbeamter i. R., geb. am 16. April 1881 in Komotau; gemeldet seit 12. 
November 1920 in Passau; abgemeldet mit 1. Januar 1926 nach München (Stadtarchiv Passau: Meldeli-
sten der Stadt Passau), war – wie bereits erwähnt – 1920 eines der Gründungsmitglieder der ersten NSDAP-
Ortsgruppe in Passau gewesen und gehörte nun als Ausschußmitglied der neuen NSDAP-Ortsgruppen-
leitung Passau an. Diese war im Rahmen der von 44 Personen besuchten Gründungsversammlung der 
NSDAP-Ortsgruppe Passau unter dem Vorsitz des Kaufmanns Max Barnerssoi am Abend des 5. März 
1925 im Gasthaus zum Bayerischen Löwen in der Sedanstraße, dem damaligen Vereinsheim des „Deutsch-
völkischen Turnvereins Jahn“, gewählt worden und setzte sich folgendermaßen zusammen: Ortsgruppen-
leiter: Pg. Max Barnerssoi, Kaufmann; O.-G.-Leiterstellvertreter: Oberstleutnant Christian Benz; Schrift-
führer: Pg. Wenzel Dorner, Bundesbahnbeamter; Schriftführerstellvertreter: Pg. Anton Rabs, Brauereibe-
amter; Zahlmeister: Pg. Franz Kern, Reichsbahnschlosser; Zahlmeisterstellvertreter: Pg. Josef Dirscherl, 
Kaufmann und insgesamt 8 Ausschußmitglieder. Staatsarchiv Landshut Rep. 181, Nr. 77/II und Moos-
bauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 26 f.
178) „Linzer Volksstimme“ F. 19 vom 9. Wonnemond (Mai) 1925, S. 8.
179) Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 175.
180) BZ Nr. 32 vom 12. Mai 1925, S. 2.
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Wahlkampfes umso eifriger im Besuche der Versammlungen der antimarxistischen Par-
teien tätig. Selbstverständlich nicht deshalb, weil sie etwa glauben, die denkenden An-
hänger dieser Parteien zu ihrem Programm bekehren zu können, sondern nur deshalb, 
weil sie hoffen, durch Vertiefung der in so und so vielen Parteiangehörigen der bürger-
lichen Parteien vorhandenen Abneigung gegen die Einheitsliste Unzufriedenheitsstim-
men oder gar Trutzstimmen für ihre Liste ergattern zu können. [...].
Anschließend warnte man die Bauern eindringlich:
Laßt euch nicht betören durch die Darlegungen, mit denen euch die Nazisozi als 
Stimmviecher vor ihren Karren spannen möchten! Seid eingedenk, daß zu der für euch 
bittersten Zeit der Zwangsbewirtschaftung die nationalsozialistische Presse zu den 
größten Schreiern über die „Brotwucherei“ der Bauern – und was sie sonst noch alles 
Schlechte an euch sah – war! Die nationalsozialistische „Linzer Volksstimme“, die 
euch jetzt so schmeichelnd um den Bart geht, hat euch damals beschimpft, wie es är-
ger die gehäßigste Sozizeitung nicht tat. Für einen Bauer, der die Drangsale jener Zeit 
noch nicht vergessen hat, kann es keine andere Parole geben als die: Für die Nazisozi 
ebenso keine Stimme wie für die Sozi! 
Danach folgten einige Beispiele, die den Lesern die ideologische Übereinstimmung 
zwischen Nationalsozialisten und Sozialdemokraten vor Augen führen sollten:
Die Nazisozi sind ja auch Sozi. Im Linzer Gemeinderat haben sie dies schon durch 
zahlreiche Abstimmungen mit den Sozialdemokraten gegen die bürgerlichen Parteien 
schlagend bewiesen! […]. 
Ihre Stellungnahme zum Privateigentum ist auch eine rein sozialistische. In Linz ha-
ben sie dagegen gestimmt, daß man Häuser baue, die in das Eigentum der Bewohner 
übergehen, sondern haben mit den Sozi für kommunale, der Gemeinde verbleibende 
Zinskasernen gestimmt! Zu ihrem Programm lautet die 17. Forderung: „Schaffung 
eines Gesetzes zur unentgeltlichen Enteignung von Boden für gemeinnützige Zwecke.“
Diese Ausführungen mündeten in die Frage: „Bauer: Kannst du dieser Partei deine 
Stimme geben?“, und am Schluß des Artikels warf man den Nationalsozialisten dann noch 
Wählertäuschung vor181:
Ein Wahlkampfmittel, das aber geradezu ein Hohn ist auf die altdeutschen Tugenden 
der Ehrlichkeit und Anständigkeit, ist es, wenn die Nazisozi unsere Gesinnungsgenos-
sen dadurch verleiten wollen, nationalsozialistische Stimmzettel abzugeben, daß sie 
ihnen sagen: „Dem Verband der Großdeutschen und Landbündler sind in der Ein-
heitsliste ihre 10 Mandate ohnedies zugesichert, unbeschadet ihrer aufgebrachten 
Stimmen, sie brauchten eigentlich gar nicht zur Wahl gehen. Daher könnt ihr dadurch, 
daß ihr nationalsozialistisch wählt, die Zahl der deutschfreiheitlichen Sitze im Land-
tag vermehren.“182 Sehr schlau ausgedacht! Aber wir fordern unsere Gesinnungsge-
181) BZ, Nr. 32 vom 12. Mai 1925, S. 2.
182) Im „Protokoll über die Vereinsausschußsitzung [der GDVP-Ortsgruppe Schärding; Anm. d. Verf.] vom 23. 
April 1925 im Hotel Altmann zum Zwecke der Vorbereitung zur Jahresversammlung“ findet sich in die-
sem Zusammenhang im Punkt 4 folgendes vermerkt: „Ein Antrag der Nationalsozialisten betreffend ihr An-
sinnen[,] von den Großdeutschen soll ihr Kandidat gewählt werden, da die Mandate der Großdeutschen 
durch das Wahlübereinkommen mit den Christlichsocialen ohnehin gesichert sei [sic!], wird abgelehnt, da 
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nossen auf, sich zu einem solch gemeinen Vorgehen nicht verleiten zu lassen. Es wäre 
ein Vertragsbruch schändlichster Art, die von den Führern mit der Unterschrift besie-
gelten Vereinbarungen nicht einzuhalten.
Wir müssen schon sagen, daß wir ein solches Wahlkampfmittel der Nationalsozialisten 
nicht für geeignet halten, die guten, alten, deutschen Sitten im Volk unserer Tage wie-
der neu zu beleben, was sie bekanntlich immer schreien. Denn was sie da herausstek-
ken, ist ein ganz echt jüdischer Dreh! Ist nichts anderes als ein politischer Geschäfts-
kniff, entnommen der Judenmoral!
Die Wahl am 17. Mai 1925 stand dann bei allen Parteien – die „Gemeinsame Liste“ 
erhielt 69,98 Prozent der gültigen Stimmen, die SDAP 25,99 Prozent, die „National-soziali-
stische deutsche Arbeiterpartei“ 2,79 Prozent, die „Unabhängige Christliche Arbeiter- und 
Angestelltenpartei“ 0,69 Prozent und die KPÖ 0,55 Prozent183 – im Zeichen großer Wahl-
müdigkeit.184
Im Innviertel, wo diese Wahlmüdigkeit vor allem die Bürgerlichen zu spüren bekom-
men hatten185 – die Wahlbeteiligung lag hier mit 79,28 Prozent deutlich unter der landeswei-
ten Wahlbeteiligung von 82,40 Prozent186 –, wurden damals 72.987 gültige Stimmen abgege-
ben, u. z. 61.696 Stimmen bzw. 84,53 Prozent für die „Gemeinsame Liste“, 10.442 Stimmen 
bzw. 14,31 Prozent für die Sozialdemokraten und 849 Stimmen oder 1,16 Prozent für die 
Nationalsozialisten.187 Das direkt an Deutschland angrenzende Innviertel wies damit für die 
Nationalsozialistische Partei das schlechteste Ergebnis aller 5 oberösterreichischen Wahl-
kreise auf.188
Im politischen Bezirk Schärding (bzw. im Gerichtsbezirk Schärding) entfielen damals 
bei einer Wahlbeteiligung von 80,19 Prozent (bzw. 83,95 %) 18.336 Stimmen oder 86,94 %
der gültigen Stimmen (bzw. 7.846 St. oder 79,62 %) auf die „Gemeinsame Liste“, 2.555 
Stimmen oder 12,11 % (bzw. 1.912 St. oder 19,40 %) auf die SDAP und 200 Stimmen oder 
0,95 % (bzw. 97 St. oder 0,98 %) auf die Nationalsozialisten.189
In Schärding selbst, wo die Wahlbeteiligung 82,93 % betrug190, erhielt die „Gemeinsa-
me Liste“ 1.346 Stimmen bzw. 62,87 %, während die Sozialdemokraten 734 Stimmen oder 
34,28 % und die Nationalsozialisten 61 Stimmen oder 2,85 % auf sich vereinigen konnten.191
hiedurch eine Stimmenzersplitterung mit schädigender Folge entstehen würde.“ Sitzungsprotokolle der 
GDVP-Ortsgruppe Schärding.
183) Eigene Berechnungen nach den Ergebnissen der Wahlen für den oberösterreichischen Landtag am 17. Mai 
1925. S. 53.
184) Schdg. WBl. 1925, Nr. 21, S. 1.
185) Das „Schärdinger Wochenblatt“ nahm in seinem Bericht über den Ausgang der Landtagswahlen am 21. Mai 
1925 dazu u. a. folgendermaßen Stellung: „Die Wahlmüdigkeit der bürgerlichen Wähler im Innviertel zei-
tigte für die gemeinsame Liste in der Weise ein ungünstiges Ergebnis, daß es den Sozialdemokraten ge-
lang, über 500 Stimmen mehr zu erzielen, wodurch sie den Besitz eines Mandates erreichten. Dieser Sieg 
ist einzig und allein der Indolenz der bürgerlichen Wähler zuzuschreiben, woran auch die Stadt Schärding 
keinen geringen Anteil hat.“ Ebda.
186) Eigene Berechnungen nach den Ergebnissen der Wahlen für den oberösterreichischen Landtag am 17. Mai 
1925. S. 52.
187) Die beiden anderen Parteien hatten sich im Innviertel nicht der Wahl gestellt. Ergebnisse der Wahlen für den 
oberösterreichischen Landtag am 17. Mai 1925. S. 53 sowie eigene Berechnungen.
188) Im Wahlkreis Mühlviertel hatten die Nationalsozialisten 1,18 Prozent der gültigen Stimmen erzielt, im 
Wahlkreis Traunviertel 2,11 %, im Wahlkreis Hausruckviertel 3,26 % und im Wahlkreis Linz und Um-
gebung 6,01 %. Eigene Berechnungen nach ebda. S. 53.
189) Ebda. S. 25 sowie eigene Berechnungen.
190) Ebda. 
191) Ebda. und Schdg. WBl. 1925, Nr. 21, S. 1.
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Von den 200 Stimmen, die die DNSAP im gesamten Bezirk erhalten hatte, entfielen 
103 auf den Gerichtsbezirk Raab, was einem Anteil von 51,5 Prozent entsprach, und 97 bzw. 
48,5 Prozent auf den Gerichtsbezirk Schärding. Im Gerichtsbezirk Engelhartszell hingegen 
war keine einzige Stimme für die DNSAP zu verzeichnen gewesen.192
Vergleicht man die gemeindeinternen Prozentanteile der Nationalsozialisten im gesam-
ten Bezirk, so nimmt Andorf mit 5,35 % vor Suben mit 4,95 % und Schärding mit 2,85 % die 
Spitzenposition ein.193 Mit 83 für die Nationalsozialisten abgegebenen Stimmen stellte An-
dorf – wie Diagramm 31 zeigt – damals aber auch mit Abstand die meisten nationalsozialis-
tischen Wähler im Bezirk.
Diagramm 31: Aufschlüsselung der 200 für die Nationalsozialisten bei den Landtagswahlen












Quelle:  Eigene Berechnungen nach: Ergebnisse der Wahlen für den oberösterreichischen Landtag am 17. Mai 
1925. Hrsg. von der Landesregierung für Oberösterreich. – Linz: (1925). S. 24 f.
Da die Nationalsozialisten jedoch in keinem der 5 Wahlkreise die Wahlzahl von 7.091 
Stimmen erreichten, verloren sie jeden Anspruch auf ein Mandat. Die für das ganze Land zu 
vergebenden Abgeordnetensitze wurden demnach auf die zwei nicht ausgeschiedenen Par-
teien aufgeteilt.194 Die Linzer „Tages-Post“ kommentierte dieses Wahlergebnis am 19. Mai 
1925 folgendermaßen195: 
Aus den gestrigen Landtagswahlen können die Wähler zwei Lehren ziehen: Erstens 
daß ein Wahlblock wie ihn die gemeinsame Liste der Christlichsozialen und der Groß-
deutschen und des Landbundes darstellt, selbst bei einem Rückgang der Wahlbeteili-
gung den größtmöglichen Erfolg erzielt und zweitens daß Absplitterungen, wie sie be-
sonders die Kandidatur der Nationalsozialisten und unabhängigen christlichsozialen 
Arbeiter sind, ohne für sich selbst einen Erfolg zu erzielen, nichts anderes erreichen 
als daß sie den Gegner, der auch der ihre ist, indirekt unterstützen. 
192) Ergebnisse der Wahlen für den oberösterreichischen Landtag am 17. Mai 1925. S. 23–25 sowie „Linzer 
Volksstimme“ F. 21 vom 23. Wonnemond (Mai) 1925, S. 2.
193) Ergebnisse der Wahlen für den oberösterreichischen Landtag am 17. Mai 1925. S. 24 f.
194) Ebda. S. 54.
195) „Tages-Post“ Nr. 113 vom 19. Mai 1925, S. 1.
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Ähnlich argumentierte das „Schärdinger Wochenblatt“ zwei Tage später196: 
Die Sonderkandidaturen der Nationalsozialisten und der unabhängigen christlichso-
zialen Arbeiter führten zu keinem Erfolg, sondern bedeuteten indirekt und wider Wil-
len eine Unterstützung der auch von ihnen bekämpften Sozialdemokraten. 
Das Wahlergebnis bestätigte somit neuerlich, wie gering der Zuspruch war, den die Na-
tionalsozialistische Partei damals in Oberösterreich fand – in Schärding z. B. verschwanden 
die Nationalsozialisten nach den Landtagswahlen 1925 für mehrere Jahre ganz von der poli-
tischen Bühne197 –, und dieser Umstand wirkte sich auch negativ auf die „Linzer Volksstim-
me“ aus. War am 27. Februar 1924 schon ihre Mittwochausgabe endgültig eingestellt wor-
den, so hatte bald auch ihre Samstagausgabe Einbußen hinzunehmen. Ihr ursprünglicher Um-
fang von 8 Seiten schrumpfte 1924 fallweise auf 4 Seiten, pendelte sich dann aber bei 6 Sei-
ten ein. Nach der Einstellung der Mittwochausgabe erreichte die „Volksstimme“ vorüberge-
hend wieder einen Umfang von 8 Seiten, doch am 6. Juni 1925 wurde sie schließlich neuer-
lich auf 6 Seiten reduziert und blieb auf diesem Stand bis zum 5. Oktober 1928.198
Die Jahre 1924/1925 waren jedoch auch für die Gesamtpartei trotz einiger Wahlerfol-
ge199 und des Zuwachses, den die Partei im Herbst 1925 durch den Zusammenschluß mit der 
„Deutschnationalen Partei“ Karl Hermann Wolfs für sich verbuchen konnte200, alles andere 
als erfreulich, denn der Parteibetrieb wurde immer wieder durch Streitigkeiten gelähmt, und 
zudem begannen sich bald nach der Wiederbegründung der NSDAP im Februar 1925 die
kommenden Auseinandersetzungen zwischen den unbedingten Hitleranhängern und den Be-
fürwortern einer unabhängigen österreichischen NSDAP abzuzeichnen.
196) Schdg. WBl. 1925, Nr. 21, S. 1.
197) Josef Kislinger wurde Ende 1925 zur ÖBB-Dienststelle nach Passau versetzt und übersiedelte mit seiner 
Familie daher am 1. Dezember 1925 in die Dreiflüssestadt (Stadtarchiv Passau: Meldelisten der Stadt 
Passau); und Bahnmeister Viktor Blümel wurde Ende 1926 von der hiesigen Streckenleitung zur Strek-
kenleitung Bruck a. d. Leitha-Neudorf versetzt. Schdg. WBl. 1926, Nr. 46, S. 5. 
198) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 29.
Ab 3. Oktober 1925 schien als Eigentümer des Blattes die „Nationalsozialistische deutsche Arbeiterpar-
tei“ auf. Als Herausgeber bzw. Verleger war im Impressum damals der „Nationalsozialistische Verein für 
Deutschösterreich“ und ab 28. November 1925 der „Nationalsozialistische Verein für Österreich, Landes-
leitung Oberösterreich“ angeführt. Als verantwortlicher Redakteur zeichnete ab 3. Oktober 1925 Josef 
Müller, Wien I. Mit 7. November 1925 wurde dann Walter Gattermayer zum Hauptschriftleiter ernannt, 
und verantwortlicher Redakteur wurde Hans Becka. Ab 28. November 1925 war Josef Link für den In-
halt verantwortlich und ab 16. Januar 1926 Dipl.-Ing. Karl Breitenthaler. Rohleder, Edith Sibylle: Die 
oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 160 f.
199) Bei Gemeinderatswahlen in der Steiermark im Mai 1924 hatten die Nationalsozialisten 12.000 Stimmen und 
sechzig Gemeinderatssitze gewinnen können (Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. 
S. 47); bei Gemeinderatswahlen in Niederösterreich („Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 6. Dezember 1924) 
und im Land Salzburg („Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 11. April 1925) war die Zahl der für die Natio-
nalsozialisten abgegebenen Stimmen leicht angestiegen, und bei den Gemeindewahlen in der Stadt Klagen-
furt („Deutsche Arbeiter-Presse vom 13. Februar 1926) konnte man sogar von einem größeren Erfolg 
der NSDAP sprechen. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 225.
200) Wolf hatte sich nach dem schlechten Wahlergebnis 1923 von den Großdeutschen gelöst und am 22. Novem-
ber 1923 eine eigene „Deutschnationale Partei“ gegründet. Die Schwäche dieser Partei ließ Wolf in den 
folgenden Monaten jedoch immer näher an die Nationalsozialisten heranrücken. Im August 1924 verbün-
deten sich Wolf und seine „Deutsche Nationalpartei“ schließlich mit den österreichischen Nationalsozia-
listen, um gegen die GDVP eine gemeinsame Front bilden zu können. Am 26. September 1925 schloß 
sich die „Deutschnationale Partei“ dann den österreichischen Nationalsozialisten unter Karl Schulz an,
Wolf selbst hingegen schied nach der Festversammlung am 5. Oktober 1925, in deren Rahmen der Zusam-
menschluß formell vollzogen wurde, aus Altersgründen aus der Partei aus. Pauley, Bruce F.: Der Weg in 
den Nationalsozialismus. S. 47 und Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 629–631. 
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Wie bereits erwähnt, war Hitler anläßlich der Neugründung der NSDAP201 sofort daran-
gegangen, seinen persönlichen Einfluß in der Partei wiederherzustellen, und hatte am 27. Fe-
bruar 1925 im Rahmen der großen öffentlichen Massenversammlung im Bürgerbräukeller in 
München von seinen alten Kampfgefährten aus dem völlig zerstrittenen völkischen Lager die 
unbedingte Unterordnung unter seine Führerschaft gefordert202:
Ich habe mich neun Monate jedes Wortes enthalten; nun führe ich die Bewegung, und 
Bedingungen stellt mir niemand; denn wenn die Herren kommen, und mir der eine sa-
gen sollte, ich stelle die Bedingung, und der andere, ich stelle jene, so habe ich nur 
eine Antwort zu geben: Freund, warte erst, welche Bedingung ich stelle.
Am 10. Mai 1925 wurde von den Nationalsozialisten dann in München eine zwischen-
staatliche Beratung abgehalten203, und dabei wurde die Schaffung einer zwischenstaatlichen 
Neuorganisation aller Nationalsozialisten beschlossen204, worauf Hitler im Juni 1925 – als 
Ersatz für die früher von Dr. Riehl geleitete zwischenstaatliche Kanzlei in Wien – in München 
eine Zentralgeschäftsstelle errichtete205 und dies folgendermaßen begründete206: 
Für uns gibt es keine Grenzpfähle. Wir bekunden vor aller Welt: Hier sind 6 Millionen 
Menschen, die wollen zu Deutschland; im ganzen sind es 18 Millionen Deutsche der 
früheren österreichisch-ungarischen Monarchie, die sich zur deutschen Republik be-
kannt haben. Wenn alle Parteien sich um alles, aber nicht um die 18 Millionen küm-
mern, wir sind die einzigen Verkünder ihres Rechtes. Die Unterdrückten müssen in uns 
den Wegweiser sehen zum wahren Deutschen Reich. München liegt den deutschen 
Brüdern in Österreich räumlich näher als irgendein Ort und bildet für die Anschluß-
bewegung den ideellen Mittelpunkt. 
Im Deutschen Reich ging es mit der NSDAP nunmehr langsam, aber stetig wieder auf-
wärts207 – der Nationalsozialismus blieb dabei wie vor dem 9. November 1923 ein vorwie-
gend städtisches Phänomen, wenngleich sich die Rahmenbedingungen für ihn selbst dort 
201) Schon am 26. Februar 1925 hatte der „Völkische Beobachter“ in München sein Erscheinen wiederaufge-
nommen. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 49.
202) Zit. nach: Vollnhals, Clemens: Der Aufstieg der NSDAP in München 1925 bis 1933. S. 158.
203) An Parteiführern waren damals vertreten: Adolf Hitler, Abg. Streicher, Abg. Dr. Buttmann, Esser und Ro-
senberg für das Deutsche Reich, Funk und Umlauf für Österreich und die Abg. Jung, Knirsch und Simm 
für die Tschechoslowakei. Die Beratungen galten politischen und organisatorischen Fragen (u. a. wurde 
eine Neuordnung Europas auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechtes der Völker gefordert, das 
auch dem deutschen Volke „die Einheit und Freiheit und allen schaffenden Volksschichten sozialen und 
kulturellen Aufstieg“ sichern sollte) und der Vorbereitung eines zwischenstaatlichen Vertretertages. 
Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 223.
204) Schdg. WBl. 1925, Nr. 21, S. 1.
205) Hitler hatte bereits im Jahr 1922 beim Parteitag der deutschen NSDAP darauf bestanden, alle Macht im Par-
teihauptquartier in München zu konzentrieren. Nur dadurch könnten, hatte er damals argumentiert, Auf-
splitterungen, wie sie anderen völkischen Bewegungen zusetzten, vermieden werden. Pauley, Bruce F.: 
Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 49.  
206) Hitlers Rede zur Landesvertretertagung am 12. Juni 1925 in Plauen. Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der 
Griff nach Österreich. S. 224.
207) Hitlers Hausmacht stützte sich 1925/26 auf den fanatisch antisemitischen Flügel um Julius Streicher, Her-
mann Esser, Alfred Rosenberg und den thüringischen Gauleiter Artur Dinter. Hinzu kamen treue Gefolgs-
leute wie Gregor Strasser und Funktionäre aus der früheren Parteizentrale: der Direktor des Eher-Verlags 
Max Amann, Parteigeschäftsführer Philipp Bouhler, Schatzmeister Franz Xaver Schwarz und Hitlers Pri-
vatsekretär Rudolf Heß. Hitlers absoluter Führungsanspruch war damals jedoch noch keineswegs unum-
stritten. Vollnhals, Clemens: Der Aufstieg der NSDAP in München 1925 bis 1933. S. 158.
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mittlerweile verschlechtert hatten 208 –, und auch in Österreich erhielten die Nationalsoziali-
sten durch die Neugründung der NSDAP sowie durch die 1925 einsetzende neuerliche An-
schlußwelle209 neuen Auftrieb. In Schärding z. B. erläuterte Wanderlehrer Josef Hoyer am
28. Mai 1925 im Gasthof Aschenbrenner in einem Vortrag unter der Devise „Heim ins 
Reich!“ im Rahmen des „Alldeutschen Verbandes“, warum die Österreicher den Anschluß 
an Deutschland forderten210, und das hier Ende August 1925 abgehaltene Wiedersehensfest 
galt vielen ebenfalls als Ausdruck des Anschlußwillens.211
Seit Ende Februar 1925 – also nahezu gleichzeitig mit dem Wiederaufleben der deut-
schen NSDAP – waren in Österreich wieder vermehrt nationalsozialistische Treffen organi-
siert worden. Anfangs waren diese Versammlungen jedoch nur schwach besucht. Als am 12. 
März 1925 aber Julius Streicher, der durch seinen fanatischen Antisemitismus berühmt-be-
rüchtigte Gauleiter von Nürnberg, in Wien sprach – zwei Tage vorher hatte hier der Natio-
nalsozialist Otto Rothstock ein Revolverattentat auf den jüdischen Schriftsteller Dr. Hugo 
Bettauer verübt, der dabei tödlich verletzt wurde212 –, hatte er 1.700 Zuhörer.213
208) Daß die Mitgliederrekrutierung den örtlichen Führungskadern in diesen wenigen guten Jahren der Weimarer 
Republik erhebliche Schwierigkeiten bereitete, läßt sich am Beispiel Passaus veranschaulichen: Bei einer 
Einwohnerzahl von 24.428 (1925) zählte die NSDAP-Ortsgruppe Passau laut einer Mitgliederliste vom 
5. Januar 1926 (Staatsarchiv Landshut Rep. 181, Nr. 79) lediglich 51 Personen, u. z. 42 Männer und 9 
Frauen. Hille, Martin: Bauernbund und Nationalsozialismus in Ostniederbayern (1924–1933). S. 219.
209) Den Erwartungen der österreichischen Anschlußbewegung einschließlich der Nationalsozialisten entsprach 
damals am besten folgende Lösung: „Österreich muß sich als Einheit an das Deutsche Reich anschließen, 
muß als solches in seinem heutigen Umfange die Stellung eines Gliedstaates im Deutschen Reich erhalten 
und zugleich müssen die österreichischen Länder in ihrer Besonderheit erhalten bleiben [...].“ Kelsen, 
Hans: Die staatsrechtliche Durchführung des Anschlusses Österreichs an das Deutsche Reich. S. 336. 
Zit. nach: Botz, Gerhard: Die Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich. S. 46. 
210) Abschließend erklärte Hoyer dann noch, daß gerade die Gegner dieser Verbindung trotz des Faktums, daß 
der Anschluß sich nicht erzwingen lasse, wohl bald einsehen müßten, daß er „eine weltpolitische Natur-
notwendigkeit“ bedeute. Schdg. WBl. 1925, Nr. 22, S. 5 und Nr. 23, S. 5.
211) Die „Linzer Volksstimme“ veröffentlichte dazu in ihrer Folge 36 vom 12. Scheiding (September) 1925, S. 5 
folgenden Bericht: „Das Wiedersehensfest in Schärding. Der lebende Anschlußgedanke. Die Angehöri-
gen des Edelweiß- und deutschen Alpenkorps haben sich, nach vielen Tausenden zählend, am 30. Ern-
tings in dem freundlichen Innstädtchen Schärding zusammengefunden, um den Geist alter treuer Waffen-
brüderschaft zu pflegen und zu zeigen, daß es ihnen ein Herzensbedürfnis ist, die Erinnerung an in ge-
meinsamer Not und heldenmütigem Ringen verlebten Tage hochzuhalten.
Welch erhebendes Bild war es, als im Festzuge die Fahnen der ruhmvollen Regimenter im Winde flatter-
ten, begleitet von jenen, die einst unter ihnen für des Vaterlandes Unversehrtheit und Größe mit Einsatz 
all ihrer Habe siegreich von Schlacht zu Schlacht gezogen. Begeisterte Zurufe aus aller Munde löste das 
stramme Auftreten der Bundeswehr, der reichsdeutschen und deutschösterreichischen Kameradschafts-
verbände, sowie der, eingedenk des Ablebens des Feldmarschalls, in stummem Ernste marschierenden 
starken Frontkämpferabordnung aus, deren tadellose militärische Ordnung angenehm auffiel. [...].“
Näheres zu dieser Veranstaltung siehe auch im Abschnitt „Das Verhältnis zu den bayerischen Nachbarn“!
212) Während Bettauer, der Autor so berühmter Romane wie „Die freudlose Gasse“ und „Die Stadt ohne Juden“, 
tödlich verletzt im Spital lag, bis er am 26. März verstarb, feierte die „nationale“ Presse die „Befreiungs-
tat“ des „braven, häuslichen, sparsamen und sittenreinen Attentäters“, und christlichsoziale sowie einige 
bürgerlich-liberale Zeitungen entschuldigten die „Tat“ des „Sohnes ehrbarer Schlossereheleute“, der zwar 
„in ehrlicher sittlicher Empörung sich bei der Wahl der Mittel vergriffen“ („Reichspost“ vom 12. März 
1925, S. 7), aber eigentlich doch nur ein „Volksurteil“ vollstreckt habe. Die im Oktober 1925 vor einem 
Wiener Geschworenengericht stattfindende Verhandlung, bei der Dr. Walter Riehl die Verteidigung Roth-
stocks kostenlos übernommen hatte, wurde dann eher zu einem Prozeß gegen den Ermordeten als gegen 
den Mörder. Die Geschworenen bejahten schließlich die Schuldfrage auf Mord einstimmig, bezeichneten 
den Angeklagten aber mit Stimmengleichheit als bei der Tat des Gebrauchs der Vernunft ganz beraubt, 
sodaß er in eine Irrenanstalt überstellt wurde. Nach etwas mehr als eineinhalbjährigem Aufenthalt „Am 
Steinhof“ wurde Rothstock dann aber entlassen, weil bei ihm keine Anzeichen einer Geisteskrankheit er-
kennbar waren. Botz, Gerhard: Gewalt in der Politik. S. 130–138.
-740-
Am 28. April 1925 hielten die Nationalsozialisten in Wien unter dem Motto „Heim ins 
Reich!“ eine Anschlußkundgebung ab. Juden hatten zu dieser Veranstaltung, die „dem Herrn 
Außenminister, aber auch aller Welt deutlich zeigen“ sollte, „welches der wahre Wille des
deutschen Volkes von Wien tatsächlich ist“, keinen Eintritt. Als Redner traten dabei Partei-
obmann Karl Schulz, Pg. Walter Gattermayer und Pg. Richard Suchenwirth auf.214
Ende Mai 1925 kam es zu zahlreichen schweren Zusammenstößen zwischen National-
sozialisten und Sozialdemokraten, wobei auch ein Todesopfer zu beklagen war und mehrere 
Personen schwer verletzt wurden.215
Außerdem setzte nunmehr, ausgelöst durch die Ankündigung, daß der XIV. Internatio-
nale Zionistenkongreß vom 18. bis 31. August dieses Jahres in Wien stattfinden werde, eine 
wüste antisemitische NS-Propaganda ein.216
Die „Deutsche Arbeiter-Presse“ schrieb z. B. am 6. Juni 1925, daß man bei diesem 
Kongreß neben den 500 Delegierten mit 25.000 jüdischen Beobachtern rechnen müsse und 
die christlichen Frauen und Mädchen Wiens „wegen dieser Horden ausländischer Juden in 
der Stadt“ in großer Gefahr sein würden. Am 11. Juli 1925 erhöhte die Zeitung ihre ur-
sprüngliche Schätzung dann auf 50.000 – diese Zahl schien auch auf Plakaten der National-
sozialisten auf –, während „Der eiserne Besen“ am 25. Juli 1927 sogar von 50.000 bis 
80.000 jüdischen Besuchern ausging. Die „Deutschösterreichische Tages-Zeitung“ hielt sich 
bei ihrer am 8. August 1925 veröffentlichten Schätzung hingegen zurück und meinte, daß
etwa 30.000 Juden an der Tagung teilnehmen würden, unter ihnen allerdings 25.000 aus Ost-
europa. Mindestens 20.000 von ihnen würden die Veranstaltung dazu benützen, für immer 
in Österreich zu bleiben, um schließlich die Kontrolle über das Land zu übernehmen.217
Bereits am 13. August 1925 fanden sich daraufhin rund zehntausend Demonstranten in 
drei Sälen zusammen, um gegen den Kongreß Protest zu erheben, und diese Kundgebung ve-
ranlaßte einige Nationalsozialisten dazu, die Fenster von Kaffeehäusern in jüdischem Besitz 
einzuschlagen.218
Vom 14. bis 16. August 1925 hielten die Nationalsozialisten in Wien ihren Reichspar-
teitag 1925 ab. In Vertretung Adolf Hitlers war Reichstagsabgeordneter Ing. Gottfried Feder 
213) Das Vorhaben, damals auch Hitler zu einem Vortrag nach Österreich einzuladen, scheiterte daran, daß die 
österreichische Regierung nach Hitlers Entlassung aus dem Gefängnis ein Einreiseverbot über ihn ver-
hängt hatte. Begründet worden war dies damit, daß Hitler während des Ersten Weltkrieges in der deut-
schen Armee gekämpft und dadurch seine Staatsbürgerschaft aufgegeben habe. Pauley, Bruce F.: Der 
Weg in den Nationalsozialismus. S. 47 f. und S. 226. 
Hitler suchte schließlich im selben Jahr beim Linzer Magistrat um die Entlassung aus der österreichischen 
Staatsbürgerschaft an. Slapnicka, Harry: Knapp über der Wahrnehmungsgrenze. S. 497.
214) Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 150.
215) Botz, Gerhard: Gewalt in der Politik. S. 102–104 und S. 349 f.
216) Ebda. S. 104 und Scheithauer, Erich [u. a.]: Geschichte Österreichs in Stichworten. Bd. V. – S. 152. 
In Passau sprachen damals anläßlich „des geplanten Judeneinfalles gelegentlich des in Wien vorgesehenen 
Zionistenkongresses“ die Pg. Oberstleutnant a. D. Christian Benz (seine feierliche Einweisung als Orts-
gruppenleiter erfolgte am 4. September 1925 durch Pg. Heinrich Himmler aus Landshut), Wenzel Dor-
ner, Stadtrat Alois Fischer und Max Moosbauer am 18. Juli 1925 beim Bezirksamt Passau und beim 2. 
Bürgermeister Weiß als Polizeiherrn vor und erreichten ein „Verbot aller öffentlichen Veranstaltungen 
und Aufzüge der fremden Juden“. Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 
1920–1933. S. 28.
217) Zit. nach: Pauley, Bruce F.: Eine Geschichte des österreichischen Antisemitismus. S. 154 f. 
Als dann tatsächlich aber nur 10.000 Juden zum Kongreß anreisten, werteten die Nationalsozialisten die-
se Zahl nicht als Beweis, daß ihre Vorhersagen gewaltig übertrieben gewesen waren, sondern daß sie 
durch ihre „Aufklärung“ der christlichen Bevölkerung Österreichs über die Gefahren des Kongresses die 
anderen Juden vom Kommen abgehalten hätten. Ebda.
218) Ebda. S. 156.
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erschienen. Aus der Neuwahl des Parteivorstandes ging damals wiederum Karl Schulz als 
Parteiobmann hervor, und auch sonst wurde fast die gesamte Führungsgarnitur bestätigt.219
Einen Tag später wurde Wien dann anläßlich der Eröffnung des Zionistenkongresses 
Schauplatz schwerer Zusammenstöße zwischen der Polizei und antisemitischen Demonstran-
ten. Schon im Vorfeld des Kongresses hatte man aus Vereinigungen „sämtlicher nichtjüdi-
scher Parteirichtungen“ einen „völkisch-antisemitischen Kampfausschuß“ gebildet220, des-
sen Ziel es war, die Abhaltung des Zionistenkongresses zu verhindern. Die Nationalsoziali-
sten schlugen Protestplakate gegen den Kongreß an und verlangten von der Regierung ein 
Verbot der Veranstaltung. Diese jedoch lehnte es ab, dem Druck von rechts nachzugeben. 
Als am 17. August 1925, dem Tag der Eröffnung des Zionistenkongresses, schließlich mehr 
als 10.000 Nationalsozialisten und völkische und christliche Turner in der Innenstadt zu ran-
dalieren begannen, schritt die Polizei unter der Leitung des damaligen Polizeipräsidenten 
Schober mit aller Schärfe gegen die Unruhestifter ein und führte auch Verhaftungen durch.221
Dr. Seipel, der Obmann der Christlichsozialen Partei, sprach daraufhin an der Spitze einer 
Deputation im Polizeipräsidium vor und erwirkte die Enthaftung der christlichen Turner, die 
gegen das Versprechen, sich an den noch in Aussicht genommenen Krawallen222 nicht mehr 
219) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 224 f.
220) Neben den Nationalsozialisten gehörten ihm u. a. der „Deutsche Turnerbund 1919“, der „Alldeutsche Ver-
band“ und der „Antisemitenbund“, aber auch Zeitungen wie die „Deutschösterreichische Tages-Zeitung“ 
und die „Reichspost“ an. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 226.
221) Bruce F. Pauley hält in seinen Ausführungen über die antizionistischen Demonstrationen an diesem Tag u. a. 
folgendes fest: „Um sicherzustellen, daß die verbotene Kundgebung nicht stattfand, besetzte die Polizei 
am frühen Nachmittag des 17. August, einem Montag, den Freiheitsplatz, den heutigen Rooseveltplatz, 
vor der Votivkirche. Personen, die sich dem Platz näherten, wurden wiederholt mit dem Hinweis abge-
mahnt, daß die Demonstration illegal sei, doch wurden diese Warnungen nicht zur Kenntnis genommen. 
Um 18 Uhr 15 schrillte in der Umgebung der nahe gelegenen Universität eine Pfeife, das Signal zur Mobi-
lisierung der Menge, die sich bereits zusammengerottet hatte. Zehntausend Menschen hörten die Anspra-
chen dreier Redner, von denen zwei Nazis waren. Einer der Redner, Walter Gattermayer, Führer einer 
nationalsozialistischen Gewerkschaft, ergriff die Gelegenheit, an die paramilitärische Frontkämpferver-
einigung, nationalistische Gymnasiasten und Mitglieder der Großdeutschen Volkspartei zu appellieren, 
sich den Nationalsozialisten bei deren Widerstand gegen den Zionistischen Weltkongreß anzuschließen.
Um 20 Uhr begann die Polizei, deren Stärke von Antisemiten auf 6.000 Mann geschätzt wurde, verspätet 
mit der Auflösung der Kundgebung. In Gruppen von 100 bis 150 Personen begannen nun die Demonstran-
ten antisemitische Parolen zu rufen, die Polizei mit Steinen zu bewerfen und sie mit Stöcken und sogar 
mit Gewehren anzugreifen. Es war schon 20 Uhr 30, als die Menge sich langsam zerstreute. Etwa tau-
send Demonstranten versuchten, in die Leopoldstadt und in die Innenstadt zu marschieren, wurden aber 
von der Polizei davon abgehalten. Bis etwa 23 Uhr behielten die Demonstranten allerdings die Ringstra-
ße unter ihrer Kontrolle und pöbelten Juden oder vermeintliche Juden in Autos, Straßenbahnen und Kaf-
feehäusern an. Andere Demonstranten brüllten antisemitische Parolen vor Hotels, in denen ausländische 
Gäste untergebracht waren. Erst eine halbe Stunde nach Mitternacht kehrte wieder relativ normales Leben 
in der Stadt ein, nachdem 132 Personen verhaftet worden waren, die später zu einer oder zwei Wochen 
Haftstrafe verurteilt wurden. […]. Insgesamt wurden bei dem Handgemenge vierzig Personen verletzt, 
davon einundzwanzig Polizisten; fünfzehn Pferde wurden ebenfalls verletzt. Außerdem verursachten die 
Aufrührer einen Schaden in der Höhe von 32 Millionen Schilling, der den Hotels und Restaurants ent-
gangene Gewinn noch nicht eingerechnet, der durch den Ausfall verschreckter Gäste entstanden war, die 
es vorgezogen hatten, nicht nach Wien zu kommen.“ Pauley, Bruce F.: Eine Geschichte des österreichi-
schen Antisemitismus. S. 157 f.
222) Über die weiteren antisemitischen Störaktionen schreibt Pauley: „Der 18. August, ein Dienstag, erwies sich 
als wesentlich ruhiger als der vorhergehende Tag, wahrscheinlich weil die Polizei noch umfassendere Vor-
sichtsmaßnahmen ergriffen hatte, vor allem rund um das Konzerthaus, wo der Kongreß tagte. Die Polizei 
gestattete ein Zusammenrotten der Menge nur bis zum Schwarzenbergplatz, einen Häuserblock vom Kon-
zerthaus entfernt; dort schrien die Antisemiten ihre ‘Juden-raus’-Parolen und sangen die großdeutsche 
‘Wacht am Rhein’. Diesmal wurden nur 73 Demonstranten festgenommen – die meisten von ihnen junge 
Menschen, davon viele Mädchen – und alle innerhalb von drei Tagen wieder freigelassen.“ Ebda. S. 158.     
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zu beteiligen, in Freiheit gesetzt wurden. Damit war die innerhalb des „völkisch-antisemiti-
schen Kampfausschusses“ gebildete christlich-völkische Einheitsfront gesprengt.223
Trotz des großen Aufwandes hatte der „Kampfausschuß“ somit nichts erreicht224, und 
die Tagung konnte abgehalten werden.225 Für die Nationalsozialisten, die sich auch finanziell 
sehr stark engagiert hatten und eine Flugschrift mit dem Titel „Die Judenpest“ herausgegeben 
hatten, bedeutete das Scheitern dieses Unternehmens jedoch einen schweren Rückschlag226, 
und Parteiobmann Schulz verlor dadurch überdies das Vertrauen vieler Parteimitglieder.227
Hatte es innerhalb der Partei schon angesichts des Zionistenkongresses Differenzen 
gegeben228, so brandete im Oktober 1925 ein weiterer Streit auf. Der Redakteur und die für 
die Verwaltung verantwortlichen Angestellten der Parteizeitung „Deutsche Arbeiter-Presse“ 
forderten damals eine Erhöhung ihrer Gehälter und traten dafür auch in Streik. In der Partei-
führung aber kam es darüber zu heftigen Auseinandersetzungen. Während nämlich der Ge-
neralsekretär der Partei, Ernst Graber, und einige Führer des Vaterländischen Schutzbundes 
die Gehaltsforderungen unterstützten, sprachen sich andere Führer aus finanziellen Grün-
den entschieden dagegen aus, wobei letztere angesichts der schlechten Finanzlage der Partei 
schließlich die Oberhand behielten.229
Die Parteigänger von Schulz suchten die Ursache für die parteiinternen Schwierigkei-
ten daraufhin in hohem Maße bei Graber, dessen angebliche Schlamperei auf von Parteige-
nossen in den Bundesländern an Schulz gerichtete Briefe zurückging, die unbeantwortet ge-
223) Die letzte, diesmal völlig friedliche Demonstration in Zusammenhang mit dem Zionistenkongreß fand dann 
am 22. August 1925 statt. Laut Pauley waren unter den etwa 8.000 Teilnehmern der Kundgebung 2.000 
Mitglieder des Vaterländischen Schutzbundes, 800 uniformierte Mitglieder der Frontkämpfervereinigung, 
1.200 Mitglieder verschiedener Turnerorganisationen und 800 Studenten aller nationalistischen Couleurs: 
„Sie marschierten von der Votivkirche in der Nähe der Universität zur Karlskirche, wo sie Walter Gatter-
mayer prahlen hörten, daß die antisemitische Bewegung dazu geführt habe, daß die Teilnehmerzahl am 
Zionistischen Kongreß nicht wie erwartet 30.000, sondern nur 4.000 betragen habe. Der Antisemitismus, 
so fuhr er fort, müsse im Proletariat verbreitet werden, damit dieses verstehe, daß sein größter Feind der 
bestialische, internationale jüdische Kapitalist sei. Nachdem die Menge einer Resolution zugestimmt hat-
te, daß das öffentliche Leben in Wien in zunehmendem Maße ‘verjudet’ sei, löste sich die Demonstration 
unter Absingen der deutschen Nationalhymne auf.“ Pauley, Bruce F.: Eine Geschichte des österreichi-
schen Antisemitismus. S. 158.
224) Selbst die Großdeutschen, die bald darauf über die Frage debattierten, mußten „die Wühlarbeit“ der National-
sozialisten kritisieren. Laut ihrem Sprecher, Dr. Waber, sei doch die jüdische Auswanderung sehr wün-
schenswert und müßte die Kolonisation in Palästina unterstützt werden, „denn das ergäbe eine Entlastung 
unserer Bevölkerung“. Das öffentlich zu sagen, wage er aber nicht, „um nicht am Ende als Beschützer 
der Zionisten bezeichnet zu werden“. Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 90 f.
225) In Wahrheit hatten Schulz und die Führer anderer antisemitischer Organisationen den Wiener Polizeistellen 
versprochen, ihre Anhänger anzuweisen, den Kongreß, den sie als wichtig für die stagnierende Wirtschaft 
der Stadt ansahen, nicht zu stören. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 48.
226) Von den 202 am 17. und 18. August wegen antisemitischer Störaktionen festgenommenen Demonstranten 
waren laut Pauley 62 Nationalsozialisten, 41 kamen von verschiedenen anderen völkischen Organisatio-
nen, 29 waren Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei, nur zwei waren Christlichsoziale (wahrschein-
lich deshalb, weil die Parteiführung ihren Mitgliedern verboten hatte, an illegalen Demonstrationen teilzu-
nehmen), nur zwei waren Mitglieder der GDVP, und 41 waren ohne Zugehörigkeit zu einer politischen 
Gruppierung, wahrscheinlich weil sie zu jung für ein echtes politisches Interesse, aber alt genug waren,
um an Schlägereien und Plünderungen Vergnügen zu finden. Pauley, Bruce F.: Eine Geschichte des 
österreichischen Antisemitismus. S. 158.
227) Carsten, Francis L.: Die erste österreichische Republik im Spiegel zeitgenössischer Quellen. S. 91 f. Ders.: 
Faschismus in Österreich. S. 90 f. und Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 226 f.




blieben waren.230 Sie glaubten, der nachfolgende Unwille habe sich unfairerweise gegen 
Schulz gerichtet. Gegen Ende Oktober spitzte sich die Lage jedoch noch weiter zu, als meh-
rere Ortsgruppenleiter in Wien gemeinsam mit Josef Müller beschlossen, all diese Probleme 
„in kürzest möglicher Zeit auszumerzen und einen Anschluß an die Bewegung Adolf Hitlers 
im Reich vorzubereiten“.231
Anfang November 1925 wurden die Ortsgruppenleiter Wiens daher zu einer Konferenz 
zusammengerufen. Dabei wurde nach langer Debatte beschlossen, die Streikenden zu entlas-
sen, weil diese in der Zwischenzeit ihre Beschwerden öffentlich erörtert hatten.232
Die Streitigkeiten waren damit aber noch nicht beendet, denn unter den Parteimitglie-
dern begann nun eine heftige Agitation gegen Ing. Zwerina, den Zweiten Parteiobmann233,
und Schatzmeister Marihart. Es gab Anklagen und Gegenklagen, und beide mußten ihre Par-
teiämter niederlegen. Eine weitere Konferenz der Ortsgruppenleiter entschied dann, einen 
Untersuchungsausschuß unter einem nicht der Partei angehörenden Vorsitzenden einzuset-
zen, der einem außerordentlichen Parteitag berichten sollte.234
All diese Zwistigkeiten – Ende 1925 war auch noch der langjährige Parteifunktionär 
Walter Gattermayer, der mittlerweile die Redaktion der „Deutschen Arbeiter-Presse“ über-
nommen hatte, zurückgetreten235 –, die sich immer wieder als Konflikte zwischen den eher 
demokratisch-gewerkschaftlich orientierten älteren Parteiführern und den deutlich jüngeren, 
auf das „Führerprinzip“ setzenden Hitleranhängern entpuppten und damit auch ein Signal für 
230) Suchenwirth hielt zu Ernst Graber u. a. folgendes fest: „[…] Er stellte sich mir als guten Freund meines Vet-
ters Bernhard vor, nannte sich ein ‘Fruechterl’, der zwei Haueser in Purkersdorf durchgebracht habe. Ein 
echter Wiener, einer der echtesten, dem ich begegnete, offenbarte er mir das Wiener Wesen mehr in den 
liebenswuerdigen Schwaechen, die diesem innewohnten. Graber ass sehr gerne gut, machte in Gast- und 
Caféhauesern stets die groesste Rechnung von uns und kam nie mit seiner Pension als Oberrechnungsrat 
und dem ihm allerdings oft recht unpuenktlich ausbezahlten Gehalt der Partei aus. Er war begeisterter 
Wagnerianer, hatte oefters die Festspiele in Bayreuth gehoert. Sein Blick war gut, freilich neigte er rein 
stimmungsmaessig sehr zum Radikalismus, liess sich auch gern von starken Worten berauschen. Er selbst 
liebte Kraftausdruecke, […], wenn er gern politische Gegenspieler, so oefters sogar den Dr. Riehl, eine 
‘Dreckfigur’ nannte. Aber er hatte ein frisches, liebenswuerdiges Wesen und man hoerte ihm immer gern 
zu, er war ein angenehmer Gesellschafter. Mit Hermann Esser war er eng befreundet und die Beziehung 
hielt sich gewiss sehr lange Zeit.
Ein Organisator war Graber nicht. Es gelang ihm nicht, die Kanzlei zu einem sicheren Funktionieren zu 
bringen, wozu freilich der mit dem langsamen Niedergang 1923/24 verbundene sehr schlechte Eingang 
der Mitgliedsbeitraege beitrug. Unmutig nannte ich Graber, der mir damals wie die Verkoerperung die-
ses schlampigen Betriebes erschien, den ‘Totengraber’, […].“ Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der 
alten Partei. S. 11 f.
231) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 45.
232) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 134.
233) Wie negativ Ing. Zwerina damals von den Opposition innerhalb der Partei gesehen wurde, spiegelt sich z. B. 
in folgender Beschreibung seiner Person durch R. Suchenwirth wider: „Fast ungern gehe ich nun daran, 
auch des Ing. Zwerina zu erwaehnen. Mittelgross, korpulent nicht, aber stark untersetzt, dunkel, slawi-
scher Typ. Er gab seiner Stimme gern etwas Hypnotisches bei, wollte durch Sicherheit und Entschieden-
heit imponieren. Zweifellos war er nicht ehrlich. Derda sagte einmal von ihm: ‘Der Typus Zwerina meu-
chelt im Dunkeln’, und er, Derda, verstand sich in diesen Dingen. Zw. gewann auf Schulz allmaehlich 
starken Eindruck. Dieser brauchte einen Akademiker um sich, der formell in der zweiten Linie blieb, vor 
allem als Redner kaum hervortrat. Dabei konnte sich Zwerina gemuetlich geben. Tatsaechlich war er, 
was die Riehlleute aus dem zweiten Bezirk ueber ihn sagten, ‘ein boehmischer Hallawachl’.“ Suchen-
wirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 11.  
234) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 134.
235) Gattermayer wurde (ebenso wie andere Parteiführer) wegen seiner Beteiligung an einem angeblich „jüdi-
schen“ Bankunternehmen angegriffen. Außerdem wurde ihm vorgeworfen, daß er zu einer Zeit, als er 
schon längst „Mitglied der antisemitischen nationalsozialistischen Partei“ war, mit einer Jüdin namens 
Schweinburg verlobt gewesen sei. Ebda. und Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 8.
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die dramatischen sozialen Veränderungen waren, denen die Partei damals unterworfen 
war236, lähmten jedoch die Aktivität der Partei, und die Zahl ihrer Versammlungen ging zu-
rück, ja selbst die „Deutsche Arbeiter-Presse“ erschien unregelmäßig.237
Um den parteiinternen Streit zu beenden, wurde schließlich für den 7. Februar 1926 
ein außerordentlicher Parteitag nach Linz einberufen. An diesem Treffen, das unter Aus-
schluß der Öffentlichkeit stattfand, nahmen 110 Delegierte teil. Schon vor Beginn „kam es 
zu stürmischen Auseinandersetzungen“, als ein Vertreter des Vaterländischen Schutzbundes
beantragte, man möge gestatten, daß Mitglieder des Schutzbundes als Zuhörer auf der Gale-
rie teilnehmen. Dies aber wurde, vermutlich weil man störende Zurufe und Unterbrechun-
gen befürchtete, abgelehnt. Dann berichtete Schulz im einzelnen über die internen Zwistig-
keiten zwischen der Leitung und der Opposition, zu der er zahlreiche Mitglieder des Vater-
ländischen Schutzbundes rechnete. Danach referierte der Vorsitzende des Untersuchungs-
ausschusses, Dr. Josef Ursin, über die „mehreren Parteifunktionären zur Last gelegten Un-
korrektheiten“ und das Ergebnis seiner Erhebungen. Ihm folgten viele Delegierte von beiden 
Seiten, aber ihre Reden wurden „durch lärmende Tumulte, die wiederholt in Tätlichkeiten 
auszuarten drohten, unterbrochen“. Der „Hauptschuldige“, Zwerina, war inzwischen aus der 
Partei ausgetreten, und Marihart hatte seine Funktion aufgegeben. Nur Gattermayer war er-
schienen und suchte die Vorwürfe gegen ihn zu entkräften, wobei er auf seine Verdienste 
um die Bewegung hinwies. Die Opposition beharrte jedoch auf ihrer ablehnenden Haltung, 
kritisierte die „Korruption“ der Führung und forderte die Übernahme des Führerprinzips.
Wie die „Opposition“ damals die Situation sah, geht aus folgendem undatierten Be-
richt über diesen Parteitag hervor, der sich im Bestand „Suchenwirth“ des Instituts für Zeit-
geschichte München erhalten hat. Darin heißt es238:
Am 7. Februar 1926 wurde in Linz ein ausserordentlicher Parteitag (a. o. P. T.) abge-
halten, angeblich um eine Klärung der durch die von 5 Parteiangestellten im Oktober 
1925 erhobenen Anschuldigungen gegen Parteileitungsmitglieder hervorgerufenen 
Lage herbeizuführen. Alle ehrlichen und anständigen Nationalsozialisten hätten er-
wartet, dass Parteileitungsmitglieder, welche ein gegen die schweren Anschuldigun-
gen vollkommen reines Gewissen haben, sofort vor einen a. o. P. T. treten und dort Re-
chenschaft geben und fordern. Das geschah aber nicht, was als Beweis dafür anzuse-
236) Wie bereits erwähnt, blieb bis 1926 der Einfluß der Gewerkschaften in der Partei bedeutsam. Viele Partei-
mitglieder gehörten einer völkischen Gewerkschaft an, die sich 1923 auf zirka 45.000 Mitglieder stützte. 
Ihr sozialer Hintergrund bewirkte, daß sie den Sozialismus im Nationalsozialismus ernst nahmen. Hitler 
selbst sagte z. B. 1927 in einer Rede in Freilassing, daß der frühe Nationalsozialismus in Österreich eine 
„mehr oder minder marxistische Erscheinung“ gewesen sei, der sich im Grundsätzlichen vom Marxismus 
nicht unterschieden habe, nur daß er „etwas nationaler als dieser“ gewesen sei (zit. nach: Brandstötter, 
Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 260), was mit ein Beleg dafür ist, daß das sozialpolitische Engagement des 
frühen Nationalsozialismus in Österreich damals nicht unterschätzt werden darf. Hanisch, Ernst: Zur
Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Salzburg (1913–1925). S. 398. 
Ab dem Jahr 1922 hatte jedoch der Einfluß der Gewerkschaften abzunehmen begonnen. Es gab jetzt einen 
starken Zustrom von Universitätsstudenten, die von der schrecklichen Inflation der Nachkriegsjahre be-
troffen waren. So bestanden z. B. in den Jahren 1924/25 22 Prozent der Mitglieder des Vaterländischen 
Schutzbundes aus solchen Studenten. Außerdem war nach 1925 ein entscheidender Rückgang in der rela-
tiv großen Zahl der manuellen Arbeiter in der Partei zu verzeichnen, während Stärke und Bedeutung der 
unteren Mittelschicht gleichzeitig zunahmen. 1922/23 gehörten z. B. viele neue Mitglieder den 25.000 
früheren Verwaltungsbeamten an, die wegen der neuen Einsparungsmaßnahmen der Bundesregierung 
ihre Posten verloren hatten. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 50.
237) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 134.
238) Maschinschriftl. Bericht o. A. über den außerordentlichen Parteitag am 7. Februar 1926 in Linz. IfZ-Archiv, 
ED 420: Suchenwirth, Richard. ED 420/Bd. 1.
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hen ist, dass die Anschuldigungen nicht unbegründet waren, was übrigens durch das 
in Abschrift beiliegende Ergebnis des Untersuchungsausschusses (U. A.) – der nach 
wochenlangen Kämpfen endlich von der Parteileitung angenommen wurde – bestätigt 
wird. Dagegen wurden die 5 Angestellten, ohne gehört zu werden, einfach entlassen. 
Es war eben gewissen Parteileitungsmitgliedern und diesen nahestehenden Parteige-
nossen anscheinend darum zu tun Zeit zu gewinnen, um nach altbewährter Praxis eine 
gewisse Zahl von geschickt beeinflussten, einseitig unterrichteten und damit für jede 
Sachlichkeit blind gemachten Anhängern zu gewinnen, um sie am a. o. P. T.  zu miss-
brauchen.
Um allen Unterschiebungen und böswilligen Entstellungen auf die Wurzel zu gehen, sei 
ein für allemal festgestellt, was die sogenannte „Opposition“ – in Wirklichkeit Propa-
ganda- und Bildungsgemeinschaft – für Beschwerden hat. Zunächst, dass die Parteilei-
tung (P. L.) mit nicht einwandfreien, d. h. nicht judenreinen Unternehmungen Geschäf-
te eingeht, die darin bestehen, Provisionsvorschüsse zu nehmen, ohne tatsächlich die 
Aussicht auf entsprechende Geschäfte zu haben, wie dies z. B. bei der Versicherungs-
gesellschaft „Phönix“ der Fall war, weshalb wir von den anderen Parteien mit unse-
rem Antisemitismus nicht ernst genommen werden. Dann können uns die Sozialdemo-
kraten mit Recht vorwerfen, dass sich Theorie und Praxis bei uns widersprechen. 
In dem nat.soz. Jahrbuch 1926, als dessen Herausgeber Parteileitungsmitglied Leo 
Haubenberger zeichnet, – der nebenbei bemerkt ein Buch des Juden Trebitsch in der 
Arbeiterpresse sehr warm empfohlen hat – erscheint eine Anzeige des Warenhauses 
„Geswah“, in welchem der Jude Max Zauderer die Hauptrolle spielt.
Die Forderung der „Opposition“, dass jeder Nationalsozialist, der ins Parlament ge-
schickt wird, sich schriftlich zu verpflichten hat, sofort sein Ma[n]dat niederzulegen, 
falls er sich gegen die Grundsätze der Partei vergeht oder den Beschlüssen der Leitung
zuwiderhandelt, wurde von der Parteileitung am a. o. P. T. ebenso übergangen, wie die 
zweite Forderung, dass der Parteiführer nicht gleichzeitig Mandatsträger sein darf.
Auch die Vorwürfe über die Unregelmässigkeiten in der Geldgebarung haben sich, wie
das Untersuchungsergebnis zeigt, als berechtigt erwiesen. Die wiederholten Sanie-
rungsaktionen, für welche selbst die ärmsten Parteigenossen freudig opferten, hatten
das überraschende Ergebnis, dass die Schulden der Partei immer grösser wurden. Das 
gröbliche Verschulden der Parteileitungsmitglieder liegt eben darin, dass sie sich um
die aufgedeckten Zustände nicht gekümmert haben, obwohl sie vorher aufmerksam 
gemacht worden sind. Man kümmerte sich eben mehr um seine Tätigkeit als Gewerk-
schaftsbonze als um die Verhältnisse in der Parteikanzlei, obwohl einer von ihnen von 
Gewerkschafts wegen vom Dienste enthoben war. Man hat es so weit kommen lassen, 
dass einige Kanzleiangestellte zu den Mitteln des Streiks und der Rundschreiben ge-
griffen haben, um endlich die Parteiöffentlichkeit auf die unhaltbaren Zustände auf-
merksam zu machen, nachdem monatelange Versuche dies in anderer Art bei den Par-
teiinstanzen und darunter bei der Parteispitze zu erreichen, gescheitert sind.
Es ist besonders bezeichnend, dass die P. L. der „Opposition“ die Schuld beimisst, dass 
Berichte in die Arbeiter-Zeitung gelangt sind, trotz der Tatsache, dass vieles von dem 
Veröffentlichten nur einem aus höchstens 3–4 Personen bestehenden Kreise der unmit-
telbarsten Parteiexekutive – Kanzlei bekannt sein konnte.
Erst auf dem Linzer Parteitag erfuhr man, dass die Schulden, die auf dem letzten Par-
teitag August 1925, wie der U. A. gleichweis feststellte, bewusst irrig mit 20 Millionen 
Kronen angegeben wurden, am letzten Parteitage in Linz mit 1,2 Milliarden (70.000 
MK) berichtigt werden mussten.
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In einem Schiedsgericht (unter dem Vorsitze des Generals a. D. von Lehmayer) zwi-
schen dem Parteileitungsmitglied Umlauf einerseits und dem Parteileitungsmitglied 
Ing. Rüdeger und Parteischriftleiter Schattenfroh anderseits wurde Pg. Umlauf als 
ganz gewöhnlicher Ehrabschneider gebrandmarkt. In einer Versammlung der Orts-
gruppe Wien VIII wurde ihm [sic!] von den Pg. Meixner und Findeis öffentlich Schuft 
und gemeiner Verleumder genannt und diesbezüglich zu klagen aufgefordert, was er 
direkt ablehnte. Ferner wurde ihm vom Pg. Eder der Vorwurf gemacht, einer der 4 
Männer zu sein, die von der in der Arbeiterzeitung erschienenen Schuldenaufstellung 
der Partei Kenntnis hat.
Bezüglich des Parteileitungsmitgliedes Gattermayer möge hier nur in aller Kürze zu-
sammengefasst werden: er ist der unentwegteste Erstreber eines Mandates um jeden 
Preis und jedes Kompromiss. Er war im Falle Dr. Riehl einerseits dessen gehörtester 
Ratgeber und Einflüsterer, andererseits liess er den von ihm bis zum Äussersten Ge-
führten schrittweise bedenkenlos fallen, als er merkte, dass Riehls Sache bei den Par-
teigenossen eine immer mehr verlorene wurde. Dass Gattermayer der Tochter des 
Volljuden Schweinburg gegenüber ernsteste Eheabsichten geäussert hatte[,] wurde 
vom U. A. an der Hand eines Briefes Gattermayers selbst festgestellt; dass er mit Ju-
den im Kaffe[e]hause gesessen gleichfalls; besonders hervorgehoben aber muss wer-
den, dass Gattermayer von demselben U. A. des Ablegens „falscher Zeugenaussagen“
vor diesem ausdrücklich geziehen wurde. Von der Arbeiterzeitung unverhülltest ge-
brachte Anschuldigungen gegen Gattermayer (Verkauf „ideeller“ Aktien der halbjüdi-
schen Bank, bei der G. längere Zeit als Verwaltungsrat fungierte) wurden von G. nicht 
in dem allgemein erwarteten Gerichtswege widerlegt, sondern in recht fraglicher Po-
lemik in Abrede gestellt.
Hinsichtlich des Parteileitungsmitgliedes vet. med. stud. Bauer muss erwähnt werden, 
dass derselbe als Reichsobmann der Parteijugendortsgruppen vollbewusst rein gewerk-
schaftlich organisiert und dass gegen ihn von Seiten der früheren Parteileitungsmit-
glieder Ing. Rüdeger und Prof. Dr. Suchenwirth wegen gegen diese in mehreren Pro-
vinzversammlungen vorgebrachten Verleumdungen ein Verfahren eingeleitet wurde.
Der Ordnung halber möge noch erwähnt werden, dass der dz. Generalsekretär der Par-
tei Hans Becke auf dem Linzer Parteitage von seinem früheren besten Freunde Pg. Be-
nedikt in begründetster Entrüstung offen als „Lügner und Verleumder“ bezeichnet 
wurde, worauf Becke bis heute jegliches Reagieren schuldig geblieben ist.
Trotz der massiven Kritik behielt Schulz aber noch die Kontrolle über das Plenum, so-
daß sich die Parteileitung schließlich durchsetzte und Schulz wieder zum Parteiobmann239
gewählt wurde.240
Die Einheit der Partei war damit noch einmal notdürftig wiederhergestellt. Alle Versu-
che, Mißtrauen zu säen, wurden nunmehr den „jüdisch-bolschewistischen Zeitungen“ zuge-
schrieben241, und außerdem versuchte die Konferenz, die Aufmerksamkeit von den internen 
239) Zum Obmannstellvertreter wurde damals der Bundesbahnbeamte Leo Haubenberger gewählt. Carsten, 
Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 135.
240) Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 134; Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialisti-
schen Partei in Oberösterreich. S. 45 und Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 134 f.
241) Während in der „Linzer Volksstimme“ keinerlei Berichte über diesen Parteitag zu finden sind, meldete die 
„Deutsche Arbeiter-Presse“ in ihrer F. 5 vom 13. Feber 1926 in einer kurzen Notiz, daß der Parteitag, 
wenn auch die „Geister oft hart aneinanderprallten“, doch die „tröstliche Gewißheit“ bot, die von „außen 
hineingetragene Krise“ überwunden und den „Weg zur positiven Arbeit frei gegeben“ zu haben. Zit. 
nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 45. 
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Parteistreitigkeiten abzulenken, indem sie Italiens brutales Vorgehen in Südtirol anprangerte 
und in diesem Zusammenhang – wie dies beispielsweise auch der „Alldeutsche Verband“ tat –
zum Boykott italienischer Waren aufrief, aber auch Protestaktionen anordnete.242 Die öster-
reichische Parteileitung geriet dadurch je-
doch neuerlich in Gegensatz zu den be-
dingungslosen Hitleranhängern, denn sei-
tens der NSDAP wurden diese Maßnahmen 
abgelehnt. Unter dem Titel „Politische Lei-
setreter“ teilte das „Schärdinger Wochen-
blatt“ dazu am 11. Februar 1926 u. a. fol-
gendes mit243:
Der nationalsozialistische „Völkische 
Beobachter“ in München hält es für 
notwendig, die Boykottbewegung ge-
gen Italien als lächerlich zu bezeich-
nen. Er meint, etwas politisch Düm-
meres könnte es kaum geben, und,
wenn Italien als Antwort seine Gren-
zen gegen die deutsche Einfuhr sper-
re, so würde höchstens eine weitere
Million Deutscher arbeitslos. Der Ar-
tikel stellt unverhohlen das Vorgehen 
der Italiener gegen die Deutschen in 
Südtirol in Parallele zu dem Vorge-
hen gegen die Nationalsozialisten im 
Reiche und warnt das deutsche Volk 
davor, die „Freimaurerhetze gegen 
Mussolini mitzutreiben“. 
Nach dem Linzer Parteitag setzte die Opposition somit ihre Tätigkeit fort und gewann 
viele neue Anhänger, und zwar nicht nur in Wien, sondern auch in Ober- und Niederöster-
reich, sodaß im April 1926 Hitlers siebenunddreißigster Geburtstag in zwei getrennten Ver-
anstaltungen gefeiert wurde. 
An der „Festversammlung“ der Partei nahmen ungefähr 800 Personen teil. Ihnen schil-
derte Obmann Schulz den Lebenslauf Hitlers und die Geschichte der Partei in Österreich 
und „gelobte“ dabei, „daß die Partei stets im Geiste Hitlers handeln werde, daß sie aber auch 
gewillt sei, im Parlamente mitzuarbeiten, wenn es zum Vorteile des deutschen Volkes sei“, 
was nun offensichtlich eine Revision des anläßlich des Reichsparteitages 1923 in Salzburg 
gefaßten Beschlusses bedeutete.244 An der von der Opposition veranstalteten Feier am Vor-
abend des Ereignisses hingegen nahmen etwa 500 Personen teil. Die Rede wurde von Pro-
fessor Suchenwirth gehalten, der bereits am 28. Jänner 1926 Schulz einen „Dummkopf“ ge-
heißen hatte245 und nunmehr darauf hinweisen konnte, daß er am Karfreitag den Führer per-
242) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 52.
243) Schdg. WBl. 1926, Nr. 6, S. 1.
244) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 135.
245) Außerdem hatte er damals andere Mitglieder als „Unrat“ bezeichnet, „der aus anderen Parteien hinausge-
worfen“ worden sei. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 52.
Boykottaufruf des „Alldeutschen Verbandes“
im „Schärdinger Wochenblatt“ vom 4. Februar
1926
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sönlich in München gesprochen habe. In seinem 1938 erschienenen „Buch von der deutschen 
Ostmark“ hielt Suchenwirth zu dieser Unterredung in München folgendes fest246:
Im April 1926 nun betraute mich eine Vertrauensmännerversammlung der Wiener revo-
lutionären Parteigenossen damit, den Führer der reichsdeutschen Partei Adolf Hitler, 
der auch bei uns bereits als der tatsächliche Führer galt, über unsre Sorgen zu unter-
richten. Gemeinsam mit dem früheren Generalsekretär der Partei machte ich mich auf 
den Weg nach München. In Salzburg entschloß ich mich, Adolf Hitler vorzuschlagen, 
die Führung der österreichischen Partei zu übernehmen. Ich sagte in der am 2. April 
stattgefundenen Unterredung, daß es dem innigsten Wunsche der österreichischen Par-
teigenossen entsprechen würde, wenn auch unsere Parteiorganisation ihm unterstellt 
würde. Der Arm der Partei, so führte ich aus, würde dann von Hamburg bis nach Kla-
genfurt, vom Meer bis zu den Karawanken reichen. Adolf Hitler gab meinem Wunsche 
Folge und erklärte sich bereit, die direkte Unterstellung einer neu gegründeten Hitler-
bewegung unter seine Führung anerkennen zu wollen. Wir müßten aber versuchen, die 
alte Parteileitung zur Umkehr zu bewegen. Dies geschah von unserer Seite. Ich stellte 
eine Reihe von Forderungen, deren Annahme für die österreichische Partei entschei-
dende Neuorientierung bedeutet hätte. Ein Erfolg kam nicht zustande.
Damit ließ sich nun jedoch nicht länger übersehen, daß von der noch anläßlich des Lin-
zer Parteitages beschworenen Einheit der Partei keine Rede mehr sein konnte, und die Folge
war, daß Schulz die Ortsgruppen Josefstadt, Hernals und Währing, die sich geweigert hatten, 
die Landesführung anzuerkennen, auflöste. Außerdem wurden damals Dr. Suchenwirth, der 
frühere Parteisekretär Ernst Graber, Major Josef Leopold, der Führer der niederösterreichi-
schen SA, der 1933 als Führer der illegalen österreichischen NSDAP bekannt werden sollte, 
sowie Alexander Kugler und Friedrich Mehl wegen ihrer „schädlichen Umtriebe“ aus der 
Partei ausgeschlossen.247 Diese Maßnahme der Parteileitung aber gab der Opposition den 
Weg frei, am 4. Mai 1926 unter dem Namen „Nationalsozialistischer Deutscher Arbeiterver-
ein (Hitlerbewegung)“ eine neue Organisation zu gründen, sodaß in Österreich ab diesem 
Zeitpunkt zwei Parteien existierten, die Hitler als obersten Führer anerkannten248, sich abge-
sehen davon jedoch feindlich gegenüberstanden. 
246) Suchenwirth, Richard: Das Buch von der deutschen Ostmark. – Leipzig: 1938. S. 204.
247) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 52.
248) Innerhalb der NSDAP hatte sich Hitler anläßlich der „Bamberger Führertagung“, die am 14. Februar 1926 
unter seinem Vorsitz abgehalten worden war, gegenüber Gregor Strasser, Franz von Pfeffer und Joseph 
Goebbels als Parteiführer durchsetzen können. Hitler löste damals die von Gregor Strasser auf der Ta-
gung der nord- und westdeutschen Gauleiter in Hannover am 22. November 1925 gegründete „Arbeits-
gemeinschaft Nordwest“ auf. Volz, Hans: Daten der Geschichte der NSDAP. S. 22. 
Wenig später gab Joseph Goebbels, der bisher einer der Wortführer des linken, auf stärkere sozialistische 
Profilierung der NSDAP drängenden Parteiflügels gewesen war, seine Prinzipien auf und bekehrte sich 
zum fanatischen Hitlerverehrer. Abhängig von der Gunst Hitlers, dem er schließlich den Posten des Ber-
liner Gauleiters zu verdanken hatte – Goebbels, der sich schon im Rheinland bewährt hatte, war am 1. No-
vember 1926 mit der Leitung des Gaues Berlin betraut worden –, wurde er schon bald zum beredtesten 
Sprachrohr des Hitler-Mythos innerhalb der NSDAP. Noch 1926 veröffentlichte er einen Huldigungs-
brief an Hitler, in dem er seine Vorstellungen über den Führer Deutschlands auf Hitler projizierte. „Der 
große Führer“, erklärte er, „werde nicht gewählt, sei nicht abhängig von den Launen der Massen, er sei 
kein Parlamentarier, sondern ein Befreier der Massen“. Pseudoreligiöse Konnotationen klangen an, wenn 
Goebbels vom Führer als der „Erfüllung einer geheimnisvollen Sehnsucht“ sprach, eines Mannes, der 
„in letzten Verzweiflungen Glauben predigte“. „Wie ein Meteor stiegen Sie vor unseren staunenden Bli-
cken auf und taten Wunder der Klärung und des Glaubens in einer Welt der Skepsis und Verzweiflung“. 
Zit. nach: Kershaw, Jan: Der Hitler-Mythos. S. 30.
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4.4. Von der Gründung des „Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterver-
eins (Hitlerbewegung)“ bis zur Gründung der NSDAP-Ortsgruppe Schärding
im Jahr 1930
Die neue Organisation, die am 4. Mai 1926 im Beisein von etwa 150 Mitgliedern der 
Opposition in den Wiener Sofiensälen gegründet wurde – den Vorsitz führte damals Dr. Ri-
chard Suchenwirth1, der schließlich auch Obmann des neuen Vereins wurde –, unterstellte 
sich direkt der Führung Adolf Hitlers und übernahm als Programm dessen 25 Thesen, was 
jedoch eine grundlegende Änderung der gesamten Basis der Partei bedeutete, denn nunmehr 
wurden die staatstreue Gesinnung zur Republik Österreich und die demokratische Grundhal-
tung abgelehnt, der Begriff des jüdisch-händlerischen Geistes im Programm Riehls wurde 
durch den Rassenbegriff ersetzt, statt eines Kampfes gegen die Parteienherrschaft durch 
Volksabstimmungen sollte der Kampf gegen die verderbende Parlamentswirtschaft geführt 
werden, die zurückhaltende staatliche Bodenpolitik wurde durch Enteignung ersetzt, und die 
wenigen verbleibenden Identitäten wurden durch einen neuen imperialistischen Geist über-
wuchert.2 Der „Völkische Beobachter“ teilte dazu am 11. Mai 1926 u. a. folgendes mit3:
Am 4. Mai 1926 fand in Wien die Gründungsversammlung des Nationalsozialistischen 
Arbeitervereins (Hitlerbewegung) statt. Die Satzungen des Vereins wurden gleichlau-
fend mit den Satzungen des Vereins in München einstimmig beschlossen. Der Verein 
stellt keine Spaltung in der NS.-Bewegung Großdeutschlands dar. Er hat als Programm 
die 25 Thesen Adolf Hitlers und unterstellt sich restlos Hitlers Führung.
Die Gründung erfolgte aus dem Grunde, weil in der derzeitigen Nationalsozialisti-
schen Partei Österreichs zwei verschiedene Geistesrichtungen vorhanden sind, die 
zwar programmatisch und im Endziel gleichgerichtet, in der Meinung über den zu be-
schreitenden Weg grundsätzlich verschiedener Auffassung sind.
Die Gründungsversammlung fand unter ungeheurer Beteiligung von Vertretern fast 
aller Ortsparteien Wiens und von Abgeordneten aus der Umgebung statt.
Dem Verein schlossen sich zahlreiche Ortsparteien und Mitglieder aus allen Bezirken 
Wiens an, und es wurde besonders begrüßt, daß sich die Leitung verpflichtete, restlos 
den Wünschen und Weisungen unseres alleinigen Führers, Adolf Hitler, zu folgen. Mi-
nutenlanger Beifall durchdröhnte den Saal, als die Unterstellung unter Hitler verkün-
det wurde. […]. 
Zwei Wochen später nahm der neugegründete Verein, der jede Zusammenarbeit mit 
der Nationalsozialistischen Partei unter Karl Schulz ablehnte, dann in einem Aufruf noch 
einmal folgendermaßen zu seiner Position Stellung4:
Weil wir restlos die Richtigkeit des Weges Adolf Hitlers anerkennen, weil wir einzig 
und allein in Adolf Hitler den Mann sehen, der geeignet ist, der Führer in diesem Rin-
gen mit den Zerstörern des deutschen Volkes zu sein, darum nennen wir uns Hitlerbe-
1) Dr. Suchenwirth hatte die Mitglieder der Opposition zu dieser Versammlung zusammengerufen, in deren Rah-
men er dann die bisherige Parteiführung neuerlich scharf attackierte. Dabei strich er vor allem ihre finan-
zielle Mißwirtschaft heraus, die schwere Schulden verursacht habe, und ihre Lauheit in der Propagierung 
der nationalsozialistischen Ideen. Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 135.
2) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 22 f.
3) Zit. nach: Rühle, Gerd: Die österreichischen Kampfjahre 1918–1938. S. 76.
4) Zit. nach ebda. S. 76 f.
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wegung.5 Darum haben wir dieselbe Organisationsgrundlage wie in Deutschland ge-
schaffen, den Nationalsozialistischen deutschen Arbeiterverein, und eben darum ha-
ben wir uns der geistigen Führung eben dieses Mannes unmittelbar unterstellt. Wir 
wollen nichts anderes sein als der Gau Österreich der großen nationalsozialistischen 
Bewegung des deutschen Volkes.
Hatten sich in Wien anfangs etwa 200 Mitglieder der österreichischen NSDAP zu dem 
neuen Verein6 bekannt, dessen führende Funktionäre in der Folgezeit eifrig darum bemüht 
waren, Hitler für ihre Sache zu gewinnen, so gab es zwei Monate später in allen Wiener Be-
zirken Ortsgruppen, und bald konnten auch Gauleitungen in der Steiermark, in Kärnten und 
in Niederösterreich errichtet werden.7 Oberösterreich hingegen blieb zunächst noch abseits8, 
und auch Tirol und Salzburg sollten erst später folgen.
Die Nationalsozialistische Partei unter Karl Schulz, die die „Hitlerbewegung“ von An-
fang an als Sammelpunkt aller „Ignoranten, Querulanten, berufsmäßigen Verleumder“ und 
„politischer Kastelspritzer, welche in schamloser Weise den Namen Hitler mißbrauchen“, 
abqualifiziert hatte9, gab sich von diesem Aufschwung der „Hitlerbewegung“ jedoch unbe-
eindruckt und nahm Anfang Juli 1926 in einer Entschließung zur Lage der nationalsozialisti-
schen Bewegung in Österreich Stellung.10
Darin behauptete sie, durch die Absplitterung der „Hitlerbewegung“ nicht im gering-
sten beeinträchtigt worden zu sein und den Verlust an Mitgliedern durch Neuaufnahmen 
schon lange wieder wettgemacht zu haben. Wie die Bruderparteien in Deutschland und in 
der Tschechoslowakei erachtete sie sich als organisatorisch vollkommen selbständig. Sie
lehnte es daher von vornherein ab, Entscheidungen als verbindlich zu betrachten, die anläß-
lich des Parteitages der NSDAP in Weimar am 3./4. Juli 1926 in bezug auf die österreichi-
schen Nationalsozialisten getroffen werden würden, denn österreichische Angelegenheiten
könnten nur im Rahmen eines österreichischen Parteitages oder bei einer zwischenstaatlichen 
Konferenz entschieden werden, und überdies war man der Ansicht, daß die österreichische 
„Hitlerbewegung“ aufgrund der Geschäftsordnung weder anwesenheits- noch stimmberech-
tigt sei, falls im Anschluß an den Parteitag in Weimar doch noch eine zwischenstaatliche
Konferenz einberufen werden sollte.11
Tatsächlich anerkannte Hitler dann im Verlauf des Parteitags in Weimar, in dessen Rah-
men auch die wiedergewonnene Stärke der Partei gefeiert wurde – die deutsche NSDAP hat-
te nunmehr mit etwa 55.000 Mitgliedern annähernd denselben Stand wie vor dem Münchner 
Putsch erreicht12 –, die Suchenwirth-Gruppe als die österreichische nationalsozialistische Be-
wegung, und zur Frage des „Anschlusses der Grenzmarken“ gab Abgeordneter Strasser da-
mals folgende Entschließung bekannt13:
5) Der Zusatz „Hitlerbewegung“ wurde dann auch in den folgenden Jahren zur Unterscheidung von der National-
sozialistischen Partei unter Karl Schulz und vom „Deutschsozialen Verein“ Riehls, den beiden anderen 
österreichischen nationalsozialistischen Gruppierungen, beibehalten. 
6) Die polizeiliche Anmeldung des Vereinsvorstandes – Dr. Richard Suchenwirth, Major a. D. Leopold Eder, 
Ernst Graber, Alexander Kugler und Anton Kubinger – erfolgte am 7. Mai 1926. IfZ-Archiv, ED 420: 
Suchenwirth, Richard. ED 420/Bd. 2.
7) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 23.
8) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 46.
9) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 8. Mai 1926. Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 229.
10) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 3. Juli 1926. Ebda. S. 231 f.
11) Ebda.
12) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 54.
13) Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 233.
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Der Reichsparteitag […] stellt grundsätzlich fest, daß er es ablehnt Stellung zu neh-
men zu allen Spaltungen innerhalb der gesamtvölkischen Bewegung und zu allen Zwi-
sten innerhalb der einzelnen völkischen Gruppen im ganzen deutschen Sprachgebiet.
Die NSDAP geht diesen Weg unbeirrt wie im letzten Jahr weiter […].
Darüber hinaus wurde festgehalten, daß Hitler „das Recht und die Pflicht“ habe, seine 
Anhänger in der ganzen Partei in der Weise zusammenzuhalten, die er für die passendste 
hielt.14 Ergänzt wurde diese Resolution durch ein Rundschreiben, das zusammen mit einem 
Begleitschreiben Adolf Hitlers an alle Untergliederungen der österreichischen Nationalsozia-
listischen Partei versandt wurde und die Nationalsozialisten Österreichs zum Anschluß an 
die Organisation der Partei unter der Führung Hitlers aufforderte15:
Der Reichsparteitag erwartet, daß die Organisationen und die Volksgenossen in unse-
rem Bruderlande Deutsch-Österreich, in der Hauptstadt Wien und in den Bundeslän-
dern, die gemäß ihrer Einstellung und ihrem Programm die Voraussetzungen erfüllen, 
den Anschluß an die für das ganze deutsche Sprachgebiet geltende Organisation der 
NSDAP. unter Führung Adolf Hitlers aussprechen und so die einheitliche – einheitlich 
in Führung und einheitlich im Programm – großdeutsche nationalsozialistische Bewe-
gung schaffen helfen!
Die bislang lediglich politische und ideologische Verbindung zwischen der NSDAP 
und der österreichischen „Hitlerbewegung“ war damit in einen institutionellen Rahmen ge-
stellt.16 Am 15. Juli 1926 schloß Hitler dann mit Hermann Reschny, dem Führer des „Vater-
ländischen Schutzbundes“, in München folgende „Vereinbarung“17:
Punkt 1: Der Anschluß Österreichs darf nur auf Grund einer allgemeinen und gehei-
men, von außen unbeeinflußten Volksabstimmung stattfinden.
Punkt 2: Im Falle des Anschlusses dürfen reichsdeutsche Herren nicht in Stellen der 
Partei, der Wirtschaft und des Staates nach Österreich entsendet werden.18
Angesichts dieser Vorgänge berief die Bundesparteileitung der NSDAP Österreichs für 
den 27. Juli 1926 eine Sitzung ein, um die neue Situation ausführlich erörtern zu können.
Unter dem Titel „Beschluß der Führung der N.S.D.A.P. Oesterreichs zur Entschließung des 
reichsdeutschen Parteitages vom 3. und 4. Juli 1926 in Weimar“ gab sie im Anschluß daran
am 7. August 1926 in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ u. a. folgendes bekannt19
Die österreichische Bundesparteileitung trat am 27. Juli zu einer besonderen Sitzung 
zusammen und erörterte in dieser sowohl den Inhalt der Entschließung von Weimar 
als auch den Inhalt des Rundschreibens von München. Sie nahm zur Entschließung 
und zum Rundschreiben in einer Entschließung Stellung, die offiziell an Adolf Hitler 
und an den Obmann der Deutschen Nationalsozialistischen Arbeiter-Partei der Tsche-
choslowakei abgesendet worden ist und folgenden Wortlaut hat:
14) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 54.
15) Zit. nach: Rühle, Gerd: Die österreichischen Kampfjahre 1918–1938. S. 77.
16) Luža, Radomir: Österreich und die großdeutsche Idee in der NS-Zeit. S. 28.
17) Zit. nach: Langoth, Franz: Kampf um Österreich. S. 30.
18) Was von dieser „Vereinbarung“ zu halten war, sollte sich 1938 zeigen.
19) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 28 vom 7. Ernting (August) 1926, S. 1.
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Die Bundesparteileitung der Nationalsozialistischen deutschen Arbeiter-Partei Oester-
reichs hat sich in ihrer Sitzung vom 27. Juli 1926 mit dem Beschlusse des Weimarer 
Parteitages der reichsdeutschen Bruderpartei beschäftigt und mit dem Inhalt des die-
sem Beschlusse folgenden Rundschreibens, gerichtet an alle Untergliederungen der 
österreichischen Partei, in welchem zum Anschluß an eine für das ganze deutsche 
Sprachgebiet geltende Organisation der Partei unter der Führung Adolf Hitlers aufge-
fordert wird. Sie anerkennt die in der Entschließung und in dem Rundschreiben zum 
Ausdruck gebrachte Absicht, den Kampf für die Grundsätze des Nationalsozialismus 
und insbesondere für den Anschluß einheitlich zu führen. Sie ist jedoch der Ansicht, 
daß der Weimarer Parteitag nur über Angelegenheiten zu beschließen vermag, welche 
die reichsdeutsche Bruderpartei betreffen. Da derzeit noch die deutschösterreichische 
Partei als selbständige Parteigruppe besteht, kann der Beschluß des Weimarer Partei-
tages von der österreichischen Bundesparteileitung nur als eine Anregung aufgefaßt 
werden, die gewiß einer Erörterung wert ist.
Die Eingliederung in die reichsdeutsche Partei setzt die Auflösung der deutschöster-
reichischen Partei voraus. Hierüber zu beschließen, ist jedoch nur ein deutschöster-
reichischer Parteitag berechtigt, dem eine zwischenstaatliche Vertretertagung aller 
Nationalsozialisten auf Grundlage der im August 1920 zu Salzburg getroffenen Ver-
einbarungen vorangehen müßte. Die Bundesparteileitung regt daher einen zwischen-
staatlichen Vertretertag an und ersucht die sudetenländische Bruderpartei um dessen 
Einberufung.
Ing. Jung, dem 1923 nach dem Ausscheiden Dr. Riehls die Leitung der zwischenstaatli-
chen Kanzlei übertragen worden war, erklärte sich mit der Einberufung eines zwischenstaat-
lichen Parteitages einverstanden, stellte aber auch fest, daß ein Meinungsaustausch über alle 
den zwischenstaatlichen Vertretertag betreffenden Fragen nur zwischen den Vorsitzenden 
der Bruderparteien und ihm stattfinden könne. Damit versuchte man zum letztenmal ein Gre-
mium zu aktivieren, in dem Ing. Jung und Schulz zumindest dem Papier nach gleichberech-
tigt mit Hitler hätten sprechen können.20
Das Treffen zwischen Parteiobmann Karl Schulz und Adolf Hitler am 12. August 1926 
in Passau21, an dem auch einige Vertreter der österreichischen „Hitlerbewegung“ teilnahmen,
fand dann allerdings ohne Delegierte der sudetendeutschen Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei statt.22
20) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 234. 
21) Hier war anläßlich der am 5. März 1926 im Gasthaus Federhofer abgehaltenen Hauptversammlung der Orts-
gruppe Pg. Christian Benz neuerlich als Ortsgruppenleiter und Pg. Georg Fischer als sein Stellvertreter 
der Bezirksleitung in Landshut vorgeschlagen worden. Als Schriftführer war an Stelle des freiwillig zu-
rücktretenden Pg. Wenzel Dorner Pg. Hans Knodn gewählt worden. Beim Sprechabend im Gasthaus Fe-
derhofer am 11. Juni 1926 hatte dann Pg. Moosbauer angeregt, Pg. W. Dorner möge bei den folgenden 
Sprechabenden das Programm der NSDAP erläutern, was auch am 2. und 30. Juli sowie am 8. August 
1926 geschah. Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 29.
22) Als erster Vorsitzender der D. N. S. A. P. in den Sudetenländern teilte Ing. R. Jung dazu am 28. August 1926 in 
der „Arbeiter-Presse“ unter dem Titel „Kein zwischenstaatlicher Parteitag!“ folgendes mit: „Werte Partei-
genossen! In Folge 29 der ‘Deutschen Arbeiter-Presse’ vom 14. d. M. [= August; Anm. d. Verf.] teilte 
ich Euch mit, daß ich mich über Ersuchen der d.-ö. Bundesparteileitung mit Zustimmung der sudetenlän-
dischen Gesamtparteileitung bereit erklärte, einen zwischenstaatlichen Vertretertag einzuberufen, dessen 
Aufgabe es u. a. sein sollte, zur Weimarer Entschließung und ihrer Rückwirkung auf die d.-ö. Bruderpar-
tei Stellung zu nehmen.
Das diesbezügliche Schreiben konnte ich, da ich mich damals auf Urlaub und fern von den Parteigeschäfts-
stellen befand, erst am 10. d. M. absenden. Es ist daher zur Passauer Beratung nicht mehr rechtzeitig ein-
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Schulz, dem es darum ging, eine definitive Spaltung abzuwenden, und der gehofft hat-
te, in Passau „nun endlich einmal mit Adolf Hitler eine Aussprache zu pflegen und ihm be-
weisen zu können, daß all dies, was ihm von bösen Menschen über die österreichische Bru-
derpartei erzählt wurde, den Tatsachen nicht entspricht und ein Mißbrauch mit dem Vertrau-
en Hitlers getrieben wurde“23, verwies zu Beginn der Zusammenkunft darauf, daß die Ver-
hältnisse in Österreich und in der Tschechoslowakei andere Vorgangsweisen verlangten als 
im Reich24, er mußte jedoch zur Kenntnis nehmen, daß Hitler weder auf diese Einwände ein-
ging, noch daß er überhaupt bereit war, eine wirkliche Diskussion zuzulassen. Schulz teilte
dazu anläßlich der am 18. August 1926 im Saal des „Deutschen Hauses“ in Wien abgehaltenen 
Sitzung der Vertrauensmänner der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei Öster-
reichs in seinem Bericht über die Tagung in Passau folgendes mit25: 
Ich bin auf der Passauer Tagung zu der erschreckenden Erkenntnis gekommen, daß 
wohl die reichsdeutsche Bewegung eine vielleicht gut militärisch eingerichtete ist, daß 
sie sich aber weiter nicht unterscheidet von unseren österreichischen Frontkämpfern 
oder vom „Stahlhelm“ in Deutschland oder anderen Kriegervereinigungen. Adolf Hit-
ler hat auf dieser Tagung eine zweistündige Rede gehalten. […]. Wohl das Ueberra-
schendste an dieser Tagung war nun für mich, daß Adolf Hitler keine Debatte zuließ 
und nur von den Anwesenden Erklärungen entgegennehmen wollte, ob sie sich ihm un-
terstellen oder nicht. Sie werden es begreiflich finden, daß ich unter diesen Umständen 
die Tagung verließ und Herrn Hitler durch seinen Sekretär Heß mitteilen ließ, daß ich 
ihm meine Antwort schriftlich zukommen lassen werde.26
getroffen. Sein Inhalt ist durch die Vorgänge einstweilen überholt. Ich legte daher das mir übertragene 
Amt in die Hände der d.-ö. Bundesparteileitung zurück und überlasse es dieser, ihre Verfügungen selbst 
zu treffen. Der sudetenländischen Parteileitung erstatte ich am 31. d. M. Bericht.“ „Deutsche Arbeiter-
Presse“ F. 31 vom 28. Ernting (August) 1926, S. 2.
23) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 1.
24) In der Vertrauensmännersitzung der NSDAP Österreichs am 18. August 1926 führte Schulz dazu folgendes 
aus: „Das Bestreben der österreichischen Parteileitung ist gewesen, stets ein freundschaftliches Verhältnis 
mit den Bruderparteien in Deutschland und der Tschechoslowakei zu pflegen, die Grundsätze und Ziele 
aller drei Gruppen zu vertiefen und nach außenhin die nationalsozialistische Bewegung in allen drei Gebie-
ten als Ganzes erscheinen zu lassen. Die besonderen Verhältnisse, unter denen diese drei Parteien leben 
und wirken mußten, bedingte auch eine besondere Taktik, und wenn auch alle drei Gruppen von dem 
einen großen Gedanken des Zusammenschlusses aller deutschen Siedlungsgebiete zu einem großen mäch-
tigen deutschen Vaterlande beseelt waren, so mußte der Weg, der zu diesem Ziel führen sollte, ein grund-
verschiedener sein. Die Sudetendeutschen leben als Minorität unter einer Fremdherrschaft. Grundsätzliche 
Forderungen des nationalsozialistischen Programmes müssen zurückgestellt oder gar in das Gegenteil ge-
kehrt werden; ich erinnere nur an die Bodenreform, die in der Tschechoslowakei durchzuführen nach unse-
rem Programme unmöglich wäre. Ebenso verschieden sind die Verhältnisse in Oesterreich und in Deutsch-
land. Auch Oesterreich lebt derzeit unter einer Fremdherrschaft, dessen Herren über das Bestehen oder 
Aufhören dieser Republik jeden Tag entscheiden können. Der Völkerbund bzw. das internationale Finanz-
kapital beherrscht dieses Land und seine Parteien vollkommen, und durch seine wirtschaftliche und geo-
graphische Lage gebunden führt Oesterreich nur ein Scheindasein. Grundverschieden sind auch die Par-
teienverhältnisse hier und in Deutschland. Draußen ein Dutzend Parteien, bei uns zwei Parteien, die sich 
gegenseitig die Macht angeeignet haben. Hier bei uns eine geschlossene, einheitliche Sozialdemokratie, 
draußen drei marxistische Parteien. Ebenso grundverschieden sind die gewerkschaftlichen Verhältnisse. 
Hier haben wir die nationalen, antisemitischen auf arischer Grundlage stehenden Gewerkschaften, drau-
ßen die christlichnationale Gewerkschaftsbewegung, in der alle Parteien vertreten sind. Alle diese Umstän-
de bedingen eine Taktik, die den besonderen Verhältnissen eben angepaßt ist.“ Ebda.
25) Ebda.
26) Die „Donau-Zeitung“ teilte in diesem Zusammenhang am 17. August 1926 unter dem Titel „Hitler in Oester-
reich“ u. a. folgendes mit: „Adolf Hitler hat sich, wie er auf einer kürzlich stattgehabten nationalsoziali-
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In der zweistündigen Rede – laut Schulz war sie als rhetorische Leistung „sehr hoch“ 
einzuschätzen, inhaltlich aber habe sie „von falschen Voraussetzungen und Unrichtigkeiten“
„geradezu gestrotzt“, die er, Schulz, „nur auf die dauernden falschen Informationen zurück-
führen“ könne, „die Hitler die längste Zeit erhalten“ habe27 – ging Hitler auf die Unterschie-
de zwischen der deutschen NSDAP und der „alten“ NSDAP Österreichs ein, beschuldigte 
die Österreicher, der Reichspartei nach dem Putsch im Bürgerbräukeller nicht geholfen zu 
haben, nahm für sich das Recht in Anspruch, frühere Abmachungen zu brechen, weil er nun 
die Macht dazu habe, und legte dar, warum eine Neuorganisation der österreichischen Partei 
unbedingt notwendig sei28:
Das Programm der alten N.S.D.A.P. Österreichs unterscheidet sich von dem der 
N.S.D.A.P. Deutschlands wesentlich. Vor allem sei darin nichts weltumwälzendes [!] 
und Staatenumstellendes enthalten. Es sei in wichtigsten Punkten so abgefaßt, als ob 
zur Erreichung der Ziele lange Zeit zur Verfügung stände. Man soll sich aber doch die 
Lage Mitteleuropas vor Augen halten; von Weltstaaten umgeben sinke Deutschland 
zur Bedeutungslosigkeit herab. Wenn es 80 Jahre so weitergehe, spiele das Fleckchen 
Mitteleuropa überhaupt keine Rolle mehr. Bei der Veranlagung der Deutschen, sich 
an Neigungen ihrer Menschheitsfrasen [!] zu berauschen, gewöhnten sich diese nur zu 
leicht an das Los der Sklaverei. Es entsteht ein Volk, das den Begriff Freiheit überhaupt 
nicht mehr kennt. Dann könne man auch alle Reformgedanken nicht mehr vorführen.
Man mache sich doch klar, wie lächerlich klein der Raum des heutigen deutschen Sie-
delungsgebietes sei, das man in 18 Stunden im Kraftwagen von Süd nach Nord durch-
fahre, […]. Wenn man keine Zeit habe, müsse man seinen Weg zeitlich zusammenbal-
len; denn jedes Jahr verringert die Möglichkeit einer Genesung, bis der Augenblick 
kommt, da es überhaupt zu spät ist.
stischen Parteisitzung in Passau erklärte, entschlossen, auch die Führung der österr. Nationalsozialisten zu 
übernehmen. […]. Diesen Zusammenschluß herbeizuführen, sollte der Zweck der Tagung in Passau am 
12. August sein, an der Adolf Hitler und Vertreter der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
Oesterreichs teilnahmen. Auf dem diesjährigen Weimarer Parteitag war der Wunsch der Eingliederung 
der österr. Organisation in die deutsche Organisation zum Beschluß erhoben worden. Die österr. Partei 
hat diesen Beschluß als ‘einer Erörterung wert’ bezeichnet, gleichzeitig aber die Meinung ausgesprochen, 
daß ein österr. Parteitag mit vorausgehender zwischenstaatlicher Vertretertagung über den Anschluß zu 
beschließen habe.
Um diesen Beschluß will sich scheinbar Herr Hitler nicht kümmern. Er will den Zusammenschluß dikta-
torisch in Opposition zur bisherigen Führung der nationalsozialistischen Partei Oesterreichs durchführen. 
Auf Hitlers Verlangen wurde der Obmann der alten Nationalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei 
Oesterreichs wegen begangener Indiskretion über eine Unterredung mit Hitler von der Sitzung in Passau 
ausgeschlossen. ‘Ohne sich wieder in den Versammlungsraum zu begeben (‘Völk. Beob.’ 187. Ausg.) 
machte dieser Obmann die Mitteilung, er müsse an dem Beschluß seiner Partei zur Entschließung des Wei-
marer Parteitages festhalten und sich Bedenkzeit bis zu einer weiteren Entscheidung vorbehalten’.
Die ‘Einigung’ mit den Oesterreichern beginnt also gleich mit dem schönsten Krach, wie wir es bei natio-
nalsozialistischen Reinigungsaktionen gewöhnt sind. Adolf Hitler hat, bildlich gesprochen, wohl wieder 
einmal mit der Reitpeitsche in Passau gearbeitet, doch hat man ihm hier ganz wesentlich die Hände ge-
leckt. Männerstolz …! Die Frage der Einigung, sagte er, sei eine Sache des härteren Schädels, und den 
habe er. Den Beschluß der österr. Partei, erst in eine Erörterung über den Zusammenschluß einzutreten, 
bezeichnete Hitler für ‘bedeutungslos’. Ihm würden nicht Paragraphen und Satzungen vor Augen stehen 
(ein wundervolles Beispiel für Anschlußpolitik! Bem. d. Red.) […].“ DZ 136/187 vom 17. August 1926, 
S. 1.
27) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 1.
28) „Ein Schritt auf dem Wege zu Groß-Deutschland“ – Rede vor Vertretern der NSDAP Österreichs in Passau. 
Zusammenfassende Niederschrift mit den stenographischen Notizen. 12. 8. 1926. – BArch (ehem. BDC) 
NS 26/54.
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Bei der Gründung der N.S.D.A.P. Deutschlands seien diese Erwägungen Pate gestan-
den, umsomehr, als die Gründer kurz zuvor noch in den Reihen einer Armee kämpften, 
die das Weltgeschehen beherrschte und in der sie zu Herrenmenschen wurden.
Und mit diesem Programm setze sich die N.S.D.A.P. Deutschlands durch, obwohl es 
viel schwerer ist, sich unter 60 Millionen Geltung zu verschaffen, als zwischen den 6 
Millionen Österreichs. Dieser Erfolg werde heute als selbstverständlich hingenommen 
und nicht genügend gewürdigt; andere völkische Verbände hätten von diesem Erfolg 
profitiert. Unser Symbol habe sich zum einzigen anerkannte[n] Symbol gegenüber dem 
Sowjetstern durchgesetzt.
Wir hätten stets betont, wir seien eine Kampfbewegung und es immer nach außen doku-
mentiert, vor allem durch unsere S.A. Wir hätten zum ersten mal den nationalen Auf-
marsch, den [!] Aufmarsch der Linken gegenüber gestellt, was einst gar nicht so selbst-
verständlich gewesen sei, wie Viele heute meinten. Die alte österreichische Partei sei 
demgegenüber eine Partei, wie andere Parteien auch. Bezeichnet sei, daß man in den 
Kreisen der Leitung derselben den 8 – 9 November 1923 als das Ende der Bewegung in
Deutschland angesehen habe.29 Auf Grund des Handelns damals seien aber in Deutsch-
land 2 Millionen Stimmen für die Bewegung abgegeben worden; durch eine Resoluti-
on, wie sie in Österreich gern verfaßt würde, wäre das wohl nicht erreicht worden.
Das Verhalten der Gegner sei ein Maßstab. Im alten Österreich sei die N.S.D.A.P. 
nie verboten worden. Bei uns wiederholten sich ständig irgendwo diese „Angstkrämp-
fe der Gegner“, die Verbote.
Die deutsche Bewegung sei vom 1. Augenblick an unduldsam gewesen, habe sich nie 
zu Kompromissen oder Zusammenschlüssen herbeigelassen. Sie habe stets die Überzeu-
gung von der Notwendigkeit des Durchringens des Stärkeren gehabt. Der einst ein paar 
tausend Mann zählende Fascismus habe sich auch nicht mit den Hundertausender [!] 
Organisationen der italienischer [!] Kriegervereine zusammengeschlossen, sondern 
sich allein durchgerungen und den Sieg erkämpft. Die N.S.D.A.P. habe im Januar 1920 
in Deutschland 64 Mitglieder gehabt; 3 Jahre später war sie führend und die anderen
Verbände waren gezwungen mitzumarschieren, oder sie verloren ihre Mitglieder.
29) Schulz führte dazu in der Vertrauensmännersitzung am 18. August 1926 folgendes aus: „Hitler behauptete, 
daß die alte österreichische Parteileitung die Bewegung in Deutschland nach dem 8. und 9. November 
1923 als für ‘erledigt’ bezeichnet habe. Welche ungeheure Unwahrheit hier Hitler ausgesprochen hat, 
scheint er gar nicht zu ahnen, denn wahr ist, daß die österreichische Parteileitung am selben Tage noch, 
als das Fehlschlagen des Putsches bekannt wurde, einen Vertreter der Hauptleitung mit soviel Geld als 
wir nur augenblicklich zur Verfügung hatten, nach München schickte, um zu helfen wo wir helfen konn-
ten. Drei Tage später, am 11. November 1923, veranstalteten wir bereits eine Massenversammlung im 
Festsaale des Deutschen Schulvereines, wo wir unter Entrollung des Bildes von Hitler und der Absingung 
des Liedes ‘Deutschland, Deutschland über alles’, dem Führer Hitler, der jetzt in Not sei, erst recht die 
Treue schwuren [sic!]. Und diesen Weg sind wir die ganzen Jahre gegangen. Unentwegt haben wir das 
Loblied Hitlers gesungen und haben ihm in Oesterreich zu der Popularität verholfen, in der er heute steht. 
Viele Millionen an Geldern sind in der damaligen Zeit von uns nach Deutschland gewandert. Bis zum Ver-
bluten haben wir Opfer gebracht, nicht nur in finanzieller Beziehung, sondern monatelang wurden über 
die Grenzen Oesterreichs nach Deutschland unsere nationalsozialistischen Blätter hinübergeschmuggelt, 
um die draußen verbotene Bewegung wieder zu beleben. Wir waren in dieser ernsten Zeit der einzige 
Lichtpunkt für unsere reichsdeutschen Parteigenossen, und es war uns zu verdanken, daß die draußen aus-
einandergeflogene Bewegung wieder zusammengekommen ist. Die österreichische Partei hat die flüchti-
gen Führer von draußen verpflegt und beherbergt, ein Strom von Flüchtlingen, echte und unechte, hat 
sich über Oesterreich ergossen und unsere Parteikasse ausgeplündert. Und dies alles hat Adolf Hitler ver-
gessen, oder er hat vielleicht von dieser Kleinigkeit gar nicht Notiz genommen.“ „Deutsche Arbeiter-Pres-
se“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 1. 
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Wie hier im Kleinen, entscheide auch einmal beim Anschluß die Macht des Stärkeren. 
Man wird einst auch nicht lange das österreichische Parlament fragen, wenn die son-
stigen Umstände günstig dazu sind, sondern vollzieht den Anschluß durch die Tat.30
Die Menschen pflegten Dinge, die gemacht sind, vielleicht anzuerkennen, als daß sie 
sich selbst zu einem Entschluß aufraffen. […].
Er hätte in vergangener Zeit sich nicht in die Verhältnisse der Partei in Österreich ein-
gemischt. Nun sei er aber von dort darum angegangen worden und folge diesem Rufe. 
Damit aber sei es notwendig, daß die Bewegung eine Gesamtführung erhalte. Das Pri-
mat liege beim deutschen Staatsgebiet; von dort würden die großen Anstöße kommen –
auch einst beim Anstoß Österreichs.
1924 habe sich gezeigt, daß eine Vereinigung ohne restlose Unterstellung und Einord-
nung in jeder Hinsicht zum Mißerfolg führe, wie es immer in der Geschichte schon ge-
wesen sei. Daher müsse die österreichische Bewegung die Lehre daraus ziehen, einzel-
ne Länderorganisationen hätten im Übrigen den Prozeß schon vollzogen. Leider sei 
auch in Österreich, wie einst in Deutschland, der Kampf auf das persönliche Gebiet 
herüber getragen worden, statt daß man die sachliche Frage stellte, soll fernerhin eine 
radikalere oder mehr gewerkschaftliche Richtung eingeschlagen werden. Er habe for-
dern müssen, daß ein aus Wien gekommener Herr an der Sitzung nicht teilnimmt, da 
er einer der beiden Herren sei, die kürzlich bei ihm in München waren, worauf der Be-
such und die vertrauliche Besprechung in entstellter Form und mit gehässigen persön-
lichen Anmerkungen versehen im „Grobian“ erschien, einem Blatt, das noch dazu von 
der österreichischen Parteileitung als ihr fernestehend bezeichnet wird. Durch die be-
treffenden Herren sei aber keine Berichtigung erfolgt. Im Kampf gegen den äußeren 
Gegner dürfe man Giftgas gegen Giftgas setzen, in den eigenen Reihen aber müsse un-
bedingte Loyalität herrschen. […].
Er entscheide nicht, der oder der hat Recht, sondern er sage sich, wer Recht hat, der 
wird den notwendigen Schritt zur Einheit tun. Wer ihn nicht tut, den werde er deshalb 
nicht beschimpfen, sondern nur bedauern. Er wisse aber, daß sich die deutsche Bewe-
gung auch drüben durchsetzen wird. Es komme auf den härteren Schädel an und den 
habe er. Und das Durchsetzen sei nötig. Die Geschichte beweist immer wieder, daß, 
wenn politische Parteien getrennt marschieren, sie zertrennt zerschlagen würden. […]. 
Ein einheitliches Symbol müsse dem einheitlichen Symbol des Sowjetstern, dessen 
Geltung sich über den ganzen Erdball erstrecke, entgegengesetzt werden können. Die 
Weltpest des Bolschewismus werde nicht mit einer Unzahl von Verbändchen mit eben-
so vielen Fähnchen besiegt werden.
Die Entschließung in Weimar sei auf Grund des Antrages eines ganz unbeteiligten Par-
teigenossen aus Norddeutschland zustande gekommen, der ihm ganz unbewußt entge-
genkam, nachdem er schon aus Österreich um ein Eingreifen gebeten worden war. Hit-
ler verlas den Beschluß der Führung der N.S.D.A.P. Österreichs zur Entschließung 
des Weimarer Parteitages, und bemerkte zu dem Satz, daß der Beschluß als „einer Er-
örterung wert“ angesehen werde, ob man in eine Erörterung eintrete oder nicht, sei
30) Schulz hielt dazu am 18. August 1926 folgendes fest: „Ueber die früheren Vereinbarungen mit den übrigen 
Bruderparteien setzte sich Hitler hinweg mit der Erklärung, daß er als der Stär[k]ere sich über Abma-
chungen und Paragraphen hinwegsetzen werde und ganz einfach die Bewegung in Oesterreich an sich
reiße. Allerdings hat Hitler dabei vergessen, daß er hier Abmachungen bricht, die er nicht mit Franzosen 
oder Engländern gemacht, sondern mit gleichberechtigten Parteifreunden, die auf ein Wort eines deut-
schen Mannes noch achten und für die Treue und Glaube noch kein leerer Wahn ist.“ „Deutsche Arbei-
ter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 1.
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bedeutungslos; denn der Anschluß kommt auf alle Fälle. […]. An der Spitze des Gaues 
Österreich der N.S.D.A.P. Groß-Deutschlands müsse ein Mann kommen, der das Ver-
trauen all Derer [!], die bisher gegeneinander standen[,] besitzt, der fähig ist zu han-
deln ohne vorher lange Konferenzen einzuberufen und der das Führerprinzip auf die 
letzten Untergruppen überträgt. Er lehne schärfstens die Meinung ab, als ob das Ge-
biet Österreich […] anders zu bewerten sei als Köln, das Rheinland, Thüringen oder 
Ostpreußen. Der Unterschied zwischen diesen Gebieten und Bayern sei sicher nicht 
größer, als der zwischen Bayern und Österreich. – Größter Wert sei weiter zu legen 
auf die Einheitlichkeit der programmatischen Grundlage, an der nicht gerüttelt wer-
den darf. Einzelne Fehler bei der Auslegung des Programmes wäre[n] nicht so schäd-
lich, wie fortgesetztes Schwanken der Grundlage selbst. Für ständig wechselnde Pro-
gramme setzen die Menschen nicht ihr Leben ein. Unser Programm sei nicht der 
Schlachtplan für die nächste Wahl, wie bei den sonstigen Parteien von heute. Hitler 
betonte, sein Beschluß sei unabänderlich. Nachdem ihm einmal die Notwendigkeit der 
Beschlußfassung aufgedrängt worden wäre, werde dieser auch durchgeführt. Er sei 
dabei nur von dem einen Wunsch geleitet, daß seine Heimat, an der er hänge, einst das 
Ziel eines stolzen deutschen Reiches werde.31
Wenngleich Hitler damals in erster Linie von einem Anschluß auf Parteiebene gespro-
chen haben mochte, so hatte er in dieser Rede doch schon eine unheilvolle Vorausschau dar-
auf geboten, was Österreich nach dem „Anschluß“ im März 1938 erwarten würde.
In der Pause nach der Rede Hitlers übermittelte Obmann Schulz, ohne sich in den Ta-
gungsraum zurückzubegeben, Hitler die Mitteilung, er müsse an dem früheren Beschluß sei-
ner Partei, daß die Entscheidung nur von einem Parteitag getroffen werden könne, festhalten
und erbitte sich Bedenkzeit, und dann wiederholte Leopold Eder als Vertreter des „National-
sozialistischen Deutschen Arbeitervereins“ die schon vor dem Weimarer Parteitag gegebene 
Erklärung „der restlosen Unterstellung unter die Führung der N.S.D.A.P. Groß-Deutschlands 
unter der Bereitschaft zur völligen Einordnung“. Die Vertreter der Landesverbände Steier-
mark (Heinrich Schmidt), Waldviertel (Robert Derda), Kärnten (Ferdinand Scheriau) und 
Oberösterreich (Alfred Proksch) erklärten, „sich gleichfalls rückhaltslos und bedingungslos 
der Führung der N.S.D.A.P. Großdeutschlands zu unterstellen und sich organisatorisch, ideell 
und in jeder sonstigen Beziehung eingliedern zu wollen“. Der Vertreter von Innsbruck hatte 
aus zeitlichen Gründen an der Tagung nicht teilnehmen können, dem „Vernehmen nach“ war 
aber auch die Tiroler Landesorganisation „zum gleichen Schritt wie die übrigen Landesver-
bände bereit“. Der Vertreter Vorarlbergs teilte mit, den Brief aus München nicht erhalten zu 
haben. Man habe daher mit den Mitgliedern keine Fühlung nehmen können und würde sich 
erst später entscheiden.32
Der einzige Widerspruch kam damals vom Landesverband Salzburg. Dessen Vertreter, 
der Gewerkschaftsfunktionär Nikolaus Schlam, erklärte, auch die Salzburger Nationalsoziali-
sten seien bereit, Hitler als Führer anzuerkennen, aber sie könnten „einige Leute der bisherigen
Opposition nicht als Führer gelten lassen“. Die Personenfrage sei jedoch von entscheidender
Bedeutung. Zudem habe für Österreich die Gewerkschaftsbewegung eine viel größere Bedeu-
31) Die DZ nahm zu der Rede Hitlers folgendermaßen Stellung: „In einer zweistündigen Rede, die Hitler auf der 
geschlossenen Parteiversammlung in Passau hielt, sprach er dicke Töne von seiner Kampfbewegung, 
rühmte seine ‘Unduldsamkeit’, pries den Faschismus als Vorbild, proklamierte das Recht und die Macht 
des Stärkeren, was seiner Meinung nach für die ganze Anschlußbewegung gelte, feierte das Herrenmen-
schentum der Frontkämpfer usw. Das alte Lied des alten Hitler!“ DZ 136/187 vom 17. August 1926, S. 1.
32) „Ein Schritt auf dem Wege zu Groß-Deutschland“. BArch (ehem. BDC) NS 26/54.
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tung als für Deutschland, denn hier sei die Lage der Arbeiter noch schlechter, und „wer dem 
Arbeiter 10 Groschen mehr Lohn verschafft, werde als Heiliger angesehen. Mit Idealismus 
allein sei kein Arbeiter zu gewinnen“. Hitler hielt dem jedoch u. a. folgendes entgegen33: 
Wer das Ganze sehe, dürfe über einzelne Personen, die ihm nicht passen[,] nicht stol-
pern. Personen seien nicht der Nationalsozialismus. Die Erklärung der Ablehnung ge-
nüge ihm. Aber er verbiete, dass jemand auf seinen Namen sich berufe und dadurch 
sich Vorteile zu verschaffen suche, wenn er den Namen im entscheidenden Augenblick 
ablehne.
Im übrigen hoffe er, dass alle noch vorhandenen Klüfte überwunden würden, erbitter-
ter als bei uns in Deutschland einst können sich Gegner nicht gegenüberstehen – und 
doch sei die Zusammenarbeit auch bei uns eines Tages möglich gewesen. Es gehe[,]
wenn man nur wolle.
Am Schluß der Besprechung, deren „Ergebnis der beinahe restlosen Eingliederung der 
Nationalsozialisten Österreichs in die NSDAP Grossdeutschlands“ „zweifellos ein grosser Er-
folg“ für Hitler war – im Protokoll ist in diesem Zusammenhang von der „praktische[n] Aus-
drucksverleihung des grossdeutschen Gedankens innerhalb der Bewegung“, von „ein[em]
Schritt auf dem Wege zum kommenden Grossdeutschland“ die Rede –, kam man dann noch 
überein, in etwa 14 Tagen eine Tagung des Gaues Österreich nach München einzuberufen, 
bei der die Einzelheiten der völligen Eingliederung besprochen werden sollten und die Er-
nennung des Gauführers erfolgen würde.34
Schulz und Gattermayer, die beide alte Gewerkschafter waren und enge Beziehungen 
zu den völkischen Gewerkschaften hatten, während die neuen, von Hitler eingesetzten Füh-
rer meist bürgerlicher Herkunft waren35, lehnten es jedoch ab, klein beizugeben und sich 
Hitler zu unterwerfen36, und erklärten, sie hätten andere Auffassungen über die Taktik der 
Partei. Im Rahmen der Vertrauensmännersitzung am 18. August 1926 nahm Schulz dazu fol-
gendermaßen Stellung37:
Adolf Hitler hat unsere Partei als die im alten gewerkschaftlichen Programme stecken-
de Richtung bezeichnet, während das andere (er meinte damit jedenfalls den Verein) 
das junge aufwärtsstürmende revolutionäre Element sei. Ich muß es Adolf Hitler von 
dieser Stelle aus einmal sagen, daß es sich hier nicht um das „junge revolutionäre Ele-
ment“ handelt, sondern um den Hinauswurf aus unserer Partei, der auch in jeder an-
deren anständigen Partei hätte unbedingt erfolgen müssen, und dieser Hinauswurf hat 
sich organisiert und mit viel Hitler-Geschrei der reichsdeutschen Bruderpartei unter-
stellt. Niemand kann der österreichischen Partei nachsagen, daß sie nicht radikal ge-
33) „Ein Schritt auf dem Wege zu Groß-Deutschland“. BArch (ehem. BDC) NS 26/54. 
34) Ebda.
35) Carsten vermutet in diesem Zusammenhang, daß diese sozialen Unterschiede ein wichtiges Moment für die 
neuerliche Spaltung der Partei gewesen sein könnten. Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 138.
36) Die DZ hielt dazu folgendes fest: „Es ist nun wohl so, daß es eine alte Nationalsozialistische deutsche Arbei-
terpartei Oesterreichs gibt, die nicht ohne weiteres nach der Pfeife Hitlers tanzen will, und einen Gau 
Oesterreich der Nationalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei, der sich als Landesorganisation Hitler 
unterstellt und von ihm den Führer entgegennimmt. Denn gewählt wird hier nicht. Das verstößt gegen das 
in Weimar proklamierte ‘Führerprinzip’. Hitler haben sich in Passau unterstellt der Vertreter des National-
sozialistischen deutschen Arbeitervereins, die Vertreter der Landesverbände Steiermark, Oberösterreich, 
Waldviertel und Kärnten, der Vaterländische Schutzbund.“ DZ 136/187 vom 17. August 1926, S. 1. 
37) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 1 f.
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nug aufgetreten ist. Wir haben zwar noch keine Revolutionen gemacht, aber unsere Be-
wegung in Oesterreich derart durchgesetzt, daß wir eine anerkannte, achtunggebie-
tende Partei geworden sind. Was sich draußen im Reiche und bei uns in Oesterreich 
als so hypperrevolutionär [!] gebärdet, ist das verantwortungslose Element, das mehr 
abstoßt als anzieht und insbesondere sich in Arbeiterkreisen immer mehr und mehr 
verächtlich macht. Das Ideal einer deutschen Arbeiterbewegung besteht nicht darin, 
einige Hundert oder Tausend von Desperados zu sammeln und nach Landsknechtma-
nier Krawall zu schlagen, sondern ich sehe unsere Aufgabe in der Durchdringung der 
Massen der deutschen Arbeiterschaft mit dem Gedanken der nationalen und sozialisti-
schen Ideen unseres Programms, um mit diesen Massen einmal den großen Befreiungs-
kampf zu führen. Adolf Hitler meint, dazu hätten wir nicht genügend Zeit, und ich er-
kläre, daß wir mit seiner Methode nicht genügend Truppen sammeln werden, um einen
Kampf mit Aussicht auf Erfolg führen zu können. Eine Wiederholung des Putsches vom 
Jahre 1923 wünschen wir nicht mehr, da jeder derartige Fehlschlag eine Bewegung 
jahrzehntelang schädigt. Hier sehen Sie schon, welch ungeheure Kluft sich zwischen 
uns und der reichsdeutschen Bewegung auftut.
Anschließend pries Schulz die Vorzüge des Parteiprogramms der NSDAP Österreichs
gegenüber den 25 Thesen Hitlers38 und kam dann auf das „Führerprinzip“ und dessen Um-
setzung durch Hitler zu sprechen, wobei er Hitler zum Teil scharf attackierte39:
Parteigenossen, auch wir huldigen dem Führerprinzip. Auch wir wünschen, daß der 
Führer oder Unterführer ein Mann sei, der mit Vollmachten ausgestattet werde, daß 
er im gegebenen Momente rasch handeln kann und nicht durch demokratische Be-
schlüsse daran gehindert ist. Das hindert aber nicht, daß der Führer sich mit seinen 
Mitgliedern bespricht, sich Ratschläge einholt und auch von Zeit zu Zeit seiner ganzen 
Anhängerschaft Rechenschaft ablegt über sein Tun. Der Führer in Deutschland aber 
maßt sich Herrenrechte an, gegenüber untertänigen Sklaven. Es gibt keinen Parteitag 
mit Beratungen, Anträge müssen früher die Genehmigung des Führers haben, es gibt 
keine Wahlen des Führers oder Unterführers, es gibt keine Leitungen, sondern es gibt 
nur einen Führer, der sich selber einsetzt und immer selber ernennt, der unfehlbar ist 
wie der Papst und leider glaubt, von Gott eingesetzt zu sein. Unter diesen Umständen 
dürfen wir uns nicht wundern, daß auch in Deutschland draußen die besten Menschen 
38) „Hitler lehnt unser Parteiprogramm ab. Nun sind wir alle von der Güte unseres Programms überzeugt und 
haben mit diesem gerade in den Kreisen, die wir erobern wollen, die größten Erfolge errungen. Hitler re-
det nun von seinem Programm. Wer von Ihnen kennt denn ein Programm Adolf Hitlers, das sich von dem 
unseren unterscheidet? Meint Hitler etwa die 25 Thesen, die der Werkzeugschlosser Anton Drexler mit 
Hitler seinerzeit aufgestellt hat? Wer diese Thesen kennt, muß doch zugestehen, daß dieselben höchstens 
ein Auszug aus unserem Parteiprogramm sind. Wir könnten sie vielleicht als Durchführungsbestimmun-
gen zu einem einmal erstellten Parteiprogramm gelten lassen, als etwas anderes aber nicht. Was ist also 
das Parteiprogramm der reichsdeutschen Bruderpartei? Der einzige mit Erfolg im Ruhrgebiet arbeitende 
Parteigenosse Strasser bezeichnete erst vor einigen Monaten noch die 25 Thesen als den bescheidenen –
aber auch nur bescheidenen – Anfang eines Parteiprogramms, und Strasser hat auch den Versuch unter-
nommen, ein Programm aufzustellen, dieser Versuch wurde allerdings von Adolf Hitler unterdrückt. Was 
ist also das Programm Adolf Hitlers? Wir wissen das Endziel: Die Brechung der Friedensverträge von 
Versailles und Saint-Germain. Wissen wir auch den Weg, um dies zu erreichen? Hitler meint, mit Hilfe 
der vielen Millionen deutscher Arbeiter werden wir diese Macht bekommen. Den Beweis, wie man aber 
die Millionen deutscher Arbeiter ohne ein positives Programm gewinnen soll, diesen Beweis bleibt uns 
auch Adolf Hitler schuldig.“ „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 2.
39) Ebda.
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sich abseits stellen, daß ein General Ludendorff nicht mehr in der Bewegung ist, daß 
der Gründer der Partei nicht mehr mittut (er wurde wegen Esser geopfert, und auch 
dieser ist bereits in der Versenkung verschwunden), die deutschvölkische Freiheitspar-
tei mit ihrem Führer Graefe, die bereits restlos für unsere Bewegung gewonnen war, 
ist abgeschwenkt, und so sehen wir nicht ein Aufwärtssteigen, sondern ein Niedergehen 
unserer Bewegung, wie sie sich katastrophal bei der Wahl in Mecklenburg gezeigt hat, 
wo die reichsdeutsche Bruderpartei trotz großer Versammlungen Hitlers nur 4 000 
Stimmen erreichen konnte. (Bei der Landtagswahl in Oberösterreich hatten wir allein 
14.000 Stimmen.) Hitler behauptet von sich, er und seine Bewegung seien unduldsam. 
Leider ist er am unduldsamsten, dort wo er neue Anhänger gewinnen könnte. Auch wir 
haben keinen Konfliktstoff gesucht, und wir waren sogar bereit, uns der Münchner Füh-
rung zu unterstellen, wenn man Oesterreich in bezug auf die Wahl der Parteileitung 
und der besonderen Taktik für Oesterreich eine autonome Stellung eingeräumt hätte. 
Hitler verhandelt aber nicht. Hitler ist unduldsam und unfehlbar. Da wir aber dies 
selbst dem Papste abstreiten und da wir Deutschen sogar dem Gottesbegriffe wissen-
schaftlich beikommen wollen, so können wir auch nicht an die Unfehlbarkeit eines 
Führers glauben. 
Als Beispiele für die „Fehlbarkeit“ Hitlers führte Schulz dann an, daß Hitler Dr. Su-
chenwirth als Führer habe anerkennen wollen und daß Hitler auch die Psyche des österrei-
chischen Volkes nicht kenne, denn „sonst könnte er in der Südtiroler Frage nicht so kalther-
zig über das Schicksal von 250.000 Volksgenossen hinweggehen“ und „uns nicht zumuten, 
einen Faszistengruß nachzuahmen“. Nicht recht geben könne man Hitler auch darin, daß er 
sein Herübergreifen nach Österreich damit begründet habe, daß auch der Marxismus keine 
Grenzen kenne und sich überall einheitlich durchsetze. Es falle Dr. Bauer in Österreich näm-
lich nicht im Traume ein, sich den Mehrheitssozialisten in Deutschland zu unterstellen, die 
Unabhängigen lehnten eine Bindung mit den Bolschewiken ab, jeder arbeite auf seinem Bo-
den zielbewußt und mit seinen eigenen Waffen. Das einigende Band sei die marxistische 
Idee, seien vielleicht noch gemeinsame Kongresse, niemals aber werde es geschehen, daß sich
einer unter diesen das absolute unantastbare Führerrecht anmaße. Zu bestreiten sei darüber 
hinaus auch „die Zweckmäßigkeit einer organisatorischen Uebernahme einer Partei, um nur 
eine Anschlußdemonstration zu machen“40:
Wir sind deshalb noch lange nicht mit dem Anschlusse fertig, wenn Hitler in München 
eine Geste macht. Und wir bestreiten auf das entschiedenste, daß es hier besser wird, 
wenn hier in Oesterreich ein – wie sich Hitler ausdrückte – Reichskommissär einge-
setzt wird, der die Verhältnisse nicht kennt und jedenfalls auch grundfalsche Beschlüs-
se fassen wird[;]
und dann fügte Schulz im Wissen um die lange Tradition der österreichischen national-
sozialistischen Bewegung und um den hohen Organisierungsgrad der österreichischen Partei-
genossen in den völkischen Gewerkschaften selbstbewußt an41:
Ich bezeichne es als eine maßlose Ueberhebung und als einen Eigendünkel sonderglei-
chen, daß wir hier in Oesterreich einen Vormund brauchen. Hier bei uns ist die Wiege 
des nationalen Sozialismus entstanden. Hier in Wien wurde der Name geprägt zu einer 
40) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 2.
41) Ebda.
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Zeit, als Hitler vom Nationalsozialismus noch keine Ahnung hatte. Hier in Oesterreich 
sind Männer tätig, die eine langjährige Erfahrung in der nationalen und in der Arbei-
terbewegung haben, und unsere Bewegung ist durchaus nicht so schwach, daß wir uns 
zu schämen brauchen. Ich behaupte, daß wir in bezug auf Bevölkerungszahl minde-
stens fünfmal besser organisiert sind als unsere reichsdeutsche Bruderpartei und ich 
behaupte auch, daß unsere reichsdeutschen Parteigenossen den Weg der organischen 
Entwicklung erst gehen müssen, den wir bereits gegangen sind. 
Wie eng die Beziehungen zwischen der österreichischen NSDAP und den völkischen 
Gewerkschaften damals waren, hatte sich kurz vorher bei den am 14. und 15. August 1926 
abgehaltenen Wahlen in die Kammer für Arbeiter und Angestellte Oberösterreichs gezeigt.
Aufruf in der „Linzer Volksstimme“ F. 31 vom 7. Ernting (August) 1926, S. 2
So wiesen anläßlich dieser Wahlen, für die in den Parteigremien42, aber auch in der 
Parteipresse eifrig die Werbetrommel gerührt wurde43, sowohl die Wahlwerberliste der Ar-
42) Anläßlich des am 1. August 1926 in Linz abgehaltenen Parteitages der Nationalsozialistischen Partei Ober-
österreichs nahm die Partei in bezug auf ihr Verhältnis zur Gewerkschaft folgende Position ein: 
„1. Die N. S. D. A. P. erkennt die völkischen Gewerkschaften als unerläßliche Kampforganisationen der um 
soziale Gerechtigkeit ringenden Arbeitnehmerschaft und ist daher entschlossen, sie in ihren Bestrebungen 
nach besten Kräften zu fördern. 2. Die N. S. D. A. P. lehnt es aber ab, sich irgendwie von den völkischen Ge-
werkschaften abhängig zu machen, wie sie es auch im Interesse gewerkschaftlicher Entwicklung und Be-
tätigung unterläßt, auf die völkischen Gewerkschaften irgendwie parteipolitisch einzuwirken. 3. Sie sieht 
im beiderseitig ungebundenen Zusammenwirken von Partei und Gewerkschaften, im wohlverstandenen 
beiderseitigen und gemeinsamen Interesse, den Weg, die die Arbeitnehmerschaft bedrückende soziale Un-
gerechtigkeit wirksam zu bekämpfen und schließlich zu beseitigen.“ „Linzer Volksstimme“ F. 31 vom 7. 
Ernting (August) 1926, S. 1. Am 13. August 1926 gab die „Oberösterreichische Tageszeitung“ Nr. 249 
auf S. 7 dann unter dem Stichwort „Nationalsozialisten und Kammerwahlen“ folgendes bekannt: „Die 
Landesführung Oberösterreich der nationalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei hat an ihre Ortsgliede-
rungen die Weisung ergehen lassen, die Arbeiten der völkischen Gewerkschaften für die bevorstehenden 
Kammerwahlen bestmöglichst [sic!] zu fördern, und die wahlberechtigten Parteiangehörigen aufgefordert, 
geschlossen für die Liste des deutschen Gewerkschaftsbundes zu stimmen.“
43) Am 31. Juli 1926 z. B. wandte sich die „Linzer Volksstimme“ F. 30 vom 31. Heuert (Juli) 1926 auf S. 4 mit 
folgendem Hinweis an die Wähler der Verkehrssektion: „Es ist strenge Gewerkschaftspflicht für alle Mit-
glieder, sich geschlossen für die Liste des Deutschen Gewerkschaftsbundes einzusetzen und ausnahmslos 
die Stimme dafür abzugeben. Keine Stimme darf verloren gehen. Auch im Wohn- oder Urlaubsorte muß 
durch Abgabe einer Wohnsitzstimme das Wahlrecht ausgeübt werden. Der Wahltag erfordert ein offenes 
Bekenntnis. Späteres Nörgeln wäre wertlos.
Die Wahlen, die in Wien, Niederösterreich und Steiermark schon stattgefunden haben, brachten bisher 
den Sozialdemokraten den fühlbaren Verlust von 10 Mandaten. Auch in Oberösterreich muß die Wahl 
einen Sieg gegen die bisherige rote Gewaltherrschaft bringen und den Weg bahnen zu sachlicher, ehrli-
cher zielbewußter Aufbauarbeit. […].“; und in ihrer F. 31 vom 7. Ernting (August) 1926 richtete sie auf
S. 2 folgenden Aufruf an die Wähler: „Wer dafür eintritt, daß die neue Vertretung in der Kammer für Ar-
beiter und Angestellte nicht weiter ein Willkürinstrument marxistischer Bonzen bleibt, sondern wirkliche 
Aufbauarbeit leisten kann im Sinne ehrlicher Volkspolitik zum Wohle aller Schichten des arbeitenden, 
schaffenden Volkes, der wählt geschlossen die Wahlwerber der Liste ‘Deutscher Gewerkschaftsbund’.“
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beitersektion des Deutschen Gewerkschaftsbundes als auch die der Angestelltensektion als 
Spitzenkandidaten einen Nationalsozialisten auf – der Listenführer des am 26. Juli 1926 mit 
Beschluß der Hauptwahlkommission für die Arbeiterkammerwahl für gültig anerkannten
Wahlvorschlags der Arbeitersektion war Josef Edinger, Gewerkschaftssekretär und national-
sozialistischer Gemeinderat in Linz, und der der Angestelltensektion Josef Renner, D. H. V.-
Geschäftsführer und ebenfalls nationalsozialistischer Gemeinderat in Linz44 –, und auf der 
Wahlwerberliste der Verkehrssektion schien bei den Ersatzmännern der Angestellten auf 
Platz 3 der aufgrund seines Engagements im Rahmen der NSDAP-Ortsgruppe Passau schon 
vielfach erwähnte Stationsmeister Wenzel Dorner aus Passau auf.45
In Schärding, wo die Deutsche Verkehrsgewerkschaft noch am 1. August 1926 im Hin-
blick auf die Arbeiterkammerwahlen eine Versammlung für die Wähler der Verkehrssektion 
abgehalten hatte46, wurden bei den Wahlen am 14./15. August47 laut „Schärdinger Wochen-
blatt“ vom 19. August 192648 in der Sektion der Arbeiter bei einer Wahlbeteiligung von 54,5 
Prozent 270 Stimmen für die sozialdemokratische Freie Gewerkschaft, 15 Stimmen für den 
Deutschen Gewerkschaftsbund und 75 Stimmen für die Christliche Gewerkschaft und in der 
Sektion der Angestellten bei einer Wahlbeteiligung von 61 Prozent 18 Stimmen für die Freie 
Gewerkschaft, 49 Stimmen für den Deutschen Gewerkschaftsbund und 9 Stimmen für die 
Christliche Gewerkschaft abgegeben. Gegenüber dem Wahlergebnis des Jahres 1921 wiesen
die Wahlen 1926 damit für die Freie Gewerkschaft einen Stimmenzuwachs von 10, für den 
Deutschen Gewerkschaftsbund einen von 44 und für die Christliche Gewerkschaft einen sol-
chen von 56 Stimmen auf.49
44) Schdg. WBl. 1926, Nr. 32, S. 6 und Puffer, Emil: Die Linzer Gemeindemandatare. S. 85.
45) „Linzer Volksstimme“ F. 30 vom 31. Heuert (Juli) 1926, S. 4.
46) Die „Linzer Volksstimme“ gab dazu am 7. August 1926 folgendes bekannt: „Die Versammlung hatte die Orts-
gruppe Neumarkt-Kallham der Deutschen Verkehrsgewerkschaft einberufen. Der Vorsitzende, Herr Bau-
ernfeind, der Obmann der Ortsgruppe Neumarkt-Kallham, konnte eine stattliche Zahl von Teilnehmern 
und Vertretern begrüßen. Das Referat erstattete der Vertreter der Bezirksverbandsleitung der Deutschen 
Verkehrsgewerkschaft, Herr Schmidtmayer (Linz). Die große Bedeutung der Wahlen, die augenfälligen 
Unterlassungen und Schädigungen durch die bisherige sozialdemokratische Mehrheit zwingen dazu, mit 
aller Kraft für die Schaffung einer starken und aufrechten Arbeitsgruppe in der neuen Arbeiterkammer 
einzutreten. Der Niedergang der Sozialdemokraten schreitet unaufhaltsam weiter, die Zahl der mit ihren 
marxistischen Parteiführern Unzufriedenen wächst ins Ungemessene. Der beste Beweis liegt in den Wah-
len in Wien, Niederösterreich und Steiermark, wo die Sozialdemokraten bereits empfindliche Verluste er-
litten. 10 Mandate haben die Sozialdemokraten allein bei diesen Wahlen in die dortigen Arbeiterkam-
mern verloren. Bei reger Werbearbeit und restloser Wahlbeteiligung ist auch in Oberösterreich ein be-
deutender Erfolg für den Deutschen Gewerkschaftsbund zu erreichen.“ „Linzer Volksstimme“ F. 31 vom 
7. Ernting (August) 1926, S. 5.
47) Gemäß dem Beschluß der Zweigwahlkommission Schärding wählten die Arbeiter am Samstag, dem 14. Au-
gust, in der Zeit von 12 bis 17 Uhr (laut Schdg. WBl. bis 18 Uhr) und am Sonntag, dem 15. August, von 
7 bis 11 Uhr, während die Angestellten nur am Sonntag wählten, und zwar von 11 bis 14 Uhr. Das Wahl-
lokal befand sich für alle Wähler des Bezirks im Rathaus in Schärding. „Wahrheit“ Nr. 33 vom 15. August 
1926, S. 18 und Schdg. WBl. 1926, Nr. 32, S. 6.
48) Das am 18. bzw. 21. und 22. August 1926 verlautbarte vorläufige Ergebnis wich davon etwas ab: Diesem zu-
folge waren in der Sektion der Arbeiter 429 gültige Stimmen abgegeben worden, wovon 328 auf die Freie
Gewerkschaft, 19 auf den Deutschen Gewerkschaftsbund und 82 Stimmen auf die Christliche Gewerk-
schaft entfielen. In der Sektion der Angestellten schienen damals 84 gültige Stimmen auf, u. z. 18 für die 
Freie Gewerkschaft, 51 für den Deutschen Gewerkschaftsbund und 15 Stimmen für die Christliche Ge-
werkschaft. Mit einem Stimmenanteil von 60,71 % hatte der Deutsche Gewerkschaftsbund bei den Ange-
stellten in Schärding damit hinter Grieskirchen sein zweitbestes Ergebnis in Oberösterreich erzielt. Details 
s. Tabelle 103! „Oberösterreichische Tageszeitung“ Nr. 253 vom 18. August 1926, S. 5; „Linzer Volks-
stimme“ F. 33 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 1 und „Wahrheit“ Nr. 34 vom 22. August 1926, S. 1.
49) Schdg. WBl. 1926, Nr. 33, S. 5. Gleiche Angaben finden sich auch in der „Rieder Volkszeitung Nr. 34 vom 
19. August 1926, S. 12 und in der „Wahrheit“ 1926, Nr. 38, S. 10.
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Tabelle 103: Stand der bis zum 16. August 1926 in den nachgenannten Bezirkshauptmann-
schaften abgegebenen Stimmen für die Arbeiterkammerwahlen 1926 (in Prozent)
Gültige Deutsche Gew. Christliche Gew. Freie Gew.
Arb. Ang. Arb. Ang. Arb. Ang. Arb. Ang.
Braunau a. I. 1158 145 11,23 54,48 18,39 20,69 70,38 24,83
Eferding 359 25 3,62 48,00 41,23 28,00 55,15 24,00
Freistadt 276 28 3,62 32,14 34,42 32,14 61,96 35,72
Gmunden 5144 630 1,65 25,71 13,94 16,83 84,41 57,46
Grieskirchen 573 47 8,03 61,70 38,39 12,77 53,58 25,53
Kirchdorf a. d. Krems 1663 140 5,41 56,43 8,84 11,43 85,75 32,14
Linz-Stadt 6355 2094 3,48 39,64 9,36 12,99 87,16 47,37
Linz-Land 2160 192 4,21 40,63 19,17 18,75 76,62 40,62
Perg 1391 110 3,59 56,36 12,01 10,00 84,40 33,64
Ried i. Innkreis 1085 161 6,45 49,07 46,54 40,37 47,01 10,56
Rohrbach 1279 110 3,91 33,64 29,94 22,73 66,15 43,63
Schärding a. I. 429 84 4,43 60,71 19,11 17,86 76,46 21,43
Steyr-Stadt 4183 690 0,93 20,58 4,62 12,75 94,45 66,67
Steyr-Land 1756 170 4,33 53,53 33,03 20,59 62,64 25,88
Urfahr-Umgebung 349 27 14,33 48,15 50,71 37,04 34,96 14,81
Vöcklabruck 3485 293 3,01 47,78 5,86 7,51 91,13 44,71
Wels-Stadt 1213 494 8,24 50,00 12,70 11,13 79,06 38,87
Wels-Land 1305 91 3,68 16,48 15,71 14,29 80,61 69,23
      Zusammen 34163 5531 3,78 38,96 15,22 14,84 81,00 46,20
Quelle: Eigene Berechnungen nach den in der „Oberösterreichischen Tageszeitung“ Nr. 253 vom 18. August 
1926 auf S. 5 und den in der „Linzer Volksstimme“ F. 33 vom 21. Ernting (August) 1926 auf S. 1 veröffentlich-
ten absoluten Zahlen. 
Insgesamt erhielt der Deutsche Gewerkschaftsbund, der einen gewissen Einfluß auf die 
Angestellten und Arbeiter der öffentlichen Betriebe, aber fast gar keinen auf die industriellen 
Arbeiter hatte50, schließlich ein Mandat bei den Arbeitern, fünf Mandate bei den Angestellten 
und ein Mandat bei den Angestellten der Verkehrssektion51, worauf Josef Renner Obmann der 
Angestelltensektion wurde.52
Die christlich-soziale Gewerkschaft  erzielte damals ebenfalls 7 Mandate, die sozial-
demokratische Freie Gewerkschaft hingegen kam insgesamt auf 43 Mandate. Da die Freie 
Gewerkschaft gegenüber der Arbeiterkammerwahl 1921 damit jedoch 6 Mandate verloren 
hatte, feierte der Deutsche Gewerkschaftsbund sein im Vergleich zur Freien Gewerkschaft 
bescheidenes Ergebnis als glänzenden Wahlsieg.53
Doch zurück zur Vertrauensmännersitzung vom 18. August 1926! Nach seinen Aus-
führungen über die Situation der österreichischen NSDAP ging Schulz auf die Meldung des 
„Völkischen Beobachters“ ein, daß sich die Landesführer Oberösterreichs, Kärntens und der 
Steiermark Hitler unterstellt hätten. 
50) Carsten, Francis L.: Die erste österreichische Republik im Spiegel zeitgenössischer Quellen. S. 93.
51) „Oberösterreichische Tageszeitung“ Nr. 255 vom 20. August 1926, S. 8 und „Linzer Volksstimme“ F. 35 
vom 4. Scheiding (September) 1926, S. 4. 
52) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 193.
53) Tálos, Emmerich: Interessenvermittlung und partikularistische Interessenpolitik in der Ersten Republik. – In: 
Tálos, [Emmerich]/Dachs, [Herbert]/Hanisch, [Ernst]/Staudinger, [Anton] (Hrsg.): Handbuch des politi-
schen Systems Österreichs. Erste Republik 1918–1933. – Wien: 1995. S 374 und „Linzer Volksstimme“ 
F. 35 vom 4. Scheiding (September) 1926, S. 4.
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Schulz machte in diesem Zusammenhang klar, daß niemand berechtigt sei, „namens 
einer Untergruppe“ eine derartige Erklärung abzugeben, und setzte dann fort54:
Wer sich einer anderen Partei unterstellt, tut dies persönlich und scheidet aus unserer 
Partei aus. Wir müssen einmal aufhören, wehleidig zu sein. Wer nicht mit uns gehen 
kann, wer sich immer auf einen Führer beruft, der nicht hier ist, sondern anderswo, 
wem es in unserer Partei nicht paßt, der scheide aus. Dies gilt für die Mitglieder des 
Vaterländischen Schutzbundes und dies gilt für unsere Parteimitglieder. Wir müssen 
unsere Bewegung endlich freimachen von all den Phrasen, von denen sie bisher be-
gleitet war, wir müssen den Weg freimachen für eine gesunde deutsche Arbeiterpoli-
tik. Der militärische Ueberschwang gehört aus unserer Partei hinaus. Wer unbedingt 
exerzieren will, der gehe in den Deutschen Turnerbund und mache gesunde Leibes-
übungen oder gehe in einen Wehrturnverein. Die politische Partei muß sich freihalten 
von derartigen Dingen, sie hat einzig und allein den Kampf zu führen um die geistige 
Eroberung des deutschen Arbeiters. Und wenn die große Stunde des Befreiungskamp-
fes kommt, dann wird dieser deutsche Volksgenosse beseelt von den Idealen unserer 
nationalsozialistischen Idee in den Kampf ziehen, zwar ohne Paradeschritt und ohne 
gigerlhafte Militärspielerei, aber ernst und begeistert für ein besseres soziales All-
deutschland.
Nachdem Schulz sodann noch die im „Völkischen Beobachter“ erhobene Behauptung, 
daß er sich mit Dr. Riehl verbündet habe, als „bodenlose Lüge“ zurückgewiesen hatte, skiz-
zierte er am Schluß seiner Rede, wie er sich die künftige Entwicklung der Partei in bezug 
auf ihr Verhältnis zur deutschen Bruderpartei und zum „Hitler-Verein“ vorstellte. Über wei-
te Strecken schlug er dabei eher versöhnliche Töne an55:
Parteigenossen! Ich weiß, daß vielen von Ihnen die Entwicklung der Dinge sehr nahe 
geht. Alle, die jahrelang einer Bewegung gedient haben, sehen jetzt einen Bruch vor-
aus, der vielleicht das Ende dieser Bewegung sein könnte. Dem ist nicht so. Wir kön-
nen bei den nächsten Wahlen weniger Aussicht auf Erfolg haben, es werden sich man-
che verärgert aus der Bewegung zurückziehen, die Idee aber ist unsterblich. Wer ein-
mal mit dieser nationalsozialistischen Idee bekannt ist, ist ihr auch verfallen. Einmal 
mehr pessimistisch, ein andermal optimistisch, wann die Stunde zum Handeln da ist, 
dann werden diese alten Kämpfer auf dem Platze sein. Lassen wir den Ueberschwang 
der reichsdeutschen Bewegung nur gründlich austoben und dann wird sie das werden, 
was ihre Bestimmung ist, eine deutsche Arbeiterpartei.
Auch Hitler wollen wir nicht feindlich gegenüberstehen. Als großer Redner und leiden-
schaftlicher Agitator ist er eine unschätzbare Kraft. Wenn Hitler sich einmal von seiner 
Umgebung befreit und unter das wirkliche Volk kommt und hört, dann wird ihm auch 
schon der Weg gewiesen, den er einmal wird gehen müssen. Mit verproletarisierten 
Mittelständlern allein macht man keine Arbeiterpolitik. Und nun zum Hitler-Verein. 
Entweder wir bekämpfen uns gegenseitig bis zur Vernichtung, oder wir gehen ruhig 
nebeneinander. Wessen Idee gut ist, der wird sich durchsetzen. Noch gibt es tausende 
Menschen zu erobern. Das lassen Sie uns den Prüfstein sein. Was unanständig im Ver-
ein ist, das wird sich von selber erledigen. Und die Zeit heilt alle Wunden. Wenn drau-
ßen und bei uns die Gegensätze sich abgeschliffen haben, wenn die Hetzer aus der Be-
54) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 2.
55) Ebda.
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wegung draußen sind, wenn der Ueberschwang einer höheren Einsicht Platz gemacht 
hat, dann wird auch der Tag des großen Zusammenschlusses sein. Lassen Sie uns aber 
auch an dem heutigen Tage, der vielen von Ihnen eine schmerzliche Enttäuschung ge-
bracht hat, geloben, über allem Streit das große Ziel nicht zu vergessen: das große 
deutsche Vaterland.
Nach der Rede des Parteiobmannes erklärte Jugendobmann Bauer, daß die National-
sozialistische Deutsche Arbeiterjugend Österreichs geschlossen hinter Parteiobmann Schulz 
stehe, denn die Hitler-Bewegung im Reiche sei „leider nicht mehr, was sie einst war“, und 
auch „die dortigen Methoden der Jugendbewegung“ hätten sich „als unfähig erwiesen“. Die 
Jugend könne ohne Anlehnung an die Partei nicht bestehen und die Partei nicht ohne Jugend. 
Führer seien wegen der Idee hier und nicht umgekehrt, und wenn ein Führer seinen Anhän-
gern die Treue breche, dann höre sich auch die Treue gegenüber dem Führer auf. Anschlie-
ßend beantragte Pg. Wagner, daß der Bericht des Parteiobmannes Schulz über die Passauer 
Tagung zur Aufklärung der Öffentlichkeit in Druck gelegt werde, was ebenso einstimmig an-
genommen wurde wie Wagners Antrag zu folgender Entschließung56:
Die heute versammelten Vertrauensmänner von Wien und Niederösterreich der Natio-
nalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei Deutschösterreichs haben den Bericht ih-
res Parteiobmannes Schulz über den Verlauf der Passauer Tagung mit Bedauern zur 
Kenntnis genommen und weisen die Art der Durchführung der Tagung und die grobe 
Beleidigung des Vorsitzendenstellvertreters Leo Haubenberger durch den Führer der 
reichsdeutschen Bruderpartei auf das schärfste zurück. Sie erklären, daß sie nie und 
nimmer ihre Einwilligung zu der Auflösung der österreichischen Partei in der Art, wie 
sie Hitler fordert, geben werden und stehen auf dem Boden der Entschließung der Bun-
desparteileitung vom 27. Juli 1926. Sie bedauern es, daß die Passauer Tagung infolge 
der unduldsamen Durchführung zu keiner klärenden Aussprache geführt hat. Sie sind
sich bewußt, daß wohl die ideenmäßige Einstellung der beiden Parteien in bezug auf 
das Endziel, Erreichung eines geeinten, freien, sozialen Alldeutschlands, gleich ist, 
daß aber der in Deutschland eingeschlagene Weg in vielen Belangen in Oesterreich 
nicht möglich ist. Sie bestreiten die Richtigkeit der Auffassung Adolf Hitlers, als seien 
die Verhältnisse im Reiche und in Oesterreich die gleichen, und verweisen nur auf die 
verschiedene Auffassung der Südtiroler Frage, auf den Faszistengruß und die Gewerk-
schaftsfrage. Schon die Tatsache, daß der Gewerkschaftsgedanke in Oesterreich einen 
viel größeren Prozentsatz der Bevölkerung erfaßt hat als im Deutschen Reich, weist 
der Führung der österreichischen Parteipolitik andere Wege als in Deutschland. Durch 
den Umstand, daß der größte Teil der österreichischen Parteigenossen einer völkischen 
Gewerkschaft als tätige Mitglieder angehört, macht der österreichischen Partei ein 
inniges Hand-in-Hand-Arbeiten mit diesen mächtigen Organisationen zur Pflicht. Die 
Wahlen in die Arbeiterkammer, bei der es durch das Zusammengehen der Partei mit 
den völkischen Gewerkschaften gelungen ist, dem sozialdemokratischen Gebäude gro-
ßen Schaden zuzufügen, beweisen die Richtigkeit des Standpunktes der Bundespartei-
leitung in dieser Frage zur Genüge.
Sie bedauern es, daß es einer Gruppe gelungen ist, den Führer der reichsdeutschen 
Partei gegen die österreichische Bundesleitung einzustellen und das früher bestandene 
herzliche Vertrauensverhältnis zu trüben. Sie sind gewiß, daß dereinst der Tag kom-
56) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 2 f.
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men muß, der auch der reichsdeutschen Führung die Augen öffnen wird. Sie sprechen 
der Bundesparteileitung der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei Deutsch-
österreichs das vollste Vertrauen aus und fordern sie auf, auf dem eingeschlagenen 
Weg zu beharren, komme, was da wolle. Sie stehen, genau so wie die Bundesparteilei-
tung auf dem Standpunkt, daß gemäß der Entschließung der Bundesparteileitung die 
schwebenden Fragen nur ein zwischenstaatlicher Vertretertag, dessen Beschlüsse 
durch einen nachfolgenden österreichischen Parteitag genehmigt werden, zu bereini-
gen vermag. Sie fordern alle österreichischen Parteigliederungen auf, der selbstge-
wählten Parteileitung das Vertrauen zu bewahren und sich nicht zu falschen Entschlüs-
sen verleiten zu lassen. Treue um Treue!
Im Anschluß daran nahm die Versammlung noch einstimmig eine Entschließung an, die 
sich mit dem Verhältnis zwischen der Partei und der „Deutschösterreichischen Tages-Zeitung“,
dem Hauptblatt der „Hitlerbewegung“57, befaßte, und danach wurde die „unter Massenbetei-
ligung einmütig verlaufene Vertretersitzung“ mit dem Absingen des Liedes „Wenn alle untreu 
werden“ geschlossen. Zusammenfassend schrieb die „Deutsche Arbeiter-Presse“ damals58:
Die Versammlung war ein Beweis dafür, daß die Idee des nationalen Sozialismus in 
der österreichischen Partei auf das tiefste verankert ist und daß die Partei, fern von 
allen abenteuerlichen Experimenten, nach wie vor gesonnen ist, in freundschaftlicher 
Zusammenarbeit mit den gleichlaufenden Bewegungen im Deutschen Reiche und in 
der Tschechoslowakei, auf der erfolgreichen Bahn ihrer bewährten Grundsätze fortzu-
schreiten. In Verfolg dieser hohen und unveräußerlichen Aufgabe wird sie jedem Ver-
suche einer mutwilligen Störung ihrer völkischen Arbeit mit allem Nachdrucke scho-
nungslos entgegentreten.
In den nächsten Tagen gingen laut Mitteilung der „Deutschen Arbeiter-Presse“ dann 
von „allen Seiten“ Berichte darüber ein, daß es in den Landesorganisationen „Widerstände 
gegen das eigenmächtige Vorgehen einzelner Ländervertreter in Passau“ gebe59, und schließ-
lich setzte sich auch die am 24. August 1926 tagende Bundesparteileitung eingehend mit der 
durch die „eigenmächtigen Passauer Entscheidungen“ innerhalb der österreichischen Partei 
geschaffenen Lage auseinander. 
Unter dem Titel „Eine Erklärung der Parteileitung“ wurde dazu am 4. September 1926 
in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ bekanntgegeben60, daß nach allen bisher eingetroffenen
Berichten einwandfrei festgestellt worden sei, daß keiner der in Passau anwesenden Länder-
vertreter die Vollmacht besessen habe, namens seines Landes eine bindende Erklärung abzu-
geben. Vielmehr habe man festgestellt, daß weder der Vertreter der Steiermark, Herr Heinz 
Schmied [sic!], Graz, noch der Vertreter des Waldviertels, Herr Robert Derda, durch eine der 
Passauer Tagung vorangehende Leitungssitzung ermächtigt gewesen sei, irgendeine bindende 
Erklärung abzugeben. Für Kärnten habe man erhoben, daß der Vertreter Herr Scheriau gegen
den ausdrücklichen Beschluß der Landesparteileitung im letzten Moment von Herrn Matze-
nauer nach Passau entsandt worden sei und in keiner Weise berechtigt gewesen sei, die Er-
klärung im Namen des Landes Kärnten abzugeben. Der Vertreter des Landes Oberösterreich, 
Herr Alfred Proksch, habe von dem am 1. August 1926 stattgefundenen Landesparteitag nur 
57) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 23.
58) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 30 vom 21. Ernting (August) 1926, S. 3.
59) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 31 vom 28. Ernting (August) 1926, S. 1 f.
60) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 32 vom 4. Scheiding (September) 1926, S. 1.
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die Ermächtigung gehabt, auf Grundlage der in der Länderkonferenz vom 30. Juli beschlosse-
nen sechs Punkte mit Hitler zu verhandeln61, sodaß auch Herr Proksch seine Befugnisse weit 
überschritten habe. Außerdem habe man feststellen müssen, daß die Herren Knaus, Derda 
und Proksch das dem Parteiobmann am 30. Juli gegebene Versprechen, bei Hitler die oben 
angesprochenen sechs Punkte zu vertreten, nicht erfüllt hätten und damit mitschuldig am
Verlauf der Passauer Tagung geworden seien. Anschließend hieß es62:
Die Parteileitung stellt daher fest, daß die von den Ländervertretern in Passau abge-
gebenen Erklärungen nicht die mindeste bindende Kraft für die österreichischen Par-
teigliederungen besitzen, sondern bestenfalls als persönliche Erklärungen der betref-
fenden Herren aufzufassen sind. Sie erklärt weiter, daß der Anschluß an die reichs-
deutsche Organisation in der von Hitler geforderten Form schon aus vereinspolizeili-
chen Gründen unmöglich erscheint und daß ein derartiger Beschluß ausschließlich 
auf einem ordentlichen österreichischen Bundesparteitag mit Zweidrittelmehrheit ge-
faßt werden müßte. Der Anschluß an die reichsdeutsche Organisation bedeutet daher 
den Austritt aus der österreichischen Partei und verlieren die eine derartige Erklä-
rung abgebenden Parteigenossen ihre Mitgliedschaft in der österreichischen Partei 
und sind selbstverständlich mit sofortiger Wirksamkeit ihrer Parteistellen enthoben.
Zum Schluß forderte die Bundesparteileitung dann noch alle Parteigenossen auf, sich 
durch Alarmmeldungen der Gegenseite nicht irreführen zu lassen, sondern, „fußend auf dem 
bewährten Programm der österreichischen Partei, der freigewählten Bundesleitung die Treue 
zu bewahren“, denn nicht die Bundesparteileitung habe die heutige Lage der Partei verschul-
det, sondern einzig und allein „jene eigensüchtigen Elemente, die sich im sogenannten Natio-
nalsozialistischen Verein (Hitler-Bewegung) zusammengefunden haben und durch einen sy-
stematischen Lügenfeldzug die vormals herzlichen Beziehungen der beiden Bruderparteien 
zerstört haben.“
All diese Erklärungen und Proteste konnten jedoch nicht verhindern, daß sich die öster-
reichische „Hitlerbewegung“ am 29. August 1926 im Rahmen einer unter dem Vorsitz Hitlers 
in München abgehaltenen Führertagung der österreichischen Nationalsozialisten als „Landes-
verband Österreich“ definitiv in die deutsche NSDAP eingliederte63 und sich Hitler bedin-
gungslos unterstellte.
Die neue österreichische Landesorganisation, die von diesem Tag an die Bezeichnung 
„Nationalsozialistische deutsche Arbeiterpartei (Hitler-Bewegung)“ führte, wurde dabei in 
acht Gaue (u. z. Wien, Niederösterreich, Oberösterreich, Steiermark, Kärnten, Salzburg, Ti-
rol und Vorarlberg) eingeteilt und erhielt eine eigene Landesleitung mit Sitz in Wien, die je-
61) In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ F. 31 vom 28. Ernting (August) 1926 war dazu auf S. 2 u. a. folgendes 
mitgeteilt worden: „Am 1. August l. J. fand in Linz der oberösterreichische Parteitag statt, bei dem unser 
Obmann Schulz und die Delegierten der Länder, die früher die Beratungen führten, mit Ausnahme von 
Kärnten, das durch Vollmacht vertreten war, folgende bindende Vereinbarungen getroffen haben: 
1. Grundsätzliche Bereitschaft der organisatorischen Verschmelzung unter Aufrechterhaltung der inner-
österreichischen Selbständigkeit.
2. S. A. erhält Befehle durch die österr. Leitung.
3. Auflösung des N. S. D. A. V.
4. Klärende Aussprache Schulz mit Hitler.“ 
62) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 32 vom 4. Scheiding (September) 1926, S. 1.
63) Der „Vaterländische Schutzbund“ unter Hermann Reschny wurde nun als österreichische SA anerkannt. Am 
21. August 1927 erhielt sie anläßlich des 3. Reichsparteitages der NSDAP in Nürnberg ihre erste Stan-
darte („Wien“) und am 4. August 1929 im Rahmen des 4. Reichsparteitages drei weitere („Linz“, „Graz“ 
und „Marchfeld“). Volz, Hans: Daten der Geschichte der NSDAP. S. 107 f.
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doch – da die österreichische „Hitlerbewegung“ nun ja zu einer Zweigorganisation der deut-
schen NSDAP geworden war – der Reichsparteileitung der NSDAP in München unter-
stand.64 Zum Landesführer ernannte Hitler damals den 55jährigen Oberst a. D. Friedrich Jan-
kovic, der bisher in der Partei keine prominente Rolle gespielt hatte.65
Obwohl bis zu diesem Zeitpunkt (und zum Teil auch darüber hinaus) immer noch vie-
le gehofft hatten, daß die Streitigkeiten innerhalb der österreichischen nationalsozialisti-
schen Bewegung beigelegt werden könnten66, war damit der Trennungsstrich zwischen der 
„NSDAP (Hitlerbewegung)“ und der Schulz-Gruppe nun auch offiziell gezogen. Unter dem 
Titel „Den Blick nach vorwärts“ nahm die „Deutsche Arbeiter-Presse“ am 11. September 
1926 – Hitler verlangte an diesem Tag in einer Rede in München von seinen Anhängern 
neuerlich ungeteilte Unterstützung67 – dazu folgendermaßen Stellung68:
Die Scheidung ist vollzogen! Zwei nationalsozialistische Parteien sind nunmehr vor-
handen, und die breite Oeffentlichkeit wird vergeblich zu verstehen versuchen, warum 
64) Luža, Radomir: Österreich und die großdeutsche Idee in der NS-Zeit. S. 28 und Schausberger, Norbert: Der 
Griff nach Österreich. S. 224.
65) Angesichts des geringen Bekanntheitsgrades des neuen Führers der österreichischen „Hitlerbewegung“ stellte 
die „Deutsche Arbeiter-Presse“ am 4. Septem????????????????????????????????????????????????????????
sie dann so: „Das wird sich so mancher Parteigenosse fragen, der die Veröffentlichung im‘Völkischen 
???????????????????????????????????????????????????????????????ers im Lande Oesterreich ernannt worden 
???????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????????
aufgeschlagen, in dem Städtchen, in dem die Parteigenossen entgegen Parteitagsbeschluß bei den Gemein-
deratswahlen gemeinsam mit den Bürgerlichen auf einer Wahlwerberliste erschienen sind.
????????????? ??????????????????-Herzegowinischen Infanterieregiment Nr. 4, dann Oberstleutnant bei 
der Volkswehr in Bruck a. d. Mur. Im Jahre 1919/20 noch streng bürgerlich eingestellt, ist er seit 1921 Na-
tionalsozialist. Von ihm könnte man sagen: Es tut mir in der Seele weh, daß ich dich in der Gesellschaft 
seh’, der Gesellschaft Suchanek, Graber und Loßmann, die mit ihm gemeinsam die Geschicke des Landes 
Oesterreichs in Münchner Aufmachung lenken soll.“ „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 32 vom 4. Scheiding 
(September) 1926, S. 1.   
66) So hatte man z. B. im „Verband deutschvölkischer Vereine“ der Suchenwirth-Gruppe aus finanziellen und or-
ganisatorischen Gründen keine Chance auf eine lange Existenz gegeben und vermutet, daß sich die Schulz-
und die Suchenwirth-Gruppe in naher Zukunft wieder vereinen würden, wobei es zwar ein „Köpferollen“ 
auf beiden Seiten geben würde, der Schulz-Gruppe aber die höhere Überlebenschance eingeräumt wurde. 
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 140.
67) Dabei führte er u. a. folgendes aus: „In dem gewaltigen Ringen, das vor uns steht, müssen die Anhänger un-
serer Bewegung aber auch verstehen, daß ein Erfolg nur kommen kann bei restloser Hingabe jedes ein-
zelnen an die einzige Idee und einzige Bewegung. Nicht kämpfen wollen wir gegen andere, behauptungs-
weise ähnlich gerichtete Bestrebungen. Aber verstehen müssen wir, daß der Kampf gegen die Weltpest 
des Marxismus nicht durch einen Haufen von Verbändchen und Vereinen geführt wird, ‘die ohnehin alle 
annähernd das gleiche wollen’, sondern nur durch eine Bewegung, die einheitlich im Sinn und einheitlich 
im Schlagen ist. Verstehen müssen wir weiter, daß man nicht zween Herren zu gleicher Zeit zu dienen 
vermag, und daß nur in der restlosen Hingabe an ein einziges Ideal die Voraussetzung zu jener Kraft 
liegt, die nötig ist, ein neues Ideal aus der blassen Gedankenwelt auch in die Wirklichkeit umzusetzen.“ 
Zit. nach: Lankheit, Klaus A.: „Für uns Nationalsozialisten muß das eine warnende Lehre sein.“ Hitler, 
Legalität und österreichische Heimwehr 1928–31. – In: Zeitgeschichte, 26. Jg. (1999), H. 5, S. 318.
Entsprechend seiner Überzeugung, „daß man nicht zween Herren zu gleicher Zeit zu dienen vermag“, 
legte Hitler im September 1926 bei der Wiedererrichtung der SA als Propaganda- und Ordnertruppe 
schriftlich fest, daß die Mitgliedschaft nur bei gleichzeitigem Austritt aus allen anderen Wehrverbänden 
möglich war. Lediglich unpolitische Traditionsverbände blieben ausgenommen („Satzung der Sturmabtei-
lung der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei“ vom 17. 9. 1926. Ebda.); und rund ein halbes 
Jahr später wurde diese Vorschrift in einer nicht für die Öffentlichkeit bestimmten Anordnung auf alle 
Parteimitglieder ausgedehnt. „Rundschreiben an die Gauleitungen und selbständigen Ortsgruppen der 
N.S.D.A.P.“, Anordnung vom 5. 2. 1927. Ebda. 
68) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 33 vom 11. Scheiding (September) 1926, S. 1.
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und weshalb die mit so großem Erfolge fortschreitende Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei Deutschösterreichs von außen her künstlich gestört werden mußte. Es 
ist auch besser, wenn man erst gar nicht den Versuch macht, dies der breiten Oeffent-
lichkeit auseinanderzusetzen. Denn da müßte man umständlich mit dem Sachlichen be-
ginnen und würde höchstwahrscheinlich dann doch im Persönlichen enden. Es ist 
schon genug Zwist gewesen, es ist auch genug darüber geredet und geschrieben wor-
den. Es wird langsam Zeit, sich von den Hemmnissen des ungestörten Aufstieges unse-
rer Bewegung ab- und den positiven Aufgaben zuzuwenden, die unser in so reichem 
Maße harren. Wir wollen denen, die da meinen, daß jene Politik der Parteileitung, wel-
che die Bewegung gerade in den letzten Jahren zu so großem Aufschwung geführt hat, 
schlecht war, die volle Freiheit einräumen, nach der sie verlangen: Sie sind durch die 
direkte Unterstellung in München aus der österreichischen Partei ausgetreten und ha-
ben nunmehr jedwede Gelegenheit, sich auszutoben und ihre Sache besser zu machen, 
als es angeblich bisher geschah. Wenn sie es wirklich besser machen – und allein dar-
auf kommt es an – dann wollen wir dies neidlos anerkennen. Aber erst heißt es den Be-
weis erbringen, und bis dahin wird es wohl noch eine gute Weile haben, um so mehr, 
als die politische Durchdringung der Massen stets nur die Frucht jahrelanger Organi-
sations- und Aufbauarbeit sein kann. […].
In der Folgezeit kehrte die Schulz-Gruppe – wie vor ihr schon der „Deutschsoziale Ver-
ein“ unter Dr. Walter Riehl69 – zur alten nationalsozialistischen Politik vor 1923 zurück und 
widmete sich, gestützt auf die „völkischen“ Gewerkschaften, wieder verstärkt dem „Kampf 
um die Errichtung des völkisch-sozialen Staates“ „an der Front der schaffenden Arbeit“.70
Die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ hingegen, der es gelungen war, einen Großteil der al-
ten Führungskader auf ihre Seite zu ziehen71, übertrug nun die gesamte Mentalität, aber auch 
die Ideologie, die Programmatik und die Kampfmethoden Hitlers gegen die Weimarer Repu-
blik auf Österreich und wandelte sich dadurch immer weiter zu einem Instrument Hitlers, 
69) Aufgrund der Streitigkeiten innerhalb der österreichischen NSDAP hatte Dr. Riehl die größte niederösterrei-
chische Ortsgruppe der Nationalsozialisten, nämlich St. Pölten, für seinen „Deutschsozialen Verein“ ge-
winnen können. Am 5. März 1926 trat sie zum „Deutschsozialen Verein“ über. Aus diesem Anlaß hielt 
Dr. Riehl eine Rede, in der er darauf hinwies, daß nun – nach mehrjährigen und sehr traurigen Erfahrun-
gen – die österreichischen Nationalsozialisten selbst zu der Überzeugung gekommen seien, daß der alte, 
nämlich sein Weg, einer ruhigen Politik der einzig richtige sei. Wie die Dinge in Österreich und Deutsch-
land lägen, könne eine national-radikale Richtung auch in Verfolgung der wirtschaftlichen Interessen der 
Arbeitnehmer nur Schulter an Schulter mit den anderen nationalen Parteien insbesonders den Großdeut-
schen eine ernst zu nehmende Politik machen. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 239 f.
70) In der „Deutschen Arbeiter-Presse“ wurde dazu am 11. September 1926 u. a. folgendes ausgeführt: „Die Par-
tei muß nach wie vor der scharfe Keil sein, der sich in das wankende Gebäude des Marxismus immer tiefer 
einschiebt, um die Befreiung des deutschen Arbeiters aus den Klauen seiner heutigen jüdischen Verführer 
fortzusetzen. Auf diese Aufgabe müssen wir die gesamte Tätigkeit unserer Ortsgruppen und sonstigen 
Parteigliederungen immer ausschließlicher einstellen. Sache unserer Parteigenossen und Vertrauensmän-
ner wird es auch sein, bei jeder Gelegenheit die Interessen der schaffenden Arbeit wahrzunehmen und die 
Aufklärung über die Gefahren, die aus dem jüdischen Großkapital gerade dem Arbeiter drohen, nie ruhen 
zu lassen. Besonderes Augenmerk wird die Partei der Unterstützung unserer vorbildlich arbeitenden völ-
kischen Gewerkschaftsbewegung zuzuwenden haben. Es ist von ungeheurer Bedeutung, die schaffende 
Bevölkerung auch in ihren beruflichen Interessen durch die Gewerkschaften fest und dauernd in der völki-
schen Bewegung zu verankern. […].“„Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 33 vom 11. Scheiding (September) 
1926, S. 2. 
71) Gleichzeitig aber entfremdete sie sich den „völkischen“ Gewerkschaften, die stark mit der arbeitnehmerorien-
tierten Schulz-Richtung sympathisierten. Botz, Gerhard: Strukturwandlungen des österreichischen Natio-
nalsozialismus. S. 171 f.
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wobei ihre organisatorische Abhängigkeit von der Reichsparteileitung die Schlagkraft ihrer
Zielrichtung gegen die verschiedenen Regierungen, ja gegen den Staat schlechthin erhöhte.72
Wer allerdings geglaubt hatte, daß im Anschluß an die Parteispaltung wieder Ruhe in 
die nationalsozialistische Bewegung einkehren würde, sollte rasch eines Besseren belehrt 
werden, denn die Auseinandersetzungen zwischen der „Hitlerbewegung“ und der Schulz-
Gruppe nahmen nunmehr sogar an Heftigkeit zu73, und auch innerhalb der „NSDAP (Hitler-
bewegung)“ kam es immer wieder zu erbitterten Kämpfen, die – wie z. B. folgender Bericht
Dr. Richard Suchenwirths belegt74 – meist auf persönliche Differenzen zurückgingen:
Als mir Hitler im August (28.) 1926 in Muenchen eroeffnete, dass er Derda als Organi-
sationsleiter in die Landesleitung Oesterreich einbauen wolle, erklaerte ich ihm, das[s] 
ich diesen Entschluss mit Ruecksicht auf den zu Intrigen neigenden Charakter Derdas 
fuer ungluecklich hielte. „Der Major Derda gefaellt mir aber recht gut!“, sagte Hit-
ler. „Das hat er mir auch getan, ich war sogar gut mit ihm befreundet“, erwiderte ich, 
„aber ich habe dann seinen Charakter kennen gelernt.“ Hitler befolgte meinen Rat 
nicht, meinte auch, nicht mit den Laendern, deren Wortfuehrer nun Derda einmal ge-
worden war, brechen zu koennen. Die Folgen stellten sich alsbald heraus. Derda ge-
wann den neuernannten Landesleiter Oberst Jankovic fuer sich und nahm ihn – gewiss 
wieder hoechst geschickt – gegen Graber (und wohl auch mich) ein. Als Graber heraus-
geekelt war, zog ich mich selbst zurueck. Ich konnte zu Derda kein Vertrauen mehr ge-
winnen, […].
Bereits im Fruehjahr 1927 erschien dann Jankovic in der Daemmerung, begleitet vom 
Fuehrer der oesterreichischen SA Reschny bei mir, mich um Hilfe gegen Derda anzu-
flehen, der ihn verraten hatte. 
Die Folge dieser ständigen Querelen aber war, daß viele der nationalsozialistischen Be-
wegung überhaupt den Rücken kehrten75, worauf schließlich beide Parteien – nach anfängli-
chen Erfolgen für die „Hitlerbewegung“76 – in den nächsten Jahren eine mehr als bescheide-
ne Rolle in der österreichischen Innenpolitik spielen sollten. 
72) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 23.
73) Die Parteigänger Hitlers wendeten „tätliche Bedrohung, Beschädigung des Eigentums und Rufmord“ gegen 
die Anhänger von Schulz an. Der Gauleiter der Steiermark, Heinrich K. Schmidt, beschuldigte Schulz 
und Gattermayer, Verbindungen zu linksradikalen Nazirivalen Hitlers im Reich zu unterhalten, zu Män-
nern wie Anton Drexler, Ernst Graf zu Reventlow und Albrecht von Graefe. Die Schulz-Gruppe wieder-
um stempelte die „Hitlerbewegung“ als „faschistische Organisation“ ab und stellte sie damit den verhaß-
ten Italienern gleich. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 56.
74) Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 14.
75) So schrieb z. B. Prof. Hellering, der Obmann der Ortsgruppe Alsergrund, damals an seinen Parteiobmann 
Schulz: „[…] denn die Zersetzung hat nur den einen Erfolg, daß sich viele unserer zahlungsfähigsten Mit-
glieder, angeekelt von der nationalsozialistischen Bewegung, zurückziehen, und gar viele ihrer Stimmen 
wieder den Großdeutschen und den Christlichsozialen geben werden! Denken sie daran was ich ihnen 
heute sage! Ich glaube auch den Worten Hitlers nicht mehr! Und viele mit mir! […] Dieses ‘Um-die-Wet-
te-rennen’ mit ‘Heil Hitler’ wirkt lächerlich. Ich sehe Hitler längst nicht mehr als den Mann an, der unser 
Volk retten wird. Es ist zuviel Eitelkeit und Cäsarenwahn in ihm, den gemeine Schmeichler erzeugt und 
verhärtet haben! Hat doch Dr. Riehl recht gehabt? Herzlichen Gruß! Hellering.“ Riehl, Walter: Tagebuch 
1926. Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 239.
76) Hitlers Eintreten für den italienischen Fascismus und für faschistische Methoden zog die Aktivisten an, die den 
Kern der österreichischen Partei bildeten und die Methoden von Dr. Riehl und Schulz für zu sanft hielten. 
Nur wenige Wochen nach der Passauer Tagung meldete z. B. die Wiener Polizei, daß viele Mitglieder der 
Partei Schulz verlassen hätten und zur „Hitlerbewegung“ übergetreten seien; und das gleiche träfe „faktisch, 
wenn auch nicht offiziell“ auf die SA zu. Die Führer der „Hitlerbewegung“ hätten der Schulz-Gruppe den 
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In Oberösterreich war die Richtungsänderung der Partei hingegen erstaunlich reibungs-
los vonstatten gegangen. Wie bereits erwähnt, war kurz vor der Tagung in Passau, u. z. am
1. August 1926, in Linz ein Parteitag der Nationalsozialistischen Partei Oberösterreichs abge-
halten worden. Bei dieser Gelegenheit informierte Landesführer Proksch, nachdem vor ihm 
Pg. Wildt den Kassabericht und Pg. Ing. Breitenthaler jenen über die Presse erstattet hatte77, 
die zahlreich erschienenen Teilnehmer über den Stand der Orts-, Frauen- und Jugendorgani-
sationen sowie über die deutsche Soldatengewerkschaft und ging dann auf die Kleinrenten-
frage, die Arbeit in den Gemeindestuben, die Bodenreformfrage, den Werbedienst, den Ver-
trieb von Flugschriften und Zeitungen, die Frage der Arbeitslosigkeit und der Wirtschaftskri-
se, die Südtiroler Frage, den österreichisch-deutschen Volksbund, die wichtigsten Organisa-
tions- und Gewerkschaftsfragen, den sich immer deutlicher zeigenden Kampf zwischen rück-
sichtsloser Parteipolitik und parlamentarischem Geist einerseits und der Volksgesamtheit an-
dererseits und schließlich auf die Parteiabsplitterung in Wien ein. Nach Landesführer Proksch 
ergriff Pg. Derda, der als Vertreter der Bundesführung an diesem Parteitag teilnahm, das 
Wort und erstattete namens der Bundesleitung einen eingehenden Bericht. An der anschlie-
ßenden Debatte beteiligten sich die Pg. Höller (Wels), Kriß (Gallneukirchen), Bolek (Linz), 
Ing. Breitenthaler (Linz), Renner (Linz), Eigruber (Steyr) und Leberbauer (Linz). Dann hielt 
Pg. Bolek, der von 1923 bis 1925 mit der Führung des Landeskommandos des „Vaterländi-
schen Schutzbundes“ betraut gewesen war78, einen Vortrag über „Partei und wehrhafte Ver-
schärfsten Kampf angesagt und bereits wiederholt versucht, deren Versammlungen zu stören; sie habe 
„bereits jeden maßgebenden Einfluß auf die nationalsozialistische Bewegung verloren“ (in der Steiermark 
z. B. blieben von insgesamt einundvierzig Ortsgruppen nur vier Schulz treu); und als Schulz dann Ende 
Oktober 1926 seine Anhänger zu einer Parteikonferenz versammelte, erschienen nur etwa 25 Delegierte. 
Diesen teilte er mit, daß die Partei an die Großdeutschen, die Frontkämpfer und Dr. Riehl herangetreten 
sei in der Absicht, eine völkische Einheitsfront für die kommenden Wahlen zu bilden, und die Delegierten 
stimmten diesem Plan zu. Die Vertreter von Kärnten und Tirol forderten in diesem Zusammenhang je-
doch, daß die Partei alles tun solle, um eine Wiedervereinigung mit der „Hitlerbewegung“ zu erreichen, 
und überdies sollte Hitler wieder als Führer anerkannt werden. Carsten, Francis L.: Faschismus in Öster-
reich. S. 138 f.
77) Laut der „Linzer Volksstimme“ F. 31 vom 7. Ernting (August) 1926, S. 1 war diesen Berichten „die erfreuli-
che Tatsache“ zu entnehmen, daß die Partei „auf beiden Gebieten seit dem letzten Parteitag erfreuliche 
Fortschritte“ gemacht habe. Insbesondere seien die Verbreitung und das Ansehen der „Linzer Volksstim-
me“ „in einem schönen Aufstieg begriffen“, sodaß die Partei, wenn „alle Parteigenossen der Wichtigkeit 
des Kampfinstrumentes, das wir in unserem Blatte besitzen, entsprechend tatkräftig arbeiten, um für sei-
ne weitere Verbreitung unermüdlich zu sorgen“, bald „eine Erweiterung und Ausgestaltung des Blattes 
erhoffen“ könne.
78) Andreas Bolek wurde am 3. Mai 1894 in Weinbergen bei Lemberg/Galizien als Sohn eines Lehrers geboren, 
war nach Einöd/Bez. Villach zuständig und evangelisch A. B. Nach dem Besuch des Untergymnasiums 
und der Handelsakademie nahm er am Ersten Weltkrieg teil. Danach war er kaufmännischer Angestellter 
bei der ÖKA in Linz, ab 1923 Beamter und erster Betriebsrat der ESG. Bolek war seit 1919 für die 
DNSAP tätig. 1923 wurde er Führer des Landeskommandos des „Vaterländischen Schutzbundes“ und 
1926 stellvertretender Gauleiter der NSDAP Oberösterreich. Zwischen 1927 und 1933 war er auch als
Linzer Gemeinderat tätig. 1928 wurde er schließlich Gauleiter der NSDAP Oberösterreich und flüchtete 
als solcher im Juni 1933 nach Passau. 
Zum Landesführer des „Vaterländischen Schutzbundes“ bzw. der SA im Gau Oberösterreich stieg 1925
dann Gustav Nohel auf. Er wurde am 19. Juli 1896 in Sedlnitz, Bezirk Neutitschein, Mähren, als Sohn 
eines Bauern geboren, war als Optant in Linz/Urfahr wohnhaft und röm.-kath. Nach der Volks- und Bür-
gerschule und einer kaufmännischen Ausbildung wurde er als Handelsangestellter Filialleiter bei der Fir-
ma Meinl und schließlich kaufmännischer Direktor. Er trat 1921 – als Mitglied Nr. 11 in Österreich – der 
NSDAP bei und avancierte 1925 zum Landeskommandanten des „Vaterländischen Schutzbundes“. Außer-
dem war er Führer der Turnerwehrzüge sowie des SA-Sturmbannes Mühlviertel. Am 8. Oktober 1926 
trat er der NSDAP bei und wurde einer ihrer Gauredner. Zwischen 1926 und 1931 war er überdies Orts-
gruppen- und Kreisleiter des Mühlviertels sowie Parteigeschäftsführer von Linz-Stadt, Linz-Land und Ur-
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bände“, der „lebhaften Beifall“ fand, und schließlich wurde noch – zusammen mit der oben 
erwähnten Erklärung bezüglich des Verhältnisses zwischen „Partei und Gewerkschaft“ – fol-
gende Entschließung zum Thema „Partei und Parlamentarismus“ gefaßt79:
Der Landesparteitag der N. S. D. A. P. Oberösterreichs beauftragt seine Vertreter beim 
ordentlichen österreichischen Parteitag, sich in der Frage „Partei und Parlamenta-
rismus“ für folgende Richtlinien einzusetzen:
1. Die N. S. D. A. P. verwirft den derzeitigen Parlamentarismus nach Wesen und Form 
und ist entschlossen, ihn mit allen zu Gebote stehenden Mitteln zu bekämpfen.
2. Sie strebt, auf dem Boden eines freien, sozial gerechten Volksstaates stehend, eine 
auf ständischer Grundlage aufgebaute Volksvertretung an und erkennt als brauchbare 
Mittel zur Erreichung dieses Zieles:
a) Aufklärung der breiten Schichten der Bevölkerung in Wort und Schrift unter beson-
derem Hinweis auf das Parteiunwesen von heute, das unmögliche Wahlsystem, die 
herrschende Korruption, die ungezügelte Selbstsucht sogenannter Volksvertreter und 
anderer, die verpflichtet wären, selbstlos für das Wohl des gesamten Volkes zu sorgen.
b) Eintritt in die derzeitigen Volksvertretungen unter Protest und Ablehnung jeder Tä-
tigkeit, die geeignet erscheint, sich zum Mitschuldigen an den herrschenden Zustän-
den zu machen, mit der Absicht, also die Aenderung der Verhältnisse auch von innen 
aus zu betreiben.
Zwölf Tage später unterstellte sich Landesparteiführer Proksch auf der Tagung in Pas-
sau zusammen mit den Vertretern der Landesverbände Steiermark, Waldviertel und Kärnten 
„rückhaltslos und bedingungslos“ der Führung Adolf Hitlers80, und als sich die österreichi-
sche „Hitlerbewegung“ am 29. August 1926 anläßlich der in München abgehaltenen Führer-
tagung der österreichischen Nationalsozialisten als „Landesverband Österreich“ dann defini-
tiv in die deutsche NSDAP eingliederte, war Proksch auch dabei und sprach sich trotz seiner 
Bedenken wegen der damit verbundenen Abkehr von den bisherigen demokratischen Partei-
strukturen für diesen Schritt aus. Dr. Richard Suchenwirth hielt dazu folgendes fest81:
Den Uebergang zur Hitlerbewegung machte Proksch nur zoegernd mit. Er lebte und 
webte in der alten gewerkschaftlichen Welt, verhielt sich aber 1926 weit aufrichtiger 
als Derda. Als Hitler im August (28.) die Einigung zustandebrachte, bzw. uns Wienern 
aufzwang, sagte Proksch, als wir am spaeten Nachmittag gemeinsam mit Derda von 
der Schellingstrasse fortgingen: „Wie sollen wir das jetzt mit den Ortsgruppen ma-
chen? Sollen wir denn die Fuehrung nicht mehr waehlen lassen? Was werden die Par-
teigenossen dazu sagen?“ „Jetzt gilt eben der Fuehrerstandpunkt“, erwiderte Derda, 
der sich ja nicht aus sachlichen Gruenden im Fruehjahr gegen die Hitlerbewegung 
gewendet hatte, und jetzt ganz in seinem Element war.
Am 4. September 1926 – Parteiobmann Schulz hatte mittlerweile kundgetan, daß Lan-
desführer Proksch seine Befugnisse weit überschritten habe und die von ihm in Passau abge-
fahr-Umgebung und übernahm schließlich 1932 auch die Gaugeschäftsführung. Dostal, Thomas: Das
„braune Netzwerk“ in Linz. S. 31 u. S. 33; Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungs-
schicht. S. 52 und ders.: Oberösterreich – als es „Oberdonau“ hieß. S. 477.
79) „Linzer Volksstimme“ F. 31 vom 7. Ernting (August) 1926, S. 1.
80) „Ein Schritt auf dem Wege zu Groß-Deutschland“. BArch (ehem. BDC) NS 26/54.
81) Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 23.
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gebene Erklärung nicht die mindeste bindende Kraft besitze, sondern bestenfalls als persön-
liches Bekenntnis aufzufassen sei82 – wandte sich die „Linzer Volksstimme“ dann mit einem
Aufruf an die „Parteigenossen Oberösterreichs“, worin sie diese darüber informierte, daß in 
die Reihen der Nationalsozialisten „von außen her“ Streit getragen worden sei. Dieser werde 
„genährt und immer mehr aufgestachelt von Elementen, welche ihren eigenen Ergeiz [!] mit 
der Sache verwechseln, der wir dienen“. Die Parteigenossen Oberösterreichs sollten sich 
durch nichts veranlaßt sehen, „eine Entscheidung zu treffen“, bevor sie „nicht alles“ wüßten, 
„was vorgegangen und beabsichtigt“ sei. Anschließend wurde bekanntgegeben, daß die Par-
tei für Sonntag, den 12. September eine Beratung der Vertreter aller Organisationen des Lan-
des Oberösterreich nach Linz einberufen werde, in der man allen Gelegenheit bieten werde, 
„mit ihrem Gehirn und unter ihren Verantwortungsgefühlen sich ein Urteil zu bilden und 
darnach zu handeln“, weshalb jede Ortsgruppe einen Vertreter zu diesem Treffen schicken
solle, und zum Schluß warnte man noch eindringlich: „Wem die Sache das Höchste ist, der 
streitet nicht über Personen.“83
Zwei Wochen später veröffentlichte das Blatt einen mit 15. September 1926 datierten 
„Mahnruf“ Prof. Robert Preißlers, des Leiters der Ortsgruppe Braunau. Preißler, der bei der
Landtagswahl 1925 die Kandidatenliste der Nationalsozialisten im Wahlkreis Innviertel an-
geführt hatte, appellierte darin an seine Gesinnungsgenossen, angesichts der anstehenden „ge-
waltige[n] Aufgaben“ nicht anzuklagen und Kritik zu üben, sondern vorauszublicken und 
sich „der Flut“ entgegenzustemmen, „mit heilig glühendem Herzen“. Überzeugt von der „Sen-
dung“ des „nationalen Sozialismus“, rief er sodann unter Verwendung zahlreicher religiös 
konnotierter Begriffe alle dazu auf, „der großen Idee nach besten Kräften [zu] dienen“ und 
den „Kampf um Meinungen und Personen“ zugunsten der „Volksgemeinschaft“ aufzugeben84:
Der nationale Sozialismus ist der erkorene Gedanke unserer Zeit. Ihm wollen wir alle 
dienen mit Leib und Seele. Es ist ein so erhabener, übermächtiger, tiefgründiger Ge-
danke, daß ihm gegenüber alle Tagesfragen in Nichts versinken.
Sein En[d]ziel liegt klar vor unser aller Augen, es ist der freie, unumschränkte, deut-
sche Nationalstaat.
Und die Erreichung dieses Zieles stellt uns vor so gewaltige Aufgaben, daß wohl drei 
Generationen im Laufe eines Jahrhunderts all ihre Kraft und Zähigkeit daranwenden 
müssen. Was bedeutet das Einzelschicksal gegenüber der Zukunft eines ganzen Volkes? 
Menschliche Eigensucht und Eitelkeit wirkt possenhaft und abstoßend gegenüber der 
titanischen Wucht solcher Entwicklung.
Niemals noch sind wir Deutsche vor solch folgenschweren Entscheidungen gestanden, 
die für unser Volk die geistige und wirtschaftliche Führung der Welt oder den endgil-
tigen Untergang bedeuten. Sind wir Nationalsozialisten uns dessen wohl auch ganz 
bewußt?
Nicht alle! Auch in unseren Reihen stehen noch Manche, Führende und Geführte, wel-
chen die Bedeutung dieser Schicksalswende noch nicht klar geworden ist. Sie führen 
noch einen Kampf um Meinungen und Personen, um Nichtigkeiten und Aeußerlichkei-
ten, indeß [sic!] Tausende irre werden und verzweifeln an der guten, edlen Sache, wenn 
sie den Irregang im eigenen Lager sehen.85 Wollt Ihr diese, – und es sind viele der Al-
82) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 32 vom 4. Scheiding (September) 1926, S. 1.
83) „Linzer Volksstimme“ F. 35 vom 4. Scheiding (September) 1926, S. 1.
84) „Linzer Volksstimme“ F. 37 vom 18. Scheiding (September) 1926, S. 1.
85) In der gleichen Ausgabe der „Linzer Volksstimme“ wurden die Leser in der Rubrik „Parteiamtliche Mitteilun-
gen“ davon in Kenntnis gesetzt, daß Pk. Oberbaurat Ing. Breitenthaler „seine sämtlichen Stellen“ und 
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lerbesten darunter, – wirklich in den Abgrund bitterster Enttäuschung stürzen, nur des-
halb, weil einzelne Führer glauben, sich gegenseitig bekämpfen zu müssen?
Das darf nicht sein!
Noch ist der nicht erstanden, der uns alle einen kann, aber wir werden ihn finden, wenn 
die Stunde der Erlösung naht. Bis dahin möge Jeder bescheiden in seinem Kreise, der 
großen Idee nach besten Kräften dienen und wer durch das Vertrauen der Vielen em-
porgetragen wird, möge mit beispielgebender Opferfreudigkeit vorangehen, versöhnend 
und festigend wirken. Noch führt jetzt nicht ein Weg allein zum Ziele, sondern viele Pfa-
de. Wenn sie nur mit Selbstlosigkeit und dem starken Glauben an unsere Sendung ge-
pflastert sind, dann sind sie gangbar. Erst wenn der Befreier uns erstanden ist, dann 
treten wir zum Sturme geschlossen an, auf dem einen Weg, den er uns weist.
In der festen Burg des neuen deutschen Gedankens ist Raum für alle, die sich wahr-
haft völkisch und sozial eingestellt haben, für alle, denen Gemeinnutz höher steht, als 
Eigennutz. Deshalb brauchen wir uns nicht aneinander zu stoßen, sondern wir müssen 
uns gegenseitig verstehen und achten, als Verfechter desselben unsterblichen „erkore-
nen“ Gedankens. Wir beschmutzen unser gemeinsames hehres Ideal, wenn wir einan-
der in unbedachten Zeitungsangriffen herabsetzen und verhöhnen, wie dies leider in 
letzter Zeit vielfach bereits zur Gewohnheit wurde.
Wer solches tut oder geschehen läßt, verletzt gröblich seine Pflicht gegenüber seinem 
Volke, zum alleinigen Vorteile unseres gemeinsamen Feindes, des Weltjudentums und 
seiner Gefolgschaft, gegen welchen es gilt, alle Entschlossenheit, alle Kraft und allen 
Haß aufzubieten, wollen wir einst Sieger bleiben und frei werden.
Nationalsozialisten, Brüder! Gesinnungsgenossen, alt und jung! Laßt Euch gemahnen, 
daß es auch für uns eine Pflicht schweigenden Gehorsams gibt, wie sie im Kriege Hun-
derttausende üben und mit ihrem Leben besiegeln mußten. Laßt Euch gemahnen, daß 
es für uns nichts Höheres geben darf, als den unsterblichen Gedanken der wahren 
Volksgemeinschaft hoch und reinzuhalten, dem wir zugeschworen haben. Er wird aus 
den Kämpfen und Unstimmigkeiten unserer Tage immer wieder neu geboren und trotz 
aller Feinde – die sein Grab zu hüten glauben – sieghaft auferstehen!
Aber nur dann, wenn wir die Wenigen, ihm bis zum letzten Atemzug selbstlose Treue 
halten!!
Am 25. September 1926 teilte die „Linzer Volksstimme“ in diesem Zusammenhang so-
dann mit, daß die nationalsozialistische Partei in Oberösterreich – entgegen den Berichten 
der gegnerischen Parteien, der „jüdische Presse“ und ihres „Anhangs“ über „Unstimmigkeiten 
im Lager der Hakenkreuzler“ – „einig und geschlossen“ dastehe. Die Eingliederung in die 
Gesamtbewegung sei „in Durchführung und bis jetzt ohne besondere Schwierigkeiten nahe-
zu86 beendet“. Dies beweise, daß es „hier keinen Streit gegeben“ habe und auch nicht geben 
werde, „der geeignet gewesen wäre, an den Grundfesten der Partei zu rühren“.87
„damit auch die Schriftleitung der ‘Linzer Volksstimme’ niedergelegt“ habe. Bedauernd hieß es dann: 
„Mit Breitenthaler scheidet einer unserer Besten aus der Bewegung aus. Wir stellen jedoch fest, daß der
Beweggrund seines Scheidens nicht in dem Anschlusse an die deutsche Bruderpartei zu suchen ist, son-
dern einzig und allein aus dem Grunde, da er mit der Art der Durchführung dieses Schrittes nicht einver-
standen ist. Wir hoffen jedoch, daß Kamerad Breitenthaler, der er trotz allem immer bleiben wird, nach 
reinlicher Klärung wieder mit uns gehen wird.“ „Linzer Volksstimme“ F. 37 vom 18. Scheiding (Septem-
ber) 1926, S. 5.
86) Am 2. Oktober 1926 präzisierte die „Volksstimme“ diese Meldung folgendermaßen: „Aus den heute erschei-
nenden kurzen Berichten einer Reihe von Ortsgruppen geht schon hervor, daß die oberösterreichische 
Parteiorganisation trotz verschiedentlicher gegenteiliger Behauptungen einig und geschlossen geblieben 
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Anschließend gab das Blatt bekannt, daß durch die „Eingliederung in die Gesamtbewe-
gung“ der Wirkungsbereich der „Linzer Volksstimme“ „über Linz und Oberösterreich hinaus
durch die Angliederung der Steiermark und Kärntens wesentlich vergrößert“ worden sei. Da-
her werde das Blatt ab 1. Oktober nicht mehr als „Linzer Volksstimme“, sondern als „Volks-
stimme, Nationalsozialistisches Kampfblatt für die Alpenländer“, erscheinen. Als Aufgabe 
des neuen „Kampfblattes“ wurde durch Schriftleitung und Verwaltung der „Linzer Volks-
stimme“88 damals folgendes definiert89:
Wir werden das in uns gesetzte Vertrauen rechtfertigen, indem wir im Kampfe gegen 
die fortgesetzte Verelendung der arbeitenden Volksschichten, gegen Korruption und 
Parteiwirtschaft, gegen die zersetzende jüdische Tätigkeit auf allen Gebieten des wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen, kulturellen und staatlichen Lebens rücksichtslos und 
unbekümmert um das Geschrei der unmittelbar Betroffenen und ihres Anhanges vor-
gehen. Wir wollen Prediger der Wahrheit und Kämpfer für ein freies, soziales All-
deutschland sein.
Die erste Ausgabe der „Volksstimme“ [= Folge 39] erschien schließlich am 2. Oktober 
1926. Wie folgende Kopie zeigt, führte das Blatt nun das Parteiemblem mit Hakenkreuz und 
Adler im Zeitungskopf, und darüber stand die Parole „Freiheit und Brot!“.
Erste Ausgabe der in „Volksstimme“ umbenannten bisherigen „Linzer Volksstimme“
Folge 39 vom 2. Gilbhart (Oktober) 1926, S. 1
ist. Von allen anderen Ortsgruppen sind bereits Einverständniserklärungen eingelangt, mit Ausnahme von 
3 Gruppen, die sich noch zu entscheiden haben werden. Wir können hoffen, daß diese Entscheidungen 
auch für den Anschluß ausfallen werden, womit die Einheitlichkeit eine restlose wird.“ „Volksstimme“ 
F. 39 vom 2. Gilbhart (Oktober) 1926, S. 5.
Eine der drei Ortsgruppen, die sich nicht sofort der „Hitlerbewegung“ unterstellt hatten, war Wels. Diese 
Ortsgruppe beschloß zunächst, bis zur „restlosen Klärung der Streitfragen“ weder nach Linz noch nach 
Wien irgendwelche Beiträge abzuführen. Zugleich betonte sie jedoch, an der Geschlossenheit der Landes-
organisation größtes Interesse zu haben, und verwahrte sich dagegen, separatistische Bestrebungen zu 
verfolgen. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 47.
87) „Linzer Volksstimme“ F. 38 vom 25. Scheiding (September) 1926, S. 1.
88) Als Eigentümer und Herausgeber zeichnete nun die NSDAP, Hitlerbewegung, Gauleiter Alfred Proksch, 
Linz, und für den Inhalt war nach dem Ausscheiden Ing. Breitenthalers ab 18. September 1926 Josef 
Parzmayr verantwortlich. Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitun-
gen. S. 160 f.
89) „Linzer Volksstimme“ F. 38 vom 25. Scheiding (September) 1926, S. 2.
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Als offizielles Organ der „NSDAP (Hitlerbewegung)“ für Oberösterreich, Salzburg,
Tirol, Vorarlberg, die Steiermark und Kärnten90 legte die „Volksstimme“ nunmehr den aus-
gesprochen lokalen Charakter, den das Blatt bisher gehabt hatte, zugunsten einer allgemein-
österreichischen Berichterstattung ab91, am Stil der Zeitung selbst aber gab es keine gravie-
renden Änderungen, weil sie Hitler ja schon lange vor der Unterstellung der Partei unter die 
NSDAP nahegestanden war.92
In diesem Sinne wurde gleich in der ersten Ausgabe nach der Umbenennung noch ein-
mal erklärt, was man im Hinblick auf „den neuen Weg, der gekennzeichnet ist durch Ge-
samtorganisation und einheitliche Führung durch Hitler“, für wichtig erachtete93:
[…]. Wir wollen Künder der Wahrheit sein und das Volk durch Vermittlung der Ideen 
des deutschen Sozialismus, zum Kampfe, der mit allem Schädlichen ernstlich und 
gründlich aufräumt, befähigen. […]. Ein großes Ziel schwebt uns vor, ein Ziel, dem 
wir mit allen Kräften dienen wollen: Aufbau einer innerlich gesunden, nationalsozia-
listischen Organisation und durch diese Verbreitung nationalsozialistischer Ideen, als 
der Verkörperung des Willens zum freien nationalen Staat auf sozialer Grundlage. 
Diesem Ziele werden wir alles unterordnen, […].
Der Weg zum Ziel ist schwer, er bedeutet Kampf! Kampf um die Seele des deutschen 
Arbeiters, Kampf gegen alle jene Kräfte, die ihn heute noch in ihren Fängen halten, 
allem voran dem international sich nennenden, in Wahrheit aber der jüdischen Welt-
herrschaft dienenden Marxismus. Wir wissen, daß Kämpfen nicht jedermanns Sache 
ist. Wohl nörgeln Tausende und Abertausende, […]. Kämpfen aber wollen sie nicht 
und der Sache ein Opfer bringen auch nicht. Wir wissen aber auch, daß ein Kampf 
nicht erfolgreich geführt wird, wenn nicht ein Führer, der zur Führung befähigt er-
scheint, da ist.
Wir Nationalsozialisten haben einen überragenden Führer, auf den wir stolz sein kön-
nen, einen Führer, der wie kein anderer die Massen aufzurufen und zu begeistern ver-
mag, für ein Ziel, das er mit einer Klarheit wie nie zuvor hinstellte und dem er, durch 
nichts beirrt, mit bewundernswerter Energie zustrebt: Adolf Hitler, der Vielgehaßte, 
aber auch Vielverehrte.
Danach führte man aus, daß „die Erkenntnis des im allgemeinen mangelnden Tatwil-
lens und die Erkenntnis der Notwendigkeit einer zielklaren starken Führung in Oesterreich 
immer mehr“ zugenommen habe, je mehr sich „die Erfolglosigkeit aller Arbeit durch unzu-
längliche, schwächliche Führung“ gezeigt habe. Die „Unterstellung unter eine einheitliche 
Führung“ sei daher „eine Entwicklung, die kommen mußte, weil sie durchaus natürlich ist“, 
und deshalb sei man auch davon überzeugt, „daß wir in Oesterreich über kurz oder lang or-
ganisatorisch restlos auf einer Linie sein werden“. Da in dem „Kampf gegen die Zersetzung 
des Volkes“ jedoch alle zusammenstehen müßten, werde man nicht, „wie dies oft so gern 
geschieht“, „um Nichtigkeiten, um Dinge ganz untergeordneter Natur, mit Gleichgesinnten 
hadern“, sondern man werde sich „in Verträglichkeit gegen sie üben“. „Heute schon“ gehör-
90) „Volksstimme“ F. 39 vom 2. Gilbhart (Oktober) 1926, S. 1.
91) Alfred Proksch stellte dazu im Jahr 1932 z. B. folgendes fest: „Ich müßte, um die Geschichte der ‘Volksstim-
me’ zu schreiben, die Geschichte der nationalsozialistischen Bewegung in Österreich in den letzten 10 Jah-
ren schreiben, so innig ist beider Schicksal miteinander verbunden gewesen.“ „Volksstimme“ F. 12 vom 
19. März 1932. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberöster-
reich. S. I. 
92) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 48.
93) „Volksstimme“ F. 39 vom 2. Gilbhart (Oktober) 1926, S. 1.
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ten nämlich „der Glaube und die Hoffnung auf eine bessere Zukunft dem nationalen Sozia-
lismus“. Abschließend hieß es dann94:
Wir haben erkannt, daß „nationale Politik“ nicht im Betreiben einseitiger Interessen-
politik besteht, daß wir uns nicht auf Kastengeist einstellen können, um darüber das 
Gesamtvolk zu vergessen. Wir setzen den politisch und wirtschaftlich zerrütteten Zu-
ständen eine neue Weltanschauung entgegen.
Um alles dies durchsetzen zu können, muß naturgemäß eine Umstellung erfolgen, was 
wir mit „Nationaler Revolution“ bezeichnen.
Es ist klar, daß mit der evolutionären Entwicklung in unserem demokratischen Staate 
deswegen nichts erreicht werden kann, weil die Voraussetzung, ein für die Demokratie 
reifes Volk fehlt. Die natürliche Entwicklung würde viel zu lange dauern, daher nie-
mals eine Besserung der allgemeinen Lage des deutschen Volkes eintreten kann. Wenn 
ängstliche Naturen vor einer solchen Anschauung zurückschrecken, so ist das natür-
lich, denn alles, was neu und fremd klingt, ist revolutionär und wirkt unangenehm. Je-
doch ohne den Willen zur Tat und zum Kampf kann auch das gesteckte Ziel nie erreicht 
werden. Es würde der Aufstieg und damit die Möglichkeit überhaupt, eine Weltstellung, 
die unserem Volke gebührt, zu erlangen, versäumt, damit aber auch die Hoffnung auf 
Erfüllung all unserer Forderungen vergebens [sic!].
Darum helfe jeder mit, der mit uns des Willens ist, unserem deutschen Volke zu seiner 
naturgemäßen Machtstellung in der Welt zu verhelfen.  
Tatsächlich unterstellten sich schließlich anläßlich einer am Sonntag, den 24. Oktober 
1926 in Linz abgehaltenen Gau-Vertrauensmännertagung alle Ortsgruppen bis auf eine der 
„Hitlerbewegung“, worauf die „Volksstimme“ am 30. Oktober 1926 melden konnte95:
Nach Wechselreden […] erklärten sich die Anwesenden mit dem Anschluß an die 
Reichsführung einverstanden. Der Gau Oberösterreich hat somit die Überstellung fast 
vollzogen. Ausständig ist eine Ortsgruppe.
Diese der Schulz-Gruppe verbliebene Ortsgruppe war die von Weyer-Kleinreifling bei 
Enns. Sie blieb bis 1929 die letzte Bastion der Schulz-Richtung in Oberösterreich. Bei den
Gemeinderatswahlen 1929 stellte sie sogar eine eigene Liste auf und errang mit 117 Stimmen 
ein Mandat. Bald darauf mußte sich diese Ortsgruppe jedoch aufgelöst haben, denn sie tauch-
te in der Berichterstattung der „Deutschen Arbeiter-Presse“, dem Parteiorgan der Schulz-
Gruppe, nicht mehr auf, und ab Mai 1929 wurden die spärlichen Nachrichten in dieser Zei-
tung über Aktivitäten der Schulz-Richtung in Oberösterreich ganz eingestellt.96
Einmütig in der alten Partei verblieben war in Oberösterreich zunächst aber auch die 
„Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterjugend“ (NSAJ), sodaß die „NSDAP (Hitlerbewe-
gung)“ noch 1926 eine eigene Jugendorganisation – die „Hitlerjugend“ – gründete. Damit 
existierten hier in den nächsten Monaten zwei nationalsozialistische Jugendgruppen, die ein-
ander heftig bekämpften. Bis September 1927 gelang es der „Hitlerjugend“ dann jedoch, alle 
NSAJ-Ortsgruppen Oberösterreichs zum Übertritt zu bewegen, worauf sich die oberösterrei-
chische Jugendorganisation unter ihrem Führer August Eigruber laut der „Volksstimme“
94) „Volksstimme“ F. 39 vom 2. Gilbhart (Oktober) 1926, S. 1.
95) „Volksstimme“ F. 43 vom 30. Oktober 1926. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialisti-
schen Partei in Oberösterreich. S. 47.
96) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 47 f.
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F. 38 vom 24. September 1927 am 15. September 1927 „zur Gänze der Hitler-Jugend Groß-
deutschlands“ anschloß.97 Am 6. März 1928 meldete August Eigruber schließlich – nach 
zwei Mahnungen etwas verspätet – die Errichtung einer Gauleitung der „Hitlerjugend“ an.98
Etwa zur gleichen Zeit gelang es zwar der Schulz-Gruppe noch einmal, einen Stütz-
punkt in Oberösterreich zu erringen – u. z. konnte am 24. Februar 1928 in Steyr eine NSJA-
Ortsgruppe gegründet bzw. wiedererrichtet werden, weil „[…] eine Anzahl Jungarbeiter von 
dieser [= der HJ; Anm. d. Verf.] chauvinistischen, rein militärischen Jugendorganisation 
nichts mehr wissen wollte“ –, diese Ortsgruppe dürfte sich aber bald wieder aufgelöst haben, 
sodaß die „Hitlerjugend“ nun keinen nationalsozialistischen Konkurrenten mehr hatte.99
Dies änderte jedoch nichts daran, daß die „Hitlerjugend“ in Oberösterreich100 nur lang-
sam vorankam – die HJ zählte z. B. im Jahr 1930 laut der „Volksstimme“ F. 28 vom 10. Juli 
1930 im ganzen Bundesland Oberösterreich nicht einmal 500 Mitglieder –, was man seitens 
der HJ – die Gauleitung Oberösterreich (Sitz in Steyr, Führung August Eigruber) verfügte zu 
diesem Zeitpunkt insgesamt über 24 Gruppen und 18 Zellen – damals damit zu erklären ver-
suchte, daß der „Oberösterreicher und besonders der Innviertler“ „der Typus im deutschen 
Volke“ sei, „den man schwer zu etwas Neuem überzeugen“ könne.101
Im Mai 1930 wurde die Landesleitung der HJ Österreichs dann aufgelassen, und alle 
HJ-Gaue wurden – analog den Parteigauen – direkt der Reichsleitung in Plauen unterstellt.
Gleichzeitig wurden die Gauleiter der „Hitlerjugend“ angewiesen, eine enge Verbindung zu 
den politischen Gauleitern zu halten.102
Obwohl in Oberösterreich der Übertritt der Nationalsozialistischen Partei in die „Hit-
lerbewegung“ also relativ problemlos erfolgt war, hatte die Partei aber auch in diesem Bun-
desland mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Alfred Proksch z. B., der von 1926 bis 1928 
hier das Amt des Gauleiters innehatte103 und daher sehr genau über die Situation der Partei 
Bescheid wußte, bezeichnete die Lage der „NSDAP (Hitlerbewegung)“ in Oberösterreich im
Herbst 1926 als „trostlos“: Neben Presseschulden hatte die Partei, die laut Proksch damals 
nur um die 200 Aktivisten aufwies, eine Schuldenlast von S 13.000 zu tragen und „hatte kei-
nen Groschen Kredit“, und die Zahl der Presseabnehmer war auf 680 gesunken.104
In dieser Situation kam hier daher für die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ eine selbständi-
ge Kandidatur bei den am 24. April 1927 stattfindenden Nationalratswahlen nicht in Frage. 
Die „Hitlerbewegung“ lehnte aber auch die Bildung einer nationalen Einheitsfront ab, die die 
anderen nationalen Parteien anläßlich dieser Wahlen ins Auge gefaßt hatten105, und nahm da-
her an einer auf Einladung der GDVP am 5. November 1926 im Parlament zustande gekom-
97) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 49–51.
98) Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 227.
99) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 51 f.
100) Seit Februar 1926 war das gesamte Gebiet Oberösterreichs in 5 HJ-Kreise eingeteilt (Kreis 1: Enns, Kreis 2: 
Linz-Land und Kremstal, Kreis 3: Wels, Kreis 4: Gmunden, Kreis 5: Linz-Stadt) und wurde von 2 Be-
zirksleitungen (Linz und Steyr) verwaltet.
101) Anschließend wurde allerdings noch ergänzt: „[…], doch wenn dieser einmal eine neue Idee in sich aufge-
nommen hat, dann geht er für seine Sache bis ans äußerste, er bleibt standhaft und läßt sich durch nichts 
mehr irre machen. Hätte unser Führer nicht diesen Kopf, er wäre nicht so schnell mit seiner Idee durch-
gedrungen.“ „Volksstimme“ F. 28 vom 10. Juli (Heumond) 1930, S. 5.
102) „Volksstimme“ F. 18 vom 3. Mai (Wonnemond) 1930, S. 7.
103) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 213.
104) Rechtfertigungsschreiben Alfred Prokschs an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, München, vom 10. 
März 1931. Blatt 3. Nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberöster-
reich. S. 57 und Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 140.
105) So hatte z. B. die GDVP auf ihrem Reichsparteitag im Herbst 1926 in Innsbruck einen entsprechenden Auf-
ruf an die Öffentlichkeit gerichtet.
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menen Beratung über die Frage, ob und unter welchen Umständen die Zusammenfassung aller 
nationalen Kräftegruppen zu einer nationalen Einheitsfront möglich sei, nicht teil. Fußend 
auf dem Boden des vom „Verband deutschvölkischer Vereine Österreichs“ angeregten Burg-
friedens zwischen den nationalen Parteien, erklärten die Vertreter der GDVP (Obmann Dr. Wo-
tawa und Dr. Wagner), des „Deutschsozialen Vereins“ (Dr. Riehl) und der österreichischen
Nationalsozialisten (Obmann Schulz und die Landtagsabg. Michner und Dr. Troyer) bei die-
ser Gelegenheit, daß sie zur Bildung einer nationalen Einheitsfront bereit seien. Der Vertreter
des Landbundes, der Präsident des Kärntner Landeskulturrates Supersberg, hingegen begrüßte 
zwar die abgegebene Erklärung, er mußte seinerseits aber von der Abgabe einer parteiamtli-
chen Erklärung absehen, weil eine Beschlußfassung seiner Partei darüber noch ausstand.106
Der „Landbund für Österreich“ fällte dann in der Sitzung der Reichsparteileitung vom 
26. November 1926 jedoch eine negative Entscheidung. Anläßlich dieser Sitzung berichtete 
der oberösterreichische Delegierte, Nationalrat Maier, daß Oberösterreich sich ebenfalls für 
eine eigene Liste entschieden habe, sich aber durchaus der Verantwortung bewußt sei, die 
der Landbund zu tragen habe, wenn durch die Verhinderung der Einheitsliste eine rote Mehr-
heit in den Nationalrat einziehe.107
Am 27. November 1926 präzisierte der „Österreichische Nationalsozialist“108 in einem 
Artikel unter dem Titel „Warum sind wir Nationalsozialisten Gegner der ‘völkischen’ Ein-
heitsfront?“ dann den Standpunkt der „NSDAP (Hitlerbewegung)“: Darin hieß es u. a., die 
GDVP proklamiere die völkische Einheitsfront aus Selbsterhaltungsgründen im Sinne einer 
„Mandatsversicherungsgesellschaft“. Tatsächlich könne aber nur eine Systemveränderung 
grundsätzliche Besserung der Lage bringen. Der „Schulz“-Partei diene die Gewerkschaft le-
diglich als Sprungbrett in das System. Eine Front mit „politischen Mumien“ führe aber zu 
keinem Sieg. Die „Hitlerbewegung“ sei deshalb gegen die völkische Einheitsfront, weil sie 
niemals gemeinsame Sache mit Dienern des Großkapitals machen werde.109
In einer gemeinsamen Sitzung der drei nationalen Parteien einen Tag später erteilte der 
Landbund der nationalen Einheitsfront schließlich eine Absage und begründete seine Haltung 
damit, daß er in erster Linie eine „Wirtschafts- und Standesvertretung“ sei. „Würde er den na-
tionalen Gedanken durch den Eintritt in die nationale Einheitsfront in den Vordergrund stel-
len, dann müßte er geradezu sein hart erarbeitetes Programm umstoßen oder preisgeben.“110
Weitere Bemühungen des „Verbandes deutschvölkischer Vereine“, den Landbund um-
zustimmen, blieben – wie folgender Beschluß zeigt, der anläßlich des am 1. und 2. Februar 
1927 in Graz abgehaltenen dritten Reichsparteitages des „Landbundes für Österreich“ gefaßt 
worden war111 – erfolglos. 
Der Landbund für Oesterreich lehnt es mit Rücksicht auf die derzeitige Lage und im 
Hinblick auf die einmütige Stellungnahme der Landesorganisationen ab, eine Bindung 
mit anderen politischen Parteien für die nächsten Nationalratswahlen einzugehen. Die 
Landesorganisationen werden daher im Sinne des Reichsparteitagsbeschlusses in Linz 
angewiesen, alle vorbereitenden Maßnahmen zum selbständigen Auftreten zu treffen.
106) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 241 f.
107) Verhandlungsschrift über die Sitzung der Reichsparteileitung vom 26. November 1926. Nach: Feldmann, 
Angela: Landbund für Österreich. Ideologie – Organisation – Politik. – Diss. Wien: 1967. S. 131.
108) „Der österreichische Nationalsozialist. (Nationalsocialist). Kampfblatt der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei Österreichs. (Hitler-Bewegung.)“. – Wien: 1926/27.
109) Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund. S. 139.
110) Wache, Karl (Hrsg.): Deutscher Geist in Oesterreich. Ein Handbuch des völkischen Lebens der Ostmark. –
Dornbirn: 1933. S. 201.
111) BZ, Nr. 6 vom 10. Februar 1927, S. 1.
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Trotz der Absage des Landbundes hielten die Großdeutsche Volkspartei und die Schulz-
Richtung der Nationalsozialisten jedoch weiterhin an ihrem Projekt der Bildung einer natio-
nalen Einheitsfront fest, und sie wurden darin durch die verschiedenen deutschvölkischen 
Vereine tatkräftig unterstützt, die immer wieder die Anschlußfrage in den Mittelpunkt ihrer 
Propaganda rückten.
So wurde z. B. im Rahmen der am 6. März 1927 im großen Saal des Hotels Aschen-
brenner abgehaltenen Märzgefallenen-Feier der Zweigstelle Schärding des „Sudetendeut-
schen Heimatbundes“ – als Redner war ursprünglich Herr Abg. Hans Knirsch, „ein gewieg-
ter sudetendeutscher Politiker und begabter Redner“, angekündigt worden112, der dann aller-
dings verhindert war – auf die Notwendigkeit einer „Vereinigung aller Deutschen in einem 
gemeinsamen Vaterlande“ hingewiesen113; und am 31. März 1927 teilte das „Schärdinger 
Wochenblatt“ – wie bereits im Abschnitt „Der ‘Deutsche Schulverein Südmark’“ erwähnt –
mit, daß der „Deutsche Schulverein“ in letzter Zeit gegen „gewisse anschlußwidrige Strö-
mungen Stellung genommen und folgende Kundgebung beschlossen“ habe114:
Verschiedene kleine Gruppen und Grüppchen versuchen wieder einmal, die Anschluß-
frage an die Erfüllung ihrer Sonderwünsche zu knüpfen. Wir wissen uns einig mit dem 
ganzen deutschen Volke in Oesterreich, wenn wir jeden Versuch, den Anschluß zum 
Mittel der Erpressung in irgend einer Richtung zu machen, mit Entschiedenheit zurück-
weisen, wenn wir feststellen, daß wir die Einheit des deutschen Volkes und Vaterlan-
des wollen und uns dabei den Mut und die Kraft zutrauen, auf die Geschicke und Ein-
richtungen des künftigen Reiches so viel Einfluß zu gewinnen, daß es ein wohnliches 
Haus für alle Deutschen, insbesondere für uns Deutschösterreicher wird.
In ihrer Reichsparteileitungssitzung vom 27. Februar 1927 erklärte die Bundesleitung
der österreichischen NSDAP daher, daß sie nach wie vor auf dem Boden der von allen völki-
schen Verbänden, dem „Deutschen Turnerbund 1919“ und den völkischen Gewerkschaften 
angestrebten nationalen Einheitsfront stehe und bereit sei, dafür einzutreten115, und am 3. 
März 1927 meldete das „Schärdinger Wochenblatt“, daß die Großdeutsche Volkspartei und 
die nationalsozialistische deutsche Arbeiterpartei sich zu einer völkischen Einheitsfront ge-
einigt hätten und daß die beiden Parteien vereinbart hätten, den Wahlkampf gemeinsam zu 
führen.116
Kurz darauf – nämlich am 12. März 1927 – trafen auf Einladung Hitlers der Obmann 
der österreichischen Nationalsozialisten Karl Schulz und Friedrich Jankovic, der Landesfüh-
rer der österreichischen „Hitlerbewegung“, mit Hitler in München zusammen, um die Mög-
lichkeit einer Wiedervereinigung der beiden Splitterparteien auszuloten.117
112) Schdg. WBl. 1927, Nr. 4, S. 6.
113) Frl. Elly Suck sprach damals einen Prolog, der den „Wunsch des Zusammenschlusses aller Deutschen in 
einem gemeinsamen Vaterland zum Inhalt hatte“; und Dr. Brunar, Senator des tschechischen Parlaments, 
den man anstelle des verhinderten Abg. Hans Knirsch für die Gedächtnisrede am 6. März 1927 hatte ge-
winnen können, schloß seinen Vortrag über „das traurige Los, welches die Deutschen in der Tschechei 
zu ertragen haben“, laut „Schärdinger Wochenblatt“ mit den Worten: „Wenn die Leiden auch groß seien, 
so tragen sie dieselben doch mit Geduld, da sie alle von der Hoffnung beseelt seien, daß auch für die 
Deutschen in der Tschechoslowakei der Tag der Befreiung und Erlösung in der Vereinigung mit einem 
gesamtdeutschen Vaterlande kommen werde und müsse.“ Schdg. WBl. 1927, Nr. 10, S. 5.
114) Schdg. WBl. 1927, Nr. 13, S. 1.
115) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 12. März 1927. Nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 242 f.
116) Gleichzeitig gab das Blatt damals bekannt, daß der Landbund und die „Hitlerpartei“ „außerhalb dieser Ver-
einigung“ stünden. Schdg. WBl. 1927, Nr. 9, S. 1.
117) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 56.
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Bei diesem Treffen wurden in einer längeren Aussprache einerseits Fragen der natio-
nalsozialistischen Politik im ganzen deutschen Sprachgebiet und andererseits die österreichi-
schen Parteiverhältnisse besprochen. Dabei zeigte sich, daß zu diesem Zeitpunkt an eine 
Wiedervereinigung der beiden nationalsozialistischen Parteien in Österreich nicht zu denken 
war, hinsichtlich des Vorgehens bei den Nationalratswahlen aber erzielte man eine vollstän-
dige Übereinstimmung, worauf man zwischen den beiden Parteien einen „Burgfrieden“ ver-
einbarte und ein gemeinsames Vorgehen bei den Wahlen beschloß.118
Für die Weiterführung der Verhandlungen, bei denen beide Gruppen gleichberechtigt
sein sollten, wurde ein gemeinsamer Verhandlungsausschuß eingesetzt, dem sowohl Partei-
obmann Schulz als auch Landesführer Jankovic angehörten, und anschließend erteilte Adolf 
Hitler Jankovic noch eine Generalvollmacht für alle Verhandlungen und Entscheidungen der 
„Hitlerbewegung“ in Österreich.119
Bereits am 15. März 1927 fanden sich aufgrund dieser Abmachungen die Vertreter der 
beiden Parteien – für die österreichische NSDAP Parteiobmannstellvertreter Haubenberger 
sowie die Parteileitungsmitglieder Wagner und Gottinger und für die „Hitlerbewegung“ die 
Herren Derda, Pogatschnigg und Rentmeister; die beiden Parteiführer Schulz und Jankovic 
hingegen waren bei dieser Besprechung nicht anwesend – am Verhandlungstisch ein und 
konstituierten sich als „Nationalsozialistischer Hauptausschuß“. 
Es kam zu mehreren Sitzungen, und diese erbrachten schließlich ein Wahlübereinkom-
men. Die zwischen den beiden Parteien erzielte Einigkeit war jedoch nur von kurzer Dauer, 
denn schon am 25. März 1927 schrieb Jankovic an Schulz einen Brief, worin es u. a. hieß120:
[…] Ihre Angaben, welche sie bezüglich einer völkischen Einheitsfront in München ge-
macht haben, haben sich mittlerweile als Luftgebilde dargestellt. […] Auf Grund aller 
dieser Erscheinungen betrachte ich unser beabsichtigtes Wahlübereinkommen als ge-
scheitert und behalte ich mir aus diesem Grunde die Freiheit des Handelns vor. […].
Das Wahlübereinkommen zwischen der österreichischen NSDAP und der „Hitlerbewe-
gung“ war somit gescheitert121, und kurz darauf trat Friedrich Jankovic als Landesführer der 
„Hitlerbewegung“ zurück, weil er – wie er in seinem Schreiben an Hitler in Anspielung auf 
die Fraktionskämpfe und die Interventionen aus München festhielt122 – „mit der allgemeinen 
Richtung, welche unsere Bewegung in Österreich infolge verschiedener Einwirkungen ge-
nommen hat, nicht mehr einverstanden“ war.
Hitler, dessen Meinung über die Österreicher, besonders die Wiener, schon vor diesen 
Auseinandersetzungen nicht gerade schmeichelhaft gewesen war – am 26. März 1927 hatte 
er sich in einer Rede in Ansbach123 z. B. folgendermaßen geäußert: „Etwas östlich von uns 
118) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 56.
119) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 19. März 1927. Nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 243 f.
120) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 9. Juli 1927. Zit. nach ebda. S. 244 f. 
121) Die Führung der österreichischen NSDAP glaubte den wahren Grund dafür im Nachgeben der maßgebenden 
Führer der „Hitlerbewegung“ gegenüber den Radikalen in den Reihen der „Hitlerbewegung“ zu erkennen, 
worauf die „Deutsche Arbeiter-Presse“ am 9. Juli 1927 zu diesem Schritt folgendermaßen Stellung nahm: 
„Das Radaumachertum hatte über den hehren Gedanken der Einigung den Sieg davongetragen.“ Zit. nach 
ebda. S. 245.
122) Jankovic an Hitler, München, 1. April 1927. Bundesarchiv Koblenz, Sammlung Schumacher, Nr. 305 II. 
Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 140.
123) Das über Hitler verhängte Redeverbot war in Bayern am 5. März 1927 aufgehoben worden. Der Regierungs-
beschluß dazu war maßgeblich auf Betreiben von Justizminister Franz Gürtner zustandegekommen, der 
in Hitler einen nützlichen Trommler für die nationale Wiedergeburt Deutschlands sah. Als Gegenleistung 
hatte Rudolf Buttmann als Vorsitzender der NSDAP-Landtagsfraktion in einer schriftlichen Erklärung 
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ist ein sogenannter deutscher Nachbar, Österreich, eine Mißgeburt von 6 Millionen Men-
schen. Davon entfällt 1/3 auf die Hauptstadt Wien. Das ist ein fauler Brutofen von Bastarden, 
die dort jährlich erzeugt werden. Minderwertig in jeder Hinsicht. Das ganze Land verarmt, 
elend ausgezogen, zum großen Teil überhaupt ohne Arbeit.“124 –, nahm diesen Rücktritt eini-
ge Tage später bereitwillig an und verfügte, anscheinend ohne irgendeine Beratung mit den 
Österreichern, daß der Posten des Landesleiters vorläufig nicht wieder besetzt werde und die 
österreichischen Gaue direkt der Reichsleitung in München unterstellt würden. Gregor Stras-
ser wurde von Hitler zu seinem Bevollmächtigten ernannt und sollte die österreichische Par-
tei reorganisieren125, und dem Gauleiter der Steiermark, Heinrich Schmidt, wurde die un-
dankbare Aufgabe zugewiesen, im ganzen Land neue Mitglieder anzuwerben. Sonst aber er-
hielt er wenig Verantwortung.126
Doch auch die „Nationale Einheitsfront“, die der österreichischen NSDAP bei den 
Salzburger Landtagswahlen am 4. April 1927 ein Mandat eingebracht hatte127, brach noch 
vor den Nationalratswahlen auseinander, worauf die Großdeutschen mit den Christlichsozia-
len eine antimarxistische Einheitsfront bildeten – das „Schärdinger Wochenblatt“ gab in die-
sem Zusammenhang am 31. März 1927 bekannt, daß die Verhandlungen bezüglich des Ab-
schlusses einer Einheitsliste zwischen der Christlichsozialen Partei und der Großdeutschen 
Volkspartei in Oberösterreich zu einem befriedigenden Ergebnis gelangt seien128 –, und die-
ser Einheitsfront schlossen sich der „Deutschsoziale Verein“ Dr. Riehls und schließlich auch 
die Schulz-Richtung der Nationalsozialisten an, die diesem von Bundeskanzler Ignaz Seipel 
angeregten Vorgehen ursprünglich ablehnend gegenübergestanden war.129
Im Wahlkreis 4 – er umfaßte Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg – schick-
te die österreichische NSDAP nun ihren Abgeordneten Prodinger ins Rennen um ein Natio-
nalratsmandat130, die „Hitlerbewegung“ hingegen entschied sich dafür, hier überhaupt nicht 
in den Wahlkampf einzutreten, „[…] da der mögliche Erfolg in keinem Verhältnis zu den 
aufzuwendenden Mitteln stände.“131 Den Anhängern wurde empfohlen, für eine antimarxi-
stische Liste zu stimmen und auf keinen Fall Wahlenthaltung zu üben.
Die „Hitlerbewegung“ in Oberösterreich kam durch diese Entscheidung jedoch in Be-
drängnis, denn gleichzeitig mit den Nationalratswahlen wurden damals auch die Gemeinde-
ratswahlen in Linz und Steyr abgehalten. Sowohl in Linz als auch in Steyr aber waren die 
der bayerischen Staatsregierung versichert, daß die NSDAP „keinerlei gesetzwidrige Ziele“ verfolge und 
„auch zur Erreichung ihrer Ziele keinerlei gesetzwidrige Mittel anwenden“ werde. Am 9. März 1927 trat 
Hitler nach zweijähriger Zwangspause dann erstmals wieder in München auf, u. z. vor 7.000 Zuhörern im 
Zirkus Krone. Vollnhals, Clemens: Der Aufstieg der NSDAP in München 1925 bis 1933. S. 159.
124) Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 225.
125) Tatsächlich traf Gregor Strasser dann als Haupt der Reichsleitung in München von 1928 bis 1930 auch ad-
ministrative Entscheidungen in bezug auf Österreich, oft aber war er zu beschäftigt, um sich mit den stän-
digen innerparteilichen Fehden zu befassen. 
Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 60.
126) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 140 und Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozia-
lismus. S. 61.
127) Die österreichische NSDAP und die GDVP hatten bei diesen Landtagswahlen gemeinsam kandidiert und 
drei Mandate – u. z. zwei für die Großdeutschen und eines für die Nationalsozialisten – erobert, was 
nach Ansicht Schulz’ den Beweis geliefert habe, welch großen Erfolg die „Nationale Einheitsfront“ bei 
den Nationalratswahlen am 24. April 1927 hätte erzielen können. „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 9. 
April 1927. Nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 246.
128) Schdg. WBl. 1927, Nr. 13, S. 4.
129) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 242.
130) Parteiobmann Karl Schulz kandidierte im Wahlkreis Wien-Südost. Ebda. S. 246.
131) „Volksstimme” F. 13 vom 2. Ostermond (April) 1927, S. 4.
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Nationalsozialisten seit 1923 im Gemeinderat vertreten – u. z. besaßen sie in Linz vier Man-
date und in Steyr eines –, und diese Position sollte möglichst behauptet werden. 
Gauleiter Alfred Proksch, der inzwischen mit Entscheidung des Magistrates Linz vom 
23. Februar 1925, Zl. 5398 bzw. vom 18. September 1925, Zl. 34115 das Heimatrecht in der 
Gemeinde Linz erlangt hatte132, entschloß sich daher, im Rahmen der Einheitsliste zu kandi-
dieren. In seinem Rechtfertigungsschreiben vom 10. März 1931 hielt Alfred Proksch dazu 
folgendes fest133: 
Damals wurde für diese Wahl die Einheitsliste gemacht, da die Partei nicht hätte in 
die Wahlen eintreten können. Es waren in Linz ungefähr 150 Parteigenossen, wie 
schon erwähnt, viel Schulden, eine schwere passive Presse, kurz es war nichts da, wo-
mit hätten Wahlen gemacht werden können.
Obwohl diese Entscheidung Prokschs in den eigenen Reihen nicht uneingeschränkt ge-
billigt wurde – Proksch wurde als „Kompromißler“ bezeichnet, der den anderen Gauleitern 
in den Rücken falle, um sich seines Gemeinderatsmandates zu versichern134 –, kandidierte 
die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ in Linz also im Rahmen der „Einheitsliste“ und konnte so 
laut der „Volksstimme“ vom 30. April 1927 drei Gemeinderatssitze behaupten135, worauf Al-
fred Proksch, Josef Edinger136 und Andreas Bolek in den Gemeinderat einzogen.
Bei den Gemeinderatswahlen in Steyr kandidierte die „Hitlerbewegung“ damals im
Rahmen des „Völkischen Wirtschaftsblocks“, der schließlich insgesamt 1.297 Stimmen und 
drei Mandate errang. Eines dieser Mandate ging an die „Hitlerbewegung“, die ihren Mandats-
stand von 1923 somit gehalten hatte.137
Bei den Nationalratswahlen konnte die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ hingegen kein
Mandat erringen138 – die Einheitsliste hatte 48,24 Prozent der gültigen Stimmen bzw. 85 Man-
date erhalten, die SDAP 42,28 Prozent bzw. 71 Mandate und der Landbund 6,32 Prozent 
bzw. 9 Mandate139 –, womit sich nunmehr, da auch der „Deutschsoziale Verein“ Dr. Riehls 
und die Schulz-Richtung der Nationalsozialisten ohne Mandat geblieben waren, neuerlich 
132) AdR, BKA 22/OÖ, Zl. 196.292/31.
133) Rechtfertigungsschreiben Alfred Prokschs. Blatt 3. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalso-
zialistischen Partei in Oberösterreich. S. 58.
134) Schreiben Franz Sumetingers an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, München, vom 25. Feber 1931, 
Blatt 7. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 59.
135) Ebda. S. 58. In der von E. Puffer erstellten Auflistung der Linzer Gemeindemandatare (Puffer, Emil: Die 
Linzer Gemeindemandatare. S. 86) scheint damals allerdings auch noch Josef Renner auf. Dieser könnte 
daher zu diesem Zeitpunkt schon der Schulz-Richtung angehört haben. Renner trat dann am 21. Dezem-
ber 1928 zurück, weil er nach Salzburg übersiedelte. Wie bereits erwähnt, wurde er dort Geschäftsführer 
des D.H.V. und war auch von 1931 bis 1933 für die Schulz-Richtung der NSDAP im Salzburger Ge-
meinderat. Mit dem im Linzer Gemeinderat freigewordenen Mandat wurde am 31. Jänner 1929 Karl Fi-
scher, Ausschußmitglied im „Deutschen Volksbund“, betraut. Ebda. S. 87, S. 133 und S. 235.  
136) Josef Edinger trat dann am 31. Mai 1928 zurück, worauf sein Mandat am 4. Juli 1928 auf den bisherigen Er-
satzmann Anton Maier (auch Mair bzw. Mayr) überging. Puffer, Emil: Die Linzer Gemeindemandatare. 
S. 86 f. 
137) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 58 f.
138) Die „Hitlerbewegung” war bei den Nationalratswahlen 1927 im Rahmen des „Völkischsozialen Blocks“ auf-
getreten. Dabei handelte es sich um ein kurzfristiges Bündnis mit dem Bund der Freien von Kipper. Mit 
26.991 Stimmen erhielt dieser Block aber nur geringfügig mehr Stimmen als die DNSAP 1920. Lediglich 
in einem der vier Wahlkreise Niederösterreichs – nämlich im Viertel unter dem Manhartsberg – hatte die 
„NSDAP (Hitlerbewegung)“ unter ihrem Namen selbständig kandidiert, sie erzielte dort jedoch nur 779 
Stimmen oder 0,4 % der gültigen Stimmen. Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 72.
139) Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. 2. Bd. – S. 1093.
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gezeigt hatte, daß die nationalsozialistische Bewegung das Vertrauen der österreichischen 
Bevölkerung in keiner Weise hatte gewinnen können.140
In Schärding, wo es damals keine nationalsozialistische Ortsgruppe mehr gab und
auch viele derjenigen, die die Nationalsozialisten hier ehedem unterstützt hatten, mittlerwei-
le weggezogen waren141, entfielen bei dieser Wahl 1.407 Stimmen bzw. 59,57 Prozent der 
gültigen Stimmen auf die Einheitsliste (im politischen Bezirk Schärding waren es 16.304 
Stimmen bzw. 70,66 %), der Landbund kam auf 52 (3.195) Stimmen bzw. 2,20 (13,85) Pro-
zent und die Ude-Partei auf 13 (85) Stimmen bzw. 0,55 (0,37) Prozent. Die Sozialdemokra-
ten hingegen erzielten 890 (3.488) Stimmen bzw. 37,68 (15,12) Prozent und konnten im 
Vergleich zu den Nationalratswahlen 1923 mit 754 Stimmen einen beachtlichen Gewinn 
verzeichnen.142
Angesichts des für die drei nationalsozialistischen Parteien geradezu niederschmettern-
den Wahlergebnisses – Proksch attackierte in diesem Zusammenhang Friedrich Jankovic; er 
warf ihm vor, bei den Nationalratswahlen ein solches Chaos angerichtet zu haben, „daß kein 
Mensch wußte, was zu geschehen“ habe, und nannte ihn „ein[en] vollkommene[n] Versa-
ger“143 – nahm die Bundesleitung der österreichischen NSDAP die vor den Nationalratswah-
len abgebrochenen Einigungsbemühungen gleich nach den Wahlen wieder auf und suchte da-
bei einerseits die aus der „Hitlerbewegung“ vorübergehend ausgetretenen ehemaligen Führer
Dr. Richard Suchenwirth und Ernst Graber sowie den „Deutschsozialen Verein“ Dr. Riehls 
für eine Einigung zu gewinnen und andererseits neue Beziehungen zur „Hitlerbewegung“
selbst – diesmal über München – anzuknüpfen.144
Zwischen dem „Deutschsozialen Verein“ Dr. Riehls und der Schulz-Partei gab es da-
mals kaum mehr programmatische Differenzen.145 Die Parteileitung der österreichischen
NSDAP trat in dieser Angelegenheit deshalb zuerst mit dem „Deutschsozialen Verein“ bzw. 
seinem Obmann in Kontakt – die Besprechungen waren durch das Parteileitungsmitglied 
Walter Gattermayer eingeleitet worden –, und dabei wurde von den beiden Parteien für den 
10. Mai 1927 eine gemeinsame Konferenz vereinbart. 
Diese Zusammenkunft, an der von den österreichischen Nationalsozialisten Schulz,
Haubenberger sowie Gattermayer und vom „Deutschsozialen Verein“ Dr. Riehl, Babirath, 
Kytra und Wesselly teilnahmen, erbrachte dann allerdings kein konkretes Ergebnis, für die
140) Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 225. In Oberösterreich hatte die Einheitsliste bei der 
Nationalratswahl 60,72 Prozent der gültigen Stimmen auf sich vereinigen können. Die SDAP kam auf 
29,54 und der Landbund auf 8,81 Prozent. Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 409.
141) Im Schdg. WBl. 1927, Nr. 7, S. 5 wurde z. B. mitgeteilt, daß die Zweigstelle Schärding des „ Sudetendeut-
schen Heimatbundes“ am 20. Feber anläßlich der Übersiedelung der Familie Steueramts-Direktor Julius 
Geitner – Geitners Unterschrift findet sich auf der Liste, die die DNSAP anläßlich ihrer Kandidatur für 
die Gemeindewahl 1920 vorgelegt hatte – nach Braunau eine Abschiedsfeier veranstalten werde; und im 
Schdg. WBl. 1927, Nr. 38, S. 4 wurde darauf hingewiesen, daß der „seit Jahren dem Passauer Grenzzoll-
amte am Bahnhofe zugeteilt gewesene Zollkontrollor Hr. Julius David, der bekanntlich früher auch in 
Schärding im Zolldienste stand“ – auch sein Name scheint auf der Unterschriftenliste der DNSAP von 
1920 auf –, nach Grieskirchen zum Steueraufsichtsdienste versetzt worden sei.
142) Schdg. WBl. 1927, Nr. 17, S. 1.
143) Polizeibericht, Wien, 27. Juni 1927 sowie Schreiben Prokschs an den USCHLA der NSDAP, Linz, 10. März 
1931. Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 140.
144) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 253.
145) Am 28. Mai 1927 wandte man sich z. B. in der „Deutschen Arbeiter-Presse“ an den Verein und rief ihn auf, 
auf seine „unfruchtbare Vereinzelung“ zu verzichten, denn der Wahlenthaltungsstreit, der zum Austritt der 
nun im Verein stehenden Männer geführt habe, sei durch die bisherige Entwicklung längst gegenstands-
los geworden. „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 28. Mai 1927: „Was trennt uns eigentlich“. Zit. nach: 
Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 253.
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weiteren Aktivitäten hinsichtlich der Einigungsfrage war sie jedoch trotzdem von Bedeu-
tung, weil in ihrem Rahmen alle Fragen der nationalsozialistischen Bewegung erörtert wur-
den.146
Mit Dr. Suchenwirth und Ernst Graber verhandelte Parteiobmann Schulz einige Male
mündlich. Diese Gespräche führten aber zu keinem greifbaren Erfolg147 und wurden daher 
abgebrochen.148
Mit dem „Deutschsozialen Verein“ hingegen bemühte man sich weiterhin um eine 
Einigung. Am 12. Mai 1927 wandte sich Walter Gattermayer zu diesem Zweck schriftlich 
an Dr. Riehl und ersuchte diesen darum, der Parteileitung der österreichischen NSDAP ein 
streng umrissenes Forderungsprogramm mitzuteilen, aufgrund dessen er, Riehl, bereit wäre, 
eine Einigung durchzuführen. 
Da Riehl auf diesen Brief jedoch nicht antwortete, schrieb Gattermayer am 21. Juni 
1927 ein zweites Mal an ihn, und daraufhin traf von Dr. Riehl ein Schreiben bei der Partei-
leitung ein, in dem seitens des „Deutschsozialen Vereins“ grundsätzlich die Bereitschaft zur 
Einigung ausgesprochen wurde und Dr. Riehl seine Vorstellungen bezüglich eines künftigen
gemeinsamen Vorgehens darlegte149: So sollte z. B. die Wiederaufnahme der gesamtdeut-
schen nationalsozialistischen Organisation Großdeutschlands auf der Grundlage der zwi-
schenstaatlichen Kanzlei erfolgen, wie sie vor 1923 bestanden hatte. Zur GDVP sollte es ein 
freundschaftliches Verhältnis geben, und an die anderen Mehrheitsparteien sollte man sich 
annähern, soweit es im Kampf gegen den „jüdischen Marxismus“ notwendig sei. Vor der 
Zusammenlegung der drei in Betracht kommenden Organisationen sollte Riehl zufolge als 
Übergang ein Führerausschuß gebildet werden, der sich aus Männern aller drei Organisatio-
nen zusammensetzen und dann einen Vorsitzenden wählen sollte, der nicht diesem Aus-
schuß angehörte. Außerdem machte Riehl in diesem Schreiben auch noch Vorschläge in be-
zug auf die Zusammensetzung dieses Führerausschusses.150 Hinsichtlich der Zusammenset-
zung dieses Ausschusses war die Parteileitung der österreichischen NSDAP jedoch anderer 
Meinung als Dr. Riehl, und deshalb wurden ihm schriftlich Gegenvorschläge gemacht. 
Dr. Riehl, der mittlerweile im „Schattendorfer Prozeß“ als Hauptverteidiger neben Dr. 
Bleyer und Dr. Foglar die wegen Mordes angeklagten Brüder Tscharmann derart überzeugend 
verteidigt hatte151, daß die Geschworenen am 14. Juli 1927 einen vollen Freispruch gefällt
hatten, worauf es am 15. Juli 1927 im Zuge von Protestaktionen gegen diesen Freispruch zum 
Brand des Justizpalastes gekommen war152, nahm die ihm von der Parteileitung der österrei-
chischen NSDAP übermittelten Vorschläge am 27. Juli 1927 an. Dann jedoch gerieten die 
Verhandlungen zwischen dem „Deutschsozialen Verein“ und der österreichischen NSDAP 
ins Stocken, und der geplante Führerausschuß trat niemals zusammen.153
146) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 253 f.
147) Laut Suchenwirth näherte sich Graber dann dem Heimatschutz und Vaugoin an und soll schließlich in der 
Vaterländischen Front „eine gewisse Rolle gespielt haben. Welche das war, sagte er mir [= Suchenwirth; 
Anm. d. Verf.] nicht, schwieg sich ueberhaupt darueber aus, als er mich 1938 im Café Royal besuchte.“ 
Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 12.
148) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 254.
149) Ebda. S. 254 f.
150) Ebda. S. 255 f.
151) In seiner Verteidigungsrede wandte sich Riehl u. a. folgendermaßen an die Geschworenen: „[…] Und wenn 
sie unerschrocken ihr ‘nicht schuldig’ gesprochen haben, dann werden sie sich ein unsterbliches Verdienst 
um unser Vaterland erworben haben; das Verdienst, endlich einmal gesagt zu haben, wer diejenigen sind, 
die seit dem Umsturz immer und immer wieder den Frieden unserer Stadt, den Frieden unseres Staates 
stören […].“ Zit. nach ebda. S. 264. 
152) Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus. S. 362.
153) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 256. 
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Wie oben erwähnt, bemühte sich die Parteileitung der österreichischen NSDAP infolge
des schlechten Wahlergebnisses aber auch um die Wiederaufnahme von Gesprächen mit 
der „Hitlerbewegung“. Da diese damals jedoch über keine einheitliche österreichische Orga-
nisation mehr verfügte – die österreichischen Gaue waren bekanntlich nach dem Rücktritt 
von Friedrich Jankovic als Landesführer der „Hitlerbewegung“ direkt der Reichsleitung in 
München unterstellt worden –, versuchte die Parteileitung der österreichischen NSDAP bei 
Münchner Führern in Erfahrung zu bringen, unter welchen Bedingungen die Münchner Lei-
tung einer Einigung mit den österreichischen Gruppen zustimmen würde.154
In diesem Sinne richtete Obmannstellvertreter Leo Haubenberger z. B. am 10. Mai 1927 
ein Schreiben an den Reichstagsabgeordneten Gregor Strasser, worin er Strasser ersuchte, 
veranlassen zu wollen, daß der österreichischen NSDAP entweder die Münchner Reichslei-
tung oder die österreichischen Gaue die Bedingungen für eine Wiedervereinigung ehemög-
lichst bekannt gäben.155 Am 7. Juni 1927 schrieb ihm Gregor Strasser daraufhin u. a. folgen-
des zurück156:
[…]. Ich habe in München gemäß meiner Zusage an Sie von den mir schriftlich über-
mittelten Einigungsplänen berichtet, muß Ihnen aber mitteilen, daß Herr Hitler zur 
Zeit nicht auf dieselben eingehen will. Meines Wissens findet bald eine Besprechung 
über die Dinge in Österreich statt, ob und inwieweit dort eine Entscheidung fällt, weiß 
ich nicht. […].
Daß die „Dinge in Österreich“ damals keineswegs so liefen, wie dies den Vorstellun-
gen Hitlers entsprochen hätte, und somit dringend einer Besprechung bedurften, geht auch 
aus dem „an alle Gaue von Österreich“ gerichteten „Rundschreiben Nr. 2“ der Reichsleitung 
hervor, das am 31. Mai 1927 erlassen worden war und der österreichischen Partei für das lau-
fende Jahr folgende Aufgaben stellte157: „innere Festigung der NSDAP“ durch „Erfassung 
aller PG. zur unbedingten Unterordnung unter die bestellten Führer“158, „Erziehung der Pg. 
zur pünktlichen Leistung der Beiträge“ und „pünktliche Abführung der Beitragsanteile an 
die Gaue und an die Landesgeschäftsstelle“; alle Schulden müßten bezahlt werden; allen Füh-
rern wurde befohlen, auf ihrem Posten zu bleiben, bis sie von ihm enthoben würden, und den 
Parteigenossen „ernste Mitarbeit“ zur Pflicht gemacht, „ohne besonders dazu eingeladen
worden zu sein“ – was darauf schließen läßt, daß es um die Parteidisziplin vieler österreichi-
scher Genossen bisher wohl nicht zum besten stand. 
Infolge dieser internen Probleme litt die Aktivität der „Hitlerbewegung“ stark. In Wien 
z. B. gab es im Gegensatz zu früher nun nur mehr wenige öffentliche Versammlungen, und 
selbst diese waren schlecht besucht. Der Mitgliederstand, vor allem der der SA, unter deren
Führern „heftige Meinungsverschiedenheiten“ herrschten, ging zurück – so fanden sich z. B. 
zu einem Appell, zu dem 600 eingeschriebene Mitglieder hätten erscheinen sollen, kaum 90 
ein –, und darüber hinaus wuchsen die Schwierigkeiten, mit denen der „Österreichische Na-
tionalsozialist“ zu kämpfen hatte, und verlor auch die „Deutschösterreichische Tages-Zei-
tung“ viele Abonnenten.159 An einer Klärung der Parteiverhältnisse führte demnach kein Weg
vorbei. 
154) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 256 f.
155) Ebda. S. 257.
156) Zit. nach ebda. S. 257 f.
157) Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 141.
158) Eine mit der Hand geschriebene Notiz auf der von Adolf Hitler gezeichneten Kopie fügte der „Erfassung al-
ler Pg.“ noch „durch Anlage und Führung von Karteien“ hinzu. Ebda.
159) Polizeibericht, Wien, 27. Juni 1927. Ebda.
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Am 29. Juni 1927 erschien in der „Deutschösterreichischen Tages-Zeitung“ daraufhin 
ein Aufruf der „Hitlerbewegung“, worin alle Nationalsozialisten Österreichs, die das ehrliche
Bestreben hätten, „die Einigung aller Nationalsozialisten unter Ausschaltung persönlicher 
Führergelüste herbeizuführen“, eingeladen wurden, an einer Tagung teilzunehmen, die am 
3. Juli 1927 unter dem Vorsitz Adolf Hitlers in Freilassing stattfinden sollte.160
Dr. Riehl erhielt eine persönliche Einladung zur dieser Besprechung, er lehnte es je-
doch ab, ihr Folge zu leisten, weil an die österreichische NSDAP keine entsprechende Einla-
dung ergangen war. Dazu kam noch, daß die Führung der österreichischen NSDAP für den 
gleichen Tag eine Reichskonferenz nach St. Pölten einberufen hatte und diese nicht mehr ab-
sagen wollte. Am 1. Juli 1927 wurde daher an den Reichstagsabgeordneten Gregor Strasser 
und an Hitler ein Brief abgesandt – die vom „Deutschsozialen Verein“ Riehls und von der 
österreichischen NSDAP ausgearbeiteten Einigungsvorschläge waren der Münchner NSDAP 
schon früher zugegangen –, worin die Parteileitung darauf hinwies, daß sie keine persönliche
Einladung erhalten habe und zufällig für den gleichen Tag eine Reichskonferenz angesetzt 
habe, sodaß sie sich daher darauf beschränken müsse, dieses Schreiben durch einen Kurier 
nach Freilassing gelangen zu lassen.161
Tatsächlich wurde dann am 3. Juli 1927 in St. Pölten die Reichskonferenz der „Natio-
nalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei Österreichs“ unter dem Vorsitz des Parteiobman-
nes Karl Schulz abgehalten – auch Riehls „Deutschsozialer Verein“ war dabei vertreten –, 
während die „Hitlerbewegung“ unter dem Vorsitz Hitlers im Beisein einer Abordnung der 
steirischen Heimwehren unter Dr. Pfrimer162 in Freilassing tagte, also nahe der österreichi-
schen Grenze163, sodaß etwa 190 Österreicher diese zu Fuß überschritten und weitere 50 mit 
dem Zug ankamen.164
In Freilassing wurde zunächst in einer geschlossenen Versammlung die mögliche Ver-
einigung der nationalsozialistischen Gruppen Österreichs erörtert. Die Schulz-Gruppe hatte 
in diesem Zusammenhang die Bildung einer „Nationalsozialistischen Partei Großdeutsch-
lands“ unter Hitler als Führer vorgeschlagen, die Deutschland, Österreich und das Sudeten-
land umfassen sollte. Die Vereinigung der österreichischen Gruppen sollte durch einen Füh-
rerausschuß erfolgen, in dem jede Gruppe durch die gleiche Zahl von Vertretern repräsen-
tiert werden sollte und in dem Beschlüsse einstimmig gefaßt werden müßten. Nach vollzo-
gener Vereinigung sollte der Führer für Österreich auf einer Sondertagung aller österreichi-
schen Nationalsozialisten „im Einvernehmen mit München“ gewählt werden.165
Hitler, der sich im Rahmen dieser Tagung der österreichischen Führer und Amtswalter 
die rund 400 Funktionäre persönlich verpflichtete166, lehnte diesen Vorschlag einer Rück-
kehr zu demokratischen Verfahrensweisen jedoch rundweg ab. Der Reichskonferenz der 
österreichischen NSDAP in St. Pölten ging daraufhin aus Freilassing folgendes Telegramm zu: 
Hitler lehnt Schreiben der Bundesleitung ab. Verhandlungen über Einigung ausge-
schlossen, entweder Unterstellung oder Kampf wird den Stärkeren entscheiden. Er 
[= Hitler; Anm. d. Verf.] hofft der Stärkere zu sein.
160) Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 258.
161) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 258 f.
162) Diese Abordnung traf mit Hitler im Rahmen dieser Tagung Vereinbarungen über die künftige Zusammenar-
beit. Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 143.
163) Hitler durfte damals infolge des 1925 verhängten Verbots der österreichischen Regierung österreichischen 
Boden nämlich nicht betreten. Volz, Hans: Daten der Geschichte der NSDAP. S. 108.
164) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 142. 
165) Ebda.
166) Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 23.
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Damit waren die Fronten nun klar abgesteckt, und die Reichskonferenz der österrei-
chischen NSDAP beschloß, den von Hitler eröffneten Kampf aufzunehmen und ihn bis zur
Entscheidung durchzufechten.167
In Freilassing wies Hitler in der auf die interne Besprechung folgenden öffentlichen 
Versammlung dann noch einmal darauf hin, daß „sich eine starke Bewegung niemals auf 
dem Wege des Kompromisses oder durch Verschmelzung verschieden gearteter Richtungen 
durchsetzen“ könne. Er lehne daher „jede Verhandlung über grundsätzliche Fragen“ mit der
Begründung ab, „daß sich nur jene Richtung durchsetzen werde, die den Kampf am intensiv-
sten führe [...]“. In diesem Kampf aber könne er nur Leute brauchen, die strenge Disziplin 
hielten und das ausführten, was er befehle.168 Danach unterzog Hitler – wie er dies auch 
schon anläßlich der Tagung in Passau im August 1926 getan hatte – die alte österreichische
Partei einer scharfen Kritik und führte dabei u. a. folgendes aus169:
Der frühere Nationalsozialismus, wie er vor der Gründung der NSDAP in unserem 
Nachbarstaate sich entwickelte, war eine mehr oder weniger marxistische Erschei-
nung, die sich im Grundsätzlichen vom Marxismus nicht unterschied, nur etwas natio-
naler als dieser war. Er pflegte das Majoritätsprinzip in den eigenen Reihen, vertrat 
den Standpunkt, daß die Weltgeschichte durch Majoritäten gemacht werde und er-
kannte nicht die Bedeutung des Kampfes, besonders für die eigene Entwicklung […].
Auf die öffentliche Versammlung folgten sodann noch weitere interne Besprechungen, 
in denen es Hitler energisch ablehnte, wieder eine Landesleitung für ganz Österreich einzu-
setzen, weil seiner Meinung nach keiner der österreichischen Führer für den Posten eines 
Landesleiters geeignet war. Die Parteiorganisationen der einzelnen Länder sollten daher di-
rekt München unterstellt werden, wobei Hitler hinzufügte, „daß er auf Wien selbst keinerlei 
Hoffnung setze“, daß jedoch in den anderen Ländern „eine intensive Propagandatätigkeit zur 
Wiederbelebung der nationalsozialistischen Bewegung [...] aussichtsvoll“ sei.170
Alles, was die Österreicher hatten erreichen können, war die Bestellung eines neuen 
Parteiobmannes in der Person von Wilhelm Gruchol aus Graz mit zwei Stellvertretern und 
einem „Schriftwart“, nämlich Alfred Proksch aus Linz.171 Da es jedoch kaum Hinweise auf 
Aktivitäten des neuen Obmanns gibt, vermutet Francis L. Carsten, daß diese Bestellung auf-
grund der Bestimmungen des Vereinsgesetzes erfolgt war und nicht deswegen, weil Hitler 
daran gelegen war.172
Am 5. September 1927 wurde schließlich in einem Rundschreiben verfügt, daß jeder 
österreichische Parteigenosse als „Presse-Opfer“ einen außerordentlichen Beitrag von vier 
Schilling zu zahlen habe. Der „Österreichische Nationalsozialist“, der zum großen Teil für 
die Parteischulden verantwortlich war, wurde nach Linz transferiert und sollte als Kopfblatt 
der Linzer „Volksstimme“ erscheinen. Jede gemeinsame Aktion mit antisemitischen oder 
völkischen Organisationen wurde verboten, lokale Vereinbarungen mit Heimwehrverbänden 
aber wurden unter der Bedingung gestattet, daß das getrennte Auftreten der Nationalsoziali-
sten garantiert würde.173
167) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 9. Juli 1927. Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 259.
168) Polizeibericht, Wien, 9. Juli 1927. Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 142 f. 
169) Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 260.
170) Polizeibericht, Wien, 9. Juli 1927. Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 143.
171) Rundschreiben Nr. 3, München, 7. Juli 1927. Zit. nach ebda.
172) Dafür spricht z. B. auch, daß die Einladung zur ordentl. Hauptversammlung des „NSDAV. Hitlerbewegung“ 
am 14. November 1928 durch Gruchol unterzeichnet ist. „Volksstimme“ F. 42 vom 19. Oktober 1928, S. 5. 
173) Rundschreiben Nr. 4, München, 5. September 1927. Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 143.
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All diese Interventionen von deutscher Seite174 und auch gelegentliche Besuche hoher
deutscher NSDAP-Funktionäre bei den österreichischen Parteigenossen – am 1. Oktober 1927
z. B. sprach der Münchner Gauobmann Heinrich Himmler bei einer SA-Tagung in Attnang-
Puchheim, und am 2. Oktober 1927 trat er anläßlich der Bezirkstagung der NSDAP in Gmun-
den als Redner auf175; Dr. Josef Goebbels hingegen, der Führer der Berliner Nationalsoziali-
sten, der am 15. und 16. Juli 1927 bei einer Anschlußkundgebung in Wien sprechen wollte, 
wurde auf der Reise von Berlin nach Wien in Passau aus dem Nachtschnellzug heraus von 
österreichischen Beamten verhaftet176 – brachten jedoch nicht den gewünschten Erfolg, denn 
in Österreich gingen die Dinge im alten Stil weiter177, und zudem war die Partei nach wie 
vor von einer beträchtlichen Schuldenlast bedrückt.178
In Schärding war man von diesen Schwierigkeiten der Partei indessen kaum berührt,
denn hier gab es damals ja keine nationalsozialistische Ortsgruppe mehr – laut Alois Strebel 
war es hier allerdings am 1. Mai 1927 zu „Nazistänkereien“ und in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1927 zu einem Geplänkel zwischen durchreisenden deutschen Nationalsozialisten und 
hiesigen Sozialdemokraten gekommen179 –, und den Wunsch nach einem Zusammenschluß 
aller Deutschen in einem gemeinsamen Staat sowie die Sehnsucht nach einem starken Führer 
174) Im Jahr 1928 erklärte die NSDAP z. B. in einem Aufruf, daß sie „auf keinen Deutschen [...] in der Völker-
bundkolonie Österreich“ verzichte. Zit. nach: Schausberger, Norbert: Der Griff nach Österreich. S. 225.
175) Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Von der Monarchie zur Republik. S. 195. Himmler nahm aber auch an 
kleineren Versammlungen in Oberösterreich teil. So hielt er z. B. am 8. Jänner 1928 in einer Versamm-
lung in Neumarkt im Hausruckkreis eine mehr als zweistündige Rede über das Thema „Bauerntum und 
Sozialdemokraten“. „Volksstimme“ F. 3 vom 20. Jänner (Hartung) 1928, S. 4 f. Anschließend an diese 
Versammlung, die laut der „Volksstimme“ auch von vielen Sozialdemokraten und Christlichsozialen be-
sucht war, wurde dann eine „S.S. (Schutzstaffel)“ aufgestellt, u. z. – wie die „Volksstimme“ in ihrer F. 4 
vom 27. Jänner (Hartung) 1928, S. 4 stolz vermerkt – „die 1. in Oesterreich.“ 
176) „Volksstimme“ F. 29 vom 23. Heuert (Juli) 1927, S. 3.
177) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 144.
178) Die außerordentlich schwierige finanzielle Lage der Partei konnte erst durch eine Geldaushilfe der Reichslei-
tung in München im Jahre 1928 vollständig behoben werden. Beiträge zur Vorgeschichte und Geschichte 
der Julirevolte: S. 4.  
179) Unter dem Titel „Der Schutzbund hat Bereitschaft!“ hielt Strebel zu letzterem Vorfall folgendes fest: „Deut-
sche Nationalsozialisten machten auf einer Autoreise nach Wien hier Station. Auf dem Stadtplatz gaben 
sie ein Konzert. Der Zustrom war groß. Die Macher des Schutzbundes ordneten Bereitschaft an; sie hat-
ten ihre Untergebenen in das ‘Bräustübl’ u. beim ‘Kellerwirt’ zusammengerufen. Während des Konzertes 
gab es keine Zusammenstöße. Als die Nazi das große Auto bestiegen, wurde es von Genossen an der Ab-
fahrt gehindert; sie blockierten das Linzertor. Die Situation wurde immer kritischer. Gen. Strebel wurde 
dann Mitteilung gemacht, er hatte im Konsum Dienst. Ohne Zögern eilte er zum Linzertor; vom Schutz-
bund war nichts zu sehen, aber viele Genossen schickten sich an, das Auto anzugreifen. Strebel brachte 
es zuwege, daß unsere Leute die Passage freigaben und das Auto abfahren konnte. Kaum hatte es das 
Tor passiert, wurde Strebel die Mitteilung gemacht, daß die Nazi mit Waffen auf unsere Leute aus dem 
Auto herausdrohten. Strebel […] begab sich mit einigen unserer Genossen zur Bezirkshauptmannschaft. 
Dort forderte er, daß das Auto auf der Strecke nach Andorf angehalten werde u. die Insassen nach Waf-
fen durchsucht werden. Der Forderung wurde stattgegeben; der Gendarmerieposten Andorf meldete nach 
20 Minuten: Nur der Fahrer des Autos besitze einen Dienstrevolver, bei den übrigen Insassen wurden 
keine Waffen gefunden! Strebel dankte für die Mitteilung, die er in den Schutzbundquartieren bekannt-
gab. Dort hatte man von dem Vorfall keine Kenntnis!!“ Nachlaß Strebel.
Da mir zu diesem Vorkommnis keine anderen Belege vorliegen und Strebel bedauerlicherweise nur das 
Jahr angibt – nämlich 1927 –, konnte ich das genaue Datum dieses Vorfalls nicht eruieren. Aus dem Kon-
text geht jedoch hervor, daß Strebel zu diesem Zeitpunkt bereits Vizebürgermeister war, und dadurch 
läßt sich der Zeitraum auf die zweite Jahreshälfte eingrenzen. Der bisherige sozialdemokratische Vize-
bürgermeister Hans Pachmann war nämlich Anfang Juli 1927 zurückgetreten und hatte in der GAS. vom 
12. Juli schriftlich bekanntgegeben, daß er auch sein Mandat niederlege, worauf GA. Alois Strebel zum 
Vizebürgermeister gewählt und in der Gemeindeausschußsitzung vom 2. August 1927 durch Hofrat Petrak 
vereidigt worden war. Schdg. WBl. 1927, Nr. 28, S. 5 und Nr. 31, S. 6.
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hielten – wie im Kapitel 3 bereits ausführlich dargelegt wurde und wie im folgenden für die 
Jahre 1927/28 anhand einiger Beispiele noch einmal aufgezeigt werden soll – auch die ande-
ren nationalen Parteien sowie die deutschvölkischen Vereine der Stadt wach, wobei letztere 
oft auf grenzüberschreitende Aktionen setzten und auf diese Weise ihre Verbundenheit mit 
den deutschen Nachbarn zum Ausdruck brachten.
♦ So vertrat Geschäftsführer Rückl aus Passau in seiner Festrede anläßlich des Ver-
brüderungsfestes der Schärdinger und der Passauer Zweigstelle des „Sudetendeut-
schen Heimatbundes“, das am 11. September 1927 im Gasthaus Friedl in Wernstein 
abgehalten wurde180, in bezug auf die Anschlußfrage die Meinung, „daß es sicher 
noch der derzeitigen Generation vergönnt“ sein werde, „den Anschluß zu erleben“, 
und anschließend an diese Rede befaßte sich auch Landesverbandsobmann Oberst 
Franz Kraus aus Linz, nachdem er dem Verbrüderungsfest namens der Sudetendeut-
schen Oberösterreichs die herzlichsten Grüße entboten hatte, mit diesem Thema.181
♦ Am 6. Oktober 1927 hielt Major Wrangel aus Wien im Rahmen des „Alldeutschen 
Verbandes“ im Weinhaus Pfliegl einen Vortrag zum Thema „Der neue Weg des 
deutschen Volkes“.182 Dabei stellte er dar, wie schädigend die zur damaligen Zeit 
praktizierte Parteipolitik die Volkswirtschaft beeinflusse, weil stets zuerst das Partei-
interesse und zu allerletzt das Volkswohl in Betracht gezogen werde. Die unheil-
volle Auswirkung dieser „Regierungspackeleien“ mache sich sowohl in „unserem 
ohnehin wirtschaftlich schwachen Oesterreich“ als auch im Deutschen Reich in 
einer Weise fühlbar, die alle Kreise unerträglich bedrücke, was sich auch in der 
wirtschaftlichen Passivität beider Staatgebilde klar widerspiegle, denn beide lebten 
nur mehr auf Kosten der Substanzverminderung und seien das Opfer weniger Aus-
beuter geworden. Daß ein solcher Zustand keine Dauer haben könne, zeige sich 
bereits, und daraus folgerte Wrangel183:
Nur in der Zeit der Not kann wieder ein Führer entstehen, der im völkischen 
Zusammenwirken das Heil erblickt und erreichen wird. Die derzeitigen pazi-
fistischen Staatslenker werden das Volk niemals emporbringen. Die kommen-
den Ereignisse müssen uns gerüstet finden, denn aus den Vorkommnissen des 
15. Juli ist die Lehre zu ziehen. Das Bestehen einer festen Wehr ist das einzi-
ge Mittel, einen Ueberfall seitens ordnungsfeindlicher Kräfte zu verhindern. 
Allerdings wäre es nach dem 15. Juli an der Zeit gewesen, jede wie immer ge-
artete Wehrverbindung aufzulösen und [die] Aufstellung derartiger, den Burg-
frieden bedrohender Verbindungen unter strengste Strafsanktion zu stellen, 
was aber vor lauter Parteipackeleien nicht geschehen ist. So erübrigt eben 
nichts anderes, als einen Selbstschutz auszubauen.
♦ Am 15. Oktober 1927 gedachte die Zweigstelle Schärding des „Sudetendeutschen 
Heimatbundes“ im Rahmen eines Heimatabends des 80. Geburtstages Generalfeld-
180) Wie im Abschnitt „Das Verhältnis zu den bayerischen Nachbarn“ ausgeführt, konnte Wenzel Müller, der Ob-
mann der Schärdinger Zweigstelle, damals neben Landesverbandsobmann Oberst Kraus aus Linz, Ge-
schäftsführer Weigl aus Linz sowie Geschäftsführer Rückl und Obmann Schmidt aus Passau eine große 
Anzahl von Landsleuten aus Wernstein, Dobl, Brunnenthal, Taufkirchen, Diersbach, Schärding und Passau 
sowie viele deutsche Volksgenossen diesseits und jenseits des Inn begrüßen, der, wie Müller erklärte, 
„wohl ein durchwegs deutscher Strom, aber nicht Grenzstrom sein“ solle. Schdg. WBl. 1927, Nr. 37, S. 5.
181) Ebda.
182) Schdg. WBl. 1927, Nr. 39, S. 5.
183) Schdg. WBl. 1927, Nr. 41, S. 6.
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marschalls von Hindenburg, des „großen deutschen Nationalhelden“ und Präsiden-
ten des Deutschen Reiches. Finanzsekretär Kleindienst schilderte Hindenburgs gro-
ße Taten für das gesamte deutsche Volk und beendete seine Rede mit einem Heil 
auf Deutschlands weitere Aufwärtsentwicklung und dem Wunsch, Hindenburg mö-
ge noch lange zum Nutzen Deutschlands dessen Reichspräsident sein. Stehend san-
gen die Anwesenden unter Musikbegleitung daraufhin „Deutschland, Deutschland 
über alles!“. Anschließend widmete Vizebürgermeister Brandstätter im Namen des 
Turnvereines dem Reichspräsidenten ehrende Worte, wobei er darauf verwies, daß 
am 15. Oktober 1927 der 75. Todestag Friedrich Jahns sei, und wie man seitens 
des Vereins den lebenden Hindenburg ehre, so wolle man auch des verstorbenen 
Jahn gedenken, „denn beide sind und waren treue Kämpfer für das Deutschtum, 
dessen Jugend und Zukunft. Unserer Jugend müßten gute Tugenden eingeprägt und 
sie zur Wehrhaftigkeit erzogen werden“, und diese Arbeit leiste „in erhöhtem Ma-
ße die deutsche Turnerei“.184
♦ Bei der Hauptversammlung des „Sudetendeutschen Heimatbundes“ am 12. Febru-
ar 1928 stattete Dr. Neumann, nachdem Dr. Richter aus Passau die Grüße des Baye-
rischen Landesverbandes übermittelt und auf die Wichtigkeit der sudetendeutschen 
Kampforganisationen hingewiesen hatte, der Zweigstelle einen Bericht über die
Landesverbandstagung in Wels ab. Dabei führte er aus, daß die Tagung ein Bild 
des raschen Fortschreitens der Bewegung und der Erfolge „im Interesse der noch 
unter tschechischer Gewaltherrschaft schmachtenden sudetendeutschen Gebiete“ 
geboten habe, sodaß es sich „heute nicht mehr um eine zur ewigen Ohnmacht ver-
urteilte Vereinigung angeblicher Emigranten“ handle, „sondern um eine nicht nur 
Oesterreich und Deutschland umspannende Organisation von um die Freiheit ihrer
Heimat kämpfenden Männern und Frauen, pochend auf das Völkerrecht, die selbst 
schon in Amerika bedeutende Fortschritte“ mache.185
♦ Im Rahmen der Hauptversammlung des „Deutschen Schulvereins Südmark“, die am
19. April 1928 im Musikzimmer der „Liedertafel“ im Schärdinger Bräustübl abge-
halten wurde186, nahm Kreisobmann Rechnungsrat Lettner aus Linz, nachdem er 
der Versammlung die Grüße der Hauptleitung entboten hatte, ausführlich zu den 
Zielen und Aufgaben des Vereines sowie zur Vereinigung Österreichs mit Deutsch-
land Stellung. Dabei schilderte er zuerst „die bedrängte Lage unserer Stammesbrü-
der in den gemischtsprachigen Gebieten unserer Republik und die großen Leistun-
gen des Deutschen Schulvereines Südmark, um das Deutschtum dort zu erhalten“. 
Dann kam der Redner auf „das zielbewußte und planmäßige Vordringen der Tsche-
184) Schdg. WBl. 1927, Nr. 41, S. 6 und Nr. 42, S. 6.
185) Nach der Wiederwahl der bisherigen Zweigstellenleitung und der Erledigung einiger Vereinsangelegenheiten 
einigte man sich damals darauf, in diesem Jahr von einer Märzgefallenenfeier in Schärding abzusehen und 
den Mitgliedern die Teilnahme an der in Passau am 4. März abends im Schmeroldkeller stattfindenden 
Feier zu empfehlen. Schdg. WBl. 1928, Nr. 7, S. 6.
186) Obmann Direktor König sprach bei dieser Gelegenheit sein Bedauern darüber aus, „daß die Mitglieder trotz 
persönlich an sie ergangener Einladung kein entsprechendes Interesse aufbringen für den Verein, der sich 
doch die edelsten Bestrebungen zum Ziel gesetzt hat“, und auch Schriftführer Kaufmann Picker, der in 
seinem Bericht über das abgelaufene Vereinsjahr eine kleine Vermehrung der Mitgliederzahl vermelden 
konnte, klagte darüber, daß „in vielen Kreisen die Notwendigkeit eines Vereines, der sich dem Schutze 
deutschen Bodens und deutscher Kultur im In- und Ausland widmet, bedrängte Volksgenossen auf man-
nigfache Art unterstützt und die heimatliche Scholle vor fremder Invasion bewahren will, verkannt und 
ihm zu wenig Verständnis entgegengebracht“ werde. Schdg. WBl. 1928, Nr. 17, S. 5.
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chen in das deutsche Gebiet, insbesondere in Ober- und Niederösterreich sowie 
Wien“, auf „die enorme Verjudung Wiens“, auf „die nationalen Gefahren im Bur-
genland, Steiermark und Kärnten“ sowie „die verzweifelte Lage unserer Südtiroler 
Stammesbrüder“ zu sprechen, „die alle unserer Unterstützungen dringend bedür-
fen“. Anschließend berichtete der Vortragende „über das nationale Erwachen der 
Bevölkerung in Deutschland in der Erkenntnis der besonders von Tschechien dro-
henden Gefahr“, wobei er erwähnte, daß diese Situation auch zum Zusammen-
schluß des „Deutschen Schulvereines Südmark“ mit dem „Bunde der Deutschen 
im Auslande“ geführt habe, der „seine Tätigkeit über alle Erdteile“ erstrecke, und 
zum Schluß seiner „mit großem Interesse verfolgten Ausführungen“ äußerte Rech-
nungsrat Lettner noch den Wunsch, „daß alle Deutschen ohne Unterschied der Par-
tei zum gemeinsamen Abwehrkampfe sich zusammenfinden mögen, daß der Deut-
sche Schulverein Südmark ein Pflichtverband für alle Deutschfühlenden werde und 
die endliche Vereinigung Oesterreichs mit Deutschland uns den Existenzkampf er-
leichtere und die Lage aller Grenz- und Auslandsdeutschen bessere“.187
♦ Bei der Sonnwendfeier, die der „Turnverein Schärding 1862“ am 23. Juni 1928 ge-
meinsam mit dem Bruderverein Neuhaus in Neuhaus abhielt, um „hiermit den An-
schlußwillen augenscheinlich zum Ausdrucke zu bringen“, gedachte Tbr. Kanner-
müller vom Turnverein Neuhaus in seiner Sonnwendrede der ihres Deutschtums be-
raubten und bedrängten Volksgenossen Südtirols sowie der 6 Millionen Auslands-
deutschen. Beim anschließenden gemütlichen Beisammensein in Walchs Gastgar-
ten sprach Tbr. Wenzel Dorner aus Passau dann noch „kernige Worte“.188
♦ Am 6. September 1928 führte der großdeutsche Nationalratsabg. Rudolf Zarboch 
aus Niederösterreich im Rahmen einer allgemein zugänglichen Volksversamm-
lung, die die GDVP im Aschenbrennersaal abhielt, im Hinblick auf „das Weh und 
Leid, das Oesterreich bedrückt“, u. a. aus, daß das österreichische Parlament sich 
besonders in drei Fragen einig sei, u. z. in der Südtiroler Frage, in der Frage, daß 
das Burgenland „deutscher Besitz ist und bleiben muß“, und in der Anschlußfrage. 
Besonders in der letzteren Frage seien es die GDVP und die deutschen Turnvereine
gewesen, die immer wieder darauf hingewiesen hätten, daß „der Anschluß sein 
und kommen“ müsse. Dies hätten mit der Zeit auch die übrigen Parteien im öster-
reichischen Parlament eingesehen, und darum werde diese Frage auch „zum gege-
benen Zeitpunkte zum Wohle aller Deutschen reibungslos gelöst werden“.189
♦ Am 9. September 1928 hielt Oberlehrer Benz aus Ebelsberg im Rahmen des am 
8. und 9. September 1928 begangenen 25jährigen Gründungsfestes des MGV. „Wie-
derhall“ „eine von nationalem Geiste durchglühte Rede, in der er auf die Bedräng-
nis der vom Mutterland losgerissenen deutschen Volksteile hinwies und die Un-
möglichkeit der Verhinderung des Anschlusses betonte“. Den Abschluß der Veran-
staltung bildeten ein Festzug durch die Stadt und ein Vereinssingen im Schloßpark,
wobei sich der Festzug laut „Schärdinger Wochenblatt“ „durch sein prächtiges 
Bild und die große Zahl seiner Teilnehmer“ „zu einer machtvollen Kundgebung 
der Zusammengehörigkeit der Sängerschaft diesseits und jenseits des Inns“ gestal-
tete.190
187) Schdg. WBl. 1928, Nr. 17, S. 5.
188) Schdg. WBl. 1928, Nr. 26, S. 5.
189) Schdg. WBl. 1928, Nr. 37, S. 6.
190) Ebda. S. 4.
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♦ Am 6. Dezember 1928 nahm der in Schärding abgehaltene Landbund-Bezirkspartei-
tag – Bezirksobmann Bürgermeister Schmidbauer aus Taufkirchen konnte bei die-
ser sehr gut besuchten Veranstaltung auch Bundesrat Theodor Berger und Landes-
rat Josef Mayer begrüßen191 – gegen eine Äußerung des Landwirtschaftsministers 
Andreas Thaler anläßlich des christlichsozialen Parteitages in Steyr bezüglich der 
Anschlußfrage Stellung. Minister Thaler hatte bei dieser Gelegenheit nämlich er-
klärt: „Je näher ich an die deutsche Grenze rücke, desto kühler ist die Stimmung; 
man sieht an der Grenze, wie es den Bauern in Deutschland geht [...]“, und diese 
Aussage wurde nunmehr durch den Parteitag „als den hiesigen Verhältnissen nicht 
entsprechend“ „ganz entschieden“ zurückgewiesen.192
♦ Den Höhepunkt all dieser Bekenntnisse zu einem gemeinsamen „deutschen Vater-
land“ bildeten aber zweifellos die beiden – im Abschnitt 2.3. und im Kapitel 3 be-
reits ausführlich geschilderten – Feiern anläßlich des zehnjährigen Bestandes der 
Republik Österreich, u. z. die große nationale Kundgebung, die am 10. November 
1928 in Passau stattgefunden hatte, und die Republik-Feier in Schärding, die zwei 
Tage später abgehalten wurde und aus einer Festmesse und einer Festsitzung im 
Rathaus bestand.193
Um die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ hingegen blieb es weiterhin sehr schlecht bestellt, 
denn obwohl zwischen Sommer 1927 und Sommer 1928 die Mehrzahl der österreichischen 
Gauleiter durch neue Leute ersetzt worden war, hatte dies keine Wendung zum Besseren ge-
bracht. Die heftigen Auseinandersetzungen innerhalb der Partei, die zumeist auf persönliche 
Differenzen zurückgingen, hielten unvermindert an, und die Mitgliederzahlen stagnierten 
auf äußerst niedrigem Niveau.194
So hatte im Juni 1928 nur Niederösterreich (Gauleiter Josef Leopold) mehr als tausend 
Mitglieder, und zwar 1.214, gefolgt von der Steiermark (–) mit 958 und Wien (Gauleiter
Mag. pharm. Walter Rentmeister) mit 900 Mitgliedern – laut Max Moosbauer war Pg. Rent-
meister aus Wien übrigens am 1. Mai 1928 in Passau als Gastredner aufgetreten und hatte 
hier in einer öffentlichen Versammlung der NSDAP-Ortsgruppe Passau im Saal des Gastho-
fes Omnibus in der Großen Klingergasse die Zuhörer geradezu „mitgerissen“.195 In Oberöster-
191) Bundesrat Berger erstattete damals anstatt des verhinderten Nationalrates Felix Bichl den Bericht über die 
Parteiarbeit und besprach dabei auch die Haltung des Landbundes bei den kommenden Gemeindewahlen 
sowie die Heimatwehrfrage, während Landesrat Mayer über „die zu schaffende Landwirtschaftskammer“ 
„unter Berücksichtigung des Landbundes in dieser für die Landwirtschaft so wichtigen Frage“ referierte. 
Schdg. WBl. 1928, Nr. 50, S. 7.
192) Ebda.
193) Schdg. WBl. 1928, Nr. 46, S. 5.
194) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 144.
195) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 31. Zur Propaganda- und 
Versammlungstätigkeit der Ortsgruppe Passau in den Jahren 1927/28 führte Moosbauer u. a. folgendes 
aus: „Kein Sprechabend, keine Versammlung fand ohne Verteilung von Flugschriften und Zeitungen 
statt. Die öffentlichen Veranstaltungen nahmen nach und nach an Umfang zu, doch ging die Mitglieder-
werbung, den Passauer Verhältnissen entsprechend, tropfenweise, wenn man sich so ausdrücken kann, 
vor sich. War die Ortsgruppe noch im ersten Halbjahre 1927 bei größeren Veranstaltungen auf Münche-
ner Redner angewiesen, so kam ihr nun trefflich zu statten, daß Pg. Otto Erbersdobler im nahen Fürsten-
zell sich jederzeit gerne als Redner zur Verfügung stellte [Pg. O. Erbersdobler hatte seine erste Rede in 
Passau am 29. Oktober 1926 gehalten; Anm. d. Verf. nach Moosbauer S. 29]. Sollte aber die Bewegung 
auch hier in Passau vorwärtsgetrieben werden, so waren auswärtige Redner unerläßlich, mochten die ein-
heimischen Redner noch so Vielseitiges bieten, – der Profet [sic!] gilt nichts im eigenen Lande und die Ge-
wohnheit des demokratischen Zeitalters erforderte Abwechslung; über den Kostenpunkt machten sich die 
der Bewegung noch Fernstehenden kein Kopfzerbrechen. Die Ortsgruppe konnte aber die für weite Rei-
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reich, wo Gauleiter Proksch anläßlich der am 5. Februar 1928 in Wels abgehaltenen Ortsver-
tretertagung des Gaues196 in seinem Bericht über „das abgelaufene Jahr, angefangen von der
Passauer Tagung über Nürnberg bis heute“ „mit Genugtuung“ einen „erfreulichen Auf-
schwung der nationalsozialistischen Bewegung“ hatte konstatieren können197, kam die Par-
tei nun, im Juni 1928, auf 687 und in Kärnten unter Gauleiter Hugo Herzog auf 475 Partei-
genossen – in Oberösterreich war mittlerweile z. B. in Ried i. Innkreis eine Ortsgruppe der 
„Hitlerbewegung“ gegründet worden198 –, während sie in Salzburg (Gauleiter Sepp Koller) 
120 und in Tirol (Gauleiter Heinrich Suske) 112 Mitglieder zählte. Österreichweit hatte die 
Partei zu diesem Zeitpunkt demnach 4.466 Mitglieder.199
sen nötige[n] Gelder besser zu Werbezwecken verwenden. Hatte Pg. Franz Kern es in verhältnismäßig 
kurzer Zeit verstanden, durch kluge Sparsamkeit und restlose Hereinbringung der Mitgliedsbeiträge die 
vom Völkischen Block aus Billigkeitsgründen übernommenen beträchtlichen Schulden zu tilgen, und so 
unsere Lieferanten vollkommen schadlos zu halten, so konnte man nun daran gehen, nach und nach an gro-
ße Kundgebungen zu denken, diese durch entsprechende Maueranschläge und eine rege Flugblattwerbung 
gründlich vorzubereiten, um auch in die Reihen der früher allmächtig erschienenen Bayerischen Volks-
partei [eine] Bresche zu schlagen.“ Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 
1920–1933. S. 30 f.
Tatsächlich präsentierte die Ortsgruppe bereits am 25. Februar 1928 mit dem Reichstagsabgeordneten 
Gregor Strasser einen führenden Repräsentanten der NS-Bewegung als Gastredner im Rahmen einer 
durch Plakatanschläge angekündigten öffentlichen Kundgebung im Peschlsaal, die mit etwa 300 Teilneh-
mern die mit Abstand größte nationalsozialistische Veranstaltung in der Dreiflüssestadt seit der Partei-
neugründung darstellte; und kurz darauf, nämlich am 9. März 1928, sprach der NSDAP-Landtagsabg. 
Graf von Seyboldsdorff anläßlich einer öffentlichen Aufklärungsversammlung im Saal des Gasthofs Om-
nibus (sowohl bei der Kundgebung mit Strasser als auch bei der Versammlung am 9. März wurde ein Ein-
tritt von 30 Pfennig pro Person verlangt) vor etwa 220 Personen (u. z. waren zwei Drittel des Publikums 
Männer und ein Drittel Frauen) über die Verelendung des deutschen Volkes, wobei er vor allem gegen 
die BVP und die SPD ins Feld zog und zum Kampf gegen das Judentum aufforderte. (Staatsarchiv Lands-
hut Rep. 181, Nr. 24). Am 21. April 1928 fand dann im Peschlsaal eine öffentliche Versammlung mit 
Pg. Heinrich Himmler statt – bei dieser Gelegenheit sprach Pg. Max Moosbauer zum erstenmal in einer 
größeren Versammlung –, am 1. Mai 1928 trat, wie oben erwähnt, Pg. Rentmeister aus Wien im Omni-
bussaal als Gastredner auf, und am 17. Mai 1928 sprach im gleichen Saal Pg. Wilhelm Kube aus Berlin. 
Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in 
Passau 1920 bis 1945. S. 53 f. und Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 
1920–1933. S. 31. 
196) Den Vorsitz führte damals Pg. Andreas Bolek. „Volksstimme“ F. 7 vom 17. Februar (Hornung) 1928, S. 5.
197) In der „Volksstimme“ F. 7 vom 17. Februar (Hornung) 1928, S. 5 wurden dazu u. a. folgende Details mitge-
teilt: „Der Vaterl. Schutzbund, der neuerdings gefestigt unter der Führung des Pg. Zellner steht, nimmt 
erfreulicher Weise bedeutend zu. Auch die Jugendorganisation unter der Obhut des verdienten Pg. Eigru-
ber, sowie die Frauenbewegung unter der Leitung der verdienstvollen Pg. Frau M. Werbik habe günstige 
Erfolge aufzuweisen.“ Anschließend führte Proksch aus, daß die Presse weiter ausgebaut werden müsse, 
und appellierte in diesem Zusammenhang an den Opferwillen jedes einzelnen Parteigenossen „in Bezie-
hung auf geldliche und moralische Unterstützung, durch Bezug, Mitarbeit und Werbung“.
198) Unter dem Titel „Ortsgruppengründung“ war in der „Volksstimme“ F. 8 vom 24. Februar (Hornung) 1928 
auf S. 4 dazu folgendes vermerkt: „Mitglieder und Freunde in unserer Stadt, die in Treue zur Hitlerbewe-
gung stehen, hatten für Montag den 13. Feber im Gasthause Gratzenberger eine Versammlung einberu-
fen, deren Zweck die Errichtung einer Hitlergruppe war.“ Als Redner war damals Pg. Ferdinand Krügler, 
Gemeinderat der Stadt Graz, aufgetreten, und anschließend hatte die Gründung der Ortsgruppe stattge-
funden. 1. Vorsitzender wurde Pg. Max Ecker, „der sich schon als S.A.-Führer bewährte“, und dieser 
bestimmte dann die Parteigenossen Weiß und Springinsfeld zu seinen Mitarbeitern, u. z. Pg. Weiß zum 
Kassenwart und Pg. Springinsfeld zum Schriftwart. Ebda.
199) „Notizen anläßlich der am 9. VI. 1928 in Wien stattgefundenen Führertagung“. Zit. nach: Stadler, Karl R.: 
Österreich 1938–1945 im Spiegel der NS-Akten. – Wien, München: 1966. S. 34.
Kurz nach dieser Tagung, am 20. Juni 1928, schrieb Gregor Strasser an Heinrich Suske in Innsbruck, daß 
wegen zu geringer Mitgliederzahl die Gaue Salzburg, Tirol und Vorarlberg zu einem Gau, nämlich zum 
„Westgau der NSDAP Österreich“, zusammengefaßt würden, u. z. mit Suske als Gauleiter. Ebda.
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Dank intensiver Propaganda200 – eine sehr beliebte Form der Werbung war damals die 
Abhaltung sogenannter „Deutscher Tage“; dabei luden die jeweiligen NSDAP-Ortsgruppen 
Parteikameraden und „Freunde deutscher Art“ ein und boten ihnen, wie z. B. die Festfolge 
des am 2. und 3. Juni 1928 in Freistadt abgehalte-
nen „Deutschen Tages“ belegt201, meist am Wo-
chenende ein reichhaltiges Programm, u. z. ein 
Programm, das ihnen auch erlaubte, große Trupps 
SA und uniformierter Parteimitglieder der weite-
ren Umgebung aufmarschieren zu lassen und auf 
diese Weise den Eindruck einer mächtigen 
„Volksbewegung“ zu erzeugen – konnte die Par-
tei im Lauf des folgenden Jahres dann zwar leicht 
zulegen202, sodaß sie im Mai 1929 5.002 Mitglie-
der aufwies203 – im Vergleich dazu war die Zahl 
der NSDAP-Mitglieder in Deutschland von 
108.000 im Jahr 1928 auf 178.000 im Jahr 1929 
angestiegen –, sie war damit aber immer noch 
deutlich schwächer als die Schulz-Gruppe, die im
November 1928 6.274 zahlende Mitglieder hatte
verzeichnen können204, und fand zum Unterschied 
von den Heimwehren, die sich in dieser Zeit zu 
einer Massenorganisation entwickelten – in Schär-
ding z. B. war es am 9. Jänner 1927 anläßlich einer 
großen Heimatwehrversammlung zur Neukonstituierung der Schärdinger Gemeindegruppe
gekommen205 –, in der Öffentlichkeit fast keine Beachtung.
200) Über den am 3. Juni 1928 in Freistadt im Mühlviertel abgehaltenen „Deutschen Tag“ wurde in der „Volks-
stimme“ F. 23 vom 8. Juni (Brachmond) 1928 auf S. 2 z. B. folgendes mitgeteilt: „Frühmorgens schon er-
tönten Signale […]. Flotte Märsche erklangen, welche die S.A.-Musik auf ihrem Marsche durch die Stadt 
ertönen ließ. Um 10 Uhr versammelte sich die S.A. und die Jugend auf dem Stadtplatze zum Kirchgang. 
Im Gotteshause spielte unsere Musik die deutsche Messe von Schubert. 
Darauf fand vor dem Kriegerdenkmal eine Heldenehrung statt […]. Weihevoll erklang das Lied ‘vom gu-
ten Kameraden’ über den weiten Platz […]. Darauf fand eine Kundgebung auf dem Platze statt […]. Um 
11 Uhr sammelten sich SS., SA.-Jugend und Parteigenossen zum Festmarsch. An der Spitze unsere stram-
me Musik, die Parteileitung, S.A., die Abordnungen der Heimwehr und der Turnvereine, zum Schlusse 
die Jugend. […].“ Am Nachmittag gab es dann noch eine Jugendversammlung, bei der Pg. Stefan Ehn 
einen „zündenden, außerordentlich packenden Vortrag über die Lügen der heutigen politischen Parteien 
hielt“, und den Abschluß der Veranstaltung bildete ein Konzert der S.A.-Kapelle. 
201) In der „Volksstimme“ F. 19 vom 11. Mai (Wonnemond) 1928, S. 6 war diese Veranstaltung folgenderma-
ßen angekündigt worden: „Am 2. und 3. Juni findet in Freistadt der ‘1. Deutsche Tag’ der N. S. D. A. P.
Oberösterreichs statt, an welchem auch unsere sudetendeutschen Pg. teilnehmen.“
202) Die „Volksstimme“, die ab 5. Oktober 1928 übrigens wieder einen Umfang von 8 Seiten aufwies, erschien ab  
7. Dezember 1928 mit der Beilage „Der Antisemit“. Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Ta-
ges- und Wochenzeitungen. S. 160.
203) Proksch an die NSDAP Reichsleitung, Linz, 22. Mai 1929. Nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Öster-
reich. S. 144.
204) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 17. November 1928. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 268. Fran-
cis L. Carsten vermutet, daß dies darauf zurückzuführen war, daß es der Schulz-Gruppe gelungen war, 
neue Mitglieder aus anderen völkischen Organisationen anzuwerben. Carsten, Francis L.: Faschismus in 
Österreich. S. 144.
205) Bezirksführer Sepp Heindl nannte damals in seiner Eröffnungsansprache als Aufgaben der Heimatwehr die 
Sicherung gegen eine gewaltsame Änderung der Verfassung, den Schutz von Person, Arbeit und Eigen-
tum, die Mitwirkung bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung, die Förderung des 
 Einladung zum „Deutschen Tag“ in Frei-
stadt, veröffentlicht in der „Volksstimme“ 
F. 20 vom 18. Mai 1928, S. 2
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Dr. Richard Suchenwirth beschrieb diese Situation in seinem 1938 erschienenen 
„Buch von der deutschen Ostmark“ z. B. folgendermaßen206:
Die österreichische Hitlerbewegung hatte zunächst im Lande keinen leichten Stand. 
Gegen den rücksichtslosen Terror der Sozialdemokraten war die Heimwehrbewegung 
aufgestanden und gewann gerade damals reißend Boden, da die innere Programmlo-
sigkeit ihrer Organisation noch nicht erkannt worden war.
Hitler, der seine Energie nach dem schlechten Abschneiden der NSDAP bei der Reichs-
tagswahl am 20. Mai 1928207 und dem dadurch ausgelösten heftigen internen Richtungsstreit 
über die zukünftige Ausrichtung der Partei208 vor allem auf den Ausbau einer schlagkräftigen
Parteiorganisation in Deutschland konzentriert hatte – die SPD hatte ihren Stimmenanteil auf 
29,8 Prozent steigern können und hatte damit 22 Mandate gewonnen, sodaß sie mit nunmehr 
153 Sitzen und fast einem Drittel der 491 Reichstagsabgeordneten die weitaus stärkste Parla-
mentsfraktion stellte, während die NSDAP nur 2,6 % der Stimmen bzw. 12 Mandate erzielt
Wehrwillens im Volke und die Pflege der Volks- und Heimatliebe. Anschließend appellierte der Vertreter 
des Landesleitung, Herr Hans Geißler, an die Anwesenden, unter allen Umständen zusammenzuarbeiten, 
denn nur „eine große, festgeschlossene Organisation, die hiezu nicht nur den starken Willen, sondern 
auch die Macht habe“, könne gegen die „Totengräber unserer wirtschaftlichen und kulturellen Existenz“
ankämpfen. Dr. Fuchsig in Vertretung der GDVP sowie Karl Kreutzer für die Christlichsozialen verspra-
chen hierauf „in beredten Worten die beste und vollste Unterstützung ihrer Parteien bei der Verbreitung 
der Heimatwehrbewegung“. In den Schlußworten wurde besonders hervorgehoben, daß die Heimatwehr 
es als eine ihrer wichtigsten Aufgaben betrachte, „in ihren Reihen alle Berufe und Stände zu vereinigen 
und sich ehrlich bemühe, die Kluft, die heute zwischen diesen gähne, zu überbrücken“, denn in „dieser 
großen Not, die uns alle Lebensmöglichkeiten zu nehmen droht“, müsse man sich „endlich darauf besin-
nen, statt sich erbittert zu bekämpfen, uns zu einiger Arbeit und friedlichem Nebeneinanderleben aufzu-
raffen.“ Schließlich fand noch die Wahl des Gruppenführers und des Arbeitsausschusses statt, bei der ein-
stimmig Christoph Dürr als Gruppenführer, als dessen Stellvertreter Hans Hager, als Schriftführer Steu-
eramtsbeamter Karl Fischer, in den Arbeitsausschuß die Herren Rudolf Bittner, Ignaz Vötterl, I. Zerbes, 
Bruno Palfinger und Karl Schwarz gewählt wurden. Schdg. WBl. 1927, Nr. 2, S. 6 f.
206) Suchenwirth, Richard: Das Buch von der deutschen Ostmark. S. 204. 
207) Die Wahlpropaganda der NSDAP war bei dieser Wahl von zwei Schwerpunkten geprägt gewesen, u. z. hat-
te Hitler zusammen mit Himmler dezidiert nationalistische Akzente gesetzt und hatte dabei die außen-
bzw. finanzpolitische „Knechtschaft“ des Deutschen Reiches durch den Dawes-Plan sowie die von Stre-
semann vertretene Politik der Verständigung mit Frankreich zum Hauptangriffspunkt der Wahlkampfagi-
tation gemacht, während die Parteilinke vornehmlich die innenpolitische Abrechnung mit dem Weimarer 
System und der Sozialdemokratie verfolgt hatte, wobei letztere durch Reichspropagandaleiter Gregor 
Strasser als Partei des nationalen und sozialen Verrats gebrandmarkt worden war. Wagner, Christoph: 
Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. 
S. 56 f.
208) Das Ergebnis dieser Diskussion war, daß man die sozialistisch-revolutionären Vorstellungen, die antimarxi-
stische Frontstellung sowie das sozialistische Profil der Partei noch stärker akzentuierte, um die Partei für 
die Arbeiterschaft attraktiver zu machen. Außerdem bemühte man sich nunmehr, nachdem der von 1925 
bis 1929 amtierende niederbayerische Gauleiter Gregor Strasser und sein langjähriger Mitstreiter aus den 
Landshuter Jahren, der spätere Reichsführer-SS Heinrich Himmler schon anläßlich der Neugründung der 
Partei auf die Bedeutung der Bauern als künftiger Klientel der NSDAP hingewiesen hatten, verstärkt dar-
um, neben der Arbeiterschaft auch ländlich-agrarische Kreise anzusprechen, um der Partei weitere Bevöl-
kerungsgruppen zu erschließen, und darüber hinaus einigte man sich noch aus taktischen Erwägungen 
auf eine Abschwächung des militant-aggressiven Antisemitismus in der offiziellen Propaganda, weil die 
zunehmenden nationalsozialistischen Übergriffe gegen Juden den von Hitler verordneten Legalismus kon-
terkarierten und dem politischen Gegner eine Angriffsfläche boten. 
Hille, Martin: Bauernbund und Nationalsozialismus in Ostniederbayern (1924–1933). S. 218 und Wag-
ner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau
1920 bis 1945. S. 58. 
-797-
hatte, was sie zu einer der vielen rechten Splitterparteien abstempelte209 –, sah sich somit
neuerlich zur Einmischung in die österreichischen Angelegenheiten veranlaßt und bestellte,
nachdem Heinrich Schmidt seines Amtes enthoben worden war, den aus dem tschechoslowa-
kischen Zweig der Nationalsozialisten stammenden Hans Krebs210 mit 1. Oktober 1928 zum 
Kommissarischen Landesleiter mit absoluten Vollmachten. Außerdem wurde nun die Landes-
leitung von Wien nach Linz verlegt211, u. z. in die Schubertstraße 46.212
Vier Wochen später, am 27. Oktober 1928, traten Hans Krebs und Hitler dann als Gast-
redner der NSDAP-Ortsgruppe Passau in zwei großen Parteiversammlungen in der Dreiflüs-
sestadt auf.213 Pg. Moosbauer hielt in seinen Aufzeichnungen dazu u. a. folgendes fest214:
Am 27. Oktober 1928 abends 8 Uhr sprach Adolf Hitler im überfüllten Schmeroldkel-
ler und nachher im Omnibussaale, wo vor ihm Abg. Hans Krebs-Aussig gesprochen 
hatte, der ihn im Schmeroldkeller ablöste. Der Andrang war gewaltig, viele mussten, 
weil sie keinen Platz mehr fanden, wieder umkehren. 
Laut dem von Max Vogl am 27. Oktober 1928 abgefaßten Protokoll der Rede Hitlers 
im Schmeroldkeller215 und dem Bericht über diese Veranstaltung in der „Volksstimme“ vom 
209) In der Stadt Passau hatte die NSDAP damals allerdings entgegen dem Reichsdurchschnitt einen deutlichen 
Zugewinn verzeichnen können und war auf 8,6 % der gültigen bzw. 8,5 % der insgesamt abgegebenen 
Stimmen gekommen, wodurch sie hier hinter der BVP mit 53,3 % der gültigen bzw. 53,1 % der insge-
samt abgegebenen Stimmen und der SPD mit 19,2 % der gültigen bzw. 19,0 % der insgesamt abgegebe-
nen Stimmen zur drittstärksten politischen Kraft avanciert war. 
Die ebenfalls am 20. Mai 1928 abgehaltene bayerische Landtagswahl ergab in Passau jedoch ein völlig 
anderes Bild. Die NSDAP, die bayernweit damals 6,1 % der Wählerstimmen und somit neun Mandate er-
halten hatte, was verglichen mit der Landtagswahl des Jahres 1924 einen Verlust von elf Prozentpunkten 
und 14 Sitzen bedeutete, kam bei dieser Wahl in Passau nämlich nur auf 8,8 % der gültigen bzw. 8,4 % 
der insgesamt abgegebenen Stimmen, und damit hatten die Nationalsozialisten um ihren Spitzenkandida-
ten Max Moosbauer über elf Prozentpunkte und beinahe die Hälfte ihrer Stimmen von 1924 eingebüßt. 
Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in 
Passau 1920 bis 1945. S. 57 f. und S. 55 f.
210) Geb. am 26. April 1888 in Iglau, war er von 1925 bis 1933 Mitglied des Prager Parlaments. Ciller, A[lois]: 
Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und der Ostmark. S. 178. 
211) „Volksstimme“ F. 37 vom 14. September (Scheiding) 1928, S. 1 u. Rundschreiben 13/28 der Org. und Ge-
schäftsführung des Gaues Wien der NSDAP, 28. 9. 1928. Nach: Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 23.
212) „Volksstimme“ F. 37 vom 14. September (Scheiding) 1928, S. 1. 
213) Staatsarchiv Landshut Rep. 181, Nr. 81.
214) Hitler übernachtete damals im Gasthof zur Eisenbahn. Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewe-
gung in Passau 1920–1933. S. 32.
215) Max Vogl hielt in diesem Zusammenhang folgendes fest: „Die auf heute abends 6 h im Schmeroldkellersaal 
anberaumte grosse nationalsozialistische Massenversammlung stand von vornherein im Zeichen eines 
überwältigenden Menschenandrangs, dem die räumlichen Verhältnisse bei weitem nicht gerecht zu wer-
den vermochten. Aus nah und fern hatten sich unzählige Hitleraner und Interessenten eingefunden, so 
insbesondere auch eine stattliche Anzahl aus unserem Bruderlande Oesterreich. Alle Volks- u. Berufsstän-
de konnte man hier vertreten sehen. Das ausschliesslich aus uniformierten Hitlerleuten bestehende gut be-
setzte Orchester verstand es wohl, den musikalischen Teil des Abends in vortrefflicher Weise auszufüllen. 
Allseits harrte man schliesslich mit grösster Spannung des Achtuhrschlages, da Hitler erscheinen und das 
Wort zu seiner heutigen grossen Rede ergreifen sollte. Präzise acht Uhr betrat Adolf Hitler unter mächti-
gen, immerwährenden ‘Heil’-Rufen den dichtbesetzten Saal. Das Orchester liess einen schneidigen Marsch 
vernehmen. Anschlussweise eröffnete der Ortsgruppenführer der N.S.D.A.P. Passau, Herr Eichmeister 
Fischer, offiziell die Versammlung, begrüsste in herzlichen Worten Hitler sowohl, wie auch die so zahl-
reich Erschienenen, wobei er der Oesterreicher besonders gedachte. Acht Uhr 12 ergriff dann Hitler das 
Wort, […].“ „Unser Schicksal heißt Deutschland“ – Rede im Schmeroldkeller-Saal, Passau. Protokoll 
von Max Vogl mit Inhaltsverzeichnis, 27. 10. 1928. – BArch (ehem. BDC) NS 26/55. 
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2. November 1928216 sowie einem in der 1. Septemberfolge des „Österreichischen Beobach-
ters“ Jg. 1938 veröffentlichten Foto217 nahmen an dieser Veranstaltung auch zahlreiche 
Österreicher teil.218
Hitler begrüßt in Passau die angetretenen Formationen 
der österreichischen Nationalsozialisten
216) In diesem Bericht wurde zunächst die österreichische Regierung wegen des über Hitler verhängten Einreise-
verbots angeprangert: „Wenn Oesterreicher, besonders aber Oberösterreicher, ihren Landsmann, wir Na-
tionalsozialisten unseren Führer sehen, sprechen und hören wollen, dann müssen wir über die Grenzen 
seines und unseres Vaterlandes hinaus. / Warum? Weil eine schmachvolle, feige Lakeienregierung [sic!] 
es für gut findet, aus Angst, aus Feigheit einem der besten Söhne des Landes die Heimat zu sperren, des-
wegen, weil er hier das Volk aufklären könnte über die Winkelzüge einer Seipelschen Politik. / Während 
in Wien bolschewistische Verbrecher, galizische Gauner und sonstiges Gelichter Zutritt erhält, verweigert 
man dem Sohne des Landes den Zutritt. Warum? Weil er deutsch denkt und fühlt und dem Verderben 
des deutschen Volkes, das er liebt, entgegentritt […]. / Eine fluchbeladene Seipelsche Politik, die im 
Dienste des Pazifismus und einer Internationale steht, kann deutsche Männer nicht brauchen. Darum 
sperrt man die Grenze für die Söhne des Landes, hindert sie am Besuche der Gräber ihrer Eltern und 
möchte am liebsten auch die Grenzen sperren jenen, die zu ihm kommen.“ In Hinblick auf die vielen nach 
Passau gereisten Österreicher hieß es dann: „Am 27. Oktober […] wallfahrteten Oberösterreicher, Frau-
en und Männer, jung und alt, voran seine Garde – die braunen Jungen – obwohl mancher davon Vater er-
wachsener Söhne ist, samt diesen zu Hitler, dem Landsmann, dem Führer, dem großen Sohne ihrer Hei-
mat, dem deutschen Hitler, um ihn zu hören und ihm auch die Hand zu drücken. […]. Einen festlich fro-
hen Anblick boten die braunen Jungen aus Linz, aus dem Landl, dem Innkreis, Freistadt und Mühlviertel 
und aus Steyr, der Eisenstadt. Aus Krems und Bruck a. d. Mur kamen Hitlerleute, aus Bruck sogar 
stramme, jugendhübsche Hitlermädeln im braunen Kleid. […]. / Voran die stramme, braune Hitlermusik 
in der Stärke von 32 Mann, an der Spitze ihr rühriger Meister Leutgeb. / Hallend tönten stramme öster-
reichische Märsche wider die Mauern der alten Bischofstadt. […].“ „Volksstimme“ F. 44 vom 2. Novem-
ber (Nebelung) 1928, S. 3.
217) Das unter dem Titel „Seltene Bilddokumente vom Kampf der Nationalsozialisten in der Ostmark und den 
ersten Parteitagen“ in der Bildbeilage des „Ö. B.“ 1. Septemberfolge 1938 veröffentlichte Foto war mit 
folgendem Begleittext versehen: „Der Führer begrüßt am ‘Hit ler tag’ 1928 in Passau die angetrete-
nen Formationen der österreichischen Nationalsozialisten. Hinter dem Führer der Reichsführer SS Himm-
ler. Der Führer schüttelt dem Hitlerjungen Stohl aus Steyr, der mit seinen Kameraden trotz roten Terrors 
aus dieser marxistischen Hochburg gekommen war, die Hand.“
218) Für diese Veranstaltung war in der „Volksstimme“ intensiv geworben worden. So findet sich sowohl in der 
Ausgabe vom 12. Oktober 1928 als auch in der vom 19. Oktober unter dem Titel „Hitler spricht in Pas-
sau“ folgender Aufruf: „Am 27. Oktober, abends 8 Uhr, spricht unser Führer Adolf Hitler im Schmerel-
keller [sic!] in Passau. Die österreichischen Parteigenossen, Ortsgruppen und S.-Abteilungen werden ein-
geladen, diese Versammlung zahlreich zu besuchen. 
Eintrittspreis 1 Sch. S.-A. in Uniform frei. Fahnenabordnungen erwünscht. […].“ „Volksstimme“ F. 41 
vom 12. Oktober (Gilbhart) 1928, S. 5 und „Volksstimme“ F. 42 vom 19. Oktober (Gilbhart) 1928, S. 5.
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In seiner fast 2½ stündigen Rede – ihr Thema lautete: „Unser Schicksal heißt Deutsch-
land“ – wies Hitler eingangs darauf hin, daß das ganze deutsche Volk eine Schicksalsgemein-
schaft bilde und daher „das Schicksal Deutschlands das einzelne Schicksal bestimmt u. nicht 
etwa umgekehrt“. Aus diesem Grund ziele die NSDAP darauf ab, „das ganze deutsche Volk
allmählich wieder zu einen u. zwar alle Volks- u. Berufsstände, und nicht etwa, gleich ande-
ren [Parteien; Anm. d. Verf.], nur bei einzelnen Volksgruppen zu agitieren“.219 Anschließend 
sprach sich Hitler gegen die Verpfändung deutschen Nationaleigentums aus und beklagte 
dann, daß sich „der deutsche Marxismus weiter der irrigen Ueberzeugung“ hingebe, „in Zu-
kunft würden die Schicksale der Nationen nicht etwa durch Waffengewalt, sondern durch
Friedensgesänge und Friedensduselei, sei es in Genf oder anderswo, zum Austrag gebracht 
werden“.220 Die Marxisten würden dabei aber vollkommen verkennen, dass der rote Staat 
selbst rüste, „offenbar aus der unabweisbaren Erkenntnis heraus, dass auch in aller Zukunft
die Lebensfragen der Völker durch andere Mittel geregelt werden als durch Friedensgesänge, 
dass dazu also im Ernstfalle etwas anderes erforderlich ist, während dieser gleiche rote Staat 
Deutschland gegenüber jedwede Rüstungen verübelt!“ Das „sogen. ‘Abrüstungsproblem’“ sei 
demnach „in Wirklichkeit sonst nichts“ als „ein Rüstungsproblem für den künftigen Krieg, für
die grosse Weltauseinandersetzung, die kommen wird und kommen muss“, und dann fügte 
Hitler noch an221: 
Wer sich von diesen Rüstungen ausschliesst, der wird eben der Schwächere bleiben u. 
als solcher von seinen Gegnern dereinst mit leichten Mitteln niedergerungen und un-
schädlich gemacht werden.
Als nächstes befaßte sich Hitler ausführlich mit der Bedeutung des Grund- und Boden-
besitzes für die „Erhaltung des deutschen Volkes“ und vertrat dabei die Ansicht, daß „ein 
Teil der deutschen Nation“ – dieser Teil könne „auf 20 Millionen Menschen geschätzt wer-
den“ – „von ihrem Grund u. Boden nicht mehr ernährt werden“ könne und es daher unerläß-
lich sei, daß „ein Volk, das ausserhalb einer vernünftigen Raummenge ist, sich den Raum 
wieder besorgt, der ihm gebührt“, denn andernfalls müßte man entweder auf „eine Mehrung 
des Volkes“ oder auf „die Steigerung der Lebensgüter“ verzichten.222 Im Anschluß daran er-
läuterte Hitler am Beispiel Englands, daß Wirtschaftspolitik in Wirklichkeit Machtpolitik sei, 
denn der Absatzmarkt sei kein unbegrenzter, sondern ein beschränkter, und wer den Weltab-
satzmarkt sich erwerbe, der könne leben, wer ihn sich aber nicht erwerbe, der müsse sterben.
Daraus zog Hitler folgenden Schluß223:
Wenn das deutsche Volk glaubt, dass ihm eines Tages etwas geschenkt oder freiwillig 
ein Platz gegeben werden würde, weil wir nicht gekämpft haben, dass uns das Leben 
als Geschenk präsentiert werden würde, so wäre das grundirrig.
Hinter der Arbeit muss stets der Mut stehen, die Arbeit auch zu schützen! […]. 
Man muss sich vorbereiten, bei einer Konstellation in einem für Deutschland günsti-
gen Sinne mitzuwirken. Für Deutschland gibt es nur eine Möglichkeit: frühzeitig zu 
erkennen, wenn um Völker gespielt wird zur Erringung der Freiheit und dass nur dar-
in die Befriedigung grosser Sorgen liegt, wo Millionen sich befinden. Wer nicht mit-
spielt, über den wird gewürfelt werden!
219) „Unser Schicksal heißt Deutschland“. BArch (ehem. BDC) NS 26/55. S. 2 f.
220) Das Protokoll vermerkt hier „(grosse Heiterkeit!)“. Ebda. S. 5.  
221) Ebda.
222) Ebda. S. 8.
223) Ebda. S. 12 f.
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Eine derartige Umstellung erfordere allerdings „ein neues und anderes Volk“, ein Volk, 
das sich zu wehren vermöge und das auch den Willen dazu aufbringe, sich zu wehren. Dazu 
brauche es in erster Linie aber keine Waffen, „sondern eine anständige Gesinnung, Wille 
und Zucht“. „Die inneren Werte des Volkes“ seien nämlich „die ewigen“, „die ständigen“,
sie seien jederzeit vorhanden, sie stünden „an der Spitze des Volkes“. Angesichts dessen sei 
auch die „marxistische Ueberzeugung über den Wert der Menschen“, nämlich daß alle Men-
schen gleich seien, zu verneinen224:
Jeder Mensch hat ausser seinem summarischen Wert auch noch einen spezifischen 
Wert in sich. Jeder Mensch ist als Mensch eine Erscheinung, er ist aber in seinem 
Wert verschieden. Es ist überall ein Unterschied und zwar [ein] prinzipieller Unter-
schied.
Hierauf beleuchtete Hitler „überzeugend und klar“ „den Wert, den qualitativen Wert 
der einzelnen Menschen“ und den der „verschiedensten Menschenrassen“ mit „entsprechen-
den Beispielen“ und betonte in diesem Zusammenhang, daß er diesen „Volkswert“ einset-
zen müsse, wenn er „von Volksrecht“ bzw. von „der Möglichkeit der Vertretung von Volks-
rechten“ spreche225: 
Als Volk haben wir einen bestimmten Kulturanspruch, weil wir unseren Beitrag an un-
ser Volk geleistet haben und weil wir einen spezifischen Wert haben, darum glauben 
wir auch an die Erlösung des deutschen Volkes! Freund! 60 Millionen machen heute 
keine Weltgeschichte mehr, wenn nicht eine gewisse Majorität die Tatkraft repräsen-
tiert. Es gibt Kraftquellen, die nur dann wirksam werden, wenn man sie kennt, wenn 
man sich ihrer bedient. Auch solche: wenn ich an die Zukunft des deutschen Volkes 
glaube, ist die Voraussetzung für die Zukunft des deutschen Volkes die Steigerung des 
eigenen Wertes und das Bewusstsein hiefür = das deutsche Volk auf seine Kraftquel-
len zurückzubringen!!. Ich wende mich gegen alle diejenigen, die es wagen, den eige-
nen Volksbegriff niedriger einzuschätzen, als in ihrer phantastischen Theorie.
Aus diesem Grunde sei es Aufgabe der NSDAP, den Begriff „national“, der von den 
politischen Gegnern zu einem „ganz kleinen, engherzigen Klassenbegriff“ umgewandelt wor-
den sei, wieder loszulösen „von allen ihm anhaftenden Uebeln“ und auch den „Persönlich-
keitswert“ stärker in den Vordergrund zu rücken226:
Wenn ein Volk sein eigenes Volkstum pflegt und hegt in der Ueberzeugung, dass der-
einst daraus Rettung kommen kann, ist [es] notwendig, dass es die fähigsten Köpfe an 
die Spitze bringt = dass der Persönlichkeitsgedanke im Staatsgedanken verankert 
wird. […]. Damals, 1813, haben das deutsche Volk Männer freigemacht, heute hat 
das deutsche Volk keine Männer mehr sondern Majoritäten! – Feigheit, Dummheit, 
Unwissenheit.
Die Weltgeschichte wird stets durch Köpfe gemacht, nicht aber durch Majoritäten!
Keineswegs außer acht lassen dürfe man dabei die „Erziehung zur Kampfgesinnung“,
denn ein Volk, das in der „feige[n] Hoffnung, dass durch irgend welche Zufälle etwas erfüllt 
224) „Unser Schicksal heißt Deutschland“. BArch (ehem. BDC) NS 26/55. S. 14.
225) Ebda. S. 14 f.
226) Ebda. S. 16.
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wird, wozu man sich selbst nicht mehr stark genug fühlt“, zu „Friedensliebe, Verständigungs-
konferenzen, Völkerverbrüderung, internationaler Solidarität“ erzogen worden sei, werde all 
seine Hoffnungen immer darauf konzentrieren und müsse zugrunde gehen, denn die Rettung 
liege nur darin, „dass die Freiheit durch eigene Kraft erfochten werden“ könne. Ein Volk, 
das darauf Verzicht leiste, leiste nämlich zugleich auch Verzicht auf seine Freiheit, und da-
mit sei auch klar, daß der Rassegedanke, der Persönlichkeitsgedanke und der Kampfgedan-
ke untrennbar mit der Verantwortlichkeit für das eigene Volkstum und den Nationalgedan-
ken verbunden seien, noch dazu als letzterer – wie er Tag für Tag beweise – durch „den gren-
zenlosen Opfersinn, der Millionen heute bereits beseelt“, durch einen „Opfersinn, der hinaus-
greift auch über die Grenzen des Landes“, in der Lage sei, in Deutschland Gegensätze zu 
überbrücken, und so zu einem „neuen“ Deutschland beitrage, in dem es eine „innerliche 
Uebereinstimmung zwischen Führer und Masse“ geben werde227: 
Es mögen die bürgerl. Parteien über die Grenzpfähle sehen, das neue Deutschland 
sieht bereits die neue Form vor sich, das durchgehend hinwegsieht über diesen Plun-
der, jene Form, die alle die Voraussetzungen schaffen wird, die nach aussen hin not-
wendig sind. Für uns ist das Parlament ein Fechtboden, auf dem unsere Weltanschau-
ung vertreten wird. Namentlich glauben wir nicht, dass durch das Parlament Deutsch-
land gerettet wird, dass eine deutsche Nationalversammlung das vermöchte, vielmehr, 
dass der Gedanke der Führerpersönlichkeit Deutschland eines Tages retten kann! 
Diese Bewegung hat eine ausserordentliche Operationsfreiheit bekommen, die im 
höchsten Sinne des Wortes gestattet, alles zurückzustellen, was irgendwie trennen 
könnte im Volke. Wir sind verschieden gläubig in Deutschland, sind aber eins: Wel-
cher Glaube den anderen besiegt, das ist nicht die Frage, vielmehr, ob das Christen-
tum steht oder fällt, das ist die Frage! […]. Wir werden niemals dulden, dass in dieser 
Bewegung ein religiöser Streit entsteht, wir sagen vielmehr: die Kirche möge die Par-
teien erziehen zum religiösen Dienst, wir erziehen sie zum Kampfe und zur Erhaltung 
seiner Weltanschauung und seiner Grundlagen! […]. In unseren Reihen dulden wir 
keinen, der die Gedanken des Christentums verletzt, der einem anders Gesinnten Wi-
derstand entgegenträgt, ihn bekämpft oder sich als Erbfeind des Christentums provo-
ziert [!]. Diese unsere Bewegung ist tatsächlich christlich. Wir sind erfüllt von dem 
Wunsche, dass Katholiken und Protestanten sich einander finden mögen in der tiefen 
Not unseres eigenen Volkes. Wir werden jeden Versuch unterbinden, den religiösen 
Gedanken in unserer Bewegung irgendwie zur Diskussion zu setzen. […].
Diese Umgestaltung des ganzen deutschen Lebens ist notwendig. Wir kämpfen nicht 
für die Republick [!], kämpfen nicht für die Monarchie, darüber mögen unsere Nach-
kommen einmal sich entscheiden. Ob eines Tages die Form einer Monarchie oder Re-
publick gewählt ist, ist so lange belanglos, bis nicht der Untergrund zu einem graniter-
nem [!] Fundament sich gestaltet hat. Es gibt Dinge, die überhaupt nicht theoretisch 
entschieden werden, die vielmehr die Lebensformen schaffen, und das Letztere ent-
scheidet. Weder wird die Republick sich mit Maschinengewehren halten können, noch 
wird die Monarchie sich mit Maschinengewehren stützen können. Notwendig ist die 
Ueberzeugung, dass die allgemeinen Staatsgrundgesetze, das sittliche Gefühl den all-
gemeinen Staatsgrundsätzen entsprechen! […].
In diesem ganzen Kampf wollen wir viel weniger Negatives = Auseinandersetzung mit 
unseren Gegnern, sondern die Erreichung unserer eigenen Ziele = unsere Weltan-
227) „Unser Schicksal heißt Deutschland“. BArch (ehem. BDC) NS 26/55. S. 16–20.
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schauung vertreten! Das ist der Geist der N. S., wir in unserer Partei organisieren vor 
allem uns Deutsche und wehren uns gegen jene, die diesem Kampf Widerstand entge-
gensetzen.
Wir geben jedem deutschen Volksgenossen ausnahmslos die offene Hand, der ehrlich 
mit uns geht. Wer uns aber entgegentritt mit geballter Faust zum Gruss, dem werden 
wir diese Faust aber brechen. Unseren bürgerlichen Parteien können wir nur das eine 
sagen: sie werden vergehen, sie sind kraftlos geworden, alle ihre Reorganisationsbe-
strebungen sind lächerlicher Art. Denn, das wesentliche wird stets sein die innerliche 
Uebereinstimmung zwischen Führer und Masse, diese Uebereinstimmung, die bei unse-
rer Bewegung erzogen wird; bei den bürgerlichen Parteien regiert ausschliesslich die 
Majorität. Wenn ein Volk bereit ist, seine eigene Kraft zu mobilisieren, so kann dieser 
Kampf nur unter den qualitativ wertvollen Menschen beginnen. Ein Kampf, der ledig-
lich unter parlamentarischer Majorität zustande kommt, ist hiezu nicht geeignet. Wenn 
andere Parteien dazu übergehen, Führer mit diktatorischer Gewalt einzusetzen, werden 
sie erleben, dass hinter diesen Führern keine Massen stehen […]. Die bürgerlichen 
Parteien werden alle schwächer und schwächer und werden langsam absterben. Sie 
werden erkennen müssen, dass die Zukunft nicht mehr bei ihnen, sondern bei der deut-
schen Jugend liegt. Mit Greisen kämpfen wir nicht, sie können aber ruhig mit uns ge-
hen, wir geben ihnen die Hand, aber – kompromisslos! Niemals werden wir uns beque-
men, Konzessionen zu machen, auf dem Gebiet sind wir starr, wie irgend ein totes Ge-
setz. Auf anderen Gebieten sind wir an sich bereit, uns mit ihnen an den grünen Tisch 
zu setzen, leider müssen wir aber meistens die Wahrnehmung machen, dass diese an-
deren Parteien selbst meistens aus zwei Flügeln bestehen.
Nach diesem Rundumschlag auf den Parlamentarismus und die politischen Mitbewer-
ber und nach seinen Ausführungen zum Verhältnis zwischen Partei und Kirche erklärte Hit-
ler, daß es Ziel der nationalsozialistische Bewegung sei, „den Tag herbeizuführen, den Tag 
der deutschen Schande zu beendigen“, und unterstrich, daß sich die NSDAP von diesem 
Ziel durch nichts und niemanden werde abbringen lassen228:
Wir werden unseren Weg unentwegt weitergehen. […]. Die höhere göttliche Gerech-
tigkeit wird in der letzten Stunde den entscheiden[d]en Ausschlag geben. Man kann 
wahrhaft sagen: Über uns ist der Segen des Herrgotts ersichtlich, so wie wir uns 
durchgekämpft haben. Wie haben sie uns in der Millionenstadt Berlin bekämpft, ver-
boten, eingesperrt! Die Bewegung ist aber da!
Vor 7 – 8 Jahren waren wir 7 Männer und heute hat uns anlässlich der Wahlen fast 
eine Million Deutsche das Vertrauen geschenkt. Vor zwei Wochen haben wir den 
100.000. als Mitglied eingeschrieben. In den kommenden 8 Jahren, glaube ich, wer-
den wir auf so viele Millionen empor gewachsen sein als notwendig sind, um das 
Schicksal Deutschlands besser zu gestalten. Und wenn wir Sie heute auffordern, uns 
Ihr Vertrauen zu schenken, Ihre Tatkraft u. Ihre Kampfeskraft und Ihr fragt mich, was 
Ihr dafür bekommt, so sage ich Euch: „Ihr nichts, aber die Zukunft das Leben“!
Abschließend appellierte Hitler dann noch an die Anwesenden, „mitzuarbeiten, mitzu-
helfen und lebendiges Zeugnis denen entgegenzuhalten, die sagen, das sei Phantasie“, das 
seien „nie erreichbare Ziele“.229
228) „Unser Schicksal heißt Deutschland“. BArch (ehem. BDC) NS 26/55. S. 20 f.
229) Ebda. S. 21.
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Nach dieser Rede – laut Protokoll endete sie um 22.30 Uhr, und dann folgten „unauf-
hörliche ‘Heil’-Rufe, ‘Heil-Hitler’-Rufe und stürmischer Beifall“ und schließlich das „von 
der Kapelle gespielte und von den Versammlungsteilnehmern mitgesungene Deutschland-
lied“230 – sprach Hitler noch vor etwa 250 begeisterten Zuhörern im überfüllten Omnibus-
saal.231 Nähere Informationen darüber und über 
die beiden Auftritte von Hans Krebs liegen mir 
zwar nicht vor232, zweifellos aber bildete diese 
NSDAP-Tagung mit ihrer offensichtlich weit über
die Stadtgrenzen hinausreichenden Anziehungs-
kraft233 – wie aus der nebenstehenden Ankündi-
gung der Veranstaltung in der „Passauer Zeitung“ 
vom 24. Oktober 1928 hervorgeht234, spielte im 
Schmeroldkeller damals die Linzer SA.-Kapel-
le235 – den Höhepunkt der nationalsozialistischen 
Versammlungspropaganda des Jahres 1928 in der 
Dreiflüssestadt, eines Jahres, von dem Pg. Max 
Moosbauer im Hinblick auf die NSDAP-Orts-
gruppe Passau schreibt, daß es „ein Jahr bisher 
ungeahnter Arbeit, aber auch der Erfolge“ gewe-
sen sei, „von denen man früher kaum zu träumen 
gewagt“ habe. Passau war somit „in’s Groß-
230) „Unser Schicksal heißt Deutschland“. BArch (ehem. BDC) NS 26/55. S. 22.
231) Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau
1920 bis 1945. S. 59.
232) In der „Volksstimme“ F. 44 vom 2. November (Nebelung) 1928, S. 3 hieß es dazu nur: „Auch die Parallel-
versammlung, in der Pg. Abg. Krebs aus dem Sudetenlande sprach, war überfüllt.“
233) Die „Donau-Zeitung“, das Passauer Sprachrohr der BVP, äußerte sich dazu folgendermaßen: „Im Schme-
roldkeller stieg am Samstag abends die mit viel Pomp angekündigte Nazi-Sozi-Versammlung. ‘Der ober-
ste Führer der deutschen Freiheitsbewegung’, wie es so schön in der Ankündigung hieß, geruhte, persön-
lich nach Passau zu kommen. Kein Wunder, daß man bis von Straubing und Linz, von überall in der en-
gen und weiten Umgebung die Braunhemden zusammentrommelte, um dem Ganzen eine ‘würdige’ Auf-
machung zu geben. Und so kamen auch viele Neugierige, um dieses ‘Ereignis’ mitzuerleben.“ DZ 138/250 
vom 29. Oktober 1928, S. 5; und die „Passauer Zeitung“, die der Rede Hitlers im Schmeroldkeller einen 
langen Bericht widmete, hielt dazu folgendes fest: „Der Samstag Nachmittag hatte zahlreiche Braunhem-
den aus Niederbayern und Oesterreich nach Passau geführt, die alle ihren Führer Hitler begrüßen und 
sprechen hören wollten. Am Samstag abends fanden zwei Versammlungen statt, die eine im Schmerold-
keller, die andere im Omnibus. Beide Säle waren zum Erdrücken voll; auch vor den Lokalen standen noch 
viele Leute, die keinen Einlaß mehr finden konnten. Hitler sprach erst im Schmeroldkeller von 8.15 Uhr 
bis halb 11 Uhr, dann im Omnibus. Auch am Sonntag durchzogen die Nationalsozialisten in kleineren und 
größeren Trupps, z. T. mit Musik, die Straßen. Sonntag vormittags fand eine Kirchenparade statt. Die Ta-
gung der NSDAP. verlief ohne Zwischenfall. […].“ PZ 80/249 vom 29. Oktober 1928, S. 5. 
234) PZ 80/245 vom 24. Oktober 1928, S. 6.
235) In der „Volksstimme“ F. 44 vom 2. November (Nebelung) 1928, S. 3 wurde dazu u. a. mitgeteilt: „Unbe-
schreiblicher Jubel ertönte, als unter den schneidigen Klängen des Hessenmarsches der Führer das Podi-
um betrat“; und in bezug auf den Werbemarsch, zu dem sich „die Braunhemden“ am Sonntag, den 28. Ok-
tober gesammelt hatten, schrieb das Blatt: „Unter flotten Klängen österreichischer Militärmärsche zogen 
im strammen, soldatischen Schritt die Braunhemden vor flatternden Fahnen mit wehendem Hakenkreuz. 
[…]. Unsere Musik wurde nicht müde, bis zum Schlusse ihre flotten Märsche aufzuspielen. […]. Die bay-
rischen Parteigenossen und S.A.-Gruppen ließen den Gästen den Vorantritt und kamen am Schlusse der 
Kolonne mit ihren Trommlern. […]. Am Ausgangspunkte des Werbemarsches besuchte Adolf Hitler noch 
seine braunen Jungen, um diesen und besonders seinen Landsleuten die Hand zu drücken. […]. Von den 
bayrischen Gruppen waren Passau, Fürstenzell, Regensburg und Straubing vertreten. Mittags ging es 
wieder der Heimat zu, mit neuem Mut zu neuem Kampfe.“
Ankündigung in der „Passauer Zeitung“ 
  vom 24. Oktober 1928, S. 6
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kampfgebiet eingerückt“236, und daran sollte sich auch fortan nichts mehr ändern. Den maß-
geblichen Grund hiefür bildete die nach dem Debakel der Reichstagswahl 1928 von der 
Münchner Parteizentrale in die Wege geleitete grundlegende Verlagerung der propagandisti-
schen Schwerpunktsetzung auf die Gewinnung der städtischen und ländlichen Mittelschich-
ten.237
Im Zuge der Ausweitung dieser neuen Strategie auf sämtliche Regionen des Deutschen 
Reiches sollte vor allem auch das östliche Niederbayern zu einer besonderen Plattform der 
nationalsozialistischen Agitation werden, und daher hatte der damalige Gauleiter Nieder-
bayerns „ex officio“ Heinrich Himmler bereits im Dezember 1928 eine Anordnung erlassen, 
der zufolge die Partei im Gau Niederbayern innerhalb eines Zeitraums von sieben bis zehn 
Tagen 70 bis 200 Versammlungen durchzuführen und im Anschluß daran in jedem Ort eine 
Propagandawoche abzuhalten hatte, in deren Rahmen insbesondere die SA mit ihren Werbe-
abenden zum Zuge kommen sollte.238
Infolge dieser Instruktion erlebte natürlich auch Passau eine wahre Flut nationalsozia-
listischer Versammlungen und Werbefahrten, die – von der Stadt als Agitationszentrum aus-
gehend – das Umland bis in den Bayerischen Wald hinein erfaßte.239
Ankündigung der Rede Julius Streichers in der
„Passauer Zeitung“ vom 24. Mai 1929, S. 6
Die besonderen Glanzpunkte dieser „Versammlungslawine“ bildeten dabei verständli-
cherweise die Auftritte nationalsozialistischer Parteigrößen in Passau, wie die Rede Hans 
Schemms, des Gauleiters von Oberfranken und späteren bayerischen Kultusministers, am
236) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 32 f. 
237) Ausschlaggebend hiefür waren die Beschlüsse der vom 31. August bis zum 2. September 1928 in München 
abgehaltenen „Führertagung“, die u. a. diese Konzentration der Parteiarbeit auf die Gewinnung der städ-
tischen und ländlichen Mittelschichten vorsahen. Erstmals umgesetzt wurde die neue Strategie dann 1928/ 
1929 in Schleswig-Holstein, als sich mit dem Einsetzen der großen Agrarkrise in der dortigen Landbevöl-
kerung Mißstimmung und Unruhe breitmachten. Mit einer bis dahin beispiellos dichten Abfolge von Par-
teiversammlungen sowie von Sprech- und Werbeabenden versuchte die Bewegung nunmehr vor allem 
die frustrierten Bauern dieser Region für ihre Ziele zu gewinnen und war dabei so erfolgreich, daß diese 
„Schleswig-Holstein-Strategie“ seit 1929/30 nach und nach auf die übrigen Regionen des Reichs ausge-
weitet wurde. Hille, Martin: Zur Sozial- und Mitgliederstruktur der Passauer NSDAP in den zwanziger 
und dreißiger Jahren. – In: Becker, Winfried (Hrsg.): Passau in der Zeit des Nationalsozialismus. S. 16 
und Heberle, Rudolf: Landbevölkerung und Nationalsozialismus. Eine soziologische Untersuchung der 
politischen Willensbildung in Schleswig-Holstein 1918–1932. S. 124–171.
238) Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau
1920 bis 1945. S. 59 und Hille, Martin: Zur Sozial- und Mitgliederstruktur der Passauer NSDAP in den 
zwanziger und dreißiger Jahren. S. 16 f.
239) Moosbauer nahm dazu in seinen Aufzeichnungen auf S. 34 folgendermaßen Stellung: „Es würde über den
Rahmen dieser Schrift hinausgehen, wollte man auch all die Versammlungen und Sprechabende außer-
halb Passau [sic!] anführen, die von Pg. Max Moosbauer und anderen Passauer Rednern bestritten wor-
den sind. Und doch muß dieser Umstand hier angeführt werden, weil es Zeiten gab, wo sich die Haupt-
arbeit eigentlich im weiten Umkreise von Passau abwickelte und viel Zeit und Opfer forderte. Zu jener
Zeit mußte jeder Einzelne größte persönliche und finanzielle Opfer bringen und die Redner außerdem 
noch Opfer an Zeit und Nachtruhe, von denen nur der zu berichten weiß, der selbst diese Zeit mitgearbeitet 
hat, ohne Anspruch auf Anerkennung und Lohn.“ 
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6. Februar 1929 vor 300 Personen im Omnibussaal240 und die Kundgebungen am 27. Mai241
und 24. September 1929242 mit Julius Streicher bzw. Gregor Strasser im Schmeroldkeller 
oder aber die Veranstaltung mit Hermann Esser am 5. Oktober 1929 im Innstadtkeller243 ver-
deutlichen.244
Daneben entfaltete die NSDAP-Ortsgruppe Passau, die am 7. September 1929 mit Ste-
fan Ehn aus Steyr245 übrigens wieder einen österreichischen Redner zu Gast hatte246, eine re-
ge Werbetätigkeit für den „Völkischen Beobachter“, um die Verbreitung dieses wichtigen 
240) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 33. 
241) Pg. Landtagsabg. Streicher aus Nürnberg sprach damals anläßlich des Stürmerprozesses gegen Bernheim im 
vollbesetzten Schmeroldkeller über die „Verjudung der deutschen Justiz“, wobei schon in der Ankündi-
gung dieser Veranstaltung ausdrücklich darauf hingewiesen worden war (PZ 81/119 vom 24. Mai 1929, 
S. 6), daß Juden keinen Zutritt hätten. In seiner fast dreistündigen Rede ging Streicher dann auch „auf das 
Pariser Diktat sowie auf den Dawesplan“ ein und erklärte, „beide seien nichts anderes als eine ewige Ver-
sklavung Deutschlands“. Im Anschluß daran kam Streicher auf die vielen Parteien in Deutschland und auf 
den Parlamentarismus zu sprechen und vertrat die Ansicht, daß die Zukunft „nicht den Frieden“ bringen 
werde, „sondern den Endkampf“. Entweder es gelinge dem Nationalsozialismus „noch in zwölfter Stunde, 
den Hebel herumzureißen oder das deutsche Volk werde aufhören zu existieren“. Laut der PZ 81/122 vom 
28. Mai 1929, S. 5 schloß Streicher seine Rede sodann mit den Worten: „Hilf Dir selbst, dann hilft dir Gott!“
242) Laut Moosbauer setzte sich Pg. Gregor Strasser damals im „überfüllten“ Schmeroldkellersaal mit dem Thema 
„Barmat begnadigt [dabei ging es um einen Korruptionsprozeß, der die jüdischen Brüder Barmat betraf, 
in den aber auch SPD-Politiker verwickelt waren; die NSDAP nützte diesen „Barmat-Skandal“, um die 
Weimarer Republik als „Juden“- und „Schieberrepublik“ verächtlich zu machen; Anm. d. Verf.] – Stras-
ser 6 Monate Gefängnis“ auseinander. Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 
1920–1933. S. 36. Laut der „Passauer Zeitung“ befaßte sich Strasser im Rahmen seiner 2 ½ stündigen 
Rede dann noch „in längeren Ausführungen“ mit dem Liberalismus, dem Marxismus und dem Pazifismus. 
Anschließend erläuterte er den Staatsbegriff der Nationalsozialisten und wandte sich gegen die Repara-
tionen und die Kriegsschuldlüge sowie gegen den Dawes- und den Youngplan, wobei er darauf hinwies,
daß das bevorstehende Volksbegehren „lediglich der Agitation gegen die vielen Lügen gegen das deut-
sche Volk“ diene, „die zerstört werden müßten“. PZ 81/222 vom 25. September 1929, S. 5.
243) Kreisrat Hermann Esser aus München sprach damals vor 200 Personen über „Bayerns Glück und Ende“ und 
erklärte in diesem Zusammenhang, daß seiner Meinung nach „der unitaristische Berliner Marxismus und
die zu nachgiebige Bayer. Volkspartei“ die „Totengräber der Eigenstaatlichkeit Bayerns“ seien. PZ 81/233 
vom 8. Oktober 1929, S. 5. Moosbauer kommentierte diesen Auftritt Essers folgendermaßen: „Der Name 
Esser hat seinen guten Klang behalten, sonst wäre eine Versammlung im Innstadtkeller ein Wagnis gewe-
sen.“ Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 36. 
244) Wagner, Christoph: Entwicklung, Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau
1920 bis 1945. S. 59 f.
245) Stefan Ehn, der früher der kommunistischen Partei angehört hatte und erst 1928 zur NSDAP gestoßen war, 
wurde von den Nationalsozialisten gerne als Versammlungsredner eingesetzt. Ob er damals – neben Sepp
Koller und Mag. Rentmeister – tatsächlich zu den ersten Rednern der österreichischen „Hitlerbewegung“ 
zählte, wie dies aufgrund seines häufigen Einsatzes bei Parteiveranstaltungen den Anschein hat, sei dahin-
gestellt, auf jeden Fall aber trat Stefan Ehn in Versammlungen in Wien, Klagenfurt, Salzburg, Linz und 
auch in Deutschland auf. So sprach er 1931 z. B. in 20 großen Versammlungen in der Mark Brandenburg. 
Im August 1931 lehnte Ehn dann das Angebot, sich auf dem Welser Parteitag zum Sprecher der Opposi-
tionsgruppe gegen Proksch zu machen, ab, u. z. nicht deshalb, weil er mit der Politik des damaligen Lan-
desführers einverstanden gewesen wäre – Ehn bescheinigte Alfred Proksch „schwerfälliges Denken“ und 
bestenfalls die Eignung, einem „Kegelklub“ vorzustehen –, sondern deshalb, weil er von der Aussichts-
losigkeit dieses Unternehmens überzeugt war. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen 
Partei in Oberösterreich. S. 86.
246) In der PZ 81/209 vom 10. September 1929, S. 5 findet sich zu dieser Versammlung folgender Bericht: „Am 
Samstag sprach im vollbesetzten Peschlsaale der ehemalige Kommunistenführer Ehn aus Steyr, der 1924 
aus nationalen Gründen aus der Kommunistischen Partei austrat. Er wandte sich in seinen Ausführungen 
hauptsächlich gegen die Sozialdemokratie und den Kommunismus. Ehn ist mit allen Größen seiner ehe-
maligen Partei bekannt. Er saß in Berlin, Wien und Paris bei Kongressen zusammen mit Radeck [!], Ney-
naudel [Renaudel?], Vandervelde u. A. und hat wie kaum einer hinter die Kulissen mancher Parteien ge-
blickt. – Reicher Beifall lohnte seine dreistündigen Ausführungen.“ 
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Propagandamediums zu fördern und auf diese Weise möglichst breite Bevölkerungskreise 
mit nationalsozialistischem Gedankengut bekanntzumachen.247
Ankündigung der Rede Ehns in der 
„Passauer Zeitung“ vom 5. September 1929, S. 6
Während es mit der NSDAP bei den bayerischen Nachbarn somit zusehends aufwärts-
ging und die Partei bei den Ende 1929 stattfindenden Kommunalwahlen dank intensiver Pro-
paganda248 deutliche Stimmengewinne verzeichnen konnte249 – Gauleiter von Niederbayern 
war von März 1929 bis April 1932 Pg. Otto Erbersdobler aus Fürstenzell, der schon früh die 
Chancen erkannt hatte, die sich der NSDAP bei der durch die Agrarkrise verunsicherten Land-
bevölkerung boten250 –, hatten sich die Verhältnisse der Partei in Österreich durch die Be-
stellung Hans Krebs’ zum Kommissarischen Landesleiter der „Hitlerbewegung“ nicht wesent-
lich gebessert, denn obwohl sich Krebs mit großem Elan der neuen Aufgabe widmete251 – so 
247) Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 35.
248) In Passau war zu diesem Zweck am 22. November 1929 ein aus den Parteigenossen Max Moosbauer und 
Wenzel Dorner bestehender Werbeausschuß eingesetzt worden, und dann wurde die Zeit bis zur Wahl 
genützt, um „von Gasthaus zu Gasthaus, von Gesellschaftsabend zu Gesellschaftsabend“ zu ziehen und 
„allem Volke“ zu predigen. M. Moosbauer und W. Dorner eilten damals laut den Ausführungen Moos-
bauers „von einem Sprechabend zum anderen“, ja noch am Tag vor der Wahl sprachen beide im Omni-
bussaal über den bevorstehenden Urnengang, und dazu kam noch, daß SA und SS einander „in der Ver-
teilung tausender von Flugzetteln und in der Anbringung von Anschlägen“ überboten. Ebda. S. 38 f.
249) Im Schdg. WBl. 1929, Nr. 50, S. 3 wurde dazu folgendes mitgeteilt: „Das Kennzeichen der am Sonntag in 
ganz Bayern erfolgten Gemeindewahlen ist die starke Zunahme der Nationalsozialisten, welche etwa 62 
Mandate neu gewannen auf Kosten liberaler Parteien. Die Bayerische Volkspartei und die Sozialdemo-
kraten haben ihren Besitzstand ziemlich gewahrt.“ 
In Passau konnte die NSDAP bei der Stadtratswahl am 8. Dezember 1929 mit 1.046 Stimmen (11,1 % 
der abgegebenen Stimmen) drei Stadtratssitze erringen (laut Moosbauer S. 39 f. hatten nur 25 Stimmen 
zu einem vierten Mandat gefehlt; aufgrund der drei Mandate zogen Max Moosbauer, Alois Fischer und 
Ludwig Koch in den Passauer Stadtrat ein). Im Vergleich zur letzten Kommunalwahl vom 7. Dezember
1924 hatte die NSDAP damit zwei Mandate und über 640 Stimmen hinzugewonnen. Die BVP hatte ihr 
Ergebnis aus dem Jahr 1924 bestätigt und war mit 3.895 Stimmen (41,4 % der abgegebenen Stimmen) 
und 13 Sitzen die stärkste Partei im Stadtrat geblieben. Dahinter folgte mit deutlichem Abstand die SPD 
mit 1.302 Stimmen (13,8 % der abgegebenen Stimmen). Die SPD kam demnach auf vier Vertreter im 
Stadtrat und hatte somit gegenüber 1924 einen Sitz verloren. Die DZ, die das Ergebnis der Stadtratswahl 
in erster Linie als glänzenden Abwehrsieg der BVP gegen die zahlreichen politischen Gegenspieler und als 
vernichtende Niederlage für die Freie Bürgervereinigung bewertete (letztere hatte 5 ihrer bisherigen 8 Sitze 
eingebüßt), kommentierte das erfolgreiche Abschneiden der NSDAP damals folgendermaßen: „Nur die
Nationalsozialisten, zu denen manches Jungvolk gestoßen zu sein scheint und verschiedene Ueberläufer 
aus momentaner Mißstimmung heraus aus den verschiedenen Lagern sich gesellt haben, erreichten eini-
gen Erfolg.“ DZ 139/285 vom 9. Dezember 1929, S. 4. Zit. nach: Wagner, Christoph: Entwicklung,
Herrschaft und Untergang der nationalsozialistischen Bewegung in Passau 1920 bis 1945. S. 63. 
250) Hille, Martin: Zur Sozial- und Mitgliederstruktur der Passauer NSDAP in den zwanziger und dreißiger Jah-
ren. S. 17 f.
251) Seinen ersten Auftritt in Linz hatte er laut der in der „Volksstimme“ F. 42 vom 19. Oktober (Gilbhart) 1928 
auf S. 4 unter dem Stichwort „Oeffentliche Versammlung“ verlautbarten Ankündigung am Montag, den 
29. Oktober 1928. 
-807-
nahm er z. B. am 12./13. Jänner 1929 an der Führertagung der „NSDAP (Hitlerbewegung)“ in 
Linz teil252 und trat hier am 14. Jänner 1929 im Rahmen einer öffentlichen Versammlung im
großen Volksgartensaal als Redner auf253 –, hatte er, wie er selbst einräumte254, als führender 
Politiker der sudetendeutschen nationalsozialistischen Partei und als Mitglied des tschecho-
slowakischen Parlaments ganz einfach nicht genügend Zeit für die österreichische Politik.
Da in Anbetracht dessen davon auszugehen war, daß sich Hans Krebs nicht in dem Ma-
ße um die Partei würde kümmern können, wie dies angesichts der vielen innerparteilichen 
252) Zu dieser Tagung waren aus „allen Gauen, aus allen Landesteilen“ die Gauführer, die S.A.-Orts- und Jugend-
führer „so zahlreich erschienen, daß sie im Verhandlungssaal des kaufmännischen Vereinshauses kaum 
Platz“ fanden. Organisationsleiter Pg. Proksch, der bei dieser Tagung den Vorsitz führte und sie auch er-
öffnete, konnte damals neben Pg. Osaf. Franz von Pfeffer [also dem „Obersten SA.-Führer“; Anm. d. Verf.] 
aus München, der „unter stürmischem Beifall“ die Grüße Adolf Hitlers überbrachte, den „Führer der Be-
wegung“, den Pg. Abg. Hans Krebs, sowie den Berichterstatter für die Mietenfrage Pg. Derda, den Gau-
S.A.-Führer Pg. Reschny, den Jugendführer Pg. West, die Vertreter des nat.-soz. Studentenbundes, alle 
Gauführer und die zahlreich erschienenen Ortsgruppenvertreter begrüßen. Der Vorsitzende der sudeten-
deutschen Bruderpartei, Abg. Ing. Jung, sowie Abg. Gregor Strasser und der Reichszahlmeister Schwarz 
hatten „herzlich gehaltene Begrüßungsschreiben“ gesandt. Noch am Samstag, den 12. Jänner wurden so-
dann von den Gau-, den S.A.- und den Jugendführern alle organisatorischen und taktischen Fragen bera-
ten. Pg. Proksch erstattete bei dieser Gelegenheit den Finanz- und Pressebericht, „der ein überaus erfreu-
liches Bild der Entwicklung, der Bewegung, schon in den letzten drei Monaten gab“. Der Sonntag war 
dann der „Aufrollung u. Stellungnahme zu den wichtigsten politischen und organisatorischen Problemen“ 
gewidmet: Gauleiter Pg. Proksch, der stellvertretende Landesleiter, hielt ein Referat über die Organisa-
tion, das Zusammenwirken der Teilglieder der Bewegung und der Presse, Pg. Derda behandelte „das für 
Oesterreich so wichtige Problem der Mietenfrage und der Wohnbauförderung“, Abg. Krebs berichtete 
über die „Gewerkschaftsfrage und die politischen Aufgaben der österr. Bewegung“, und O. S. A. F. v. Pfef-
fer sprach über „den Sinn, das Werden und die Aufgabe der S.-A.“ Nach einer ausführlichen Debatte, an 
der die Pgg. Zankl (Mürzzuschlag), Rentmeister (Wien), Sacher (Wien), Leberbauer (Linz), Mühleder 
(Braunau), West und Blahut (Wien), Leopold (Krems), Wernitschnigg (St. Leonhard), Proksch (Linz), 
Herzog (Rosenberg) u. a. Pgg. teilnahmen, klang die Tagung mit einem „begeisterten Appell zur Arbeit“
aus, wobei der Landesführer die Aufgaben der Bewegung in der nächsten Zeit zusammenfaßte und mit-
teilte, daß die Losung dieses Parteitages heißen müsse: „Hinein in die Massen der Arbeiter!“ Pg. Proksch 
schloß sodann die Tagung, worauf „spontan“ „unser schönes Kampflied“ erklang: „Wir sind das Heer 
vom Hakenkreuz, / Hebt hoch die roten Fahnen, / Der Deutschen Arbeit wollen wir / Den Weg zur Freiheit 
bahnen!“ „Der österreichische Nationalsozialist“. Kampfblatt der Nationalsozialistischen Deutschen Ar-
beiterpartei Österreichs (Hitler-Bewegung), F. 3 vom 18. Jänner (Hartung) 1929, S. 1.
253) Die Versammlung bildete den Abschluß der in Linz abgehaltenen Führertagung und war von der Linzer 
Ortsgruppe der NSDAP veranstaltet worden. Abg. Hans Krebs sprach bei dieser Gelegenheit in nahezu 
zweistündiger Rede über „Volksrepublik und Judenstaat“. Dabei verwies er zuerst auf die politische Be-
deutung der Stadt Linz und auch auf „jenes nationale Programm, das hier gefaßt worden sei und den Na-
men Linzer Programm erhalten“ habe. In diesem Zusammenhang erwähnte Krebs auch „den ersten Trä-
ger des Gedankens vom Anschluß an das Reich“, nämlich Georg Ritter von Schönerer, der ebenfalls mit 
Linz verknüpft sei. Dann führte Krebs – wie er dies auch schon in seiner Rede über „Die politische Auf-
gabe der österreichischen Nationalsozialisten“ im Rahmen der Führertagung getan hatte – aus, daß die 
Friedensverträge „der Urquell der schlechten Lage“ seien, „in der sich das schaffende deutsche Volk die-
ses Staates“ befinde, und daß ohne die „Herstellung eines wahrhaft großdeutschen Vaterlandes“ die 
österreichische Bevölkerung langsam, aber sicher wirtschaftlich zugrundegehen werde. Trotzdem sei 
nirgends „eine große, gewaltige und gemeinsame Idee zu sehen, sondern überall nur der Kampf aller ge-
gen alle“. Es sei „ein Unglück dieses Landes“, daß seine Regierung „kein außenpolitisches Programm“ 
habe. Die größte Gefahr für die Zukunft aber sehe er darin, daß sich die „Kräfte dieses Volkes“ gegen-
seitig aufrieben, statt nach außen hin in Erscheinung zu treten. Es liege daher im Interesse Österreichs, 
„an die Freundes- und Bündnisseite jener Völker zu kommen, die ein Interesse an der Abänderung der 
Friedensverträge haben. Das erste Ziel müsse dabei sein, „Frankreich zu isolieren“, denn dieses sei „der
erbittertste Gegner des Anschlusses“. „Innerpolitische Verhältnisse“ dürften dabei „absolut keine Rolle 
spielen“. Ebda. S. 3 f.  
254) Brief an Strasser vom 16. April 1929, Sammlung Schumacher, 305 Mappe 1. Nach: Pauley, Bruce F.: Der 
Weg in den Nationalsozialismus. S. 61. 
-808-
Probleme erforderlich gewesen wäre – tatsächlich wurden bald Klagen laut, daß Hans Krebs
nie im Lande gefunden werden könne255 –, war daher schon im Oktober 1928 die Landeslei-
tung von Wien nach Linz verlegt und der bisherige oberösterreichische Gauleiter A. Proksch
durch Gregor Strasser zuerst zum „Geschäftsführer“ der „Hitlerbewegung“ und kurz darauf 
zum „Geschäftsführenden Landesleiter“ der österreichischen Partei ernannt worden.256
Andreas Bolek, der bis zu diesem Zeitpunkt stellvertretender Gauleiter gewesen war, 
wurde dadurch zum Gauleiter der „NSDAP (Hitlerbewegung)“ Oberösterreichs. Dessenunge-
achtet blieb Proksch jedoch weiterhin die zentrale Persönlichkeit der NSDAP in Oberöster-
reich257 – u. z. trotz zum Teil sehr heftiger Angriffe aus den eigenen Reihen –, sodaß Bolek 
bis zu seiner Flucht nach Passau im Juni 1933 meist im Schatten Prokschs stand258 (wie fol-
gende Ankündigung in der „Passauer Zeitung“ vom 30. August 1930 belegt259, war „Gaulei-
ter“ Proksch z. B. am 30. August 1930 in Passau zu einer von der NSDAP-Ortsgruppe Pas-
sau abgehaltenen Wählerversammlung als Referent eingeladen260) und auch die Entschei-
dungen der Landesleitung und die der oberösterreichischen Gauleitung nicht immer klar von-
einander zu trennen waren.261
Ankündigung der Wählerversammlung vom 30. August 1930 
in der „Passauer Zeitung“ vom 30. August 1930, S. 8
255) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 147.
256) Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 135.
Hierin könnte vielleicht auch die Erklärung dafür liegen, daß Dr. Suchenwirth in seinen Ausführungen 
Hans Krebs als Landesleiter der „Hitlerbewegung“ nicht erwähnt. Suchenwirth beschreibt die damaligen 
Veränderungen an der Spitze der Partei nämlich folgendermaßen: „Nach dem Sturze von Jankovic und 
meinem und Grabers Austritt war bei der merkwuerdigen Scheu Derdas, selbst an die Spitze zu treten, 
Wien entnervt. So wurde der Gewerkschafter Schmid[t] aus Graz Landesleiter und als unter diesem der 
Niedergang erst recht einsetzte, uebernahm Proksch von Linz aus die Landesleitung und in Wien war nur 
noch die Gauleitung.“ Suchenwirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 23.  
257) In seinem Rechtfertigungsschreiben an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, München, vom 10. März 
1931, Blatt 7 hob Alfred Proksch z. B. hervor, daß er auf die „Dinge“ in Oberösterreich mehr Einfluß ha-
be als in irgendeinem anderen Gau. Nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Par-
tei in Oberösterreich. S. 85.
258) Suchenwirth, der Proksch gegenüber sehr kritisch eingestellt war, äußert sich zu dieser Konstellation folgen-
dermaßen: „Proksch war nun nicht der Mann, eine sinkende Bewegung aufrechtzuerhalten. Er war ausser-
stande, die Schulz-Gruppe, die hinvegetierte, zur Aufloesung zu bringen. Ein rechtschaffener Verwalter 
administrierte er, kassierte die Mitgliedsbeitraege und hielt in aller Hinfälligkeit ein Etwas von Parteileben 
aufrecht, waehrend Oberoesterreich durch den frueheren dortigen SA-Fuehrer Andreas Bolek, einem [sic!] 
wackeren, aber plumpen und als Fuehrernatur nicht etwa hervorragenden Mann geleitet wurde.“ Suchen-
wirth, Richard: Gestalten aus der alten Partei. S. 23. 
259) PZ 82/199 vom 30. August 1930, S. 8.
260) Laut Moosbauer nahmen an dieser öffentlichen Versammlung im Schmeroldkeller 800 Personen teil. Moos-
bauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 43.
261) So warf Franz Sumetinger in seinem Beschwerdebrief an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, Mün-
chen, vom 25. Feber 1931, Blatt 7 Alfred Proksch z. B. vor, daß er bei den Nationalratswahlen 1930 in 
Oberösterreich zu wenig aktiv gewesen sei, und machte ihn damit für das schlechte Abschneiden der Par-
tei im Gau Oberösterreich verantwortlich, während sich gegen den eigentlich Zuständigen, nämlich Gau-
leiter Bolek, in diesem Schreiben keinerlei Vorwurf findet. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalso-
zialistischen Partei in Oberösterreich. S. 66 und S. 85; Dostal, Thomas: Das „braune Netzwerk“ in Linz. 
S. 24 u. S. 31 und Slapnicka, Harry: Oberösterreich – Die politische Führungsschicht. S. 52 u. S. 212 f.
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Kaum aber waren die Positionen neu besetzt, wurde der Wahlkampf für die mit Aus-
nahme von Linz und Steyr am 14. April 1929 stattfindenden Gemeinderatswahlen in Ober-
österreich eröffnet, an denen sich die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ entgegen den Erwartun-
gen der anderen nationalen Parteien262 gemäß ihrem anläßlich der Linzer Führertagung ge-
faßten Beschluß mit eigenen Listen beteiligte. Der von Pg. Proksch damals zur Kenntnis ge-
brachte Beschluß der Führertagung bezüglich der „Gemeindewahlen 1929 in Oberösterreich 
und Niederösterreich“ lautete263:
Wir Nationalsozialisten betrachten Wahlen nicht ausschließlich vom Standpunkte des 
unmittelbaren Wahlerfolges, der sich in der Mandatszahl zum Ausdruck bringt, sondern 
erblicken daran vielmehr die besondere Möglichkeit, unsere Ideen zu verbreiten.
Wir treten daher in die Ober- und Niederösterreichischen Gemeinderatswahlen grund-
sätzlich sowie überall nur mit eigenen Listen unter der Bezeichnung: „Nationalsozia-
listische deutsche Arbeiterpartei, Hitlerbewegung“ ein.
Die Ortsgruppen werden beauftragt, die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung 
der Wahl ohne Verzug zu treffen.
Trotz intensiver Wahlwerbung, die sich entsprechend der bei der Linzer Führertagung 
ausgegebenen Losung vor allem an die Arbeiter wandte264 – als Redner trat damals oft 
262) In Schärding z. B. hatte die GDVP in ihrer am 7. Jänner abgehaltenen Parteiausschußsitzung – den Vorsitz 
bei dieser Besprechung führte Parteiobmann Primararzt O.M.R. Dr. Fuchsig – bezüglich der Wahl der Ge-
meindevertretung laut Protokoll folgendes beschlossen: „1. Nicht mit den Christlichsocialen zusammen 
zu gehen, 2. Mit den anderen nationalen Parteien – Landbund ev. Nationalsocialisten – zu versuchen auf 
einer nationalen Einheitsliste sich zu einigen. Über diese Vorbesprechung ist vorläufig Verschwiegenheit 
zu beobachten.“ (Niederschrift über die Parteiausschußsitzung am 7. Jänner 1929 in Froschauers Gast-
haus um 8 h abends); und im „Schärdinger Wochenblatt“ war am 31. Jänner 1929 im Hinblick auf die Ge-
meinderatswahlen folgendes mitgeteilt worden: „Die Landesparteitage der Großdeutschen, des Landbun-
des und der Christlichsozialen haben zu den kommenden Gemeindewahlen im gleichen Sinne Stellung ge-
nommen. Sie bevorzugen reine Listen, schließen aber ein Zusammengehen mit anderen Parteien grund-
sätzlich nicht aus. Es steht zu hoffen, daß auch die Nationalsozialisten ihre jetzt noch ablehnende Haltung 
in diesem Sinne ändern werden; die meisten Ortsgruppen der nationalsozialistischen Arbeiterpartei sind 
ja für ein Zusammengehen zumindest der nationalen Parteien.“ Schdg. WBl. 1929, Nr. 5, S. 1.
263) „Der österreichische Nationalsozialist“ F. 3 vom 18. Jänner (Hartung) 1929, S. 4.
264) Zur Propaganda unter der Arbeiterschaft war schon während der Linzer Tagung ein Flugblatt „An die öster-
reichischen Arbeiter“ verfaßt worden, dessen „Massenverbreitung“ eine der ersten Arbeiten der Bewegung 
nach dem Führertag sein sollte. In diesem Flugblatt hieß es u. a.: „Der Erfolg einer 60jährigen sogenann-
ten sozialistischen Politik ist der Weg von der Sozialisierung zum Bankenkapitalismus! […] Ein volles 
Jahrzehnt ist seit dem Siege der Novemberrevolution vergangen! Wenige Wochen nach dem Zusammen-
bruch des Weltkrieges, der nicht militärisch durch Niederlagen, sondern durch den Verrat im Innern 
Oesterreichs und Deutschlands verloren ging, stand das deutsche Proletariat vor der schickalsschweren 
Frage, wie es die gewaltige Machtverschiebung im Innern zu seinen Gunsten ausnützen könne. Die sozial-
demokratische Partei prophezeite, daß der Augenblick gekommen sei, die Sozialisierung durchzusetzen, 
und die Arbeiterschaft glaubte den Propheten. Nicht nur in Deutschösterreich, sondern auch im Deut-
schen Reiche war das so. […]. Und heute? Hat sich in der Tat irgend etwas geändert? / Heute sitzen die 
Bank- und Börsenkapitalisten fester als je im Sattel! / Die Kaiser und Könige sind von den Thronen ge-
stürzt – aber die Fürsten des Geldsacks, die Führer des internationalen Bank- und Börsenkapitals, die Bo-
sel, Castiglioni, die Rothschild, Gutmann und Weinmann, haben sich zu den wahren Beherrschern des 
ganzen Volkes und Staates gemacht. / Nichts hat die Sozialdemokratie gegen diese neuen Herrscher un-
ternommen! Nichts hat die beim Umsturz so mächtige Sozialdemokratie sozialisiert! […]. Es galt damals 
doch nur, die Arbeiterschaft zu täuschen – sie über die wahren Verhältnisse im Unklaren zu halten! / Denn 
in Wahrheit war doch die sogenannte ‘November-Revolution’ nichts anderes als die Revolte des Bank-
und Börsenkapitals, das ja der wahre Sieger dieser Zeit geworden ist! […]. Und wenn […] in […] der 
‘Arbeiter-Zeitung’ vom 23. Dezember 1928 festgestellt wird, daß eine der Hauptursachen, daß alle Ver-
suche gescheitert sind, die Tatsache des Sieges der westlichen Bank- und Börsenkapitalisten war, dann 
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Schriftleiter Sepp Koller aus Salzburg auf265; in Schärding hingegen sprachen mit National-
ratsabg. Prodinger266 und Frau Elvira Prodinger-Rott267 zwei führende Persönlichkeiten des 
frühen österreichischen Nationalsozialismus, die allerdings beide mittlerweile zur GDVP
übergewechselt waren – konnte die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ schließlich aber wieder nur
einen äußerst bescheidenen Erfolg erzielen:
Laut der „Volksstimme“ vom 19. April 1929268 hatte sie zwar in 30 Orten insgesamt 
36 Mandate erobert, darunter 17 neu, was als „der schlagende Beweis, daß unsere Bewegung 
im Vordringen begriffen ist“, angesehen wurde, und in den Orten Neumarkt a. H. (3, vorher 
2), At[t]nang (3, vorher 2), Weyer-Markt (2, vorher 1)269 hatte sie ihren Mandatsstand erhö-
hen können, diesen Gewinnen standen jedoch empfindliche Verluste in den größeren Orten 
wie Wels (1, vorher 4), Kirchdorf (2, vorher 3), Ried (–, vorher 2) und Gmunden (1, vorher 2) 
gegenüber, und dazu kam noch, daß die Partei in Eferding, Schwanenstadt, Windischgarsten,
Schärding und Braunau am Inn, wo die alte Partei über insgesamt 7 Mandate verfügt hatte, 
bei diesen Wahlen aufgrund ihrer Schwäche in diesen Orten – wie bereits des öfteren er-
wähnt, gab es z. B. in Schärding damals keine NSDAP-Ortsgruppe – überhaupt nicht in den 
Wahlkampf hatte eintreten können, sodaß man sich in der „Volksstimme“ zu folgender An-
kündigung genötigt sah270: 
In diesen Orten wird in nächster Zeit eine intensive Tätigkeit entfaltet werden, da bis-
her eine solche infolge unserer Aufbauarbeit nicht möglich war.
Ihr schlechtes Ergebnis in den größeren Orten erklärte die Partei hingegen so271:
Es ist dies auf die Abwanderung sehr vieler verdienter Parteigenossen und die Umstel-
lung der Organisation im Jahre 1927 zurückzuführen. Noch mehr aber auf die Verblen-
ist das ja ein Beweis dafür, daß wir Nationalsozialisten sagen: ‘Ohne politische, nationale Freiheit – auch 
keine wirtschaftliche, soziale Befreiung!’ / Die Erkenntnis aber erfordert, daß die Arbeiter erkennen, daß 
ihr Kampf der Kampf der Arbeiter um eine bessere soziale Zukunft, der Kampf des ganzen deutschen 
Volkes, der ganzen Nation, um Freiheit ist. / Diese Freiheit wird niemals die mit der westeuropäischen 
Banken-Demokratie verbündete ‘Demokratie’, niemals der ‘Parlamentarismus’ bringen, der unfähig ist, 
die Lebenslage des Volkes zu heben, sondern nur die von den Nationalsozialisten angestrebte Freiheits-
bewegung, die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei mit ihrem Führer Adolf Hitler an der Spit-
ze! Arbeiter der Stirne und der Faust – vereinigt Euch!“ „Der österreichische Nationalsozialist“ F. 3 vom
18. Jänner (Hartung) 1929, S. 4.
265) Er sprach z. B. am 16. Feber 1929 in Mattighofen, am 17. Feber in Neumarkt-Kallham und am 23. Feber in 
Grieskirchen. „Der österreichische Nationalsozialist“ F. 9 vom 1. März (Lenzmond) 1929, S. 5.
266) Nationalratsabgeordneter Prodinger trat hier am 21. Februar in einer sehr gut besuchten Versammlung der 
GDVP im Gasthof Aschenbrenner als Redner auf. Laut „Schärdinger Wochenblatt“ kam er zum Schluß 
seiner Ausführungen auf die kommenden Gemeindewahlen zu sprechen und forderte dabei die national-
gesinnte Bewohnerschaft der Stadt auf, „bei dieser Wahl einmütig vorzugehen und Zersplitterungen zu 
vermeiden“. Schdg. WBl. 1929, Nr. 9, S. 5.
267) Elvira Prodinger-Rott, die Frau des langjährigen DNSAP-Mitgliedes und Hauptes der gewerkschaftlichen 
Richtung der Partei Hans Prodinger, erstattete hier am 11. April 1929 in einer Wählerversammlung des 
Bundes deutscher Frauen im Gasthof Aschenbrenner ein „sehr interessantes Referat“. Schdg. WBl. 1929, 
Nr. 15, S. 6.
268) So war es ihr in den Orten Ebelsberg, Lembach i. Mühlkreis, Perg, Lambach, Marchtrenk, Regau, Attersee, 
Schörfling, Grünberg, Micheldorf,  Schlierbach, Spital a. P., Vöcklabruck und Mattighofen gelungen, 
Mandate zu erobern. „Volksstimme“ F. 16 vom 19. April (Ostermond) 1929, S. 3.
269) Weyer-Markt wurde allerdings von der Schulz-Gruppe beansprucht. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der na-
tionalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 62.
270) „Volksstimme“ F. 16 vom 19. April (Ostermond) 1929, S. 3.
271) Ebda.
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dung arbeitnehmender Volksgenossen, die sich durch Sirenentöne angeblicher Volks-
gemeinschaft seitens bürgerlicher Parteien bluffen lassen und die Zugehörigkeit zur 
nationalsozialistischen Arbeiterbewegung nicht erkennen wollen. Auch spielt hier die 
Unzulänglichkeit unserer Mittel eine große Rolle, haben wir doch diesen Wahlkampf 
ohne jeden Tamtam, ohne Auto, ohne irgend einen besonderen Apparat, ohne Aufwand 
besonderer Geldmittel geführt. Wir haben uns lediglich auf die Überzeugungskraft un-
serer Lehre verlassen, und, was umso höher zu bewerten ist, einen befriedigenden
Erfolg zu verzeichnen.
Stolz meldete die „Volksstimme“ dann, daß die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ in Ober-
österreich nun über ungefähr 1.000 Stimmen mehr verfüge als die alte Partei bei den Land-
tagswahlen 1925, und zum Schluß ihrer Berichterstattung über die Wahl wies sie noch die
Meldungen der „gegnerische[n] Presse“ über den Mißerfolg der „Hitlerbewegung“ als „be-
wußte Irreführung“ zurück272:
Die gegnerische Presse, zu der wir auch unsere sogenannte völkische zählen, bringt in 
ihren Spalten die Legende von einem Zurückgehen unserer Mandatszahl, von einer 
Niederlage in nicht zu verkennender Absicht, der verhaßten Bewegung einen Stein in 
den Weg zu legen.
So berichtet sie, daß wir in den Orten Enns, Schwanenstadt, Windischgarsten, Tauf-
kirchen sechs Mandate verloren hätten, es ist dies eine bewußte Irreführung, denn in 
diesen Orten haben wir niemals Mandate besessen.
Unsere Bewegung in Oberösterreich hat in diesem Wahlkampf einen unstreitbaren Er-
folg aufzuweisen, den herabzumindern niemand das Recht hat. 
All diese Beteuerungen, wie erfolgreich die Partei bei diesen Wahlen gewesen sei, ver-
mochten jedoch nicht darüber hinwegzutäuschen, daß die nicht einmal 1.000 Stimmen mehr, 
die die „Hitlerbewegung“ nun gegenüber der DNSAP bei den Landtagswahlen 1925 erhalten 
hatte, in Anbetracht von vier Jahren intensiver Propagandatätigkeit eine mehr als dürftige
Ausbeute waren, und so leuchtet auch ein, daß die „Deutsche Arbeiter-Presse“ angesichts der 
Verluste, die die „Hitlerbewegung“ in den größeren Orten erlitten hatte, von einer „katastro-
phalen Niederlage der Hitlerleute“ sprach und in diesem Zusammenhang anfügte273: 
Es ist eben etwas ganz anderes mit einer schlechten Kopie reichsdeutscher Methoden 
zu bluffen, oder ehrlich und zielbewußt im nationalsozialistischen Sinne zu arbeiten.
Insgesamt gab es bei den Gemeinderatswahlen 1929 gegenüber denen des Jahres 1924 
einen deutlichen Stimmenzuwachs bei den Sozialdemokraten: Hatten sie bisher etwas über 
15 Prozent der Gemeindemandate innegehabt, so erhöhte sich ihr Anteil nun auf rund 19 Pro-
zent. Zulegen konnte auch der Landbund, u. z. um etwa 150 Mandate, wobei die Gewinne 
der beiden Parteien auf Kosten der Christlichsozialen, der Nationalsozialisten und der Groß-
deutschen gingen. Der GDVP gelang es jedoch, ihren Mandatsstand größtenteils zu behaup-
ten, indem sie ehemals nationalsozialistische Stimmen auf sich vereinigte, während die Na-
tionalsozialisten ihrerseits laut „Schärdinger Wochenblatt“ bei dieser Wahl im ganzen Land
nur 12.726 Stimmen aufbrachten gegen 12.177 bei den Landtagswahlen im Jahre 1925.274
272) „Volksstimme“ F. 16 vom 19. April (Ostermond) 1929, S. 3.
273) „Deutsche Arbeiter-Presse“ F. 16 vom 20. April 1929. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der natio-
nalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 62.
274) Schdg. WBl. 1929, Nr. 16, S. 1. Das Blatt schrieb hier allerdings irrtümlich „2.726 Stimmen“. Anm. d. Verf.
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Im politischen Bezirk Schärding hingegen waren die Nationalsozialisten bei der Ge-
meinderatswahl 1929 überhaupt nicht vertreten, und hier erzielten die Christlichsozialen und 
der Landbund auf Kosten der Großdeutschen Volkspartei und der Sozialdemokraten ziemli-
che Erfolge.275
In Schärding wiederum, wo sowohl die Christlichsozialen als auch die Sozialdemokra-
ten noch am Vorabend der Wahlen jeweils eine große Wählerversammlung abgehalten und 
dabei durch die Anwesenheit prominenter Parteifunktionäre zu beeindrucken gesucht hat-
ten276, wurden am 14. April 1929 laut „Schärdinger Wochenblatt“ insgesamt 2.379 gültige 
Stimmen abgegeben gegenüber 2.109 bei der letzten Gemeindewahl. Davon erhielten die 
Christlichsozialen 896 (gegenüber 810 im Jahre 1924) und  die Sozialdemokraten 773 (654). 
Die Großdeutsche Volkspartei erzielte 591 (645) und der Landbund 119 Stimmen.277
Aufgrund dieses Wahlergebnisses änderte sich das Parteienverhältnis in Schärding da-
her nur insofern, als die Großdeutschen ein Mandat an den Landbund abtreten mußten, der 
sich – wie der folgende Wahlaufruf der Landbund-Ortsgruppe Schärding zeigt278 – in seiner 
Wahlwerbung im Stadtgebiet vor allem auf die Handel- und Gewerbetreibenden konzentriert 
hatte und damit erfolgreich gewesen war: 
[…]. Der Landbund ist keineswegs eine reine Bauernpartei; er vereinigt in seinen Rei-
hen alle, die durch ihren Beruf in der Provinz mit dem Wohl und Wehe der Bauern-
schaft eng verbunden sind. Er will eine Partei der gesamten Landbevölkerung sein (im 
Gegensatze zur Großstadt); in seine Reihen gehört daher in der Provinz der Arbeiter, 
Kleinhäusler, ebenso wie der Handel- und Gewerbetreibende.
Wir arbeiten überall entschieden darauf hin, daß speziell die Interessen der heute 
durch die Ungunst der Wirtschaftslage und den großen Steuerdruck so hart bedräng-
ten Handel- und Gewerbetreibenden in jeder Weise gewahrt werden, […].
In die Schärdinger Gemeindestube zogen demnach neun Christlichsoziale, acht Sozial-
demokraten, sechs Großdeutsche und ein Landbündler ein.279
Die Gemeinderatswahlen 1929 hatten somit neuerlich aufgezeigt, wie wenig Bedeu-
tung der nationalsozialistischen Bewegung in Oberösterreich zukam, und daran sollte sich 
auch bis zum Durchbruch der NSDAP im Deutschen Reich zu Beginn der dreißiger Jahre 
nichts ändern. 
Daß die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ bis 1930 trotz all ihrer Propagandaaktivitäten –
am 1./2. Juni 1929 z. B. fand in Neumarkt/Hausruck ein Deutscher Tag statt280, und am 14./
15. September 1929 ging in Grieskirchen ein HJ-Gaujugendtreffen über die Bühne281 – und 
trotz der tatkräftigen Unterstützung, die die oberösterreichische Partei seit 1929 durch die 
275) Schdg. WBl. 1929, Nr. 16, S. 1.
276) Laut „Schärdinger Wochenblatt“ war bei der am 13. April um 20 Uhr im Aschenbrennersaal abgehaltenen 
christlichsozialen Wählerversammlung der christlichsoziale Arbeiterführer Leopold Kunschak aus Wien 
als Redner aufgetreten, während bei der zur gleichen Zeit in der Kapsreiterhalle angesetzten sozialdemo-
kratischen Wählerversammlung Staatskanzler a. D. Doktor Karl Renner aus Wien über „Wert und Be-
deutung der Gemeindewahlen“ gesprochen hatte. Schdg. WBl. 1929, Nr. 14, S. 6.
277) Schdg. WBl. 1929, Nr. 16, S. 1.
278) Einladung und Wahlaufruf der Landbund-Ortsgruppe Schärding, hrsg. durch die Landbund-Ortsgruppe 
Schärding. Verantwortlich für den Inhalt: Karl Frauneder [sein Name wird sonst immer mit „Fraueneder“ 
angegeben; Anm. d. Verf.], Landbund-Sekretär, Schärding. – Wels: [1929].
279) Schdg. WBl. 1929, Nr. 16, S. 1.
280) Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 121.
281) Ebda.
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deutsche NSDAP erhielt282 – am 10. Mai 1929 z. B. sprach Pg. Joachim von Ribbentrop auf 
einer unter dem Vorsitz von Alfred Proksch abgehaltenen Gauleitertagung in Linz283 –, kaum 
Fortschritte erzielen konnte, hatte verschiedene Ursachen:
So konkurrierte die Partei z. B. im Hinblick auf den von ihr zum Programm erhobenen 
„nationalen Sozialismus“, aber auch in ihrer Anschlußforderung nicht nur mit den anderen 
nationalen Parteien, sondern auch mit der sehr gut organisierten österreichischen Sozialde-
mokratie und mußte daher immer wieder erfahren, daß die Wähler diesen Parteien den Vor-
zug gaben. 
Dazu kam noch, daß die „Hitlerbewegung“ in Oberösterreich bis 1930 in einem Nahe-
verhältnis zur Heimwehr stand284, die hier seit 1927 einen gewaltigen Aufschwung erlebt 
hatte und nun über ein dichtes Netz von Heimwehrortsgruppen verfügte, die eine rege Auf-
marsch- und Propagandatätigkeit entfalteten und dabei den Nationalsozialisten, mit denen 
die Heimwehr ideologisch in vielen Belangen konform ging, des öfteren den Rang abliefen.
Wie sehr die beiden Bewegungen damals einander in ihrer Argumentation, aber auch 
in ihrer Ausrichtung ähnelten, mag eine Rede Starhembergs belegen, die dieser als neuer
Landesführer der Heimwehr Oberösterreichs285 am 18. Juli 1929 anläßlich einer Heimat-
wehrversammlung im Aschenbrennersaal in Schärding hielt. So betonte Starhemberg in sei-
nem zweistündigen Referat über „Zweck und Ziel der Heimatwehr“ laut „Schärdinger Wo-
chenblatt“ eingangs „insbesonders“, „daß nur die polnischen Juden in der Hauptsache es 
sind, die Schuld daran haben an unserem Elend und Zerwürfnis“. Dann erklärte er, daß die 
Heimatwehr „den rechtlich denkenden Bürgern unseres Staates einigermaßen die Freiheit
wiedergebracht“ habe, und schließlich widmete er sich ausführlich der Frage, was die Hei-
matwehr eigentlich wolle. Im „Schärdinger Wochenblatt“ hieß es dazu286:
Der Redner […] kam zu der Frage: Was  will eigentlich die Heimatwehr? Sie will po-
sitive Arbeit leisten, die Volkseinheit herstellen und aufbauend wirken. Wir sind deut-
282) Haider, Siegfried: Geschichte Oberösterreichs. S. 385.
283) „Volksstimme“ F. 20 vom 17. Mai 1929. Nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen 
Partei in Oberösterreich. S. 61.
284) So traten Nationalsozialisten und Heimatschützer immer wieder gemeinsam in Versammlungen auf, und 
nicht wenige Nationalsozialisten gehörten auch der Heimwehr an. Mit dem Eintritt Starhembergs in die 
Regierung Vaugoin Ende September 1930 setzten dann jedoch erste scharfe Angriffe der „Hitlerbewe-
gung“ gegen den oberösterreichischen Heimatschutz ein. Gauleiter Bolek erklärte in einer Versammlung 
in Linz, daß die Heimwehr nun ihre „Überparteilichkeit“ verloren habe und daher wie jede andere politi-
sche Partei bekämpft werden müsse. Proksch hingegen entschuldigte den für viele überraschenden 
Schwenk Starhembergs mit der Begründung, daß die Heimwehr in die Regierung eingetreten sei, um 
„den Christlichsozialen auf die Finger zu schauen“ (Slapnicka, Harry: Oberösterreich zwischen Bürger-
krieg und „Anschluß“. S. 42), was Proksch u. a. später durch Franz Sumetinger in dessen Beschwerde-
brief an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, München, vom 25. Feber 1931, Blatt 6 f. den Vor-
wurf einbringen sollte, daß er die Heimwehr nicht oder nur sehr zaghaft als gegnerische Organisation be-
kämpfe. Sumetinger führte in diesem Zusammenhang an, daß Proksch angeblich behauptet habe, „[…] 
uns Nationalsozialisten kann es gleich sein, wer die Deutschen in Österreich aus dem Sumpfe herauszieht, 
wir oder die Heimwehr“, was von Proksch übrigens auch gar nicht geleugnet wurde (Rechtfertigungs-
schreiben Alfred Prokschs an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, München, vom 10. März 1931. 
Blatt 17). Unabhängig davon wurden im Jänner 1931 jedoch alle NSDAP-Mitglieder, die der Heimwehr 
angehörten, aufgefordert, aus dieser Formation auszutreten, weil sie sonst aus der Mitgliederliste der 
NSDAP gestrichen würden. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Ober-
österreich. S. 67 f. und 102 f.
285) Ernst Rüdiger von Starhemberg, der bisherige Führer des Heimwehrkreises Mühlviertel, war am 13. Juli 
1929 einstimmig zum neuen Landesführer der Heimwehr Oberösterreichs gewählt worden. Slapnicka, 
Harry: Oberösterreich zwischen Bürgerkrieg und „Anschluß“. S. 234.
286) Schdg. WBl. 1929, Nr. 30, S. 6.
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sche Volksgenossen und in die Volksgemeinschaft gehören alle, ob Arbeiter oder Bau-
er, ob Angestellte oder Besitzer, in der Heimatwehr ist für alle Platz, da gibt es keinen 
Unterschied. […]. Der Hauptgrund, weshalb so viele Volksgenossen der Sozialdemo-
kratie Gefolgschaft leisten, ist der Mangel an sozialem Verständnis von Seite des Un-
ternehmertums. Die Heimatwehr will die Kluft zwischen Arbeiter und Unternehmer 
überbrücken, denn nur durch ein richtiges soziales Empfinden ist es möglich, die Ar-
beiter aus der Gefolgschaft der Sozialdemokraten herauszubringen. Die Arbeiter-
schaft wie das Unternehmertum sind staatserhaltende Faktoren und aufeinander an-
gewiesen. Starhemberg forderte alle Heimatwehrmänner auf, der Jugend ein besonde-
res Augenmerk zuzuwenden, denn der heutigen Jugend steht eine noch größere Auf-
gabe bevor als uns, von der heranwachsenden Jugend wird es abhängen, ob auf unse-
rem Heimatboden Ordnung und wirkliche demokratische Freiheit herrschen wird.
Der Hauptgrund dafür, daß die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ in Oberösterreich damals 
mehr oder minder auf der Stelle trat, dürfte aber wohl darin gelegen sein, daß es in ihren Rei-
hen sehr viele Sudetendeutsche gab. Einerseits galt die Partei hier dadurch nämlich nach wie 
vor als „importiert“, was zur Folge hatte, daß sie bei der „bodenständigen“ Bevölkerung nicht 
recht reüssieren konnte – dies läßt sich abgesehen von der im Kapitel 4.2. zitierten Feststel-
lung der sozialdemokratischen „Wahrheit“287, daß die „Hakenkreuzler-Bewegung“ in Ober-
österreich „ein völlig landfremdes Gewächs“ sei, z. B. auch anhand des bereits mehrfach er-
wähnten Beschwerdeschreibens Franz Sumetingers an den USCHLA vom 25. Feber 1931 be-
legen288 –; und andererseits sorgte der hohe Anteil der Sudetendeutschen auch parteiintern 
für Konfliktstoff, denn die sudetendeutschen Parteimitglieder hielten sich im Hinblick auf 
ihre in ihrer Heimat zurückgelegten Kämpfe für bedeutend völkischer als die „bodenständi-
gen“ Nationalsozialisten und bildeten hier die Führungsschicht289, was bei den „bodenständi-
gen“ Parteimitgliedern immer wieder zu Verstimmungen und gelegentlich auch zu offenen 
Unmutsäußerungen führte. Franz Sumetinger beschrieb diese Situation in seinem Brief an 
den USCHLA vom 25. Feber 1931 z. B. folgendermaßen290: 
Während man sonst Ausschüsse oder Vorstände zumeist nach der Fähigkeit der Mit-
glieder aufstellt, geht man in der NSDAP (das gilt nämlich nur für Linz) von dem 
Standpunkt aus, daß die leitenden Männer Landsleute des Proksch, Sudetendeutsche, 
sein müssen. Oberösterreicher seien für führende Posten nicht geeignet, (Ausspruch 
des Proksch), weil sie im nationalen Kampfe keine Erfahrung hätten […].
So waren noch vor kurzem oder befinden sich noch jetzt in der Parteileitung folgende 
Sudetendeutsche: Der prov. Landesleiter (Proksch), der Landeskassier (Werbik), der 
287) „Wahrheit“ Nr. 34 vom 21. August 1932, S. 2.
288) Sumetinger hielt darin zu diesem Problem folgendes fest: „Daher stößt auch gerade die Werbung für die Par-
tei oder bei den Wahlen um die Stimme bei den Bodenständigen auf die größten Schwierigkeiten und im-
mer wieder hört man die Antwort: Ich will mit Euren Böhmen nichts zu tun haben […].“ Schreiben Franz 
Sumetingers an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, München, vom 25. Feber 1931, Blatt 4. Zit.
nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 64.
289) Zum Umstand, daß in der oberösterreichischen „Hitlerbewegung“ „[…] fast lauter Sudetendeutsche ‘oben’ 
sitzen“, nahm Proksch in seinem Rechtfertigungsschreiben an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, 
München, vom 10. März 1931. Blatt 7 f. folgendermaßen Stellung: „Ich kann nicht dafür verantwortlich 
gemacht werden, daß Linz von 110.000 Einwohnern, 22.000 Sudetendeutsche zählt und auch nicht da-
für, daß diese soweit sie sich politisch betätigen, in der völkischen Bewegung stehen, während die Ober-
österreicher sich fast ausschließlich in der christlichsozialen Partei befinden.“ Zit. nach ebda. S. 69.
290) Schreiben Franz Sumetingers an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, München, vom 25. Feber 1931, 
Blatt 3 f. Zit. nach ebda. S. 68.
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Propagandaleiter (Frosch), der Gaukassier (Pohl), der Schriftleiter der Volksstimme 
und Geschäftsleiter (Seidel), der Staf (Zellner), dessen Adjutant (Woldrich), (Beide be-
reits abgesetzt), die Obfrau der Frauen- und Mädchengruppe (Werbik291), die Sektions-
führer von Linz (Meier, Böhm, bereits abgebaut, Sandhöfer), der Obmann und die Bei-
sitzer des Gau-UschlA (Chotasek, Böhm, Sandhöfer, Nohel, Lichtenegger) und ein Bei-
sitzer des Landes-UschlA (Pohl).
Insgesamt stellten sich die Parteiverhältnisse laut den Ausführungen Franz Sumetingers 
vom 25. Februar 1931 im Jahr 1930 somit folgendermaßen dar292: 
[…] alle Parteiuntergliederungen, bzw. deren Funktionäre lagen sich gegenseitig stän-
dig in den Haaren. Der Kampf im Innern der Partei absorbierte die besten Kräfte und 
lähmte direkt den Kampf nach außen. Die politische Leitung bekriegte die SA, daß sie 
nichts leiste, die SA ist gegen die Frauen- und Mädchengruppe und umgekehrt, diese 
wieder gegen die Hitlerjugend, die SA ist unzufrieden mit der politischen Leitung, die 
nichts veranstalte, die politische Leitung läßt den Staf Zellner und den Adjutanten 
Woldrich absetzen, weil sie sich angeblich erlaubten dieselbe zu kritisieren, unter An-
führung eines Landesleitungsmitgliedes (!) empört sich die SA und wird sodann zer-
schlagen, sodaß sie sich bis heute nicht erholen konnte und man gezwungen war, zum 
Schutze der Wählerversammlungen von auswärts SA herbeizuholen, ein Grund auch 
für die Inaktivität der Propaganda in Linz anläßlich der vorjährigen Wahlen.
Eifersüchteleien und Zwistigkeiten waren also an der Tagesordnung293 und wirkten 
sich äußerst negativ auf die Entwicklung der Partei aus. 
Daß Landesleiter Hans Krebs, der ja seinerseits Sudetendeutscher war294 und überdies 
nach wie vor als Abgeordneter im Prager Parlament saß, unter diesen Umständen von Haus 
291) Marie [oft wird ihr Vorname auch mit „Maria“ angegeben; Anm. d. Verf.] Werbik wurde als Tochter eines 
Arztes am 27. Juni 1890 in Botenwald/Mähren geboren und war evangelisch A. B. Bis 1913 lebte sie in 
Brünn, danach übersiedelte sie nach Linz. Nach der Volks- und Bürgerschule absolvierte sie die Lehrbe-
fähigungsprüfung für Englisch und wurde Lehrerin. Ab 1912 war sie mit dem aus Brünn stammenden 
und zwei Jahre älteren späteren Linzer Gemeinderat und NS-Landesschatzmeister Fritz Werbik verheira-
tet, der ebenfalls als Lehrer ausgebildet war, nach Kriegsende aber verschiedene höhere Positionen im 
Linzer Wirtschaftsleben einnahm. Marie Werbik war seit 1923 Mitglied der nationalsozialistischen Partei 
und leitete in Linz ab 1925 die „Völkische Frauen- und Mädchengruppe“. Ab 1927 schien Marie Werbik 
dann als „Obfrau“ der nun auch explizit der „Hitlerbewegung“ zugeordneten Gruppe auf. 1927 kandidier-
te die mittlerweile 37jährige Nationalsozialistin auf der antimarxistischen Einheitsliste für den Linzer Ge-
meinderat und erlangte ein Ersatzmandat. Vom 31. Jänner 1929 bis zum 21. Mai 1931 war sie sodann 
Linzer Gemeinderätin und arbeitete dabei sowohl im Ausschuß für Wohnungsfürsorge als auch im Aus-
schuß für städtisches Wohlfahrtswesen mit. Nach ihrem Ausscheiden aus dem Gemeinderat engagierte sie 
sich noch stärker als bisher innerhalb der Partei und wurde im Herbst 1932 zur NS-Landesfrauenschafts-
leiterin für ganz Österreich ernannt. In dieser Funktion war sie auch Herausgeberin der ab Herbst 1932 
in Linz erscheinenden Monatszeitschrift der NS-Frauenschaft „Die Deutsche Frau“ und erhielt schließ-
lich aufgrund ihrer herausragenden Verdienste um die „Hitlerbewegung“ das Goldene Ehrenzeichen der 
NSDAP. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 90; Puffer, 
Emil: Die Linzer Gemeindemandatare. S. 280; Dostal, Thomas: Das „braune Netzwerk“ in Linz. S. 111 
und Gehmacher, Johanna: „Völkische Frauenbewegung“. Deutschnationale und nationalsozialistische Ge-
schlechterpolitik in Österreich. – Wien: 1998. S. 110 und 155 f.
292) Brief Franz Sumetingers an den USCHLA, Reichsleitung der NSDAP, München, vom 25. Feber 1931, Blatt 
3. Zit. nach: Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 64 f.
293) Laut dem „Linzer Tagblatt“ vom 15. August 1931 war die oberösterreichische Führungsschicht „aufeinan-
der wie Hund und Katz“. Zit. nach ebda. S. 66.
294) Wie erwähnt, war Krebs am 26. April 1888 in Iglau geboren.
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aus einen schweren Stand hatte, ist klar. Als sich Hans Krebs, vermutlich in der Hoffnung, 
so das Stagnieren und die Streitigkeiten innerhalb der Partei zu überwinden295, dann aber 
auch noch darum bemühte, eine Versöhnung zwischen der Schulz-Gruppe und der „Hitler-
bewegung“ zustandezubringen, und die „Deutsche Arbeiter-Presse“ am 5. Oktober 1929 be-
kanntgab, daß die Einigung zwischen den beiden nationalsozialistischen Parteien am 30. Sep-
tember 1929 „vollzogen“ worden sei296 – die Parteiführung der vereinigten NSDAP, die als 
ihr gemeinsames Parteiprogramm den österreichisch-deutschen Anschluß, den Kampf gegen
die jüdische Vorherrschaft im Bereich von Wirtschaft, Kultur und öffentlichem Leben des 
Landes, eine fundamentale Verfassungsänderung im Hinblick auf das Wahlrecht und eine ein-
flußreiche Rolle für die völkischen Gewerkschaften forderte297, sollten folgende Führer des 
gewerkschaftlichen und politischen Lebens des „völkischen Österreich“ bilden: der Vorsit-
zende des deutschen Gewerkschaftsbundes Österreichs Leo Haubenberger, Abg. Hans Krebs, 
das Hauptleitungsmitglied der „Deutschen Soldaten-Gewerkschaft Oblt. Josef Leopold, der 
Linzer Gemeinderat Alfred Proksch, der Vorsitzende der deutschen Arbeiter-Gewerkschaft 
Landtagsabg. Nikolaus Schlam, der Obmannstellvertreter der Deutschen Post- und Telegra-
phen-Gewerkschaft Karl Schulz, Gemeinderat Franz Umlauf und das Hauptleitungsmitglied 
des Bundes reisender Kaufleute im D. H. V. Bezirksrat Hans Wagner298 –, rief dies schärfste 
Proteste auf seiten der Gauleiter hervor, die um ihre Positionen fürchteten, und in einigen 
Gauen gab es fast einen Aufruhr der Mitglieder und der unteren Funktionäre gegen einen der-
artigen Kompromiß.299
So lehnte z. B. die Ortsgruppe Salzburg alle Konzessionen an die Schulzleute, die in 
Salzburg kundgetan hatten, für eine selbständige, auf demokratischer Grundlage aufgebaute
„Bruderpartei“ der NSDAP mit Sitz in Wien zu sein300, entschieden ab und erklärte, wenn 
man in Wien eine solche „Einigung um jeden Preis“ beschlossen habe, müßten sich die Salz-
burger fragen, aus welchem Grunde sie sich „dann überhaupt vor drei Jahren von den Demo-
kraten und Parlamentariern um Schulz herum getrennt“ hätten, worauf in dem Protestschrei-
ben an die Gauleitung noch angefügt wurde301:
[…]. Sind wir politische Kinder oder Dummköpfe, die sich von jedem Renegaten übers 
Ohr hauen lassen? […]. Wo ist der „Hitlergeist im Herzen“, der nicht untergehen 
darf? Wo sind alle Treuegelöbnisse für diesen einzigen [sic!] dastehenden deutschen 
Führer von gewaltiger Größe? All das soll mit einem Male vergessen sein? Nein!
295) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 147.
296) Am 30. September 1929 hatten Vertreter beider Gruppen in einer gemeinsamen Sitzung unter dem Vorsitz 
des Parteiobmannes Karl Schulz und des Abg. Hans Krebs die Wiedervereinigung der beiden Parteien zu 
einer einheitlichen und geschlossenen Parteiorganisation einstimmig beschlossen. Ermöglicht worden war 
dies dadurch, daß die Vertreter beider Seiten von ihren Parteileitungen Vollmachten zum sofortigen Ab-
schluß der Einigungsverhandlungen erhalten hatten und daher bei dieser Gelegenheit die seit längerer 
Zeit laufenden Gespräche endgültig abschließen konnten, sodaß die Einigung der nationalsozialistischen 
Partei damit zumindest auf dem Papier vollzogen war. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 268 f. 
297) Wohlweislich nicht besprochen worden waren damals die Parteistruktur und der zukünftige Status von Süd-
tirol. „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 5. Oktober 1929, S. 1. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den National-
sozialismus. S. 56.
298) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 269.
299) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 147.
300) Oberste Instanz sollte eine Parteiführung werden, in der beide Gruppen vertreten gewesen wären, sodaß 
Hitler also nicht höchster Führer gewesen wäre.
301) Kreis und Ortsgruppe Salzburg der NSDAP an die Gauleitung Salzburg, 20. Oktober 1929. Bundesarchiv 
Koblenz, Sammlung Schumacher, Nr. 305 II. Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich.
S. 147.
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Der Salzburger Gauleiter Sepp Koller vertrat dieselbe Ansicht und griff Krebs an, weil 
die Politik, die dieser verfolgte, nach Kollers Meinung nur zu einer neuen Spaltung führen 
werde. Krebs solle in Böhmen bleiben, „auf dem traditionellen Boden der Kompromißpoli-
tik“; jetzt sollten Schulzleute zu Gauleitern von Niederösterreich, Salzburg, Vorarlberg und 
Wien ernannt werden und Haubenberger, ein früherer Schulzanhänger, zum Landesleiter; 
aber in Wirklichkeit habe die Schulz-Gruppe „keinen brauchbaren Menschen mehr hinter 
sich“.302
Josef Kielwein, der Kreisleiter von Vorarlberg (der auch seinen Posten verlieren soll-
te), berichtete am 10. Februar 1930 an die Reichsleitung der NSDAP über Verhandlungen, 
die er mit dem dortigen Landesleiter der Schulz-Gruppe, einem Mann namens Rüscher, ge-
führt hatte. Er teilte mit, daß Rüscher auf den Hinweis, daß der Tiroler Gauleiter Suske an 
den Verhandlungen teilnehmen wollte, erklärt habe, daß er keinen Gauleiter kenne und daß 
sich die Tiroler um Tiroler Dinge kümmern sollten. Als er, Kielwein, dann „von dem herrli-
chen Aufschwung der Bewegung im Reiche“ gesprochen habe, habe Rüscher gelacht und 
einen Artikel Otto Strassers erwähnt, worin dieser zugab, daß die NSDAP nicht imstande 
sei, Arbeiter für sich zu gewinnen, was Kreisleiter Kielwein schließlich zu folgendem Kom-
mentar veranlaßte303:
Herr Rüscher ist vollständig demokratisch eingestellt. Auf welcher Basis sollen wir 
denn hier mit ihm zusammenarbeiten? Als politischer Führer soll er uns vorstehen, 
führen! Uns Hitleranhänger!!! Wie sollen wir dies vor unseren Leuten vertreten, wie 
vor unserer Bewegung verantworten […].
Walter Rentmeister, der ehemalige Gauleiter von Kärnten und mittlerweile durch Jo-
sef Sacher abgelöste Gauleiter von Wien, wandte sich direkt an Hitler, um gegen „die plötz-
lich vollzogene ‘Einigung’“ zu protestieren: Er führte aus, daß er nicht glauben könne, daß 
diese Einigung mit Hitlers Einverständnis zustandegekommen sei und „daß wir die letzten 
vier Jahre der österreichischen Parteigeschichte einfach auslöschen und in dem demokra-
tisch parlamentarischen Fahrwasser uns befehlsgemäß wohl zu befinden haben, dem wir da-
mals Gottseidank! den Rücken gedreht haben“. Jetzt seien all jene obenauf, die ewig zwi-
schen der Gewerkschaft und der Heimwehr schwankend, „schon nach ihrer rassischen Ver-
anlagung dazu bestimmt erscheinen, sich von jeden revolutionären Erschütterungen fernzu-
halten“. SA-Männer seien weinend zu ihm gekommen, sie verstünden all das nicht, und nie-
mand verstehe es, und dann fügte er noch an304:
Obwohl selbst ein Österreicher, hasse ich nachgerade diese Mischung von Feigheit 
und Bequemlichkeit, die ja eigentlich dieses Österreichertum ausmacht, und gestehe, 
daß der letzte S.A.Mann, […], mir mehr Hochachtung einflößt als die derzeitige Lei-
tung der Partei in Österreich […].
Aus Innsbruck protestierte der Tiroler Gauleiter Heinrich Suske gegen den Plan, Salz-
burg und Vorarlberg wieder von Tirol zu trennen und dort zwei Schulzleute als Gauleiter zu 
bestimmen: Beide seien „zwei haßerfüllte Feinde Hitlers, unbelehrbare Demokraten und Men-
schen, die nur einen Ehrgeiz kennen, ein Mandat zu erhalten“, und darüber hinaus könne er, 
302) Sepp Koller an Gregor Strasser, Salzburg, 23. 1. 1930. Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Öster-
reich. S. 147 f.
303) Josef Kielwein an die NSDAP Reichsleitung, Rankweil, 10. 2. 1930. Zit. nach ebda. S. 148.
304) Walter Rentmeister an Hitler, Wien, 4. 10. 1929. Zit. nach ebda.
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Suske, „es nicht fassen, daß Krebs sich bei den Einigungsverhandlungen von den Schulzleu-
ten so hineinlegen ließ“. Unter allen Umständen müsse daher verhindert werden, daß „solche 
Leute“ Gauleiter würden.305
Die Gauleiter der „Hitlerbewegung“, die die Konflikte, die es zwischen ihnen und der 
Schulz-Gruppe gab, als unüberbrückbar betrachteten und die Verhandlungen mit Schulz und 
seinen Parteigängern demnach als nur wenig besser als eine Kapitulation erachteten, hatten 
der Verschmelzung mit der Schulz-Gruppe somit eine eindeutige Abfuhr erteilt und legten in
Briefen an Gregor Strasser und an die neue Landesleitung in Wien daher auch Protest gegen 
die Wahl Leo Haubenbergers zum Landesleiter der vereinten Partei ein, wobei sie behaupte-
ten, daß die Schulz-Gruppe mittlerweile unbedeutend sei und bald aussterben werde.306
Krebs stieß mit seinem Einigungsversuch aber nicht nur bei den österreichischen Par-
teigenossen auf Widerstand, sondern er geriet damit auch in Widerspruch zu Hitler, der zwar 
bei den Verhandlungen eine überraschend geringe Rolle gespielt hatte, nach seinen früheren 
Äußerungen aber jeder derartigen Lösung feindlich gegenüberstand und auch nicht gut seine 
treuesten österreichischen Gefolgsleute vor den Kopf stoßen konnte, sodaß er, als Hans Krebs 
und Alfred Proksch mit ihm in München sprachen307, nur bemerkte, daß er nicht an die Mög-
lichkeit einer Wiedervereinigung glaube.308
Die Versöhnung der beiden nationalsozialistischen österreichischen Splitterparteien 
hatte sich somit als unmöglich erwiesen, worauf bei der am 2. März 1930 stattfindenden 
Reichskonferenz der österreichischen NSDAP zugegeben werden mußte, daß die Einigung 
mit der „Hitlerbewegung“ gescheitert war. Als Grund gab man an, daß die Führung der „Hit-
lerbewegung“ die Verhandlungen künstlich verschleppt hätte, um in der Zwischenzeit die 
Ortsgruppen der österreichischen NSDAP zu unterminieren oder aufzusaugen.309 Alle Be-
mühungen um eine Einigung mit der Schulz-Gruppe waren damit definitiv gescheitert310 –
Dr. Walter Riehl und sein „Deutschsozialer Verein“ hingegen schlossen sich im September 
1930 der „Hitlerbewegung“ an311 –, und die Folge war, daß Hans Krebs als österreichischer 
Landesleiter zurücktrat.312
305) Heinrich Suske an Gregor Strasser, Innsbruck, 21. 1. 1930. Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in 
Österreich. S. 148 f.
306) Die niederösterreichische Gauleitung an die Landesleitung in Linz, 18. Jänner 1930; Frauenfeld an die 
Reichsleitung, 27. Jänner 1930; die Vorarlberger Gauleitung an die Reichsleitung, 10. Jänner 1930, 
Sammlung Schumacher, Nr. 305 II. Nach: Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 56. 
307) Als Proksch später von einem seiner Parteifeinde beschuldigt wurde, daß er Verhandlungen für eine Wieder-
vereinigung mit der Schulz-Gruppe geführt habe, wies er dies empört zurück und teilte mit, daß es ihn 
mit Stolz erfülle, daß er Hitler dazu habe überreden können, die Gespräche zu beenden. Proksch an den 
USCHLA der NSDAP in München, 10. März 1931. Nach: Pauley, Bruce F.: Der Weg in den National-
sozialismus. S. 57. 
308) Ebda.
309) „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 11. März 1930, S. 2. Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 270.
310) Die „Schulz-Partei“, die sich in den folgenden Jahren als die Hüterin des echten Nationalsozialismus be-
trachtete und sich zugute hielt, geradlinig geblieben zu sein – die „Deutsche Arbeiter-Presse“ schrieb in 
diesem Zusammenhang z. B. am 27. September 1930: „Abgeirrt sind die anderen!“ (Zit. nach: Brand-
stötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 277) –, sollte dann bis zu ihrer Auflösung im Jahr 1935 allerdings 
völlig bedeutungslos bleiben. Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 72.
311) Die Annäherung Dr. Riehls an die „Hitlerbewegung“ war langsam vor sich gegangen. Sie hatte damit begon-
nen, daß Riehl die österreichische NSDAP immer stärker kritisierte, während er sich der „Hitlerbewe-
gung“ gegenüber ruhig verhielt, worauf Riehl anläßlich der Gautagung des Gaues Wien der „NSDAP 
(Hitlerbewegung)“, die am 10./11. Mai 1930 stattfand und in deren Rahmen Dr. Josef Goebbels und 
Hauptmann Göring als Redner auftraten, eine Ehrenkarte zur Festversammlung erhielt, die im Großen 
Saal des Wiener Konzerthauses abgehalten wurde. 
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Wider Erwarten wurde in München jedoch keine Entscheidung getroffen, wer Krebs’ 
Nachfolger werden sollte, und auch in Linz, wo sich die österreichischen Parteiführer anläß-
lich des Gautages der „Hitlerbewegung“ am 15./16. März 1930 versammelt hatten – laut der 
„Volksstimme“ F. 12 vom 21. März 1930 waren damals neben Dr. Buttmann, dem Fraktions-
führer der NSDAP im bayerischen Landtag, und Heinrich Himmler, dem Propagandaleiter 
der Reichsleitung und Führer der Schutzstaffel, auch von Ribbentrop und Krebs sowie die 
Gauleiter Frauenfeld (Wien), Oberhaidacher (Steiermark) und Herzog (Kärnten) nach Linz 
gekommen313 – und Krebs seinen Abschied von ihnen nahm, konnte keine neue Weichen-
stellung vorgenommen werden, weil Gregor Strasser, der in der „Volksstimme“ groß als Red-
ner angekündigt worden war314 und von dem man sich in dieser Angelegenheit Aufschluß er-
hofft hatte, zu dieser Tagung nicht erschien. Strasser war nämlich bei der Einreise nach Öster-
reich von Grenzbeamten angehalten worden, die zunächst Weisungen bei der Staatspolizei in 
Wien einholen wollten. Strasser wartete einen diesbezüglichen Bescheid jedoch nicht ab, 
sondern reiste sofort nach München zurück.315
In der Folgezeit war es dann besonders Ing. Rudolf Jung, der versuchte, Riehl mit der Wiedervereinigung 
und der Führung der nationalsozialistischen Bewegung in Österreich zu betrauen. Ing. Jung lud Riehl da-
her für den am 5./6. Juli 1930 stattfindenden „Völkischen Tag“ nach Troppau ein, um ihm Gelegenheit zu 
geben, vor einer größeren Versammlung von Nationalsozialisten zu sprechen. Außerdem schlug Ing. Jung 
Dr. Riehl vor, er solle noch vor dem Parteitag der Schulz-Gruppe beiden Parteileitungen und allen Landes-
leitungen sowie den ihm bekannten Führern beider Richtungen mitteilen, daß er, Riehl, bereit wäre, die 
Reorganisation der Bewegung in Österreich in die Hand zu nehmen. Dann solle Riehl die Wirkung dieses 
Offerts abwarten. Stimme ein Lager zu, so wisse Riehl, wie er sich zu verhalten habe, stimmten beide zu, 
sei es umso besser. Sollte keine der beiden Parteiführungen auf Riehls Vorschlag eingehen, so sollte Riehl 
„den Sauhaufen ruhig zu Grunde gehen“ lassen, denn die im Herbst kommenden Wahlen würden „die Leu-
te ernüchtern“. Sollte lediglich die „Hitlerbewegung“ zustimmen, dann sollte sich Riehl, wie Ing. Jung 
eindringlich empfahl, unmittelbar an Hitler wenden. Hitler würde Riehl nach Meinung Jungs zum Landes-
führer ernennen. Natürlich sei dann aber die österreichische Bewegung ein Teil der reichsdeutschen, etwas 
anderes wäre heute nämlich „kaum mehr möglich“, und im übrigen riet Jung Riehl zu Ruhe und Geduld, 
denn was „so gründlich zerdroschen wurde[,] braucht Zeit!“ Riehl, Walter: Tagebuch 1930, Brief Ing. Ru-
dolf Jungs an Riehl vom 16. August 1930. Zit. nach: Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 272 f. 
Auf Riehls Kontaktaufnahme reagierte schließlich nur die „Hitlerbewegung“ freundlich. Die österreichi-
sche NSDAP unter ihrem Parteiobmann Schulz hingegen lehnte nun, nachdem sie schon Riehls Auftreten 
in Troppau massiv kritisierte hatte, auch jedes Zusammengehen mit der „Hitlerbewegung“ ab, weil diese 
nicht mehr den nationalen Sozialismus, sondern eine „Mischung von Faschismus und unverdautem Natio-
nalismus“ vertrete. „Deutsche Arbeiter-Presse“ vom 2. August 1930. Zit. nach ebda. S. 274.
Von einer Übernahme der „Hitlerbewegung“ durch Riehl konnte jedoch keine Rede sein. Diese stand 
mittlerweile unter der Führung des durch München bestätigten Landesleiters Alfred Proksch. Auch die 
einzelnen Gauleitungen waren bereits fest vergeben , und niemand dachte daran, für Dr. Riehl seinen Po-
sten zu räumen. Riehl sollte daher innerhalb der Wiener Partei eine führende Rolle bekommen. Am 26. 
September 1930 fand dann im großen Sofiensaal in Wien eine gemeinsame Kundgebung der „NSDAP 
(Hitlerbewegung)“ und des „Deutschsozialen Vereins“ statt, und anläßlich dieser Kundgebung, in deren 
Rahmen Ing. Jung, der Wiener Gauleiter Alfred Frauenfeld und Dr. Riehl als Redner auftraten, wurde 
schließlich das Aufgehen des „Deutschsozialen Vereins“ in der „Hitlerbewegung“ verkündet. Brandstöt-
ter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 271–276.
Hitler, der Riehl dessen Widerstand bei der Salzburger Tagung 1923 offenbar niemals verziehen hatte, 
war allerdings über den Wiedereintritt Riehls in die Partei nicht gerade erfreut, weshalb der Wiener Gau-
leiter Alfred Eduard Frauenfeld dem Führer versprechen mußte, daß er Riehl keinerlei Einfluß innerhalb 
der Partei einräumen werde. Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 57. 
312) Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 149.
313) „Volksstimme“ F. 12 vom 21. März (Lenzmond) 1930), S. 1.
314) „Volksstimme“ F. 10 vom 7. März (Lenzmond) 1930), S. 3.
315) Die Nationalsozialisten versuchten daraufhin den Eindruck zu erwecken, daß das Einschreiten der Polizei 
Gregor Strasser am Erscheinen gehindert hätte, und brachten Plakate mit der Aufschrift „Strassers Ein-
reise polizeilich verboten“ an. AdR, BKA 22/OÖ, Zl. 126.297–8/30.
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Ankündigung der drei Versammlungen, in deren Rahmen Gregor Strasser anläßlich der Gautagung 
als Redner hätte auftreten sollen 
„Volksstimme“ F. 10 vom 7. März (Lenzmond) 1930, S. 3
Krebs war sehr verärgert, „weil jetzt wieder keine Entscheidung getroffen wurde und 
man das arme Deutschösterreich wieder weiterwickeln läßt, ohne daß irgendwelche feste [!] 
Führerverhältnisse geschaffen werden […]“.316
Vergeblich auf Gregor Strasser gewartet hatte jedoch auch Leo Haubenberger, der Vor-
sitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes, der von Strasser zu einer Aussprache nach 
Linz gebeten worden war und nun seinerseits das Fehlen „einer zentralen, autoritativen poli-
tischen Führung der Partei für ganz Österreich“ beklagte317: 
Jeder Gauleiter benimmt sich wie ein reichsdeutscher Kleinmonarch aus der Vorkriegs-
zeit („Ich bin der nat. soz. Kaiser der Steiermark!“), jeder macht seine eigene Politik. 
Die Politik des [Kanzlers] Schober wird in dem einen Gau abgelehnt, im anderen aber 
gutgeheißen u. a. m. Jeder macht auf eigene Faust Kirchturmpolitik … Das Verhältnis 
zwischen Partei, Jugendorganisation, Studentenbund und SA. ist heute ein unleidli-
ches … Die Linzer Führung [Proksch] wird vielfach abgelehnt, was darauf schließen 
läßt, daß man sich dort nicht entsprechend bewährt hat … 
Eine wesentliche Ursache der allgemeinen Misere sah Haubenberger „auch in dem Um-
stand, daß in der Partei sehr viel denunziert wird, daß jeder X-Beliebige, der nach München 
schreibt […] oder aber in München persönlich erscheint, dort oft Gehör und Glauben findet“, 
und schließlich kritisierte Haubenberger noch, daß in der Partei immer wieder Führer wahl-
los abgesetzt würden, was ihn zu folgender Bemerkung veranlaßte: „Keine andere Partei in 
Österreich hat einen so großen Führerverbrauch wie die unsere.“318
Die Gautagung in Linz, die von den Nationalsozialisten mit großem Pomp aufgezogen 
worden war – am Abend des 15. März fanden drei Massenversammlungen statt319, während 
316) Hans Krebs an Gregor Strasser, Aussig, 18. 3. 1930. Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Öster-
reich. S. 149.
317) Exposé Leo Haubenbergers, Wien, 30. 3. 1930. Zit. nach ebda. S. 149 f. 
318) Ebda. S. 150.
319) Insgesamt wiesen sie einen Besuch von etwa 1.100 Personen auf. AdR, BKA 22/OÖ, Zl. 126.297–8/30. 
Laut der „Volksstimme“ stauten sich in den drei Sälen (im „Märzenkeller“, im Gasthof „Grüner Baum“ 
und im Großgasthof „Achleitner“) die „Besucher aus allen Kreisen“. Über die Versammlung im „Märzen-
keller“, zu der auch Fürst Starhemberg erschienen war, wurde in der „Volksstimme“ F. 12 vom 21. März 
(Lenzmond) 1930 auf S. 1 u. a. folgendes berichtet: „Parteigenosse Dr. Buttmann, Fraktionsführer der 
Partei im bayrischen Landtag sprach als erster Redner […]. Eingeleitet wurde die Versammlung durch 
einen Trommelwirbel des Spielmannszuges aus der Sturmabteilung Passau. Außer Dr. Buttmann waren 
Abg. Krebs, Propagandaleiter der Reichsleitung und Führer der Schutzstaffel Himmler, Gauleiter Frauen-
feld-Wien, Gauleiter Oberhaidacher, Gauleiter Herzog und v. Ribbentropp Redner dieses Abends. […]. 
Die einander ablösenden Redner behandelten die Beziehungen Österreichs zum Mutterland Deutschland, 
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vollbesetzte Lastwagen „in Propagandafahrten“ durch die Straßen fuhren, und am 16. März 
zog eine etwa 1000 Mann starke „braune Sturmkolonne“ durch die Stadt320, wobei die natio-
nalsozialistischen Führer die Bevölkerung von Linz durch das Heben des rechten Armes „nach 
Faschistenart“ begrüßten321, was von der „angesammelten Menschenmenge am Rande der 
Straßen“ stellenweise durch „geradezu stürmische Heilrufe“ erwidert wurde322 –, hatte somit 
keine personellen Veränderungen an der Spitze der österreichischen Parteiorganisation ge-
bracht, und dies bedeutete, daß Alfred Proksch trotz der starken Opposition, die es gegen ihn 
gab – Proksch galt z. B. in weiten Kreisen der SA und der Hitlerjugend als „Totengräber der
Bewegung“323, und daher wurden auch in München des öfteren Klagen über das „System 
Proksch“ laut324 –, weiterhin administrativer Landesleiter blieb. 
die Versklavung Deutschlands durch den Youngplan, die Folgen desselben für Österreich und die Außen-
politik in Beziehung auf die Südtirolerfrage, welche durch die Außenpolitik des Bundeskanzlers Schober 
auf ein Geleise geschoben wurde, das der Voraussagung unseres Führers Adolf Hitler vollkommen recht 
gibt. [Im Januar 1930 war es Bundeskanzler Schober mit italienischer Unterstützung gelungen, die ehema-
ligen Kriegsgegner zur Streichung der noch ausstehenden österreichischen Reparationen zu bewegen. Am 
6. Februar unterzeichnete er dann in Rom einen Freundschafts- und Schiedsgerichtsvertrag. Hitler lobte 
Schober, der in bezug auf Südtirol die Linie seiner Vorgänger beibehielt, die Vorgänge in Südtirol als in-
nere Angelegenheit Italiens zu betrachten, am 15. Februar in einem Artikel für diese Wendung der öster-
reichischen Außenpolitik: „Der Weg Schobers nach Rom war die klügste Reise, die ein österreichischer 
Staatsmann seit dem Jahre 1918 unternommen hat.“ Zit. nach: Lankheit, Klaus A.: „Für uns Nationalso-
zialisten muß das eine warnende Lehre sein.“ S. 317.] Die innerösterreichischen Verhältnisse wurden 
durch Pg. Frauenfeld, sowie durch die Parteigenossen Gauleiter von Steiermark, Oberhaidacher, Pg. Gau-
leiter Herzog aus Kärnten, einer eingehenden Behandlung unterzogen. […].“
320) An der Spitze der Kolonne marschierte „die Linzer Musik in besonderer Stärke, die mit schallenden Weisen 
und Märschen dem Zuge ein frohes, freudiges Gepräge gab“. Der Zug selbst wurde dann von 40 Mann 
der Wiener Sturmabteilung mit ihrer Standarte eröffnet, an die sich der Zug der Passauer Sturmabteilung 
mit ihrem Spielmannszug anschloß. Hierauf folgte die Standarte V (Oberösterreich), geführt vom Sturm-
führer Pg. Rath mit den Stürmen Linz, Neumarkt, Attnang und Gmunden sowie kleinen Abteilungen. Dar-
an schloß sich die Hitlerjugend Oberösterreichs mit ihrem Führer Wanek an. Den Schluß bildeten 60 Mann 
der Schutzstaffel München, „welche durch ihre besondere Strammheit auffielen“. Die Kolonne bewegte 
sich durch die Neustadt, nach dem Viertel bei der Herz-Jesu-Kirche über die Wiener Reichsstraße durch 
Linz bis nach Urfahr und marschierte dann über die Promenade zum Hessendenkmal. Dort gedachte Pg. 
Manfred v. Ribbentrop in einer „markigen Ansprache der gefallenen Helden, deren Erbe die braunen Sol-
daten der kommenden nationalen sozialen Revolution zu übernehmen haben“. Dann erschallten die „er-
hebenden Klänge des Liedes vom guten Kameraden“ und erhoben sich die Hände „zum stummen Gruße 
und Schwur, der Toten des Weltkrieges nicht zu vergessen“, worauf der Zug den Marsch zurück zum 
Quartier nahm. Ebda.
321) AdR, BKA 22/OÖ, Zl. 126.297–8/30. 
322) „Volksstimme“ F. 12 vom 21. März (Lenzmond) 1930, S. 1.
323) So erhob z. B. der SA-Führer Alois Zellner wiederholt Einwände gegen die demokratische Organisation der 
Partei und beklagte sich auch über die Offenheit Prokschs gegenüber den Großdeutschen, ja er griff ihn 
sogar dafür an, daß er, Proksch, im Linzer Rathaus mit den Sozialdemokraten an einem Tisch saß. 
Seitens der HJ war es vor allem Rolf West, der Proksch kritisierte. Wie Zellner protestierte auch West 
gegen Prokschs „bürgerlichen-demokratischen“ Hang, worunter Zellner im besonderen die Annäherung 
des Landesleiters an die demokratischere Schulz-Clique und Prokschs offenkundige Bereitschaft zum 
Kompromiß in Sachen Führerprinzip verstand. Bukey, Evan Burr: „Patenstadt des Führers“. S. 136.
324) Im Januar 1930 wurden z. B. in einer Sitzung, an der Hitler, Heß, der SA-Führer Pfeffer von Salomon und 
Buch, der Vorsitzende des Untersuchungs- und Schlichtungsausschusses, teilnahmen, durch den österrei-
chischen Vertreter schärfste Angriffe gegen „das System Proksch“ vorgebracht. Pfeffer bemerkte dazu: 
„Herr Proksch ist uns ja als der Mann bekannt, der in Österreich alle aktiven Kräfte bisher abgewürgt hat.“ 
Der österreichische Vertreter erwähnte dann die kritische Stimmung unter der SA, der Hitlerjugend und 
unter den Studenten und wies darauf hin, daß eine „weitere Duldung der gegenwärtigen Zustände“ zum 
baldigen Zusammenbruch führen müsse, weshalb die Führung „in die Hände der jungen aktiven Kräfte“ 
übergehen müsse. Gedächtnisprotokoll Wemmer, München, 18. 1. 1930, geschrieben am gleichen Tag. 
Zit. nach: Carsten, Francis L.: Faschismus in Österreich. S. 149 bzw. S. 321.
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Ungeachtet all dieser Schwierigkeiten hatte jedoch schon zu Beginn des Jahres 1930 
wieder eine stärkere Agitationstätigkeit der „Hitlerbewegung“ eingesetzt. Unter der Parole 
„An die Front“ wurde nun „jedermann zur Arbeit“ aufgerufen.325 Wie die in der „Volksstim-
me“ F. 1 vom 1. Jänner (Eismond) 1930 veröffentlichte Ankündigung dieser Werbemaßnah-
me zeigt, wurde dabei jede Woche ein anderer Buchstabe des Alphabets herausgegriffen. Par-
teigenossen, deren Name mit diesem Buchstaben begann, hatten in dieser Woche „Front-
dienst“, das heißt, daß sie eine „erhöhte Werbetätigkeit zu entfalten“ und der Partei minde-
stens drei neue Bezieher für die „Volksstimme“ zu bringen hatten326, während alle anderen 
darauf achten sollten, „daß sich keiner drückt, daß keiner, der an der vordersten Linie zu ste-
hen hat, die Hände in den Schoß legt“.327 Im Lauf von 24 Wochen wollte man so die Bezie-
herzahl der „Volksstimme“ verdreifachen, denn die Presse sollte laut Landesleiter Proksch 
nunmehr das „Schwert“ der Bewegung werden328, „unser scharfes Schwert“, an dem alle 
„schmieden und arbeiten“ müßten.329
Aufruf Alfred Prokschs in der „Volksstimme“ F. 1 vom 1. Jänner (Eismond) 1930, S. 2
325) „Volksstimme“ F. 1 vom 1. Jänner (Eismond) 1930, S. 2.
326) Ab 1930 lautete der Untertitel der „Volksstimme“ „Kampfblatt der NSDAP (Hitlerbewegung)“. Rohleder, 
Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen. S. 160.
327) In der Woche vom 1. bis 7. Jänner 1930 z. B. sollte laut diesem von Alfred Proksch gezeichneten Aufruf „P“ 
„im Angriff“ stehen und „H“ „die Wache“ halten. „Volksstimme“ F. 1 vom 1. Jänner (Eismond) 1930, S. 2.
328) In der „Volksstimme“ hatte Proksch dazu folgendes ausgeführt: „Ich will, daß das neue Jahr mit der An-
spannung aller unserer Kräfte beginne. Ich will, daß die Presse wirklich unser Schwert werde, das wir
nun umsomehr brauchen, je größer unsere Bewegung wird. Ich will, daß wir in Österreich Macht erhal-
ten und unsere Forderungen laut hinausrufen können, ohne daß sie verhallen.“ Ebda.
329) „Volksstimme“ F. 4 vom 24. Jänner (Eismond) 1930, S. 2.
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Neben der Werbearbeit für die nationalsozialistische Presse, über deren Erfolg330 in 
der „Volksstimme“ laufend berichtet wurde – am 24. Jänner 1930 schrieb das Blatt z. B.: 
„Schon zeigt sich der Erfolg der Werbearbeit. An einem einzigen Tag sind über 100 Neube-
stellungen auf die ‘Volksstimme’ eingelaufen.“331 – sollte jeder Parteigenosse dem Wunsch 
Prokschs zufolge aber auch sonst seine ganze Kraft in den Dienst der Partei stellen. Über die 
„Volksstimme“ wandte sich Proksch daher folgendermaßen an die Parteigenossen332: 
Ich will, daß wir stark werden! Da muß jeder schaffen und wirken. Da darf keiner ru-
hen und rasten bis das Ziel erreicht ist. Ich weiß, daß man alles schaffen kann, wenn 
man den eisernen, den unbeugsamen, unbesiegbaren Willen hat. Den Willen aber 
sollt Ihr haben, oder Ihr seid wahrhaftig des Reiches nicht wert, das da kommt, des-
sen Sendlinge und Prediger wir alle sind: des dritten deutschen Reiches. […].
Im Sinne der geforderten „Anspannung aller Kräfte“333 wurde nun überall die Propa-
gandaarbeit intensiviert. Der Februar 1930 wurde zum Werbemonat erklärt, jeder HJ-Mann 
mußte mindestens ein neues Mitglied werben334, und darüber hinaus setzte man auf „Klein-
arbeit“, also auf Propaganda „von Mann zu Mann“, wobei man sowohl der persönlichen In-
itiative als auch dem Einfallsreichtum und der Begeisterung der Parteigenossen einen weiten 
Spielraum ließ. Um der Kreativität der Parteigenossen in diesem Zusammenhang allerdings 
etwas auf die Sprünge zu helfen, hatte man in der „Volksstimme“ vom 7. März 1930 dazu 
jede Menge Anregungen aufgelistet, die – wie die folgenden Jahre zeigen sollten – auch sehr 
gerne aufgegriffen wurden. Unter dem Titel „Propaganda. Kleinarbeit“ hieß es hier335: 
Sie ist das Geheimnis der Kraft und geschieht meist von Mann zu Mann. Sie zu leisten 
ist Pflicht jedes Einzelnen, ihr Gebiet ist unbegrenzt. Jeder Parteigenosse hilft an der 
Verbreitung seiner Presse mit. Gelegenheit bietet Familie, Bekanntenkreis, Arbeits-
platz, Kontor, Eisenbahn. Er sorgt dafür, daß sein Stammlokal die Zeitung hält durch 
immer wiederholtes Nachfragen. Straßen- und Bahnhofhändler führen die Zeitungen, 
nach denen gefragt wird. Und wer sie „unbestellt“ ins Haus bekommt, wird vielleicht 
auch noch Bezieher. Jeder versorgt ständig seinen ganzen Kreis mit Material, leiht 
Bücher, zeigt Bilder, schreibt Bildkarten. Er leistet all die kleinen und kleinsten Pro-
pagandamittelchen von der Klebmarke auf seinen Briefen bis zum Hitlertaler, den er 
auf der Straße „verliert“, und nach dem sich Hunderte bücken.
Da sitzt einer im Kaffeehaus, einen Berg Zeitungen vor sich. Dann geht er. Später wun-
dert sich der Spießer in seinem Leibblatt, im „Wiener Journal“, im „Berliner Tage-
blatt“, in der „Frankfurter Zeitung“, Flugblätter mit dem Hakenkreuz zu finden.
Ich gehe auf die Straße. Plötzlich tanzt vor mir auf dem Gehsteig ein Licht. Es flackert 
und lockt. Man kann nicht an der Stelle vorbei, ohne den Lichtfleck zu sehen und seine 
Form zu enträtseln. Es ist ein Hakenkreuz. Scheinwerfer sind eine segensreiche Erfin-
dung. Zur Not tuts auch eine starke Taschenlampe oder Fahrradlaterne, die irgendwo 
in einem Fensterwinkel steht.
330) Dank der intensiven Werbung für die Presse konnte die „Volksstimme“ ab 6. September 1930 12seitig er-
scheinen. Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. S. 29.
331) „Volksstimme“ F. 4 vom 24. Jänner (Eismond) 1930, S. 2.
332) „Volksstimme“ F. 1 vom 1. Jänner (Eismond) 1930, S. 2.
333) „Volksstimme“ F. 4 vom 24. Jänner (Eismond) 1930, S. 2.
334) Ebda.
335) „Volksstimme“ F. 10 vom 7. März (Lenzmond) 1930, S. 3.
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Irgendwo ist ein Hochbau. Eines Morgens grüßt vom hohen Bauturm herab eine Haken-
kreuzfahne. Oder von einem Brückenpfeiler, von einem Fabriksschornstein. Sie wird 
bald wieder verschwinden? – Nun, ja, aber sie kann auch wieder kommen. Vor allem 
wird sie gesehen, es wird darüber gesprochen und das ist schon etwas. Man muß dem 
Volk sein künftiges Staatssymbol bekannt machen.
Dort ragt ein[e] kahle Hauswand. Warum steht darauf in großen Buchstaben gemalt: 
„Kauft im Warenhaus Rotschild!“ oder „Gewah“ oder „Hartmann“? – Sinnvoller als 
Gruß vom Hausgiebel herab, wäre zweifellos ein Hakenkreuz. Darunter ist dann noch 
Platz für eine Inschrift: „Lest den Völkischen Beobachter!“, lest die „Volksstimme!“ 
„Für Freiheit und Brot!“
Auch Fenster mit buntem Papier beklebt und beleuchtet, sind ein gutes Werbemittel. 
Lichtreklame ist kein Monopol der Warenhausjuden.
Schablonen sind etwas ungemein Praktisches. Zwei Mann halten sie, der dritte streicht 
Ölfarbe darüber. Ein vierter hört in der Nachbargasse den verschlafenen Schritt eines 
Wächters der heiligen Ruhe und Ordnung. Ein Pfiff, – husch, husch, die Waldfee, bumm, 
bumm, die Räuber. – Der Erstaunte liest: „Heil Hitler!“ – „Deutschland wache!“ und 
er glaubt – beinahe an Geister.
Das selbstverständliche Tragen des Abzeichens, das Braunhemd im Straßenbild, sind 
ebenso wirkungsvoll, wie der deutsche Gruß, der dir so in Fleisch und Blut übergehen 
soll, daß du ihn immer anwendest. Es dauert nicht lange und du findest Nachahmer, 
denn er ist schöner als das Hutschwenken. Stille Erziehung der Massen. Kleinarbeit. 
Jeder Einzelne ist ihr Träger. Sie ist die Seele unseres Wirkens. Sie ist der Schlüssel 
zum Geheimnis des Erfolges.
Im Zuge dieser mit Beginn des Jahres 1930 einsetzenden Propagandaoffensive wurden 
die Nationalsozialisten nach mehrjähriger Pause – wie sie dies schon anläßlich der Gemein-
dewahlergebnisse 1929 in der „Volksstimme“ vom 19. April 1929 angekündigt hatten336 –
nun auch in Schärding wieder aktiv und beraumten für den 16. Februar 1930 um 8 Uhr abends 
im Gasthof Aschenbrenner eine öffentliche Versammlung an. Über diese erste öffentliche 
Versammlung der „NSDAP (Hitlerbewegung)“ in Schärding wurde in der „Volksstimme“ 
folgendes berichtet337: 
Am Sonntag, den 16. Februar, fand in Schärding eine öffentliche Versammlung statt, 
deren Besuch die nur schwache Vorbereitungsmöglichkeit kaum anmerken ließ. Pg. v. 
Ribbentrop-München338 sprach über sein Thema: „Was will Hitler?“ Trotz der zwei-
stündigen Rede blieben die Zuhörer bis zum Ende gefesselt und stimmten den Ausfüh-
rungen zu. Sogar einige sonst ängstliche Bürger waren von den hinreißenden Worten 
so beeinflußt, daß sie zum Schluß mit erhobener Hand das Deutschlandlied mitsangen. 
In Schärding wird weitergearbeitet werden, bis auch dort die Bewegung zum bestim-
menden Faktor geworden ist. Die tapfere SA. von Neumarkt war mit den Kameraden 
336) Wie erwähnt, hatte die „Hitlerbewegung“ damals in den Orten Eferding, Schwanenstadt, Windischgarsten,
Schärding und Braunau am Inn, wo die alte Partei über insgesamt 7 Mandate verfügt hatte, aufgrund ih-
rer Schwäche in diesen Orten überhaupt nicht in den Wahlkampf eintreten können, worauf die „Volks-
stimme“ ihrer Leserschaft mitgeteilt hatte, daß man in diesen Orten „in nächster Zeit eine intensive Tätig-
keit“ entfalten werde, „da bisher eine solche infolge unserer Aufbauarbeit nicht möglich war“. „Volks-
stimme“ F. 16 vom 19. April (Ostermond) 1929, S. 3.
337) „Volksstimme“ F. 9 vom 28. Februar (Hornung) 1930, S. 6. 
338) Laut dem in der „Volksstimme“ F. 7 vom 14. Februar (Hornung) 1930 auf S. 7 veröffentlichten Veranstal-
tungskalender war ursprünglich Pg. Franz Zechmeister aus Attnang-Puchheim als Redner vorgesehen.
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von Andorf auf einem Lastauto gekommen und fuhren mit neuem Hoffen und neuem 
Mut aus der Versammlung heim. Durch die nächtliche Stadt hallte ihr lautes „Heil 
Hitler“.
Nur wenige Wochen, nachdem Pg. Joachim von Ribbentrop aus München hier gespro-
chen und dabei „begeisterte Zustimmung“ gefunden hatte, gelang es der „Hitlerbewegung“ 
dann, in Schärding eine eigene Ortsgruppe zu gründen.339 Sie stand durch Wenzel Dorner340, 
der in seiner Eigenschaft als Gauredner bzw. als Gaupropagandaleiter für Niederbayern im-
mer wieder in Schärding auftrat341 und der schließlich, nachdem er hier zuvor schon als „Be-
zirksführer“ der S.A.- und S.S.-Abteilungen fungiert hatte342, über Vorschlag des Gauleiters 
Andreas Bolek durch Landesleiter Alfred Proksch zum hiesigen „Bezirksleiter“ ernannt wur-
de343, von Anfang an in enger Verbindung zu den Passauer Nationalsozialisten. So berichtete 
die „Volksstimme“ am 26. April 1930 z. B. im Hinblick auf die Vorführung des Parteitag-
films344 am 7. April 1930 im Kino Froschauer u. a. folgendes345: 
Am 7. April 1930 lief im Kino Froschauer der Parteitagfilm. Über 100 Neugierige 
hatten sich eingefunden. Aus Ried i. I. war eine stattliche Anzahl Sa.-Kameraden er-
schienen und auch Passauer Kameraden waren anwesend. Die einleitenden Worte des 
Pg. Dorner aus Passau fanden begeisterte Aufnahme. Es war ein sichtbarer Erfolg[,]
worauf abschließend noch angefügt wurde:
Die engere Heimat Adolf Hitlers, das Innviertel, muß nationalsozialistisch werden. 
Die Losung heißt daher: „Arbeit und Kampf“.
Wie sich die neugegründete NSDAP-Ortsgruppe Schärding in den nächsten Jahren 
dann weiterentwickelte, soll allerdings einer späteren Arbeit vorbehalten sein. Hier sei nur 
339) „Volksstimme“ F. 17 vom 26. April (Ostermond) 1930, S. 6. Ein genaues Datum wird hier allerdings nicht 
genannt und konnte von mir auch anhand anderer Quellen nicht ermittelt werden.
340) Dorner war anläßlich der am 14. Januar 1930 im Turnerheim Bayerischer Löwe in der Sedanstraße stattfin-
denden Hauptversammlung der NSDAP-Ortsgruppe Passau auf Vorschlag des Pg. Josef Dietz zum Orts-
gruppenleiter-Stellvertreter gewählt worden. Ortsgruppenleiter wurde damals, da der bisherige Ortsgrup-
penleiter Pg. Alois Fischer in dieser Versammlung sein Amt niedergelegt hatte, Pg. Max Moosbauer. 
Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. S. 41 f.
341) Redner-Verzeichnis der N.S.D.A.P. nach dem Stande vom 1. März 1930 hrsg. von der Reichsprop.-Abtei-
lung der N.S.D.A.P. – Staatsarchiv Landshut, Rep. 168/5, Nr. 490.
342) So meldete das Landesgendarmeriekommando für Oberösterreich dem BKA z. B. am 25. November 1932: 
„Die unter Bezirksführer Wenzel Dorner, Bahnbeamter aus Passau stehenden S.A.- und S.S.-Abteilungen 
dürften 185 Mann, die Ortsgruppe der HJ in Schärding (Postbeamter Hans Winter) 30 Mann stark sein.“ 
Periodische Berichterstattung des Landesgendarmeriekommandos für Oberösterreich an das BKA vom 
25. November 1932. AdR, BKA 22/OÖ, Zl. 239.815/32.
343) Schreiben der Polizeidirektion Linz an das BKA vom 18. Februar 1933. AdR, BKA 22/OÖ, Zl. 122.341/33.
344) Im „Schärdinger Wochenblatt“ war dieser Film folgendermaßen beworben worden: „Die braunen Sturmko-
lonnen marschieren stramm durch Nürnberg, jubelnd begrüßt von der deutschen Bevölkerung. Zehntau-
sende sind aus allen Gauen herbeigeeilt, am Feste der Deutschen teilzunehmen. Ein unübersehbares Heer 
huldigt in überströmender Begeisterung seinem Führer. Wohin man auch blickt, freudige Mienen, Blu-
men, Braunhemden. Nürnberg ist zur Stadt des Hakenkreuzes geworden. In einer Fülle von Bildern zeigt 
der Film ‘Reichsparteitag der Nationalsozialisten 1929’, der am Montag, dem 7. April, um 8 Uhr abends, 
im Kino Froschauer läuft, welch gewaltigen Aufschwung die Bewegung in den letzten Jahren genommen 
hat, wie sie der letzte Hoffnungsanker unseres Volkes geworden ist.“ Schdg. WBl. 1930, Nr. 14, S. 7.
345) „Volksstimme“ F. 17 vom 26. April (Ostermond) 1930, S. 6.
-826-
noch festgehalten, daß die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ bei den am 9. November 1930 abge-
haltenen Nationalratswahlen trotz intensiver Wahlwerbung – am 18. Oktober 1930 hatte Pg. 
Gustav Nohel aus Linz anläßlich einer allgemein zugänglichen nationalsozialistischen Wäh-
lerversammlung im vollbesetzten346 Baumgartner-Sommerkeller gesprochen347; und am 26. 
Oktober waren im Rahmen einer im Aschenbrennersaal abgehaltenen nationalsozialisti-
schen Versammlung anstelle des verhinderten Landesleiters Pg. Alfred Proksch Frau Marie 
Werbik aus Linz und Wenzel Dorner aus Passau als Redner aufgetreten348 – lediglich 88 von 
den 2.425 in Schärding insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen für sich verbuchen konn-
te349, was einem Anteil von 3,63 Prozent entsprach. Im Bezirk Schärding, wo die National-
346) Laut der „Rieder Volkszeitung“ 1930, Nr. 43, S. 10 war diese Versammlung von zirka 80 Personen besucht; 
und dann hieß es noch: „Der Redner wußte über alle Parteien und über die Heimatwehr nur Schlechtes zu 
erzählen.“
347) Das „Schärdinger Wochenblatt“ teilte dazu folgendes mit: „Die Nationalsozialistische Arbeiterpartei (Hitler-
bewegung) hielt am 18. Okt. im Baumgartnerkeller eine Wählerversammlung ab, in der Kaufmann Gustav 
Nohel aus Linz über die von seiner Partei vertretenen Ziele und Bestrebungen erschöpfend, mit oft recht 
drastischen Ausdrücken sich aussprach. Die Versammlung war gut besucht, was deshalb hervorzuheben 
ist, da die NSDAP. erst in ihrer Entwicklung steht. Ein gewisses Interesse von auch anderen Lagern an-
gehörenden Wählern ist wohl unverkennbar.“ Schdg. WBl. 1930, Nr. 43, S. 6.
Die „Volksstimme“ F. 44 vom 31. Oktober (Weinmond) 1930, S. 10 hielt in diesem Zusammenhang fol-
gendes fest: „Der Redner erntete für seine Ausführungen großen Beifall. Der äußere Erfolg waren Bei-
tritte und reichliche Kampfspenden. Am nächsten Tage, Sonntag, den 19. Oktober hielt die Schärdinger 
Ortsgruppe vormittags eine Versammlung in Münzkirchen ab, die unserer Bewegung einen vollen Erfolg 
brachte. Bei 130 Bauern hörten den packenden Ausführungen des Pg. Nohel zu und am Schlusse melde-
ten einige Volksgenossen ihren Beitritt zur N. S. D. A. P. an. [Das Wahlergebnis (Schdg. WBl. 1930, Nr. 46, 
S. 1) blieb dann aber mit 20 Stimmen oder 2,29 % der gültigen Stimmen eher bescheiden; Anm. d. Verf.]. 
Nachmittag gings nach Rainbach. Auch hier dasselbe Bild. Vollbesetzte Gaststube und begeisternde Zu-
stimmung. [Bei der Wahl erhielt die NSDAP aber nicht eine einzige Stimme. Anm. d. Verf.].“ 
348) In der „Volksstimme“ F. 44 vom 31. Oktober (Weinmond) 1930, S. 10 wurde über diese Veranstaltung fol-
gendes berichtet: „[…] hielten wir am Sonntag, den 26. Oktober, in Schärding schon wieder eine Ver-
sammlung ab, und zwar nahmen wir gleich den größten Saal der Stadt auf. Trotzdem es uns noch vor 
wenigen Wochen als eine Unmöglichkeit erschien, war der Aschenbrenner-Saal voll besetzt. In Vertre-
tung des verhinderten Landesleiters Pg. Proksch sprachen Frau Werbik-Linz und der rasch herbeigeholte 
Pg. Dorner-Passau. Beide ernteten rauschenden Beifall. Obwohl zahlreiche Gegner aus allen Lagern an-
wesend waren, meldete sich zum Schlusse niemand zum Worte. Auch im äußersten Winkel des Innvier-
tels marschiert der Nationalsozialismus!“ 
Ein völlig anderes Bild vermittelt hingegen der Bericht, den die „Rieder Volkszeitung“ über diese Veran-
staltung veröffentlichte. U. a. hieß es darin: Am Sonntag, den 26. Oktober „hielten um 8 Uhr abends im 
Aschenbrennersaale die Nationalsozialisten eine Versammlung [ab], zu welcher 147 Personen erschienen 
waren, davon waren die Hälfte nicht Wahlberechtigte wegen ihres jugendlichen Alters oder wegen bayri-
scher Staatzugehörigkeit, der andere Teil bestand meist aus Neugierigen der verschiedensten Parteien, 
und ein kleiner Teil waren Anhänger der Nationalsozialisten. Als Redner waren erschienen eine Frau, an-
geblich aus Linz, welche nur kurze Zeit sprach, da ein Teil der Anwesenden bei einer längeren Rede sonst 
den Saal verlassen hätte. Als zweiter Redner sprach Herr Dorner, Bundesbahner aus Passau, der allen 
Parteien nur Schlechtes nachsagen konnte, besonders der christlichsozialen. Der Redner leistete sich die 
Geschmacklosigkeit, daß er Christus in seine Wahlrede hineinzerrte. Die Zeitungen der anderen Parteien 
nannte er Reptile. Vom Chauffeur des Bahnhofomnibusses Spindler wurde die ‘Rieder Volkszeitung’ ge-
nannt. Der Redner brüstete sich damit, daß die anderen Parteien keine Opfer zu verzeichnen haben, aber 
die Nationalsozialisten können schon 100 Tote und viele Verwundete nachweisen. Damit sagte er, daß 
diese Partei eine Putschpartei ist, auf die er sich wohl nicht viel einbilden kann. Trotz Aufforderung mel-
dete sich niemand zu Worte, es wäre auch schade gewesen, wenn auch nur einer auf diese Rede geant-
wortet hätte. Als einige Zwischenrufe fielen, kamen gleich die Braunhemden, verbaten sich das und kün-
digten den Hinauswurf an. Die Versammlung hat sich sodann in Wohlgefallen aufgelöst.“ „Rieder Volks-
zeitung“ 1930, Nr. 44, S. 10.
349) Die Stimmen verteilten sich in Schärding damals folgendermaßen auf die verschiedenen Parteien: Die Sozi-
aldemokraten waren mit 883 Stimmen oder 36,41 % als Sieger aus dieser Wahl hervorgegangen, dicht ge-
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sozialisten damals einen Stimmenanteil von 1,65 Prozent aufwiesen – im gesamten Bundes-
gebiet hatten sie 111.627 Stimmen bzw. 3,03 Prozent der gültigen Stimmen und in Ober-
österreich 11.562 Stimmen bzw. 2,41 Prozent erzielt350 –, lag Schärding damit hinter Riedau 
mit 8,03 Prozent und Andorf mit 7,06 Prozent weit abgeschlagen an dritter Stelle.351
folgt von den Christlichsozialen mit 864 Stimmen oder 35,63 %. Der Schoberblock kam auf 443 Stimmen 
bzw. 18,27 %, der Landbund auf 55 Stimmen (2,27 %) und der Heimatblock auf 87 Stimmen (3,59 %), 
und 5 Stimmen bzw. 0,20 % entfielen auf die Österreichische Volkspartei. Schdg. WBl. 1930, Nr. 46, S. 1.
350) Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 410 sowie eigene Berechnungen. 
Hänisch weist in diesem Zusammenhang allerdings darauf hin, daß in der österreichischen Wahlstatistik 
der Nationalratswahlen permanent eine Diskrepanz zwischen den zahlenmäßigen Ausweisen der Kreis-
wahlbehörden und den Einzelausweisen der Wahlorte bestand. So entfielen nach den Unterlagen der 
Kreiswahlbehörden auf die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ in Oberösterreich 11.562 Stimmen, nach der 
Summe der Einzelausweise kam die Partei jedoch auf 11.604 Stimmen. Ebda. S. 73.
351) Schdg. WBl. 1930, Nr. 46, S. 1.
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Zusammenfassung
Wie alle einschlägigen Quellen belegen und wie auch die vorliegende lokalgeschicht-
liche Dissertation zeigt, deren Zielsetzung es war, den Anfängen der nationalsozialistischen 
Bewegung in der Grenzstadt Schärding vor dem Hintergrund der allgemeinen Entwicklung 
des Nationalsozialismus nachzuspüren, war die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ bis zum Durch-
bruch der Partei im Deutschen Reich zu Beginn der dreißiger Jahre eine politisch ziemlich 
unbedeutende und durch ständige innere Auseinandersetzungen zerrissene Partei. Erst im 
Sog der durch die Weltwirtschaftskrise begünstigten großen Wahlerfolge Hitlers ab dem 
Jahr 1930 konnte die „Hitlerbewegung“ auch in Österreich ihre ersten größeren Erfolge vor-
weisen.1
Zusammen mit dem „Anschluß“ im März 1938 mag dies die von 1945 bis in die 90er 
Jahre des vorigen Jahrhunderts bestimmende, die Realität jedoch verkürzt wiedergebende 
These untermauert haben, daß der Nationalsozialismus von außen über Österreich hereinge-
brochen und Österreich das erste Opfer der nationalsozialistischen Aggression gewesen sei. 
Tatsächlich aber hatte der Nationalsozialismus nicht in Deutschland, sondern in der 
Habsburgermonarchie seinen Anfang genommen, und dieses altösterreichische Erbe – Bruce 
F. Pauley2 nennt in diesem Zusammenhang vor allem den politischen Antisemitismus, den 
alldeutschen Gedanken sowie den Widerstreit zwischen den einsetzenden nationalen Bestre-
bungen der Tschechen in Böhmen und Mähren und dem Wunsch der deutschsprachigen Be-
wohner dieser Kronländer, ihre überlegene wirtschaftliche und politische Position zu wah-
ren – drückte der österreichischen nationalsozialistischen Bewegung, die in ihrem Ursprung 
und Charakter weitgehend sudetendeutsch war – dieser Grenzlandhintergrund könnte übri-
gens eine Erklärung dafür bieten, warum der fanatische Geist rassischer und kultureller Into-
leranz innerhalb der nationalsozialistischen Bewegung so weit verbreitet war3 –, zumindest 
bis in die frühen dreißiger Jahre seinen Stempel auf.  
Gerade dieses altösterreichische Erbe mit seinen starken antitschechischen Ressenti-
ments4 war es aber auch, das die Entwicklung der nationalsozialistischen Ortsgruppe in der 
Grenzstadt Schärding in besonderem Maße prägte und das sich auch – als ideologischer Ex-
1) Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl. S. 238. 
Wie erwähnt, hatte die „NSDAP (Hitlerbewegung)“ bei den Nationalratswahlen 1930 111.627 Stimmen 
erhalten. Da es ihr damals aber nirgends gelungen war, das erforderliche Grundmandat zu erzielen, blieb 
sie im Nationalrat weiterhin ohne Mandat. Hänisch, Dirk: Die österreichischen NSDAP-Wähler. S. 410 
und Jagschitz, Gerhard: Der Putsch. S. 22.
2) Pauley, Bruce F.: Der Weg in den Nationalsozialismus. S. 29. 
3) Ihr Grundsatz, daß das deutsche Volk über alle Staatsgrenzen hinweg eine geschlossene Gemeinschaft bilde, 
brachte die Idee der deutschen Volks- und Kulturgemeinschaft hervor, also die Idee der alles durchdrin-
genden Gemeinschaft der deutschen Rasse, die die Grundlage für den nationalen Flügel der Anschluß-
bewegung bildete, wobei die schlecht definierten, mystischen und formlosen nationalistischen Gefühle 
auf die über den Einzelnen hinausgehende ausschließliche Anerkennung der ethnischen Gemeinschaft
abzielten. Luža, Radomir: Österreich und die großdeutsche Idee in der NS-Zeit. S. 28.
4) Immer wieder wurde in diesem Zusammenhang auch vor einem möglichen Vorrücken der Tschechen bis zur 
Donau und vor einer „Verslawisierung“ des deutschen Bodens gewarnt. So hielt das Schdg. WBl. 1930, 
Nr. 47, S. 6 z. B. anläßlich des am 15. November 1930 im Gasthof Aschenbrenner abgehaltenen Famili-
enabends des Sudetendeutschen Heimatbundes, an dem die Passauer Zweigstelle mit „mehr als 30 Per-
sonen“ teilnahm, u. a. folgendes fest: „Beide Redner [= Redakteur Kleiner aus Passau und Gauobmann 
Kraus aus Linz; Anm. d. Verf.] fanden nicht nur aufmerksame Zuhörer, sondern erhielten durch reichen 
Beifall auch dankbare Anerkennung, der beste Beweis dafür, daß die sudetendeutsche Frage infolge der 
sich in Oberösterreich und selbst in Bayern merklich machenden Tschechisierungsgelüste auch in Schär-
ding volles Verständnis findet.“ 
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port aus Österreich – in den Anfängen der nationalsozialistischen Bewegung Passaus und 
seiner Umgebung niederschlug. 
Vor diesem Hintergrund kann man den Nationalsozialismus daher nicht allein als Fol-
ge des Ersten Weltkrieges und als eine spontane Reaktion auf die als Diktat empfundenen 
Friedensschlüsse sehen. Betrachtete man ihn nämlich losgelöst von seinen Wurzeln in der 
Vorkriegszeit, wäre er zu eng mit seiner „Epoche“, dem Deutschland zwischen den beiden 
Weltkriegen, verbunden5, und dies ließe ihn – wie dies Hitler selbst dogmatisch zu unter-
mauern suchte – als eine völlig neue Weltanschauung erscheinen, was jedoch angesichts sei-
ner weit ins 19. Jahrhundert zurückreichenden Traditionen sowie seiner ideologischen und 
personellen Kontinuitäten von Schönerer und den Alldeutschen über die 1903 gegründete 
„Deutsche Arbeiterpartei“ zur DNSAP mit dem „Nationalen Sozialismus“ Rudolf Jungs6
nicht haltbar ist.
5) Wladika, Michael: Hitlers Vätergeneration. S. 12.
6) Alexander Schilling beispielsweise behauptete sogar, das Wiener Programm der DNSAP unterscheide sich 
von den Thesen Hitlers nur durch seine „demokratischen Eierschalen und seine politische Gleichberech-
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Beschlußbuch für den Gemeindeausschuß Gemeindeverwaltung Neuhaus a. Inn vom 
3. Dezember 1913 bis 13. März 1935.
Chronik Neuhaus 1902 bis 1944 – Institut der Englischen Fräulein zu Neuhaus am Inn.
Gedenkbuch der Pfarrei Vornbach a/Inn (1. November 1910 bis 30. Dezember 1967), 
angelegt von Hochw. Herrn Pfarrer Michael Zistl.





Flugschriften, Sammelbd. 18, Nr. 17: Der Inn, Baierns Strom, aber nicht Baierns Grän-
ze. – Braunau: 1814/15.
Politische Akten 1933–1945, Sch. 29–34.
Sammlung Slapnicka: Material zur Geschichte Oberösterreichs ab 1918. Sch. 7/1.
Österreichisches Statistisches Zentralamt
Aufzeichnungen des Statistischen Zentralamtes über die Nächtigungszahlen der Ge-
meinde Schärding (nach Halbjahren).
Schärding am Inn
Akten der Bezirkshauptmannschaft Schärding
Aufzeichnungen der „Liedertafel“ Schärding
Chronik des [k. k.] Gendarmeriepostens Schärding 
Chronik des Katholischen Stadtpfarramtes Schärding
Eheregister der Bezirkshauptmannschaft Schärding 
Einladung und Wahlaufruf der Landbund-Ortsgruppe Schärding, hrsg. durch die Land-
bund-Ortsgruppe Schärding. Verantwortlich für den Inhalt: Karl Frauneder, Landbund-
Sekretär, Schärding. – Wels: [1929].
Familienbuch Jg. 1938, Bd. I u. II der Bezirkshauptmannschaft Schärding
Geburtsregister der Bezirkshauptmannschaft Schärding für Personen, welche keiner 
gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören 
Gedenkbuch des Konventes der Barmherzigen Brüder in Schärding am Inn
Gemeindewahl 1920
K. k. Staatsbahndirektion Linz: K. k. Bahnbetriebsamt Schärding: Leistungs-Ausweis 
der Station Schärding pro 1918 
Meldebücher VI (1907–1913), VII (1914–1921) und VIII (1921–1930)
Nachlaß Ernst Dürr sen.
Nachlaß Josef Kislinger
Nachlaß Hofrat Franz Petrak
Nachlaß Otto Plursch
Nachlaß Alois Strebel
Protokolle der Bürgermeisterkonferenzen 
Protokolle des Elektrizitätsausschusses 1921 und 1922
Scheiber, Joachim: Geschehnisse seit dem Jahre 1890 in Schärding. – Schärding: 1934.
Sitzungsprotokolle der GDVP-Ortsgruppe Schärding
Sitzungs-Protokolle des Gemeindeausschusses der Stadt Schärding a. Inn vom 8. Juli 
1929 bis 3. Jänner 1935.
Sitzungs-Protokolle des Gemeindetages vom 12. 1. 1935 – 7. 2. 1938.
Staatsbahndirektion Linz: Bahnbetriebsamt Schärding: Leistungs-Ausweise der Station 
Schärding pro 1919, 1920 und 1921
Taufbücher XI (1911–1921), XII (1922–1934) und XIII (1935 – 20. September 1944) 
des Katholischen Stadtpfarramtes Schärding 
Totenbücher VII (1917–1941) und VIII (1942–1965) des Kath. Stadtpfarramtes Schär-
ding
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Trauungsbücher Tom. V (1892–1911), VI (1912–1924) und VII (1925–1941) des Kath. 
Stadtpfarramtes Schärding
Verhandlungsschriften über die Vorstands- und Aufsichtsratsitzungen der Schärdinger 
Handels- und Gewerbekasse von 1929–1936
Verzeichnis über die Mitglieder des Vereins-Ausschußes [sic!] der Liedertafel der lan-
desfürstlichen Stadt Schärding a/Inn anläßlich ihres 80. Bestandjahres [= 1927]
Wählerverzeichnis für die Gemeindewahl 1920
Staatsarchiv Landshut 
Rep. 164, Verz. 13, Nr. 1397 und 1399.
Rep. 168/1, Fasz. 2550, Nr. 5450.
Rep. 168, Verz. 5, Nr. 490.
Rep. 181, Nr. 24
Rep. 181, Nr. 77/II, Blatt 1–12.
Rep. 181, Nr. 79
Rep. 181, Nr. 81
Stadtarchiv Passau
Dorner, Wenzel: Antrag auf Einbürgerung im Deutschen Reich vom 1. Oktober 1935. –
II B, 1260.
M 78: Biographische Daten zu Max Moosbauer
Meldelisten der Stadt Passau
Moosbauer, Max: Die nationalsozialistische Bewegung in Passau 1920–1933. – Ma-
schinschriftliches Manuskript. Passau: o. J. [1934].
Das  B i l d m a t e r i a l  stammt aus der Sammlung Ernst Dürr/Anna Gugerbauer oder wur-
de der Verfasserin von den von ihr interviewten Personen zur Verfügung gestellt.
2. Gedruckte Quellen
Adreßbuch der Stadt Passau. – [12.] Ausgabe 1921/1922. – Passau: [1921].
Adreßbuch der Stadt Passau mit den Gemeinden Grubweg, Hacklberg und Bad Hals. – [13.] 
Ausgabe 1924. – Passau: [1924]. 
Arbeitsgemeinschaft der vereinigten Kameradschaftsverbände Wels (Hrsg.): Festführer für 
das deutsche und österreichische Frontkämpfertreffen Schulter an Schulter am 17. und 
18. Juli 1937 in Wels. – Wels: [1937]. 
Bayerisches Statistisches Landesamt (Hrsg.): Amtliches Gemeindeverzeichnis für Bayern 
nach der Volkszählung vom 17. Mai 1939 und dem Gebietsstand vom 1. Oktober 1940. 
(= Bd. 127 der Beiträge zur Statistik Bayerns). – 2. Auflage. München: 1940.
Bayerisches Statistisches Landesamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für den Freistaat Bayern. –
20 Jg. – München: 1934.
Berufsstatistik nach den Ergebnissen der Volkszählung vom 31. Dezember 1910 in Öster-
reich. 1. Heft des dritten Bandes der Volkszählungsergebnisse. Hauptübersicht und 
Besprechung der Ergebnisse. – Wien: 1916.
Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Gewerbliche Betriebszählung in der Republik Österreich 
vom 14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich. – Wien: 1932.
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Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Öster-
reich vom 14. Juni 1930. Ergebnisse für Oberösterreich [= Bd. 3]. – Wien: 1932.
Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Landwirtschaftliche Betriebszählung in der Republik Öster-
reich vom 14. Juni 1930. Gesamtergebnisse für Österreich [= Bd. 10]. – Wien: 1932.
Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistische Handbücher für die Republik Österreich. Jgg. 
III bis XIV. – Wien: 1923 bis 1933.   
Bundesamt für Statistik (Hrsg.): Statistische Handbücher für den Bundesstaat Österreich. 
Jgg. XV bis XVII. – Wien: 1935 bis 1937.
Bundesministerium für Handel und Verkehr (Hrsg.): Statistik der Kraftfahrzeuge in Öster-
reich nach dem Stande vom 31. Dezember 1930 (bzw. vom 31. Dez. 1931, vom 30. 
Sept. 1932, vom 30. Sept. 1933, vom 30. Sept. 1934 und vom 30. Sept. 1935). – Wien: 
1931 (bzw. 1932, 1933, 1934, 1935).
Chronik des Verbandes Allschlaraffia sowie derer Schlaraffen-Reyche und Colonien. Hrsg. 
zum 125jährigen Bestehen am 10. Lethemond a. U. 125 (1984). III. Bd. – Würzburg: 
(1984).
Chronik des Verbandes Allschlaraffia zur Hundertjahrfeyer in Norimberga. A. U. 100 (1959). 
Auszüge aus dem Werk des Ritters Vitruvius, Baruthia. – O. O. u. J.
Chronik des Verbandes Allschlaraffia zur Hundertjahrfeyer in Norimberga. A. U. 100 (1959). 
Entstehung „Schlaraffia“ im Jahre 1859, Geschichte, Verfassung, Wesen, Zweck, Ein-
richtung, Bräuche und Allgemeines, Geschichtsberichte der Schlaraffenreyche. II. Bd. –
Bonn: (1960).
Die Ergebnisse der Volkszählung vom 31. Dezember 1910 in den im Reichsrate vertretenen 
Königreichen und Ländern. 1. Heft: Die summarischen Ergebnisse der Volkszählung. –
Wien: 1912.
Einblattdruck hrsg. anläßlich des am 30. September 1922 in Salzburg begangenen Wieder-
sehenstages der Angehörigen der ehemaligen Truppenkörper
Ergebnisse der Wahlen für den oberösterreichischen Landtag am 17. Mai 1925. Hrsg. von der 
Landesregierung für Oberösterreich. – Linz: (1925).
Faltblatt zum 12. Deutschen Sängerbundesfest hrsg. von der Reichsbahnzentrale für den Deut-
schen Reiseverkehr in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Sängerbund und dem Lan-
desfremdenverkehrsverband Schlesien. – Berlin: 1937.
Festführer zum 12. Deutschen Sängerbundesfest Breslau 28. Juli bis 1. August 1937. – Hrsg. 
vom Deutschen Sängerbund. – Breslau: [1937].
Festschrift 50 Jahre Schärdinger. Erste Central-Teebutter-Verkaufs-Genossenschaft, reg. Gen. 
m. b. H. Schärding. – Ried: (1950).
Festschrift Wiedersehens- und Verbrüderungs-Fest in Schärding, 29., 30. u. 31. August 
1925. – Schärding: 1925.
Finanz-Landesdirektion Linz (Hrsg.): Personalstandes-Verzeichnis 1935 der oberösterreichi-
schen Finanzverwaltung. – Linz: (1935).
Gemeindeverzeichnis für die Reichsgaue der Ostmark auf Grund der Volkszählung vom 17. 
Mai 1939 nach dem Gebietsstand vom 1. Januar 1940. Hrsg. vom Statistischen Amt 
für die Reichsgaue der Ostmark. Ausgabe 2. – Wien: 1940.
Hamminger, Franz: Festschrift zum Jubiläum 100 Jahre Sektion Schärding des Österreichi-
schen Alpenvereins. 1887–1987. – Schärding: 1987.
100 Jahre Deutsche Schutzarbeit. Festschrift zum 100. Jahrestag der Gründung des Deut-
schen Schulvereins. Hrsg. vom Schutzverein „Österreichische Landsmannschaft“. –
Wien: [1980].
Jahrbuch des „Turnvereins Passau 1862“ für 1921.
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Kammer für Arbeiter und Angestellte (Hrsg.): Verzeichnis der Betriebe Oberösterreichs mit
5 und mehr Beschäftigten, gereiht nach Berufständen und Bezirkshauptmannschaften, 
nach dem Stande vom 1. Juli 1937. – Linz: o. J.
Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie: Das Wirtschaftsjahr 1930 in Oberösterreich. –
Linz: 1931.
Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie: Das Wirtschaftsjahr 1931 in Oberösterreich. –
Linz: 1932.
K. K. Statistische Zentralkommission (Hrsg.): Spezialortsrepertorium der österreichischen 
Länder. Bearbeitet auf Grund der Ergebnisse der Volkszählung vom 31. Dezember 
1910. Bd. II. Oberösterreich. – Wien: 1916.
Oberösterreichischer Amtskalender. Der Oberösterreicher. Auskunfts- und Geschäftshand-
buch für das Jahr 1919. 62. Jg. – Linz: 1918.
Parteivertretung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Deutschösterreichs (Hrsg.): Jahr-
buch der österreichischen Arbeiterbewegung. Jgg. 1926–1932. – Wien: 1927–1933.
Satzungen des Turnvereines Schärding. – Linz: 1908.
Sippungsfolge a. U. 73/74
Stadtsparkasse Passau (Hrsg.): Geschäftsbericht 1936. 111. Geschäftsjahr. – Passau: (1937).
Stadtsparkasse Passau (Hrsg.): Geschäftsbericht 1937. 112. Geschäftsjahr. – Passau: (1938).
Statistik des Bundesstaates Österreich: Die Ergebnisse der österreichischen Volkszählung 
vom 22. März 1934. – Heft 5: Oberösterreich. – Wien: 1935. 
Statistisches Handbuch für die Republik Österreich. – Hrsg. vom Österreichischen Statisti-
schen Zentralamt. XXXI. Jg., N. F. – Wien: 1980.
Tätigkeits-Berichte der Sozialdemokratischen Partei Oberösterreichs für die Zeit vom 1. Juli 
1922 bis 31. Dezember 1932. – Linz: 1923–1933.
Turnverein Schärding 1862 (Hrsg.): Festführer anläßlich des 3. Gauturnfestes der Turner und 
Turnerinnen des Inn-Traungaues (Deutscher Turnerbund) am 29. und 30. Brachets (Ju-
ni) 1929 in Schärding a. Inn. – Schärding: (1929).
Wahlsendschreiben der Deutschen Volkspartei an die männliche und weibliche Wählerschaft 
des Landes ob der Enns. – Linz: Weihnacht 1918.
Wiener Ausstellungsverein im Einvernehmen mit dem Gaupropagandaamt der Gauleitung 
Wien der NSDAP (Hrsg.): Georg Ritter von Schönerer. Künder und Wegbereiter des 
Großdeutschen Reiches. – Wien: (1942).
3. Tages- und Wochenzeitungen bzw. Periodika
Amts-Blatt der [k. k.] Bezirkshauptmannschaft und des [k. k.] Bezirksschulrates Schärding. –
Schärding: Jgg. 39 (1918) bis 45 (1924).  
Arbeitsdienst. Ein Blatt der Jungen. Hrsg. vom Verein „Freiwilliger Arbeitsdienst“: 1. Jg., F.
6 vom September 1934. – Wien: 1934.
Bauern-Zeitung. Hrsg. u. geleitet vom Preßverein ober- u. niederösterreichischer Bauern. –
Urfahr–Linz: 1921–1932.
Bundesturnzeitung. Hrsg. vom Deutschen Turnerbunde. – Wien: 1923–1936.
Der österreichische Nationalsozialist. Kampfblatt der Nationalsozialistischen Deutschen Ar-
beiterpartei Österreichs (Hitler-Bewegung). – Linz–Wien–Wels: 1926/27–1929.
Der Turner. Wochenblatt des „Deutschen Turnerbundes“. – Wien: 1937 und 1938.
Deutsche Arbeiter-Zeitung. Organ der Deutschen Arbeiterpartei in Oesterreich. – Wien: 
1912 und 1913.
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Deutsche Arbeiter-Presse. Organ der Deutschen Arbeiterpartei in Oesterreich. – Wien: 
1915–1926.
Donau-Zeitung. – Passau: 1918–1936.
Freie Worte. Zeitschrift der freien Sozialisten Oesterreichs. Organ für Wahrheit und Recht. –
Falkenau: Jgg. 4 (1905) bis 11 (1912). 
Innviertler Heimatblatt. Vereinigt mit „Innviertler Nachrichten“ und „Schärdinger Wochen-
blatt“. Parteiamtliches Blatt der NSDAP für das Innviertel. – Ried i. I.: 1939.
Innviertler Nachrichten. – Ried i. I.: 1933–1938.
Innviertler Volkszeitung. – Ried: 1886, 1892 und 1893. 
Innviertler Zeitung. „Deutsch-völkisches Wochenblatt.“ Gegründet 1880! Vormals „Rieder 
Sonntags-Blatt“. – Ried im Innkreis: 1919–1922.
Linzer Diözesanblatt. – Linz: 1922, 1930, 1933 und 1936.
Linzer Volksblatt. – Linz: 1919–1938.
Linzer Volksstimme. Völkisch-antisemitisches Kampfblatt der ehrlich schaffenden Stände. –
Linz: 1923–1926.
Münchner Neueste Nachrichten, Nr. 242 vom 2. September 1925. – München: 1925.
Oberösterreichische Tageszeitung. 2. Jg. – Linz: 1926. 
Oberösterreichische Volkszeitung. – Ried: 1898, 1900 und 1919–1922. 
Österreichischer Beobachter. Organ d. NSDAP. in Österreich. – Linz: 1937 und 1938.
Passauer Zeitung. – Passau: 1928-1935.
Reichspost. Unabhängiges Tagblatt für das christliche Volk. – Wien: 1933.
Rieder Sonntags-Blatt. Deutschfreiheitliches Organ für das Innviertel. – Ried: 1883; 1889, 
1897–1919. 
Rieder Volkszeitung. – Ried: 1923–1935 und 1949, Nr. 5.
Schärdinger Wochenblatt. Zeitung für den Bauern-, Gewerbe- und Handelsstand. – Schär-
ding bzw. Wels: 1902–1939.
Tagblatt. Organ für die Interessen des werktätigen Volkes. – Linz: 1922–1924.
Tages-Post. – Linz: 1919, 1922, 1925, 1938.
Vaterländische Front. Mitteilungsblatt der V. F. Oberösterreich. – Wien: 1937.
Volksstimme. Nationalsozialistisches Kampfblatt für die Alpenländer. – Linz: 1926–1933.
Volksruf. Nationalsozialistisches Wochenblatt für Salzburg und Oberösterreich. – Salzburg: 
1919–1923.
Die Wahrheit. Socialdemokratisches Volksblatt für Oberösterreich. – Linz: 1898, 1907, 
1919–1938.
Wiener Freie Volkspresse. Organ für das arbeitende Volk. Eigentum der freisozialistischen 
Organisation. – Wien: Hrsg. u. Verleger: Simon Starck, Reichsratsabgeordneter. Jgg. 1 
(1907) und 2 (1908). 
Zeitschrift des Bayerischen Statistischen Landesamts. 57. Jg., 65. Jg. und 71. Jg. – München: 
1925, 1933 und 1939.
4. Ungedruckte Literatur
Bartl, Susanne: Die politische Haltung der „Donau-Zeitung“ 1918–1933 unter besonderer 
Berücksichtigung der Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus. – Diplomar-
beit. Passau: (1989).
Biffl, Anna: Der Fremdenverkehr in Österreich von 1875 bis 1985. – Wien: 1987.
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Brandstötter, Rudolf: Dr. Walter Riehl und die Geschichte der nationalsozialistischen Bewe-
gung in Österreich. – Diss. Wien: 1969. 
Dürr, Marlies: Zur Geschichte der nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich. Von den 
Anfängen bis zum Parteiverbot (1919–1933). – Diplomarbeit. (Linz: 1981).
Feldmann, Angela: Landbund für Österreich. Ideologie – Organisation – Politik. – Diss. 
Wien: 1967.
Goldberger, Josef: Österreich und seine politische Entwicklung im Spiegel der Passauer 
„Donau-Zeitung“ vom März 1933 bis zum März 1938. – Diplomarbeit. Passau: 1996.
Gugerbauer, Anna: Der Landbund in Oberösterreich. – Diplomarbeit. Salzburg: 1977.
Haiden, Rene Alfons: Österreichische Landwirtschaft und Agrarpolitik der letzten drei Jahr-
zehnte. – Diss. Wien: 1953. 
Hawlik, Johannes: Die politischen Parteien Deutschösterreichs bei der Wahl zur Konstituie-
renden Nationalversammlung 1919. – Diss. Wien: 1971.
Hübener, Karl-Ludolf: Illegale österreichische Presse von 1933 bis 1938. – Diss. Wien: 1969.
Kellermann, Heinz: Der Turnverein Passau 1862 bis zum Jahre 1962 mit Verzeichnissen der 
Vorsitzenden, Ehrenvorsitzenden und Ehrenmitglieder sowie einer chronologischen 
Zusammenstellung über die „Planung einer neuen Innbrücke von 1963 bis 1976 und 
mögliche Folgen für den TV Passau 1862“. – Unveröffentlichtes maschinschriftliches 
Manuskript (in der Staatl. Bibliothek Passau). Bd. 2. – Passau: 1997.
Kern, Ferdinand: Die Kampfpresse der NSDAP im Gau Bayerische Ostmark 1923–1933. –
Diss. Landshut: 1941.
Rohleder, Edith Sibylle: Die oberösterreichischen Tages- und Wochenzeitungen in ihrer Ent-
wicklung vom Ende der Monarchie bis 1965. – Diss. Wien: 1966.
Schmidl, Roland: Der Deutsche Turnerbund (1919) und seine politische Relevanz in der Er-
sten Republik Österreich. – Diss. Wien: 1978.
Schneebauer, Ferdinand: Stadtgeographie von Schärding. – Diplomarbeit. Innsbruck: 1972.
Stoppacher, Robert: Die Anschluß-Propaganda der illegalen NS-Presse in Österreich 1933–
1938. – Diss. Wien: 1983.
Vallon, Gudrun: So haben sie es gemacht. Die nationalsozialistische Propaganda. Macht- und 
Lenkungsmittel der Partei und des Regimes. – Diss. Wien: 1986.
5. Aufsätze
Ackerl, Isabella: Der Phönix-Skandal. – In: Jedlicka, Ludwig/Neck, Rudolf (Hrsg.): Das Ju-
liabkommen von 1936. Vorgeschichte, Hintergründe und Folgen. Protokoll des Sym-
posiums in Wien am 10. und 11. Juni 1976. – Wien: 1977. 
Anderl, Gabriele: Auswanderung nach Äthiopien. – In: Horvath, Traude/Neyer, Gerda
(Hrsg.): Auswanderungen aus Österreich. Von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zur
Gegenwart. Mit einer umfassenden Bibliographie zur österreichischen Migrationsge-
schichte. – Wien, Köln, Weimar: (1996).
Becker, Winfried: Die Organisation der NS-Volksgemeinschaft in Passau. Gleichschaltung –
Konflikt – Widerstand. – In: Becker, Winfried (Hrsg.): Passau in der Zeit des National-
sozialismus. Ausgewählte Fallstudien. – Passau: 1999.
Bielka-Karltreu, Erich: Wie viele Österreicher waren in der Ersten Republik für den Anschluß 
an Deutschland? – In: Geschichte und Gegenwart. – Vierteljahreshefte für Zeitgeschich-
te, Gesellschaftsanalyse und politische Bildung. – 7. Jg. (1988), H. 1.
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Weinzierl, Erika/Skalnik, Kurt (Hrsg.): Österreich 1918–1938. Geschichte der Ersten 
Republik. 2 Bde. – Bd. 1. – Graz, Wien, Köln: 1983.
Botz, Gerhard: Arbeiterschaft und österreichische NSDAP-Mitglieder (1926–1945). – In: Ar-
delt, Rudolf G./Hautmann, Hans (Hrsg.): Arbeiterschaft und Nationalsozialismus in 
Österreich. Festschrift für Karl R. Stadler. – Wien, Zürich: 1990.
Ders.: Der „Anschluß“. Zwischen Akzeptanz und Distanz. – In: Wendepunkte und Kontinui-
täten. Zäsuren der demokratischen Entwicklung in der österreichischen Geschichte. 
Hrsg. vom Forum Politische Bildung. (Sonderband der Schriftenreihe Informationen 
zur Politischen Bildung). – Innsbruck, Wien: 1998.
Ders.: Der österreichische Nationalsozialismus. – In: Desput, Joseph F. (Hrsg.): Österreich 
1934–1984. Erfahrungen, Erkenntnisse, Besinnung. – Graz/Wien/Köln: 1984. 
Ders.: Eine deutsche Geschichte 1938 bis 1945? Österreichische Geschichte zwischen Exil, 
Widerstand und Verstrickung. – In: Zeitgeschichte, 14 (1986).
Ders.: Faschistische Bewegungen und Lohnabhängige in Österreich. – In: Internationale Ta-
gung der Historiker der Arbeiterbewegung („X. Linzer Konferenz“ 1974). Arbeiterbe-
wegung und Faschismus. Der Februar 1934 in Österreich. (= Geschichte der Arbeiter-
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Das geistige Leben Wiens in der Zwischenkriegszeit. – Wien: 1981. 
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Kurzfassung
Wie bereits aus der Themenstellung hervorgeht, handelt es sich bei der vorliegenden 
Dissertation um einen Beitrag zur Frühgeschichte des Nationalsozialismus in Oberösterreich.
Ausgehend von den Wurzeln der nationalsozialistischen Bewegung im 19. Jahrhundert 
und ihrer Manifestation in der „Deutschen Arbeiterpartei“, der direkten Vorläuferin der 
österreichischen NSDAP, wird in dieser Arbeit die Geschichte der nationalsozialistischen 
Ortsgruppe Schärding vom ersten Auftreten nationalsozialistischer Funktionäre in der Stadt 
im Frühjahr 1919 über die Gründung der DNSAP-Ortsgruppe im Herbst 1919 bis zur Grün-
dung der Ortsgruppe Schärding der „NSDAP (Hitlerbewegung)“ im Frühjahr 1930 behan-
delt, wobei die Ereignisse in Schärding durch zahlreiche Querverweise immer wieder in Re-
lation zur Entwicklung der Nationalsozialistischen Partei in Oberösterreich bzw. in Öster-
reich, aber auch zur Entwicklung der NSDAP im Deutschen Reich gesetzt werden.
Das Hauptaugenmerk der Dissertation lag dabei auf den Besonderheiten, die aus der 
unmittelbaren Grenzlage Schärdings und seiner Nähe zur Dreiflüssestadt Passau, aber auch 
aus der langjährigen Zugehörigkeit des Innviertels zu Bayern resultierten. Die Beschreibung 
dieses speziellen Verhältnisses zu den bayerischen Nachbarn, das sich auch entscheidend auf 
die Entwicklung der nationalsozialistischen Bewegung im bayerisch-österreichischen Grenz-
gebiet am unteren Inn auswirkte und in der Frühzeit des Nationalsozialismus einen Ideologie-
transfer von Oberösterreich nach Bayern zur Folge hatte, nahm daher breiten Raum in der Ar-
beit ein. Entsprechend dem grenzüberschreitenden Aspekt der Dissertation wurde in diesem 
Zusammenhang auch der Frage nachgegangen, wie sich die Anschlußbestrebungen diesseits 
und jenseits des Inn zwischen 1918 und 1938 gestalteten bzw. welche Rolle sie damals auf 
bayerischer und österreichischer Seite spielten. 
Da in vielen Interviews und in einem Teil der wissenschaftlichen Literatur häufig die 
schlechte wirtschaftliche Lage und die damit verbundene hohe Arbeitslosigkeit als wesentli-
che Voraussetzungen für die wachsende Zustimmung breiter Bevölkerungsschichten für die 
NSDAP genannt werden, ist ein umfangreiches Kapitel der Dissertation den sozioökonomi-
schen Verhältnissen der Stadt in der Ersten Republik gewidmet. 
Einer ausführlichen Untersuchung unterzogen wurden darüber hinaus auch die deutsch-
nationalen Vereine Schärdings – und zwar der „Deutsche Turnverein Schärding 1862“, der 
„Deutsche Schulverein Südmark“, der „Hilfsverein für Deutschböhmen und die Sudetenlän-
der“, die „Liedertafel Schärding 1847“ und der „Männergesangsverein Widerhall“, die 
„Scardinga“ sowie der „Deutsche und Österreichische Alpenverein“ –, denn durch ihr Ein-
treten für einen Zusammenschluß aller Deutschen bzw. für einen Anschluß Österreichs an 
Deutschland waren sie schon früh zu Trägern großdeutschen Gedankenguts geworden, was 
sie in der Folge dann zu ideologischen Wegbereitern des „Anschlusses“ werden ließ.
Ausgehend von der in einer Kleinstadt vorhandenen soziokulturellen Identität, die sich 
aus der gemeinsamen Geschichte, den gemeinsamen Alltagserfahrungen und den kommunika-
tiven Beziehungen zusammensetzt, galt es in dieser Arbeit also, einerseits die Wirkungsge-
schichte des Nationalsozialismus „von unten“, von der sozialen Basis her zu dokumentieren 
und andererseits zu zeigen, wie sich die Politik höherer und höchster Ebene hier fortpflanzte.
Als Grundlage für die vorliegende Dissertation dienten neben oberösterreichischen und 
niederbayerischen Lokal- und Parteizeitungen – der wichtigsten Quelle in diesem Bereich, 
dem „Schärdinger Wochenblatt“, ist ein eigenes Kapitel gewidmet – Aktenbestände in baye-
rischen, oberösterreichischen und zentralen österreichischen und deutschen Archiven, Ge-
meinderatsprotokolle, Gerichtsakten, Flugblätter, Biographien und Autobiographien, Pfarr-, 
Vereins- und Schulchroniken, Fotos, Ausweise usw., aber auch Interviews mit Zeitzeugen.
Abstract
As already shown by the formulation of the topic, the thesis on hand contributes to the 
early history of National Socialism in Upper Austria. 
Starting from the roots of the National Socialist movement in the 19th century and its 
manifestation in the “Deutsche Arbeiterpartei”, the direct precursor of the Austrian NSDAP, 
this thesis deals with the history of the National Socialist local group Schärding from the 
very first occurrence of National Socialist functionaries in town in the spring of 1919, 
moving on to the foundation of the DNSAP-local group in the autumn of 1919 to the foun-
dation of the local group Schärding of  the “NSDAP (Hitlerbewegung)” in the spring of 1930. 
In this connection the very incidents in Schärding are continually related to the development 
of the National Socialist Party in Upper Austria as well as to the development of the NSDAP 
in the German Reich.
The thesis focused its attention on the specific features, which resulted from the im-
mediate border location of Schärding and its vicinity to the Dreiflüssestadt Passau as well as 
its longstanding affiliation of the Innviertel to Bavaria. That’s why the thesis stresses the de-
piction of the particular relationship with the Bavarian neighbours, which also affected the 
development of the National Socialist movement in the Bavarian-Austrian border area on the 
lower Inn and which resulted in a transfer of ideology in the early days of National Socialism. 
According to the cross-border aspect of the thesis, the development of the Anschluss on both 
sides of the Inn between 1918 and 1938 as well as its role on the Bavarian and Austrian side 
were dealt with.
As – in many interviews and parts of scientific literature – the bad economic situation 
with its high rate of unemployment is often mentioned to be the decisive factor for the 
growing approval of wide sections of society, an extensive chapter of the thesis deals with 
the socioeconomic circumstances of the town during the Erste Republik.
Furthermore the German National clubs of Schärding – in fact the “Deutsche Turnver-
ein Schärding 1862”, the “Deutsche Schulverein Südmark”, the “Hilfsverein für Deutsch-
böhmen und die Sudetenländer”, the “Liedertafel Schärding 1847” and the “Männergesangs-
verein Widerhall”, the “Scardinga” as well as the “Deutsche und Österreichische Alpenver-
ein” – were analyzed in detail, because of their supporting a union of all Germans or a union 
of Austria with Germany they very soon became trailblazers of a pan-German body of 
thought, which subsequently made them – in an ideological way – pave the way for the “An-
schluss”.
On the one hand the thesis shows – starting from the sociocultural identity of a small 
town, which is made up of shared history, shared everyday experience and communicative 
relations – the Wirkungsgeschichte of  National Socialism starting from the social basis, 
and on the other hand the spreading of high and top level policy.
Upper Austrian and Lower Bavarian local and party newspapers – one chapter of the 
thesis deals with the “Schärdinger Wochenblatt”, which is the most important source in this 
field –, files in Bavarian, Upper Austrian and central Austrian and German archives, minutes 
of local councils, court records, leaflets, biographies and autobiographies, parish chronicles, 
club chronicles, school chronicles, photographs, documents and the like, but also interviews 
with witnesses of the times were the basis for the thesis on hand.
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